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Zur Geſchichte und Kritik der angeblichen Statuten 
des Hochmeiſters Werner von Orfeln ` 


Von 
Wuguft Seraphim 


In der Geſchichte des Deutſchen Ordens fällt eine eigentümliche 
Bedeutung den Statuten zu, die erſt mehr als hundert Jahre nach des 
Hochmeiſters Werner von Orſeln Tode (t 1330) auftauchten, aber den 
Anſpruch darauf erhoben, während ſeiner Regierung von einem Ordens⸗ 
kapitel beſchloſſen worden zu ſein. Der Streit um ihre Echtheit und 
ihre Gültigkeit hat weit über ein Jahrzehnt die Gemüter in Spannung 
erhalten und weſentlich dazu beigetragen, Sicherheit und inneren Bu- 
ſammenhalt des Ordens auf das äußerſte zu gefährden. So wird es 
nicht ungerechtfertigt erſcheinen, daß die alte Streitfrage hier noch ein⸗ 
mal, eingehender als es bisher geſchehen iſt, verfolgt wird. Ehe wir der 
Frage der Echtheit nähertreten, betrachten wir in Kürze die politiſchen 
Verhältniſſe, während deren ſie zuerſt begegnen, denn ohne Kenntnis 
die ſer Verhältniſſe würde eine wichtige Vorausſetzung zur Beantwortung 
jene Frage fehlen. Wir ſchließen daran einen Überblick über die Erörte⸗ 
rungen und Verhandlungen, welche durch die Statuten veranlaßt worden 
ſind ?), um uns dann im zweiten Abſchnitt ihrer Kritik zuzuwenden. 


1 


Zur Geſchichte der Orſeluſchen Statuten 


Die Orſelnſchen Statuten traten zuerſt auf in der Zeit des Hod- 
meiſters Paul von Rußdorf, d. h. in einer der unerfreulichſten Perioden 


1) Die Arbeit iſt bereits im Juli 1914 der Redaktion eingeſandt worden. 

2) Sie ſind bereits von Joh. Voigt im VII. und VIII. Bande ſeiner 

preußiſchen Geſchichte behandelt. Doch macht das eine neue Darlegung um fo 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIII. 1. 1 
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in der Geſchichte des Deutſchen Ordens, als ſchon mehr als eine der 
Zerſetzungserſcheinungen ſich geltend machte, die ſpäter die Auflöſung 
des Ordens ſtaates vorbereitet haben. Als Paul von Rußdorf 1422 
Michael Küchmeiſter von Sternberg in der Regierung folgte, fiel ihm 
als nächſte Aufgabe ein Krieg mit Polen und Litauen zu, der in dem⸗ 
ſelben Jahre ausbrach, aber auch ſchon (27. September) beendet wurde. 
Der Friede am Melnoſee, der dem Kampfe vorläufig ein Ziel ſetzte, 
brachte den Polen zwar nur den Gewinn von Neſſau und einigen 
anderen umſtrittenen Burgen, dagegen fiel dem litauiſchen Großſürſten 
Witowt das Land Samaiten zu, das, die Staaten des Deutſchen 
Ordens in Preußen und in Livland verbindend, für dieſen von 
hoher Bedeutung geweſen war. Wir verfolgen hier nicht, wie ſich die 
Politik Witowts jetzt von der Polens ſchied und ſich dem Orden gegen⸗ 
über vielfach geneigter zeigte, und wie auch das Verhältnis Witowts 
zum römiſchen Könige, zu Sigmund von Ungarn und Böhmen, ſich 
weſentlich verbeſſerte, als dieſer nach anfänglichem heftigem Widerſtreben 
den Frieden am Melnoſee anerkannte und nun Witowt durch Zurück- 
berufung des Prinzen Korybut aus Böhmen die Schwierigkeiten auf- 
gab, die er bisher durch Förderung der Sigmund widerſtrebenden 
Kreiſe in Böhmen dieſem hier gemacht hatte. Für unſeren Zuſammen⸗ 
hang iſt es wichtiger, daß König Sigmund nicht der einzige war, der 
an dem Friedensſchluſſe Anſtoß genommen hatte. In den Kreiſen des 
deutſchen Fürſtentums tadelte man es ſehr, daß der Orden „Schlöſſer, 
Lande und Leute übergeben hat, die vor Zeiten von ihren Altvordern, 
Fürſten, Herren, Rittern und Knechten ſo ſchwer mit unermeßlicher 
Vergießung chriſtlichen Blutes gebaut, gewonnen und überkommen ſind 
dem chriſtlichen Glauben zu einem ſonderlichen Schirm und Schild an 
dem Orte“. Dieſe Stimmung äußerte ſich dem Deutſchmeiſter gegen⸗ 
über auf dem Frankfurter Fürſtentage ganz unverholen und ſchüchterte 
ihn ein. Denn wie rückſichtslos Fürſten gegen den Deutſchmeiſter ſich 
verhalten konnten, hatte ſich noch ſoeben gezeigt: Herzog Heinrich von 
Bayern hatte ſich des Deutſchordenshauſes Genghofen bemächtigt, als 
der Hochmeiſter es unterlaſſen hatte, ſeine Anſprüche zu befriedigen, die 
er wegen der ihm aus Anlaß ſeiner Anweſenheit in Preußen während 
des letzten Krieges erwachſenen Unkoſten geltend machte !). So weigerte 
ſich der Deutſchmeiſter, die Friedensurkunde mit zu unterſiegeln, und es 


weniger überflüſſig, als ſeit dem Erſcheinen ſeines Buches viel neues Material 
bekannt geworden iſt. Eine kurze Zuſammenfaſſung bei Wilh. Pückert, Die 
kurfürſtl. Neutralität während des Basler Konzils (1855) S. 34—36. 

1) Voigt a. a. O. VII, 460—462. 
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mag ſeine Geneigtheit dazu eine um ſo geringere geweſen ſein, als König 
Sigmund damals, wie bemerkt, dem Friedensſchluſſe widerſtrebte. An ihm, 
des Reiches Oberhaupt, mußte ja der deutſche Ordenszweig ſeinen Rückhalt 
gegenüber den Fürſten ſuchen, von deren Gebiet umklammert ſeine Be⸗ 
ſitzungen weitzerſtreut lagen. Dieſe Gegenſätze zwiſchen den Intereſſen 
der beiden Ordenszweige, dem in Deutſchland und dem in Preußen, 
traten wenige Jahre ſpäter wieder deutlich zutage. Nach dem Tode 
Witowts war in Litauen Swidrigiello, der Bruder Jagiellos, Großfürſt 
geworden (1430) und alsbald infolge ſeines Strebens nach Unabhängig⸗ 
keit mit ſeinem königlichen Bruder in Polen in einen Kampf geraten, 
den die polniſche Hiſtoriographie als den Aufſtand des Swidrigiello zu 
bezeichnen pflegt). Sein natürlicher Bundesgenoſſe wurde Jagiellos 
alter Feind, König Sigmund und unter feinem Drucke auch der Hod- 
meiſter. Dieſer ſchloß mit dem litauiſchen Großfürſten 1431 das 
Bündnis zu Chriftmemel?) und fiel alsbald verheerend in Polen ein. 
Wir erzählen hier die Erfolge und Mißerfolge der Polen in dieſem 
„Kampfe gegen die deutſche Nation“ nicht, in dem ſie auch den Deut⸗ 
ſchen Orden in Livland unter ihren Gegnern ſahen, denn auch für 
dieſen war die Feindſchaft zwiſchen Polen und Litauen im höchſten 
Grade erwünſcht. Eine engere Verbindung beider Staaten bedeutete, 
wie man nicht verkannte, eine Bedrohung der Exiſtenz der Ordens⸗ 
lande ?). Am 13. September 1433 kam zwiſchen dem Hochmeiſter und 
Polen in Jesnitz ein Waffenſtillſtand zum Abſchluß, während deſſen in 
Breſt Verhandlungen über den Frieden folgen ſollten. Der von den 
Polen im Gegenſatze zu Swidrigiello in Litauen erhobene Großfürſt 
Sigmund hatte den Waffenſtillſtand nicht anerkannt und alsdann 
ſeinem Gegner gegenüber große Erfolge gehabt. Das wirkte auf die 
Haltung der Polen ein, die noch vor Beginn der Verhandlungen in 
Breſt ihre weitgehenden Bedingungen bekannt gaben, unter denen ſie 
Frieden zu ſchließen bereit waren. Sie beſtanden auf der Abtretung 
von Neſſau, das der Orden 1431 zurückerobert hatte, auf Preisgabe 
Swidrigiellos von ſeiten des Hochmeiſters, auf Fernhaltung des Kaiſers 
und des Papſtes von den Verhandlungen und auf der Beſtimmung, 
daß, wenn der eine vertragſchließende Teil den Frieden breche, ſeine 


1) Vgl. A. Lewicki, Powstanie Swidrijgielly, Abh. d. Krakauer Afa- 
demie, Hift. Phil. Kl. XXXIX, S. 128—516. S. auch Anzeiger der Akad. d. 
Wiſſenſch. in Krakau, April 1892. 

2) Karo, Geſchichte Polens IV, 14 ff. 

3) Bgl. Livland. Urk.⸗Buch VIII, Nr. 398 und Hildebrand ebenda, Gin: 
leitung S. IX. 
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Untertanen ihres Eides ihm gegenüber entbunden fein follten; die Fürſten 
ſollten darüber einander Urkunden ausſtellen und ſie austauſchen. Das 
war ein Verlangen, deſſen Sinn klarer wird, wenn wir uns erinnern, 
daß in weiten Kreiſen der Bewohner Preußens ein lebhaftes Friedens⸗ 
bedürfnis herrſchte. Dieſe vier Artikel haben dann die Verhandlungen 
weſentlich erſchwert, die im Spätherbſt des Jahres 1433 in Breſt be⸗ 
gonnen ` es ſchien fait unmöglich, daß der Orden fih mit dieſen Be- 
dingungen abfand. Es war ſchwer und jedenfalls gegen die Intereſſen 
und Wünſche des livländiſchen Ordenszweiges, Swidrigiello feinem 
Schickſal zu überlaſſen, noch ſchwerer den Kaiſer, der doch beſonders 
für den deutſchen Ordenszweig von höchſter Bedeutung war, zu ver- 
legen und die Beziehungen zu Kaifer und Papſt zu lockern; wie folte 
ſich der Hochmeiſter vollends dazu verſtehen, ſeine auswärtige Politik 
der Kontrolle ſeiner Stände zu unterwerfen, deren Machtſtreben ſeit dem 
Thorner Frieden ſo unverkennbar zutage trat? Und doch hat der 
Hochmeiſter nachgeben müſſen; die Stände Preußens ſind es geweſen, 
deren Haltung dabei von ausſchlaggebender Bedeutung wurde. Was 
lag ihnen an des Ordens politiſchem Kredit, den die Preisgabe 
Swidrigiellos gefährden mußte, was an Kaiſer und Papſt? Wieweit 
ſich die Unbotmäßigkeit verſtieg, zeigt die Außerung, die namens der 
Stände der Thorner Bürgermeiſter Herman Reuſap dem Hochmeiſter 
gegenüber machte, ſchaffe der Orden nicht den Frieden, ſo ſolle er 
wiſſen, „daß wir ſelber dafür gedenken wollen, und wollen eyn Herrn 
ſuchen, der uns Fryde und Ruhe wird ſchicken“ !). Unter dieſem Drucke 
kam es am 15. Dezember 1433 in Leczyc zum Abſchluſſe eines zwölf- 
jährigen Beifriedens?). Er ließ jedem Teile feine derzeitigen Erobe⸗ 
rungen, ſo daß auch Neſſau dem Orden verblieb; im übrigen aber 
hatten die verfänglichen Artikel in die Vertragsurkunde Aufnahme 
gefunden. Die ausdrückliche Erklärung, daß etwaige Einwendungen 
auch des Kaiſers gegen den Beifrieden wirkungslos fein ſollten, ver- 
ſtimmte dieſen tief. Auch die Gebietiger der Deutſchen Ordenslande 
gaben ihrer Unzufriedenheit ſehr deutlich in einem an den Hochmeiſter 
gerichteten Schreiben Ausdruck; fie erklärten, daß die Meiſter in Deutfch- 
land und in Livland den Beifrieden unmöglich billigen könnten ). Und 
in der Tat ſchien es ſo, als würde Rußdorf noch einmal das Glück 
der Waffen verſuchen, als Jagiello 1434 aus dem Leben geſchieden 
war; aber er befann fih eines Beflecen. Kaifer Sigmund war nicht 


1) Script. rer. Pruss. III, 638. 
2) Dog iel, Cod. dipl. Polon. IV, 119. 
3) Voigt a. a. O. VII, 683, 684. 
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in der Lage, dem Orden zu helfen; indem die Polen die Erledigung 
der Huſſitenfrage auf dem Konzil in Baſel hinauszogen, legten ſie ihn 
lahm, und dann lockten ſie ihn durch die Ehe einer ſeiner Enkelinnen 
mit Wladislaw, Jagiellos jugendlichem Erben; auf ihn war kein Verlag. 
Dazu kam, daß Swidrigiello und der Meiſter des mit ihm den Kampf 
gegen Polen fortſetzenden livländiſchen Zweiges des Deutſchen Ordens 
Franke Kerskorff im Sommer 1435 bei Wilkomir an der Swienta in 
einer Schlacht entſcheidend geſchlagen wurden und letzterer dabei ſein 
Leben einbüßte. Vor allem aber: In drohendſter Weiſe verlangten die 
preußiſchen Stände, daß der Friede erhalten und zu einem dauernden 
geſtaltet werde. Dieſe Sachlage war es, die Paul von Rußdorf be⸗ 
wog, dem Beifrieden am 31. Dezember 1435 zu Breſt in Kujavien 
den „ewigen“ Frieden folgen zu laſſen, in dem der Orden den An⸗ 
ſprüchen der Polen weit entgegenkam !). Neſſau fiel an Polen; aber 
auch Samaiten und Sudauen gab der Orden auf; Swidrigiello ſollte 
er ſeinem Schickſal überlaſſen. Keiner der vertragſchließenden Teile 
ſollte den andern künftig angreifen, auch nicht auf Befehl des Papſtes, 
des Kaiſers, oder wer es ſonſt ſei; wiederholt wird die Beſtimmung, 
daß ſowohl der König, wie der Hochmeiſter ihre Untertanen für den 
Fall eines von ihnen herbeigeführten Friedensbruches von Pflicht und 
Gehorſam entbanden, eine Feſtſetzung, die gleich der vorhergehenden 
lediglich eine Einengung des Hochmeiſters bedeuten konnte. 

Es war nicht ohne Grund, daß der Vertrag vorſah, daß auch der 
Deutſchmeiſter in Jahresfriſt den Friedensſchluß beſiegen ſolle. Aber 
gerade hier traten energiſche Widerſtände ein. Die Gebietiger der 
deutſchen Balleien richteten an den Hochmeiſter ein Schreiben in dem 
ſie ſich in ſchärfſter Weiſe über ihn beklagten; ſein Verhalten, beſonders 
auch die trotz gegenteiliger, dem Kaifer gemachter Versprechungen er- 
folgte Preisgabe Swidrigiellos ziehe dem geſamten Orden böſe Nach⸗ 
rede und Feindſchaft zu. Ein Schreiben des Hochmeiſters, in dem er 
ſeine Handlungsweiſe dem Deutſchmeiſter gegenüber zu rechtfertigen 
ſuchte, verfehlte natürlich feine Wirkung?). Es war eben nicht anders: 
die Intereſſen des Ordens in Preußen, naturgemäß bedingt durch die 
Verhältniſſe dieſes Landes und durch die Rückſichtnahme auf die Forde⸗ 
rungen ſeiner Stände, waren eben andere als die des deutſchen Ordens⸗ 
zweiges, für den Stimmung und Haltung des Reichsoberhauptes, der 
deutſchen Fürſten und des deutſchen Adels eine Bedeutung beſaßen, 
die in dem Maße für den Hochmeiſter nicht vorlag. Und während 


1) Dogiel IV, 123. 
2) Voigt a. a. O. VII, 683—685. 
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Kaifer Sigmund, der zunächſt in voller Entrüſtung dem Orden gegrollt 
und den Gedanken, ſelbſt auf einem Verhandlungstage in Prag die Löſung 
der Streitfragen in die Hand zu nehmen, feſtgehalten hatte, doch wieder 
einlenkte, blieb das Verhältnis des Hochmeiſters zum Deutſchmeiſter gleich 
ſchlecht, ja im Jahre 1437 ſpitzte es ſich auf das äußerſte zu. Der Deutſch⸗ 
meiſter Eberhard von Saunsheim ſandte an den Hochmeiſter den Komtur 
von Virnsberg und den Hauskomtur von Frankfurt und ermahnte ihn 
durch fie dringend, in drei Monaten feine unordentliche und unrebliche 
Verwaltung abzuſtellen. Er berief ſich dabei auf die durch die Statuten 
des Hochmeiſters Werner von Orſeln dem Deutſchmeiſter ver⸗ 
liehenen Befugniſſe !), nachdem ein von ihm nach Mergentheim berufenes 
Generalkapitel fie einmütig als „gantz krafftig und machtig erkandt“ hatte:). 
Dieſe Statuten ſollten auf einem in Marienburg Sonnabend nach 
Kreuzeserhöhung (16. September) 1329 ſtattgehabten Kapitel, an dem 
auch die damaligen Meiſter in deutſchen Landen und in Livland teil⸗ 
nahmen, erlaſſen ſein. Sie enthielten Beſtimmungen über die recht⸗ 
mäßige Hochmeiſterwahl, über Maßnahmen gegen eine etwaige Miß⸗ 
regierung des Hochmeiſters und über ſeine Befugniſſe, Eigentum des 
Ordens zu veräußern. Zunächſt wurde dem Deutſchmeiſter ein weit⸗ 
reichender Einfluß auf die Hochmeiſterwahl zugewieſen. Kam er zur 
Wahl nach Preußen, ſo ſollte er von dem Statthalter, d. h. dem 
interimiſtiſchen Verweſer des Hochmeiſteramtes, das Ordensſiegel er⸗ 
halten und in alle ſeine bisherigen Funktionen eintreten und ſie be⸗ 
halten, bis eine einwandfreie und nicht zwieſpältige Wahl erfolgte. 
Bei dem Wahlakte fol es der Deutſchmeiſter fein, der den fog. Wahl- 
komtur ernennt und auf die Auswahl der übrigen 12 Wahlmänner 
ſehr weſentlich einwirkt. Gegen ſolche, die auf unrechtmäßigem Wege, 
wozu auch die Erhebung durch Kaiſer und Papſt gehört, zum Hoch⸗ 
meiſteramt gelangen, enthalten die Statuten ſtrenge Strafbeſtimmungen. 
Ferner wird feſtgeſetzt, daß der Hochmeiſter Land und Leute im Werte 
von über 2000 Mark Silber nicht ohne Zuſtimmung des livländiſchen 
und des Deutſchmeiſters verſetzen und verkaufen dürfe. Geſchieht es 
doch, ſo hat der Deutſchmeiſter ihn aufzufordern, das entfremdete 
Ordenseigentum in 3 Monaten wieder zurückzuſchaffen; erfolgt das 
nicht, ſo trifft den Hochmeiſter die Strafe der Abſetzung. Dieſelbe 
Strafe tritt ein, wenn er dreimal ſich des Verbrechens ſchuldig macht, 
Brüder, die ein unordentliches Leben führen, nicht zu ſtrafen. Es iſt 
Sache des Deutſchmeiſters, alsdann einzugreifen. Dasſelbe gilt für 


1) Ebenda VII, 637. 
2) Vgl. Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 468. 
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den Fall, daß der Hochmeiſter ſeinen bei der Wahl oder einem Fürſten 
geleiſteten Eid nicht hält. Seine Helfershelfer unterliegen ſchwerer Strafe. 
Ebenſo fällt dem Deutſchmeiſter die Aufgabe zu, gegen den Hochmeiſter 
vorzugehen, wenn er zu hart oder zu weich regiert, oder Briefe und 
Siegel, die er Landen und Leuten oder anderen Perſonen geiſtlichen 
und weltlichen Standes gegeben hat, bricht. Der Deutſchmeiſter zitiert 
in ſolchen Fällen den Hochmeiſter vor ein in deutſchen Landen ab- 
zuhaltendes Kapitel, zu dem er auch die nicht mitbeteiligten Gebietiger 
aus Livland und Preußen einladet. Fügt ſich der Hochmeiſter dem 
Kapitel nicht oder erſcheint er gar nicht, ſo gilt er als eo ipso ſeines 
Amtes entſetzt, und wer ihm trotzdem anhängt, verfällt ſchwerer Strafe. 
Der livländiſche Meiſter iſt zu dieſem Kapitel einzuladen, doch macht 
fein oder feiner Vertreter Ausbleiben das Vorgehen gegen den Hod- 
meiſter nicht ungültig. Zum Schluß heißt es, dieſe Statuten ſollen, 
damit ſie dem gemeinen Manne nicht bekannt werden, geheim gehalten 
und demgemäß ins Ordens buch nicht eingetragen werden. Dies in aller 
Kürze der Inhalt der Statuten. Man kann ohne Übertreibung ſagen: 
Sie räumen dem Deutſchmeiſter Machtbefugniſſe ein, die es ihm jeden 
Augenblick möglich machen, die Tätigkeit des Hochmeiſters zu kon⸗ 
trollieren, lahmzulegen und ihn vor ſein Forum zu ziehen. Wir kommen 
auf die einzelnen Beſtimmungen genauer zurück, wenn wir uns mit der 
Frage der Echtheit auseinanderſetzen !). | 

Bevor wir nun weiter verfolgen, was der Hochmeiſter zur Ab- 
wehr dieſes Vorgehens des Deutſchmeiſters tat, wollen wir zunächſt 
ſehen, ob Rußdorf darauf ſicher rechnen konnte, daß er in dem ſich für 
ihn jetzt ergebenden Kampf gegen den Deutſchmeiſter den ganzen Orden 
in Preußen geſchloſſen hinter ſich haben werde. Wie war es nun 
dort um ſein Anſehen und ſeinen Anhang im Orden beſtellt? Da 
kann nun kein Zweifel darüber ſein, daß bereits ſeit geraumer Zeit 
unter den Ordens rittern in Preußen Unzufriedenheit mit dem Ober- 
haupte des Ordens vorhanden war. Sie beruhte zum Teil auf dem 
Gegenſatze der Landsmannſchaften. Schon früh ſcheint der Hochmeifter 
feine engeren Landsleute, die Rheinländer, überhaupt nord- und mittel- 
deutſche Elemente bevorzugt und unter Aufhebung von ſeinem Vor⸗ 
gänger getroffener Maßnahmen ſie beſonders zu Amtern und Stellungen 
befördert zu haben“). Wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die Süd- 
deutfden in den deutſchen Balleien ſtark vertreten waren, und daß 


— — — — 


1) Val. die Beilage. 
2) Script. rer. Pruss. III, 700. 
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zwiſchen deren Haupte, dem Deutſchmeiſter, und dem Hochmeiſter doch 
ſchon ſeit dem Frieden am Melnoſee geſpannte Beziehungen obwalteten, 
ſo wird man wohl der Annahme zuzuſtimmen geneigt ſein, daß Paul 
von Rußdorf in ſteigendem Maße und mit voller Abſicht in Preußen 
die ſüddeutſchen Elemente zurückſetzte !). Aber der Hochmeiſter ſcheint, 
ſo wurde ihm jedenfalls Schuld gegeben, überhaupt in Abhängigkeit 
von Männern geſtanden zu haben, die ſein Vertrauen nicht verdienten; 
ſo galt z. B. der bei ihm vielvermögende oberſte Trapier Walter Kirſch⸗ 
korb für ſehr habgierig; es hieß ferner, daß die ihr Amt mißbrauchen⸗ 
den Beamten Klagen beim Hochmeiſter zu verhindern wüßten. Wurde 
ihm alſo Härte gegenüber den ſüddeutſchen Ordensbrüdern Schuld ge- 
geben, ſo tadelnswerte Schwäche gegenüber den von ihm re 
Männern ?). 

Nicht minder war man im livländiſchen Ordensgebiete gegen 
den Hochmeiſter erbittert, ſeitdem dieſer im Leczycer Beifrieden Swidri⸗ 
giello aufgegeben hatte. Man kümmerte ſich um den Vertrag gar nicht 
und ſetzte im Bunde mit Swidrigiello den Kampf gegen deſſen Gegner 
in Litauen, den Großfürſten Sigmund, und gegen Polen fort; der 
„ewige“ Friede von Breſt war ein Schlag gegen die Intereſſen der 
Livländer und wurde als ſolcher empfunden. Die Mißſtimmung in 
Livland gab ſchließlich dem Hochmeiſter auch an Dingen Schuld, die ihm 
gewiß nicht zur Laſt fielen. Ihren Ausdruck finden wir in einer Anklage⸗ 
ſchrift gegen den Hochmeiſter, die wohl 1439 entſtand, als die zwie⸗ 
ſpältige livländiſche Meiſterwahl der Erbitterung neuen Stoff zugeführt 
hatte“), wie noch zu erwähnen ſein wird. Des Hochmeiſters unred⸗ 
lichem Regimente ſchiebt ſie die Verantwortung für die politiſche Ge⸗ 
fährdung des Ordens zu. 

So herrſchte, als Paul von Rußdorf in den dargelegten Konflikt 
mit dem Deutſchmeiſter geriet, ſowohl in manchen Kreiſen Preußens 
gegen den Hochmeiſter Mißſtimmung, als auch in Livland; eine Un- 
zufriedenheit, die dem Deutſchmeiſter gewiß nicht unbekannt ſein konnte 
und die geeignet ſein mußte, ihn in ſeiner Haltung gegen das Ober⸗ 

1) Toeppen in Script. rer. Pruss. III, S. 641 Anm. 1. Vgl. über diefe 
Dinge Sophie Meyer, Paul von Rußdorf und die Konvente von Königs⸗ 
berg, Balga und Brandenburg. Altpr. Monatsſchrift 46 (1909), S. 370, 371. 

2) Vgl. die Nachweiſe ebenda S. 369. 

3) Abgedr. Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 549. Vgl. dazu Hildebrand in der 
Einleitung zu Bd. IX, S. XVI ff. und Ph. Schwartz, Über eine Anklageſchrift 


gegen den Hochmeiſter Paul von Rußdorf. Mitteil. a. d. livländ. Geſchichte 
XIV, S. 145 ff. f 


9] Zur Geſchichte u. Kritik d. angebl. Statuten d. Hochmeiſters W. von Orfelin 9 


haupt des ganzen Ordens zu beſtärken. Ehe wir nun zur Frage über⸗ 
gehen, ob die Hauptwaffe, deren ſich Eberhard von Saunsheim gegen 
den Hochmeiſter bediente, einwandfrei war, d. h. ob die Orſelnſchen 
Statuten als echt anzuſehen ſind, wollen wir uns noch den die Regie⸗ 
rungszeit Paul von Rußdorfs überdauernden Kampf um die Echtheit 
in ſeinen Hauptzügen vergegenwärtigen. Denn dieſe Frage war es, 
zu deren Austrag ſich der Zwiſt zwiſchen den Häuptern des Ordens 
ſchließlich zuſpitzte. 

Die Geſandten, die der Hochmeiſter, geſtützt auf den Rat der 
preußiſchen Gebietiger, an den Deutſchmeiſter abfertigte — der Rhedener 
Komtur Heinrich Marſchall und der Marienburger Hauskomtur Heinrich 
Hug von Heiligenberg — ſollten ihn darauf hinweiſen, daß an dem 
Breſter Frieden nicht zu rütteln, daß ſeine Anſprüche ungerechtfertigt und 
die Orſelnſchen Statuten in Preußen unbekannt ſeien. Zur Beilegung 
des Zwiſtes möge der Deutſchmeiſter nach Preußen kommen. Aber das 
Ordenskapitel, das am 24. Auguſt 1437 in Frankfurt a. M. auf Be⸗ 
rufung des Deutſchmeiſters zuſammengetreten war, ſtellte ſich trotzdem 
ganz auf die Seite des letzteren und gab ihm die Weiſung, weitere 
Maßnahmen auf Grund der Orſelnſchen Statuten gegenüber Rußdorf 
zu treffen 1). Inzwiſchen hatte fih Eberhard von Saunsheim noch 
darum bemüht, von autoritativer Seite die Beſtätigung der vom Hod- 
meiſter angefochtenen Statuten herbeizuführen, und zwar zunächſt von 
Kaiſer Sigmund, bei dem er perſönlich in Eger erſchien. Ganz 
hatte er ſein Ziel nicht erreicht, denn der Kaiſer beſtätigte am 1. Auguſt 
1437 nur im allgemeinen des Ordens „Geſetz, Gewohnheit und Ordnung, 
die dann durch des Ordens Nutz und Beſtes willen uffgeſätzt und bis⸗ 
her behalten ſind“, ohne die Orſelnſchen Statuten überhaupt direkt zu 
erwähnen, von denen ja der Hochmeiſter ausdrücklich beſtritt, daß ſie dem 
Orden nützlich und bisher in Gebrauch geweſen ſeien. Immerhin war 
es aber etwas Ungewöhnliches, daß nicht der Hochmeiſter, ſondern der 
mit ihm über die Ordensſatzungen ſtreitende Deutſchmeiſter fold) eine 
Konfirmation erlangte). Was Kaifer Sigmund bewog, dem Deutſch⸗ 
meiſter eine Beſtätigungsurkunde über die Statuten des Ordens aus⸗ 
zuſtellen und ſo jedenfalls einen Akt der Unfreundlichkeit gegen den 
Hochmeiſter vorzunehmen, iſt zwar nicht direkt überliefert; der Hoch⸗ 


1) Voigt VII, 698. Vgl. das Memorial des Hochmeiſters, Ständeakten 
II, Nr. 155. S. auch für das Folgende Toeppen in Ser. rer. Pruss. III, 
639—645. | 

2) Deutſche Reichstagsakten XII (1901) 99. 

3) S. weiter unten. 
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meter hat es gewiß mit Recht mit der Spannung in Zuſammenhang 
gebracht, die zwiſchen dem Kaiſer und ihm infolge ſeiner Ablehnung 
vorlag, den Breſter Frieden zu kündigen und als Werkzeug der kaiſer⸗ 
lichen Politik feindlich gegen Polen vorzugehen ). Der. Deutſchmeiſter 
hat aber die Beſtätigung in dem Sinne verwertet, als ob es ſich bei 
ihr um die Orſelnſchen Statuten handele, und mit dieſem Vorgeben 
allenthalben, ja ſelbſt beim Hochmeiſter Glauben gefunden. Denn dieſer 
hat die kaiſerliche Beſtätigungsurkunde gewiß ſo wenig zu Geſicht be⸗ 
kommen, wie ſein Nachfolger?). Auch nach Livland ſcheinen von ihr 
Abſchriften nicht gelangt zu Ten ?). Auch das damals in Baſel tagende 
Konzil verſuchte der Deutſchmeiſter zu einer Kundgebung für ſich zu 
gewinnen, und nicht ohne Erfolg. Er erlangte eine Urkunde, die die 
Orſelnſchen Statuten beſtätigte“). Freilich war es dabei allem An- 
ſcheine nach recht merkwürdig hergegangen. Obwohl es ſich um eine 
zwiſchen dem Hochmeiſter und dem Deutſchmeiſter ſchwebende An⸗ 
gelegenheit handelte, wurde dem erſteren doch von der Sache keine 
Kunde, ſeinem Vertreter auf dem Konzil keine Gelegenheit zur Auße⸗ 
rung gegeben ). Ja noch mehr, treffen die Angaben des Vertreters 
des Hochmeiſters, des Ordensbruders Johann v. Aft zu, woran wir 
nicht zu zweifeln brauchen, ſo hat ſich das Konzil als Geſamtheit mit 
der Sache gar nicht befaßt. Es iſt vielmehr der einflußreichſte Mann 
des Konzils, der Kardinal von Arles, Louis d' Allemand geweſen, der 
durch das aus vier Beiſitzern und dem Vizekanzler beſtehende Kollegium 


1) Im Jahre 1439 äußerte ſich der Hochmeiſter zu Sendboten der Stadt 
Reval dahin: „De keyſer de hadde de ſtatuten yn kort konformeret, alſo kort als 
in twen jaren umme deswyllen, dat ſe den vrede nicht opſeggen en wolden myt 
den Palen.“ Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 548, S. 395. Über Kaiſer Sigmunds 
Stellung zu Polen und zum Hochmeiſter ſ. Aſchbach, Kaiſer Sigmund IV, 
288 — 290. 

2) Konrad von Erlichshauſen ſchreibt, Kaiſer Sigmund ſoll die Statuten 
(„man will fagen”) beftätigt haben. Livl. Urk.⸗Buch X, Nr. 374. 

8) Livi. Urk.⸗Buch X, Nr. 629, Einlage. Man ſcheint in Livland nur das 
darüber gewußt zu haben, was Saunsheim geſchrieben hatte. 

4) Voigt VII, und die Ausführungen im zweiten Abſchnitt dieſes Aufſatzes. 

5) Beſtätigungsurkunde des Konzils vom 28. Septbr. 1437. Livl. Urt.- 
Buch IX, Nr. 228. 

6) J. v. Aſt an den Hochmeiſter, Baſel 1438 Auguſt 24., nennt die Kon⸗ 
firmation: „Geſcheen aen euwere gnaden und euwere gnaden procuratori und 
ander herren, die in dem concilio geweiſt ſiin von euwer gnaden weegen, wiſſen, 
de man doch billich daz ſeuld haben laeffen wiſſen und daerzo geroefen und gelaeben, 
ob emand etwas myt rechte weder de confirmacie weulde aber wiſte 30 fagen 
daz fy des macht und ziit, dez zo doen, gehatt Betten.” Livl. Urk.⸗Buch IX, 
Nr. 352. 
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der Präkognitoren die Beſtätigung hat ausſprechen und (der Bize- 
kanzler war der Kanzleivorſtand des Konzils) dann beurkunden laffen !). 
Dieſes Kollegium, eine Juſtizkommiſſion des Konzils, wäre dann über 
den ihm gezogenen Rahmen hinausgegangen, da die materielle Ent⸗ 
ſcheidung einer fo wichtigen Frage dem Konzil ſelbſt zuſtand?). Und 
in der Tat hat ſich das Konzil ſelbſt mit der Angelegenheit wohl 
gewiß nicht befaßt. Allerdings ſind uns ja leider gerade für das Jahr 
1437 die Protokolle des Konzils nicht erhalten, aber da die Concordata 
des Zwölferausſchuſſes, dem die Verteilung der Beratungsgegenſtände 
auf die einzelnen Deputationen oblag), von der Frage der Beſtätigung 
der Orſelnſchen Statuten nichts wiſſen“), ſo ſcheint es in der Tat ſo 
zu liegen, daß die Beſtätigungsurkunde etwas zum Ausdruck brachte, 
was das Konzil als ſolches gar nicht beſchloſſen hatte. Der Kardinal 
von Arles, der Präſident und führende Mann der Kirchenverſamm⸗ 
lung, wird ſeine Gründe dazu gehabt haben, durch ſeinen Einfluß das 
Kollegium der Präkognitoren zur Beſtätigung der Statuten zu ver⸗ 
anlaſſen. War der Gegenſatz gegen den Papſt maßgebend, weil dieſer 
etwa ſchon damals als Gönner des Hochmeiſters galt? Oder ſind 
nicht doch auch pekuniäre Gründe maßgebend geweſen? Die Finanz⸗ 
lage der großen Kirchenverſammlung war eine recht prekäre, und zu den 
Mitteln, die man zu ihrer Beſſerung ergriff, gehörte auch ein Ablaß. 
Aber feine Erhebung ſtieß in einzelnen Ländern auf Schwierigkeiten“), 
und unter dieſen befand ſich das Ordensland Preußen“). Hat der 

1) Joh. v. Aſt an den Hochmeiſter, Baſel 1439 Januar 1, Liv. Urk.⸗Buch 
IX, Nr. 407. Auf Grund dieſer Information ſagte der Hochmeiſter 1439 in 
einer Inſtruktion für einen Abgeſandten an den römiſchen König Albrecht: , Die- 
ſelbige Beſtetigunge iſt gar gegangen heymlich dar durch vier precognitores und 
eynen undercanczeler, dovon das concilium nye wort gewußt bat, wiewol nan 
es em czuleget.“ ivf. Urk.⸗Buch IX, Nr. 518. Etwas ungenauer die Auße⸗ 
rung des Hochmeiſters zu den Sendeboten Revals in Stuhm. Livl. Urk.⸗Buch 
IX, Nr. 548. 

2) Otto Richter, Die Organiſation und Geſchäftsordnung des Basler 
Concils. Diſſ., Leipz. 1877, S. 25, 26; L. Dombrowsky, Die Beziehungen 
des deutſchen Ordens zum Baſeler Konzil bis zur Neutralitätserklärung der 
deutſchen Kurfürſten. Diſſ., Berlin 1913, S. 220. 

3) Hefele, Konziliengeſchichte VII, 494; Richter a. a. O. S. 22. 

4) Mitteilung des Herausgebers des Bd. VII (1437) des Concilium 
Basiliense, Herrn Prof. Bed mann Erlangen. 

5) A. Eckſtein, Zur Finanzlage des Basler Coneils und Felix V. in den 
Neuen Studien zur Geſchichte der Theologie und der Kirche, hersg. von Bon⸗ 
wetſch und Seeberg, S. 26. 

6) L. Arbuſow, Die Beziehungen des Deutſchen Ordens zum Ablaßhandel 
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Deutſchmeiſter fih dagegen in dieſer Situation gefällig erwieſen? Wir 
wiſſen es nicht. Daß Geld am Konzil eine Rolle fpielte, ſteht feft !). 
Wollte der Kardinal auf den Hochmeiſter im Sinne ſchneller Ein⸗ 
ſendung der Ablaßgelder eine Preſſion ausüben? Ganz iſt das nach 
der gleich zu erwähnenden Haltung des Kardinals nicht von der Hand 
zu weiſen. Aber wie dem auch ſei, es iſt ſehr verſtändlich, daß bei 
der zwiſchen Eugen IV. und dem Konzil herrſchenden Spannung nun 
der Hochmeiſter, da das Konzil die Orſelnſchen Statuten beſtätigt hatte, 
ſeinerſeits Rückhalt am Papſte ſuchte und fand. Am 21. Januar 1488 
befahl Eugen IV. dem Deutſchmeiſter, von allen Beläſtigungen des 
Hochmeiſters abzuſtehen und alle etwaigen Beſchwerden über ihn dem 
päpſtlichen Stuhle vorzulegen; zugleich erklärte er alle weiteren Schritte 
des Deutſchmeiſters in dieſer Sache für null und nichtig ?). Als 
dann Eberhard von Saunsheim darauf keine Rückſicht nahm, vielmehr 
erklärte, daß die Bulle ohne Wiſſen und Willen des Papſtes ergangen 
jet, wiederholte Eugen IV. feinen Befehl, freilich ohne Wirkung ?). 
Garzuviel mochte in den Augen vieler der Papſt nicht mehr zu be⸗ 
deuten haben; das Konzil ſuspendierte ihn bereits am 24. Januar 
1489 und am 25. Juni folgte dann feine Abſetzung“). Inzwiſchen 
hatte der Hochmeiſter aber auch einen Widerruf der Beſtätigung der 
Statuten durch das Konzil herbeizuführen verſucht. Johann von Aſt 
hatte ihn fon im Auguft 1438 darauf hingewieſen 5); und daß der 
Kardinal von Arles im November 1438 in einem entgegenkommenden 
Schreiben den Hochmeiſter erſucht hatte, zum Zeichen ſeiner Ergebenheit 
gegen das Konzil die im Ordenslande für die Vereinigung der Griechen 
mit der römiſchen Kirche geſammelten Ablaßgelder einzuſenden“), damit 
den Bürgern von Avignon u. a. ihre Vorſchüſſe “) zurückerſtattet werden 
könnten, konnte ihn in ſeiner Abſicht nur beſtärken. Johann von Aſt 
erfuhr alsbald, daß, wenn die Ablaßgelder dem Kardinal eingehändigt 
werden würden, die Beſtätigung der Statuten wohl widerrufen werden 


feit dem 16. Jahrhundert. Mitteil. a. d. livländ. Geſchichte, Bd. XX, Heft 3, 
S. 372 ff. (als Göttinger Diſſertation S. 6). 

1) Hefele a. a. O. VII, 647. 

2) Livol. Urk.⸗Buch IX. Nr. 253. Vgl. Voigt VII, 717. 

3) Eugen IV. an den Biſchof von Ermland, Florenz 16. März 1439 (nicht 
1438), Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 432. Zur Datierung Ph. Schwartz in den 
Mitteil. a. d. livr. Geſchichte XIV, 168 Anm. 

4) Hefele a. a. O. VII, 762, 774. 

5) Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 352. 

6) Livl. Urk.⸗Buch IV, Nr. 390. 

7) Vgl. Hefele a. a. O. VII, 646. 
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könnte !). Es ift indeſſen zu einem ſolchen Widerrufe nicht gekommen; 
das Konzil hatte mit wichtigeren Dingen zu tun, und die Unterſtützung 
des Hochmeiſters durch Eugen IV. konnte jenen gewiß dem Konzil 
wenig empfehlen. Im Grunde war für den Hochmeiſter wichtiger als 
die Stellung von Konzil, Kaiſer und Papſt die Haltung der Ordens⸗ 
brüder ſelbſt. Während trotz allem der Hochmeiſter ſich auf den Orden 
in Preußen noch verlaſſen konnte, trat in ſeinem Verhältnis zu Liv⸗ 
land noch eine Verſchärfung ein, die für Paul von Rußdorf ſehr un- 
erfreuliche Folgen hatte. 

Der livländiſche Meiſter Heinrich von Bockenvorde, gen. Schungel, 
hatte ungeachtet der durch den Breſter Frieden zwiſchen Preußen und 
Livland herbeigeführten Gegenſätze den Deutſchmeiſter zum friedlichen 
Ausgleich auf einem vom Hochmeiſter zu berufenden Kapitel gemahnt), 
und auch nach ſeinem im Dezember 1437 erfolgten Tode hatte der 
Landmarſchall Gottfried vom Roddenberg dieſelbe Haltung beobachtet. 
Anders wurde es, als am 2. März 1438 die Wahl des Meiſters er⸗ 
folgte. Auf dem Kapitel in Livland ſtießen die landsmannſchaftlichen 
Gegenſätze im Orden ſchroff aufeinander; die rheinländiſche Zunge 
wählte den Vogt von Jerven Heinrich Nothleben, die weſtfäliſche 
Majorität den Vogt zu Wenden Heinrich Vinke zu Overberg. Die 
Bevollmächtigten, die der Hochmeiſter nach Livland entſandte, ſprachen 
ſich in ſeinem Namen für ſeinen rheiniſchen Landsmann Heinrich Noth⸗ 
leben aus; die Weſtfalen proteſtierten und legten Berufung an ein 
allgemeines großes Ordenskapitel ein. Zugleich beſchloß die Majorität 
des livländiſchen Kapitels, daß bis zur Entſcheidung des großen Kapitels 
Heidenreich Vincke als Statthalter des Meiſters dem livländiſchen Orden 
vorſtehen ſolle. Aber der Hochmeiſter erkannte das nicht an und ver- 
langte (1. Juli 1438) die Anerkennung Nothlebens. Doch ſeine 
Autorität verſagte. Die Mehrzahl der Gebietiger und die weiteſten 
Kreiſe des Landes, alsbald auch die Biſchöfe, verweigerten Nothleben 
den Gehorſam; nur in Kurland fand er Anhänger, beſonders war es 
der Komtur von Goldingen, der ſich zunächſt in den Dienſt der hoch⸗ 
meiſterlichen Politik ſtellte?). Dieſe dem Hochmeiſter feindliche Stimmung 
war charakteriſtiſch für den Ständetag in Pernau, der im Auguſt 1438 


_ — 


1) Joh. v. Aſt an den Hochmeiſter, Baſel 1439 Januar 1. Livl. Urk.⸗Buch 
IX, Nr. 407. 

2) Qivl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 175. 

3) Bal. Ph. Schwartz, Über die Wahlen der kioländiſchen Meiſter, Mitteil. 
a. liol. Geſch. XIII, 453 ff., bef. 462, 463 und H. Hildebrand, Einl. 3. Bd. IX 
des Livl. Url. Budes. 
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zufammentrat !). Wir verfolgen diefe Dinge in ihren Einzelheiten nicht 
weiter; für unſeren Zuſammenhang iſt wichtig, daß ſie auf die Haltung 
des livländiſchen Ordens oder doch der in ihm maßgebenden Mehrheit 
naturgemäß im Streite des Hochmeiſters mit dem Deutſchmeiſter ein⸗ 
wirken mußten. Vinke und ſein Anhang wurden ganz von ſelbſt auf die 
Seite des letzteren gedrängt. Er behandelte jetzt die Orſelnſchen Sta⸗ 
tuten wie beſtehendes Recht, und wenn er auch bereit war, ſeine 
Streitigkeiten mit dem Hochmeiſter auf einem Kapitel auszutragen, ſo 
meinte er doch gewiß ein nach Deutſchland zu berufendes großes 
Kapitel?). Denn das mußte jedem klar ſein: Fand das Kapitel in 
Preußen ſtatt, ſo war an eine Entſcheidung der Streitfragen im Sinne 
der Gegner des Hochmeiſters nicht zu denken. Noch hatte er die preußi⸗ 
ſchen Brüder hinter fid >). 

Man kann demnach auch das Verhalten des Deutſchmeiſters ver- 
ſtehen: Als der Hochmeiſter ihn im Januar 1438 durch den Treßler 
Eberhard von Weſenthau und den Thorner Komtur Konrad von Erlichs⸗ 
hauſen aufforderte, zur Schlichtung der Streitigkeiten nach Preußen oder 
in die Neumark zu kommen, lehnte er es ab, und die notwendige Folge 
dieſes Verhaltens blieb nicht aus. Paul von Rußdorf berief ein Kapitel 
nach Marienburg und legte ihm die Angelegenheit vor. Es wurde be⸗ 
ſchloſſen, den Graudenzer Komtur Hans von Reckenitz und den Thorner 
Pfarrer Dr. Ruperti nochmals zum Deutſchmeiſter abzufertigen und ihn 
wieder aufzufordern, zu einem Kapitel in Preußen zu erſcheinen. Sollte 
er ſich weigern, zu kommen, ſo ſollten ſie ihn als einen Ungehorſamen 
ſeines Amtes entlaſſen, alle Ordensbrüder in deutſchen Landen des 
bisher Eberhard von Saunsheim geſchuldeten Gehorſams entbinden und 
die dortigen Gebietiger zur Präſentation zweier Kandidaten für das 
Amt des Deutſchmeiſters auffordern. Aber es zeigte ſich bald, daß 
die Autorität des Hochmeiſters über die Grenzen Preußens nicht hinaus⸗ 
reichte. Ein im Mai 1438 nach Mergentheim vom Deutſchmeiſter be⸗ 
rufenes Kapitel nahm von der angedrohten Abſetzung keine Notiz und 
erklärte die Orſelnſchen Statuten ausdrücklich für gültig!). Während 


1) Ph. Schwartz, Über eine Anklageſchrift gegen den Hochmeiſter Paul 
von Rußdorf. Mitteil. a. d. livl. Geſch. XIV, 168 Anm., gegen Voigt (VII, 
716 ff.), deſſen Darſtellung der livländiſchen Dinge durch Schwartz und Hilde- 
brand a. a. O. vielfach zurecht geſtellt wird. 

2) Heidenrich Binde an den Erzbiſchof von Cöln 1438 Auguft 15. Livl. 
Urk.⸗Buch IX, Nr. 341. 

3) Voigt a. a. O. VII, 706. 

4) Bericht des Hochmeiſters, Ständeakten II, Nr. 155. Voigt VII, 
706—709. 


15] Zur Geſchichte u. Kritik d. angebl. Statuten d. Hochmeiſters W. von Orſeln 15 


dieſer Verhandlungen kam der Biſchof von Ermland von Baſel, wo 
das Konzil tagte, nach Mergentheim und ſuchte den drohenden Bruch, 
wenn möglich, zu verhindern. Er brachte den Deutſchmeiſter und die 
Geſandten des Hochmeiſters dazu, daß ſie die nochmalige Beratung der 
Angelegenheit in Frankfurt a. O. beſchloſſen, wobei der Hochmeiſter 
durch Geſandte vertreten, der Deutſchmeiſter ſelbſt anweſend fein folte !). 
Es iſt ein Zeichen dafür, daß der Hochmeiſter die Grenzen ſeiner Macht 
begriff, daß er darauf einging, und den Biſchof von Ermland, die 
Komture von Elbing, Chriſtburg und Thorn, ſowie andere Gebietiger 
als feine Vertreter nach Frankfurt entſandte, wo am 6. Januar 1439 
die Tagung begann. Wie es zu erwarten war, führte auch ſie zu 
keinem Ergebnis. Der Deutſchmeiſter machte die größten Schwierig⸗ 
keiten, als ſein Erſcheinen in Preußen gewünſcht wurde. Er verlangte 
dann ein in ſeiner Form für den Hochmeiſter verletzendes Geleit, und 
als ihm deſſen Vertreter ſchließlich jene zuſagten, gab er ſein Wider⸗ 
ſtreben nicht auf. Es war klar: Er wollte die Fahrt nicht unter⸗ 
nehmen, die für ihn keinen Erfolg verhieß. Die Bemühungen des 
ermländiſchen Biſchofs und des Landkomturs vom Elſaß führten ſchließ⸗ 
lich nur zum Beſchluſſe, daß in Stralſund neue Verhandlungen ſtatt⸗ 
finden ſollten. Der Hochmeiſter ſollte vier Gebietiger und zwei außer⸗ 
halb des Ordens Stehende dorthin ent ſenden, ebenſo die beiden anderen 
Meiſter, ſofern ſie nicht perſönlich kamen. Im Juni 1439 wurde die 
Tagung in Stralſund eröffnet; der Deutſchmeiſter war ſelbſt erſchienen; 
der livländifche Meiſter hatte Abgeſandte geſchickt, ebenſo der Hochmeiſter. 
Ihn vertraten die Komture von Elbing, Chriſtburg, Mewe und Thorn, 
ferner Dr. Ruperti und Hans von Bayſen, ein Mann, der bald in 
der Geſchichte Preußens zu einer verhängnisvollen Rolle berufen ſein 
ſollte. Der erſtrebte Ausgleich wurde auch jetzt nicht gefunden. Be⸗ 
ſtanden der Deutſchmeiſter und die Livländer auf einer rechtlichen Ent⸗ 
ſcheidung der livländiſchen Meiſterwahl und der Frage der Gültigkeit 
der Orſelnſchen Statuten durch Schiedsrichter, ſo konnten die Vertreter 
des Hochmeiſters von ſich aus darauf nicht eingehen; beide Punkte 
waren für den Hochmeiſter rechtlich nicht diskutabel, für ihn konnten 
jie nur Gegenſtand gütlicher Erörterung ſein ?). Blieb fo der Stral⸗ 
ſunder Tag ergebnislos für die Befriedung der hadernden Parteien 
im Orden, ſo brachte er ein anderes, für Paul von Rußdorf höchſt 


1) Ständeaften IL Nr. 155. 
2) Uber den Stralſunder Tag vgl. bef. Livl. Urt. Buch IX, Nr. 463—465. 
S. auch Ständeakten II, Nr. 155. Voigt a. a. O. VII, S. 732 — 785. 
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unerwünſchtes Ergebnis: den engeren Zuſammenſchluß des livländiſchen 
Ordens und des Deutſchmeiſters. Dieſer beſtätigte am 19. Juni 1439 
noch von Stralſund aus kraft der Orſelnſchen Statuten als Stell⸗ 
vertreter des durch Mißregierung ſeines Amtes verluſtig gegangenen 
Hochmeiſters bis zu einem großen Ordenskapitel Heidenreich von Vinke 
als oberſten Gebietiger in Livland, und an demſelben Tage verbanden 
ſich der Deutſchmeiſter und der livländiſche Orden zum Schutze der 
Orſelnſchen Statuten gegen etwaige Angriffe eines künftigen Hoch⸗ 
meiſters !). Am 2. Auguſt erkannte ein livländiſches Kapitel in Wenden 
ausdrücklich an, daß die Statuten rechtskräftig ſeien ?). So konnte der 
Deutſchmeiſter das Außerſte gegen den Hochmeiſter wagen, und zwar 
um ſo unbeſorgter, als der Papſt, der bisher ſeine ſchützende Hand 
über dem Hochmeiſter gehalten hatte, inzwiſchen vom Konzil abgeſetzt 
worden war!). In aller Form teilte er den deutſchen Ordens- 
gebietigern“) und auch den deutſchen Fürſten mit, daß das Hochmeiſter⸗ 
amt infolge des Verhaltens Paul von Rußdorfs erledigt und er ſelbſt 
gemäß den Orſelnſchen Statuten Statthalter des Hochmeiſters ſei. Er 
fand, abgeſehen von einigen Balleien, die der Obödienz des Hoch⸗ 
meiſters treu blieben, im deutſchen Ordensgebiete Beifall. So war die 
vollſte Verwirrung und Auflöſung eingetreten: Der Hochmeiſter hatte 
den Deutſchmeiſter abgeſetzt, und dieſer hatte ihm mit gleicher Münze 
vergolten. Auch die livländiſche Meiſterfrage hatte ſich anders gelöſt, 
als der Hochmeiſter es gewollt hatte. Seine Autorität war aufs tiefſte 
erſchüttert. 

Das Basler Konzil griff jetzt wieder in den Streit ein; es zitierte 
am 14. Oktober 1439 die Parteien vor ſein Forum, änderte aber ſchon 
zehn Tage ſpäter die Zitation dahin, daß der Hochmeiſter und die 
beiden Meiſter ſich im Februar 1440 in Nürnberg einfinden ſollten, 
wo während des Reichstages die Kurfürſten einen Ausgleich herbeizu⸗ 
führen verſuchen würden. Es war für die Befriedung des Ordens 
von keinem Belang, daß die von Eugen IV. mit der Entſcheidung des 
Streites beauftragten Kardinäle ſich für den Hochmeiſter ausſprachen 
und ſeine Gegner (21. Oktober) anwieſen, binnen vierundzwanzig 
Stunden ſich ihm zu unterwerfen. Ihre Stimme hatte zurzeit kein 
Gewicht). Wohl aber haben die Kurfürſten doch Veranlaſſung ge: 


1) got, Urk.⸗Buch IX, Nr. 466, 468. 
2) Ebenda Nr. 483. 

3) S. oben S. 12. 

4) Voigt a. a. O. VII, 735 — 737. 
5) Ebenda S. 737—743. 
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habt, ſich mit den Angelegenheiten des Deutſchen Ordens zu befaſſen. 
Als ſie im November 1439 in Frankfurt a. M. zuſammenkamen, fanden 
ſich auch Abgeſandte des Hochmeiſters ein: der Graudenzer Komtur Johann 
von Erlebach, der Elbinger Heinrich Reuß von Plauen und der Münz⸗ 
meiſter in Preußen. Über das Verhalten des Deutſchmeiſters erhoben 
ſie laut Klage, wie ſie denn auch andere Fürſten des Reiches für das 
Intereſſe des Hochmeiſters zu gewinnen verſuchten. Eine Gegenfund- 
gebung des Deutſchmeiſters lehnte jede Schuld ab und wies ſie dem 
Gegner zu. Man kam ſich nicht näher. Bald darauf führte die Auf⸗ 
gabe, dem Reiche ſein Oberhaupt zu erkieſen, die Kurfürſten Ende Januar 
1440 wieder nach Frankfurt, und jetzt erſchienen wieder Abgeordnete 
der drei hadernden Meiſter, als ſolche des Hochmeiſters wieder die 
Komture von Elbing und von Graudenz, fowie der Danziger Stadt- 
pfarrer Dr. Ruperti. Die Kurfürſten waren inzwiſchen auch von. 
anderer Seite für den Hochmeiſter intereſſiert worden. Papſt Eugen 
und die ihm anhängenden Kardinäle hatten an ſie ihren Sachwalter 
Johannes Tollner abgefertigt, und er hatte dabei auch die Weiſung, 
ſie für den Hochmeiſter zu gewinnen. Der Deutſchordensprokurator 
in Rom, Johann Crewl, Biſchof von Oeſel, hatte ihn über die Streitig⸗ 
keiten unterrichtet und ihm die erforderlichen Aktenſtücke abſchriftlich 
mitgegeben). Wir wiſſen nicht, welche Aufnahme Tollners Antrag 
fand, aber das ift ſicher, daß die Kurfürſten fih nach. Kräften be: 
mühten, den für den Orden ſo peinlichen Handel aus der Welt zu 
ſchaffen und zu vermitteln. Sie ſchlugen zunächſt ein Schiedsgericht 
vor, das aus ſechs Mitgliedern jedes hadernden Ordenszweiges und 
einem Obmann (Gemeinen) beſtehen ſollte. Aber über. den Obmann 
konnte man ſich nicht vereinigen, und als dann die Kurfürſten ſich 
ſelbſt als Schiedsrichter anboten, fand das zwar grundſätzlich den Bei⸗ 
fall aller Parteien, aber die Feſtſetzung der Einzelheiten führte zu 
neuem Hader. Man kam nicht weiter, als zu dem von den Kurfürſten 
herbeigeführten Beſchluſſe, auf Sonntag Okuli (28. Februar) in Speier 
einen neuen Verhandlungstag anzuſetzen ?). Dieſer fand in der Tat 


1) Ständeakten II, 157—160: Der Deutſchmeiſter an die preuß. Städte. 
Mergentheim 1440 Febr. 22, wo alle Schuld am Scheitern des Frankfurter 
Tages dem Hochmeiſter zugeſchoben wird. Vgl. dazu den Brief des Kölner Erz⸗ 
biſchofs vom 2. Auguft 1440. Ständeakten II, 247 und den Bericht des Ordens: 
geſandten an den Hochmeiſter, d. d. Frankfurt, 7. Febr. 1440; Staatsarchiv 
Königsberg, Ordensbriefardiv (Va Nr. 39), jetzt gebr, in Deutſche Reichstags. 
akten XV, Nr. 103. 

2) Ebenda XV, Nr. 125. 
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ftatt; den Hochmeiſter vertraten dieſelben Männer, die in Frankfurt 
für ihn tätig geweſen waren. Von den Kurfürſten waren nur Dietrich 
von Mainz und für den Pfälzer ſein Vormund Pfalzgraf Otto er⸗ 
ſchienen. Man verſtand ſich einmütig dazu, ein Schiedsgericht aus je 
vier Mitgliedern des preußiſchen und deutſchen, fowte des preußiſchen 
und livländiſchen Ordenszweiges zu bilden, in dem der Graf Johann 
von Wertheim als Obmann tätig ſein ſolle. Die einmütig oder mit 
Stimmenmehrheit gefällte Entſcheidung des Schiedsgerichts fol ver- 
bindlich ſein. Daraufhin ſetzte der Graf von Wertheim als Termin 
für das nach Erfurt berufene Schiedsgericht den 15. Auguft feft !). 
Es iſt allem Anſcheine nach zu dieſem ſo wenig gekommen, wie zu 
den früher erſtrebten. Überhaupt lagen die Dinge ſo: vom Eingreifen 
änßerer Gewalten war für den Austrag des verderblichen Streites 
nicht viel zu erwarten. Aber wie bedauerlich dieſe Geſtaltung der 
Dinge auch für den Orden als ſolchen und ſein Anſehen war, in 
Preußen ſelbſt war durch das Verhalten des Deutſchmeiſters und des 
livländiſchen Meiſters die Autorität des Hochmeiſters nicht notwendig 
gefährdet. Preußen, Livland und die deutſchen Ordensgebiete waren 
bereits tatſächlich durch die geſchichtliche Entwicklung und auseinander⸗ 
ſtrebende Intereſſen ſo voneinander geſchieden, daß dem Hochmeiſter 
ſchon längſt die Machtmittel der anderen Ordenslande gar nicht mehr 
oder doch nur noch in geringſten Maße zur Verfügung ftanden. Aber 
andererſeits: der Hochmeiſter blieb der Landesherr Preußens, auch 
wenn der Deutſchmeiſter ihn abſetzte und der livländiſche Meiſter das 
anerkannte, ſolange er ſich auf die preußiſchen Ordensbrüder und auf 
die preußiſchen Stände verlaſſen konnte. Gelang es Rußdorfs Gegnern, 
ihm dieſe Stützen zu entziehen, erſt dann hatten ſie das Spiel ge⸗ 
wonnen und den Anſprüchen, die ſie auf Grund der Orſelnſchen 
Statuten erhoben, zum Siege verholfen. Man iſt ſich in beiden 
Lagern dieſer Sachlage bewußt geweſen. 

Die Stände Preußens ſchickten ſich bereits ſeit längerer Zeit 
an, ihren Einfluß auf die Regierung des Landes zu ſtärken und zu 
vermehren?). Es iſt hier nicht der Ort, auf dieſes Streben und 


1) Daß der Tag in Speier wirklich ſtattfand, wiſſen wir jetzt außer der 
Andeutung in den Ständeakten II, S. 263 aus Herres Mitteilung in den 
Deutſchen Reichstagsakten XV, S. 178 Anm. 3. 

2) Toeppen, Der preußiſche Ritterorden und die preußiſchen Stände, 
Sy bels hiſtor. Zeitſchr. 46; Caro, Geſchichte Polens V, 1; Blumhoff, Beis 
träge zur Geſchichte der weſtpreuß. Stände, in der Zeitſchr. des Weſtpreuß. Ge⸗ 
ſchichtsvereins Bd. 34. Vgl. auch A. Werminghoff, Der deutſche Orden und 
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darauf, wie es ſich äußerte, einzugehen; es iſt bekannt, daß die 
Schwächung der Autorität des Ordens, wie ſie während der ſchwachen 
Regierung Paul von Rußdorfs eintrat, dieſem Machtſtreben wirkſame 
Impulſe geben mußte und auch gab. So lag einerſeits der Gedanke 
für Rußdorfs andere Gegner nicht zu ferne, ſich mit den preußiſchen 
Ständen ins Einvernehmen zu ſetzen. Aber auf der anderen Seite 
lagen die Dinge doch ſo, daß der Hochmeiſter und die preußiſchen 
Stände durch ihre Lebensintereſſen weit mehr aufeinander angewieſen 
waren, als dieſe und des Hochmeiſters Gegner im Orden. Jene ge: 
hörten zuſammen als Landesherr und Stände eines Territoriums mit 
Bedürfniſſen und Sorgen, die für die anderen Gebiete des Deutſchen 
Ordens gar nicht oder nur in geringem Maße vorlagen !). War es 
doch nicht anders: der wichtigſte der Streitpunkte, die den Deutſch⸗ 
meiſter und den livländiſchen Orden vom Hochmeiſter trennten, der 
Friede von Breſt, war ja von dieſem abgeſchloſſen worden, weil die 
preußiſchen Stände es verlangten. So war eigentlich von vornherein 
zu erwarten, daß die Gegner Rußdorfs innerhalb Preußens und außer: 
halb des Landes ſich wohl aus taktiſchen Gründen zeitweilig zuſammen⸗ 
zuſchließen verſuchen konnten, daß aber ein grundſätzliches Einvernehmen 
ſchließlich kaum denkbar war. Und wirklich zeigte es ſich bald, daß der 
territoriale Gedanke in Preußen kräftiger war, als man außerhalb des 
Landes im Eifer des Streites gehofft hatte. Schon 1438 hatten die 
livländiſchen Stände ſich an die preußiſchen mit dem Erſuchen gewandt, 
den Hochmeiſter in ſeinem Streite mit dem livländiſchen Orden von 
gewalttätiger Selbſthilfe, einem Überfalle Livlands, abzuhalten. Als 
die preußiſchen Stände ſchwiegen, hatten der Rigaer Erzbiſchof Henning 
und der Bifchof von Dorpat im März 1439 die Bitte wiederholt. Im 
Mai antworteten die preußiſchen Stände, daß dem Hochmeiſter der Ge⸗ 
danke eines Angriffs fern liege und daß er bereit ſei, ſich auf einem 
großen Kapitel in Marienburg einer Entſcheidung zu unterwerfen. Sie 
ſollten die livländiſchen Gebietiger dazu ermahnen, ſich auf dem Marien⸗ 
burger Kapitel einzuftellen?). Wenn wir uns erinnern, daß es für 
den Hochmeiſter wichtig war, daß das Kapitel in Preußen ſtattfand 8), 
ſo lag alſo von ſeiten der preußiſchen Stände ein Eintreten für ihren 


die Stände in Preußen bis zum 2. Thorner Frieden i. J. 1466, in Pfingſtblätter 
des Hanſiſchen Geſchichtsvereins, Bd. VIII (1912). 
1) Oben S. 5. 
2) Toeppen, Akten der Städtetage Preußens II, 87, 91, 107, 110 bis 
114, 279. 
3) Siehe oben S. 14. 
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Landesherrn vor. Indeſſen waren die Stände in Preußen doch auch 
nicht geneigt, ſich für ihren Landesherrn feſtzulegen. Als der Hoch⸗ 
meiſter am 24. Juli 1439 auf dem Elbinger Skändetage von ſeinem 
Zwiſte mit den beiden andern Meiſtern Mitteilung machte und ſie um 
ihren Rat erſuchte, wichen ſie dem mit der Erklärung aus, daß ſie 
dazu keine Inſtruktionen beſäßen und ſolche erſt einholen müßten, und 
als nun der Hochmeiſter auf die Tagesordnung des zum 25. Auguſt 
nach Marienburg berufenen neuen Tages dieſe Frage ſetzte, erzielte der 
Tresler, den er allein dahin abfertigte, kein beſſeres Ergebnis, die 
Städte lehnten das Eingehen auf die Sache ab, weil das flache Land 
nicht vertreten ſei !). Man wollte fih wohl alle Wege offen halten. 
Bald darauf trat auch der Deutſchmeiſter an die preußiſchen Städte 
heran. Am 16. September 1439 machte er Königsberg und Elbing, 
ſowie den anderen Städten des Niederlandes von ſeinem Streite mit 
Rußdorf Mitteilung und forderte ſie auf, auf den letzteren einzuwirken, 
daß er ſeiner Ladung nach Mergentheim Folge leiſte. Tue er es nicht, 
jo ſollten fie ihm nicht mehr gehorchen ?). Daß Eberhard von Suuns- 
‘heim auch an die anderen Stände ſolch ein Schreiben gerichtet hat, 
kann nicht bezweifelt werden?). Was die Ritterſchaft darauf geant- 
wortet hat, wiſſen wir nicht; die Städte, nicht bloß die der Nieder⸗ 
lande, äußerten ſich erſt, als ſie im Januar 1440 in Elbing zuſammen⸗ 
traten. Sie ſprachen in ihrer Antwort die Hoffnung auf eine Ver⸗ 
ſöhnung der hadernden Parteien des Ordens und drückten den Wunſch 
aus, daß ein großes Kapitel (eynn gemeynn czuſampnekomunge) des 
Ordens ſie herbeiführen möge. Sie ſtellten dabei in Ausſicht, dabei 
auch ihre „Gebrechen und Schelunge“ vorzubringen und mit des Deutſch⸗ 
meiſters Rat und Hilfe zu verbeſſern“). Man ſieht, fie wären nicht 
abgeneigt geweſen, aus dem Streite der Meiſter unter Umſtänden für 
ſich Kapital zu ſchlagen; aber den Hochmeiſter fallen zu laſſen, daran 
dachten ſie nicht. | 
Es ut bereits früher deffen gedacht worden, daß im preußiſchen 
Orden ſelbſt Gegenſätze vorhanden waren und eine tiefgehende Un⸗ 
zufriedenheit mit Paul von Rußdorfs Regiment herrſchte. Als Haupt⸗ 
ſitze dieſer Mißſtimmung treten nun zu Ende der dreißiger Jahre des 
15. Jahrhunderts die drei Konvente von Königsberg, Balga und 


1) Akten der Städtetage II, S. 119, 121, 180. 

2) Ebenda II, S. 123—127, 180. 

3) Das ergibt ſich aus den Städteakten II, Nr. 80 und Nr. 86. 
4) Ebenda S. 138, 139, 280. 
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Brandenburg entgegen!). Schon am 31. Juli 1439 hatte der von 
den Verhältniſſen in Preußen gewiß unterrichtete Deutſchmeiſter die 
preußiſchen Konvente aufgefordert, ſich zu entſcheiden, ob ſie ihm oder 
dem Hochmeiſter anhängig ſein wollten, ohne aber, wie es ſcheint, Erfolg 
zu haben. Selbſt in den genannten drei Konventen wollte man den 
Hochmeiſter nicht „entwirdigen adir entſeczen“, wie ſie ſpäter aus⸗ 
drücklich feſtſtellten?), ſondern nur zu den Reformen zwingen, denen 
er ſich verſagte. Vielleicht iſt es die Anknüpfung Saunsheims mit 
den Städten der Niederlande geweſen, die ſchließlich dem Hochmeiſter 
den Wunſch nahelegte, ſich mit den drei Konventen, die ja in eben 
dieſen Niederlanden lagen, zu verſtändigen. Er berief ſie zum 
21. Dezember 1439 auf den Domänenhof Einſiedel bei Heiligenbeil, 
um ſie dort zu einer ablehnenden Stellung gegen den Deutſchmeiſter 
und ſein Kampfmittel, die Orſelnſchen Statuten, zu veranlaſſen. Die 
Konvente wollten ſich aber nicht äußern, wenn nicht die von Rußdorf 
abgeſetzten alten Gebietiger auch hinzugezogen würden, und ſo blieb der 
Tag erfolglos. Aber auch hier kam die Anſchauung zutage, daß über 
die Statuten endgültig ein Generalkapitel entſcheiden ſolle, das in 
Marienburg, nicht in Deutſchland, abgehalten werde). Die Geneigt⸗ 
heit bei den preußiſchen Ordensbrüder, in der Frage der Orſelnſchen 
Statuten dem Deutſchmeiſter zu Willen zu ſein, war alſo nicht groß. 

Wir verfolgen hier die weitere Entwicklung der Dinge in Preußen 
im einzelnen nicht. Es iſt bekannt, daß Rußdorf durch eine Verſchwö⸗ 
rung der höchſten Würdenträger des Ordens, die in Mewe zuſammen⸗ 
gekommen waren, gezwungen wurde, in der Zuſammenſetzung ſeines inneren 
Rates in dem Sinne Veränderungen vorzunehmen, daß nun auch ihm 
nicht unbedingt ergebene Elemente in ihm ſaßen. Dieſe „Wandelung“ 
bedeutete aber noch nicht den Frieden mit den drei Konventen, die ſich 
nicht fügen wollten. In dieſer Sachlage hat Rußdorf ſich einem folgen⸗ 
ſchweren Irrtum hingegeben. Indem er die Oppoſition der Konvente 
mit ſteigendem Unwillen fortdauern ſah, glaubte er ihnen gegenüber an 
den Ständen Preußens eine Stütze finden zu können. Er legte von 
dieſem Geſichtspunkte aus ihrem damals einſetzenden Streben, ſich in der 
Art einer polniſchen Konföderation zu einem Bunde zuſammenzuſchließen, 
zunächſt keine direkten Hinderniſſe in den Weg, da man es ihm ſo dar⸗ 
ſtellte, als ob der Bund auch ſeinen Intereſſen dienen ſolle. Am 


1) Bat. ben oben (S. 8) zitierten Aufſatz von S. Meyer. 
2) Ständeakten II, S. 149. 
3) Ebenda II, S. 144. Bal. S. Meyer a. a. O. S. 374, 380 f 


29 Auguft Seraphim [22 


13. März 1440 hat fih der Bund ohne Genehmigung des Hochmeiſters 
formell konſtituiert, der für Preußen ſoviel Unheil bringen ſollte. Als 
nun Rußdorſ im Vertrauen auf dieſen vorausgeſetzten neuen Bundes⸗ 
genoſſen den drei Konventen mit Gewalt drohte, riefen dieſe die Hilfe 
des Bundes an. Dieſer ließ ſich die dadurch gegebene Verſtärkung 
ſeiner Stellung gern gefallen und führte einen Verhandlungstag herbei, 
der im Mai 1440 in Elbing ſtattfand, und bei dem beide verbündeten 
Teile ihre Rechnung fanden. Den Ständen mußte der Hochmeiſter den 
Pfundzoll und andere Zölle erlaſſen, wogegen ſie verſprachen, ihn ſeine 
Lebtage als ihren Herrn anzuerkennen. Die unverkennbare Tendenz 
der Stände, zunächſt ihr Intereſſe durchzuſetzen, ehe ſie ſich der Sache 
der drei Konvente annahmen, hat vielleicht dieſe geneigter gemacht, auf 
eine Verſtändigung mit dem Hochmeiſter einzugehen, um die ſich der 
Biſchof Franz von Ermland und der oberſte Marſchall Konrad von 
Erlichshauſen bemühten, und die, wohl ohne Teilnahme der Stände 
ſchließlich beſchloſſen, dem Hader der landsmannſchaftlichen Gruppen im 
Orden ein Ende bereiten ſollte. 

Es iſt für unſeren Zuſammenhang wichtig, daß auf demſelben 
Ständetage auch der Streit zwiſchen dem Hochmeiſter und dem Deutſch⸗ 
meiſter wieder erörtert wurde. Er hatte ſeit dem im Januar in Elbing 
gehaltenen Tage!) mehrfach die Stände beſchäftigt. Als fie in Marien⸗ 
werder am 13. März getagt hatten, war ein Schreiben des Deutſch— 
meiſters vom 22. Februar 1440 eingelaufen, das über die in Frank⸗ 
furt zwiſchen ihm und den Geſandten des Hochmeiſters gepflogenen 
Verhandlungen berichtete und dem letzteren alle Schuld an ihrem 
Scheitern beimak ?). Dann hatte am 3. Mai 1440 der oberſte Spittler 
Heinrich Reuß von Plauen einer ſtändiſchen Deputation in Ausſicht 
geſtellt, daß das in Speier vereinbarte Schiedsgericht am 15. Auguſt 
zuſammentreten werde?). Jetzt trat der Elbinger Ständetag im Mai 
wieder der Frage näher. Man beſchloß an die Meiſter in Livland und 
in Deutſchland die Aufforderung zu richten, zur Beilegung des Streites 
nach Preußen zu kommen. Dazu ſollten ſie vom Hochmeiſter, aber 
auch den Ständen und Prälaten freies Geleit erhalten. Danzig wurde 
beauftragt, dem Deutſchmeiſter auf ſein Schreiben vom 22. Februar 
zu antworten“). Die Antwort wird wohl die Aufforderung enthalten 
haben, nach Preußen zu kommen. Wie wenig nun Rußdorf ſonſt mit 


1) Siehe oben S. 20. 

2) Ständeakten II, S. 157 ff. 
3) Ebenda II, S. 201. 

4) Ebenda II, S. 214, 291. 
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dem Ergebnis des Elbinger Tages zufrieden zu ſein Anlaß hatte, darin 
lag für ihn ein Gewinn, daß Orden und Landſchaft in Preußen 
wünſchten, daß der Ausgleich der Meiſter in Preußen erfolge. Der 
Anſpruch des Deutſchmeiſters, daß er Statthalter des angeblich er- 
ledigten Hochmeiſteramtes ſei, hatte ſich als eine Fiktion erwieſen, die 
man jedenfalls in Preußen nur als eine ſolche betrachtete. 

Es bedeutete ein Einlenken des Deutſchmeiſters, daß er ſich zur 
Reife nach Preußen nun doch bereit erklärte !), die er bisher ſtets von 
der Hand gewieſen hatte. Zwar nicht ſchon im Auguſt, aber im 
Oktober fand endlich in Danzig die Verſammlung der drei Meiſter 
und ſtädtiſcher Deputierter ſtatt, die das Friedenswerk betreiben 
ſollten?). Die Verhandlungen begannen am 19. Oktober. Als Ber- 
mittler zwiſchen den Meiſtern betätigten ſich zuerſt die Biſchöfe von 
Ermland und von Pomeſanien, ſowie die Komture Heinrich Raben⸗ 
ſteiner von Elbing und Eberhard von Wieſentau in Chriſtburg, dann 
auf Wunſch Rußdorfs noch je acht Vertreter der preußiſchen Ritter⸗ 
ſchaft und der Städte. Wieder waren es die Orſelnſchen Sta— 
tuten, die zu einem Stein des Anſtoßes wurden. Der Deutfd- 
meiſter beſtand auf ihrer Authentizität und verlangte ihre Anerkennung, 
der Hochmeiſter ließ ihm aber durch die Vermittler vorſchlagen, dieſe 
Frage einem Generalkapitel vorzubehalten. Dieſes könne, was an 
den Statuten dem Orden dienlich ſei, feſtſtellen und dem Ordensbuche 
einverleiben. Dieſen Vorſchlag lehnte der Deutſchmeiſter mit dem Hin⸗ 
weis auf die Beſtätigung, die die Statuten durch Kaiſer und Konzil 
erfahren hätten, ab. Er betonte ferner, daß die Behandlung der 
Statutenfrage auf einem in Preußen ſtattfindenden Kapitel für ihn 
nicht annehmbar ſei, der Hochmeiſter würde mit den hundert und mehr 
preußiſchen Rittern ihn dort überſtimmen. Bedeutungsvoller war, daß 
ſchon vorher die Vermittler den Deutſchmeiſter darauf hingewieſen hatten, 
daß der eine Artikel der Statuten für ſie „Schelunge und Gebrechen“ 
bedeute, nämlich der, nach dem der Hochmeiſter in die Pön des Deutſch⸗ 
meiſters fallen ſolle, wenn er Land und Leute im Wert von über 
2000 Mark Silber veräußere. Das was Rußdorf veräußert habe, fei 
viel mehr wert, es ſei aber in der großen Not des Landes „mit Ein- 
tracht der Hern Prelaten, Lande und Stete“ geſchehen. Das rück⸗ 
gängig zu machen, ſei „widder Gott, ire Ere, Brieffe, Segil und ire 


1) Das hielt man in Preußen noch im mau) für nicht ſicher. Vgl. 
Ständeakten 11, S. 249. 

2) Über die Tagung beſ. die Aktenſtücke im Livländ. Urk.⸗Buch IX, Nr. 655, 
659, 662. Ständeakten II, S. 253—273, 292. 
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Eyde, und was der Homeifter in deme getan hette, das were mit Eyn⸗ 
tracht geſchen und welden im des beyſtehen“ ). Das war der ſpringende 
Punkt: es handelte ſich um den Breſter Frieden, der Deutſchmeiſter 
focht ihn an und die Stände Preußens waren es, die ſeinen Abſchluß 
vom Hochmeiſter erzwungen hatten. Da der Deutſchmeiſter, wie bemerkt, 
an einem in Preußen ſtattfindenden Kapitel Anſtoß nahm, ſo ſchlugen 
die Vermittler die Ernennung einer Kommiſſion zur Schlichtung aller 
Streitigkeiten vor; der Hochmeiſter und der Deutſchmeiſter ſollten je 
vier Mitglieder ernennen und gegebenen Falles der Hochmeiſter einen 
Obmann aus zwei Kandidaten, von denen der eine von ihm aus 
unter dem Deutſchmeiſter ſtehenden Ordensrittern, der andere vom 
letzteren aus preußiſchen Ordensrittern zu ernennen wäre. Der Deutſch⸗ 
meiſter wollte darauf ſchließlich eingehen, doch zog er ſeine Einwilli⸗ 
gung zurück, als die Ermächtigung der Kommiſſion, unter Umſtänden 
auch die Statuten zu beſtätigen, nicht auf ſolche Artikel in ihnen aus⸗ 
gedehnt werden ſollte, „dy Landen und Steten in erer Freyheit und 
Gerechtikeit ſchedelich ſin muchten.“ Daraufhin gaben die Vermittler 
ihre ausſichtsloſe Tätigkeit auf. Es iſt bezeichnend, daß der Gedanke 
eines Kompromiſſes an ſich damit nicht ganz in Wegfall kam. Wäre 
es unter ſtändiſcher Vermittelung beſchloſſen worden, ſo hätte der 
Deutſchmeiſter — das ſah er klar — einen wichtigen Punkt nicht durch⸗ 
ſetzen können. Er mochte hoffen, mehr zu erreichen, wenn er ohne die 
Stände ſich mit dem Hochmeiſter direkt verſtändigte. Und in der Tat 
kam am 16. November in Danzig zwiſchen den hadernden Teilen im 
Orden eine Abmachung zuſtande: die Streitigkeiten zwiſchen dem Hoch⸗ 
meiſter und dem Deutſchmeiſter ſollen durch ſechs von jedem Teile zur 
Hälfte zu ernennende Ritterbrüder und einen Obmann auf einem zum 
25. Juni 1441 in Stettin oder Frankfurt a. O. auszuſchreibenden 
Rechtstage entſchieden werden, ſoweit es ſich um die Orſelnſchen Sta⸗ 
tuten handelte, hier auch durch eine in entſprechender Weiſe zuſammen⸗ 
geſetzte Kommiſſion preußiſcher und livländiſcher Ordensritter die 
Irrungen zwiſchen dem Hochmeiſter und dem livländiſchen Meiſter 
ihren Austrag finden. Die anderen Streitpunkte, die zwiſchen Hoch⸗ 
meiſter und Deutſchmeiſter obwalten, werden einem binnen Jahresfriſt 
abzuhaltenden großen Kapitel zur Erledigung vorbehalten. Alſo ohne 
die Stände wollte man ſich verſtändigen, und die ſpäten Termine des 
Rechtstages und des Kapitels machen es, wie betont worden ift?), 


1) Ständeakten II, S. 261. 
2) Toeppen in den Ständeakten II, 292. 
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wahrſcheinlich, daß man darauf rechnete, inzwiſchen mit einem neuen 
Hochmeiſter zu tun zu haben, mit dem ein Ausgleich leichter war als 
mit Rußdorf. 

In der Tat waren Rußdorfs Tage gezählt. Am 2. Januar 1441 
legte er, kränkelnd und müde, die hochmeiſterliche Würde nieder, nach⸗ 
dem er ſich noch vorher den Schutz der preußiſchen Ordensgebietiger 
für den Fall hatte zuſagen laſſen, daß man ihn wegen der Orſelnſchen 
Statuten und in Anlaß des Stettiner Rechtstages in Anſpruch nehmen 
würde. Aber er ſollte aller irdiſchen Sorgen bald überhoben ſein, am 
9. Januar 1441 ſtarb er an den Folgen eines Schlaganfalles ?). 

Der Mann, der am 12. April 1441 zu ſeinem Nachfolger im 
Amte eines Hochmeiſters erwählt wurde, war ihm an Fähigkeiten und 
politiſchem Blicke überlegen. Konrad von Erlichshauſen hatte dazu 
vielfach im Gegenſatze zu ſeinem Vorgänger geſtanden und war nicht 
mit der Abneigung belaſtet, die jenem zuteil geworden war. Un⸗ 
befangener als Rußdorf konnte er ſich darüber klar werden, was Not 
tat. Der gefährlichſte Feind der landesherrlichen Stellung in Preußen, 
daran zweifelte er nicht, waren die Stände, die ſich ſeit dem 18. März 
1440 zum preußiſchen Bunde endgültig zuſammengeſchloſſen hatten, und 
gegen die eine Stärkung jener Stellung durchzuſetzen ſehr ſchwer war. 
Bei dieſer Sachlage hat Konrad von Erlichshauſen ſeine Kräfte nicht 
in Streitigkeiten mit dem Deutſchmeiſter verzetteln wollen. Er ſuchte 
mit dieſem einen Ausgleich zu finden, und ſei es auch um den Preis 
der Anerkennung der Orſelnſchen Statuten“), offenbar ſchon damals 
mit der reservatio mentalis, im gegebenen Zeitpunkte ſich von dieſer 
Feſſel wieder zu befreien. Noch während der ſich bis in den Sommer 
1441 ausdehnenden Anweſenheit des Deutſchmeiſters in Preußen kam 
in Marienburg eine Verſtändigung beider Meiſter zuftande *). In Er- 
wägung, „was ſchadens, verterbung und unrathes unſerm orden in vor⸗ 
gangenen Zeiten bieß hieher entſtanden ſein und in kunfftigen zeitten 
entſteend mochten, ... von etlichen Spennen und zwietracht wegen... 
von wegen einer verſiegelten ſtatut“, hat Konrad von Erlichshauſen, 


1) Voigt, Geſchichte Marienburgs, S. 553. 

2) Voigt, Geſchichte Preußens VII, 787. 

3) Nach einer Angabe von De Wal, Recherches I, 193 hatten ſich die 
Meiſter von Deutſchland und Livland noch am 7. Juni 1441 in Baſel die Sta- 
tuten vom Gegenpapſte Felix V. beſtätigen laſſen. 

4) Die nicht fern liegende Vermutung, daß Erlichshauſen bereits vor der 
Wahl die Anerkennung der Orſelnſchen Statuten verſprochen habe, läßt ſich durch 
Quellenzeugniſſe nicht ſtützen. 
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wie er in der darüber aufgeſtellten Urkunde erklärt, um „ſolche ſpenne, 
zwietracht, ſchaden und unratt furbas zu vermeiden“, „verliebet, ver- 
williget und zu lehen uffgenomen“ das Statut „furbas in unſerm 
orden zuzulaßen, zu halten und zu hanthaben und den genczlich nach 
Inhaltung desſelben Statut nachzukommen zu ewigen gezeiten“, es ſei 
denn, daß der Hochmeiſter, die Meiſter in deutſchen Landen und in 
Livland und ihre Gebietiger den Beſchluß faßten, die Statuten „zu 
mynern und zu meren und anders damit zu beſtellen und zu halten“. 
Das dürfe aber nur durch Einſtimmigkeit geſchehen, aber nicht nur 
nach Willen und Rat „des merenteils besfelbigen“ !). 

Damit war für den Hochmeiſter der für ihn nicht nur ſehr pein⸗ 
liche, ſondern auch koſtſpielige Streit vorläufig beſeitigt. Der Hoch⸗ 
meiſter konnte, ohne durch Gegenſätze innerhalb des Ordens behindert zu 
werden, ſeine Tätigkeit der inneren preußiſchen Politik zuwenden, und 
er tat es nicht ganz ohne Erfolg. Er ſetzte z. B. 1443 die Wieder⸗ 
einführung des Pfundzolles bei den Ständen durch, eine Einnahme- 
quelle, auf die er um fo mehr angewieſen war, als die Güter des 
Ordens und die Schaffereien nicht allzuviel eintrugen. Es iſt ein 
Zeichen ſeiner gefeſtigten Stellung, daß ex bereits 1446 zum erſten 
Male den freilich niemals geglückten Verſuch machen konnte, auf die 
Auflöſung des verhaßten preußiſchen Bundes hinzuarbeiten. Und bald 
darauf ſehen wir Konrad von Erlichshauſen auch am Werke, wieder 
die Beſeitigung' der Orſelnſchen Statuten herbeizuführen. Es ift be- 
kannt, daß ſchon 1442 am 26. Auguſt ein großes Kapitel des Deutſchen 
Ordens, das in Marienburg tagte, und an dem auch der Deutſchmeiſter 
Eberhard von Saunsheim und der livländiſche Meiſter Heidenreich 
von Vinke teilnahmen, den Beſchluß gefaßt hatte, drei gleichlautende 
Exemplare des Ordensbuches herſtellen zu laſſen, da vielfach Ab— 
weichungen vorlägen und zu „Schelungen und Gebrechen“ geführt 
hätten. Der Hochmeiſter ſollte die neuen Ordensbücher unterſiegeln 
und je ein Exemplar in Marienburg, in Livland und in Horneck auf⸗ 
bewahrt werden?). Bei der Ausführung dieſes Beſchluſſes mußte die 
Frage ſich erheben, ob auch die ſog. Orſelnſchen Statuten darin Auf⸗ 


1) Die Urkunde iſt nicht im Original erhalten, ſondern in einem Freitag 
nach Purificatiio Mariae (5. Februar) 1445 vom Dekan zu St. Peter in Wimpffen 
Lic. jur. und Conservator subdelegatus des Deutſchmeiſters Dietrich von 
Gießen ausgeſtellten Transſumpt (Staatsarchiv Königsberg i. Pr. Schiebl. II, 
Nr. 5 a). Vgl. auch De Wal, Recherches I, 194; Kotzebue, Altere Ge» 
ſchichte Preußens IV, S. 294; Voigt, Geſchichte Preußens VIII, S. 7. 

2) Hennig, Die Statuten des Deutſchen Ordens (1806), S. 29, 30. 
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nahme finden ſollten. Notwendig war das für ihre Giltigkeit offenbar 
nicht, nachdem Konrad von Erlichshauſen ſie 1441. anerkannt hatte, 
obgleich ſie auch damals im Ordensbuche nicht geſtanden hatten. Auch 
die Beſtimmung des großen Kapitels vom 26. Auguſt 1442, daß bei 
Buße „keyner ane unſirs großen capittels willen und volbort ichtis in 
den berurten budir abeneme adir aculege”, ließ fih eigentlich nicht 
gegen die Statuten verwerten, wenn ſie im Ordensbuche keine Auf⸗ 
nahme fanden, obwohl in dieſem alle „Regel, Geſetze und Gewonheit“ 
PRs finden ſollten. Denn hier handelte es ſich um ein Spezialgeſetz, 
in dem es ja ausdrücklich hieß, es ſolle nicht in das Ordensbuch ge— 
ſchrieben werden. Es war doch ſchon eine offenbar nicht ſinngemäße 
Wiedergabe des Inhalts jener Beſtimmung, daß im Ordensbuch 
keine eigenmächtigen Zuſätze gemacht werden ſollten, wenn Konrad 
von Erlichshauſen fünf Jahre ſpäter dem Ordensprokurator ſchrieb, es 
fei damals beſchloſſen worden, „was geſetze furbas gefunden wurden, 
die in unſirs ordens buch nicht beſchreben ſtunden, die ſulden nicht von 
macht gehalden werden“ !). Nun hatte Erlichshauſen die fog. Orſeln⸗ 
Iden Statuten in die neue Redaktion des Ordensbuches nicht auf- 
nehmen laſſen, die er 1446 den Meiſtern in Deutſchland und Livland 
zuſandte. Gewiß in der berechtigten Überzeugung, daß trotzdem der 
Deutſchmeiſter an ihrer Gültigkeit feſthalten werde und nach des Hoch⸗ 
meiſters im Jahre 1441 erfolgter Beſtätigung dazu auch ein Recht 
habe, beſchloß Erlichshauſen im Jahre 1447, heimlich, „uff das es die 
Deutſchelender nicht irfaren“, die Aufhebung der Orſelnſchen Statuten 
bei der Kurie zu betreiben. Papſt Eugen IV. war am 23. Februar 
1447 geſtorben, in ſeiner Stellung weſentlich gefeſtigt und im Begriff, 
mit dem Kaiſer Friedrich III. die gewünſchte Verſtändigung herbei⸗ 
zuführen. Sein Nachfolger, der bisherige Biſchof von Bologna, Thomas 
Parentucelli, Nikolaus V., war ſeiner Stellung ſicher, nachdem auf 
einer Fürſtenverſammlung zu Aſchaffenburg (im Juli 1447) die Fürſten, 
die der Politik Friedrichs III. folgten, deſſen Abmachungen mit 
Eugen IV. und Nikolaus V. gutgeheißen hatten. Der Hochmeiſter 
hatte ſich in den vorhergehenden Jahren während der Zeit, wo die 
Kurfürſten dem Streite des Papſtes und des Baſler Konzils gegen: 
über die Politik der Neutralität beobachtet hatten, vorſichtig zurück⸗ 
gehalten, aber dem alten Gönner Rußdorfs, Eugen IV., niemals den 
Gehorſam verweigert, und ſich ſpäter direkt der Politik des Kaiſers 
angeſchloſſen, als dieſer fih Eugen IV. genähert hatte). Mit Nito- 


1) Livi. Urk.⸗Buch X, Nr. 374. 
2) Voigt, Geſchichte Preußens VIII, S. 107, 108. 
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laus’ V. Hilfe gedachte er jetzt die Orſelnſchen Statuten für ungültig 
erklären zu laſſen. Er beauftragte am 17. Auguſt 1447 den Ordens⸗ 
prokurator Andreas Ruperti in Rom, beim Papſte zu erwirken, daß 
dieſer die Statuten mit allen ihren Beſtätigungen — des Konzils, 
des Kaiſers Sigmund und der letzten, die der Hochmeiſter ſelbſt 1441 
vollzogen hatte — für ungültig und lediglich das Ordensbuch als für 
den Orden bindend erkläre. Er betonte, daß ſeine eigene Beſtätigung 
1441 unter dem Zwange der Verhältniſſe erfolgt ſei, „und wolden 
wir eyntracht und frede machen und haben in unſerm orden, bréng 
her uns dorczu, fo mußten wir mit unſern gebietigern nach ſeynem 
willen ein hemliche ſtatut ou halben vorſegeln“ ). Am 18. Januar 
des folgenden Jahres hat der Hochmeiſter dieſe Weiſung an den Ordens⸗ 
prokurator wiederholt ?). Es dauerte aber geraume Zeit, bis dieſer die 
nötigen Schritte tun konnte, er vermochte in Rom kein Exemplar der 
Statuten aufzutreiben ?); noch am 9. März wiederholte der Hochmeiſter 
ſeinen Befehl“). Er hatte dazu um ſo mehr Anlaß, als der Deutſch⸗ 
meiſter wiederum nicht nur bei der Kurie die Beſtätigung der Sta⸗ 
tuten betrieb, ſondern auch bei Kaiſer Friedrich III. ſie zu erhalten 
ſuchte ?). Die Bemühungen des Ordensprokurators hatten ſchließlich 
Erfolg. Papſt Nikolaus V. erließ am 30. April 1449 an die Biſchöfe 
von Ermland und Pomeſanien den Befehl, die Statuten Werners 
von Orſeln zu unterſuchen, und falls ſie, die ja hundert Jahre nicht 
angewendet worden ſeien, dem Orden nachteilig wären, für ungültig, 
und lediglich das Ordensbuch als Norm für den Orden zu erklären ®). 
Das war nun allerdings zwar keine Kaſſierung der Statuten, aber die 
päpſtliche Entſcheidung legte es in die Hand der beiden Biſchöfe, ſie 
zu kaſſieren. Waren dieſe, wie anzunehmen war, dem Hochmeiſter zu 
willen, ſo hatte dieſer viel gewonnen. Denn, mochten auch Satzungen 
des Ordens der Beſtätigung durch den Papſt nicht bedürfen, und 
dieſem das Recht auch nicht zuſtehen, rechtmäßig beſchloſſene Statuten 
aufzuheben), die päpſtliche Stellungnahme war doch ein großer moraliſcher 


1) Livl. Urk.⸗Buch X, Nr. 374. Vgl. Voigt, Geſchichte Preußens III, 
S. 127, 128. 

2) Not, Urk.⸗Buch X, Nr. 409. 

3) Ebenda Nr. 472. 

4) Ebenda Nr. 561. 

5) Voigt, Geſch. Preußens VIII, S. 181, 182. Liol. Urk.⸗Buch X, 
S. 473. 

6) Livl. Urk.⸗Buch X, Nr. 594. Voigt a. a. O. III, S. 182. 

7) Bulle Honorius III. von 1220 Dezbr. 15 (Strehlke, Tabulae ord. 
Theuton. S. 275: Porro nulli ecclesiastice secularive persone infringere 
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Faktor. Das hatte ja auch die Gegenpartei deutlich zu erkennen ge⸗ 
geben, indem ſie ſelbſt ſich an Papſt und Konzil wandte. Man ver⸗ 
ſteht, daß der Hochmeiſter nun eifrig dahinter her war, daß der erm⸗ 
ländiſche Biſchof die nötigen Ermittelungen anſtelle, er fürchtete, daß 
die Peſt, die in Italien damals überhand nahm, auch den Papſt fort- 
raffen könne, und er fo dieſer Stütze beraubt werden würde ). 
Damals erfreute ſich Konrad von Erlichshauſen der Unterſtützung 
des livländiſchen Meiſters Binde, mit dem das Verhältnis ſchon feit 
mehreren Jahren kein ſchlechtes geweſen war. Hatte der Hochmeiſter den 
livländiſchen Meiſter im Kriege mit Nowgorod 1447 unterſtützt und 
ihm bei der Wahl des livländiſchen Ordensmarſchalls in die Hände ge⸗ 
arbeitet, ſo hielt Vincke wieder in der Angelegenheit der Orſelnſchen 
Statuten zu Erlichshauſen. Er war durch das Mißtrauen offenſichtlich 
verletzt, das in Preußen gegen ihn noch nicht geſchwunden war. Nie⸗ 
mals, ſo ſchrieb er am 12. Juli 1449 dem Hochmeiſter, habe der 
Deutſchmeiſter zum Zwecke der Herbeiführung der Beſtätigung der 
Orſelnſchen Statuten durch den römiſchen König ihn um ſeinen Bei⸗ 
ſtand angegangen, tue er es, ſo werde er doch treu zum Hochmeiſter 
halten?). Freilich war das Mißtrauen des Hochmeiſters nicht ganz 
geſchwunden. Noch im Juli 1449 ſchrieb er an den Elekten der 
Rigaer Kirche, Sylveſter Stodeweſcher, er habe die Bulle des Papſtes, 
die die Aufhebung der Statuten anordne, zwar ſchon in Händen, aber 
er halte ſie geheim; er wünſche zur Prüfung der wahren Geſinnung 
des livländiſchen Meiſters doch, daß dieſer ihm oder dem Ordensproku⸗ 
rator in Rom eine Vollmacht ausſtelle, auch in ſeinem — des liv⸗ 
ländiſchen Meiſters — Namen beim Papſte um die Aufhebung der 
Statuten einzukommen ). Dieſem durch Stodeweſcher übermittelten 
Wunſche des Hochmeiſters entſprach Vincke, der ja die päpſtliche Ur⸗ 


vel minuere liceat consuetudines ad vestre religiones et officii obser- 
vantiam a magistro et fratribus salubriter institutas. Bgl. De Wal, 
Recherches I, S. 195. 

1) gint, Urk.⸗Buch X, Nr. 657 (Der Hochmeiſter an den Biſchof von Erm: 
land 1449 Geptbr. 20). Über die Tätigkeit der Biſchöfe f. Voigt a. a. O. 
VIII, S. 183. 

2) Livl. Urk.⸗Buch X, Nr. 630; vgl. Nr. 629. 

3) De Wal, Recherches I, 190 bezweifelt, daß Nikolaus V. die Kaſſation 
der Orſelnſchen Statuten geplant haben könne. Der fpäter zu erwähnende 
Widerruf der Vollmacht des livländiſchen Meiſters für den Hochmeiſter, jene zu 
erwirken, ſei ſinnlos, wenn die Kaſſation ſchon erfolgt war. De Wal wußte 
nicht, daß der Hochmeiſter die päpſtliche Urkunde geheim hielt, auch vor dem 
livländiſchen Meiſter. Damit fallen alle ſeine Ausführungen a. a. O. S. 196. 
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kunde vom 30. April nicht kannte, indem er ihm am 23. September 
1449 eine dahin zielende Vollmacht nach Preußen ſandte !). In 
dieſem Stadium befand ſich die Statutenfrage, als Konrad von Erlichs— 
hauſen im November 1449 ſtarb. | 

Der Hochmeiſter hatte nach Kräften verſucht, das ſinkende Staats- 
Schiff des Ordens über Waſſer zu halten, aber dauernden Erfolg hat 
auch er nicht gehabt. Seine Verſuche, den Bund der Stände zu 
ſprengen, zweimal — 1446 und 1448 — unternommen, waren doch 
ſchließlich mißglückt. Man mißt daher dem perſönlichen Moment zuviel 
Bedeutung bei, wenn man für das kommende Unheil zunächſt ſeinen, ihm 
an Herrſchergaben und als Perſönlichkeit weit nachſtehenden Neffen und 
Nachfolger Ludwig von Erlichshauſen verantwortlich macht. Es liegt 
nicht in unſerer Aufgabe, zu verfolgen, wie die Dinge ſich in Preußen 
allmählich zur Kataſtrophe zuſpitzten. Wir ſtellen nur feſt, was in 
der Zeit vor Ausbruch des großen Städtekrieges während der Regie— 
rung Ludwigs von Erlichshauſen in bezug auf die Orſelnſchen Statuten 
geſchah. An ſeiner am 21. März 1450 erfolgten Wahl hatten der 
Deutſchmeiſter Jodokus Weningen und der livländiſche Meiſter Vinke 
teilgenommen. Den erſteren mußten manche Vorgänge vor und nach 
ihr ſehr unangenehm berühren. Ehe es zu ihr kam, hatten die preußi⸗ 
ſchen Gebietiger eine Art Wahlkapitulation feſtgeſtellt, die unter vielem 
anderen auch feſtſetzte, daß der Deutſchmeiſter nach ſeinem Erſcheinen 
in Preußen gebeten werden ſollte, fie bei der Meiſterwahl beim Ordens- 
buche zu belaſſen. Das war eine Abſage an die Orſelnſchen Statuten 
und die Stellung der Gebietiger zu dieſen ſprach ſich noch deutlicher 
in dem Beſchluſſe aus, daß der neue Hochmeiſter binnen zwei Jahren 
ein großes Kapitel berufen ſolle, um die Statuten ganz zu tilgen oder 
doch mindeſtens ſo zu ändern, daß ſie „keyner teyle noch keyner land⸗ 
arth ou ſwer ſeyn“ ſollten ?). — Auch das Verhalten der preußiſchen 
Stände, die nach der Wahl eigenmächtig die Form des Huldigungs⸗ 
eides feſtſetzten, den ſie dem Hochmeiſter ſchwören ſollten, verdroß den 
Deutſchmeiſter. Er drohte, die Stände vor ein Gericht in Deutſchland 
zu zitieren, was freilich die Stellung des Hochmeiſters auf das äußerſte 
erſchwert hätte?). Es war auch mehr als fraglich, auf Grund welches 
Rechtes er das tun wollte. Aber er dachte von ſeiner Stellung nicht 
geringer als ſein Vorgänger Eberhard von Saunsheim. Er hat noch 


1) Livl. Urk.⸗Buch X, Nr. 641, 659. 
2) Ebenda XI, Nr. 194. 
3) Voigt a. a. O. VIII, 213. 
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während ſeiner Anweſenheit in Preußen den livländiſchen Meiſter für 
ſeine Auffaſſung in der Frage der Orſelnſchen Statuten zu gewinnen 
verſucht. Er wünſchte, daß Vinke die Vollmacht, die er Konrad von 
Erlichshauſen zum Zwecke der Betreibung der Kaſſierung der Statuten 
beim Papſt erteilt hatte, widerrufe. Vinke hat in der Tat ſeine 
Stellung zu dieſer Frage jetzt einer Reviſion unterzogen. Haben ihm 
die Zuſtände in Preußen es wünſchenswert erſcheinen laſſen, daß dem 
Deutſchmeiſter die Möglichkeit des Eingreifens offen gehalten werde? 
Hat ihn Veningen wirklich davon überzeugt, daß die Statuten „unſerm 
orden zeu gutten gedeyen und beſtehen und nicht ymandis czu egen⸗ 
willikeit und unſerm orden czu gruntlichen vorterbniſſe dynen ſulden?“ 
Oder fand er in den für den livländiſchen Meiſter vorteilhaften Be- 
ſtimmungen der Statuten einen Anreiz, ſie nun wieder mit anderen 
Augen anzuſehen? Wie dem auch ſei, jedenfalls hat er noch von 
Königsberg aus am 7. April 1450 dem Hochmeiſter ſeine Bedenken in 
dieſer Beziehung ſehr deutlich mitgeteilt, dabei zum Ausdruck gebracht, daß 
er nur, um den verſtorbenen Hochmeiſter zu Willen zu ſein, jene Voll⸗ 
macht erteilt habe, die Wahrſcheinlichkeit einer Schwenkung angedeutet 
und Ludwig von Erlichshauſen um Rat erſucht, wie er ſich verhalten 
fole 1). Und wie dieſer Rat ausgefallen fein mag, ſchon am 22. April 
haben Vinkes Bevollmächtigte in Elbing ſeine Vollmacht vor dem 
Deutſchmeiſter in aller Form widerrufen 2). Indeſſen trat in Livland 
bald ein Wechſel im Meiſteramte ein. Vinke ſtarb am 29. Juni 1450 
und erhielt in Johann Mengede, genannt Oſthof, ſeinen Nachfolger. 
Mit dem Wechfel der Perſonen trat auch ein Wandel der Politik hin- 
ſichtlich der Statuten ein. Hatte auch Vinke nicht in allem bedingungs⸗ 
los mit dem Deutſchmeiſter gehen wollen, ihn vielmehr auf Wunſch 
des Hochmeiſters noch kurz vor ſeinem Tode ermahnt, von dem ge⸗ 
planten Prozeß gegen die preußiſchen Stände abzuſtehen?), fo ſehen 
wir den neuen Meiſter in der Folgezeit ganz auf Seiten des Hoch- 
meiſters ſtehen. Das Auftreten des Deutſchmeiſters in Preußen ſcheint 
aber doch den Hochmeiſter in gewiſſem Maße eingeſchüchtert zu haben. 
Jener war damals in ihn gedrungen, ihm eine Verſchreibung des In⸗ 
halts auszuſtellen, daß er gegen die Statuten „nymmer ſeyn, ſprechen 
oder thun werde“. Das hatte Ludwig von Erlichshauſen abgeſchlagen, 
aber er hatte ſich doch bereit erklärt, die päpſtliche Bulle, die er über 


1) Livl. Urk.⸗Buch XI, Nr. 24. 
2) Ebenda XI, Nr. 31. 
3) Ebenda XI, Nr. 39, 42, 43. 


32 Auguft Seraphim [32 


die Widerrufung der Statuten erhalten hatte!), zu „tilgen und todten 
und der nicht [zu] gebruchen“ 2). Ihn band der Beſchluß der Ge- 
bietiger, daß auf einem großen Ordenskapitel ein für alle Teile an⸗ 
nehmbarer Ausgleich herbeigeführt werden ſolle. Dieſes Kapitel ſollte 
am 19. März 1452 in Marienburg zuſammentreten. Als er am 
27. Juni 1451 dem Deutſchmeiſter davon Mitteilung machte, ſprach 
er die Erwartung aus, dort mit Gottes Hilfe und dem Rate des 
Deutſchmeiſters ſowie der anderen Gebietiger „uff ſulche wege czu 
komen, ſulche ſtatute gancz abeczuthun, czu tilgen und czu vornichten 
ader ſie alſo meſſigen, mittelen und beqweme machen und wandeln, 
das fie keynem teile cau ſwer feye, funder ebenmeſſig eyem yderem 
teile, fo das fic) nymands deshalben durffe beclagen” ?). Der Deutſch⸗ 
meiſter antwortete am 10. Auguſt mit dem Erſuchen, ihm mitzuteilen, 
„woran ader worumbe die ſtatuta ader welch artikel dorinne widder 
unſirn gemeynen orden ſeyn ſullen“, damit er ſich mit ſeinen Ge⸗ 
bietigern noch vor dem Kapitel darüber beraten könne. Dieſem Wunſche 
entſprach aber der Hochmeiſter nicht; er erwiderte ihm nur, daß, wenn 
er ſeine Gebietiger und Gelehrten die Statuten mit dem Ordensbuche 
vergleichen laſſe, er ſchon erkennen werde, inwiefern die Statuten oder 
welche Artikel in ihnen gegen das Intereſſe des Ordens ſtritten. Mit 
der Bitte, zum Kapitel zu erſcheinen, verband er die Zuſendung des 
Geleites, das der mißtrauiſche Deutſchmeiſter verlangt hatte. Noch vor 
Jahresſchluß erklärte der Deutſchmeiſter ſeine Bereitwilligkeit, zu 
kommen“). Vom 24. bis 29. März 1452 hat denn in der Tat das 
Kapitel ſtattgefunden, das die ſo oſt erfolglos behandelte Angelegenheit 
zu Ende führen ſollte. An ihm nahmen außer den preußiſchen Ge⸗ 
bietigern auch der Deutſchmeiſter und der livländiſche Meiſter mit 
ihren Gebietigern teil. Der letztere war ſchon vorher durch den Meiſter 
erſucht worden, mit den Gebietigern die Orſelnſchen Statuten zu 
prüfen. Wir ſehen, daß die Lioländer bei den Verhandlungen auf 
ſeiten des Hochmeiſters ſtehen, dieſer auch den Komtur von Fellin bei 
ihnen gleich den preußiſchen Gebietigern als feinen Vertrauensmann ver⸗ 
wendet. Die Verhandlungen begannen am 24. März, indem der 
Hochmeiſter durch eine Botſchaft an den Deutſchmeiſter die Aufforderung 


1) Siehe oben S. 28. 

2) Livl. Urk.⸗Buch XI, Nr. 39. 

3) Ebenda XI, Nr. 155. 

4) Vgl. ebenda XI, Nr. 183, und dazu Anm. 1 u. 3, Nr. 191. Voigt 
a. a. O. VIII, S. 252. 
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richten ließ, ſich mit der Aufhebung der Orſelnſchen Statuten ein- 
verſtanden zu erklären, angeſichts der Schande, des Schadens und Arges, 
den ſie für den Orden bedeuteten. Am folgenden Tage antwortete der 
Deutſchmeiſter mit der perſönlich vor dem Hochmeiſter abgegebenen Er⸗ 
klärung, daß er um Angaben darüber bitte, welche Artikel der Statuten 
denn dem Orden nachteilig ſein ſollten. Im Namen des Hochmeiſters 
überbrachte am Namittage eine Abordnung, deren Sprecher der Komtur 
von Fellin war, dem Deutſchmeiſter eine ſchriftliche Kundgebung, die be⸗ 
ſagte, der größte Teil der Artikel der Statuten (2, 4, 5, 6, 8, 9) ſei über⸗ 
flüſſig, weil das Ordensbuch die betreffenden Fragen ausreichend regele, 
die andern führten zu den größten Unzuträglichkeiten (1, 7, 10, 11, 12), 
der dritte Artikel wurde als annehmbar bezeichnet. Hervorzuheben iſt, 
daß der Hochmeiſter die Frage ganz ausſcheidet, ob die Statuten über⸗ 
haupt zu Recht beſtänden; er behandelte die in ihnen enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen nach dem Geſichtspunkte de lege ferenda. Am folgenden 
Tage antwortet der Deutſchmeiſter mit der wieder perſönlich abgegebenen 
Erklärung, er fei ohne Außerung der deutſchen Gebietiger nicht in der 
Lage, die Statuten zu beſeitigen. Das Kapitel möge ſeinen Fortgang 
nehmen, die Statutenfrage aber ausgeſchieden werden, bis die deutſchen 
Gebietiger ihre Anſicht kundgetan hätten. So wurde auch verfahren, 
aber zugleich nach Beendigung des Kapitels dem vom Deutſchmeiſter 
mit ſeiner letzten Erklärung verbundenen Vorſchlage gemäß eine noch⸗ 
malige Ausſprache über die Statuten vorgenommen. Man konnte ſich 
aber nicht verſtändigen, da, abgeſehen von dem 4. Artikel und dem 1., 
in dem ein vermittelnder Vorſchlag Beifall fand, die Meinungen zu weit 
auseinandergingen. Wir verfolgen hier die Verhandlungen und die 
bei ihnen geltend gemachten Meinungen nicht, wir werden auf ſie bei 
der Kritik der Statuten noch zurückzukommen haben !). Es tft, fo weit 
unſere Kenntnis reicht, das letzte Mal geweſen, daß von ſeiten der 
hadernden Teile der Verſuch gemacht worden iſt, die alte Streitfrage 
grundſätzlich zu regeln. Die Verhältniſſe im Ordensſtaate waren be⸗ 
reits, als das Kapitel tagte, bitter ernſte; die Oppoſition der Stände 
war auf das äußerſte geſtiegen, haben ſie doch auch während des Kapitels 
daran gedacht, die Anweſenheit der fremden Meiſter zu benutzen, um 
ihnen all ihre Anklagen gegen das Regiment des Ordens in Preußen 
vorzulegen). Das Gewitter, das Preußen bedrohte, entlud fidh bereits 


1) Die Verhandlungen ſind abgedruckt Livl. Urk.⸗Buch XI, Nr. 205 (S. 174 
bis 181). 
2) Voigt VIII, S. 255. Toeppen, Akten der Ständetage III, S. 382. 
Scherler, Hans von Bayſen (Diſſ. Greifswald, 1911) S. 78. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIIL 1. 3 
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im folgenden Jahre, der dreizehnjährige Städtekrieg brad aus, der für 
den Orden zur Kataſtrophe werden ſollte. Man hatte jetzt im Exiſtenz⸗ 
kampf gegen die rebelliſchen Stände und gegen Polen Wichtigeres zu 
tun, als die Statutenfrage zu behandeln. Wir könnten demgemäß 
hier die Geſchichte des Kampfes um die Orſelnſchen Statuten, der ohne 
eigentlichen Austrag im Sande verläuft, abſchließen, denn größere Be- 
deutung iſt ihnen in der Geſchichte des Ordensſtaates nicht mehr zu⸗ 
gefallen. Indeſſen begegnen ſie uns, da ja beide Teile ihren Stand⸗ 
punkt grundſätzlich nicht aufgaben, doch noch einige Male bei den Hod- 
meiſterwahlen, d. h. alſo bei Gelegenheiten, wo es nicht gut möglich 
war, in der Praxis der Frage aus dem Wege zu gehen, wie weit vor 
und bei den Wahlen des Oberhauptes des geſamten Ordens die Rechte 
des Deutſchmeiſters reichten. Als im Jahre 1469 nach längerer Sedis⸗ 
vakanz als Nachfolger Ludwig von Erlichshauſens der bisherige Statt⸗ 
halter des Hochmeiſteramtes Heinrich Reuß von Plauen zum Hoch— 
meiſter gewählt wurde, war der Deutſchmeiſter Ulrich von Lentersheim 
nicht ſelbſt zur Wahl gekommen, ſondern hatte an ſeiner Stelle zwei 
Vertreter geſandt. Sie hatten den Auftrag, „anders nicht, denn in 
Crafft der Statuta zu welen, und nicht anders dann Innhalt der- 
selben gehorsam zu thun“. Kein Zweifel, daß die Orſelnſchen Statuten 
damit gemeint waren. Sie erhoben demgemäß den Anſpruch, die in 
dieſen dem Deutſchmeiſter bei der Wahl des Hochmeiſters zugewieſenen 
Rechte für ihn auszuüben, und verlangten (nach Artikel 1 der Statuten) 
bis zur vollzogenen Wahl das Ordensſiegel eingehändigt zu erhalten. 
Dieſen Anſpruch wieſen die preußiſchen Gebietiger zurück, und mit 
Erfolg. Die Orſelnſchen Statuten ſprachen ja nur vom Deutſchmeiſter 
ſelbſt, der perſönlich zur Wahl nach Preußen kommen ſollte, nicht aber 
von Vertretern, die er an ſeiner Stelle ſenden dürfe. Alſo ſelbſt, 
wenn man die Statuten als gültig anſehen wollte, waren ſie keine 
Stütze des Anſpruchs des Deutſchmeiſters. Seine Abgeſandten gaben 
ſchließlich nach, indem fie „dißmals das Stathalten eines Stathalter⸗ 
ampts halben in der male zu geſcheen und Innemen des Siegels Jn- 
halt der Statuta gütlich erließen“. Doch ließen ſie ſich vom neuen 
Hochmeiſter einen Revers ausſtellen, wonach ihr Nachgeben nur um 
des Hochmeiſters Bitte willen erfolgt fet, und den Rechten des Deutſch— 
meiſters dadurch nicht präjudiziert werden ſolle. Nach dem frühen 
Tode des Hochmeiſters Heinrich Reuß von Plauen wurde bereits 1470 
eine Neuwahl erforderlich, bei der Heinrich von Richtenberg zum Hod- 
meiſter erkoren wurde. Der urſprünglich auf den Tag Exaltatio crucis 
(14. September) anberaumte Wahltag wurde ſpäter auf Allerheiligen 
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(1. November) verſchoben, weil jener den Gebietigern in deutſchen 
Landen zu früh war, aber da man in Preußen die Wahl aus politi- 
ſchen Gründen beeilen wollte, ſo wartete man im Einverſtändnis mit 
den livländiſchen Gebietigern die Ankunft der Deutſchen nicht ab, und 
nahm die Wahl vor. Die zwei Vertreter, die der Deutſchmeiſter auch 
dieſes Mal an ſeiner Stelle geſandt hatte, fanden alſo bereits eine 
Tatſache vor, mit der ſie ſich abfinden mußten. Sie erkannten auch 
bis zur endgültigen Regelung der Frage durch ein großes Kapitel die 
mit Nichtbeachtung der Orſelnſchen Statuten erfolgte Wahl an, doch 
ſtellte ihnen Heinrich von Richtenberg eine Urkunde des Inhalts aus, 
daß das Geſchehene den Rechten des Deutſchmeiſters nicht nachteilig ſein 
ſolle. Die Gründe, weshalb der Deutſchmeiſter weder 1469 noch 1470 
zur Wahl nach Preußen perſönlich kam, laſſen ſich wohl vermuten. 
Der Thorner Friede war von ihm nicht anerkannt worden, und er 
mußte daher für ſeine Sicherheit fürchten, wenn er durch polniſches 
Gebiet reiſte. Auch werden wir annehmen dürfen, daß ſeit dieſem per- 
hängnisvollen Vertrage die Hochmeiſterwahlen wohl für den Deutſchmeiſter 
das bisherige Intereſſe zum Teil verloren hatten; war doch Preußen 
zu einem von Polen abhängigen Kleinſtaate geworden, und deſſen 
Landesherr in Wirklichkeit kaum noch das Oberhaupt des geſamten 
Ordens, das er doch von Rechts wegen ſein ſollte. Genauer geäußert 
hat ſich der Deutſchmeiſter über die Gründe ſeines perſönlichen Fern⸗ 
bleibens, als im Jahre 1477 wieder eine Hochmeiſterwahl in Preußen 
bevor ſtand 1). Er gab zwei Vertretern, die er nach Preußen ſandte, eine 
Inſtruktion mit, in der er zunächſt ſein perſönliches Fernbleiben be⸗ 
gründete. Es ſei die Gefahr vorhanden, daß ihn die Polen, wenn ſie 
ſeiner habhaft würden, zur Anerkennung des Thorner Friedens zwingen 
könnten, was für künftige Anſprüche des Ordens auf die 1466 ver⸗ 
lorenen Gebiete ſehr nachteilig ſein müſſe. Auch die Erſchöpfung ſeiner 


1) Über die Wahlen der Jahre 1469, 1470 und 1477 f. die Abſchriften der 
im Stuttgarter Archiv beruhenden (nicht vollſtändigen) Schriftſtücke im Staats⸗ 
archiv in Königsberg, Ordensbriefarchiv, ferner Jaegers Codex dipl. ord. 
Theutonici (Mser.) im Staatsarchiv in Königsberg III, 271: Heinrich Reuß 
von Plauens Revers vom Mittwoch vor Simonis und Judae (25. Oktbr.) 1469, 
der Revers von Heinrich von Richtenberg Sonnabend nach Omnium sanctorum 
(3. Novbr.) 1470, die Inſtruktion Ulrichs von Lentersheim [Datum fehlt] für . 
die Komture zu Mergentheim und Virnsberg (1477) und ein Bericht über die 
Verhandlung mit den preußiſchen und livländiſchen Gebietigern in Königsberg. 
Benutzt find diefe Schriftſtücke zum Teil von Voigt, Geſchichte Preußens IX, 
S. 22, 32, 200 und De Wal, Recherches I, 200, 203, 102, dem die Archi⸗ 
valien in Mergentheim vorlagen. 
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Finanzen führte er an. Er wies die Vertreter an, bei der Wahl das 
Ordensbuch, inſonderheit aber die Orſelnſchen Statuten, zur Anwendung 
zu bringen, deren darauf bezüglichen Teile in die Inſtruktion infe- 
riert wurden. Als die Geſandten in Preußen dieſe Anſprüche geltend 
machten, ſtießen ſie auf Widerſtand. Die preußiſchen Gebietiger wollten 
ihnen weder das Statthalteramt einräumen, noch das Siegel des Ordens 
übergeben, fie wünſchten nicht nur, daß die Vertreter des Deutjd- 
meiſters auf dieſe Forderung verzichten, ſondern überhaupt „die Statuta 
diszmals gantz nachlaſſen“ ſollten, erreichten aber nur das erſtere. Ein 
Verſuch der Vertreter des Deutſchmeiſters, die livländiſchen Gebietiger, 
die zur Wahl nach Preußen gekommen waren, für die von dieſem er⸗ 
hobenen Forderungen zu gewinnen, ſchlug fehl. „Die Statuten,“ ſo 
ſagten die Livländer, „hetten alles Verderben inns Land bracht, und 
ſtünde wole darauff, weren ſolich Statuta nicht geweſt, der ordenn 
were noch bey lannden und leuten.” Freilich mußten fie ſich die Zurück⸗ 
weiſung gefallen laffen, daß ja der livländiſche Meiſter die Statuten 
ſelbſt anerkannt habe. Das bezog ſich auf das 1439 zwiſchen Eber⸗ 
hard von Saunsheim und Heinrich Vinke in Stralſund getroffene 
Abkommen !). Jedenfalls blieb es dabei, daß die Aufhebung der Sta- 
tuten nicht erfolgte, wohl aber die Abgeſandten des Deutſchmeiſters auf 
Statthalteramt und Ordensſiegel verzichteten, doch wiederum unter 
Wahrung der Rechte des Deutſchmeiſters und der Rechtskraft der 
Statuten, deren Erörterung einem großen Kapitel vorbehalten wurde. 
Als Martin Truchſeß von Wetzhauſen, der damals zum Hochmeiſter 
gewählt wurde, 1489 geſtorben war, war bei der Wahl: feines 
Nachfolgers, Johann von Tiefen, das Deutſchmeiſteramt vakant; der 
Statthalter Andreas von Grünbach war durch Bevollmächtigte ver- 
treten?); es iſt aber nicht bekannt geworden, daß von dieſen die Frage 
der Orſelnſchen Statuten wieder aufgerollt worden iſt, und es iſt auch 
wenig wahrſcheinlich, da es ja formell zurzeit keinen Deutſchmeiſter gab. 
Man hat alſo, wie wir ſehen, auch nach der großen Kataſtrophe des 
Ordens in Preußen, die neue Verhältniſſe ſchuf und ein weiteres Aus⸗ 
ſpinnen der alten Streitfragen wenig empfahl, doch von ſeiten des 
Deutſchmeiſters niemals den Anſpruch darauf aufgegeben, daß die 
Orſelnſchen Statuten zu Recht beſtanden. Die Wahlen der beiden 
letzten, bekanntlich fürſtlichen Häuſern entſproſſenen Hochmeiſter fanden 
dann, wie man weiß, unter ſo ungewöhnlichen Verhältniſſen ſtatt, daß 
da von der alten Streitfrage, ſoviel bekannt, nicht mehr die Rede war. 


1) Siehe oben S. 16. 
2) Voigt IX, S. 172. 
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II. 
Zur Kritik der Orſelnſchen Statuten 


Sind dieſe Statuten nun eine Fälſchung, wie der Hochmeiſter 
Paul von Rupdorf doch behauptet hat, oder find fie echt, wie der 
Deutſchmeiſter Eberhard von Saunsheim und ſeine Nachfolger es ſtets 
hingeſtellt haben? Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daß die Behauptungen 
der beteiligten Parteien für uns ſo wenig ins Gewicht fallen können, 
wie ſonſtige zeitgenöſſiſche Außerungen, die ſich nicht auf eine genaue 
ſachliche Prüfung gründen 1). Von den neueren Forſchern hat ſie 
L. v. Baczko, der fie zuerſt zum Abdruck brachte, für echt gehalten ?), 
ebenſo de Wal, der ohne ſie ſich wichtige Begebenheiten der Ordens⸗ 
geſchichte gar nicht erklären konnte ), und Joh. Voigt in feiner Ge- 
ſchichte Preußens“). Auch Ernſt Strehlke nahm an ihnen keinen 
Anſtoß 5). An ihrer Echtheit äußerte dagegen ſchon P ü dert Zweifel“). 
Mit Nachdruck trat für die Unechtheit Hermann Hildebrand, der 
Bearbeiter des Livländiſchen Urkundenbuches, ein'), indem er manche 
Momente, die für ſeine Auffaſſung ſprachen, geltend machte. Ihm 
ſchloß ſich M. Perlbach an, der demgemäß dieſe angeblichen Statuten, 
die den Namen Werner von Orſelns tragen, in ſeine große Edition 
der Ordensſtatuten nicht aufnahm). Soweit ſeitdem die Orſelnſchen 
Statuten von der Forſchung erwähnt worden ſind, haben die Autoren, 
ohne ſelbſt Beweismittel anzuführen, die Tatſache der Unechtheit als feſt⸗ 
ſtehend angenommen, ſei es mit Berufung auf Hildebrand und 
Perlbad?), fet es, weil ihnen bekannt war, daß ich mich gegen die 
Echtheit in einem Vortrage ausgeſprochen hatte 10), den ich im Verein 
für Geſchichte Oſt⸗ und Weſtpreußens gehalten habe, und der die 

1) Alſo des Konzils und der Päpſte Eugen IV und Nikolaus V. 

2) Geſchichte Preußens II, S. 94. 

8) Recherches sur l'ancienne constitution de l'ordre Teutonique I, 
170—205. 

4) IV, S. 446. In der Darftellung der Geſchichte Paul von Rußdorfs im 
VII. Bande ſeiner Geſchichte betont Voigt nicht mehr die Echtheit. 

5) Script. rer. Pruss. IV, 120 Anm. 

6) Pückert, Die kurfürſtliche Neutralität während des Basler Conzils 
(1858). S. 185. 

7) Livl. Urk.⸗Buch IX, Einleitung S. XV, XVI. 

8) Die Statuten des Deutſchen Ordens (1890) S. LIV. Anm. 4. 

9) So L. Dombrowski, Die Beziehungen des Deutſchen Ordens zum 
Basler Conzil. Diſſ. Berlin 1913. S. 290. 

10) Altpr. Monatsſchr. Bd. 49 (1912), S. 497. 
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Grundlage des vorliegenden Aufſatzes bilbet!). Schon Hildebrand, 
der ſich bisher am ausführlichſten zur Sache geäußert hat, ſprach ſich 
dahin aus, daß eine eingehendere Prüfung der Statuten erwünſcht 
ſei. Dieſe ſoll im folgenden verſucht werden. 

Wenn die Erörterung in der Prüfung der inneren und äußeren 
Merkmale zu beſtehen hat, ſo hängt das Maß unſerer Berechtigung, 
über dieſe zu urteilen, wieder von der Überlieferung der in Frage 
ſtehenden Rechtsurkunde ab. Mit der Überlieferung iſt es aber übel 
beſtellt. Niemand hat neuerdings die Urkunde geſehen oder über ihren 
Verbleib Sicheres ſagen können, die den Anſpruch darauf erhob, das 
Original der Orſelnſchen Statuten zu fein. Das Zentralarchiv des 
Deutſchen Ordens in Wien beſitzt ſie ſo wenig, wie die Archive in 
Königsberg und Stuttgart, und daß ſie ſich in ihnen jemals befunden 
hat, tft nicht zu erweiſen. Wir kennen die Statuten nur in ab- 
geleiteter Überlieferung. Mir find folgende Handſchriften bekannt ge: 
worden: 

A. Eine Abſchrift, die ſich in der Urkunde findet, in welcher der 
Hochmeiſter Konrad von Erlichshauſen dem Deutſchmeiſter in Marien⸗ 
burg am 2. Juli 1441 bezeugt, daß er die Statuten anerkenne ). 
über dieſe Urkunde iſt bereits oben geſprochen ?). Wir erfahren aus 
ihr nur, daß die Statuten „abſchriefflicher lawte hiernach folget un- 
verwandelt“. Aber was dem Kopiſten der in jene Urkunde inſerierten 
Statuten als unmittelbare Vorlage gedient hat, wird nicht geſagt. Da 
in Preußen, wie wir wiſſen, ein Original der ſog. Orſelnſchen Statuten 
nicht bekannt war, ſo müſſen wir annehmen, daß der Deutſchmeiſter 
die Vorlage beſchafft hat, ſei es, daß er jetzt eine nach Preußen ge- 
bracht hatte, ſei es, daß es ſich um die früher von ihm nach Preußen 
geſandte Abſchrift handelte. In keinem Falle wird es ſich um eine 
Vorlage gehandelt haben, die den Anſpruch darauf erhob, ein Original 
zu ſein. Die Form der Vidimierung iſt nicht diejenige, die üblich 
war, wenn ein Original transſumiert wurde. Es wird nicht an⸗ 
gegeben, daß die Urkunde unverſehrt und fehlerlos geweſen ſei, was 
doch fait ſtets geſchieht, ebenſowenig verlautet etwas von ihrer Be- 
ſiegelung. Was die Sprache anlangt, ſo zeigt ſie eine Miſchung von 
mitteldeutſchen und oberdeutſchen Elementen, ſo daß eine mitteldeutſche 

1) Auf meine Anſicht nehmen ſchon Bezug A. Werminghoff, Hiftor. 
Zeitſchr. 110 (1912), S. 486 Anm. 1; Schreiber, Zur Chronologie der Hoch⸗ 
meiſter. Oberländiſche Geſchichtsblätter XV, S. 26, 1 f. (1912). 

2) Staatsarchiv Königsberg. Schubl. II, Nr. 5 a. 

3) Siehe oben S. 26. 
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Vorlage von einem oberdeutſchen Schreiber kopiert fein könnte, oder 
das umgekehrte Verhältnis vorliegt. Zeitlich gehört die Sprache in 
keinem Falle in die erſte Hälfte des 14. Jahrhunderts, d. h. in die 
Zeit Werner von Orſelns, fie weiſt in eine viel ſpätere Zeit ). Auch 
daraus würde ſich ergeben, daß der hier in Rede ſtehende Text nicht 
in einem angeblichen Originale, das auf dieſen Hochmeiſter zurückgeht, 
geſtanden haben kann. Es kann ſich nur um eine Abſchrift einer Ab⸗ 
ſchrift, alſo um eine abgeleitete Überlieferung handeln. Wir bringen 
jedoch dieſen Text in der Anlage zum Abdruck, da er vom Deutſch⸗ 
meiſter durch Entgegennahme der Urkunde Konrad von Erlichshauſens 
als inhaltlich zutreffend anerkannt worden iſt, und die anderen gleich 
zu erwähnenden Überlieferungen nicht beſſer beglaubigt ſind. 

B. Ebenfalls auf eine vom Deutſchmeiſter gegebene Vorlage geht 
nach eigenem Zeugnis eine lateiniſche Überſetzung zurück, die der im 
Namen des Basler Konzils ausgeſprochenen Konfirmation der Statuten 
inſeriert iſt. Dieſe Konfirmationsurkunde iſt vom 28. September 1437 
(quarto Kalendas Octobres) datiert. Ihr Original hat ſich bis heute 
nicht nachweiſen laſſen. Als aber der Prokurator des Hochmeiſters 
Konrad von Erlichshauſen, Bartholomäus Libenwald, im Jahre 1449 
eine authentiſche Kopie dieſer Beſtätigung des Konzils brauchte, ließ 
er fie ſich von Johann Andreae, dem Generalvikar des Biſchofs von Lau- 
ſanne, nach dem damals alſo an letzterem Orte befindlichen Bullen⸗ 
regiſter Bd. VIII, Bl. 61—65 ausſtellen, in das die Beſtätigungs⸗ 
urkunde ſeiner Zeit Aufnahme gefunden hatte. Dieſe authentiſche 
Kopie der letzteren läßt ſich im Staatsarchiv in Königsberg nachweiſen, 
nachdem ſie ſich längere Zeit den Blicken der Forſcher entzogen hatte. 
Sie ift vom 29. Dezember 1449 datiert 2). Die in dieſer Überlieferung 


1) Bei der Behandlung der Sprache dieſer und der anderen Handſchriften 
habe ich mich der Belehrung und Unterſtützung meines Kollegen, Herrn Privat- 
dozent Dr. W. Zieſemer, zu erfreuen gehabt. Was über die Sprache geſagt 
iſt, gibt ſeine Meinung wieder. Ich erlaube mir, auch an dieſer Stelle Herrn 
Dr. Zie ſemer für feine Hilfe herzlich zu danken. 

2) Hermann Hildebrand, der Herausgeber des Livländiſchen Ur⸗ 
kundenbuches bemerkt (ivl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 228) von dem Transſumpte des 
Joh. Andreae: War 1878 nicht aufzufinden. Er gibt die Beſtätigungsurkunde 
nach der etwa ein halbes Jahrhundert früher von dem Transſumpt genommenen 
Abſchrift im Archiv der livländiſchen Ritterfdaft. Sein Nachfolger in der Her- 
ausgabe des Livlindifden Urkundenbuchs, Philipp Schwartz, der im Livl. 
Urk.⸗Buch X, Nr. 670 das Transſumpt des Joh. Andreae verzeichnet, ſagt eben- 
falls: War wie 1878 ſo 1891 nicht aufzufinden und hat bereits bei der In⸗ 
venturaufnahme im Jahre 1848 gefehlt. Auch er verzeichnet das Trans ſumpt 
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erhaltene Beſtätigungsurkunde des Basler Konzils gibt an, der Deutſch⸗ 
meiſter Eberhard von Saunsheim habe das Konzil um Beſtätigung der 
Statuten gebeten, die 1329 der Hochmeiſter Werner von Orſeln mit 
dem Deutſchmeiſter Wolfram von Nellenburg, dem livländiſchen Meiſter 
Eberhard von Munheim und anderen Gebietigern des Ordens auf 
einem Generalkapitel in Marienburg erlaſſen habe. Dabei wird an- 
gegeben, daß die Statuten in deutſcher Sprache verfaßt geweſen, aber 
nun durch Sachverſtändige des Konzils ins Lateiniſche überſetzt, und daß 
dieſe Überſetzung in die Beſtätigungsurkunde übernommen worden ſei. 
Am Original hätten die Siegel der drei Meiſter gehangen 1). Dieſe 
Überlieferung (B) will alſo ebenfalls auf das angebliche Original zurück⸗ 
gehen. 

Wir haben dann noch zunächſt zwei Abſchriften, die auf eine vom 
Deutſchmeiſter vidimierte Kopie der Statuten zurückgehen. Eine ſolche 
hatte er dem Hochmeiſter nach Preußen geſchickt. 

C. Zunächſt eine zeitgenöſſiſche Abſchrift im Bande des Thorner 
Ratsarchives: „Rezeſſe Preußiſcher und Hanſiſcher Städtetage“ (A 1439 
bis 1448) VIIb, Blatt 174 — 26. Der Band enthält die Berichte 
der Thorner Ratsſendeboten, wie über die anderen preußiſchen Städte⸗ 
tage der angegebenen Jahre, ſo auch über die in Elbing im Januar 
1440 gehaltenen Tagfahrt der preußiſchen Städte und der Culmiſchen 
Landſchaft. Dem Rezeß, den die Ratsſendeboten mitteilen, geht die 
Abſchrift der in Rede ſtehenden Statuten voraus. Ein bei den Akten 
liegender Brief des Deutſchmeiſters an Königsberg, Elbing und die 
anderen Städte des Niederlandes, d. d. Horneck, den 15. September 
14392), nimmt auf die Statuten Bezug. Man darf aber vermuten, 
daß die Abſchrift der Statuten richtiger zum Elbinger Ständetage vom 
24. Juli 1439 gehört. Damals ließ der Hochmeiſter den Ständen 
„lezen dy copie der statuten, dy der meister von Dutschen landen 


nach der Königsberger Abſchriftenſammlung im Archiv der livländiſchen Ritter- 
ſchaft in Riga. Seitdem iſt die Urkunde zum Vorſchein gekommen, ſie liegt 
Schublade VI, Nr. 9. 

1) „Prout in quadam autentica in vulgari patrie illius ydeomate 
desuper confectis literis ipsorum trium magistrorum sigillis munitis, qua- 
rumque substantiam et effectus etiam nullo addito vel detracto, quod 
facti substantiam huiusmodi alteret vel immutet per nonnullos in talibus 
expertos fideliter elici et transferri ac post diligentiam eorum in cancellaria 
nostra de nostro mandato subsecutam examinationem de verbo ad verbum 
presentibus inseri fecimus, latius et extensius continetur. Vgl. Livl. Urt. 
Bud IX, Nr. 228. 

2) Toeppen, Ständeakten Il, S. 123—127. 
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von unserm hern homeister fordert, und dy stete haben usschrifften 
dovon genommen 1). Sie kopierten alfo die vom Deutſchmeiſter be- 
glaubigte ) Abſchrift der Statuten, die dieſer dem Hochmeiſter geſchickt 
hatte. Bei jener Kopie haben dann wohl die Ratsſendeboten die 
Sprache der Vorlage ihrer Mundart angepaßt, ebenſo wie ſie es bei 
der Abſchrift des genannten Briefes getan haben werden. Denn die 
Sprache in dem gleichzeitigen Originalſchreiben des Deutſchmeiſters 
weicht weſentlich ab. Wir können wohl feſtſtellen: C geht auf die 
Abſchrift des angeblichen Originales zurück, die Eberhard von Sauns⸗ 
heim den preußiſchen Ständen zuſandte, aber C ſagt uns nichts über 
die äußeren Merkmale und ermöglicht auch kein Studium eines ſo 
wichtigen inneren Merkmales, wie der Sprache. 

D. Ganz das nämliche, was von C geſagt iſt, gilt von einer 
Abſchrift, die ſich im Manuſkriptenbande 8 50 III der Stadtbibliothek 
Königsberg befindet, der, urſprünglich gewiß ein Teil des Königsberger 
Stadtarchives, Schriftſtücke enthält, die ſich zumeiſt auf die preußiſchen 
Städtetage beziehen ?). Dieſe Abſchrift gehört ebenfalls dem 15. Jahr⸗ 
hundert an und iſt wohl gewiß diejenige, die die Königsberger Send⸗ 
boten von der Kopie des Deutſchmeiſters genommen haben. Sie trägt 
zum Schluß denſelben Vermerk, wie die Thorner Abſchrift“) und 
ſtimmt mit ihr inhaltlich überein. In der Orthographie und Sprache 
finden ſich Varianten, die nach dem bei C geſagten leicht erklär⸗ 
lich ſind. 

E. Eine unbeglaubigte Abſchrift auf Papier, 4 Blätter in Folio, 
geſchrieben in einer Handſchrift aus der erſten Hälfte des XV. Jahr⸗ 
hunderts. Sie befindet ſich im Staatsarchiv zu Königsberg i. Pr., 
Ordensarchiv (früher Schiebl. LXXI, Nr. 80). Es ift weder an- 


1) Ebenda II, S. 115. 

2) Am Schluſſe der Statutenabſchrift heißt es: „Und wir bruder Eber- 
hart von Sawnszheim meister deutsches ordens in Dutschen und in Wel- 
schen landen bekennen, das der rechte hauptbrieff der notteln als hy 
oben ges[chrieben] steyt, ganez unvorsereth an schrifften und an worthen 
und ouch van worte ezu worten begriffen ist widder korcze noch lenger 
innehelt, wenn oben ges|chrieben] steyt und des czu orkunde, so haben 
wir unser ingesegel under desze schrifftt uff desen brieff laissen drugken.“ 
Vgl. das Schreiben des livländiſchen Meiſters an den Deutſchmeiſter 1437 Juni 2: 
noch uswiesinge enes brives, des abeschrifft ir mit eu wirm angedrucktem 
ingesegel doruff unsirm hoomeistere gesant sullet haben. Livl. Urf.. Bud 
IX, Nr. 175. 

3) Handſchriftenkatalog der Stadtbibliothek Königsberg (1909) S. 378. 

4) Siehe oben S. 40 Anm. 3. 
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gegeben, wo, wann, noch von wem die Abſchrift hergeſtellt ift. Sprach⸗ 
lich weiſt dieſe Handſchrift nach dem mittelfränkiſchen⸗niederrheiniſchen 
Sprachgebiete und ins XV. Jahrhundert. Es entzieht ſich durchaus 
der Kenntnis, wie ſie ins Ordensarchiv gelangt iſt. 

F. Eine ebenfalls unbeglaubigte Handſchrift auf Papier, 4 Blätter 
in Folio, geſchrieben in einer Handſchrift aus der erſten Hälfte des 
XV. Jahrhunderts. Auch ſie befindet ſich im Staatsarchiv zu Königs⸗ 
berg, an derſelben Stelle. Ihre Sprache weiſt nach Mitteldeutſchland, 
aber ſchwerlich nach dem Ordenslande. Am wahrſcheinlichſten iſt die 
Annahme, ſie ſtamme aus dem ſächſiſchen Sprachgebiet. Im übrigen 
gilt von ihr das von E Geſagte. 

G. Eine Handſchrift im Zentralarchive des Deutſchen Ordens in 
Wien (Abteilung Urkunden. Signatur des Archives in Mergentheim 
Lit. B in No. 6. Fasc. 1/2 Lat 5). Auch ſie iſt eine einfache Ab⸗ 
ſchrift auf Papier, in Heftform (4 Blätter, 29,5 cm X 21,5 cm), die 
in der erſten Hälfte des XV. Jahrhunderts hergeſtellt iſt, wo, wann 
und von wem, iſt nicht bekannt. Sprachlich gilt von ihr das von E 
Geſagte. | 

H. Eine Handſchrift, die Baczko a. a. O. feinem Drucke zu: 
grunde gelegt hat. Baczko gibt als ſeine Quelle an: Urkunden⸗ 
ſammlung der Schloßbibliolhek Nr. LXXXVIII. Im Staatsarchiv, 
in dem ſie demnach vermutet werden muß, hat ſich die Handſchrift 
nicht auffinden laſſen, wir ſind daher auf den Druck von Baczko an⸗ 
gewieſen. Daß wir es mit einer Abſchrift zu tun haben, zeigt die 
Unterſchrift: Dit ist die copia der . .. statuten tuischen dem hoe- 
meister von pruyssen und meister von dutschen landen und dem 
meister von lyfflant. Wer die Kopie angefertigt hat, und bei welcher 
Gelegenheit es geſchehen iſt, bleibt ganz unklar. Die Sprache dieſes 
Textes gehört ins mittelfränkiſche Gebiet (Koblenz oder noch weiter nach 
Norden) und in die erſte Hälfte des XV. Jahrhunderts. Eine um 
1329 in Preußen entſtandene Urkunde kann auch dieſer Text nicht un⸗ 
verändert wiedergeben. 

I. Teile der Statuten finden ſich in der Inſtruktion, die der 
Deutſchmeiſter Ulrich von Lentersheim 1477 feinen zur Hochmeiſter⸗ 
wahl abgefertigten Vertretern nach Preußen mitgab (ſiehe oben S. 35). 
Es iſt durch nichts nahegelegt anzunehmen, daß wir es hier mit der 
wortgetreuen Wiedergabe eines Originals zu tun haben. 

Aus dem Dargelegten geht ſoviel hervor: Es läßt ſich bei dem 
Stande der Überlieferung, ſo weit wir ſie bis jetzt kennen, nicht ein⸗ 
mal mit Sicherheit behaupten, daß überhaupt jemals eine Urkunde in 
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ausgefertigter Reinſchrift exiſtiert hat, die — mag ſie nun echt oder 
unecht geweſen ſein — das Original der Orſelnſchen Statuten ſein 
ſollte. Denn A, C und D erweiſen nur dies: der Deutſchmeiſter hat 
eine Abſchrift nach Preußen gebracht bzw. geſchickt, die nach ſeiner 
Behauptung von einem Original genommen war. Ob aber dieſe Be- 
hauptung zutraf, iſt eine andere Frage, die Abſchrift könnte ja auch auf 
ein ad hoc verfaßtes Konzept zurückgehen. B erhebt zwar ebenfalls 
den Anſpruch darauf, die Überſetzung eines deutſchen Originals zu 
ſein, aber auch hier wird man in Anbetracht der Vorgänge!) in Baſel 
vor und bei der Entſtehung der Beſtätigungsurkunde des Konzils die 
Möglichkeit nicht ausſchließen, daß dieſem eine ausgefertigte Urkunde 
überhaupt nicht vorgelegen hat, ſondern daß die Beſtätigungsurkunde 
einfach das ſagte, was der Deutſchmeiſter wünſchte, und das als 
Statuten in ſie inſerierte, was er als ſolche hinſtellte. 

Nun könnte man aber die Exiſtenz einer Urkunde, die als Original 
ausgegeben wurde, aus der vom Deutſchmeiſter behaupteten Tatſache 
ableiten, daß Kaiſer Sigmund doch die Orſelnſchen Statuten beſtätigt 
habe, mithin doch eine ſie enthaltende Urkunde ſeiner Kanzlei vor⸗ 
gelegen haben müſſe. Es ut ſchon oben erwähnt ?), daß Kaifer Sigmund 
überhaupt gar keine Beſtätigung der Orſelnſchen Statuten verbrieft 
hat. Seine Urkunde enthält nur eine allgemeine Beſtätigung der „Ge⸗ 
ſetze, Gewohnheit und Ordnung“ des Deutſchen Ordens, und ſpricht 
von den Statuten Werners von Orſeln überhaupt gar nicht. Wir 
kennen dieſe Urkunde des Kaiſers Sigmund auch nur aus einer Ab- 
ſchrift, die ſich in dem im 19. Jahrhundert zuſammengeſtellten hand⸗ 
ſchriftlichen Jäger Wen Codex diplomaticus Theutonicus (Staats: 
archiv Königsberg, Fol. 319), III. Bd., p. 143, Nr. 168 findet. 
Jäger hat das falſche Regeſt darüber geſetzt: „König Sigismund be- 
ſtätigt die Statuten des Hochmeiſters Werner von Orſeln“; Voigt?) 
hat dieſes Regeſt, wohl ohne den Inhalt der Urkunde zu prüfen, ver⸗ 
wertet; auf ſeine Autorität hin iſt es dann in Aſchbachs Geſchichte 
König Sigmund “), und neuerdings in die Altmannſchen Regeſten 5) 
Sigismunds übergegangen, ein lehrreiches Beiſpiel, welche Folgen ein 


1) Siehe oben S. 10, 11. 

2) Siehe oben S. 9. 

3) Joh. Voigt, Geſchichte Preußens VII, 699. 

4) Johann Aſchbach, Geſchichte Kaiſer Sigmunds IV. (1845) Regeſt 
auf S. 515. 

5) Regesta imperii XI. Altmann, Die Regeften Kaiſer Sigmunds 
IT, Nr. 12016. 
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Irrtum haben kann !). Aus der kaiſerlichen Urkunde ergibt fih alfo 
überhaupt nichts über die Orſelnſchen Statuten. 

Daß der Deutſchmeiſter aber auf dem Mergentheimer Tage den 
Ordensbrüdern eine Urkunde mit den Orſelnſchen Statuten vorgelegt 
habe!), ift auch nicht direkt überliefert. Vielleicht hat er damals nur 


1) Ich laſſe die Urkunde nach dem Texte bei Jaeger hier folgen. Daß 
er ftar? moderniſiert fet, wie L. Arbuſow (vgl. Livl. Urk.⸗Buch X, S. 256 
Anm. 2) bemerkt, trifft nach der Anſicht meines Kollegen, Herrn Privatdozent 
Dr. Zieſemer, nicht zu: „Wir Sigmund von Gots Gnaden Romifder Keyſer 
zu allen Zeiten Merer des Richs und zu Hungarn, zu Behem, Dalmacien, 
Croatien, Königk bekennen und tue kunt offenbar mit diſem Brieff allen den, 
die da ſehen oder Horen leſen: Wiewol unfer Keyſerlich Gemüt allzit ſorgveldigk⸗ 
lich beladen tft, Wie wir allen unſern und des Richs Undertanen und getruwen 
alſo vorſeyen, domit Sy in gerichtlichen ftatt und weſen bliben mogen, yedody 
ſo ſin Wir zu Voruß mer geneygt den, die nit allein Vns und demſelben Rich 
out beygeſtentig und gehorſam, funder der gangen Criſtenheit vor der heyd- 
niſchen vndyete gewalten für andern ſchülte und vorgeer geweſt und nod fin, 
unſer keyſerlich förderung und Gnad mitzuteylen und ſy under andern ſachen 
bey iren geſezten Gewonheiten und ordnungen, die dann durch gut redlich urſach 
zu Beveſtigung und Langwirdigkeit Ires ſtates erfunden und bisher gehalten 
ſind, zu hanthaben. Wann nun für Unſer Keyſerlich Maieſtat kommen iſt der 
Erwirdig Eberhardt von Sawßheym, Meiſter inn dutſchen Landen des dutſchen 
Ordens der Spitals Unfer lieben Frauen von Jerufalem unnſer lieber andech⸗ 
tiger, und uns demütigklich gebetten hat, denſelben dutſchen Orden von Prußen 
ſolich Ire und deßelben Ordens Geſetz, Gewonheit und Ordnung, die dann durch 
des Ordens nutz und Beſtes willen uffgeſätzt und bisher behalten ſind, gnadigklich 
geruchten zu beftetigerf, zu beveſten, zu krefftigen und zu confirmiren, das haben 
Wir angeſehen ſolich des gut Meiſters demütige und redeliche Bett und auch das 
ſolich Geſetz und Ordnung zu beveſtigung und Ufnemung deßelben Ordenns löb⸗ 
lichen erkieſet und bisher gehalten worden ſindt, dadurch und damit der Orden 
und die Brüder allzit in guter ainickeit und Beßerung geweſen iſt und ſich noch 
teglichs beiſtet und meret; und haben darumb mit wolbedachtem mit gutem rat 
unnſer und des Richs Fürſten Herre und retten und mit rechter Wißen dem vorgenant 
Orden von Prwßen gemeinklichen und allen Homeiſtern Compthurn Gebitigern und 
Amptlüten alle ſollich obgeſchriben geſetze punckte ſtück und artickl gnedigklich be⸗ 
ſtetiget, beveſtent bekrefftiget und confirmirt, beſtetigen beveſten bekrefftigen und 
confirmiren in die von Romiſcher keyſerlicher macht und Gewalt in crafft diß Briefs 
und meynen ſetzen und wollen, das ſy doby bliben und der fürder gebruchen und 
die halten ſollen und mogen von allermenigklich ungehindert, daby wir ſy auch 
gnedigklich hanthaben, beſchützen, beſchirmen und gerulich bliben laßen wollen und 
dowidder nit thun noch durch yeman das ſchaffen gethan werden. Und wir ge⸗ 
bieten auch darumbe allen und yklichen unnſeren und des Richs und unnſer fonigf- 
lich richs zu Hungarn und zu Behem Underthanen und getruwen in was weſens 
ſtate oder wirden ſie ſind, von Romiſcher keyſerlicher macht ernſtlich und veſtigklich 
mit diſem Briff, das ſie den obgenanten dutſchen Orden gemeinklich und alle 
ſine Homeiſtern, Meiſtern, Commthurn, Gepietigern und Amptlute an ſolichen ob⸗ 
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den Inhalt verleſen laſſen. Der gegenwärtige Zuſtand unſerer Kenntnis 
von der Überlieferung der Statuten berechtigt alſo nicht einmal zur 
Behauptung, daß jemals eine urkundliche Ausfertigung der Orſelnſchen 
Statuten wirklich exiſtiert hat. Freilich auch nicht zur Behauptung 
des Gegenteils. 

Wohl aber ergibt ſich, daß die heute vorliegende Überlieferung 
auf eine Urkunde zurückgehen will, die nach Angabe des Deutſchmeiſters 
in ſeinem Beſitze war. Es iſt nun auffallend, daß nur er eine 
ſolche Ausfertigung beſeſſen haben ſoll. Man müßte doch annehmen, 
daß auch der Hochmeiſter und der livländiſche Meiſter Ausfertigungen 
behalten haben müßten, da ſie an den Statuten doch zum mindeſten 
ebenſo intereſſiert waren, wie der Deutſchmeiſter. Das iſt aber offenbar 
nicht der Fall geweſen. Der Hochmeiſter hat gleich dem Deutſchmeiſter 
geantwortet, in Preußen kenne niemand ſolche Statuten !). Ebenſo 
hat der Hochmeiſter 1438 an die Mannſchaft und die Städte der 
Diözeſe Reval in Eſtland geſchrieben: Der Deutſchmeiſter verwerte 
Schriften, die er Statuten nenne, „so dach von zulchen schrifften und 
Statuten keyn lebende mensche unsir ordens hat gewust nach ge- 
horth czu sagen, und konnen ouch anders nicht gewissen, denne 
das sulche schreiffte, der wir ouch nymande czustehn, seyn ge- 
machet und getichtet“ ), nicht anders äußerte fih Rußdorf auf dem 
Elbinger Tage im Juli 1439 zu den Ständen, „das im von den- 
selben schrifften adir statuten nicht ist wissentlich“ ?). Entſprechend 
betonte der Hochmeiſter im Oktober 1439 in einer Inſtruktion für 
einen Abgeſandten an den römiſchen König Albrecht: „ouch werden 
sie nicht in unsirs homeisters canczelarie noch sust irne andirs 
wenne alleyne bey dem von Dewtschen landen gefunden“ *), und fo 


geſchriben Iren Gefegen Ordnungen und dife unfer Beftetigung nit hindern oder 
irren in Khein weyß, Sunder in doby gerulichen und ongehindert bliben laſſen 
als lieb In oder ir ygtliden fey unfer ſwer ungenade zu vermyden und by 
Berliefung eyner [pen] bey hundert mark letigs Goldes, der ein Yeglicher de do: 
widder tete, als offt das geſchah verfallen fin fal halb in onnfer vnnd des Richs 
kamer und das ander halb teyl dem offtgenanten Orden gemeinklich onlaßlich 
zu bezalen. Mit Urkunde diß Briffs verſigelt mit unnſern keyſerlichen gulden 
Bullen. Geben zu Egger nach Chriſtes Gebert vierzehenhundert Jar und dar⸗ 
nach in dem ſiben und drißigſten Jare dn fand Petersdag ad Vincula unnſer Ride 
des hungriſchen im eynundfünfftzigſten des Romiſchen im Siben und zweynſtzigſten 
des Behemiſchen im achtzehenden und des keyſertumbs im fünfften Jaren. 

1) Voigt, Geſch. Preußens VII. 

2) Livi. Urk.⸗Buch IX, Nr. 329, S. 211. 

3) Toeppen, Ständeakten II, S. 116. 

4) Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 518, S. 368. 
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haben fih Rußdorf und feine Nachfolger noch öfters ausgeſprochen !). 
Richt anders ſtand es in Livland. Der livländiſche Landmeiſter Heinrich 
von Bokenvorde äußert ſich im Juni 1437 in einem Schreiben an den 
Deutſchmeiſter unverkennbar ſo, daß ſich ergibt, er und die livländiſchen 
Gebietiger haben erſt dadurch von Statuten Kunde erhalten, daß ihnen 
aus Preußen eine Abſchrift der dem Hochmeiſter vom Deutſchmeiſter 
zugeſtellten Kopie jener überſandt wurde?). Und ſelbſt des Hoch⸗ 
meiſters Gegner, der Statthalter des livländiſchen Meiſteramtes, Heiden⸗ 
reich Vinke, hat nie behauptet, daß die Statuten in Livland vorhanden 
geweſen ſeien. Als er in einem Brief an den Deutſchmeiſter (4. Sep⸗ 
tember) der Anfechtung der Statuten als einer Fälſchung gedenkt, 
weiß er gegen dieſen Vorwurf des Hochmeiſters nichts anderes vor- 
zubringen, als die Meinung, wären fie gefälſcht, „sy weren immers 
nicht vom heiligen concilio noeh vom seligen Romischen Keyser 
confirmiret nocd czugelassen“ ®). 

Aber ſelbſt wenn dieſe ſo wichtige Urkunde wirklich nur in einem 
Exemplar ausgefertigt worden wäre, und dieſes ſich in der Kanzlei des 
Deutſchmeiſters erhalten hätte, ſo müßte man doch erwarten, daß auch 
das Ordens buch fie enthalten habe. Denn in dieſes wurden ja alle 
Satzungen des Ordens aufgenommen. „Ouch ist ummer unsers 
ordens gewonheit alzo lange gewest was gesetcze man machet in 
eyme groszen capittel, die pfleet man in unsers ordens buch czu 
schreiben, wff das man in capitteln, die man tegelich pfleet ezu 
halden, sie den bruderu möge lesen und sich eyn yderman wisse 
dornach czu richten, das mit dissen schrifften, die her statute 
nennet, nicht ist gescheen und werden ouch in unsers ordens buch 
nicht gefunden.“ So ſchreibt der Hochmeiſter am 10. Oktober 1439 
an einige Gebietiger und Kourente in Deutſchland“). Dasſelbe hat er 
auch in einer Inſtruktion für ſeine Abgeſandten an den römiſchen König 
Albrecht ausgeführt?). In der Tat beſtimmten die Ordensſtatuten: 
„In einer igheliken huse sal eme die Regeln ende die ghesette ende 
die ghewoentheit ghescreven hebben, daerom dat si die broedere, die 
daer zije, deste bat moghen horen ende lerne“ ). Die Berlefung 


1) Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 520, S. 378. 

2) Ebenda Nr. 175, S. 108. 

3) Ebenda Nr. 365, S. 248. 

4) Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 512, S. 363. 

5) Ebenda IX, Nr. 518, S. 368. 

6) Geſetze 17 bei Perlbach, Die Statuten des Deutſchens Ordens S. 71. 
Vgl. auch entſprechende Beſtimmungen: Geſetze 27, 28: Kapitelsbeſchlüſſe vor 
1264: I 5, VI 14 bei Perlbach a. a. O. S. 74, 134, 137. 
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konnte natürlich nur nach dem Ordensbuch erfolgen. Dieſes Fehlen 
der Orſelnſchen Statuten im Ordensbuche, das der Hochmeiſter als ſo 
ungewöhnlich hinſtellte, iſt wirklich ſehr auffallend und verdächtig. 
Gerade dieſe Statuten, die über die Wahl des Hochmeiſters ſo wichtige 
Beſtimmungen enthielten, hätten doch mindeſtens bei den Wahlen der 
Meiſter verleſen werden müſſen, beſtimmten doch die ſog. Gewohnheiten 
des Ordens: & dan man wele, sö sal man die regelen lesen unde 
die gesetzede !). Das ift aber offenbar niemals geſchehen, und das 
Gegenteil niemals behauptet worden. 

| Nun finden wir in den Orſelnſchen Statuten am Schluſſe eine 
eigentümliche Beſtimmung, die es zu erklären ſcheint, weshalb die Ein⸗ 
tragung ins Ordensbuch unterblieben, und warum die Satzungen ſo 
geheim bleiben konnten: und wenne is nicht czemelich ist, das diesse 
unsere gesetze und ordenunghe in unsers ordens buche geschreben 
werde umme deswillen, das is nicht vor den gemeinen man kome, 
sunder dise ordenunge und gesetcze ingeheym bleibe der wert- 
lichen gemeyn, bis so lange und is nodt thut zeu offenbaren an 
den enden, do is sich geborth... Das iſt nun reichlich auffallend. 
Die Gefahr, daß die „weltliche Gemeine“ von ſolchen Satzungen Kennt⸗ 
nis erhielt, die mit dem Vorkommen innerer Kriſen rechneten, war 
doch nicht groß, da die Ordensregel und Geſetze ja nur vor den 
Brüdern verleſen wurden. Und beſtand ſie wirklich, ſo verſteht man 
nicht, weshalb eigentlich ähnliche Beſtimmungen ins Ordensbuch Auf⸗ 
nahme gefunden haben, wie z. B. die, daß ein Hochmeiſter als Un⸗ 
gehorſamer betrachtet und abgeſetzt werden ſolle, der auf dreimalige 
Zitation des Kapitels nicht erſcheine?). Und andererſeits: Es war 
doch direkt zweckwidrig, ſo einſchneidende Anordnungen der Kenntnis 
auch der Ordensbrüder planmäßig zu entziehen. Wie ſollte denn, wenn 
das Ordensbuch ſie nicht enthielt, und ſie nicht verleſen wurden, auch 
nur ihre Exiſtenz „an den enden, do is sich geborth“, bekannt ſein 
in dem Falle, daß „is nodt thut zcu offenbaren“? Dieſer ganze 
Satz am Ende der Statuten ift jo merkwürdig, daß ſchon er allein 
Zweifel an der Echtheit der Urkunde erwecken könnte, und jedenfalls 
geeignet, Zweifeln, die durch andere Umſtände nahe gelegt werden, ein 
erhöhtes Gewicht zu geben. Wir müßten eben, wenn uns die weitere 
Unterſuchung zur Annahme der Wahrſcheinlichkeit einer Fälſchung führt, 
annehmen, daß der Satz ausdrücklich Zweifeln entgegenzutreten be- 


1) Gewohnheiten 3, bei Perlbach S. 92. 
2) Geſetze Gottfrieds von Hohenlohe 1, bei Perlbach S. 144. 
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ſtimmt war, aber doch fie zu zerſtreuen wenig geeignet tft. Er würde 
ſtark an das Qui s’excuse, s’accuse erinnern. 

So hat die bisherige Betrachtung der Überlieferung uns gezeigt, 
daß das Vorhandenſein einer die Orſelnſchen Statuten enthaltenden 
Urkunde im Jahre des Auftauchens jener, d. h. 1437, eigentlich nur 
auf die Behauptung des Deutſchmeiſters ſich ſtützt, und daß die 
Statuten jedenfalls ſo nicht überliefert ſind, wie wir es zu erwarten 
berechtigt ſind. Aber wie ſehr das die Urkunde auch verdächtigt, ein 
abſoluter Beweis für die Nichtexiſtenz einer ſolchen iſt es noch nicht. 
Ganz ausgeſchloſſen iſt es doch nicht, daß dem Kapitel in Mergentheim 
und den Männern des Basler Konzils doch eine Urkunde vorgelegen 
hat. Wir führen die weitere Unterſuchung alſo unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß eine die Orſelnſchen Statuten enthaltende Urkunde wirklich 
exiſtiert haben könnte, und prüfen die Frage, ob ſie eine echte geweſen 
ſein kann. Die Erklärung des Basler Konzils, daß es der Fall war, 
kann für uns keine Beweiskraft haben, wenn auch die Gegner des 
Hochmeiſters immer wieder ſich auf ſie beriefen. Denn einmal hat das 
Konzil oder richtiger diejenigen, die in ſeinem Namen handelten — und 
dasſelbe gilt vom Frankfurter Kapitel — einer ſtarken Beeinfluſſung 
durch den Deutſchmeiſter unterlegen +), ſolche Erklärungen wären mithin 
ſchwerlich unparteiiſch. Vor allem aber: wollten wir ſelbſt an ihre 
- bona fides glauben, das Mittelalter war nicht in der Lage, diplo⸗ 
matiſche Unterſuchungen ſo zu führen, daß wir uns ihnen ohne Weiteres 
anvertrauen dürften ). 

Wenn wir uns freilich die Frage vorlegen, ob ſolch eine Urkunde 
echt geweſen ſein kann, ſo liegen die Dinge für ihre Beantwortung 
ſehr ſchwierig. Denn wenn jede Prüfung mit den äußeren Merk⸗ 
malen beginnen muß, ſo ſind wir nicht in der Lage, über dieſe etwas 
auszuſagen. Denn dieſe können ja nur an einem Original geprüft 
werden, ein ſolches liegt uns aber jedenfalls nicht mehr vor. Den 
einzigen Hinweis auf äußere Merkmale der Urkunde, die nach den An⸗ 
gaben des Deutſchmeiſters 1437 noch exiſtierte, finden wir in den 
Statuten ſelbſt. Hier heißt es nämlich in der corroboratio, der Aug- 
ſteller — der Hochmeiſter Werner von Orſeln — habe an die Urkunde 
ſein Amtsſiegel hängen laſſen, und dasſelbe hätten der Deutſchmeiſter und 
der livländiſche Meiſter getan?). Aber eine Siegelbeſchreibung wird 


1) Vgl. oben S. 9, 10, 11. 

2) Breßlan, Handbuch der Urkundenlehre I (2. Aufl.), S. 20. 

3) Der lioländiſche Statthalter des Meiſteramts, Heidenreich Vincke, ſpricht 
in einem Brief an den Biſchof von Cöln 1438 Aug. 15 von den Orſelnſchen 


49] Zur Geſchichte u. Kritik d. angebl. Statuten d. Hochmeiſters W. von Orſeln 49 


nicht gegeben. Wir können alſo über die Siegel, die an der Urkunde 
gehangen haben ſollen, nichts ausſagen. Wohl aber kommt ein nega⸗ 
tives Moment in Betracht. Es ſollen alſo keine anderen Siegel an 
der Urkunde gehangen haben, als die der drei Meiſter, von anderen 
iſt nicht die Rede. Sind aber nicht mehr zu erwarten? Als Paul 
von Rußdorf etwa im Oktober 1439 an den römiſchen König, den 
Habsburger Albrecht, eine Geſandtſchaft ſchickte, u. a. um ihn in ſeinem 
Streite mit dem Deutſchmeiſter für ſich zu gewinnen, hat er das 
Fehlen des Kapitelsſiegels als ungehörig und die Urkunde verdächtigend 
hervorgehoben: Ouch seyn sie nicht mit unsirs ordens grosse capittels 
bulle vorsegelt, mit der man dach alle brieffe, die us eime grossen 
capitel gehen, pfleet czu vorsegeln 1). Dieſe Bemerkung läßt ſich 
auf ihre Richtigkeit ſchwer nachprüfen, da die Überlieferung der Kapitels⸗ 
beſchlüſſe eine meiſt abgeleitete iſt. Sie liegen faſt nur in Abſchriften 
und Auszügen vor, denen es nur auf den Inhalt ankam, nicht auf 
die Form der Ausfertigung ?). Indeſſen tft jene Behauptung Paul 
von Rußdorfs durchaus wahrſcheinlich. Das große Kapitel beſaß ja 
ein beſonderes Siegel?) und über feine Aufbewahrung enthalten die 
Ordens ſtatuten ausführliche Beſtimmungen. Daß es an ſo wichtigen 
Urkunden, die Beſtimmungen über die bedeutſamſten Fragen, ja über 
ſein ganzes Wohl und Wehe enthielten, gefehlt haben ſollte, will an 
ſich nicht einleuchten. Wir haben zwei Urkunden Winrichs von Knip⸗ 
rode, die Vollmachten an Ordensbrüder zum Zwecke der Viſitation ent⸗ 
halten. Jene waren maturo consilio et consensu unanimi fratrum 
officiatorum nostri ordinis et capituli videlicet .... totiusque con- 
ventus erteilt. Die Urkunden waren beglaubigt durch die Hinzufügung 
nicht nur des Hochmeiſterſiegels, ſondern auch das des Kapitels (sigilli 
nostri et bulle nostri capituli munimine), ſie gelten eben als von 
Hochmeiſter und Kapitel ausgeſtellt, als den beiden Trägern der Rechte 


Statuten und bezeichnet ſie, aber doch nur nach dem Gerücht „mit anhangenen 
ſegeln verſegelt“. 

1) Stot, Urk.⸗Buch IX, Nr. 518, S. 368. Vgl. Nr. 520, S. 373. 

2) So die auf Kapiteln beſchloſſenen Geſetze der ſpäteren Hochmeiſter bei 
Perlbach, Die Statuten des Deutſchen Ordens, S. 134—158. 

3) Gewohnheiten 18, bei Perlbachs Statuten des Deutſchen Ordens 
S. 103. Eft- und Livländiſche Brieflade IV (Sachſendahl, Münzen und Siegel) 
S. 10. Das Kapitel hat in der Zeit Werner von Orſelns noch nichts von 
ſeiner Bedeutung eingebüßt, der genoſſenſchaftliche Gedanke noch ſeine alte Kraft. 
S. auch Alb. Klein, Die zentrale Finanzverwaltung im Deutſchordensſtaate 
Preußen (1904) S. 24. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XXVIII. 1. 4 
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des Ordens 1). Aber es hat ſich auch eine Urkunde erhalten, der eben⸗ 
falls große Bedeutung zukommt, und die das Kapitelsſiegel doch nicht 
aufweiſt: Es iſt die, in der der Hochmeiſter Werner von Orſeln 1328 
über die vom Generalkapitel in Marienburg gutgehießene Annahme 
der Abtretung des Gebietes von Memel von ſeiten des livländiſchen 
Ordens an den preußiſchen urkundet (virtute capituli premissi rati- 
ficamus et confirmamus). Die Corroboratio ſpricht nur vom Siegel 
des Hochmeiſters ?). Bei dieſem Schwanken der Praxis wird man aller⸗ 
dings ſo weitgehende Schlüſſe gegen die Echtheit der Urkunde aus dem 
Fehlen des Kapitelsſiegels nicht ziehen dürfen, wie es der Hochmeiſter 
getan hat. Kapitelsbullen ſind, da ja Kapitel nicht ſehr häufig ſtatt⸗ 
fanden, nicht leicht (durch Ablöſung von Urkunden) zu beſchaffen ge⸗ 
weſen, während das bei Hochmeiſterſiegeln keine ſo große Schwierigkeit 
machen konnte. Den Siegelſtempel ſelbſt aber durch Vertrauensmänner 
in Preußen zum Zwecke der Herſtellung eines Siegels des Kapitels 
mißbräuchlich verwerten zu laſſen, wäre für den Deutſchmeiſter kaum 
möglich geweſen, da jener Stempel ſehr ſorgfältig aufbewahrt wurde, 
und ohne Wiſſen des Hochmeiſters gar nicht erreichbar war?). Führt 
aber die Betrachtung der äußeren Merkmale unſere Unterſuchung 
immerhin noch nicht in entſcheidender Weiſe weiter, ſo wenden 
wir uns nun den inneren zu. 

Auch in bezug auf dieſe befindet ſich die Kritik in einer ſchwierigen 
Lage. Angegeben wird, daß die Sprache der Urkunde deutſch ge- 
melen feit), und das wäre nicht auffallend, da zur Zeit Werner von 
Orſelns die Urkunden nicht mehr bloß in lateiniſcher Sprache abgefaßt 
wurden. Nun weichen aber, wie bereits erwähnt, alle die deutſchen 
Faſſungen, in denen uns die Statuten vorliegen, ſtark voneinander 
im Dialekte ab, und es läßt ſich mit Sicherheit von keiner von ihnen 
ſagen, ſie ſei diejenige, auf welche die anderen zurückgehen. Mit 


1) Urkunden von 1372 und 1380 bei Voigt, Cod. dipl. Pruss. III, 
Nr. 140, VI. Nr. 16. 

2) Cod. dipl. Pruss. II, Nr. 123. 

3) Die Statuten des Deutſchen Ordens, herausgegeben von M. Perlbach, 
Gewohnheiten, Cap. XVIII. S. 103: Bulla capituli servabitur tribus seris 
et clavibus, quarum primam servabit magister, secundam commendator, 
terciam thesaurarius, quorum trium, si defuerit unus, clavis sua commit- 
tatur alteri, qui ad hoc per consilium fuerit ordinatus. 

4) Vgl. die Beſtätigung des Basler Konzils oben S. 40. Die Ungelentige 
keit der deutſchen Texte legt freilich gelegentlich nahe, zu glauben, daß ſie einen 
lateiniſchen Urtext ſchlecht wiedergeben. Doch wird ſich das mit Sicherheit kaum 
behaupten laſſen. 
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anderen Worten: die Sprache der Urkunde eignet fih nicht zum Kris 
terium ihrer Echtheit. Wenn wir aber die Formeln in Betracht 
ziehen, ſo empfinden wir ſchmerzlich den Mangel jeder Unterſuchung 
über die Hochmeiſterurkunde, ein Mangel, dem abgeholfen werden muß, 
und dem abzuhelfen doch für den vorliegenden Zweck nicht wohl ver⸗ 
ſucht werden konnte. Auf einen Punkt hat bereits Paul von Ruß⸗ 
dorf (1439) hingewieſen, in dem er das Fehlen der Zeugen be⸗ 
mängelt 1): „Sie seyn ouch nicht us unsirs ordens canczelarie nach 
rechte und gewonheit gegangen, nach der eyn homeister bynnen 
ader buwszen seynem capittel nicht pfleet brieffe czu vorsegelen, 
her lasse denne mit namen dorin schreiben seyne ge- 
bietiger und bruder, die bey und'obir den sachen 
seyn, dorobir die brieffe sprechen, das hie aber nicht 
wirt gefunden.“ Someit fid) nad ben gebrudt vorliegenden Urkunden 
der Hochmeiſter urteilen läßt, trifft diefe Bemerkung Rußdorfs für die 
Urkunden zu, durch die Verleihungen oder andere rechtliche Handlungen 
ihren Ausdruck finden ), und zwar ſcheint dieſer Gebrauch in der Zeit 
Werners von Orſeln ſo gut vorgelegen zu haben, wie ein Jahrhundert 
ſpäter. In Briefen im engeren Sinne und in Regierungsanordnungen 
der Hochmeiſter fehlen dagegen oft die Zeugen; es iſt aber auch dieſe 
Frage, die ſich nur an der Hand eines umfangreichen Materiales be⸗ 
antworten läßt, zunächſt nicht ſo geklärt, daß ich aus dem Fehlen der 
Zeugen ein ausſchlaggebendes Moment gegen die Echtheit der Statuten 
folgern möchte. 

So bleibt im weſentlichen der Inhalt der Statuten als 
Kriterium übrig. Wir werden ihn daher genauer zu prüfen haben. 
und zwar hauptſächtich die rechtlichen Beſtimmungen, die mitgeteilt 
werden. Ehe wir ſie ins Auge faſſen, noch eine Bemerkung über 
einige tatſächliche Angaben nicht rechtlicher Art in den Statuten, 
die ſchon der zeitgenöſſiſchen Kritik Anlaß zu Ausſtellungen gegeben 
haben. Zu Eingang der Statuten ſagt der Hochmeiſter Werner von 
Orſeln, er habe Sonnabend nach Kreuzeserhöhung (16. September) 1329 
in Marienburg ein Kapitel gehalten in Gegenwart des Deutſchmeiſters 
Wolfram von Nellenburg, des livländiſchen Landmeiſters Eberhard 
von Munheim und vieler anderer angeſehener Gebietiger. Das Kapitel 
iſt an ſich gut überliefert, ſo durch die Chronik des Wigand von Mar⸗ 


1) Not Urk.⸗Buch IX, Nr. 518. 
2) Die abſchriftlich vorliegenden Urkunden laſſen die Zeugen u. a. oft fort, 
ſprechen alſo auch nicht dagegen. 
4 * 
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burg, der zum Sabre 1328 fagt: in festo exaltacionis crucis factum 
est capitulum in Marienburg und die Anweſenheit des Deutſchmeiſters 
(Wulferam de Nellenborg) und des livländiſchen Meiſters, den er 
irrig Eberhardus de Bruma nennt, bezeugt !). Rußdorf hat freilich 
in einer für Abgeſandte an den römiſchen König Albrecht beſtimmten 
Inſtruktion behauptet, weder der Hochmeiſter noch der livländiſche 
Meiſter ſeien während der Zeit, zu der das Kapitel ſtattgefunden haben 
ſolle, in Marienburg geweſen. Werner von Orſeln habe damals mit 
einem Heere in Polen gelegen, und der livländiſche Meiſter Riga be- 
lagert ?). Indeſſen bat ſchon Hildebrand bemerkt, daß diefe Mus- 
ſtellungen Rußdorfs unberechtigte ſeien. Eberhard von Munheim be— 
gann die Belagerung Rigas erſt nach dem September 1329, in dem 
das Kapitel tagte, und Werner von Orſeln war mit König Johann 
von Böhmen gegen Polen bereits in den erſten Monaten des Jahres 
1329 gezogen, und am 3. April von dort WEE in Thorn. Nach 
dem Kapitel zog er noch ins Dobrinerland ?). 

Es iſt bekannt, daß auf Werner von Orſeln auch fraglos echte 
Statuten zurückgehen, die ins Ordensbuch Aufnahme gefunden haben “). 
Sie ſind wohl damals beſchloſſen worden. Von ihnen ſoll hier nicht 
die Rede ſein, ſondern nur von den von Eberhard von Saunsheim 
1437 hervorgegangenen Statuten. 

Die Abſicht, Beſtimmungen über die Wahl des Hochmeiſters und 
ſeine Regierung zu treffen, daß ſie lauter ſeien, ſowie auch über ſeine 
Befugnis über Eigentum des Ordens zu verfügen, wird in der Ein- 
leitung damit begründet, daß die Taten der Gerechtigkeit in Werke der 
Ungerechtigkeit verkehrt ſeien, woraus viel Sünde und Schande, endlich 
Verderben an Seele und an weltlichem Gute entſtanden ſeien. Man 
muß alſo annehmen, daß ſolche Schäden bei der Wahl der Hochmeiſter, 
in der Regierung des Ordens und bei Schenkungen vor oder zur Zeit 
Werner von Orſelns zutage getreten waren, daß in dieſer Richtung 
das Kapitel durch die vorliegenden Beſchlüſſe Abhilfe zu ſchaffen nicht 
umhin konnte. Wir werden demnach bei den einzelnen Beſtimmungen 
uns die Frage vorlegen müſſen, ob die Verhältniſſe im Zeitalter 
Werner von Orſelns nach unſerer Kenntnis wirklich derartige waren, 
daß ſie jene Beſchlüſſe wahrſcheinlich machen. Haben wir dieſe Frage 


1) Ser. rer. Pruss. II. 466, 469. 

2) Livr. Urk.⸗Buch IX, Nr. 518. 

2) Hildebrand im Livi. Urk.⸗Buch IX, S. 368, Anm. 1. Vgl. auch 
Bonnell, Ruſſiſch⸗livländiſche Chronographie, Kommentar S. 169. 

3) Perlbach, Die Statuten des Deutfden Ordens, S. 147. 
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zu verneinen, fo wird fih uns von felbft die Erwägung aufdrängen, 
ob denn nicht die Statuten Momente aufweiſen, die vielmehr Déi aus 
den Zuſtänden der Zeit erklären, in der ſie zuerſt als Waffe gegen 
den Hochmeiſter Paul von Rußdorf verwendet wurden. 

Die Artikel 1, 2 und 8 beſchäftigen ſich mit der Wahl des Hod- 
meiſters. In Artikel 1 ſind Beſtimmungen über die Rechte des 
Deutſchmeiſters während der durch den Tod eines Meiſters erfolgten 
Erledigung des Stuhles bis zur regelrecht vollzogenen Wahl getroffen. 
Um dieſe Beſtimmungen zu würdigen, ſehen wir, was das Ordensbuch 
über die Zeit der Sedisvakanz beſtimmt. Über dieſe beſagen die Ge⸗ 
wohnheiten 1. und 2., daß die Regierung nach dem Tode eines Hod- 
meiſters auf einen ſog. Statthalter überzugehen hat, den er bei Leb⸗ 
zeiten ſelbſt beſtimmen darf, den aber, falls er den Ordens⸗ 
brüdern nicht geeignet erſcheint, dieſe durch einen andern zu erſetzen 
berechtigt find. Dem Statthalter ſchulden alle Brüder Gehorſam ). 
Ein noch vor 1264 entſtandener, ſpäter in die Gewohnheiten über⸗ 
nommener Kapitelsbeſchluß beſtimmte, daß der Statthalter die höchſten 
Gebietiger des Ordens in deſſen einzelnen Provinzen — er ſpricht von 
„Komturen“ und nennt unter den Gebieten auch Preußen — nach 
dem Tode des Hochmeiſters von dieſem benachrichtigen und zur Wahl 
des Nachfolgers zu erſcheinen auffordern ſoll. Sie ſollen ohne Wider⸗ 
rede kommen; iſt einer von ihnen verhindert, ſo vollziehen die anderen 
ohne ihn die Wahl?). Die Orſelnſchen Statuten ſprechen (1.) ganz 
entſprechend von der Wahl eines Statthalters und ſeiner Pflicht, die 
anderen Meiſter vom Tode des Hochmeiſters zu benachrichtigen, fügen 
aber noch das folgende hinzu: Dem Deutſchmeiſter iſt (vom Statthalter) 
zugleich die Aufforderung zuzuſtellen, unverzüglich ſich in eigner Perſon 
nach Preußen zu begeben. Der Deutſchmeiſter ſoll das tun, und ſo— 
bald er nach Preußen kommt, ſoll ihm der Statthalter das Siegel des 
Ordens überantworten. Er tritt jetzt in allem und jedem an deſſen 
Stelle und in ſeine Rechte ein. Ihm gehorchen demnach auch die 
Prälaten, Ritterſchaft und Städte, bis eine geſetzmäßige Wahl erfolgt 
iſt. Die Machtbefugniſſe des Deutſchmeiſters dauern alſo auch im 
Falle einer zwieſpältigen Wahl fort, und wenn ſich jemand eigenmächtig 
oder mit Hilfe von Papſt und Kaiſer zum Hochmeiſter aufwerfen ſollte. 
Das Entſcheidende, was die Orſelnſchen Statuten hier beſtimmen, iſt 


1) Perlbach, Die Statuten S. 90. 

2) Ebenda S. 134, 135. So auch in der Hauptſache in der 1442 be⸗ 
ſchloſſenen Neuredaktion der Statuten, ſ. Hennig, Die Statuten des Deutſchen 
Ordens S. 161, 162. 
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alfo, daß der Deutſchmeiſter nach dem Betreten des preußischen Bodens 
eo ipso an Stelle des Statthalters, den die preußiſchen Brüder ge⸗ 
wählt hatten, alfo ein Landfremder an Stelle eines preußiſchen Gee 
bietigers, tritt, und in dieſer Stellung naturgemäß politiſch bedeut⸗ 
ſamen Einfluß üben kann. Iſt das wirklich durch ein Kapitel 
Werner von Orſelns beſchloſſen worden, ſo muß man doch annehmen, 
daß demgemäß bei den folgenden Hochmeiſterwahlen verfahren worden 
iſt. Aber das ſcheint nun nicht der Fall geweſen zu ſein. Paul von 
Rußdorf hat es den Gebietigern des Ordens in Deutſchland, die ihn 
doch, falls er Unrichtiges behauptete, Lügen ſtrafen konnten, direkt ge⸗ 
ſchrieben, daß der Deutſchmeiſter Eberhard von Saunsheim ſelbſt bei 
Rußdorfs Wahl zugegen geweſen ſei, ohne doch von den Statuten Gebrauch 
zu machen. „Wir zweifeln nicht, hette der genante bruder Eberbart 
semliche Schrifte gehat, der hette sie vorgeezogen, do her uns balff 
czu einem homeister kysen und machen und weren alzo lange nicht 
gewest vorhalden“ 1). Es handelte ſich alſo um einen neuen An⸗ 
ſpruch, wie ſich mit Gewißheit ſagen läßt, obwohl wir über die Einzel⸗ 
heiten der Wahlen mangels an Wahlprotokollen?) keineswegs mit 
wünſchenswerter Genauigkeit unterrichtet ſind. Und unverſtändlich wäre 
es ja durchaus nicht, daß der Deutſchmeiſter, der die Politik Preußens 
ſeit dem Frieden am Melnoſee ſo oft und hart angefochten hatte, durch 
die Schaffung der in Rede ſtehenden Beſtimmung ein unter Umſtänden 
wichtiges Mittel erlangen wollte, auf die preußiſchen Verhältniſſe 
während der Sedisvakanz im Sinne der Intereſſen des Geſamtordens 
einzuwirken. Und konnten die landsmannſchaftlichen Spannungen 
und Gegenſätze im preußiſchen Orden nicht dazu vielleicht wirkungs⸗ 
voll verwertet werden??) Aus den Zuſtänden zur Zeit Werner von 
Orſelns dagegen läßt ſich, ſoweit wir ſie kennen, kein rechter Grund für 
eine ſolche im Intereſſe des Deutſchmeiſters beliebte Neuerung er⸗ 
leben “). 


1) Livl. Urk.⸗Buch IX, Nr. 512. Schreiben Rußdorfs vom 10. Oktbr. 1439. 

2) Bal. auch Schreiber a. a. O. S. 26. 

3) Siehe oben S. 8. 

4) Bei den oben (S. 32 f.) erwähnten Verhandlungen des Jahres 1452 
machte Ludwig von Erlichshauſen gegen die einzelnen Artikel nur Gründe geltend, 
die ſich aus der augenblicklichen Lage ergaben. Aber wir entſinnen uns, daß 
die Verhandlungen ja nicht eigentlich um die Echtheit, ſondern die Opportunität 
der einzelnen Punkte der Statuten ſich drehten. Ludwig von Erlichshauſen 
bemerkte, daß die Stände ihm 1450 eidlich gelobt hätten, nach dem Tode des 
Hochmeiſters dem zu gehorchen, den „der ordin vor eynen obirſten heldet binnen 
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Im zweiten Artikel der Statuten, der von der Wahl eines 
Hochmeiſters handelt, finden wir ebenfalls Neuerungen gegenüber 
den Beſtimmungen im Ordens buche. Die Gewohnheiten (4., 5., 6.) 
beſagen, daß am Wahltage der Statthalter mit Zuſtimmung des Kapitels 
einen Ritterbruder zum Wahlkomtur (inter eleetores praeceptorem) 
beſtimmt. Dieſer deſigniert einen zweiten Wahlmann, die beiden zu⸗ 
ſammen einen dritten, und ſo fort, bis die Zahl von 13 Wahlmännern 
erreicht iſt, denn dieſe, nicht das ganze Kapitel, haben das Recht der 
Wahl, die ſomit keine direkte iſt. Bei der Deſignierung der einzelnen 
Wahlmänner durch die zuvor gewählten hat das Kapitel (conventus) 
das Recht, ſie abzulehnen, und ſelbſt einen geeigneteren zu wählen. 
Es ſollen nach Möglichkeit Angehörige aller Ordensprovinzen unter 
den Wahlmännern vertreten ſein. Die Wahlmänner ſchwören vor der 
Hochmeiſterwahl, daß ſie weder aus Liebe, noch aus Haß oder Furcht 
den Weg der Billigkeit verlaſſen, ſondern nach beſtem Wiſſen den Ge⸗ 
eignetſten wählen werden. Der Wahlkomtur hat die Wähler auf die 
Wichtigkeit ihrer Aufgabe hinzuweiſen. Er gibt zuerſt ſeine Stimme 
ab; Einſtimmigkeit oder auch Stimmenmehrheit entſcheiden die Wahl !). 
In den Orſelnſchen Statuten iſt im engen Anſchluſſe an die 
Gewohnheiten auch von der Wahl der Wahlmänner die Rede. Daß 
der Deutſchmeiſter als Statthalter auftritt, wiſſen wir ſchon aus 
Artikel 1. Weiter heißt es in ihnen, daß der Deutſchmeiſter „ein 
Mitwiſſen“ haben ſolle, wenn die einzelnen Wahlmänner deſigniert 
werden, damit „Miſchungen der Ungerechtigkeit“ nicht dabei ſtattfinden, 
und falls es doch geſchehen iſt, beſeitigt werden. Auf Rat, d. h. 
mit Zuſtimmung der wichtigſten Brüder, kann der Deutſchmeiſter auch 
den livländiſchen Meiſter hinzuziehen. Der Deutſchmeiſter ſoll alſo 
einen entſcheidenden Einfluß auf die Wahl der Wahlmänner ausüben, 
denn ſo iſt das „Mitwirken“ doch zu deuten, und er darf ſie, wenn 
fie ihm unrechtmäßig erſcheint, kaſſieren?). Daß diefe Machtbefugniſſe 


landes fo lange bis zu der holdunge eynes nuwen homeiſters“ (vgl. Stände⸗ 
akten III, S. 153). Würde dann der Deutſchmeiſter Statthalter, „ſo weren 
lande und ſtete nymande verbunden“, was dem Orden Verderben bringen müſſe. 
Man nahm ſpäter in Ausſicht, daß der Deutſchmeiſter ſeinen Anſpruch fallen 
laſſen, daß aber der Statthalter nach Erſcheinen des livländiſchen Meiſters und 
des Deuiſchmeiſters in Preußen nichts ohne ihren Rat tun folle. Livi. Urk.⸗ 
Buch XI, S. 176, 180. Doch wurde nichts offiziell beſchloſſen, und wir ſehen, 
wie der Deutſchmeiſter an ſeinem Anſpruch feſthielt. Siehe oben S. 33. 

1) Bei Perlbach, Die Statuten S. 92—95. 

2) Der Deutſchmeiſter, der bei den nicht offiziellen Verhandlungen des 
Jahres 1452 von der Stellung des Statthalters unter Umſtänden zurücktreten 
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etwas Neues waren, zeigen auch die Verhandlungen von 1452, bet 
denen fie dem Ordensbuche gegenübergeſtellt werden 1). Was vorhin 
über die mutmaßliche Entſtehung des erſten Artikels geſagt iſt, wird 
ſich auch von dieſem zweiten behaupten laſſen. Bemerkenswert iſt, daß 
dem livländiſchen Meiſter eine gewiſſe Mitwirkung neben dem Deutſch⸗ 
meiſter zugedacht iſt. Iſt dieſe Beſtimmung in der Zeit des Konflikts 
des Deutſchmeiſters mit Rußdorf entſtanden, ſo wäre dieſes Entgegen⸗ 
kommen gegen Livland wohl zu erklären. Wir ſahen, wie man auch 
in Livland ſeit dem Breſter Frieden mit der preußiſchen Politik ſehr 
unzufrieden war?). Es lag daher nahe, daß, wenn der Deutſchmeiſter 
ſich in den Orſelnſchen Statuten eine Waffe gegen den Hochmeiſter 
ſchmieden wollte, er den livländiſchen Meiſter inſoweit berückſichtigte, 
daß die Neuerungen auch für ihn vorteilhafter erſchienen. 

Der 3. Artikel ſieht den Fall vor, daß ein Ordensbruder ſich 
durch unzuläſſige Hilfe anderer ſich des Hochmeiſteramtes bemächtigen 
will, und unterſcheidet dabei verſchiedene Arten. Arbeitet er auf dieſes 
Ziel mit Hilfe anderer Brüder hin, fo fol er des Amtes un- 
fähig erkannt werden. Strebte er nach der Meiſterwürde mit Hilfe 
weltlicher Leute auf anderem als ſtatutenmäßigem Wege, der 
Wahl durch die 13 Wahlmänner, und wird das urkundlich oder durch 
das Zeugnis zweier glaubwürdiger Brüder erwieſen, ſo wird er aller 
ſeiner Würden beraubt und verliert die Fähigkeit ſolche künftig zu 
bekleiden. Wirft fih ein Bruder ſelbſt oder auf Grund einer un⸗ 
geſetzlichen Wahl zum Meiſter auf, oder infolge der Wahl darch 
einen Papſt, Kaiſer oder König, ſo ſoll er aller Würden be⸗ 
raubt und ins Gefängnis geworfen, bei der Strafabmeſſung aber der 
verurſachte Schaden in Betracht gezogen werden. Die Brüder, die 
den Schuldigen bei ſeinen Taten unterſtützt haben, verlieren ihre 
Würden und die Berechtigung, ſolche zu bekleiden; ſie werden außerdem 
durch den Spruch von Meiſter und Kapitel beſtraft. Dabei wird be⸗ 
rückſichtigt, ob ſie es aus Einfalt oder mit voller Überlegung getan 
haben. — Es find alfo Strafbeſtimmungen, die ſich gegen unredjt= 
mäßige Erhebung zum Meiſteramte richten. Es iſt bekannt, daß die 
einzige Rechtsgrundlage für den Hochmeiſter die Wahl durch die 


wollte, wünſchte doch, daß der Statthalter mit Zuſtimmung des Deutſchmeiſters 
und des livländiſchen Meiſters einen Wahlkomtur „von der tore.. usztreyben“ 
dürfen ſolle. Das war alſo das Recht, das er zunächſt ſich ſelbſt als Statt⸗ 
halter in den Statuten zugeſprochen hatte. Livl. Urk.⸗Buch XI, S. 181. 

1) Ebenda S. 176, 181. 

2) Siehe oben ©. 8. 
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13 Wahlmänner auf dem Kapitel war. Papſt Innocenz III. hat das 
12091) und dann noch 1215 dem Orden ausdrücklich verbrieft, 
Honorius III. es 1220 wiederholt, und Gregor IX. 1227 nochmals 
beſtätigt?). Daß entgegen dieſer klaren Rechtslage, die ja auch in den 
Statuten zum Ausdruck kommt, der Verſuch gemacht worden iſt, das 
Hochmeiſteramt auf ungeſetzlichem Wege zu erlangen, iſt nicht bekannt, 
was freilich nicht ausſchließt, daß es geſchehen ſein kann, denn die Über⸗ 
lieferung der Ordensgeſchichte der älteren Zeit durch Peter von Dusburg 
iſt ja, wie man weiß, durchaus in honorem ordinis geſchrieben. Sie 
mag mehr als eine Kriſe wohlwollend verhüllen. Wir werden daher 
vorſichtigerweiſe nicht mehr ſagen dürfen, als daß nicht erſichtlich iſt, welche 
Ereigniſſe die Feſtſtellung von Strafbeſtimmungen gegen Uſurpatoren 
des Hochmeiſteramtes zur Zeit Werner von Orſelns nahegelegt haben 
könnten. Man könnte vielleicht an Gottfried von Hohenlohe denken, der 
1302 reſigniert hatte, dann aber, trotz der Wahl Siegfrieds von Feucht⸗ 
wangen zu ſeinem Nachfolger doch wieder auf das Amt Anſpruch 
machte und von einer Minorität bis zu ſeinem Tode (1309) an⸗ 
erkannt wurde?). Aber das war doch ſchließlich ein anderer Fall; es 
handelte ſich nicht um den Verſuch zum Meiſteramte ungeſetzlich zu ge⸗ 
langen, ſondern um die Abſicht, nach erfolgter Reſignation doch an 
ihm feſtzuhalten. Und ſollte dieſer Vorgang nach 20 Jahren Anlaß 
zu den Beſtimmungen gegeben haben, die uns im Artikel 3 der Sta⸗ 
tuten begegnen? Noch weniger wahrſcheinlich wäre das von dem Fall 
des Hochmeiſters Karl von Trier, der 1317 von den preußiſchen Ge⸗ 
bietigern zur Reſignation gezwungen worden war, aber dann in 
Deutſchland ſeinen Entſchluß bereute, auf Betreiben des Papſtes 
Johann XXII. und des Meiſters in deutſchen und welſchen 
Landen auf einem Kapitel in Erfurt 1318 wieder anerkannt wurde und 
bis zu ſeinem Tode (1324) in ſeinem Amte blieb. Auch hier handelte 
es ſich um einen Hochmeiſter, der reſigniert hatte, nicht um eine Neu⸗ 


1) Concedimus, ut eligendi magistrum ... habeatis pleneriam po- 
testatem et... nullus ibi qualibet surreptionis astutia seu violentia pre- 
ponatur, nisi quem fratres ejusdem loci vel fratrum maior et sanior pars 
secundum deum providerit eligendum. Strehlke, Tabulae ord. Theut. 
S. 267. 

2) Nulla ejusdem domus fratribus preponatur nisi militaris et reli- 
giosa persona, quae vestram religionem et habitum sit professa nec 
ab aliis, nisi ab omnibus fratribus insimul vel a maiori et saniori eorum 
parte, qui preponendus fuerit, eligatur. Strehlke a. a. O. S. 276 u. 
S. 343 Nr. 424. 

3) Die Daten bei Schreiber a. a. D. S. 686. 
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wahl 1). Es iſt auch nicht bekannt, daß vor der Zeit Werner von 
Orſelns Päpſte oder der Kaiſer oder römiſche König den Verſuch ge⸗ 
macht haben, einen Hochmeiſter auf ungeſetzliche Weiſe dem Orden auf⸗ 
zudrängen. Freilich laſſen ſich aus den Verhältniſſen zur Zeit Paul 
von Rußdorfs, ſoviel ich ſehe, keine Momente ableiten, die es aus⸗ 
reichend erklären, weshalb Eberhard von Saunsheim, wenn er der Ur- 
heber dieſer Beſtimmung iſt, ſie für nötig hielt. Allenfalls könnte 
man den Anſpruch des Papſtes, den er im Jahre 1429 erhob, die 
Hochmeiſterwahlen zu beſtätigen!), als Erklärung von Beſtimmungen 
gegen Einmiſchungen des Papſtes und des Königs in die Hochmeiſter⸗ 
wahlen heranziehen. Doch mag es dahinſtehen, wie dieſer Artikel zu 
erklären iſt, wenn er in der Zeit Eberhards von Saunsheim entſtand. 
An béi enthält er Beſtimmungen, die dem Grundgedanken des Ordens- 
rechtes, wonach nur die freie Wahl des Kapitels durch die Wahl- 
männer den hochmeiſterlichen Stuhl beſetzt, durchaus entſprechen ?). 
Als daher im Jahre 1452 die ſchon mehrfach erwähnten Verhandlungen 
wegen der Statuten ſtattfanden, erklärten des Hochmeiſters Vertreter: 
„unſirm homeiſter und ſeyne gebietiger duncket der artikel wol ſtehen 
und billich ſeyn und were es notdurfftig in unſirs ordens buch ou 
ſetezen.“. Man könnte ſich vorſtellen, daß, wenn dieſer Artikel um 
1437 entſtand, die Konzipienten der Statuten neben ſolchen Artikeln, 
auf die es ihnen beſonders ankam, auch ſolche hineinzunehmen für ge- 
boten hielten, gegen die ſich nicht der Verdacht erheben konnte, ſie 
ſeien von ihnen zur Verfolgung augenblicklicher Ziele erſonnen worden. 

Dieſer Verdacht ließ ſich in hohem Grade gegen den 4. Artikel 
der Statuten geltend machen. Dieſer ſetzte feft, daß kein Hochmeiſter 
Schlöſſer, Städte, Land und Leute, deren Wert 2000 Mark lötigen 
Silbers erreicht oder überſteigt, verſchenken, verſetzen und vertauſchen 
dürfe ohne Zuſtimmung des Deutſchmeiſters und des Meiſters von 
Livland. Ein ſolcher vom Hochmeiſter vorgenommener Schritt iſt un⸗ 
gültig, wenn nicht beide Meiſter zugeſtimmt haben; auch die Genehmi⸗ 
gung des livländiſchen Meiſters und aller ſeiner und der preußiſchen 
Gebietiger reicht allein nicht aus, ohne die des Deutſchmeiſters. Tut 


1) Schreiber a. a. O. S. 691. 

2) Voigt, Geſch. Preußens VII, S. 538. 

3) Das Verbot, mit Hilfe ſeiner Freunde und durch Bitte von Herren 
überhaupt zu einem Amte zu ſtreben, war zur Zeit Winrichs von Kniprode 
(1351—1382) ins Ordensbuch aufgenommen und dem Zuwiderhandelnden die 
Unfähigkeit zu einem Amte zu gelangen angedroht worden. Sal. Perlbach, 
Die Statuten S. 153. 
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ein Hochmeiſter trotzdem ohne dieſe Vorausſetzung ſolch einen Schritt, 
ſo ſoll der Deutſchmeiſter an ihn ſchreiben und zu ihm zwei Gebietiger 
ſenden mit der Aufforderung, die entfremdeten Beſitzungen des Ordens 
in drei Monaten wieder in die Hände des Ordens zurückzubringen. 
Tue er das nicht, ſo ſoll der Hochmeiſter des Amts entſetzt ſein und 
als zu ihm untüchtig angeſehen werden. Zu Veräußerungen von Be⸗ 
ſitzungen, die einen geringeren als den angegebenen Wert haben, iſt 
der Hochmeiſter ſchon mit Zuſtimmung der Gebietiger und des Kapitels 
in Preußen befugt. Der Artikel ſoll ſich überhaupt nicht auf erledigte 
Lehen beziehen, deren Verleihung an Diener des Ordens und andere 
Edle dem Hochmeiſter ohne weiteres zuſteht. — Über Veräußerungen 
von Beſitzungen des Ordens durch den Hochmeiſter finden ſich im 
Ordensbuche ältere Beſtimmungen, von denen Ludwig von Erlichhauſens 
Vertreter bei den Verhandlungen des Jahres 1452 ſagten, ſie ſeien 
„klerlich“, und es könne bei ihnen fein Bewenden haben !). Die 
Regel 27. beſtimmte, daß bei wichtigeren Angelegenheiten, darunter bei 
Veräußerungen von Gebiet des Ordens (de alienatione terrarum sive 
terrularum) der Meiſter die Brüder berufen müſſe, und die Gewohn⸗ 
heiten beſtimmten (17), daß der Verkauf von Beſitzungen des Ordens 
an die Zuſtimmung des Generalkapitels gebunden ſei?). Nun war 
die Berufung der Meiſter von Deutſchland und Livland zu den General⸗ 
fapiteln gewiß im Sinne des Ordensbuches ), und 1452 gab der 
Hochmeiſter auch zu, ihm ſcheine es „bilih und geborlich ſeyn“ *), 
ſie in ſolchen Sachen zu Rate zu ziehen. Immerhin, gebunden war 
er an die Zuſtimmung der beiden Meiſter bei Veräußerungen von Be⸗ 
ſitzungen des Ordens nicht, kamen fie zum Kapitel, fo konnten fie von 
den preußiſchen Ordensbrüdern, die naturgemäß in ihm die Mehrheit 
bildeten, überſtimmt werden. Und das war allemal mit Sicherheit zu 
erwarten, wenn es ſich um Fragen handelte, bei denen die Intereſſen 
Preußens und die der anderen Ordensgebiete auseinandergingen. In 
der Zeit Werner von Orſelns, in denen dieſer Gegenſatz, ſoviel wir 
wiſſen, noch nicht empfunden wurde und Veräußerungen von Ordens- 
gebiet noch keine Rolle ſpielten, lag kaum ein erkennbarer Grund vor, 
ſolch einen Artikel zu ſchaffen. Anders lagen die Dinge in den Tagen 
Paul von Rußdorfs. Gerade der Umſtand, daß der Hochmeiſter im 
Frieden vom Melnoſee Landgebiet des Ordens preisgab, hatte ja in 


1) Livol. Urk.⸗Buch XI, 177. 

2) Perlbach, Die Statuten S. 49, 102. 

3) Geſetze IL b, bei Perlbach, Die Statuten S. 58. 
4) Siehe Seite 33 Anm. 1. 
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Deutſchland Anſtoß erregt und ihm Vorhaltungen des Deutſchmeiſters 
eingetragen. Der weitere Einbußen an Land bringende Friede von 
Breſt hatte die Kluft zwiſchen den beiden Meiſtern noch vertieft !). 
Da mußte es gerade im Intereſſe des Deutſchmeiſters liegen, künftig 
ſolche Abtretungen durch ſeinen Einſpruch verhindern zu können. Und 
dieſes Recht wies ihm der Artikel 4 der Orſelnſchen Statuten zu. Ja, er 
gab ihm ein weiteres: die Befugnis, den Hochmeiſter zu zwingen, be⸗ 
reits geſchehene Abtretungen von Ordensgebiet rückgängig zu machen. 
Das haben auch die preußiſchen Stände gleich erkannt, als ſie in Danzig 
1440 an den Verhandlungen zwiſchen den beiden Meiſtern ſich be⸗ 
teiligten. Für ſie gerade war der Verſuch des Deutſchmeiſters auf 
die preußiſche Territorialpolitik Einfluß zu gewinnen nicht annehmbar, 
im Grunde waren es ja ſie, die den Hochmeiſter zu den letzten Friedens⸗ 
ſchlüſſen gezwungen hatten ). Es liegt nicht zu fern, anzunehmen, 
daß dieſer Artikel nach dem Breſter Frieden entſtanden iſt und ſich 
recht eigentlich aus dem damals klar zutage tretenden Gegenſatze 
zwiſchen Deutſchmeiſter und Hochmeiſter erklärt. 

Ahnliche Erwägungen drängen ſich auch bei der Betrachtung des 
5. Artikels auf. Er beſagt: Wenn Brüder ein unordentliches Leben 
führen, das gegen Gott, gegen den Orden und die eigene Seele verſtößt, 
fo fol es dem Hochmeiſter gemeldet werden, der dann nach Erkennt- 
nis des Kapitels ſtrafend vorgehen ſoll. Iſt aber der Hochmeiſter bei 
der Verfolgung dieſer Pflicht nachläſſig oder ſieht er aus Liebe, Gunſt, 
durch Geſchenke, Freundſchaft oder Verwandtſchaft von der Strafe ab, 
ſo ſollen diejenigen, die vom Frevel Kunde haben, ihn dem Kapitel in 
Preußen zur Kenntnis bringen, und dieſes dann den Hochmeiſter zum 
Vorgehen gegen die Schuldigen veranlaſſen. Unterläßt er es trotzdem, 
ſo benachrichtigt das Kapitel den Deutſchmeiſter, der ſich je nach der 
Wichtigkeit der Sache ſelbſt nach Preußen zu begeben oder einen oder 
zwei Gebietiger hinzuſenden hat mit der Ermächtigung, die Strafe 
nach dem Spruche des Kapitels gegen die Schuldigen herbeizuführen. 
Wiederholt ſich eine ſolche Nachläſſigkeit des Hochmeiſters trotz vor⸗ 
heriger Mahnung feine Pflicht zu tun zwei- oder gar dreimal, fo 
ſoll er, wenn es ſich um wichtige Dinge handelt, abgeſetzt werden. — 
Es iſt nun kein Zweifel, daß nach der Regel (34) der Hochmeiſter im 
Orden nach dem Rechten zu ſehen hat?). Aber die Möglichkeit, daß 


1) Siehe oben S. 5 ff. 
2) Siehe oben S. 23. 
3) Perlbach, Die Statuten S. 54. 
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das Haupt des Ordens ſich ſeinen Pflichten entzieht, ſieht ſchon das 
Ordensbuch vor. In den Geſetzen Siegfried von Feuchtwangens !) 
wird dem großen Kapitel die Aufgabe zugewieſen, durch Befragung der 
Brüder feſtzuſtellen, ob der Meiſter wider die Ordensgeſetze gehandelt 
habe, und gegebenenfalls einen anderen Meiſter zu wählen. Solange 
das nicht geſchieht, iſt er aber natürlich im Beſitze der Amtsgewalt. 
Daß ein anderer Ordensgebietiger, falls er ſeine hochmeiſterliche Pflicht 
zu verſäumen ſcheint, ſie an ſeiner Stelle wahrzunehmen berufen ſein 
ſolle, davon weiß das Ordensbuch an keiner Stelle etwas. Sehen wir 
uns nun den Artikel 5 der Statuten an, fo zeigt es fih, daß er dem 
Deutſchmeiſter das Recht zuweiſt, auf Erfordern des Kapitels in Preußen 
an Stelle des Hochmeiſters zu treten, um in Gemeinſchaft mit dem 
Kapitel die Strafgewalt auszuüben, die der Hochmeiſter verabſäumt. 
Das iſt alſo etwas ganz Neues. Ob zur Zeit Werner von Orſelns 
Veranlaſſung vorlag, ein ſolches Geſetz zu ſchaffen, das die Autorität 
des Hauptes des Ordens doch ſchwer beeinträchtigte, wiſſen wir nicht. 
Werner von Orſeln war ein durchgreifender Mann und gerade, weil 
er gegen einen Ordensbruder ſtreng vorgegangen war, fiel er von 
Mörderhand. Aber es iſt bekannt, daß Paul von Rußdorf der Vor⸗ 
wurf gemacht wurde, im Intereſſe ſeiner Günſtlinge und der Rhein⸗ 
länder von durchgreifenden Maßregeln abzuſehen, wo ſie nötig geweſen 
wären. Dieſe Klage erhoben ja gerade die ſüddeutſchen Elemente im 
preußiſchen Orden, dieſelben, die in den Balleien des deutſchen Zweiges 
des Ordens vornehmlich vertreten waren?). Im Lichte der Zuſtände 
in den Tagen Paul von Rußdorfs betrachtet, erſcheint der Artikel 5 
der Orſelnſchen Statuten als ein Weg, dem Deutſchmeiſter die Ein⸗ 
miſchung in die Streitigkeiten im preußiſchen Orden zu ermöglichen. 
Ihn läßt der Artikel als denjenigen erſcheinen, der auch gegen den 
Hochmeiſter Hilfe bringen kann. Das konnte vielleicht das Mittel ſein 
ſich eine Partei in Preußen großzuziehen, mit deren Hilfe der Deutſch⸗ 
meiſter dem Hochmeiſter entgegenwirken, ja ſein Amt nehmen kann. 
Denn dies war vorauszuſehen, und der, oben dargelegte Kampf des 
Deutſchmeiſters mit dem Hochmeiſter hat es erwieſen: wirklich um ſein 
Amt bringen konnte der Deutſchmeiſter den Hochmeiſter nur, wenn 
der Orden in Preußen ihn fallen ließ. Da das doch nicht geſchah, 
ſo hat ſich Rußdorf trotz der vom Deutſchmeiſter proklamierten Ab⸗ 
ſetzung behaupten können. Der Artikel 5 würde alſo aus den zur Zeit 


1) Perlbach, Die Statuten S. 145. 
2) Siehe oben S. 8. 
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Eberhard von Saunsheims vorliegenden Verhältniſſen fidh ſehr wohl er- 
klären laſſen. Bei den Verhandlungen in Danzig 1452 konnten die 
Vertreter des Hochmeiſters mit Recht geltend machen, daß der Artikel 
„duncket czu nah gehen ſeynen gnaden“, und daß das Ordensbuch aus⸗ 
reichende Beſtimmungen enthalte. 

Der 6. Artikel der Orſelnſchen Statuten beſagt: Wenn der 
Meiſter den Eid, den er bei feiner Wahl abgelegt hat!), oder Ber- 
ſprechungen und Eide, die er weltlichen Fürſten oder ſonſt geiſtlichen 
und weltlichen Perſonen geleiſtet hat, nachweisbar nicht hält, oder über⸗ 
haupt gegen Ehre, Eid und Verſprechen handelt, und dadurch dem 
Orden Schande und Schaden entſtehen, jo fol man das dem Deutſch⸗ 
meiſter unverzüglich melden. Dieſer begibt ſich alsdann mit den an⸗ 
geſehenſten Gebietigern nach Preußen und beruft ein Kapitel. Hier 
werden die Zeugniſſe gegen den Hochmeiſter verhört und er gegebenen 
Falles abgeſetzt, die ihm geleiſteten Eide werden ungültig. — Be⸗ 
deutſam an dieſem Artikel iſt, daß der Deutſchmeiſter, wie in dem im 
5. Artikel vorgeſehenen Falle, die Amtstätigkeit des Hochmeiſters kon⸗ 
trollieren und gegebenenfalls ſeine Abſetzung betreiben ſoll. Charakteriſtiſch 
iſt der Fall, wann das geſchehen ſoll, nämlich, wenn der Hochmeiſter 
ſeinen Eid nicht hält. Es ſind verſchiedene Fälle dieſes Eidbruches an⸗ 
geführt, von denen allen nicht bekannt iſt, daß in der Zeit Werner 
von Orſelns Anlaß vorlag, gegen ſie geſetzliche Beſtimmungen zu 
ſchaffen. Denken wir dagegen an die Regierung Paul von Rußdorfs, 
ſo erinnern wir uns, daß ihm von ſeiten des livländiſchen Ordens und 
des Deutſchmeiſters zum harten Vorwurfe gemacht wurde, daß er im 
Breſter Frieden den litauiſchen Großfürſten Swidrigiello preisgegeben 
und ſomit den ihm im Bündnis zu Chriſtmemel einſt geleiſteten Eid 
gebrochen habe?). Iſt der Artikel 6 damals entſtanden, ſo gibt er 
dem Deutſchmeiſter eine vortreffliche Handhabe, gegen Rußdorf vor- 
zugehen; er ſieht gerade einen Fall vor, der damals vorlag. Aller⸗ 
dings nicht nur dieſen einen, ſondern, wie bemerkt, auch andere Fälle 


1) Über einen vom Hochmeiſter nach feiner Wahl absulegenden Eid ſprechen 
die Ordensſtatuten nicht. Wir erfahren aus ihnen nur, daß der Statthalter 
des Hochmeiſteramtes den neugewählten Hochmeiſter an den Altar führt, ihm 
Ring und Siegel übergibt, und ihn zu guter Regierung ermahnt, worauf der 
Hochmeiſter den Statthalter und den an der Wahl beteiligten Prieſterbruder 
küßt. Das Gelübde (promissio), das der Hochmeiſter ablegt, bezieht ſich auf die 
ſorgfältige Aufbewahrung des Siegels. Vgl. Gewohnheiten 6 und 18, bei Perle 
bach, Die Statuten S. 95, 103. Es erſcheint demnach dieſer Paſſus im 
5. Artikel auffallend. 

2) Siehe oben S. 8 ff. 
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von Wort⸗ und Eidbruch. Aber es lag doch ſehr nahe, den Artikel 
nicht zu eng zu faſſen, um den Verdacht nicht gar zu nahe zu legen, 
er ſei nur ad hoc erſonnen. Obwohl, ſoviel wir wiſſen, es dem 
Deutſchmeiſter gerade auf den einen Fall — den Wortbruch gegen 
einen Fürſten — ankam, erſcheint dieſer Fall doch unverfänglich unter 
verwandten Vergehen des Hochmeiſters, gegen die vorzugehen dem 
Deutſchmeiſter vorgeſchrieben wird. So macht auch dieſer Artikel trotz 
ſeiner vorſichtigen Faſſung durchaus den Eindruck erſt für die Zwecke 
Eberhard von Saunsheims erſonnen zu ſein und man begreift, daß 
Ludwig von Erlichshauſen (1452) auch ihn mit der Bemerkung ab⸗ 
lehnen ließ, es ſei nicht zu erwarten, daß ein Hochmeiſter ſeine Eide, 
Briefe oder Gelübde brechen würde, aber vorkommenden Falles böte 
das Ordensbuch die erforderlichen Beſtimmungen, was alsdann zu ge⸗ 
ſchehen habe !). Damit ift natürlich das ordnungsmäßige Verfahren 
vor dem Generalkapitel gemeint. 

Der 7. Artikel der Orſelnſchen Statuten ſetzt feſt, daß Ordensbrüder, 
die dem Hochmeiſter bei den in den vorhergehenden Artikeln genannten 
Verbrechen Beihilfe geleiſtet haben, beſtraft werden ſollen, und zwar 
ſollen ſie ihr Amt verlieren und kein neues bekleiden dürfen, ja außer⸗ 
dem noch, je nach der Schwere des Falles, in die ſchwerſte Buße ver⸗ 
fallen oder gar ewiges Gefängnis verwirkt haben. — Es iſt oben 
erzählt, daß Paul von Rußdorf ſich auf eine beſtimmte Gruppe im 
preußiſchen Orden ſtützte, und man ihm ſchuld gab, nicht ſelten unter 
dem Einfluſſe von Günſtlingen zu handeln?). Iſt nun die Annahme 
gerechtfertigt, daß dieſer Artikel gleich den vorherigen erſt in der Zeit 
Paul von Rußdorfs entſtanden iſt, ſo bezweckt er diejenigen unſchädlich 
zu machen, unter deren Einfluß der Hochmeiſter, wie es hieß, ſtand. 
Und daß bei dem Kampf gegen dieſe der Deutſchmeiſter dann ihre 
Gegner in Preußen auf ſeiner Seite haben werde, mochte bei der da⸗ 
mals bereits im preußiſchen Orden herrſchenden Erbitterung der Par⸗ 
teien nicht fo ausſichtslos erſcheinen. Wir ſahen“), daß wirklich Eber- 
hard von Saunsheim mit der Oppoſition im preußiſchen Orden ſpäter 
anknüpfte, freilich dabei keinen Erfolg hatte. Der Zuſammenhalt in 
ihm erwies ſich doch noch ſtärker, als man in Deutſchland angenommen 
hatte. Will man den Artikel nicht aus der augenblicklichen Sachlage 


1) Livl. Urk.⸗Buch IX, S. 177. 

2) Vgl. Geſetze 39 und Geſetze von über Meer III, 2 bei Perlbach, Sta- 
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erklären, fo bietet er an fic) ſchwere Bedenken. Die Gebtetiger in 
Preußen waren doch dem Hochmeiſter zum Gehorſam verpflichtet. Nun 
bedroht ſie der Artikel mit ſchwerſter Strafe, wenn ſie ihm die Treue 
wahrten in Fällen, in denen er nach der Meinung des Deutſchmeiſters 
ſich eines Verbrechens ſchuldig machte. Es lag aber doch auf der 
Hand, und in den Verhandlungen des Jahres 1452 wurde es von 
Ludwig von Erlichshauſen ſehr richtig geltend gemacht, daß der Hod- 
meiſter über ſeine Handlungen oft ganz anders denken würde als der 
Deutſchmeiſter. Der Artikel 7 ſchuf die Rechtslage, daß die preußiſchen 
Gebietiger ſich in jedem Falle der Beſtrafung ausſetzen mußten: Ge⸗ 
horchten ſie ihrem Herrn, dem Hochmeiſter, nicht, ſo war das ein 
ſchweres Vergehen, und gehorchten ſie ihm, ſo rechnete der Artikel es 
ihnen zur Schuld an, „und alſuß en konnen ſich die gebietiger an 
beyden teilen nicht vorwaren“ — ſagten des Hochmeiſters Vertreter 
1452 mit vollem Rechte. 

Ebenſo ſcheinen deutliche Beziehungen zu den Berbältniffen während 
der Regierung Paul von Rußdorfs fih im 8. Artikel zu finden. Wenn, 
ſo heißt es in ihm, ein Meiſter aus Unwiſſenheit oder ſonſt durch ſein 
Verſäumen die Brüder, den Orden oder das Land Preußen ſo weich 
regieret, daß der Eigenwille überhand nehmen will, oder ſo hart, daß 
davon Schaden entſteht, ſo ſollen die Gebietiger, wenn es ohne ihren 
Rat geſchieht, mit dem Kapitel beim Meiſter Vorſtellungen machen, 
damit Abhilfe geſchaffen werde. Ebenſo ſollen ihn die Gebietiger zur 
Rede ſtellen, wenn er Briefe und Siegel, die er Landen, Leuten oder 
anderen Perſonen geiſtlichen oder weltlichen Standes gegeben hat, nicht 
hält. Wenn der Hochmeiſter in ſolchen Fällen auf den Rat der Ge⸗ 
bietiger nicht hört, und ſich dieſes ſein Verhalten zum dritten Male 
wiederholt, fo daß Schande und Schaden entſtehen, fo ſollen die Ge- 
bietiger und Brüder es an den Deutſchmeiſter bringen, und dieſer in 
der in den früheren Artikeln vorgeſehenen Weiſe eingreifen. In den 
Verhältniſſen des beginnenden vierzehnten Jahrhunderts finden ſolche 
Beſtimmungen, ſo viel wir ſehen können, keine Erklärung. Dagegen 
haben wir gehört, daß gegen Paul von Rußdorf gerade der Vorwurf 
erhoben wurde, ſeine Gegner im Orden z. B. durch häufige Ver⸗ 
ſetzungen hart anzufaſſen, dagegen gegen ſeine Günſtlinge eine weit⸗ 
gehende Schwäche zu beweiſen !). Im Sinne des Deutſchmeiſters war 
es auch eine tadelnswerte Schwäche gegen das Land, d. h. die Stände 
Preußens, daß Rußdorf, ihrem Drängen nachgebend, den Leczycer Bei- 


1) Siehe oben S. 8. 


65] Zur Geſchichte u. Kritik d. angebl. Statuten d. Hodmeijters W. von Orſeln 65 


frieden und den ewigen Frieden von Breſt abgeſchloſſen hatte !). In 
ſolchen Fällen eingreifen zu können, mußte dem Deutſchmeiſter ſehr er⸗ 
wünſcht ſein. Nicht ganz ſo klar erſcheint der Anlaß zu der weiteren 
Beſtimmung, wonach der Deutſchmeiſter die Regierungstätigkeit des 
Hochmeiſters zu kontrollieren hat, falls dieſer Briefe und Siegel nicht 
hält. Man würde hier zunächſt an das Verhalten des Hochmeiſters 
gegen Swidrigiello denken), wenn nicht dieſer Vorgang, wie es ſcheint, 
ſchon den 6. Artikel veranlaßt haben dürfte ?). Wenn, was ja bei der 
Art derartiger Satzungen im Mittelalter nicht ganz ausgeſchloſſen wäre, 
derſelbe Fall — der Wortbruch — nicht in zwei Artikeln behandelt worden 
iſt, möchte man annehmen, daß der Konzipient des 8. Artikels daran 
dachte, daß der Hochmeiſter die Soldforderungen deutſcher Fürſten nicht 
befriedigt hatte, und ſomit, jedenfalls nach ihrer Auffaſſung, ihnen 
gegenüber wortbrüchig geworden war. Solch ein Fall lag 1423 mit 
dem Herzog Heinrich von Baiern vor, der ſich dann an den Beſitzungen 
des Deutſchmeiſters ſchadlos hielt“). Das würde es wohl 
erklären, weshalb der 8. Artikel ſo ſehr darauf Wert legt, daß der 
Hochmeiſter ſtets Brief und Siegel halte. Auch hier iſt gerade die 
ſpezielle Aufführung von Vergehungen des Hochmeiſters und der daraus 
dem Deutſchmeiſter zuwachſenden Pflichten und Rechte verdächtig. Gegen 
Frevel des Oberhauptes des Ordens gab es ja, wie ſchon erinnert 
worden iſt, von jeher die geſetzliche Möglichkeit, vorzugehen. Nicht ohne 
Grund mußte es fid) der Deutſchmeiſter 1452 fagen laffen, daß das 
Ordensbuch „hiruff genug ſetezet, wie man ſich darinne halden 
ſal“ 5). 

Der 9. Artikel der Orſelnſchen Statuten beſtimmt, daß, falls der 
Hochmeiſter einer der in den vorhergehenden Artikeln genannten Ver⸗ 
gehen ſich ſchuldig gemacht hat und deſſen überführt iſt, der Deutſch⸗ 
meiſter ihn verwarnen und auffordern ſoll, ſein Verhalten zu ändern 
oder das entfremdete Ordensgut wieder zurückzuſchaffen. Tut der Hoch⸗ 
meiſter es nicht, oder iſt aus ſeinem Tun dem Orden bereits Schande, 
Schaden und Unrat entſtanden, ſo ſoll der Deutſchmeiſter das tun, 
was ihm (in den Artikeln 4, 5 und 6) vorgeſchrieben iſt. Der ganze 


1) Siehe oben S. 5. 

2) Siehe oben S. 5. 

3) Siehe oben S. 62. . 
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Freilich iſt es nicht ganz ſicher, daß der Hochmeiſter dem derzoge ein ſchrift⸗ 
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Artikel widerſpricht durchaus dem alten Herkommen !) und dem Geiſte 
der Ordensſtatuten, die wohl feſtſetzen, daß der Hochmeiſter die Brüder 
des Ordens kontrollieren und warnen ſoll, denn er iſt aller Oberhaupt 
(qui preest omnibus) ?), aber durchaus nichts davon wiſſen, daß ein 
unter dem Hochmeiſter ſtehender, und ſei es auch ein noch ſo hoher 
Gebietiger des Ordens, befugt ſein ſoll, die Regierungstätigkeit des 
Hochmeiſters zu kontrollieren und dieſen zur Verantwortung zu ziehen. 
Nur aus dem Wunſche des Deutſchmeiſters Eberhard von Saunsheim, 
Paul von Rußdorſ aus ſeinem Amte zu drängen, ſcheint ſich dieſer ſo 
ungewöhnliche Artikel zu erklären. Freilich, die tatſächliche Ausführung 
dieſer Beſtimmung mußte mit Schwierigkeiten verbunden ſein, ſobald 
und ſolange der Hochmeiſter der Brüder im preußiſchen Ordenszweige 
ſicher war und ſich auch noch auf die Untertanen im Lande verlaſſen 
konnte. Es ſcheint, daß der nächſte Artikel dieſe Schwierigkeiten zum 
Teil beſeitigen will. . 

Der Artikel 10 beſagt nämlich folgendes: Tut ein Hochmeiſter 
Dinge, wie ſie in den vorſtehenden Artikeln genannt ſind, und ſind 
ihm dazu Brüder mit Rat und Tat behilflich, ſo ſoll, da die Lande 
Preußen ihm durch Huldigung und Eid verbunden ſind, und demgemäß 
das Betreten Preußens für den Deutſchmeiſter und ſeine Gebietiger 
nicht ratſam wäre, dieſer das ſchuldige Oberhaupt des Ordens auf ein 
Ordenshaus in Deutſchland zu einem Kapitel zitieren. Der Hoch⸗ 
meiſter iſt verbunden, zu erſcheinen. Zu dieſem Kapitel ſollen alle 
Gebietiger des Deutſchmeiſters kommen, auch ſoll er aus Preußen und 
Livland die Gebietiger und Brüder, die nicht Partei ſind, hinberufen, 
und ſie ſollen dem Rufe folgen. Auf dieſem Kapitel wird über die 
gegen den Hochmeiſter erhobenen Anklagen verhandelt und entſchieden. 
Kommt der Hochmeiſter zum Kapitel nicht oder fügt er ſich nicht ſeiner 
Entſcheidung, ſo gilt er von Stund an nicht mehr als Hochmeiſter, 
ſondern als ein ungehorſamer Bruder und Achter des Ordens. Die 
ihm geleiſteten Eide verlieren ihre Geltung. Brüder, die ihn trotz⸗ 
dem anerkennen, werden als ungehorſame betrachtet. Wer es vermag, 
ſoll den Hochmeiſter feſthalten. Tut er es trotzdem nicht, ſo wird er 
als Übeltäter betrachtet. Wird der Hochmeiſter der ihm zur Laſt ge⸗ 
legten Vergehungen ſchuldig erkannt, ſo verfallen ſeine Helfershelfer in 
dieſelbe Strafe wie er (d. h. die Abſetzung), und dazu in die ſchwerſte 
Buße, wie ſchon (nämlich im Artikel 7) gejagt ift. — Das Ent. 

1) Liol. Urk.⸗Buch XI, 178. 

2) Regel 34, bet Perl bad, Die Statuten S. 53 ff. 
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ſcheidende an dieſem Artikel iſt die Beſtimmung, daß der Deutſch⸗ 
meiſter, wenn er den Hochmeiſter zur Verantwortung zieht, ihn vor 
ein Kapitel in Deutſchland zitieren ſoll. Denn nur dann kann er, 
wie ſchon bei Artikel 9 bemerkt iſt, ſein Ziel erreichen. Selbſt wenn 
er — was unſer Artikel verneint — in Preußen die nötige Sicher⸗ 
heit hat, ſo wird er, falls die preußiſchen Ordensbrüder zum Hoch⸗ 
meiſter halten, ſchwerlich jemals die Mehrheit für ſich haben. Darum 
muß das Kapitel in Deutſchland ſtattfinden, wenn anders die ganze 
Aktion des Deutſchmeiſters nicht gegenſtandslos fein fol. Auch dieſe 
Beſtimmung läßt ſich ſchwerlich aus den Verhältniſſen zur Zeit Werner 
von Orſelns, aber ſehr leicht aus denen während der Regierung Paul 
von Rußdorfs erklären. Niemals, ſoviel wir wiſſen, hat früher ein 
Deutſchmeiſter die Abſetzung des Hochmeiſters betrieben; Eberhard von 
Saunsheim tat es, und zu dieſem Zwecke rief er Rußdorf vor ein 
Kapitel in deutſchen Landen. Dem Verlangen, daß das Kapitel 
in Preußen ſtattfände, wich er ſtets aus, einmal, weil er ſich dort 
nicht hinreichend ſicher zu fühlen vorgab, vor allem aber, wie er offen 
ausſprach, weil die deutſchen Gebietiger in Preußen immer überſtimmt 
werden würden ). Es macht durchaus den Eindruck, als ob gerade, 
um dieſe Möglichkeit zu vermeiden, der 10. Artikel geſchaffen worden 
iſt. Die Generalkapitel fanden ja damals regelmäßig in Preußen ſtatt, 
für dieſen beſonderen Zweck ſollte das verhindert werden. Sachlich muß 
der Artikel auch ſonſt ſtarken Anſtoß geben, er widerſpricht der geſetzlichen 
Stellung des Hochmeiſters als Oberhaupt des Ordens ſo gut wie der 
9. Artikel. Er mußte in der Praxis zu den ſchwerſten Konflikten im 
Orden führen und ihn zum Geſpött der Welt machen. So oft das 
Land Preußen hinter dem Hochmeiſter ſtand, ließ ſich vorausſehen, daß 
dieſer ſich niemals einer Zitation nach Deutſchland fügen werde. So⸗ 
gar Rußdorf brauchte es nicht zu tun. Dieſe und andere Beanſtan⸗ 
dungen erfuhr der Artikel, als- er mit den anderen 1452 Gegenſtand 
der Verhandlungen zwiſchen dem Deutſchmeiſter und Ludwig von 
Erlichshauſen war!), und trotz aller Geneigtheit zum Entgegenkommen 
gehörte dieſer Artikel zu denen, die der Hochmeiſter am nachdrücklichſten 


1) Siehe oben S. 23. 

2) Livl. Urk.⸗Buch XI, 179. Sehr charakteriſtiſch für die Lage des 
Ordensſtaates zur Zeit Ludwigs von Erlichshauſen iſt der Einwand feiner Ber- 
treter, daß, wenn der Hochmeiſter auf einem Kapitel in Deutſchland abgeſetzt 
werden würde, „ſo welden aber lande und ſtete erer eyde und holdunge ledig ſeyn, 
dovon unſir orden mochte komen von landen und lewten und czu 
vorterblicher ſchaden.“ Dieſe Gefahr lag 1329 gewiß nicht vor, ließe ſich alſo nicht 
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verwarf. Es ift höchſt unwahrſcheinlich, daß eine ſolche Beſtimmung 
1329 getroffen worden ijt. 

Der 11. Artikel endlich ſpricht von der Heranziehung des liv: 
ländiſchen Landmeiſters zu den gegen den Hochmeiſter zu ergreifenden 
Schritten. Da der livländiſche Meiſter, ſo heißt es da, einer der 
oberſten Gebietiger des Ordens und der nächſte nach dem Deutſchmeiſter 
iſt, ſo iſt es billig, daß er in all den in den vorhergehenden Artikeln 
behandelten Dingen herangezogen werde und den Deutſchmeiſter unter⸗ 
ſtütze. So oft alſo der Deutſchmeiſter mit ſeinen Gebietigern und dem 
Kapitel den Hochmeiſter zur Verantwortung zieht, jo mag er den liv⸗ 
ländiſchen Meiſter mit einer Anzahl ſeiner Gebietiger zum Kapitel oder 
zu der ſonſtigen Stätte der Beratung berufen. Der lioländiſche 
Meiſter ſoll alsdann erſcheinen und im Verhinderungsfalle zwei ſeiner 
Gebietiger mit Vollmachten hinſenden. Sein oder ihr Ausbleiben iſt 
für den Deutſchmeiſter kein Grund, ſein Vorgehen gegen den Hoch⸗ 
meiſter einzuſtellen, es macht es auch durchaus nicht unwirkſam. — 
Den Meiſter von Livland an den gegen den Hochmeiſter zu unter: 
nehmenden Schritten zu beteiligen, lag in der Tat nahe, da wirklich 
nach dem Hochmeiſter er der mächtigſte Mann im Orden war. Die Mit⸗ 
wirkung der Orſelnſchen Statuten, diewyle ein meister zu Leiffland 
auch der obersten gebiethiger einer ist“, iſt direkt den Gewohn⸗ 
heiten 3: „wen der meister von Niflande ist ein der grösten lider 
unsers ordens“ 1) entnommen, nur zu den Worten der Gewohnheiten 
noch der Zuſatz: „und nehst nach dem meister zu deutschen landen“ 
gemacht. Aber die Erklärung für dieſen Artikel finden wir doch wohl 
erſt, wenn wir ihn aus den Verhältniſſen der Zeit Paul von Ruß⸗ 
dorfs zu verſtehen ſuchen. Wollte Eberhard von Saunsheim ſeinem 
Vorgehen gegen den Hochmeiſter vollen Nachdruck geben, ſo lag das 
Bündnis mit dem livländiſchen Ordenszweige nahe, denn auch dort 
herrſchte ja gegen Rußdorfs auswärtige Politik Erbitterung?). Wir 
haben geſehen, wie dieſes Bündnis zeitweilig auch zuſtande kam 5). 
Iſt die Annahme zutreffend, daß die früheren Artikel der Orſelnſchen 
Statuten dem Deutſchmeiſter Waffen gegen den Hochmeiſter liefern 
ſollten, fo war der Artikel 11 dazu beſtimmt, bei der Führung dieſer 
Waffen auch den livländiſchen Meiſter heranzuziehen. Da aber auf 


wohl gegen die Möglichkeit, daß unter Werner von Orſeln ſolch eine Satzung 
geſchaffen worden iſt, anführen. Aber die anderen Momente ſprechen dagegen. 
1) Bei Perlbach, Die Statuten S. 91. 
2) Siehe oben S. 8. 
3) Siehe oben S. 16. 
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die Haltung der Livlander nicht mit Sicherheit gerechnet werden konnte, 
ſo empfahl es ſich, nicht von der Beteiligung ihres Meiſters am Vor⸗ 
gehen gegen Rußdorf alles abhängig zu machen. Dieſer Geſichtspunkt 
würde den Schluß des Artikels erklären. 

Der Schluß der Orſelnſchen Statuten wahrt dem Hochmeiſter, ſo⸗ 
fern er ſich nicht der beſprochenen Straftaten ſchuldig macht, alle ſeine 
geſetzmäßigen Rechte, ift alfo wohl berechnet, dem naheliegenden Mif- 
trauen entgegenzuwirken, das die der Stellung des Hochmeiſters zunahe⸗ 
tretenden Artikel der Statuten wachrufen mußten. Endlich findet ſich 
eine Erklärung dafür, weshalb dieſe Statuten nicht ins Ordensbuch 
Aufnahme finden ſollen, eine Erklärung, deren innere Unwahrſcheinlich⸗ 
keit ſchon gewürdigt iſt !). Von der Corroboratio ift ebenfalls vorhin 
bei Beſprechung der äußeren Merkmale die Rede geweſen ). 

Blicken wir auf den Inhalt der Orſelnſchen Statuten zurück, ſo 
können wir zuſammenfaſſend ſagen: Unſere allerdings nicht lückenloſe 
Kenntnis der Zeit Werner von Orſelns gibt für die meiſten Artikel 
keine befriedigende Erklärung. Wir wiſſen nicht, welche Verhältniſſe 
es geweſen ſein ſollten, die die Schaffung ſolcher auffallender Satzungen 
erklären könnten. Auf der anderen Seite: Es fällt auf, daß die 
Artikel, ſoweit ſie nicht dem Deutſchmeiſter Einfluß auf die Hochmeiſter⸗ 
wahl ſichern, ihm Handhaben bieten, wie er gegen einen Hochmeiſter in 
gewiſſen Fällen vorgehen kann, und daß dieſe Fälle ſolche ſind, wie 
ſie gerade zur Zeit des Hochmeiſters Paul von Rußdorf nach der Be⸗ 
hauptung ſeiner Gegner, insbeſondere des Deutſchmeiſters Eberhard 
von Saunsheim, vorlagen, und dieſen zum Vorgehen gegen das Ordens- 
oberhaupt veranlaßten. Man würde in jedem Falle den Eindruck 
haben: Für Eberhard von Saunsheim muß es doch eine beſonders 
günſtige Fügung geweſen ſein, daß ihm ſolche Statuten zur Verfügung 
ftanben. | 

Dieſer Eindruck muß béi aber zum Mißtrauen ſteigern, wenn wir 
uns in Erinnerung bringen, daß diefe fo ausgezeichnet für den Deutſch⸗ 
meiſter in ſeinem Kampfe gegen den Hochmeiſter paſſenden Statuten 
im Ordensbuche, in dem ſie ſtehen müßten, fehlen, ſie niemand ge⸗ 
kannt hat, ehe Eberhard von Saunsheim mit ihnen 1437 operierte, 
die Exiſtenz einer ſie enthaltenden Originalurkunde nicht zu erweiſen 
iſt, und die ganze abgeleitete Überlieferung der Statuten, ſoweit ſich 
überſehen läßt, nur auf eine in der Hand des Deutſchmeiſters befind- 


1) Siehe oben S. 47, 48. 
2) Siehe oben ebenda. 
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liche Vorlage guriidgeht'). So mag das Urteil über die Orſelnſchen 
Statuten dahin zuſammengefaßt werden, daß bei dem Stande der Über- 
lieferung alle Wahrſcheinlichkeit dafür ſpricht, daß es ſolche Statuten 
nicht zur Zeit des Hochmeiſters, der ihr Urheber ſein ſoll, gegeben hat, 
daß ſie vielmehr erſt in der Zeit des Deutſchmeiſters Eberhard von 
Saunsheim entſtanden ſind und zwar früheſtens nach dem Leczycer 
Beifrieden, wahrſcheinlich erſt nach dem ewigen Frieden von Breſt, denn 
er erſt beſiegelt die Abtretung von Beſitzungen des Ordens (an Polen) und 
bedeutet die Preisgabe eines Bundesgenoſſen (Swidrigiello), d. h. Dinge, 
die in den Orſelnſchen Statuten eine ſo große Rolle ſpielen. Es 
leuchtet ein, daß, wenn die Dinge ſo liegen, nur auf Veranlaſſung 
oder doch in den Kreiſen des Deutſchmeiſters die Statuten verfaßt, 
d. h. gefälſcht ſein können. Denn ſonſt hatte keiner daran ein Intereſſe. 

Gegen dieſe Annahme wird man nicht geltend machen dürfen, daß 
Konrad von Erlichshauſen ja die Statuten anerkannte ?), denn er tat 
es ja nur aus politiſchen Gründen, ebenſowenig, daß ſein Nachfolger 
mit dem Deutſchmeiſter 1452 über ſie eingehend verhandelte, während 
man doch erwarten muß, daß man Fälſchungen a limine abweiſt. Aber 
bei dieſen Verhandlungen ſpielte die Frage der Echtheit keine Rolle, 
ſondern vielmehr die, welche in den Orſelnſchen Statuten enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen für die Zukunft vom Hochmeiſter anerkannt werden könnten ?). 
Es handelte ſich alſo mehr de lege ferenda. Auch das kann nicht in 
Betracht kommen, daß das Basler Konzil die Statuten beſtätigt hat, 
denn auch das war ein politiſcher Akt“) und geſchah nicht auf Grund 
diplomatiſcher und geſchichtlicher Kritik. In nicht höherem Grade 
haben wir an ſolche zu denken, wenn Papſt Eugen IV. im Jahre 1439 
erklärte, die Statuten ſeien vor mehr als hundert Jahren a non 
habentibus potestatem erlaſſen, alfo die Fälſchung oder doch Eigen- 
mächtigkeit der Konzipienten in die Zeit Werner von Orſelns zu ver- 
legen ſchien ?), oder wenn Papſt Nikolaus V. zehn Jahre ſpäter die 
inzwiſchen von Konrad von Erlichshauſen anerkannten, aber gerade da⸗ 
mals wieder angefochtenen Statuten als wirklich von Werner von 
Orſeln erlaſſene, aber als erſt ſpäter publizierte und in ihrer Wirkung 
für den Orden nachteilige anſprach £). 


1) Siehe oben S. 25. 

2) Siehe oben S. 38. 

8) Siehe oben S. 10, 11. 

4) Siehe oben S. 10. 

5) Livl. Urk. Buch IX, Nr. 432. 
6) Ebenda X, Nr. 594. 
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Eine höhere Bedeutung würde dem Einwande zuzuſprechen ſein, 
der dahin ginge, daß gewiſſe Tatſachen der Ordensgeſchichte ohne das 
Vorhandenſein der Orſelnſchen Statuten gar nicht erklärbar wären, 
alſo ihrerſeits den Beweis für ſie indirekt erbringen würden. Soweit 
wir die Geſchichte des Ordens kennen, ſcheint das aber nicht der Fall 
zu ſein. Allerdings hat man es behauptet, aber wie es ſcheint, nicht 
mit zutreffenden Gründen !). Das gilt gleich von den auf die Ab- 
ſetzung eines Hochmeiſters bezüglichen Beſtimmungen der Orſelnſchen 
Statuten. Die einzige Abſetzung eines Hochmeiſters, die ſeit der Zeit 
Werner von Orſelns ſtattgefunden hat, iſt im Jahre 1413 die Hein⸗ 
richs von Plauen, des Ritters der Marienburg, geweſen. Die ihm zur 
Laſt gelegten Verbrechen, deren Verzeichnis den Gedanken ausführt, daß 
der Hochmeiſter den Rat der Gebietiger nicht berückſichtigt, alſo eigenwillig 
und dem Lande nachteilig regiert habe, berühren ſich mit den in den 
Orſelnſchen Statuten vorgeſehenen nicht 2). E3 ift auch durchaus nicht 
überliefert, daß der Deutſchmeiſter⸗den Hochmeiſter Heinrich von Plauen 
verwarnt, oder nach Deutſchland vor ein Kapitel zitiert oder ſich ſelbſt 
zum Zwecke der Abſetzung Heinrichs von Plauen nach Preußen begeben 
oder Gebietiger hingeſchickt hat, was doch nach den Orſelnſchen Statuten 
zu erwarten wäre. Soviel wir wiſſen, gingen die preußiſchen Gegner 
Plauens gegen ihn ganz ſelbſtändig vor, da die Gelegenheit, wohl auch 
infolge der Erkrankung des Hochmeiſters, für ſie günſtig war. In dem 
Zirkular, das die Männer des Staatsſtreiches an verſchiedene Höfe zur 
Rechtfertigung ihres Vorgehens ſandten, ift auf die Orſelnſchen Sta- 
tuten nicht Bezug genommen; wenn ſie es auch dem Deutſchmeiſter 
ſchickten, ſo würde das zeigen, daß er vorher am Vorgehen gegen Plauen 
nicht beteiligt war“). Er kam ſpäter nach Preußen, aber nur, um 
gleich dem livländiſchen Meiſter, an der Wahl des Hochmeiſters teil⸗ 
zunehmen. Es iſt mithin nicht zutreffend, daß bei der Abſetzung Hein⸗ 
richs von Plauen gemäß den Statuten verfahren worden iſt, und die 
gegenteiligen Behauptungen de Wals und ſeine daraus gezogenen 
Schlüſſe find demgemäß unrichtig“). — Nicht anders ſcheint es mit 
der Annahme zu ſtehen, daß auf die auf die Abtretung von Ordens⸗ 
beſitzungen bezüglichen Feſtſetzungen der Orſelnſchen Statuten (Artikel 4) 


1) de Wal, Recherches 1, 180 ff. 

2) Joh. v. Poſilges Chronik, Script. rer. Pruss III, 335. Höchſtens 
könnte im Sinne der Gegner Heinrichs von Plauen davon geſprochen werden, 
daß er „zu hart“ regierte, was der Artikel 8 der Orſelnſchen Statuten vorſieht. 
Bgl. Gerſtenberg, Heinrich von Plauen, Diff. Halle 1873, S. 65. 

3) Script. rer. Pruss. III, 335. 

4) Recherches I, 184—186. 
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in geſchichtlichen Aktenſtücken deutlich Bezug genommen werde. Bu- 
nächſt nimmt de Wal!) das von dem Breſter Frieden (1435) an. 
Wenn in dieſem, ſo meint er, ſich die Beſtimmung finde, daß der 
Hochmeiſter Paul von Rußdorf und der Orden in Preußen ſich alle 
Mühe dazu geben würden, daß der Deutſchmeiſter binnen Jahresfriſt 
fein Siegel dem Breſter Frieden beidrücke ?), fo fet das nur aus dem 
Artikel 4 der Orſelnſchen Statuten zu erklären, der die Zuſtimmung 
des Deutſchmeiſters zu Veräußerungen von Ordensland vorausſetze. 
Indeſſen iſt dieſe Folgerung nicht zwingend. Daß im deutſchen Ordens⸗ 
zweige ſtarke Unzufriedenheit mit den Landabtretungen herrſchte, die 
ſchon der Frieden vom Melnoſee gebracht hatte und die dann auch der 
Jesnitzer Beifriede in Ausſicht nahm?), konnte auch in Polen nicht 
unbekannt ſein. Es lag daher nahe, daß man in Polen darauf Wert 
legte, daß auch die Zuſtimmung des Deutſchmeiſters eingeholt werde. 
Man könnte fogar aus dem Friedensvertrage vielleicht das Gegenteil 
deſſen folgern, was de Wal daraus ſchloß. Wenn der Hochmeiſter 
und der livländifche Meiſter dem polniſchen Könige noch direkt ver- 
ſprachen, dem Deutſchmeiſter nicht beizuſtehen, wenn er ihn wegen des 
Breiter Friedens mit Krieg überziehe, fo hat das doch zur Voraus— 
ſetzung, daß es der Zuſtimmung des Deutſchmeiſters zu vom Hod- 
meiſter vereinbarten Abtretungen nicht bedürfe. Das wäre aber mit 
dem Artikel 4 der Orſelnſchen Statuten nicht vereinbar. Dagegen iſt es 
richtig, daß der zweite Thorner Friede (1466) unverkennbar auf die 
Orſelnſchen Statuten hindeutet, wie auch von de Wal bemerkt worden. 
iſt“). Es heißt nämlich da, daß König Kaſimir von Polen fidh ver- 
pflichtet, beim Papſte die Beſtätigung des Friedens vertrages zu be- 
treiben, wobei dann von ihm Statuten und Gewohnheiten des Ordens 
aufgehoben werden ſollen, die etwa vorſehen, daß in ſehr ſchwierigen 
Fragen der Deutſchmeiſter und der livländiſche Meiſter herangezogen 
und ihre Zuſtimmung herbeigeführt werden ſollte ). Nun folte ja 


1) Recherches I, 188. 

2) Dogiel, Cod. dipl. Polon. IV, Nr. 97, S. 131. 

3) Siehe oben S. 3. 

4) Recherches I, 197, 198. 

5) Dogiel, Cod. dipl. Polon. IV, Nr. 122, S. 172: Cum suppletione 
defectuum, siqui sunt in presenti federe, ordinatione et inseriptione com- 
missi et derogatione statutorum, et consuetudinum ordinis etiam 
juramento firmatorum aut authoritate apostolica vel legatorum ejus vel 
quacunque alia confirmatorum, quibus fortasse caveretur, quod 
in magnis et arduis rebus ordinis vocatio et consensus ma- 
gistrorum Alamaniae et Livoniae debeat intervenire. 
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nach dem Thorner Frieden ein großer Teil des Ordenslandes an Polen 
abgetreten werden, und zu ſolch einer Abtretung wäre nach Artikel 4 
der Orſelnſchen Statuten die Zuſtimmung der beiden Meiſter nötig ge- 
weſen. Es iſt alſo kein Zweifel, daß die Vertragsurkunde auf dieſen 
Artikel hinzielt. Aber natürlich folgt daraus nur, daß den vertrag- 
ſchließenden Teilen im Jahre 1466 bekannt war, daß der Streit um 
die Orſelnſchen Statuten ungeſchlichtet war und diefe nach dem Anez 
ſpruche des Deutſchmeiſters zu Recht beſtanden. Dieſer mögliche Stein 
des Anſtoßes ſollte beſeitigt werden. Selbſtverſtändlich kann man nicht 
aus dem genannten Paſſus des Friedensvertrages aus dem Jahre 1466 
ſchließen, daß die Statuten wirklich von Werner von Orſeln erlaſſen 
waren und demnach zur Zeit ihres erſten Auftauchens in den Tagen 
Paul von Rußdorfs von einer vorhandenen Rechtsurkunde Gebrauch ge- 
macht wurde. Den zuerſt 1437 verlautbarten Anſpruch darauf, daß die 
Orſelnſchen Statuten geltendes Ordensrecht waren, hat der Deutſch⸗ 
meiſter, ſoviel wir ſehen können, noch bis über das Ende der Ordens⸗ 
herrſchaft in Preußen hinaus feſtgehalten. Es entſpricht in der Tat 
wohl auch dem Sinne der Orſelnſchen Statuten, daß nach dem Abfall 
des letzten Hochmeiſters Albrecht von Brandenburg vom Orden der 
Deutſchmeiſter zum Adminiſtrator des Hochmeiſteramts von Karl V. 
beſtimmt wurde 1). Aber es leuchtet ein, daß auch daraus nichts für 
die Echtheit der Orſelnſchen Statuten folgt!). 

So führt unſere Betrachtung zu dem Ergebnis, daß auch keine 
indirekten Beweiſe für die Echtheit der Orſelnſchen Statuten ſich 
anführen laſſen und daß ſomit die höchſte Wahrſcheinlichkeit beſtehen 
bleibt, daß wir ſie mit dem Hochmeiſter Paul von Rußdorf als eine 
im Intereſſe des Deutſchmeiſters erfolgte Fälſchung anzuſehen haben. 
Freilich, das allerdings unwahrſcheinliche Auffinden bisher unbekannter 
Überlieferungen dieſer Statuten könnte die Frage in ein neues Licht 
rücken. Überhaupt will dieſe Unterſuchung nicht das letzte Wort in 
ihr ſein, ſondern zu weiterer Forſchung den Anſtoß geben. Es kommt 
ja nicht darauf an Recht zu behalten, ſondern das Richtige zu finden. 
Zunächſt aber möchte ich doch meinen, daß die Annahme einer Fälſchung 
das Richtige iſt. 


— 


1) Vgl. de Wal, Recherches I, 198. 
2) Bgl. de Wal, Recherches I, 204, 207. 
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Beilage) 


Von gotlicher schickunge wir bruder Wenher () von Ursula 
hoemeister dwtschs ordes des spiettels unser lieben frauwen von 
Irlm thun kunt allen, den dieszer brieffe furkompt, das wir ein 
grosz capittel haben gehalten zu Marienburg&) in dem iare als 
man zalte nach Cristus unsers herren geburt tusent dreihundert 
und in dem newn und zwentzigsten uff suntag nehst nach dem 
heiligen crutze tag exaltacionis, dabei dannegewest sein die er- 
wirdigen bruder Wolferam von Nellenburgb) meister zu deutschen 
landen auch bruder Eberhart von Munheim meister zu Lieffland 
und mit jn viel ire beider wegesten gebietiger und haben da an- 
gesehen und betracht, das alle ungerechtikeit hie jntzeit nicht un- 
gestroffet solle bleiben, uff das die menschen des ewigen lebens 
dester mynner beraubt werden, so ist auch manickveltiglich be- 
funden wurden, das angehaben ist gutte und lobeliche wercke der 
geistlichkeit auch der gerechtikeit zu vollenbringen, aber zu lant- 
werigen zeiten wurden sie verkert in ein vbunge der ungerechti- 
keit, davon dan vil sunden, schadens und zu leczte verterplichkeit 
an zele und an wertlichem gutte davon bekomen und entstanden 
ist, hierunb nach rate derselben obgenanten meister ir gebietiger, 
darzu aller unser gebietiger und bruder desselben capittels haben 
wir fur uns genommen, bewegenn und betracht, das die wale eins 
hoemeisters zu kieszen im furbas mehe furgenommen solle werden, 
das die lawter sey und nicht mol darjnne funden, und das keyner- 
lei gunst, liebe, fruntschafft, gabe, mytt e) oder ander, wie man das 
erdencken kann, gesucht werde, sunder da lawter unsers ordes ere 
nutze gedeien und redelichkeit furgewandt, ouch das die regirunge 
eines hoemeisters zy eyne yedertzeit vorgenommen sal werden, das 
die lawtter, gerecht gegen gott dem herren, seynem orden und 
darzu gegen der werlt, nachdem und er ein oberste heupt ist und 
alle andere des ordes gelide die under jme sein, zu straffen ge- 
recht sein und selbest an der woltatt allezeit funden werden, ouch 
was ein hoemeister mit ratte seiner gebietiger jm lande zu Prwszen 
wonhafftig hinzugeben habe oder nicht, und sint dies die stucke, 
so hienacher steet. 

[1.] Nach tode eins hoemeisters wer sein statt sal halten, 


1) Wir bringen den Text der fog. Orſelnſchen Statuten nach der oben 
S. unter 4 angeführten Überlieferung. Da die anderen Überlieferungen ſprach⸗ 
lich alle voneinander verſchieden ſind, aber ſachlich übereinſtimmen, ſo iſt die 
Angabe ihrer Varianten weder möglich, noch nötig. Nur bei einigen Namen, 
und wo es ſich zum Zwecke größerer Deutlichkeit empfahl, ſind die anderen 
Handſchriften in Fußnoten berückſichtigt. Die Interpunktion iſt moderniſiert, 
die Numerierung der Artikel, die in den Handſchriften fehlt, hinzugefügt. 

a) Magdeburg C, D; Mergenburgk E; Mergenburg F. 


d) Nellenburg B; Allenburg C; Ellenburg D. 
c) meyt G; myet F; meede E; pactio B. 
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ouch wer es ob jrrung in der wale viele, wie es gehalten solle 
werden. 

Czu dem ersten setzen orden und machen wir, wann ein hoe- 
meister von todes wegen abgegangen ist, so solle man eynen statt- 
helder eynes hoemeisters nemen one vertziehen nach uszwysunge 
unsers ordens buche und als wir lesen in demselben unsers ordens 
buche von der wale eyns hoemeisters, sey sachen, das die bruder 
beduncken eyn besser und an yme nicht genuge, so mag man 
eynen anderen darzu kiesen und nemen, hierumb alsbalde ein 
homeister von tods wegen abeget, so sol man von stunt on alles 
verziehen, verkunden eynem meyster zu deutschen landen, auch 
dem meister zu Liefflandt und sol alsbalde demselben meister zu 
deutschen lannden mit geschrieben werden, sich jn eigener per- 
sone one verziehen sich zu fugen in das lant gein Prwszen, der 
danne das also tun sal, und wanne derselbige meister also hinjn 
kompt, so solle der bruder, der des hoemeisters statt hat gehalten, 
one alles verziehen und intrag demselben meister das insiegele 
uffgeben und jm antworten, jn sollen auch von stunt ane eyn ver- 
ziehen alle gebietiger und bruder fur eynen statthelter eyns hoe- 
meisters uffnemen und halten, darzu alle landt zu Prwsen prelaten 
retterschafft und stete gehorsame sein bies an eynen hoemeister, 
der danne eynmutiglich von den drytzehen aber das merteil ge- 
korn wirt und ob das were, das zweitracht darjnne viele, das got 
nicht enwolle, das zwene hoemeister oder mehe gekoren wurden, 
oder ob ein bobst, remscher keiser ader konig wurden einen geben 
oder ob sich einer oder mehe in eigner personen uffwurffen ader 
ander, jn welicher forme das geschee, so sollen alle gebietiger 
eouent und bruder demselben meister zu dutschen lannden, der 
zu den zeiten ist, gehorsam sein und darzu alle lant zu Prwszen 
im gewertlich bies an eynen hoemeister, der dann eynmutiglich 
uffgenommen wirt, und alle die weile und soliche zweitracht wert, 
so sollen alle lant mit gelobden und eiden demselben meister zu 
deutschen landen gehorsame und gewertig sein bies als lange, das 
solche abgethann und ende nympt, so sullen denne dieselben lant. 
dem hoemeister, der also eynmutiglich bleibet, holden, geloben 
und sweren gewertig und gehorsame sein, als dann das gewon- 
lichen und herkommen ist. 

[2.] Wie und mit welicher weisz ein hoemeister gekoren 
solle werden. 

Auch setzen wir, als es zu wale eynes hoemeisters kompt, 
so solle ein meister zu deutschen lannden, der denne zu zeiten 
ist und des hoemeisters statt helt, also vorgeschrieben steet, 
eynen komthur der wale kieszen nach rate des capittels oder des 
merteils, derselbige meister soll auch vorhin ein mitwiessen han, 
wenne der kompthur der kore den ersten kewsz und die zwene 
den drietten heischen und die drey den vierden, und also furbas, 
bies ir drytzehen werden, wer ein itzlicher sey der dreizehen, den 
man heischen wirt, uff das icht misschunge der ungerechtikeit 
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darjnne funden werde, und ob die funden wurde, solle gantze 
auszgerewt und vertilgt werden, so mag derselbe meister zu deut- 
schen landen, der also zu den zeiten ist, den meister zu Liefflandt 
auch jn mitwiessen lassen haben, ob er es anders mit den wegsten 
brudern zu rate wirt und jn das nott duncket. 

[3.] Ob ein bruder sich mit unrechter gewalt understande 
an des hoemeisters ampt durch sich selber oder ander zu kommen, 

Auch setzen wir, ob das were, das ein bruder oder mere 
offentlichen befunden wurde, das er nach dem ampte der meister- 
schafft stunde als durch bruder unsers ordes, der sal uff das male, 
als dicke und das befunden wirt, beroubet sein und erkant werden 
untuchtig zu dem ampte der meisterschafft, und ob das were, das 
offentlichen befunden wurde, das eynich bruder unsers ordens 
solichs furneme, das er meynet zu dem ampth eynes hoemeisters 
zu kommen durch wertlicher lewte hulffe und anders denne durch 
eyn lawter wale der dreizehen nach auszweisunge unsers ordens 
buche und auch als jn diessen gesetzen und brieffe begrieffen ist, 
und ob solicher sein wille jm nicht volginge und er doch bezeugt 
wurde mit gleublicher urkunde oder mit zweien brudern® des 
ordens, die gelobhafftig weren und erbers lebens, das er im solchs 
gethan hette, der solle beraubt sein aller seiner wirdikeit, welcher- 
lei wesens er ist, und solle furbas nymmermehe zu keynen eren 
nach wirdikeit gezogen nach gekoren werden. Und er sal auch 
darumbe buswirdigk geteilt werden nach rathe und erkentnusz 
eyns hoemeisters und des capittels. Wurff sich auch ein bruder 
oder mere uff jn eigner personen jn eynen hoemeister oder er 
wurde darzu gekoren und es geschee nicht eintrechtiglichen nach 
auszweisunge unsers ordens buche und dieszer schriefft auszweisunge, 
und er ader sie nemen sich der meisterschafft daruff an, ouch ob 
bobst ader keyszer oder konigk eynen koren oder geben und er 
neme sich des an zu regiren oder in welicherlei weis dasselben 
ampths der meisterschafft underwunde anders dan durch ein lawter 
wale des capittels und der dreitzeen ader des merenteils, der ader 
die sollen aller eren und wirdikeit beroubt sein als vorgeschrieben 
steet und darzu sollen sie jn ein ewige gefencknusz geteilt und 
gelegt werden und ob unratt oder schaden dauon kommen were 
und ob der gros oder clein were, sal angeseen werden den ader 
die darumb zu pynigen, wurden auch bruder funden, die dem oder 
den brudern stewr, ratt, hulffe gethan hetten, jn welcherlei weis 
das were, die sollen aller eren und wirdikeit beraubt sein und 
daran nymmer kommen und darzu jn ein busz geteilet nach er- 
kentnusz des meisters und des capittels oder des merenteils und 
darjnne sollte furgenommen werden, ob er das eynfeldeglich ge- 
handelt ader ob er solichs verrer und tieffer getrieben und ge- 
arbeitet habe, dann er solt. 

[4.] Das ein hoemeister weder lant nach leute versetzen ver- 
kawffen nach verwechselen solle ane ratt der meister zu deutschen 


und Liefflanden. 
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Auch setzen orden und machen wir, das kein hoemeister fur- 
bas nymmermehe jn keynen zeitten moge nach sal slosz, stete, 
lant nach leute hingeben, versetzen, verkewffen nach verwechselen 
one wiessen, ratt, vershencknusz eyns meisters zu deutschen landen 
und auch eyns meisters zu Liefflandt, die jetzunde sein und 
kunfftig werden, und ob eynem hoemeister solichs oder dergleiche 
geratten wurde von anderen gebietigern, welcherlei wirde oder wesens 
die weren, das sal weder erafft nach macht haben, es geschee denne 
mit wiessen und willen der meister oben geschrieben, und ob das 
were, das ein meister zu Liefflandt mit allen seinen und andern 
gebietigern des lands zu Prwszen soliche verwillichtet jntzogen 4), 
das sal dach wedder crafft nach macht haben es geschee denne 
mit wiessen willen und verhencknusz eyns meisters zu deutscheu 
landen und seiner gebietiger und ob das were das ein hoemeister 
der jetzunt ist oder kunfftig wirt, der stucken eyns oder mere uber- 
fure, js were das er lant aber leute hingebe abir versetzte oder 
verkewfft oder verwechselt ane wiessen und ratt eyns meisters zu 
deutschen lannden und seiner gebietiger, das sal weder crafit nach 
macht haben und ob soliche lant und leute daruber hingegeben 
versetzt ader verkawfft wurden und ausz des ordens hant qweme, 
so sal ein meister zu deutschen landen dem hoemeister schreiben 
und darzu zwene seiner wegsten gebitiger zu jm schicken, das er 
solchs bynnen dryn meenden wiederbringe zu des ordes handen 
und jn sein gewalt, tete er das nicht, so sal er des hoemeisters 
ampte beraubt sein und erkant werden untuchtig zu demselben 
ampte, doch so soll darjnne angesehen werden, wie kostlich das 
sey, das er also lingegeben, versatzt ader verkaufft habe und ist 
es uber zweitusent margk lotiges sielbers wert, das er also hin- 
gegeben, versatzt und verkowfft hat, so sal er jrkant werden seines 
ampts beraubt sein, jst es aber zweitusent margk lotigs sielbers 
wert und darvnder, das sal er macht zu thun haben, doch mit rate 
seiner wegsten gebietiger und des capittels jm lande zu Prewssen 
wonhafft die danne darzu tuchtig und gehorig sein, doch behaltnusz 
eyner hoemeisterb), der itzunt ist und kunfftig wirt, was lehen 
jm ansterben von seinen mannen im lande zu Prewszen wonhafftig, 
die mag er nach rate seiner gebietiger furbas hinleihen des ordens 
dienern oder andern edelen leuten, als das bieshere kommen ist, 
uff das des ordens diener und manne deste vreilicher und getrew- 
licher mogen gedienen und jren lyp gewogen gegen den vienden Cristi. 

(al Ob ein hoemeister nicht strafft umb untat der bruder 
nach rate etc. | 

Ouch setzen orden und machen wir, ob ein bruder oder mere 
unredlich leben furen, also das der oder die thetten, das da were 


— — 


d sulche vrewillicheidt in czoge C; sulche verwillichtet in czoge D; 
ferwilkürt in zügen E; solichs verwilkurt in zugen F; talibus arbitraretur 
consentire B. . | 

b) reservato tamen magistro generali B. 
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wieder got, seinen orden und sein eigene sele, dauon danne unser 
orden offenbarlich gerucht, schande, laster und schaden von kommen 
mochte, das sol man dem hoemeister furbringen, der sal den oder 
die, dy das gethan haben, darumb strafen nach erkentnusz unsers 
capiettels, doch das furgenommen werde, ob die sunde, schande 
oder schade gros oder clein sein, sol darnach die straffe geacht 
und erkant werden, were auch das der handel so gros were, das 
der oder die bruder gethon hetten und der meister so lichtsemftig 
oder sunst so unstraffber®) ader durch gunst, gabe, fruntschafft 
ader siep[sjchafft nicht darzu thete den ader die zu straffen, so 
sollen die, den das wissentlich ist und es vor den hoemeister bracht 
haben, deune an das capiettel bringen und wen das also fur das 
capiettel gebracht wirt, so sal dasselbe capiettel alsobalde mit dem- 
selben hoemeister reden ader thun reden, das er darzu thun wolle, 
das die stroffe gee und vollenbracht werde nach erkentnusz. Wurde 
danne der hoemeister aber so lichtfertig erkannt und funden und 
er aber nicht darzu tete ader er tete eyn wenigk geringfertig 
darzu und nicht so vollentlichen, so irkant warde noch dem und 
das unrecht vollenbracht ist, so sal das dem meister zu deutschen 
landen furbracht werden, der denne zu zeiten ist, und alsbalde 
jm das furbracht ist, so soll er sich in das landt gein Prwszen 
jn eigener personen fugen, ob er wil und die sache so gros ist, 
ist sie aber geringer, so mag er eynen oder zwene seiner ge- 
bietiger von deutschen landen schicken mit seinem gewaltsbrieffe, 
[der danne] b) vollenbringen sal und das macht hat, er komme 
oder schicke, die sache zu handeln nach rate und erkentnisz des 
capiettels oder des merenteils under jn; wurde auch soliche sew- 
micht und lasse funden an dem hoemeister zu zweien malen oder 
lengste uff drymale, als verre er des herjnnert nnd ermanet wurde 
zu idem male, so sal er aber erkant werden zu sein untuchtig zu 
dem ampte der meisterschafft, doch allewege darejn augesehen, ob 
die tatt gros oder clein ist, wanne es nicht semlich ist eynen hoe- 
meister umb cleine und geringe dinge abzusetzen. 

[6.] Ob ein hoemeister seenen eid, den er gesworn hette, 
nicht hielt, auch brieffe und siegel dergleich. 

Auch setzen, orden und machen wir, ob eyn hoemeister so 
leichtfertig funden wurde, das got nicht en wolle, das er den eide 
den er gesworn hat, da er zu hoemeister gekoren warde, jn eynem 
artikel oder mere nicht gehalten hette oder hilt, und das er das 
selbvrede bruder bezeugt wurde, auch ob ein hoemeister sein ge- 
lobde und eide die er werntlichen fursten oder sunst andern leuten 
und andern personen geistlichen oder werntlichen, welcherlei 
wesens die weren, gethon hette und er nicht gehalten hette und 
ob er solchs offentlichen erzeugt und uff jn bewiesen wurde ader 
in welicherley weis er wieder sein ere eide oder gelobde gethau 


a) et magister adeo in corrigendo vel alias negligens esset B. 
b) So ergänzt nach den anderen Handſchriften. 
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und das uff jn bracht wurde, als obengeschrieben steet, und ob 
dem orden dauon offenbarliche schande und laster entstanden were 
oder noch entsteen mochte, so sal das von stund an aber dem 
meister von deutschen landen, der zu zeitten ist, verkundiget 
werden, und alsbalde das demselben meister verkunt wirt, so sal 
er von stunt sich jn eigner personen gein Prwszen fugen mit 
trefflichen seiner gebietiger und ein capiettel irtacht und berwfit 
werden und die gezeugnusz verhort werden und uff jn bracht, so 
solle er alsbalde erkant werden und unwirdig zu sein zu eyme 
hoemeister und daruffe on gnade seins amptes beraubt und erlassen 
werden und nymmermer an keyn ere oder wirdikeit kommen und 
sal auch ein ietzlicher seiner eide, die jme gescheen, sein ledig 
und losz geteilet werden und sein. 

[7.] Ob ein bruder oder mere eynem hoemeister zu seiner 
untat hülfflichen und rettlich wereu gewest. 

Auch setzen orden und machen wir, weres sache, das ein 
bruder oder mere funden wurde, der eynem hoemeister hulfflichen, 
rettlichen oder beistendig were gewest oder were jn eynem oder 
mere puncten und artikeln, so hievor und nach vom eynem hoe- 
meister geschrieben stett, darumb dann derselbe hoemeister erkant 
ist ader sal werden seins ampts beraubt sein und das uff dieselben 
bruder eynen oder mehe bracht und offentlich bezeugt wirt, der 
oder die sollen auch erkant werden alle irer wirdikeit und eren 
beraubt werden und sein und nymmermee an kein komen und 
sollen darzu vallen und erkant werden in die allerswersten bwsz 
ongnade oder jn ewige gefencknusz, nach dem und die sachen 
gros oder clein ist, darzu er dann geholffen und geratten hat. 

[8.] Ob ein hoemeister zu weich oder zu herte regiret. 

Ob ein hoemeister von unwieszenheit oder von ander sewm- 
nusz, welcherlei die were, die bruder oder unsern orden antreffen 
oder das lant zu Prwszen, so weichlichen regiret, das der egen- 
wille vberhant wolt nemen, dauon unserm orden schaden entsteen 
wolt, ouch aber so herttliche regiret, dauon dan auch schaden ent- 
steen wolt und solche beide regirunge geschee ane ratt der ge- 
bietiger, so sollen die gebietiger des lanndes zu Prwszen so sorg- 
ueltig sein mitsampt dem capiettel und mit im reden und daran 
sein, das solche weichlikeit gehertt werde und die zu hertt were, 
geweichet, alles nach zemlichen dingen und als sich umb eyn jde 
sache geburt. Were es auch sache, das ein homeister brieffe oder 
siegel, die er landen, lewten oder andern personen geistlichen oder 
werntlichen geben hette, nicht hilt, darumb solten jn die gebietiger 
aber zu rede setzen und jn daran weisen solchs wieder zu bringen 
und ob das were, das der hoemeister darjnne rathis nicht folgen 
wolt und ob das zu dem dickern male geschee und schande oder 
schade dauon ensten wolt oder were, so sollen es die gebietiger 
und bruder aber an den meister zu deutschen landen bringen, der 
sal alszdann aber dem nachgeen zu straffen jn allermasz als 
hieuor. 
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[9.] Das ein hoemeister von eynem meister zu deutschen 
landen gewarnet solle werden. 

Auch setzen wir, ob ein hoemeister solcher artikel eynen oder 
mehe und dergleich so hieuor von jm geschrieben steet, vberfure, 
das got nicht enwolle, so solle jn ein meister zu deutschen landen, 
alsbalde jm solche fur ist kommen, erbarlichen warnen und warnen 
lassen eyns zwernet ader dreystunt nach gelegenheit ein jder 
sachen, das er solchs abethu und schicke wieder bracht werden à) 
und sich furbas dauor hutte jrkeins mee zuthunde und sal jm eyn 
zeit setzen und benennen, dabynnen solchs wieder bracht sol 
werden und ob die sache etwas ringfertig were und brecht die 
wieder, so bliebe es wole daby, brecht aber er die nicht wieder 
oder die sachen weren so gros und dem orden wer so viel schande, 
schade und unraths daruff gangen, so sol man vollenfaren in masz, 
als vorgeschrieben steet. 

[10.] Das ein meister zu deutschen eynen hoemeister mag 
umb untatt fordern gein deutschen landen. 

Auch setzen, orden und machen wir, ob das were, das ein 
hoemeister solcher artikel, so hieuor von jme geschrieben steet, 
eynen oder mehe jnging und die vollenbrecht, das got nicht enwolle, 
und ob er der gebietiger und bruder so viel an jme hett, die jm 
zu solcher unrechter tat geholffen und geratten hatten oder noch 
hulffen oder rithen, auch die weile die lande zu Prwszen demselben 
hoemeister geholdet, gelobet und gesworen hetten, darumb dan ein 
meister zu deutschen landen und sein gebietiger jn sorgen musten 
sein und forwartten, ob sie gein Prwszen rietten jn oder die zu 
rechtfertigen, eins argen zu warten, setzen wir, das derselbe meister 
zu deutschen landen, der dan zu zeiten ist, sal und mag denselben 
hoemeister, der solche untatt begangen hette, heischen und fordern 
mit eynem brieffe und darzu mit seinen wegsten gebietigern zwene 
uff eynen nemlichen tag zu komen gein deutschen lannden, in 
welich des ordes huwz oder slosz er wil, da derselbe hoemeister 
danne hinkommen sal bei gehorsame zu eynem capiettel, das danne 
derselbe meister zu deutschen landen beschreiben und machen sal 
uff denselben nemlichen tag, da denne ungeferlich alle sein ge- 
bietiger hinkommen sollen, darzu mag er auch beruffen der ge- 
bietiger und bruder vun Prwszen, auch von Liefflant, die nicht 
von parteien weren, die auch dahin kommen sollen, welich also 
beruffen werden und wan der hoemeister und die gebietiger 
also uff den benanten tag kommen, so sollen die stucke und 
artikel, die er also begangen hat, furbracht werden jn gegen- 
wertikeit sein und aller gebietiger, so solle und mag derselbe 
hoemeister sein autwurt tun, aber wil und wanne also zusprache 
und antwort gehort ist, was danne dieselbige gebietiger oder das 


mertel erkennen, dem sal nachgegangen werden, were auch sache, 
> 


a) schicke das is widder bracht werde C; quod talia reficiat et fore 
facta in pristinum statum reducat B. 
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das der hoemeister dem nicht nacht (!) wolt kommen, so erkant 
were worden durch die gebietiger und bruder ader des mertel, 
ader ob er solicher beruffunge des capittels gein deutschen lant 
nicht kommen wolt und jn der ungehorsamkeit bleiben, von 
stunden an sol man jn fur keinen hoemeister mehe halten und 
haben sunder als eynen ungehorsamen bruder und auch als ein 
echter des orden und ein ieglicher, welcherlei eren wirden oder 
wesens der ist, der demselben hoemeister mit eyden verbunden, 
sollen aller ir gelobde und eide ledig sein, welche bruder des 
ordens jn auch furbas hielt fur eyn obersten und jm gehorsam 
were, den sol man auch fur eynen ungehorsamen bruder halten 
und haben, jn soll auch ein ieglicher bruder schuldig sein zu 
balten. Wer jn gehalten und gehanthaben kan und welcher des 
nicht tete, den solt man selbest fur eynen vbeltetigen halten, 
wenne auch der hoemeister erkant wirt schuldig der artikel, so 
sein auch die, die jm geholffen haben und jn gehanthabt, auch 
verfallen jn dieselbe pene, und darzu jn die allerswersten straffe, 
als vorgeschrieben steet. 

[11.] Wie ein meister zu Liefflant auch ein mitwissen sal 
und mag haben. 

Auch orden wir, diewyle ein meister zu Leiffland auch der 
obersten gebiettſiger] ist und nehst nach dem meister zu deutschen 
landen, so ist billich, das er jn allen dieszen sachen ein mitwiessen 
habe, auch getrewlichen rate und helffe demselben meister zu deut- 
schen landen, das vnser orden jn eren und wirden bliebe, hierumb 
setzen wir, zu welischer zeit und wie dicke eynen meister zu 
deutschen landen geburt mitsampt den gebietigern und capiettel 
eynen hoemeister zu rechtfertigen umb stucke und artikel, so hie- 
uor von jme geschrieben stett, so sol und mag er den meister von 
Liefflant, der zu zeiten ist, beruffen jn und etzwa viel seiner ge- 
bietiger, ob der notturftig ist, mit jme zu bringen zu dem be- 
nanten capiettel, so uorgeschrieben steet, oder jn sunst angelegen 
stete zu vorbotten und zu welcher zeit und ende er jm also 
schrieben wirt zu jm zu kommen, das solle er also tun und dem- 
selben meister von deutschen landen also hulfflich und rettlich 
sein, das solıch vbeltatt gestrafft und gancze ausgerewt werde jn 
uorgeschriebner mass. Ob aber derselbe meister zu Liefflandt 
nicht kommen mocht von trefflicher anliegender sache wegen, so 
sal er doch seiner treflichen gebietiger ein zal schicken, zu dem 
mynsten Zeene mit seiner vollermacht die sachen helfen handelen; 
wer auch sache, das derselbe meister von Liefflant, der zu den 
zeitten were, nicht qweme oder kommen mochte, ouch nyemands 
schickte oder schicken mochte, so sal doch der dickegenant meister 
zu deutschen lannden vollenfaren und den sacheu nachgen und 
kommen jn aller masse, als were derselbe meister von Liefflant 
mitsampt seinen gebietigern selben gegenwertig gewest und was 
derselbe meister von deutschenlant also vollefuret handelt unt tut, 
doch mit rate und erkentnusz als uorgeschrieben stett, das solle 
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alles crafft und macht haben jn allermass, als were der meister 
zu Liefflant mit sampt seinen gebietigern gegenwertig. 

Doch so ist herjnne behalten eyme ieglichen hoemeister, der 
danne solcher artikel nicht uff jme hat, so herjnne begrieffen ist, 
oberster meister zu sein und ein ieglichen unsers ordens zu straffen, 
welcherlei wirden oder wesens er ist, ouch zu regiren umb alle 
sache, nach auszweisung unsers ordes buch, als sich geburt, und 
wenne es nw nicht zemlich ist, das diesses unser gesecze und 
ordenung jn unsers [ordes]#) buch geschrieben werde vmb desz- 
willen, das es nicht fur den gemeynen man komme, sunder diesz 
ordenung und gesecze jn geheyme bleibe, der wertlichen gemeyne, 
bisz so lange und es nott tut zu offenbaren, an den enden sich es 
geburt, ouch umb deswillen, das diess unser ordenung zu ewigen 
tagen unwederufflich also gehalten werde gleicherweis und jn aller 
mass als ob sie jn vnsers ordes buche geschrieben stunden, so 
haben wir Werner von Vrsula hoemeister oben geschrieben unsers 
ampts jngesiegel an diessen brieffe tun hencken und zu merer 
siecherheit so haben wir geheisen die erwirdigen bruder Wolfferam 
von Nellenburg meister zu deutschen landen auch bruder Eber- 
hart von Mwnheim zu Leifflant meister, das ir ieglicher seins 
ampts jngesiegel bei das unser an diessen brieffe hat thun hencken, 
der geben ist jn dem iare nach Cristus unsers herren geburt auch 
uff den tag, so oben geschrieben steett. 


a) Ergänzt nach den anderen Handſchriften. 
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Einleitung. Die preußiſchen Anſprüche auf die oraniſche 
Erbſchaft 


Die Rechte des preußiſchen Königshauſes auf die oraniſche Erb- 
ſchaft gründeten ſich auf die Vermählung des Großen Kurfürſten mit 
der oraniſchen Prinzeſſin Luiſe Henriette. Als Wilhelm III. von 


1) Der zweite Teil dieſer Arbeit iſt vor kurzem als Berliner Diſſertation 
erſchienen (1915). 

An Archivalien ſind benutzt: Akten des Geheimen Staatsarchivs 
Berlin, zitiert G. St. A.: Rep. 10, 76 a, b, c; Rep. 34, 227 aa 17/18; Rep. 63, 
72, 75 a, b, 78 a, b, e, 78 d—f, 79; Rep. 64, I, Generalia 11—26, 128/129; 
Rep. 64, IV, Vol. 1, Sukzeſſion und Generalia 4—37; Rep. 64, IV, Vol. 2, 
Neuchätelliſche Literalien 5, 7—13, 15—18, 25, 30—32. Akten des Berner 
Staatsarchivs, zitiert B. A.: Die Geſandtſchaftsberichte des Berner Diplo⸗ 
maten St. Saphorin aus den Jahren 1709 — 1713, betitelt: Livre contenant 
les affaires secrètes d'état faites de la part de Leurs Excellences, I—VI. 
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England im Jahre 1702 kinderlos ſtarb, meldete der preußiſche König 
als nächſter Verwandter Erbanſprüche auf den reichen Hausbeſitz des 
Oraniers an. 

Die Grafſchaft Orange, von der dieſes Fürſtengeſchlecht den Namen 
trägt, liegt an der unteren Rhöne, auf dem linken Ufer des Fluſſes, 
nördlich der Mündung der Durance. Dort herrſchten durch lange 
Jahrhunderte die Grafen von Beaux !). Raimond V., der letzte Fürſt 
aus dieſem Geſchlecht, vermählte im Jahre 1386 ſeine einzige Tochter 
Maria mit Johann IV., Grafen von Chalon und Herrn von Arlay, 
deſſen Beſitzungen in der heutigen Franche-Comté lagen, und Ludwig, 
der älteſte Sohn aus dieſer Ehe, erbte die Güter von Chalon und von 
Orange. Außerdem beſaßen die Grafen von Chalon ſeit 1288 die 
Lehnsherrſchaft über Neuchatel, wovon ſpäter die Rede fein wird. 

Im Jahre 1530 ſtarb die männliche Linie des Hauſes Chalon⸗ 
Orange mit Philibert aus. Seine Schweſter Claudia war mit Hein⸗ 
rich II. von Naſſau-Dillenburg vermählt, der gleichzeitig Herr von 
Breda war. Ihr vererbte Philibert ſeine Beſitzungen. Aus der Ehe 
von Heinrich II. und Claudia ging ein Sohn hervor, Renatus; er ver- 
einigte die niederländiſchen und franzöſiſchen Beſitzungen unter ſeinem 
Zepter und nahm den Titel eines Prinzen von Oranien an. Im 
Jahre 1544 ſtarb er, ohne Kinder zu hinterlaſſen. In feinem Tefta- 
ment beſtimmte er, mit Zuſtimmung des Kaiſers Karls V. ), feinen Vetter 
Wilhelm den Schweigſamen von Naſſau zum Univerſalerben; wofern 
dieſer ohne erbberechtigte Kinder ſterben würde, ſollte die Erbſchaft an 
Wilhelms Bruder Johann oder deſſen Nachkommen fallen. Durch 
dieſes Teſtament war auf die Erbſchaft ein Fideikommiß gelegt, das 
die Nachfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt ordnete. Die ſpäteren 
Oranier haben dieſes Fideikommiß erneuert. 

Von Wilhelms des Schweigſamen drei Söhnen Philipp Wilhelm, 
zo und Friedrich Heinrich ſtarben die erſten beiden früh kinderlos. 


1) Die folgenden Angaben beruhen auf der „Information sommaire 
touchant le droit incontestable de Sa Majeste le Roy de Prusse à la 
Succession de son grand Père le Prince Frédéric-Henri, de glorieuse 
memoire, Fondé sur son Testament et sur le Fidei-Commis perpetuel 
etabli dans la Maison de Nassau-Orange par droit d’Ainesse et en faveur 
des Femmes au défaut des Males. Anno 1702“, gedruckt bei Caffander 
Thucelius, Des Heiligen Römiſchen Reichs Staats Acta IV, S. 655 ff. Vgl. 
auch die Tabellen im Anhang. Sie ſind aus dem vorhandenen gedruckten 
Material zuſammengeſtellt. 

2) Dieſes Teſtament und die Beſtätigung des Kaiſers ſind mehrfach gedruckt, 
3. B. bei Caſſander Thucelius, a. a. O. S. 661 ff. 
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Friedrich Heinrich hatte zwei Kinder, Wilhelm II., den Vater des nad: 
maligen Königs Wilhelms III. von England, und Luiſe Henriette, die 
Gemahlin des Großen Kurfürſten und Mutter des erſten preußiſchen 
Königs. Die jüngeren Kinder Friedrich Heinrichs kommen bei dem 
Erbfolgeſtreite weniger in Betracht. Als im Jahre 1702 Wilhelm III. 
kinderlos ſtarb, mußte die Erbſchaft an das nächſtälteſte Kind Friedrich 
Heinrichs fallen; das war Luiſe Henriette und deren Sohn Friedrich. 
Aber die letzten Herrſcher. Wilhelm der Schweigſame, Friedrich Hein⸗ 
rich und namentlich Wilhelm II. und Wilhelm III. hatten dieſen 
Beſitz erheblich vergrößert. Es konnte deswegen zweifelhaft erſcheinen, 
ob die Neuerwerbungen der letzten beiden Fürſten zu dem Fideikommiß 
gehörten. Das wurde zu einer Quelle erbitterter Streitigkeiten. 

Die Nachkommen Johanns, des Bruders Wilhelms des Schweig⸗ 
famen waren die Grafen von Naſſau⸗Dietz und Naſſau⸗Siegen. Wir 
werden beiden noch oft begegnen. | 

Die Erbſchaft beſtand aus der Grafſchaft Orange, einer Reihe 
von größeren Gütern in der Franche⸗Comté, den Grafſchaften Lingen 
und Mörs im Gebiete des Reiches !), ferner einer großen Zahl von 
Gütern im heutigen Holland und Belgien, z. B. Büren, Montfort, 
Iſſelſtein, Gertruydenberg, Herſtal, Honslardyck, Ter Veere, Vliſſingen, 
Breda, Grave, Cuyck, Turnhout, Doesburg, Dieren und viele andere. 

In ihrer Eigenſchaft als Grafen von Chalon beſaßen die Oranier 
auch die Lehnsherrſchaft über Neuchatel ?). Die Grafen von Neuen- 
burg waren ſeit der Verbindung von Burgund mit dem Reiche un⸗ 
mittelbare Vaſallen des Kaiſers geweſen und blieben es mit einer Unter⸗ 
brechung bis zum Jahre 1288. Dann zogen ſie ſich die Ungnade 
Kaiſer Rudolfs zu, und der junge Neuenburger Graf wußte den Kaiſer 
nur dadurch zu beſänftigen, daß er ihm die Grafſchaft zur Verfügung 
ſtellte. Der Kaiſer übertrug ſie dem Grafen Johann von Chalon als 
Lehn. So wurde Neuenburg Afterlehn des Reiches. Später regierten 


1) Bgl. Drechsler, Der Streit um die oraniſche Erbſchaft zwiſchen König 
Friedrich I. von Preußen und dem Hauſe Naſſau⸗Dietz und ſein Einfluß auf 
die preußiſche Politik. Leipz. Diff. 1918. Dort iſt Literatur über Lingen und 
Mörs angegeben, worauf Preußen noch andere Anſprüche hatte. Auch iſt dort 
ein Verzeichnis der oraniſchen Güter und ihrer Einkünfte (S. 2 Anm.). 

2) Vgl. hierüber das Buch von Schulze, Die ſtaatsrechtliche Stellung 
des Fürſtenthums Neuenburg in ihrer geſchichtlichen Entwicklung und gegen⸗ 
wärtigen Bedeutung. Jena 1854. Der Verfaſſer gibt eine Zuſammenſtellung 
der bis dahin erſchienenen Literatur und gedruckten Quellen, ferner eine klare 
Auseinanderſetzung der ſtaatsrechtlichen Stellung und der Anſprüche der Prä- 
tendenten. 
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dort, in dauernder Lehnsabhängigkeit von Chalon, die Grafen von 
Freiburg und die Markgrafen von Hochberg, die gegen den Proteſt 
ihrer Lehnsherren die Herrſchaft uſurpierten. Durch die Vermählung 
der Tochter des letzten Hochbergers, Johanna, mit Ludwig von Orleans, 
kam die Grafſchaft an das Haus Orleans-Longueville. Unter der Herr⸗ 
ſchaft dieſes Hauſes fiel das wichtige Lehn Valangin heim, es wurde 
damals mit Neuchatel für immer verbunden. In der folgenden Zeit 
kam es oft zu Erbſtreitigkeiten, in denen fih die Trois-Ctats von 
Neuchatel allmählich das unbeſtrittene Recht eroberten, die Erbſchafts⸗ 
angelegenheiten allein und endgültig zu entſcheiden. Dieſe Entwicklung 
ift ſpäter bedeutſam geworden. Im Jahre 1694 erloſch die männliche 
Linie des Hauſes Orleans-Longueville mit dem Grafen Johann Ludwig 
Karl, genannt der Abbé von Orleans. Er machte ein Teſtament zu⸗ 
gunſten eines Prinzen von Conti, das aber von ſeiner Schweſter, der 
Herzogin von Nemours, erfolgreich vor dem Tribunal der Trois-Etats 
bekämpft wurde. Ihr wurde das Land zugeſprochen. Das Teſtament 
des Abbe von Orleans wurde für ungültig erklärt, da das Land Neu⸗ 
chätel unveräußerlich fet. Durch dieſes Urteil wurde die Erbſchafts⸗ 
frage nicht gelöſt, ſondern hinausgeſchoben, da die Herzogin von Nemours 
kinderlos war. 

Unter ſolchen Umſtänden machte Wilhelm von Oranien ſeine 
Rechte auf das demnächſt erledigte Lehn geltend. Auf dem Kongreß 
von Ryswick gab er die Erklärung ab, daß er ſich die Rechte auf 
Neuchatel vorbehalte !). Schon drei Jahre früher, am 28. Oktober 
1694, hatte er feine Rechte dem preußiſchen Könige übertragen ?), 
allerdings vorbehaltlich der Beſtätigung der Trois-Etats von Neuchatel. 

So ſchien nichts im Wege zu ſtehen, daß der preußiſche König 
dieſe ganze reiche Erbſchaft beim Tode Wilhelms III. in Beſitz nahm. 
Die Prätenſion auf Neuchatel bedurfte freilich der Prüfung durch die 
Trois⸗Etats. 


Erſtes Kapitel 
Der Tod Wilhelms III. von England und der Beginn des 
| Streites mit dem Haufe Naſſau⸗Dietz 
Die Ausſicht auf die oraniſche Erbſchaft iſt ein Anſporn für den 
Großen Kurfürſten und Friedrich III. geweſen, ein gutes Verhältnis 
zu Wilhelm von Oranien zu ſuchen. Der Große Kurfürſt hat ſicher 


1) Abgedruckt bei Schulze, a. a. O. S. 260. 
2) Vgl. Schulze, a. a. O. S. 258. 
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bei der Begünſtigung der engliſchen Expedition die reiche oraniſche Erb- 
ſchaft mit in Rechnung geſtellt, die ihm nach dem Tode Wilhelms zu- 
fallen mußte 1). 

Erſt unter Friedrich III. wurde das große Unternehmen durch— 
geführt. Dieſer ſetzte die oranierfreundliche Politik ſeines Vaters fort. 
Im Juli des Jahres 1688 trafen der preußiſche Miniſter Fuchs und 
der engliſche Bevollmächtigte Benting in Celle zuſammen ?), um einen 
definitiven Truppentraktat für die Eroberung Englands zu ſchließen. 
Fuchs brachte dabei die Rede auf die oraniſche Erbſchaft. Der Kur⸗ 
fürſt fer nicht ſicher, ob jeder Zweifel wegen feiner Nachfolge aus- 
geſchloſſen ſei. Benting erwiderte, der Prinz von Oranien haſſe die 
anderen Prätendenten und habe ihm noch vor ſeiner Reiſe nach 
Deutſchland geſagt, er werde ein Teſtament zu Gunſten des Kurfürſten 
machen. 

Bei zahlreichen anderen Gelegenheiten hat der Kurfürſt ſich der 
Erbſchaft zu vergewiſſern geſucht. Noch ſicherer wurde er ſeiner Sache, 
als Wilhelm III. ihm 1694 feine Rechte auf Neuchatel übertrug. Im 
Allianztraktat mit dem Kaiſer vom 16. November 1700 verſprach 
dieſer, zur Behauptung der oraniſchen Sukzeſſion „die hülfliche Hand 
zu bieten“ ®), ſoweit feine Anſprüche berechtigt feien. 

Niemand ahnte am preußiſchen Hofe, daß Wilhelm III. am 
18. Oktober 1695 ein Teſtament bei den Generalſtaaten deponiert 
hatte, das nicht den Kurfürſten von Brandenburg, ſondern den noch 
unmündigen Prinzen Friſo von Naſſau⸗Dietz, einen Nachkommen von 
Johann, dem Bruder Wilhelms des Schweigſamen, zum Univerſalerben 
einſetzte und die Generalſtaaten zu Exekutoren des Teſtamentes be⸗ 
ſtellte“). Er begründete dieſen Verſtoß gegen die fideikommiſſariſche 
Beſtimmung damit, daß dieſe nur bis ins dritte Glied, alſo bis zu 
Luiſe Henriette, gelte; wie weit mit Recht, ſoll hier nicht unterſucht 
werden. Die politiſchen Beweggründe zu dieſem Schritt ſind nicht ganz 
klar. Vielleicht haben perſönliche Abneigungen und Verſtimmungen 


1) Hierüber vgl. Drechsler, a. a. O. Kapitel II. Dieſe Arbeit tft mir 
erſt bei der Ausarbeitung zu Geſicht gekommen. Sachlich werde ich oft dasſelbe 
bringen wie er, namentlich in den Einzelheiten. Dagegen werde ich den Einfluß 
des Streites auf die preußiſche Politik im ſpaniſchen Erbfolgekriege, der dort 
nur allgemein angedeutet iſt, genauer analyſieren. 

2) Bal. Droyſen, Geſchichte der preußiſchen Politik IV, 1 S. 24, der 
ſeinerſeits auf eine Rankeſche Publikation zurückgreift (Zeitſchr. f. preuß. Ge- 
chichte und Landeskunde II). 

3) Droyſen, a. a. D. IV, 1 S. 159. 

4) Das Teſtament iſt gedruckt bei Lamberty, Memoires II, S. 121. 
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dabei mitgefptelt. Mehr noch wird es das Beſtreben geweſen fein, den 
großen oraniſchen Familienbeſitz in den Niederlanden nicht an einen 
ausländiſchen Fürſten kommen zu laſſen, alſo ein weſentlich dynaſtiſcher 
Geſichtspunkt. Wie dem auch immer ſei, in dem Teſtament lag der 
Urſprung eines langen und erbitterten Streites, der von beträchtlichem 
Einfluß auf die preußiſche Politik werden ſollte. 

Der Kurfürſt traf nun alle Maßregeln, um die Erbſchaft beim 
Tode Wilhelms III. ſofort in Beſitz zu nehmen !). In den Jahren 
1694—1702 ergingen zahlreiche Inſtruktionen an verſchiedene Geſandte 
und Regenten für den Fall des Ablebens des engliſchen Königs und 
Eventualvollmachten für die Beſitzergreifung der Länder. Bondely, 
ein Schweizer Advokat in des Königs Dienſten, bekam den Auftrag, 
fih beſonders um die Güter in der Franche-Comté zu bekümmern. 
Alle dieſe Maßnahmen ſollten eine möglichſt ſchnelle und ungeſtörte 
Beſitzübernahme der Güter ermöglichen. 

Im März des Jahres 1702 herrſchte am preußiſchen Hofe eine 
fieberhafte Spannung. Man wartete begierig auf Nachrichten vom 
Zuſtande Wilhelms III. Unmittelbar nachdem die Kunde von ſeinem 
Tode eingetroffen war, nahmen die preußiſchen Behörden Lingen und 
Mörs in Beſitz. Ebenſo übergab Schmettau, der preußiſche Geſandte 
im Haag, den Generalſtaaten ein Memoire, in dem er die Übergabe 
der Güter forderte?). Man dünkte ſich ſeiner Sache ſo ſicher, daß 
man gar nicht weiter abwartete; eine weitere Anzahl von Gütern, 
wie Loo, Dieren, Grave, Bredevoort, wurden beſetzt. 

Der König wollte auf dieſe Art, gleichſam durch einen Hand⸗ 
ſtreich, die Erbſchaft an ſich bringen. So hatte er vor allen etwaigen 
Mitbewerbern einen gewaltigen Vorſprung. Schwierigkeiten ſah er 
damals überhaupt ſeinen Plänen nicht entgegenſtehen; im Geiſte er⸗ 
blickte er fih wohl ſchon als Statthalter der vereinigten Niederlande ?). 


1) über den oraniſchen Erbſchaftsſtreit finden ſich in den Werken über 
preußiſche Politik zahlreiche Angaben; beſonders Droyſen, a. a. O. IV, 1 
passim, gibt die Hauptpunkte der Verhandlungen zutreffend wieder. Die Quellen 
für die Darſtellung der oraniſchen Sukzeſſionsangelegenheit ſind die Akten der 
Rep. 64, 1 Vol. 12 ff. des Berliner G. St. A. 

2) 24. März 1702; vgl. Lamberty, a. a. O. II, S. 96. 

3) Drechsler (a. a. O. S. 16) hat daraus einen bedeutenden Nachteil 
für die preußiſche Politik ableiten wollen. Wohl zu Unrecht, denn dieſe Pläne 
haben keinen nennenswerten Einfluß auf die preußiſchen Entſchließungen ge⸗ 
wonnen. Später hat man ſie immer abgeleugnet. Auch kann man nicht ſagen, 
daß die Furcht vor preußiſchen Abſichten auf die Statthalterſchaft die unfreund⸗ 
liche Haltung der Generalſtaaten beſtimmt hätte. Wir werden ſehen, daß dabei 
ganz andere Rückſichten mitſprachen. 
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Ein Sturm der Entrüſtung erhob ſich in den Generalſtaaten, als 
die Gewaltſamkeiten des preußiſchen Königs bekannt wurden. Man 
empfand das Vorgehen peinlich oder erweckte wenigſtens den Anſchein, 
da der engliſche König eben erſt die Augen geſchloſſen habe. Auch die 
fremden Geſandten konnten ſich dieſem Eindruck nicht ganz verſchließen. 
Wenigſtens hätte man, ſo meinten ſie, die Eröffnung des Teſtamentes 
abwarten ſollen. 

Der Rückſchlag gegen dieſes allzu ſtürmiſche Vorgehen kam bald. 
Die Generalſtaaten beſchwerten ſich heftig darüber. Schon wurden Ge⸗ 
rüchte laut, daß der König von England ein dem preußiſchen Intereſſe 
ungünſtiges Teſtament gemacht habe. Im Namen des Prinzen von 
Naſſau⸗Friesland wurden Anſprüche auf die Erbſchaft erhoben 1). Dieſe 
Anſprüche nahm freilich am preußiſchen Hofe noch niemand für ernſt. 
Aber man mußte doch einſehen, daß mindeſtens das Vorgehen gegen Loo 
und Grave nicht einwandfrei war, da beide Güter gar nicht zum Fidei⸗ 
kommiß Friedrich Heinrichs gehörten. So tat man denn ſein Mög⸗ 
lichſtes, die Republik?) wieder in eine verſöhnliche Stimmung zu bringen. 
Freilich ließ ſich die Empörung nicht ſo leicht beſchwichtigen, obgleich 
auch der Herzog von Marlborough zum Guten redete. Schmettau ent⸗ 
ſchuldigte ſich wiederholt bei den Generalſtaaten und beteuerte, der 
König habe keine Verletzung ihrer Souveränitätsrechte beabſichtigt. 

Doch die Schwierigkeiten mehrten ſich; die Verhandlungen mit 
den Generalſtaaten kamen nicht vorwärts. Ein Prinz von Naſſau⸗ 
Saarbrücken erhob Erbanſprüche auf Grund einer Exſpektanz, die ihm 
Kaiſer Maximilian erteilt hatte. Ferner drohten die Anſprüche des 
Prinzen von Friesland. Allerlei Deduktionen wurden bekannt, die 
nachzuweiſen ſuchten, daß König Wilhelm III. gar nicht an das Fidei⸗ 
kommiß Friedrich Heinrichs gebunden geweſen ſei. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden erwog der König den Plan, nach den Niederlanden zu gehen 
und dort durch das Gewicht ſeines perſönlichen Einfluſſes die Sache 
zum guten Ende zu bringen. 

Die bedrohlichen Nachrichten über das Teſtament des engliſchen 
Königs wollten nicht aufhören. Auf preußiſcher Seite drängte man 
ſchließlich energiſch auf die Eröffnung. 

Zunächſt gingen die preußiſchen Abſichten noch auf die ganze Erb- 
ſchaft. Der Prinz von Naſſau ſollte von den Fideikommißgütern nichts 


1) Das ift der Prinz Frifo von Naſſau⸗Dietz, von dem ſchon die Rede war. 

2) Für die Republik der vereinigten Niederlande wird in den Quellen 
meiſt der Ausdruck „Staat“ (Etat) gebraucht. Da dieſe Bezeichnung gar nicht 
in die Literatur eingegangen iſt, habe ich ſie vermieden. 
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bekommen. Auch die Güter in der Franche-Comté wollte man in 
Beſitz nehmen. Aber ganz ſicher fühlte man ſich in dieſer Lage nicht. 
Denn wenn der Prinz von Naſſau es auf einen Prozeß ankommen 
laſſen wollte, wäre man ſeines Lebens nicht mehr froh geworden. Auch 
die Generalſtaaten zeigten nicht das Entgegenkommen, das von einem 
nahen Verbündeten erwartet werden mußte. 

Alle dieſe Schwierigkeiten wurden durch das Teſtament Wil⸗ 
helms III. noch unendlich vermehrt. Am 8. Mai 1702 fand in Gegen⸗ 
wart der fremden Geſandten die feierliche Eröffnung ſtatt. Nach dieſem 
Teſtament war nun der Hauptgegner der preußiſchen Anſprüche, Prinz 
Friſo von Naſſau⸗Dietz, zum Univerſalerben eingeſetzt. Schmettau 
proteſtierte ſofort und erklärte mit Nachdruck, daß er im Namen des 
preußiſchen Königs die Fideikommißgüter in Beſitz nehme. Die General⸗ 
ſtaaten antworteten in einer Reſolution vom 29. Mai, ſie würden bis 
zur Klärung der Rechtslage alles beim alten laffen !). 

Der preußiſche König war in einer mißlichen Lage. Er hatte die 
Wahl, entweder auf dem Rechtswege alle ſeine Anſprüche zu verfechten, 
oder einen gütlichen Vergleich zu ſuchen. Er wählte den letzten Weg, 
weil durch einen Prozeß die Entſcheidung auf Jahre hinaus verzögert 
worden wäre und die Republik inzwiſchen die Einkünfte der Güter 
genoſſen hätte. Aber er wollte auf keinen Fall die Generalſtaaten 
allein als Schiedsrichter in dieſem Streit haben, da er erſt kürzlich durch 
ihre Weigerung, Mörs zu räumen, eine Probe ihres Übelwollens be- 
kommen hatte ). 

Inzwiſchen entfaltete die Prinzeſſin von Naſſau, die Mutter des 
Prinzen Friſo, eine rührige Agitation gegen den König; ſie wußte alle 
Beamten auf ihre Seite zu bringen und erregte überhaupt die 
Stimmung gegen Preußen. 

Dem preußiſchen Hof wurde bei der Wendung, die die Angelegen⸗ 
heit nahm, unbehaglich zumute. Er wandte ſich an die auswärtigen 
Mächte, um durch ſie die Generalſtaaten zum Entgegenkommen zu be⸗ 
wegen. Dieſe ließen ſich davon nicht beeinfluſſen; ſie übertrugen die 
Güter dem Domänenrat des verſtorbenen Königs proviſoriſch zur Ver⸗ 
waltung. Man durchſchaute in Berlin wohl, daß die Republik dem 
preußiſchen Könige nicht das Seine geben wollte. Es war klar, daß 
ſie die Erbſchaft möglichſt lange in sequestro behalten wollte, weil das 


1) Abgedruckt bei Lamberty, a. a. O. II, S. 123. 

2) Die langwierigen und unerquicklichen Zwiſtigkeiten wegen Mörs können 
hier nicht behandelt werden. Sie waren eine Quelle dauernder Verſtimmungen 
zwiſchen Preußen und den Generalſtaaten. Vgl. Droyſen, a. a. O. IV, 1 passim. 
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für fie ein einträgliches Geſchäft war. Daneben ſprachen aud) politische 
Gründe mit. Der Republik lag an einer preußiſchen Führerſtellung 
in den Niederlanden noch weniger als an einer naſſauiſchen. Deshalb 
ſuchte fie beide Parteien gegeneinander auszuſpielen, um als tertius 
gaudens Vorteil aus der Erbſchaft zu ziehen. 

Inzwiſchen hatte die Prinzeſſin doch noch ihre Neigung zu einem 
Vergleiche kundgetan. Sie verlangte eine Geldentſchädigung und den 
Titel eines Prinzen von Oranien für ihren Sohn. Der preußiſche 
Hof griff dieſen Vorſchlag begierig auf. Zu einer Geldentſchädigung 
wollte er ſich freilich nicht gern verſtehen. So kam auch dieſer Verſuch 
einer Einigung nicht zum Ziele. Da beſchloß der König, ſeinen früheren 
Plan auszuführen und ſelbſt nach dem Haag zu reiſen, um zu einem 
ſchnelleren Ergebnis zu gelangen. 

Am 6. Juli begannen die Verhandlungen im Haag. Die Ver⸗ 
treter des Königs legten die preußiſchen Anſprüche dar, wie ſie in der 
bekannten Information sommaire aufgezeichnet ſind !). In den folgen- 
den Konferenzen erklärten die naſſauiſchen Deputierten, ſie müßten für 
ihren Herrn ein Aquivalent für Lingen und Mörs beanſpruchen. Lange 
gingen die Vorſchläge und Gegenvorſchläge hin und her; die General⸗ 
ſtaaten ſuchten wiederholt zu vermitteln. Bezüglich des Aquivalents 
für Lingen und Mörs gab der König ſchließlich nach, aber dann konnte 
man ſich wieder wegen Breda nicht einigen. Der König war der 
Sache ſchließlich überdrüſſig und ging nach Amſterdam. Schmettau 
konnte endlich nicht mehr als einen Teilvergleich erreichen; man einigte 
ſich über die Möbel, Schmuckſtücke, die Orangerie und ähnliches. Ferner 
wurde noch nachträglich ausgemacht, daß bis zum Akkommodement alles 
auf dem status quo bleiben ſollte. Am 1. Auguſt ratifizierte der 
König dieſes Abkommen). 

Alle Verſuche Friedrichs und ſeines Geſandten, die wirkſame Ver⸗ 
mittlung des Ratspenſionarius zu gewinnen, waren fehlgeſchlagen. 
Auch nach dem Proviſionalvergleich konnten ſich die Parteien nicht in 
den Hauptſtreitpunkten einigen. Sie haderten in erſter Linie um die 


1) Bgl. die Einleitung. Preußen hatte dieſe Information allen Fürſten 
zugeſandt. 

2) Bgl. Lamberty, a. a. O. II, S. 274 fl. On no Klopp hat in feinem 
Werke über den Fall des Hauſes Stuart X, S. 88 ff. einige Einzelheiten ge⸗ 
bracht. Von den geheimen Anknüpfungen zwiſchen Preußen und Frankreich, die 
er nachher erwähnt, habe ich in den preußiſchen Akten nichts gefunden. Daß 
Friedrich damals ernſtlich etwas Derartiges ins Auge gefaßt hat, möchte ich 
nicht annehmen. | 
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Güter Friedrich Heinrichs, den Genneper Zoll und Breda. Ferner 
verhandelten ſie endlos über die Schulden des verſtorbenen Königs von 
England und konnten ſich auch darüber nicht vergleichen. 

Da in den Niederlanden nichts auszurichten war, verſuchte die 
preußiſche Diplomatie die burgundiſchen Güter in Beſitz zu nehmen. 
Sie hatte den Advokaten Bondely aus Bern mit der Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen in der Franche-Comté betraut. Bondely ſchickte eine 
Expedition zur Beſitzergreifung aus, die nach ſeinem Berichte ganz 
gute Ergebniſſe gehabt hat !). 

Dieſe kleinen Erfolge können aber nicht darüber hinwegtäuſchen, 
daß die Abſichten des preußiſchen Königs durchaus fehlgeſchlagen waren. 
Seine Reife nach dem Haag war vergeblich geweſen. Die langen Ber- 
handlungen bewieſen zur Genüge, daß die Schwierigkeiten erft ans 
gingen. Er mußte wählen zwiſchen einem friedlichen Ausgleich und 
dem Rechtswege. Beides bot wenig verheißungsvolle Ausſichten. Da 
iſt es begreiflich, daß er mißmutig an die Zukunft dachte. 

Trotzdem verſuchte Friedrich noch wiederholt durch Beſchwerden 
bei den Generalſtaaten, die Verhandlungen zu beſchleunigen. Am 
16. Dezember antworteten biefe?), fie wüßten die Freundſchaft des 
preußiſchen Königs zu ſchätzen und würden alles tun, um einen Ver⸗ 
gleich zu befördern, die Parteien ſeien auf dem beſten Wege, ſich zu 
verſtändigen, und dergleichen ſchöne Worte mehr. Ein wirkliches Ent⸗ 
gegenkommen verſpürte der preußiſche Hof nicht und konnte es nicht 
ſpüren. Die Republik ſah, daß ſie dieſe Politik des Hinhaltens mit 
großem Erfolge betreiben konnte; für ſie ſelbſt war ſie am ein⸗ 
träglichſten. 

Es blieb nichts weiter übrig, als die Dinge gehen zu laſſen, wie 
ſie gingen. Der König dachte ſchon an eine neue Reiſe nach dem 
Haag. Schmettau verſprach ſich nicht viel von dieſen Ausgleichs⸗ 
verhandlungen, er war mehr dafür, unter irgendeinem Vorwande die 
alliierten Mächte in die Sache hineinzuziehen, weil er glaubte, damit 
beſſer zu fahren. In dieſem Sinne ſondierte der preußiſche Geſandte 
in London, der Freiherr von Spanheim, den Herzog von Marlborough, 
freilich ohne poſitiven Erfolg. 

Man war auf dem beſten Wege, wenigſtens wieder ernſthaft über 
die Einigung zu verhandeln, als ein Ereignis eintrat, das für viele 


1) G. St. A. Rep. 64 I, 128. Leider ift nicht mehr feſtzuſtellen, was 
vorgegangen iſt, da die betreffende Relation Bondelys an Schmettau geſandt 
worden iſt. Eine Abſchrift habe ich im Archiv nicht gefunden. 

2) Vgl. Lamberty II, S. 276 ff. 
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Monate jede Annäherung unmöglich machte. Der preußiſche König 
hatte, entgegen ſeiner Zuſage, den status quo aufrechtzuerhalten, weiter 
um ſich gegriffen und einige Stücke der Erbſchaft, wie Montfort am 
rechten Ufer der Maas, ſich angeeignet !). Die Prinzeſſin von Naſſau 
führte einen empfindlichen Gegenſchlag. Sie wandte ſich an den Hof 
von Holland, die höchſte Gerichtsbehörde der Provinz Holland, um 
Hilfe. Dieſer ließ am 3. März 1703 ein Mandement ergehen, in dem 
der König aufgefordert wurde, binnen acht Wochen ſeine Anſprüche auf 
die Erbſchaft dort anzumelden, ſonſt würde er ihrer verluſtig gehen ). 

In Berlin war man ſehr entrüſtet über dieſe „impertinente 
Citation“. Der empfindlichſte Punkt des Königs war getroffen: ſein 
Selbſtgefühl. Der Gedanke, daß er ſich als Souverän vor das Gericht 
einer holländiſchen Provinz zitieren laſſen ſollte, empörte ihn. Schmettau 
mußte ſofort Beſchwerde erheben wegen des unerhörten Schimpfes, den 
eine Provinz der Generalſtaaten dem Könige von Preußen angetan 
habe. Er beklagte ſich bei den Vertretern der auswärtigen Mächte, die 
übrigens auch mit dem Vorgehen des Hofes von Holland nicht ein⸗ 
verſtanden waren. Der kaiſerliche Geſandte Goes erhielt eine aus- 
drückliche Belobigung dafür, daß er zugunſten des preußiſchen Königs 
ſich verwandte. 

Der König ſelbſt ſchrieb einen Brief an die Generalſtaaten, in 
dem er ſich heftig beklagte. Eine ſo unwürdige Behandlung ſei ihm 
von ſeinen Feinden noch nicht widerfahren. Er rechne darauf, daß 
die Generalſtaaten dafür ſorgen würden, daß dieſer Schritt rückgängig 
gemacht werde. 

Dem Ratspenſionarius mag dieſer Zwiſchenfall recht unangenehm 
geweſen ſein. Eben war man wieder mit dem preußiſchen Könige, den 
man für den großen Krieg gegen Frankreich ſo nötig brauchte, auf 
einen leidlichen Fuß gekommen. Er ſuchte alſo zu beruhigen und ab⸗ 
zuſchwächen, ſo gut es gehen wollte. Er mahnte den König, die 
Zitation nicht ſo ſchwer zu nehmen, eine Beleidigung ſei ſicher damit 
nicht beabſichtigt geweſen. Aber er könne nichts mehr daran ändern, 
die Verfaſſung der Generalſtaaten laſſe es nicht zu, und eine Verletzung 
der Verfaſſung könne er nicht auf ſich nehmen, trotz aller Hochachtung 


1) Bgl. Lamberty II, S. 359. 

2) Viele Schriftſtücke, die ſich auf dieſe Angelegenheit beziehen, ſind bei 
Lamberty II, S. 367 ff. gedruckt, fo die Zitation, einige Memoires von Schmettau, 
der Brief des Königs an die Generalftaaten, die Rechtfertigung des Hofes von 
Holland u. a. Genauer kann im Rahmen dieſer Arbeit auf dieſe Epiſode nicht 
eingegangen werden. 
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für ben König. Er bat den preußiſchen Miniſter, erft die Rechtferti⸗ 
gung des Hofes von Holland zu hören, ehe man ihn verurteile; man 
dürfe ſich an dem Stylus consuetus nicht ſtoßen. 

König Friedrich war nicht gewillt, ſich damit zufrieden zu geben. 
Wir finden in den Akten auf einer Relation Schmettaus das charakte⸗ 
riſtiſche Marginal Ilgens: „Ihro Könligliche! Mſajeſtät! ſagten, der 
Herr von Schmettau ſolte declariren, daß wen der Staat Ihr nicht 
würde ſatisfaction verſchaffen, ſo wolten Sie Ihre in deſſelben dienſten 
ſtehende trouppen rappeliren.“ Der König war in ſeiner Erregung 
nicht zum Nachgeben geneigt. 

Daneben ſpüren wir noch eine andere Auffaſſung am Hofe. Man 
ſah doch ein, daß dieſe Politik nicht zum Ziele führte, und war zu 
einer Einigung geneigt, die Preußen die weſelktlichen Stücke der 
Erbſchaft, alſo Lingen, Mörs, Montfort, die Güter der Fürſtin Hen⸗ 
riette Katharine von Anhalt !), Orange und die Güter in der Franche⸗ 
Comté, die Güter in den ſpaniſchen Niederlanden u. a., dazu nament⸗ 
lich die Antwartſchaft auf die übrigen Güter, vorbehalten würde. 
Freilich gewann dieſe Meinung auf die entſcheidenden Perſonen keinen 
dauernden Einfluß. Einige Tage ſpäter wurde dieſes Angebot als zu 
weitgehend wieder zurückgenommen. Noch glaubte man, die Erbſchaft 
ſo gut wie ganz behaupten zu können. 

An eine Kaſſierung der Zitation war nicht zu denken. Das Ge⸗ 
richt konnte einigermaßen nachweiſen, daß ſein Verfahren durchaus 
legal und von keiner Animoſität gegen den preußiſchen König getragen 
war. Der preußiſche Hof verſuchte noch einige Male, die Aufhebung 
zu erwirken, erklärte aber dann, er wolle ſeine Mäßigung beweiſen und 
von dem Verlangen abſtehen, da er geſehen habe, daß die General⸗ 
ſtaaten ſelbſt keinen Anteil an der Zitation hätten 2). Er bevollmäch⸗ 
tigte Schmettau, die Ausgleichsverhandlungen wieder aufzunehmen. 
Ein Zurückweichen alſo auf der ganzen Linie, das keine gute Vor⸗ 
bedeutung für die Zukunft haben konnte. 

Auf Ilgens Schultern ruhte damals die auswärtige Politik des 
preußiſchen Staates ?). Er war ein vorſichtiger, kluger und geſchickter 
Diplomat, der vor allem Sinn für das politiſch Erreichbare hatte. 
Deshalb wird er dieſe Politik nicht gutgeheißen haben. Er ſcheint es 

1) Die Fürſtin von Anhalt hatte als jüngere Tochter Friedrich Heinrichs 
Anſprüche auf einige Güter, Turnhout, Loo, Dieren. Der preußiſche König hat 
dieſe Anſprüche abgekauft; vgl. Drechsler, a. a. O. S. 15, ©. 45. 

2) Vgl. Lamberty II, S. 400 ff. 

3) Vgl. Droyſen, a. a. O. IV, 1 S. 202. 
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geweſen zu ſein, der für die Ermäßigung der Forderungen im Inter⸗ 
eſſe eines Ausgleichs geſprochen hatte, im Gegenſatz zu der Ales- oder 
Nichts⸗Politik des Königs. Die direkte Einwirkung des Königs ſpürt 
man nur ab und zu. Im erſten aufbrauſenden Zorn wegen der 
kränkenden Zitation hatte er mit Zurückziehung der Truppen gedroht. 
Er wollte ſchnelle Erfolge ſehen, wo nur ein langſames, geſchicktes 
Lavieren zum Ziele führen konnte. Er hatte gehofft, im erſten An- 
lauf ſeinem Hauſe einen Zuwachs an Macht und Ehre ſichern zu können, 
und ſah ſich nun auf einen diplomatiſchen Kleinkrieg beſchränkt, der 
ſeinem Temperament gar nicht entſprach. Schon während der ermüdenden 
Verhandlungen im Herbſte des Jahres 1702 machte er ſeiner Un⸗ 
geduld durch eine heftige Beſchwerde beim Herzog von Marlborough 
Luft und erklärte, er werde ſeine Truppen heimrufen, wenn die General⸗ 
ſtaaten ihm nicht entgegenkämen. Da bedurfte es denn der ganzen 
Geſchicklichkeit des Herzogs, um den König umzuſtimmen. Er ſchmeichelte 
ſeinem Selbſtgefühl, indem er ihn daran erinnerte, wie nötig ſeine 
Mitwirkung für das Gelingen der guten Sache ſei, und in kurzer Zeit 
war alles wieder beim alten. So nahm die preußiſche Politik immer 
wieder einen Anlauf zur energiſchen Wahrung ihrer Rechte und In⸗ 
tereſſen und zuckte im entſcheidenden Augenblick vor den letzten Folgen 
ihres Vorgehens zurück. Dieſe Halbheit war ebenſo in dem Weſen 
der leitenden Perſonen, namentlich des Königs, als in der abhängigen 
Stellung innerhalb der Großen Allianz begründet. Sie wurde eine 
Quelle zahlreicher Demütigungen und Enttäuſchungen. 


Zweites Kapitel 
Vergebliche Einigungsverſuche in den folgenden Jahren 


Der König knüpfte ſeine Zuſtimmung zur Wiederaufnahme der 
Verhandlungen an die Bedingung, daß der Hof von Holland nicht die 
Entſcheidung über die Rechtsanſprüche haben ſollte. Wo er nun ein⸗ 
mal zu neuen Ausgleichsverhandlungen entſchloſſen war, drängte er 
gleich zur höchſten Eile. Er hätte gern geſehen, wenn die Republik 
ihr Amt als Exekutor niedergelegt hätte, da er ſchlechte Erfahrungen 
genug damit gemacht hatte. Sofort bei Beginn der Verhandlungen 
erklärte der preußiſche Geſandte mit aller Deutlichkeit im Haag, daß 
die angemutete Abtretung von Lingen, Mörs und Montfort nicht in 
Frage käme. 

Anfang Oktober 1703 fanden endlich die erſten Zuſammenkünfte 
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mit dem Vertreter der Prinzeſſin von Naſſau, dem Advokaten La Porte, 
ſtatt, unter Beiſein der Deputierten der Republik. Es iſt unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß es ſeitens der Prinzeſſin wirklich auf eine Verſtändigung 
abgeſehen war. Sie hat wohl mehr auf Wunſch der Generalſtaaten 
in die Verhandlungen gewilligt, die damit den König wieder auf einige 
Zeit beruhigen wollten. Jedenfalls ließ La Porte nicht den Willen 
zur Einigung erkennen. Der preußiſche Unterhändler ſchildert ihn als 
einen hitzigen Mann, deſſen Temperament ſchwerlich zur Beſeitigung 
der Gegenſätze beitrage. Die naſſauiſche Partei erwiderte auf die 
preußiſchen Vorſchläge, daß die Güter, die man dem Prinzen als Aqui⸗ 
valent für Lingen und Mörs zugedacht habe, durch die jüngſt erhobene 
Prätenſion des Prinzen von Naſſau⸗Siegen gefährdet feien. Umſonſt 
wandte Schmettau ein, daß ein Akkommodement über dieſe Schwierig⸗ 
keit hinweghelfen werde. Daß dieſe Verhandlungen von vornherein 
nicht ſehr ausſichtsreich waren, erkannte man auch in Berlin. 

So wollte man wenigſtens jetzt die Fideikommißgüter Friedrich 
Heinrichs bekommen. Wie unſicher und mißlich man die Lage be⸗ 
urteilte, mag daraus erſehen werden, daß jetzt der ſchwediſche Hof um 
Hilfe angegangen wurde. Der ſchwediſche Miniſter im Haag, Palm⸗ 
quiſt, ſollte ſich für die preußiſchen Intereſſen einſetzen. Von vorn⸗ 
herein ein wenig ausſichtsreiches Unternehmen, an ſich gar nicht be- 
deutungsvoll, aber bezeichnend für die Hilfloſigkeit der preußiſchen 
Politik gegenüber den naſſauiſchen Intriguen ). 

Der preußiſche Hof griff jetzt einen Plan auf, der ſchon früher 
gelegentlich erörtert worden war, nämlich den einer „Pauſchhandlung“ 
mit der naſſauiſchen Partei, d. h. einer allgemeinen Übereinkunft und 
Aufteilung der Güter. Der Inhalt dieſes Projektes, das in den ver⸗ 
ſchiedenſten Abwandlungen immer wieder auftaucht, iſt, daß der König 
von Preußen die Güter Friedrich Heinrichs, der Prinz von Naſſau die 
des verſtorbenen Königs von England bekommen ſollte; die übrigen 
ſollten ſo geteilt werden, daß der König die außerhalb der Republik, 
der Prinz von Naſſau die innerhalb derſelben gelegenen Güter er⸗ 
halten würde. Dieſer Plan fand jetzt zahlreiche Befürworter. Auch 
die Geſandten der fremden Mächte ſetzten ſich dafür ein, mit wieviel 
ehrlichem Willen, fol hier nicht entſchieden werden. Man war ſchnell 


1) Der Erfolg war natürlich gering; zunächſt weigerte ſich der ſchwediſche 
Miniſter, ohne ausdrücklichen Befehl etwas Schriftliches von ſich zu geben. Dann 
bekam er die Autoriſation dazu. Später ſprach er noch einmal mit dem Rats- 
penſionarius darüber, dann hören wir nichts mehr davon. Daneben bemühte 
man ſich wieder um engliſche Vermittlung. 
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darüber einverſtanden, daß das Angebot von einer fremden Macht, alſo 
etwa von England, ausgehen ſollte, damit das Anſehen des preußiſchen 
Hofes durch ſo weitgehende Angebote nicht noch mehr geſchwächt 
werde. 

Die naſſauiſchen Deputierten erklärten ſich wohl zu Verhandlungen 
bereit, aber ſie hatten zwei ſchwere Bedenken. Einmal, was ſollte ge⸗ 
ſchehen, wenn der Prinz von Siegen dem Prinzen von Naſſau auf dem 
Prozeßwege die Güter ſtreitig machte, die dieſer als Aquivalent für 
Lingen und Mörs bekommen ſollte? Und was würde aus den Pro- 
zeſſen, die der König wegen der Güter in Geldern angeſtrengt hatte?!) 
Aber überdies war man über die Grundlagen der Verhandlungen noch 
nicht einig. 

Der König war gar nicht geneigt, ſeine guten Sonderanſprüche 
auf Lingen und Mörs ohne weiteres preiszugeben. Der juriftifde 
Sachverſtändige in dieſen Fragen, der Geheime Rat Coccejus, trat 
ſeinerſeits mit einem Pauſchhandlungsprojekt hervor, in dem er aus⸗ 
führte, Lingen und Mörs ſeien Reichslehn und gehörten gar nicht zur 
oraniſchen Erbſchaft. Alſo ſtünde dem Prinzen von Naſſau kein Aqui⸗ 
valent zu. Schmettau ſchloß ſich dem an. Der Hof hat hierzu in 
dieſem Augenblick nicht klar Stellung genommen. Indeſſen machte er 
wieder einmal einen umfaſſenden Verſuch, die leidige Angelegenheit zur 
Entſcheidung zu bringen; an allen Höfen wurde das preußiſche Inter⸗ 
eſſe empfohlen, der König faßte wieder eine Reiſe nach dem Haag ins 
Auge. Schmettau machte große Anſtrengungen, um den Ratspenſio⸗ 
narius zum Eingreifen zu bewegen. Auch an ein internationales 
Schiedsgericht dachte man wieder. 

Die Republik bot wieder einmal ihre guten Dienſte an, betonte 
freilich immer wieder, daß man die Prinzeſſin nicht zum Vergleiche 
zwingen könne. Ihre ſpäteren Vorſchläge nahmen aber immer mehr 
auf die Intereſſen der naſſauiſchen Partei als auf die des Königs von 
Preußen Rückſicht. Die Vertreter der Prinzeſſin lehnten die preußiſchen 
Vorſchläge rundweg ab. Inzwiſchen war die Schweſter der Prinzeſſin 
von Naſſau, eine Prinzeſſin von Radziwill, nach Berlin gekommen, 
ohne den verſprochenen Gegenvorſchlag zu machen. Die preußiſchen 
Unterhändler ſahen immer deutlicher, daß die Prinzeſſin von Naſſau 


1) Der Verlauf der geldernſchen Prozeſſe müßte im einzelnen genauer unter⸗ 
ſucht werden. Für unſer Thema tragen ſie nicht viel bei, ſchon, weil ſie nicht 
zum Abſchluß gekommen ſind. Die Tatſache, daß der König wegen der in 
Geldern gelegenen oraniſchen Güter Prozeſſe angeſtrengt hat, genügt hier. 

For chungen 3. brand. u. preuß. Seid. XXVIII. 1. 7 
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in Wahrheit gar keinen Vergleich wollte, ſondern nur eine Verſchleppung, 
womöglich bis zur Großjährigkeit des Prinzen Friſo !). 

Der König ſchrieb zwar noch einmal an die Generalſtaaten, er 
bäte um ihre Mitwirkung bei dem Vergleiche, es mutet aber mehr wie 
ein Rückzugsgefecht an; er wollte ſich noch nicht recht eingeſtehen, daß 
der Verſuch des Sommers 1704 wieder fehlgeſchlagen war. 

Die Generalſtaaten durften mit dem Erfolg ihrer Verſchleppungs⸗ 
und Vertuſchungspolitik zufrieden ſein. Unbehaglich war ihnen nur, 
daß der preußiſche Hof beſtändig auf ein internationales Schiedsgericht 
drängte. Eine Einmiſchung der Alliierten hätte wohl beſchleunigend 
auf den Gang der Verhandlungen wirken können. Dem galt es vor⸗ 
zubeugen. 

Deshalb ſchlugen ſie den Parteien vor, die Konferenzen unter dem 
Vorſitz und der Vermittlung der Republik zu reaſſumieren, wie man 
ſagte, und einen Termin von vier oder ſechs Monaten zu beſtimmen, 
bis zu dem die Einigung erfolgt ſein müſſe. Sei ſie bis dahin nicht 
erreicht, ſollte ein Schiedsgericht eingeſetzt werden. Schmettau einigte 
ſich mit dem Ratspenſionarius über den modus tractandi. Er hob 
ausdrücklich hervor, daß von einem Aquivalent für Lingen und Mörs 
nicht die Rede ſein könne, da beide Grafſchaften nicht zu der Erbſchaft 
gehörten. Zu ſeiner Unterſtützung wurde der Geheime Rat Hymmen 
aus Cleve beauftragt, ſich nach dem Haag zu begeben. Es ſchien Ernſt 
mit den Verhandlungen zu werden. 

Auf naſſauiſcher Seite zeigte man nicht entfernt die Eile. Nach 
zwei Monaten war trotz heftigen Drängens der preußiſchen Unter⸗ 
händler noch kein Schritt getan, hatte noch keine Konferenz ſtattgefunden. 
Am 8. Januar 1705 kam die Prinzeſſin nach dem Haag. Das ſchien 
das Zeichen zum Beginn der Verhandlungen zu ſein. Schmettau 
nahm wieder Fühlung mit dem Ratspenſionarius, mit ausdrücklicher 
Wahrung des preußiſchen Standpunktes hinſichtlich Mörs, Lingen und 
Montfort. Der preußiſche Hof war auch zuzugeben geneigt, daß die 
Güter in den Niederlanden in der Hauptſache an den Prinzen von 
Naſſau kommen ſollten. Überhaupt mag dies einer der feſten Punkte 
der preußiſchen Politik in der damaligen Zeit geweſen ſein, daß den 
leitenden Männern immer klarer wurde, daß die Güter in den Nieder⸗ 
landen ſchlechterdings nicht zu erhalten waren bei den politiſchen Gegen⸗ 


1) Ein Gegenvorſchlag der Generalſtaaten wurde von Coccejus als ganz 
unannehmbar bezeichnet, ſowohl in ſeiner Forderung als in ſeiner Begründung. 
Ahnlich urteilten die beiden holländiſchen Advokaten in preußiſchen Dienſten, 
Pittenius und Emonds. 
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ſätzen zwiſchen Preußen und der Republik. Der anfängliche Plan des 
Königs, fih auch die Statthalterwürde in den Niederlanden offen- 
zuhalten, iſt ſehr bald begraben worden. Er hatte wohl überhaupt 
mehr den Charakter eines vorübergehenden Einfalles, geboren aus dem 
Beſtreben, die preußiſche Herrſchaft möglichſt weit auszudehnen. Lingen, 
Mörs, Orange und die Güter in der Franche⸗Comté waren die 
wichtigſten preußiſchen Forderungen, um die auch am heftigſten ge⸗ 
ſtritten wurde. Dieſe Wendung des preußiſchen Intereſſes auf die 
außerniederländiſchen Güter wird ſpäter wichtig werden. 

Die Art, wie die Angelegenheit von naſſauiſcher Seite behandelt 
wurde, war nun freilich nicht dazu angetan, die Ungeduld des preußi⸗ 
ſchen Hofes zu vermindern. Immer neue Vorwände fand man, um 
den Beginn der Konferenzen noch hinauszuſchieben. Als nun im 
Februar wirklich der Anfang gemacht wurde, verſtanden ſich die 
Deputierten der Prinzeſſin auch weiterhin vortrefflich auf die Kunſt 
des Verſchleppens. Faſt jedesmal erſchienen ſie eine Stunde zu ſpät, 
im geeigneten Augenblick hatten ſie keine Inſtruktionen, von vornherein 
traten ſie mit Vorſchlägen auf, deren Diskuſſion die preußiſchen Unter⸗ 
händler überhaupt ablehnen mußten. Man überreichte ſich gegenſeitig 
Memoires, ließ Propagandaſchriftſtücke unter die Menge werfen, kurz, 
die Zeit verging, und man kam ſich nicht näher. 

Schmettau hatte anfangs den Verſuch gemacht, zu einem ver⸗ 
nünftigen Ergebnis zu gelangen. Er ſchlug vor, zunächſt einmal die 
leichteren Punkte vorzunehmen, um ſo eine Baſis der Einigung zu 
ſchaffen, auf Grund derer man an die ſchwierigen herankommen könne. 
Schließlich mußte er einſehen, daß er nicht zum Ziele kommen würde. 
Ihm ſchien es am geratenſten, die Friſt einfach verſtreichen zu laſſen 
und ſich nachher auf keine Verhandlungen mehr einzulaſſen. Freilich 
war damit auch nicht viel gewonnen, wie er ſich wohl ſelbſt ſagte, denn 
die Prinzeſſin würde ein Schiedsgericht nicht anerkennen, und auf eine 
Verhandlung vor dem Hofe von Holland durfte man ſich auf keinen 
Fall einlaſſen. 

Die Konferenzen zogen ſich ohne Ergebnis durch mehrere Monate 
hin. Auf preußifcher Seite wurde mit allem Nachdruck gearbeitet. Der 
Hof ſandte noch einen Unterhändler nach dem Haag, den Baron von 
Chalezac, der bei der Prinzeſſin perſönlich zu vermitteln ſuchte, aber 
auch hier zeigte ſich kein Erfolg, man war noch keinen Schritt weiter 
als vor drei Jahren. 

In dieſer Zeit bemerkte man in den Generalſtaaten eine Gruppe 
von republikaniſchen Politikern, die keine Statthalterſchaft für ihr Land 
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wollten und deshalb die Anſprüche des Prinzen von Naſſau bekämpften. 
Ihr Ziel war, dem preußiſchen König einige Güter in den Nieder⸗ 
landen zuzuſchanzen, um ſo den oraniſchen Hausbeſitz zu zerſplittern. 
Mit dieſen Männern ſuchte die preußiſche Diplomatie jetzt Fühlung 
zu nehmen. Schmettau verſprach ſich beſonders viel von dem Paktieren 
mit dieſer Gruppe. Der vorſichtige Ilgen ſtand dem erheblich ſkep⸗ 
tiſcher gegenüber. Vielleicht darf man das Zögern des Hofes dahin 
deuten, daß er mit der ganzen Tendenz dieſes Planes, der eine Ver⸗ 
größerung in den Niederlanden erſtrebte und dafür vielleicht die Güter 
in der Franche-Comté preisgeben wollte, wegen feiner Schweizer Politik 
nicht einverſtanden war !). 

Jetzt wurde das Pauſchhandlungsprojekt immerhin ernſtlich be⸗ 
ſprochen. Der König wollte in einem letzten Angebot in eine Hal⸗ 
bierung der Erbſchaft willigen. Man ſtritt nun darüber, ob Lingen 
und Mörs mit in die Teilung hineinzuziehen ſeien, oder ob dieſe 
Länder als Präzipuum für den preußiſchen König zu gelten hätten, 
ferner über das Schickſal der Erbſchaft, wenn eines der beiden Fürſten⸗ 
häuſer ausſterben ſollte. 

Immer deutlicher läßt ſich erkennen, wie viel der preußiſchen Diplo⸗ 
matie an dem Fürſtentum Orange und den Gütern in der Franche⸗ 
Comté lag. Sie beſtand darauf, obwohl dieſe Länder nichts einbringen 
würden). Man weiß, daß damals ſchon die Erwerbung von Neu- 
âtel in greifbare Nähe gerückt war; wir werden diefe Zuſammen⸗ 
hänge noch genau zu würdigen haben. 

Die Schwierigkeiten bei den Konferenzen vermehrten ſich indes 


1) Das nächſte Kapitel wird zeigen, daß die preußiſche Politik damals ſchon 
ſtark in der Schweiz engagiert war. Sicherlich iſt auch der Plan einer Ver⸗ 
größerung in den Niederlanden erwogen worden (Reffript vom 7. Juli 1705 an 
Schmettau). Beide ſich ſcheinbar widerſprechenden Tendenzen vereinigen ſich, 
wenn man den Charakter dieſer Politik bedenkt, die ſich überall möglichſt viele 
Wege offen halten wollte. Daher iſt es für die Beurteilung oft ſchwer, die 
wirklichen Abſichten der Handelnden herauszufinden. Gerade deshalb iſt es 
nötig, viele Einzelzüge hervorzuheben, um nicht den Anſchein einer größeren Ein⸗ 
heitlichkeit aufkommen zu laffen, als tatſächlich vorhanden war. Trotz aller 
dieſer widerſprechenden Abſichten, die ich gefliſſentlich betone, iſt die Tendenz 
auf die Franche⸗Comté unverkennbar. 

2) Reffript an Schmettau, 13. Juni 1705: „Dafern auch das Fürſtenthumb 
Oranien gar nichts einbringet, und die revenuen des Landes allemahl wider 
auf deſſelben Regirung und conſervation verwendet werden müſſen, ſo kan auch 
bei diſer Handlung, deren fus und fundament der Ertrag der Einkünfte iſt, 
diſes Fürſtenthumbs halber, ob Uns gleich ſelbiges abgetreten wird, Uns nichts 
angeſetzet werden.“ 
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dauernd. Die Prinzeſſin weigerte ſich, Nachrichten über die Einkünfte 
der Güter zu geben, und ihre Deputierten erſchienen immer noch mit 
ſtundenlanger Verſpätung bei den Beratungen. Anfang Auguſt war 
Schmettau davon überzeugt, daß jede weitere Verhandlung zwecklos 
ſei, und daß die Prinzeſſin weniger denn je zum Vergleich bereit ſei. 
Er ſchlug vor, die Konferenzen lau fortzuführen und inzwiſchen mit 
den einzelnen Staaten der Niederlande in Verbindung zu treten, um 
bei ihnen beſſere Inſtruktionen für die Generalſtaaten auszuwirken. 
Auch mit der Partei der „Wohlgeſinnten“ wollte er Fühlung be- 
halten; alles Maßregeln, die ohne weiteres die Verlegenheit der preußi⸗ 
ſchen Diplomatie bezeichnen. In dieſen Tagen gingen die Staaten 
von Holland auseinander, ohne einen Finger für den preußiſchen König 
zu rühren. An ein Akkommodement war nicht mehr zu denken. Der 
König verlor bei dieſer Behandlung begreiflicherweiſe die Geduld. Er 
erklärte, er werde Schmettau und die Truppen abberufen, wenn die 
Prinzeſſin nicht auf ſeine Vorſchläge einginge. Auch das nutzte nicht 
viel. Die ſechs Monate waren längſt vergangen. Nun entſchloß der 
König ſich endlich mit ſchwerem Herzen, auch Lingen und Mörs mit 
in die Teilung einſchließen zu laſſen; die ihm zedierten anhaltiniſchen 
Rechte und den Genneper Zoll behielt er ſich noch vor. Das war 
wieder ein Stück Entgegenkommen. Auf der anderen Seite verlegte 
man ſich nun aufs Fordern. Man verlangte jetzt Mörs, obgleich man 
ganz genau wußte, daß der König das gar nicht zugeſtehen konnte, 
ohne ſeine Ehre aufs Spiel zu ſetzen. 

Am 13. Oktober bekam Schmettau die Inſtruktion für ein Ulti⸗ 
matum. Der König wies es weit von ſich, Lingen oder Mörs ab⸗ 
zutreten, „er wolle lieber, daß der ganze Vergleich nichts werde“; der 
Genneper Zoll dürfe nach Erſchöpfung aller Möglichkeiten mit in die 
Partage gegeben werden. Schmettau hatte inzwiſchen ein Partage⸗ 
projekt ausgearbeitet, das die Güter nach ihren Einkünften hal⸗ 
bierte und im weſentlichen auf das bekannte Pauſchalhandlungsprojekt 
hinauslief. 

Chalezac hatte beſondere Verhandlungen mit der Prinzeſſin per⸗ 
ſönlich geführt und ſie ſcheinbar zu einiger Nachgiebigkeit bewogen. 
Er bemühte ſich dauernd um eine günſtige Entſchließung der Prin⸗ 
zeſſin. Sie forderte aber eine der beiden Grafſchaften im Reich, Lingen 
oder Mörs. 

So drohte der Abbruch der Verhandlungen. Der König war 
wieder einmal drauf und dran, ſeine Truppen zurückzuziehen. Schmettau 
und Hymmen ſollten ſich zur Abreiſe rüſten. Der Herzog von Marl- 
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borough hatte wieder vollauf zu tun, den König umzuſtimmen. In 
der Tat einigte man ſich jetzt noch über dieſen und jenen Punkt, 
z. B. über den Heimfall der Güter, wenn eines der Fürſtenhäuſer 
ausſtürbe, über die aktiven und paſſiven Schulden. Aber ſchon zeigten 
ſich neue Schwierigkeiten; die Prinzeſſin forderte jetzt für ſich ein 
Präzipuum von 30 000 Gulden, während das von Preußen beanſpruchte 
Präzipuum aus der anhaltiniſchen Zeſſion nur 18 000 Gulden wert 
war. Die preußiſchen Delegierten beſchloſſen, auf der Gleichheit beider 
Präzipua zu beſtehen, oder, was auf dasſelbe hinauslief, beide fallen 
zu laſſen. Schwierigkeiten bot ferner das Anſinnen der republikaniſchen 
Partei, der Titel „Prinz von Oranien“ ſolle nicht dem Prinzen von 
Naſſau überlaſſen werden, damit keine monarchiſche Tradition entſtehe. 
Aber man war preußiſcherſeits nicht geſonnen, an dieſer Formſache 
einen Vergleich ſcheitern zu laſſen. Man war auch bereit, Ter Veer 
und Vliſſingen dem Prinzen zuzugeſtehen, wenn er dafür endgültig 
auf Lingen und Mörs verzichtete und Sorge trug, daß Mörs von den 
holländiſchen Truppen geräumt würde. 

Trotz dieſes Entgegenkommens ſpitzte ſich die Lage immer mehr 
zu. Die Vorſchläge der Deputierten der Republik deckten ſich in allen 
weſentlichen Punkten mit den naſſauiſchen Forderungen. Es war ſchon 
wieder ſo weit, daß die preußiſchen Delegierten mit der Abreiſe drohten. 

Die preußiſche Politik ſtand vor einem ſchweren Entſchluß. Ein 
Erfolg der Verhandlungen war nicht mehr zu erhoffen, aber ſie ſcheute 
den Bruch, weil ſie Reibereien mit den Generalſtaaten fürchtete. Alle 
Vermittlungen und Hilfeleiſtungen, auf die man rechnete, erwieſen 
ſich als unwirkſam. Die engliſchen Vertreter fanden wohl ein paar 
kräftige Worte, aber es waren doch nur Worte. Schmettau verſprach 
ſich immer noch viel von einem Eingreifen der Staaten von Holland, 
überhaupt der niederländiſchen Provinzen und Städte. Aber dieſe 
Verhandlungen kamen über das erſte Stadium nicht hinaus. 

Am 23. Februar 1706 verſuchte man es wirklich mit einem Ulti⸗ 
matum 1). Nach dieſem ſollte ein ganz neuer Vertrag geſchloſſen werden, 
ohne Erwähnung der früheren Teſtamente und Verträge. Die Güter 
ſollten ſo geteilt werden, daß der preußiſche König Honslardyck, Orange⸗ 
polder, Graveſande, das Haus von Nordeinde, Orange mit den Baronien 


1) Déclaration de Sa Majesté le Roy de Prusse contenant ses 
dernières résolutions au sujet de l’accommodement des différents qui sont 
survenus touchant le partage de la succession d'Orange, faite à S. A. 
Madame la Princesse de Nassau comme Tutrice du Prince de -Nassau 
son fils, le 23 Février 1706. 
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in der Dauphiné, die burgundiſchen Güter, Herſtal, Montfort, Büren, 
Leerdam, Iſſelſtein, den Genneper Zoll, Turnhout, Lingen, Mörs und 
einige kleinere bekommen ſollte, der Prinz von Naſſau den Reſt. Die 
Einkünfte des preußiſchen Anteils betrugen 233 874 Gulden, die des 
Prinzen von Naſſau 261957 Gulden. Dieſe 30 000 Gulden Unters 
ſchied ſollten als das von naſſauiſcher Seite geforderte Präzipuum an⸗ 
geſehen werden. Die Schulden ſollten mit gewiſſen Einſchränkungen 
geteilt werden. Die Einkünfte von Lingen und Mörs ſollten geſchloſſen 
an Preußen kommen. Die Zuſtimmung der Generalſtaaten ſollte vor 
dem Abſchluſſe des Vertrages eingeholt werden. 

Dieſes Ultimatum enthielt namentlich in der Frage des Präzipuums 
bedeutende Zugeſtändniſſe, aber der preußiſche Hof machte ſie in der 
Erkenntnis, daß das der einzige Weg ſei, zu einem Akkommodement 
zu kommen. Auch glaubte man, in den preußiſchen Gütern die Ein⸗ 
nahmen mit der Zeit vergrößern zu können, ſo daß der Ausfall da⸗ 
durch gedeckt würde. Schließlich war man auch des ewigen Haderns müde. 

Die Prinzeſſin ſollte nun bis zum 1. Mai erklären, ob ſie den 
Vorſchlag annehmen würde. Wenn ſie das nicht täte, wollte ſich der 
preußiſche Hof nicht mehr daran gebunden fühlen. Die Prinzeſſin 
zeigte aber keine Neigung, darauf einzugehen. Sie tat ſo, als ob die 
preußiſchen Vorſchläge gar nicht geſchehen wären. Konferenzen kamen 
nicht mehr zuſtande, da die naſſauiſchen Deputierten einfach fehlten. 
Es lag ihr alſo nichts an einem Vergleich. Alles frühere ſcheinbare 
Entgegenkommen war vergeſſen. Man hat behauptet, daß die Heirats⸗ 
pläne der Prinzeſſin dabei eine Rolle geſpielt haben !). 

Schmettau und Hymmen bekamen den Befehl, ſich zum 1. Mai 
zur Abreiſe bereitzuhalten. Soweit kam es nun freilich noch nicht. 
Die Prinzeſſin bat noch um eine Verlängerung des Termines. In 
Berlin war man aber ſo verärgert, daß ſie verweigert wurde. Schließ⸗ 
lich wurde Chalezac noch einmal nach dem Haag geſandt, um einen 
allerletzten Verſuch zu machen. 


1) Dieſe Frage ließe ſich wohl eher entſcheiden, wenn die Papiere des 
Grafen Chalezac herangezogen würden (G. St. A. Rep. 64 I, 110); vgl. Drechsler, 
a. a. O. S. 45 Anm. 17, Lamberty, a. a. O. IV, S. 325. Für mein Thema 
iſt ſie verhältnismäßig belanglos. — Von ſolchen Plänen iſt ſicher die Rede ge⸗ 
weſen. Die Republikaner hatten vor einer Verbindung einer Tochter der Prin⸗ 
zeſſin mit dem preußiſchen Kronprinzen Furcht. Ob aber das Miflingen dieſes 
Planes den Ausſchlag für die Ablehnung des Akkommodements gegeben hat, 
bleibt eine offene Frage. Jedenfalls erſcheint es gewagt, ſich hier allein auf 
Lambertys Angaben zu verlaſſen. Was die preußiſchen Geſandten darüber 
melden, ſind nur Vermutungen. e 
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Die beiden Geſandten Schmettau und Hymmen waren mit dtefer 
Politik des Hofes gar nicht einverſtanden. Schon früher ließen ſie oft 
einen Widerſpruch gegen die weitgehenden Zugeſtändniſſe erkennen. 
Jetzt ſtellten ſie dem Könige vor, daß er ohne ein Akkommodement 
reichlich ebenſo gut daſtehen würde mit den Anſprüchen, die er teils 
ſchon verwirklicht habe, und die teils unbeſtreitbar ſeien. Von den 
anderen Forderungen werde ſich auch noch dies und jenes durchſetzen 
laſſen. Er habe jetzt Lingen, Mörs, Montfort und den Genneper Zoll, 
bekäme ſicher die Güter Friedrich Heinrichs, die anhaltiniſche Zeſſion, 
Orange und die Güter in der Franche-Comté, das machte 217 926 Gulden. 
Aber dieſe Verſuche der Geſandten, auf die Entſchlüſſe des Hofes einen 
Einfluß auszuüben, wurden ſcharf zurückgewieſen. Die Miniſter ſollten 
ſich an ihre Reſkripte halten und keine ſelbſtändige Politik treiben. 

Chalezacs Sendung war erfolglos !); die letzte Hoffnung eines 
Vergleiches war damit geſchwunden. Die Verhandlungen mit der Prin⸗ 
zeſſin hörten auf einige Zeit ganz auf. Am 27. Auguſt verließ ſie 
den Haag mit der Erklärung, daß ſie ſich vor der Großjährigkeit ihres 
Sohnes auf keine Verhandlungen mehr einlaſſen könne. | 

Wir wollen den Streit um die oraniſche Erbſchaft nicht verlaffen, 
ohne vorher einen Rückblick zu werfen. Vier Jahre lang haben die 
beiden Prätendenten miteinander gehadert, ohne zu einem Ergebnis zu 
kommen. Auf preußiſcher Seite war mindeſtens der gute Wille dazu 
vorhanden. Wenn eine Einigung doch nicht erzielt wurde, ſo iſt daran 
ſicher auch die anfängliche Überfpannung der preußiſchen Forderungen 
ſchuld. Die länderhungerige preußiſche Politik mußte erſt auf eine 
harte Geduldprobe geſtellt werden, ehe ſie ſich auf das Mögliche be⸗ 
ſchränkte. Denn unmöglich war es in der Tat, die Anſprüche in 
ihrem ganzen Umfange durchzufetzen, wenn die Generalſtaaten offen 
und verſteckt dagegen wirkten und die anderen Alliierten keinen tat⸗ 
kräftigen Beiſtand leiſteten. 

Aber die Gründe für die unglückliche Stellung Preußens in dieſer 
wie in vielen anderen Fragen liegen tiefer, fie liegen in dem Ver⸗ 
hältnis zur Großen Allianz. Das Entſcheidende war, daß dem König 
kein wirkſames Mittel zu Gebote ſtand, feine Anſprüche durchzuſetzen. 


1) Vgl. den Brief Chalezacs an Schmettau vom 1. Juni 1702 (ad rel. 
Schmettaus vom 4. Juni 1706): „Monsieur, Mon prompt retour à la Haye vous 
fera facillement juger que je n'ay pas obtenir (!) grand chose de Madame 
la Princesse; je pars demain matin pour m'y rendre. Je me donne 
l’honneur de vous en advertir affin que vous ne vous donne(!) y pas la 
peine de m’escrire cy...“ . 
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Deshalb verhallten alle Drohungen, die Truppen zurückzuziehen, un⸗ 
gehört. Manchmal mögen ſie die Gegner beluſtigt haben. Der 
preußiſche König hat, ſo ſagte man wohl, kein Geld, ſeine Truppen 
zurückmarſchieren zu laſſen, geſchweige, fie zu Haufe zu verpflegen !). 
Daher war dieſe Politik darauf beſchränkt, kleine Vorteile zäh feſt⸗ 
zuhalten, wie wir es bei Lingen, Mörs und Montfort geſehen haben. 
Deshalb meldete ſie überall ihre Anſprüche an, um bei günſtigen Kon⸗ 
junkturen vielleicht einmal einen durchzuſetzen. So ging es bei Neuchatel. 

Wir glaubten zu bemerken, daß im Jahre 1706 das Intereſſe ſich 
mehr und mehr dem Fürſtentum Orange und den Gütern in der 
Franche⸗Comté zugewendet hat. Man ſtellte Unterſuchungen über die 
Rechtstitel dieſer Güter an. Man hielt in den Vergleichsverhand⸗ 
lungen mit großer Zähigkeit — trotz einiger Schwankungen, wie wir 
ſahen — an Orange und den burgundiſchen Gütern feſt. Dieſe Dinge 
verknüpften ſich dann in eigenartiger Weiſe mit der Politik in der 
Schweiz, der wir uns jetzt zuwenden. 


Drittes Kapitel 
Die Anfänge der neuchätelliſchen Anternehmung 


Die Stimmung in der Schweiz war den Abſichten des preußiſchen 
Hofes nicht ungünſtig. Einer der führenden Schweizer Politiker, der 
alte Kanzler Montmollin aus Neuchatel, hatte die Blicke der Schweizer 
auf den großen Oranier gelenkt, da er gegen die franzöſiſchen Be⸗ 
drohungen keinen anderen Schutz wußte ?). Um ihn hatte fih eine 
immer wachſende antifranzöſiſche Partei geſchart, deren Ziel es war, 
Neuchatel zu einem neutralen Staate zu machen, womöglich als 14. Kanton 
der Schweiz anzugliedern. Sein Endziel war, der Schweiz und 
Neuchatel ein ruhiges Daſein zu verſchaffen. Nichts lag ihm ferner, 
als etwa an einer großen antifranzöſiſchen Aktionspolitik teilzunehmen. 

Durch die Ausſicht auf Neuchätel und die Güter in der Freigraf⸗ 
ſchaft war in der Schweiz eine preußiſche Intereſſenſphäre geſchaffen. 
Der König ließ ſeit dem Beginn des oraniſchen Erbſchaftsſtreites 
das Land nicht mehr aus den Augen?). Der Advokat Bondely bekam 


1) St. Saphorin an Villading. B. A. Livre ete. II. 

2) Vgl. Montmollin, Mémoires sur le Comté de Neuchätel en Suisse. 
Neuchätel 1881. 

3) Genaueres hierüber bei Bourgeois, Neuchätel et la Politique 
Prussienne en Franche-Comté. Paris 1887. 
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den Auftrag, ſich um die Güter in der Franche⸗Comté zu bemühen. 
Von vornherein ſpielen in die Schweizer Politik beide Geſichtspunkte 
hinein: Neuchatel und die oraniſchen Güter der Franche-Comté !). 
Beide blieben nicht lange iſoliert nebeneinander beſtehen. Der Genfer 
Advokat Du Puy, den der König für die Wahrnehmung ſeiner Inter⸗ 
eſſen in der Schweiz beſtellt hatte, kam auf den Gedanken, das 
Fürſtentum Orange und die entfernter liegenden oraniſchen Güter in 
der Franche⸗Comté gegen ein Aquivalent an den Grenzen von Neu- 
chätel auszutauſchen, um eine kompakte und haltbare Beſitzmaſſe her⸗ 
zuſtellen ?). Es ift wichtig, dieſen Plan hier hervorzuheben, da er 
ſpäter unter mannigfachen Variationen wiederkehrt und einen Grund⸗ 
gedanken der preußiſchen Politik im ſpaniſchen Erbfolgekriege bezeichnet. 
Allerdings lag die Ausführung noch gar nicht in greifbarer Nähe, und 
daher verhielt ſich der preußiſche Hof dieſen Anregungen gegenüber zu⸗ 
nächſt abwartend; denn er verbarg ſich durchaus nicht, daß das ganze 
Vorhaben, ſchon bei der unfreundlichen Haltung der katholiſchen Kan⸗ 
tone, auf bedeutende Schwierigkeiten ſtoßen würde. Und die politiſch⸗ 
militäriſche Lage zu Beginn des ſpaniſchen Erbfolgekrieges war nicht 
angetan, große Hoffnungen auf die Abtretung franzöſiſchen Gebietes 
zu erwecken. Als erſtrebenswertes Ziel mag dieſer Plan dem Hof da⸗ 
mals ſchon vorgeſchwebt haben. Aber man wußte natürlich genau, daß 
Neuchatel im Falle einer Erwerbung nur zu halten fei, wenn eine 
genügende Macht zum Schutz zur Verfügung ſtände. 

Daher machte der preußiſche Hof dem Kanton Bern ſchon jetzt 
den Vorſchlag, eine Allianz gegen Frankreich abzuſchließen; ein An⸗ 
erbieten, das damals rundweg abgelehnt wurde, weil die Schweizer 
nicht die genügende Bewegungsfreiheit zu haben glaubten und den 
ewigen Neutralitätsvertrag von 1516 nicht brechen wollten ®). 

So ſuchte ſich Preußen wenigſtens für den diplomatiſchen Kampf 
genügend zu rüſten. Anfang 1706 machte man den Verſuch, den 
General St. Saphorin, der damals in kaiſerlichen Dienſten ſtand, für 


— — —ʒ —— 


1) Vgl. ein Schreiben des Königs an Bern vom 22. April 1702. 

2) Du Puy an Wartenberg, 6. April 1703; vgl. Bourgeois, a. a. O. 
S. 161. — Wenn Bourgeois behauptet, daß die Abſicht dieſes Austauſches 
oder gar der Erwerbung der Franche⸗Comté bei der Inaugurierung dieſer Politik 
mitgeſprochen habe, ſo iſt das nicht zu beweiſen. Dagegen iſt ziemlich ſicher, 
daß die erſten Vorſchläge dieſer Art aus der Schweiz ſtammen und erſt nach und 
nach beim preußiſchen Hof Eingang fanden. Damit ſtellt ſich die Haupttheſe 
ſeines Buches als unhaltbar dar. 

3) Steiger an Wartenberg, 30. Mai 1705. 
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die Schweizer Unternehmung zu gewinnen !). Vielleicht wollte man aud 
durch ſeine Vermittlung in dieſer Frage nähere Fühlung mit dem Kaiſer 
gewinnen. Denn auf die Hilſe des kaiſerlichen Geſandten in der Schweiz, 
des Grafen von Trautmannsdorff, war nicht ſehr zu rechnen, er hielt 
zu den katholiſchen Kantonen. St. Saphorin legte nun großen Wert 
darauf, vom Kaiſer bei den evangeliſchen Kantonen akkreditiert zu werden, 
um ein vertrauensvolles Verhältnis zwiſchen ihnen und dem Wiener Hofe 
wiederherzuſtellen. Freilich war man in Wien ſehr zurückhaltend. 

St. Saphorin drang zunächſt darauf, daß Metternich, der preußiſche 
Geſandte in Regensburg, der mit der Vertretung der preußiſchen Inter⸗ 
eſſen in der Schweiz betraut war, ſich von dort nach der Schweiz be⸗ 
gebe. Als nun die Nachrichten vom baldigen Tode der Herzogin von 
Nemours immer häufiger wurden, entſchloß ſich der Hof zu dieſem 
Schritte. Im Auguſt des Jahres 1706 traf Metternich in Bern ein. 

Der König hatte für den ſchwierigen Berner Poſten einen ſeiner 
fähigſten Diplomaten ausgeſucht. Graf Ernſt von Metternich beſaß durch⸗ 
aus die kühl rechnende und ſkrupellos zufaſſende Art, die wir unter 
dieſem Namen begreifen. In der Wahl ſeiner Mittel verfuhr er nicht 
beſſer und ſchlechter als alle anderen Staatsmänner auch. Daß er den 
Erfolg für fih hatte, ift ein Lob, kein Vorwurf). Dabei ift er frei 
von der großſprecheriſchen Eitelkeit und Schmähſucht, die ſeinen ſpäteren 
Gegner St. Saphorin auszeichneten. Seine Relationen zu leſen, iſt 
oft ein Genuß. Gewiß ſchreibt er den ſchwülſtigen Stil ſeiner Zeit, 
aber ſeine Gedanken ſind von erſtaunlicher Klarheit, ſo daß der Inhalt 
oft die Form vergeſſen läßt. 

Er war eine empfängliche, faſt möchte man ſagen ſenſible Natur. 
Wir haben nirgends in dieſer Zeit ſo lebendige Schilderungen von 
Perſonen und Zuſtänden aus der Feder eines preußiſchen Diplomaten, 
wie in ſeinen Relationen und Diarien. Dabei ging er mit ſanguini⸗ 
ſcher Unbefangenheit und Hoffnungsfreudigkeit an ſchwere Aufgaben 
heran. Wenn ſich freilich die Schwierigkeiten auftürmten, dann konnte 
er auch verzagen und alles verloren geben. In folder Stimmung 
ſchrieb er einmal an Wartenberg: „Un galerien a plus de repos que 
moi“. Es iſt nicht leicht zu ſagen, ob er ſich in großen Verhältniſſen 
oder an leitender Stelle bewährt hätte. Man könnte meinen, er hätte 

1) Reffript an Bartholdi (den preußiſchen Geſandten in Wien) vom 
27. Februar 1706. 

2) Bourgeois hat ihn entſchieden zu ungünſtig beurteilt. Er hat die 
Verwandtſchaft mit dem großen öſterreichiſchen Diplomaten zu ſtark betont und 
manche Züge jenes in ihn hineingeleſen. 
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den Boden- etwas unter den Füßen verloren. Aber innerhalb eines 
abgeftedten Aufgabenkreiſes hat er erfolgreich gewirkt. 

Perſönlichen Anfeindungen gegenüber war er wehrlos. Die leiden⸗ 
ſchaftliche, harte und ungerechte Art St. Saphorins verletzte ihn tief. 
Mehrmals hat er wegen perſönlicher Reibereien um die Enthebung von 
ſeinem Poſten gebeten, weil er glaubte, er habe das Vertrauen des 
Hofes verloren. 

Trotz aller perſönlichen und ſachlichen Gegenſätze haben er und 
St. Saphorin zunächſt zuſammen gearbeitet und dadurch viel zum Ge- 
lingen der Unternehmung beigetragen. 

Metternichs Eintritt in Bern wurde von der Partei der „Wohl⸗ 
geſinnten“ nicht gerade freudig begrüßt. Zu dieſer Partei gehörte ein 
großer Teil des Berner Rates, u. a. die beiden Steiger, Villading, 
Tſcharner. Dieſe „Wohlgeſinnten“ hatten durchaus nicht die Abſicht, 
öffentlich für Preußen einzutreten, ſchon aus Furcht vor franzöſiſcher 
Rache. Sie waren nicht gewillt, ihre Neutralität aufzugeben, wollten 
aber trotzdem beim künftigen Frieden Vorteile für ihr Land erreichen. 
Sie erſtrebten die Losreißung der Franche-Comté von Frankreich, die 
Schleifung der Feſtung Hüningen und die Rückgabe von Savoyen an 
den alten Herzog. Sie glaubten, der preußiſche König werde ſich ihrer 
Intereſſen annehmen, ohne daß fie etwas dafür zu tun brauchten !). 
Dieſe Politik iſt zum guten Teil begründet in der gefährdeten Lage 
der evangeliſchen Kantone gegenüber dem mächtigen franzöſiſchen Nach⸗ 
barn. Lähmend wirkte auch die konfeſſionelle Zerriſſenheit. Aber auch 
die Neutralitätsſtimmung und die Furcht, ſich in die Händel der Welt 
einzumiſchen, die in republikaniſchen und kleinen Gemeinweſen leicht 
gedeiht, hat ihren Anteil an dieſer Haltung. In republikaniſchen 
Staaten ſei es faſt unmöglich, zu politiſchen Entſchlüſſen und Hand⸗ 
lungen zu kommen, klagte einmal ein Schweizer Abgeſandter gegen⸗ 
über dem Grafen Metternich. 

Metternich mußte bald erfahren, daß auf den Beiſtand der „Wohl⸗ 
geſinnten“ nicht zu rechnen war. Nicht einmal die Entſcheidungsfreiheit 
des Tribunals von Neuchatel wollten die Berner garantieren, wenn 
Preußen nicht gleichzeitig die Rückeroberung der Franche⸗Comté ver⸗ 
ſpräche?). Von einer Bindung für die Zeit nach dem Tode der 


1) Vgl. Metternichs Diarium, passim. 

2) Es muß durchaus gegenüber Bourgeois betont werden, daß die 
Forderung der Reſtitution der Franche⸗Comté zuerſt und am nachdrücklichſten 
von den Schweizer Kantonen geſtellt worden iſt. Der preußiſche Hof hat ſie 
ſpäter aufgegriffen. 
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Herzogin von Nemours vollends konnte keine Rede ſein. Man glaubte 
eben, die Alliierten würden auch ohne eine Gegenleiſtung für die 
Intereſſen der Schweiz ſorgen, weil es gleichzeitig ihre eigenen waren. 

Charakteriſtiſch für den Gedankengang der Schweizer iſt ein 
Memoire des Banderets Emer Montmollin aus Neuchätel !), der aug- 
drücklich betont, daß er die Meinung aller „Wohlgeſinnten“ ausſpreche. 
Er unterſucht die politiſchen Möglichkeiten für den Fall, daß die Herzogin 
von Nemours nach dem Abſchluß des Friedenstraktates mit Frankreich 
ſtürbe. Dann müſſe man „in den ſtärkſten Ausdrücken ſtipulieren“, 
daß Neuchatel nach dem Ableben der Herzogin an den König von Preußen 
käme. Man könne hinzufügen, daß das Land auch in dieſem Falle neutral 
bliebe, und zwar in jedem Kriege. Um Ruhe vor den franzöſiſchen 
Prätendenten und den katholiſchen Kantonen zu haben, müſſe man 
folgendes fordern: 

1. der König von Frankreich müſſe die Prätendenten entſchädigen; 

2. die Alliierten müßten die Friedensartikel garantieren; 

3. die Schweizer müßten in den Frieden einbezogen werden; 

4. der König von Preußen müſſe ein Aquivalent für die oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté erwerben, das an Neuchatel grenze; 

5. Neuchatel müſſe ſeine Entſcheidungen ſelbſt treffen und zu den 
Beratungen hinzugezogen werden. 

Dieſe Denkſchrift ſpiegelt in einem Brennpunkt alle Intereſſen 
und Abſichten der Schweizer wieder; ſie wollten die Aufrechterhaltung 
und Fortführung ihrer Neutralitätspolitik, dabei doch die Ausdehnung 
ihrer Machtſphäre und die Schwächung der drohenden franzöſiſchen 
Übermacht, aber unter keinen Umſtänden wollten fie in die große Politik 
eingreifen. „Es haben alle Schweizer ihr eigenes Intereſſe im Kopfe,“ 
klagte Metternich. Aber er gab das Spiel nicht ſo bald verloren. 
Durch zahlreiche Unterredungen mit den leitenden Männern ſuchte er 
Einfluß auf die Entſchließungen Berns zu gewinnen; denn um dieſen 
Kanton handelte es ſich in erſter Linie, er war der aftivite von 
allen. 

Am 2. November 1706 wies Steiger Metternich in einer Be⸗ 
ſprechung darauf hin!), daß bei den jetzigen Konjunkturen Burgund 
wohl wieder an den alten Beſitzer kommen könnte. Gewiß, erwiderte 
dieſer, aber nur, wenn die Schweizer etwas dazu tun wollten. Die 


— — 


1) 30. Oktober 1706. 

2) Für das Folgende vgl. Metternichs Diarium, beſonders 2. November, 
11. November, 4. Dezember, 12. Dezember 1706, 30. Januar, 23. Februar, 
25. Februar, 9. März 1707. 
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Kantone müßten zuerſt von Burgund und Hüningen reden. Steiger 
glaubte, im großen Rat etwas in dieſem Sinne erreichen zu können. 

Andere bekundeten mit vielen Worten den guten Willen der 
Schweizer, etwas für die gemeinſame Sache zu tun; ſie könnten ſich 
aber nicht rühren, da Frankreich ihnen zu nahe auf dem Halſe ſitze. 
Hinzu käme noch, daß das franzöſiſche Geld in der Schweiz eine große 
Rolle ſpiele, und jede tatkräftige Entſchließung lähme. 

Ein andermal beſprach ſich Metternich mit dem Berner Rat 
Tſcharner. Er fragte ihn, ob denn die ſo berühmte Heldennation der 
Schweizer nichts zur Eroberung der Franche-Comté tun wolle. Jener 
erwiderte, die Schweizer wären in Wahrheit nicht mehr, was ſie ge⸗ 
weſen. Ihre Union wäre nichts, Frankreich könnte ihnen allzeit einen 
innerlichen Krieg ſuszitieren, wenigſtens das divide ſpielen. 

Nicht einmal für eine Defenſivallianz waren die Schweizer zu 
haben. Metternich bemerkte ſpitz, dann müſſe ſich der König mit dem 
allgemeinen Ausdruck des Wohlwollens ihnen gegenüber begnügen !). 


Auf der Schweizer Seite tauchten jetzt noch weitergehende Pläne 
auf. Ein gewiſſer Seigneux, Bourſier von Lauſanne, überreichte 
Metternich eine Denkſchrift, in der ein Einfall in die Franche-Comté 
vorgeſchlagen wird?). Der Verfaſſer met auf die ſtrategiſche Lage 
der Provinz hin und rühmt ihre Fruchtbarkeit. In franzöſiſchen 
Händen ſei ſie eine Gefahr für das Reich. Montmollin äußerte ganz 
ähnliche Gedanken 21. 

Metternich war wohl derſelben Meinung!). Aber er ſah beſſer 
als die Schweizer die Schwierigkeiten des Planes. Am liebſten wollte 
er die Entſcheidung bis zum Frieden hinauszögern. Jetzt, glaubte er, 
ſeien die zahlreichen und hohen Penſionen ſchlecht angelegt. Die Haupt⸗ 


— nn 


1) Der preußiſche Hof ſah, daß er angeſichts der Haltung der Schweizer 
nicht alle Anſprüche durchſetzen könnte, und entſchloß ſich, Orange als Ent⸗ 
ſchädigung für einen Prätendenten preiszugeben, obwohl Metternich den Preis 
zu hoch fand. Auf keinen Fall wollte er aber die Anſprüche auf die oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté fahren laſſen. Er ſuchte, freilich ohne Erfolg, die 
Kräfte der Schweizer für ſeine Pläne mobil zu machen. Auch auf dieſe kleinen 
Zuſammenhänge muß hingewieſen werden. 

2) ad rel. Metternichs vom 8. Dezember 1706: Mémoire qui indique les 
raisons qui doivent porter les Hauts Alliés à entreprendre la conquête 
de la Franche-Comté, et les moyens par lesquels on peut réussir dans 
ce dessein. 

3) Metternich an den König, 11. Dezember, 15. Dezember 1706. 

4) Metternich an den König, 5. Januar 1707, undatierte Denkſchrift. 
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ſache fet, daß der Heimfall von Neuchatel an Preußen in die Prälimi⸗ 
narien des künftigen Friedens aufgenommen würde. 

Der preußiſche Hof war natürlich wenig erfreut über die Haltung 
feiner Schweizer Freunde. Aber er beurteilte die Lage nicht fo hoff: 
nungslos wie der Berner Geſandte !). Der Vorſchlag, einen Einfall 
in die Franche⸗Comté zu machen, wurde dem Herzog von Marlborough 
mitgeteilt 2). Dieſer gab nicht gerade eine abweiſende Antwort, aber 
er verſchob den Plan ins Ungewiſſe. Er machte ihn davon abhängig, 
ob eine Armee im Reiche aufgeſtellt würde, und daran war zunächſt 
nicht zu denken. 

Auf Schweizer Hilfe war bei ſolchem Beginnen nach wie vor nicht 
zu hoffen. Man wollte wohl die Früchte einheimſen, aber nichts dafür 
tun. Gerade auch auf die künftige Neutraliterung von Neuchatel 
legten die „Wohlgeſinnten“ den größten Wert!“). In dieſer Zeit ſetzten 
die Berner eine Friedenskommiſſion ein, die ihre Intereſſen beim 
künftigen Frieden wahrnehmen follte*). Später wurde noch Zürich 
hinzugezogen. Aber die Züricher hatten bei allen Beratungen mehr 
ihre Sonderwünſche im Auge, während Berns Abſichten mehr auf die 
große Politik gingen. Die Vollmacht der evangeliſchen Orte hatte die 
Kommiſſion allmählich bekommen. 

Ein ſcharfes Licht werfen noch einmal auf die Abſichten der 
Schweizer die Verhandlungen, die die Abgeſandten der Friedens- 
kommiſſion, Villading und Tſcharner, mit Metternich pflogen ). Die 
Friedenskommiſſion war der Meinung, wie die beiden Geſandten dar⸗ 
legten, daß die Losreißung von Burgund und die Schleifung von 
Hüningen dringend im Intereſſe der Schweizer liege. Tſcharner fügte 
hinzu, die Berner hofften, daß die Alliierten ihnen freie Hand ver⸗ 
ſchaffen würden. Auf Metternichs Frage gab er ſchließlich zu, daß ſie 


1) Eventualinſtruktion für St. Saphorin vom 19. Februar 1707. Ihm 
wird ausdrücklich befohlen, die Schweizer dazu zu bringen, ds für die Reſtitu⸗ 
tion der Franche⸗Comté zu verwenden. 

2) Reſkript an Spanheim, 21. Januar 1707. 

3) ad rel. Metternichs vom 16. Februar 1707. Article réformé par les 
Bienintentionnés de Montmollin: „. .. lequel (Neuchâtel) jouira toujours 
d'une pleine et entière neutralité et sera per petuellement considéré 
et traité à tous égards comme chacun des Cantons, et autres membres 
du Corps Helvétique.. .“ 

4) Vgl. Ricarda Huch, Die Neutralität der Eidgenoſſenſchaft im ſpani⸗ 
ſchen Erbfolgekriege, Züricher Diſſ. 1892, S. 201 ff. Von einer wirklichen Initiative 
der Berner, wie ſie R. Huch zu erkennen glaubt, wird man kaum reden können. 

5) Vgl. Metternichs anſchauliche Schilderungen in ſeinen Diarien. 
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im Auftrage der Friedenskommiſſion gekommen feien. Der preußifche 
Geſandte forderte ſie nun auf, ihre Wünſche ſchriftlich ihm einzureichen, 
entſprechend der Wichtigkeit der Sache. Er wolle ſie ſeinem Herrn 
überſenden, um dann die Entſcheidung abzuwarten. Villading ſagte 
nach einigem Bedenken zu, bemerkte aber, daß die katholiſchen Kantone 
ſich nicht an dieſem Schritt beteiligen würden. 

Am nächſten Tage erklärte Tſcharner Metternich, er habe ſich 
nicht genauer auslaſſen können, da ſie mit Zürich nicht ganz einig ge⸗ 
weſen ſeien, und ein gemeinſames Vorgehen erfordere Rückſichten. Jeder 
würde freudig den preußiſchen König als Nachbarn begrüßen, aber an 
tätige Teilnahme fet nicht zu denken. Wenn die Franche-Comté zurück⸗ 
erobert würde, müſſe man zuſehen, daß ſie neutraliſiert würde, ſonſt 
fei fie immer durch den franzöſiſchen König gefährdet. 

Am 25. Februar übergab Tſcharner Metternich das Memorial der 
Friedenskommiſſion, in dem die Schleifung Hüningens, die Reſtitution 
der Franche-Comté und die Rückgabe Savoyens an den alten Herzog 
gefordert wurden. Die Schweizer wollten, wie einſt beim Ryswicker 
Frieden, ſo auch diesmal in den Frieden mit eingeſchloſſen werden. 
Metternich ſuchte ſie zu bewegen, ein Memoire für die Alliierten auf⸗ 
zuſetzen, der Verfaſſer brauchte fih nicht zu nennen ). Auch das war 
vergeblich. Zwei Monate ſpäter überreichten fie dem engliſchen Ge- 
ſandten eine Denkſchrift ähnlichen Inhalts, das war alles. 

Wir kennen jetzt die Abſichten der Schweizer Politik genügend. 
Man erſtrebte eine Neutralität auf jeden Fall, dabei glaubte man 
ernſtlich, etwas Poſitives erreichen zu können. Der Vorſchlag Tſchar⸗ 
ners, wenn möglich auch die Franche-Comté zu neutraliſieren, iſt nur 
geſprächsweiſe gemacht worden. Man darf ihm alſo keine große politiſche 
Bedeutung beimeſſen. Er zeigt aber, wie dieſe Männer dachten. Für 
die preußiſchen Ziele waren ſie als tätige Helfer nicht zu gewinnen. 
Eine ſchriftliche Fixierung ihrer Wünſche gaben ſie allenfalls von ſich, 
darüber hinaus aber nichts ). 

Metternich ließ ſich durch ſo viele Widerwärtigkeiten vorübergehend 
entmutigen; er glaubte, ſeine Rolle in der Schweiz ſei ausgeſpielt. 
Wenn die Schweizer nichts anderes vorzuſchlagen hätten, ſei es un⸗ 


1) 29. März 1707. 

2) Metternich an den König, 16. April 1707: „Denn was mir von denen 
Deputirten alhier zugeſtellet worden, kommet von Bärn, und iſt in der that 
nichts als ein raiſonnement um zu erweiſen, daß die Defideria der Evangelis 


ſchen Eydgenoſſenſchaſſt mit dem intereſſe der hohen Alliirten überein kommen, 
woran ohne das niemand zweiflet“. 
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nötig, daß der König von Preußen einen Miniſter in der Schweiz. 
hielte. So tief hingen für ihn beide Unternehmungen, die neuchätelliſche 
und die Erwerbung der Güter in der Franche-Comté oder gar die 
Losreißung von Burgund, zuſammen, daß er das eine ohne das andere 
nicht für möglich hielt !). 

Günſtiger beurteilte St. Saphorin die Lage, der allerdings in dieſer 
Zeit noch keine beſondere Rolle in der preußiſchen Politik ſpielte und 
wohl noch keinen rechten Einblick hatte. Er meinte, die Tätigkeit 
Tſcharners habe perſönliche Gründe; er müſſe auf die Partei Rückſicht 
nehmen, mit deren Hilfe er in den Rat gekommen ſei. 

In Berlin war man mit dem Erfolg des langen Werbens nicht 
zufrieden“). Wenigſtens hatte man gehofft, daß die Schweizer ſich 
für die königlichen Rechte an Neuchätel ausſprechen würden, das war 
zunächſt das Wichtigſte. Den „Austauſchplan“ hielt man durchaus 
nicht für ausſichtslos. Die oraniſchen Güter in der Franche-Comté 
war man nicht geſonnen aufzugeben. In dieſen Tagen arbeitete 
Du Puy einen Plan aus, der den Gedanken des Austauſches der 
oraniſchen Güter näher ausführte. Aber im Gegenſatz zu Metternich 
glaubte man am Hofe nicht, daß mit dieſem Plane die ganze Schweizer 
Politik ſtehe und falle. In einem Reſkript aus dieſen Tagen heißt 
es: „Er (Du Puy) meinet, daß die Sache gantz gewiß vor Uns 
reuſſiren müſſe, wen Wir nemlich machen könten, daß nach einem von 
ihm auf der Land Carte gemachten rothen ſtrich der König von Frank⸗ 
teich Uns ein gewiſſes Stück von der ronde Comté cebirte, wozu 
aber woll wenig apparentz iſt, und ſtehen Unſere Sachen woll in 
ſchlechter hofnung, wen dieſes das einzige mittel iſt, zum zweck zu 
kommen.“ Der Zweck war der ruhige und beſtändige Beſitz von 
Neuchâtel. 

Der preußiſche Hof hielt es aber angeſichts des Verſagens der 
Schweizer doch für geraten, ſich nach anderer Hilfe umzuſchauen. Er 
ließ ſeine Geſandten in Wien, im Haag und in London die Alliierten 
um Unterſtützung bitten. | | 

In Wien zeigte man fih den preußiſchen Wünſchen nicht ge- 
neigt®). Immer nod machte man Schwierigkeiten wegen des Schreibens 
an die Kantone, in dem der Hof für die preußiſchen Rechte eintreten 
ſollte. Schließlich verſtand ſich der Kaiſer zu einem Schreiben allein 


1) Einen Plan, die Freigrafſchaft für ſeinen Herrn zu erwerben, hat er 
zu dieſer Zeit, ſoweit mir bekannt iſt, nicht gehabt. 
2) Reffripte an Metternich vom 7. Mai, 3. Juni, 11. Juni 1707. 
3) Bartholdi an den König, 13. April, 21. Mai, 18. Juni 1707. 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. 8 
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an Bern. Ferner drängte der preußiſche Geſandte, Bartholdi, fort- 
geſetzt daraufhin, daß der General St. Saphorin in der Schweiz 
akkreditiert werde. Hier zeigte ſich der Wiener Hof noch harthöriger. 
Es gehe nicht an, meinte man, Graf Trautmannsdorf werde ſich zurück⸗ 
geſetzt fühlen. Über die Schweizer Deſiderien äußerte ſich der Hof⸗ 
kanzler nur ganz allgemein, er ſei von der Wichtigkeit der Sache über⸗ 
zeugt, der Kaiſer werde davon angenehm berührt ſein. 

Bei den Generalſtaaten bemühte ſich der preußiſche Hof haupt⸗ 
ſächlich darum, ſtatt des ihm nicht genehmen Riboulet Runckel als 
Geſandten in die Schweiz zu bekommen, was ſchließlich auch geſchah. 

Am meiſten Entgegenkommen fand Preußen noch in England ). 
Der Herzog von Marlborough verſprach, ſich dafür einzuſetzen, daß der 
Artikel wegen Neuchatel in die Präliminarien käme. Der preußiſche 
Geſandte in London, von Spanheim, bemühte ſich, anſcheinend mit 
großem Erfolg, um die preußiſchen und auch um die Schweizer 
Wünſche. Dieſe Bewerbungen an den fremden Höfen gingen alſo die 
eigenen Intereſſen und auch die der Schweiz an. 

Schon damals hingen im Bewußtſein der preußiſchen Staats⸗ 
männer beide Intereſſen, das an Neudâtel und das an der oraniſchen 
Sukzeſſion, eng zuſammen. Neuchatel war ohne die Sicherung gegen 
Frankreich durch die Losreißung der Franche-Comté ein haltloſer Poſten, 
ſo meinte man wenigſtens. In der Franche⸗Comté hatte der König 
neben der Sicherung von Neuchatel noch andere Intereſſen, die Er- 
werbung der oraniſchen Güter. Nur muß man ſich hüten, die Ten⸗ 
denzen der preußiſchen Politik überſcharf zu formulieren. Man hat 
finden wollen, daß die preußiſche Politik in der Schweiz von vorn⸗ 
herein darauf ausgegangen ſei, nicht allein Neuchätel zu erwerben, ſon⸗ 
dern auch einen Teil, wenn nicht die ganze Franche-Comté, dazu. Nur 
ſo, meinte man, ſei dies ganze Unternehmen überhaupt als ſinnvoll 
zu begreifen ). 


1) Reſkript an Schmettau vom 26. Mai, Spanheim an den König, 9. Mai, 
Reſkript an Spanheim vom 20. Mai 1707. 

2) Dieſe Meinung hat Bourgeois a. a. O. vertreten. Über dieſes Buch 
vergleiche die Kritiken von Erdmannsdörffer, Deutſche Geſchichte vom Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden bis zum Regierungsantritt Friedrichs des Großen II, S. 257, 
Anm. 2; Berner, 9.3. 61, S. 505 ff.; Heigel, G. G. A. 1888, S. 894 ff. und 
Ricarda Huch, a. a. O. S. 195 Anm. In den folgenden Kapiteln deckt ſich 
meine Auffaſſung häufig mit der, die dieſen Kritiken gemeinſam iſt, ohne daß 
ich mich an jeder einzelnen Stelle ausdrücklich darauf beziehe. Eine Auseinander- 
ſetzung von Drechsler, a. a. O. S. 52 ff. bringt ſachlich nichts Neues und 
ſchließt ſich in ihrer Begründung eng an Erdmannsdörffer an. 
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Eine ſolche Auffaſſung überträgt die Geſichtspunkte der ſpäteren 
Betrachtung auf die Motive der handelnden Perſonen. Im Anfang 
war es der preußiſchen Politik nur um die Realiſierung eines Erb⸗ 
anſpruches zu tun. Später kam von der Schweizer Seite die bekannte 
Werbung, die dem preußiſchen Hofe nicht unerwünſcht war, die aber doch 
zunächſt zurückhaltend aufgenommen wurde. Dann, im Jahre 1706, 
hatte der preußiſche Hof wirklich die Initiative ergriffen. In der 
folgenden Zeit ließ er, wie wir noch ſehen werden, gelegentlich die 
Dinge wieder gehen. Wie in der Behandlung der oraniſchen Erb— 
ſchaftsfrage, ſo herrſchte auch hier an der leitenden Stelle kein einheit⸗ 
licher Wille, der die Grenze des Möglichen immer genau erkannte und 
mit Einſetzung aller Kraft zum Ziele zu kommen ſuchte, ſondern die 
Abſichten wechſelten mit den Stimmungen und Verſtimmungen am 
Hofe. Daher müſſen wir noch öfter die Haltung des Hofes und ſeiner 
Vertreter genauer betrachten, um ſo ſpäter vielleicht ein einigermaßen 
klares Bild zu gewinnen. 

Wenn es bei dieſer Politik zu Erfolgen kam, ſo war das in erſter 
Linie dem klugen Handeln einzelner Diplomaten zu danken, die ſich 
von Berlin in ihrer Bewegungsfreiheit oft gehemmt ſahen. Ein der⸗ 
artiger Erfolg inmitten einer ſonſt erfolgloſen Politik war dem Grafen 
Metternich in der neuchätelliſchen Sukzeſſionsſache beſchieden. 

Am 16. Juni 1707 war die Herzogin von Nemours geſtorben 
und damit die Sukzeſſion eröffnet. 


Viertes Kapitel 
Die neuchätelliſche Sukzeſſion 


Der Tod der Herzogin von Nemours gab nur das Zeichen zum 
Ausbruch des Kampfes. Die Vorbereitungen hatte man ſchon lange 
getroffen. Der preußiſche Geſandte befand ſich, wie wir wiſſen, ſchon 
ſeit dem Herbſt des Jahres 1706 in Bern, um die Intereſſen ſeines 
Herren bei der Erbſchaft wahrzunehmen. Auch die franzöſiſche Partei 
war nicht müßig geweſen. Der Geſandte Ludwigs XIV., der Marquis 
de Puyſieulx, hatte ein wachſames Auge auf alles, was in der Schweiz 
vorging. 

Es fol hier der Hergang des Streites um die neuchätelliſche 
Sukzeſſion nicht in allen Einzelheiten erzählt werden!). Wir können 


1) Ausführlicher handeln über dieſen Punkt: Bourgeois, a. a. O.; 
Chambrier, Histoire de Neuchâtel; Jacottet, Musée Neuchätellois. Alle 
8 Lë 
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aber nicht ganz daran vorbeigehen, weil diefe Angelegenheit fih bald 
mit den Dingen in der Franche-Comté und der oraniſchen Erbſchaft 
verknüpft hat. 

Eine große Zahl von Bewerbern hatte ſich eingefunden. Die An⸗ 
ſprüche des preußiſchen Königs haben wir uns vergegenwärtigt !). 
Außer ihm bewarben ſich die Nachkommen der Fürſtenhäuſer, die früher 
in Neuchatel geherrſcht hatten, um die Erbſchaft ?). Da war der Baron 
Beat⸗Ignaz von Montjoie; ſeine Vorfahren waren die erſten Grafen 
von Neuchatel. Dann meldeten fih die Fürſten von Fürſtenberg, deren 
Ahnen die zweite Dynaſtie von Neuchatel gebildet hatten. Ferner die 
Nachkommen der dritten Dynaſtie, der Grafen von Hochberg. 


Hierzu kamen die Prätendenten aus dem Hauſe Neuchätel⸗Orléans⸗ 
Longueville, Madame de Lesdiguiè res, Louis Nicolas, Herzog von 
Villeroy, und der Graf Jacques de Matignon. 


Beſondere Erbanſprüche hatte aus dieſem Hauſe noch der Chevalier 
von Soiſſons, ihn hatte die Herzogin von Nemours zum Erben ein⸗ 
geſetzt; ferner der Prinz von Conti, den der Graf Johann Ludwig 1668 
zum Nachfolger beſtimmt hatte, und der Fürſt von Carignan, Herzog von 
Savoyen; alle drei hatten Erbanſprüche auf Grund von teſtamentari⸗ 
ſchen Beſtimmungen. 

Endlich kamen aus dem Hauſe Chalon-Orange noch einige Be⸗ 
werber, ſo z. B. der Herzog Leopold Eberhard von Württemberg⸗ 
Montbéliard. 

Dieſe Aufzählung erſtrebt keine Vollſtändigkeit, fie fol nur einen 
Eindruck von der Mannigfaltigkeit der Bewerbungen und der Schwierig⸗ 
keit der Verhältniſſe erwecken. 

Es kann nicht unſere Aufgabe ſein, die einzelnen Anſprüche auf 
ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen?). Wir fragen hier nur nach ihrer 


ſtützen ſich weſentlich auf Schweizer Akten. Auf Grund des Berliner Materials 
ließe ſich wohl noch manches Neue darüber ſagen. Gedrucktes Material findet 
bei Boyve, Annales Historiques de Neuchâtel et Valangin, IV- V; vgl. 
auch Tribolet, Histoire de Neuchatel. 

1) Vgl. die Tabelle im Anhang. 

2) Bei Bourgeois, a. a. O. Kapitel II, ſind die einzelnen Erbanſprüche 
näher auseinandergeſetzt. 

3) Die rechtliche Frage iſt verſchieden beantwortet worden. Bourgeois, 
und mit ihm bie meiften franzöſiſchen Forſcher, hält das Vorgehen der neus 
chätelliſchen Stände für einen reinen Gewaltakt, der von politiſchen, nicht von 
rechtlichen Erwägungen beftimmt war. Berner, 9.3. 61, weiſt in feiner 
Rezenſion des Bourgeoisſchen Buches hin auf das Buch von Schulze, Die 
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politiſchen Bedeutung. Es zeigte ſich bald, daß von allen Bewerbern 
nur der Prinz von Conti ernſtlich in Betracht kam, weil er der Kandidat 
Ludwigs XIV. war. So iſt auch die Frage der neuchätelliſchen 
Sukzeſſion letzten Endes nur im Zuſammenhange der großen Welt⸗ 
begebenheiten zu verſtehen. Auf der einen Seite ſtand der preußiſche 
König, mehr oder minder unterſtützt — wir werden davon noch zu 
handeln haben — von den Mächten der Großen Allianz, auf der andern 
Seite Ludwig XIV. 

Man kennt die engen Beziehungen der franzöſiſchen Monarchie 
zur Schweiz !). Die Franzoſen waren immer eine Art Schirmherren 
der Eidgenoſſenſchaft geweſen. Die Schweizer lieferten dem franzöſiſchen 
König dafür Truppen für ſeine zahlreichen Kriege. Man wußte in 
der Schweiz, daß die franzöſiſchen Könige am beſten bezahlten. Be⸗ 
ſonders eng ſchloſſen ſich die proteſtantiſchen Kantone an Frankreich 
an, da ſie in dieſem Staate den Vorkämpfer ihrer Glaubensfreiheit 
ſahen. Die katholiſchen neigten ebenfalls aus konfeſſionellen Gründen 
zu dem Hauſe Habsburg. Dieſe Konſtellation wandelte ſich ſeit dem 
Jahre 1685, als der franzöſiſche König das Edikt von Nantes aufhob. 
Das war für die evangeliſchen Kantone ein Grund der Abneigung und 
des Mißtrauens. Außerdem war nach der Einverleibung der Franche⸗ 
Comté die franzöſiſche Macht in zu greifbare Nähe gerückt. Die 
Schweizer fühlten ſich in ihrer Sicherheit und Freiheit bedroht, ſie 
fürchteten, namentlich die Proteſtanten, daß ſie früher oder ſpäter ein 
ähnliches Schickſal ereilen würde. Das befeſtigte Hüningen gegenüber 
Baſel dünkte fie eine Zwindburg und gemahnte fie ſtändig an den ge- 
fährlichen und mächtigen Nachbarn. 

Auf der anderen Seite hatten die katholiſchen Kantone nach einigem 
Zögern das Mailänder Kapitulat mit Philipp V., dem neuen Herrn 
von Mailand, im Jahre 1705 erneuert ?). Dieſes Mailänder Kapitulat 
war ein Bündnis von fünf katholiſchen Kantonen, denen fih noch 
einige andere angeſchloſſen hatten, mit dem Herzoge von Mailand. Es 
enthielt hauptſächlich wirtſchaftliche Beſtimmungen, war aber auch eine 
Art von Defenſivallianz. Die katholiſchen Kantone glaubten, nach den 
zahlreichen Mißerfolgen des Kaiſers in Italien diefen Schritt ver⸗ 


ſtaatsrechtliche Stellung des Fürſtenthums Neuenburg in ihrer geſchichtlichen 
Entwicklung und gegenwärtigen Bedeutung. Schulze hält das Urteil für 
rechtmäßig. ` 

1) Für das Folgende vgl. die Publikation von Boislisle, Les Suisses 
et de Marquis le Puyzieulx. Paris, 1906. 

2) Bal. Ricarda Hud, a. a. D. ©. 123 ff. 
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antworten zu können, während die reformierten Orte diefe Allianz für 
unvereinbar mit dem Neutralitätsprinzip hielten. Die politiſche Be⸗ 
deutung des Kapitulates liegt darin, daß die katholiſchen Kantone da⸗ 
durch zum ſpaniſch⸗franzöſiſchen Syſtem hinübergezogen waren. Seit⸗ 
dem herrſchte eine erbitterte Feindſchaft zwiſchen ihnen und dem Kaiſer. 

In den politiſchen Beziehungen der Schweiz zum Auslande war 
alſo ein vollſtändiges „renversement“ eingetreten. 

Der diplomatiſche Vertreter des franzöſiſchen Königs in der 
Schweiz war ſeit dem Jahre 1698 der Marquis de Puyſieulx, der 
früher militäriſcher Gouverneur von Hüningen geweſen war und die 
Verhältniſſe gut kannte. Er bekam den Auftrag, die evangeliſchen 
Schweizer Kantone wieder für Frankreich zu gewinnen, ihnen klar zu 
machen, daß ſie die Wohltaten des franzöſiſchen Königs nicht ſähen, 
und daß ſie die Gefahr, die ihnen von Habsburg drohe, unterſchätzten, 
daß der Anſchluß an Frankreich. in ihrem wohlverſtandenen Intereſſe 
liege ). Er folle die Schweizer verſichern, daß der König durchaus 
keine Abſichten auf ihr Land habe. In die neuchätelliſche Sukzeſſions⸗ 
frage wolle der König ſich nicht einmiſchen, ſolange ein franzöſiſcher 
Kandidat in Frage komme; einen Ausländer wolle er freilich nicht dulden. 
Auch ſollte der Geſandte verhindern, daß Neuchatel als vierzehnter 
Kanton in die Eidgenoſſenſchaft aufgenommen würde, damit die pro⸗ 
teſtantiſche Gegnerſchaft in der Schweiz nicht noch verſtärkt werde. 

Der ſcharfblickende Puyſieulx durchſchaute wohl die preußiſchen 
Abſichten und beſonders Metternichs Treiben. Außerdem hatte man 
im Jahre 1704 Briefe des Genfer Advokaten Du Puy aufgefangen, 
aus denen die preußiſchen Pläne ganz deutlich hervorgingen. Trotz 
aller dringenden Vorſtellungen am Hofe entſchloß ſich Ludwig XIV. 
nicht, hier ſchärfer einzugreifen. Sicher hat der ſchlechte Stand der 
großen europäiſchen Angelegenheiten lähmend auf ihn eingewirkt. Als 
die Franzoſen im Frühjahr 1707 in Spanien die Schlacht von Almanza 
gewonnen hatten, führte Puyſieulx ſofort eine andere Sprache. Er 
erklärte den Berner Geſandten bei einer Beratung auf dem Genfer 
See, der franzöſiſche König werde ſich wohl der Sache annehmen, wenn 
fih der Kanton Bern darein miſchen wollte?). So zitterten die großen 
Erſchütterungen der Welt in dem kleinen Schweizerlande nach. Die 
Niederlagen der Alliierten in dem großen Kriege hoben den Mut der 
Franzoſen und bedrohten den preußiſchen Einfluß in Neudätel. 


1) Inſtruktion für Puyſieulx, 24. Februar 1698, bei Boislisle S. 1—21. 
2) Metternichs Relation vom 28. Mai 1707. 
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Gegen die franzöſiſchen Drohungen wandte ſich der preußiſche Hof 
wiederholt an die Alliierten um Hilſe. Jetzt entſchloß ſich der Kaiſer, 
wenn auch zögernd, für die preußiſchen Rechte einzutreten. Er gab 
dem Geſandten Trautmannsdorff den Befehl, die preußiſchen Anſprüche 
zu unterſtützen !). Einen Auftrag für Trautmannsdorff, ſich nach 
Neuchatel zu begeben, konnte Bartholdi nicht erwirken; das vertrage 
ſich nicht, fo erwiderte man ihm, mit der Würde des kaiſerlichen Ge- 
ſandten. 

Auch die Generalſtaaten verhielten ſich abwartend; auf eine 
Garantie der Neutralität von Neuchatel wollten fie ſich nicht ein- 
laſſen ?). 

Mehr Erfolg hatten die Bewerbungen um den engliſchen Beiſtand. 
Die Königin erkannte die Verpflichtung auf Grund des X. Artikels 
des Subſidientraktates von 17048) an und verſah Stanyan, ben 
engliſchen Geſandten in der Schweiz, mit einer Eventualinſtruktion, 
nach der er im Falle des Ablebens der Herzogin von Nemours tat- 
kräftig für Preußen eintreten ſollte. Unmittelbar nach dem Tode der 
Herzogin ſandte der engliſche Staatsſekretär Sunderland ein Schreiben 
an Stanyan, um ihn an ſeinen Auftrag zu erinnern“). Sollten die 
Franzoſen Drohungen oder Verſprechungen machen, ſo ſolle er ebenſo 
vorgehen. Es iſt ſicher, daß die Unterſtützung des engliſchen Geſandten 
manches zum Gelingen der preußiſchen Abſichten beigetragen hat. 

Überall ſpüren wir den Einfluß der großen Weltbegebenheiten. 
Am preußiſchen Hof rechnete man nicht ſehr ſtark mit der Unterſtützung 
der alliierten Mächte, da in dem vergangenen Feldzuge nicht alles nach 
Wunſch gegangen war. Um ſo enger ſchloß ſich jetzt der preußiſche 
Hof an den Kanton Bern an. Aus dieſer Zeit iſt die Denkſchrift des 
Generals St. Saphorin, die wohl an den Kanton Bern gerichtet (RP 
Dort ſind die bekannten Gedanken ausgeführt: wenn Frankreich in 
Neuchatel herrſcht, wird der Prinz von Conti die Erbſchaft gewinnen; 
die Berner hätten bisher klug gehandelt, wenn ſie ſich gegen das fran⸗ 


1) Bartholdis Relation vom 2. Juli 1707. 

2) Schmettaus Relation vom 5. Juli 1707. 

3) Der Artitel des Vertrages iſt gedruckt bei Schulze, a. a. O. S. 261. 

4) Spanheims Relation vom 28. Juni 1707 n. St.; vgl. das Memoire 
Stanyans an Neuchatel und Valangin vom 25. Juni 1707, bei Lamberty IV, 
S. 510 ff. 

5) Undatierte Denkſchrift des Generals St. Saphorin, betitelt: „Réflexions 
et Mémoires touchant une Alliance avec le Corps Helvétique et avec les 
Cantons Evangeliques en particulier“. 
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zöſiſche Syſtem wehrten; auf die Drohungen des franzöſiſchen Geſandten 
ſolle man nichts geben. 

Bern ſtand feſt zur preußiſchen Partei. Einen Anſchluß an die 
Große Allianz hatte der Kanton abgelehnt. Trotzdem erkannte man 
wohl die Gefahr, die von den franzöſiſchen Ausdehnungsbeſtrebungen 
drohte. Der Kanton verſprach zu tun, was er könne. Er ſandte ein 
Schreiben an Valangin, um zum Durchhalten zu ermuntern. Ganz 
leicht wurde es den Schweizern nicht gemacht, ſtandhaft zu ſein; denn 
fortwährend drohte der franzöſiſche Geſandte, ſein König werde alle 
geeigneten Maßnahmen ergreifen, um ſeine gerechten Forderungen durch⸗ 
zuſetzen. Ferner verſuchte er, die katholiſchen Kantone für das fran⸗ 
zöſiſche Intereſſe mobil zu machen. Er erreichte freilich nur, daß die 
mit Neuchätel verbündeten Kantone Luzern, Freiburg und Solothurn 
gegen den Anſpruch Neudatels, die Erbſchaftsangelegenheiten allein zu 
ordnen, als gegen eine Eigenmächtigkeit proteſtierten. Eine Wirkung 
hatte das weiter nicht !). 

Der preußiſche Hof war einen Augenblick geneigt, das Eingreifen 
des franzöſiſchen Geſandten als nicht ſo harmlos anzuſehen. Für den 
Fall, daß er in der Schweiz an Boden gewinnen würde und das Ur⸗ 
teil der Trois⸗Etats zweifelhaft werden ſollte, wollte man die Sache 
bis zum Friedensſchluß verſchleppen ?). 

Deſſen bedurfte es nun nicht. Metternich bekam allmählich die 
Zügel immer mehr in die Hand. Aber es gab noch genug Wider⸗ 
ſtände zu überwinden. Obgleich die Stimmung in der evangeliſchen 
Schweiz, und beſonders in Bern, ſehr für den König von Preußen 
war, war doch die ganze Betriebſamkeit und diplomatiſche Geſchicklich⸗ 
keit eines unermüdlichen Mannes wie Metternich erforderlich, um das 
Unternehmen zum glücklichen Ende zu führen. Als er nach Bern kam, 
hatte er nicht allzuviel Anhang in Neuchatel. Aber durch dauerndes 
Bearbeiten, und vor allem durch reichliche Geldſpenden, „Verehrungen“, 
wie man fih ausdrückte, zog er einen nach dem anderen zu fic) ber, 
über. Man fab ihn oft an den Ufern des Neuchäteller Sees ſpazieren 
gehen, angeblich, um dort ein Grundſtück zu kaufen, in Wirklichkeit, 


1) Metternichs Relation vom 31. Juli 1707; Puyſieulx an Neuchstel, 
10. Oktober 1707, bei Lamberty IV, S. 521; Metternichs Relation vom 
18. September und 14. Oktober 1707. 

2) Reſkript an Bondely vom 23. Juli 1707: auch ſpäter, kurz vor der 
Wahl, tauchte dieſer Gedanke auf; val. Reſkript an Metternich vom 28. Oktober 
1707. 
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um mit feinen Anhängern Beratungen abzuhalten !). Ludwig XIV. 
ließ damals das Gold reichlich nach der Schweiz ſtrömen. Jeder ein⸗ 
flußreiche franzöſiſch geſinnte Beamte bezog damals eine Penſion von 
dem König. Metternich zahlte denen, die er für ſich gewann, im 
Namen des preußiſchen Königs das Doppelte. So bekam er die ent⸗ 
ſcheidenden Männer in ſeine Hand. Es iſt ganz unglaublich, was den 
preußiſchen König die Erwerbung von Neuchatel an Beſtechungsgeldern 
gekoſtet hat?). Ferner verſtand er es, durch geſchickte Maßnahmen die 
franzöſiſchen Prätendenten untereinander zu entzweien. Ein ernſtlicher 
Bewerber, der Prinz von Carignan, wurde mit einer Geldſumme ab⸗ 
gefunden“). Von den übrigen kam bald nur noch der Prinz von 
Conti, der Kandidat Ludwigs XIV., in Betracht. Auch das Tribunal 
von Neuchätel ſetzte ſich ſchließlich faſt ausnahmslos aus Männern zu⸗ 
ſammen, die der preußiſchen Partei angehörten, ſo daß der Ausgang 
nicht mehr zweifelhaft ſein konnte. Der franzöſiſche Geſandte ſchien 
dieſem Treiben gegenüber ganz ohnmächtig zu ſein. Je länger, deſto 
mehr beherrſchte Metternich das Feld. Die anderen Bewerber zogen 
ſich ſchon vor dem Urteil zurück. Am 3. November 1707 erkannte 
das neuchätelliihe Tribunal, daß der König von Preußen der recht⸗ 
mäßige Beſitzer der ſouveränen Grafſchaft Neuchatel und Valangin ſei, 
und Metternich nahm die Huldigung für ihn in Empfang ). 

Mit einem erleichterten Aufatmen berichtete er das Gelingen des 
mühevollen Werkes nach Berlin, und in der Tat, hier war ein wirk⸗ 


1) Boislisle, a. a. O. S. XCVIII, La Chapelle à Torey, 17. Sep⸗ 
tember 1706. 

2) Hierüber vgl. Bourgeois, a. a. O., Boislisle, a. a. O. 

3) Geheimer Vertrag vom 16. Oktober 1707. Vgl. Robert, Musée 
Neuchätelois, Bd. 46, 1909, S. 37 ff.: „La renonciation du prince de 
Carignan en. faveur du Roi de Prusse.“ 

4) Das Urteil ift gedruckt bei Schulze S. 262 ff. Schulze ift der Meinung, 
daß die Rechtsanſprüche des preußiſchen Königs am beften begründet waren, und 
polemiſiert gegen die Forſcher, die das Urteil der Trois⸗Etats lediglich für einen 
politiſchen Akt halten. Richtig iſt an dieſer Meinung ſicher, daß die Rechte des 
preußiſchen Königs beſſer fundiert waren, als die franzöſiſchen Gelehrten zugeben 
wollen. Das ſchließt aber nicht aus, daß das Urteil nach politiſchen Geſichts⸗ 
punkten gefällt worden iſt. Man darf wohl behaupten, daß der preußiſche König 
nicht Herr von Neuchatel geworden wäre, wenn die Franzoſen nicht die Franche⸗ 
Comté erobert hätten. Ohne die Abkehr vom franzöſiſchen Syſtem, die ſich in 
Neuchatel durch die Wirkſamkeit des alien Kanzlers Montmollin anbahnte, iſt 
das Urteil vom 3. November 1707 undenkbar, und ſelbſt bei der günſtigen 
Stimmung bedurfte es noch der geſchickten Diplomatie des Grafen Metternich 
und großer Summen von Beſtechungsgeldern, um zum Ziele zu kommen. 


122 Wolfgang Peters [122 


lider Erfolg errungen. Die preupifde Krone dankt ihn zum allers 
größten Teile dem diplomatiſchen Geſchick und der raſtloſen Tätigkeit 
ihres Berner Gefandten. Im Rahmen der nun einmal vom preuft- 
ſchen Hof inaugurierten Politik bedeutet die Erwerbung von Neuchatel 
ſicher eine wichtige Etappe. In dem langen und mühſeligen Kampf 
um die oraniſche Erbſchaft hatte man an einer Stelle wenigſtens feſten 
Fuß gefaßt, und bald tauchten die weitergehenden Pläne einer Ab⸗ 
rundung in der Franche-Comté als Aquivalent für die dort gelegenen 
oraniſchen Güter wieder auf. 

Die Erwerbung war freilich noch nicht geſichert. Das kleine, iſo⸗ 
lierte, von der preußiſchen Machtbaſis weit entfernte Land mußte 
gegen den mächtigen franzöſiſchen Nachbarn wirkſam geſchützt werden. 
Schon früh tauchte der Plan auf, das Land zu neutraliſieren. Er 
wurde jetzt wieder aufgenommen 1), zumal die Gefahr drohend zu 
werden ſchien. 

Die beinahe paſſive Haltung, die der franzöſiſche König gegenüber 
dem Gange des neuchätelliſchen Sukzeſſionsſtreites angenommen hat, 
kann Wunder nehmen. Sein Geſandter Puyſieulx hatte ihn oft genug 
auf die Gefahr hingewieſen?). Man wird nicht irren, wenn man 
dieſe Untätigkeit mit der bedrängten Lage des Königs in Verbindung 
bringt. Die ſchweren Niederlagen der franzöſiſchen Heere lähmten die 
Stoßkraft der Diplomatie, und Graf Metternich hätte trotz aller Ge⸗ 
ſchicklichkeit die preußiſchen Anſprüche wohl nicht durchſetzen können, 
wenn Frankreich einen Teil ſeiner Macht wirklich auf die Erhaltung 
der Stellung im Südoſten hätte konzentrieren können. Dazu wäre 
die Unterſtützung der alliierten Mächte nicht ſtark genug geweſen. So 
war es wirklich faſt, wie Saint Simon ſagt, „qu'un tiers sans droit 
mangea l’huître et donna les écailles aux prétendants“ 9). 

Jetzt ſchien es aber, als ob Frankreich aus ſeiner bisherigen 
Zurückhaltung heraustreten würde. Die Neutraliſierung Neuchätels 
war noch der Gegenſtand eines langen Streites, in dem die junge Cr- 
werbung des preußiſchen Königs ernſtlich gefährdet wurde. 


1) Reſkript an Bondely vom 23. Juli 1707. Dort heißt es: „Il seroit 
facile méme de stipuler alors une Neutralité perpétuelle pour le pais de 
Neufchatel, de maniére que si & l'avenir il arrivoit une nouvelle guerre 
entre moy et la France, le dit pais n'y seroit nullement compris... .“ 

2) Boislisle, a. a. O. passim. 

3) Memoires VI, S. 107—108, zitiert bei Bois lis le. 
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Fünftes Kapitel 
Schwierigkeiten der neuen Stellung 


Unmittelbar nach der preußiſchen Beſitzergreifung hatte Ludwig XIV. 
den Handel zwiſchen der Franche⸗Comté und Neuchatel geſperrt. Bald 
hörte man in der Schweiz, daß fih in der Franche-Comté gegenüber 
Neuchatel ſtarke franzöſiſche Truppen anfammelten !). In Bern 
dauerten die franzöſiſchen Umtriebe fort. Man ſuchte die Berner ſogar 
zu hindern, dem preußiſchen König einen Glückwunſch für die Er⸗ 
werbung Neuchatels auszuſprechen. Puyſieulx forderte den Kanton auf, 
nur einen franzöſiſchen Souverän in Neudâtel anzuerkennen, und es 
bedurfte der ganzen Autorität Bondelys, des Vertrauten des preußi⸗ 
ſchen Königs, um dieſe Anſchläge zu durchkreuzen. 

Angeſichts dieſer bedrohlichen Lage empfing Metternich Ende 
November die Abgeſandten der Stadt Bern bei ſich, um mit ihnen 
über Gegenmaßregeln zu beraten?). Er ſchlug ihnen vor, ſofort 
200 Mann nach Neuchatel zu werfen und ein gutes Wachſyſtem für 
die Miliz einzurichten, ſo daß ſie jederzeit zum Schutz der Stadt aus⸗ 
rücken könnte. Da die Handelsſperre eine Feindſeligkeit bedeute, müſſe 
man von Frankreich eine Neutralitätserklärung verlangen und gegen 
die Verſammlung der katholiſchen Kantone in Luzern eine Gegen⸗ 
verſammlung der evangeliſchen einzuberufen. Die Geſandten nahmen 
die Wünſche des preußiſchen Miniſters einſtweilen ad referendum. 
Die Ausrüſtung einer Miliz von 1200 Mann ſagten ſie zu. Der 
preußiſche Hof dachte auch daran, aus Italien preußiſche Truppen zum 
Schutz von Neuchatel heranzuziehen, aber Metternich follte von ſeiner 


1) Bourgeois, a. a. O. S. 82 ff., hat dieſen Punkt ganz außer acht ge⸗ 
laſſen. Die preußiſchen Maßnahmen trugen in dieſer Zeit einen weſentlich 
defenfiven Charakter. B. betont, daß Neuchatel ohne weiteres in die Neutralität 
der Eidgenoſſenſchaft mit einbegriffen war. Ganz richtig; aber wer bot die 
Garantie, daß Ludwig XI V. diefe Neutralität jetzt auch wirklich anerkannte? 
Er hätte eingreifen können, nur um die Ordnung in ſeinem Sinne wieder her⸗ 
zuſtellen. Der Rechtstitel als ſolcher iſt noch kein Schutz gegen einen Angriff, 
am wenigſten bei einem Gegner wie Ludwig XIV. Daß der preußiſche König 
damals mit Vergrößerungsabſichten geſpielt hat, glaube auch ich, nur beſtreite 
ich, daß ſie bei den Rüſtungen mitgeſprochen haben. Zu konkreten Maßnahmen 
haben ſich dieſe Pläne kaum verdichtet. 

2) Relation Metternichs vom 21. November 1707, beiliegend ein ,Mémoire 
remis par S. E. Monsieur le Comte de Metternich, à Messieurs les 
Ambassadeurs de Berne“. 


124 Wolfgang Peters [124 


Erlaubnis, die Truppen nach Neuchatel zu berufen, nur bei dringender 
Not Gebrauch machen!). 

Die Stimmung in Bern war gut. Man ließ ſich durch die 
franzöſiſchen Drohungen nicht abhalten, zu tun, was man für das 
eigene Intereſſe und das Neuchätels für nützlich hielt. Die Miliz 
wurde für alle Zwiſchenfälle bereitgehalten, die verlangten 200 Mann 
Sauvegarde gingen nach Neuchatel ab, diplomatiſche Schritte wurden 
in Zürich und Solothurn eingeleitet, endlich berief man eine Tag⸗ 
ſatzung der evangeliſchen Kantone nach Langenthal auf den 12. Dezember. 
Villading und Tſcharner, die beiden Männer, die vor einem Jahre im 
Auftrage der Friedenskommiſſion mit Metternich verhandelt hatten, 
wurden als Abgeordnete auserſehen. Geſchloſſen trat alſo Bern für 
die preußiſchen Intereſſen ein. 

Die Ziele der preußiſchen Politik ſind in dieſer Zeit nicht ganz klar 
zu erkennen. Puyſieulx argwöhnte, daß der preußiſche König Neu⸗ 
dâtel nur erworben habe, um von dort aus den Alliierten ein Gin- 
fallstor nach Frankreich zu eröffnen. Um dieſer Gefahr vorzubeugen, 
erklärte er fic) bereit, über eine ehrliche Neutralität zu verhandeln ). 
Man wird Puyſieulx' Meinung nicht ganz zurückweiſen können, ob⸗ 
gleich Preußen fih gerade jetzt ernſtlich um die Neutralität Neuchätels 
bemühte. Das iſt das Merkwürdige, daß der preußiſche Hof eine 
doppelſeitige Stellung einnehmen zu können glaubte, obgleich er die 
Widerſprüche teilweiſe ſelbſt erkannte. Denn man hatte den Neudâtellern 
verſprechen müſſen, das Land in ſeiner Neutralität zu belaſſen. Gleich⸗ 
zeitig liebäugelte man mit einem Einfall in Burgund und der Ver⸗ 
größerung in der Franche⸗Comté. Man fürchtete für die Sicherheit 
des Landes, das jederzeit von Frankreich angegriffen werden konnte, 
und erwog faſt in demſelben Augenblick, im Verein mit den Schweizern 
das Land in den Strudel des Krieges hineinzuziehen. Beide Ten⸗ 
denzen beſtehen nebeneinander ?). Für den Augenblick aber trat an= 
geſichts der franzöſiſchen Gefahr das Neutralitätsbedürfnis ſtärker her⸗ 


1) Reſkript an Metternich vom 22. November 1707. Der Führer der 
preußiſchen Truppen in Italien, der General von Stillen, lehnte ſpäter einen 
Marſch nach Neuchatel als unmöglich ab. 

2) Vgl. Montmollins Brief an den Kanton Bern bei R. Huch, a. a. O. S. 222. 

3) Wie ſehr die Abſichten der preußiſchen Politik ſchwankten, ſieht man 
z. B. aus dem Reſkript an Metternich vom 5. Januar 1708, in dem ausdrücklich 
im Gegenſatz zu vielen früheren Außerungen ein Hineinziehen der Schweizer in 
die große Politik im Sinne St. Saphorins abgelehnt wird, weil da gerade die 
Neutraliſierung als dringendſtes Erfordernis empfunden wurde. 


125] Die Franche⸗Comté, Neuchatel und die oraniſche Sukzeſſion ufm. 125 


vor. Es kam jetzt darauf an, was die Tagſatzung von Langenthal 
feſtſetzen würde. Dieſe Tagſatzung erfüllte nun die Hoffnungen der 
Berner und des preußiſchen Königs nicht!). Die anderen evangeliſchen 
Kantone, beſonders Zürich, beſtanden auf einer allgemeinen Tagſatzung 
aller Schweizer Kantone in Baden. Bern machte mit Recht darauf 
aufmerkſam, daß ein Hineinziehen der katholiſchen Kantone den Ab⸗ 
ſchluß nur erſchweren würde; aber umſonſt. Schließlich wandten ſich 
die evangeliſchen Kantone, ohne Hinzuziehung der katholiſchen, an 
Puyſieulx um eine Erklärung. Die Antwort des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten lautete beunruhigend. Es ging daraus hervor, daß Frankreich 
gar nicht daran dachte, Neuchatel in eine Linie mit den anderen Kan⸗ 
tonen zu ſtellen, und ſich alle weiteren Schritte vorbehielt. 

Durch dieſe Antwort war die Unſicherheit nur noch geſteigert 
worden. In Bern gab es eine ganze Zahl „Übelgeſinnter“, vor- 
ſichtiger Männer, die auf keinen Fall mit Frankreich brechen wollten. 
Dieſe hatten es verſtanden, die Bewilligung der von Neuchatel ge⸗ 
forderten Hilfe noch immer zu verhindern. Als aber Puyſieulx's Aus⸗ 
laſſung in Bern bekannt wurde, beſchloß man alsbald, die erbetenen 
4000 Mann bereitzuſtellen ?). Gleichzeitig boten die Berner dem Könige 
von Frankreich die Neutralität von Neuchatel an. 

Der franzöſiſche König mag über die kaltblütige Politik der 
Schweizer und namentlich Berns erſtaunt geweſen ſein. Er hatte 
wohl darauf gerechnet, daß die militäriſche Drohung genügen würde, 
um die Schweizer ſeinem Willen gefügig zu machen. Der unerwartete 
Widerſtand aber machte ſeine Pläne zunichte. Es blieb ihm jetzt nichts 
weiter übrig, als ſich mit Anſtand aus der Sache zurückzuziehen. 
Denn auf einen wirklichen Angriff auf Neuchätel hatte er es nicht ab⸗ 
geſehen. Nach dem Spruch vom 3. November 1707 hatte er ſeine Hal⸗ 
tung gegenüber den Schweizern nicht geändert. Dieſe Mäßigung des 
Königs hat das Lob der franzöſiſchen Hiſtoriker gefunden?). Man 
muß hinzufügen, daß ſie unter den obwaltenden Umſtänden einfach 
geboten war. Der König durfte es nicht wagen, angeſichts der Er⸗ 
folge der Großen Allianz ſich noch einen weiteren Gegner zuzuziehen, 
und er ſah bei dem Gang der Dinge wohl ein, daß die Schweizer 
entſchloſſen waren, ihre Selbſtändigkeit zu wahren. Auch hatte er ein 


1) Vgl. R. Huch, a. a. O. S. 218 ff., ferner St. Saphorin an Wartenberg, 
14. Dezember 1707. 

2) Die Entſendung geſchah am 21. Januar 1708, als die Gefahr noch 
drohender geworden war. 

3) Vgl. Bourgeois, a. a. O., Boislisle, a. a. O. 
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großes Intereſſe daran, einen Einfall in die Freigrafſchaft durch die 
Schweiz zu vermeiden. Sollte er da vorangehen und den Gegnern 
den Weg weiſen? 

Die Überzeugung, daß der franzöſiſche König nichts Kriegeriſches 
gegen Neuchatel und die Eidgenoſſenſchaft unternehmen würde, griff 
bald am preußiſchen Hofe Platz. St. Saphorin legte die eben an⸗ 
geführten Gründe in einem Schreiben an Wartenberg ausführlich 
dar!). Seiner Meinung nach hing das Schickſal der ganzen Frage 
davon ab, ob die Alliierten ſchnell genug herankämen und die günſtige 
Lage ausnutzten. | | 

Aber wenn auch der franzöſiſche König im Prinzip zur Gewährung 
der Neutralität entſchloſſen war, ſo zog er die Sache zunächſt noch in 
die Länge. Er antwortete den Bernern, daß er jetzt bei der drohenden 
Haltung Metternichs und des Kantons die Neutralität nicht mehr ge⸗ 
währen könne. Außerdem ſchlug er den Schweizern vor, Neuchatel 
bis zur endgültigen Regelung der Erbſchaftsfrage, natürlich in ſeinem 
Sinne, in Sequeſter zu nehmen. Die Berner lehnten das ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ab, weil damit der preußiſche Beſitz wohl für immer vereitelt 
worden wäre. Puyſieulx verwies auf die bevorſtehende Tagſatzung in 
Baden, wo man ſich weiter über die Sache unterhalten könne. 

Dieſe Verſchleppungspolitik ſollte ſicher dem franzöſiſchen Könige 
einen anſtändigen Rückzug aus dem Handel ermöglichen. Hier bot ſich 
aber noch eine Ausſicht auf Erfolg. Denn fo lange Neuchatel nicht 
geſichert war, mußte Bern konſequenterweiſe wegen der franzöſiſchen 
Drohungen ſeine Truppen im Lande laſſen und unterhalten, ja, ſie 
vielleicht noch verſtärken. Dann würde der Kanton vielleicht, der Koſten 
müde, ſeine Truppen zurückziehen, ſo daß Frankreich erneut einen 
Einfluß geltend machen konnte. So hatte dieſe Maßnahme des fran⸗ 
zöſiſchen Königs zwei Seiten *), 

Die Unter haltungskoſten waren in der Tat für Bern nicht gering. 
Sofort bei der Abſendung erhoben ſich derartige Bedenken. Sie kehrten 
verſtärkt wieder und gaben zu ernſten Befürchtungen Anlaß“). 


1) Reſkript an Metternich vom 3. Januar 1708, St. Saphorin an Warten⸗ 
berg, 4. Januar 1708. 

2) R. Huch betont nur die eine Seite, nämlich das Beſtreben des Königs, 
„ſich ohne Übereilung mit Anſtand aus dem Handel zurückzuziehen“. 

3) Der Kanton Bern unterhielt fpäter ungefähr 4500 Mann in Neuchätel. 
Er war nicht willens, ſie lange da zu belaſſen, wenn die Koſtenfrage nicht zur 
Zufriedenheit entſchieden würde. Um ihn bei gutem Willen zu erhalten, ſchrieb 
der preußiſche König am 14. Januar einen Brief, worin er ſich für die Hilfe 
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Dieſe unhaltbaren Zuſtände ſollten auf der Tagſatzung in Baden 
beſeitigt werden. Von preußiſcher Seite war der Advokat Purry 
inoffiziell in Baden, außerdem St. Saphorin und ſeine Freunde. Sie 
hatten die Aufgabe, auf alle Weiſe zu verhindern, daß die Kantone 
Neudatel in Sequeſter nähmen. 

Die Tagſatzung in Baden verlief ebenſowenig nach dem Wunſche 
des preußiſchen Königs und des Kantons Bern wie die Langenthaler !). 
Namentlich die katholiſchen Orte machten Schwierigkeiten. Sie fühlten 
ſich durch die Erledigung der Erbſchaftsangelegenheit ohne ihre Mit⸗ 
wirkung in ihren Rechten beeinträchtigt und hatten nicht übel Luſt, 
die ganze Angelegenheit wieder aufzurollen. Auf jeden Fall wollten 
ſie nur einer Neutralität zuſtimmen, die unbeſchadet aller fremden 
Rechte, alſo ihrer eigenen und der der franzöſiſchen Prätendenten, 
beſtünde. N 

Von den evangelifden Kantonen ftand Zürich jetzt feft zu Bern. 
Das Anſinnen des franzöſiſchen Geſandten, Neuchatel in Sequeſter zu 
nehmen, lehnten beide Kantone nachdrücklich ab, und die anderen evan⸗ 
geliſchen Kantone ſchloſſen ſich dem an. „Ils sont tous aussi fermes, 
qu'ils l'ayent jamais esté“, berichtete Purry, „Zurich et Berne ont 
fait des merveilles“ ). 

Metternich war nicht fo zuverſichtlich. Wenn das Segqueſter be- 
ſchloſſen würde, ſchrieb er an Wartenberg“), fet Neudatel für immer 
verloren. Die Sache laſſe ihn jetzt nicht zur Ruhe kommen. Die 
Hauptgefahr ſah er in der Unſicherheit der preußiſchen Politik, die von 
jedem beraten wurde und allen Einflüſſen geneigt war. Die Befehle 
des Hofes kamen immer, wenn die Lage bereits ganz andere Maß⸗ 
nahmen erforderte. Auch die preußenfeindlichen Umtriebe in Neuchatel 
erfüllten ihn mit Beſorgnis. 

Der Verlauf der Badener Tagſatzung gab ihm Recht. Die Kan⸗ 
tone baten den franzöſiſchen König, die Handelsſperre gegen die Schweiz 
aufzuheben und den „Neuenburger Ruheſtand“ nicht zu ſtören. Da⸗ 


bedankt und der Hoffnung Ausdruck gibt, daß Frankreich ſich bald zu einem 
Abkommen bereit finden laſſen werde. 

1) Vgl. R. Huch, a. a. O. S. 225 ff. Einige Schriftſtücke find gedruckt im 
Theatrum Europaeum XVIII, S. 285 ff., Lamberty, a. a. O. V, S. 64 ff. 
Außerdem ſind die Berichte Purrys an Wartenberg benutzt. Eine eingehende 
Darſtellung aller dieſer Tagſatzungen wäre ſehr zu wünſchen, da ſie ſehr deutlich 
die verſchiedenen teils übereinſtimmenden, teils ſich widerſprechenden Tendenzen 
zeigen. 

2) 21. Januar 1708. 

3) 24. Januar 1708. 
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von, daß Neudätel ein Glied der Eidgenoſſenſchaft fet, und von ber 
Anerkennung der preußiſchen Rechte war nicht die Rede. Der Berner 
Rat war nicht geſonnen, ſich damit zu begnügen. Er erklärte, auf der 
unbedingten Neutralität von Neuchätel und der Aufnahme in die Eid- 
genoſſenſchaft beſtehen zu müſſen. Puyſieulx aber hatte das Projekt 
gegen den Willen der Berner, ohne deren Ratifikation, an ſeinen König 
geſchickt und verweigerte jetzt jede Anderung. Ein ſpäterer Proteſt 
Berns fand nur bei Zürich Unterſtützung, die anderen evangeliſchen 
Kantone verhielten ſich neutral, Glarus trat ſogar auf franzöſiſche 
Seite. 

So war die Lage für den preußiſchen Hof wenig ausſichtsvoll. 
Als letzte Rettung griff er wieder zu dem oft angewandten Mittel, die 
fremden Höfe um Hilfe anzugehen. St. Saphorin riet, in London 
und im Haag um Subſidien für die Berner Truppen zu bitten. Der 
preußiſche Hof verſprach ſich nicht allzuviel von ſolchem Schritte, aber 
ein Verſuch wurde gemacht. Schmettau bekam den Auftrag, dem 
Ratspenſionarius die preußiſchen Wünſche vorzuſtellen. Jetzt ſei die 
Gelegenheit, die Schweizer zum Anſchluß an die Große Allianz zu be⸗ 
wegen; es könne in die Franche-Comté eine „empfindliche Diverſion“ 
gemacht werden. Daran ſchloß ſich die Bitte um Subſidien. 

Man erſtaunt, wenn man dieſe Begründung lieſt. Es mag ſein, 
daß die Diverfion in der Franche-Comté aus taktiſchen Rückſichten in 
den Vordergrund geſchoben wurde. Der innere Widerſpruch iſt aber 
trotzdem vorhanden und tritt deutlich hervor. Die ganze Aktion bei 
den Seemächten wurde begonnen, um in der Schweiz Ruhe zu ſchaffen. 
Die geheimſten Abſichten aber gingen auf einen Einfall in die Franche⸗ 
Comté und — fo fügen wir vorgreifend hinzu — auf eine Gebiets- 
erweiterung !). 

Am 26. Januar hatte Schmettau eine Unterredung mit dem 
Ratspenſionarius. Er wies darauf hin, daß die Berner Truppen in 
Neuchatel eine ganze Anzahl franzöſiſcher Regimenter in der Franche⸗ 
Comté ſeſthielten. Man müſſe mit den Schweizern ein Bündnis 
machen, um die Franche-Comté zu beſetzen. Wenn man dieſe Gelegen⸗ 
heit vorübergehen laſſe, würden ſich die evangeliſchen Kantone wieder 
ganz an Frankreich anſchließen. Der Ratspenſionarius meinte, die 
Franzoſen würden wohl keinen Angriff machen, nachdem Bern den 


1) Dieſe Frage werde ich ſpäter einer beſonderen Betrachtung unterziehen. 
Weil aber beide Fragen innerlich ſo eng zuſammenhängen, war es nötig, ſie 
hier bereits zu ſtreifen. 
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Schutz von Neuchätel übernommen habe. Außerdem glaube er nicht, 
daß ſich die evangeliſchen Kantone zu irgend etwas verpflichten würden. 
Er riet auch davon ab, die preußiſchen Truppen aus Italien nach der 
Schweiz zu ziehen; am beſten wäre, man ſuche zu einer vorteilhaften 
Neutralität zu kommen, denn Subſidien könne die Republik nicht in 
Ausſicht ſtellen. Im ganzen geſehen, war das eine runde Abſage. 
Der Ratspenſionarius hatte keine Luſt, ſich für das Intereſſe des 
Königs von Preußen feſtzulegen. Von dem Nutzen einer Diverſion 
in die Franche-Comté verſprach er ſich nicht viel. 

Anders der engliſche Hof. Zwar lehnte auch er es ziemlich deutlich 
ab, Subſidien zu zahlen, aber entſprechend dem aktiveren Charakter 
ſeiner Politik überhaupt rieten die Miniſter, auf keinen Fall ſich auf 
eine Neutralität einzulaſſen, da ein ſolcher Schritt die Alliierten eines 
Vorteils gegenüber Frankreich berauben würde !). Man fet bereit, 
Subſidien für die 4000 Mann und ſelbſt für mehr zu zahlen, ſofern 
ſie offenſiv handeln würden. Vergeblich wandte Spanheim ein, daß 
die Berner doch durch ihre bloße Anweſenheit in Neuchätel die fran⸗ 
zöſiſchen Truppen in der Franche-Comté vom Hauptkriegsſchauplatz 
abzögen und ſo poſitiv an der gemeinſamen Sache mitwirkten. Ver⸗ 


1) Spanheim an den König, 6./17. Januar 1708. Sunderland an Span⸗ 
heim, 5./16. Januar 1708: „Jay présenté à la Reine le Mémoire de Votre 
Excellence en datte du 4e de ce mois, et Sa Majesté m'a commandé de 
vous dire pour Réponçe qu'Elle aura tousjours fort à cœur tout ce qui 
regarde les Interests d'un aussi bon Allié que le Roy de Prusse: Elle a 
été bien aise d’appendre les Résolutions vigoureuses du Canton de Berne, 
et Elle reconnnoist combien cette Conjuncture est favorable au Roy de 
Prusse et aux Alliés pour attaquer la France dans la partie la plus 
sensible. Outre le grand avantage qui en reviendroit à la Cause Com- 
mune en général, Sa Majesté Prussienne se touveroit par là en état de 
pousser ses justes Prétensions dans la Franche Comté; C'est pourquoy 
la Reine espère que le Roy de Prusse réfléchissant là dessus selon sa 
sagesse accoutumée ne prêtera pas l'oreille à une Neutralité qui oteroit 
toute espérance de profiter d'une occasion si favorable; et pourveu que 
la Neutralité ne soit point acceptée la Reine est toute prête de convenir 
avec le Roy de Prusse et les Etats Généraux, d'une Proportion raison- 
nable de Subsides non seulement pour la Subsistance et la Solde des 
quatre mille hommes déjà prêtés par le Canton de Berne, mais aussi 
d'aucun plus grand nombre qu’ils voudront fournir, et qu'on jugera con- 
venable pour agir offensivement contre la France dans un endroit si 
foible et si exposé, car à moins que d'entretenir un nombre suffisant 
pour agir d'une manière offensive, ce ne seroit en effet qu'une Neu- 
tralité de Dépence . . .“ | 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. | | 9 
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geblich verſuchte er, die Miniſter davon zu überzeugen, daß dies der 
einzig mögliche Weg ſei, die Schweizer langſam für den Gedanken 
einer Offenſive zu gewinnen, daß ſie dann allmählich den Geſchmack 
bekommen würden. Vergeblich forderte er eine Unterſtützung durch 
Subſidien auf Grund der früheren Bündniſſe, die England zu einer 
Hilfeleiſtung für die Behauptung Neuchätels verpflichteten. Die engli- 
ſchen Miniſter blieben einſtweilen auf ihrem Standpunkt ſtehen, und 
damit war die Subſidienfrage vorläufig praktiſch erledigt. 

Alle dieſe Verhandlungen fanden ohne die Kenntnis der Badener 
Beratungen ſtatt. Ein helles Schlaglicht auf die preußiſche Politik 
wirft das Reſkript, in dem Metternich das Ergebnis der Schritte in 
London und im Haag mitgeteilt wurde 1). Er ſollte in der Schweiz 
allerorts bekannt geben, daß der preußiſche König in ſeinem eigenſten 
Intereſſe für die Neutralität eintreten müſſe; aber er würde auf dieſe 
günſtigſte Löſung verzichten, wenn es etwa im Intereſſe der gemein⸗ 
ſamen Sache erforderlich oder wünſchenswert ſein ſollte, daß von der 
Schweiz her ein Angriff auf die Franche-Comté gemacht werde. Dann 
ſtelle er aber an die Alliierten zwei Bedingungen; erſtens, daß ihm 
auf jeden Fall der Beſitz von Neuchatel garantiert werde, und zweitens, 
daß die Neuchäteller Untertanen für alle Schäden, die aus dem Kriege 
entſtehen würden, entſchädigt würden. Trotz des Widerſpruches, den 
viele Schweizer erheben würden, ermuntere der preußiſche Hof die 
Schweizer zur Offenſive. 

Dieſer Plan ſtellt ſich als ein Verſuch dar, die beiden wider— 
ſprechenden Tendenzen miteinander zu verſöhnen und die eigenen Er: 
oberungsabſichten mit dem Scheine der Uneigennützigkeit zu umgeben. 
Er ſuchte den Schweizern für eine gewiſſe Summe von Subſidien die 
ganze Arbeit und die ganze Verantwortung für den Einfall auf⸗ 
zubürden. Sieht man näher zu, fo erweiſt er fih als eine arge Ber- 
kennung des politiſch Möglichen. Seine Annahme war von vornherein 
ausgeſchloſſen. 

Verhielten fid die Schweizer jetzt pafftv, dann war das Land den 
Franzoſen preisgegeben, da die Seemächte nichts dafür taten. Aber 
die politiſche Lage war dem preußiſchen Könige günſtig. Frankreich 
hatte, wie wir ſahen, kein Intereſſe daran, die Dinge in der Schweiz 
aufzurühren, und die Schweizer wollten nicht noch einmal einen Fehler 
machen wie bei der Preisgabe der Franche-Comté im Jahre 1668. 


1) 6. Februar 1708. 
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Sie waren entſchloſſen, die Grafſchaft Neudâtel in ihr Land auf- 
zunehmen, zur Sicherheit beider. Bern hatte dabei eine führende 
Stellung. 


Sechſtes Kapitel 
Die Neutraliſierung Neuchätels 


Die preußenfreundliche Partei in Bern war nicht geſonnen, ſich 
bei der Überrumpelung des franzöſiſchen Geſandten zu beruhigen ). 
Sie forderten mehrere Anderungen in dem Entwurfe; es ſollte darin 
unbedingt aufgenommen werden, daß Neuchätel Glied der Schweizer 
Eidgenoſſenſchaft und ewig neutral ſei, weil es mit einigen Kantonen 
alliiert und verburgrechtet ſei. Bern war alſo entſchloſſen, an der 
Seite des preußiſchen Königs den Kampf um die Neutralität von 
Neuchätel zu Ende zu führen. Die „Wohlgeſinnten“ waren überzeugt, 
daß Frankreich angeſichts der 4000 Berner in Neuchatel keinen Angriff 
wagen würde. Die Entſchloſſenheit des Kantons iſt um ſo höher an⸗ 
zuſchlagen, als die Koſtenfrage bisher noch nicht geregelt war. 

Diefer Punkt wurde nun von Tag zu Tag ſchwieriger, haupt- 
ſächlich infolge der Verſchleppungspolitik Frankreichs und der katholiſchen 
Kantone. Die Unterhaltung der Truppen koſtete täglich über 1000 Taler, 
und ein Ende dieſes Zuſtandes war noch nicht abzuſehen. Auch der 
preußiſche Hof hatte ſich über dieſe Frage noch nicht recht vernehmen 
laſſen. Da kann es nicht wundernehmen, daß der Kanton dieſer 
Koſten allmählich müde wurde und auf eine Löſung der Dedungs- 
frage drängte. 

So war Metternich, der hierüber keine genaueren Inſtruktionen 
hatte, in ziemlicher Verlegenheit, als am 27. Februar Steiger, Bird, 
berger und der General Tſcharner zu ihm kamen, um ihn über dieſe 
Frage zu ſondieren. Sie baten, der König möchte doch den Vertrag 
vom 6. Januar 1708 wegen des Pulvers und Bleis für den Krieg- 
fall ratifizieren, denn die Koſten würden ziemlich hoch ſein. Metternich 
ſah wohl, daß ſie auf dieſem Umwege die Haltung des preußiſchen 
Hofes in der ganzen Entſchädigungsfrage ergründen wollten. Er 
richtete ſeine Antwort ſo ein, daß ſie den preußiſchen Hof zu nichts 
verpflichtete und den Schweizern auch nicht alle Hoffnung nahm. Er 
verſicherte ſie des Wohlwollens des preußiſchen Hofes und erklärte, der 


——— 


1) Vgl. Schweizer, Geſchichte der ſchweizeriſchen Neutralität S. 419 ff., 
Frauenfeld, 1895, R. Huch, a. a. O. Für die Vorgänge in Bern ſind haupt⸗ 
ſächlich die Bondelyſchen Relationen benutzt. 

9 * 
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preußiſche König werde immer alle Traktate einhalten und für das 
Beſte der Schweiz in allen Gefahren ſorgen. Er ſei auf dem Wege, 
mit den Alliierten einen Vertrag über die Schweiz abzuſchließen, worin 
alle Fragen geregelt werden ſollten. 

Metternich verſtand die Kunſt des Hinhaltens trefflich. Es war 
auch das einzige Auskunftsmittel in dieſer ſchwierigen Lage. Ebenſo 
richtete der König ein Schreiben an den Kanton Bern, das eigentlich 
nur. aus ſchönen Worten beſtand und darauf hinauslief, daß der Kanton 
im eigenſten Intereſſe feine Truppen in Neuchätel laffen ſolle ). Der 
Hof ſah überhaupt die Neutraliſierungsfrage viel gleichgültiger an als 
Metternich. Auch St. Saphorin ſchätzte die Gefahr viel geringer ein. 
Der König wollte fih gegebenenfalls mit einer unvollkommenen Neu- 
tralität im Sinne etwa der Badener Beſchlüſſe begnügen. Über die 
Subſidien äußerte man ſich nicht beſtimmt. Metternich ſollte zuſehen, ob 
es für den König vorteilhafter ſei, einige einflußreiche Berner durch Geld 
zu gewinnen oder die Subſidien zu zahlen. Mit der Zeit aber ſah man 
wohl die Gefahr, die dem Anſehen des Königs in der Schweiz drohte, 
wenn die Berner Truppen vor der endgültigen Erledigung der An⸗ 
gelegenheit Neuchätel verließen. Daher erklärte ſich der Hof trotz aller 
Geldſchwierigkeiten zur Zahlung der Subſidien bereit, wenn es gar nicht 
anders gehen wollte. Nur ſollten dieſe Koſten ſo gering wie möglich 
ſein, da man kaum wiſſe, wie man das Geld beſchaffen ſolle. 

Vielleicht hoffte der preußiſche Hof immer noch auf die Unter- 
ſtützung der Seemächte. Aber dazu hatte es nicht den Anſchein. Der 
Ratspenſionarius wies mit Recht darauf hin, daß die Schweizer kaum 
noch aktiv handeln würden, da Preußen ſich ſchon für die Neutralität 
erklärt habe?). Der König folte preußiſche Truppen an den Ober- 
rhein fenden, das fet die befte Sicherung. In dem neuen Subſidien- 
traktat wollte er auf keinen Fall die ſtrikte Garantie für den preußi⸗ 
ſchen Beſitz von Neuchatel übernehmen, eher müſſe ſich die Republik nach 
anderen Truppen umſehen. Auch der Herzog von Marlborough glaubte 
nicht an eine drohende Gefahr). 

Unter dieſen Umſtänden war es jedenfalls dringend nötig, die 
Neutralität Neuchätels feſtzuſtellen. Denn lange ließen ſich die Berner 
nicht mehr mit leeren Verſprechungen hinhalten, und die Unruhe und 
Beſorgnis in der evangeliſchen Schweiz wurde allgemein. Der Kanton 


1) 6. März 1708. 

2) Schmettau an den König, 14. Februar, 9. März 1708. 

3) Die preußiſchen Vorſtellungen im Haag wiederholten ſich noch. Vgl. das 
Memoire vom 12. März 1708 bei Lamberty, a. a. O. V, S. 58. 
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Zürich hatte eine allgemeine Tagſatzung auf den 11. März nach Baden 
berufen. Die katholiſchen Kantone aber lehnten ab, zu erſcheinen. 
Daß diefe Weigerung im Einverſtändnis mit dem franzöſiſchen Ges 
ſandten geſchah, war offenkundig. Es ſtand in den Londoner Zeitungen. 
Denn Frankreich wollte Bern ermüden, um ſo wieder in der Schweiz 
die Oberhand zu gewinnen. Die Badener Tagſatzung mußte ver⸗ 
ſchoben werden; dafür berief der Kanton Bern eine beſondere Tag⸗ 
ſatzung der evangeliſchen Kantone nach Aarau auf den 21. März. 

Inzwiſchen hatte Metternich die größten Schwierigkeiten, die Berner 
bei leidlich gutem Willen zu erhalten. Er machte Verſprechungen über 
Verſprechungen. Er mußte ſogar zugeben, daß ein Teil der Truppen 
zurückgezogen würde. Daraus iſt dann wohl nichts geworden. Er 
bat den Hof, doch für die Bezahlung der „Verehrungen“ zu ſorgen, 
die für die guten Dienſte bei der Erwerbung Neuchätels fällig feien. 
Außerdem beſtand die Gefahr, daß der franzöſiſche Hof merkte, mit 
welcher Anſtrengung der Schutz der Grafſchaft durchgeführt wurde, und 
dann waren von dieſer Seite wieder neue Schwierigkeiten zu befürchten. 
Man mußte ferner gewärtigen, daß die franzoſenfreundliche Partei 
Anſchluß an Frankreich ſuchen würde; vom finanziellen Standpunkte 
aus war das entſchieden vorteilhafter. 

Am 21. März endlich trat die Tagſatzung der evangeliſchen Kan- 
tone in Aarau zuſammen, um über das Schickſal von Neuchatel zu 
entſcheiden 1). Von neuchätelliſch⸗preußiſcher Seite nahmen Montmollin 
und Purry an den Beratungen teil. Außerdem weilte in Aarau 
St. Saphorin, der einen bedeutenden Einfluß auf die Verhandlungen 
gewann. Vertreten waren die Kantone Bern (durch Tſcharner und 
Villading), Zürich, Glarus, Baſel und Schaffhauſen. Appenzell hatte 
ſich im voraus mit allem einverſtanden erklärt. Am 23. März ſetzten 
die beiden neuchätelliiden Abgeſandten ihre und des preußiſchen Königs 


1) Wir kennen den Verlauf der Tagſatzung aus preußiſchen Akten durch 
die Berichte von Montmollin und Purry und durch St. Saphorin. Vgl. ferner 
die Relation que fait à Messieurs les Quatre Ministraux, Conseil et Com- 
munauté de la ville de Neuchatel Emer de Montmollin du Conseil Etroit 
et Banneret de ladite ville. Die Inſtruktion Metternichs für Montmollin 
iſt in dieſem Bericht leider nicht enthalten, der Raum dafür iſt freigeblieben. 
Dieſe Relation iſt wohl nie übergeben worden. Auf ihr findet ſich die Notiz: 
„Dieſe Relation iſt in den Papieren des verſtorbenen Kanzlers Montmollin im 
Januar 1714 gefunden worden.“ — Vgl. ferner die Sammlung der älteren 
Eidgenöſſiſchen Abſchiede VI, 2, S. 1426 ff., Einſiedeln, 1882. Eine ausführliche 
Darſtellung dieſer Begebenheiten gibt es meines Wiſſens nicht. Bei R. Huch 
und Schweizer finden ſich nur Andeutungen. 
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Wünſche der Verſammlung auseinander. Ihre Ausführungen gipfelten 
in der Aufforderung, das begonnene Werk zu Ende zu führen und 
Neuchatel für ein Glied der Eidgenoſſenſchaft zu erklären. 

Am 26. März traf die Nachricht ein, daß Puyſieulx die Schweizer 
Anliegen gut aufgenommen habe. Sein König wünſche auch, daß die 
Sache zu Ende komme. Sein Unterhändler Colombe erklärte aber, 
die erbetene Neutralität könne nur für die Dauer des Krieges gewährt 
werden. 

Damit war der Hauptſtreitpunkt bezeichnet. Die evangeliſchen 
Kantone, namentlich Bern, und auch Neuchâtel wollten zur Sicherung 
ihrer Lande und des Friedens in der Schweiz eine ewige Neutralität. 
Der franzöſiſche König ſchien nur eine zeitliche gewähren zu wollen. 
Colombe konnte ſich den Argumenten der Schweizer nicht entziehen, 
erklärte aber, man dürfe die franzöſiſchen Prätendenten nicht in ihrem 
Recht verkürzen. 

Von der Stadt Bern aus drängte man zu baldigem Abſchluß, 
um der Sorge wegen der Truppen ledig zu werden. Die Berner 
Deputierten waren einen Augenblick in großer Verlegenheit. Sie hatten 
ein Projekt aufgeſetzt, das ganz kurz gefaßt war und nur die Haupt⸗ 
punkte enthielt. Montmollin und Purry bemerkten, daß dieſer Plan 
nicht beſtimmt genug ſei, und baten um einige Anderungen. Sie 
wollten ausdrücklich feſtgeſtellt haben, daß Neuchatel mit in den Bund 
einbegriffen und daß es hiermit der Ruhe, des freien Commereii 
und des Friedens teilhaftig ſein ſollte. Um dieſe zwei Worte ging 
ein langer Streit. Villading wagte nicht, auf eigene Verantwortung 
das Projekt zu ändern, ſondern fuhr nach Bern, um ſich neue In— 
ſtruktionen zu erbitten. Der Berner Rat beſchloß, für die preußiſchen 
Formulierungen einzutreten. Die Franzoſen machten dann noch zahlreiche 
Schwierigkeiten, aber ſchließlich bequemten auch fie ſich dazu, fie an- 
zunehmen. Der endgültige Vertrag ſetzte die Neutralität Neuenburgs 
feſt, ohne daß das Land direkt in die Eidgenoſſenſchaft aufgenommen 
wurde. Bern hatte ſich noch beſonders verpflichten müſſen, die Truppen 
aus Neuchätel zurückzuziehen, Deſerteuren in Neuchatel keinen Unter- 
ſchlupf zu gewähren und den franzöſiſchen Hauptleuten dort Werbungen 
zu geſtatten !). Die evangeliſchen Kantone nahmen das Projekt nicht 
ad ratificandum mit in ihre Heimatſtädte, ſondern nur ad referen- 
dum, einmal, weil ſie glaubten, die Franzoſen würden es ebenſo 


—— 


1) Der Vertrag der evangeliſchen Kantone mit den Ratifikationen des 
franzöſiſchen und des preußiſchen Königs iſt gedruckt in der Sammlung der 
älteren Eidgenöſſiſchen Abſchiede VI, 2, S. 1430 ff. 
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machen, und dann, weil ſie, namentlich Bern, die Kritik daheim 
fürchteten. Die Ratifikation wurde aber überall glatt vollzogen. 

So war die Neutralität Neuchätels feſtgeſtellt. Zu danken war 
ſie allein dem Umſtande, daß der franzöſiſche König keine Luſt hatte, 
ſich hier noch eine gefährliche Gegnerſchaft zuzuziehen. Der Gang der 
Schweizer Angelegenheiten wurde immer von dem Wandel der großen 
europäiſchen Machtverhältniſſe entſcheidend mitbeſtimmt. Dieſe Er⸗ 
kenntnis darf auch die geſonderte Betrachtung nicht überſehen. So 
wird man auch ſagen dürfen, daß dieſer Ausgang ziemlich genau den 
politiſchen Kräften entſprach, die einander die Wage hielten. Schon 
St. Saphorin iſt dieſer Meinung geweſen. Wenn der preußiſche Hof 
nicht mehr aufwenden wolle, ſchrieb er an Wartenberg !), könne er 
auch nicht mehr erreichen. Sonſt hätte er Truppen werben müſſen, 
um ſo die unangenehmen Zugaben des Vertrages, wie den Paragraphen 
über die Werbungen, zu vermeiden. Er glaubte aber, daß der neue 
Vertrag genügend Garantien bieten werde, wenn die Waffen der 
Alliierten weiterhin erfolgreich ſein würden, und empfahl ihn zur An⸗ 
nahme. 

Beſonders froh war Metternich über dieſen Ausgang. Er meinte 
freilich, man ſolle die Bedeutung nicht überſchätzen, denn Frankreich 
ſei noch immer ſehr gefürchtet, und man müſſe zuſehen, noch feſtere 
Bürgſchaften zu finden. 

Der preußiſche Hof hatte den günſtigen Fortgang der Neutrali- 
tätsverhandlung nicht mit derſelben Freude geſehen wie die Schweizer 
Diplomaten. Er ſah wohl die Unmöglichkeit ein, das Land ohne große 
Geldopfer wirkſam zu verteidigen, aber er würdigte weniger die un⸗ 
mittelbare Gefahr und empfand zu ſehr die Nachteile, die in dem Ver⸗ 
zicht auf weitergehende Pläne lagen. Die Lage heiſchte indeſſen eine 
poſitive Entſchließung, die die preußiſche Politik nach einer Richtung 
hin, ſo ſchien es wenigſtens, feſtlegen mußte, während man es liebte, 
ſich möglichſt alle Wege offen zu halten. Die Stimmung am preußi⸗ 
ſchen Hofe ſchwankte. Solange der Vertrag noch nicht abgeſchloſſen 
war, ſetzte man ſich ſehr dafür ein, um das Land zu ſichern. Ja, 
man wollte ſich ſogar mit weniger zufrieden geben, alſo auf der Baſis 
der Badener Verabredungen abſchließen, um nicht alles aufs Spiel 
zu ſetzen. 

Die Bemühungen an den Höfen der Seemächte ſetzte man unter⸗ 
deſſen fort. Es nutzte aber nichts, daß Schmettau dem Ratspenſionarius 


1) 4. April, 11. April 1708. 
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immer wieder vorjtellte, man müſſe Schritt für Schritt die Schweizer 
zur aktiven Teilnahme heranziehen und ſie durch Subſidien ermuntern. 
Der Ratspenſionarius und auch die Engländer blieben dabei, daß ſie 
Subſidien nur geben könnten, wenn die Schweizer aktiv handelten. Als 
das Ergebnis der Aarauer Konferenz bekannt wurde, redete ſelbſt der 
Herzog von Marlborough, der früher gegen die Neutralität geweſen 
war, dem preußiſchen Könige zu, den Vertrag zu ratifizieren. Der 
preußiſche Hof könne nicht mehr zurückweichen, da die Dinge ſo weit 
gekommen ſeien. 

Der König war auch bereits zur Annahme des Vertrages ent⸗ 
ſchloſſen, „weil Wir... vor der Hand nichts beſſeres vor Uns und 
Unſer Intereſſe zu thun finden, als daß Wir ſolche Neutralität in 
Gottes Nahmen acceptiren“. Er ratifizierte den Vertrag am 17. April. 
Gewiß herrſchte Freude über das Gelingen des Werkes am Hofe, aber 
es war eine gedämpfte Freude, da die ſchönen Hoffnungen auf ein 
aktives Eingreifen der Schweizer, worauf man ſchon ſeit Jahren immer 
wieder hingearbeitet hatte, zu nichte geworden waren. 

St. Saphorin hatte dem preußiſchen Hofe die Entſcheidung offen⸗ 
gehalten, den Vertrag anzunehmen oder abzulehnen. Er getraute ſich, 
den Entſchluß der Berner ſolange aufzuhalten, bis der König ſich ent⸗ 
ſchieden habe, und ihn im preußiſchen Sinne zu beeinfluſſen. Der 
preußiſche Hof tat aber wohl daran, ſich im Augenblick nicht auf 
weitere und größere Entwürfe einzulaſſen, die die neue Beſitzung 
nur gefährdet hätten. Erſt jetzt kann man ſagen, daß der preußiſche 
König Herr von Neuchätel war. Das Urteil vom 3. November 1707 
mußte durch den Aarauer Neutralitätsvertrag ergänzt werden, um 
praktiſche Bedeutung zu erlangen. 

Aber die weitausſchauenden Pläne der preußiſchen und neuchätelli⸗ 
jhen Diplomaten auf eine Vergrößerung in der Franche-Comté hatten 
durchaus kein Ende gefunden. Im Gegenteil, jetzt, wo für Neuchätel 
nichts mehr zu befürchten war, tauchten die alten Entwürfe wieder 
auf. Sie verbanden ſich mit den politiſchen Wünſchen der Schweizer, 
die beim Friedensſchluß den Franzoſen die Franche-Comté wieder ent⸗ 
reißen wollten. 
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Stammtafel der in Neuchatel regierenden Häuſer. 
(Auszug) 


I. Erſte Grafen von Neuchatel. 
Ludwig. + 1073 


Iſabella, s Barenne, 
+ 1395 vermählt mit Egon von Freiburg 


IL Grafen von Freiburg und Hochberg. 
Egon, 
vermählt mit Varenne 
Conrad von Freiburg, Anna, 
+ 1424 


vermählt mit 
Rudolf von Baden⸗Hochberg 


Johann von Freiburg. | 
+ 1457 Wilhelm von Hochberg 


Rudolf von Hochberg, 
1 1487 


| 


| 
Philipp, + 1503 


Johanna, 
vermählt mit 
Ludwig von Orléans, 
+ 1543 


III. Grafen von Orléans-Longueville. 


Ludwig von Orléans, 
vermählt mit Johanna 
| 


Franz von Rothelin, + 1548 


Leonor, Herzog von Longueville ` 


VE, 
Heinrich I. Eleonore von Orléans 


Heinrich 11. 


— EEN, 
Maria von Orléans, Johann Ludwig Karl, 

Herzogin von Nemours, genannt 
kommt der Abbe von Orléans, 

1694 zur Regierung, + 1694, 
+ 170% macht ein Teſtament 
zugunſten des Prinzen 

von Conti. 
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III 


Fragmentariſche Aufzeichnungen Altenſteins über die 
auswärtige Politik Preußens vom 28./ 29. Dezember 
1805 


Von 
Ernft Müſebeck 


Die Denkſchriften Altenſteins, die ja in großer Zahl erhalten find, 
beſchäftigen ſich ſtets mit den Fragen der inneren Politik. Der kenntnis⸗ 
reiche, allen ſachlichen Einflüſſen und Erwägungen zugängliche Staats⸗ 
mann betrachtete die auswärtigen Angelegenheiten als ein ihm fremdes 
Gebiet, und es war bisher unbekannt, daß er es je verſucht habe, hier 
ſeine Anſchauungen zur Darſtellung und Geltung zu bringen. So 
haben ſeine „Fragmente betr. die jetzige politiſche Lage“ aus den letzten 
Dezembertagen des Jahres 1805, die das Geheime Staatsarchiv zu 
erwerben Gelegenheit hatte, für die Würdigung der Perſönlichkeit Alten- 
ſteins und ſeine Entwicklung einen hervorragenden Wert. Sie zeigen 
weiter fein Verhältnis zu Hardenberg in einem eigentümlichen pfycho- 
logiſchen Lichte. Und ſchließlich kommt ihnen noch eine Bedeutung 
allgemeiner Natur zu: ſie vermehren die Erkenntnis von den Strö— 
mungen, die in jenem für die preußiſche Politik entſcheidenden Augen- 
blicke nach Verwirklichung rangen. 

Altenſtein begann die Niederſchrift der Fragmente unmittelbar unter 
dem friſchen Eindrucke des Inhaltes des Schönbrunner Vertrages, mit dem 
Graf Haugwitz am erſten Weihnachtstage in Berlin eingetroffen war. 
Beendigt wurde ſie am 28. reſp. 29. Dezember. Wegen der bevor⸗ 
ſtehenden Verhandlungen drängte die Zeit. Ohne eine Reinſchrift an⸗ 
fertigen zu laſſen, ſchickte er ſie ſofort an Hardenberg, der ſie mit ſeinen 
Rotſtiftſtrichen verſah und ihrem Verfaſſer wieder zurückſandte. Die 
Aufzeichnungen zerfallen in vier Teile: einen Hauptteil, der die all⸗ 
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gemeine politiſche Entwicklung darſtellt und die Pläne Altenſteins für 
Preußens künftige Stellung auseinanderſetzt; dazu drei Nachträge, die 
Hardenberg erſt am folgenden Tage erhielt. Der erſte behandelt noch 
einmal die Art der Allianz mit Napoleon, der zweite die Stellung und 
Bedeutung der fränkiſchen Beſitzungen, der dritte wiederum die Alter⸗ 
native zwiſchen Krieg und Allianz mit Napoleon. Nur der Hauptteil 
kommt hier zum Abdruck. Die drei Nachträge bringen zum guten Teil 
Wiederholungen. Wo ſie den Ausführungen des erſten Teiles eine 
ſchärfere Prägung verleihen oder Abweichungen enthalten, werden ſie 
in den Anmerkungen hinzugefügt. Der Begleitbrief vom 28. Dezember 
iſt ſeinem ganzen Wortlaute nach wiedergegeben. 


. Altenftein an Hardenberg, Berlin 28. Dezember 1805 


Ew. Exzellenz wage ich es anliegend einige Ideen über die jetzige 
politiſche Lage Preußens ehrerbietigſt zu überſenden. Ich rechne auf 
Ew. Exzellenz gnädige Nachſicht, da ich mich theils in eine fremde 
Sphäre wagte, theils aber das Ganze ſtets unterbrochen von heftigem 
Zahnweh nur in größter Eile, ohne mir einen feſten Plan zu ent⸗ 
werfen und das Ganze ausarbeiten zu können, aufſetzen konnte. Ich 
muß daher um gnädige Nachſicht wegen der Handſchrift und Schreibart 
bitten. 

Ew. Exzellenz werden nichts Neues darinnen finden — es ſind 
größtentheils Hochdero Ideen. Die Sache intereſſiert mich über alles 
und ich konnte dem Drang nicht widerſtehen Ew. Exzellenz, die meine 
einzelnen Anſichten mit ſo vieler Nachſicht oft angehört haben, meine 
ganze Anſicht vorzulegen. 

Nur in einem Ganzen läßt ſich glaube ich die Frage über Franken 
richtig entſcheiden. Je mehr ich dieſes zu faſſen ſuche, je wichtiger 
ſcheint mir Franken nicht als ſolches, ſondern für das Ganze. Ich 
liebe die fränkiſchen Provinzen, allein dieſe Vorliebe hat glaube ich auf 
meine Anſicht keinen Einfluß. Ich wünſche das Wohl dieſer Pro- 
vinzen — ich bin überzeugt daß ſie nie glücklicher ſein können als 
unter Ew. Exzellenz Leitung; ich wünſche ihnen dieſes Glück ſo 
lange als möglich, allein ich kann nicht verbergen, ob ſie es ſtets unter 
preußiſcher Regierung genießen werden — bezweifle es 
ſogar, da Hochdieſelben keinen Nachfolger finden werden, der Sie er⸗ 
ſetzt. Aus bloßer Rückſicht auf die fränkiſchen Provinzen mögte ich 
daher nicht rathen, den Lauf des Ganzen hemmen zu wollen. Der 
König muß glaube ich anders denken. Dieſer darf ſolche Provinzen 
nicht ohne den höchſten Gewinn für das Ganze opfern und dieſer 
wird ſchwer zu erweiſen ſein. Wenn die Vorfragen entſchieden ſind, 
würde ich auf Ew. Exzellenz gnädigen Befehl die Vortheile beider ver⸗ 
ſchiedenen wegen Franken möglichen Planen noch näher ausmitteln und 
zuſammenſtellen. Ich wollte hier nicht zu weitläuftig fein, weil es 
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mir theils an Zeit fehlte und es die Überſicht des Ganzen zu ſehr 
unterbrochen hätte. Eine jede anzunehmende Linie hat eigene Vor⸗ 
theile. 

Eine genaue Überlegung des Ganzen hat mich ſehr beruhigt. Ew. 
Exzellenz werden die üble Lage Preußens, die Hochdieſelben nicht ver— 
tretten haben, aus dem großen Geſichtspunkte betrachten und die größten 
Mittel vorſchlagen. Wird, was Ew. Exzellenz mit Kraft und dem Über⸗ 
gewicht des Genius ergreiffen, nicht verſtanden, ſo wird ihr doch viel⸗ 
leicht gefolgt und wird auch dieſes nicht bewirkt, ſo haben Hochdieſelben 
die Beruhigung alles gethan zu haben. Die Vernichtung Preußens 
war denn im großen Weltplan beſtimmt wegen größerer Schwäche und 
Kraftloſigkeit als man vermuthen konnte. Die Nachwelt wird erkennen, 
daß Ew. Exzellenz gewiß gehalten haben würden, was zu halten ge- 
weſen wäre. Glückt Ew. Exzellenz die Ausführung — glückt ſie bei 
den unendlichen Schwierigkeiten, die ſich im Innern bei dem Mangel 
an Werkzeugen, vorzüglich vielleicht im diplomatiſchen Fache darſtellen, 
ſo iſt Ew. Exzellenz Verdienſt um den Staat gewiß unendlich größer 
als es jetzt nur von dem größten Theil geahndet werden kann. 

Sollten Ew. Exzellenz vielleicht wegen Franken womöglich noch 
irgend einen Auftrag für mich haben, ſo werde ich auf den erſten 
Wink ehrerbietigſt erſcheinen. 


Fragmente betreffend die jetzige politiſche Lage Preußens 


Nach einem langen Streben einzelner Mächte Europens nach der 
Univerſal⸗Monarchie ſchien ſolches gegen das Ende des vorigen Jahr- 
hunderts beinahe aufgegeben. Das allgemein angenommene Syſtem 
des politiſchen Gleichgewichts ſchien jenem Streben einen mächtigen 
Damm entgegen zu ſetzen. Es war jenes Syſtem ein Syſtem der 
Rechtlichkeit und Billigkeit. Es ſollte jedem Staat ſeine Exiſtenz und 
Unabhängigkeit geſichert werden. Dieſer Redhtlidfeit ungeachtet war 
dem Syſtem keine lange Dauer zuzuſichern. Es war auf kein großes 
dauerndes Intereſſe der Menſchheit gebaut. Die Tendenz dieſes Syſtems 
ſtund mit der Menſchheit ſelbſt im Widerſpruche. Es ſollte die mäch⸗ 
tige Kraftäußerung eines enetgifden Volkes nach außen dadurch be- 
ſchränkt und nicht bloß das minder kräftige Volk, ſondern auch der 
Mangel an Kraft geſchützt werden. Ein hoher Zweck für die 
Menſchheit konnte dabei nicht ausgeſprochen werden. Das Syſtem 
ſelbſt beruhte daher mehr auf eine ſtillſchweigende Übereinkunft als auf 
einer großen Vereinigung, es hatte kein Grundgeſetz als den einzelnen 
Vorteil jedes einzelnen Staates und war daher in der Handhabung 
den Einflüſſen der mehr oder minder hellen Einſicht jedes Staates, 
Privatrückſichten ausgeſetzt. S k 

g | 

Gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts nahm Frankreich eine 
politiſche Wiedergeburt im innern vor. Es bildete ſich eine Coalition 
anderer Mächte dieſes zu verhindern, welche diesmal nicht die Erhaltung 
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des politiſchen Gleichgewichts, ſondern bloß die Erhaltung des Alten 
und Hergebrachten im Innern eines Staats zum Zweck hatte. Die 
Coalition trennte ſich bald die Fruchtloſigkeit ihrer Bemühungen be- 
merkend. Frankreich hatte in dem innern Kampfe alle Bande der 
menſchlichen Geſellſchaft im Innern ſowohl als in den Verhältniſſen 
nach außen abgeſchüttelt und Kraftäußerung war die einzige Tendenz. 
Seine Kräfte fühlend gab es, losgeriſſen von allen Staaten, alle Rück⸗ 
ſichten auf politiſches Gleichgewicht auf und der eigenen Kraft 
vertrauend wollte es diefe bloß erhöhen. Der Grundſatz 
war bei ſolchen von nun an ein Kampf auf Leben und Tod 
mit allen Mitteln gegen alles, was ſeiner Kraftäuße⸗ 
rung im Wege ftund. 

Während die Aufmerkſamkeit allgemein nur auf das Innere von 
Frankreich gerichtet war, während man beffen Vergrößerung nad außen 
für unſchädlich in der Hoffnung hielt, es werde im Innern nie Ruhe 
und nie Kraft erhalten, hatte es ſchon das politiſche Gleichgewicht ſehr 
geſtört. | 

Es fam nun ein Mann an die Spitze, der das Innere mit Kraft 
ordnete und alle Kräfte, die er vorfand, kräftig benutzte. Während 
die Aufmerkſamkeit nur darauf gerichtet war, wie er ſich erhalten werde, 
faßte er die alte Idee der Univerſalmonarchie mit dem Übergewicht des 
Genius auf, verdefinierte ſolche nach dem Zuſtand der Menſchheit und 
bildete ſich den Plan zu einer Herrſchaft über einen großen 
Teil von Europa, nicht über ein Reich, ſondern mehrere 
ihm unterworfene beſondere Staaten. Napoleon entwickelte 
feinen Plan immer mehr und benutzte alle ſchon vorgefundenen rühm- 
lichen und unrühmlichen Mittel, keine Beſchränkung anerkennend, haupt- 
ſächlich auf Kraftäußerung ſich ſtützend, ſeine Oberherrſchaft zu be— 


gründen und zu erweitern. 
* * 


. 

Einzelne Mächte hatten ſich inzwiſchen im Kampf gegen Frankreich 
erſchöpft einzelne Abſichten zu erreichen. Preußen hatte die Frucht- 
loſigkeit eines ſolchen Kampfes früh ahndend keinen Theil genommen, 
ſeine Kräfte für einen entſcheidenden Augenblick geſchont und ſich durch 
ſein Benehmen Anſprüche auf die Dankbarkeit und Achtung von Seiten 
Frankreichs zu verſchaffen geſucht. Preußen fab das Syſtem des poli- 
tiſchen Gleichgewichts erſchüttert, nahm theilweiſe auch das Syſtem des 
Vertrauens auf eigene Kraft an, allein ohne es kräftig wie Frankreich 
zu begründen. Preußen vertraute auf ſchon habende innere 
Kräfte, während Frankreich die innern zu vermehren und 
durch Hinzufügung äußerer Kräfte die Kraft zu ver- 
ſtärken ſuchte. 

Unvermerkt mußte der Standpunkt ſich verrücken. 

* * 


* 
Napoleon erklärte feinen Plan, die oberſte Diktatorsſtelle über die 
Staaten von einem großen Theil von Europa behaupten zu wollen, 
immer deutlicher. 
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Es bildete ſich eine neue Coalition geſtützt auf das Syſtem des 
politiſchen Gleichgewichts, deſſen Herſtellung oder wenigſtens Bewahrung 
vor weiterer Verletzung der Zweck war. Preußen mißtraute der 
Coalition, blieb bei ſeinem Neutralitätsſyſtem und wurde dadurch 
im Grunde der Aliirte von Frankreich, indem es die Mög- 
lichkeit des Gelingens der Coalition ſchwächte !). Fortdauernd blieb 
es bei dem Vertrauen auf eigene Kraft. Es war bereit, den Kampf 
mit Rußland zur Aufrechterhaltung ſeines Syſtems zu beginnen, als 
Frankreich durch die Verletzung ſeiner Neutralität zuerſt die Abſicht 
zu äußern ſchien, auch über ſolches eine demüthigende Übermacht aus- 
üben zu wollen 2). 

Preußen hatte die nächſte Aufforderung, ſeine eigene Kraft gegen 
den erſten Angriff ſelbſt zu richten. In der Wahl zwiſchen Krieg 
mit Rußland oder Frankreich forderte alles ſolches auf, den Krieg gegen 
letztere Macht, die ſo öffentlich der Selbſtändigkeit Preußens zu nahe 
getreten war, zu führen, und fo ſehr es auf eigene Kraft bisher ver- 
traut hatte, andere Kräfte mit ſich zu verbinden. 

Preußen mußte mit Vorſicht zwar aber unumgänglich der Coalition 
beitreten, ſo fremd ſolchem auch die Tendenz derſelben an ſich war. 
Erreichte die Coalition ihre Abſicht Frankreich zu manchem zu zwingen, 
ſo ſicherte Preußen ſeine Selbſtändigkeit. 

* * 
* 

Die Coalition iſt vernichtet, ehe Preußen noch mehr gethan hat 
als ſich zum Kampfe zu rüſten. Preußen hat keine Bande, es kann 
mit Redlichkeit frei handeln. Oſterreich iſt vernichtet, Rußland ab⸗ 
getreten und mit England ſind genaue Verbindungen nicht eingegangen. 
Die Übergabe von Hannover war nicht zu Gunſten Englands, ſondern 
als Kraftäußerung gegen Frankreichs), als Genugthuung für die ver- 
letzte Neutralität und zur Sicherſtellung erfolgt. Frankreich bietet 
Preußen in dieſem Augenblick die Anerkenntnis ſeiner Selbſtändigkeit 
durch eine Allianz oder einen Kampf auf Leben und Tod an. 

* * 


Preußen iſt frei zu wählen — es hat bloß ſich und die Menſch⸗ 
heit zum Richter, die Verpflichtung ſein und der Menſchheit wahres 
Beſtes, nicht ein ſcheinbares, bloß auf falſches Mitleid geſtütztes, zu 
berückſichtigen. 


* * 
* 


Preußen kann die Waffen gegen Frankreich nicht ergreifen wollen, 
jenes politiſche Gleichgewicht herzuſtellen. Früher hat es ſchon die Un⸗ 
richtigkeit eines ſolchen Beſtrebens vorzüglich durch fein Syſtem an- 


1) Von Hardenberg der letzte Satz rot angeſtrichen. 

2) Ebenſo, — bezieht ſich auf den Durchmarſch der franzöſiſchen Truppen 
durch das Ansbacher Gebiet; die Kenntnis hiervon gelangte am 6. Oktober 1805 
nach Berlin. Die Folge war der Syſtemwechſel Preußens im Potsdamer Ber- 
trage vom 3. November. 

3) Bis hierher der Satz von Hardenberg angeſtrichen. 
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erkannt. Es hätte früher der Coalition beitreten müſſen. Der Erfolg 
hat die Richtigkeit ſeines Benehmens gezeigt. 

Hat auch Frankreichs neueſtes Betragen Preußen erſt die Augen 
ganz über ſeine Tendenz geöffnet!), ſo würde es doch zu ſpät ſein, 
jetzt wieder gut machen zu wollen, was ſonach verſäumt wäre. 

Preußen muß mit allen Mächten anerkennen, daß das Syſtem 
des politiſchen Gleichgewichts vernichtet iſt und daß Frankreich ein 
Übergewicht über einen großen Theil von Europa erhalten hat, welches 
ſolchem nicht mehr, auf dem gewöhnlichen Weg wenigſtens 
nicht, entriſſen werden kann, daß es vergeblich ſein würde, halten 
zu wollen, was in ſich keine Haltbarkeit hat, das alte 
Syſtem mit den alten Staaten in ihrer Integrität. 

* * 
* 


Preußen könnte jih bloß zum Kampfe mit Frankreich veranlaßt 
ſehen, um ſeine Selbſtändigkeit zu ſichern oder zu erhalten. 

Es ſteht dieſes mit Vorſtehendem anſcheinend im Widerſpruche, 
allein doch nur anſcheinend, da ein großer Unterſchied zwiſchen dem 
Kampf um die Exiſtenz, einem ſo nahen Intereſſe, und einem ent⸗ 
fernteren iſt. | 

Es kann diejen Kampf bloß bezwecken zu erhalten, was Preußen 
zu ſeiner Selbſtändigkeit für erforderlich hält. Ein Kampf dafür iſt 
Kampf der Meinung zugleich mit, tft innigſt verbunden mit der Gr 
haltung des Einzelnen und wird mit mehr Kraft geführt. 

Der Zweck bei dieſem Kampfe würde ſein müſſen: 

daß Preußen erhalte, was es zur Sicherung ſeiner Kraft für 
nothwendig hält, 
daß es nichts thun müſſe, nichts zugeben müſſe, was ſeinem 
einmal gegebenen Wort, ſeinem Anſehen und dem Glauben 
an ſeine Kraft, Rechtlichkeit ſchade, was es zum Verräther 
an der Menſchheit mache, ein Verrath, der ſich früh oder 
ſpät rächen würde. | 


Der Kampf kann bloß fein ein feſtes Aushalten gegen alle 
Angriffe Frankreichs und ſein Ermatten in dieſem Kampfe wird 
das Anerkenntniß der Selbſtändigkeit ſein. 

Der Erfolg des Kampfes läßt ſich nicht verbürgen — würden 
alle Mittel aufgeboten, die Preußen zu Gebot ſtehen, würden 
ſie mit voller Kraft angewendet, ſo kann der Erfolg nicht ganz 
unglücklich fein. Läßt fidh für Letzteres nicht ganz einſtehen, fo ift er 
ſehr ungewiß. Bei dem Übergewicht von Frankreich und der Kraft, 
die überall herrſcht, wird der Erfolg hod ft ungemwiß?). 

* 


1) Eben durch die Bedingungen des Schönbrunner Vertrages. 

2) Im dritten Nachtrage heißt es: „Die große Frage iſt, ſoll Preußen jetzt 
den Krieg mit Frankreich ſuchen oder ſolchen vermeiden oder aber keines von 
beiden, ihn nicht ohne überwiegende Veranlaſſung anfangen, ihn aber auch unter 
keinen Umſtänden fürchten. — Den Krieg zu ſuchen müßte ein Zweck ſein. Dieſer 
könnte nur ſein, Frankreichs Übergewicht zu ſchwächen, Frankreichs ſchädliche 
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Auf jeden Fall wird ein Krieg Preußens mit Frankreich hiernach 
nur Nothwehr fein müſſen, das im Vorſtehenden Angegebene zu er- 
halten. - 

Es entſteht daher die Frage, ob Preußen ſolches durch die Alter⸗ 
native der Allianz erhalten kann. Iſt die Frage, ob eine Allianz mit 
Frankreich alles Vorſtehende auf die Dauer ſichern wird, ſo muß ſie 
wohl mit nein beantwortet werden. Wo wäre die Bürgſchaft, wenn 
Frankreichs Weltbeherrſchungstendenz wirklich ſchon auf Preußen mit- 
berechnet wäre? Aufſchieben kann dieſe Allianz die Entſcheidung 
der Frage über die Selbſtändigkeit Preußens, wenn Frankreich ernſtlich 
vor hat, ſie aufzuſchieben. Damit es aber nur Aufſchub ſei, muß die 
Allianz ſo ſein, daß ſie Vorſtehendes gewährt, für den Augen⸗ 
blick alfo Preußen nicht compromittirt, ſondern anerkennt. 


* * 
** 


Das Reſultat iſt, daß Preußen ſeine Selbſtändigkeit in 
dieſem Augenblick auf dem Spiele ſtehen ſieht und daß 
die Frage, ob ſolche erhalten werden könne, ungemiß iſt )). 
Der Preuße darf ſich ſolches nicht verbergen, allein nicht Mut⸗ 
loſigkeit, ſondern erhöhte Energie muß die Folge ſein und 
dieſe Selbſterkenntniß wird dann der erſte Schritt zur Selb- 
ſtändigkeit ſein. 

Kein Staat kann und ſoll ſeine Selbſtändigkeit und Unabhängig⸗ 
keit ungezwungen hingeben — er muß ſich eher unter die eigenen 
Ruinen begraben?). Jeder Regent, überzeugt, daß feine Regierung 
und Tendenz die beſte ſei, daß er nur ganz frei ſolche 
führen und verfolgen könne, muß ſich eher unter den 
Trümmern ſeines Staats begraben laſſen als ſeine Unabhängig⸗ 
keit hingeben. 

Dieſe einmal verloren, herrſcht bloß Schwäche und 
vermehrt die Kraftloſigkeit?). Bei der Zertrümmerung äußert ſich 
Kraft und wird erzeugt und aus den Trümmern -erhebt fih eher 
wieder ein kraftvolles Ganze. 

Bloß Aufſchub ſuchen über die Entſcheidung einer Frage, wenn 
nicht während des Aufſchubes die eigene Kraft wächſt, bloß er- 
warten wollen, ob der Koloß, der ſich entgegenſtellt und mit Kraft 
ſich hebt, von ſelbſt zuſammenfalle und ob man vom 


Tendenz zu zerſtören. Die Erreichung dieſes Zweckes iſt ungewiß, ja ſogar un⸗ 
wahrſcheinlich für wb Nicht durch offene Gewalt allein läßt fih dieſer Zweck 
erreichen — ſicherer ſcheint der Erfolg in künftigen Zeiten, wenigſtens wahr⸗ 
ſcheinlicher. Ein kraftvolles im Frieden Verbleiben ſchwächt ſchon das Über⸗ 
gewicht, da es eine nicht gebeugte Macht aufſtellt .... Sollte dieſes [daß Preußen 
widerſtehe] jetzt ungewiß, fo ungewiß fein, daß fic) gefürchtet werden müßte, fo 
wäre Preußen verſchwunden aus der Reihe der ſelbſtändigen Mächte. Schwerlich 
würde auch, Preußen verſchwunden, je eine Kraft im ſtande ſein, ſich zu bilden, 
die Frankreichs Despotismus widerſtehen könnte.“ 

1) Dieſer Satz von Hardenberg angeſtrichen. 

2) Ebenſo. 

3) Ebenſo. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XXVIII. 1. 10 
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Schickſal, ohne zu handeln, Verſchonung erhalte, die nur 
der Kraft vom Schickſal gewährt wird — und ſich ſo der 
Gefahr hingeben — wäre Thorheit, Schwäche und Kurzſichtigkeit, welche 
ihrer Strafe nicht entgehen könnte. 


Dazu zu rathen wäre Verrath am Staate und der Menſchheit. 
* 


x 
ot 


Es gibt aber in der dermaligen Lage Preußens einen Mittelweg — 
einen Weg zur Größe ſogar, nicht bloß Erhaltung. Wenn Frank⸗ 
reich, wie es ſcheint, die Frage über die Selbſtändigkeit Preußens un⸗ 
entſchieden laſſen will, höchſtens nur entfernt durch die Allianz eine 
Schlinge anlegen will, es künftig zu feſſeln, fo läßt ſich der Auf⸗ 
ſchub mit gutem Gewiſſen annehmen, wenn die ernſt⸗ 
liche Prüfung des dermaligen Zuſtandes, der Miplid= 
keit, die Unabhängigkeit mit Gewalt zu behaupten, des 
Zuſtandes von ganz Europa mit dem Ergreifen eines 
Planes, wie dieſes Verhältniß für die Zukunft zum 
Vortheil Preußens geändert werden kann, in Verbin⸗ 
dung geſetzt und dieſer Plan kräftig verfolgt wird!). 

Das Annehmen der Allianz mit Frankreich iſt dann nicht mehr 
ein ſchwaches Hingeben, ein kümmerliches Friſten oder wenigſtens ein 
Stillſtehen, in der Politik jederzeit und unfehlbar ein 
Zurückgehen, ſondern ein kräftiges Emporſtreben Preußens. 

Wird der Plan groß gegriffen und unabläſſig im Innern und 
Außern verfolgt, ſo wird das Ziel, was der Kraft und der guten Sache 
noch nie nich der Geſchichte entſtanden iſt und ihr nie entſtehen kann, 


gewiß erreicht werden. 
x 
A 


Ideen beherrſchen die Welt, werden ſie kräftig aufgefaßt und aus⸗ 
geführt. Kraftan wendung nicht von der Idee geleitet ift 
nur eine tote Kraft. 

Ideen gegen Ideen geſetzt, beide gleich kräftig aus- 
geführt, ſiegt die, welche der Menſchheit am an- 
gemeſſenſten dieſe am meiſten hebt. 

Eine Idee — die der Herrſchaft über Staaten, welche durch 
Kraftloſigkeit nicht wert ſind unabhängig zu bleiben — er⸗ 
hebt Bonaparte zum Herrſcher über den größten Theil ven Europa. 
Was ihr noch nicht gefallen iſt, fällt ihr gewiß, wenn es in der 
Kraftloſigkeit verharrt. | 

Es paßt dieſes in den Weltplan, fo weit uns Geſchichte und 
Philoſophie ihn enthüllt. 

Die Vertilgungskriege hörten auf mit dem Chriſtenthum. Die 
Tendenz nach der Univerſalmonarchie, die Barbarei verewigt haben 
würde, ging unter in dem Syſtem des politiſchen Gleichgewichts. In 
jeder dieſer Epochen rückte die Kultur des menſchlichen Geſchlechts be- 
günſtigt von der herrſchenden Idee vor. Das Kriegsweſen, der Baro— 


1) Dieſer ganze Paſſus von Hardenberg unterſtrichen. 
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meter, an welchem ſich das Fortſchreiten der Kultur erkennen läßt, da 
ſolches mit der Kultur immer kräftiger und fürchterlicher 
wird, gleichſam um ſchnell zu der höchſten Stufe zu eilen, wo 
es ganz aufhören muß und die Kultur die Oberhand erhält, hat 
immer zugenommen. 

Auch das Syſtem des politiſchen Gleichgewichts konnte nicht das 
Ziel für die Menſchheit ſein — es iſolierte und verewigte 
Verkrüpplungen. Buonaparte hat die Idee der Vereinigung des 
Iſolierten zu einer Kraft aufgefaßt, mächtig fortgeführt 
und wird es fortführen. 

Unbezweifelt iſt er ein Werkzeug der Vorſehung, die Menſchheit 
und ihr Fortſchreiten in der Kultur zu befördern. Seine Beglaubi- 
gung iſt ſeine Art Krieg zu führen, ein Fortſchritt in 
der ſchrecklichen Kunſt. Es ſcheint unbegreiflich, wie Buonaparte, 
der bisher noch keinen Beweis gegeben hat, daß er eine Menſchheit 
anerkenne, eher ihr Beſtes wolle, der bloß von Ruhmſucht geleitet 
ſcheint, das Werkzeug der Vorſehung zum höchſten Guten ſei. Allein 
auch dieſes wird klar, wenn man ihn und ſein Zeitalter nicht 
als den Schöpfer und den Zuſtand der Kultur, ſondern 
als Vorbereitung nimmt. Ihm ſind alle Mittel gleich gut — 
Religion, Sitten, Kenntniſſe, alles iſt ſeinem einzigen Ziele, Kraft⸗ 
äußerung, untergeordnet. Es würde nicht ſein, fände er nicht eine 
Verdorbenheit, in welcher ſchändliche Mittel wirken. Nicht 
in feinen, zum Theil verworfenen Mitteln, nicht in feiner Nicht⸗ 
achtung des Heiligen in der Menſchheit liegt, wie man 
glaubt ſeine Kraft, ſondern daß er eine ſo verworfene 
Menſchheit vor ſich hat, wo nur durch diefe Mittel nod eine 
Kraftäußerung möglich wird. Zuerſt muß die Bedingung zur 
Kraft im Guten geſchafft ſein, kraft deren erſt kann das Gute 
bewirkt werden. Kann Buonaparte nur die Bedingung, Kraft ſchaffen, 
nicht auch das Gute folgen laſſen, fo wird er auf dem an- 
ſcheinend höchſten Punkt vergehen, und der fortſetzen, was 
er nicht zu vollenden vermochte, bei welchem mit eben der Kraft das 
Höhere der Menſchheit prädominiert, ſei es ein Regent 
oder ein vielleicht ganz einfacher Menſch. 

Die Folge kann erſt entſcheiden, ob Buonaparte bloß eine Geißel 
der Menſchheit war, ein blindes Werkzeug in den Händen der 
Vorſehung, das Kraftloſe zur Kraftäußerung zu zwingen 
— wie die Geſchichte uns viele zeigt, durch die Kultur vorbereitet 
wurde — oder ob er das Werkzeug der Kultur ſelbſt auch fein 
wird 1). 

* į * 


1) Wenige Tage ſpäter, alſo vielleicht in den erſten Tagen des Januar 
1806, ſchrieb Altenſtein einige Seiten philoſophiſch⸗politiſcher Fragmente über 
die Verhältniſſe von Europa nieder. Sie find undatiert. Doch ergibt fith obige 
Abfaſſungszeit daraus, daß Pitt als noch lebend angeführt wird, und daß auch 
Graf Haugwitz die Reife nach Paris zur Überbringung der Modifikationsanträge 
noch nicht angetreten hatte. Aus ihnen ſeien folgende für die Denkart Alten⸗ 

10 * 
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Dieſer Idee, die Buonaparten hebt, müſſen die kraftvollen Nationen 
die nämliche Idee entgegenſetzen, nach dem Stand der Kultur, 
noch höher, der Menſchheit wohlthätiger ſolche auffaſſen, und ſie mit 
eben der Energie ausführen, wenn ſie in den Weltplan 
paſſen, nicht kraftlos werden und unter den Kräftigen 
vergehen wollen. 

Der preußiſche Staat muß die Idee einer Oberherrſchaft 
im Norden von Europa faſſen !). Was von Staaten kräftig 
genug iſt, ſich unabhängig zu erhalten, iſt Preußens natürlicher 
Alliirter; was von Staaten zu kraftlos iſt, die Idee zu faſſen 
und zu unterſtützen, muß kräftig unter die Oberherr⸗ 
ſchaft gezwungen werden. 

Der preußiſche Staat findet im Norden von Europa kräftigere 
Staaten als Frankreich ſie im Süden fand — daher bedarf es nicht 
wie Frankreich alles zu unterjochen; es kann auf die Herrſchaft 
der aufgeſtellten Idee mehr rechnen, die Oberherrſchaft 
künftig vielleicht mit Rußland, England theilen. Vorerſt muß 
Preußen die Idee allein faſſen und verbreiten ?), kräftig alles 


ſteins charakteriſtiſche Stellen angeführt: „Der Karakter dieſes Zeitalters Egois⸗ 
mus iſt auch der Karakter der Politik. Er ſpricht ſich überall nur mehr oder 
minder aus. Napoleon, indem er wenn auch nicht die Univerſal-Monarchie, doch 
die oberſte Diftators-Stelle über alle Staaten Europas zum Ziele hat, ſpricht 
dieſen Egoismus am ſtärkſten aus, indem er ſeinen Zweck bloß für ſich getrennt 
von allem, was Menſchheit heißt, ja alles, was in ſolcher ihm im Wege ſteht, 
mit feſtem Willen verfolgt. Der größte Kopf nach ihm Pitt und durch ihn 
mit ihm England ſpricht nach ihm am ſtärkſten dieſen Egoismus aus, indem 
fein Wohlſtand auf Koften der Menſchheit, diefe bloß in fic) ehrend [sic!]. Alle 
übrigen Staaten haben den Egoismus darin, daß ſie die Menſchheit zwar ahnend 
doch nur für die Menſchheit ihres Staats wirken, die Menſchheit ie zum 
Theil in die elendeſten Dinge, die Befriedigung körperlicher Bedürfniſſe, denkt 
jeder Staat bloß für ſich an ſich. Ein Band ſchien lange zu fein, was die ſchäd⸗ 
lichen Ausbrüche des Egoismus verhinderte, das politiſche Gleichgewicht; ohne 
Rückſicht auf das Ganze vom allgemeinen Zweck war es bloß ein Hülfsmittel, 
die Staaten in ihrer Einzelheit zu ſichern, das Syſtem ganz abgeſchiedener Ichs 
unter den Staaten zu erhalten. Das Syſtem des politiſchen Gleichgewichts konnte 
nicht auf die Dauer das Grundgeſetz der Politik ſein. Es muß die Politik im 
Staatenkomplex der allgemeinen Welttendenz der Vervollkommnung des Menſchen⸗ 
geſchlechts und der Aufhebung der Ichheit folgen, [e3] wird das Verfließen des 
Ichs in dem Ganzen zu einem Ganzen nothwendig folgen. Dieſes Syſtem trägt 
den Keim des Verderbens in ſich. Es iſt berechnet auf Kräfte des Ichs von 
Staaten; wenn nun ein ſolches Ich die Kraft in ſich verliert, an eignem Un, 
werth erſtirbt, und ein anderes Ich durch jene Kraft gleichviel in der Nation 
oder einem Kopf ſich hebt, ſich losreißt von dem Grundgeſetz des Gleichgewichts, 
wer vermag es zu halten, wenn nicht andere Kräfte gleichviel der Nation oder 
des einzelnen Kopfes den Abgang erſetzen .... Die höhere Tendenz der Menſch⸗ 
heit werde klar ausgeſprochen. Die Sorge, daß nicht die Menſchheit nur das 
Ziel des Einzelnen — des Kopfes oder Staates —, daß alle als Menſchen betrachtet 
werden. Tod dem Egoismus in jeder Geſtalt. — Nun eine Frage: was kann 
das Ziel der Menſchheit ſein? — Verbreitung des Glaubens an Menſchheit — 
Aufhören des Corps der Einzelheit .... Sollte ein Hardenberg nicht beſtimmt 
ſein, dieſes aufzunehmen, größer als Pitt oder Buonaparte, der Größe des Plans, 
der Größe der Mittel, der Größe des Zwecks zu folgen?“ 
1) Von Hardenberg angeſtrichen. 
2) Ebenſo. 
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unter ſolche zwingen, ſei es auch nicht mit offener, ſondern ver⸗ 
ftedter Gewalt, was nicht Kraft genug bat, fic) freiwillig an- 
zuſchließen. 

Je weniger herabgewürdigt die nordiſchen Nationen 
ſind, je weniger bedarf es der Anwendung ſolcher ſchlechten 
Mittel, wie Frankreich anwendet; je mehr kann mit 
Rechtlichkeit, Größe und Achtung für die Menſchheit der Plan von 
Preußen befolgt werden. Je mehr Preußen das Wohl der Menſch— 
heit zum Ziel hat, je höher muß ſeine Kraft werden. 
Nicht ewig wird die Spannung zwiſchen dem Norden und Süden 
dauern; entweder nimmt der Süden nach den erſten Stürmen auch die 
Sache der Menſchheit auf und dann haben beide ein Ziel, oder es 
kommt zum Kampfe, ehe der Süden ſo weit vorgeſchritten iſt, dann 
wird die gute Sache und mit ſolcher Preußen ſiegen, allein nicht die 
gute Sache in bloßen Worten, nein die gute Sache kräftig, 
mit voller Kraft gehandhabt. 

* 


* 


Durch das Auffaſſen und kräftige Verfolgen dieſer Idee kann 
Preußen ſeine Unabhängigkeit und das Beſte der Menſchheit ſichern. 
Es iſt keine Zeit zu verlieren. Die Entſchließung muß mit 
der Ausführung oder vielmehr dem Verfolgen der Aus- 
führung eins fein. Die jetzigen politiſchen Maßregeln 
müſſen ſchon durch ſolche geleitet werden, die innere Ver- 
faſſung, vorzüglich die militäriſche, muß ſich ganz hier— 
nach richten. Die Behandlung aller nördlichen Staaten 
in und außer Deutſchland muß hiernach eingerichtet 
werden. | 

Ware alles ſchon ba, fo könnte Preußen getroft den Kampf mit 
Frankreich fogleih wagen; könnte Preußen nur auf volle Empfänglich⸗ 
keit für die Idee rechnen, ſo könnte ſolches den Kampf beginnen und 
erwarten, daß alles ſich vereinigen würde. 

Noch iſt nichts reif dazu. Preußen ſelbſt muß im Innern 
Einrichtungen treffen und womöglich einen Zuwachs zu- 
erſt erhalten, um mit Kraft die Idee verfolgen zu können 1). Die 
andern Mächte ſind nicht empfänglich genug. Rußland iſt abgeſchreckt. 
Schweden und Dänemark ſind ſchon ſo ſchwach, daß ſie gezwungen 
werden müſſen. England verläßt ſich zu weit auf eigne Kraft. Ein 
Theil von Deutſchland iſt auch ſo ſchwach, daß nur Zwang es zu ſeinem 
Beſten leiten kann. e 

Wenn Preußen erft an Macht zugenommen hat bei den jetzigen 
Veränderungen, wenn es eine kräftige Sprache gegen die Minderkräftigen 
führt, welche nicht Kraft genug haben ſich zu entſchließen, 
wenn Rußland ſich erholt hat und England durch Erfahrung mehr in 
eigne Kräfte mißtrauiſch gemacht ſich nach Unterſtützung ernſtlich ſehnt, 
wenn das bald erfolgende Zuſammenſtürzen von Spanien, Frankreich und 


x 


1) Von Hardenberg angeſtrichen. 
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Italien unter Napoleon noch aufmerkſamer macht, dann wird fidh bei 
einem energiſchen, wachſamen, alles zu einem Zweck hin⸗ 
leitenden Verfahren Preußens die Ausführung verbürgen laſſen. 

Wenn Preußen, um dieſen Plan zu verfolgen, mit dem feſten 
Vorſatz ihn kräftig zu verfolgen, Aufſchub ſucht und 
den Kampf mit Frankreich zu umgehen wünſcht, ſo han⸗ 
delt es groß, kräftig und planmäßig). 

* * 


Hiernach wird Preußen in der Wahl zwiſchen Krieg mit Frank⸗ 
reich oder eine Allianz, die ſeine Selbſtändigkeit, wenn auch nur 
für den Augenblick anerkennt, nun ſofort die Allianz mit 
gutem Gewiſſen wählen können und nach Grundſätzen der 
höchſten, reinſten Politik wählen müſſen ). 

Die Allianz Preußens mit Frankreich kann nie treulos erſcheinen. 
Nicht gegen Frankreich — denn meint dieſes es ehrlich, will 
es die Selbſtändigkeit Preußens nicht antaſten, weder 
direkt noch indirekt durch eine Verbindung desſelben zu 
ſolchen ſelbſtſchädlichen Zwecken, ſo wird Preußen ehrlich die 
Allianz halten können. Getroſt kann es ausſprechen, den Süden 
Frankreich zu überlaſſen und überliefern zu helfen. 
Sollte Frankreich Preußen zwingen wollen, durch die Allianz den 
Norden ſowie den Süden ihm zu unterwerfen zu helfen, 
ſo wäre die Abſicht Frankreichs Preußens Selbſtändigkeit zu 
untergraben klar ausgeſprochen, und es kann nicht von einer 
Allianz die Rede ſein. 

Es kann dieſe Allianz aber auch nicht treulos gegen andere 
Staaten genannt werden. Oſterreich hat ſchändlich gehandelt und 
wird ſeinem ſich ſelbſt bereiteten Schickſal überlaſſen. Rußland iſt ab⸗ 
getreten vom Schauplatze, ſeine Selbſtändigkeit ſoll nicht angetaſtet 
werden “); es fol Theil erhalten an der Herrſchaft des Nordens, wenn 
es Kraft hat ſie zu faſſen — an dem Schickſal von Europa hat es 
ſich vor der Hand der Theilnahme gegen Buonaparte 
begeben. 

England hat keine Anſprüche auf Preußen. Es hat ihm Hannover 
gegeben nicht vermöge Verbindlichkeiten gegen ſolches, ſondern um Frank⸗ 
reichs Truppen zu entfernen. England kann ſich nicht ſchützen. Preußen 
übernimmt den Schutz allein für ſich, weil es das Kraftloſe zu 
halten eine Verbindlichkeit hat, auch noch Klugheit und das 
„Beſte der Menſchheit es erheiſcht. Von den übrigen Staaten iſt nicht 


die Rede. 
* x 


* 
Wenn diefe Idee von Preußen aufgefaßt und verfolgt wird, fo wird es 
nach feſten Grundſätzen in der Allianz mit Frankreich handeln 


1) Von Hardenberg angeſtrichen. 
2) Ebenſo. 
3) „Es kann“ bis „gehandelt“ und „Rußland“ bis „angetaſtet werden“ von 
Hardenberg unterſtrichen; ebenſo „England“ bis „auf Preußen“. 
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und ſie mit Zuverſicht und gutem Gewiſſen für Frankreich 
ſehr annehmlich und für Preußen vortheilhaft machen 
können. Es ſteht nichts im Wege, Buonopartes Ehrgeiz auf das 
Höchſte zu ſchmeicheln, ihm allen Beiſtand in allen 
ſeinen Plänen im Süden und ſelbſt gegen England au: 
zuſichern ). 

England ift wichtig für den Norden. Es iſt thöricht, fein Handels- 
monopol zu fürchten und für ſchädlich zu halten?). Es hat ſolches 
ſeine Grenzen in der Natur des Handels. Ihm droht der Untergang 
in ſich. England iſt noch kraftvoll, es wird Frankreich nicht ganz 
unterliegen, wenn auch anſcheinend unterjocht. Mit gutem Gewiſſen 
kann Frankreich ſein Haß gegen England gelaſſen werden. Es ſchwächt 
England und Frankreich der Kampf. Unbedingt iſt ein Friede wahr⸗ 
ſcheinlich, wenn England ſich verlaſſen ſieht, den Napoleon gewiß ſelbſt 
wünſcht. Die Menſchheit gewinnt. England erſchüttert muß ſich an 
Preußen ernſtlich anſchließen. 

x 


* ** 


Sollte auch die Allianz nicht zu ſtande kommen, ſollte ein 
Kampf mit Frankreich jetzt gleich unvermeidlich ſein, ſo wird die Er⸗ 
greifung und Verfolgung dieſer Idee Preußen vortheilhaft ſein. 
Es wird planmäßiger, kräftiger handeln und auch bei Ver luſt noch 
eine Rettung ſeiner Selbſtändigkeit vorausſehen, wenn 
es nur an ſeiner Kraft nicht verzweifelt und ſich durch kräftiges 
Handeln Achtung erhält. 
x 


+ 
x 


Wenn gleich Preußen nach allem dieſem fidh ſelbſt geſtehen 
muß, daß es wünſchen müſſe, einen Krieg mit Frank: 
reich zu umgehen, ſo darf es doch nicht vergeſſen, daß 
Letzterem auch ſehr viel an dem Frieden liegt. 

Frankreich kann im Gefühl der Übermacht auf kleine Vor⸗ 
teile Preußens kein Gewicht legen; meint ſolches es wirklich 
redlich mit Preußen, ſo wird es ſolchem gern Vortheile zuwenden; 
meint ſolches es nicht redlich, das Ganze nur für geborgt halten. Für 
Preußen haben kleine Vortheile vielen Werth. 

Frankreich droht mit einer Allianz mit Oſterreich, allein 
es wird ſich im Ernſt mit der perſonifizierten Perfidie und 
Schwäche nicht alliiren wollen?). Nie kann ihm dieſe Allianz 
Sicherheit vor Preußen in ſeinen Unternehmungen gegen England und 
Italien u. ſ. w. geben. 

Napoleon hat noch mit perſönlicher Sicherheit zu 
kämpfen. Daß neue Laſten für Frankreich bei Fortſetzung des 


1) Das ganze von Hardenberg angeſtrichen. 
2) Ebenſo. | un 
8) Ebenſo. — Der Vorwurf der Perfidie bezieht fih wohl in erſter Linie 
f den preußenfeindlichen Freiherrn v. Thugut, der die auswärtige Politik 
D ferreis vom Februar 1793 bis Februar 1801 leitete. 
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Krieges mit Preußen und England ſeine Gefahr vermehren, weiß er 
gewiß. Er hat ein weites Feld für ſeine Thätigkeit und ſeinen 
Ehrgeiz im Süden, zudem er Frieden nöthig hat. Noch kann 
er ſich das Anſehen geben, als fürchte er Preußen nicht; auf 
halbem Wege darf er nicht ſtehen bleiben, wenn er angefangen hat, 
und er kann hier nicht ſo wie bei Oſterreich auf innere Schwäche 
rechnen. 

Fordert Preußen nicht viel, ſo legt es ſelbſt keinen 
Werth auf feine Stimme und feine Allianz!). 

Preußen muß alſo bei der Allianz?) 

kräftig verſprechen, was es nur verſprechen kann und 
das iſt 

nach vorſtehendem ſehr viel; 

kräftig dagegen auch fordern. 

* x 

Preußen könnte zuſichern 

Napoleon mit dem ſüdlichen Europa, Oſterreich eingeſchloſſen, 
ganz nach Gefallen ſchalten und walten zu laſſen, und Bei⸗ 
ſtand, wenn er dabei von Norden angegriffen würde. | 

Anerkenntniß feiner Einrichtungen rückſichtlich Deutſchland, fo- 
weit es das Haus Oſterreich belangte. 

Vergrößerung ſeiner Alliirten, Baden, Würtemberg und 
Bayern mit dem ſäculariſierten Teutſch⸗Orden und Jn- 
corporation der Reichsritterſchaft nach Plänen, die Preußen 
mit Frankreich concertierte, Preußen im kleinen dirigire. 

Vereinigung mit Napoleon, England zu einem Frieden zu 
zwingen, der Frankreich und allen Nationen den freien 
Gebrauch des Meeres ſichere. 

Es würde nichts verſprechen, was nicht ohnedieß von ihm auch 
ohne Allianz nachgegeben werden müſſe. Napoleon erhält 
Sicherheit und feiner Eitelkeit wird geſchmeichelt)). 

* * 


1) Von Hardenberg angeſtrichen. 

2) Von Hardenberg mit einem NB. verſehen. 

3) Im Nee e ſeien hier die wichtigſten Stellen aus dem erſten 
Nachtrag wiedergegeben: „Wenn Preußen überwiegende Gründe hat, eine Allianz 
mit Frankreich zu ſchließen, ſo muß es dieſes kräftig thun. Alle halben Maß⸗ 
regel ſind ſchädlich und tragen das Gepräge der Schwäche. — Um die Allianz 
kräftig zu ſchließen, muß Preußen entweder auf ſeine Stärke und nöthigenfalls 
Gewalt gegen Frankreich pochen oder Vortheile bieten können.. Preußen kann 
Vortheile bieten — Vortheile durch ſeine Kriegsmacht, Vortheile durch ſeine 
ſchuldenfreie Lage. — Wenn Preußen mit der Kraft, die es wirklich hat — die 
Vortheile, die es geben kann, wenn auch ſein Vortheil wieder dagegen befördert 
wird, bietet, ſo ſollte der Eindruck und der Erfolg wohl nicht zu bezweifeln 
fein.... Wenn Preußen hinzufügt, daß es Frankreich zum Zeichen ber Auf» 
richtigkeit ſeiner Geſinnungen und des Werthes, den es auf Napoleons Allianz 
ſetze, nicht bloß eine Paſſivität bei der Ausführung ſeiner jetzigen Pläne ver⸗ 
ſprechen, ſondern ſie auch kräftig unterſtützen wolle, wenn es dieſe Pläne größer 
ausſpricht, als Napoleon ſie ſelbſt auszuſprechen wagt, wenn es ihm mehr an 
Unterſtützung bietet, als es von der Kraft Preußens fordern zu können glaubt, 
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Dagegen hätte Preußen zu fordern 
1. Was ſeine Ehre und Anſehen erheiſcht; eine Reclama⸗ 
tion dieſer Art findet bei dem Ehrgeizigen eine gute Auf⸗ 
nahme. Sie iſt wichtig für Preußen dieſe Forderung, um 
jedes Anſehen von Schwäche zu vermeiden und die öffent⸗ 
liche Meinung zu gewinnen, dabei aber wirklich auch wohl— 
thätig zu wirken. 
Hierzu gehört 
a) daß Preußen die Veränderungen im Deutſchen 
Reich dirigire nach den mit Frankreich concertirten 
Hauptrückſichten. 


ſo wird eine große Forderung Preußens Napoleon gewiß nicht zum Krieg reizen, 
ſondern ihn Kraft, Konſequenz erblicken laſſen und ihm Achtung einflößen. — 
Was ſollte Preußen hindern, geradezu Napoleon den Beiſtand zur Erlangung 
der Herrſchaft im ſüdlichen Europa zu verſichern, geradezu ganz Italien, Spanien 
und Portugal zu nennen? Kann und wird Preußen es hindern, daß Napoleon 
vollende, was ſchon angefangen iſt? Er braucht Preußens Hilfe nicht, allein es 
kann Störungen ihm abwenden. Es wird dieſes, es wird das erſte Anerkenntniß 
ſeines großen Planes ſchützen. — — Was ſollte Preußen abhalten, geradezu 
Napoleon Geldhülfe zuzuſichern? Napoleon bedarf ſolcher trotz aller Siege. Er 
darf wegen ſeiner perſönlichen Sicherheit das Eroberte nicht drücken, er bedarf 
Geld. Nicht als Beſtechung, nicht als tung müßte Preußen ihm das Geld 
bieten, als kräftige Unterſtützung im Fall der Noth, den allgemeinen Frieden 
herbeizuführen, ſchnell zu vollenden, was doch vollendet werden muß. Preußens 
Anerbieten wird ihm Beweis von Preußens Kraft ſein. Nach einer Krämers⸗ 
politik wird dieſes äußerſt ſchädlich ſcheinen, es wird gewaltig geſchrien werden, 
wenn der preußiſche Staat 20 Millionen oder eine ſolche Summe ohngefähr 
bietet, allein ein Kriegsjahr im Auslande koſtet wohl nicht minder und der 
preußiſche Staat ſoll ja Erſatz bekommen. Frankreichs Allianz ſoll Preußen auch 
Kriege ſparen, wenn gleich Preußen nie ſich darauf verlaſſen und an Energie 
nachlaſſen darf. Frankreich ſoll Preußen Forderungen gleichfalls gewähren und 
die Ausführung vor der Hand unterſtützen helfen. Was ſollte Preußen abhalten, 
dann ganz Franken, das Hannoverſche und nördliche Weſtphalen zu fordern, 
Frankreich die Entſchädigung Bayerns für Franken auf Koſten des Hauſes Oſter⸗ 
Auf zu proponiren, ſich im Fall eines Krieges mit Oſterreich die Garantie des 
Anfalls von Böhmen zu bedingen? — Wenn Preußen ſo kräftig die Allianz 
ſchließt, fo wird es feine Selbftindigfeit begründen. Alles dieſes ſcheint nur 
auffallend, weil das Syſtem auffallend iſt. Daß es auffallend iſt, ſpricht für 
die Güte desſelben. Nur durch ein auffallendes Syſtem hat Buonoparte ſeine 
Größe begründet. Wo um Großes gehandelt wird, klein feilſchen wollen — wo 
ſich die Lage der Welt geändert hat, Überbleibſel eines zu Grabe gegangenen 
Syſtems retten wollen, ſie zur Norm nehmen, führt zum Verderben. Was 
würde Friedrich der Große thun, erwachte er jetzt? — Gewiß nicht ruhig zu⸗ 
ſehen oder ſich nothdürftig in Erwartung beſſerer Zeiten durchſchleichen, er würde 
auch einen großen Plan faſſen. — — Je größer bei der Allianz gegriffen wird, 
je weniger werden die Schwierigkeiten ſein; bei kleinen an werden bie 
neuen Könige und das kleine Geſindel mächtig in der Wagſchale wiegen, bei den 
größeren kommen ſie nicht in Anſchlag. Napoleon faßt dann ſelbſt auch nach 
ſeinem größern Intereſſe, in welchem dieſe wenig wiegen. Sehr viel kommt auf 
den Negotianten an, auf den ganzen Plan, wie negotiirt wird. Wird grob 
negotiirt, fo muß es direkte mit Napoleon fein, gerade und feft. Goll fid klein 
beholfen werden, dann find Nebenwege nöthig, dann wird man kaufen müffen: 
alle Freundſchaft Napoleons hilft dann nichts, aber einige Millionen klug ver⸗ 
theilt an Frankreichs Employés, an der neuen rage Rathgeber werden helfen. 
Ge Kë Gi Kramhandel aber nöthig, wenn es zur Krönung kommen und dabei 
eiben ſoll.“ 
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Es ift ein folded für die Ehre Preußens wichtig, 
Deutſchland nicht zu abandonniren. Es iſt wichtig, 
daß es dadurch Gelegenheit erhalte, vielen wohl 
zu thun und ſich des Dankes zu verſichern, daß es da⸗ 
durch Bande für künftig nicht zu berechnende Fälle mit 
dem ſüdlichen Deutſchland ſichere. Die Haupt⸗ 
rückſichten zum Concert mit Frankreich werden ſein 

Beſtimmung über den Kurerzkanzler. Er iſt ganz un⸗ 
nütz, nach ſeinem Abſterben wenigſtens könnte er 
disponirt werden. 

Aufhebung der Reichsſtädte und Vertheilung. Säculari⸗ 
ſation des Deutſchen Ordens. Incorporation der 
Reichsritterſchaft. 

Preußens Antheil würde mit Frankreich concertiert. Über 
die Vertheilung des Reſts nur die Hauptgrundſätze. 

b) Daß Preußen nicht verdrängt werde in Deutjd- 
land. 

Zu dem Ende in den erſten Propoſitionen wenigſtens keine Ab⸗ 
tretung in Franken!). Man könnte dieſes als empfindlich wegen 
perſönlichen Werthes des Königs auf ſolche als Stammhaus, 
als eine Dispoſition lediglich zu Gunſten Bayerns, 
welches ſo wenig Rückſicht um Preußen an ſich verdiene, bloß als 
Frankreichs Alliirter geſchont würde ). 

Es könnte dann Napoleon proponirt werden, da Preußen die 
fränkiſchen Provinzen nicht wohl aufgeben könne und ſie ſo wie jetzt ein 
ewiger Streitpunkt mit Bayern werden könnten, den ganzen fränkiſchen 
Kreis an Preußen zu geben und dagegen deſto mehr in Schwaben für 
Bayern zu disponiren, Würtemberg und Baden aber mehr gegen den 
Rhein zu entſchädigen, wogegen Preußen die neuen Provinzen von 
Weſtphalen zu Aquivalenten abgeben würde und bereit ſei, bis es auf⸗ 
wiege, auch andere Stände im Innern der preußiſchen Staaten zu ent⸗ 
ſchädigen ?). 

Einzelne Modifikationen könnten immer hineingelegt werden, z. B. 
Abtretung alles vom fränkiſchen Kreis, was ſüdlich von Ansbach liegt, 
ſo daß ſchräge Linie aufwärts bis ohngefähr 2 Stunden von Nürn⸗ 
berg auf der einen Seite und auf der andern Seite um das Rothen- 
burgſche, ſolches ausſchließend, gezogen würden. Eine ſolche Modifika⸗ 
tion iſt unſchädlich und zeigt ſo viel möglich Nachgiebigkeit. 

Im Folgenden wird ſich die Möglichkeit dieſer Beſtimmungen für 
Preußen zur Erhaltung ſeiner Selbſtändigkeit prüfen laſſen. 

2. Ferner müßte Preußen fordern, was zu ſeinem Syſtem der Ruhe 
nöthig ift. 
Dinhin gehört 
a) Außer Berührung mit Frankreich ſelbſt zu 


1) Von Hardenberg angeſtrichen. 

2) Ebenſo. 

3) Altenſtein meint wohl, daß die durch dieſe verſchiedenen Umtauſchungen 
beſitzlos gewordenen Stände im Innern Preußens entſchädigt werden. 
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kommen; eine angemeſſene Vertauſchung der neuen weft- 
fäliſchen Provinzen; hierzu beinahe Franken allein ge⸗ 
legen; ingleichen Neufchatel; auch dafür in Franken Ent⸗ 
ſchädigung. 

b) Außer Colliſion mit England durch die Beſitznahme 
des Hannöverſchen. 

c) Außer Colliſion mit Bayern durch den vorbemerkten 
Austauſch in Franken; um ſo nöthiger, da bei jedem andern 
Arrangement mit Bayern einſt bei dem Erlöſchen von Fulda 
oder Heſſen wieder neue Colliſionen entſtehen würden. 

3. Eine Vergütigung für die Allianz — das was 
Weſtphalen nicht in Franken aufwiegt und die oberen 
Reichsſtädte, mit aller neuen Anſtalt in Franken durch 
Säculariſationen; Hannover würde als Zankapfel mit 
England, als Land was ohnediß Preußen, von dem 
es umſchloſſen, mehr oder minder ſchon zugehört, nicht hoch an⸗ 
zuſchlagen fein !). : 

Die Vortheile Preußens hierbei werden bedeutend ſein und nicht 
ſehr bedeutend ſcheinen. . 

1. Durch die Einmiſchung in die Regulierung der Verhältniſſe von 
Deutſchland erhält Preußen eine beſtimmte Parthie im ſüdlichen 
Deutſchland, ſtatt daß Haß, wenn es alles abandonnirt, 
die Folge tit. 

Kommt es zum Bruche mit Frankreich, ſo kann 
dieſes wichtig werden, denn Frankreich muß in der erſten 
Zeit wohl, wenn es zum Kampfe kommt, zunächſt bei 
ſeinen Alliirten als dem ſchwächſten Theil des 
großen Ganzen gefaßt werden. 

Es wird wichtig werden, das Loos der kleinen Stände der 
Reichsritterſchaft, die jetzt ſchon ganz an Preußen hangen, 
erträglich zu machen. Im Norden werden die kleinen Fürſten 
von Sachſen, Deſſau nicht der Landeshoheit unterworfen 
werden können, es wird daher wichtig ſein, es auch nicht 
i m füdliden Deutſchland zu veranlaſſen. 

2. Franken iſt wichtig wegen der öffentlichen Meinung, 
wegen des von da aus ſtets zu erhaltenden Ein⸗ 
fluſſes auf das ſüdliche Deutſchland). Je mehr dort 
erlangt werden kann, je wichtiger wird Franken. In Franken 
durchkreuzen ſich alle Hauptſtraßen des innern Land⸗ 
handels. Es durchſtrömt ein Hauptfluß Deutſchlands. Franken 
giebt in jeder Rückſicht eine vortreffliche militäri- 
ſche Provinz wegen Menſchen, Pferde und leichter Vertheidi⸗ 
gung. Es werden mehrere Veſtungen erlangt, welche künftig 
zur Vormauer benützt werden können. Alle kleinen Fürſten, 


5 
1) Von Hardenberg angeſtrichen. 
2) Ebenſo. 
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die vorliegen und zur Seite kommen, find als gum 
preußiſchen Staat gehörig zu betrachten. Es wird 
durch Franken Heſſen und Sachſen ſo eingeſchloſſen, 
daß ſolche um ſo mehr zur beſtändigen Allianz mit 
Preußen genöthigt ſind. Geht der Plan durch, den 
größten Theil von Franken zu erhalten, ſo kann leicht eine Macht 
von 20 000 Mann dort gehalten werden, und erhalten kann das 
Land wohl noch mehr, wenn aus andern Provinzen Truppen 
dorthin gelegt werden. 

Nach obigem Plan muß Sachſen und Heſſen u. ſ. w. ganz 
als Inland in militäriſcher Rückſicht betrachtet 
werden und Franken muß alfo, wenn es auch nicht jene Aus⸗ 
dehnung behielt, als zuſammenhängend betrachtet 
werden ). 


1) Hier ſeien auch die umfangreichen Betrachtungen Altenſteins über 
Franken im zweiten Nachtrage auszugsweiſe wiedergegeben: Je allen Zeiten 
hat das Kurhaus Brandenburg einen großen Werth auf dieſe Provinzen gelegt 
und König Friedrich II. wollte die Ee auf deren Vereinigung mit dem 
Kurhauſe nicht aufgeben. — Der Zuwachs an Macht und Kraft durch ſolche 
konnte der Grund des hohen Werthes nicht ſein, der auf ſolche gelegt wurde. 
que die militäriſche Macht waren fie nach der damaligen Lage von wenig Werth. 

er Hauptgeſichtspunkt war der aan der von ſolchen aus im mittleren und 
ſüdlichen Deutſchland ausgeübt werden könne. Man konnte ſich von da aus 
leicht überall Einfluß verſchaffen und es war die Hoffnung zu Vergrößerungen 
wenn auch entfernt vorhanden. — Nach erſolgtem Anfall der Provinzen hat man 
dieſen Geſichtspunkt beinahe ganz verlaſſen. Man mochte auch aus Franken 
ſagen, was man wollte, man faßte es aus dem Geſichtspunkt, was tragen dieſe 
Provinzen und wie viel Soldaten ſtellen ſie. Auf alles weitere achtete man 
wenig oder gar nicht. Für Gewinnung der öffentlichen Stimme wurde außer 
durch die Einſchließung von Franken in die Neutralität bei dem Basler Frieden 
nichts gethan, mit Mühe abgehalten, was nachtheilig war. Man ließ die ſchönſte 
Gelegenheit zur Erweiterung durch Nürnberg, den wichtigſten Punkt vom mit⸗ 
täglichen Deutſchland, außer Händen und benutzte die, welche ſich zeigte, die 
Entſchädigungen dort zu erhalten, nicht. [Über die Bemühungen Hardenbergs 
ſeit 1796, Nürnberg für Preußen zu beſetzen, die fränkiſchen Hochſtifter ein⸗ 
zuverleiben und ſo Oſterreichs Übergewicht und Bayerns Anwachſen im deutſchen 
Süden zu beſeitigen, handelt zuletzt im Zuſammenhange K. Th. Heigel, 
Deutſche Geſchichte vom Tode Friedrichs des Großen bis zur Auflöſung des alten 
Reiches, Stuttgart, Berlin 1911, Bd. II, S. 213 ff.; es bedarf noch einer kriti⸗ 
ſchen Erörterung, wie weit etwa Altenſtein der geiſtige Urheber dieſer Harden⸗ 
bergſchen Pläne geweſen iſt.] — Nun klagte man, die Provinzen hätten keinen 
Werth, vom Hauptlande getrennt ſeien ſie nicht zu vertheidigen und nicht zur 
Vertheidigung des Ganzen zu gebrauchen und in ganz neueſten Zeiten, daß fie 
Veranlaſſung zu Colliſionen mit andern geben könnten. Es fragt ſich, ob ſich 
denn wirklich die Lage der Sache ſo ſehr geändert hat, daß Provinzen, auf 
welche ſo viel hae gelegt wurde, jetzt fo gan zur Laft find. — Es ift fon 
bemerkt worden, daß die Gelegenheit, ihren Werth zu erhöhen, worauf die kräf⸗ 
tigen Vorfahren gerechnet haben, zum Theil ſchändlich iſt verſäumt worden. Die 
Gelegenheit zu Erweiterungen iſt größtentheils vorüber und inſofern der Werth 
etwas vermindert. Inzwiſchen iſt in dieſem Augenblick noch viel vorhanden und 
es wird immer viel bleiben, wenn auch viel bei dieſer Gelegenheit wieder ver⸗ 
theilt wird. — — — Franken wird der Punkt bleiben, von wo aus ſich am 
beſten und ſicherſten wirken läßt, und es kann wichtig werden zu wirken, wenn 
es darauf ankommt, im Kampf gegen Frankreich Hilfskräfte Frankreichs ſchnell 
zu lähmen. Nicht immer wird der Einfluß Frankreichs auch allmächtig ſein; 


157] Fragmentariſche Aufzeichn. Altenſteins üb. d. auswärt. Politik Preußens 157 


Sollte Oſterreich noch weiter zu Grunde gehen, ſo würde 
einſt eine Verbindung zwiſchen Schleſien und 
Franken durch Böhmen nicht unmöglich fein und ſolche fünf- 
tigen Fälle dürfen jetzt ſchon nicht unberückſichtigt bleiben. Auch 


gewiß nicht, wenn ſich ein kraftvoller Staat nach der nämlichen Idee hebt, und 
dann wird von Franken aus im Großen angeknüpft werden können, wo die 
großen Vorfahren nach dem Geiſt der Zeit im kleinen anknüpfen wollten. Vorhin 
wurde ein Werth auf die fränkiſchen Provinzen geſetzt, weil fie Veranlaffung zu 
Colliſionen geben könnten, und Colliſionen für den Kräftigen, Mächtigen die 
Gelegenheit zum Sieg und Erwerb ſind. Jetzt hat ſich dieſer geändert, und 
Colliſionen können in dieſem Augenblick ernſthaft werden. Gefährlich werden 
ſie nur für die mangelnde Kraft ſein. Das kräftige Preußen wird Frankreich 
nie den Königen von Bayern und Schwaben opfern, Preußen wird bei einiger 
Klugheit und Kraft immer gewinnen. Daß ſich erſt in neuerer Zeit der Mangel 
ergeben haben ſollte, daß ſie ſchwer zu vertheidigen und für die Vertheidigung 
des Hauptlandes unnütz ſeien, läßt ſich wohl nicht behaupten. Bayern mit 
Frankreich iſt ein gefährlicherer Nachbar als es Oſterreich war, allein das Ver⸗ 
hältniß ift doch nicht fo gar verfdieden.... Wenn Preußen das neue kräftige 
Syſtem der nordiſchen Oberherrſchaft annimmt, ſo wird ſich das Verhältniß noch 
mehr zu Gunſten der fränkiſchen Provinzen ändern und ſie werden noch wichtiger 
werden. So weit Preußen reicht, iſt alles rückwärts liegende ſein, mit ihm eins 
oder muß es werden. Durch das Vorliegen in Franken ſichert es ſich jetzt ſchon 
Sachſen. Es hängt Franken in militäriſcher Rückſicht ganz mit ſolchen [d. h. 
Preußen] zuſammen durch Sachſen.“ — Dann bleiben, wie Altenſtein ausführt, 
die fränkiſchen Provinzen wichtig für die Werbung im Auslande, die ſich nicht 
ſogleich entbehren laſſen wird. — „Anderwärts iſt ſchon die Wichtigkeit Frankens 
zum Einwirken auf die öffentliche Meinung berührt. Sehr wichtig ( ed, daß, 
wenn Preußen kräftig erſcheinen will, es nicht dem neuen bayriſchen König Pros 
vinzen cedire, welche dieſer neue König zu erhalten, ohne Preußen zu fragen, 
ſchon lange ſehr deutlich erklärt hat, und von welchen bekannt iſt, welchen Werth 
das Kurhaus und namentlich der jetzige König darauf ſetzt. Das Abgeben dieſer 
Provinzen iſt ein öffentliches Zeichen von Schwäche, man wird ſie für aus Furcht 
abgenöthigt betrachten [von „ſehr wichtig“ bis zum Schluſſe von Hardenberg 
unkerſtrichen]l. — Für fie wird fidh kein Aquivalent finden. Es wird dem König 
bloß geboten werden, was ihm ohnehin nicht entgehen kann, was im Norden 
liegt, was, wenn Preußen kräftig handelt, ſich an ihn anſchließen und früh oder 
ſpät ihm ganz fallen muß. Was man Preußen außerdem geben kann, iſt kaum 
hinreichend, ſeine Zugabe des andern zu belohnen, gewiß aber nicht eine Allianz.“ 
Altenſtein wünſcht dann, daß, wenn „groß negotiirt“ wird, der König alle bayri⸗ 
ſchen Beſitzungen in Franken erhalten und dafür Cleve, die Mark, Münſter, Eſſen 
nebſt zugehörigen Teilen und Neufchatel abtreten ſoll; ſo würde Preußen von 
der unmittelbaren Berührung mit Frankreich befreit fein. „Die Reichs ſtädte im 
Norden und Nürnberg würde Preußen für die Einwilligung in die Auflöſung 
Deutſchlands erhalten. Hannover müßte es ſich durch die Allianz und die 
Freund ſchaft mit England verdienen.“ — — — „Geht dieſer Plan nicht durch, 
weil man nicht groß fordern und geben will, ſo würde der nächſte Plan ſein, 
entweder 1. einen vortheilhaften Austauſch eines Theils der fränkiſchen Pro⸗ 
vinzen mit einem Theile der bayriſchen, jedoch mit Gewinn für Preußen von 

rankreich zu erhalten“; es folgt dann der im Hauptteil S. 152 ff. ausgeführte 

lan; doch wird ausdrücklich hinzugeſetzt, daß alsdann Würzburg und Bromberg 
an Preußen fallen müſſen. „Ein großer Theil der Vortheile des größern Planes 
würde hier auch noch erreicht werden, vorzüglich würde Nürnberg, der Main, 
die Veſtungen gewonnen, viele kleinen Stände könnten ſich noch anſchließen; 
2. könnte auch nur im Austauſch mit Bayern en gros bedungen werden — 
ohne Beſtimmung wie — derer nur daß Preußen im nördlichen Franken ein 

quivalent erhalte. Es ift dieſes mißlich, weil Bayern dann alles anſchlägt, 
was es jetzt nicht in Befig nimmt. Dagegen könnte es vortheilhaft werden, weil 
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im Kriege würde Böhmen immer leicht zum Schauplatz gemacht 
werden können. 

Dieſe Vortheile giebt eine Vergrößerung im Norden nicht. 
Mag auch Hannover beſitzen, wer da will, es muß 
Preußens Oberherrſchaft merken, wann Preußen will, 
und Preußen theilt nicht den Haß von England. Kann es aber 
als Zugabe erlangt werden, dann iſt es wichtig; denn 
Wird die Macht Preußens durch Hannover allerdings bei einer 
guten Adminiſtration ſehr gewinnen, und die Reichsſtädte wohl⸗ 
thätig auf den ganzen preußiſchen Handel wirken. 

* A x | 
Wenn aber auch dieſe Allianz mit Melen Vortheilen abgeſchloſſen 
wird, ſo muß ſich geſagt werden, daß nichts gewonnen iſt, 
wenn nicht die Hauptidee energiſch verfolgt wird. 


Hierzu gehört 

1. Im Inland 
a) In Anſehung der Civiladminiſtration die äußerſte 

Energie, vorzüglich immer in Zielen, Plänen und 
Anſtalten, daß das Geld zur Ausführung irgend einer 
militäriſchen Operation nicht fehle. Das Militär 
wird mehr denn je zum Hauptgeſichtspunkt. 
Rückſichtlich des Militärs, der Vermehrung, ſo viel 
nur die Zahl der Bevölkerung es erlaubt; eine ernſt⸗ 
liche Prüfung, ob nicht durch Veränderung des effectiven 
Standes in den Garniſonen eine beträchtliche Vermehrung 
im Fall der Noth bewirkt werden könnte. 

Eine genaue Prüfung, ob es nicht rathſam ſein dürfte, 
in der Okonomie und Mobilmachung, Verpfle⸗ 
gung nach dem Beiſpiel der Franzoſen beträchtliche Ande⸗ 
rungen zu machen, jetzt ſogleich alles auf den Fall des 


Bayern bei aller Herrſchaft und Herrlichkeit doch gewiß Geld braucht und, er⸗ 
hielte es ſolches, nicht ſtreng rechnen würde. Hier würde ſich auch bei den Ur, 
ganen wirken laſſen. Bei der Perfidie von Bayern könnte es aber immer mißlich 
ausfallen. Napoleons unmittelbare Entſchließung, von der etwas zu hoffen wäre, 
könnte dabei verloren gehen. — Müßte es durchaus bei Frankreichs erſtem Plan 
bleiben [bei den Beſtimmungen des Schönbrunner Vertrages], was wohl ſchwerlich 
der Fall iſt, wenn auch die Sache ſehr klein gefaßt wird, wenn man kleine 
Mittel nicht vernachläſſigt, ſo wäre wenigſtens das Bayreuther Unterland noch 
gar für die Gegend oberhalb des Mains en gros auszutauſchen— — — 
Werden nun die letzten Pläne ausgeführt, ſo verſchenkt Napoleon das ſüdliche 
Deutſchland, ohne dem König auch nur für das Zugeben einen Theil zu bieten; 
und lohnt ſich's auch nicht, dafür einen Krieg anzufangen, ſo kann man es 
wenigſtens als ein Zeichen betrachten, daß er auf die Allianz mit Preußen keinen 
fo hohen Wert fegt, als er darauf ſetzen müßte, wenn Preußen ſchon früher auf 
dieſen Fall gedacht und hiernach energiſche Maßregeln ergriffen hätte. Das An⸗ 
ſehen Preußens im Süden von Deutſchland wird dann wohl ſehr klein ſein und 
ſich nur nach geraumer Zeit vielleicht erſt wieder heben.“ — Und am Schluſſe 
des dritten Nachtrages heißt es noch einmal mit aller Schärfe: „Das ſüdliche 
Deutſchland iſt daher der Punkt, wohin der Friede oder Krieg laufen muß.“ 


Gë 


b 


— 
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Kriegs zu beſtimmen und zu berechnen, ob und welche 
Feſtungen im Voraus Berückſichtigung verdienten. 
2. Im Ausland, und zwar 
a) In Deutſchland: 

Alle eingeſchloſſenen und rückwärts liegenden Stände 
müßten gütlich oder durch ernſte Drohungen jo weit ge- 
bracht werden, daß auf ihre Beihülfe in militäri⸗ 
ſcher Rückſicht ganz gezählt werden könnte. Es 
würde darauf zu halten ſein, daß ſie eine verhältniß⸗ 
mäßige Zahl Truppen gut aufftellten, fo wie die 
preußiſche Armee immer zum Ausrücken bereit wären, in 
Kriegsfällen wegen Durchzüge, Verpflegung keine 
Frage ſei. 

Außer Deutſchland möchte 

Den ſüdlichern Staaten, wenn ſie gleich in der 
Hand Frankreichs ſind, ſchön zu thun ſein, damit 
im Fall des Bruches Einfluß dort behalten werden kann. 

Den nördlichen möchte ihr wahres Intereſſe zu 
Gemüthe zu führen fein, unaufhörlich ihnen be> 
merklich zu machen ſein, daß, wenn Frankreich ſeine 
Herrſchaft über Preußen auszudehnen verſuchen ſollte, es 
auch auf ſie gemünzt ſei, daß ſie zeitig auf kräftige Maß⸗ 
regeln denken ſollten. Es würde bei denen, welche der 
warnenden Stimme nicht Gehör geben wollen, die erſte 
ſchickliche Veranlaſſung zu benutzen fein, das Über- 
gewicht und die Oberherrſchaft mit Gewalt zu 
erhalten, z. B. Dänemark. 

Nur wenn ſo in dieſer Art und womöglich noch kräftiger der 
Plan verfolgt wird, läßt ſich von dem Aufſchub durch die Allianz nicht 
nur Erhaltung der Selbſtändigkeit Preußens, ſondern 
auch eine ferner zunehmende Größe des preußiſchen 
Staats erwarten. 


b 


— 


* 
* 


Sollten auch, wie ſo manche gern glauben möchten, alle Beſorg⸗ 
niſſe von Frankreich eitel ſein, Frankreich es wirklich gut mit 
Preußen vorhaben, oder Napoleon ſich nicht erhalten und mit ihm 
Frankreich oder ſeine Oberherrſchaft zuſammenſtürzen, ſo wird doch 
Preußen immer von der Verfolgung der Idee mannig- 
faltigen Vortheil haben, gewiß immer den, daß es kräftig, 
dadurch doppelt und dreifach exiſtirt.“ 


Mit dem Potsdamer Vertrage vom 3. November 1805 hatte die 
preußiſche Politik, falls ſie ſich thatſächlich für die Beſtimmungen ein⸗ 
ſetzte: Trennung der Kronen Italiens und Frankreichs, Räumung von 
Deutſchland, Neapel, Holland und der Schweiz durch Napoleon, beſſere 
Grenze in Italien für Oſterreich, Entſchädigung für den König von 
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Sardinien als Vermittlungsbedingungen oder Kriegserklärung Preußens 
an Frankreich, Anſchluß an die Koalition, das ſeit dem Basler Frieden 
beobachtete Neutralitätsſyſtem unter dem Drange äußerer Umſtände 
aufgegeben, offene Partei für die Koalitionsmächte ergriffen. Was ſie 
bisher von einem Abkommen mit Frankreich erhofft hatte, ſuchte ſie 
jetzt durch eine Verbindung mit den alten Gegnern Napoleons zu er⸗ 
reichen. Im Falle des Kampfes ſollte Rußland bei England die Über⸗ 
laſſung Hannovers an den neuen Bundesgenoſſen betreiben !). Aber 
wie viel fehlte daran, daß nun ein einheitlicher Zug die Maßnahmen 
der Erben des fridericianiſchen Staates durchdrungen hätte. Prinz 
Louis Ferdinand, Blücher und Rüchel, Hardenberg und Stein traten 
für den Bruch, für den Kampf, für die Verwirklichung des Anſchluſſes 
an die Koalition ein. Aber weite Kreiſe in Berlin beherrſchte das 
Gefühl der Intereſſengemeinſchaft mit Frankreich. Mochte auch in der 
Volksſtimmung ſeit dem Herbſte des Jahres 1805 eine Wandlung zu 
Ungunſten Napoleons ſich bemerkbar machen, ſo glaubte man in der 
Hauptſtadt doch die Sicherheit Preußens gegen Frankreich auf dem 
Wege der Unterhandlung wahren zu können. Der König und mit 
ihm Graf Haugwitz waren für die Erhaltung des Friedens. Und 
während Hannover beſetzt wurde, reiſte dieſer preußiſche Diplomat, der 
am tiefſten in die Abſichten und politiſchen Tendenzen des Monarchen 
eingeweiht war, nach Mähren als Unterhändler ab mit dem Wunſche, 
ſie, d. h. den Frieden, durchzuſetzen?). Seine erſte Unterredung mit 
Napoleon fand am 28. November in Brünn ſtatt; er wagte es nicht, 
die preußiſchen Vermittlungsbedingungen zu nennen. Die Schlacht 
bei Auſterlitz am 2. Dezember machte alle Verſuche, den Potsdamer 
Vertrag zu verwirklichen und es dadurch zum Bruch mit Frankreich 
zu treiben, in den Augen Haugwitzs unmöglich; er hielt es vielmehr 
für ſeine Aufgabe, nunmehr Preußen vor einem drohenden Angriffe 
des Kaiſers für den Augenblick zu ſichern, und unterzeichnete am 
15. Dezember den Schönbrunner Vertrag. Ansbach, Cleve und Neuen- 


1) Dieſe einleitende Skizze nach P. Bailleu, Preußen und Frankreich 
von 1795—1807, Bd. II (Publikationen aus den k. preußiſchen Staatsarchiven, 
Bd. 29). Leipzig 1887, S. LXIII ff. 

2) Bismarcks Gedanken u. Erinnerungen I, S. 184: „Daß wir 1805 die 
Gelegenheit nicht ergriffen, um Frankreichs übermacht brechen zu helfen, war 
eine ausgezeichnete Dummheit. Stillzuſitzen war noch unverſtändiger, als für 
Frankreich Partei zu nehmen; nachdem wir aber diefe Gelegenheit hatten vorbei⸗ 
gehen laſſen, ſo mußten wir auch 1806 à tout prix Friede halten und eine 
beſſere abwarten“; an Gerlach, Frankfurt 30. Mai 1857. 
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burg ſollten abgetreten, der franzöſiſche Beſitzſtand garantiert, dafür 
Hannover erworben werden. Haugwitz hoffte in der Folgezeit Frank⸗ 
reich mit Rußland auszuſöhnen, es durch eine engere Verbindung mit 
dem Zarenreiche für Preußen unſchädlich zu machen. Obwohl Harden- 
berg ſeinerſeits trotz der ſoeben gezeigten kriegeriſchen Haltung ſchon 
Unterhandlungen mit Laforeſt, dem franzöſiſchen Geſandten, angeknüpft 
hatte, waren alle leitenden Kreiſe in Berlin über den Inhalt jenes 
Vertrages doch betroffen. Es handelte ſich darum, ihn zu verwerfen 
oder zu ratifizieren, dadurch über die Frage, ob Krieg oder Allianz 
mit Frankreich, zu entſcheiden. 

Für dieſe ſchickſalsſchwere Alternative, vor die ſich die preußiſche 
Politik geſtellt ſah, und ihre richtige Löſung wollte Altenſtein ſeinem 
Gönner Hardenberg Materialien zur Hand geben, als er ihm die Frag⸗ 
mente zuſandte. Von ihm allein erhoffte er in dieſer entſcheidungs⸗ 
vollen Stunde die Rettung des Staates. Bereits am 28. Dezember, 
alſo an dem gleichen Tage, an dem die Niederſchrift vollendet wurde, 
gelangten die Aufzeichnungen in die Hände des Miniſters. Als er ſie 
las, dachte er nach den tagelangen Konferenzen bei dem Könige wohl 
ſchon daran, ſeine eigenen Anſchauungen über die Lage ſchriftlich feſt⸗ 
zulegen. So entſtand ſeine umfangreiche erſte Denkſchrift über den 
Schönbrunner Vertrag vom 30. Dezember 1). Wie verhalten ſich beide 
Dokumente zueinander? — N 

„Wir hatten größtenteils einerlei Anſichten, wir beſprachen uns 
täglich,“ ſo charakteriſiert Hardenberg ſeine Stellung zu dem vertrauten 
Mitarbeiter aus der fränkiſchen Zeit in ſeinen Memoiren während des 
Rigaer Aufenthalts 1807 ).. Ahnlich war es damals gewefen und 
ähnlich war es jetzt. Das Begleitſchreiben weiſt ja darauf hin; kaum 
hat er die Nachträge beendet, ſo ſendet er ſie ihm wiederum an dem⸗ 
ſelben Tage zu. Und ähnlich wie die Entſtehungsart der Altenſtein⸗ 
ſchen Materialien für die Rigaer Denkſchrift war auch die der jetzigen 
Aufzeichnungen, nur daß ihnen kein direkter Auftrag Hardenbergs zu⸗ 
grunde lag, und daß ihnen der ſyſtematiſche Zuſammenhang fehlte. 
Ein großer Teil der von Altenſtein ausgeſprochenen Ideen wurde in 
die Hardenbergſche Denkſchrift übernommen, viele ihrer Sätze muten 
faſt wie eine Überſetzung an, ohne daß ſich jedoch im einzelnen ent⸗ 
ſcheiden läßt, wem die Priorität des Gedankens zukommt. 


— e egen 


1) Veröffentlicht von L. v. Ranke, Denkwürdigkeiten des Staatskanzlers 
Fürſten v. Hardenberg, Bd. V, Leipzig 1877, S. 243 ff. 
2) Ranke a. a. O. Bd. III, S. 532. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. 11 
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So ſehr Hardenberg das einfache Neutralitätsſyſtem (le simple 
neutralité du nord de l'Allemagne), das Preußen bisher verfolgt 
und immer wieder erſtrebt hatte, größtenteils ſicherlich im Hinblick auf 
die Friedenstendenzen des Königs als das wünſchenswerteſte hinſtellte, 
gab er doch offen ſeiner Überzeugung Ausdruck, daß es um ein ſolches 
ſich augenſcheinlich nicht handeln könne. Haugwitz hatte es ja aus⸗ 
drücklich verſichert, daß Napoleon es nicht zulaſſen, daß es ihn nicht 
hindern würde, Hannover wiederzuerobern. Damit ging aber jeder 
Vorteil oder eine Vermehrung ſeiner relativen Macht für Preußen ver⸗ 
loren. Es beſtand kein Zweifel, daß es ſowohl an Kräften wie an 
Wertſchätzung in der öffentlichen Meinung Einbuße erleiden werde. 
So blieb auch für Hardenberg nur die Wahl zwiſchen Krieg oder Allianz 
mit Frankreich. Ein Kampf, im Anſchluß an die Überbleibfel der 
Koalition, bot ihm ſo wenig wie Altenſtein ſichere Hoffnung auf Er⸗ 
folg. Die Macht Napoleons mittels einer Koalition, alſo auf dem 
gewöhnlichen, bisher gewählten Wege einzuſchränken, ſei faſt unmöglich 
geworden. Der Strom wäre ſo angeſchwollen, daß alle Deiche nur 
noch ſeine Gewalt vermehrten. Wir erinnern uns eines ähnlichen 
Bildes, das Scharnhorſt im Frühjahr 1812 gegenüber Gneiſenau und 
Boyen gebrauchte. Aber während dieſer die Hoffnung nicht aufgab, 
daß die Widerſtandskraft des Felſens im Strome doch vielleicht aus- 
reichen würde, um in Zukunft einmal bodenſicheres Neuland anzuſetzen !), 
fuhr Hardenberg, ganz im Sinne Altenſteins, fort, man könne ſich nur 
vor der Gewalt des Stromes ſchützen, indem man ſich von ihm ab⸗ 
wende und beträchtlich von dem aufgegebenen Terrain — terrain 
abandonné — für fih gewinne. 

„L'alliance avec Napoléon,“ fo heißt es dann, „offrirait peut- 
étre ce moyen comme le seul, qui puisse assurer l’existence in- 
dépendante de la Prusse et par elle l’indépendance du nord de 
l'Europe.“ Und wie fol Preußen dieſes Syſtem ergreifen? — 
Napoleon die Mittel erleichtern, ſeine Pläne im Süden durchzuſetzen, 
und Preußens Macht im Norden unaufhörlich vergrößern, hier herrſchen, 
wie Frankreich im Süden und Weſten herrſche. Das war die Alten⸗ 
ſteinſche große Idee, die der napoleoniſchen entgegengeſetzt werden müſſe. 
In ihrer kühnen und kräftigen Verfolgung ſah auch Hardenberg nicht 
die Ausgeburt eines maßloſen Ehrgeizes, ſondern das einzige Mittel 
der Verteidigung für Preußen ſelbſt und die übrigen Mächte, die ſich 
noch nicht dem Joche des Eroberers gebeugt hätten. Er war davon 


1) Vgl. meinen E. M. Arndt, Gotha 1914, Bd. I, S. 309 f. 
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überzeugt, daß Napoleon auf dieſer Baſis die Unterhandlungen wieder 
aufnehmen werde trotz der Bedingungen des Schönbrunner Vertrages, 
deren einfache Annahme für Preußen nach den Worten des Leiters 
ſeiner Auswärtigen Angelegenheiten eine erzwungene Kapitulation be- 
deuten, es zu einem Satelliten Frankreichs herabwürdigen würde. Alſo 
für Napoleon freie Hand im Süden und gegen Oſterreich, in der Ver⸗ 
teilung der Königskronen, in ſeinen Ideen über die Freiheit der Meere; 
für Preußen dagegen Herrſchaft im Norden Europas, vor allem in 
Deutſchland, keine Einmiſchung Frankreichs in das Reich ohne Preußens 
Einwilligung: dieſes Projekt einer grandioſen Machterweiterung des 
fridericianiſchen Staates hoffte Hardenberg ohne Kampf, allein durch 
diplomatiſche Unterhandlungen mit dem Korſen durchſetzen zu können, 
der ſoeben die beiden mächtigſten Kontinentalmächte niedergeworfen 
hatte. Um dieſes Syſtem in die Wirklichkeit zu überſetzen, bedarf nach 
ſeiner Anſchauung Preußen beträchtliche Erwerbungen an Territorien; 
es muß außerdem aufhören, mit Frankreich Grenznachbar zu ſein; es iſt 
ſchließlich nötig, daß es durch keine Abtretung geſchwächt werde und 
ſich nicht den Anſchein der Schwäche gebe. So kann es auf Cleve und 
Neuſchätel unbedenklich verzichten, dagegen habe die Abtretung von 
Ansbach, die im Schönbrunner Vertrage gefordert werde, etwas ſchlecht⸗ 
hin Abſchreckendes, Widerwärtiges, „quelque chose de véritablement 
rebutant“. Deutſchland vom Meere bis zum Main müſſe der Souve⸗ 
ränität Preußens oder ſeinem entſcheidenden Einfluſſe unterworfen ſein. 
Nur um dieſen Preis ſcheine eine Allianz mit Napoleon gerechtfertigt. 
Auch die Einſchränkungen, die Hardenberg zulaſſen will, ſind die 
gleichen oder ähnliche wie bei Altenſtein: Abtretung eines kleinen Teiles 
von Ansbach an Bayern, dafür aber Gewinn von Bamberg, Würz⸗ 
burg, Nürnberg !); Entſchädigung für Bayern durch Verzicht auf 

1) In der oben erwähnten Denkſchrift Hardenbergs heißt es bei Ranke 
a. a. O. S. 252 f.: „Il faudrat, que le roi, en conservant le pays de Bay- 
reuth, gardât encore une partie au moins de celui d' Anspach avec la ville 
de ce nom et acquit Bamberg et de Wurzbourg tout ce qui est sur la 
rive droite du Main avec ce fleuve, et les royons nécessaires pour les 
villes, les banlieues, des endroits situés sur la rive droite y comprises, 
Nurnberg et la partie de son territoire, qui n'est pas dans le haut Pala- 
tinat, celle dont on est convenu dans la traitè avec le Bavière. La partie 
du pays d' Anspach qui pourrait être cédée à la Bavière s'étendrait depuis 
Ochsenfurt sur le Main jusqu’aux environs de Vorder-Pfeinach, et de la 
sur la source dc l’Altmühl, longeant cette rivière jusqu’à Gunzenhausen, 
de là sur Epalt et de là suivant la Rezat et la Schwarzach jusqu'aux 
environs d’Altorf. Tout ce qui est au midi de cette ligne serait cédé A 


la Bavière.“ 
11* 


164 Ernft Müſebec Dei 


Münſter, Mark, Lingen und Tecklenburg, alfo zum Teil alte Be- 
ſitzungen zu Gunſten von Berg oder Verpflanzung Württembergs nach 
Weſtfalen und Vergrößerung Bayerns in Schwaben; Entſchädigung 
der napoleoniſchen Schützlinge durch die Beſitzungen der Johanniter 
und des Deutſchen Ordens, die beide nach den Beſtimmungen des 
Reichsdeputationshauptſchluſſes behalten hatten, alfo ohne fie Preußen 
aufzuladen. Im Falle eines Krieges mit Oſterreich als einer Folge der 
Allianz ſoll Preußen einen Teil von Böhmen bekommen als Verbindung 
zwiſchen Schleſien und Franken. Im Norden werden die Hanſeſtädte 
einverleibt. Das verbündete Heffen erhält Frankfurt a. M. Die Neu- 
einrichtung des Deutſchen Reiches erfolgt nach gemeinſamer Ber- 
abredung. 

So zeigt ſich in den Gedankengängen und Projekten Hardenbergs 
eine weitgehende Ahnlichkeit mit denen Altenſteins, der 1799 nach 
Berlin übergeſiedelt war und die Stelle eines Geheimen Oberfinanz⸗ 
rates bei dem fränkiſchen Departement des Generaldirektoriums be- 
kleidete. Das Schickſal der fränkiſchen Provinzen, ſeinex Heimat, lag 
ihm beſonders am Herzen. Ihre Bedeutung für die künftige Stellung 
Preußens in Deutſchland ſchätzte er — darauf weiſt der Satz ſeiner 
Nachträge, das ſüdliche Deutſchland ſei jetzt der Punkt, wohin der 
Friede oder der Krieg laufen müſſe !), noch einmal nachdrücklich hin — 
ſo hoch ein, daß er glaubte, der König dürfe ſolche Territorien nicht 
ohne höchſten Gewinn für das Ganze opfern, und ein ſolcher werde 
ſchwer zu erweiſen ſein; und er rief in den breiten Ausführungen des 
zweiten Nachtrages Friedrich den Großen als Kronzeugen der Richtig⸗ 
keit ſeiner Schätzung auf. Dieſe ſtarke Betonung der Aufrechterhaltung 
und Vermehrung des preußiſchen Einfluſſes in Süddeutſchland bildet 
zu der Auffaſſung Hardenbergs einen erſten charakteriſtiſchen Unter⸗ 
ſchied. Einſt als Organiſator und Verwalter dieſer neu erworbenen 
Gebiete hatte er ähnlich gedacht?). In dieſem Augenblicke trugen die 
fränkiſchen Dinge für ihn doch mehr den Zug des Problematiſchen, des 
Zufällig-Perſönlichen. Süddeutſchland ſchien ihm jetzt bereits ganz in 
die Intereſſenſphäre Frankreichs zu fallen, und er hatte wohl von An⸗ 
fang an wenig Hoffnung, hier etwas auszurichten. Die fränkiſchen 
Beſitzungen bedeuteten für ihn den Abſchluß des preußiſchen Syſtems 
an der Mainlinie. In ſeinem Vertragsentwurfe vom 1. Januar 1806 
wurden fie deshalb ſtark eingeſchränkt?). Für Altenſtein bildeten fie 
1) Vgl. oben S. 158 Anm. 


2) Vgl. oben S. 156 Anm. 1. 
3) Ranke a. a. O. V, S. 270. 
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den Aggreſſionspunkt Preußens nach Süddeutſchland hinein. Harden⸗ 
bergs territoriale Bemühungen richteten ſich letzten Grundes ganz auf 
den endgültigen Erwerb von Hannover, für den er ohne weiteres die 
fränkiſchen Beſitzungen geopfert hätte. Nach Altenſteins Meinung 
mußte, immer unter der Vorausſetzung der Annahme des Syſtems 
durch Napoleon, dieſes Land dem preußiſchen Einfluſſe dann ohne 
weiteres zufallen. 

Ein anderer bemerkenswerter Unterſchied ergibt ſich in der Frage 
nach der Stellung Oſterreichs zu dem neuen Deutſchland. Während 
der Zeit, wo die preußiſchen Staatsmänner um Haugwitz und Harden- 
berg zuverſichtlich hofften, daß Napoleon die von ihnen vorgeſchlagenen 
Modifikationen annehmen oder wenigſtens auf dieſer Grundlage neue 
Verhandlungen eingehen werde, entwarf Hardenberg eine neue Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reiches 1). Oſterreich wurde ausdrücklich in 
ſeinen künftigen Beſtand eingeſchloſſen. Altenſtein dagegen überließ 
die Regelung der öſterreichiſchen Frage ganz Frankreich. Die habs— 
burgiſche Monarchie mag dem Schickſal preisgegeben werden, das ſie 
ſich ſelbſt bereitet hat. Preußen ſelbſt ſoll gegebenenfalls hilfreiche 
Hand leiſten, es zu vollziehen. Die Fragmente weiſen zwar in un⸗ 
klaren, aber doch erkennbaren Umriſſen auf eine Neugeſtaltung der 
deutſchen Verhältniſſe ohne Oſterreich unter der entſchiedenen Vor⸗ 
macht Preußens hin, das ſich gegenüber den ſüddeutſchen Mittelſtaaten 
in den Kleinſtaaten eine wirkſame Beihilfe verſchafft; es ſind jene 
moraliſchen Eroberungen, von denen während der Verhandlungen des 
Wiener Kongreſſes ſo viel geredet wurde. — Und noch ein letzter 
Unterſchied ergibt ſich in dem Problem der Haltung zu England. Beide 
Staatsmänner ſtimmen darin überein, daß es für alle Mächte des 
Kontinents nur ein Gewinn fein würde, wenn England feine prä- 
dominierende Stellung zur See verliere. Hardenberg formuliert die 
Mitwirkung Preußens bei dieſem Gedanken Napoleons ſehr vorſichtig 
dahin „qu'on entra dans ses idées sur la liberté des mers“, und 
an einer anderen Stelle ſagt er: „on n'a qu’à saisir l’occasion de 
favoriser ce but et laisser faire la France“. Unbedingter Friede 
mit den Mächten der bisherigen Koalition war Hardenbergs Ziel. Sein 
Vertragsentwurf vom 1. Januar ſah deshalb ausdrücklich den Frieden 
zwiſchen England und Frankreich vor: bis dahin ſollte Hannover von 
Preußen nur beſetzt werden, nicht einen integrierenden Beſtandteil des 
Staates bilden. Altenſtein dagegen forderte unbedenklich eine Ber- 


1) Vom 5. Febr. 1806, Ranke a. a. O. I, S. 294 ff. 
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einigung mit Napoleon, um England zu einem Frieden zu zwingen, 
der Frankreich und allen Nationen den freien Gebrauch des Meeres 
ſichere. Er vertrat alſo für die nächſte Zeit einen viel engeren An⸗ 
ſchluß an das franzöſiſche Syſtem als Hardenberg, weil er vielleicht 
noch ſtärker als dieſer davon überzeugt war, daß die gegenwärtigen 
Kräfte Preußens nicht ausreichen würden, um den Kampf aufzunehmen. 
Alle dieſe Diplomaten und Generäle ſcheuten den Krieg, weil ſie den 
Glauben an den Sieg verloren hatten. Altenſtein ſah wenigſtens, daß 
dieſer Krieg kommen müſſe. Die Vorbereitung für dieſe Entſcheidung 
mit den Waffen blieb ſein letztes Ziel. Für ſie galt es zu rüſten, 
für ſie die innere Reorganiſation durchzuſetzen, die neuen Kräfte im 
eigenen Lande zu ſchaffen, eine Univerſalmonarchie des Nordens gegen 
die napoleoniſche mit Preußen als leitender Macht zu begründen. Die 
Notwendigkeit, vor allem die inneren Kräfte des eigenen Landes in 
militäriſcher und finanzieller Hinſicht bis zum äußerſten anzuſpannen, 
nachzuholen, was bisher zum großen Nachteil des Staates verſäumt 
worden war, wurde mit eindringlicher Schärfe hervorgehoben. Der 
Verfaſſer verlangte, daß die neuen, durch die Revolution und Napoleon 
gewonnenen Erfahrungen in der Okonomie, Mobilmachung und Ver⸗ 
pflegung der Truppen verwendet, alle Vorbereitungen für den Krieg 
ſofort getroffen würden. Dieſer Teil der fragmentariſchen Aufzeich⸗ 
nungen bildet ein bedeutſames Bindeglied zwiſchen dem alten Preußen 
und ſeiner Verjüngung nach dem Sturze. Ihre Forderungen für die 
Stellung des Hohenzollernſtaates in Deutſchland weiſen Gedankengänge 
auf, die ſpäter in ähnlicher Form oft erörtert, zum guten Teil ver- 
wirklicht ſind. — 

Für die Perſönlichkeit Altenſteins iſt es bezeichnend, daß alle ſeine 
Denkſchriften und alle ſeine Maßnahmen es immer verſuchen, ſich einen 
geſchichtsphiloſophiſchen Unterbau zu geben, die mannigfaltigen Er⸗ 
ſcheinungsformen unter ein einheitliches Prinzip zu ſubſumieren und 
ſie wiederum aus ihnen abzuleiten. So auch hier. Die Idee, welche 
nach den Fragmenten die politiſche Geſtalt Europas im 18. Jahrhun⸗ 
dert beſtimmte, war das Syſtem des Gleichgewichtes der Mächte, her⸗ 
vorgegangen aus der ſtillſchweigenden Übereinkunft, zur Sicherung des 
egoiſtiſchen Vorteils der einzelnen Staaten ohne Rückſicht auf die End- 
ziele der Menſchheit allen univerſalmonarchiſchen Tendenzen kräftig 
emporſtrebender Völker einen feſten Damm entgegenzuſetzen. Trotz der 
ſcheinbaren Rechtlichkeit und Billigkeit dieſes Verfahrens vermochte 
Altenſtein es nicht als ein grundlegendes, fortdauernde Gültigkeit be- 
anſpruchendes Prinzip anzuerkennen, weil es im Widerſpruche zu den 
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ſittlichen Geſetzen der Menſchheit ſtehe. Es ſchützte und verewigte den 
Mangel an Kraft, verhalf der Schwäche, die reif zum Untergange war, 
zu einem unberechtigten Daſein im Leben der Staaten; es ſchränkte 
die Expanſionskraft daſeinsmächtiger Völker ein, legte ihnen Hemmungen 
auf, durch welche neue Energiequellen für die Entwicklung der Menſch⸗ 
heit verloren gingen. 

Das waren politiſch⸗geſchichtsphiloſophiſche Erwägungen, wie ſie 
Fichte in ſeinen Vorleſungen über die „Grundzüge des gegenwärtigen 
Zeitalters“ während des Winters 1804/05 zu Berlin vorgetragen 
hatte!). Auch er erkannte in dem Syſtem des politiſchen Gleich 
gewichtes nur ein mechaniſches Regulationsprinzip, das minder mäch⸗ 
tige Staaten anwandten, um ſich ſelbſt zu erhalten und den Mangel 
an Kraft zu verdecken, der ſie verhinderte, ihrerſeits „den Zweck der 
alleinigen Vergrößerung ſeiner ſelbſt und den ihm zugrunde liegenden 
Plan der Univerſalmonarchie“ zu Toten ?); denn „es ift die notwendige 
Tendenz jedes kultivirten Staates, ſich allgemein zu verbreiten und 
alles Vorhandene aufzunehmen in feine bürgerliche Einheit“ “). Das 
Streben nach einer chriſtlich⸗europäiſchen Univerſalmonarchie bedeutete 
für ihn, da er ja die chriſtlichen Europäer im Grunde für ein Volk, 
das gemeinſame Europa als das eine wahre Vaterland anſah, ſeit dem 
Falle des Papſttums durch die Reformation „das eigentlich belebende 
Prinzip unſerer Geſchichte“. So brachte er ſolchen Staaten, welche zu 
feiner Zeit am kräftigſten danach rangen, nicht ſowohl das Gleid- 
gewicht zu erhalten als vielmehr es ſelbſt zu leiten und zu modifizieren, 
nach ihrem Willen umzugeſtalten, lebhaftes Intereſſe entgegen, das in 
den „Grundzügen“ klar hervortritt. In ihnen offenbarte ſich ja in 
beſonderer Weiſe jene politiſche Energie, die, auf den Gleichheits⸗ 
tendenzen des Chriſtentums beruhend, am unmittelbarſten die Herſtellung 
des ewigen Weltfriedens als das Endziel des Menſchheitsſtaates garan⸗ 
tierte. Als ein Anhänger der Ideen von 1789 betrachtete Fichte das 
Staatsweſen, das geiſtig und politiſch den univerſaliſtiſchen Tendenzen 
jener Gedanken ſich feindſelig entgegengeſtellt hatte, mit ſtarker Partei⸗ 
leidenſchaft. Schon der 1800 erſchienene „geſchloſſene Handelsſtaat“ 
richtete ſich gegen Englands Suprematie zur See, indem es den un⸗ 
mittelbaren Handelsverkehr des Bürgers mit irgendeinem Ausländer 


1) Sie erſchienen 1806 in der Realſchulbuchhandlung (Reimer) Berlin: die 
Vorrede datiert vom März 1806; in dem letzten Drittel des September zirku⸗ 
lierte das Buch in den Leſezirkeln. Ich zitiere nach dieſer Ausgabe. 

2) a. a. O. S. 449. 

3) a. a. O. S. 443. 
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aufheben, die Möglichkeit, vermittels des Handels den Reichtum eines 
Staates und damit ſein Übergewicht zu vermehren durch Einführung 
des Tauſchverkehrs von Nation zu Nation vernichten wollte 1). Die 
Vorliebe für Frankreich und der Gegenſatz gegen England, das nach 
ſeiner Anſchauung das Ziel der Univerſalmonarchie mit rein materiellen 
Mitteln zu brechen ſuchte, machten Fichte zu einem entſchloſſenen Gegner 
des Koalitionsgedankens, der in Gentz ſeinen machtvollſten Verteidiger 
fand ?). Die „Grundzüge“ zeigen die gleiche Abneigung gegen England 8). 
Nur Frankreich gewährte von den Staaten der Gegenwart die Möglich⸗ 
keit, daß es die zu ſeinem Eigentume gewordene Volkskraft nicht immer 
für den engherzigen und nur durch die Schuld der Zeiten ihm auf- 
gedrungenen Zweck ſeiner bloßen Selbſterhaltung verwenden, ſondern ſie, 
ſobald nur der ewige Friede, zu dem es endlich doch einmal kommen 
muß, geboren iſt, für würdigere Zwecke brauchen werde. Kosmopolitis⸗ 
mus und der auf den Endzweck der ſittlichen Idee gerichtete nationale 
Kulturſtaat waren im Grunde für Fichte die gleichen Begriffe“). Dieſem 
Staate, dem eigentlichen Menſchheitſtaate in jedem Zeitalter, wendet 
ſich „der ſonnenverwandte Geiſt“ zu, während die Erdgeborenen an der 
Scholle kleben bleiben. Jener geiſtige Menſch ſieht nur die Gattung, 
die Menſchheit insgeſamt, nicht ihre einzelnen kollektiven Gruppen, die 
Nationen, und, weltbürgerlich geſinnt, beruhigt er ſich über das Schick⸗ 
ſal der Staaten für ſich ſelbſt und ſeine Nachkommen bis an das Ende 
der Tage. Für Fichte hätte es ein Aufgeben, eine Verleugnung der ihm 
eigentümlichen Geſinnung bedeutet, Frankreich und Napoleon wegen 
ihrer univerſalmonarchiſchen Beſtrebungen als den Gegner der ſittlichen 
Beſtimmung der Menſchheit anzuſehen. Sie wurden es erſt in dem 
Augenblicke, als er die Überzeugung gewann, daß der Korſe nur ein 
Werkzeug war, das Zeitalter der vollkommenen Sündhaftigkeit, der 
abſoluten Gleichgültigkeit gegen alle Wahrheit, der „leeren Freiheit“ 
zu vollenden. Ob er während der Vorleſungen und ihres Druckes 
ſchon zu dieſer Erkenntnis gekommen war? — Sie laſſen keinen ſicheren 
Schluß zu. Vielleicht befand er ſich in einem ähnlichen Stadium der 


1) Nach der bei Cotta erſchienenen Originalausgabe namentlich S. 216 
Anm., 220 f., 223 f. 

2) Darauf hat ſchon F. C. Wittichen in ſeinem Aufſatze „Zur Geſchichte 
der öffentlichen Meinung in Preußen vor 1806“, Forſchungen z. brand. u. preuß. 
Geſch. XXIII, S. 35 ff., Leipzig 1910, S. 58, hingewieſen. 

3) Beſonders ſcharf S. 453 ff. 

4) Ahnlich auch Fr. Meinecke, Weltbürgertum und Nationalſtaat, 2. Aufl., 
München⸗Berlin 1911, S. 92 ff. 
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Unſicherheit, des Zweifels wie Altenſtein zur Zeit der Niederſchrift 
ſeiner Fragmente, vielleicht war dieſer Zuſtand von dem Meiſter auf 
den Schüler übergegangen. Dann aber gewann das bereits erwähnte 
Streben der mindermächtigen Kulturſtaaten, ſelbſt nach dem Ziele der 
Univerſalmonarchie greifen zu können, eine gewaltige Bedeutung: der 
Staat, der ſeine Kräfte bis zu dieſer Höhe zu ſteigern fähig war, 
wurde alsdann der Träger des Menſchheitsſtaates, der ſittlichen Idee 
gegenüber dem Verfechter einer großen, aber auf das Schlechte ge⸗ 
richteten Tendenz. Und ſo gibt Fichte die Mittel an, die ein ſolcher 
mindermächtiger Staat anwenden ſoll, um ſeine Kraft zu ſteigern. 
Auswärtige Eroberungen fallen weg, denn die ſtarken Gegner wider⸗ 
ſetzen ſich ihnen. So bleibt kein anderes Mittel als die innere Ver⸗ 
ſtärkung: Vermehrung der Bevölkerung, die für einen Staat nie groß 
genug ſein kann, Erhöhung der Ertragsfähigkeit des Grund und 
Bodens, der Gewerbe. Hat er dieſes durchgeſetzt, dann muß er die 
vorhandene Kraft ſtets angeſpannt und in Bereitſchaft halten, ſie weiter 
verſtärken. Einmal dadurch, daß er die ſchwächeren Nachbarn in ſeinen 
Schutz nimmt und fo das Intereſſe ſeiner eigenen Selbſterhaltung zu 
dem ihrigen macht, daß er alſo im Falle eines Krieges auf ihre Streit⸗ 
kräfte wie auf die eigenen zählen kann; dann durch die bisher noch 
nirgends verwirklichte Gleichſtellung der Rechte aller und durch all⸗ 
mähliche Aufhebung der als Reſt der Feudalverfaſſung noch beſtehenden 
Ungleichheit; Maßnahmen, die eine „innige Durchdringung des Bürgers 
vom Staate bedeuten“, ihn zu einem „Werkzeuge des Staates“ machen +). 
In dieſem allgemeinen Ringen der Kräfte darf das einzelne Volk keinen 
Vorteil aus der Hand laſſen, denn der Nachbar wird ihn ſogleich er⸗ 
greifen und für ſich verwerten. — 

Es leidet keinen Zweifel, daß Altenſtein, bei dem Fichtes Philo⸗ 
ſophie in ſo hoher Gunſt ſtand, von den Vorleſungen beeinflußt wurde, 
als er feine Fragmente niederſchrieb ?). Die geringe Einſchätzung des 


1) So heißt es S. 460: „Ein auf Vergrößerung ſeiner inneren Kraft un⸗ 
abläſſig hinarbeitender Staat iſt genötigt, die allmähliche Aufhebung aller Be⸗ 
günſtigungen zu wollen, ſomit die Rechte aller vollkommen gleich zu ſtellen, da⸗ 
mit nur er, der Staat ſelber, in ſein wahres Recht eingeſetzt werde, in das Recht, 
den geſamten Überſchuß aller Kräfte ſeiner Staatsbürger ohne Ausnahme für 
ſeine Zwecke zu verwenden.“ 

2) Ganz ablehnend gegenüber Fichte verhielten ſich die angeſehenen Kreiſe 
um Spalding, Buttmann, Heindorf. Spalding an Schleiermacher, Berlin 
24. November 1804: Seit drei Sonntagen habe er die Anſicht des Zeitalters 
gehört; „ich wundere mich, ob ich morgen ſchon aufhören werde zu hören. Wenn 
nicht morgen, doch bald, das weiß ich. Ein ſanfter, aber ein guter, Ferd. Del⸗ 
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Syſtems des politiſchen Gleichgewichtes und infolgedeſſen der Ziele der 
Koalitionen, die Hervorhebung der ſchädlichen Tendenzen Englands 
kehren wieder. Der Charakter der Zeit offenbart ſich auch ihm in der 
Verworfenheit des Geſchlechtes, in dem Egoismus, dem alles, auch die 
Politik verfallen ſei; denn ſie wirkt ja höchſtens für die Menſchheit 
ihres Staates, anſtatt für die Vervollkommnung des Ganzen, für die 
Aufhebung des Ichs in jeder Geſtalt, für die Identifizierung des In⸗ 
dividuums mit der ganzen Gattung zu arbeiten. Die moraliſchen 
Grundlagen, auf denen Altenſtein ſeine Projekte aufbaut, ſind die 
gleichen wie bei Fichte. Die ſcharfe Betonung der Herrſchaft der Ideen 
gemahnt an ihn. Gleich dem Denker gilt auch dem praktiſchen Staats- 
manne die Univerſalmonarchie, wenn auch in gemildeter Form, für einen 
Fortſchritt gegenüber dem bisherigen Syſtem des politiſchen Gleich⸗ 
gewichtes, und er entwirft nun den Plan, wie der Einzelſtaat Preußen 
die Mittel und Wege zu ihrer Verwirklichung finden ſoll. Was Fichte 
theoretiſch, jedenfalls ohne Namensnennung, verkündigt hatte, ſuchte 
Altenſtein ein Jahr ſpäter praktiſch durchzuſetzen. Auch für ihn ſteht 
die innere Kräftigung des eigenen Staates in erſter Linie. Die not⸗ 
wendigen Reformen beziehen fih jedoch mehr auf das finanziell⸗mili⸗ 
täriſche als auf das moraliſche Gebiet. Es kehrt die Verpflichtung der 
kleinen Nachbarſtaaten durch Preußen wieder. Ob auch Fichte den 
Gedanken der Allianz mit Napoleon in jenem entſcheidenden Augen⸗ 
blicke vertreten hat? — Wir wiſſen es nicht. Für Altenſtein war ſie 
das Mittel, das ſich der eine mindermächtige Staat — Preußen — 
nicht entgehen laſſen durfte, weil es alsdann ſicher von dem Nachbarn 
— Oſterreich — aufgegriffen wäre. Auch fein Patriotismus ift im 
letzten Grunde univerſal, wenigſtens nicht an den einen individuellen 
Staat gebunden, dem kein Selbſtzweck zukommen darf. Die Nationen 
waren für ihn nicht eigentümliche kollektive Einheiten, aus denen die 
Menſchheit als ein höherer Begriff ſich formte, ſondern mehr zufällige 
Gebilde. Die Bedeutung des Bodens für den Begriff des Staates, 
die Bedeutung des Vaterlandes als eines ſittlich-politiſchen Begriffes, 
der Zuſammengehörigkeit des Volkes und des Herrſcherhauſes als einer 
durch das Schickſal der Geſchichte zuſammengefügten Einheit ſchätzte er 
gering ein. Wie leicht ſprang er mit den Tauſchobjekten um! Es 
machte ihm nichts aus, alte preußiſche Provinzen wie die Mark her- 


brück ſagte beim letzten Herausgehen: So iſt es, wenn populär, gemein. wenn 
nicht gemein, unverſtändlich.“ Aus Schleiermachers Leben in Briefen Bd. IV, 
Berlin 1863, S. 106 f. 
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zugeben, wenn der Staat dadurch von der Nachbarſchaft Frankreichs 
befreit wurde; denn hier waren Kolliſionen für ihn, der die Furcht vor 
ſolchen in Franken anderen als diplomatiſche Schwäche auslegte, doch 
unbedingt zu vermeiden. Ahnlich, wie Altenſtein praktiſch verfuhr, 
hatte Fichte im geſchloſſenen Handels ſtaate verkündigt, daß den Ein⸗ 
wohnern, den Völkern, ſobald ſie nur innerhalb der natürlichen Grenzen 
zu einem Staate vereinigt wären, es gleichgültig ſei, unter welchem 
Namen und welcher Herrſcherfamilie dies geſchehe. Unklar und ver⸗ 
worren blieben die Zuſammenhänge zwiſchen dem politiſchen Machtzweck 
des Einzelſtaates und den Poſtulaten des ethiſch-kosmopolitiſchen End⸗ 
zweckes, weil die Grenzen des Staatszweckes zu weit gezogen, die ſitt⸗ 
lichen, nicht bloß natürlichen Grenzen zwiſchen den einzelnen Nationen 
nicht erkannt wurden. Derſelbe Altenſtein, der zuweilen ſo energiſch 
auf die Machtpolitik des fridericianiſchen Staates zurückgriff, auf ihren 
Grundlagen, auf der militäriſch⸗finanziellen Struktur Altpreußens die 
inneren Reformideen durchgeſetzt wiſſen wollte, erklärte dem Egoismus 
des Staates den Kampf bis auf den Tod; und derſelbe Altenſtein, 
der Deutſchland unter der Vormacht Preußen zu einem neuen Staats- 
gebäude umgeſtalten wollte, erſtrebte für dasſelbe Preußen eine univerſalen, 
ohne Berückſichtigung der nationalen Grenzen gedachte Vormachtſtellung 
über das nördliche Europa, ohne daß ihm dieſe Gegenſätze in der 
hiſtoriſch⸗politiſchen Anſchauung zum Bewußtſein kamen. Die Aus- 
führung aber erhoffte er von Hardenberg, und Hardenbergs Projekte 
wiederum unterſcheiden ſich wohl in Einzelheiten, aber nicht in der 
Idee von den ſeinigen. Der Gedanke eines preußiſchen Imperialismus 
im Norden Europas, gleich dem napoleoniſchen im Süden, hatte auch 
in' ihm Geſtalt gewonnen. So laſſen ſich die geiſtigen Verbindungs⸗ 
linien von Fichtes „Grundzügen“ über Altenſtein zu Hardenbergs 
Denkſchrift vom 30. Dezember 1805 über den Schönbrunner Vertrag 
ziehen. Was Fichte dort von dem mindermächtigen Staate gefordert 
hatte, wollten die beiden Staatsmänner verwirklichen. — 

Wie ſtand es nun mit der Möglichkeit, die Altenſteinſchen Forde⸗ 
rungen während jener Wochen in die Tat umzuſetzen? — In der 
Seele des Königs lebte nach wie vor der Gedanke, das Neutralitäts⸗ 
ſyſtem für Norddeutſchland zu wahren, den Krieg nach beiden Seiten 
zu vermeiden. Auch Hardenberg wollte erſt, wie bereits erwähnt wurde, 
den Frieden mit England ſeitens Napoleon durchgeſetzt wiſſen, bevor 
Hannover endgültig an Preußen überging. Es deutet nichts darauf 
hin, daß er dieſen Paſſus in den Modifikationsanträgen nur aus 
Rückſicht auf den König eingefügt haben ſollte, daß er ſelbſt im letzten 
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Grunde für einen engeren Anſchluß an Napoleon im Altenſteinſchen 
Sinne zu bewegen geweſen ſei. Damit gehörte ſchon die volle Durch⸗ 
führung der Pläne unſerer Fragmente in das Reich der Unmöglichkeit. 
Aber wie ſtand es mit Frankreich? — Nach einer Seite ergab ſich 
eine bedeutſame Übereinſtimmung. Altenſtein war bereit, Napoleon 
in dem Kampfe gegen England Gefolgſchaft zu leiſten, alſo jenes große 
Syſtem zu unterſtützen, die Bezwingung Englands mit kräftiger Unter⸗ 
ſtützung Preußens durchzuführen, von Anfang an zu verſprechen, was 
Napoleon dann in dem Pariſer Vertrage durch die Schließung der 
Häfen erzwang ). Er ftellte fih nicht das Problem, wie es möglich 
ſein ſollte, dann ſpäter zur Herſtellung jenes großen nordiſchen Bundes 
unter Preußens Führung England wieder auf dieſe Seite zu bringen; 
eine bedenkliche Schwäche ſeiner Darlegungen. Sie vergrößerte ſich 
noch dadurch, daß der Verfaſſer nicht erwog, daß das Verhältnis 
Preußens zu Rußland ſich alsdann in ein feindliches verwandeln würde. 
In einer anderen Frage widerſprachen ſeine Forderungen dem Syſteme 
Napoleons. Seine Aufzeichnungen für Talleyrand vom 30. Januar 
1806?) ſahen durchaus die Abhängigkeit Süddeutſchlands von Frant- 
reich vor. Bayern ſollte dort eine Stellung einnehmen, daß es Preußen 
in Deutſchland ſtets das Gleichgewicht halten könne, das Reich ſelbſt 
unter die größeren Mächte aufgeteilt werden. Die Ideen des Rhein⸗ 
bundes, die Abhängigkeit Süddeutſchlands von Frankreich waren ſchon 
in voller Kraft. Hardenberg ſah hier richtiger als Altenſtein, deſſen 
Forderungen ſo entſchieden auf die Vorherrſchaft Preußens in ganz 
Deutſchland hinzielen: ſie wollen ja gerade verhindern, daß im Süden 
Bayern zu dem Range eines gleichwertigen Staates emporſteige. Frank⸗ 
reich konnte nur ein in ſeinen letzten Kräften gebundenes Preußen 
neben ſich gebrauchen, nicht aber einen Staat auf dem Kontinente, der 
ähnliche univerſale Tendenzen verfolgte. Altenſtein überſchätzte die 
inneren Schwierigkeiten, die fih Napoleon damals entgegenſtellten 8), 
und er unterſchätzte den univerſellen Machtgedanken des Titanen, der 


1) Über die beiden Syſteme, die Napoleon damals verfolgte, vgl. E. Hey- 
mann, Napoleon und die großen Mächte 1806, Berlin⸗Leipzig 1910, namentlich 
S. 18 ff., dazu P. Bailleu, Napoleon und die großen Mächte 1806, in der 
Zeitſchrift für oſtpreußiſche Geſchichte Bb. I. Berlin 1910, S. 90 ff. 

2) Napoléon Ier, Correspondance publiée par ordre de l'Empereur 
Napoléon III., Tome XI 9716, Paris 1863. 

3) Zwei Wochen ſpäter wurden fie von Luccheſini in feinem Berichte, 
Paris 16./17. Januar 1806, gleichfalls ſtark hervorgehoben, P. Bailleu, Preußen 
und Frankreich 1795/1807, II, S. 436 f. 
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ſich vom Mindermächtigen keine Grenze ſetzen ließ. Was er erſtrebte, 
ließ ſich bei der politiſchen Lage am Ausgange des Jahres 1806 nicht 
mehr auf dem Wege diplomatiſcher Verhandlungen erreichen, ſondern 
nur auf dem Wege des Kampfes. Der letzte Augenblick, eine ſolche 
Allianz mit Frankreich zu ſchließen und zugleich die Machtmittel des 
eigenen Staates aufs äußerſte für die notwendige Auseinanderſetzung 
in der Zukunft zu verſtärken, war, wie Hardenberg am Eingange 
ſeiner allerdings erſt nach dem Tilſiter Frieden verfaßten Memoiren 
bemerkt, 1803 verſäumt. Jetzt gehörten ſolche Projekte in den Bereich 
alademiſcher Erörterungen, der Illuſionen. Um ſo mehr bleibt es ein 
pſychologiſches Problem, wie Hardenberg des Glaubens leben konnte, 
ſeine Modifikationen des Schönbrunner Vertrages durchzuſetzen, die 
mit den Altenſteinſchen Forderungen ein gut Stück Weges gemeinſam 
gingen, für Napoleon aber noch unannehmbarer waren, weil das 
freundſchaftliche Verhältnis zu England gewahrt bleiben ſollte !). Der 
objektive Wert der Altenſteinſchen Fragmente liegt nicht in den 
Darlegungen der auswärtigen Politik, ſondern in jenen kurzen Sätzen, 
welche auf die notwendige Reform des Staates hinweiſen. Alle Pläne 
zur Anderung des friderizianiſchen Syſtems, die vor 1806 gemacht 
und durchgeführt wurden, liefen darauf hinaus, die alles umſchließende 
Staatsgewalt zu lockern, die Härte des Staatsgedankens zu mildern ?). 
Altenſtein hatte gleich dem Freiherrn von Stein die klare Einſicht, daß 
es darauf ankomme, alle individuellen Kräfte für den Dienſt im 
Staate zu verpflichten, den Menſchen von dem egoiſtiſchen Willen des 
Fürſichſeins zu befreien, der „leeren Freiheit“ einen Inhalt zu geben. 
Fichtes Vorleſungen über die Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters 
und Altenſteins Fragmente, die ſo eng aneinander hängen, wirkten mit 
ihren praktiſchen Forderungen verderblich ?). Schuld daran trugen 
nicht allein ſie, ſondern die Ohnmacht des Staates, die ſie beide er⸗ 
kannten. Aber es war eine politiſche Tat, in jenen Jahren auf „die 
innige Durchdringung des Bürgers vom Staate“ hinzuweiſen. 


I) Darauf weiſt ſchon M. Duncker in feinem Aufſatze „Die Denkwürdig⸗ 
keiten des Staatskanzlers Fürſten von Hardenberg“, Preußiſche Jahrbücher 39 
(4877) S. 629 f. hin. 

2) Beſonders betont von Wittichen in ſeinem oben erwähnten Aufſatz, 
a. a. O. S. 40 ff. 
3) Ebendaſelbſt S. 64. 
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IV 
König Friedrich Wilhelm III., 
Hardenberg und die preußiſche Verfaſſungs frage 
(Zweiter Teil) 


Von 
Paul Haake 


Eine vom Träger der Krone aus freien Stücken verliehene und 
noch vor ſeiner Heimkehr feierlich verkündigte Konſtitution, die dem 
Lande eine Volksrepräſentation zuſage und allen Untertanen einen ge⸗ 
wiſſen Anteil an der Geſetzgebung einräume: das war die Morgen- 
gabe geweſen, die der preußiſche Staatskanzler Fürſt Hardenberg dem 
aus den Verhandlungen des Wiener Kongreſſes verjüngt und ver⸗ 
größert hervorgehenden Hohenzollernſtaate darzubringen gedachte. Be⸗ 
ſtimmt dazu hatte ihn das Vorbild der im Dezember 1814 und 
Januar 1815 ihren Ländern neue Verfaſſungen in Ausſicht ſtellenden 
Könige von Bayern und Württemberg, des Großherzogs von Baden 
und des für Polen Ahnliches planenden ruſſiſchen Zaren ſowie die 
feſte Überzeugung, daß man dem Zeitgeiſte nicht grundſätzlich un⸗ 
zugänglich bleiben dürfe, ſondern berechtigte Wünſche von ihm erfüllen 
müſſe. So wenig wie 7½ Jahre früher, als er die Rigaer Dent- 
ſchrift niederſchrieb, wollte Hardenberg mit der Vergangenheit voll⸗ 
ſtändig brechen, den Eigentümlichkeiten der verſchiedenen Provinzen Ge⸗ 
walt antun und alles Hals über Kopf in eine einzige, wohl gar in 
eine nicht paſſende Form zwingen, ſondern nach und nach dem Ganzen 
einen beſonderen Nationalcharakter aufprägen; er gedachte zunächſt den 
einzelnen Teilen der Monarchie provinzielle, in den Prinzipien und 
Hauptgrundlagen übereinſtimmende, hier und da aber je nach den terri⸗ 
torialen Bedürfniſſen voneinander abweichende Verfaſſungen zu geben 
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und dann erft dem Ganzen eine gemeinfame, „von monarchiſchem Geiſte 
erfüllte Konſtitution“ !); etwa in einem halben Jahrzehnt hoffte der 
Kanzler Preußen nicht zuletzt dank der regeren Teilnahme aller Bürger 
am öffentlichen Leben, wie er ſich am 25. Juli 1814 ausdrückte, auf 
dem höchſten Punkt zu ſehen, das Bewußtſein der Zuſammengehörig⸗ 
keit ſtärker als die partikulariſtiſchen Gefühle. 

Hardenbergs Plan iſt bekanntlich zu ſeinen Lebzeiten nicht in Er⸗ 
füllung gegangen — wird man nicht ſagen müſſen: er ließ ſich in 
Wien überhaupt nicht verwirklichen? Hatte der Geheime Legationsrat 
Eichhorn nicht Recht, als er am 17. März 1815. an feinen Freund 
Stägemann ſchrieb?): „Der Entwurf der Konſtitution ift [bei Euch! 
in vortreffliche Hände gegeben, und wer, der Sie kennt, wird nicht er- 
warten, daß eine tüchtige Grundlage aufgeſtellt werden wird? Aber 
es müſſen Viele ihre Anſichten darüber ausſprechen. Der geiſtreichſte 
und kenntnisreichſte Mann iſt nicht imſtande, für ſich allein einem 
ſo eckigen und difformen Staate, wenn noch eine wahre öffentliche 
Meinung nicht laut geworden, eine Verfaſſung zu geben. Man öffne 
der öffentlichen Meinung den Mund durch die Preßfreiheit und werfe 
dieſer Ideen hin, worüber ſie ſich auslaſſen kann. In jeder Provinz 
ziehe man Männer zu Rate, welche die letzte Zeit als tüchtig an Kopf 
und Herz ausgezeichnet hat“ — und war das nicht ganz beſonders in 
den neu hinzukommenden Landesteilen wünſchenswert? Die Zahl der 
nicht voreingenommenen gründlichen Kenner des Ständeweſens in den 
einzelnen preußiſchen Territorien war ohne Zweifel zu Anfang des 
Jahres 1815 in der öſterreichiſchen Hauptſtadt eine ſehr geringe, und 
der Finanzminiſter v. Bülow, der Geheime Staatsrat Stägemann, der 
Staatsrat Hoffmann und der Geheime Rat Zerboni di Spoſetti, die 
Hardenberg zunächſt mit dem Entwerfen einer Konſtitution beauftragte, 
konnten ſich von dort aus die erforderlichen Kenntniſſe nur langſam 
verſchaffen; wollte man zudem die unteren Bevölkerungsklaſſen erſt noch 
eine Zeitlang die Schule der Selbſtverwaltung paſſieren laſſen, ehe 
man Angehörige von ihnen zur parlamentariſchen Mitarbeit heranzog, 
und mußte man zu dieſem Zwecke der Steinſchen Städteordnung noch 
eine Landgemeinde- und Kreisverfaſſungsreform folgen laffen, und die 


1) Bgl. Hardenbergs Außerungen vom 29. Januar 1815, abgedruckt im 
26. Bande der Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. auf S. 553/54 im erſten Teil 
dieſes Aufſatzes! 

2) Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter Friedrich Wil: 
helm III., vorzugsweiſe aus dem Nachlaß von F. A. von Stägemann, Hrag. von 
Franz Rühl, II. Bd. S. 50. 
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Regelung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe gleichfalls erfi zum 
Abſchluß bringen, ſo bedurfte es dazu bei der großen Verſchiedenheit 
des Oſtens und Weſtens ganz beſonders eingehender Informationen 
und Erwägungen. Außerdem galt es auch Rückſichten zu nehmen auf 
die künftige deutſche Bundesakte und ihre Beſtimmungen über land- 
ſtändiſche Verfaſſungen in den einzelnen Bundes ſtaaten !) — Beſtim⸗ 
mungen, über die den Regierungen eine Einigung ebenſo ſchwer wurde 
wie die Anerkennung eines gemeinſamen Reichsoberhauptes. Auf der 
anderen Seite ſpornte im März Napoleons Flucht von Elba und Rück⸗ 
kehr nach Frankreich zu verdoppelter Eile an und machte eine nach⸗ 
haltige und erfolgreiche Vertiefung in die beim Entwerfen einer Kon⸗ 
ſtitution zu erörternden Probleme vor dem Auseinandergehen des 
Wiener Kongreſſes wohl ſchlechthin unmöglich. 

Vielleicht haben dieſe großen ſachlichen Schwierigkeiten den Kanzler 
allein ſchon beſtimmt, ſeinen urſprünglichen Plan fallen zu laſſen und 
Stägemann in der zweiten oder dritten Aprilwoche einen andern Auf⸗ 
trag zu erteilen; Zerboni di Spoſetti erklärte jedenfalls bereits am 
6. März, es werde ſeiner Anſicht nach genügen, bei der Heimkehr des 
Königs nach Berlin feinen feſten Entſchluß der Verleihung einer Kon- 
ſtitution und ihre Hauptgrundſätze öffentlich bekannt zu geben und ſo⸗ 
fort Anſtalten zu treffen, aus denen klar hervorgehe, daß man ſich 
über den wirklichen Entwurf einer Verfaſſung mit wenigen einſichts⸗ 
vollen Männern aus den alten und neuen Provinzen — nur nicht 
mit „ſchreibenden Staatskünſtlern“ — beraten wolle ?). Die mehr- 
wöchige von Humboldt gemeldete Verſtimmung zwiſchen König und 
Kanzler bringt aber auf den Gedanken, daß auch noch anderes Geſchütz 
gegen Hardenbergs Wiener Konſtitutionsidee aufgefahren worden iſt, 
daß man verſucht hat, einen Keil zwiſchen ihn und den Monarchen zu 
treiben und daß ſich der Kanzler nur höchſt widerwillig zum Rückzug 
bequemte — Vertraute des Königs, die mit Hardenbergs Verfaſſungs⸗ 
plänen nicht einverſtanden waren, gab es ja auch in der öſterreichiſchen 
Hauptſtadt, und zu den Wittgenſtein, Kneſebeck, Ancillon geſellten ſich 
andere, die aus der Ferne Friedrich Wilhelm III. gegen feinen erſten 
Ratgeber mißtrauiſch zu machen ſuchten. Es waren die Feudalen und 


1) Siehe Hardenbergs Proteſt vom 5. März 1815 gegen die Einberufung 
der württembergiſchen Stände zur Annahme der von der Regierung entworfenen 
Verfaſſungsurkunde bei Wilhelm Adolf Schmidt, Geſchichte der deutſchen 
Verfaſſungsfrage während der Befreiungskriege und des Wiener Kongreſſes 
1812—1815. Stuttgart 1890, S. 427. 

2) Franz Rühl, Briefe und Aktenſtücke II. Bd., S. 39. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. 12 
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die Altpreußen, die nach den unleugbaren ſchweren Verluften der legten 
acht Jahre nicht noch weitere Opfer bringen wollten !), die den Staats- 
kanzler ſich den Forderungen des Zeitgeiſtes nicht entſchieden genug 
entgegenſtemmen, nicht beſtimmt genug für die den privilegierten 
Ständen noch gebliebenen Vorrechte eintreten ſahen; in Schrecken ge⸗ 
ſetzt durch den Befehl des Miniſters des Innern, v. Schuckmann, die 
regelmäßigen Zuſammenkünfte des Komitees der oſtpreußiſchen und 
litauiſchen Stände vorläufig einzuſtellen, und durch eine Rede des 
Staatsrats Scharnweber in der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation, 
eine dauernde Volksvertretung werde das Verſchwinden des Provinzialis⸗ 
mus und die Verſchmelzung der verſchiedenen Stände zu einer feſteren 
Einheit zur Folge haben, glaubten die Altpreußen und Feudalen die 
Überlieferungen des Staates und der Geſellſchaft Friedrichs des Großen 
aufs höchſte gefährdet und wandten ſich mit warnenden Geſuchen un⸗ 
mittelbar an den König; Graf Dönhof bat am 21. März 1815 
flehentlich um den Schutz für die provinzialſtändiſchen Verfaſſungen, 


1) B. St. A. R 89 B III 11 Vol. I. Am 16. Juli 1814 flehten die Ritters 
gutsbeſitzer des Greifenbergſchen, Flemmingſchen und Belgardſchen, am 18. Juli 
die des Naugardſchen Kreiſes den König um Zurücknahme des Befehls vom 
3. Juni an, Exekutionen gegen ſäumige Schuldner vom 1. Januar ab freien 
Lauf zu laffen, denn 10 der Gutsbeſitzer würden bei Aufhebung des Indults 
den Reſt ihres Vermögens verlieren. Am 13. Auguſt 1814 erinnerten die in 
Berlin anweſenden Deputierten der kurmärkiſchen Ritterfdaft den Monarchen 
an die ihrem Stande ſeit 1806 geſchlagenen tiefen Wunden und an die mit der 
ganzen Nation willig dargebrachten Opfer und baten dafür um Wiederherſtellung 
ihrer Provinzialverfaſſung. Am 18. Auguſt 1814 ſtellten v. Below und v. Jaſtrow 
als Deputierte der Provinz Hinterpommern dem Könige vor, wie diejenigen 
Kreiſe, die der Feſtung Danzig am nächſten lägen, durch eine ihre Kräfte über⸗ 
ſteigende Heranziehung von Fuhren und Vorſpannleiſtungen bei Gelegenheit der 
Belagerung dieſer Feſtung ganz außerordentlich gelitten und dabei 1430 Pferde 
verloren hätten im Werte von 42318 ten, 21 Groſchen zu einer Zeit, als 
gerade die Winterſaat beſtellt werden ſollte; ſie erſuchten Friedrich Wilhelm 
daher, dieſe Summe zu verdoppeln und jenen beſonders armen Kreiſen zu über⸗ 
weiſen. Am 5. April 1815 ſchrieb das Komitee der oſtpreußiſchen und litauiſchen 
Stände, daß, da jetzt alles wieder zu den Waffen eile, „unſere ſeit den Jahren 
1807 und 1812 noch immer nicht ganz vollſtändig beſtellten Acker zum Theil 
wieder wüſte oder überaus ſchlecht bearbeitet werden liegen bleiben, und daß 
unſere Ernten abermals aus entſetzlichem Mangel an kräftigen Menſchenhänden 
theils auf dem Felde verderben, theils in dieſem ungünſtigen Clima überaus 
ſchlecht in die Scheunen kommen werden“. Es bedarf noch vieler Spezialunter⸗ 
ſuchungen, ehe ein zuverläſſiges Bild von der Not der verſchiedenen Bevölke⸗ 
rungsklaſſen in der Zeit der Fremdherrſchaft gewonnen und ein unparteiiſches 
Urteil über die widerſtreitenden Intereſſen und ihre mehr oder weniger berech⸗ 
tigte Verteidigung abgegeben werden kann. 
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und das bedrohte oſtpreußiſch⸗litauiſche Komitee ſtimmte am 5. April 
mit ein, bereit zum Kampfe gegen den von Elba geflohenen Friedens- 
ſtörer und (wie es fih ausdrückte) gegen „die gefährlichſten Verbündeten 
Buonapartes, die den guten vaterländiſchen Geiſt aufs höchſte ver- 
derbenden franzöſiſch⸗weſtphäliſchen Grundſäzze, Einrichtungen und Ber- 
waltungsarten und alles, was als deren Stüzze und Beförderungs- 
mittel angeſehen werden kann“, hoffend auf „veredelte und vervollſtän⸗ 
digte Wiederbelebung der Provinzialſtände“ und auf allgemeine Stände, 
die „aus erſteren hervorgehen und mit ihnen in der zweckmäßigſten 
Wechſelwirkung fih befinden“ ). Fürſt Hatzfeld, der feine Gedanken 
über Preußens künftige Konſtitution dem Staatskanzler am 29. April 
zuſchickte, bemerkte in einem eigenhändigen Begleitſchreiben 2): Welches 
auch der Entſcheid ſein möge, den S. M. über eine Konſtitution oder 
eine neue Repräſentation treffen werde, ſo empfehle es ſich vielleicht, 
mit der Einführung zu warten, bis die Kriſis, die Preußen jetzt durd- 
laufe, vorüber ſei. Die Köpfe erſchienen ihm allzuſehr erhitzt für ein 
Unternehmen, das in gleichem Maße Ruhe und Frieden erheiſche wie 
jenes. Hätte er, Hatzfeld, einen Rat zu geben, ſo würde es der ſein, 
auch die noch in Berlin verſammelte interimiſtiſche Nationalrepräſen⸗ 
tation aufzulöſen; denn das wenige Gute, das ſie zu ſtiften vermöge, 
ſtehe in keinem Verhältnis zu dem Übel, das von ihr ausgehen könne — 
ſollte Hatzfeld nicht auch Mittel und Wege gefunden haben, dieſe An⸗ 
ſicht zu den Ohren ſeines königlichen Herrn gelangen zu laſſen? 
Wittgenſtein, Kneſebeck und Ancillon, die Friedrich Wilhelm III. ſehr 
hoch ſchätzte und auch in Wien ſtets um ſich hatte, teilten jedenfalls 

1) B. St. A. R 74 J IV Stände Oſtpreußen Nr. 3. Dieſe an den König 
gerichtete Eingabe des Komitees vom 5. April 1815 war ſeine Antwort auf den 
Beſcheid des Miniſters des Innern vom 14. November 1814: „Die jetzigen Mit⸗ 
glieder [des Komitees] find nach ihrem Bericht vom 8. Sept. d. J., nad dem die 
Zeit ihres Auftrags beendigt iſt, durch andere zu erſetzen. Es iſt jedoch eine 
nahe, vor definitiver Beſtimmung über die ſtändiſche Verfaſſung eintretende Ber- 
anlaſſung zu deren Zuſammenberufung nicht abzuſehen, und es kann daher die 
Wahl der neuen Deputierten und der Antrag auf Ernennung des vorſitzenden 
Mitgliedes vor der Hand auf ſich beruhen bleiben. Demgemäß beauftrage ich 
Sie, die regelmäßigen Zuſammenkünfte der jetzigen Mitglieder des Comité ein⸗ 
zuſtellen und im Falle auf beſondere Veranlaſſung deſſen anderweite Zuſammen⸗ 
berufung nöthig werden ſollte, eine Anzeige davon zu machen. Ich behalte mir 
vor, Sie alsdann mit weiterer Inſtruction wegen der Wahlform zu verſehen. 
Die Beſtätigung der Mitglieder des Comités durch S. M. den König ift auf 
alle Fälle nöthig.“ Vgl. Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. 26. Bd., S. 563/64. 

2) B. St. A. R 74 H 3 IX Nr. 19. Vgl. Forſch. z. brand. u. preuß. 
eid. 26. Bd., S. 565—568. 
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Hatzfelds Meinung; wir kennen von Kneſebeck aus wenig früherer Zeit, 
von den beiden anderen aus ſpäterer Zeit Außerungen in ähnlichem 
Sinne !), und fie dürften es kaum übers Herz gewonnen haben, ihre 
Anſichten über das, was im Intereſſe des Staates, der Dynaſtie und 
ihres eigenen Standes liegen folte, dem Träger der Krone vor: 
zuenthalten. 

Wie groß oder wie klein nun auch der Anteil dieſes Trios und 
feiner Helfershelfer an dem Scheitern der Konſtitution für Preußen 
in Wien und wie verſchieden auch die Wirkung der einzelnen Argu- 
mente auf Friedrich Wilhelm III. geweſen ſein mag, der ſich auch 
jetzt wohl nicht in letzter Linie nach ſeinem abgöttiſch verehrten 
Freunde, dem Zaren, und deſſen Entſchluß richtete, die Polen von 
Wien aus gleichfalls nur mit einem feierlichen Verſprechen, der Pro- 
klamation vom 13.25. Mai 18152), abzufinden — ſoviel ift gewiß, 
daß Kneſebeck und Genoſſen dem Könige die Sympathien für das alte 
Ständeweſen außerordentlich ſtärkten, und daß, wenn ſie auch an der 
Donau von der Ausarbeitung eines Verfaſſungsverſprechens noch nichts 
erfuhren, die konſervierenden Beſtimmungen der Allerhöchſten Verord⸗ 
nung vom 22. Mai 1815 über die Provinzialſtände auf die wieder⸗ 
holten Vorſtellungen der Altpreußen bei Friedrich Wilhelm III. mit 
zurückzuführen ſein werden. Dem Komitee der oſtpreußiſchen und 
litauiſchen Stände antwortete der König am 25. April in einem von 


1) Hier ſei nur folgende Stelle aus einem noch unbekannten Briefe des 
Generaladjutanten v. d. Kneſebeck an den Kronprinzen aus Wien vom 15. März 
1815 angeführt. „So gut wie das Urtheilen iſt, ſo wenig liebe ich das Ver⸗ 
urtheilen. Denn gewöhnlich verurtheilt der Unverſtand am leichteſten und übt 
mit ſeinem Urtheile eine Deſpotie aus über die Vernunft, da die Mehrheit nicht 
der letzteren, ſondern der erſteren beytritt. In Rückſicht dieſer Meinungsdespotie 
finde ich, daß Berlin und Madrid in der letzten Zeit viel Ahnlichkeit haben. 
Was die Prieſter in Spanien, ſind gewiſſe Gelehrte bey uns. Sie laſſen nichts 
aufkommen, was nicht in ihren Kram paßt, nichts heran, was nicht, wie die 
Juden ſagen, von unſre Leut iſt, und nichts findet Gnade, als was nicht 
abermals von unſre Leut ausgegangen iſt. Ebenſo iſt es in Spanien. Was 
dort die Inquiſition, iſt hier die Preſſe, ſo wie ſie von dieſen Leuten gebraucht 
wird, oft Preſſe im doppelten Sinn. Herrſchſucht und Unduldſamkeit und 
(Arroganz) Anmaßung und Druck und Unterdrückungsneigung [find] gleich bey 
beiden“ (Ch. H. A. König Friedrich Wilhelms IV. Correſpondenz K). Altenſtein 
ſchrieb am 6. April 1813 aus Breslau an Beyme: „Der G. A. v. Kneſebeck ſcheint 
ſehr viel Einfluß zu haben“ (Nachlaß Beymes in Parſow). Ahnlich Wilhelm 
v. Humboldt an Caroline über Kneſebeck und Ancillon am 10. und 25. Juli 1813 
(4. Band ihres Briefwechſels S. 56, 77 u. 78). 

2) Comte d’Angeberg, Receuil des traités, conventions et actes 
diplomatiques concernant la Pologne 1762—1862. Paris 1862, S. 691—694. 
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feinem Kabinetts rat Albrecht aufgeſetzten Schreiben ), man folle ihm 
vertrauen, daß er alle auf die inneren und äußeren Verhältniſſe ſich 
beziehenden Einrichtungen, welche die Lage des Staates jetzt und nach 
Beendigung des erneuerten Kampfes erheiſche, dem allgemeinen Wohl 
und dem Beſten der Provinzen gemäß zu ermeſſen und auszuführen 
wiſſen werde; an die Einwohner des Großherzogtums Poſen, Thorns 
und Danzigs und der zu dieſen Städten gehörenden Gebiete, des 
Culmſchen und des Michelauſchen Kreiſes wandte er ſich am 15. Mai 
mit den Worten: „Auch Ihr habt ein Vaterland und mit ihm einen 
Beweis meiner Achtung für Eure Anhänglichkeit an daſſelbe erhalten. 
Ihr werdet Meiner Monarchie einverleibt, ohne Eure Nationalität ver⸗ 
läugnen zu dürfen. Ihr werdet an der Conſtitution Theil nehmen, 
welche Ich Meinen getreuen Unterthanen zu gewähren beabſichtige, und 
Ihr werdet wie die übrigen Provinzen Meines Reiches eine provinzielle 
Verfaſſung erhalten“; in dem am 22. Mai unterzeichneten Patent 
wegen Beſitzergreifung des mit der preußiſchen Monarchie vereinigten 
Anteils von Sachſen hieß es endlich: „Was Wir künftighin in den 
Geſetzen und den Formen zu ändern beſchließen, wird nur durch die 
Rückſicht auf die Wohlfahrt des ganzen Landes und der Einwohner 
aller Klaſſen begründet, auch ſorgfältig mit eingebornen, der Landes⸗ 
verfaſſung kundigen und patriotiſch geſinnten Männern berathen werden. 
Die ſtändiſche Verfaſſung werden Wir erhalten und ſie der allgemeinen 
Verfaſſung anſchließen, welche Wir Unſern geſammten Staaten ge- 
währen werden“. Auch in den drei Patenten, unter die Friedrich 
Wilhelm III. noch am Tage ſeiner Abreiſe zur Armee, am 21. Juni, 
ſeinen Namen ſetzte, worin er von den oraniſchen Erbländern und den 
für ſie erhaltenen Aquivalenten und von den mit dem Hohenzollern⸗ 
itaate wieder vereinigten vormals preußiſchen Provinzen im nieder- 
und oberſächſiſchen Kreiſe und in Weſtfalen Beſitz ergriff, gelobte der 
König feierlich dasſelbe: „Wir werden mit ſorgfältiger Beachtung der 
früheren Verhältniſſe dieſer Länder ihnen eine ſtändiſche Verfaſſung 
verleihen, welche ihren Bedürfniſſen angemeſſen iſt, und dieſelbe an die 
allgemeine Verfaſſung anſchließen, die Wir Unſern geſammten Staaten 
gewähren werden“! Daß dieſe Verſprechungen, zum mindeſten die 
letzten, nicht ganz ohne altpreußiſche Hilfe zuſtande gekommen ſind, 
dafür gibt es im Kgl. Geh. Staatsarchiv zu Berlin und im Kgl. Haus⸗ 
archiv zu Charlottenburg intereſſante, älteren Forſchern unbekannt ge⸗ 
bliebene Beweiſe; ich werde ſie möglichſt vollſtändig, wenn auch zum 


1) B. St. A. R 89 B III 19 Vol. I. 
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größten Teil in deutſcher Überſetzung wiedergeben, da fie zugleich 
Schlüſſe geſtatten auf die den Handlungen des Königs zugrunde liegen- 
den Motive. 

Der dem Monarchen als Liebling ſeiner verſtorbenen Gemahlin 
und als Erzieher des Kronprinzen beſonders ans Herz gewachſene Ge- 
heime Legationsrat Friedrich Ancillon bemerkte in ſeinem in Charlotten⸗ 
burg aufbewahrten Tagebuch zum 16. Juni 1815, Seine Majeftät 
habe ihm die ſchon geleſene Abhandlung über Preußens künftige Kon⸗ 
ſtitution wieder abgefordert, um ſie dem nun auch aus Wien zurück— 
gekehrten Fürſten Hardenberg zu zeigen !). Eine ſolche eigenhändige 
Denkſchrift Ancillons, undatiert und mit einem an den König gerid- 
teten gleichfalls eigenhändigen und unbatierten Begleitſchreiben ver- 
ſehen, befindet ſich im Geh. Staatsarchiv im Nachlaß des Geh. Kabi⸗ 
nettsrats Albrecht?). Wir werden nicht fehlgehen in der Annahme, 
daß ſie das dem Monarchen zu Geſicht gekommene Aktenſtück iſt, wenn 
auch das nicht ganz korrekturenfreie Außere leiſe Zweifel beſtehen läßt. 
Die Denkſchrift ift wie der Begleitbrief in franzöſiſcher Sprache ab- 
gefaßt und hat folgenden Inhalt: 

Es handle ſich in Preußen bei der Anderung ſeiner Verfaſſung 
um eine Anderung des Ganges ſeines ſozialen Mechanismus. Die 
einen verlangten eine Repräſentativregierung aus Überzeugung und 
Patriotismus, die andern aus eigennützigen und ſtrafbaren Motiven. 
In dieſem Augenblick ſei jeder treue und urteilsfähige Diener des 
Königs es ſich und dem Vaterlande ſchuldig, ſich zu äußern und die 
ganze Aufmerkſamkeit und Unparteilichkeit bei der Unterſuchung dieſer 
wichtigen Fragen zu zeigen, die ſie verdienen. 

Die Konſtitution eines Landes drücke ſich vornehmlich in der 
Natur der ſouveränen Gewalt aus und in der Art ihrer Organiſation. 
Diejenige Preußens ſei bisher rein monarchiſch geweſen; die Souve— 
ränität war hier ungeteilt und die Macht des Königs nur beſchränkt 
durch die Geſetze und die, wenn ſie beachtenswert war, von ihm auch 
ſtets beachtete öffentliche Meinung. Preußens Verfaſſung ändern wollen 
heiße alſo der ſouveränen Autorität Grenzen ſtecken oder vielmehr die 
Souveränität teilen; ein Geſetz folle in Zukunft aus dem Zuſammen— 
wirken mehrerer Willen hervorgehen, während es bisher der Ausfluß 
eines einzigen geweſen ſei. Gewiß könnten ſolche „gemiſchte Ver⸗ 


1) Ch. H. A. König Friedrich Wilhelms IV. Correſpondenz. Ancillon. 
Siehe den Wortlaut Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. 26. Bd., S. 570. 

2) B. St. A. R 92 Albrechts Nachlaß, Nr. 45 Denkſchriften von Ancillon. 
Siehe Forſch. z brand. u. preuß. Geſch. 26. Bd., S. 572/73. 
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faſſungen“ mit geteilter Souveränität vorteilhafter ſein als eine, die 
die legislative Gewalt ausſchließlich in die Hand des Monarchen lege; 
ein Beiſpiel dafür fet England, wo die verſchiedenen Träger der legis- 
lativen Gewalt ſich gegenſeitig kontrollieren und vor Irrtümern ſchützen, 
eine größere Zahl Individuen aktiven Anteil am Staatsleben nehme 
und den Tugenden und Talenten fih reichere Gelegenheit zur Ent- 
faltung biete als anderwärts; doch könne die engliſche Verfaſſung nicht 
als Muſter für alle Zeiten und alle Länder gelten und ſei ebenſowenig 
wie die minder lobenswerten gemiſchten Konſtitutionen mit einem 
Schlage verliehen, worden, nicht das Werk eines oder mehrerer Geſetz⸗ 
geber, ſondern das Produkt der Jahrhunderte und der Umſtände. 

Alle guten gemiſchten Verfaſſungen, ſagt Ancillon, wurzeln in der 
Geſchichte und im Charakter der Nationen, die ſie regieren; ſie wurden 
allmählich von den Fehlern und Unvollkommenheiten befreit, die ſich 
aus ihren Beziehungen zur Geſellſchaft und aus deren Bedürfniſſen 
ergaben; Kinder der Zeit, tragen fie das Gepräge der Zeit, ein ehr- 
würdiges, impoſantes, durch nichts anderes erſetzbares Gepräge. Wie 
ſollte man es anfangen, einer neuen, plötzlich geſchaffenen und ein⸗ 
geführten Konſtitution Stärke und Feſtigkeit zu geben? Sie iſt ein 
Baum ohne Wurzeln, der nicht der geringſten Erſchütterung zu wider- 
ſtehen vermag. Im Altertum hat man ſolche Experimente überhaupt 
nicht unternommen, und die Verſuche der letzten 30 Jahre liefern den 
Beweis, daß ſolche Schöpfungen des Augenblicks nur ein ephemeres 
Daſein führen und einander raſch folgen, ohne ſich zu vervollkommnen; 
eilige Produkte dieſes oder jenes Mannes, dieſer oder jener Verſamm⸗ 
lung, verſchwanden ſie noch vor ihren Erzeugern von der Bildfläche 
und konnten nicht fortleben, weil ſie den moraliſchen Tiefen fremd und 
fern blieben: den Grundſätzen, Gewohnheiten, Erinnerungen, Er⸗ 
fahrungen der Völker. 

Preußen ſcheine eine ähnliche Gefahr nicht zu drohen; die preußiſche 
Nation beſitze Kenntniſſe und Tugenden, Patriotismus und Gemein- 
finn; jie fet tapfer, freiheit- und geſetzliebend ), aber welches Volk habe 
ein weniger dringendes Bedürfnis nach einer neuen Verfaſſung als dag- 
jenige, deſſen ſeit einem Jahrhundert beſtändig zunehmendes Gedeihen 
das beſte Zeugnis ablege für ſeine Regierung, bei dem die Pflege der 
Verſtandeskultur mehr Fortſchritte gemacht habe als bei allen andern 
Völkern Europas, ohne daß ſeine kriegeriſchen Tugenden von ihrer 


— — — — — 


1) Einige Zeilen tiefer am unteren Rande der Seite hat Ancillon noch die 
Worte hinzugefügt: Les Prussiens sont murs pour une constitution. 
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Stärke einbüßten, das durch die wunderbaren Taten der jüngſten Ver⸗ 
gangenheit bewieſen habe, daß es republikaniſchen Geiſt mit monarchi⸗ 
ſchen Formen zu verbinden verſtehe? Die große Maſſe der Preußen, 
meinte Ancillon, wolle nur einen ehrenvollen, ſoliden und langen 
Frieden; ſie verlange weiter nichts als freie Bahn für Handel und 
Verkehr und alle Arten menſchlicher Arbeit, ein Syſtem gut aus- 
gewählter und gut verteilter Steuern, eine gewiſſenhafte und ſtrenge 
Verantwortlichkeit im Finanzweſen, unbeſcholtene Richter, aufgeklärte 
Beamte und Männer, die ihren Platz ausfüllen, auf jedem Poſten. 
Man habe dem preußiſchen Volke die Idee einer Konſtitution gegeben, 
indem man in dem Oktoberedikt von 1810 erklärte, der König be⸗ 
abſichtige eine Nationalrepräſentation zu ſchaffen, mais en lui donnant 
cette idée, on ne lui a pas inspiré le besoin de la voir se réaliser 
incessamment, au contraire beaucoup de bons citoyens eraignent et 
la chose méme et les moyens, dont on se servira pour y parvenir, 
et les effets, qui pourront en résulter. Ce qu'on appelle impropre- 
ment le voeu national à cet égard, est bien plutöt le voeu d'un 
certain ordre de personnes |), qui depuis plusieurs années se regarde 
modestement comme la nation, poursuit avec autant d' adresse que 
d’opiniätret& le plan de dominer en Prusse moyennant une con- 
stitution ?), qu’il prépareroit de manière à étendre grâces à elle 
son influence et son crédit. C’est ce parti, qui parle, qui écrit, 
qui intrigue, qui s’agite dans tous les sens et qui crie que la 
nation a besoin d’une constitution et la demande; à force de 
répéter ces clameurs, il finira peutötre par donner à la nation le 
désir, qu’il lui suppose. Ces clameurs pourront faire naître le 
besoin, mais à coup sûr pour le moment elles ne l’expriment pas. 

Angenommen nun aber, fährt der feiner Überredungskunſt noch 
nicht ganz trauende und von Hardenberg nichts Gutes ahnende Theo- 
retiker fort, die preußiſche Nation brauche wirklich eine neue Konftitu- 
tion, ſie fühle das, ſie trage Verlangen darnach, dieſes Verlangen ſei 
ſogar von Ungeduld begleitet, ſo erheben ſich alsdann drei Fragen, die 
reiflichſte Erwägung verdienen und die keinem guten Bürger gleich— 
gültig ſein können: 1) Iſt der gegenwärtige Augenblick günſtig, um 
ſich ernſthaft mit dem großen Werk einer Verfaſſung für Preußen zu 
beſchäftigen? Soll man eine ſolche Arbeit in Angriff nehmen zu Be: 


1) So verbeſſert aus d'un parti. 

2) So verbeſſert aus le plan de rendre la puissance dominante en Alle- 
magne, peutétre aussi en Europe et de dominer lui-méme en Prusse 
moyennant une constitution. 
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ginn eines ſchweren Krieges, der ſich in die Länge ziehen kann? 
2) Welchen Weg muß man einſchlagen, um dieſe Konſtitution zu 
ſchaffen und ihr alle erforderlichen Charaktereigenſchaften zu geben? 
Von wem muß ſie ausgehen, damit die Verfaſſungsänderung ſich ohne 
heftige Erſchütterungen vollzieht und das Volk ſie als ein Gnaden⸗ 
geſchenk des Königs entgegennimmt, nicht wie eine Eroberung? 
3) Welches ſind die für eine jede Konſtitution, wo die Souveränität 
geteilt iſt, weſentlichen Prinzipien, die nicht aus dem Auge gelaſſen 
werden dürfen, wenn nicht ein ſchlechtes und gefährliches Werk ent⸗ 
ſtehen ſoll? Welches ſind die fundamentalen Grundlagen, auf denen 
ein ſolches Gebäude ruhen muß, wenn es ſolide ſein und allen Bürgern 
Freiheit und Sicherheit bieten ſoll? 

Auf die erſte Frage gibt Ancillon folgende Antwort: Bien loin 
de mériter la préférence, le moment actuel a tous les titres 
possibles d' exclusion. Die ernſtlichen Überlegungen, die der Ein⸗ 
führung einer Verfaſſung vorausgehen müſſen, ſetzen ruhige, von den 
Ereigniſſen unbeeinflußte Männer voraus; die könne es in Preußen 
zurzeit nicht geben; die Bevölkerung werde während des Krieges er⸗ 
regt zwiſchen den guten und ſchlechten Nachrichten, Erfolgen und Rück⸗ 
ſchlägen hin und her ſchwanken, und dieſe Erregung werde ſich den 
Geſetzgebern mitteilen und ſie in ihren Erwägungen ſtören. Außerdem 
ſeien jetzt ertreme Ideen und eraltierte Gefühle an der Tagesordnung. 
Die ſchweren Kämpfe der letzten Jahre warfen alle Staaten aus ihren 
Gewohnheiten, alle Geiſter aus ihren Geleiſen, alle Gedanken aus der 
herkömmlichen Lage und Richtung; unerhörte Kriſen gaben unſern 
Vätern bis dahin unbekannte Abwehrmittel ein; die ganze Nation 
wurde bewaffnet: les ateliers, les comptoirs, les tribunaux, les asyles 
de la science et de l' instruction ont été abandonnés pour fournir 
des défenseurs à l'État et prendre part à la plus sainte des guerres. 
Preußen habe fih fo verändert, daß Friedrich der Große, wenn er 
zurückkehrte, es nicht wiedererkennen würde; es habe ſich mit Ruhm 
bedeckt par un élan, qui n’avoit été admiré jusqu’ici que dans les 
républiques et qui paraissoit étranger aux monarchies, mais à côté 
de la valeur, du désintéressement, du courage des privations et 
des sacrifices, de toutes les vertus, qui ont distingué et qui ani- 
ment encore les sujets du Roi, sont venues ge placer comme d’elles- 
mêmes des prétentions excessives, une confiance dangereuse dans 
ses propres lumières et dans ses forces, le besoin de mouvement, 
du goût pour les choses extraordinaires, un esprit d'inquiétude, 
un certain amour de l'indépendance et de l'égalité civile, de 
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l’eloignement pour les travaux sédentaires, continus, méchaniques, 
un désir vague de liberté, des demi-idées sur l'importance des 
bonnes constitutions et sur leur nature, un attachement ridicule 
pour des formes et des usages d'un autre äge qui ne ressembloit 
pas au nötre et que le nötre ne peut ni doit reproduire, et par 
un contraste singulier A cöt& de cet attachement bizarre un pen- 
chant décidé aux innovations les plus hazardés. Dieſe neuen Züge 
— er wolle nicht fagen: des Nationalcharakters, ſondern des nationalen 
Geiſtes ſeien keine ſtarren, unveränderlichen; die Rückkehr der öffent⸗ 
lichen Ordnung in Europa, der allgemeine Friede, die Macht der Um⸗ 
ſtände werde ſie austilgen oder wenigſtens ſchwächen; ſie ſeien nicht 
gefährlich, ſolange das Anſehen des Königs ganz das alte bleibe und 
man den Brauſeköpfen keinen Sammelplatz biete, wo die konſtitutionelle 
Idee gefördert werde — immerhin lieferten ſie den Beweis, daß der 
gegenwärtige Augenblick nicht günſtig ſei für die geplante Arbeit, und 
daß man gut tue, bis zur Beruhigung der Gemüter zu warten, die 
erſt der Frieden herbeiführen könne. Das empfehle ſich auch im 
Intereſſe des Monarchen, der ſonſt, indem er ſeiner Macht aus freien 
Stücken Grenzen ſtecke, Gefahr laufe in den Verdacht zu kommen, er 
tue das der Not gehorchend oder in der Abſicht, ſich neue Hilfsquellen 
zu verſchaffen; man könne ihm leicht nachreden, er bringe dem Volke 
nur Opfer, um dafür von ihm noch größere zu verlangen. Endlich 
ſeien noch die ſeit 9 Jahren in Unordnung geratenen Finanzen 
Preußens zu bedenken; würde jetzt eine Nationalrepräſentation zur 
Ausarbeitung einer Verfaſſung einberufen, ſo läge es nahe für ſie, 
mit dieſem Auftrag Mißbrauch zu treiben und zu verſuchen, ſich Rechte 
anzumaßen, die ſich mit der königlichen Autorität nicht vertrügen. Eine 
Teilung der öffentlichen Gewalt ſei jetzt ganz unangebracht; wäre ſie 
zur Zeit nicht in der Hand des Monarchen vereint, ſo müßte man 
ſogar darauf ſinnen, ſolche Konzentrierung vorzunehmen. Im alten 
Rom ernannte man in ähnlichen Lagen einen Diktator! 

Wolle man annehmen, der gegenwärtige Augenblick ſei doch gut 
gewählt, ſo erhebe ſich die zweite Frage: Welcher Weg iſt einzuſchlagen? 
Von wem ſoll die Konſtitution ihren Ausgang nehmen? Was iſt zu 
tun, damit die neue Ordnung der Dinge, die man vorbereitet, eine 
wirkliche Ordnung wird, Freiheit und Autorität miteinander verſöhnt, 
nicht aus dem Wirrwar einer Revolution hervorgeht und nicht immer 
wiederauflebende Unruhen zur Folge hat? 

In einer Monarchie — ſagt Ancillon — könne eine Konſtitution 
auf zwei Arten geſchaffen und eingeführt werden: entweder berufe der 
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König eine Verſammlung von Volksvertretern und beauftrage ſie die 
neue Verfaſſung auszuarbeiten und ſie ihm zur Sanktion vorzulegen, 
oder der Monarch verleihe ſelbſt im Einverſtändnis mit ſeinen Rat⸗ 
gebern der Nation die neuen Geſetze, ohne daß das Volk ſie vor⸗ 
ſchlage oder prüfe und ohne daß eine Verſammlung einberufen werde, 
ſie zu akzeptieren oder zu verwerfen. Die erſte Art erſcheint Ancillon 
nicht nur weniger geeignet, Preußen eine weiſe und wahrhaft monarchi⸗ 
ſche Verfaſſung zu geben, ſondern ſogar höchſt bedenklich; ſie würde 
ſeiner Anſicht nach den Staat mit allen Gefahren einer Revolution 
bedrohen. Une assemblée de représentants de la nation, convoquée 
pour donner à la Prusse des lois politiques, seroit une assemblée 
constituante, qui tomberoit dans le plupart des &carts et des erreurs 
de l’assemblée nationale qui a fait le malheur de la France .... 
Une assemblée de cet ordre, fiere de son origine et de sa destina- 
tion, tend facilement a englober tous les pouvoirs et a devenir 
usurpatrice; elle peut étre conduite & reprendre sous fondement 
tout l’edifice de l’ordre social, & se persuader que toutes les 
autorités n’existent que sous son bon plaisir et que toutes les lois 
n’ont été jusqu’à elle que des régléments provisoires. Convoquée 
légalement, puisqu’elle le seroit par le souverain, tirant de son 
caractere d’assemblée représentative une force morale et une 
puissance d’opinion, dont les effets sont incalculables, elle servira 
de point de ralliement et de foyer a tous les hommes de parti, 
à tous les esprits exaltés, à toutes les têtes purement spéculatives 
et folles de leurs spéculations. Les écrivains la flatteront, l’euyvre- 
ront de leurs louanges et l’entraineront dans les plus dangereux 
égarements. Bientôt le peuple se persuadera qu'elle est toute sage, 
comme elle sera toute puissante. Sa force la rendra hardie, 
audacieuse, téméraire même. Le gouvernement se verra forcé de 
lui opposer de la résistance, mais il sera trop tard: cette résistance 
paroîtra un crime aux yeux des factieux, des hommes passionnés, 
de ceux qui n’ont que des demi-lumiéres, et il en résultera un 
conflict entre l'autorité, qui sera légitime, et celle, qui le paroftra 
ou voudra le paroître, qui exposera notre heureuse et florissante 
patrie à toutes les horreurs de la discorde ... Notre nation est 
phlegmatique, il en coûte de l'ébranler et de l’&mouvoir, mais une 
fois ébranlée, il en coûtera aussi beaucoup de lui faire reprendre 
son assiette, et elle ne reviendra pas aussi aisément que bien 
d’autres de l'agitation au calme et du mouvement ou repos. 
Vielleicht denfe man diefen Gefahren in Preußen aus dem Wege 
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zu geben, wenn man die Provinzen beauftrage, der Regierung eine 
Liſte von Perſonen zu unterbreiten, die ihnen fähig und würdig er- 
ſcheinen, Deputierte zu werden, und wenn der König ſich vorbehalte, 
darunter diejenigen auszuwählen, die ihm am beſten zuſagen und der 
Sache vermutlich den beſten Dienſt leiſten werden; eine zweite Vor⸗ 
ſichtsmaßregel könnte die ſein, dieſer konſtituierenden Verſammlung nur 
das Beratungs- und Vorſchlagsrecht zu geben, während allein dem 
Träger der Krone zuſtehe, die neuen Geſetze zu beſtätigen und zu 
ſanktionieren. Ancillon verſpricht ſich von dieſen Vorſichtsmaßregeln 
nichts. Die Kandidatenliſte der Provinzen ließe ſich ſo zuſammenſtellen, 
daß der König nur die Wahl habe zwiſchen Männern von mittel- 
mäßigem Geiſt oder von wenig empfehlenswerten Sitten, Grundſätzen 
und Charaktereigenſchaften; außerdem ſteige der Gedanke, Repräſentant 
der Nation in einer konſtituierenden Verſammlung zu ſein, leicht zu 
Kopfe und könne den reinſten Seelen gefährlich werden. Verwerfe der 
Monarch ihre Vorſchläge ganz oder teilweiſe, ſo blieben ſie zwar Ent⸗ 
würfe; das Volk aber habe dann die Empfindung, daß der König ſich 
über die nationalen Wünſche und das allgemeine Intereſſe hinwegſetze, 
und komme es nicht zu einem ſtrafbaren Widerſtand, ſo doch zum 
mindeſten zu einer verderblichen Unzufriedenheit. | 
Vorzuziehen fet daher der andere Weg: die neue Verfaſſung gehe 
vom Throne aus, der Monarch ſorge für ihre Einführung und bilde 
zugleich Menſchen heran, die fähig ſind, dieſe Geſetze anzuwenden, ihnen 
Leben und Bewegung zu geben! Als vorbereitende Maßregeln empfiehlt 
Ancillon die Organiſation des ſchon im Oktober 1810 formell an⸗ 
gekündigten Staatsrats und von Provinzialſtänden (d' Assemblées pro- 
vinciales ou d’Etats provinciaux). Dans le moment, oü il s’agira 
plus que jamais de maintenir l'autorité royale, d’éclairer et de 
diriger l’opinion publique, de decider une foule de questions im- 
portantes et delicates, que de nouveaux rapports ameneront et 
multiplieront à l'infini, il seroit trop tard de former un Conseil 
d’Etat; alors il sera plus que jamais nécessaire; ainsi il sera bon 
qu'il soit déjà en pleine activité. Der Staatsrat müſſe zuſammen⸗ 
gefebt fein, wie die Edikte des Königs in Ausſicht ſtellen, aus ben 
blutsverwandten Prinzen, die dort als die erſten Bürger des Staates 
und als die natürlichen Stützen des Thrones erſcheinen würden, aus 
den Miniſtern, die ſich aufzuklären und gegenſeitig zu kontrollieren 
hätten, und aus den eigentlichen Staatsräten, die, Berichterſtatter über 
verſchiedene Departements, ihre Meinung frei äußern und das Ober- 
handgewinnen exkluſiver und partieller Ideen verhüten könnten — ein 
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ſolcher Staatsrat würde ein ausgezeichnetes Hilfsmittel ſein zur Aus⸗ 
arbeitung neuer politiſcher Geſetze. Er würde Zeit haben, vorher 
wertvolle Nachrichten zu ſammeln über Sachen und Perſonen, über 
die Bedürfniſſe des Staates und die Möglichkeiten, ihnen Genüge zu 
tun; er würde dem Thron Macht und Glanz in der öffentlichen 
Meinung verleihen; er würde der Nation beweiſen, daß man in der 
Tat daran denkt, die Regierung zu vervollkommnen, und würde die 
ungeduldigen Gemüter beruhigen, indem er ſie auf die Zukunft ver⸗ 
weiſt, die ihre Hoffnungen erfüllen werde. In den Provingialland- 
tagen will Ancillon das Grundeigentum durch Edelleute und Bauern, 
das bewegliche Eigentum durch Kaufleute, Künſtler und Kapitaliſten 
vertreten ſehen; alle ſollen frei von ihresgleichen gewählt werden; ſie 
beſäßen dann das Vertrauen ihrer Wähler und machten eine vortreff⸗ 
liche Schule legislativer Tätigkeit durch. Bald würde man diejenigen 
Männer kennen lernen, die es verdienten, eines Tages zu Organen 
und Repräſentanten der ganzen Nation ernannt zu werden. Les 
assemblées d' Etats provinciaux nourrissent l'esprit public, et 
comme elles ne seroient qu’un acheminement à une constitution 
et qu'elles n’existeroient seules que pendant quelques années, on 
n' auroit pas lieu de craindre qu'elles donnassent trop d’activite 
aux intérêts communaux ni trop d’étendu à l'esprit provincial. 
Les Etats provinciaux auroient pour le moment tous les avantages 
d’Etats nationaux sans offrir leurs inconvénients ni leurs dangers. 

Sei der Staatsrat weiſe organifiert und hätten die Provinzial- 
landtage einige Jahre glücklichen Schaffens hinter ſich, ſo würden die 
Zeiten wahrſcheinlich ruhiger, die finanzielle Lage beſſer, die Nation 
für eine Konſtitution mehr reif geworden und der Augenblick gekommen 
ſein, eine wahre Volksvertretung zu ſchaffen; der König würde ſeinen 
Herzenswunſch und den Bedürfniſſen ſeines Volkes genügen, wenn er 
dabei auf folgende Weiſe verführe: Se. Majeſtät ernennt aus den 
Mitgliedern der Provinziallandtage, die ſich durch Kenntniſſe, Talente 
und Patriotismus am meiſten auszeichnen und die das beſondere Ver⸗ 
trauen ihrer Mitbürger beſitzen, ein Komitee und beauftragt es, einen 
Verfaſſungsplan zu entwerfen und ihm zu unterbreiten. Dieſes 
Komitee darf nicht zu zahlreich ſein, weil große Verſammlungen nicht 
diskutieren, ſondern disputieren, und weil ſie leicht gefährlichen Einfluß 
gewinnen; es darf aber auch nicht zu ſehr beſchränkt werden in der 
Beſorgnis, daß die komplizierten und delikaten Fragen, mit denen es 
ſich beſchäftigen ſoll, nicht unter allen ihren Geſichtspunkten betrachtet 
werden; 35 Mitglieder dürften genügen, um beide Unzuträglichkeiten 
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zu vermeiden. In dem Komitee müſſen alle Provinzen und alle Haupt- 
klaſſen der Bevölkerung vertreten ſein, damit die Intereſſen aller Be⸗ 
rückſichtigung finden und das Komitee ſich des allgemeinen Vertrauens 
erfreut; es darf nicht in der Hauptſtadt tagen, damit Zerſtreuungen 
und Vergnügen es nicht ablenken und es geſchützt bleibt vor dem 
Einfluß der Händelſucher und Intriganten; es darf nicht gedrängt 
werden, ſondern muß feine Arbeit mit aller Langſamkeit und Gründ⸗ 
lichkeit erledigen, die ſie erfordert. Hat es ſeinen Verfaſſungsplan 
fertiggeſtellt, der weiter nichts ſein ſoll als ein erſter Entwurf, ſo 
wird es ſogleich aufgelöſt; der König läßt den Plan durch den ganzen 
Staatsrat oder eine aus ſeinen Mitgliedern gebildete Kommiſſion 
prüfen und überarbeiten; dieſem zweiten Entwurf gibt dann Se. Majeſtät 
die Sanktion und veröffentlicht die neue Konſtitution comme une 
grande Charte, ou" Elle accorde à la nation de plein gré et de son 
autorité seule. De cette manière la constitution seroit l'effet et 
le résultat des lumières nationales et en même temps l'ouvrage et 
le bienfait du Roi, elle n’auroit pas l’air d’étre conquise, mais 
elle seroit aux yeux de la nation un nouveau titre que le monarque 
acquérireroit à son amour et à sa reconnaissance. Il poseroit lui- 
méme dans la plénitude de son autorité d’une main ferme et géné- 
reuse les limites de son autorité et ne les feroit pas placer par 
d'autres, et la nation arriveroit à la liberté politique sans secousse 
violente et sans craindre un moment que le chemin, qui doit l'y 
conduire, puisse mener à une révolution. 

Die dritte und letzte Frage, die Ancillon in feiner 22½ Seiten 
füllenden Denkſchrift beantwortet, lautet: Quels sont les principes 
essentiels à toute constitution monarchique, où la souveraineté est 
partagée? Es liege ihm, jagt er, ganz fern, ſelbſt eine Konſtitution 
zu entwerfen, aber 25 Jahre gründlichen Studiums antiker und 
moderner Verfaſſungen, viel Nachdenken über Politik und die große 
Erfahrung der franzöſiſchen Revolution, die er mit ganzer Aufmerkſam⸗ 
keit verfolgt habe, gäben ihm den Mut, ſich hier über jene Grund⸗ 
ſätze zu äußern, die ſeiner Anſicht nach die Bedeutung von Axiomen 
hätten. 

Von dem Augenblick an, wo man damit umgehe, eine wahrhaft 
nationale Repräſentation ins Leben zu rufen und dem Herrſcher an 
die Seite zu ſtellen, ſei es klar, daß man ihr einen Anteil an der 
legislativen Gewalt, an der Souveränität geben wolle; denn eine Volks⸗ 
vertretung mit bloß beratenden Rechten wäre es nur der Form nach 
und würde in Wirklichkeit bald eine deliberative und legislative In⸗ 
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ſtitution werden und das mit um ſo größerer Gefahr für die öffent⸗ 
liche Ordnung, da dieſes Recht ihr nicht auf geſetzlichem Wege über⸗ 
tragen worden ſei. Man müßte alſo entweder überhaupt keine 
Nationalrepräſentation ſchaffen, oder ihr von Anfang an die Macht ein⸗ 
räumen, die ſie ſich doch bald anmaßen oder ausüben würde, ohne 
darüber zu ſprechen. | 

Gilt es eine monarchiſche Verfaſſung mit geteilter Souveränität 
zu ſchaffen, ſo ſind nach Ancillons Meinung die einzigen Mittel, um 
die Macht der Krone zu retten, eine wahre Monarchie zu errichten und 
dem Staate ſeine Einheit und damit auch ſeine Stärke zu erhalten, 
die folgenden: Die Nationalrepräſentation muß in zwei Körperſchaften 
geteilt werden; gibt es nur eine einzige Kammer, ſo übt entweder der 
Landesherr die ganze geſetzgebende Gewalt bald wieder allein aus oder, 
was gefährlicher iſt, das Parlament reißt ſie an ſich und zerſtört die 
Monarchie wie in England unter Karl I., in Frankreich unter 
Ludwig XVI. Die beiden Kammern müſſen ſich aus verſchiedenen 
Elementen zuſammenſetzen; ſonſt machen ſie leicht gegen die Krone 
gemeinſame Sache! In die eine gehören gewählte, abſetzbare, in die 
andere erbliche Repräſentanten, in die eine Vertreter des veräußerlichen 
und beweglichen, in die andere ſolche des unveräußerlichen und un⸗ 
beweglichen Eigentums, d. h. in die eine nichtadlige Deputierte, in die 
andere adlige, gewählt von der ganzen Ariſtokratie; denn man darf 
bei dieſer Organiſation eines Oberhauſes nie das Prinzip aus dem 
Auge verlieren: sans noblesse point de monarchie, sans grandes 
propriétés territoriales point de noblesse, sans majorats point de 
grandes propriétés territoriales. Hält man ſich an diefe Grundſätze, 
jo wird es geteilte, aber nicht einander feindliche fouveräne Gewalten 
geben, einige, aber nicht miteinander vermiſchte; England bietet dafür 
ein ſchönes Beiſpiel. Dort iſt die Kammer der Pairs mit dem König 
eins, weil ſie wie dieſer erblich ſind; ſie iſt es mit dem House of 
Commons, weil die jüngeren Söhne der Pairs wieder in die Maſſe 
des Volks hinabſinken und weil die Pairs wie die Mitglieder des 
Unterhauſes große Beſitzungen zu erhalten haben. Die Pairs teilen 
andrerſeits nicht die Intereſſen der Krone und der Gemeinen; ſie 
haben nichts vom König zu fürchten, der ihnen ihre Würde nicht 
nehmen kann, und nichts vom Volke zu hoffen, von dem ſie unabhängig 
ſind durch ihren Rang und ihr Vermögen. Das Oberhaus iſt alſo 
eigentlich der Hauptbeſtandteil der engliſchen Verfaſſung; es verhütet 
den Despotismus des Volkes und der Krone, die Republik und die 
abſolute Monarchie; es iſt gewiſſermaßen die Zunge der Wage, der 
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König und das House of Commons die beiden Schalen. Die poli- 
tiſchen Rechte der Bürger müſſen im Verhältnis zu ihrem Vermögen 
ſtehen und die erſte Bedingung der Wählbarkeit zum Deputierten ein 
bedeutender unabhängiger Beſitz ſein; das permanente (wir würden 
heute jagen: konſervative) Element des Staates, das Grund- und 
Territorialeigentum, wird repräſentiert durch die Pairs, das veränder⸗ 
liche und bewegliche Element, la propriété mobiliaire ou de porte- 
feuille (eomme on la nomme), durch die Deputierten der Nation; die 
erſteren werden mit dem König zuſammen das erhaltende Prinzip der 
Monarchie fein, die anderen das Prinzip einer fortſchreitenden Be: 
wegung und einer beſtändig zunehmenden Vervollkommnung. Be⸗ 
deutender Beſitz muß aber, wie geſagt, die erſte Bedingung ſein für 
politiſchen Einfluß, denn die ſoziale Ordnung beruht vollſtändig auf 
dem Eigentum: elle seule donne un intérêt direct et constant à la 
conservation et à la prospérité de l’État, elle seule fait aimer la 
sûreté et la paix intérieure, elle ne met pas à l’abri de la cor- 
ruption et de la vénalité, mais elle offre une sûreté de plus contre 
l’une et l'autre, parcequ’elle les rend plus difficiles. Si la 
première condition de l’eligibilit@ n'est pas une fortune considé- 
rable, l'État sera livré à l’orgueil spéculatif et à la vanité re- 
muante des gens de lettres, à l'ambition dévorante et aux sub- 
tilités des avocats, qui dans la règle n’entendent rien aux grandes 
affaires politiques, parcequ’ils les jugent toutes d’après les prin- 
cipes du droit civil, enfin à la cupidité des employés subalternes 
des départemens, qui verront dans la dignité de représentant des 
moyens de s'enrichir. Von jedem Volksvertreter ein bedeutendes Ber- 
mögen fordern, heißt nicht die Ariſtokratie des Geldes einführen oder 
den größten Teil der Bürger von der Perſpektive, Nationalrepräſentant 
zu werden, ausſchließen — kommerzieller, induſtrieller, landwirtſchaft⸗ 
licher Beſitz iſt ja in beſtändiger Bewegung, geht aus einer Hand in 
die andere über — es heißt vielmehr den Ehrgeiz anſtacheln, dem 
Tätigkeitsdrang einen Anſtoß mehr geben, den nationalen Reichtum 
vergrößern. Dieſe Bedingung wird hin und wieder für einige Zeit 
einen Mann von höheren Talenten und Verdienſten aus der Volks⸗ 
vertretung ausſcheiden, aber es wird anderen die Möglichkeit geben, 
ſich glänzend zu entfalten, et ne vaut-il pas mieux courir le risque 
douteux de perdre dans le premier corps de l'État la présence d'un 
homme de génie que d’ouvrir la porte aux esprits médiocres, aux 
intrigans et aux factions de tout ordre, aux novateurs hardis et 
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inconsidérés, aux hommes dévorés d’envie et de cupidité à raison 
de leur nullité méme? 

Sollte Friedrich Wilhelm III. wirklich — das wird die erſte 
Frage des tief aufatmenden Leſers fein — dieſen hier noch erheblich ge- 
kürzten Wortſchwall des modernen Sokrates von Anfang bis zu Ende 
ruhig über ſich ergehen gelaſſen und ſeine Ratſchläge ſich ſamt und 
ſonders zu Herzen genommen haben? Ich glaube, daß äußere und 
innere Argumente dafür ſprechen, und daß wir die von Ancillon vor⸗ 
getragenen Anſichten im weſentlichen auch für die des Königs werden 
halten dürfen. Der ehemalige Erzieher des Kronprinzen iſt ohne 
Zweifel wenigſtens im Jahre 1815 einer der betriebſamſten und ge- 
fährlichſten Gegner des Staatskanzlers und ſeines Konſtitutionsplanes 
geweſen, wenn er auch mit ſeiner Denkſchrift nur einen der beiden 
Zwecke erreichte, zu denen er ſich in dem Begleitſchreiben ganz offen 
bekannte in dem Satze: L'essentiel me paroît être d' ajourner encore 
cette grande entreprise et de ne rien publier avant le retour de 
la paix. 

Im Eingang des an Friedrich Wilhelm III. gerichteten Briefes 
ſagte Ancillon, entſprechend der huldvollen Erlaubnis Seiner Majeſtät 
gebe er ſich die Ehre, das Memoire zu überreichen, welches der Monarch 
gern habe entgegennehmen wollen; die Verfaſſungsangelegenheit hatte 
alſo bereits den Inhalt mindeſtens einer Unterredung zwiſchen ihnen 
gebildet und Friedrich Wilhelm III. ſich bereit erklärt, eine dieſem 
Gegenſtand gewidmete Abhandlung zu leſen. Vielleicht fand die Unter⸗ 
redung, auf die letzterer ſich in dem Begleitſchreiben bezog, noch in 
Wien ſtatt, das der König in der Nacht vom 25. zum 26. Mai ver⸗ 
ließ ), und vielleicht hat Ancillon ſchon bald nach dem Eintreffen des 
Geſuchs der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation um eine auf zweck⸗ 
mäßige Vertretung aller Klaſſen der Staatsbürger gegründete Ber- 
faſſung der Provinzen und eine damit organiſch verbundene dauernde 
Landes repräſentation feine warnende Stimme beim König erhoben?) — 
ausgearbeitet und zum erſten Male eingereicht aber wurde jenes 
Memoire wohl erſt im Juni in Berlin?), und erſt am 16. dieſes 


1) Nach Hardenbergs Tagebuch B. St. A. R 92 L 37 Teil XVII. 

2) Das vom 10. April datierte Schreiben wurde dem Staatskanzler elf 
Tage ſpäter von der Kgl. Immediatkommiſſion zur Leitung der Verhandlungen 
der interimiſtiſchen Landesrepräſentation zugeſchickt, traf alſo Ende April in 
Wien ein. Siehe den Wortlaut bei A. Stern, Abhandlungen und Aktenſtücke 
zur Geſchichte der preußiſchen Reformzeit 1807—1815, S. 221/22. 

3) Am 1. Juni 1815 meldete die „Voſſiſche Zeitung“, daß der König am 
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Monats hat e3 fih Friedrich Wilhelm III. noch einmal ausgebeten, 
als Hardenberg, nach der Unterzeichnung der deutſchen Bundesakte 
gleichfalls von Wien heimkehrend, den Boden der preußiſchen Haupt⸗ 
ſtadt wieder betrat!). Am folgenden Tage händigte es der König 
dem Staatskanzler ein und forderte ihn auf, mit Ancillon darüber 
zu reden; letzterer, am 18. Juni Hardenbergs Gaſt, wurde, wie er 
in ſeinem Tagebuche bemerkt, von ſeinem Wirt zwar mit der ihm an⸗ 
geborenen freundlichen Höflichkeit, aber nicht mit der gewöhnlichen 
Freundſchaft empfangen; kein Miniſter vertrage es eben, wenn ſich 
ein gemeiner Adamsſohn erdreiſte, dem Monarchen ſeine Gedanken 
über eine ſo wichtige Angelegenheit wie die Verfaſſungsfrage zu unter⸗ 
breiten, und wenn dieſer es nicht ungnädig aufnehme ?). Am 21. Juni 
wurde Ancillon noch einmal zum König nach Charlottenburg befohlen; 
er hat über dieſe letzte Audienz vor der Abreiſe Friedrich Wilhelms 
zur Armee dem Kronprinzen folgendes berichtet“): „Der König ſprach 
lange und mit großer Güte mit mir; er ſagte mir, er habe meine Ab⸗ 
handlung dem Staatskanzler gegeben und ihm aufgetragen, mit mir 
die Sache zu bereden — ich antwortete, das wäre bis jetzt nicht ge⸗ 
ſchehen und würde vermutlich auch nicht ſtattfinden — darauf er⸗ 
widerte er, der Staatskanzler hätte ihm nach Leſung meiner Schrift 
geſagt, daß ſie zwar vortrefflich wäre, aber von einer falſchen Vor⸗ 
ausſetzung ausginge, nehmlich, daß man die Souveränität theilen wolle, 
daß ich ſchwartz ſehe, daß er die ganze Sache auf ſeine Verantwortlich⸗ 
keit nehme und ſo weiter — Sie können Sich leicht denken, was ich 
antwortete. Es ſoll ein Constitutions Comité errichtet werden — auf 


Abend des 30. Mai von Wien zurückgekehrt und in Charlottenburg ein⸗ 
getroffen ſei. 

1) Hardenberg bemerkte in ſeinem Tagebuch zum 16. Juni: „Ankunft in 
Berlin. In Charlottenburg beim König gegeſſen.“ — In Ancillons Tagebuch 
findet ſich zum ſelben Tage folgende Eintragung: „Der König forderte von mir 
meine Abhandlung über die Verfaſſung zurück, um, wie er ſagte, fie dem Staats» 
kanzler ſelbſt einzuhändigen und ſeine Aufmerkſamkeit darauf zu richten. Der 
Fürſt war ſchon in Tempelberg und iſt daſelbſt 2 Tage geblieben ohngeachtet 
der ſehr natürlichen Ungeduld des Herrſchers. Ich reichte dem König meine 
Arbeit noch denſelben Abend ein, erwarte aber wenig davon. Mein Wunſch 
würde dahin gehen, wenn die ganze Sache nicht aufgeſchoben werden kann in die 
VerfaſſungsCommiſſion einzutreten, um wo möglich manches Böſe und manches 
Unglück abzuwenden“ (Ch. H. A. König Friedrich Wilhelms IV. Correſpondenz 
Ancillon). 

2) Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. 26. Bd., S. 573, Anm. 1. 

3) Ch. H. A.: Am 22. Juni fuhr der König von Charlottenburg nach Pots- 
dam und in der folgenden Nacht weiter weſtwärts. 
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Vorſchlag der Oberpräſidenten ſoll der König aus einer jeden der 
neuen Präſidenturen drei Mitglieder wählen, einen aus dem Adel, 
einen aus den Städten, einen vom platten Lande, alſo 27, übrigens 
Königl. Commissarien, Klewitz, Bülow der Dresdener, Altenſtein, und 
Beyme zum Präſidenten des Ganzen. — Da die meiſten OberPräſi⸗ 
denten zur Parthei gehören, ſo werden die Wahlen nicht ſonderlich 
ausfallen. — Mein einziger Wunſch wäre, Mitglied dieſes Comité zu 
werden, um wo möglich nützlich zu ſeyn und manches Abgeſchmackte 
oder Gefährliche zu verhindern.“ Als er dem König abriet, vor der 
Wiederherſtellung des Friedens irgend etwas über den Verfaſſungsplan 
verlautbaren zu laſſen, hatte Ancillon an Friedrich Wilhelm III. ge⸗ 
ſchrieben: Allgemeine Grundſätze ausſprechen heißt vage Grundſätze 
ausſprechen, und das ift immer eine gefährliche Sache, weil Übel- 
geſinnte etwas hineinlegen, was gar nicht darin iſt, und bornierte 
Köpfe ſelbſt den wirklichen Inhalt nicht ſehen; jede ſolche der Kon⸗ 
ſtitution vorangehende Erklärung würde wenigſtens einige jener Nach⸗ 
teile mit ſich bringen, die die mit der Vernichtung aller Rechte 
endigende Verkündigung der Menſchenrechte zur Folge hatte!) — 
welcher Schluß liegt da näher als der, daß vor allem Ancillons 
Schwarzſeherei und ſein häufiger Gedankenaustauſch mit dem König 
den Abdruck des Verfaſſungsverſprechens vom 22. Mai 1815 in der 
Preußiſchen Geſetzſammlung bis Anfang Juli vereitelte, obwohl er 
von ſeiner Exiſtenz und ſeinem Wortlaut erſt Ende Juni erfuhr, und 
ſollte dieſer ängſtliche Warner nicht auch bei der um dieſelbe Zeit be⸗ 
ſchloſſenen Auflöſung der interimiſtiſchen Nationalrepräſentation, zu 
der Fürſt Hatzfeld ſchon am 20. März geraten hatte?), die Hand mit 
im Spiele gehabt haben? 

Freilich mit letzterer war wohl auch Hardenberg einverſtanden, 
und dem Einfluß des Staatskanzlers völlig überlegen erwies ſich der 
Ancillonſche vorläufig noch nicht — im Auftrage Hardenbergs durfte 
Stägemann am 3. Juli eine Königliche Order entwerfen, welche die 
Oberpräſidenten aufforderte, für die in Ausſicht genommene Ver⸗ 
faſſungskommiſſion aus beſtimmten Gebieten je drei Rittergutsbeſitzer, 
Bauern und Städter vorzuſchlagen; von dieſen neun Individuen 
werde Seine Majeſtät drei zu Mitgliedern der Kommiſſion ernennen, 


1) Forſch. 3. brand. u. preuß. Geld, 26. Bd., S. 572/73. 

2) Ebenda S. 567. Daß die Auflöſung noch vor der Abreiſe des Staats- 
kanzlers ins Hauptquartier beabſichtigt ſei, teilte der Präſident der interimifti- 
ſchen Nationalverſammlung ſchon am 24. Juni mit; die letzte Sitzung fand am 


10. Juli ſtatt (Alfred Stern a. a. O. S. 213). 
13 * 
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die ſich bis zum 1. September in Berlin einfinden müßten 1). Ancillon 
modifizierte ſogar in dieſen Tagen ſeine wenige Wochen vorher dem 
Könige vorgetragenen Anſchauungen nicht unbeträchtlich; es war die 
am Morgen des 24. Juni in Berlin eintreffende Nachricht von dem 
günſtigen Ausgang der Schlacht bei Belle-Alliance, die auch dieſen 
Peſſimiſten auf etwas andere Gedanken brachte und ihn wenigſtens 
von einem Teil der gehegten Beſorgniſſe befreite; wir erſehen es aus 
einem am 3. Juli an Friedrich Wilhelm III. geſchriebenen Briefe, 
worin er dem Könige über die nun doch ſtattgehabte Unterredung mit 
Hardenberg berichtete und zugab, daß die in ſeiner Junidenkſchrift gegen 
ein Verlautbaren der Verfaſſungspläne geltend gemachten Bedenken 
jetzt hinfällig geworden feien ?). Je craignais — refapitulierte Ancillon — 
que le gouvernement n'eut l'air de céder à la nécessité et de vouloir 
caresser le peuple, afin d’obtenir de lui des sacrifices en publiant 
la généreuse résolution de V. M., mais la victoire et l'éclat nou- 
veau, qu’elle vient de répondre sur le tröne, donneront un plus 
grand prix aux paroles royales, que vous venez, Sire, d’adresser 
à vos sujets; peut-on choisir un plus beau moment pour annoncer 
qu’on veut mettre des bornes à sa puissance que celui de la plus 
haute puissance et de la plus haute considération, à laquelle 
puisse s'élever un monarque victorieux? Fürſt Hardenberg habe 
ihn in Kenntnis geſetzt von dem Verfaſſungsverſprechen des Königs, 
das demnächſt veröffentlicht werden ſolle; er ſei ohne Sorge und meine, 
es enthalte eher zu wenig als zu viel, binde der Regierung nicht die 
Hände und erwecke in hitzigen Gemütern keine zu weitgehenden Hoff⸗ 
nungen. Man konnte und durfte nicht anders ſprechen, aber vielleicht 
hätte man beſſer getan, vorher überhaupt nicht über das Beabſichtigte 
ſich zu äußern — was ſei ein Jahr mehr oder weniger bei einem 
Werke, das Jahrhunderte überdauern ſolle? Sehr gefreut habe es 
ihn ſodann, aus dem Edikt vom 22. Mai zu erſehen, daß nicht eine 
von der Nation gewählte Verſammlung von Volksvertretern beauftragt 


1) Siehe das Nähere in Edmund Richters Greifswalder Diſſertation 
Friedrich Auguſt von Staegemann und das Königliche Verfaſſungsverſprechen 
vom 22. Mai 1815. Schweidnitz 1913, S. 58—61. 

2) Ch. H. A. König Friedrich Wilhelm III. Staatsverfaſſung. Acta des Mi⸗ 
niſters F. z. Wittgenſtein betr. Einführung einer ſtändiſchen allg. Landesverfaſſung 
in Preußen Vol. I 1815/18, 1819/20. Der Eingang des Ancillonſchen Schreibens 
an den König lautete: Votre Majesté a daigne m'accorder la Permission de lui 
présenter le résultat de l'entretien, que j'ai eu conformément à ses ordres 
avec le Prince de Hardenberg au sujet de la grande et importante affaire 
de la constitution de la Prusse. J’ose de cette permission.... 
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werden ſolle, die Konſtitution auszuarbeiten — cette assemblée con- 
stituante efit pui facilement devenir usurpatrice, révolutionnaire et 
tirer à elle la souverainete —, daß vielmehr Se. Majeſtät ein kleines 
Komitee zu dieſem Zwecke ernennen werde; diejenigen, die dem in ſie 
geſetzten Vertrauen nicht entſprächen, könnte man dann einfach wieder 
nach Hauſe ſchicken. Bedenken äußerte Ancillon freilich aufs neue gegen 
eine von den Oberpräſidenten zuſammengeſtellte Kandidatenliſte; die 
Oberprafidenten könnten durch Intrigen beeinflußt werden und würden 
dem Parteigeiſt nicht unzugänglich bleiben oder ſeien es jetzt ſchon 
nicht; dieſer ſei dann auch von der Liſte nicht fernzuhalten und könne 
ſogar, wenn Se. Majeſtät die Auswahl treffe, mangels richtiger Be⸗ 
urteilung den Vorzug bekommen. Dem ließe ſich vorbeugen durch den 
Befehl, daß jedem Namen eine ſummariſche Notiz über das Leben, die 
Leiſtungen und die Grundſätze des Betreffenden beigefügt werde; auch 
müßten Se. Majeſtät bei der Wahl ſelbſt den Ausſchlag geben; als⸗ 
dann les membres de ce Comité auront pour eux dans l' opinion 
tout le poids de Votre opinion, Sire, — chose, que j’ose croire 
de la plus haute importance pour le succés de leur travail. Ein 
ſolches Komitee würde auch nie die monarchiſchen Prinzipien aus dem 
Auge verlieren; es ſei alſo unter dieſen Umſtänden zu hoffen, daß es 
gelänge, die Nationalrepräſentation mit der Autorität des Souveräns 
in einer Weiſe zu kombinieren, daß letztere nichts von der Macht und 
der Einheit einbüße, die ihr im Intereſſe des Gemeinrechts zukomme. 
Mit der Bitte, ihn zum Königlichen Kommiſſar im Verfaſſungskomitee 
zu ernennen, wenn Hardenberg, wie er verſprochen, ihn Seiner Majeſtät 
vorſchlage, ſchließt Ancillon fein Schreiben !); er verſpricht, wenn er 
auf dieſem Poſten nicht alles leiſten könne, was er wohl möchte, 
wenigſtens ein treuer und unparteiiſcher () Beobachter zu ſein und ein 
wirklicher Bürger. 

Friedrich Wilhelm III. hat offenbar auch dieſen Brief ſehr gnädig 
aufgenommen; denn kaum in Paris eingetroffen, entbot er den Abſender 
aufs neue an ſeine Seite?), zur größten Freude des Kronprinzen, der 


— — 


1) Dem Staatskanzler ſollte der König aber nichts von dieſem Brief ſagen: 
je me flatte (bemerkte Ancillon) que mon Roi daignera déposer mes idées 
dans le secret et le silence de son âme royale sans les communiquer. 
Zu guterletzt gratulierte er noch einmal zu dem Ausgang des Bonapartedramas: 
je m'en réjouis comme Prussien, comme un des plus dévoués sujets de 
V. M. et comme l’ami du Prince Royal. 

2) Der König traf am 10. Juli in Paris ein; am 29. Juli teilte Ancillon 
dem Kronprinzen mit: „Soeben ſchreibt mir Schack, daß der König mich nach 
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am 17. Juli ſeinen Erzieher geradezu anflehte: „Ach beſter Ancillon, 
kommen Sie, kommen Sie; ich habe ſolch ein Verlangen nach Ihnen“, 
und ſechs Tage ſpäter ſchrieb: „Sie glaubens nicht, teuerſter, beſter 
Ancillon, welche Freude mir der König gemacht, Sie hierher zu rufen!“ 
Ob wohl den Staatskanzler, der Paris am 15. Juli erreichte, der 
Wunſch ſeines königlichen Herrn in einen ähnlichen Rauſch des Ent⸗ 
zückens verſetzte? Jedenfalls erfuhr Ancillon von ſeiner Zitierung zu— 
erſt am 29. Juli durch den Privatbrief eines Freundes, und er ſchrieb 
am 10. Auguſt etwas mißtrauiſch an den Kronprinzen: „Sonderbar 
iſt es, daß der König ſchon am 18. Juli zu Lottum geſagt hat, daß 
er mich nach Paris berufen habe, und daß ich erſt am 3. Auguſt dieſen 
Befehl erhielt durch einen Brief Albrechts vom 26. Juli — ich glaube 
wirklich, daß gewiſſe Leute zumahl in dieſem Augenblick meine Ankunft 
in Paris wo nicht verhindern, doch wenigſtens haben aufſchieben wollen. 
Das Auffallendſte war, daß Albrecht mir am 26. ſchrieb, ich ſollte 
noch einen Courier abwarten, bevor ich mich aufmachte, damit er mir 
den ſicherſten Weg angeben könne, als wenn ich nicht daſſelbe viel 
ſicherer und näher aus dem Munde der Couriere ſelbſt erfahren könnte.“ 
Seinen Gegnern in der Umgebung Friedrich Wilhelms III., zu denen 
wohl auch der Staatskanzler gehörte, kam dann ein glücklicher Zufall 
zu Hilfe: ein Wechſelfieber, an dem Ancillon im Auguſt erkrankte, hielt 
ihn noch mehrere Wochen in Berlin feſt, und als er ſich in der zweiten 
Hälfte des September allmählich erholte (die am 4. September beab- 
ſichtigte Abreiſe verhinderte ein neuer Fieberanfall), rüſtete der König 
bereits zum Abſchied von der franzöſiſchen Hauptſtadt, die er am 
8. Oktober — eine Woche ſpäter als der Zar und Kaiſer Franz — 
verließ, um zur offiziellen Verlobung ſeiner Tochter Charlotte mit dem 
ruſſiſchen Thronfolger rechtzeitig in Berlin zu fein”). Durch das ge- 
ſprochene Wort hat alſo Ancillon bis zur Mitte dieſes Monats nicht 
einwirken können?), Verzicht auf weitere Verſuche zur Verzögerung der 


Paris berufen hat. Davon weiß ich bis jetzt gar nichts und habe noch nicht 
den entfernteſten Wink bekommen“ (Ch. H. A.). Hardenberg erreichte Paris mit 
W. von Humboldt zuſammen am 15. Juli (Hardenbergs Tagebuch B. St. A.). 

1) Am 17. Oktober traf Friedrich Wilhelm III. wieder in Potsdam, am 
19. Oktober in Berlin ein, der Zar 5 Tage ſpäter (Ch. H. A. Rep. XLIX F 
König Friedrich Wilhelms III. Tagebücher 1813—1840). 

2) Aus ſeiner ſehr lehrreichen Korreſpondenz mit dem Kronprinzen möge 
nachfolgende Stelle eines Briefes Ancillons vom 15. Juli 1815 mitgeteilt werden: 
„Es werden hier [bei den Friedensverhandlungen!, wo ich nicht irre, noch ſchreck⸗ 
lichere Entzweiungen entſtehen als zu Wien, und ſollte dieſes alles auch be⸗ 
ſchwichtigt werden und Deutſchland dieje herrlichen Beſitzungen [Elſaß und Loth- 
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Verfaſſungsangelegenheit leiſtete er aber deshalb nicht; er ſcheint viel⸗ 
mehr einer der Führer in dem neuen Feldzuge geweſen zu ſein, den 
Hardenbergs Gegner nach der Publikation des königlichen Edikts vom 
22. Mai eröffneten, und der auch die im Sommer 1815 vom Staats⸗ 
kanzler geplante Aktion noch im Laufe dieſes Jahres zum Scheitern 
bringen ſollte. 

Daß die Verfaſſungskommiſſion nicht, wie es Hardenberg wünſchte, 
am 1. September in Berlin zuſammentreten konnte, hatte freilich außer 
der Oppoſition, die Ancillon ſpäteſtens ſchon im Juni zur Verhütung 
eines Bruchs mit der Vergangenheit in die Wege leitete, auch noch 
andere außerhalb ſeines Einfluſſes liegende Gründe; es war überhaupt 
wohl eine Unmöglichkeit, die Verſammlung bereits acht Wochen nach 
der Bekanntmachung des Verfaſſungsverſprechens zu eröffnen. Die 
meiſten Antworten der Oberpräſidenten auf den erſt in der zweiten 
Juliwoche in ihre Hände gelangenden Befehl, der Regierung geeignete 
Deputierte vorzuſchlagen, erfolgten zwar noch im Laufe dieſes Monats 
und trafen Ende Juli oder Anfang Auguſt in Paris beim Staats⸗ 
kanzler ein!); die Abſendung des Zerboniſchen Berichts aus Poſen 
durch den Statthalter Fürſten Radziwill verzögerte ſich jedoch bis zum 
12., ſeine Ankunft in der franzöſiſchen Hauptſtadt bis zum 25. Auguſt; 
erſt am 24. dieſes Monats ſchickte Graf Solms-Laubach ſeine Kandi⸗ 
datenliſte ein, Sack und das Königliche Generalgouvernement des 
Herzogtums Sachſen fogar erft am 16. September. Solms-Laubach 
hatte wie Sack für die ſeiner Verwaltung unterſtellten Landesteile 
6 Rittergutsbeſitzer, 6 Vertreter der Städte und 6 Bauern in Vor⸗ 
ſchlag zu bringen; er erklärte und entſchuldigte ſeine ſpäte Antwort 
damit: ſei die Vollziehung eines ſolchen Auftrags ohne genaueſte 
Sachen⸗ und Perſonenkenntnis an ſich ſchon nicht leicht, ſo ſei ſie 
doppelt ſchwer im Weſten in den neupreußiſchen Gebieten; das Groß⸗ 
herzogtum Niederrhein beſtehe nur aus ehemals mit Frankreich ver⸗ 


ringen] wieder erhalten, ſo iſt die Hauptſache doch verfehlt, indem die Verfaſſung 
verfehlt iſt. Es giebt kein Deutſchland ohne Einheit, keine Einheit ohne zwingende 
Gewalt, keine zwingende Gewalt ohne einen mächtigen Kaiſer, und nach den 
Grundlagen der Bundesacte giebt es keinſen] Kaiſer, haben die mittleren Mächte 
ſo viel zu ſagen als die beiden großen ſchützenden, und alle ſchwächeren ſind den 
Mittelmächten aufgeopfert! Welcher Unſinn, welche Ungerechtigkeit!“ Der 
geiſtigen Abhängigkeit Friedrich Wilhelms IV. von ſeinem Erzieher auf Grund 
ihres Briefwechſels nachzuforſchen, würde ſich ebenſo ſehr lohnen, wie den Einfluß 
Ancillons auf die Denkungsart Friedrich Wilhelms III. zu unterſuchen. 

1) B. St. A. Rep. 74 H 3 IX Nr. 19 Bildung einer Volks⸗Repräſentation 
1815—1822. 
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einigt geweſenen Territorien; die früher dort angeſeſſenen adligen 
Familien hätten ſich meiſtens anderwärts niedergelaſſen, und es gebe 
daher in jenen Gegenden keinen eigentlichen Rittergutsbeſitzer mehr. 
Nur mit Mühe habe er unter den auf ihrer Scholle gebliebenen 
Familien dieſer Kategorie die verlangte Anzahl gefunden; ſie ſollten 
doch auch alle das Vertrauen der Einwohner genießen oder ſich durch 
genaue Kenntnis des Landes auszeichnen; 14 Tage ſei er deshalb 
überall am rechten und linken Rheinufer perſönlich herumgereiſt; natür⸗ 
lich habe hier, „wo alle Leidenſchaften in Bewegung ſind und die ver⸗ 
ſchiedenen politiſchen Meinungen ſich auf das Lebhafteſte bekämpfen“, 
die Einziehung ſicherer Nachrichten die größten Schwierigkeiten gemacht. 
Dem Geh. Staatsrat Sack in Aachen und dem Generalgouvernement 
in Merſeburg ſchrieb Hardenberg am 9. September einen ſcharfen 
Mahnbrief, weil ſie auf die Verfügung vom 3. Juli bisher noch nicht 
reagiert hätten und die Ernennung der Kommiſſion dadurch verzögert 
werde — Sack gab darauf am 16. September zur Antwort: „Die 
Wichtigkeit der Auswahl von qualificierten Männern zu Commiſſarien 
bey der NationalRepräſentation und die Schwierigkeit ſie aufzufinden, 
hatten mich veranlaßt, vielfältige Erkundigungen einzuziehen, um dem 
Auftrage Eurer Durchlaucht vom 3. July zu genügen, indem ich nur 
in dem Herzogthum Cleve ſelbſt ſie aus eigener Bekanntſchaft anzugeben 
wußte, da das Bergiſche nicht zu meiner Verwaltung gehört und ich 
bisher mich nicht darin habe aufhalten können; beſonders trat der Um⸗ 
ſtand ein, daß nach erhaltenem Auftrage die von Naſſau acquirirten 
Diſtrikte in Beſitz genommen und meinem Oberpräſidialdepartement 
beigelegt worden, weshalb ich mich über die Auswahl mit dem 
Herrn Miniſter vom Stein als des Landes vollkommen kundig be⸗ 
nehmen wollte, ſo wie ich in gleicher Abſicht wegen des bergiſchen 
Landes den Herrn Staats Rath Sethe zu Rath gezogen habe. Dies 
ſind die Urſachen, warum ich die Candidatenliſte nicht eher einreichen 
fonnte... In Hinſicht auf die verſchiedenen Cathegorieen muß ich 
E. D. gehorſamſt bemerken, daß es in dieſen Provinzen weder Ritter- 
gutsbeſitzer noch Bauern in dem Sinne giebt wie in den andern Pro- 
vinzen des Reichs. Der Rittergutsbeſitzer iſt nemlich nichts mehr als 
der Bauer und ſteht mit ihm in keinem oberherrlichen nexu. Der 
Bauer aber bildet keinen beſondern Stand; er iſt ein freier Guts⸗ 
beſitzer, Pächter oder Tagelöhner, und kann ſich täglich in der Stadt 
(wie das auch häufig geſchieht) etabliren, um ein Handwerk, Brannt⸗ 
weinbrennerei ꝛc. zu treiben, ſo wie auf der anderen Seite der Städter 
ſich häufig auf dem Lande etablirt und Bauer wird. Wenn demnach 
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der Grundbeſitzer dieſer Provinzen repräſentiert wird, ſo iſt es der 
Ritter wie der Bauer, weil beide keinen beſondern Stand bilden, und 
es entſteht nicht der Fall, daß der Repräſentant des einen ſeine Ge⸗ 
rechtſame oder ein verſchiedenartiges Intereſſe gegen den andern wahr⸗ 
zunehmen habe.“ Vom ſelben Tage war folgender vom Staatsminiſter 
Freiherrn von der Recke unterzeichneter Beſcheid des Kgl. preußiſchen 
Generalgouvernements des Herzogtums Sachſen datiert, das je 3 in 
der Dberlaufit, je 3 in der Niederlauſitz und je 3 in den übrigen vom 
Wettiner an Preußen abgetretenen Landesteilen angeſeſſene Edelleute, 
Bürger und Bauern und zwar möglichſt in allen, mindeſtens aber in 
zwei von dieſen drei Komplexen Anſäſſige vorſchlagen ſollte; der Be⸗ 
ſcheid v. d. Reckes lautete: „Die in den verſchiedenen Provinzen und 
Gebietstheilen, aus denen das Herzogthum Sachſen zuſammengeſetzt 
worden, zeither beſtandenen ſtändiſchen und andern auf den öffentlichen 
Zuſtand Bezug habenden Verfaſſungen beruheten mehr in einem ſich 
nach und nach gebildeten Herkommen als auf geſchriebenen Verord⸗ 
nungen. Ihre Kenntniß konnte fait einzig und allein durch eine mehr- 
jähr ige Erfahrung und eigenes Mithandeln erworben werden. Es ge⸗ 
ſchah aber faſt gar nicht, daß Einzelne an den Verſammlungen der 
Stände in mehreren Provinzen thätigen Antheil nahmen, weil theils 
die Geſchiedenheit der. Landestheile, anderntheils auch wohl eine Art 
gegenſeitiger Eiferſucht auf wahre oder eingebildete Privilegien zu groß 
war, um eine vielſeitige Theilnahme zu geſtatten. Bei dieſen Ver⸗ 
hältniſſen bildeten ſich die Geſchäftsmänner auch immer nur für einen 
Landestheil aus und ſind nur wenige, die in den höheren Landes⸗ 
ſtellen gearbeitet haben, mit einer ausgebreiteteren Kenntniß verſehen, 
auf welche aber, da fie niht zugleich Rittergutsbeſitzer find, keine Rück⸗ 
ſicht genommen werden kann. Es iſt daher dem Generalgouvernement 
auch nicht möglich geweſen, brauchbare Subjecte, welche dieſe Eigen⸗ 
ſchaften zugleich in ſich vereinigt hätten, ausfindig zu machen, und es 
hat ſolches ſich darauf beſchränken müſſen, für jeden der bemerkten 
Gebietstheile diejenigen kennen zu lernen, welche der unterliegenden 
wichtigen Abſicht am beſten zu entſprechen ſcheinen.“ Nachdem die ver⸗ 
langten Nachrichten eingetroffen ſeien, könne das Generalgouvernement 
27 Perſonen unmaßgeblich als Mitglieder für die Verfaſſungskommiſſion 
proponieren; auf neun davon, die ihm vorzüglich geeignet erſchienen, | 
lenkte es die beſondere Aufmerkſamkeit der Regierung. Daß v. d. Rede, 
Sack und Solms⸗Laubach ihre Antworten abſichtlich verzögerten, dafür 
habe ich in den Akten kein ſicheres Anzeichen gefunden und halte es 
auch für wenig wahrſcheinlich; die ſachlichen Schwierigkeiten, von denen 
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fie ſprachen, beſtanden ja wirklich und waren dod wohl erheblich genug, 
um das langſame Tempo, in dem Hardenbergs Wünſchen entſprochen 
wurde, zu erklären — einige von ihnen hätten ſich aber wohl von 
vornherein umgehen laſſen, wenn der Staatskanzler und Stägemann, 
der die Order vom 3. Juli an die Oberpräſidenten entwarf, mit den 
Verhältniſſen im Weſten und in den ehemals ſächſiſchen Landesteilen ge⸗ 
nauer vertraut geweſen und die nach dem Rhein und Merſeburg er⸗ 
gehenden Befehle den beſonderen Umſtänden beſſer angepaßt worden 
wären. Eine recht bedeutſame Rolle ſcheinen mir allerdings auch jetzt 
wieder die von Ancillon geltend gemachten Argumente geſpielt und 
eine ſtarke Wirkung auf den König ausgeübt zu haben; wären die 
Vorſchläge des Oberpräſidenten und des Generalgouvernements ſamt 
und ſonders bis Anfang Auguſt in Paris eingetroffen und hätte der 
Staatskanzler dann die Ernennung der Mitglieder der Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion ohne Zeitverluſt durchzuſetzen verſucht, ſo wären ſeine Be⸗ 
mühungen vielleicht damals ſchon an den Bedenken geſcheitert, die 
Kneſebeck, Wittgenſtein, der von ſeinem Erzieher aufgepeitſchte Kron⸗ 
prinz und andere, vermutlich auch Zar Alexander, in der ängſtlichen 
Seele Friedrich Wilhelms III. zu wecken verſtanden. 

Ancillon hatte zwar nach dem Eintreffen der Siegesnachricht von 
Belle⸗Alliance ſeinen Widerſtand gegen die Einführung einer Konſtitu⸗ 
tion in Preußen aufgegeben, aber bald genug machte ihn die in allen 
Teilen des Hohenzollern ſtaates, ja in ganz Deutſchland aufflammende 
nationale und freiheitliche Erregung von neuem beſorgt; Heer und 
Preſſe erſchienen ihm von einem gefährlichen Selbſtbewußtſein ergriffen, 
das Subordinationsgefühl in weiten Kreiſen arg geſchwächt, die Muto- 
rität des Monarchen ernſtlich bedroht und ähnliche Wirren in Preußen 
im Anzuge, wie ſie Frankreich ein Vierteljahrhundert hindurch über 
ſich hatte ergehen laſſen müſſen. „Wenn ich den kriegeriſchen Geiſt 
ſehe,“ ſchrieb Ancillon am 29. Juli 1815 an den Kronprinzen, „der 
ſich der Deutſchen bemächtigt hat, daß ſie ihrem Muthe und ihrer 
Kraft alles möglich glauben, und daß ſie ſtolz an das Schwerdt und 
an den Sieg appellierend wähnen, daß man alles darf, was man 
kann; wenn ich bedencke, daß ſie, die früher nur die Unabhängigkeit 
‚und die heilige Ehre des Vaterlandes wünſchten und wollten, dann 
die Macht als Bedingung der Unabhängigkeit, nun ſchon eine vor- 
herrſchende Macht und ein entſchiedenes Übergewicht träumen; wenn 
ich ihren Stolz, ihre immer lauter werdende Verachtung der anderen 
Völcker, ihre Anmaaßungen, ihre weitausſehende Pläne betrachte, ſo 
ergreift mir manchmal die bange Ahndung, daß. wenn dieſes Wogen 
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der Leidenſchaften nicht bald in das gehörige Bett eingedämmt wird, 
wir in wenigen Jahren vielleicht das werden könnten, was die Fran⸗ 
zoſen geweſen ſind, erſt der Gegenſtand der Bewunderung, dann des 
Schreckens, ſpäter des Haſſes und endlich der Rade... Es mögen 
die Nationen an dieſer Nation abſehen, was aus einem Volcke wird, 
wenn nach dem Umſturz der rechtmäßigen Souverainetät man es 
25 Jahre lang durch die entſetzlichſten Umwälzungen mit ſich fort⸗ 
ſchleppt — es mögen lernen die Revolutions Männer, die bei uns ein 
gleiches abzwecken oder dahin gehen, ohne es zu wiſſen noch zu wollen, 
wie alle Grundſätze, alle Gefühle, alle Wörter der Sprache ihren Sinn, 
ihre Stelle, ihre Natur verändern und verliehren, wie die Tugend zum 
Laſter, wie das Laſter zur Tugend wird, wie die Menſchen einen jeden 
Halt verliehren, wenn einmahl die rechtmäßige Souveränetät aufgehört 
hat und man gar nicht mehr weiß, wer das Recht hat zu befehlen, wer 
verpflichtet iſt zu gehorchen, wer den Hebel in Händen haben ſoll, wer 
den Stützpunkt abgeben, wer die zu bewegende Maſſe ſeyn muß.“ Zwei 
bis drei Wochen ſpäter erſchien dann die Broſchüre des Geheimrats Schmalz, 
an der Ancillon wohl nicht ganz unbeteiligt geweſen ſein wird, da er in 
dem ſoeben zitierten Brief an den Kronprinzen bemerkte, er kämpfe täg⸗ 
lich „gegen die Schriftſteller und Zeitungsſchreiber, die unedel genug ſind, 
um den Feind, auf deſſen Nacken wir glücklicher Weiſe ſtehen, noch 
auszuſchimpfen und zu beſpötteln“ ), und vom 19. Auguſt iſt die in 
Kneſebecks Nachlaß ſich vorfindende Anklageſchrift des Hofrats Janke 
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1) Ahnlich ſchrieb Ancillon am 24. Auguſt an den Kronprinzen: „Wir 
ſind nicht am Ende, ſondern am Anfang eines Zeitraums, wo nüchterner, be⸗ 
ſonnener Verſtand und die ſchöne Wärme eines unverdorbenen Herzens den 
Fürſten und ihren treuen Anhängern allein Kraft und Schutz gewähren werden. 
Glauben Sie es mir, mein innigſt Geliebter, wir gehen ſchweren Zeiten ent⸗ 
gegen und werden ihnen ſchwerlich entgehen, wenn nicht die Höchſte Hand den 
Höheren Stärke und genug Energie giebt, um die bürgerliche Ordnung ver⸗ 
mittelſt durchgreifender Maßregeln vor dem Wahnſinn der ſtolzen und luftigen 
Theorie und den Leidenſchaften der Mehrzahl zu bewahren. Ach wäre ich doch 
bei Ihnen, oder kämen Sie doch bald, ſehr bald zu mir, damit ich Ihnen alles, 
was ich erfahre, ahnde, fürchte und mit Gott, ſoviel in mir iſt, bekämpfe und 
immer bekämpfen werde, ſollte ich auch in dieſem Kampfe untergehen; zu edel 
und zu gut, um mich je als Werkzeug der Revolution brauchen zu laſſen, zu 
frei und zu ſtolz, um als ihr Opfer mich ihnen hinzugeben, will ich lieber mit 
den Waffen in der Hand ſterben“ (Ch. H. A.). Am 9. Auguſt erſchien in Berlin 
die erſte der drei Broſchüren des Geheimrats Schmalz. Niebuhr ſchrieb am 
18. Dezember an Gneiſenau: „Ancillon gehört von Anfang her zu den ärgſten 
Anbläſern des Gerüchts“ (Hans Delbrück, Das Leben des ... Gneiſenau, 
5. Bd., S. 63). 
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gegen die geheimen Verbindungen datiert, deren Verſchlagung auf ben 
Schreibtiſch des Königs Ancillon auch nicht gerade vereitelt haben 
dürfte !); den Anlaß hatten Janke einige temperamentvolle Stellen der 
Arndtſchen Flugſchrift „Preußens Rheiniſche Mark“ und ein Artikel 
von Joſef Görres' „Rheiniſchem Merkur“ gegeben, in dem es hieß, 
der kraftvoll geweckte, unvertilgbare Geiſt der Freiheit, der bereits 
Wunder getan habe, werde früher oder ſpäter die Bande, die ihm an⸗ 
gelegt werden könnten, brechen; die Völker würden in Frankreichs 
Schickſal die ihnen bereitete Zukunft erblicken, und der Ausbruch eines 
Volkes könnte das Zeichen einer allgemeinen Umwälzung, des Um⸗ 
ſturzes aller auf ſolchen Grundlagen ruhenden Verfaſſungen ſeyn, weil 
alle Bande des Vertrauens gelöſt ſeyn würden und der große Bund 
nur als ein Bund der Macht gegen die unterdrückten Beherrſchten er⸗ 
ſcheinen würde.“ Endlich aber griff nun Ancillon, als er die Reiſe 
nach Paris aufgeben mußte, ſelbſt von neuem zur Feder, um mit 
Schmalz und Janke zuſammen das Vertrauen des Monarchen zu 
ſeinem Volke zu untergraben; er brachte die 102 Seiten füllende Ab⸗ 
handlung „Über Souveränität und Staats⸗Verfaſſungen. Ein Verſuch 
zur Berichtigung einiger politiſchen Grundbegriffe“ zu Papier, ließ ſie 
im September 1815 bei Duncker & Humblot in Berlin drucken und 
ſchickte dem Könige am 6. Oktober ein Exemplar zu, wofür ihm 
Friedrich Wilhelm III. am 8. November durch eine Geh. Kabinetts⸗ 
order dankte ). 

Es war im weſentlichen eine Um- und Ausarbeitung der Juni- 
denkſchrift, die hier an die Offentlichkeit trat; einige Stellen aus dem 
älteren Opus wurden ſogar wörtlich in die erweiterte Publikation mit 
übernommen. Im Vorwort erklärte Ancillon, daß mehrere von den 
Philoſophen des 18. Jahrhunderts aufgeſtellte politiſche Grundſätze 
und Begriffe, die ſchon der verdienten Vergeſſenheit anheim gefallen 
zu fein ſchienen, jetzt wieder hervorträten und anfingen, mit den Un- 
mündigen ihr arges Spiel zu treiben; damit ſie die Welt nicht noch 
einmal um ihr Heil brächten, ſei es Pflicht, ſie von neuem vor Ge⸗ 
richt zu ziehen, zu unterſuchen, zu verurteilen und wo möglich auf 
immer zu ächten. Der Verfaſſer wandte ſich zunächſt gegen die An⸗ 
nahme eines an den Beginn der Menſchheitsentwicklung zu ſetzenden 
Naturzuſtandes und eines ſogenannten Naturrechts; im Menſchen hebe 
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1) B. St. A. Rep. 92, Kneſebecks Nachlaß Nr. 25, Denkſchrift von Janke. 

2) B. St. A., Geh. Kabinetsjournale. Am 15. Oktober ſchrieb Ancillon an 
den Kronprinzen: „Nur Kraft und Energie, mit Einſicht und Gerechtigkeit ver⸗ 
bunden, retten die Fürſten und befeſtigen die Throne“ (Ch. H. A.). 
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alles mit der Geſellſchaft an; aus der Familie entwickle fih der 
Stamm, aus dem Stamm die Stammesverfaſſung, aus der Stammes- 
verfaſſung der Staat; man brauche keinen urgeſellſchaftlichen Vertrag 
zu erdichten, um die Rechtmäßigkeit des Staates zu beweiſen und um 
ihn auf eine feſte Grundlage zurückzuführen; es ſei unmöglich, aus 
der Wirklichkeit Spuren von einem ſolchen aufzutreiben, und er wider⸗ 
ſpreche auch der menſchlichen Natur. Ancillon verwarf dann die Be⸗ 
hauptung, daß die Souveränität dem Volke innewohne und es ſie gar 
nicht veräußern könne, denn das Daſein des Volkes hebe erſt an, 
wenn die Souveränität in dieſer oder jener Form in die Erſcheinung 
getreten ſei; vorher gebe es nur Völkerſchaften, die durch Urſprung 
und Sprache zuſammengehalten würden, aber kein Volk. In dem Ab- 
ſchnitt über die Verfaſſungen ſtoßen wir auf die uns ſchon bekannte 
Unterſcheidung der zuſammengeſetzten von denjenigen, in denen die 
Souveränität ungeteilt blieb; hier vor allem findet der Leſer manche 
Ausführungen der Junidenkſchrift im Wortlaut wieder, z. B. den 
Satz: die beſte Verfaſſung iſt immer die, welche aus der Individualität 
und der ganzen Geſchichte eines Volkes hervorgeht und fo für das⸗ 
ſelbe paßt, daß ſie auf kein anderes mit Erfolg angewendet werden 
könnte, das Lob der zuſammengeſetzten Verfaſſungen, die den Gemein⸗ 
geiſt erzeugen und beleben, indem ſie eine größere Anzahl Individuen 
an dem Gemeinweſen teilnehmen laſſen, die ferner, indem in ihnen 
die geſetzgebende Gewalt in mehrere Elemente geteilt wird, vielen Irr⸗ 
tümern vorbeugen, dem Eigennutz entgegenarbeiten und einen gewiſſen 
Deſpotismus verhindern, die endlich den politiſchen Tugenden und 
Talenten eine ehrenvolle Laufbahn eröffnen, die Hochſchätzung der 
Eigentümer, die ſich deshalb am beſten zu Volksvertretern eignen, weil 
ſie für die Sicherheit und Feſtigkeit der bürgerlichen Ordnung das 
meiſte Intereſſe haben, die Forderung gleicher Rückſichtnahme auf die 
beharrlichen und die veränderlichen Beſtandteile der Bevölkerung und 
ihrer Vertretung durch Erb- und durch Wahlrepräſentanten, den Ber- 
gleich des Adels mit der Zunge einer Wage, deren Schalen Königtum 
und Volk bilden, die Preiſung Englands, deſſen Verfaſſung 20 Seiten 
ſpäter faſt noch lauter gerühmt wird als in dem ein Vierteljahr 
älteren Manuſkript. Am meiſten Gewicht aber legte Ancillon jetzt 
wohl auf die drei letzten, eine volle Hälfte ſeines Büchleins bildenden 
Kapitel: Einführung von Verfaſſungen, der Zeitgeiſt, Anſicht der 
franzöſiſchen Revolution; hierdurch vor allem hoffte er offenbar einen 
entſcheidenden Einfluß auszuüben auf die konſtitutionelle Fortentwid- 
lung des preußiſchen Staates. 
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Wie wir fdon ſahen, ſchwärmte Ancillon keineswegs prinzipiell 
für abſolute Reaktion; eine gewiſſe Beweglichkeit, erklärte er, brauche 
jeder Staat ebenſo ſehr wie ein gewiſſes Beharren: „Ohne Beharrlich⸗ 
keit würde ein Staat nicht mehr mit der Vergangenheit in Verbindung 
ſtehen, er würde mit jedem Augenblick anfangen und aufhören zu ſeyn; 
ohne Beweglichkeit würde er nichts hervorbringen, viel weniger noch 
für die Zukunft arbeiten. Ohne Bewegung würde der politiſche Körper 
in Fäulniß gerathen; ohne Beharrlichkeit würde er ſich durch wilde 
Bewegungen aufreiben.“ Das Geſetz der Stetigkeit beherrſche die 
moraliſche und die politiſche Welt ſo wie die phyſiſche. Es ſei ein 
verderblicher Wahn zu glauben, daß ſich eine Verfaſſung machen laſſe, 
wie man ein jedes anderes Kunſtwerk verfertigt, daß man in einer 
beſtimmten Zeit, zu einer gewiſſen Stunde, mit einer neuen Verfaſſung 
auftreten und ſie einem Volke anpaſſen oder aufzwingen könne; das 
würde nicht einmal mit einer Nationaltracht gelingen. Es ſei die 
Krankheit des Zeitalters, die von den Vätern ererbten altertümlichen 
Formen zu verachten; dieſe epidemiſche Krankheit ſei zwar erſt vor 
kurzem entſtanden, ſie habe aber ſo um ſich gegriffen, daß es ſchwer 
ſein werde, ihr Einhalt zu tun. Die Verfaſſungen der alten und 
neuen Welt, die lebten und heilſam wirkten, ſeien alle von der Natur, 
den Umſtänden, den Begebenheiten, den Verhältniſſen ausgegangen; 
niemand könne angeben, wann ſie entſtanden, weil ſie ſich langſam 
aus dem Drange und den Bedürfniſſen der Zeiten emporarbeiteten; 
niemand könne ihren Verfaſſer nennen, weil ſie ſich gewiſſermaßen 
ſelbſt machten und nur teilweiſe in gegebenen Perioden verbeſſert oder 
vielmehr ausgeſprochen wurden. Sei es alſo unmöglich, einem Staate 
mit einem Male eine neue Verfaſſung zu geben oder gar eine Ver⸗ 
faſſung zu verpflanzen, ſo könne man glücklicherweiſe eine jede, ohne 
ihr Grundgewebe zu zerſtören, nach den veränderten Verhältniſſen all⸗ 
mählich abändern und relativ vervollkommnen. Früher ſei in allen 
Landen deutſcher Zunge die ſtändiſche Verfaſſung ein herrliches Prinzip 
des Lebens geweſen, das noch jetzt den Keim eines neuen Lebens ent⸗ 
halte; beruhend auf der Vertretung des Eigentums als der einzigen 
feſten Grundlage des Staates, fet dieſes Repräſentativſyſtem einer 
mannigfaltigen Entwicklung fähig und könne ſehr leicht das Mittel zu 
einer höheren Vervollkommnung der Staatsmaſchine abgeben. Es be⸗ 
dürfe weſentlicher Abänderungen, da das Eigentum in Preußen wie 
in den andern deutſchen Staaten auch große Veränderungen erfahren 
habe; jetzt werde das bewegliche und das unbewegliche Eigentum eine 
ſehr natürliche Einteilung der Nationalrepräſentation in zwei Stände 
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abgeben. Viel, ſehr viel Gutes laſſe ſich auf dem Wege, den bei uns 
die Weisheit des Königs vorgezeichnet und eingeſchlagen habe, hoffen 
und erwarten. Bleibe die Regierung dieſem Sinne und dieſem Geiſte 
treu, fange man damit an, die Provinzialſtände zu organiſieren und 
ſehe man dieſe Verſammlungen als eine notwendige Vorbereitung zu 
einer zweckmäßigen Ausbildung der Nationakſtände an, jo würden wir 
unſere Eigentümlichkeit behaupten, ſo werde das neue aus dem alten 
hervorgehen; das neue werde Wurzel ſchlagen, das alte geläutert und 
verſchönert hervortreten, die Einheit der Souveränität mit der Viel⸗ 
ſeitigkeit der Beratung, mit den Gemeingeiſt befördernden Formen ver⸗ 
bunden und Fürſt und Volk, wie es immer in Preußen war, in dem 
vollkommenſten Einklang erhalten werden. Eine jede Regierung müſſe 
den Geiſt der Zeiten kennen, um den Geiſt der Zeit zu beurteilen, 
ihm weder zu viel noch zu wenig nachzugeben; ſie müſſe in ihrer 
eigenen Vernunft die Ideen auffinden, welche der ſteten Vervollkomm⸗ 
nung des Staats zum Grunde liegen; von dieſer Höhe aus könne ſie 
den Zeitgeiſt prüfen und entſcheiden, weſſen Geiſtes Kind er ſei, ihn 
billigen oder verwerfen, benutzen oder bekämpfen, jedenfalls immer 
leiten. Die franzöſiſche Regierung begab ſich vor 30 Jahren zu ihrem 
Schaden in die Knechtſchaft des Zeitgeiſtes; anſtatt ihn zu beherrſchen, 
ließ ſie ſich von ihm führen und verführen; unvermeidlich war die 
Revolution, obgleich von allgemeinen Urſachen vorbereitet, ja keines⸗ 
wegs. Hätte Ludwig XVI. die von ihm genehmigten Pläne Calonnes 
durchgeſetzt, anſtatt den Miniſter durchfallen zu laſſen und ihn den 
Hofleuten aufzuopfern; wären die Immunitäten der Geiſtlichkeit und 
des Adels aufgehoben, die Laſten des Staates gleichmäßig verteilt und 
die Provinzialſtände eingeführt worden, ſo würde der König die un⸗ 
geteilte Ehre der Herſtellung der Finanzen eingeerntet haben. Allein 
von dem Augenblick an, wo Ludwig XVI., indem er die Stände ver⸗ 
ſammelte, den Gärungsſtoffen, die im politiſchen Körper ſchlummerten 
oder umherirrten, einen geſetzmäßigen Mittelpunkt zur Vereinigung 
gab; wo er durch die Formen, die Zeit, den Ort der Zuſammen⸗ 
berufung der Stände die Auflöſung der alten Verfaſſung ſelbſt herbei⸗ 
führte und der Nationalverſammlung das Daſein gab, ereignete ſich 
alles Folgende von ſelbſt und mußte ſich gerade ſo ergeben. Die Re⸗ 
volution artete nicht durch Zufälligkeiten aus, ſondern ſie war, von 
ihrem Beginn an, eine ſchreckliche Ausartung des dem Menſchen inne⸗ 
wohnenden Vervollkommnungstriebes, eine raſende Übertreibung aller 
Gefühle und aller Begriffe und beſonders das Reſultat eines gewal⸗ 
tigen Mißgriffes, eines großen immer wiederkehrenden Grundirrtums, 
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des Mythus von der Volksſouveränität, dem alle andern fdon be- 
ſprochenen falſchen Lehrſätze ihren Urſprung verdankten. Die National- 
verſammlung verfuhr, als wäre noch gar kein Staat vorhanden ge- 
weſen und als müßte zur Erſchaffung desſelben erſt geſchritten werden. 
Alles, was bis zu dieſer Epoche ſtattgefunden hatte, wurde als un- 
rechtmäßig, höchſtens als proviſoriſch betrachtet, behandelt und auf— 
gehoben. Die Monarchie wurde zertrümmert, und ihre Trümmer 
ſollten das Fußgeſtell der Größe der neuen Geſetzgeber abgeben. Wie 
Luftgeſtalten erſchienen und verſchwanden nun in ihrem ephemeren 
Daſein die Verfaſſungen; im Namen des ſouveränen Volks wurde das 
Volk bedrückt, beraubt, in großen Maſſen ermordet, zuſammengeſchoſſen, 
erſäuft, und wie die Bäume in einem umzuhauenden Walde wurden 
die Menſchen planmäßig gefällt. Während dieſer Schreckensſzenen im 
Innern führte außerhalb Frankreich die Uneinigkeit ihrer Feinde und 
ihre eigene Schnellkraft die Franzoſen zu unglaublichen Siegen. Je 
länger der Krieg dauerte, deſto mächtiger wurde das Heer. Die 
Krieger entwöhnten ſich der geſellſchaftlichen Verhältniſſe und entfeſſelten 
ſich immer mehr aller bürgerlichen Bande; ſie ſetzten die Gewalt der 
Waffen über die Macht der Geſetze; die Heerführer erhielten bald mehr 
Anſehen als die Regierung, und da der Staat ſich in eine große 
Kriegsanſtalt verwandelt hatte, ſo folgte ganz natürlich, daß in den 
Augen der bewaffneten Menge das Heer die Nation und das Lager 
der Staat wurde. Es war leicht vorauszuſehen, daß, während der 
Deſpotismus und die Anarchie das innere Frankreich zu zerfleiſchen 
fortfuhren, das Heer früh oder ſpät den Ausſchlag geben würde, und 
daß allein ein kühner, glücklicher Feldherr dieſen Greueln ein Ende 
machen konnte und mußte. Keiner galt mehr in der öffentlichen 
Meinung als der tätige, verwegene, nie überwundene Bonaparte. Er 
kam und bemächtigte ſich gewaltſam der Gewalt. Im Namen des 
ſouveränen Volks zerſtäubte er wie Spreu die Nationalrepräſentation; 
im Namen des ſouveränen Volks erhob er fih zum 10jährigen, von 
dieſem zum lebenslänglichen Konſulat, und mit einem Male ſchwang 
er ſich im blutgefärbten Purpurmantel auf den im ſtillen vorbereiteten 
Thron. Dies alles war nicht die Folge von Zufälligkeiten, ſondern 
das natürliche und notwendige Reſultat der Grundlehren, von denen 
in Frankreich alles ausging. Dasſelbe mit einigen unweſentlichen Ab- 
änderungen wird einem jeden Volke und zu einer jeden Zeit ergehen, 
wo dieſe Grundſätze aufkommen und in die Wirklichkeit treten werden. 
Überall, wo die Lehre der Volksſouveränität mit allen ihren Korollarien 
die herrſchende wird, wirkt ſie wie Scheidewaſſer auf die geſellſchaft⸗ 
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lichen Verhältniſſe; ſie iſt im ſtrengen Sinne des Wortes das politiſche 
Auflöſungsprinzip, die Verneinung aller Einheit, die Abweſenheit aller 
Souveränität. Wenn dagegen die Regierungen, ihrer hohen Pflichten 
ſtets eingedenk, mit ruhiger Beſonnenheit, kraftvoller Selbſtändigkeit, 
gerechter Strenge einen feſten Gang verfolgen; wenn ſie das Gute er: 
halten und nach dem Beſſeren ſtreben, nie den Hebel aus den Händen 
geben!) und nie anderen überlaſſen, was ſie ſelbſt tun können und 
ſollen; wenn alle Zweige des geſellſchaftlichen Lebens ſich einer immer 
wachſenden Vervollkommnung erfreuen, dann werden die Staaten für 
die Zeit und für die Ewigkeit arbeiten, die Menſchheit ſich in den- 
ſelben entwickeln, das Reich der Freiheit und der Vernunft ſich im 
Innern immer mehr ausbilden und in der äußeren Welt ſich immer 
heller und herrlicher offenbaren. 

Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß die politiſche Er⸗ 
regung in Preußen wie in ganz Deutſchland zur Zeit des Wiener 
Kongreſſes und im Sommer 1815 noch ſtärkere Wellen ſchlug als in 
den vorangegangenen Jahren; das Problem der Neuorganiſierung 
Deutſchlands und ſeiner Einzelſtaaten rief mindeſtens ebenſo viele 
Schriftſteller auf den Plan wie das Verlangen nach Abſchüttelung der 
Fremdherrſchaft, und das kümmerliche Ergebnis der deutſchen Bundes⸗ 
akte brachte das allgemeine Vertrauen zu der Weisheit der Regierungen 
gewiß etwas ins Wanken; als dann nach den großen militäriſchen Er⸗ 
folgen des Juni bei den Pariſer Friedensverhandlungen der erhoffte 
Lohn gleichfalls auszubleiben ſchien, geſellten ſich zu den enttäuſchten 
Patrioten daheim die mit der ſchonenden Behandlung der Franzoſen 
unzufriedenen Krieger, und beſonders unter den preußiſchen Offizieren 


1) Dieſes Bild brauchte Ancillon auch in dem oben (S. 203) zitierten 
Briefe an den Kronprinzen vom 29. Juli. Auch warf er dort bereits die Frage 
auf: „Muß man nicht die [franzöſiſche! Nation von dem [franzöfifchen] Heere 
unterſcheiden? Die erſtere hat alles mögliche ertragen und leidend ſich verhalten 
da wo ſie hätte handeln ſollen; dieſes kann nicht verziehen werden und un⸗ 
geſtraft durchgehen, aber ſie hat auch ſchrecklich dafür ſeit 25 Jahren gebüßt. 
Das zweite, das Heer, hat alles mögliche begangen und verübt; die Soldaten 
haben mit ihren Sklavenketten um ſich wie Wüthende geſchlagen und ſind in den 
Händen des großen Würgers gehorſame, willige, ja freudige Waffen geweſen — 
daher treffe ſie der Fluch und die Rache der Menſchheit! Vernichtet müßte das 
Heer werden, welches allein die letzte Revolution herbeigeführt! Nie werde mit 
ihnen unterhandelt, nie nehme man es wieder in Gnaden auf, nie ruhe die 
Nemeſis, bis es vertilgt iſt! Aber die Nation — muß ſie mit Füßen getreten 
werden? Verdient denn das ganze Volk die Verachtung und den Abſcheu aller 
anderen Völcker?“ 

Forſchungen z. brand. u preuß Geſch. XXVIII. 1. 14 
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griff der Ärger über die Diplomaten, die vorausſichtlich wieder ver- 
derben würden, was die Truppen mit ihrem Blut ſiegreich erkämpften, 
erheblich um ſich. Schon am 1. Juni ſchrieb der Großkanzler Beyme 
aus Steglitz an ſeine Tochter, er fürchte, daß die Entwicklung des 
militäriſchen Geiſtes, der ſich jetzt aller Klaſſen bemächtige, wenn ſie 
nicht von obenher kräftig und verſtändig geleitet werde, den Untergang 
der augenblicklichen Staatsverhältniſſe und ihre Auflöſung in Anarchie 
beſchleunige!); Ende Juli wurde, wie General von Müffling Gneiſenau 
mitteilte, in Berlin ganz ernſtlich verſichert, in der Armee ſeien alle 
Bande des Gehorſams aufgelöſt, der König dürfe gar nicht mehr wagen, 
etwas zu befehlen ?), und wenige Wochen ſpäter äußerte der Zar feinen 
Generalen gegenüber, es ſei ſehr wohl möglich, daß ſie dereinſt dem 
Hohenzollernkönige gegen fein eigenes Heer zu Hilfe kommen müßten ?); 
auch die Unzufriedenheit der Berliner mit Hardenberg und ihre Be⸗ 
geiſterung für den die nationalen und liberalen Wünſche kraftvoller 
vertretenden Gneiſenau war, wie wir aus einem Briefe der Frau 
von Humboldt an ihren Gatten vom 4. September erſehen“), damals 
eine faſt allgemeine und vor allem die Sehnſucht nach einer kräftigeren 
Ausgeſtaltung der deutſchen Einheit und nach ſtärkerer Heranziehung 
von Volksvertretern zu den Staatsgeſchäften in jenen Monaten außer⸗ 
ordentlich reges). Mag aber auch das Selbſtgefühl der geiſtig führen⸗ 
den Schichten wie anderwärts nach dem Siege von Belle-Alliance und 
nach der Publikation des Verfaſſungsverſprechens noch bedeutend ge⸗ 
wachſen ſein, mögen die Führer des preußiſchen Heeres ihrem Unwillen 
über das allzu rückſichtsvolle Auftreten der Sieger in Feindesland bis⸗ 
weilen gar zu freimütig Ausdruck gegeben haben — die Gefahr einer 
Revolution beſtand 1815 im Hohenzollernſtaat meines Erachtens nicht — 
niemals, erklärte Blücher, werde er und die preußiſche Armee ihrem 
oberſten Kriegsherrn den Gehorſam verweigern“), und wenn auch der 


1) Beymes Nachlaß in Parſow. 

2) Hans Delbrück, Leben Gneiſenaus V, S. 85. Siehe auch Gneiſenaus 
Brief an Blücher vom 25. Auguſt IV, S. 612. 

3) Ebenda IV, S. 631. 

4) Wilhelm und Caroline von Humboldt in ihren Briefen V, S. 52/58. 

5) Vgl. die Bemerkung Friedrich Wilhelms III. zu Alexander von Hume 
boldt, die Wilhelm ſeiner Gattin am 7. Oktober 1815 (V, S. 96) mitteilte: 
„Wenn ich Hedemann einen deutſchen Mann nenne, ſo meine ich das im recht 
guten Sinn und nicht, wie es jetzt ſo viele gibt.“ Erbprinz Georg von Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz bemerkte dazu: „Ach wenn es nur recht viele gäbe.“ 

6) Blücher an Hardenberg 27. Auguſt 1815, Hiſtoriſche Zeitſchrift 95. Bd., 
S. 440. 
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eine oder andere von Friedrich Wilhelms Untertanen mit Ernſt Moritz 
Arndt zum Zwecke der Erzielung einer feſteren Einigung der Nation 
die Entthronung noch einiger deutſcher Dynaſten für möglich und 
wünſchenswert gehalten hat!), an eine gewaltſame Erhebung gegen den 
eigenen Landesherrn dachte damals doch wohl noch kein Preuße, und 
die Furcht vor Jakobinern, die vor einem Kampf um die Souveränität 
nicht zurückgeſchreckt wären, hatte 1815 keine innere Berechtigung. 
Dennoch ſoll nicht in Abrede geſtellt werden, daß aus Ancillon die 
ehrliche Sorge ſprach, auch Preußen könne ähnliches wie Frankreich er⸗ 
leben, wenn Hardenberg dem Zeitgeiſt gar zu viel nachgebe und die 
Armee noch mächtiger und ſelbſtbewußter werde; vielleicht hat Ancillon 
im Marſchall Vorwärts oder in ſeinem von den Truppen kaum minder 
vergötterten Generalſtabschef ſogar eine wirkliche Gefahr für die 
preußiſche Monarchie geſehen — jedenfalls war Revolutionsfurcht das 
Schreckgeſpenſt, das er und ſeine Geſinnungsgenoſſen im Sommer und 
Herbſt 1815 nicht ohne Erfolg heraufbeſchworen, und vor dem am 
Ende des Jahres der Plan einer konſtituierenden Nationalverſammlung 
ſich vollends in Nichts auflöſte. Schon am 1. September erklärte der 
verängſtigte König es für unerläßlich, allem, was den um ſich greifen⸗ 
den Parteigeiſt nähre und aufrege, mit Nachdruck zu begegnen ?); ähn- 
liche Gedanken mögen ihn erfüllt haben, als er am 26. d. M. ſeinen 
Namen unter die Heilige Allianz ſetzte; am 27. Oktober erhielt Schmalz 
„ohne Hardenbergs Wiſſen, wahrſcheinlich auf Wittgenſteins Betrieb?) 
und wohl nicht ganz ohne Zutun Ancillons“ “), um mit Treitſchke zu 
reden, ſeinen nichtswürdigen roten Vogel. Der Staatskanzler, der erſt 


— 


1) In feiner Schrift „Über Preußens rheiniſche Mark und über Bundes 
feſtungen“, die Mitte Juli 1815 erſchien, erklärte Arndt, „daß Fürſten nur da 
ſind als Diener und Beamte des Volkes und daß ſie aufhören müſſen, ſobald 
das Volk ihrer nicht mehr bedarf oder ſobald ſie ſogar das Verderben des Volkes 
find’; Deutſchland bedürfe wider die „kümmerlichen Dynaſtien“ eines Herrn. 
Ernſt Müſebeck, Ernſt Moritz Arndt I, S. 561 — 565. 

2) Heinrich v. Treitſchke, Deutſche Geſchichte III, S. 753/54. — Mit. 
teilungen aus der hiſtoriſchen Literatur XII, S. 182. 

3) G. H. Pertz, Freiherr vom Stein VI, S. 22. Vgl. Forſch. z. brand. 
u. preuß. Gejt. XXII. Bd., S. 169—182; Juſtus von Gruner, Die Ordens- 
verleihung an den Geheimen Rat Profeſſor Schmalz 1815. „Der Kanzler iſt 
daran ganz unſchuldig.“ ſchrieb W. v. Humboldt am 10. November an Caroline. 

4) Vielleicht auch des Zaren, der ſich vom 24. Oktober bis 8. November 
aus Anlaß der Verlobung ſeines Sohnes Nikolaus mit der Prinzeſſin Charlotte 

in Berlin aufhielt, und der vielleicht auch vorher in Stuttgart die Auszeichnung 
von Schmalz durch einen württembergiſchen Orden veranlaßte. W. v. Humboldt 
14 * 
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21/2 Wochen vor Weihnachten wieder in Berlin eintraf, fühlte dann 
bald den Boden für ſeinen bisherigen Konſtitutionsplan wankend 
werden; er glaubte wohl ſchon nicht mehr recht an die Möglichkeit 
feiner Durchführung, als er ſich am 12. Dezember an den zum Prüfi- 
denten der Verfaſſungskommiſſion in Ausſicht genommenen Beyme mit 
der Bitte wandte, zuſammen zu überlegen, wie ſie gemeinſchaftlich am 
zweckmäßigſten an dem Bau der inneren Wohlfahrt des Vaterlandes 
arbeiten könnten 1); am 4. April 1816 ſchrieb er ihm: wenn Beyme 
aus Pommern zurückkehre, werde hoffentlich die Organiſation der Re⸗ 
gierungen und Oberlandesgerichte vollendet ſein und es dann möglich 
werden, das Ganze durch die Anordnung des Staatsrats und der 
ſtändiſchen Verfaſſung zu vollenden. Ancillons Befürchtung, daß durch 
Einberufung einer in Berlin tagenden Konſtituante den in Preußen 
vorhandenen Gärungsſtoffen ein geſetzmäßiger Mittelpunkt zur Ver⸗ 
einigung gegeben werden möchte, hatte offenbar auch den König mit 
Angſt und Grauen erfüllt; von allen Seiten mißtrauiſch gemacht gegen 
ſeine Untertanen, verlor Friedrich Wilhelm III., als das Jahr 1815 
ſich zum Ende neigte, ſchließlich den Mut, wie ihm der Staatskanzler 
vorgeſchlagen hatte, auf Grund der von den Oberpräſidenten en: 
geſandten Liſten Vertreter der Stände aller Landesteile in ſeiner Haupt⸗ 
ſtadt zu verſammeln, und befreundete ſich mit jedem Tage des neuen 
Jahres mehr mit Ancillons Projekt, zuerſt den Staatsrat ins Leben 
zu rufen und dann Deler lediglich aus königlichen Beamten zuſammen⸗ 
geſetzten Behörde die Verfaſſungsangelegenheit zu übertragen *). 

Brauchte nun aber die preußiſche Regierung von der Durd- 
führung des am 22. Mai vom König gebilligten und am 8. Juli be— 
kannt gegebenen Hardenbergſchen Programms nichts Ernſtliches zu be— 
fürchten, hätte dann nicht der Staatskanzler alles daran ſetzen müſſen, 
daß die eingeſchlagene Richtung innegehalten wurde? Hätte er nicht, 
wenn er feſt blieb und Energie zeigte, erreichen können, daß Friedrich 
ſchrieb am 10. November an Caroline: „Mir fällt eben ein, daß leicht Ancillon 
den Rat zum Orden gegeben haben kann ... Der Kanzler ift daran ganz un- 
ſchuldig“ (V, S. 121). 

1) Beymes Nachlaß in Parſow. Nach einem Briefe Niebuhrs vom 
23. Dezember 1815 ſieht es freilich ſo aus, als ob Hardenberg damals noch 
hoffte, eine Delegiertenverſammlung in Berlin demnächſt eröffnen zu können 
(Lebensnachrichten über B. G. Niebuhr. Hamburg 1838, II. Bd., S. 156). 

2) Daß Ancillon inzwiſchen auch nicht untätig war, ſondern in Hofkreiſen 
die Theſe verteidigte, man könne Provinzialſtände einrichten, aber um Himmels 
willen keine allgemeinen Landſtände, erſehen wir aus einem Briefe Niebuhrs an 
Gneiſenau vom 2. Februar 1816 (Pertz⸗Delbrück a. a. O. V. Bd., S. 78). 
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Wilhelm III. ihm auch fernerhin folgte und ſpäteſtens im Frühjahr 
1816 eine aus einſichtsvollen Staatsbeamten und Eingeſeſſenen der 
verſchiedenen Landesteile beſtehende Kommiſſion in Berlin zuſammen⸗ 
trat und unverbindliche Ratſchläge erteilte zunächſt über die in den 
einzelnen Provinzen einzurichtenden oder wiederherzuſtellenden Land⸗ 
ſtände? Nun, es iſt gewiß wahr, was Wilhelm von Humboldt am 
+. November aus Paris an feine Gattin ſchrieb !): „Mit der neuen 
Konſtitution hat der Kanzler ſich wieder eine große Verlegenheit be⸗ 
reitet. Ich hätte nicht eine bloße, ganz unbeſtimmte Hoffnung er⸗ 
regende Ankündigung gemacht. Die Sache iſt ſehr gut und ſogar 
nothwendig, aber ſie iſt auch unter den gegebenen Umſtänden höchſt 
ſchwierig, und wie hätte man durch eine ſo unbeſtimmte Ankündigung 
allen Anſprüchen dergeſtalt die Tür öffnen müſſen“ — vielleicht wurde 
ſich Hardenberg der gewaltigen Hinderniſſe, die auf dem Wege zum 
Verfaſſungsſtaat noch zu überwinden waren, erſt nach der Wieder⸗ 
herſtellung des Friedens völlig bewußt; ſein ſchwächlicher Geſundheits⸗ 
zuſtand, der Humboldt beſonders im Juli und Auguſt, aber auch im 
November viele Sorgen bereitete ?), wird Hardenbergs Ausdauer und 
Energie gleichfalls ſtark beeinträchtigt haben. Aber nicht eigentlich un⸗ 
zureichende Vertretung des richtigen Standpunktes iſt es, die ihm zum 
Vorwurf gemacht wird, ſondern allzu kräftige Betonung eines falſchen; 
auch Hardenberg litt, wie Heinrich Ulmann im 95. Bande der 
Hiſtoriſchen Zeitſchrift ausgeführt hat?), in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1815 an „akutem Befallenſein von Umſturzſorgen von ſeiten 
eines bewaffneten Jakobinismus“, und er hat ſie unklugerweiſe auch 
bei ſeinem königlichen Herrn geſchürt; daß er ſich am 18. November 
über Blüchers Ungehorſam bei Friedrich Wilhelm III. mit den Worten 
beſchwerte, es müſſe direkt zur Auflöſung des Staates führen, wenn 


— — —— — 


1) Bd. V, S. 117. 

2) Ebenda S. 11, 12, 19, 26, 36, 105, 110. Am 4. November ſchrieb er: 
„Mit dem Staatskanzler geht es zwar im ganzen nicht übel; aber feine Geſund⸗ 
heit hat doch bedeutend und weſentlich gelitten. Nun hoffe ich immer, ſie ſtellt 
ſich bei ſeiner wundervoll ſtarken Konſtitution in Berlin wieder her. Aber die, 
die ihn bei ſeiner jetzigen Rückkehr mit der Zeit vergleichen werden, wie er 1813 
Berlin verließ, werden einen ſehr bedeutenden und unangenehm auffallenden 
Unterſchied finden. Verdruß und Kummer thun auch nicht wenig manchmal 
dazu.“ 

3) S. 435—446: Die Anklage des Jakobinismus in Preußen 1815. 
Ulm ann ſagt: Hardenberg hat „wiſſentlich Oel ins Feuer gegoſſen durch feinen 
Rapport vom 18. November“, und „er hat feine Zirkel zu bewahren gejucht vor 
Störung durch die unbequem gewordenen nationalen Rufer im Streit“. 
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die Armee und ihr Führer tun dürften, was ihnen gut fdetne, und 
daß ſich Hardenberg bald darauf ganz offen zum Glauben an die 
Exiſtenz geheimer Geſellſchaften bekannte, das waren in Ulmanns 
Augen offenbar zwei ſchwere Fehler des Staatskanzlers und die Haupt- 
urſachen des Sieges der nun in Preußen einſetzenden Reaktion. Ich 
vermag mich dieſer Auffaſſung nicht anzuſchließen; ich bin vielmehr der 
Meinung, daß die Ausſichten der Reaktion im Hohenzollernſtaate im 
weſentlichen abhängig blieben von der Politik des Zaren, der ja auch 
Ulmann einen großen Einfluß zuſchreibt, und daß Hardenbergs Ver⸗ 
halten entſchuldigt zu werden verdient. | 

Was den Konflikt des Staatskanzlers mit Blücher betrifft, fo 
glaube ich mich auf das Zitieren einer Humboldtſchen Briefſtelle be- 
ſchränken zu dürfen; der dem Feldmarſchall ſehr freundlich geſinnte 
Miniſter berichtete feiner Gattin am 16. November !): „Mit unferer 
Armee iſt etwas Sonderbares und eben nicht zu Lobendes vorgegangen. 
Der Abmarſch der Truppen war durch beſtimmte Kabinettsorder in 
die Hände des Staatskanzlers gelegt. Er zeigte dem Feldmarſchall an, 
daß die Unterhandlung keine Schwierigkeiten mehr übrig ließe, die 
eine Beſetzung erforderten, und daß er räumen könnte. Der Feld⸗ 
marſchall zog mit der ganzen Armee ab. Auf einmal hat er alle 
Korps Halt machen laſſen und einen Befehl ausgegeben, daß ſie nicht 
eher weiter gehen und Frankreich verlaſſen ſollen, ehe ihnen auf der 
einen Seite nicht Charlemont und die Scheldefeſtungen, auf der anderen 
Saarlouis und Thionville eingeräumt ſind. Der Kanzler hat gleich 
einen Kurier an den Feldmarſchall geſchickt, aber es iſt noch keine Ant⸗ 
wort gekommen. Welches Aufſehen das hier bei den Franzoſen und 
ſelbſt den alliierten Miniſtern macht, iſt unglaublich; es iſt um ſo 
größer, als für die Übergabe der Feſtungen ohnehin Termine beſtimmt 
ſind und wir außer Saarlouis die anderen doch nicht behalten. Ich, 
wie ſehr ich den Leuten perſönlich gut bin, von denen dies herrührt, 
kann doch nicht anders als es mißbilligen. Ein Armeekommando 
muß, da es nur zur Ausführung beſtimmt iſt, gehorchen, nicht berat⸗ 
ſchlagen und eigene Maßregeln ergreifen. Die Feſtungen zu fordern 
tft im Grunde eine Unterhandlung. Mit wem nun wird diefe an- 
gefangen? Die franzöſiſchen Feſtungskommandanten können nicht über⸗ 
geben, wenn ſie nicht von ihrer Regierung Befehl haben. Mit ihrer 
Regierung aber unterhandeln doch die Miniſter und haben bereits 
anders abgeſchloſſen. Wozu kann das alſo alles helfen als den Kanzler 


1) Briefwechſel V. Bd., S. 126/27. 
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und ſelbſt den König, in deſſen Namen er befiehlt, zu kompromittieren, 
und die Meinung zu verbreiten, daß bei uns ein Zwieſpalt der 
Meinungen herrſcht, der es bedenklich macht, mit uns ſich in Unter⸗ 
handlungen einzulaſſen. Was kann daher der Nutzen ſein als einzig 
daß die, die das beginnen, ſagen können: wir haben etwas Kräftigeres 
gewollt und haben es, ſolange wir Gewalt hatten, auf unſere eigene 
Hand durchgeſetzt. Einer ſolchen Genugthuung nachzugehen, liegt außer⸗ 
halb meiner Grundſätze.“ Auch ſieben Wochen vorher hatte Humboldt 
das vom preußiſchen Hauptquartier befolgte Syſtem, „Frankreich ſtrafen 
und ſich für das erlittene Unrecht rächen zu wollen“, für irrig erklärt; 
wie er am 29. Auguſt ſchrieb, betrug ſich der Staatskanzler in dieſen 
ganzen Alterationen mit Blücher mit einer Mäßigung und Würde, die 
ihm die größte Ehre machte ). 

Und Hardenbergs Verbot der geheimen Geſellſchaften? Iſt es 
weniger leicht zu rechtfertigen? 

Nun, wenn auch die Anklagen von Schmalz in häßliche Ver⸗ 
leumdungen ausarteten, wenn er auch den harmloſen Sinn Arndtſcher 
Worte böswillig verdrehte — es gab doch nicht nur zu Kulturzwecken 
gebildete deutſche Geſellſchaften, für deren Gründung der feurige 
Patriot ſchon im Mai und Juni 1814 öffentlich eingetreten war, 
ſondern auch im Verborgenen wirkende politiſche Vereinigungen, die 
einen nationalen Einheitsſtaat erſtrebten teilweiſe durch Auflehnung 
der Untertanen gegen ihre Fürſten, die, wenn es nicht anders ging, 
durch Krieg der Deutſchen gegen Deutſche Eintracht in Deutſchland 
bringen wollten?), und Hardenberg wußte darum und hatte diefe Bez 
ſtrebungen eine Zeitlang gebilligt?). Am 25. März 1815 hatte der 
Generalgouverneur von Berg, Juſtus Gruner, dem Staatskanzler den 


1) Ebenda V, S. 46. 

2) Erklärte ſich nicht auch Arndt damit einverſtanden, wenn er am 19. Sep⸗ 
tember 1815 an Reimer ſchrieb: „Es muß ſich nothwendig ein neues Zeitalter 
Teutſchlands erheben, und die wiederholten politiſchen Dummheiten und Schlechtig- 
keiten beſchleunigen es und zwingen uns, dem mit trockenen Augen ins Geſicht 
zu ſchauen, wovor wir vor einigen Jahren noch zitterten. Das Vaterland kann 
wohl kaum ohne eine wilde Umwälzung gerettet werden. Will die preußifche 
Regierung klug ſeyn, ſo könnte ſie oben ſtehen“ (Heinrich Meisner und 
Robert Geerds Ernſt Moritz Arndt. Ein Lebensbild in Briefen. Berlin 
1898, S. 130). 

8) Siehe den diesbezüglichen, leider noch nicht ganz vollſtändigen und recht 
fehlerhaft abgedruckten Briefwechſel Hardenbergs mit Gruner im 19. Bande der 
Forſch. z. brand. u. preuß. Geſchichte: Juſtus Gruner und der Hoffmannſche 
Bund. Mitgeteilt von Juſtus von Gruner. 
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Vorſchlag gemacht, eine zunächſt im Weſten und Süden Deutſchlands 
ſich ausbreitende Verbindung zu gründen, die auf Einigung der ganzen 
Nation, geknüpft an die Dynaſtie der Hohenzollern und die preußiſche 
Monarchie, hinziele; Preußen, meinte er, befände ſich in gefährlicher 
Lage: beneidet und gehaßt von allen kleineren deutſchen Regierungen 
und Fürſten (zum Teil ſogar mit höchſter Wut und Erbitterung) ſei 
es täglich ihrem Verrat und ihrer Verfolgung preisgegeben; die ge- 
plante Verbindung, für die ſich beſonders der Juſtizrat Karl Hoffmann 
in Rödelheim bei Frankfurt a. M., ein Schwager des Grafen Solms⸗ 
Laubach, intereſſiere, würde ihm geheime bedeutende Kräfte in Gegenden 
verſchaffen, wo es ſonſt keinen Einfluß gehabt habe und dieſer ihm ſehr 
nötig ſei; ſie würde einen Damm gegen Bayerns Einwirkungen und 
Umtriebe bilden, den höheren rein deutſchen Sinn allgemein machen 
und weſentlich dazu beitragen, bald ein kräftiges, glückliches, freies 
Volk unter ſeinem edelſten Herrſcherſtamme zu vereinigen. Harden⸗ 
berg, damals noch ſehr beſorgt, daß die ſüddeutſchen Regierungen einen 
Erfolg der Verhandlungen des Wiener Kongreſſes über die Bundes⸗ 
verfaſſung hintertreiben würden, auch wohl nicht ganz ſicher, ob die 
Höfe von München, Stuttgart uſw., wenn das Schlachtenglück Napoleon 
noch einmal hold ſein ſollte, die Partei der Verbündeten ergreifen oder 
nicht vielmehr bereit ſein würden, ſich zu einem neuen Rheinbunde 
zuſammenzuſchließen, — Hardenberg gab damals ohne Wiſſen des 
Königs!) feine Einwilligung zur Gründung dieſes ſogenannten Hoff: 
mannſchen Bundes; „ich finde das“ — antwortete er am 5. Juni 
noch aus Wien?) — „was Sie mir über die beabſichtigte geheime 
Verbindung geſchrieben haben, ſo gut und auf ſo richtigen Grundſätzen 
und Thatſachen aufgebaut, daß ich gar kein Bedenken trage, es völlig 
zu genehmigen und Sie bitte, an die Ausführung des Planes ernſtlich 
zu denken und mir die näheren Details, ſobald es möglich ſeyn wird, 
vorzulegen“; nicht einmal Gruners Mahnung vom 19. April wurde 
von ihm zurückgewieſen: „Ich beſchwöre Euer Durchlaucht bei der 
ganzen Ihnen eigenthümlichen Seelengröße, ſtellen Sie Preußen, deſſen 


1) „Ich habe keiner Seele etwas von der Sache geſagt,“ ſchrieb Hardenberg 
am 5. Juni 1815 an Gruner, am 5. Dezember 1821 dagegen an den Fürſten 
Wittgenſtein: „Ich weiß mir nicht zu erinnern, ob ich damals den König über 
die Sache geſprochen.“ 

2) Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch. 19. Bd., S. 497. Das erſte Schreiben 
Hardenbergs an Gruner in dieſer Angelegenheit vom 5. April iſt leider noch 
nicht aufgefunden worden. 
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Lage täglich bedenklicher wird, da der ganze Haß der Franzoſen darauf 
ruhet und ſo vielen deutſchen Regierungen nicht zu trauen iſt, auf 
den rechten Standpunkt! Halten Sie es mit dem deutſchen Volke 
gegen deſſen Regierungen! Es iſt keine Gefahr dabei, ſondern Preußens 
einzige Rettung. Die höchſte Liberalität muß deſſen Syſtem feyn.” 
Das letzte Ziel des Hoffmannſchen Bundes, die Einigung der ganzen 
Nation unter der Vorherrſchaft der Hohenzollern in abſehbarer Zeit 
zu erreichen, hat Hardenberg ſicherlich nicht für möglich gehalten; bis 
zu einem gewiſſen Punkt glaubte er aber Gruner, ſolange der Feldzug 
und die Gruppierung der deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten noch 
unentſchieden war, doch entgegenkommen zu müſſen, teils, wie er ſpäter 
dem Fürſten Wittgenſtein erklärte, um Gruners übrige Pläne zu er⸗ 
fahren und jedes Gefährliche von ihnen zu entfernen, teils, wenn es 
notwendig würde, Mittel in ihnen zu finden für Preußens Einfluß, 
Sicherheit, Macht und Selbſtändigkeit und die erforderlichen Maß⸗ 
regeln nach Umſtänden zu ergreifen. Die auswärtige Frage, die ihn 
dazu beſtimmte, hat den Kanzler offenbar auch veranlaßt, der inneren 
Politik der preußiſchen Regierung in jenen Wochen und Monaten ein 
beſonders volkstümliches Gepräge zu geben; durch ein möglichſt liberales 
Verfaſſungsverſprechen gedachte er dem Hohenzollernſtaate nicht nur 
heißen Dank und freudigen Opfermut der eigenen Untertanen zu ſichern, 
ſondern auch die Sympathien vieler anderen Deutſchen namentlich in 
denjenigen Staaten, deren Regierungen man in Berlin nicht trauen 
durfte, zu erwerben. Unter dieſen Geſichtspunkten handelte Harden⸗ 
berg auch noch, als er am 21. Juni 1815 ſeinem königlichen Herrn 
das Edikt betreffend die Verhältniſſe der vormals unmittelbaren teutſchen 
Reichs ſtände in den preußiſchen Staaten zur Unterſchrift vorlegte — 
Gruner berichtete dem Kanzler in Paris am 9. Auguſt: „Der mediati⸗ 
ſierte Reichsadel neigt ſich ſehr zu Preußen hin; die Verordnung vom 
21. Juni, welche demſelben beſondere perſönliche Vorrechte bei uns 
gibt, wird feine Geſinnungen noch befeſtigen ... Man iſt überall voll 
Bewunderung für das Geſchehene, voll Erwartung und Vertrauen für 
das Künftige. Insbeſondere zieht die angekündigte Konſtitution Preußens 
Aller Aufmerkſamkeit und Hoffnung auf ſich“ — dann aber, als die 
Schmalzſche Schrift in Paris bekannt und das Drängen der Patrioten 
immer lauter wurde, lockerten ſich die Beziehungen Hardenbergs und 
Gruners allmählich; der Staatskanzler beantwortete die Berichte über 
die Ausbreitung des Hoffmannſchen Bundes nicht, äußerte dagegen 
Gneiſenau gegenüber Beſorgniſſe wegen der geheimen Geſellſchaften und 
verwies ihn, als der General ihre Exiſtenz bezweifelte, an Gruner; 


~ 
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dieſer erwiderte, daß wohl Projekte geheimer Verbindungen im ſüd⸗ 
lichen Deutſchland, aber nicht in preußiſchen Provinzen exiſtiert hätten, 
und daß nichts zu befürchten ſei, hielt es aber, da Hardenberg Ge⸗ 
ſpräche über dieſen Gegenſtand auch fernerhin mied, im September 
oder Oktober für angebracht, dem Juſtizrat Hoffmann den Rat zu geben, 
einen unter den Mitgliedern ausgebrochenen Streit zum Vorwand zu 
nehmen und den Bund aufzulöſen. Hat Hardenberg hierbei unklug 
oder gar unrecht gehandelt? Ich glaube ihn auch gegen dieſen Vor⸗ 
wurf in Schutz nehmen zu müſſen. Geheime Geſellſchaften, die, wie 
Schmalz ſagte, „die Teutſchheit vorſpiegeln, um uns der Eide vergeſſen 
zu machen, wodurch wir jeder ſeinem Fürſten verwandt ſind“, gab es 
doch, wenn auch nicht in Preußen, ſo doch in den Nachbarſtaaten, Mit⸗ 
glieder der aufgelöſten Hoffmannſchen Verbindung hatten, wie es dem 
Polizeiinſpektor Martin ſchien, den Plan, ſich wieder zu aſſoziieren und 
einen Verein auf demokratiſche Grundſätze zu bauen, und ein Preuße 
hatte dem Kanzler geraten, es mit dem deutſchen Volke gegen deſſen 
Regierungen zu halten — nur ſolange letztere eine verdächtige oder 
gar preußenfeindliche Geſinnung betätigten, durfte Hardenberg die mit 
den Hohenzollern ſympathiſierende oppoſitionelle Strömung in Baiern, 
Württemberg uſw. benutzen und fördern — nachdem der Münchener 
und Stuttgarter Hof dem Berliner ſich wieder genähert und am 
1. September auch Friedrich 1. als letzter die deutſche Bundesakte 
unterzeichnet hatte, war der Hoffmannſche Bund überflüſſig, ja geradezu 
gefährlich; denn einen Kampf, zu dem eine weitere Agitation doch 
hätte führen müſſen, konnte Preußen, ehe ſeine Wunden geheilt waren, 
bei der im Grunde unfreundlichen Haltung aller andern fremden 
Mächte, ſelbſt Rußlands. vorerſt nicht wagen. „Was geht es den Zaren 
an, ob Deutſchland geſichert iſt?“ fragte Karoline von Humboldt am 
28. Auguſt ärgerlich und ſetzte treffend hinzu: „es iſt eigentlich ſein 
Intereſſe, daß Deutſchlands nicht zu ſtark werde, und vor allem Preußen 
nicht“; ihr Gatte aber ſchrieb ihr am 9. September aus Paris: „Der 
Kaiſer von Rußland iſt, wie ich Dir oft ſagte, das wahre und faſt 
einzige recht große Hindernis bei der Ausführung jedes gerechten und 
vernünftigen Planes. Sein eigentlicher Grund iſt, darüber waltet mir 
kein Zweifel ob, daß er nicht will, daß Preußen und Deutſchland durch 
ſich ſelbſt ſicher ſein ſollen. Im Munde aber führt er nichts als 
moraliſche Gründe, daß man die Heiligkeit des Unternehmens dieſes 
Krieges nicht durch Eigennutz entweihen, daß man auf nichts hin⸗ 
arbeiten muß, als die legitime Regierung in Frankreich zu befeſtigen 
und davon als von dem Ende der Revolution die ſittliche und politiſche 
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Verbeſſerung Europas abzuwarten“ !). Das wußte natürlich auch 
Hardenberg — er ſtieß ja bei den Friedensverhandlungen in Paris 
tagtäglich auf den mißgünſtigen Widerſtand des Zaren und ſeiner 
Leute — er wußte außerdem, wie Humboldt weiterhin bemerkte ?), „daß 
der König es nicht zu Extremen kommen läßt, und die andern wiſſen 
es noch mehr. Alſo fehlt unſern Worten der von der That imponierende 
Nachdruck. Auf Krieg mit allen Alliierten können wir uns unmöglich 
einlaſſen, und einen Bundesgenoſſen unter den andern finden wir 
ſchwer. Oſterreich wäre der einzige, auf den man vielleicht zählen 
könnte; nun aber weißt Du, wie ſchwach Metternich iſt, wie er immer 
dem Haufen folgt, und wie er ſelbſt wieder eine innere Furcht vor 
Preußen hat .... namentlich vor den revolutionären Elementen, die 
bei uns und in unſerer Armee herrſchen ſollen.“ Konnte Hardenberg 
mit dieſen, die nicht übel Luſt zu einem neuen Kriege zeigten, und 
mit dem Hoffmannſchen Bunde in einer ſolchen Lage noch länger gut 
Freund bleiben? Nein, er konnte es meines Erachtens nicht; er mußte 
jetzt abrücken von den heißblütigen Patrioten, die Preußen in ſchweres 
Unglück zu ſtürzen drohten“); er mußte auch Niebuhr und ſeinen 
Freunden die erbetene Unterſuchung der Schmalzſchen Anklagen ab⸗ 
ſchlagen, um nicht ſeine eigenen, nunmehr gelöſten Beziehungen ans 
Licht zu bringen, und er mußte dem literariſchen Streite durch die Ver⸗ 
ordnung wegen der angeblichen geheimen Geſellſchaften am 6. Januar 
1816 ein Ende bereiten. Mag bei dem ſcharfen Vorgehen gegen 
Blücher auch verletztes Selbſtgefühl mit im Spiele geweſen ſein, mögen 
Hardenbergs Haltung Rußland gegenüber auch die perſönlichen Ge⸗ 
ſinnungen, die Friedrich Wilhelm III. gegen den Zaren hegte, ſtark 
beeinflußt haben — ausſchlaggebend blieben für die Politik des Staats⸗ 
kanzlers doch Preußens Intereſſen, und ihnen glaubte er auch, wenn 
er eine neue Wendung in der Verfaſſungsangelegenheit zuließ, nicht 
zu ſchaden. Am 15.27. November 1815 unterzeichnete Alexander I. 
in Warſchau die Charte constitutionelle du royaume de Pologne, 
„die liberalſte Verfaſſung, die im damaligen Europa beſtand“ “); be- 
hielt die Freundſchaft mit dem Zaren, wie ihm Friedrich Wilhelm III. 


— — 


1) Briefwechſel V. Bd., S. 39 und 59. 

2) An Caroline v. Humboldt 9. September 1815, V. Bd., S. 57/58. 

3) Auch Ernſt Müſebeck bezeichnet die Anſicht des Neimerſchen Kreiſes, 
daß Preußen allein den Kampf gegen ganz Europa auf ſich nehmen müſſe, als 
einen tollkühnen Gedanken (Ernſt Moritz Arndt I, S. 585). 

4) Theodor Schiemann, Geſchichte Rußlands unter Kaiſer Nikolaus I. 
Bd. I, S. 121. 
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am 3. Januar 1816 beteuerte!), auch fernerhin wahrhaft religiöfe 
Bedeutung, dann blieben auch in Preußen die Ausſichten für eine 
„liberale“ Konſtitution vorerſt noch gute; daß Hardenberg nicht Un⸗ 
recht gehabt hat, wenn er dieſen von Oſten kommenden Einfluß be⸗ 
ſonders hoch einſchätzte, daß zum größten Teil ihm die leidlich wohl⸗ 
wollende Haltung des preußiſchen Königs in den nächſten 5 Jahren 
und dann der Zuſammenbruch aller Hoffnungen des Staatskanzlers 
im Herbſt 1820 zuzuſchreiben ſein wird, darüber ſollen in einem 
Schlußartikel auf Grund bisher unbekannter Akten noch einige Auf⸗ 
ſchlüſſe gegeben werden. | 


1) Paul Bailleu, Briefwechſel König Friedrich Wilhelms III. und der 
Königin Luiſe mit Kaifer Alexander I. Leipzig 1900, S. 267/68. 
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Einleitung 


Die politifchen und wirtſchaftspolitiſchen Grundlagen der 
Bierſtener und die ihre Entwicklung hemmenden Momente 


In das fünfzehnte und ſechzehnte Jahrhundert der brandenburgi⸗ 
ſchen Geſchichte fällt die Ausbildung des ſtändiſchen Territorialſtaates. 
Der Einzelſtaat, losgelöſt von dem geſchwächten Organimus des Im⸗ 
periums, bot in den engeren Grenzen, die einer politiſchen Umwälzung 
hier geſetzt waren, reichlichere Gelegenheit, entweder dem Territorial⸗ 
fürſten zur Unterdrückung ſtändiſcher Regungen oder den Ständen zur 
Erlangung ungeahnter Befugniſſe. In der Mark Brandenburg ſchwankte 
die Entwicklung nach beiden Seiten. Im erſten Jahrhundert wußte 
die friſche Kraft des Nürnberger Burggrafenhauſes in der Mark eine 
Herrſchaft zu konſolidieren, die ganz auf das unumſchränkte Anſehen 
des Kurfürſten geſtellt war. Mit dem Jahre 1535 dagegen, mit der 
Regierung Joachims II., wandte ſich das Blatt. Die ſtändiſche Macht 
lernte, mit dem Machtmittel der Steuerbewilligung in einzig geſchickter 
Weiſe zu operieren. Das geſamte Steuergeſchäft glitt in ihre Hand. 
Der Adel führte das Regiment. Aber ſeine Herrſchaft bedeutete, ohne 
daß damit ſpätere Verdienſte verkannt ſein ſollen, „Verknöcherung und 
Mißbildung“. Sie führte zu dem kläglichen Fiasko des Jahres 1627 1) — 
nicht zum wenigſten, da der Adel gleichzeitig in ſeiner Betätigung einen 
Wandel vornahm. Die ſtrenge Scheidung zwiſchen Nährſtand und 
Wehrſtand, die das eigentliche Mittelalter kennzeichnet, ſchwand. Der 
Adel wandte ſich allmählich dem Handel und Gewerbe zu, naturgemäß 
im Rahmen der ihm gegebenen Erwerbsmöglichkeiten. Das ſtrenge 
Prinzip, die Ertragsfähigkeit des Bodens nur inſoweit auszunutzen, 
als es der eigene Bedarf verlangte, wurde aufgegeben. Man nutzte 
die billigen, zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräfte aus, um mehr Korn 
anzubauen, als man zu eigener Nahrung brauchte. Um aber das Ge⸗ 
treide in Geld umzuſetzen, wurde ein Weg eingeſchlagen, der einen 
Umſturz des geſamten Wirtſchaftsſyſtems bedeutete. Der Adel brachte 
ſein Getreide keineswegs auf den Markt der Städte, die doch allein 
zum Handel berechtigt waren. Er verkaufte ſelbſt und verkaufte billiger, 


1) Schmoller, Die Epochen d. preuß. Finanzpolitik, J. f. G., B. u. B. I, 
1877, S. 41f. 
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da er fo die ftadtifden Abgaben umging. Kurz, der Adel wurde 
Kaufmann !). 

Dieſe Wendung mußte auf die Tätigkeit des Adels als Verwalter 
der Steuern, die der Schuldentilgung des Landes gewidmet waren, 
retardierend wirken, ſobald dieſe Steuern Abgaben von Dingen dar⸗ 
ſtellten, die mit in die neue „Kaufmannſchaft“ des Adels fielen. 

Von den Anfängen der Forſchung über das Steuerweſen Deutſch⸗ 
lands und der Territorialſtaaten an iſt ſtets auf einen Gegenzug der 
Entwicklung hingewieſen worden, der vielleicht in der Schroffheit eines 
formulierten Geſetzes nicht bewieſen werden kann, doch aber ſtets wieder 
als das Ergebnis der Forſchung hervortritt. Die Kommunalſteuern 
entwickeln ſich von indirekten zu direkten Abgaben, die Territorial⸗ 
ſteuern von direkten zu indirekten Abgaben ?). Das Territorium lernte 
den Vorteil dieſer Steuerart von den Kommunen. Das trifft in ganz 
beſonderem Maße für die im Ausgang des Mittelalters in zahlreichen 
Städten erhobenen Abgaben vom Bier zus). Denn die Entwicklung 
der Bierbrauereien zu einem Gewerbebetriebe führte zu Verhältniſſen, 
die gerade hier das Anſetzen der Steuerſchraube ermöglichten. 

Von einem Handwerk des Bierbrauens läßt ſich erſt reden, nach⸗ 
dem die Technik zur Verwendung des Hopfens fortgeſchritten war. 
Denn erſt damit lernte man auch, die Würze vorſichtiger zu behandeln, 
den Gärungsprozeß zu verfeinern uſw. Die größere Vorſicht wieder 
führte zur Vervollkommnung der Apparate. Allmählich trat das Haus⸗ 
brauen zurück. Die Kompliziertheit der Apparate führte zur Anlage 
beſonderer Brauhäuſer, ſei es von Korporationen, auf Rechnung eines 
einzelnen, oder aber, was hier beſonders in Betracht kommt, von ſeiten 
der Gemeinden. Denn damit, daß jeder mit ſeinen Brauprodukten in 
das öffentliche Brauhaus ziehen mußte, ergab ſich die Möglichkeit einer 
Kontrolle, ja ergab ſich, da eine gewiſſe Regelung nach Brautagen ein⸗ 
geführt werden mußte, die Notwendigkeit dazu. Mit dieſer Kontrolle 
aber ſetzte gleichzeitig als negatives Korrelat wieder die beſondere Ver⸗ 


1) Max Lehmann, Agrariertum und Steuern in Brandenburg⸗Preußen. 
Hiſtor. Reden und Aufſätze 1911, S. 100 ff. 

2) W. Arnold, Verfaſſungsgeſchichte der deutſchen Freiſtädte II, S. 139. 
Gotha 1854. 

3) Für das folgende vergleiche den Actikel: „Bier, Bierbrauerei und Bier- 
beſteuerung“ im Handw. d. Staatsw. von E. Struve in 3. Aufl. Doch iſt 
beſonders für hiſtoriſche Momente der Artikel: „Bier und Bierbeſteuerung“ von 
May in der erſten Auflage gleichfalls heranzuziehen. Ferner: Moritz Heyne, 
Fünf Bücher deutſcher Hausaltertümer. Bd. II: Das deutſche Nahrungsweſen, 
S. 347—849. 
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leihung von Braugeredtigfeiten, oder das Verbot, zu brauen, ein. 
Letzteres vielfach aus Gründen der Sicherheit, denn ungenügende Appa⸗ 
rate konnten bei dem ſehr wichtigen Siedeverfahren leicht zu Bränden 
führen. So wurde das Brauen aus den verſchiedenſten Gründen „ein 
öffentliches und Verkaufsgewerbe“. Es trat in die Reihe der ſtädti⸗ 
ſchen Gewerbe ein. Folgerichtig begann gleichzeitig eine Beſchränkung 
des Brauerſtandes. Zunächſt hatte man an dem Verbot wegen Feuers- 
gefahr ein leichtes Mittel, die Errichtung neuer Brauſtätten zu ver⸗ 
hindern. Dann wurde Nebenerben, Zuzüglern die Brauberechtigung 
entzogen. Allgemein, man ging zur „Radizierung“ des jus braxandi 
über „auf die als urſprünglich berechtigten Familien, die Brauerben“. 
Sobald dieſer Prozeß vollzogen war, mußte bei der Eigenart der 
mittelalterlichen Wirtſchaftspolitik ſehr bald aus der Handhabung dieſes 
Braurechtes durch die höchſte Gewalt, ſei es der Magiſtrat oder Landes⸗ 
fürſt, ein Mittel werden, gewiſſe Perſonen in ihren Intereſſen an ſich 
zu feſſeln oder aber die Macht, die aus der Verleihung dieſes Rechtes 
erwuchs, finanziell auszunützen. So kam man zur Bierſteuer. Und 
man griff gern zu dieſer Abgabe, da bei der doch relativ großen Zahl 
der Brauberechtigten auf hohen Ertrag gerechnet werden konnte, 
wenngleich die Kontrolle nur da leicht war, wo der Erhebungsbezirk 
klein und die Brautätigkeit in möglichſt wenigen Brauhäuſern kon⸗ 
zentriert war. 

Damit ſind ſchon die Schwierigkeiten angedeutet worden, die ein⸗ 
treten mußten, ſobald dieſe Steuerart von der Kommune auf das 
Territorium übertragen würde, da hier ſchon nach mittelalterlichem 
Recht ein ganzer Stand, der Adel, von den Steuern überhaupt be⸗ 
freit war. Gewiß, die mittelalterliche Wirtſchaftspolitik, die das Brau⸗ 
recht beſchränkte, hatte auch zugleich das Schankrecht beſchränkt, hatte, 
da das Brauen ein ſtädtiſches Gewerbe geworden war, das Ver⸗ 
kaufsrecht den Städten allein überlaſſen. Es beſtand die Bann- oder 
Zwangsmeile, innerhalb deren fremde Biere nur gegen hohe Abgaben 
eingeführt werden durften; die länd lichen Krüge waren den Städten 
zugeteilt; man ging bis zur genauen Vorſchrift für Zutaten. 

Aber wie ſollte im Territorium Kontrolle über dieſe Dinge geübt 
werden? Wie folte der Adel gezwungen werden, nur zum Haus: 
bedarf zu brauen — denn darauf läuft eben das Bierſchankrecht der 
Städte hinaus —, in einem Augenblicke, wo dieſer Adel ſich zur 
„Kaufmannſchaft“ wandte und in gleicher Weiſe wie zum Getreide⸗ 
verkauf, ſich auch das Recht zum Bierverkauf nahm? Und endlich, 
was ſollte aus einer Steuer werden, die auf die Verhältniſſe des 

FJorſchungen z. brand. u. preuß. Gel. XXVIII. 1. 15 
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Brau- und Schankrechtes gegründet war, aber von einem Adel ver- 
waltet wurde, der dieſe Verhältniſſe bei der ihm aufgezwungenen Ent⸗ 
wicklung verletzen mußte? 

Damit haben wir die Grundlagen, auf denen eine Geſchichte des 
„Biergeldes“ 1) in der Kurmark Brandenburg fih aufbauen muß, und 
die aus ihnen ſich ergebenden retardierenden Momente geſtreift. Die 
Entwicklung der ſtändiſchen Macht zu einer ſeltenen Größe, zur Über⸗ 
nahme der geſamten Schuldenverwaltung des Landes bildet die all: 
gemeine, die Entwicklung des Brauhandwerks zu einem berechtigten 
ſtädtiſchen Gewerbe die ſpezielle Grundlage. Die Momente, die die 
Bierſteuer gehemmt haben, ſind — abgeſehen von Schwierigkeiten, die 
die verwaltungstechniſche Praxis der Bierſteuer mit ſich bringt, einmal 
überhaupt die Mängel des ſtädtiſchen Regiments, dann aber der wirt⸗ 
ſchaftliche Umſchwung, der ſich im Adel vollzog. 


Erſtes Kapitel 
Geſchichte des Biergeldes bis zur Regierung Joachims ll. 


Es war oben auf den eigenartigen Weg hingewieſen worden, den 
die Steuerpraxis in den Territorien am Ausgang des Mittelalters oft 


1) Der Name ,Biergelb” tft von mir mit Abſicht fo gewählt worden, da 
er einmal die von mir beabſichtigte Beſchränkung auf die Abgabe von Bier (mit 
Auslaſſung der Abgabe von Branntwein, die oft nebenher auftritt) ausdrückt, 
dann aber auch eine wohl kaum mögliche Entſcheidung zwiſchen „Akziſe“ und 
„Zieſe“ umgeht. Zwar wird gerade in den von mir benutzten Akten faſt durch⸗ 
gehend „Zieſe“ geſagt. Ich halte den Ausdruck aber ſchon ſeiner etymologiſchen 
Herkunft wegen nicht für begrenzt genug. Zwar ſind auch in dieſer Hinſicht die 
Anſichten noch verſchieden. Im Handwörterbuch der Staats wiſſenſchaften, 3. Aufl. 
(v. Philippovich) wird Zieſe von Cisa-Tallia, eine Kerbe im Quittungsholz, 
abgeleitet. Dieſe Anſicht dürfte aber ſicher falſch ſein. Ob aber die andere von 
v. Beguelin (Hiſtorkrit. Darſtellung der Acciſe und Zollverfaſſung in den 
preuß. Staaten. Berlin 1797, S. 21 f.), von Du Cange (I, S. 46; II, S. 347; 
VII, S. 497) und auch von Hans Enns (Die Anfänge der Bierzeife unter 
dem Deutſchen Orden. Diff. Königsberg 1908, S. 42—43) vertretene Anſicht 
eine Ableitung vom Lateiniſchen assisia richtig iſt, wage ich nicht zu entſcheiden. 
Denn auch Diez (Etymolog. Wörterbuch der romaniſchen Sprachen, IIe, Art. 
Assises = außerordentliche Gerichtsſitzung, dann eine beſchloſſene Steuer⸗ 
verordnung, die Steuer an ſich) ſagt: „Eine Abänderung von assise und im 
Franzöſiſchen eigentlich ein Fremdwort ift accise, deutſch auch ziese = Abgabe 
von eingeführten Lebensmitteln, wobei man an accidere (abſchneiden) gedacht 
haben muß. Das ſcheint Enns überſehen zu haben. — Bleiben wir alſo bei 
dem Worte „Biergeld“. 
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genommen hat, von der direkten zur indirekten Abgabe. Dieſe Ent⸗ 
wicklung iſt im weſentlichen eine Begleiterſcheinung der innerpolitiſchen 
Veränderungen, die ſich aus dem Verfall des Imperiums ergaben. 
Denn die Erhebung einer indirekten Steuer ſetzte, was oft überſehen 
worden iſt, eine geſteigerte territoriale Geſchloſſenheit des Landes, vor 
allem aber eine gefeſtigte Macht der Regierung voraus. Die bid- 
herigen direkten Steuerzahlungen in der Form der Bede wurden nur 
ad hoc bewilligt, indirekte Steuern weiſen auf ein größeres Ber- 
wendungsgebiet; die Bede hörte mit dem Augenblick, wo die bewilligte 
Summe beiſammen war, auf; die Feſtſtellung eines Endtermins für 
eine indirekte Steuer gewährleiſtet ihre Beendigung bei der Unüber⸗ 
ſichtlichkeit ihrer verwaltungstechniſchen Praxis keineswegs !). Kurz, 
eine indirekte Steuer entzog die Finanzverwaltung der Aufſicht des 
Landes, wobei man ſtets bedenken muß, daß nach mitteralterlicher Auf- 
faſſung die Steuern eine außerordentliche Unterſtützung waren. 

Wenden wir dieſe Vorausſetzung auf die Mark an, ſo wird es 
leicht verſtändlich, daß es erſt Johann Cicero gelang, das erſte Bier⸗ 
geld, das für ein Jahrhundert die einzige indirekte Abgabe in der 
Mark iſt, zu erlangen. Ferner iſt von einer geſunden Entwicklung 
dieſer Steuer auch nur während der Regierung Joachims J. zu reden, 
unter dem die fürſtliche Übermacht vor den Ständen ihren Höhepunkt 
erreichte. Mit der Regierung Joachims II., mit dem Entſtehen eines 
zunächſt ſehr ſtarken ſtändiſchen Regiments, wachſen nur die Zahlen, 
aber nicht die relativen Einnahmen, ſchwillt die Zahl der Edikte an, 
aber die Unſicherheit in der Verwaltung des Biergeldes bleibt. 

Ehe wir uns aber dieſer erſten Epoche unter Johann Cicero und 
Joachim I. zuwenden, haben wir auf zwei vorhergehende Verſuche 
einen Blick zu werfen, die zwar ſcheitern mußten, da eben die kurfürſt⸗ 
liche Macht noch nicht ſo gefeſtigt war, daß die Einführung einer in⸗ 
direkten Steuer gelingen konnte. 

Das darf auch wohl von dem Verſuch geſagt werden, den 1467 
Friedrich II. unternahm, obwohl das ſehr unzuläſſige Material nur 
Vermutungen geſtattet und das etwas eigenartige Bild, das von dem 
erſten Verſuche entworfen werden muß, vielleicht eine Folge der 
mangelnden Überlieferung ift 2). 

Jedenfalls aber läßt ſich, gerade bei dem vorliegenden Material, 
ein Moment aus der Entwicklung der direkten zur indirekten Steuer 


1) Ahnlich bei Raumer, Märkiſche Forſchung Bd. I, 325. 
2) Gercken, Diplom. I, 538. 
15 * 
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hier erfaſſen. Denn Friedrichs II. Abſicht — von mehr dürfen wir 
wohl nicht reden !), — ging wohl offenbar dahin, die Verwendung einer 
von den Oberſtänden bewilligten Summe der Aufſicht des Adels zu 
entziehen oder aber, was nicht zu entſcheiden iſt, eine notwendige Be⸗ 
willigung zu erleichtern. Denn ausdrücklich wird feſtgeſetzt, daß in den 
ſechs Jahren, in denen das Biergeld von einem ſtendalſchen Schilling 
pro Tonne Bieres erhoben würde, keine Landbede noch ein „Kroſchem 
ſchott“ verlangt werden folle. Und ebenſo ausdrücklich wird, wenigſtens 
in der erhaltenen Urkunde, geſagt, daß dieſes Biergeld nur von den 
Untertanen des Adels für Bier, das ſie in die Stadt führen, gezahlt 
werden ſolle ?). 

Dagegen follte der Adel, „was fy von bire to ören nottorfft ut- 
faren und in orem huſſe drinken, gentzlick gefryet ſein“. Aber — und 
das iſt das Intereſſanteſte an dieſem erſten Verſuch — ſchon hier be⸗ 
gegnet in direktem Anſchluß dieſer ganz naturgemäßen Beſtätigung 
eines alten Adelsrechtes eine ernſte Mahnung, „würde aber ymande 
von prelathen, priſtern edder erbarn mannen dat owerdriven dun und 
bir utfellen, dy folven, fo menn en des kuntlicken over kampt, ſchollen 
von ſtundt ſodaner fryheyt berovet ſein“. Damit iſt der Beweis er⸗ 
bracht, daß ſchon vor der eigentlichen Einführung des Biergeldes das 
Moment, das feine Entwicklung ſtets gehemmt hat, die „Kaufmann⸗ 
ſchaft“ des Adels, ſpeziell das Streben zum „Bierverlag“ vorhanden 


1) Zwar iſt die einzige erhaltene Urkunde ein Ausfertigungsdekret. Troß- 
dem glaube ich nicht, daß eine Erhebung wirklich erfolgt iſt, da ſich nicht die 
geringſte Erwähnung ſpäter findet. Jedenfalls aber iſt die Anſicht Kotel⸗ 
manns, 8. f. Pr. G. u. B. III, 294, „die Sache war damals nicht gelungen, 
da die Städte von der Zieſe nichts wiſſen wollten“, unrichtig, da doch wohl 
gerade Friedrich II. den Städten gegenüber ſeinen Willen durchgeſetzt haben 
würde; abgeſehen davon, daß die Forderung ſich wahrſcheinlich überhaupt nur 
an die Untertanen des Adels richtete. Sollte nicht vielmehr, trotz der Zugeſtänd⸗ 
niſſe, der Adel, dem Friedrich II. ſehr unſicher gegenüberſtand, ſich geweigert 
haben? Siehe darüber Priebatſch, Die Hohenzollern und die Städte der 
Mark, 1892, S. 74 ff., beſonders S. 118. 

2) „ . . . Bekennen offenlich mit diſem brive vor allermeniglichen fo als 
unng giſtern gu Warborch, prelaten, ritterſchafft und all unfer Erbarn mannen 
beſchlaten und unbeſchlatenn, mit gudem willenn eintrechtiglich to geſegtt hebben. 
dat uns alle öre untterſathenn und mannen arm und Rick, dy under öm ſyttenn 
butten und bynnen des landes, von valider thun birs, dy fy unnſern fteten, 
mercktenn, blek en edder wormen bir bruett in unnſere Herſchop der Marggrave⸗ 
ſchop to brandburg gelegenn, füren, ein ſtendeliſchen ſchilling gewen ſchollen ſeß 
Jar over nha einander folgende und ein ſodans ſchall anghan, up ſant Jacobs 
tage tokommde.“ 
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war und zwar in fo offenfunbiger Weiſe, daß die ſonſt gerade an 
praktiſchen Verwaltungsvorſchlägen nicht reiche Regierung Friedrichs II. 
ſchon ſich zu einem Verbote im voraus genötigt ſah. Das ſtellt aber 
gleichzeitig das ganze Verhalten des Adels dem Biergelde gegenüber in 
ein anderes Licht. Es kann keine reine Oppoſition geweſen ſein, was 
den Adel jahrhundertelang, wie wir ſehen werden, veranlaßte, die Zieſe⸗ 
dekrete zu überſchreiten. Gewiß — auch darauf wird noch hingewieſen 
werden müſſen —, die Mittel, mit denen der Adel hier nicht ein Gebot 
der Not, doch aber die Folgen einer wirtſchaftlichen Entwicklung, in 
der ihn das Biergeld hemmte, durchſetzen wollte, waren oft nicht die 
rechten. Aber verſtehen läßt ſich dieſe Oppoſition immerhin. 

Der ſüddeutſche und weſtdeutſche Adel lebte inmitten reich aus⸗ 
geſtatteter Höfe; ihm ſtanden die Pfründen und die Zinſen ſeiner Bauern 
zur Verfügung. Dem oſtdeutſchen Adel fehlte dieſe Quelle. Die 
materielle und auch geiſtige Notlage der Mark zwang ihn von vorn⸗ 
herein, eine weſentlich andere Lebensweiſe und Tätigkeit einzuſchlagen. 
Damit aber wurden die ſtrengen Grenzen zwiſchen den Ständen un⸗ 
klar. Hier, wo der Kampf um das tägliche Brot noch mit praktiſcher 
Hände Arbeit geführt werden mußte, entſchieden für die ſoziale Stellung 
nicht die Geburt, ſondern die Lebensverhältniſſe. „Koloniale Urſprüng⸗ 
lichkeit“ 1), es gibt kein beſſeres Schlagwort dafür. „Was du kannſt, 
das biſt du“, war hier die Loſung. Da hieß es für den Adel, wenn 
er nicht hinter dem Bürgertum zurückſtehen wollte, die Erwerbstätig⸗ 
keit des Bürgertums nachahmen, um ſich mit ihm auf gleicher Stufe 
zu halten. Und in dieſe Entwicklung griff die neue Steuer, das Bier⸗ 
geld, zerſtörend und verwirrend ein. Zunächſt ſogar, ohne daß der 
Adel dieſe Gefahr ahnte. Das zeigt der zweite Verſuch, der zugleich 
die Stellung kundgibt, die die Städte dem Biergelde gegenüber ein⸗ 
nehmen mußten. 

Es handelt ſich um den Vorſchlag, den Albrecht Achilles während 
der Verhandlungen über die Abtragung der von Friedrich II. ge⸗ 
machten Schulden vortrug, dieſe Schuldentilgung, ſtatt durch eine Land⸗ 
bebe, durch eine Abgabe von Bier zu vollziehen 2). Es war die erſte 


1) Priebatſch, Die Hohenzollern und der Adel der Mark, Hiſtor. Zeitſchr. 
88, S. 193 ff. 

2) Priebatſch, Polit. Correſpondenz von Albrecht Achilles, 1894, I, 35, 
und die „Hohenzollern und die Städte der Mark“, 1892, S. 137; v. Raumer, 
Verhandlung Churfürſt Albrecht Achills mit den märkiſchen Landſtänden, nach ſeinem 
Regierungsantritt. Märk. Forſchungen 1, 319; Kotelmann, Zeitſchrift P. G. L. 
III. S. 287, und beſonders „Eine alte Nachricht von der Huldigung Markgraf 
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namhafte Schuldſumme, die in dem jungen Staate von ber Regierung 
angefordert wurde; das erſtemal wurde von Albrecht, dem organi⸗ 
ſatoriſch begabten Verwaltungsgenie, die alte Auffaſſung durchbrochen, 
als ob die Koſten der Regierung von dem Landesherrn allein getragen 
werden müßten. Es mag zu dieſem Schritte beigetragen haben, daß 
die Schulden nur zum beſten des Landes in den pommerſchen Kriegen 
Friedrichs II. gemacht waren, daß Albrecht ſich ſtets nur als „Gaſt 
des Landes“ betrachtete; immerhin iſt die Energie zu bewundern, mit 
der er die bereits ſehr komplizierten Verhandlungen zu Ende führte, 
wenn er auch ſein Hauptziel, eine indirekte Steuer, nicht erreichte. 
Nachdem Albrecht Ende 1470 die Regierung übernommen hatte, 
berief er auf den 6. Januar 1472 einen Landtag nach Berlin mit 
dem einzigen Zwecke, über die Tilgung der Schulden, die er hatte mit 
übernehmen müſſen, zu verhandeln. Trotz der nicht gerade freund⸗ 
lichen Behandlung, die die Ritterſchaft von dem neuen Herrn erfahren 
hatte, erklärte ſie ſich ſofort zu allem bereit. Die Vertreter der Städte 
fragten bezeichnenderweiſe ſofort nach der Höhe der nötigen Summen. 
Die darauf genannten 100 000 Gulden müſſen einen ziemlichen Schreck 
hervorgerufen haben. Die Städte griffen, auch das zum erſten Male, 
zu der ſpäter ſo beliebten Ausrede, ſie hätten zu dergleichen keine In⸗ 
ſtruktion; insbeſondere müßten ſie erſt mit den daheim gebliebenen über 
den Vorſchlag zur Bezahlung verhandeln 1). Dieſer beſtand, wie ge⸗ 
ſagt, darin, die Bede durch ein Biergeld, und zwar dieſes Mal all⸗ 
gemein, zu erſetzen. Die Abgabe war ſo gedacht, daß jede Tonne 
Bier, ſoweit dieſes zum Ausſchank oder Verkauf beſtimmt war, zwei 
märkiſche Groſchen tragen folte. Demgemäß zerfielen die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen in drei Teile. Jede Tonne Bier trägt beim Brauen 
einen Groſchen, ebenſo iſt beim Kauf für jede Tonne ein Groſchen zu 
erlegen. Darüber wird von jeder Tonne, die ausgeſchenkt wird, nod- 
mals ein Groſchen gefordert. Dazu kommt dann als vierte Beſtimmung 
die ſchon bekannte Freiheit des Adels ſür den Hausbedarf, die aber 
hier auch auf die Knechte des Adels und auch auf die Bürger aus- 
gedehnt war?). Darin liegt die Eigentümlichkeit dieſes zweiten Ver⸗ 


Albrechts zu Salzwedel A. 1471 und was hernach wegen der Landbede und des 
neuen Zolls vorgegangen, A. 1472“, abgedr. Gercken, Diplom. I, 371; dazu 
als Ergänzung den bei v. Raumer, Märkiſche Forſchungen 1, 345 ff. ab» 
gedruckten, wahrſcheinlich eigenen Aufſatz Albrechts. 

1) v. Raumer ſetzt dieſen Vorſchlag merkwürdigerweiſe erſt nach Schluß 
der erſten Tagung an. 

2) Es heißt ausdrücklich: „Was Prelaten, riddern, edder knechte, Cloſter 
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ſuchs, der von der endgültigen Form, mie fie 16 Jahre ſpäter durd- 
geführt wurde, noch grundverſchieden ift. Denn eine eigentliche Brau- 
ſteuer iſt dieſer Vorſchlag nicht; er charakteriſiert ſich vielmehr als reine 
Schankſteuer. 

Als die Städte auf den Sonntag Invocavit, den 16. Februar, 
zurückkehrten, erklärten ſich zwar beide Stände zur Bezahlung der 
Schuld bereit, wollten aber von einem Ungeld nichts wiſſen. Albrecht 
kam aber nochmals auf ſeinen Vorſchlag zurück. Offenbar verſprach 
er ſich von der Höhe der einkommenden Summe ſehr viel; denn er 
wollte ſogar das Zugeſtändnis machen, daß das Biergeld ebenſo wie 
eine eventuelle Landbede nur vier Jahre lang erhoben werden 
folle 1). 

Auch jetzt fand er den gleichen Widerſtand. Die weiteren Ver⸗ 
handlungen, die oft unterbrochen wurden, geſtalteten ſich dann ſehr 
ſchwierig, da man ſich auch über die Quotiſation einer eventuellen Bede 
nicht einigen konnte. Schließlich ſchien dann aber auf dem letzten Ver⸗ 
handlungstage, am 25. Juli, zu Berlin, Albrecht mit ſeinen geſamten 
Vorſchlägen durchzudringen. Er war, da ihm an der Einführung des 
Biergeldes ſcheinbar ſehr viel lag, fo weit den Ständen entgegen- 
gekommen, daß er die Erhebung des Biergeldes auf vorläufig nur ein 
Jahr forderte. Jetzt ſtimmte der Adel zu. Von den Städten dagegen 
erklärten ſich nur Oſterburg und Stendal bereit. Die übrigen oppo⸗ 
nierten heftig und in ſo geſchloſſener Reihe, daß Stendal und Oſter⸗ 
burg von den weiteren Verhandlungen der Städtevertreter ausgeſchloſſen 
wurden. Schließlich blieb Albrecht, da eine Einigung an dem ſtarken 
Widerſtande der Städte ſcheitern mußte, nichts anderes übrig, als die 
100 000 Gulden doch als Bede zu erheben. Nur in Stendal und 
Oſterburg wurde das Biergeld bezahlt. Die eingehenden Summen 
wurden von der Quotiſationsſumme der Städte abgezogen. 

Ein beſonderer Grund, der gerade dieſe beiden Städte zu der An⸗ 
nahme des Biergeldes veranlaßte, iſt nicht zu erkennen, ebenſowenig 


juncfrauen edder Moniche, borghern und ſuſt idermanniglick ſülveſt braven und 
in ehren hüſern uthdrinken und umme Geld nicht uthſchenken, dar dorfen ſe 
nichts von gheven.” 

1) Sehr eigentümlich iſt, daß Albrecht hierbei ſich auf ein Friedrich II. 
— nicht Albrecht, wie Kotelmann ſagt — vom Kaiſer verliehenes Privilegium 
von 1456 beruft. Denn dieſes Privilegium konnte doch nur die Regeln um- 
faſſen, nicht aber eine rein territoriale Geldbewilligung, für die das Biergeld 
doch nur eine Erhebungsform bildete. Dieſe Verwechſlung feint mir für die 
Unklarheit dieſer Steuerverſuche ſehr charakteriſtiſch. 
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wie aus den erhaltenen Verhandlungsberichten ein klares Bild über 
die Ablehnungsgründe der Städte zu gewinnen iſt !). 

Nur das eine ergibt ſich ganz deutlich: Die Städte fürchteten 
eine als ſelbſtverſtändlich hingenommene Kontinuierung des Biergeldes. 
Denn ausdrücklich weiſt Albrecht in den verſchiedenen Formulierungen 
ſeiner Vorſchläge ſtets darauf hin, daß „ſo die Schulde betalt werden, 
bat Ungeld uphöre“ ?). Im übrigen find wir auf Vermutungen an- 
gewieſen, wie ſie ſich aus der ſpäteren Stellung der Städte gegen 
Biergelder ergeben. So dürften Stendal und Oſterburg der Einnahme 
in ihrem Gebiete zugeſtimmt haben, weil die Brautätigkeit dort gering 
wars). Oder allgemein, das Hauptmoment für die Beſorgnis dürfte 
geweſen ſein, daß dieſe Steuer das gerade damals in den märkiſchen 
Kommunen ſehr rege Braugewerbe beſchädigen würde. Sonſt wird für 
ihre Haltung in den Verhandlungen von 1472 viel eher die geſamte 
innerpolitiſche Lage maßgebend geweſen ſein. Die Regierung Albrechts 
bedeutete in ihren erſten wie letzten Jahren ein erneutes Auflehnen 
derjenigen partikularen Elemente, die Friedrich II. unterdrückt hatte, 
und das waren gerade die Städte ). 

Es war doch wohl in der Hauptſache kein ſozialer, ſondern ein 
rein politiſcher Widerſtand. Dafür ein Beiſpiel: Die Stadt Stendal, 
eine der zwei Kommunen, die 1472 dem Biergeld zuſtimmten, ſieht 
kein Hindernis, zehn Jahre ſpäter mit Rat und Tat in einem Kampf 
der Hildesheimer Bürger gegen den Biſchof, der gleichfalls eine Zieſe 
durchſetzen wollte, zu Gunſten der Bürger einzugreifen ?). Das Ber- 
ſtändnis der Steuerfragen war eben damals noch ſehr beſchränkt. Sonſt 
hätte der Adel nicht ohne weiteres dem Biergeldvorſchlage Albrechts 
zuſtimmen können. Denn ſeine ſoziale Entwicklung war ſchon ſo weit, 
daß eine Kolliſion der neuen Städteverordnungen mit ſeiner neuen 
Tätigkeit vorausgeſehen werden konnte. Sonſt würde in die uns er⸗ 


1) Der Salzwedeler Bericht ſchweigt darüber, gleichwie der Bericht Albrechts, 
der überhaupt vom Biergeld ſehr wenig ſagt. 

2) Bei dieſer Gelegenheit erſcheinen auch zum erſten Male die ſpäter ſo oft 
zitierten, im Landtagsabſchied vom 24. Auguft, am Tage Bartholomäi, 1472 
(Rep. 20 A. I. Nr. 4) formulierten drei Bedingungen, die von dem Revers 
weiterer Steuerfreiheit losſagen, der Beginn eines Landkrieges, eine Reichshilfe 
und die Ausſtattung einer Prinzeſſin. 

3) Wie wenig Wert auf dieſe Zuſtimmung gelegt wurde, dafür iſt der beſte 
Beweis, daß der Revers fie völlig verſchweigt. 

4) Siehe Priebatſch, Die Hohenzollern und die Städte der Mark, S. 128 ff. 

5) Siehe Lüntzel, Stadt und Diözefe Hildesheim II, 473 und Prie⸗ 
batſch, S. 159 ff. 
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haltenen Berichte doch wohl auch das eine oder andere über die Gründe 
eingefloſſen ſein, die die Städte zu ihrer Ablehnung beſtimmten. Viel⸗ 
mehr erſt das Biergeld, die mannigfachen durch ſeine Einführung ent⸗ 
ſtehenden Schwierigkeiten ſind die Schule geweſen, in der die Stände 
der Mark ihre ſteuerpolitiſche Erfahrung erwarben. 

Albrecht Achilles war der Mark ſtets ein Fremder geblieben. In 
dem Übermaße, mit dem er ſich der kaiſerlichen Politik widmete, liegt 
der Hauptgrund ſeiner zahlreichen Mißerfolge in der märkiſchen Re⸗ 
gierung. Sein Sohn Johann, der in den langen Jahren, wo das 
Reichsintereſſe Albrecht von der Mark fernhielt, die Regierung führen 
mußte, war mit viel zu wenig Mitteln ausgeſtattet, um die hohe Be⸗ 
gabung, die er in Verwaltungsfragen beſaß, anwenden zu können. Die 
Vorwürfe, die von Albrecht gegen ſeine tatſächliche Erfolgloſigkeit er⸗ 
hoben wurden, waren völlig ungerechtfertigt. Sowie er freie Hand 
beſaß, nur ſehr kurze Zeit nach dem endgültigen Antritt der Regierung, 
griff er auf die Pläne ſeines Vaters zurück, mit größerer Energie und 
auch mit größerem Erfolge, obwohl die Schwierigkeiten, die ſich ihm, 
wenigſtens in einem Landesteile, entgegenſtellten, viel bedeutender 
waren, als ſie Albrecht je gefunden hatte. 

Am 9. Februar 1488 bereits gelang es Johann Cicero nach 
langen Verhandlungen, das erſte Biergeld in der geſamten Mark durch⸗ 
zuſetzen !). 

Über die Verhandlungen ſelbſt ſind wir nur wenig unterrichtet. 
Der Widerſtand der geſamten Stände muß zunächſt ſehr energiſch ge⸗ 
weſen ſein. Erſt ganz allmählich ſcheint der Kurfürſt in ſehr diplo⸗ 
matiſcher Weiſe ihnen den Vorteil einer indirekten Steuer, insbeſondere 
eben einer Abgabe von Bier, beigebracht zu haben?). Trotzdem und 
trotz des Ediktes, das von einer Einführung des Biergeldes in der 
geſamten Mark ſpricht, waren mit dem Februar 1488 die Widerſtände 
noch keineswegs gebrochen. Die Städte der Altmark, die auch unter 
Albrecht ſtets der Hauptherd der Oppoſition geweſen waren, gingen 
diesmal in ihrer Auflehnung bis zur offenen Gewalt. Ehe wir uns 
jedoch dieſen Tatſachen zuwenden, ſei ein eingehender Blick auf das 
erſte Zieſedekret geworfen, da dieſes in vielen Stücken die Grundlage 
für alle ſpäteren Verordnungen bildet. 


1) Mylius IV, IV S. 1. Nr. 1. 

2) Ausdrücklich wird in dem Einführungsedikt geſagt, daß „folh out 
durch keine weg der Herrſchaft am treglichſten, denn landen und gemeinen nutz 
am leidlichſten geſcheen mag, dan allein durch das Biergeldt, das nicht allein 
der Inlendiſch, ſunder der Gemein und frembdt Man, der die Lande bouvet, trägt.“ 
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Es ift ſchon vorher darauf hingewieſen worden, auf wie niedriger 
Stufe die ſteuerpolitiſche Erfahrung bei den märkiſchen Ständen ſtand. 
Ohne Zweifel iſt wohl in einer Zeit, wo die territoriale Bierbeſteue⸗ 
rung überhaupt noch in ihren Anfängen war, auch bei der Regierung 
wenig mehr Erfahrung anzunehmen. Und doch zwingt der in der 
Anmerkung wörtlich zitierte Satz des erſten Biergelddekretes, wie auch 
noch mehrere andere, zu einer eingehenderen Erörterung. Der Zweck 
der Bierbeſteuerung iſt, die Einzelwirtſchaft in ihrer Steuerkraft an 
einer Stelle zu faſſen, wo vor allem in biertrinkenden Ländern das 
Ausgabebudget ſehr variabel ift und leicht über die urſprüngliche Ab— 
ſicht ausgedehnt wird !). 

Dazu kommt für das ausgehende Mittelalter die ſchon ſkizzierte 
eigenartige Entwicklung des Brauweſens hinzu, das vielfach ein Haus⸗ 
gewerbe unter Kontrolle geblieben war. Dieſe beiden Momente ſind 
für die erſte Einführung maßgebend geweſen und werden Johann 
Cicero zu der hohen Schätzung der eventuellen Einnahmen geführt 
haben. Ferner: Johann Cicero überſah auch zuerſt in ſehr ſcharfer 
Weiſe die ganze Kompliziertheit der Praxis und ihrer Bedingungen. 
Dieſe Schwierigkeiten beſtehen einmal in der jeweiligen Höhe der Ab⸗ 
gabe. Darüber iſt hier leicht zu urteilen. 12 Pfennig — wobei ein 
gleicher Münzwert während der ſieben Jahre der Bewilligung als Be⸗ 
dingung geſetzt wird — werden feſtgeſetzt pro Tonne inländiſchen 
oder fremden, eingeführten Bieres. Dieſe 12 Pfennig ſind gegenüber 
dem, was 70 Jahre ſpäter gezahlt wurde, ſehr gering. Weit kompli⸗ 
zierter iſt die Erkenntnis in einer weiteren Frage, nämlich inwieweit 
eine Bierſteuer wirklich den ſchließlichen Konſumenten trifft. Natürlich, 
ſoweit es ſich um das Hausbrauen handelt, iſt überhaupt keine 
Schwierigkeit vorhanden. Aber wir ſehen, Johann Cicero hat weiter 
gedacht. Er führt ja gerade als Hauptvorteil an, daß die Steuer 
auch den „fremden Mann“ treffe. Damit wird an die Frage der 
Überwälzung vom Produzenten auf den Konſumenten gerührt. Eine 
Antwort darauf läßt ſich, wenn ſie überhaupt gegeben werden kann, 
nur in der verwaltungstechniſchen Praxis finden. Das Biergeld charakte⸗ 
riſiert ſich nach dieſem Edikt als eine nach dem Maß beſtimmte Fabri⸗ 
katſteuer. Das iſt die primitivſte Form, und dementſprechend iſt auch 
die Erhebungsart ſehr einfach. Sie geſchieht von Fall zu Fall durch 
verordnete Einnehmer auf dem Lande und in den Städten. Trotzdem 
läßt ſich aus dem zitierten Satze nichts weiter ſchließen, als daß der 


= oe 


1) Handw. d. Staatswiſſenſchaft, Art.: Bier uſw., 3. Aufl., E. Struve. 
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Kurfürſt wohl einfach damit gerechnet hat, daß der Steuerzuſchlag von 
ſelbſt einen Preisaufſchlag auf das Bier bewirken würde 1). Denn in 
anderem Zuſammenhange hat Johann Cicero das gewerbliche Brauen 
überhaupt außer acht gelaſſen. Über die Frage: Adel und Biergeld 
enthält dieſes erſte Zieſedekret nur die Beſtimmung der Freiheit, nicht 
aber die, die ſchon Friedrich II. folgen ließ, des Verbotes des Bier⸗ 
verlages. Vielleicht war die Auslaſſung dieſes Paſſus nur ein Akt 
der Diplomatie. Aber gegen dieſe Annahme ſpricht die eigenartige 
Faſſung, die nicht einmal den Verſuch zeigt, die Anführung des Bier- 
verlagverbotes zu umgehen. Im Gegenteil, für den unbefangenen 
Leſer war nach dem ſtrengen Wortlaut der Adel überhaupt, ohne 
Unterſchied, ob für eigenen Gebrauch oder Verlag, von einer Abgabe 
für gebrautes Bier befreit ?). 


Außerdem begegnet eine letzte Beſtimmung, die zu dem erwähnten 
Widerſtande der altmärkiſchen Städte zurückführt. Die Oppoſition des 
geſamten Unterſtandes muß ſehr heftig geweſen ſein. Denn Johann 
Cicero ſah ſich dieſen gegenüber zu einem Zugeſtändnis genötigt, das 
die Städte während der ganzen rund 300 Jahre, in denen das Bier⸗ 
geld erhoben wurde, bewahrt haben. Ihnen wurde von dem in ihrem 
Bezirke erhobenen Biergelde der dritte Teil, alſo drei Pfennig von 
jeder Tonne, überlaſſen zur Unterſtützung der ſtädtiſchen Finanzen, die 
im ausgehenden 15. Jahrhundert ſehr daniederlagen. Nur ſo gelang 


1) In Rep. 20 D des Königl. Geh. Staatsarchivs befindet ſich unter den 
Akten von 1548 — 1549 ein Zieſedekret, das wahrſcheinlich, wie aus dem Text 
hervorgeht, in das Jahr 1488 gehört. Neues bringt es an und für ſich nicht. 
Nur einige nähere Ausführungsbeſtimmungen, wie: die Viertel und Tonnen 
ſollen in Städten und auf dem Lande bei rechter Größe bleiben, „große Fäſſer“ 
gelten ſechs Tonnen, verdorbenes Bier muß gleichfalls angemeldet werden, bei 
der Anmeldung werden Zeichen ausgegeben, ſpäteſtens 14 Tage ſpäter muß das 
Biergeld gezahlt werden, und endlich eine Beſtimmung, die obige Annahme be⸗ 
ſtätigt, der Preis dürfe nicht zu hoch geſetzt werden. 

2) Die Stelle lautet: „Dieſe willige und treuliche Zuſage des Birgelts fol 
unſern freunden den Biſchoffenn, andern unſern prelaten, Graffen, Herren, Ritter⸗ 
ſchafft, Mann und Stetten, an ihrem privilegium, freiheiten, Gnaden, und Ge⸗ 
rechtigkeiten, unſchettlich ſein, doch ſollen die prelaten. Grafen, Herren, und die 
vonn der Ritterfchafft des Biergelts, was fie auf ihren Schlöſſern und Hoffen 
brawen, gefreigt ſein, wie das die Aufſetzung, die wir ihnen überantwort 
haben, in ihrem Artikel inheldet.“ Wie Priebatſch a. a. O. S. 169, obwohl 
er doch auf gleichem Material fußt, ſagen kann: „Adel und Geiſtlichkeit blieben 
von dieſer Abgabe frei, durften aber natürlich ſelbſt kein Bier brauen“, iſt mir 
unklar. 
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es, die meiſten Städte zu gewinnen. Allein die altmärkiſchen Städte 
ſetzten die Oppoſition in entſchloſſenſter Weiſe fort. 

An der Spitze dieſer Bewegung ſteht, merkwürdig genug, Stendal, 
die Stadt, die unter Albrecht ſchon einmal einer Erhebung des Bier⸗ 
geldes zugeſtimmt hatte, ſpäter zwar in dem Zieſenſtreite von Hildes⸗ 
heim ihre Anſicht gewechſelt zu haben ſchien. Jetzt geht ſie in dem 
offenen Kampfe mit gutem Beiſpiele voran. Bezeichnenderweiſe ſind 
es die niederen Bevölkerungsklaſſen, die den Hauptton angeben. Bei 
ihnen war am wenigſten Verſtändnis für die Steuerfragen zu er⸗ 
warten; aber — und das zeigt abermals, unter welchen Geſichtspunkten 
das Verhalten der Städte Steuerfragen gegenüber in dieſer Zeit zu 
betrachten ift — fie riſſen die oberen Klaſſen zum Teil mit fi fort!). 
Beamte, Geſandte des Kurfürſten wurden hingemordet, ohne jeden 
Grund wurden umliegende Dörfer geplündert. Man fühlte ſich ſchein⸗ 
bar ziemlich ſicher. Verteidigungsmaßregeln wurden kaum ergriffen. 
Um ſo größer war die Überraſchung, als der Kurfürſt ſelbſt in der 
Altmark erſchien. 

Die erſte Stadt, die ſich freiwillig unterwarf, war Tangermünde 
(25. März 1488). Jetzt wurden die Steuerbedingungen ſofort ver⸗ 
ſchärft. Das urſprünglich von der Geſamtheit nur auf 7 Jahre be» 
willigte Biergeld mußte gleich auf weitere 7 Jahre zugeſagt werden. 
Dann ging es gegen Stendal. Mit einer Truppenmacht, zu deren 
Rüſtung volle 3 Wochen benötigt waren, rückte Johann vor die Tore 
der Stadt. Dieſe war klug genug, ſich ſchleunigſt zu unterwerfen. Die 
Bedingungen waren hier weſentlich höher. Das Biergeld mußte mit 
2 Groſchen auf 14 Jahre bewilligt werden (nach einer Urkunde vom 
22. April). Die Gewährung des „dritten Pfennigs“ fiel fort; außer⸗ 
dem ſetzte Johann Beſchränkung der Gilden, Beſchränkungen bei der 
Ratswahl durch. Nun vollzog ſich die Unterwerfung der übrigen Städte 
raſch. Die Bedingungen wechſelten ſtark. Überall wußte Johann per⸗ 
ſönliche Wünſche, finanzielle Forderungen einzuflechten. Ein doppeltes 
Biergeld, wie in Stendal, erreichte er nirgends wieder. Dagegen wurde, 
außer in Tangermünde, auch in Werben und Oſterburg eine Dauer 
von 14 Jahren für das Biergeld durchgeſetzt. 

Mitte Mai war die geſamte Altmark wieder beruhigt. Johann 


1) Vgl. für das folgende: Riedel Teil I, Bd. VI, S. 149, 384, 491; 
Bd. XV, S. 407—420; Gercken, Cod. diplom. IV, 646, außerdem einige 
ungedruckte Urkunden im Königl. Geh. Staatsarchiv, z. B. für Tangermünde, 
Seehauſen Rep. 21, Nr. 145, dann die Darſtellung bei Priebatſch a. a. O. 
S. 170—173. 
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Cicero war in dem Kampfe Sieger geblieben. Zwar war vorläufig 
die Zahlung des Biergeldes nur auf 7 Jahre erlangt worden. Aber 
ſchon die Bedingungen, die den altmärkiſchen Städten geſtellt wurden, 
die ſtets erhobene Forderung einer Verlängerung der Zahlung auf 
14 Jahre zeigte, wohin des Kurfürſten Abſicht ging. Über die Vor⸗ 
gänge der ſpäteren Jahre Johann Ciceros ſind wir in dieſer Hinſicht 
ebenſo ſchlecht unterrichtet, wie über die Anfänge Joachims I. Doch 
läßt ſich die beſonders in der älteren Literatur häufig vertretene Anſicht, 
Joachim I. habe erſt 1513 wieder ein Biergeld durchgeſetzt, leicht wider⸗ 
legen ). 

Die verſchiedenſten Beweiſe ſprechen dafür, daß auch nach 1495 
die Erhebung des Biergeldes fortgeſetzt wurde. Ob zwar in allen 
Kommunen und in allen Landesteilen, das kann ebenſowenig klargeſtellt 
werden, wie die Frage, ob das Biergeld überhaupt erhoben wurde, bez 
antwortet werden kann. 

Jedenfalls machte Johann Cicero nach Ablauf der 7 Jahre Ver⸗ 
ſuche, die Erhebung des Biergeldes einfach zu prolongieren. Dagegen 
muß, wohl weniger in der Altmark, die auch ſpäter noch ein friſches 
Gedenken an die Vorgänge von 1488 zeigt, wohl aber in den öſtlichen 
Teilen Widerſtand erwachſen ſein. Es iſt eine Nachricht erhalten, daß 
Frankfurt?) 1496 Pé neben anderen Bedingungen zur Übernahme 
eines Biergeldes von 12 Pf. pro Tonne auf 11 Jahre verſtehen 
mußte. Sonſt iſt über derartige Verſuche Johann Ciceros wohl kaum 
eine Nachricht erhalten. | 

Dagegen ift es gelungen, wenigſtens für die erften Jahre Joachims I. 
einiges Material zu gewinnen, das einen ziemlich feſten Schluß für 
die Fortführung des Biergeldes zuläßt. 

Auf dem Landtage von 15085) bringt Joachim I. längere Be- 
ſchwerden über die ſchwache Zahlung des Biergeldes vor. Die Stände 
gingen auf dieſe Klagen ſogar lebhaft ein und erteilten den Rat, daß 
die Ausgabe der Zeichen in den Städten unter der Kontrolle zweier 


1) So behauptet v. Beguelin S. 78, die Zieſe habe nach ſieben Jahren 
wieder aufgehört, wie aus dem Patent von 1513 hervorgehe. Von einer Wieder⸗ 
einführung iſt dort aber gar nicht die Rede. v. Thiele, Nachricht von der 
Churmärkiſchen Contributions: und Schoß⸗Einrichtung 1768 ſpricht von einer 
vierjährigen Prolongierung. Die Grundlage dieſer Annahme habe ich nicht 
finden können. 

2) Spieker, Geſchichte der Stadt Frankfurt a. O. S. 102—104 und 
Priebatſch a. a. O. S. 173f. 

8) Rep. 20 C. Fasc. 4. 
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Verordneter geſchehen folle. Den einen folle der Kurfürſt, den anderen 
der Magiſtrat ftellen. Weiter, 1506 ſowohl wie 1507, find vom Kur⸗ 
fürſten mit einigen Städten der Neumark Verhandlungen geführt 
worden, die eine Ablöſung des Biergeldes gegen ein einmaliges Fixum 
bezwecken 1). Am 29. März 1506 wurde zwiſchen den Städten Schivel⸗ 
bein, Dramburg, Falkenburg und Callies ein Vergleich geſchloſſen, daß 
die Städte durch Zahlung von 850 Gulden während der Jahre, in 
denen das Biergeld zugeſagt war, vom Biergeld befreit ſeien. Es wird 
die Beſtimmung hinzugefügt, wenn „nach außgang der Jar der zuſag“ 
eine neue Bewilligung erreicht wird, brauchen die Städte erſt zu zahlen, 
wenn ihnen obige Summe wieder zurückerſtattet iſt. Daraus geht doch 
mit jeder gewünſchten Klarheit hervor, daß in den Jahren zwiſchen 1495 und 
1511 des öfteren Verhandlungen zwiſchen dem Kurfürſten und den Ständen 
über eine Verlängerung des Biergeldes ſtattgefunden haben müſſen. Nur 
wird das Material darüber verloren ſein. Außerdem liegen auch Nachrichten 
vor von Einnahmen von Biergeld. Ein altes Copialrechnungsbuch von 
Treuenbrietzen verzeichnet für 1509 und folgende Jahre für jedes Quartal 
eine Summe von 24 — 28 Groſchen, die der Stadtſchreiber als Biergeld nach 
Berlin gebracht habe 2). Ahnliche Angaben find gerade für 1509 aus Garde⸗ 
legen erhalten ?)). Damit möge die Reihe der Beiſpiele geſchloſſen fein. 
Sie laſſen, wie geſagt, keinen anderen Schluß zu, als daß die Erhebung 
des Biergeldes in der Zeit bis 1511 fortgeſetzt iſt, aber — und dar⸗ 
auf iſt bisher, wie auch auf manche gleich anzuführenden Tatſachen 
noch nicht hingewieſen worden — das hier gegebene Material iſt in 
ſeinem Urſprung beſchränkt. Es handelt ſich in allen Fällen nur um 
Angaben aus den Städten der Mark. Das muß im Verein mit den 
weiteren Ausführungen über die Jahre 1511 und 1513 zu dem Urteil 
führen, daß Verhandlungen über eine Fortführung des Biergeldes nur 
mit den Städten geführt ſind; ja, es ſteht der Annahme nichts im Wege, 
daß der geſamte ritterſchaftliche Beſitz, trotzdem die Zuſage des Bier⸗ 
geldes 1488 von den geſamten Ständen erfolgt war, überhaupt keine 
Einnahmen an die kurfürſtliche Kaſſe abgeführt hat. Jedenfalls werden 
in den erſten 25 Jahren die Städte die Hauptzahler geweſen ſein. 
Denn auch die erſten von uns wieder genau zu verfolgenden Verhand⸗ 
lungen, die von 1511, ſind, nach dem Material zu urteilen, nur mit 
den Städten geführt worden. 


1) Riedel A. XVIII, S. 270. 
2) Rep. Deposit. Treuenbrietzen II, 5. 
3) Rep. Deposit. Gardelegen 93a, e, d, f. 
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Vom Jahre 1511 ab geht bis zum Ende der Regierung Joachims I. 
die Geſchichte des Biergeldes zwei Wege, den einen mit den Städten, 
den anderen mit dem Oberſtande !). 


Damals erging der erſte ernſte Vorſchlag Joachims I., das Bier⸗ 
geld in eine immerwährende Abgabe zu verwandeln 2). Aber dieſer 
Vorſchlag muß ſich nur an die Städte gerichtet haben. Es findet ſich 
auch nicht die geringſte Spur, daß auch dem Oberſtande ein derartiger 
Vorſchlag unterbreitet wurde. Die Perpetuierung ſollte unter folgenden 
Bedingungen erfolgen: Der Erhebungsſatz bleibt mit 12 Pfennig pro 
Tonne der ſchon 1488 angenommene; der „dritte Pfennig“, d. h. 
1 Pfennig verbleiben von jeder Tonne der ſtädtiſchen Kämmereikaſſe 
und zwar jetzt auch in den Städten, denen dieſe Vergünſtigung 1488 
entzogen war; dafür verpflichtet ſich der Kurfürſt, den Städten keine 
weiteren Beſchwerden aufzuerlegen, abgeſehen von den ihm zuſtehenden 
Rechten und den drei fdon im Rezeß Albrecht Achilles normierten 
Fällen einer Fräuleinſteuer, einer Reichshilfe und eines Krieges; eine 
trotzdem erhobene Forderung gibt den Städten das Recht, mit der 
Zahlung des Biergeldes zu zeſſieren. In dieſer Form wurde der Vor⸗ 
ſchlag 1511 den altmärkiſchen Städten unterbreitet. Sie ſtimmten an⸗ 
geſichts der üblen Erfahrungen von 1488 ſofort zu?). Länger zogen 
ſich dieſes Mal die Verhandlungen mit den Kommunen der übrigen 
Mark hin. In Berlin mußte der Kurfürſt zu Gewaltmaßregeln greifen; 
ſtädtiſche Beamte wurden abgeſetzt, die Annahme des Vorſchlages ere 
zwungen. 

So erklärt es ſich, daß die Verhandlungen erſt Januar 1513 als 
völlig abgeſchloſſen gelten konnten. Das Dekret, das darüber am 


1) Dieſe Trennung iſt bisher nie erkannt worden. Die geſamte Literatur 
läßt die Bewilligung des Biergeldes auf Lebenszeit 1513 von den geſamten 
Ständen vornehmen. Selbſt Haß, Die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel 
des ſechszehnten Jahrhunderts, 1913, der ſonſt das Material ſehr genau durch⸗ 
forſcht hat, ſpricht nur von einer Bewilligung für die ganze Regierungszeit und 
ſagt dann: „Denn in die Kaſſe des Kurfürſten iſt ſie ſtets gefloſſen. Für die 
ſtändiſchen Finanzen konnte ſie daher ſeit der Begründung der ſtädtiſchen Steuer⸗ 
verwaltung gar nicht in Betracht kommen.“ Die Sachlage iſt weſentlich anders. 
Die einzige richtige Darſtellung findet ſich bei Wöhner, Steuerverfaſſung des 
platten Landes der Kurmark Brandenburg, Teil I, Berlin 1804, S. 81 ff. 

2) Riedel C. III, S. 210. Die Datierung auf 1511 iſt ſicher richtig. 
Man beachte, daß das Stück einer gleichzeitigen Abſchrift des Salzwedelſchen 
Archivs entnommen iſt. 

3) Siehe auch Priebatſch a. a. O. S. 190. 
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16. Januar 1513 ausgeſtellt wurde!), enthält fait die gleichen Tat- 
ſachen, die ſchon der kurfürſtliche Vorſchlag gebracht hat. Eingangs 
wird auf die ſchlechte Finanzlage des Kurfürſten und mit Dank auf 
die bisherige Hilfe der geſamten Stände durch den Hufenſchoß hin⸗ 
gewieſen. Dann wird erwähnt, daß ſchon 1488 die geſamten Stände 
das Biergeld „vor eine leidliche und bequeme hülff der Herſchafft und 
den landen erkannt hätten“. Im übrigen wird mehrmals betont, daß 
die Bewilligung auf immer nur für Joachim I. und ſeines Bruders 
direkte Leibeserben fic) erſtrecke ). 

Damit war eine alte Befürchtung der Städte, die fie von vorn- 
herein hegten, wirklich in Erfüllung gegangen. Im allgemeinen war es 
für Joachim I. ein großer Erfolg. Die wichtige Steuer war faſt ohne 
Zugeſtändniſſe durchgeſetzt. Kleinere Vergünſtigungen, wie ſie Stendal 
bekam), die aber Gunſtbezeugungen ſehr ähnlich ſahen, find kaum in 
Betracht zu ziehen. Den Städten gegenüber war die landesherrliche 
Macht in Steuerfragen gefeſtigt. Ganz anders lagen die Verhältniſſe 
für den Oberſtand. 

Joachim I. war, wie bekannt, kein Freund des Adels. Er hat 
die letzten Reſte des Raubrittertums für immer beſeitigt. Er ver⸗ 
ſuchte aber zugleich, durch die Gründung der Univerſität Frankfurt und 
mancherlei ähnliche Mittel den Adel in ſeiner Bildung und damit in 
ſeiner Verwendbarkeit für des Landes Nutzen zu heben. Vielleicht mag 
damit auch in Zuſammenhang ſtehen, daß er auch die Biergeldfrage 
dem Adel gegenüber weſentlich anders löſte, daß er ihm hier merkwürdige 
Zugeſtändniſſe machte. 


1) Rep. 20 a, Nr. 1 oder Nr. 2; Mylius IV, IV S. 3, Nr. 2; Gercken, 
Diplom. I, 245. 

2) Der Text des Dekretes ift ſtellenweiſe nur ſchwer zu interpretieren. 
Doch wird jeder zugeben, daß eine Akte, die folgende Worte enthält: „Das wir 
unſern lieben getrewen Burgermeyſtern und Rathmannen, Werken und Gemeine 
Burger und Inwoner unfer Stete, unfer Lande . ... antzeigen haben laffen”, 
ſich nur auf die Städte beziehen kann. Die falſche Auffaſſung ſcheint mir durch 
folgenden Paſſus verſchuldet zu ſein, der auch bei genauem Leſen leicht miß⸗ 
zuverſtehen ift: „Nachdem ehrmals Prelaten, Graven, Herren, Nitterſchafft und 
Stet, das Biergeldt vor ein leidliche treyliche und bequeme Hilff der Herrſchaft, 
und denn Landen erkannt, ſie vor ſich unnd ihr Nachkommen das Bier- 
gelbt ..... geben möchten.“ Hier ift das ,fie* auf die kurz vorher Genannten 
bezogen worden, während es, wie der ſchon zitierte Paſſus und das gleich 
folgende „ihre Rathheuſer“ zeigt, nur für „Städte“ ſtehen kann. Übrigens ſagt 
auch Mylius in der Überfchrift feines Abdruckes, der völlig mit den Akten 
übeteinſtimmt, ausdrücklich „in Städten“. 

3) Riedel A. XV, 475. 
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Die Verhandlungen mit dem Adel müſſen erſt eingeſetzt haben, 
nachdem die mit den Städten zu dem für den Kurfürſten glücklichen 
Ende geführt hatten. Jedenfalls iſt eine Einigung zwiſchen Kurfürſt 
und Adel in der Frage erſt im November 1513!) erreicht worden. 
Und das auf ſehr eigenartige Weiſe: Der Kurfürſt überließ dem Adel 
die geſamten Biergeldeinnahmen aus den Ritterſchaftsſtädten, ſo daß von 
jetzt ab in die Hofrentei die Biergeldeinnahmen aus den landesherrlichen 
Städten, aus den Erbkrügen auf dem Lande und von Bauernbrauen 
floſſen, dagegen bekam die Ortsobrigkeit in den Ritterſchaftsſtädten die 
Einnahme aus ihren Städten, ſowohl von Bürgerbrauern, wie von 
den Krügen, „die von alters gebrauen“. Und bei dieſer Einrichtung 
hat es dann ſein Bewenden gehabt. 1513 wurde darüber zwiſchen dem 
Kurfürſten und dem Oberſtande (Prälaten, Grafen, Herren und Ritter- 
ſchaft) ein ſehr ausführlicher Vergleich geſchloſſen. Der Adel verpflichtete 
ſich, von ſeinen Bürgern und Krügern nie weniger als die feſtgeſetzten 
12 Pfennig pro Tonne zu nehmen; ferner die Brauer nicht zu zwingen, 
das Bier aus ſeinen Städten zu holen oder zu verbieten, es aus den 
landesherrlichen Städten zu holen; dann übernahm er die Garantie, 
daß auf dem Lande nur von den Krügern, „ſo von alters bier zu 
brawen gerechtigkeit gehabt“, gebraut würde, natürlich unbeſchadet der 
Braufreiheit des Adels zu eigenem Gebrauch; ein energiſches Veto 
wird gegen den Bierverlag des Adels eingelegt, und endlich wird den 
Bauern das Brauen von Keſſelbier gänzlich verboten. Das ſind alles 
Maßnahmen, die einen Schutz des ſtädtiſchen Brauhandwerkes und damit 
eine möglichſt hohe Biergeldeinnahme für den Kurfürſten bezwecken, 
deſſen Intereſſe nach dieſem Vergleich durchaus mit dem der Städte 
parallel lief. 

Jetzt war ein doppelter Grund für den Kurfürſten vorhanden, 
die Rechtsverhältniſſe in Hinſicht auf das Brauen in alter Weiſe auf⸗ 
recht zu erhalten. Auf der anderen Seite hatte der Adel doppelten 
Grund, gegen dieſe Rechtsverhältniſſe zu verſtoßen. Wir haben oben 
auf die wirtſchaftspolitiſche Wandlung, die ſich gleichzeitig mit dem 
Aufkommen des Biergeldes unter dem Adel vollzog, hingewieſen. Seine 
auch auf das Bier ſich erſtreckende „Kaufmannſchaft“ genügte ſchon 
allein, um den ganzen Vergleich illuſoriſch zu machen. Was aber ſollte 
jetzt werden, wo der Adel auch noch finanziell intereſſiert war an 


1) Rep. 20 A Nr. 3 und Riedel C. III, 229, außerdem das Copiarium 
Rep. 78, 4, das das geſamte Material für 1513 enthält, beſ. Fol. 186. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. 16 
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einer Ausdehnung der Braugerechtigkeit auf dem Lande und in den 
Städten? 

Wohin dieſes eigenartige Verhältnis, das bald noch viel komplizierter 
werden ſollte, führen mußte, zeigte ſich bald. Joachim I. lernte ein⸗ 
ſehen, daß der Adel den im November 1513 geſchloſſenen Vergleich 
tatſächlich in allen Punkten umſtieß. Auf dem Landtage am 11. Nov. 
15281) führte er vor dem Oberſtande laute Beſchwerde darüber. Der 
Adel laſſe ruhig auf dem Lande Bier brauen, wem es gefalle; ja, er 
verlege ſeine Krüger und Bauern mit ſelbſtgebrautem Bier. Er ver⸗ 
biete den Seinen, das Bier aus den landesherrlichen Städten zu holen. 
Und nicht wenige nähmen von den Ihren einfach weniger Biergeld, 
als die üblichen 12 Pfennig. Punkt für Punkt handelte der Adel 
alſo gegen die Abmachung. Die Maßnahmen, die Joachim I. dagegen 
ergriff, konnten ſich nur auf ſtrenge Verbote erſtrecken. Wie wenig 
die aber fruchten würden, wie ſehr dem Adel an einem Verſtoß gegen 
den Vergleich von 1513 lag, das zeigte ſich auf dem Landtage vom 
2. Juli 1527, wo der Adel ohne Bedenken den Antrag ſtellte, das 
Bauernbrauen zu geſtatten À). 

Doch ſetzte der Kurfürſt durch, daß in dieſer Hinſicht alles beim 
alten blieb. ö 

Damit haben wir einen deutlichen Abſchluß in der Geſchichte des 
Biergeldes erreicht. Nach zwei ſehr verſchieden gearteten Verſuchen er⸗ 
reichte Johann Cicero ſeine Einführung. Wirklich durchgeſetzt wurde 
aber ſeine Erhebung ſehr wahrſcheinlich nur in den Städten. Dort 
erlangte Joachim I. die Bewilligung für ſich und ſeine Leibeserben auf 
Lebenszeit. Der Adel dagegen wußte dieſe Einnahme ſich ſelbſt zu 
ſichern. Er wurde am Brauweſen doppelt intereſſiert. Zu dem hemmenden 
Momente, das in der „Kaufmannſchaft“ des Adels lag, kam ein zweites, 
das finanzielle Intereſſe. In der ſpäteren Entwicklung, nach der Ein⸗ 
führung des „neuen Biergeldes“, trat zwar dieſes zweite Moment an 
Bedeutung zurück. Es hatte aber die Wirkung in den rund 40 Jahren, 
da ein Stillſtand in der Entwicklung eintrat, auf die Haltung des 
Adels in Braufragen ſo beſtimmend einzuwirken, daß ſie gefeſtigt war, 
auch nachdem plötzlich das Verhältnis des Adels zur Steuer des Bier⸗ 
geldes ein weſentlich anderes wurde. 


1) Rep. 20 A Nr. 3. 
2) Rep. 20 A, I, Nr. 4. 
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Zweites Kapitel 
Geſchichte des Biergeldes unter Joachim II. 


Die Vorgänge in der Regierung Joachims II., die uns an dieſer 
Stelle intereſſieren, fallen erft in eine relativ {pate Zeit. Trotzdem die Ber- 
handlungen mit den Ständen über die Tilgung der Schulden Joachims J., 
die faſt 20 Jahre andauern ſollten, gleich einſetzen, beginnt die Bier⸗ 
geldfrage erſt in den letzten Jahren in den Vordergrund zu treten. 
»Sie iſt die legte Löſung nach vielen anderen teils abgeſchlagenen, teils 
nicht geglückten Verſuchen. Dafür aber boten die Verhandlungen der 
erſten zehn Jahre den Ständen in den Gravamina, die von jetzt an 
eine regelmäßige Begleiterſcheinung der Landtage ſind, Gelegenheit, 
Beſchwerden über das Brau- und Biergeldweſen vorzubringen. Sie 
entrollen natürlich das gleiche Bild, wie es die letzten Jahre Joachims I. 
charakteriſierte, und beweiſen, daß deſſen ſtrenge Verbote abſolut nichts 
genützt hatten. Schon 1536 begegnet die Forderung der Städte, keine 
Brauſtätten zu dulden, die nicht ſchon zur Zeit der Einführung des 
Biergeldes beſtanden, außerdem dem Adel die Errichtung neuer Krüge 
und den Bierverlag zu verbieten!). Der Rezeß vom 10. Auguft 1536 
gebot abermals Abſtellung dieſer Mißſtände mit negativem Erfolge, denn 
ſowohl in den Landtagsverhandlungen von 1538 2) wie 1540 8) tauchen 
gleiche Gravamina und gleiche Verbote auf. Sie bilden ſeitdem einen 
beſtändigen Teil in den Gravamina der Städte, ſo daß auf ſie kaum 
noch eingegangen zu werden braucht, da ſich an ſpäterer Stelle Ge⸗ 
legenheit geben wird, im Zuſammenhange über fie zu fpreden. 

Bei dieſem doch ganz offenbaren Schaden, den die verwaltungs⸗ 
techniſche Praxis des Biergeldes auf dem Lande hatte, mutet es um ſo 
ſeltſamer an, daß Joachim II. 1542 einen Verſuch machte, auch zur 


1) Rep. 20 C., auch Friedens burg I, S. 37, 39. Die hervorragende 
Publikation: „Kurmärkiſche Ständeakten aus der Regierungszeit Joachims II., 
I. Bd. 1535—1550, 1913“, konnte, trotz eingehender Nachſorſchungen im Königl. 
Geh. Staatsarchive, auch für die hier behandelte Frage in keinem Punkte über⸗ 
holt werden. Vielmehr bot ſie ſtellenweiſe wichtige Ergänzungen, da ich das 
Ständearchiv, eben dieſer Publikation halber, entbehren zu können glaubte, um⸗ 
ſomehr, als ich dem Wohlwollen des Verfaſſers auch noch die Einſicht in die 
Druckbogen des II. Bandes verdanke. Zwar geſchah das ſehr kurz vor der 
Drucklegung dieſer Arbeit. Und die beſonderen Zeitumſtände ließen es nur zu 
einer ſchnellen Durchſicht nach dem allerwichtigſten und einigen Vergleichen mit 
dem eigenen Material kommen. 

2) Rep. 20 A Nr. 5 = Mylius VI, I, Nr. 20. 

3) Friedens burg I, S. 82. 

16 * 


244 | Otto Kriegk [244 


Tilgung der Schulden, die der Oberſtand auf die Schultern feiner 
Untertanen übernommen hatte, das Biergeld heranzuziehen. Wahr⸗ 
ſcheinlich am 24. April 1542 hatten die Oberſtände dem Kurfürſten 
einen Landſchoß bewilligt für das laufende Jahr. Bald darauf er⸗ 
ſchien ein von der Regierung ausgearbeiteter Anſchlag, wie dieſer Land⸗ 
ſchoß aufzubringen ſei. Er ſetzte für die Bauern — im übrigen war 
es in der Hauptſache eine Beſitzſteuer von 1% 0 — neben einem „for⸗ 
ſchoß“, der verſchiedene Höhe je nach der Art des Beſitztums hatte, 
eine Abgabe vom Bier feſt!). In die „verordneten kaſten“ folte von 
jeder Tonne Bier ein märkiſcher Groſchen, alſo 8 Pfennige (die gleiche 
Summe, wie ſie der Kurfürſt von den Städten erhob,) gezahlt werden. 
Nicht ſteuerpflichtig find 12 Tonnen Bier „zu einer koſte“ ?) und das 
Erntebier. Damit aber die Krüger — denn dieſes Biergeld war direkt 
für den Konſum gedacht“) —, keinen Schaden erlitten, war ihnen ge⸗ 
ſtattet, die Maße zu verringern. 

Mit dieſer Abgabe, die alſo nur als Erleichterung des Schoßes 
gedacht war, ſcheint man aber überhaupt keinen Erfolg erzielt zu haben. 
1543) ſowohl wie 15465) feste Joachim II. bei dem Oberſtande den 
gleichen Landſchoß für ein Jahr durch. Hier iſt aber in den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen an keiner Stelle von einem derartigen Biergelde 
wieder die Rede. Das Ganze charakteriſiert ſich ſo als ein temporärer 
Verſuch, der nur als typiſch genommen werden kann für die Ver⸗ 
wirrung, in der die finanziellen Angelegenheiten der Mark in den erſten 
10 Jahren Joachims II. behandelt wurden. 

Denn zu einem wirklichen Reſultate in der Frage der Abtragung 
der von Joachim I. hinterlaſſenen Schulden kam man vor 1549 über⸗ 
haupt nicht. Bei jeder Bewilligung ſah Joachim II. ſchon eine neue 
dringende Forderung vor Augen. Man hat für dieſe faſt ſprichwörtlich 
gewordene ewige Geldnot Joachims II. ſtets nur ſein luxuriöſes Hof⸗ 
leben, ſeine Verſchwendungsſucht als Urſache hingenommen, damit aber 
andere, ſchwerwiegende Gründe überſehen. Joachim I. hatte die Finanzen 
wenigſtens einigermaßen geordnet, er hatte die Einkünfte, wie eben die 
Perpetuierung des Biergeldes in den Städten zeigt, geregelt. Aber 


1) Rep. 21 vol. 35 a; Friedens burg I, S. 212. 

2) Wahrſcheinlich bedeutet „koſte“ hier eine Prüfung des gebrauten Bieres. 
etofte” ift, wie Kluge S. 260 nachweiſt, nicht nur auf die Begriffe Speiſe und 
Preis beſchränkt. | 

3) Es wird ausdrücklich geſagt: „von einer etlichen tonnen biers, fo aufm 
lande ausgetrunken, in krügen oder fonft ausgeſchenket mirbet*. 

4) Rep. 20A Nr. 3 = Friedensburg 1, S. 254. 

5) Rep. 47H Nr. 1 Friedensburg I, S. 290. 
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mit der Anderung der Achilleiſchen Hausordnung entzog er dem älteren 
feiner Söhne einen nicht unbedeutenden Teil feiner Einkünfte !). Trog- 
dem übernahm Joachim II. in dem Teilungsvertrage mit ſeinem Bruder 
Johann die geſamten Schulden allein. Daß er dafür alle Erträge der 
von den Ständen bewilligten oder noch zu bewilligenden Steuern er⸗ 
hielt, war ein illuſoriſcher Vorteil inſofern, als die Stände jetzt ganz 
andere Schwierigkeiten in ſolchen Fällen machten, wie in den erſten 
Regierungsjahren Joachims I. Es iſt hier nicht der Ort, auf die nicht 
unintereſſante Frage, inwieweit ſich Joachim I. durch feine Bildungs⸗ 
beſtrebungen gegenüber den Ständen ſelbſt geſchadet hat, einzugehen. 
Soviel ſteht feſt, daß die Stände mit dem Bewußtſein höheren Wiſſens, 
mit dem nicht geringen, ſogar etwas plötzlichen, geiſtigen Aufſchwung 
auch größeren Einfluß auf die Regierung beanſpruchten. Da ſie den 
am einfachſten als Korrelat für bewilligte Forderungen erlangen konnten, 
ſo führte das praktiſch zu einer Kontrolle der Finanzen. Das zeigte 
ſich ſchon in den erſten Jahren. 1540 äußerten ſich die Stände über die 
Schulden: „daß dergleichen bei voriger Herrſchaften, bei welchen die aus 
der Landſchaft mit geraten, nicht geſchehen ſey; Sereniſſimus möchte hierin 
Anteceſſoribus folgen und nicht mit 2 oder 3 etwas beſchließen, her⸗ 
nach die Laſt gemeiner Landſchaft übertragen; man gebe vor, Sr. 
Churfürſtl. Gnaden ſey der mächtigſte und reichſte unter den Churfürſten; 
es befinde ſich aber viel anders, und wo nicht andere Regierung des 
Hofes gemacht werde, müßten die Stände mit ſeiner Gnaden verderben“ ?). 
Solchen Worten folgten bald Taten. Auf den Kreistagen, Ausſchuß⸗ 
tagen, geſonderten Verſammlungen der Oberſtände und der Städte, die 
Joachim II. allzureichlich berief, wurde faſt nie irgendwelche Bewilligung 
erreicht. Immer wieder wurde von den Oberſtänden und von den 
Städten, in denen ſich gleiche Strömungen wie im Adel breit machten, 
auf einen allgemeinen Landtag gedrungen. So kam es ſchließlich zu 
dem Landtage von 1549, der für die Finanzgeſchichte der Mark ſehr 
wichtig werden ſollte. 

Nach erfolgloſen Vorverhandlungen im April 1549 trat der Land⸗ 
tag am 24. Juni zuſammen. Der Kurfürſt ließ ihn mit einer ſehr 
eingehenden Propoſition eröffnen?), die zunächſt die Gründe der all- 


1) Haß S. 175. 

2) Kurz verfaßte hiſtoriſche Nachricht von den Churmärkiſchen Landſchaften 
und deren Credit⸗Werken, auch deren Adminiftration, abgefaßt von Friedrich 
Ludwig Buchholz, 1750. Handſchr. d. Königl. Geh. Staatsarchiv, Prov. Br. 
Rep. 16 If. g. 2. Gen. 

3) Rep. 20D = Friedensburg I, 356 ff. 
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gemeinen Verſchuldung brachte. Der Kurfürſt wies auf die großen 
Koſten hin, die die Inveſtitur Johann Alberts im Erzbistum Magde⸗ 
burg, die endgültige Beſitznahme der Herrſchaft Kroſſen 1537, ferner 
Reichsangelegenheiten, Erlangung von Privilegien und dergleichen ver⸗ 
urſacht hatten. Dafür ſeien die Einnahmen zu gering geweſen, wie er 
einem Ausſchuß durch genaue Abrechnung beweiſen wolle, die ſich aus 
Staatsgründen in der Allgemeinheit des Landtages nicht geben laſſe; 
Abhilfe ſei dringend notwendig und könne nach reiflicher Überlegung 
am beſten durch Abgaben vom Getränk geſchehen 1). Von einer ſolchen 
Steuer würden alle Stände, mit Einſchluß der Geiſtlichkeit und des 
Adels, gleichmäßig betroffen. Eine Schädigung der Brauer fet aus- 
geſchloſſen, wenn der Bierpreis erhöht würde. Das könne ruhig ge⸗ 
ſchehen, da nach der Erfahrung in teureren Jahren der Bierpreis er⸗ 
höht, der Konſum aber nicht zurückgegangen ſei. Darum könne 
die Höhe dieſer Abgabe auch bedeutend ſein. Der Kurfürſt ſchlägt dann 
vor, es ſollten 8 märkiſche Groſchen von jeder Tonne, „wer dieſelbe 
in ſtedten und dorfern on unterſchied, wem auch dieſelben von prelaten, 
graffen, hern, ritterſchaft oder ſtedten zuſtunden, doch unverrückt vhoriger 
bierzieſen,“ gegeben werden. 

Die Stellung der Städte und Stände zu dieſem Vorſchlag war 
von vornherein klar. Geiſtlichkeit und Adel waren, wie ſtillſchweigend 
vorausgeſetzt wird, frei von dieſer Steuer. Wenn auch eventuell bei 
dieſer Gelegenheit eine neue Beſchränkung des Brauweſens auf dem 
Lande verſucht werden würde, die Hauptlaſt mußte auf die Städte 
fallen. So ſtimmten denn die Oberſtände, nachdem ſie durch anfängliche 
Weigerung die Zeit der Bewilligung von 16 auf 8 Jahre herabgedrückt 
hatten, der Erhebung eines Biergeldes in der vorgeſchlagenen Höhe zu. 
Es ſollte zum Unterſchiede vom bisherigen „alten Biergelde“ den 
Namen „neues Biergeld“ führen. Natürlich geſchah dieſe Bewilligung 
nicht ohne neue Bedingungen. Sie forderten rundweg, daß die ge⸗ 
ſamte Schuldenverwaltung, die Einlöfung der verpfändeten Ämter in 
die Hände der gemeinen Landſchaft, vertreten durch einen von Ober- 
ſtänden und Städten gebildeten Ausſchuß, gelegt werde?). Dazu 
kamen Vorbehalte, wie ſie ſich aus dem Gange der Verhandlungen er⸗ 
gaben. Die gemachten Zuſagen ſollten erſt dann Gültigkeit erlangen, 
wenn die Städte gleichfalls das Biergeld bewilligt und auch der Er⸗ 
hebung eines Giebelſchoſſes, als Aquivalent für den zugleich auf dem 


1) Auch vom Wein war eine Abgabe beabſichtigt, die aber bald fallen ge» 
laſſen wurde. 
2) Rep. 20 D. Schriftliche Antwort der Oberſtände vom 25. Juni. 


247] Das Biergeld in der Kurmark Brandenburg 247 


Lande erhobenen Hufenſchoß, zugeſtimmt hätten. Das gab diefen Be- 
ſchlüſſen etwas ſehr Unſicheres, denn die Städte weigerten ſich vorläufig 
in allen Punkten. Sie äußerten eine ganze Reihe Beſchwerden. Schließlich 
wußte Joachim II. keinen anderen Ausweg, als ſie bis zum 15. Auguſt 
zu verabſchieden. Gleichzeitig wurde aber die Bildung des Ausſchuſſes 
und zwar faſt ganz nach dem Vorſchlage des Kurfürſten angenommen !). 
Im Auguſt ſetzten dann die Verhandlungen mit den Städten aufs 

neue ein. In den mündlichen Beſprechungen?) verharrten diefe zu- 
nächſt auf ihrem ſtrikten Ablehnungsſtandpunkte. Der Kurfürſt griff 
perſönlich ein. Auf die Vorwürfe der Städte, daß die neue Auflage 
aufs Bier ihr ſtädtiſches Gewerbe vernichten würde, wies er auf die 
Verhältniſſe in den benachbarten Staaten hin, wo in letzter Zeit das 
Biergeld ebenfalls erhöht ſei. So gelang es ſchließlich ſeinem perſön⸗ 
lichen Einfluſſe, die Städte (am 23. Auguſt) zur Annahme eines Re⸗ 
verſes zu bewegen?), in dem fie das Biergeld in der Höhe von 
8 Groſchen pro Tonne auf 8 Jahre „zuſagen, wenn es unter Aufſicht 
des Ausſchuſſes nur zur Ablöſung der Amter verwendet würde“. 

Damit aber waren die Verhandlungen noch nicht abgeſchloſſen. 
Die Oberſtände hatten ihre Zuſage auch an die Bewilligung des 
Giebelgeldes durch die Städte geknüpft. Nach fruchtloſen Verhand⸗ 
lungen (im September) erklärten ſich die Städte endlich (Michaelis 1549) 
auch dazu bereit. Mit einem Revers, der noch einmal für die Be⸗ 
willigung des „neuen Biergeldes und des Hufen- und Giebelſchoſſes“ 
den Dank des Kurfürſten ausſprach, ſchloſſen die Verhandlungen “). 

Joachim II. hatte an Geldmitteln viel erreicht, an landesherrlicher 
Macht unendlich viel verloren. Die Finanzverwaltung ſeines Landes 
war, da die Schuldentilgung faſt ihr einziges Reſſort bildete, ſeinen 
Händen entglitten. Und dieſe Tendenz mußte noch weiter fortſchreiten, 
da ſchon jetzt die Summen ſich nicht als hinreichend erwieſen und die 
noch immer nicht ganz geſchlichtete Unſtimmigkeit unter den Ständen die 
Zahlungen verzögerte p). Die Städte weigerten bé, die bei ihnen im 
erſten Quartal eingekommene Summe abzuliefern, ehe die Abgaben des 
Oberſtandes eingetroffen wären. Dazu kam, daß die Gläubiger ganz 
naturgemäß auf Einlöſung der Pfandſchaften drangen, da dem Kur- 
fürſten größere Mittel plötzlich zur Verfügung ſtanden. 


1) Friedens burg I, 329 f. 

2) Rep. 20D. = Friedensburg 1, 42—450. 
3) Rep. 20 D. in vierfacher Ausführung. 

4) Rep. 20A. I. Nr. 4; Mylius VI, I, Nr. 26, 
5) Friedensburg 1, S. 337. 
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Alle diefe Gründe kamen zuſammen, um die Finanzoperation von 
1549 ſchon wenige Wochen nach ihrer glücklichen Vollendung ihrer 
Wirkung zu berauben. Schon auf einem Ausſchußtage vom 26. Februar 
1550 geſtand Joachim II. zu, „das wier gleichwoll befinden, das diſſer 
bewilligethe ſteuer, vornehmlich das biergelth, in weithem den gebofften 
anſchlag nicht erreichen wolle, und gehet uns nicht alleine an den⸗ 
ſelben anſchlagen, ſondern auch an unſernn erblichen gefellen ein ſtath⸗ 
liches abe“ 1). | 

So blieb ihm bereits ein Jahr ſpäter nichts anderes übrig, als 
von neuem einen Landtag zu berufen auf den 4. Mai 15502). Von 
vornherein war er ſich über die Schwierigkeiten, die ihm die Städte 
bereiten würden, klar. Und ſo ließ er ſie vorher von Kommiſſaren 
aufſuchen, deren Berichte die Befürchtungen vollauf beſtätigten?). Da- 
bei waren die Vorſchläge, die Joachim II. dem neuen Landtage unter⸗ 
breiten konnte, gerade für die Städte ſehr ungünſtig. Er ſchwankte 
zunächſt zwiſchen Getreideausfuhrzöllen, einer Abgabe von allgemeinem 
Kauf oder Verkauf auf der einen oder einer Verlängerung des Bier⸗ 
geldes auf der anderen Seite, und zwar auf 14 Jahre insgeſamt. 
Die letztere Maßregel war zunächſt völlig ausſichtslos. Schon im 
März hatten die Städte unter verſchiedenen, das Brauweſen betreffen⸗ 
den Gravamina auch darauf hingewieſen, daß ſie die eigentlichen Träger 
der neuen Abgabe feien. Sie hätten aus dem Regiſter von Luciae *) 
erſehen, daß die Flecken und Dörfer der Prälaten und Ritterſchaft nur 
1008 Gulden und 24 gr., die Städte dagegen 9470 Gulden und 
20 gr. eingebracht hätten, wobei die letzte Zahl bei weitem noch nicht 
das endgültige Reſultat darſtelle ). Auch ſonſt hatten fih die Städte 
mit den Verwaltungsprinzipien der neuen Steuer ſehr wenig ein⸗ 
verſtanden erklärt. Trotz alledem gelang es der ſchlauen Diplomatie 
Joachims II. am 12. Mai, unter den geſamten Ständen eine vorläufige 
Einigung erzielen. Die Zuſage der Städte war noch keine bindende. 
Doch wurde in dem endgültigen Rezeſſe, der am 1. Juli 1550 er- 
folgte, kein neuer Punkt in die eigentlichen Bedingungen eingefügt“). 


1) Rep. 20D. = Friedensburg I, S. 577. | 

2) Akten in Rep. 20 E. — Friedensburg 1, S. 640—687. 

3) Siehe die Aufftelung bei Friedensburg I, S. 630. 

4) Das neue Biergeld wurde an drei Terminen: Crucis (14. September), 
Luciae (13. Dezember) und Quasimodogeniti (1. Sonntag nach Oſtern) nach 
Berlin zur Kaſſe geſandt. 

5) Rep. 20D. = Friedensburg 1, S. 591. 

6) ber die einzelnen Beſchlüſſe orientiert am beſten eine kurze Zuſammen⸗ 
ſtellung in Rep. 20 E. = Friedensburg I, S. 682. 


249] Das Biergeld in der Kurmark Brandenburg 249 


Wieder waren von Joachim II. neue Geldmittel flüſſig gemacht worden. 
Aber wieder war das Brauhandwerk als Steuerobjekt am ſtärkſten 
herangezogen. Der Adel wurde zwar auch ſtark belaſtet. Er über⸗ 
nahm 100 000 Gulden neuer Schulden, ein Roßdienſtgeld auf 5 Jahre 
und ein Giebelgeld auf nunmehr 14 Jahre. So hoffte der Kurfürſt 
vom Oberſtande rund 400 000 Gulden zu erlangen. Die Städte be⸗ 
willigten 500 000 Gulden, für die ſie Schulden übernehmen wollten. 
Außerdem mußten durch das neue Biergeld 600 000 Gulden für Ein⸗ 
löſung der verpfändeten Amter und ein Reſt von 100 000 Gulden 
neuer Schulden aufgebracht werden. Alſo von der Geſamtſumme von 
1600 000 Gulden ſollte das Brauhandwerk der Mark 700 000 Gulden 
allein tragen. Das neue Biergeld wurde infolgedeſſen verlängert. Es 
ſollte von den Städten ſo lange gezahlt werden, bis die auf dieſe Steuer 
gelegten Schulden getilgt wären. Man hoffte anſcheinend, daß dafür 
14 Jahre ausreichen würden !). Die Oberſtände willigten gleichfalls 
in eine Erhebung des neuen Biergeldes auf 14 Jahre. 

Da waren ſtrenge Maßnahmen in der Verwaltung des „Neuen 
Biergeldes“ ſehr notwendig. Ebenſo wichtig aber war, wie ſich das 
Verhältnis des Adels zu dem „Neuen Biergelde“ geſtalten würde. 

Eine Frage, die ſich allmählich von ſelbſt beantwortete, da der 
Ausſchuß, in dem der Adel der Zahl nach die Oberhand hatte!), ſchon 
in der allererſten Zeit ſeiner Sitzungen auch die Regelung der tech⸗ 
GC ee der neuen Steuern in feine Hand nahm. 

ährend der erſten großen Pauſe in den Landtagsverhandlungen 
war den Städten vom Kurfürſten Gelegenheit gegeben worden, in 
weiteſtem Umfange Beſchwerden vorzubringen, und zwar war jeder 
Stadt dieſes Recht geſondert gegeben worden. In nun eingehenden 
Beſchwerdeſchriften“) nehmen die Klagen über das Brauweſen einen 
ſehr weiten Raum ein. Und es bietet ſich hier, wo die einzelnen Tat⸗ 


— 


1) über die Frage, auf wie lange das neue Biergeld 1550 von den Städten 
bewilligt wurde, find ſpäter Streitigkeiten entſtanden (f. Friedensburg LI, 
S. 79 ff.). Sie haben ihre Urſache in der Unklarheit des Beſchluſſes von 1550, 
der wörtlich ſagt: „Es haben auch die ſtedte bewilligt, das birgeld ſo lange zu 
geben, bis dieſe obgeſatzte ſchulde, ſo davon ſollen erlegt werden, alle bezalt“. 
Friedensburg (II, S. 3, Anm.) meint, daß durch einen Revers des Kure 
fürſten vom 14. Oktober 1550 (Mylius VI, 1, Nr. 29) Aufklärung geſchaffen 
werde. Dieſer Revers bezieht ſich aber nur auf die Oberſtände. Ein direkt be⸗ 
weiſender Beleg läßt fic) nicht beibringen. Der Mech vom 1. Juli 1550 ſchweigt 
auch darüber. 

2) Siehe die Lifte der Mitglieder z. L., Friedensburg I, S. 528. 

3) Rep. 20 D, abgedruckt: Friedensburg I, S. 395—341. 
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ſachen oft bis ins kleinſte Detail behandelt werden, am beſten Gelegen⸗ 
heit, einige Worte über die Mißſtände, wie fie fid in den Gravamina 
der Städte ſpiegeln, zu ſagen 1). Am zahlreichſten wird Klage erhoben 
gegen den Adel. Bald verſtößt er gegen den Vergleich von 1513, 
nimmt von Brauberechtigten kein Biergeld, bald läßt er Krüger, denen 
das Braurecht gar nicht zuſteht, brauen, zieht auch die Abgaben von 
ihnen ein. Oft wird eine ganze Reihe von Adligen namentlich an⸗ 
geführt, die auf den Dörfern, die in die ſtädtiſche Bannmeile reichen, 
Zwangsverlag eingeführt haben. So weiſt Granſee nach, daß ſein 
Brauhandwerk gänzlich darniederliege, da fünf Adlige 15 ihm zuſtehende 
Dörfer im Bierverlag an ſich gezogen hätten. Die gleiche Ausdehnung 
des Abſatzgebietes nahmen auch die Erbkrüger, deren Bier nur im 
eigenen Haufe oder in beſtimmten Dörfern zum Konſum ausgeſchenkt 
werden durfte, ſelbſt vor. So führen die prignitzſchen Städte gegen 
einen Krüger Beſchwerde, der drei Städte (Perleberg, Pritzwalk und 
Kyritz) durch Bierverlag ſchädige. 

Ebenſo groß war der Nachteil, der den Städten aus dem Bauern⸗ 
brauen und Koventbrauen erwuchs?). Faſt jede Stadt bringt 
ſpezielle Klagen in dieſer Hinſicht vor. Und oft taucht die Befürchtung 
auf, die neue Erhöhung werde das Bauernbrauen ſehr befördern. Auch 
in den Städten war das Koventbrauen ſehr im Gebrauch. Die ge⸗ 
ringe Anzahl von vier oder fünf Scheffel Malz, die dabei verbraut 
wurde, war ſteuertechniſch gar nicht zu erfaſſen. Daneben Bringen 
dann einzelne Städte Klagen vor im ſpeziellen Zuſammenhange mit der 
geplanten Erhöhung. Dieſe beweiſen die gewaltige Bedeutung, die 
das Brauweſen für manche Kommunen hatte, und laſſen die endlich 
von den Städten erlangte Erhöhung des Biergeldes in noch weſentlich 
anderem Lichte erſcheinen. Vor allem begegnen ſolche Einwürfe in den 
Schriften Gardelegens, Salzwedels und der prignitzſchen Städte. Die 
Weſtgrenze der Mark griff in ein hoch entwickeltes Kulturgebiet, in 
dem auch das Brauweſen ſehr ausgebildet war. Trotzdem war es der 
hochſtehenden Kunſt der Brauer von Gardelegen und Stendal gelungen, 
in den Gebieten von Magdeburg, Braunſchweig und Lüneburg ſich ein 
glänzendes Abſatzgebiet zu verſchaffen. Schon die Nachricht von der 
Erhöhung des Biergeldes hatte dort Braunſchweiger und Goslarer 
Bier die Einfuhr erleichtert. Das zog eben noch bedeutend weitere 
Kreiſe, als nur für das Brauhandwerk. Hier bedeutete die Erhöhung 


1) Sämtliche ſpäter noch oft vorgebrachten Gravamina bringen nichts Neues. 
2) Rovent — Dünnbier, das nach dem Bier durch Aufguß auf die Traber 
gewonnen wird. Kovent wahrſcheinlich = Convent. 
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des Biergeldes darüber hinaus eine ſchwere Schädigung für den Ge- 
treidehandel. Es hatte ſich hier an der Weſtgrenze der Gebrauch 
herausgebildet, die guten märkiſchen Biere gegen das vorzügliche Korn 
der magdeburgiſchen Ebene umzutauſchen. Ein ähnlicher Tauſchhandel 
beſtand zwiſchen Mecklenburg und den prignitzſchen Städten. Das 
„Neue Biergeld“ mußte deſſen Ende bedeuten ). 

Und was tat nun der Ausſchuß, um dieſe mit dem „Neuen Bier⸗ 
gelde“ in engſtem Zuſammenhang ſtehenden Mißſtände zu, befeitigen ? 
Soweit ſie beſondere örtliche Verhältniſſe, wie in Gardelegen, Stendal 
betrafen, war ihnen wohl nur mit dem radikalen Mittel einer Steuer⸗ 
befreiung abzuhelfen. Und wirklich ſcheint es Gardelegen und Salz⸗ 
wedel gelungen zu ſein, ſich von der neuen Bierſteuer wenigſtens zum 
Teil zu befreien. Die darüber erhaltenen Nachrichten gehen aus⸗ 
einander. Die beiden Städte ſind entweder von der Hälfte der Ab⸗ 
gaben befreit worden?) oder haben ſich von der Abgabe durch ein 
Firum zu befreien gewußt). Aber ſonſt? Man erwartet Verbote 
gegen den Bierverlag des Adels, das Bauernbrauen. Sie erfolgten 
zwar in einem Dekret, das zugleich gegen die Kaufmannſchaft des 
Adels Stellung nahm, aber die eigentlichen vom Kurfürſten nach Be⸗ 
ratung mit dem Ausſchuß erlaſſenen Biergeldordnungen ſagen darüber 
gar nichts, obwohl ſie ſonſt ſehr auf Einzelheiten eingehen“). Nach 
ihnen iſt ſtreng zu ſcheiden zwiſchen Stadt und Land. In den Städten 
lag die Einnahme zunächſt den Magiſtraten ob. Vor Beginn des 
Brauens hatte jeder ein Zeichen zu fordern, darauf wurde ſein Name 
in ein Regiſter eingetragen, und nach vollendetem Brauen hatte er die 
Zahl der Tonnen anzugeben, damit die Höhe des Biergeldes feſtgeſtellt 
werden konnte. Die Zahlung mußte binnen 14 Tagen erfolgen. Sonſt 
trat Pfändung ein. Auf dem Lande dagegen ſtand die Erhebung der 


1) Als Kurioſum ſei ein Paſſus angeführt, der ſich unter den Gravamina 
von Gardelegen findet: „Es kompt auch gar oft das den bierbrauwern von 
boſen leuten ihre behr bezaubert und bei zeiten, ſo es in der gahre ſteht, 
odir ein gewitter und blitz ſich erhebt, im ganzen vertorben wirt, ſodaß der bier⸗ 
brauwer des behres gar nichts mag genießen, EE feinen ſchweinen muß 
fürtragen und geben laſſen.“ 

2) So in einer Sonbereingabe Stendals. Rep. 20 E = Friedendburg 
I, S. 700. 

3) So in Gravamina der Städte vom 18. März. Rep. 20D = Friedens: 
burg I, ©. 591. 

4) Siehe für das folgende die Erhebungsordnungen für Städte und Land, 
die Verordnung für die Landreiter und die Verordnung wider das Brauen uſw. 
auf dem Lande in Rep. 20 D, abgedruckt bei Friedensburg I, S. 481—496, 
die letzte auch Mylius IV, IV Nr. 4, S. 11—18. 
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jeweiligen Ortsobrigkeit, alfo ben Prälaten und dem Adel zu. Das 
techniſche Verfahren der Einnahme war dort das gleiche. Verbote ent⸗ 
hält nur die für das Land erlaſſene Ordnung. Aber auch dieſe Ver⸗ 
bote erſtrecken ſich nur auf das Brauen der Bauern von Gerſten⸗ oder 
Keſſelbier. Und ſonſt wird nur die Tatſache klargeſtellt, daß eine 
Brau⸗ oder Schankgerechtigkeit nach wie vor nur auf Grund alter, 
bereits bei Einführung des alten Biergeldes vorhandener Rechte an⸗ 
erkannt werden könne. Keinesfalls werde ſie durch Zahlung des neuen 
Biergeldes etwa erworben. Schärfer ſpricht ſich zwar, wie erwähnt, 
eine andere Verordnung Joachims II. gegen die Mißbräuche des Adels 
aus. Sie unterſagt im Zuſammenhang mit Verboten der Kaufmann⸗ 
ſchaft das Bierbrauen, außer für eigenen Bedarf, den Bierverlag uſw. 
Lauter längſt bekannte Tatſachen, denen gegenüber Verbote leider gar 
nichts fruchten konnten. Um dieſe von der ſozialen Seite her ganz 
verſtändliche Stellung des Adels zu verhindern, wären von ſeiten der 
Regierung Maßnahmen nötig geweſen, die eben die wirtſchaftliche Lage 
des Adels umgeſtaltet, eventuell andere Einnahmequellen für ihn er⸗ 
öffnet hätten. Statt deſſen nur Verbote. Und das, obwohl der Adel 
ſich nicht ſcheute, gleichzeitig, ja ſchon vorher, die durch den Ausſchuß 
erlangte Macht auch in dieſer Frage ſofort zu ſeinen Gunſten aus⸗ 
zunutzen. Schon im Auguſt 1549 erhob er in den Ausſchußverhand⸗ 
lungen drei Forderungen über das Brauweſen i). Die erſte betraf das 
Bauernbrauen. Es ſollte mit Beſchränkung auf Keſſelbier und Kovent⸗ 
bier überall geſtattet werden. Die zweite zeigte die eigentliche Abſicht 
ſchon deutlicher. Alten Brauſtätten, die infolge Brand oder „un⸗ 
vermögen“ eine Zeitlang nicht gebraut haben, ſolle ſolches wieder ge⸗ 
ſtattet werden. Eine Forderung, die die ſchon an ſich ſehr ſchwere 
Kontrolle der Braugerechtigkeiten noch komplizierter machte. Und end⸗ 
lich, die Exekution in Brauſachen gegen die Untertanen von Prälaten 
und Adel ſollen nicht den Landreitern der Städte übertragen werden; 
jedenfalls feien die Unterſuchungen genauer zu führen. Dem Kur- 
fürſten gelang es ſchon damals nur mit Mühe durchzuſetzen, daß das 
Bauernbrauen auf Keſſelbier allein, und auch das nur von einem 
Scheffel Malz beſchränkt blieb. Die zweite und dritte Forderung 
mußte er unumwunden anerkennen. Das hatte wieder Folgen, die die 
ganze Steuerpolitik, ſoweit ſie auf das Biergeld geſtellt war, ge⸗ 
fährdeten. Die Städte brachten ſchon auf dem Landtage von 1550 die 
gleichen Gravamina wie 1549. Wieder gab es die gleichen kurfürſt⸗ 


1) Rep. 20 A. 2; ſiehe auch Friedensburg I, S. 453. 
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lichen Verordnungen. Von ihnen ſei nur eine erwähnt, die ein Schlag⸗ 
licht auf das Verfahren des Adels wirft‘). Sie ift an den „musterer“ 
Hans Schowenberg zu Perleberg gerichtet. Er ſoll in mehreren nament⸗ 
lich aufgeführten Dörfern der Prignitz ſcharfe Aufſicht auf den Bier⸗ 
bezug aus dem nahen Mecklenburg haben, das fremde Bier konfiszieren, 
vor allem aber ſich durch mehrere gleichfalls genannte Perſonen, darunter 
ein Dittrich von Quitzow, Amtmann zu Lenzen, nicht einſchüchtern laſſen, 
die „Dich, wie wir bericht ſein, ſollen angehalten und bedrauet haben, 
den pauern nicht zu wehren das bier doher zu holen“. 

So geht das in ſtets gleichem Wechſel während der ganzen Re⸗ 
gierungszeit Joachims II. weiter 2). Fortwährend erhoben die Städte 
die Klagen über Mißbräuche im Brauweſen. Damit aber verbanden 
ſie auch ſchon bald einen anderen Vorwurf. Sie ſahen, trotz ihrer 
großen Beſchwerung, die ſie gerade durch das Biergeld hatten, nirgends 
einen Fortſchritt in der Schuldentilgung, woran ſie ein umſo größeres 
Intereſſe hatten, da ſie bei weitem den größten Teil des Biergeldes 
aufbrachten ?). Dieſer Vorwurf der Städte ließ fih durch manche Tat⸗ 
ſache ſtützen. Bereits 1553 hatte Joachim II. die Forderung nach neuen 
Geldmitteln zu direkter Schuldentilgung erhoben“). Die Verhandlungen, 
die ohne Berufung eines allgemeinen Landtages mit den Vertretern der 
einzelnen Stände geführt wurden, zogen ſich bis in den Januar 1554 
hinein. Sie wirbelten den ganzen Staub der Biergeldklagen, ohne zu 
neuen Reſultaten in dieſem Punkte zu führen, wieder aufs). 1559 
hatte Joachim II. dann den Vorſchlag gewagt, einen Teil der auf das 
neue Biergeld fundierten Schulden auf den Hufenſchoß abzuwälzen £). 
Die ganze klägliche Lage der Finanzen trat aber Ende 1563 hervor. 
Ein neuer Landtag ſollte für 1564 berufen werden. Ihm mußte, da 
gleichzeitig die 14 Jahre der Bewilligung des neuen Biergeldes ab⸗ 
gelaufen waren, die Forderung der Fortführung der Erhebung vor⸗ 
gelegt werden. Zu dem Zwecke ſtellte man eine Bilanz auf, die ein 
erſchreckendes Bild bot”). 844 379 Gulden 17 Sgr. 61/2 Pf. waren eins 


1) Rep. 20 vol. E = Friedens burg I, €. 703. 

2) Siehe auch den von Haß S. 216 mitgeteilten Fall, wo ein Adliger be⸗ 
fiehlt, daß feine Bauern dem Landreiter „die Haut voll ſchlaen folen". 

3) Siehe die Tabelle der Erträge des „Neuen Biergeldes“ von Lucie 1549 
bis 1563 S. 283. 

4) Rep. 20 A. Nr. 2. 

5) Siehe Friedensburg Bd. II, Nr. 314, 326. Der erſte Abſchnitt 
dieſes Bandes enthält eine Unzahl von Klageſchriften der Städte, auf die ein⸗ 
zeln einzugehen ſich erübrigt. 

6) Rep. 61 48 a. 2. 

7) Siehe die Akten dieſes Landtages in Rep. 20 F. 
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gegangen (es handelt fih ſtets um Pommerſche Flor. a 18 Sgr). Trog- 
dem waren noch 154968 Gulden 4 Sgr. 11 Pf. von 1549 her zu 
zahlen. Dazu kommen 24 637 Gulden 16½ Sgr. Schulden aus einer 
Anleihe beim Giebelgelde, 68912 Gulden 1½ Pf. neuaufgenommene 
Summen und 29059 Gulden 8 Pf. ſonſtige Schulden. Das machte 
eine Geſamtſumme von 277577 Gulden 4 Sgr. 31/2 Pf. zinsbarer 
Schuld, die durch 5981 Gulden 14 Sgr. 4 Pf. wachſender Schuld auf 
insgeſamt 283559 Gulden 7½ Pf. anwuchs. Dabei aber fab fid der 
Aufſteller dieſer Bilanz noch zu dem Zuſatz genötigt: „Es ſeindt aber 
noch viel retardirte Zinß, davor bißherr keine forderung geſchehen, da⸗ 
rumb kan man nicht wiſſen, wieviel das ſeindt.“ 

Solchen Summen gegenüber muß man ſich wundern, daß die 
Städte zwar nicht einer Verlängerung des Biergeldes, wohl aber einer 
geplanten Erhöhung auf dem Landtage ſich widerſetzten, auch wenn 
man bedenkt, daß dieſe Zahlen noch gar nicht an die Summe von 
1126 934 Gulden, 5 Sgr., 4 Pf. heranreichen, die die von den Städten 
überhaupt übernommenen Schulden ausmacht. Der Kurfürſt konnte 
nur eingeſtehen, daß die ihm zuſtehenden Einnahmen nicht einmal für 
die Koſten zur Hofhaltung hingereicht hätten. Er hätte neue Schulden 
machen müſſen, nur um leben zu können. Die Städte blieben ſelbſt 
ſolchen Außerungen gegenüber hartnäckig. Sie knüpften an die Be⸗ 
willigung der Erhöhung des Biergeldes die Übernahme von 800 000 Taler 
durch die Oberſtände, denen nur 400 000 Taler Schuldübernahme ſeitens 
der Städte gegenüberſtehen ſollten. Schließlich gelang es 1565 nach 
langen Verhandlungen, die hier übergangen werden können, die Er⸗ 
höhung des neuen Biergeldes — einen halben Gulden pro Gebräu!) — 
durchzuſetzen, obwohl die Oberſtände nur 400 000 Taler Schulden über⸗ 
nahmen ). 

Mit dieſen Verhandlungen von 1564, in denen bemerkenswerter⸗ 
weiſe von einer Verlängerung des Biergeldes kaum die Rede mehr iſt, 
iſt ein neuer Abſchnitt in der Geſchichte dieſer Steuer erreicht. Das 
weitere iſt nur eine Geſchichte der Erhöhung des Steuerſatzes und der 
Verordnungen. Ehe wir uns aber dem zuwenden, verweilen wir noch 
kurz bei den Anderungen, die mit der Einführung des neuen Bier⸗ 
geldes in der verwaltungstechniſchen Praxis dieſer Steuer eintraten. 

Dabei handelt es ſich zunächſt um die Behörde, die die durch das 


1) Näheres ſiehe weiter unten. 

2) Die Einzelheiten der Verhandlungen, die für das hier in Frage ſtehende 
Thema nichts Neues ergaben, find bei Friedensburg II, S. 356—471 ver- 
zeichnet. i 
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neue Biergeld einkommenden Gelder verwaltete: die Neubiergeldkaſſe !). 
Die ſehr komplizierte Kontrolle der Zieſe⸗Erhebung, die bei indirekten 
Steuern infolge der kleinen Summe oft ſehr weitläufige Kaſſenführung 
erforderte eine ganze Reihe niederer Beamten, die, da die Verwaltung 
eben eine rein ſtändiſche war, ihre Beſoldung mit aus den einkommenden 
Geldern erhielten. Die weitere Berechnung aber, die Beſchlußfaſſung 
über Anleihen, die Aufſtellung des Budgets an jedem Quartal oder 
beſſer Tertial?) lag in den Händen der ſogenannten „Verordneten“. 
Es waren ſechs aus dem Ausſchuß gewählte Vertreter der Landſchaft. 
Dieſes Kollegium wurde gebildet aus einem Vertreter der Prälaten, 
und zwar zunächſt des Stiftes Havelberg, ſpäter auch Brandenburgs, 
je einem Vertreter der Ritterſchaft der Altmark und Prignitz und der 
Mittel- und Uckermark, einem Abgeſandten der Städte Berlin und Cölln, 
einem Vertreter der Städte der Altmark und Prignitz in beſtimmten 
Rethenfolgen aus den einzelnen Kommunen und ebenſo einem Vertreter 
der Städte der Mittelmark“). 

Die Geſamtkontrolle der Geldverwaltung lag dagegen in der Hand 
des „Ausſchuſſes“ ſelbſt, deſſen einzige Tätigkeit fpater nur in der 
jährlichen einmaligen Entgegennahme der Biergeldabrechnung beſtand. 

Neben der Verwaltung gelangte auch allmählich das Einnahme⸗ 
und Aufſichtsverfahren für die neue Steuer in ſtändiſche Hände. 1551 
erhoben die oberen Stände die Forderung, in den Städten ſollten zur 
Braukontrolle Zieſemeiſter verordnet werden, die auch den Ständen 
eidlich zu verpflichten feien. Doch auch diefe Einrichtung erlangte unter 
Joachim II. noch keine feſten Formen. Die erſten 20 Jahre nach der 
Einführung des „Neuen Biergeldes“ wurden zunächſt von einem Prozeß 
in Anſpruch genommen, der als gänzliche Veränderung der Erhebungs⸗ 
form die Grundlage für die unter Johann Georg erſt ſtreng fundierte 
Brauordnung bildet. 

Wir ſahen an einer anderen Stelle, daß die Hauptſchwierigkeit für 
eine indirekte Steuer, beſonders wenn ſie eine Abgabe von Bier dar⸗ 


— — — — 


1) Hier kann ich mich ſehr kurz faſſen, da die Organiſation dieſer Behörde 
und die auf das „Neue Biergeld“ begründete Schuldenverwaltung dieſer Unter⸗ 
ſuchung fernliegen. Im übrigen iſt alles Bemerkenswerte darüber bei Haß, 
S. 230—263, gefagt. 

2) Siehe oben S. 248 Anm. 3. 

3) Die Uckermark ſcheint zunächſt überhaupt nicht vertreten geweſen zu fein. 
Die Verhältniſſe waren unter Joachim II. noch ſtark im Werden begriffen. 
Selbft die Frage, wie weit der landesherrliche Einfluß auf die Beſetzung der 
Stellen ging; ift für dieſe Zeit ſchwer zu entſcheiden (ſiehe Haß S. 252). 
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ſtellt, in der Frage liegt, wie die Überwälzung vom Produzenten auf 
den ſchließlichen Konſum ſich vollziehen ſoll, und in der Form der Er⸗ 
hebung nach dem Steuerobjekt. Die erſtere Frage hatte Joachim II. 
ſchon gelegentlich des Verſuches von 1542 beſchäftigt. 1549 wandte 
er ihr in den Erhebungsordnungen von neuem ſein Intereſſe zu und 
betrat dadurch, daß er ſeine Bemühungen allein auf den Bierausſchank 
zum Verkauf beſchränkte, einen ſehr guten Weg. Preisfeſtſetzungen für 
das Bier waren in den Städten nichts Neues und werden auch in 
manchen Orten der Mark alljährlich wohl vorgenommen fein. Jetzt ſollten 
dieſe Feſtſetzungen von dem Kurfürſten und dem Ausſchuß vorgenommen 
werden. Bereits die Erhebungsordnung des neuen Biergeldes für die 
Städte vom 14. September 1549") ſagt darüber: „Wir wollen auch 
mit rate des ausſchuß, dobei die neuere auch ſein ſollen, bewegen und 
ordnung gehen laſſen, ob und wie jedes jars die acht jar über in den 
ſtedten jedes orths anſchlage oder ſatzung zu machen, das nach dem 
gerſten⸗ oder hopfenkäufe eine tonne bird, auch die ſchenkmaß geſatzt 
und in den kauf oder ausſchenken der tonne allewege acht gr. birgelds 
mit eingerechnet werden ſollen, das die nicht uff den brauer, der ſonſt, 
wie obberurt, die furlagen tun ſoll, oder verſchenken, ſondern uff den 
keufer der ganzen tonnen oder faß, und uff den trinker kommen ſollen.“ 
Auf dem Lande ſoll der Preis des Bieres die gleiche Höhe haben wie 
in der nächſtgelegenen Stadt. Dieſe Vorſchrift wird ſogar den Land⸗ 
reitern eingeſchärft !). 

Viel unklarer in ihren Anfängen tft die Veränderung, die in dieſer, 
Zeit mit dem Biergelde vorging in Hinſicht auf das Steuerobjekt. Das 
alte Biergeld, das nach wie vor erhoben wurde und in die Hofrentei 
oder die Hände der Prälaten und des Adels floß, war eine reine 
Fabrikatſteuer, wurde vom fertigen Bier erhoben. Dementſprechend 
wurde auch das neue Biergeld zunächſt als Fabrikatſteuer mit 8 Sgr. 
pro Tonne angeſetzt. Doch enthielt der Revers von 1549 den Zuſatz: 
„jedoch allewege 10 Tonnen auf einen jeden Winſpel.“ Und nach einer 
Angabe von Hap?) betrug bereits 1551 der Steuerſatz nicht mehr 
8 Groſchen pro Tonne, ſondern 21/2 Gulden pro Gebräu von 26 Scheffeln. 
Damit war nicht die Höhe der Steuer, wie eine einfache Berechnung 
zeigt, wohl aber ihr Syſtem völlig verändert)). 


1) Rep. 20 vol. D = Friedensburg I, S. 492. 
; 2) Verordnung Joachims an die Landreiter, Rep. 20 D., Friedens: 
burg I, S. 494. 

3) S. 218. 

4) 10 Tonnen wurden von 1 Winfpel = 24 Scheffel durchſchnittlich ge 
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Aus der Fabrikatſteuer war eine Materialſteuer geworden !). 

Der Grund, weshalb hier in dieſer ſonſt ſehr ſchwer zu ent⸗ 
ſcheidenden Frage eine ſo plötzliche klare Stellungnahme erfolgte, iſt 
leicht zu finden. Das Ganze war damals nichts anderes als ein Verſuch, 
die Unterſchleife zu vermindern. Die Kontrolle über eine Anzahl von 
Tonnen neugebrauten Bieres iſt techniſch gar nicht möglich. Dagegen 
bietet die Beförderung des Malzes zur Mühle dazu eine günſtige Ge— 
legenheit. Daraus folgt, daß die Beſtimmung des Steuerſatzes von 
dem Malz, bevor es zur Mühle gebracht wurde, erfolgen mußte. Hierzu 
wurde ein ſehr eingehendes Verfahren ausgearbeitet, das in einem 
leider undatierten Edikte Joachims II., welches etwa 1555 anzuſetzen, 
niedergelegt iſt?). Zunächſt wurde eine zu beſteuernde Einheit ge- 
ſchaffen in dem Begriff des Gebräus, das jetzt auf 28 Scheffel und 
2 Scheffel für die Metze feſtgeſetzt wurde. Dieſe 28 Scheffel mußten 
in vier, von dem Zieſemeiſter geeichten Säcken zu je 7 Scheffel ver⸗ 
frachtet werden. Damit war ein ſchneller Überblick über die jeweilige 
Menge Malz ermöglicht. Eine Kontrolle wurde ſo geſchaffen, daß als 
Inhalt für die Rümpfe in den Mühlen 3 Scheffel angeordnet wurde, 
eine Zahl, die im Verhältnis zu 28 nicht gerade praktiſch war, aber 
wohl durch die einmal vorhandenen Verhältniſſe bedingt wurde. Außer⸗ 
dem ſollten ſämtliche Haufſcheffel, da ungenauer, abgeſchafft und nur 
Streichſcheffel geſtattet ſein. Das waren die Maßregeln zur Feſtſtellung 
der Maße. Verſtöße dagegen wurden mit 5 Gulden, für Mitglieder 
des Rats und die Zieſemeiſter mit 2 Gulden belegt. Wollte nun 
jemand brauen, ſo hatte er des Sonnabends, wo in den Städten auf 
dem Rathauſe eine Biergeldkommiſſion, mehrere Mitglieder des Rats 
und der Zieſemeiſter, tagte, nach Angabe der Anzahl von „Gebräu“ 
— auch halbe von 14 Scheffel waren erlaubt — einen Zettel zu löſen, 
auf dem die Höhe der gezahlten Summen und die Scheffelanzahl ver- 


braut. Dieſe 10 Tonnen trugen nach dem 1549 feſtgeſetzten Steuerſatze 
80 märt. Groſchen, was die gleiche Summe wie die 2½ Gulden für das Gebräu 
ift. 1 pommerfder Floren — 32 märt. Gr. (nach Joachims II. Münzordnung 
vom 7. Oktober 1550 — Friedensburg I, S. 825). Die reſtierenden zwei 
Scheffel werden als Metze gerechnet ſein. 

1) Haß ſieht S. 214 die neugeſchaffenen Verhältniſſe als Halbfabrikat⸗ 
ſteuer. Ganz abgeſehen davon, daß eine auf das gekeimte Malz gelegte Steuer 
auch noch Materialſteuer ſein könnte, iſt nach dem klaren Wortlaut der weiter 
unten zitierten Brauordnung die Berechnung ohne Zweifel nach dem Malz im 
Rohzuſtande, vor dem Mahlen, geftaltet worden. 

2) Mylius IV, IV Nr. 3 S. 5—12. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII, 1. | 17 
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zeichnet waren. Außerdem erhielt er ein bleiernes Zeichen mit gleichen 
Angaben. Das hatte er in der Mühle, wenn dieſe außerhalb der Stadt 
lag, ein zweites im Torhauſe abzuliefern, wo ſie in einen verſchloſſenen 
Kaſten geſteckt wurden. Sie dienten der Biergeldkommiſſion zur Kon⸗ 
trolle. Im übrigen war dieſes Verfahren, das nach Anmeldung in der 
nächſten Landſtadt auf dem Lande das gleiche war, weſentlich auf das 
Verhalten der Müller oder Torwärter berechnet. Denſelben wurde dann 
auch ein Eid abgenommen, in dem ſie ſich zur Befolgung dieſer An⸗ 
ordnungen verpflichteten. Natürlich war das Brauen auf dem Lande 
nach wie vor auf die Erbkrüge beſchränkt, mit Ausnahme des 1549 
vom Adel durchgeſetzten einmaligen Bauernbrauens. Auch dafür mußte 
Biergeld gezahlt werden, und zwar für die geftaiteten 3 Scheffel 6 Sgr. 

Wie ſehr aber dieſe Maßregeln und die Anderung in Hinſicht auf 
das Steuerobjekt in engſtem Zuſammenhange ſtehen, das zeigt am beſten 
die Art der Beſteuerung der fremden Biere. Sie erfolgte, abgeſehen 
von Mumme, Torgiſch und Zerbſter Bier, die frei waren, nach dem 
Satz von 1 Groſchen pro Faß und 1 Ortstaler pro Tonne ). 

Mit dieſem Wandel in der verwaltungstechniſchen Praxis war die 
letzte Grundlage geſchaffen für das Biergeld. Die 200 Jahre, die es 
noch in der Finanzverwaltung der Mark und des Königreiches eine 
Rolle ſpielt, ſind Jahre, in denen ein ſteter Verfall mit neuen Ver⸗ 
ſuchen zur Hebung wechſelt. Zunächſt ſollte die Regierung Johann 
Georgs gerade für die techniſche Seite und deren Ausgeſtaltung einen 
neuen Aufſchwung bedeuten. 


Drittes Kapitel 
Das Biergeld unter Johann Georg 


Schon zu Lebzeiten Joachims II. war hier und da an den Kur- 
fürſten die Forderung geſtellt worden, die Finanzverwaltung ſeines 
Landes ſeinem Sohne Johann Georg zu übertragen. Deſſen weſentlich 
anders gearteter Charakter, ſein Ernſt und ſeine offenkundige große 
Verwaltungsbegabung flößten den Ständen hohe Achtung ein. Sein 
Einfluß war ſchon in den Verhandlungen der Jahre 1564—66 ſtark 
hervorgetreten. Und ſehr bald ſollte darauf ein geringes Anwachſen 
der kurfürſtlichen Macht folgen, wenn auch die ſtändiſchen Rechte, wie 


1) Ein Ortstaler = 6 Gr., da 7 Ortstaler = 1 Taler 18 Sgr., |. Wöhner, 
S. 100 ff. Deſſen Angabe einer Einführung des Einlagegeldes 1571 ift alfo um, 
richtig. nz 
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ſie unter Joachim II. ſich herausgebildet hatten, nirgends angetaſtet 
wurden. Immerhin zeigen aber Veränderungen in der rein ſtändiſchen 
Steuerverwaltung auch den Einfluß des Kurfürſten. 


Mit dem Regierungsantritt Johann Georgs wurde die Neumark 
wieder mit der übrigen Mark vereinigt. Das brachte es mit ſich, daß 
Johann Georgs erſte Bemühungen darauf gerichtet ſein mußten, die 
neuen finanziellen Einrichtungen, die bé inzwiſchen in der Kurmark 
durchgeſetzt hatten, auch hier einzuführen. Zwar lag, genau genommen, 
eine Ungerechtigkeit darin. Bleiben wir beim Biergeld, ſo waren ſeine 
einzigen Beſtimmungen geweſen, die Abtragung der von Joachim I. 
noch herrührenden Schulden zu ermöglichen. Dieſe hatte aber Joachim II. 
laut Abmachung mit dem Grafen Johann allein übernommen. Somit 
beſtand für die Neumark keine Verpflichtung, ſich an dem neuen Bier- 
gelde jetzt zu beteiligen, um ſo weniger, als in das Schuldenwerk 
doch namhafte, erſt unter Joachim II. kontrahierte Summen mit ein⸗ 
gezogen waren, zu einer Zeit, wo die finanzielle Lage der Neumark 
durchaus geregelt war. 

Trotzdem, ſei es der perſönliche Einfluß Johann Georgs oder 
irgend ein anderer Anlaß, der hier befördernd wirkte: es gelang Johann 
Georg 1572, ohne daß lange Verhandlungen nötig waren, das neue 
Biergeld in gleicher Höhe, wie es in der übrigen Kurmark gezahlt 
wurde, auch für die Neumark durchzuſetzen 1). Der Satz betrug damals 
für das erhöhte Gebräu 3 Taler neues Biergeld und ½ Taler altes 
Biergeld. Aber ein weſentlicher und ſehr bedeutungsvoller Unterſchied 
war, daß hier die Einnahmen nicht in ſtändiſche Verwaltung genommen 
wurden. Sie floſſen ebenſo wie das alte Biergeld direkt in die kur⸗ 
fürſtliche Hofrentei. Während aber in den Städten, Flecken, Dörfern 
und Gütern der Ritterſchaft das alte Biergeld, ebenſo wie in der 
übrigen Mark, gemäß dem Rezeß von 1513 der Erbherrſchaft zuſtand, 
wurden die Einkünfte des neuen Biergeldes auch in die kurfürſtliche 
Hofrentei bezahlt. Das war, wenn Johann Georg auch verſprach, daß 
das eingehende Geld „zu Abzahlung vorgemelter Schuldt Summe auch 
gebraucht werden ſolle“, eine ganz bedeutende Erhöhung der Einnahme 
des Kurfürſten. Die Neumark war für eine Bierſteuer noch ertrag⸗ 
reicher Boden. Der Adel war ſchon durch ſeine etwas anders geſtaltete 
Lage nicht ſo zur Kaufmannſchaft und zum Bierverlag geneigt, wie in 


— — ——ñ—‚——2—ä— — 


1) Rep. 20 AO 2 Nr. 4. Ein ſpezieller Landtagsabſchnitt an die gen, 
märkiſche Ritterſchaft auch Mylius VI, I. Nr. 32. 
17% 
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der übrigen Mark !). Die finanzielle Lage des Handwerks der Städte war 
bei weitem beſſer. Das Land war durch eine ruhige und glückliche Regierung 
von 30 Jahren gefeſtigt. Klagen, wie ſie die Städte der übrigen 
Landesteile während der ganzen Regierung Joachims II. erhoben, tauchen 
hier erſt viel ſpäter auf. Zwar, nachdem die 15 Jahre, auf die das 
neue Biergeld zunächſt bewilligt wurde, vergangen waren, als die Er- 
hebung doch nicht abgebrochen wurde, ja als 1592 dem Kurfürſten die 
weitere Erhebung bis zu feinem Tode zugeſtanden werden mußte ?), ba 
brachten auch die neumärkiſchen Städte hinreichende Beweiſe für den 
Schaden, den die hohe Bierſteuer für das Braugewerbe herbeigeführt 
habe. Die ſehr poſitiven und erſten Angaben zwingen ſogar zu der 
Überzeugung, daß die oft ſcheinbar übertriebenen Angaben der Städte 
viel Wahres enthalten müſſen. Intereſſant iſt dafür eine „Alte Küſtrinſche 
Anlage“ 8). Das Stück ift mit 1562 von anderer Hand bezeichnet; dem 
Inhalte nach aber höchſtens etwa 1588, wahrſcheinlich 1592 an⸗ 
zuſetzen. Die Stadt Küſtrin zahlte danach anfänglich jährlich 800 
bis 900 Taler Biergeld, muß alſo ein blühendes Brauhandwerk in ihren 
Mauern gehabt haben. Jetzt ſeien durch die Unterſchleife der Bürger⸗ 
meiſter, Schuſter, Schneider, Tuchmacher und vor allem der Soldaten, 
die ihr Bier ſelbſt brauten, von 38 urſprünglich vorhandenen Brau⸗ 
ſtätten durch die hohe Steuer 16 zugrunde gegangen. Dabei ſoll nicht 
verſchwiegen ſein, daß dieſer Eindruck von der ſchlimmen Lage, wie ſie 
durch die neue Bierſteuer herbeigeführt war, wieder abgeſchwächt wird 
durch einen vorhandenen Bericht über die Einnahmen, die zugleich zeigen, 
welche Vorteile der Kurfürſt von der Bewilligung der Neumark hatte. 
In einem einzigen Quartal von Crucis bis Luciae 1587, nachdem ſchon 
15 Jahre lang das neue Biergeld erhoben war, brachten die neu— 
märkiſchen Städte noch 5535 Taler 17 Sgr. 8 Pf. ein, dabei einige 
Orte bedeutende Summen, wie Königsberg 480 Taler, Landsberg 
486 Taler, Droſſen 407 Taler. Küſtrin zahlte noch 282 Taler, alſo 
rund / der zunächſt eingehenden Summen. Würde man dieſes Ber- 
hältnis allgemein anwenden, ſo müßte in der erſten Zeit die Einnahme 
an jedem Quartal rund 17000 Taler betragen haben, abgeſehen von 
den Einnahmen vom Lande, die 1587 noch 1058 Taler 8 Sgr. 6 Pf. 
betrugen. (Für fie wäre eine Annahme des Verhältniſſes von Te zu 
den Einnahmen der erſten Jahre natürlich unmöglich.) 


1) Gravamina gegen den Adel find hier ſehr ſelten. Auch in den Rezeſſen 
und Brauordnungen finden ſich keine Andeutungen. 

2) Rezeß in Rep. 20 A. I. Nr. 1; Mylius VI, I. Nr. 43. 

3) Rep. 42 Nr. 40. N 
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Unter ſolchen Umſtänden war es wohl natürlich, daß die Lanb- 
ſchaft der Kurmark ſich ſehr bald bemühte, dieſe hohen Summen dem 
Kurfürſten wieder zu entziehen, um ſie für das Schuldenwerk mit zu 
verwenden 1). Auf dem Landtage, der 1572 gleich nach Beendigung des 
neumärkiſchen für die übrigen Landesteile abgehalten wurde, brachten 
die geſamten Stände, alſo auch die Städte die Beſchwerde vor: „daß 
die Neumärker, vermöge der neugefaßten Bierordnung (wohl die von 
1571) ſamt anderen dazu gehörenden Landen Ihre Bierſteuer gleich 
anderen Churf. Landſtänden zu gemeinen Koſten einbringen“ ſollten ). 
Gründe lagen zu dieſer Forderung mehr wie genug vor. 1564, auf 
dem letzten Landtage Joachims II., waren bedeutende Schulden wieder 
übernommen, das Biergeld erhöht. Und jetzt trat der neue Kurfürſt 
mit Summen hervor, die noch immer groß genug waren, wenn man 
bedenkt, daß nun feit über 30 Jahren an der Schuldenabtragung ge: 
arbeitet wurde?). Nachdem über 1000000 Taler Schulden vom Kur⸗ 
fürſten abgehandelt waren, da fie fih als böſeſter Wucher heraus- 
geſtellt hatten — ein Verfahren, das Johann Georgs Verwaltungs⸗ 
praxis gut charakteriſiert — blieben noch bedeutende Summen, die durch 
Schulden aus der Hofhaltung, von Bauten, aus den Koſten von 
Reichstagsbeſchickungen vermehrt wurden. Dazu kam aber, daß 
ſpeziell die Schuldentilgung der Neubiergeldkaſſe ins Stocken geraten 
war. Man hatte in den Finanzoperationen von 1464—65 Summen 
darauf geſchlagen, die 72 000 Taler Zinſen allein verlangten. Und 
das vor einer Reihe von Jahren, die ſehr niedrige Einnahmen, oft 
nur 12— 16 000 Taler zu verzeichnen hatten infolge eines „Qand: 
ſterbens“. Johann Georg griff unter dieſen Verhältniſſen, da ihm 
eine prozentuale Erhöhung des Biergeldes nicht mehr möglich ſchien, 
bekanntlich zu dem Mittel der Mahlzieſe, die dann zwar auch Torſo 
blieb, da ſie nur von den Städten zu erlangen war. Schließlich ſetzte 
er es durch, daß die geſamten Stände 650 000 Taler zinsbarer und 
25 000 Taler wachſender Schulden übernahmen *), wofür er aber ben 
Oberſtänden eine Ausdehnung des Bauernbrauens zuſagen mußte. Das 
war die einzige Veränderung, die im Syſtem des Biergeldes in direktem 
Zuſammenhange mit dem Landtage vorgenommen wurde. Die übrigen 


1) Die geſamte Einnahme der Neubiergeldkaſſe betrug 1572/73 65 708 Taler 
7 Sgr., während wir für die Neumark doch 40 000 Taler ganz ſicher in dem 
gleichen Zeitraum anſetzen dürfen. 

2) Rep. 20 B. I. 
3) Akten in Rep. 20 G. 
4) Der Rezeß iſt gedruckt: Mylius VI, I. S. 103 ff. und Haß S. 318. 
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zum Teil grundlegenden Anderungen erfolgten wohl durch gemeinſames 
Vorgehen des Kurfürſten und des Ausſchuſſes. Die Reſultate dieſer 
Neuordnungen ſind in drei Edikten von 1571, 1572 und 1577 nieder⸗ 
gelegt worden !). 

Davon lehnt ſich das erſte, das unmittelbar nach dem Regierungs⸗ 
antritt erlaſſen wurde, ſehr an das letzte Edikt Joachims II. an. Das 
Verfahren iſt im allgemeinen dasſelbe. Die Maßregeln zur Kontrolle 
bleiben die gleichen. Nur wird den Torwärtern, die an den Toren 
ſitzen, anbefohlen, ſämtliche ausgehenden Getreidefuhren zu unterſuchen, 
ob nicht ſo Malzſchmuggel betrieben wurde. Man ſieht, Auswege gab 
es immer, und die Kontrolle in den Mühlen wird nicht allzuſcharf 
geweſen ſein. Sonſtige Anderungen in den Beſtimmungen ergaben 
fih aus einer Erhöhung der Scheffelzahl im „Gebräu.“ Von einer 
Erhöhung des Biergeldes, wie fie auch Haß?) vorgeſchwebt zu haben 
ſcheint, kann keine Rede ſein. Das Gebräu wurde jetzt mit 38 Scheffeln 
feſtgeſetzt, von denen wieder zwei als Metze gegeben wurden. Und 
eben darum wurde auch der Satz des Neuen Biergeldes geändert. 
Statt 3 Gulden, wie ſie 1564 feſtgeſetzt waren, wurden jetzt 3 Taler 
gezahlt ?). Die Erhöhung des Gebräus wirkte wieder auf das Scheffel⸗ 
maß der Säcke. Es wurde erſt auf 9 Scheffel, dann auf 6 feſtgeſetzt. 
Um aber hierfür noch eine zweite Kontrolle zu ſchaffen, wurde für jede 
Mühle ein Kübel angeordnet, der gleichfalls 9, ſpäter 6 Scheffel faſſen 
mußte. In ihn mußte das Malz aus den Säcken geſchüttet werden, 
ehe es in den Rumpf kam, der nach wie vor 3 Scheffel, jetzt eine ſehr 
praktiſche Zahl, die ein drittes Nachmeſſen ermöglichte, faſſen ſollte. 

Naturgemäß konnte man ſich von ſolchen Maßnahmen erſt Erfolg 
verſprechen, wenn die Einführung einer Reviſion unterzogen wurde. 
So entſtand ganz von ſelbſt ein für die Verwaltung des Biergeldes 
ſehr wichtiges Amt, das des Oberzieſemeiſters. Gemäß der Ent⸗ 
ſtehung der Brauordnungen aus einem engen Zuſammenarbeiten des 
Kurfürſten mit dem Ausſchuß war der erſte Oberzieſemeiſter, auch 
„General⸗Inſpektor“ genannt, halb landesherrlicher, halb ſtändiſcher 
Beamter. Vom Kurfürften bezog er Gehalt, von der Landſchaft Tage: 
gelder. Später, als das Amt in drei verſchiedene, für die Mittel⸗ 


1) Mylius IV, IV Nr. 6 S. 171, Nr. 7 S. 23 ff., Nr. 10 S. 37 ff. 

2) S. 213 und 214. | 

3) Rechnet man den Gulden = / Taler und das Gebräu zu 26 Sdeffein 
(1664), fo ergibt ſich für den Scheffel nicht ganz Yıs Taler, genau 104, für 
36 Scheffel alſo 3 Taler. Das iſt keine Erhöhung, nur eine kaum zu beachtende 
Abrundung. N 


263] Das Biergeld in der Kurmark Brandenburg 263 


mark, für die Altmark, für Priegnitz und Ruppin geteilt wurde, wurde 
es ganz der Landſchaft unterſtellt. Es war anders, wie das neben- 
beruflich ausgeübte Amt des Zieſemeiſters, eine die volle Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmende Tätigkeit. Mit großer Wahrſcheinlichkeit wurde jedes 
Quartal eine Inſpektionsreiſe unternommen. Sie waren um ſo nötiger, 
da die niedere Klaſſe der Biergeldbeamten, die Zieſemeiſter, bei dem 
hierfür ausgeſetzten Gehalte von rund 15 Taler, noch anderen Beſchäf⸗ 
tigungen, und das im Hauptberufe, nachgehen mußten. Da gab es 
in Hinſicht auf die Möglichkeit zur Hinterziehung des Steuerbetrages 
oft ſeltſame Zuſammenſtellungen. Bürgermeiſter übernahmen den Poſten 
nicht ungern. Sogar ein Pfarrer war einmal Zieſemeiſter. Endlich 
führte die Notwendigkeit einer ſtrengen Kontrolle auch noch zur Ein⸗ 
führung einer neuen Kategorie von Aufſichtsbeamten, der Mühlen⸗ 
bereiter. Sie hatten die Aufſicht über die Mühlen zu führen und 
wurden merkwürdigerweiſe, trotzdem doch zu dieſem Zwecke die Land⸗ 
reiter vorhanden waren, zunächſt von Kurfürſt und Landſchaft gemeinſam 
angeſtellt. Doch muß die letztere den Antrieb dazu gegeben haben. 
Denn bald wurde auch dieſes Amt ganz ſtändiſch. 

Auf dieſen in den erſten Jahren geſchaffenen Neuordnungen konnte 
dann Johann Georg 1577 die endgültige und bedeutendſte Brauorbnuug 
fundamentieren, über die keiner ſeiner Nachfolger an Ausführlichkeit 
und praktiſcher Anlage hinausgekommen iſt. Auf ſie verweiſen ſtets 
alle ſpäteren Edikte. Sie wird oft wörtlich zitiert. In der Frage der 
Kontrolle und direkten Einnahme bringt ſie nichts Neues. Dagegen 
nimmt ſie einmal wieder mit aller Schärfe gegen den Bierverlag des 
Adels Stellung. Das Für und Wider dieſer Angelegenheit iſt hin⸗ 
reichend erörtert worden. Es bleibt nur zu erwähnen, daß Johann 
Georg, der im allgemeinen ja überhaupt der Ritterſchaft näher als den 
Städten ſtand, dem Adel, der in den Städten wohnte, gleichfalls 2 Gebräu 
Biergeld frei ließ. Zwar wird die immerhin nicht gerade große Menge 
kaum zu Unrechtmäßigkeiten Anlaß gegeben haben. Schlimmer war, 
daß er, wie erwähnt, dem Oberſtande in der Ausdehnung des Bauern- 
brauens hatte nachgeben müſſen. Die Bauern und Müller auf dem 
Lande konnten jetzt dreimal im Jahre je 4 Scheffel, die Coſſäten, 
Hirten und Schäfer je 2 Scheffel brauen. Die Anmeldung mußte 
gleichfalls in der nächſten Landſtadt erfolgen, und an Biergeld war 
für jeden Scheffel 1 Sgr. zu zahlen. Dabei nahmen die Unterſchleife 
auf dem Lande immer mehr zu. Der Adel hatte in den Pfarrern ge⸗ 
lehrige Schüler gefunden. Sie ſuchten ihre oft kärglichen Einnahmen 
durch Bierverlag zu vermehren. Um dieſes zu verhindern, wurde an⸗ 
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geordnet, daß jeder Pfarrer vor dem Brauen ein Brauzeichen mit An⸗ 
gabe der Scheffel zu fordern habe, das dieſelbe Funktion wie die ſonſt 
ausgegebenen Zeichen haben ſollte. 

Und dann bringt dieſe Brauordnung zum erſten Male eine richtige 
Einteilung der drei, in ihrem Prinzip grundverſchiedenen Auflagen, die 
der Bierkonſum in der Mark zu tragen hatte: die erſte iſt das eigentliche 
alte und neue Biergeld, zunächſt eine Fabrikatſteuer, jetzt eine reine 
Materialſteuer, die bei der alleinigen Verwendung des Malzes zu Brau⸗ 
zwecken, auch ebenſogut als „Malzſteuer“ bezeichnet werden könnte. 
Die zweite, man könnte ſagen, zunächſt der ausgleichenden Gerechtigkeit 
wegen eingeführt, war die Abgabe von fremdem Biere, die ſich eher als 
ein nicht unbedeutender Einfuhrzoll charakteriſierte. Und die dritte 
wurde jetzt eingeführt. Sie war ein Schutzzoll für das ſtädtiſche Ge⸗ 
werbe, zugleich aber auch für die kurfürſtlich-ſtändiſche Steuerkaſſe. 
Das außer Landes gehende Malz wurde mit 1 Sgr. pro Scheffel be- 
ſteuert. 

Zeigte ſich ſchon darin eine gewiſſe Fürſorge für das Braugewerbe, 
ſo tritt ſolches Beſtreben noch mehr darin hervor, daß Johann Georg 
endlich Ernſt mit der Feſtſetzung des Bierpreiſes machte. Und dieſer 
Zweig der verwaltungstechniſchen Praxis war ſehr wichtig; das zeigt 
mit aller Klarheit die ſchon erwähnte Klage der Stadt Küſtrin. In 
der Neumark war ſchon unter dem Markgrafen Johann eine Taxordnung 
für den Bierpreis eingeführt. An dieſe Feſtſetzung war man gebunden. 
So durfte der Brauer als einziger Handwerker ſeinen Bierpreis nicht 
erhöhen, obwohl, wenigſtens nach der dortigen Angabe, für andere 
Waren der Preis um mehr als das dreifache geſtiegen war. Dieſen 
Fehler wußte Johann Georg zu vermeiden, indem er in ſeiner Ordnung 
nur einen Verhältnispreis zwiſchen Gerſtenkauf und Bierverkauf feſt⸗ 
ſetzte und zwar nach folgendem Satze: 


Gerſtenkauf pro Scheffel. Bierverkauf pro Tonne. 
6 Sgr. 24 Sgr. 
T + 26 „ 
8 „ 28 „ 
9 „ 30 „ 
und ſo weiter bis 
22 „ 56 „5 


Die jeweiligen Feſtſtellungen ſollen an drei Terminen im Jahr: 
Weihnachten, Oſtern und Michaelis erfolgen. 

Dieſe Brauordnung von 1577 iſt dann, wie erwähnt, das grund⸗ 
legende Edikt für das Brauweſen der Mark geworden. Die in ihr 
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getroffenen Einrichtungen waren fo umfaſſend gejtaltet worden, waren 
aus der Erfahrung langer Jahre entſtanden, daß wohl mit großer 
Hoffnung von ihnen eine endgültige Abſtellung der vielen Schäden er⸗ 
wartet wurde. 

Und doch, auch hiermit wurde in Wirklichkeit nur recht wenig 
erreicht. Um das zu beweiſen, würde es genügen, auf die Edikte der 
ſpäteren Kurfürſten hinzuweiſen. Hier ſeien noch ein paar Tatſachen 
aus den letzten Regierungsjahren Johann Georgs angeführt, die mehr 
als genug ſagen. 

Zunächſt ging der Kurfürſt, durch die ſtetige Kontrolle der Ober⸗ 
zieſemeiſter unterſtützt, auf dem beſchrittenen Wege weiter. Auf die 
Regelung der Preisverhältniſſe folgte die Reviſion der Braugerechtigkeiten. 
Dem ſtanden aber große Schwierigteiten im Wege. Naturgemäß, der 
Adel wollte nicht. Denn bei folh einer Enquete konnte allerlei heraus- 
kommen, was ihm gar nicht lieb war. Der Weg, den die gewöhnlichen 
Gravamina der Städte machten, war lang, bis ſie an die gehörige Stelle 
gelangten, und der Rückweg der betreffenden Anordnungen war noch 
länger. Und ſo ſetzte denn die Enquete im Jahre 1592, alſo relativ 
ſehr ſpät, bei den Städten ein. Sie erſtreckte ſich hauptſächlich auf die 
Zugehörigkeit der Erbkrüge zu den Städten. Bezeichnend für die Lang⸗ 
ſamkeit des Verfahrens iſt, daß die Inſtruktion für die Prüfungs- 
kommiſſion ſchon 1590 ausgearbeitet worden iſt !). Erft nachdem dieſe 
Reviſion vollzogen war, gelang es im nächſten Jahre, 1593, auch dem 
Adel die Zuſtimmung zu einer Enquete abzuzwingen 2). Stattgefunden 
hat fie, nebenbei gejagt, wahrſcheinlich nie. Und ſchon vorher war feft- 
geſetzt, daß bis zu ihrer wirklichen Ausführung in bezug auf Bauern⸗ 
brauen, Erbkrüge uſw. alles beim alten bleiben ſolle. 

Das wurde prompt ausgeführt, wie eine wahrſcheinlich aus dem 
Jahre 1595 herrührende Beſchwerdeſchrift der geſamten Städte zeigt. 
Es gibt kaum ein beſſeres Charakteriſtikum für den, man möchte in 
dieſem Augenblick, wo man auf die Zieſeordnungen Johann Georgs 
zurückblickt, fagen, nutzloſen Verwaltungskampf, der um das Brau- und 
Biergeldweſen geführt wurde. Die Städte behaupten rundweg, durch 
die gänzliche Vernichtung des Braugewerbes außerſtande zu ſein, das 
Vaterland zu ſchützen ?). Seit Johann Cicero feien 121 neue Brau⸗ 
ſtätten e aufgerichtet. 236 Flecken und Dörfer übten un⸗ 


1) Haß S. 166. 

2) Rep. 20 B. I. Ob fie ausgeführt worden ift, darüber habe ich eben- 
ſowenig Material finden können, wie Haß (S. 166). 

3) Rep. 20, Nr. 4a. Auch von Haß S. 167 benutzt. 
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berechtigten Krugverlag aus. 32 Krüge und 27 Erbkrüge verjorgten 
andere Ortſchaften. 22 Adlige übten, ohne das Biergeld zu zahlen, den 
Bierverlag aus. Durch alle dieſe Verſtöße gegen die Brauordnungen 
ſeien 891 Brauſtätten verfallen 1). Dieſen Zahlen gegenüber kann man 
nur auf die Edikte Johann Georgs hinweiſen und zu dem Reſultat 
kommen: mehr konnte nicht geſchehen. Wenn das nicht half, ſo hätte 
eine gute Verwaltung die Steuern aufheben oder anders funbieren 
müſſen, wobei immer noch nicht entſchieden geweſen wäre, wie ein hoher 
Adel ſich zu ſolchen Anderungen geſtellt hätte. Er würde auch dann 
wohl ſich gedrückt haben. Außerdem ſtand ſolchen Maßnahmen der enge 
Zuſammenhang des Biergeldes mit der ſtändiſchen Schuldenverwaltung im 
Wege. Man mußte der Entwicklung ihren Gang laſſen. Wohin konnte 
die aber führen in der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts? 


Viertes Kapitel 


Geſchichte des Biergeldes unter Joachim Friedrich, Johann 
Sigismund und Georg Wilhelm 


Im 16. Jahrhundert vollzieht ſich in Deutſchland ein allmählicher 
Rückgang der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, der bereits vor dem dreißig⸗ 
jährigen Kriege einſetzte. Es iſt hinreichend bekannt, wie dieſe Kriſis 
in der Mark Brandenburg einen beſonders fördernden Boden finden 
mußte. Die eigentümliche ſoziale Lage des Adels trug hier nicht zum 
wenigſten zur Verwicklung der Verhältniſſe bei. Sie brachte zu dem 
in ganz Deutſchland dominierenden Gegenſatze der ſtädtiſchen Ariſtokratie 
und des Handwerkerſtandes, wie er auch in Brandenburg jetzt erwachte, 
den Gegenſatz zwiſchen dem ſtädtiſchen Kapital insgeſamt und der Land⸗ 
ariſtokratie. Daraus reſultierte das ewige Mißgeſchick, das in ad⸗ 
miniſtrativer und vor allem wirtſchaftlicher Hinſicht die Regierung des 
16. Jahrhunders kennzeichnet. Kein beſſeres Beiſpiel dafür, als die 
Geſchichte des Biergeldes. 

Und nun die wachſende wirtſchaftliche Notlage. Wenn die indirekte 
Bieriteuer eine der hauptſächlichſten finanziellen Kräfte blieb, konnte nie- 
mals eine Geſundung eintreten. Ein völliger Ruin aber mußte folgen, 
wenn etwa das Biergeld noch erhöht wurde. Und doch geſchah es. 
Von dem Dualismus, der ſich durch jede indirekte Steuer zieht, einen 
Konſumartikel in möglichſt großer Menge für die Staatszwecke nutzbar 


1) Vielleicht deuten diefe Zahlen doch auf eine vollzogene Reviſion. 
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zu machen, und doch ein Zurückgehen des Konſums zu verhindern, 
davon hatte man keine Ahnung. Dieſes ſchwierige Problem feiner 
Löſung näher zu bringen, iſt für das Biergeld niemals verſucht worden. 

Auch die Regierung Joachim Friedrichs wird in ihren erſten 
Jahren von ſtändiſchen Verhandlungen über Schuldentilgung ein- 
genommen. Nach völlig ergebnisloſen Ausſchußverhandlungen in den 
Jahren 1598 — 1602 berief Joachim II. zum 24. Februar 1602 einen 
Landtag der Kurmark !). 

In wenigen Tagen gelang es Joachim Friedrich, wohl weil die 
Stände durch die Ausſchußverhandlungen gut vorbereitet waren, eine 
Einigung über die Bewilligung von 600 000 Talern zu erzielen ). 
Davon fielen nach altem Quotiſationsrecht der Kurmark 480 000 Taler 
zu. Davon ſollten 380 000 unter die Stände zu direkter Zahlung 
verteilt werden. 100 000 mußte die Neubiergeldkaſſe übernehmen. 
Da aber dieſe Kaſſe ſchon jetzt wieder in tiefen Schulden ſteckte, ſo 
wurde das Neue Biergeld um einen halben Taler pro Gebräu erhöht. 
Soweit war man am 12. März 1602 gekommen, wo auch ein förm⸗ 
licher Landtagsabſchied erteilt wurde. Darauf reichten aber am 12. März 
die Städte eine neue Beſchwerdeſchrift ein. Unter den im Abſchiede 
gegebenen Bedingungen fet ihnen ganz unmöglich, die Summe auf- 
zubringen. Ihre Einnahmen, Schöſſe und Scheffelſteuer, die den Städte⸗ 
kaſſen zuſtanden, deckten nicht einmal die alten Schulden. Eine Er⸗ 
höhung des Biergeldes bedeute neue Schuldenlaſten für die Städte, da 
damit die bürgerliche Nahrung völlig vernichtet würde. Wenn der 
Kurfürſt zunächſt mit ihnen ernſthaft beraten wolle, wie eine Beſſerung 
ihrer finanziellen Lage von Grund aus möglich ſei, ſo wären ſie zur 
Geldbewilligung geneigt. Dem Kurfürſten blieb nichts anderes übrig, 
als neue Verhandlungen anzuknüpfen, die dann zu einem ſeltſamen 
Reſultate führten. In der Beſchwerdeſchrift war der größte Einſpruch 
gegen die abermalige Erhöhung des Biergeldes geführt worden. Jetzt 
beſtand dies Mittel zur finanziellen Beſſerung der Städte darin, daß 
außer dem halben Taler, der mehr an neuem Biergelde gezahlt werden 
mußte, für die Städte noch eine Abgabe von 12 Sgr. auf das Gebräu 
geſchlagen wurde, womit die Städte nicht weniger als 105 692 Taler 
zu decken hofften. 

An und für ſich war dieſe Maßnahme nichts Neues. Eine ähn⸗ 


1) Siehe Edmund Bracht, Ständiſche Verhandlungen in der Kurmark 
unter Joachim Friedrich. Diſſ. Berol. 1895. Leider ſtand mir nur der erfte 
Teil der Arbeit zur Verfügung. | 

2) Akten in Rep. 20 B. 
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liche Abgabe, nur mit durchaus fakultativem Charakter, das „Zu- 
ſchütten“, beſtand ſchon unter Joachim II.“), wurde dann auch zeitweiſe 
unter Johann Georg eingeführt und beſtand der Theorie nach auch 
noch 16022), wurde aber wohl kaum erhoben. Es follte zur Er⸗ 
gänzung des Vor⸗ und Pfundſchoſſes und der Scheffelſteuer dienen, 
fiel alſo den Städtekaſſen zu. Seine Erhebung baſierte darauf, daß 
„3 Scheffel zu einem ganzen Gebräu zugeſchüttet wurden“, wofür 
6 Sgr. gezahlt werden mußten. 

Die Einführung dieſer Abgabe war aber den Städten freigeſtellt, 
während jetzt die Erhebung von 11 Sgr. pro Gebräu zu Gunſten der 
Städtekaſſen zur Pflicht gemacht wurde. In den Ritterſchaftsſtädten 
wurde die Abgabe gleichfalls eingeführt, damit die Städte nicht in der 
Feſtſetzung des Bierpreiſes benachteiligt würden, fiel aber der Neubier⸗ 
geldkaſſe anheim. Zunächſt hatten die Städte dieſe 12 Sgr. vom 
Lande für die Städtekaſſen in Anſpruch nehmen wollen. 

Dieſe merkwürdige Maßnahme zu erklären, dazu fehlt es an 
Material. Doch darf der Schluß nicht vermieden werden, daß die 
Klagen der Städte über die Not des Brauweſens doch in manchen 
Punkten übertrieben geweſen ſein müſſen. Oder ſollte ſchon jetzt die 
Verwirrung ſo groß geweſen ſein, wie 20 Jahre ſpäter, wo erhöht 
wurde, ohne daß die geringſte Ausſicht auf wirkliche Zahlung der ge⸗ 
forderten Beträge vorhanden war? 

Jedenfalls iſt hiermit das Syſtem des Biergeldes um eine weitere 
Steuerart vermehrt worden, die von jetzt ab in ſämtlichen Edikten und 
Verhandlungen mit berückſichtigt wird. 

Neben dem Landtage der Kurmark gingen Verhandlungen mit der 
Neumark einher, die aber wohl nur in ſtändiſchen Ausſchüſſen geführt 
wurden. Hier hatte Joachim Friedrich noch größeren Erfolg. Auf 
dem allgemeinen kurmärkiſchen Landtage hatte er ſtets von einer Quoti⸗ 
ſationsſumme von 120000 Talern geſprochen, die die Neumark zu 
übernehmen habe. Jetzt erlangte er in Wirklichkeit 300 000 Taler 8). 
Davon brachte die Ritterſchaft 125 000 Taler durch direkte Abgaben, 
Hufenſchoß u. dgl. auf. Die Städte ſagten für 175 000 Taler gut 
und erhielten die Einnahmen des neuen Biergeldes, von jedem Brauen 


1) Siehe am beſten Haß S. 211, über deſſen Refultate nicht nee 
zukommen iſt. 

2) Siehe den Revers vom 14. an 1602. Rep. 20 A. Nr. 2 und 
Mylius VI, I. Nr. 62. 

3) Siehe Landtagsabſchied vom 28. Juni 1602. Rep. 20 A. I. Nr. 4, gedr. 
ohne Zahlangaben: Mylius VI, I. Nr. 63. 
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3 Taler. In der Neumark wurde damit alfo eine Neubiergeldkaſſe 
der Städte gebildet, wenn auch ſehr wahrſcheinlich nur auf 6 Jahre. 
Denn die Abführung der bewilligten Summe ſollte in ſechs Terminen 
zu je 50 000 Taler erfolgen. Außerdem wird ausdrücklich gejagt, daß 
zwar vorläufig die neue Zieſe, die in der Neumark nur bis zum Tode 
Johann Georgs lief, ja auch landes herrliche Einnahme war, ohne Be- 
willigung der Stände weitererhoben ſei. Nach Ablauf der 6 Jahre 
ſollte dieſe Abgabe keineswegs perpetuiert werden. „Jedoch der alten 
Zieſen, welche von alters herr gegeben, und in Unſer Renthey be⸗ 
rechnet worden, hiemit nichts benommen.“ Das ſollte auch dann der 
Fall ſein, wenn, wie vorauszuſehen, das Neue Biergeld die den Städten 
zugefallenen 175000 Taler nicht aufbringe. Eine Anordnung, die 
aber ſchon im nächſten Jahre wieder aufgehoben wurde !). Die Städte 
hatten vergebens die Aufbringung einer Beiſteuer zu dem neuen Bier- 
gelde verſucht. So blieb denn nichts anderes übrig, als deſſen Er⸗ 
hebung fo lange fortzuſetzen, bis die 175000 Taler und die inzwiſchen 
fih anſammelnden Zinſen abgetragen waren ). 

So hatte das Jahr 1602, gleichfalls eines der markanten Jahre 
in der Finanzgeſchichte Brandenburgs, zu einer Neueinrichtung im 
Biergelde geführt. Daneben aber zeigt die Finanzregelung in der 
Neumark ſchon den Beginn der abwärtsführenden Bahn. Zwar wurde 
wahrſcheinlich gerade die Übertragung der Einnahme an die Städte in 
der Neumark doch bald wieder aufgehoben, wie mehrere Edikte Johann 
Sigismunds beweiſen, wo von einer Verlängerung des neuen Bier⸗ 
geldes zu Gunſten des Kurfürſten die Rede iſt?). Dagegen wurde 
die Konzeſſion, daß die Städte zu Abtragung übernommener Schulden 
eine Auflage auf das Biergeld nehmen dürfen, auch über die 1602 
bewilligten, allgemein zu zahlenden 12 Sgr. hinaus fortgeführt. 
1615 hatten die geſamten Städte der Kurmark 90 000 Taler über⸗ 
nommen. Damals wurde in vielen Städten, wie in Berlin, Cöln, 
Frankfurt, Bernau das Biergeld von ſeiten der Städte aus einfach 
erhöht. Gelegentlich kam es dabei auch zu energiſchem Widerſtreben 
der Bürgerſchaften, das aber wohl nur da, wo das Braugewerbe über⸗ 
haupt in Blüte war. In vielen Städten wurde die Erhöhung mit 


1) Neumärk. Städte, Landtagsrezeß vom 28. September 1603. 

2) Gegen den darüber ausgeſtellten Rezeß legte Droſſen am 6. Oktober 
Beſchwerde ein, wahrſcheinlich, weil die Bedrückung durch das Biergeld doch ſehr 
ſtark war. 

3) So in dem Allgemeinen und in dem neumärkiſchen Landtagsabſchied 
von 1611 in Rep. 20 A. I. Nr. 4. Letzterer auch Mylius VI, I. Nr. 74. 
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Gleichmut hingenommen, weil niemand mehr braute, fo daß die Magiſtrate 
ſchon verſuchten, einen Teil der Quotiſationsſumme durch eine Abgabe 
vom Wein herauszuſchlagen 71. 

Der Höhepunkt ſolcher Beſtrebungen, die nichts wie ein letzter 
verzweifelter Ausweg in dem immer ärger werdenden finanziellen Chaos 
ſind, wird erreicht durch die Biergelderhöhungen Georg Wilhelms vom 
Jahre 1624 und durch einige temporäre Erhöhungen der ſpäteren Jahre. 

Die einzelnen Verhandlungen des Landtages von 1624 bieten 
außer den bekannten Gravamina, die zahlreich einliefen, nichts neues. 
Die Schuldenlaſt, die getilgt werden mußte, war wieder ungeheuerlich 
und nur dadurch zu erklären, daß die ſchlechte Finanzlage eine erhebliche 
Münzverſchlechterung herbeigeführt hatte, die wieder auf den Zinsfuß 
und die Steuereinnahmen zurückwirkte. Außerdem hatte der König 
von Dänemark die ſeit langem geliehenen 200 000 Reichstaler zurück⸗ 
gezogen, ſo daß die Schuldſumme, da deren Wiederbeſchaffung 668 401 Taler 
erforderte, von neuem anwuchs. Der Kurfürſt ſcheute ſich nicht, darauf 
hinzuweiſen, daß bereits die guten Nachbarn über die brandenburgiſche 
Finanzlage fih luftig machten ?). Trotz mancherlei Vorſchläge war man 
auf kein anderes Mittel gekommen, als auf eine Erhöhung des Bier⸗ 
geldes. Und in radikaler Weiſe wurde der Steuerſatz einfach verdoppelt; 
ſtatt der bisherigen 31/2 Taler alten und neuen Biergeldes pro Gebräu 
ſollten 7 Taler erhoben werden. Die Erbkrüger, die wegen Vermeidung 
des Zwiſchenhandels einige Vorteile hatten, ſollten 8 Taler zahlen, die 
Bauern 4 Sgr. pro Scheffel, während ſie bisher 2 gegeben hatten. 
Damit war jede vernünftige Baſis verlaſſen; der Steuerfuß ſtand in 
gar keinem Verhältnis mehr zum Bierpreis und zur wirtſchaftlichen 
Lage. Das einzig Vernünftige in dem ganzen Plan war eine Be- 
ſchränkung der Biergeldfreiheit. Der Adel zwar blieb nach wie vor 
völlig zieſefrei. Andere Stände und Berufe ſollten wenigſtens den 
Betrag der Erhöhung zahlen. Aber auch hier waren keine klaren Be⸗ 
ſtimmungen getroffen. Und ſo blieb denn der Mißerfolg nicht aus. 
Wie verſchiedene Zeugniſſe beweiſen, iſt dieſe Erhöhung niemals wirk⸗ 
lich zur Ausführung gekommen 8). Spätere Dekrete überſehen fie völlig. 
Anders mag es ſich mit auch jetzt auftretenden gelegentlichen und tempo⸗ 
rären Erhöhungen verhalten haben. So wurde 1634 und 1638 das 


1) Siehe ein Schreiben von Prenzlau aus dem Jahre 1615 in Rep. 20 0. 
Nr. 1, vol. V. | 

2) Siehe das Edikt über die Erhöhung: Mylius IV, IV. Nr. 13 S. 69. 

3) Siehe v. Thiele S. 49; Wöhner S. 89 ff.; Buchholz, Manuscr. 
Prov. Br. Rep. 16. I. f. 8. 2 Gen. 
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Biergeld jedesmal um 11/2 Taler zugunſten der Städtekaſſe erhöht. 
Auch wurde diefe Abgabe wohl wirklich erhoben !). 

Sonſt aber ſtehen wir hier Maßnahmen gegenüber, die deutlich 
den Stempel des Verfalls an ſich tragen. Im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert ſtellt das Biergeld eine untergeordnete Steuer dar, die wohl 
überhaupt in Vergeſſenheit geraten, mit der Akziſe ſogleich vereinigt 
wäre, wenn nicht das landſchaftliche Kreditweſen zum Teil in ihm ſeine 
hauptſächlichſten Einnahmen gehabt hätte. 


Fünftes Kapitel 
Das Biergeld im 17. und 18. Jahrhundert 


Schon Joachim II. hatte 1564 verſucht, den Schoß durch indirekte 
Abgaben zu erſetzen. 1623 und beſonders 1627 nahm Georg Wilhelm 
dieſe Verſuche wieder auf. 1631 erfolgte die erſte Einführung der 
Akziſe in den Städten der Mittelmark, Uckermark, Prignitz und Graf- 
ſchaft Ruppin, zwar mit ſehr geringem Erfolge. Nachdem aber 1641 
die erſte Akziſenordnung vom Großen Kurfürſten durchgeſetzt war, hatte 
die älteſte indirekte Abgabe der Mark Brandenburg ihre Bedeutung 
verloren?). Und ſelbſt daß ſie noch die Einnahmequelle für eine 
ſtändiſche Kaſſe war, konnte ſie dieſer geringen Stelle in der Finanz⸗ 
wirtſchaft nicht entziehen. Der Verfall des Brauweſens, die geringen 
Einkünfte an Biergeld hatten der geſamten ſtändiſchen Schulden verwaltung 
ihre Bedeutung genommen. Mit der durch den dreißigjährigen Krieg 
geſchaffenen Notlage war auch das ſtädtiſche Gewerbe vernichtet. Dieſem 
Unheil war auch das Brauweſen zum Opfer gefallen. Aber es lagen 
hier noch andere Gründe vor, die jetzt in die Erſcheinung traten. Auch 
die Kunſt des Brauens war zurückgegangen ?). Das hatte feinen Grund 


1) Rep. 21 Nr. 93 und Nr. 94 a. 

2) Siehe Tancre, Die Anfänge der Akziſe in der Kurmark Brandenburg, 
Diff. Göttingen 1908, S. 14 ff. 

8) General⸗Inſtruktion für die Neumark. Mylius IV, IV. Nr. LID, 
S. 155, wo es heißt: „Weil auch die Erfahrung es gibet, daß faſt in allen 
Städten ſchlecht Bier gebrauen, und dadurch der Abgang des Bieres ſehr ge⸗ 
hindert wird, welches aber größten Teils daher rühret, daß, ſo wohl das Maltz 
machen, als das Brauen von Leuten, welche es nicht wohl verſtehen, handthieret 
wird, es auch an dem beim Brauen nöthigen Geräthe öffters fehlet; Als ſoll in 
allen Städten an einem bequemen Ort ein, oder da die Brau⸗Nahrung ſtark iſt, 
zwey publique Darr⸗ und Brau-Häufer erbauet, darinnen gute Pfannen und 
tüchtiges Brau⸗Gerähte angeſchaffet, auch von gewiſſen, des Brauens verſtändigen 
und vereydeten Brau-Meiftern , .. gebrauet werden 


272 | | Otto Kriegk [272 


in der durch das Steuerſyſtem gebotenen Beſchränkung des Brauens 
zum Verkauf und Verlag auf die Städte. So notwendig bei der 
ſtaats rechtlichen Steuerfreiheit des Adels eine Beſchränkung feines Brau- 
rechtes auf das zum eigenen Gebrauch nötige Bier war, ſo üble Folgen 
hatte dieſe Maßnahme für die Kunſt des Brauens. Das zeigt deutlich 
ein Vergleich mit Bayern. Deſſen heutige führende Stellung im Brau⸗ 
weſen entſpringt einzig der Tatſache, daß hier trotz Steuerfreiheit dem 
Adel das Bierverlagsrecht zuſtand. Die ſcharfe Konkurrenz, die hier 
der eigentliche Nährſtand zu bekämpfen hatte, zwang ihn, auf die Güte 
des Produktes den größten Wert zu legen!). Natürlich mußte dieſer 
ſchwierige Zuſammenhang dem finanziellen Theoretiker des 17. und 
18. Jahrhunderts verborgen bleiben; doch war darum ſeine Wirkung 
keine geringere. 1662 mußte Friedrich Wilhelm, wohlgemerkt in der 
noch immer reicheren Neumark, bekennen, daß die „Alte und Neue 
Bierakziſe“ nur noch / des früheren Ertrages aufbringe. Er ſchiebt 
die Schuld auf den Bierverlag des Adels ?). Das andere Moment 
konnte er kaum erkennen. 

Unter dieſen Umſtänden war die Lage des landſchaftlichen Kredit⸗ 
weſens eine verzweifelte. Im dreißigjährigen Kriege geriet es in einen 
langen Konkurs, den erft der Große Kurfürſt 1673 beendete“), nachdem 
er zunächſt die Abſicht kundgegeben hatte, die noch einkommenden Gelder 
in eigene Verwaltung zu nehmen. Allmählich wurde aus dem rein 
ſtändiſchen Inſtitut eine Vermittlungsgeſellſchaft unter landesherrlicher 
Oberaufſicht. Unter Friedrich II beſtanden noch zwei Kaſſen, die Schoß— 
und die Biergeldkaſſe. Deren Einnahmen beliefen ſich noch auf etwa 
70 000 Taler im Jahr. 

Das Intereſſe der Regierung am Biergelde war abgeflaut. Der Große 
Kurfürſt hat zwar eine Reihe energiſcher Edikte gegen den Bierverlag des 
Adels erlaſſen. Er hat gelegentlich die Brauordnungen erneuert underweitert. 
Das alles aber offenbar mehr, um ſeine Landeshoheit zu beweiſen, um 
den Konkurs des landſchaftlichen Kreditweſens zurechtzurücken, als um 
die Einnahmen von neuem zu ſteigern. Friedrich III. geht ſchon in 
ſeinen Verordnungen auf frühere Edikte zurück. Man merkt deutlich, 
daß es ihm mehr auf eine Hebung des Brauweſens, als auf eine 
Beſſerung der Biergeldverhältniſſe ankommt. Aus allen dieſen Gründen 
empfiehlt es ſich, den Weg der hiſtoriſchen Ordnung zu verlaſſen und 


1) Handwörterbuch der Staatswiſſ., III. Aufl., Art.: Bier, Bierbrauerei 
und Bierbeſteuerung (E. Struve). 

2) Rep. 42, Nr. 40, Erlaß vom 30. April. 

3) Act. Bor., Behördenorganiſation VI, S. 348 ff. 
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die Biergeldverhältniſſe des 17. und 18. Jahrhunderts in mehr ſyſte⸗ 
matiſcher Ordnung zu ſkizzieren 1). Dieſes Verfahren ift umſo an- 
gebrachter, als es am leichteſten einen Begriff von der Unklarheit gibt, 
die in der Regierung ſelbſt über manche Angelegenheiten des Biergeldes 
herrſchte. Das gilt vor allem von dem eigentlichen Steuerjage. 

Für das alte Biergeld iſt ein einheitlicher Einnahmeſatz über⸗ 
haupt nicht mehr aufzuſtellen. Seine Hebung geſchah im ganzen für 
drei verſchiedene Kaſſen: 

1. für die landesherrliche Kaſſe in den Immediatſtädten, in den 
Erbkrügen auf dem Lande und vom Bauernbrauen; 

2. für die Stadtkämmereien wurde davon nach der Beſtimmung 
von 1488, an der formell nichts geändert war, der dritte Teil ab- 
gezogen. 

3. in den Mediatſtädten ſtand ſeine Erhebung der jeweiligen Orts⸗ 
obrigkeit zu?). Der landesherrliche Teil wurde bis Trinitatis 1711 
zur Hofrentei gezahlt, von da ab in den Einnahmen der Domänen- 
kammer mit geführt“). Die Erhebungsſätze waren, nachdem das „Brauen“ 
1572 als Grundlage für die Berechnung gewählt war, 12 Sgr. pro 
Gebräu, was damals 4 Pf. pro Scheffel ausmachte. Später wurde 
die Scheffelanzahl im Gebräu ſtets erhöht. 1681, nach Einführung 
der Akziſe, wurde die Scheffelanzahl vom Großen Kurfürſten zum Beſten 
des Brauweſens auf 2 Winſpel 16 Scheffel — 64 Scheffel feſtgeſetzt, 
ohne daß eine Steigerung der Erhebungsſätze der verſchiedenen Arten 
des Biergeldes ſtattfand“). In Wirklichkeit war aber der Erhebungs⸗ 
ſatz des alten Biergeldes ſchon längſt mannigfachen und in den einzelnen 
Städten verſchiedenen Wandlungnn unterworfen geweſen. Eine der am 
häufigſten wiederkehrenden Aufgaben über den landesherrlichen Anteil 
am Alten Biergelde ift 4 Sgr. 4 Pf. für 24 Scheffel). Dieſe Zahl 


1) Dabei entſteht die Möglichkeit, manches noch einmal in beſſerem Zu⸗ 
ſammenhang zu bringen. Eine eigentliche Syſtematik dagegen erübrigt ſich. 
Manches hierher Gehörige mußte der hiſtoriſchen Charakteriſierung aan ſchon 
vorher geſagt werden. 

2) Wöhner S. S1ff. 

3) Siehe Mylius IV. IV. Nr. XLVIII, S. 143. 

4) v. Thiele S. 49; Buchholz, Manuffript Prov. Br. Rep. 16. I. f. 8. 
2 Gen. 

5) So in einem undatierten Heft in Rep. 21, 1a, Nr. 1, das wahrſchein⸗ 
lich ein ſelbſtangefertigtes Handbuch eines Zieſebeamten darſtellt: Eine große 
Schwierigkeit liegt auch in der verſchiedenen Grundlage, nach der die überdies 
noch ſeltneren Angaben gemacht ſind, bald nach „Gebräu“ mit unklarer Scheffel⸗ 
zahl, bald nach 2 Säcken oder 3 Säcken Malz, wahrſcheinlich A 8 Säcken (f. u.), 
bald nach Winſpel. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Sa, XXVIIL 1. 18 
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würde eine geringe Erhöhung feit 1572 bedeuten. In der Neumark 
betrug das alte Biergeld dagegen nach verſchiedenen Angaben pro 
Winſpel 14 Sgr., wobei aber wohl der den Städten zukommende Anteil 
mitgerechnet iſt!). 

Für das Bauernbrauen blieben die alten Sätze beſtehen. Die 
heilloſeſte Verwirrung aber herrſchte in bezug auf den Anteil der Städte ). 
Er betrug im Durchſchnitt vom Winſpel 1 Gr. 7 Pf.“), ſchwankte 
aber in den einzelnen Fällen erheblich. In Zehdenick waren es nur 
71/2 Pf., in Pritzwalk, Kyritz, Havelberg 9 Pf., in Lenzen und 
Werben 1 Gr., in Stendal und Gardelegen 2 Gr. 9 Pf., der oben 
angeführte Satz, in Salzwedel 2 Gr. 38/4 Pf. Doch das mag genügen, 
um die Unterſchiede anzudeuten. Ihr Urſprung iſt wohl in den von 
den Städten, wie ſchon erwähnt, oft ſelbſtändig zum eigenen Beſten 
vorgenommenen Erhöhungen zu ſuchen; denn es ſind gerade die be⸗ 
kannten Brauſtädte, die als am höchſten beteiligt angeführt werden. 

Weſentlich einheitlicher ſind die Angaben über den Erhebungsſatz 
des neuen Biergeldes“); da die Verdoppelung durchgeführt war, 
ſo betrug der Erhebungsſatz nach wie vor 3 Taler 12 Gr. Nur für die 
Erbkrüge, die ja auch 1624 mit einem etwas erhöhten Satze belaſtet 
waren, wurden ſpäter 4 Taler in Anrechnung gebracht. Ob, wie ge⸗ 
legentlich behauptet wird), beier erhöhte Satz auch in den Mediat- 
ſtädten gefordert wurde, muß ungewiß bleiben. Das Bauernbrauen 
trug, wie ſchon 1624 feſtgeſetzt war, zugunſten der Landſchaft 4 Sgr. 
In der Neumark, wo, wie noch einmal betont ſei, das neue Biergeld 
in die landesherrliche Kaſſe floß (die Überlaſſung an die Städte war 


1) So in einem Auszuge über Zieſeverordnungen vom Jahre 1708 in 
Rep. 42, Nr. 40, deſſen Autor wohl Friedrich Frauendorff, Oberzieſemeiſter der 
Neumark, iſt. Seine Angabe läßt ſich mit einer anderen: Mylius VI, I. 
Nr. CXLV, S. 519 ſtehenden, wonach die Tonne 1 Sgr. 2 Pf. trägt, gut ver- 
einen, wenn man auf 1 Winſpel 12 Tonnen rechnet, was nach verſchiedenen 
Akten wohl das gewöhnliche iſt. 

2) v. Thile S. 58, deſſen Angaben aber inſofern mit größter Vorſicht 
aufzunehmen ſind, als er ſtets zwar von der Abgabe pro Winſpel ſpricht, dieſe 
aber ſo erhält, daß er den gefundenen Angaben 64 Scheffel zu Grunde legt und 
dann auf einen Winſpel reduziert. So gibt er auch die Zahl 4 Sgr. 4 Pf. 
altes Biergeld, für den Winſpel aber 1 G. 7½ Pf. Auch der umgekehrte Fall 
ſcheint vorzuliegen, wenn der wohl häufige Satz von 1 Gr. 12 Pf. Kämmerei⸗ 
anteil mit 5 Gr. 2 Pf. angeführt wird. Obige Zahlen aber ſind einem Berichte 
von 1733 wohl richtig entnommen. 

3) So auch Wöhner a. a. O. 

4) Wöhner S. 89 ff. 

5) So Buchholz, Manuftript. Prov. Br. Rep. 16. I. f. 8. 2. Gen. 
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doch nur temporär) wurden, da die Erhöhung von 1602 hier nicht er- 
folgt war, 3 Taler erhoben. (Siehe die ſchon oben zitierte Akte und 
„Kurtze Gegen⸗Demonſtration auff der Neumärkiſchen Kammerdeduktion“ 
wahrſcheinlich von 1696 in Rep. 42 Nr. 40, die auch die Küſtrinſche 
Frage behandelt). In Küſtrin, wo nach beſonderem Recht 1 Winſpel 
8 Scheffel gebraucht werden, beträgt für dieſes Gebräu das geſamte 
kurfürſtliche Biergeld, altes und neues, 2 Taler 12 Sgr., was nur 
einem Gebräu von 24 Scheffeln entſpricht. Dort waren alſo 8 Scheffel 
frei. 

Außer dieſen beiden Biergeldabgaben gab es dann die den Städte⸗ 
kaſſen zufallenden Abgaben des Zuſchüttels und ſeit 1602 der Er⸗ 
höhung. Das erſtere wird, ſoweit ich ſehe, zuerſt 1560 erwähnt. In 
Verhandlungen, die Joachim II. damals mit den Ständen in getrennten 
Tagungen über finanzielle Hilfe führte, ſtellten die Vertreter der Städte 
die Forderung, für die Übernahme von 100 000 Gulden aus dem Bier- 
geld in ihre Schoſſe dadurch entſchädigt zu werden, daß man ihnen ge⸗ 
jtatte, auf jedes Gebräu 2 Tonnen mehr zu brauen und ½ Gulden 
mehr zu erheben. Ein für dieſe „Zuſchüttung“ vorbehaltene Zuſtimmung 
der Oberſtände blieb aus. Und ſo wurde das Projekt in den weiteren 
Verhandlungen fallen gelaſſen !). Allmählich, örtlich und zeitlich ſehr ver- 
ſchieden, wurde das „Zuſchüttel“ eine ſtändige Einrichtung. Es blieb 
beim Satze von 6 Sgr. für die 3 Scheffel, die zugeſchüttet werden 
durften, ſtehen. Die Erhöhung hatte auch wohl ſtets 12 Sgr. pro 
Gebräu betragen, fo daß insgeſamt 18 Sgr. den Städten zufielen !). 
Dieſe Summe iſt, wenigſtens in der Altmark, während des ganzen 
17. Jahrhunderts regelmäßig erhoben worden. 

Damit wäre die eigentliche Biergeldabgabe noch einmal kurz ge⸗ 
ſtreift; es bleiben noch ein paar Worte über das Einlagegeld und die 
Abgabe vom ausgehenden Malze. Der Erhebungsſatz des 
Einlagegeldes pro Tonne Bier — 1 Ortstaler — 6 Gr., ift niemals 
geändert worden?). Es fiel aus den Städten, in denen das neue Bier- 
geld erhoben wurde, der landſchaftlichen Neubiergeldkaſſe zu. 1674 
ordnete der Große Kurfürſt an, daß von jedem Taler (nicht Orts⸗ 


— 


1) Friedens burg If, S. 193 ff. 

2) So v. Thile S. 58, auch die Berichte der Neumark. Das oben⸗ 
erwähnte Heft im Rep. 21, Ia, Nr. 1 gibt für beide Abgaben 21 Sgr. pro 
Winſpel an, doch widerſpricht dem ſchon, daß zahlreiche Einnahmeverzeichniſſe 
aus dem 17. Jahrh. der altmärk. Städtekaſſe (Rep.: Depof. Stendal Nr. 1 ff.). 
ſtets die halbe Summe der Erhöhung als Einnahme des Zuſchüttels anführen. 

3) Wöhner S. 100 ff. 
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taler) der Einnahme 4 Sgr. an die Städtekaſſe gezahlt werden follten !). 
Eine Verfügung, die aber niemals befolgt worden ift. Dagegen bekam 
von dem Erhebungsſatze die Kämmerei einen örtlich verſchiedenen An⸗ 
teil?), der immerhin nicht gering geweſen ſein muß, da z. B. Berlin 
hieraus den größten Teil ſeiner ſtädtiſchen Einnahmen zog. Auch das 
ein Beiſpiel für den allmählichen Rückgang des Brauweſens in Branden⸗ 
burg. Des ſtädtiſchen Anteils wegen, der einem alten Magiſtrats⸗ 
privileg entſprang, waren Exemtionen von dieſer Abgabe kaum vor- 
handen. Auch hier war der Anteil der Kämmereien nicht einheitlich. 
In einigen Städten wurde überhaupt kein Anteil gewährt. 

Die nur als Schutzzoll gedachte Abgabe von ausgehendem Malze 
wurde ſtets mit 1 Sgr. pro Scheffel erhoben. 

Neben dieſen in der geſamten Kurmark erhobenen Abgaben mußten 
ſich dann infolge territorialen Zuwachſes, neuer Stadtgründungen uſw., 
beſondere Abgaben herausfinden. Denn das neue Biergeld war der 
Landſchaft 1549 ausdrücklich nur in den Städten zur Erhebung über⸗ 
laſſen worden, die damals beſtanden 2). Einige Ämter hatten Dé auch 
gegen eine Pauſchalſumme von dem landſchaftlichen Biergelde los- 
gekauft. In allen dieſen Gebieten wurde eine „Tafelzieſe“ genannte 
Abgabe erhoben“), die direkt theoretiſch in der Höhe des alten und 
neuen Biergeldes in die Kurfürſtliche Hofrentei, ſpäter in die 
Domänenkaſſe geliefert wurde. Hierher gehörten einmal die Städte 
Friedrichswerder, Dorotheenſtadt und Friedrichſtadt, für die eben die 
Berechtigung von landesherrlicher Seite daraus abgeleitet wurde, „daß 
ſolche ex libertate principum erbauet worden, zur Zeit der Einführung 
des Neuen Biergeldes noch nicht exiſtiert haben“ 5). Ferner handelt 
es ſich da um die „in der Kurmark inkorporierten“ Kreiſe Beeskow, 
Storkow und Cottbus und um einige andere Orte, bei denen, wie bei 
Landsberg, der Grund wohl im Loskauf durch Pauſchalſumme zu 


1) Mylius IV, IV. Nr. 23, S. 93. 

2) v. Thile S. 60 ff. Hier find die Angaben, wie nachgeprüft wurde, 
richtig. 

3) Wöhner S. 95 ff.; v. Thile S. 67 ff.; Buchholtz, Manuffript. Prov. 
Br. Rep. 16. I. f. 8. 2 Gen. 

4) Der Name wird wohl, wie auch Wöhner fagt, feinen Urſprung darin 
haben, daß die Einnahmen an diejenige Kaſſe geliefert wurden, „zu der die Ein⸗ 
künfte von den Tafelgütern des Regenten fließen“. 

5) Buchholz a. a. O. Friedrichswerder wurde 1660, Dorotheenſtadt 1674 
mit kurfürſtlichem Privilegium bedacht. Siehe Nicolai, Beſchreibung der kgl. 
Reſidenzſtädte, III. Aufl., I, S. 152, 167. 
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fuden fein wird. Im übrigen waren in der Praxis die Erhebung3- 
jäge auch hier ſehr verſchieden, wie folgende Tabelle zeigen mag: 


Weizenmalz Gerſtenmalz 
Wittſtock 2 Tlr. 8 Sgr. — Pf. 1 Tlr. 15 Sgr. — Pf. 
Meyenburg 3a I u ey 3 y 12 „ — „ 
Fürſtenwalde kb o u. L o A2 e Feb op 
Arendſee 1 AS . e AS A8 eg 
Alt⸗Landsberg. 1 „, 18 „ — „ 1 , IB „ — x 
Fehrbellin „ ee, Fi 
Freienwalde T — Jar 3.0 I. ae ou. ` GE 
Lebus 2 „ 3 „ 6 „ 2 „ 3 „ 6 „ 
Cottbus 2, 9 „ 9 „ Ly D „ 9% 
Beeskow 2 „ 12 ut, — ,» „ 18 u =. 
Storfow Br 9 , 9, 1 „, 15 „ 9 „ 


Dieſe Angaben verſtehen ſich pro Winſpel, waren alſo, wenn man 
bedenkt, daß das Gebräu 24 Scheffel zählte, ſehr hoch. Deswegen 
wurden ſie 1739, wo überhaupt ein Verſuch zur Regelung der Bier⸗ 
geldintraden gemacht wurde, auf 1 Taler 18 Gr. pro Winſpel nor⸗ 
miert. Das machte für 64 Scheffel 4 Taler 16 Gr., womit die auch 
ſonſt in der Kurmark bezahlte Summe erreicht wurde. 

Blicken wir einmal auf dieſe kurze Zuſammenſtellung der Er⸗ 
hebungsſätze zurück, ſo ergibt ſich nur der Geſamteindruck einer immer 
mehr einreißenden Verwirrung. Ihre Gründe ſind auf dieſen Seiten 
hinreichend ſkizziert und zum größten Teile in den vielen Be- 
freiungen vom Biergelde nachgewieſen worden. Auch dieſe Ver⸗ 
hältniſſe wurden im 17. und 18. Jahrhundert immer komplizierter. 
Schon im Anfang des 17. konnte es Cüſtrin, zwar mit negativem 
Erfolg, wagen, die Behauptung aufzuſtellen, ein Privilegium gäbe ihm 
das Recht, alle Biergeldintraden ſelbſt zu behalten. Theoretiſch be⸗ 
ſtand es ſogar. 1537 hatte Markgraf Johann der Stadt die geſamten 
Biergeldeinnahmen überlaſſen, damit ſie die großen Koſten der dort 
nötigen Brückenbauten decken konnte!). Dieſes Privilegium war dann 
niemals wieder aufgehoben worden. Unter ſolchen Umſtänden war der 
Begriff „Zieſefreiheit“ ſehr dehnbar. Immerhin ſei für das 17. und 
18. Jahrhundert eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung der Befreiung 
gegeben ?). 


1) Siehe Rep. 42, Nr. 40 und Nr. 42. 
2) Ich ſchließe mich hier an Wöhner S. 102 ff. an, deſſen Angaben ich 
quellenkritiſch nachgeprüft habe. Nur wo ich Ergänzungen gebe, zitiere ich beſonders. 
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Es laffen fic) am beten neun Gruppen unterſcheiden. An die 
Spitze ſeien die königlichen Amter geſtellt. Sie waren von allen Ab⸗ 
gaben für das Brauen zu eigener Notdurft und für Deputanten be⸗ 
freit. Außerdem ſelbſtverſtändlich überhaupt in den Gebieten, wo 
Tafelzieſe erhoben wurde ). Ihnen folgen der Adel und die Beſitzer 
adeliger Güter, denen gleichfalls das Brauen zu eigenem Gebrauch und 
für Deputanten biergeldfrei zuſtand. Unter Deputanten waren aber 
nicht die unſtändig beſchäftigten, wie Schäfer, Hirten, Dreſcher, ſondern 
nur ſtändig beſchäftigte zu verſtehen. An dieſe konnte auch jährlich bis 
zu 8 Scheffel Braugerſte gegeben werden, die dann, ohne daß Bier⸗ 
geld gezahlt zu werden brauchte, gemahlen werden konnten. Die Frei⸗ 
heit des Adels hatte dann dazu geführt, daß auch die Stadtvorwerke 
für eigenen Bedarf kein Biergeld zu zahlen brauchten. Eine weitere 
Gruppe umfaßte die wohltätigen Anſtalten, wie die Kommunität zu 
Frankfurt, das Joachimsthalſche Gymnaſium, die Hoſpitäler, die Armen⸗ 
und Waiſenhäuſer, die auch 1624 bei der beabſichtigten Aufhebung der 
Biergeldfreiheit verſchont werden ſollten. In ſpäteren Jahren fiel eine 
gleiche Vergünſtigung den Kupfer⸗ und Eiſenhämmern zu, ſoweit ſie 
ſich im Beſitze der Braugerechtigkeit befanden. Dazu kamen dann 
mehrere Gruppen von Beamten. Die königlichen Forſtbedienten, die 
eigentlich ſchon als Deputanten der Amter befreit waren, erhielten 
dieſes Recht ſpäter beſonders beſtätigt, wohl weil ſie zeitweilig das 
Biergeld hatten zahlen müſſen. Vom Einlagegelde, das, wie erwähnt, 
ſonſt allgemein gegeben wurde, waren nach einem Edikt vom 23. Mai 
1664 die kurfürſtlichen, ſpäter königlichen Zivil⸗ und Militärperſonen 
befreit. Natürlich auch die Stadt- und Ratskeller, da die Magiſtrate 
ja am Einlagegeld beteiligt waren. Dann bleiben noch die Geiſtlichen, 
Schulbedienten und Profeſſoren der Landesuniverſität. In dem Ber- 
fahren, das hier zur Kontrolle geübt wurde, beſtand ein Unterſchied, 
je nachdem, ob es ſich um Geiſtliche in den Städten oder auf dem 
Lande handelte. Die Geiſtlichen in den Städten waren, wie auch die 
Schulbedienten und professores ordinarii in Frankfurt urſprünglich 
einfach für den eigenen Bedarf vom Biergelde befreit. Mit dem Be⸗ 
ginn des 18. Jahrhunderts!) bildete fih aber das Verfahren heraus, 
daß ihnen nur eine beſtimmte Anzahl Scheffel im Verhältnis zur 
Größe der Familie als Freibrauen gewährt wurde, und zwar 8 Scheffel 


1) Die Frage der Biergeldfreiheit der Koloniſten ſcheide ich, da die Anord⸗ 
nungen erſt relativ ſpät erfolgt ſind und zu weit in eine Unterſuchung der 
Koloniſationsverwaltung hineinführen würden, aus. 

2) Mylius IV, IV. Nr. 40, S. 123. 
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für jeden Erwachſenen und 4 Scheffel für jedes Kind und jedes Ges 
ſinde. Das geſchah natürlich, um Unterſchleife zu vermeiden. Aus 
gleichem Grunde war auch ein Kontrollverfahren für die Brautätigkeit 
der Geiſtlichen auf dem Lande eingeführt. Es beſtand zunächſt und auch 
wieder in ſpäteren Jahren darin, daß von dem Zieſemeiſter der nächſten 
Stadt Freizettel geholt werden mußten. 1664!) wurde inſofern eine 
Anderung getroffen, daß die Geiſtlichen das volle Biergeld zwar zahlen 
mußten, dafür aber von der Landſchaft eine Entſchädigung erhielten, 
die dann auch im Verhältnis zur Familie normiert wurde. Dieſes 
Verfahren wurde aber 1700 wieder aufgehoben ). 

Damit ſind ſchon einige Maßnahmen der verwaltungstechniſchen 
Praxis geſtreift worden. Das ganze 17. und 18. Jahrhundert iſt aber 
hierin kaum über die Anordnungen, wie ſie bereits in den Edikten 
Johann Georgs gegeben ſind, hinausgekommen. Es bleibt bei dem 
gleichen Verfahren ſtehen. Nur wenige Anderungen und Neuerungen 
werden in den Anordnungen, die eine Kontrolle ermöglichen ſollen, ge⸗ 
troffen. So jette 1665 der Große Kurfürſt feſt?), daß die Adligen 
ihren Malzfuhren zur Mühle genaue Zettel mit Angabe der Scheffel⸗ 
zahl mitgeben ſollten, damit nicht etwa Bauerngetreide als einem Adligen 
gehörig ausgegeben werde und ſo biergeldfrei bleibe. Dann wäre hier 
noch einmal auf die ſchon geſtreifte Erhöhung des Gebräus auf 64 Scheffel 
hinzuweiſen, die 1680 erfolgte). Das führte auch eine Anderung 
der Scheffelzahl der Malzſäcke und Kübel in den Mühlen herbei. Sie 
wurde, der Teilbarkeit in 64 halber, von 6 auf 8 Scheffel erhöht. 
Gelegentlich tauchen in den Edikten des Großen Kurfürſten auch An- 
ordnungen auf, die auf neue Verſuche zur Täuſchung hinweiſen, ſo, 
wenn verboten wird, die Malzſäcke durch Flicken künſtlich zu erweitern. 
Dem eigentlichen Übel aber war auch jetzt nicht beizukommen. Der 
Bierverlag des Adels beſtand weiter fort. Weiter wurden die gleichen 
Verordnungen erlaſſen. Weiterhin ertönten die gleichen Klagen. Mit⸗ 
unter wird ein neuer Anlauf genommen. Reviſionen der Krug- und 
Braugerechtigkeiten wurden angeordnet"). Wenige Jahre ſpäter ift 
wieder alles beim alten. So blieb ſchon naturgemäß, und da auch 
das landesherrliche direkte Intereſſe am Biergeld nicht allzu ſtark, das 


1) Mylius IV, IV. Nr. XVIII, S. 85. 

2) Mylius IV, IV. Nr. XXXIX, S. 121. 

3) Mylius IV, IV. Nr. XX, S. 91. 

4) Mylius IV, IV. Nr. XXVI, S. 90 ff. 

5) So 1691, Dekret vom 4. Mai, in Kurmärk. Depart. Tit. CCLXXVIII, 
Nr. 3. | 
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indirekte mit dem Verfall der Landſchaft nicht ſtärker war, alle Für- 
ſorge auf eine möglichſt günſtige Entwicklung des Brauweſens beſchränkt. 
Darum fand die Scheffelerhöhung des Gebräus ſtatt. Die Bierpreis⸗ 
feſtſetzung wird wieder vom Landesherrn geregelt. So liegt eine Tax⸗ 
ordnung von 1620 vor, die unter Berückſichtigung der Biergeld⸗ 
verdoppelung von 1664, der Kriegsmetze und „daß die Braunahrung 
mit höchſter Contribution beleget“ den Preis nach folgendem Verhältnis 
regelte !): 


Preis des Scheffels Gerſte. Preis der Tonne Bier. 
6 Gr. 32 Gr. 
7 „ 34 „ 
8 „ 36 „ 
uſw. 


Sehr charakteriſtiſch in dieſer Hinſicht ſind die von Friedrich 
Wilhelm I. 1714 erlaſſenen Brauordnungen für die Neumark und die 
Kurmark 2). Sie gehen ſelbſt auf die kleinſten Einzelheiten ein. Unter 
anderem wird folgendes z. B. angeordnet: „Da auch überdem die Brauer 
und Bierwirthe bisherr auf verſchiedene Art wieder die bisherige Ob— 
ſervantz und Billigkeit beſchweret, und wenn ſie ihr Bier loß werden 
wollen, genöthiget worden, denen Krügern, ſo offt ſie in die Städte 
kommen, mit allen ihren Leuten frey Eſſen und Trinken, denen Bauern 
aber, ſo das Bier abholen, Frühſtück und dergleichen, ja noch überdem 
ſowohl dem Krüger als der Gemeinde allerley eigenmächtige Impoſten, 
unter dem Nahmen von Licht- und Töpffe-Geld, Jahrmarkts⸗, Zapffen⸗, 
Schenk⸗ und Pantoffel⸗Geld, Weihnachts-, Ojtern= und Pfingſt-Semmeln, 
Feſt⸗Braten, auch die Frey- und Anrechnungstonne und dergleichen, zu 
erlegen: Als wollen wir alle diefe der Brau-Nahrung höchſt nad- 
theilige Plackereyen gäntzlich abgeſtellet wiſſen, immaßen denen Krügern, 
bey Strafe doppelter Erſtattung, dergleichen zu fordern und anzunehmen, 
denen Bierwirthen aber bey 50 Thaler Straffe, ſolches zu bieten oder 
zu geben, hiermit nachdrücklich verbothen wird.“ In dieſer Richtung 
bewegten ſich die Braumaßnahmen des 18. Jahrhunderts. Es wurden 
Anordnungen über Braugerechtigkeitsprozeſſe gegeben, aber keine Cteuer- 
maßnahmen). 

Dem damaligen Zuſtande des brandenburgiſchen Steuerſyſtems, 

1) Rep. 21, 1a, Nr. 1. 

2) Mylius IV, IV. Nr. LIII, S. 153 ff. und Nr. LIV, S. 159 ff. 


3) So auch in der Inſtruktion des Generaldireftoriums vom 20. Dezember 
1722, Act. Bor., Behördenorganiſation III, S. 555. 
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der Akziſe, waren, bei ihrer bedeutend höheren techniſchen Vollkommen⸗ 
heit, Maßnahmen allgemeinerer Art, die eine Belebung des Wirtſchafts⸗ 
lebens brachten, angemeſſener. Das Biergeld ſchritt ſeinem Ende ent⸗ 
gegen. 


Sechſtes Kapitel 
Die Einfügung des Biergeldes in das Syſtem der Akziſe, 
1766 


Nachdem 1684 in Brandenburg die Akziſe endgültig eingeführt 
worden war, iſt das eigentliche Syſtem dieſer Steuer konſtant geblieben, 
bis Friedrich der Große 1766 den Plan zur Übertragung der Akziſe 
an die Regie faßte. Nur aus dieſer langen Dauer des gleichen Akziſe⸗ 
ſyſtems erklärt es ſich, daß niemals vorher der Verſuch gemacht wurde, 
das Biergeld in die Akziſe hineinzuziehen, obwohl doch hier auch eine 
Abgabe vom Bier erhoben wurde. Abgeſehen natürlich von der Bes 
hinderung, die darin lag, daß der größte Teil der Biergeldeinnahmen 
dem landſchaftlichen Kreditweſen zugute kam. Es war ein großer Schritt 
zur Unterdrückung der ſtändiſchen Autorität, wenn 1766 das Biergeld 
in das Syſtem der Akziſe einbezogen wurde, wenn auch dabei die 
ſtändiſchen Rechte und das eigentliche Kreditwerk nicht angetaſtet wurden. 

Am 14. April 1768 erließ Friedrich ein Patent in Akziſeangelegen⸗ 
heiten, in dem es hieß: „Nachdem die Abgaben von Getreide, welche 
bisherr zu Verfertigung des Bieres und des Malzes gedienet, auf- 
gehoben werden; ſo ſoll an deren Stelle, in denen ſämtlichen Städten 
ein ſicheres von jeder Tone Bier erleget werden, und wird proviſorie 
die Abgaben per Tonne auf 18 Gr. feſtgeſetzet.“ Damit war zunächſt 
wieder die Erhebungsart nach dem Steuerobjekt in alter Weiſe geregelt. 
Das Biergeld war wieder eine Fabrikationsſteuer geworden. Das ge- 
ſchah, weil auch in den Akziſetarifen die Abgabe vom Bier nach der 
fertigen Tonne berechnet wurde !). Mehrere Jahre ſpäter, 1787, ift 
dann aber, weil eben doch zweckmäßiger, hierin wieder ein Wandel 
geſchaffen worden. Die Abgabe wurde jetzt wieder nach dem Malz 
berechnet und zwar fo, daß 1 Tonne Bier — 1 Scheffel Weizen und 
1½ Scheffel Gerſte gerechnet wurde. 

Das Akziſedepartement übernahm jetzt die Hebung der geſamten 
Abgaben, mit Ausnahme des landſchaftlichen Biergeldes in den nicht 
akziſebaren Städten. Dagegen fiel die Erhebung des alten Biergeldes 


1) Mylius IV, III. Nr. XVIII, S. 175. 
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in den nicht akziſebaren Städten und Flecken und der Abgaben an 
altem Biergelde vom Bauernbrauen dem Akziſedepartement doch zu. 
Die Domänenkaſſe, der der landesherrliche Anteil an altem Biergelde 
zufiel, erhielt dafür ein jährliches Averſional⸗QAuantum !). In gleicher 
Weiſe wurden die Kämmereien entſchädigt. Seit 1770 wurden dann 
die den Städten zuſtehenden Anteile mit zur Kurmärkiſchen Kriegskaſſe 
gezahlt und als ſubprimierte Gefälle rückvergütet. Vom Jahre 1789 
ab fiel das Averſional⸗Quantum an die Domänenkaſſe fort. 

Beſonderer Abmachungen bedurfte es natürlich mit der Landſchaft. 
Sie wurden in folgender Weiſe getroffen 2): Von den durch die Akziſekaſſe 
erhobenen 18 Gr. pro Tonne fielen an die Neubiergeldkaſſe 3 Gr. und 
an die beiden Städtekaſſen 3 Gr. 6 Pf. Bei eventuell nötigen Nach⸗ 
erhebungen würde die Verteilung in dem Verhältnis vorgenommen, daß 
der königlichen Akziſe 32/86, dem landſchaftlichen Kreditwerke 13/36 
zuſtanden, was eben die 6 Gr. 6 Pf. von 18 Gr. ſind. Den Städte⸗ 
kaſſen ſtand dieſer Anteil aus allen Städten zu, obwohl die Berechtigung 
dazu nur in den örtlich verſchiedenen Abgaben des Zuſchüttels und der 
Erhöhung beſtand, die keineswegs überall gezahlt wurden. Die wirk⸗ 
lichen Geſchäfte wurden aber nicht ſo geführt, daß etwa quartalsweiſe 
der entſprechende Anteil ausgezahlt wurde, ſondern es wurde ein Mindeſt⸗ 
und Meiſt⸗Fixum feſtgeſetzt. Die Mindeſteinnahmen zugunſten der 
Landſchaft wurden auf 135 000 Taler veranſchlagt, zu deren Zahlung 
die Akziſenkaſſe einfach ſich verpflichtete. Hiervon ſtanden der Neubier⸗ 
geldkaſſe 6 / 13 — 62307 Taler 16 Gr. 7 5/13 Pf., den Städtekaſſen 
7/13 = 72692 Taler 7 Gr. 4 8/13 Pf. zu. Das Meiſt⸗Fixum 
wurde mit 450 000 Talern (66923 Taler 1 Gr. 10 3/18 Pf. und 
78 076 Taler 22 Gr. 1 11/13 Pf.) feſtgeſetzt. Die Einhaltung dieſer 
Verpflichtungen wurde auch der Regie zur Pflicht gemacht. 

Außerdem verblieben der Landſchaft direkt die Biergeldeinnahmen 
mit 4 Taler per Gebräu von 64 Scheffel aus den Amts- und Ritter⸗ 
ſchaftsſtädten, wo keine Akziſenämter waren, die 4 Gr. vom Bauern⸗ 
brauen und das Einlagegeld von 6 Gr. pro Tonne. 

1787 wurden theoretiſch dieſe Abmachungen geändert, als die 
Tonnenakziſe aufgehoben und der Erhebungsſatz auf den Scheffel Malz 
baſiert wurde. Jetzt ſtanden der Landſchaft von den per Scheffel er⸗ 
hobenen Abgaben, vom Weizen, da gleich einer Tonne, 3 Gr. 6 Pf. 
von der Gerſte, da gleich? // Tonne, 2 Gr. 4 Pf. zu. Die der Landſchaft 
direkt zuſtehenden Einnahmen waren immer Abgaben von Malz. 


1) Wöhner III, Beilage, Nr. 267, S. 234 f. 
2) Wöhner III, S. 221, Beilage, Nr. 259. 
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So war mit dem Jahre 1766 endlich das Ende einer Steuer 
herbeigeführt, die in dem letzten Jahrhundert ihres Beſtehens nur ein 
altes Überbleibſel einer vergangenen Finanzepoche geweſen war. Der 
kleine Reſt, der von ihr noch blieb, fiel mit dem landſchaftlichen Kredit⸗ 
weſen in der Zeit der Reformen. 


Anhang 
Die Einnahmen der Neubiergeldkaſſe von Luciae 1549—1563 !) 
Aus den Städten: Vom Lande: 

Gulden Gr. Pf. Gulden Gr. Pf. 
1549 55 789 9 6 9674 26 2 
1550 50124 3 3 13 158 27 2 
1551 39 512 16 1 9106 27 2 
1552 41244 2 7 8248 24 5 
1553 39 820 19 71/2 7112 2 3 
1554 46314 81 CND 8698 9 3 
1555 48980 6 31/2 12937 1 4 
1556 38047 6.14 51/2 10188 ©.6 4 
1557 37 969 1 7 11466 15 MP 
1558 25 086 8 4 11944 0 10 
1559 58 913 17 91/2 14556 17 10 
1560 57 734 6 11 12 330 8 6 
1561 35 358 10 11 8 276 6 10 
1562 50567 8. 1½ 8459 18 8 
1563 48 296 5 — 8299 6 5 


— —— — — 


1) Rep. 20 F. Zufammenftelkung ber Städte. 
Angaben bis 1555 in n Floren à SÉ märt. Gr. 
S von 1556 Š „ À 18 Sgr. 


285] 285 


VI 
Reinhold Kofer 
Ein Nachruf 


von 


Melle Klinkenborg 


In den Tagen ſeines größten Erlebens, am 25. Auguſt 1914, 
bald nach dem Ausbruch des gewaltigen Völkerkrieges, iſt Reinhold 
Koſer geſtorben. Wer ihn in dieſer Zeit ſah, mochte wohl erſtaunt 
fein, welcher Schwung eines faſt jugendlich fih äußernden Patriotismus 
den ſonſt jo zurückhaltenden Mann, der die großen Momente der welt- 
geſchichtlichen Lage mit weitem hiſtoriſchem Blicke betrachtete, ergriffen 
hatte. Er war von den Ereigniſſen in einem kleinen Orte des Schwarz⸗ 
waldes, wohin er fih Ende Juli zur Erholung begeben hatte, über- 
raſcht worden. Tief hatte ihn dort das Vertrauen, das das Volk auf 
unſere militäriſchen Kräfte ſetzte, berührt. Die von ihm zufällig ge⸗ 
hörten Worte eines einfachen Dorfprieſters, der ſeiner Gemeinde zurief: 
„Der Preuß iſt eine alte Militärmonarchie, der wird's ſchon machen,“ 
hatten in dem Herzen des Geſchichtsſchreibers Friedrichs des Großen 
freudigen Wiederhall gefunden. Auf der Fahrt nach Hauſe gewann 
er die günſtigſten Eindrücke. Die Teilnahme an der denkwürdigen 
Eröffnung des Reichstages, Beſprechungen mit dem Reichskanzler und 
dem Chef des Großen Generalſtabes weiteten die Seele. In dieſer 
Erhebung verſammelte er am 6. Auguſt ſeine Beamten am Geheimen 
Staatsarchiv zu einer Konferenz; einige Verwaltungsmaßregeln, die 
der Krieg erforderte, beſprach er kurz; die anderen laufenden Geſchäfte 
ſchob er vollſtändig beiſeite, wobei er verfügte, daß über dieſe Konferenz 
kein Protokoll aufgenommen zu werden brauche: die einzige Ausnahme 
in ſeiner langen Amtsführung. Darauf verbreitete er ſich ſofort über 
die welthiſtoriſchen Ereigniſſe. Es waren faſt friderizianiſche Träume⸗ 
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reien, die er uns dabei entwickelte. Mit väterlichem Stolze erzählte 
er dann, daß auch er zwei Söhne als Kriegsfreiwillige ins Feld ſtellen 
könne. Wir glaubten ihn nie ſo friſch geſehen zu haben; keiner 
ahnte, daß ein tückiſches Leiden bereits an ihm nage. Die Kunde von 
dem Siegeszuge durch Belgien und dem glänzenden Erfolge bei Metz 
haben ihn noch freudig geſtimmt: da nahm ihn der Tod von hinnen 
und endete ein Leben, das die größten Erfolge aufweiſen konnte. 


I. 


Reinhold Kofer war ein Sohn der Marf Brandenburg; in einem 
evangeliſchen Pfarrhauſe, der Heimatſtätte jo vieler Hiſtoriker, ſtand 
feine Wiege !). Zu Schmarſow, einem kleinen Dorfe nördlich von 
Prenzlau in der Uckermark, erblickte er am 7. Februar 1852 das Licht 
der Welt. Seinen erſten Unterricht empfing er von ſeinem Vater, 
der ihm namentlich in der lateiniſchen Sprache und in deutſcher 
Literatur gute Grundlagen gab. In dieſen Fächern war er, als er 
in die Quarta des Joachimstalſchen Gymnaſiums zu Berlin auf⸗ 
genommen wurde, ſeinen Mitſchülern weit voraus, während er in den 
andern Gegenſtänden des Unterrichts Lücken aufwies. Nicht leicht iſt 
dem im Elternhauſe ſorgfältig behüteten Knaben, der eine Neigung 
zu großer Empfindlichkeit zeigte, der Aufenthalt in dem Alumnat der 
Anſtalt geworden. Er hat hier bitter mit ſich ringen müſſen; ſein 
Reifezeugnis hebt „ber beſonders hervor, daß er jene Empfindlichkeit 
mit großer Strenge bekämpft hahe. 

Eine gewiſſe Selbſtändigkeit hat er auf dem Gymnaſium bereits 
in der deutſchen Literatur und Sprache entwickelt. In ſeinen Aufſätzen 
fiel ſchon die große Gewandtheit im Ausdruck auf: vielleicht ein Erb- 
teil von dem Vater ſeiner Mutter, dem Dichter und Überſetzer Karl 
Kannegießer, der ſich gerade wegen der vollendeten Form ſeiner Werke 
verdienten Ruhm erworben hat. Weniger angenehm war es den Lehrern, 
daß der junge Koſer nach allgemeinen Geſichtspunkten in ſeinen Themata 
Ausſchau hielt und dadurch zu Abſchweifungen veranlaßt wurde. Man 
hielt es für gut, ihn noch in ſeinem Reifezeugnis darauf hinzuweiſen. 
Nicht ohne Erfolg, denn ſelten hat ein Hiſtoriker, wie Koſer es ſpäter 
tat, ſo ganz die Sache vorwalten laſſen. 

Hier im Joachimstalſchen Gymnaſium erlebte er als 14 jähriger 
Schüler im Jahre 1866 den erſten höheren Schwung des Patriotismus, 


1) Vgl. die Nachrufe von Otto Hintze in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift, 
Bd. 114, S. 65, und B. Volz im Hohenzollern⸗Jahrbuch 1914. S. 166. 
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als der Krieg mit Oſterreich ausbrach. Die Anſtalt lag damals 
in der Burgſtraße dem Königlichen Schloſſe gegenüber, ſo daß die 
Alumnen von allen Vorgängen, die ſich dort ereigneten, Zeugen wurden. 
Noch ſpäter hat Koſer von dieſer anregenden Zeit häufig geſprochen. 

Beim Beginn des Krieges von 1870 war Koſer vor dem Abiturienten⸗ 
examen; er beſtand es am 20. September. Zunächſt hat er es verſucht, 
als Freiwilliger dem Vaterlande zu dienen; dies iſt ihm aber zu ſeinem 
ſchweren Kummer nicht geglückt. Er bezog dann die Univerſität Berlin; 
fein Intereſſe richtete fih anfänglich unter den im Joachimstalſchen 
Gymnaſium, einer alten Pflanzſtätte klaſſiſcher Studien, empfangenen Im⸗ 
pulſen vorzugsweiſe auf alte Geſchichte und Philologie. Aber bald 
wurde er durch den Einfluß Johann Guftav Droyſens auf die neuere 
Geſchichte gelenkt. Als Mitglied der hiſtoriſchen Geſellſchaft Droyſens 
bearbeitete Koſer ein Ereignis der neueren Zeit, nämlich die Kataſtrophe 
der Schweden in Schleswig⸗Holſtein im Jahre 1713. Urſprünglich 
hatte er wohl daran gedacht, dieſe Unterſuchung als Doktorarbeit vor⸗ 
zulegen. Ein äußerer Grund — Wechſel der Univerſität — hat ihn davon 
abgebracht. Die Arbeit ſelbſt wurde ſpäter in der Zeitſchrift für Preußiſche 
Geſchichte veröffentlicht. 

Neben Berlin beſuchte Koſer in den erſten Semeſtern die Univerſität 
zu Wien, wohin er durch ſeinen älteren Bruder, der in diplomatiſchen 
Dienſten ſtand, gezogen war. Hier wurde er Mitglied der Burſchen⸗ 
ſchaft Sileſia, gern ſprach er noch ſpäter von den heiteren Stunden, 
die er in der leichtlebigen Stadt zugebracht, von den vielen Freunden, 
die er ſich hier für das Leben erworben habe. Weniger ſcheint er da⸗ 
gegen mit dem geiſtigen Gewinn zufrieden geweſen zu ſein, denn er 
hat es beklagt, daß ihm als Anfänger das hiſtoriſche Inſtitut ver⸗ 
ſchloſſen geblieben ſei. Er hatte wohl gehofft, ſeine Kenntniſſe auf dem 
Gebiete der mittelalterlichen Geſchichte und der Hilfswiſſenſchaften, die 
damals in Berlin nicht gepflegt wurden, dort zu erweitern. Jedenfalls 
ging er in den letzten Semeſtern mit der ausgeſprochenen Abſicht, dies 
zu tun, nach Halle, wo er namentlich das Dümmlerſche Seminar be- 
ſuchte. Hier fand er denn auch nach jener Hinſicht das, was er ſuchte. 
Daneben beteiligte er ſich an den Übungen von Prof. G. Droyſen, in 
denen hauptſächlich Unterſuchungen zur Geſchichte des 30 jährigen 
Krieges angeſtellt wurden. Eine von ihnen übernahm Koſer, nämlich die 
kritiſche Würdigung einer Gruppe von Schriften, die nach der Schlacht 
bei Prag in den zwanziger Jahren des 17. Jahrhunderts unter den 
Titeln „Anhaltiniſche Kanzlei“ und „Cancellaria hispanica“ erſchienen 
waren. Koſer wurde auf Grund dieſer Arbeit, welche unter dem Titel: 
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Der Kanzleienſtreit, ein Beitrag zur Quellenkunde der Geſchichte des 
30 jährigen Krieges, veröffentlicht iſt, am 18. Juni 1874 von der 
philoſophiſchen Fakultät zu Halle zum Doktor promoviert. 

Ein Jahr ſpäter hat Kofer vor der Wiſſenſchaftlichen Prüfungs- 
kommiſſion zu Halle die Fakultäten zur Erteilung des geſchichtlichen und 
geographiſchen Unterrichts in den oberen Klaſſen, ſowie des Unterrichts 
im Lateiniſchen, Griechiſchen und Deutſchen in den mittleren Klaſſen 
erlangt. 

Inzwiſchen war er im Herbſt 1874 an den Ausgangspunkt ſeiner 
Studien, nach Berlin, zurückgekehrt. Hier hörte er jetzt vornehm⸗ 
lich die Vorleſungen von Karl Wilhelm Nitzſch über deutſche Ge- 
ſchichte im Mittelalter und nahm an deſſen Übungen teil. Koſer be⸗ 
kannte ſpäter, daß er ihnen eine weſentliche Ergänzung ſeiner hiſtoriſchen 
und allgemeinen Bildung zu verdanken gehabt habe. Daneben beſuchte 
- er von neuem die hiſtoriſchen Übungen Droyſens, der ihm dann Ende 
1874 die Bearbeitung der von der Akademie der Wiſſenſchaften ge⸗ 
planten Publikation der preußiſchen Staatsſchriften aus der Regierungs⸗ 
zeit Friedrichs des Großen übertrug. 

Es war die entſcheidende Wendung in Koſers Leben eingetreten; 
er war dem Gebiete der preußiſchen Geſchichte zugeführt worden, das 
ſein Hauptarbeitsfeld werden ſollte. Doch bevor wir ſeine Leiſtungen 
genauer betrachten, wollen wir die weiteren Phaſen des äußeren Lebens⸗ 
ganges zunächſt verfolgen. Neben den Staatsſchriften übernahm er fett 
1877 die Herausgabe der politiſchen Korreſpondenz Friedrichs des 
Großen. Er machte hierbei umfangreiche Studien in vielen Archiven, 
von denen ich das Geheime Staatsarchiv, das Königliche Hausarchiv 
und das Kriegsarchiv des Großen Generalſtabes in Berlin, das Staats— 
archiv zu Hannover, das Hauptſtaatsarchiv zu Dresden, ſowie das 
K. und K. Haus⸗, Hof- und Staatsarchiv und K. und K. Kriegsarchiv 
zu Wien, das Reichsarchiv zu Stockholm und das Archiv des Aus- 
wärtigen Miniſteriums zu Paris nenne. 

Während dieſer Zeit entſchloß ſich Koſer, die akademiſche Laufbahn 
einzuſchlagen. Er habilitierte ſich im Dezember 1880 als Privatdozent 
für Geſchichte an der Berliner Univerſität. Er hielt zunächſt Bor- 
leſungen über Quellenkunde zur Geſchichte des 16., 17. und 18. Jahr- 
hunderts, über deutſche Geſchichte im 15. und 16. Jahrhundert, über 
Geſchichte des europäiſchen Staatenſyſtems vom Ausgange des Mittel⸗ 
alters bis zur Gegenwart, ſowie über den ſiebenjährigen Krieg und die 
Entwicklung der deutſchen Hiſtoriographie. 

Von dem ſo gewählten Berufe, in dem er ſich raſch Erfolge er— 
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rang, wurde Koſer im Jahre 1882 auf kurze Zeit abgelenkt, als der 
Direktor der Staatsarchive, Heinrich von Sybel, ihn für ſeine Ver⸗ 
waltung zu gewinnen ſuchte, um eine Ungleichheit zu beſeitigen, die 
darin beſtand, daß unter den Archivaren zwar viele ſich auf dem Ge⸗ 
biete der mittelalterlichen Geſchichte betätigten, dagegen nur wenige der 
neueren preußiſchen Geſchichte ihre Kräfte widmeten. Zudem waren 
von den letzteren gerade damals zwei — Haſſel, der Verfaſſer der Ge- 
ſchichte der preußiſchen Politik von 1807—1809 durch feinen Weggang 
nach Dresden, Posner, ein Forſcher über die literariſche Tätigkeit 
Friedrichs des Großen, durch den Tod — ausgeſchieden. Als Erſatz ſchien 
Koſer wegen ſeines Arbeitsgebietes und feiner umfangreichen Archiv⸗ 
ſtudien beſonders geeignet. Er nahm die Stellung eines Geheimen 
Staatsarchivars zu Berlin zum 1. September 1882 an. Aber bereits 
nach zweijähriger Tätigkeit ſchied er wieder aus, als er am 7. Oktober 
1884 zum außerordentlichen Profeſſor an der Berliner Univerſität er- 
nannt wurde. | 

Dieſe Berufung Koſers wurde durch die Veränderungen, welche der 
Tod Johann Gujtav Droyſens hervorrief, veranlaßt. Droyſen hatte 
bis an ſein Ende mit ſeltener Kraft und hoher Freudigkeit ſeine Pro⸗ 
feſſur verwaltet, Vorleſungen über das geſamte Gebiet der Geſchichte 
und hiſtoriſche Übungen zur neueren Geſchichte gehalten. Um ſeine 
Wirkſamkeit zu erſetzen, beantragte die Fakultät eine Verſtärkung der 
Lehrkräfte. Als eigentlichen Nachfolger ſchlug man Max Duncker vor, 
der wie Droyſen ſowohl auf dem Gebiete der griechiſchen als auch preußi⸗ 
ſchen Geſchichte großen Ruf hatte. Daneben betonte die Fakultät die 
Notwendigkeit einer beſonderen Profeſſur für alte Geſchichte, ſowie die 
der Ernennung Koſers zum außerordentlichen Profeſſor für neuere, 
insbeſondere preußiſche Geſchichte und zur Fortſetzung der hiſtoriſchen 
Übungen Droyſens. Man wies darauf hin, daß Koſer ſich bereits 
ſelbſt auf dieſen Gebieten einen erfreulichen Wirkungskreis erworben 
habe und ſomit für dieſe Aufgaben die geeignete Kraft ſei. Die 
Vorſchläge fanden, ſoweit ſie Koſer angingen, die Billigung des 
vorgeſetzten Miniſteriums, das zur Bedingung ſtellte, daß Koſer aus 
ſeiner archivaliſchen Stellung ausſcheide. 

Sechs Jahre lang hat Koſer dieſen Lehrauftrag mit ſolchem Er⸗ 
folg ausgeübt, daß er während dieſer Zeit wiederholt als ordentlicher 
Profeſſor für andere Univerſitäten in Frage kam. Aber erſt einem 
Rufe nach Bonn, als Nachfolger A. Doves, im Jahre 1890 leiſtete 
er Folge. Zögernd nur iſt er an den Rhein gegangen, denn es fiel ihm 
ſehr ſchwer, ſeinen Wirkungskreis in Berlin, wo er ſich als preußiſcher 
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Hiſtoriker fo recht zu Haufe fühlte, zu verlaflen. Er hat es aber nicht 
bereut, denn gar bald fühlte er ſich in dem liebenswürdigen Leben der 
rheinländiſchen Univerſität wohl. Einträchtiges Zuſammenarbeiten mit 
den engſten Fachgenoſſen, anregender Verkehr mit den übrigen Kollegen, 
große Erfolge in den Vorleſungen und im hiſtoriſchen Seminar haben 
ihm den Aufenthalt in der ſchönen Stadt ungemein angenehm gemacht. 
Verſchönert wurden dieſe Tage noch durch das Glück einer jungen Ehe, 
die er am 5. Auguſt 1887 mit Eliſabeth von Heinemann, der Tochter 
des Wolfenbütteler Oberbibliothekars Otto von Heinemann, geſchloſſen 
hatte, und durch drei heranwachſende Kinder, zwei Söhne und eine 
Tochter. Er lehnte daher, als im Jahre 1893 die ſächſiſche Regierung 
ihn für die Univerſität Leipzig zu gewinnen ſuchte, gerne ab, nachdem 
die preußiſche Unterrichtsverwaltung ihm ein weites Entgegenkommen 
gezeigt hatte. 

Koſer hat wohl gehofft, hiermit ſich einen Lebensabend am ſchönen 
Rhein zu ſichern. Die Wirklichkeit geſtaltete es anders. Kurze Zeit her⸗ 
nach erhielt er nämlich den Ruf, der für ſeine ganze Zukunft maßgebend 
geworden iſt: den Ruf als Direktor (ſpäter Generaldirektor) der preußi⸗ 
ſchen Staatsarchive nach Berlin. Er nahm ihn an, ähnlich einem ſeiner 
berühmteſten Vorgänger auf dem Bonner Lehrſtuhl, Heinrich von Sybel. 
Deſſen direkter Nachfolger wurde Koſer nun, als er am 1. April 1906 
jenen Poſten übernahm. Er hat deſſen Anſehen, das vornehmlich auf 
den großen Namen der früheren Inhaber Max Duncker und Heinrich 
von Sybel beruhte, nicht nur gewahrt, ſondern noch gehoben. Die 
vielen Ehren und Ehrungen, die ihm im Laufe der Zeit zuteil wurden, 
zeigen, welche Anerkennung ſeine Leiſtungen auf dem Gebiete der 
Hiſtoriographie, der Verwaltung der Staatsarchive, ſeine Tätigkeit in 
der Akademie und den akademiſchen Kommiſſionen, ſowie die Leitung 
der Monumenta Germaniae gefunden haben. Ich gebe hier kurz die 
Daten. 

Bald nach ſeinem Amtsantritt, im Jahre 1896, wählte ihn die 
philoſophiſch⸗hiſtoriſche Klaſſe der Akademie der Wiſſenſchaften an Sybels 
Stelle zum ordentlichen Mitgliede. Am 14. April 1897 wurde er 
zum Geheimen Oberregierungsrat, am 7. Februar 1907 zum Wirk⸗ 
lichen Geheimen Oberregierungsrat, und am 16. Juni 1913, beim 
Jubiläum des Kaiſers, zum Wirklichen Geheimen Rat mit dem Prä⸗ 
dikat Exzellenz ernannt. Am 24. Januar 1912 — dem zweihundert⸗ 
jährigen Geburtstage Friedrichs des Großen — wurde ihm der Orden 
Pour le mérite für Wiſſenſchaften und Künſte verliehen. 

Im Jahre 1905 wurde ihm die Stelle eines Vorſitzenden der 
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Zentraldirektion der Monumenta Germaniae historica, die durch 
Dümmlers Tod vakant war, übertragen. 

Im Jahre 1907 wurde er durch die Einladung zur Einweihung 
des Carnegie⸗Inſtituts in Pittsburg geehrt. Er nahm daran teil und 
legte die Eindrücke, die er damals von dem hiſtoriſchen Sinn der 
Amerikaner erhielt, in dem Aufſatz: „Geſchichtsintereſſe und Geſchichts⸗ 
forſchung in Amerika“ nieder. 


II. 


Die entſcheidende Wendung in Koſers Leben iſt, wie betont, durch 
feine Bekanntſchaft mit Johann Guitar Droyſen in zwiefacher Weiſe 
hervorgerufen worden. Droyſen hat bei dem jungen Studenten, der 
nach den im Joachimstalſchen Gymnaſium empfangenen Anregungen ſich 
dem Studium der Philologie und alten Geſchichte widmen wollte, zu⸗ 
nächſt das Intereſſe für die neuere Geſchichte geweckt und den angehen- 
den Gelehrten auf ſein künftiges Hauptgebiet, auf die Geſchichte 
Friedrichs des Großen, geführt, indem er ihm die Bearbeitung der von 
der Akademie der Wiſſenſchaften geplanten Publikation der Staats⸗ 
ſchriften aus der Regierungszeit Friedrichs des Großen übertrug. Die 
Aufgabe war an ſich ebenſo ſehr philologiſch als hiſtoriſch, denn es 
handelte ſich dabei nicht nur um Sammlung des Materials, ſondern 
auch um Feſtſtellung der Verfaſſer der einzelnen Schriften, um Er⸗ 
örterung ihrer Echtheit und Unechtheit, um Darlegung ihrer Geneſis 
und ihrer Zuſammenhänge, um den Nachweis ihrer Geſichtspunkte 
und ihrer praktiſchen Wirkſamkeit. Wie bekannt, iſt der König vielfach 
der Verfaſſer dieſer Schriften geweſen. Koſer gewann mit einem Male 
einen tiefen Einblick in die königliche Werkſtatt und erkannte, wie in 
ihr publiziſtiſch gearbeitet wurde, um eine der Hauptaufgaben der 
Diplomatie, die Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung und deren Ge⸗ 
winnung, zu löſen. Als er den erſten Band im Jahre 1877 vollendet 
hatte, war ihm ſchon eine andere wichtige Aufgabe übertragen worden, 
die ihm noch tiefere Einblicke in die Politik des großen Königs ge⸗ 
währte: die Herausgabe der politiſchen Korreſpondenz. In den Jahren 
1879 bis 1883 konnte er die erſten zehn Bände des großen Unter⸗ 
nehmens vorlegen. 

Bei beiden Publikationen hat Koſer ſo ſicher die Art und Weiſe 
ihrer Anlage gefunden, daß ſie für ſeine Nachfolger im weſentlichen 
maßgebend geblieben iſt. 

Im engen Anſchluß an dieſe Publikationen veröffentlichte Koſer 
gleichzeitig eine größere Anzahl von Aufſätzen und Unterſuchungen, in 
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denen er die Politik des Königs in ihren Anfängen ſchilderte. Ich 
kann hier darauf verzichten, ſie einzeln anzuführen, da ſie aus der unten 
beigefügten Bibliographie leicht zu erſehen ſind. 

Wenn Koſer ſo durch den Lauf ſeiner Arbeiten auf eine Geſchichte 
Friedrichs des Großen hingeführt worden iſt, ſo darf man doch ein 
anderes Moment, das in gleicher Weiſe wirkte, nicht überſehen. Koſer 
ſelbſt hat in der Vorrede zu ſeinem Hauptwerk darauf hingewieſen. 
Eben in den Jahren, in denen Kofer im bildungsfähigſten Alter ge- 
weſen war, hatte der Friderizianismus ſeine Berechtigung erwieſen und 
ſeine Vollendung in dem Kampf um die Vorherrſchaft in Deutſchland 
1866 und dem Einheitskrieg 1870 gefunden. Erſt dadurch wurde die 
bahnbrechende Bedeutung der Politik Friedrichs des Großen auch für 
die deutſche Geſchichte erwieſen: wurde eine volle Würdigung ſeiner 
Epoche herbeigeführt, Friedrichs Geſtalt den Lebenden wieder lebendig. 

Die politiſchen Zeitereigniſſe und die wiſſenſchaftlichen Anregungen 
wirkten ſomit zuſammen, um Koſer ganz in die Aufgabe, eine Bio- 
graphie des großen Monarchen zu ſchreiben, zu drängen. Wenn man 
die Titel ſeiner Arbeiten aus den Jahren 1877 bis 1886 durchmuſtert, 
ſo ſieht man kaum ein Abirren von dieſer Bahn. | 

Auch der damalige Stand der Forſchungen konnte zu einem er- 
neuten Verſuche ermutigen, wie Koſer im Jahre 1888 in ſeiner Umſchau 
auf dem Gebiete der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichtsforſchung!) 
geſchildert hat. Er ſelbſt hatte, wie er auch hinzufügt, bereits zu dem 
hundertjährigen Todestage Friedrichs des Großen die Anfänge einer 
einheitlichen Biographie in einer für ſich abgeſchloſſenen Schrift vor- 
gelegt, die den Titel „Friedrich der Große als Kronprinz“ führte. 

Bald begannen dann die erſten Lieferungen des Hauptwerkes 
„König Friedrich der Große“ zu erſcheinen. Der erſte Band lag 1893 
abgeſchloſſen vor, der zweite 10 Jahre ſpäter, 1908. In den letzten 
Jahren ſeines Lebens war es Koſer noch vergönnt, die beiden äußerlich 
getrennten Teile als einheitliches Werk unter dem Titel „Geſchichte 
Friedrichs des Großen“ Bd. 1—4, 1912 - 1914, zuſammenzufaſſen. 

Das Werk Koſers hat nur zwei Vorgänger gehabt: Das Buch 
von Preuß: „Friedrich der Große“, Berlin 1832—1834, und die 
„History of Frederick II“ von Thomas Carlyle. Beide Leiſtungen 
hat Rofer richtig charakteriſiert, indem er ſagt: „Die unendlich fleißige 
Lebensgeſchichte von Preuß iſt eine Kompilation, aus der uns ein 
lebendiges Bild Friedrichs nicht entgegentritt, wie es des Königs eng: 
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liſchem Biographen doch in der Tat vor Augen ſtand, ſowenig Carlyle 
freilich ſein Werk im Kunſtſtile oder auch nur gleichmäßig in den ein⸗ 
zelnen Teilen und annähernd erſchöpfend ausgeführt hat“ !). 

Es braucht hier nicht ausführlich gejagt zu werden, was Dem- 
gegenüber Koſers Biographie bedeutet. Jedermann weiß, daß künſt⸗ 
leriſche Geſtaltung, volle Beherrſchung und geſchickte Einteilung des 
Stoffes, die Berückſichtigung aller Seiten der Wirkſamkeit des Helden 
dem Werke mit Recht nachgerühmt wurden. Der einheitliche Gedanke, 
von dem Koſer Friedrich betrachtet, iſt in dem Worte: Königspflicht 
enthalten, ein Gedanke, unter den ja Friedrich ſelbſt ſein ganzes Tun 
in allen divergierenden Neigungen ſtellte, denn als König wollte er 
„denken, leben und ſterben“. Die Meiſterſchaft iſt Koſer für ſeine 
Leiſtung anerkannt worden, denn ihm wurde der Verdunpreis, die 
höchſte Ehrung für ein deutſches Geſchichtswerk, im Jahre 1904 erteilt. 

Die Ergebniſſe tiefgehender Forſchungen, die Koſer feiner Dar- 
ſtellung zugrunde gelegt hat, veröffentlichte er teils in den Anmerkungen 
zu der Biographie ſelbſt, teils in eigenen Aufſätzen. Von letzteren be⸗ 
faſſen ſich einige mit ſpeziellen Ereigniſſen, namentlich mit Schlachten, 
andere enthalten Unterſuchungen über allgemeine Probleme, die er zu⸗ 
ſammenhängend in ſeinem Hauptwerk nicht behandeln konnte; ſie ſind 
ſomit wichtige Ergänzungen zur Biographie. So erörtert Koſer z. B. 
in ſeinem Aufſatz über die preußiſche Kriegführung im ſiebenjährigen 
Kriege die Streitfragen, die ſich daran geknüpft haben, und nimmt zu 
ihnen Stellung. Die finanzielle Lage des Staates in den Jahren 
1740—1786 hat er in einer Reihe Abhandlungen genau dargelegt. 
Eine Unterſuchung iſt der Bevölkerungsſtatiſtik für die erſte Regierungs⸗ 
hälfte Friedrichs des Großen gewidmet. 

Eine weitere Kategorie von Aufſätzen gilt der Betrachtung des 
Zeitalters Friedrichs des Großen im Rahmen der deutſchen und all- 
gemeinen Geſchichte. Welche Ausblicke gewinnt er z. B. für die Stellung 
Friedrichs des Großen zum Reich — einſt der beſondere Gegenſtand 
einer literariſchen Fehde zwiſchen Häußer, Sybel und Klopp —, indem 
er überhaupt den Kampf zwiſchen Imperialismus und reichsſtändiſcher 
Libertät mit Rückſicht auf Brandenburg- Preußen ſchildert. Vom uni- 
verſellen Standpunkt aus betrachtet er dann Friedrichs Abſolutismus 
in den Abhandlungen über die Epochen der abſoluten Monarchie und 
über den Staat und die Geſellſchaft zur Höhezeit des Abſolutismus. 

Man ſieht, wie umfaſſend Koſer nach allen Richtungen hin das 
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Zeitalter Friedrichs in feinen Werken und Abhandlungen erörtert bat. 
Daneben fügte er aber noch zu ſeinen früheren Quellenpublikationen 
wertvolle andere hinzu; ich nenne die Ausgabe der Memoiren und 
Tagebücher von Heinrich de Catt, dem langjährigen Vorleſer Friedrichs, 
den Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und Maupertuis 
und den zuſammen mit Hans Droyſen bearbeiteten Briefwechſel mit 
Voltaire. Zu den letzteren Publikationen plante er noch einen Er⸗ 
gänzungsband, deſſen Abſchluß der Tod verhindert hat. 

überblickt man den ganzen Umfang dieſer Arbeiten, fo wird man 
nicht zweifeln, daß man einſt von einer Epoche Koſerſcher Forſchungen 
zur Politik und Lebensgeſchichte Friedrichs des Großen reden wird. 

Die Leiſtungen waren nur möglich dadurch, daß Koſer ſich jahre⸗ 
lang auf ein Gebiet beſchränkt hat. Dieſe Selbſtbeſcheidung wird ihm 
nicht leicht geworden ſein, denn immer wieder geht aus vielen Anzeichen 
hervor, daß er ſein Augenmerk auf die ganze Geſchichte der preußiſchen 
Politik gerichtet gehabt hat. Bereits ſein ſchöner Aufſatz im erſten 
Bande unſerer Forſchungen: „Umſchau auf dem Gebiete der branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſchen Geſchichtsforſchung“ zeigt, wie tief er in die Quellen 
und Literatur für alle Zeitalter ſeines Heimatlandes eingedrungen iſt. 
Hier macht er ſchon auf eine ganze Reihe von Publikationen aufmerkſam, 
aus denen ſich wertvolles Material ſchöpfen ließe. Die Hinweiſe ſind 
„damals nicht beachtet worden; er ſelbſt hat es dann erft in feinem 
letzten Werk mit ſo überaus glücklichem Erfolge herangezogen. Aber 
auch andere Aufſätze weiſen auf die weitergehenden Beſtrebungen hin, 
wie ein Blick auf unſere Bibliographie ergibt. Zuerſt wandte er ſeine 
Forſchungen mehr dem Gebiete der neueren Geſchichte zu, während er 
ſich in den letzten Jahren faſt ganz mit Unterſuchungen mittelalterlicher 
Probleme beſchäftigte. Man ſieht förmlich, wie ſich allmählich der Ge⸗ 
danke, Droyſens Werk aufzunehmen, konzentrierte. Eine einfache Fort⸗ 
ſetzung konnte natürlich nicht in Frage kommen, denn „Droyſens Werk 
trägt allzu ſtark den Stempel der kraftvollen Perſönlichkeit des Ver⸗ 
faſſers, als daß ein anderer den Faden da, wo er an jener Stelle 
abreißt, einfach aufnehmen könnte“. Wie hätte auch Koſer ein Werk, 
deſſen Tendenzen er ſelbſt in ſeinem Aufſatze über die Rheinlande und 
die preußiſche Politik mit aufs ſchärfſte zurückgewieſen hatte, fortſetzen 
können? 

Eine vollſtändig neue und ſelbſtändige Arbeit hat er uns dafür 
beſcheren wollen. Leider wird es nun auch ein Torſo bleiben, denn 
von den drei geplanten Bänden iſt nur der erſte, der die Geſchichte 
der brandenburgiſchen Politik bis zum weſtfäliſchen Frieden umfaßt, 
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veröffentlicht worden. In dem Nachlaß hat ſich vom zweiten das aus⸗ 
gearbeitete Manuſkript des erſten Teils, das bis zur Regierungszeit 
Friedrich Wilhelms I. geht, vorgefunden. Am meiſten muß man ſicher⸗ 
lich bedauern, daß der letzte Band, der die Geſchichte des 19. Jahr⸗ 
hunderts umfaſſen ſollte, und auf deſſen Ausarbeitung Koſer ſich ſelbſt 
am meiſten gefreut hatte, nicht abgeſchloſſen iſt, denn hier beabſichtigte 
er, ſeine vielen ſelbſtändigen Forſchungen zur Geſchichte des 19. Jahr⸗ 
hunderts niederzulegen. Dagegen wird man die Darſtellung der Periode, 
die in dem zweiten Bande fehlt, weniger ſchmerzlich vermiſſen, da Koſer 
über dieſe Epoche ja in ſeinem Hauptwerke und in den daran an⸗ 
ſchließenden Aufſätzen ſeine Anſichten ausgeſprochen hat. 

Eine ausführliche Würdigung des erſchienenen erſten Bandes hat 
im vorigen Hefte der Forſchungen Hintze gebracht, auf die ich mich hier 
beziehen kann. l 

In der Art ſeiner Geſchichtsforſchung ift Kofer bei aller Selb- 
ſtändigkeit in der Forſchung und bei eigener Weiterführung der Methodik 
der Schule Johann Guftav Droyſens ſtets treugeblieben. Ich nenne 
hier einige charakteriſtiſche Erſcheinungen. Bei allen ſeinen Arbeiten 
hat Droyſen immer die geſamte gleichzeitige literariſche Überlieferung 
aufs ſtärkſte herangezogen; er hat ihr, namentlich der Publiziſtik, meiſt 
Abhandlungen gewidmet, die bis ins letzte Detail der Bibliographie 
eindrangen. Hieran hat auch Koſer feſtgehalten. Er hat nicht nur 
ſelbſt — ich erwähne nur, daß er, bevor er die Biographie Friedrichs 
ſchrieb, den erſten Lebensbeſchreibungen Friedrichs des Großen eine 
ausführliche Abhandlung widmete — er hat nicht nur ſelbſt ſolche 
Unterſuchungen geführt, ſondern auch von ſeinen Schülern anſtellen 
laſſen, z. B. von Münzer über die brandenburgiſche Publiziſtik unter 
dem Großen Kurfürſten !) und von Meinecke über das Stralendorffſche 
Gutachten und den Jülicher Erbfolgeſtreit ?). 

In ſeiner archivaliſchen Forſchung hatte ſich Droyſen faſt aus⸗ 
ſchließlich auf das beweiſende Material des Geheimen Staatsarchives 
beſchränkt, da ſonſt die Stoffmaſſe ins Unendliche gewachſen wäre: er 
hatte ſich alſo vornehmlich damit begnügt, die Dokumente der Werk⸗ 
ſtätte der preußiſchen Politik zu benutzen. Koſer hat dieſen Grundſatz 
im ganzen gebilligt, wenn er auch ſelbſt Ausnahmen gemacht hat; denn 
für einſchneidende Ereigniſſe zog er die in anderen Archiven beruhenden 
Akten mit dem glücklichſten Erfolge heran. Überhaupt hat er einen 
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geſchickten Griff, für die wichtigſten Geſchehniſſe neue Quellen zu er- 
ſchließen. Gerade dies hat er in ſeinem letzten Werke bewieſen. Wie 
hat er es verſtanden, den' Geftalten der Markgrafen des 15., 16. und 
17. Jahrhunderts, deren Erſcheinungen trotz Droyſen und Ranke bisher 
etwas Stereotypes behielten, Leben einzuhauchen und mit feſten, ſicheren 
Strichen die Vorgänge, die zur Gründung des Geheimen Rats im 
Jahre 1604 führten, oder die vielumſtrittene Stellung des Grafen 
Schwarzenberg zu ſchildern. 

Großes Gewicht legte Koſer auf eine genaue Terminologie für die 
modernen Aktenſtücke. Er folgte dabei Anregungen, die er im Dümm⸗ 
lerſchen Seminar bei Behandlung mittelalterlicher Quellen, insbeſondere 
Urkunden empfangen hatte. Er ſelbſt hat bei ſeinen Publikationen 
aufs ſorgfältigſte genaue Bezeichnungen zu geben verſucht und ſtellte 
ſogar in der Einleitung zum erſten Bande der Staatsſchriften ein Syſtem 
für die Schriftſtücke der Diplomatie im Anſchluß an die Schriften der 
älteren deutſchen Publiziſten wie Moſer, Pütter uſw. auf. Von dieſen 
Geſichtspunkten aus hat er auch die wertvolle Diſſertation Krauskes: 
„Die Entwicklung der ſtändigen Diplomatie vom 15. Jahrhundert bis 
zu den Beſchlüſſen von 1815 und 1818“ veranlaßt. 


III. 


Die Gelehrtentätigkeit iſt nur eine Seite der Wirkſamkeit Koſers; 
nicht geringere Erfolge hat er auf dem Gebiete der Verwaltung der 
preußiſchen Staatsarchive erzielt ). Es kam ihm dabei zuſtatten, daß 
er, wie erwähnt, 2 Jahre lang praktiſch im Archivdienſt gearbeitet 
hatte. Die Eindrücke, die er dabei empfing, ſind entſcheidend für ſeine 
Direktion der Staatsarchive geworden. 

Zunächſt ſeine Stellung zu ſeinen Beamten. Er war einſt Jüngſter 
im engeren Kollegium der Geheimen Staatsarchivare geweſen; ſelbſt 
bei ſeinem Ausſcheiden war er es. Als er nun in die leitende Stellung 
berufen wurde, waren dieſelben Beamten faſt alle noch im Dienſte und 
ſollten ihm ſomit unterſtellt werden. Bevor er nun die angetragene 
Stellung übernahm, ſetzte er ſich mit ihnen durch Vermittlung des 
Beamten, der ihm als Freund am nächſten ſtand, in Verbindung. Zu 
feiner freudigen Überraſchung konnte ihm die Verſicherung erteilt werden, 
daß die früheren Kollegen von allen Kandidaten ſich ihn am meiſten 


1) über die Archivverwaltung Koſers ſprach Bailleu im Verein für die 
Geſchichte der Mark Brandenburg am 14. Oktober 1914. Vgl. die Sitzungs⸗ 
berichte. 
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als Vorgeſetzten wünſchten. Dieſe Aufklärungen waren für Koſer von 
ausſchlaggebender Bedeutung, wie er ſelbſt ſagte. Erſt jetzt, als er ſah, 
daß ſeine Ernennung im Kreiſe ſeiner „alten und werten Kollegen 
keine Empfindlichkeiten“ hervorrufen würde, hat er ſich zur Verfügung 
geſtellt. Dies kollegiale Verhältnis hielt er dauernd aufrecht; er be⸗ 
trachtete ſich mehr als primus inter pares denn als Vorgeſetzter. In 
der reizendſten Weiſe bat er z. B. alte Kollegen und Freunde darum, 
doch nicht die Kurialien des amtlichen Verkehrs auf die freundſchaft⸗ 
lichen Beziehungen übertragen zu wollen. Ungezwungen und liebens⸗ 
würdig gab er ſich bei ſeinen Inſpektionsreiſen in den Provinzen, wo 
er ängſtlich den Anſchein des autoritativen Auftretens vermied: alle 
ſachlichen und perſönlichen Fragen wurden auf das entgegenkommendſte 
von ihm beſprochen, überall leuchtete ſein Wohlwollen durch. Natürlich 
konnten auch ſchärfere Maßregeln nicht umgangen werden; wenn ſie 
erfolgten, ſo geſchah es nicht aus einem Vorfall heraus, ſondern ſtets 
unter Vetrachtung der geſamten Lage. Immer aber ſuchte er, ſoviel 
möglich, zuvor Ausgleichung zu ſchaffen. Als Gegengabe wurde 
ihm daher auch die Autorität, die er trotz ſeiner Milde in höherem 
Grade beſaß als ſeine Vorgänger. Verehrung und unbedingtes Ver⸗ 
trauen wurde ihm von ſeinen Beamten entgegengebracht. 

Ein Gegenſtand ernſten Bemühens war ihm die Vorbildung des 
Nachwuchſes. Heinrich von Sybel hatte in den letzten Jahren ſeiner 
Amtsführung nach dem Vorbild der Ecole des chartes eine fpezielle archi⸗ 
valiſche Ausbildung vorgeſchrieben und ein Archivexamen im Anſchluß an 
übungen im hilfswiſſenſchaftlichen Seminar und im Staatsarchiv zu Mar⸗ 
burg eingeführt. Jedem Studenten ſtand der Zutritt frei. Daraus ergab 
ſich bei dem geringen Bedarf an Beamten der Übelſtand, daß innerhalb 
weniger Jahre zu viele Anwärter ſich meldeten. Hier mußte Koſer 
bald eingreifen. Er hat damals eine zweijährige, in einem Archiv zu⸗ 
gebrachte Volontärzeit verlangt, bevor die Zulaſſung zum Examen er⸗ 
folgen könne. Die Annahme der Volontäre behielt er ſich ſelbſt vor, 
um Bedürfnis und Angebot in Einklang bringen zu können. Die 
wiſſenſchaftliche Qualifikation der Bewerber ſuchte er ſich dadurch zu 
ſichern, daß er die Annahme vom Beſtehen des Doktorexamens, ſowie 
von einer beſonderen Empfehlung der betreffenden akademiſchen Lehrer 
abhängig machte. 

Später nahm er dann noch einige Anderungen vor, von denen 
die wichtigſte war, daß er den Sitz der Examenskommiſſion von Marburg 
nach Berlin verlegte, wodurch gleichzeitig die Vorbereitung der Volontäre 
in erſter Linie dem Geheimen Staatsarchiv zufiel. Neben dem Geſichts⸗ 
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punkt, daß er als Generaldirektor perſönlich den Nachwuchs kennen 
lernen wollte, war hierbei noch ein allgemein⸗ſtaatlicher für ihn maß⸗ 
gebend: er hielt es für notwendig, daß der preußiſche Archivbeamte in 
erſter Linie den preußiſchen Staat und deſſen Behördenverfaſſung kennen 
lerne. Um dies zu erreichen, mußte eine Ausbildung im Geheimen 
Staatsarchiv zuerſt in betracht kommen, da in ihm die Akten der 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Zentralbehörden aufbewahrt werden. 

In der Sorge für ſeine Beamtenſchaft hat er viel erreicht. „Die 
Beſſerung der Rangverhältniſſe der angeſtellten Beamten“, erzählt 
Bailleu, „beantragte er nur wenige Monate nach Antritt ſeines Amtes 
in einer Denkſchrift vom 4. Auguſt 1896 und hatte damit guten Er⸗ 
folg, ebenſo wie mit Gehaltsaufbeſſerungen und Vermehrung der 
etatsmäßigen Archivarſtellen, die von 23 auf 41 geſteigert wurden. Sein 
Beſtreben dabei war, alle Errungenſchaften der Oberlehrer oder Biblio⸗ 
thekare auch für die Archivbeamten in Anſpruch zu nehmen, von denen 
nach ſeiner Auffaſſung ohnehin eine höhere wiſſenſchaftliche Qualifikation 
gefordert werde.“ Für dreizehn Staatsarchive in den Provinzen ſetzte 
er die Schaffung von Direktorenpoſten durch. 

Nach der ſachlichen Seite hin darf man Koſers Verwaltung ſicherlich 
als epochemachend bezeichnen. Zwar waren ſchon unter ſeinen beiden 
letzten Vorgängern Duncker und Sybel eine Reihe von Reformen durch⸗ 
geſetzt worden, aber ſie beſchränkten ſich auf einzelne Maßregeln, faßten 
nicht das Ganze ſyſtematiſch zuſammen. Dies iſt von Koſer geſchehen. 
Er hat ſoſort nach ſeinem Amtsantritt alle entſprechenden Maßregeln 
vorbereitet, die er dann bei langſamem methodiſchem Vorgehen allmählich 
durchgeführt hat. Gerade hier zeigten ſich ſeine Fachkenntniſſe am deut⸗ 
lichſten, denn die Grundſätze, die er dabei entwickelte, waren im Ge⸗ 
heimen Staatsarchiv zur Zeit, als Koſer dort angeſtellt war, erprobt 
worden. | 

Es handelte fih zunächſt um das Ordnungsprinzip. Im Ge- 
heimen Staatsarchiv hatte man um das Jahr 1881 unter dem Einfluß 
Max Lehmanns und Paul Bailleus begonnen, die Beſtände des Archivs 
nach der Provenienz umzuarbeiten. Das Provenienzprinzip beruht 
bekanntlich darauf, daß man die Akten nach den Behörden, bei welchen 
fie im Geſchäftsgang erwachſen find, aufſtellt; es ſteht im ſcharfen 
Gegenſatz zu dem Sachprinzip, nach dem man die Akten nach ihrem 
ſachlichen Inhalt einordnet. Letzeres hatte im weſentlichen bis zum 
Jahre 1880 im Geheimen Staatsarchiv gegolten, obgleich ſich ſchon 
geraume Zeit größere Übelſtände dabei gezeigt hatten. Es wurde da⸗ 
mals von dem Provenienzprinzip, das ja heute allgemein anerkannt iſt, 
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verdrängt. Bei feiner Durchführung ergab fih für das Geheime Staats⸗ 
archiv gleichzeitig die Notwendigkeit, einen allgemeinen Arbeitsplan auf⸗ 
zuſtellen, um eine Gleichmäßigkeit in der Bearbeitung der Akten nach 
dem neuen Prinzip zu erzielen. 

Bei ſeinem Eintritt in das Geheime Staatsarchiv hat ſich Koſer 
lebhaft für dieſes Prinzip erwärmt. Als er dann ſpäter die Direktion 
der Staatsarchive erhielt, ergriff er ſofort die Initiative, um jene Er⸗ 
rungenſchaften auf die ganze Verwaltung zu übertragen, ſoweit es nicht 
ſchon vorher geſchehen war. Hart ſtießen dabei bisweilen Gegenſätze 
aufeinander. Jedoch die Reform wurde durchgeführt. Alle Staats⸗ 
archive ſtellten vom einheitlichen Geſichtspunkte aus Ordnungspläne 
auf, denen das Provenienzprinzip zugrunde gelegt war. „Aber wie 
ſeine Geiſtesrichtung einmal war, ſo faßte er auch dies Prinzip hiſtoriſch 
auf, nicht mechaniſch; die Durchführung ſollte ſich überall der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung und den beſonderen Verhältniſſen anpaſſen. Charakte⸗ 
riſtiſch in dieſer Hinſicht iſt in einem der Reglements der Zuſatz: „Es 
bleibt vorbehalten, den Entwurf nach Geſichtspunkten, die ſich in der 
weiteren Praxis ergeben mögen, zu ergänzen und abzuändern !)“. 

Neben dieſer Fürſorge für die richtige Ordnung und Aufſtellung 
der Archivalien ging eine ſolche für deren ſichere Aufbewahrung und 
dauernde Konſervierung. In erſter Linie find hier die Neu- oder 
Umbauten zu nennen. Faſt für alle Staatsarchive in den Provinzen, 
wo noch vielfach ältere ungeeignete Räume beſtanden, konnte er ſolche 
ausführen, wobei alle Erforderniſſe der modernen Einrichtungen im 
weiten Umfange berückſichtigt wurden. Ich nenne hier Coblenz, Magde⸗ 
burg (zwei Bauten), Stettin, Düſſeldorf, Danzig, Breslau, Münſter, 
Wiesbaden, Osnabrück. Als Krönung dieſer Tätigkeit darf man wohl 
bezeichnen, daß es ihm in den letzten Tagen ſeines Lebens gelang, den 
Neubau des Geheimen Staatsarchives in Berlin noch zu ſichern. 

Den Fragen nach der ſicheren Konſervierung der Archivalien brachte 
er lebhaftes Intereſſe entgegen, vielen Konferenzen und Beratungen 
wohnte er perſönlich bei, um neue Beſtrebungen hierfür in Fluß zu 
bringen. Durch ſeine Unterſtützung wurden z. B. von Mente und 
Warſchauer Verſuche zur Anwendung der Photographie bei Archivalien 
in einem Umfange ermöglicht, wie nie zuvor ?). 

Die Erleichterung der Benutzung der Archive hat Koſer ſyſtematiſch 
gefördert. Er ging hier von dem Gedanken aus, daß man vor allen 


1) Bailleu a. a. O. 
2) Mitteilungen der preußiſchen Archivverwaltung, Heft 15. 
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Dingen die Forſchung nach der Wahrheit unterftügen müſſe. Angſt⸗ 
lichen Gemütern gegenüber, die auch für das Vergangene vielfach das 
Amtsgeheimnis gewahrt wiſſen wollten, betonte er einmal: „Wir würden, 
um die bekannte Leibnizſche Unterſcheidung anzuwenden, in vielen Fällen 
niemals aus der historia publica in die historia arcana einzudringen 
vermögen, wenn das Amtsgeheimnis als aere perennius und mit einem 
character indelebilis ausgeſtattet betrachtet werden ſollte.“ 

Um eine raſche Benutzung zu ermöglichen, wurde den Vorſtehern 
der Staatsarchive das Recht verliehen, Akten bis zum Jahre 1806 ohne 
beſondere Einholung der bisher erforderlichen Erlaubnis des Ober— 
präſidenten vorzulegen. Auch hierbei ging Koſer in ſeiner behutſamen 
Art vor, indem er zuerſt im Jahre 1898 als Normaljahr 1700, im 
Jahre 1910 aber bereits 1806 feſtlegte. Durchreiſenden Gelehrten 
wurden ſogar über dies Jahr hinaus noch beſondere Erleichterungen 
gewährt. 

Verſendungen von Archivalien wurden in immer ſteigendem 
Maße erlaubt. Sie fanden ſelbſt über die Reichsgrenzen ſtatt, wobei 
Koſer aber aufs ſchärfſte auf Reziprozität beſtand. Gar mancher 
deutſche Gelehrte hat wohl davon Vorteil gehabt, ohne zu wiſſen, in 
welchem Grade er dies Koſer zu verdanken hatte. | 

Als Endjahr für Benutzung diplomatiſcher Akten fab er im 
allgemeinen 1840 vor, doch kamen mit der Zeit immer mehr Aus⸗ 
nahmen vor. 

Für die Aufhebung des unbedingten Verbotes der Vorlegung von 
Repertorien find wohl alle, welche je in den Staatsarchiven gearbeitet 
haben, Koſer am dankbarſten. 

Die Mitarbeit der Archive reſp. ihrer Beamten an der Veröffent⸗ 
lichung und Zugänglichmachung ihrer Schätze hat Koſer in weiteſt⸗ 
gehender Weiſe zu organiſieren verſucht. Einzelne ſeiner Vorgänger 
hatten ihm hier ſchon vorgearbeitet, aber in ſehr verſchiedener Art. 
K. W. v. Lancizolle hatte z. B. kurze Überſichten über die Archive ver⸗ 
öffentlichen laſſen und die provinziellen Vertretungen ſyſtematiſch zur 
Unterſtützung von hiſtoriſchen Arbeiten herangezogen. H. v. Sybel 
hat, wie bekannt, die Publikationen aus den preußiſchen Staatsarchiven 
veranlaßt, die abſichtlich unter Vermeidung jedes Syſtemes geben ſollten, 
was man geben konnte. Er hoffte auf das gute Wort: „Wer vieles 
bringt, wird manchem etwas bringen.“ 

Gleich bei feinem Amtsantritt erkannte nun Kofer, daß die Zeit 
für eine ſyſtematiſche Stellungnahme hier gekommen ſei. Für die 
Publikationen behielt er ſich unter Ausſcheidung aller provinzieller 
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Geſichtspunkte nur ſolche Gegenſtände vor, die die allgemeine deutſche 
und preußiſche Geſchichte betreffen. Indem er ſo die Rahmen der 
Publikationen einengte, bekam er Mittel zur Unterſtützung provinzieller 
Unternehmungen frei, die teils von bereits beſtehenden Geſchichtsvereinen 
ausgingen, teils von hiſtoriſchen Kommiſſionen, die auf Veranlaſſung 
oder unter Mitwirkung Koſers geſchaffen worden ſind. Hierbei hat 
er ſtets darauf hingewirkt, daß die Staatsarchive in engſte Fühlung 
mit jenen Inſtituten traten, daß ſie ihnen gleichſam als ſtändige Mittel⸗ 
punkte dienten. In der glücklichſten und fruchtbarſten Weiſe haben ſich 
dieſe Schöpfungen bewährt. 

Den v. Lancizolleſchen Gedanken, ſpezielle Schriften über die 
Archive zu veröffentlichen, nahm Koſer in den „Mitteilungen der 
preußiſchen Archivverwaltung“ wieder auf. Ihr Programm teile ich 
mit Koſers eigenen Worten mit: „Die Mitteilungen ſind teils zur 
Aufnahme von Überſichten über die Beſtände der Staatsarchive beſtimmt, 
teils zur Sammlung von fachwiſſenſchaftlichen Beiträgen, Erörterungen 
über Fragen der Verwaltung und Archivtechnik, Berichten über ardi- 
valiſche Forſchungsreiſen und wiſſenſchaftliche Unternehmungen, Dar⸗ 
ſtellungen der Geſchichte der einzelnen Archive und Beſchreibungen ihrer 
Unterkunftsſtätten. Auch bleibt es vorbehalten, kleinere in ſich ge⸗ 
ſchloſſene Aktengruppen von beſonderer Bedeutung an Kon Stelle 
zum Abdruck zu bringen“ ). 


Die Mitteilungen ſind in der ſtattlichen Anzahl von 23 Heften 
erſchienen; Koſer ſelbſt bearbeitete außer dem erſten Heft, mit dem er 
im Jahre 1900 das Unternehmen eröffnete, und in dem er den Stand 
der archivaliſchen Forſchung in Preußen ſchildert, noch ein weiteres, 
Heft 7: „Die Neuordnung des preußiſchen Archivweſens durch Harden⸗ 
berg“, und hat ein anderes, Heft 10: „Beſtimmungen aus dem 
Geſchäftsbereich der Preußiſchen Archivverwaltung“ durch ſein Bureau 
veröffentlichen laſſen. 

Noch gar manche glückliche Taten der Verwaltung Koſers können 
hier angeführt werden, z. B. Erwerbungen bedeutender Geſchichtsquellen, 
Austauſch von Archivalien unter dem Geſichtspunkte weiten Entgegen⸗ 
kommens, nicht engherzigen Abwägens und dergleichen. Sie alle be- 
ſtätigen das Urteil, das Bailleu über Koſers Amtsführung gefällt hat, 
daß das mehr als 18jährige Wirken Koſers durch die ungewöhnliche 
Vereinigung von wiſſenſchaftlichem Geiſt, archivaliſcher Sachkunde und 


1) Mitteilungen Heft 1, S. 5. 
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Verwaltungstechnik ausgezeichnet ift und für die Zukunft des preußi⸗ 
ſchen Archivweſens vorbildlich bleiben wird. l 

Von menſchlich reizendem Zuge aus hat Kofer das Amt eines 
Vorſitzenden der Monumenta Germaniae historica übernommen 1). Zu 
ihnen war er im Jahre 1903 in Beziehung getreten, als er von der 
Akademie der Wiſſenſchaften, die damals unter ihren Mitgliedern einen 
mittelalterlichen Hiſtoriker nicht beſaß, zu ihrem Vertreter an die Stelle 
des zurücktretenden Mommſen erwählt wurde. Als dann Dietrich 
Schäfer in die Akademie berufen war, verzichtete Koſer bereits 1904 auf 
ſein Mandat. Die Zentraldirektion der Monumenta erwiderte dieſen 
Schritt damit, daß ſie Koſer zu ihrem lebenslänglichen Mitglied er⸗ 
nannte. In dieſer Zeit hatten ſich bereits Schwierigkeiten bei der 
Beſetzung der durch Dümmlers Tod vakanten Stelle des Direktors 
mit einem mittelalterlichen Geſchichtsforſcher ergeben; man ſuchte ſie zu 
umgehen, indem man Kofer dieſe Würde im Jahre 1905 übertrug. 
Er nahm ſie an: aus Treue zugleich gegen das alte vaterländiſche 
Unternehmen, deſſen bewährte Organiſation er erhalten wollte, und 
gegen einen lieben Freund, Oswald Holder⸗Egger, der ja in damaliger 
Zeit der wichtigſte Mitarbeiter für die Monumenta war. Sein Verluſt 
war aber fider, wenn Kofer bé des Amts nicht angenommen hätte. 
Dies die Anſchauung Koſers. Er hielt auch daran feſt, als Holder⸗ 
Egger am 1. November 1911 ſtarb. Den Gedanken, jetzt zurück⸗ 
zutreten, gab er erſt auf, als von den berufenſten Seiten betont wurde, 
daß „ſeine Stellung innerhalb der Monumenta Germaniae über die 
eines bloßen Repräſentanten und Geſchäftsleiters längſt und entſcheidend 
hinausgewachſen wäre“. „Er hatte es nämlich verſtanden, binnen 
kurzer Zeit ein ſelbſtändiges und ſachkundiges Urteil über die Fragen 
der Organiſation, die wiſſenſchaftlichen Aufgaben der einzelnen Ab⸗ 
teilungen und die perſönlichen Verhältniſſe der Mitarbeiter zu ge⸗ 
winnen.“ 

Auf die Verdienſte Koſers um die Monumenta Germaniae 
brauchen wir nicht genauer einzugehen, ſondern können uns mit einem 
Hinweis auf die angeführte Würdigung Tangls begnügen. Dagegen 
müſſen wir noch einiger anderer Seiten der Koſerſchen Tätigkeit ge⸗ 
denken. So gehörte er den Kommiſſionen der Akademie für die 
Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen und die Acta Bo- 


russica an. 


1) Bat. Tang! im Neuen Archiv d. Geſellſch. für ältere deutſche Geſchichts⸗ 
kunde, Bd. 39 S. 767. 
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In den regierenden Kreiſen hatte fein Gutachten in hiſtoriſchen 
Fragen entſcheidende Bedeutung. Wie viele ſind nicht von ihm ge⸗ 
fordert worden! Er hat ſie ſtets gerne und im weiteſten Umfange 
abgegeben. Der Kaiſer, der ihn alljährlich zu den Hubertusſtocker 
Jagdtagen einladen ließ und ihn ſo genau kennen lernte, betont in 
ſeiner Beileidsdepeſche, daß er Koſer als ſeinen und ſeines Hauſes 
Freund betrachtet habe. 

Unſerem Vereine gehörte er ſeit dem Jahre 1882 an; die erſten 
vier Jahrgänge unſerer Forſchungen, deren Anlage und Einrichtung er 
geſchaffen hat, gab er heraus und veröffentlichte in ihnen zahlreiche 
ſeiner wertvollſten Arbeiten, wie ein Blick auf die beigefügte Biblio⸗ 
graphie zeigt. Den Sitzungen des Arbeitsausſchuſſes wohnte er ſtets, 
den Vorträgen häufig bei. Oftmals iſt er hier ſelbſt als Redner auf⸗ 
getreten und war immer des vollſten Beifalls ſicher. Mochte ſein 
Thema an ſich noch ſo undankbar ſein, er wußte es ſtets mit würzigem 
Humor, den er in der launigſten Weiſe anzubringen verſtand, anziehend 
zu machen. 

Wenn man das Wirken Koſers in ſeiner Geſamtheit überſchaut, ſo 
darf man es ſicherlich glücklich nennen. Durch kurze, aber liebenswürdige 
Sachlichkeit erreichte er mit richtigem Augenmerk fein Ziel. Er ſetzte 
dabei die ganze Kraft ſeiner Perſönlichkeit viel mehr ein, als er Außen⸗ 
ſtehende ahnen ließ, denn die Beſcheidenheit, die in ihm lag, und die er 
ſich auch nach den größten Erfolgen gewahrt hatte, hielt ihn ängſtlich ab, 
ſeine Verdienſte hervortreten zu laſſen. Er war eben von tiefer Innerlich⸗ 
keit, zugleich aber voll lebendiger Anregung. Wo er ernſtes Streben ſah, 
ſuchte er es zu unterſtützen, bei der Lauterkeit ſeines Charakters in 
der uneigennützigſten Weiſe. Niemals hat er ſeine hohen Beziehungen 
irgendwie ausgenutzt. Dazu hatte er ein zu ausgeſprochen preußiſches 
Pflichtgefühl. Sein auf hiſtoriſcher Baſis beruhender Patriotismus 
ſchreckte vor ſtärkerer Parteinahme im politiſchen Leben zurück. Bei 
konſervativer Grundlage wußte er doch in Bonn dem rheiniſchen Liber 
ralismus gerecht zu werden. So ſtrebte er ſeinem impulſiveren Tempe⸗ 
rament zum Trotz in allen Lagen ein vornehmes Maßhalten an. Über⸗ 
haupt zog die Art ſeiner Perſönlichkeit, die immer voll Rückſicht war, 
jeden an, der ihm näher trat. Seinen Verluſt bedauerten daher alle, 
die ihn gekannt; ihnen allen, nicht nur ſeinem Wirken und Werken, 
iſt er viel zu früh entriſſen worden. 
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Anhang 
Bibliographie der Schriften Koſers!) 


! 1874. 
Der Kanzleienſtreit. Ein Beitrag zur Quellenkunde des Dreißigjährigen Krieges. 
Der erſte Teil auch als Hallenſer Diſſertation. 
1875. 
Die Kataſtrophe der Schweden in Schleswig-Holſtein im Jahre 1713. Zeitſchr. 
für preuß. Geſchichte XII, 529. 
1876. 
Die Kataſtrophe der Schweden in Schleswig-Holſtein im Jahre 1713. Ein Nach⸗ 
trag. Zeitſchr. für preuß. Geſchichte XIII, 625. 
1877. 
Preußiſche Staatsſchriften aus der Regierungszeit König Friedrichs II. Bd. I 
(1740—1745). 
Die erſten Lebensbeſchreibungen Friedrichs des Großen. Zeitſchr. f. preuß. Ge⸗ 
ſchichte XIV, 218. 
1878. 
Friedrich Wilhelm I., König in Preußen. Allgemeine deutſche Biographie 
VII, 635 ). 
1879. 
Polititiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen. Bd. I—III. 
Neue Veröffentlichungen zur Geſchichte Friedrichs des Großen. Zeitſchr. für 
preuß. Geſchichte XVI, 1. 
1880. 
Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, Bd. IV, V. 
W. v. Haſſell, Die ſchleſiſchen Kriege und das Kurfürſtentum Hannover. Zeitſchr. 
für preuß. Geſchichte XVII, 325. 
Zur Geſchichte der Beziehungen zwiſchen Preußen und Frankreich. 1741 und 
1742. Ebenda XVII, 535. | 
Friedrich der Große bis zum Breslauer Frieden. Hiſtoriſche Zeitſchr. Bd. 43, S. 66. 
Friedrich der Große und der zweite ſchleſiſche Krieg. Ebenda Bd. 43, S. 242. 


1881. 


Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, Bd. VI—VII. 

Prinz Auguſt Wilhelm von Preußen und Louiſe Ulrike von Schweden. Zeitſchr. 
für preuß. Geſch. XVIII, 14. | 

Droyſens Friedrich der Große. Ebenda XVIII, 351. 


Preußen und Rußland im Jahrzehnt vor dem SS Kriege. Preuß. 
Jahrbücher Bd. 47, S. 285 und 466. 


1) Außer den ſelbſtändig erſchienenen Werken ſind nur die Aufſätze in den 
Soe? aufgenommen worden. 

2) Dieſer Artikel tft von Kofer nicht mit feinem Namen gezeichnet. Er 
hat fih aber ſpäter in feinem Buche: „Friedrich der Große als Kronprinz“ 
(2. Aufl., S. 226) als Autor bekannt. 
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1882, 
Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, Bd. VIII IS 
Deutſchland 1713—1786. Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1879, III, 28. 
Das politiſche Teſtament Karls V. von Lothringen von 1687. Hiſtoriſche 
Zeitſchr. Bd. 48, S. 44. | 
1883. 
Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, Bd. X. 
Deutſchland 1713—1786. Jahres berichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1880, III, 23. 
Friedrich der Große und die Familie Broglie. Hiſtoriſche Zeitſchr. Bd. 51, S. 54. 
Friedrich der Große im Jahrzehnt vor dem ſiebenjährigen Kriege. Hiſtoriſches 
Taſchenbuch 1883, S. 201. EN 


Unterhaltungen mit Friedrich dem Großen. Memoiren und Tagebücher von 
Heinrich de Catt. Publikationen aus den preuß. Staatsarchiven, Bd. 22. 

Zur Textkritik der „Histoire de mon temps“ Friedrichs des Großen. Hiſtor. 
Zeitſchr. Bd. 52, S. 386. 

Johann Peter von Ludewig. Allgemeine deutſche Biographie Bd. 19, S. 379. 

Guſtav von Mardeſeldt. Ebenda Bd. 20, S. 308. 


1885. 


Preußiſche Staatsſchriften aus der Regierungszeit König Friedrichs II., Bd. II 
(1746—1756). 
Deutſchland 1713—1786. Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1881, III, 19. 


1886. 


Friedrich der Große als Kronprinz. 
Die letzten Tage Friedrichs des Großen. Deutſche Rundſchau Bd. 48, S. 190. 
Deutſchland 1713 — 1786. Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1882, III, 23. 


1887. 


Sophie Charlotte, die erſte preußiſche Königin. Deutſche Rundſchau Bd. 52, S. 353. 

Kurfürftin Sophie Charlotte und Eberhard von Danckelman. Märkiſche For- 
ſchungen Bd. XX, S. 224. 

1888. 

Deutſchland 1713—1786. Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1883. III, 34 
und 1884 III, 40. 

Umſchau auf dem Gebiete der brandenburgiſch-preußiſchen Geſchichtsforſchung. 
Forſchungen I, 1. 

Drei Briefe Voltaires über ſeine Überſiedelung nach Preußen 1760. Ebenda 
I, 225. 

Vor und nach der Schlacht bei Leuthen. Die Parchwitzer Rede und der Abend 
im Liſſaer Schloß. Ebenda I, 605. 

Graf Heinrich von Podewils. Allgemeine deutſche Biographie Bd. 26, S. 344. 

Karl Ludwig Freiherr von Pölnik. Ebenda Bd. 26, S. 397. 

Zur Erinnerung an den Großen Kurfürſten. Breußifche Jahrbücher Bd. 61, 
S. 481. 

Friedrich der Große in Dresden 1745. Zeitſchrift für Geſchichte und Politik 
Jahrg. 1888. S. 485. 
Forschungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII, I. 20 
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1889. 

Deutſchland 1713—1786. Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft 1885 III, 42 
und 1886 III, 291). 

Die Epochen der abſoluten Monarchie in der neueren Geſchichte. Hiſtoriſche 
Zeitſchrift Bd. 61, S. 246. 

Die Gründung des Auswärtigen Amts durch König Friedrich Wilhelm I. im 
Jahre 1728. Forſchungen II, 161 

Zur Geſchichte der preußiſchen Politik während des Krimkrieges. Ebenda II, 233. 

Ein preußiſcher Friedensentwurf aus dem Herbſt 1759. Ebenda II, 257. 

Eine Bibliographie der Schriften Friedrichs des Großen. SE zur Alls 
gemeinen Zeitung 1889, Nr. 64. 


1890. 


Zur preußiſchen Geſchichte im neungebnten Jahrhundert. Forſchungen III, 221. 
Zur Schlacht bei Mollwitz. Ebenda III, 479. 


1891. 

Tagebuch des Kronprinzen Friedrich aus dem Rheinfeldzuge von 1734. Forſchungen 
IV, 217 i 

Der preußiſche Staatsſchatz von 1740—1756. Ebenda IV, 529. 

Aus dem erften Regierungsjahre Friedrich Wilhelms II. Berichte des kurbraun⸗ 
ſchweigiſchen Geſandten von Beulwitz. Ebenda IV, 593. 

Aus dem Soldatenleben des ſiebenjährigen Krieges. Ebenda IV, 278. 

Zur Geſchichte des Krieges von 1806. Ebenda IV, 281. 


1892. 


Die Rheinlande und die preußiſche Politik. Weſtdeutſche Zeitſchrift Bd. 11, S. 187. 
Fürſt Bismarck. Feſtrede am 1. April 1892. 


1898. 
König Friedrich der Große, Bd. I. 
Voltaire und die „Idée de la cour de Prusse“. Forſchungen VI, S. 141. 
Aus der Korreſpondenz der ſranzöſiſchen Geſandtſchaft zu Berlin 1746—1756. 
Mitteilungen aus dem Pariſer Archiv. Ebenda VI, 451. 
Abſchaffung der Tortur durch Friedrich den Großen. Ebenda VI, 575. 
Von deutſchen Fürſtenhöfen um 1750. Zeitſchr. für Geſchichtswiſſenſchaft Bd. 9, 
S. 303. 
1891. 


Aus der Korreſpondenz der franzöſiſchen Geſandtſchaft zu Berlin 1746—1756. 
Mitteilungen aus dem Pariſer Archiv. Forſchungen VII, 71. 

Eine franzöſiſche Schilderung des preußiſchen Heeres von 1748. Ebenda VII, 299. 

Zur Bevölkerungsſtatiſtik des preußiſchen Staats von 1740 — 1756. Ebenda VII, 540. 


1895. 


Die preußiſche Reformgeſetzgebung in ihrem Verhältnis zur franzöſiſchen Re⸗ 
volution. Hiſtoriſche Zeitſchr. Bd. 73, S. 193. , 
Zum Urſprung des ſiebenjährigen Krieges. Ebenda Bd. 74, S. 69. 


1) Das Jahr 1886 zuſammen mit Dr. Walther Schultze in Halle a. S 
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1896. 
Neue Veröffentlichungen zur Vorgeſchichte des ſiebenjährigen Krieges. Hiſto⸗ 
riſche Zeitſchr. Bd. 77, S. 1. 


1897. 


Die äußere Erſcheinung Friedrichs des Großen. Die Berichte der Zeitgenoſſen 
über die Erſcheinung Friedrichs des Großen. Hohenzollernjahrbuch, Jahr⸗ 
gang 1, S. 88. 

Antrittsrede in der Akademie. Sitzungsberichte der Akademie der Wiſſenſchaften 
zu Berlin 1897, S. 701. 

1898. 


Bemerkungen zur Schlacht von Kolin. Forſchungen XI, 174. 

Die hiſtoriſchen Denkmale in der Sieges⸗Allee des Berliner Tiergartens. 
Gruppe I—IV. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 2, S. 18. 

Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und Maupertuis 1731—1759. 
Publikationen aus den preußiſchen Staatsarchiven, Bd. 72. 

Nachruf auf Bismarck im „Reichsanzeiger“. 


1899. 
Über den Übergang Preußens zur konſtitutionellen Regierungsform. Sitzungs⸗ 
berichte der Berliner Akademie 1899 J, S. 137. | 
Ein Brief Friedrichs des Großen an Voltaire von 1757. Hohenzollernjahrbuch, 
Jahrg. 3, S. 136. 
Friedrich Wilhelm IV. am Vorabend der Märzrevolution. Hiſtoriſche Zeitſchr. 
Bd. 83, S. 43. 
1900. 
Die preußiſchen Finanzen im ſiebenjährigen Kriege. Forſchungen XIII, 156 
und 329. 
Das Jubiläum der preußiſchen Königskrone. Hohenzollernjahrbuch Jahrg. 4, 
S. 1. 
Die hiſtoriſchen Denkmale in der Siegesallee des Berliner Tiergartens. Fort⸗ 
ſetzung. Gruppe V— XIV. Ebenda S. 360. 
über den gegenwärtigen Stand der archivaliſchen Forſchung in Preußen. Mit⸗ 
teilungen aus der preußiſchen Archivverwaltung. Heft 1. 


1901. 


Friedrich der Große als Kronprinz. 2. Aufl. 

König Friedrich der Große. Bd. I. 2. Aufl. 

Die hiſtoriſchen Denkmale in der Siegesallee des Berliner Tiergartens. Fort⸗ 
ſetzung. Gruppe XV XXV. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 5, S. 252. 

Ein handelspolitiſches Programm Friedrichs des Großen. Ebenda, S. 270. 

Ein Reiſevaß von der Straßburger Reife Friedrichs des Großen. Ebenda S. 271. 

Seydlitz in der Schlacht bei Kunersdorf. Hiſtoriſche Zeitſchr. Bb. 87, S. 433. 

Zur Geſchichte der Schlacht bei Torgau. Forſchungen XIV, 272. b 


1902. 


Die Kontribution der Stadt Leipzig im ſiebenjährigen Kriege. Forſchungen 
XV, 167. 
20 * 
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Die hiſtoriſchen Denkmale in der Siegesallee des Berliner Tiergartens. Schluß. 
Hohenzollernjahrbuch Jahrg. 6, S. 241. 

Über eine Sammlung von Leibnizhandſchriften im Staatsarchiv zu Hannover. 
Sitzungsberichte der Akademie der Wiſſenſchaften zu Berlin, 1902, S. 546. 


1908. 
König Friedrich ber Große. Band IL 1. u. 2. Aufl. 
Die preußiſchen Finanzen von 1763—1786. Forſchungen XVI, 445. 


Zur Bevölkerungsſtatiſtik des preußiſchen Staates von 1756—1786. Ebenda 
XVI, 583. 


Vom Berliner Hofe um 1750. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 7, S. 1. 


1904. 

König Friedrich der Große. Bd. I. 3. Aufl. 

Friedrich der Große und die preußiſchen Univerſitäten. Forſchungen XVII, 95. 

Aus den letzten Tagen König Friedrich Wilhelms 1. Hohenzollernjahrbuch, 
Jahrg. 8, S. 23. 

Friedrich der Große in Steinsfurt am 4.5. Auguft 1730. Ebenda S. 232. 

Die preußiſche Kriegführung im ſiebenjährigen Kriege. Hiſtoriſche Zeitſchr. 
Bd. 92, S. 239. 

Zur Geſchichte des preußiſchen Feldzugplanes vom Frühjahr 1757. Ebenda 
Bd. 93, S. 71 und 456. 

Neuordnung des preußiſchen Archivweſens durch Hardenberg. Mitteilungen aus 
der preußiſchen Archivverwaltung. Heft 7. 

Der Große Kurfürſt und Friedrich der Große in ihrer Stellung zu Marine 
und Seehandel. Marinerundſchau 1904 Heft 4. 


1905. 
König Friedrich der Große. Band II. 3. Aufl. 
Brandenburg⸗Preußen in dem Kampfe zwiſchen Imperialismus und use 
diſcher Libertät. Hiſtoriſche Zeitſchr. Bd. 96, S. 198. 


Eine Flugſchrift Friedrichs des Großen von 1743. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 
IX, S. 91. 


Zur Geſchichte der Berufung der Brüder Grimm nach Berlin. Sitzungsberichte 
der Akademie der Wiſſenſchaften zu Berlin 1905, S. 1004. 
„Niedriger hängen“. Berliner Kalender 1905. 
1906. 


Hohenzollern und Oldenburg⸗Schleswig⸗Holſtein. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 10, 
S. 1. 


Voltaire als Kritiker der Oeuvres du philosophe de Sanssouci. Ebenda S. 170. 
Zu den aufgefangenen Depeſchen von 1749. Forſchungen XIX, 534. 

1907. 
Die preußiſche Politik von 1786—1806. Deutſche Monatsſchrift Bd. 6, Heft 4/5. 


1908. 


Über eine ungedruckte Ode Friedrichs des Großen von 1742: „Sur les jugements 
que le public porte sur ceux qui sont chargés dans la société civile 
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du malheureux emploi de politiques“. Sitzungsberichte der Berliner 
Akademie der Wiſſenſchaften 1908, S. 61 ff. 

Die franzöſiſche Politik unter Ludwig XIV. Internationale Wochenſchrift für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik vom 4. April 1908. 

Aus der Vorgeſchichte der erſten Teilung Polens. Sitzungsberichte der Berliner 
Akademie 1908, S. 286. 

Staat und Geſellſchaft zur Höhezeit des Abſolutismus. Kultur der Gegenwart. 
Teil II. Abteilung V, 1. S. 231. 

Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire 1736—1778. Bd. I. Publi- 
kationen aus den preußiſchen Staatsarchiven. Bd. 81!) 

Ein Wahlſpruch des Großen Kurfürſten. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 12, 
S. 27. 

Die Anfänge der politiſchen Parteibildung in Preußen bis 1849. Tägliche 
Rundſchau 1908, Unterhaltungsbeilage 284. 


1909. 


Die Politik der Kurfürſten Friedrich II. und Albrecht von Brandenburg. Eine 
vergleichende Charakteriſtik. Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 18, S. 101. 
Zur Charakteriſtik des Vereinigten Landtags. Beiträge zur brandenburgiſchen 
und preußiſchen Geſchichte. Feſtſchrift für Guftan Schmoller, S. 287. 
Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire 1786—1778. Bd. II. Publi- 

kationen aus den preußiſchen Staatsarchiven, Bd. 821). 

Geſchichtsintereſſe und Geſchichtsforſchung in Amerika. Internationale Wochen⸗ 
ſchrift für Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik 1909, I, S. 295 und 341. 
„Nede auf H. v. Treitſchke“ in dem Privatdruck: Die Enthüllung des Treitſchke⸗ 

Denkmals. 
1910. 
Prinz Heinrich und Generalleutnant von Möllendorff im Bayeriſchen Erbfolge⸗ 
krieg. Forſchungen XXIII, 509. 

Preußiſch⸗engliſche Verhandlungen von 1743 wegen der Neichsneutralität. Hiſto⸗ 
riſche Aufſätze, Karl Zeumer zum 60. Geburtstag dargebracht, S. 367. 
Das Herzogtum Kleve in den Friedensverhandlungen von 1759/0. Hiſtoriſche 

Zeitſchrift, Bd. 105, S. 315. 
1911. 


Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire 1736—1778. Bd. III. Publi- 
kationen aus den preußiſchen Staatsarchiven, Bd. 86"). 

Friedrichsfeier vor hundert Jahren. Hohenzollei njahrbuch, Jahrg. 15, S. 36. 

Zwei Gedichte Friedrichs des Großen in deutſcher Übertragung. Ebenda, S. 238. 

König Friedrich der Große. Volksausgabe. 


1912. 


Geſchichte Friedrichs des Großen. 4. u. 5. Aufl. 4 Bände (darin auch Friedrich 
der Große als Kronprinz). (1912—1914.) 

Aus dem Leben Friedrichs des Großen. 

Feſtrede, gehalten in der Feſtſitzung der Akademie der Wiſſenſchaften zur Feier 
des 200. Geburtstages Friedrichs des Großen am 24. Januar 1912 im 


— — — 


1) Sufammen mit Hans Droyſen. 


~ 
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Weißen Saale des Königlichen Schloſſes zu Berlin. Sitzungsberichte der 
Berliner Akademie der Wiſſenſchaften und Hohenzollernjahrbuch, Jahrg. 
16, S. 1. 

Erſter ſchleſiſcher Krieg, zweiter ſchleſiſcher Krieg, ſiebenjähriger Krieg und 
bayriſcher Erbfolgekrieg. Handbuch für Heer und Flotte, bersg. von 
G. v. Alten, Bd. IX, S. 427, 439, 447, 474. | 

Friedrich der Große und Maria Therefia. Öfterreichifche Rundſchau Bd. 30, 
S. 102 ff. 

Die Anfänge des brandenburgiſchen Geheimen Rats von 1604. Hiſtoriſche 
Zeitſchr. Bd. 109, S. 83. 

1918. 

Die Inſignien und Juwelen der preußiſchen Krone. Hohenzollernjahrbuch 
Jahrg. 17, S. 1. 

Geſchichte der brandenburgiſch⸗preußiſchen Politik, Bd. I. 

Der Große Kurfürſt am Ausgang feiner Lehrjahre !). Greif, Jahrg. I, Heft 1. 


1914. 

Der Zerfall der Koalition von 1741 gegen Maria Therefia. Forſchungen 
Bd. 27, S. 169. 

Ein Brief Gortſchakoffs an Bismarck. Greif, Jahrg: I, Heft 7. 

Guftan Adolfs letzter Beſuch in Berlin. Schriften des Vereins für bie Ge⸗ 
ſchichte Berlins, Heft 50, S. 1 ff. 

Der Große Kurfürſt und Karl X. von Schweden 1). Hohenzollernjahrbuch 
Jahrg. 18, S. 4. 


1) Aus dem vorbereiteten zweiten Bande der „Geſchichte der branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſchen Politik“. 
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| VII 
Hermann von Cacmmerer 
Ein Nachruf 


von 


Melle Klinkenborg 


Am 16. September hat im Kampfe für unſer Vaterland der bisherige 
Herausgeber unſerer Forſchungen, der Archivar am Königl. Hausarchiv 
Dr. phil. Hermann v. Caemmerer den Heldentod erlitten. Damit 
ſind die großen Erwartungen, die wir auf ihn nach den eben erſt vor⸗ 
gelegten Proben ſeines Könnens ſetzten durften, zu Grabe getragen 
worden. | 

Hermann v. Caemmerer wurde als Sohn des Hauptmanns, fpateren 
Generalleutnants Rudolf v. Caemmerer am 28. Auguſt 1879 zu Kaſſel 
geboren. Früh iſt bei ihm im Elternhauſe der Sinn für die Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft geweckt worden, denn ſein Vater, der neben ſeinem eigent⸗ 
lichen Berufe eifrig militärgeſchichtliche Studien betrieb und verſchiedene 
wertvolle Arbeiten namentlich über die Befreiungskriege veröffentlichte, 
hat ihn nach dieſer Seite hin ſtark beeinflußt. 

Immer hat der Sohn mit lebhaftem Intereſſe die kriegsgeſchicht⸗ 
liche Literatur verfolgt, wenn er auch ſelbſt auf dieſem Gebiete nicht 
produktiv hervorgetreten iſt. Daneben haben die althiſtoriſchen Stätten, 
in denen er aufwuchs, lebhaften Eindruck auf ihn gemacht. Er erhielt 
nämlich ſeine Gymnaſialbildung in Thorn, einem ruhmvollen Vorort 
deutſcher Koloniſation gegen Oſten, und in Konſtanz, einer alten Stadt 
deutſcher Kaiſerherrlichkeit. Beſonders gern gedachte er ſeines Aufent⸗ 
halts in Konſtanz; von dort aus machte er unter Führung ſeines 
Vaters viele Ausflüge in die Umgegend, die ja ſo reich iſt an Denk⸗ 
mälern und Erinnerungen unſerer Reichsgeſchichte. Hier ift in ihm. 
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der Blick für die Bedeutung der alten Reichsinſtitutionen geweckt 
worden, die er immer beſonders berückſichtigt hat. Auch als er ſpäter 
ſich der preußiſchen Geſchichte widmete, hat er auf deren Zuſammenhang 
mit dem Reich ſtets hingewieſen. Gern betonte er die Verdienſte der 
von Zeumer angeregten Studien, welche dieſen Fragen eine ſtärkere 
Beachtung verſchafft haben. 

Das Zeugnis der Reife erlangte er mit 18 Jahren auf der 
Ritterakademie zu Brandenburg. Er widmete ſich der Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft auf den Univerſitäten Bonn und Berlin. Daneben hörte 
er noch Vorleſungen über Philoſophie, klaſſiſche Altertumskunde und 
Nationalökonomie. In Bonn wurde er vornehmlich von Ritter und 
v. Bezold, in Berlin von Lenz beeinflußt. Durch ſie wurde ſein 
Intereſſe für die Reichsgeſchichte namentlich auf die Zeit der Reformation 
geführt und der Sinn für hiſtoriographiſche Studien geweckt. 

Seine Diſſertation, durch die er ſich im Jahre 1901 den philo⸗ 
ſophiſchen Doktorgrad in Berlin erwarb, gehört dem erſten Gebiete 
an; ſie behandelt das Regensburger Religionsgeſpräch von 1546, das 
von Kaiſer Karl V. zugelaſſen wurde, um Zeit für die Vorbereitung 
zum Kampfe gegen die Proteſtanten zu gewinnen. Es verlief, wie alle 
Religionsgeſpräche der Zeit, fruchtlos. Caemmerer hat in kurzer klarer 
Weiſe ſeine Veranlaſſung, Verlauf und Ende geſchildert; die Quellen, 
die bei den entgegengeſetzten Anſchauungen der Berichterſtatter nicht 
ohne Schwierigkeit ſind, kritiſch genau gewürdigt und beſonnen 
verarbeitet. 

Der Hiſtoriographie hat er erſt viel ſpäter, als er bereits 
ein anderes Arbeitsfeld ſich erkoren hatte, eine Unterſuchung in der 
Lenzfeſtſchrift von 1910 gewidmet. Er behandelt darin Rankes große 
Mächte und die Geſchichtſchreibung des 18. Jahrhunderts. Es iſt das 
Reifſte, was Caemmerer geſchrieben hat, und zeichnet ſich durch Weite 
des Blickes, freie Behandlung des Stoffes und tiefes Eindringen in 
die Probleme aus. Caemmerer zeigt die Stellung Rankes zu den 
univerſalhiſtoriſchen Studien des 18. Jahrhunderts, ihre Verwandtſchaft 
und ihren Gegenſatz, ſowie die ſtarke Beeinfluſſung, welche die Zeit⸗ 
umſtände nicht nur auf die Geſamtanſchauungen, ſondern auch auf das 
Entſtehen der bezüglichen Arbeiten Rankes und ſeiner Vorgänger aus⸗ 
geübt haben. 

Inzwiſchen hatte auch das Leben ſelbſt unſeren Caemmerer auf 
ein ganz anderes Gebiet geführt: der von ihm gewählte Beruf beein⸗ 
flußte ſeine ganze Tätigkeit. Er trat nämlich am 1. Oktober 1902 
als Volontär beim Geheimen Staatsarchiv und am 15. Mai 1904 
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als Hilfsarbeiter beim Königl. Hausarchiv ein, wo er am 1. Januar 
1907 zum Archivar aufrückte. Mit dem ihm eigenen Ernſte hat er 
fih zunächſt das Wiſſen zu erwerben gejudt, das für feinen Beruf 
nötig war, und dem er bisher noch keine Beachtung geſchenkt hatte, 
namentlich Paläographie, Diplomatik und Germaniſtik. Wir haben 
ſeiner Zeit mit großer Freude geſehen, wie ſicher er ſich die Grund⸗ 
lagen hierin verſchaffte, und wie er dabei eindrang. In kurzer Zeit 
erreichte er ſein Ziel: das Archivexamen beſtand er mit einem Erfolg, 
den Keiner vorher noch nachher erreicht hat. 

Die nächſten Jahre darauf wandte er ſich dem Studium der 
preußiſchen Geſchichte zu; er legte es umfaſſend an, um damit einen 
feſten Boden nicht nur für ſeine amtliche Betätigung, ſondern auch 
für eigenes Schaffen zu gewinnen. Fleißig und lange ſammelte er; 
immer neue Lücken, die er in einer faſt übertriebenen Gewiſſenhaftigkeit 
zu entdecken glaubte, ſuchte er auszufüllen, bevor er zur Wahl eines 
größeren Arbeitsgebietes ſchritt. Was er dann ausſuchte, zeigte, daß 
er in die Weite gehen wollte. Die Teſtamente und Hausverträge der 
Hohenzollern vom 15. bis 18. Jahrhundert entſchloß er ſich zu bearbeiten, 
wobei er ſogleich beides: Edition und zuſammenfaſſende Darſtellung 
ins Auge faßte. 

Indem er von dem Zentralpunkt des Staates, von dem Herrſcher⸗ 
hauſe ausging, mußte er in die eigentlichen Probleme der Staatsauf⸗ 
faſſungen der jeweiligen Zeiten eingehen. Wir haben aus den form⸗ 
vollendeten Vorträgen, die er im Verein für Geſchichte der Mark 
Brandenburg und in der Hiſtoriſchen Geſellſchaft hielt, und aus ſeinem 
im Hohenzollernjahrbuch 1911 veröffentlichten Aufſatz über das erſte 
Teſtament Friedrichs des Großen geſehen, in welchem Umfange er es 
tat, wie er die Stellung der Perſönlichkeiten, das Reichsfürſtenrecht, 
die Anſchauungen über den territorialen Staat und das Vordringen 
der modernen Ideen dabei berückſichtigte. 

Die Arbeit wuchs ſo an, daß er kaum zu gelegentlichen Veröffent⸗ 
lichungen ſich Zeit nahm. Von ſolchen nenne ich ſeinen in unſeren 
Forſchungen !) gedruckten Aufſatz über die Einnahmen des Kurfürſten 
Albrecht Achilles, in der er die ſtrittige Frage über deren Höhe wohl 
definitiv entſchied, und das kleine Büchlein: Aus den Berliner März⸗ 
tagen: Aufzeichnungen des Grafen Eduard v. Walderſee (Berlin 1909). 
Indem er ſich ſo faſt ganz auf ſein Hauptthema beſchränkte, gelang es 
ihm, die Edition der Texte im Sommer 1914 zu beenden. Von der 


1) Bd. XXVI, S. 217. 
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Darſtellung lagen leider nur die vier erften Kapitel vor, als die Welt- 
lage bedrohlich wurde. In einer gewiſſen Vorahnung ſetzte er ſich 
ſofort hin, um Skizzen von den übrigen Kapiteln zu entwerfen und 
ſo ſeinen Gedankengang für eine eventuelle Fortſetzung darzulegen. 

Gerade, als er dies getan, brach der Krieg aus. Caemmerer 
zog gleich mit ſeinem Regiment — dem 24. aus Neuruppin — nach 
Belgien. Den großen Siegeszug durch Belgien nach Frankreich machte 
er mit; da ſein Regiment große Verluſte erlitt, ſo führte er bald als 
ftellvertretender Hauptmann eine Kompagnie. Drei Vorgänger in dieſer 
Stellung waren bereits verwundet oder getötet worden; er pries ſich 
trotzdem glücklich, als er ſie übernehmen durfte. Am 14. September 
nahm er mit ſeiner Kompagnie an einem Kampfe gegen die Engländer 
in der Nähe von Pargny, nordöſtlich von Soiſſons, teil. Es war ein 
ſchweres blutiges Gefecht, in deſſen Verlauf der Feind geworfen wurde. 
Ziemlich kurz vor Beendigung des Tages nahm Caemmerers Kompagnie 
eine Höhe; ſie mußte dabei mit den langſam zurückweichenden Eng⸗ 
ländern noch ein ſcharfes Gewehrfeuer beſtehen, bei dem Caemmerer 
einen Schuß in die linke Seite erhielt. Allem Anſchein war die 
Verwundung nicht ſehr ſchwer, denn er lehnte es zunächſt ab, daß 
die Soldaten, die an ihm hingen, ihn zurücktrugen. Er meinte, es 
habe Zeit. Für ſeine Verbindung gab er dann noch perſönlich die 
Anweiſung. Er ſelbſt hielt ſeinen Zuſtand auch am folgenden Tage 
für unbedenklich, wie er ſeiner Gattin ſchrieb. In Wirklichkeit war 
ſein Zuſtand ſofort hoffnungslos. Am 16. September verſchied er 
bereits, glücklicherweiſe ohne ſchwer leiden zu müſſen. 

Seine bisherigen Leiſtungen ließen ſchon für Außenſtehende viel 
erwarten. Die ihn näher kannten, wußten, über welche Fülle von 
Kenntniſſen er verfügte. Die Beſtände des Hausarchivs hatte er in 
ſyſtematiſcher Weiſe ſo durchgearbeitet, daß er faſt jede Anfrage gleich 
beantworten konnte. Und wenn dies einmal nicht der Fall war, ſo 
ſtanden ihm alle Mittel zu Gebot, um in kürzeſter Friſt die Recherche 
abſchließend zu erledigen. Mit der größten Liebenswürdigkeit ſtellte 
er dabei ſein Wiſſen zur Verfügung. Von unſeren Forſchungen gab 
er drei Hefte heraus; an unſeren Vereinsſitzungen nahm er regelmäßig 
teil; er weilte dann noch gern nach ihrer Beendigung in angeregtem 
Geſpräch, zu dem er ſelbſt in ſeiner geſelligen Art viel beitrug. Die 
innere Wärme, die aus ſeinem Weſen ſtrömte, erwarb ihm getreue 
Freunde. Er ſelbſt war ohne Anſprüche, treu, zuverläſſig und auf⸗ 
recht gegen jedermann. Als Offizier war er von anerkannter Tüchtig⸗ 
keit; wenn er zu einer Übung einberufen war, widmete er ſich ganz 
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ſeiner militäriſchen Tätigkeit. Die Soldaten rühmten vornehmlich die 
Schlichtheit, mit der er ihnen alles erzählt habe, mit der er mit ihnen 
geſprochen habe; dadurch gewann er ihre Herzen. Zum Eiſernen Kreuz 
war er mit als erſter ſeines Regiments vorgeſchlagen; ſein Tod ver⸗ 
hinderte die Verleihung. Seit 8 Jahren war er verheiratet und 
führte ein ideales Familienleben mit ſeiner Frau und ſeinen drei 
kleinen Kindern, die nunmehr der ſo fürſorglichen Liebe des Vaters 
entbehren müſſen. Aber auch wir, die wir ihm befreundet waren, 
werden ſchmerzlich dieſen wertvollen Menſchen vermiſſen, der in ſeiner 
vollen Blüte uns entriſſen worden iſt. 
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Kleine Mitteilungen 


Eulenburgs Verwaltung der preußiſchen Münze zu Königs⸗ 
berg in den Jahren 1656 bis 1660 


Von Dr. G. Sommerfeldt in Königsberg i. Pr. 


Nicht lange nach dem Abſchluß des folgenreichen Staatsvertrags zu 
Riga vom Jahre 1656, der ein Werk des Freiherrn Jonas Kaſimir 
zu Eulenburg war (Forſchungen Bd. XXII, 1910, S. 587—593), wurde 
ihm, und zwar unterm 28. Dezember 1656, durch einen Arrendevertrag 
die Direktion des geſamten Münzweſens, dem bisher der Münzwardein 
Chriſtoph Melchior als Inſpektor vorgeſtanden hatte, übertragen !). 
Gemäß den kaum zu bezweifelnden Angaben der Urkunde über Eulen⸗ 
burgs Inſtallation, die am 12. April 1657 auf ſechs Jahre, und 
gegen Erlegung eines Kaufgeldes von 6300 Talern erfolgte, geſchah 
die Ernennung auf Eulenburgs Wunſch, indem dieſer das infolge der 
mannigfachſten Mißſtände ſeit Jahren daniederliegende Münzweſen zu 
reorganiſieren gedachte. Es ſollte durch Prägung neuer guter Münzen 
ſpeziell dem Einſtrömen der vom Ausland herkommenden minder⸗ 
wertigen und oft ganz unbrauchbaren Münzſorten Einhalt geboten 
werden. In der Tat hat Eulenburg auch in den Jahren 1657, 1658 
und 1659 Münzen prägen laſſen, die als aus ſeinem Direktorium 
herſtammend durch einen ziemlich deutlich erkennbaren kleinen Schild 
ſich auszeichnen, der mit drei Sternen verſehen iſt 2). Die drei Sterne 


1) E. Bahrfeldt, Die Münzen⸗ und Medaillenſammlung der Marien- 
burg, Bd. I, Danzig 1901, S. 141. Von älterer Literatur iſt beſonders zu ver⸗ 
gleichen: Erleutertes Preußen 2, 1725, S. 592—656, und 3, 1726, S. 243—284, 
wo indeſſen von Eulenburg als Arendator nicht unmittelbar die Rede iſt; ferner 
neben einer Studie Neſſelmanns über das akademiſche Münzkabinet zu Königs⸗ 
berg (Neue Preußiſche Provinzialblätter 12, 1857, S. 411—421) auch Horn, 
Vom preußiſchen Gelde (Altpreußiſche Monatsſchrift 5, 1868, S. 48—77). Über die 
Münzbeamten in Königsberg während des 17. Jahrhunderts: F. v. Schrötter, 
Die Münzen Friedrich Wilhelms des Großen Kurfürſten, und Friedrichs III. 
von Brandenburg, Berlin 1913, S. 2. 

2) Bahrfeldt a. a. O. I, S. 142. Beſchreibung eines „Achtzehngröſchers“ 
vom Jahre 1657, der Eulenburgs Wappen der drei Sterne trägt, und von Noah 
Brettſchneider, als Stempelſchneider der Münze, gefertigt ift, findet ſich vor 
bei v. Schrötter, Die Münzen, S. 156, Nr. 1587, und in Fakſimileabbildung 
wiedergegeben ebenda Tafel 30. 
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bildeten bekanntlich von jeher einen integrierenden Beſtandteil des frei- 
herrlich Eulenburgſchen Wappens. Doch trat Chriſtoph Melchior von 
der Münzinſpektion keineswegs zurück, ſondern übte ſie einige Jahre 
hindurch neben Eulenburg aus. 

Zumal in dem von G. A. von Mülverſtedt herausgegebenen 
„Diplomatarium Ileburgense“ auf dieſe Betätigungen Eulenburgs 
zu Gunſten des preußiſchen Münzweſens gar nicht Bezug genommen 
wird, ſcheint die Mitteilung der Inſtallationsurkunde vom 12. April 
1656, die das Königliche Staatsarchiv zu Königsberg in Konzeptabſchrift 
darbietet ), nicht ohne Wert: 

„Wir Friderich Wilhelm, von Gottes Gnaden Marggraf von 
Brandenburg, des heyligen Römiſchen Reichs Erzeämmerer etc. thun 
kund und geben hiemit männiglich zu wiſſen, inſonderheit denen hieran 
gelegen, und es zu wiſſen von nöhten. Nachdem wir unſer und unſer 
Landes beſtes darin nicht wenig verſiret befunden, daß unfer Müntz⸗ 
weſen zu deſto beſſerer Fortſetzung der Commercien in mehreren 
Schwang gebracht, und allerhand gute Sorten gemüntzet werden möchten, 
und wir nach genugſamer Überlegung uns zuträglich zu ſein befunden, 
weil zu fleißiger Fortſetzung ſolches Werks jemand erfordert wird, der 
den Verlag des Silbers allzeit embſig verſchaffe, unſer alhier habendes 
landesfürſtliche Müntzweſen an Jemand zu vertrauen, und nun der 
wollgeborne unſer Geheimer und Preußiſcher Landraht, Cämmerer und 
Landvogt zu Schaken ?), Jonas Caſimir Freyherr von Eylenburg ſich 
anerboten, daß er dieſem Wercke alſo vorſtehen wolte, daß wir nicht 
allein ſeine dabey erwieſene Trew und Embſigkeit in Gnaden zu er⸗ 
kennen Uhrſach haben, beſondern auch durch ihme dieſes Müntzwerck auf 
ein mehrers, als zuvor niemahlen, genießen ſolten, alß haben wir mit 
ihme darüber einen Vergleich treffen, und auf folgende Weiſe contra⸗ 
hiren laſſen: 

Anfänglich haben wir gemeltem Freyherren von Eylenburg ſolch 
Müntzweſen auf feds nach einander folgende Jare, von hier unten ge- 
ſetzten Dato an gerechnet, vor und umb 6300 Reichsthaler, ſo er 
anſtatt järlichen Schlageſchatzes erlegen ſoll, in Gnaden überlaſſen, und 
von dieſen 6300 Reichsthalern ſoll er uns alle zwey Monath 1050 
pränumeriren, und voraus jedesmahls ohne einzige Excuſe zahlen und 
bahr zu unſerer Scatul einliefern, und ſoll er niemahls befugt ſein, 
weder durch Compenſation noch einzigem anderen Prätext das geringſte 
hieran zu decurtiren, und dafern einzige Aſſignation darauf ausgebracht 
würde, ſolche zu zahlen nicht ſchuldig fein, noch wegen dieſes Müntz⸗ 
weſens von keinem als von uns allein dependiren. Alldieweill aber 
zu deſto beſſerm Fortgang der Commercien und Jedermännigliches 
Brauch und Nutzbarkeit verſchiedene Müntzſorten gemüntzet werden 
müſſen, und die Leute umb ſo viel mehr von einander kommen, und 


1) Königliches Staatsarchiv zu Königsberg, Foliant 992, Blatt 506—509. 

2) Bald darauf erhielt Eulenburg die Amtshauptmannſchaft Brandenburg 
ſtatt der Landvogtei Schaaken übertragen. Vgl. G. Sommerfeldt in Mit⸗ 
teilungen der literariſchen Geſellſchaft Maſovia 13, 1908, S. 14—15. - 
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im fauffen und verfauffen und anderem gemerben!) nicht gehindert 
werden mögen, ſoll ihme, Freyherren von Eylenburg, zugelaſſen ſeyn, 
geſtalt wir ihme per expressum hiemit concediren und nachgeben: 
1) Ducaten, deren aber ein jeder wiegen muß zwey Engeliſch neue 
Aken remedi 2), und feinhalten drey und zwanzig Karat feds Gran; 
2) Reichsthalers, dieſe müſſen ſieben Reichsthaler auf die newgeordnete 
Müntzmarck, 131 Engliſch, zehen Aßen, nach dem Richtpfennig in der 
Feine vierzehen Loht, und als ein Reichsthaler achtzehen Engliſch, feds 
und zwanzig Aß wiegen. — 3) Halbe Reichsthaler, eben in vorgedachtem 
Gehalt und Gewichte, achtzehen Groſchen, oder wie ſie genennet werden, 
Königsbergiſche Orter, 29 ½ achtzehen Groſchenſtücke (oder Königsbergiſche 
Orter fünff Stücke) müſſen auf ein Reichsthaler gerechnet, und wiegen 
eine Krackauiſche Marck, oder 129 Engeliſch, und feinhalten zehen Loht 
vierzehen J. — 4) Polniſche Sechsgroſcher, derer müſſen 54 auf eine 
Krackauiſche Marck gehen, und feinhalten ſieben Loht. — Polniſche 
Dütchen, derer müſſen 107 Stück eine Krackauiſche Marck wiegen, und 
feinhalten ſieben Loht. — 6) Dreypölcher, 176 Stück eine Krackauiſche 
Mard, und halten fein funf Loht vierzehen J., und alſo alles vor- 
beſchriebener maßen nach rechtmeßigen Schrot und Korn, und jedweder 
Sorten Stücke, in rechter Schwere und Anzahl von jeder Marck gutes 
und löhtiges Silbers, mit unſerm gewöhnlichem Preußiſchen Gepräge 
und Wapen pregen und fertigen zu laſſen. Und wie ihm zu Unter⸗ 
haltung ſolches Müntzweſens, damit ſolches ungehindert fortgehen möge, 
die Direction darüber von uns gnädigſt concediret, ſoll ihm zuförderſt 
freyſtehen einen Müntzmeiſter und andere Bedienten, fo zu dieſem 
Müntz werck nohtwendig erfordert werden, zu beſtellen, jedoch daß fie 
zugleich in unſere Pflicht genommen werden. Soviel aber den Wardein 
betrifft, halten wir uns bevor, denſelben allein zu beſtellen und zu 
ſalaryren. Solten wir auch befinden, daß es einer allein nicht ver⸗ 
richten könte, ſo behalten wir uns abermahlen bevor, noch einen, jedoch 
uf unſere Koſten, hinzuzuthun. Solche Wardiens aber ſollen in ihrem 
Eyde fidh verpflichten, dem Freyherren von Eylenburg allen gebubren- 
den Reſpect zu erweiſen, und ihme am müntzen nicht verhinderlich zu 
ſein. Die dazu nöhtige Werckzeuge belangend, haben wir dieſelben, 
wie viel derer itzo vorhanden, in ein gewiſſes Inventarium bringen, 
nach ihrem Weſen, und wie ſie voritzo beſchaffen, taxiren, ihme auch 
dieſelben nach dem befundenen Wert umb einen ſolchen Preiß zuſchlagen 
und übergeben laſſen. Die wir denn auch dermahleneins, und wenn 
dieſer Müntzkontrakt ſich geendiget, nach wieder vorhergegangener billichen 
Taxa umb den Wehrt, wie es alßdenn von Müntzerfahrnen wird taxiret 
werden, auch wieder anzunehmen gnädigſt erbötig ſeyn, und was alß⸗ 
denn in wenigerm Preiß wird befunden werden, ſoll er mit vor⸗ 
beſchriebene ſchuldig ſeyn, uns oder unſern Nachkommen den Reſt bar 
herauszugeben; das Truckwerck aber, welches unſerm Zoll- und Müntz⸗ 
verweſer alhier, Chriſtoff Melchern, gehöret, muß er ihme entweder mit 


1) Zeitwort, nicht Subſtantiv. 
. i.: verbefferte. 
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barem Gelde wiederbezahlen, oder ihme folded förderlichſt ausfolgen 
laffen. 

Die in ber Müng vorhandene Lofamenter fol er zu Qogirung 
der Müntzbedienten, und Brauch des Müntzweſens, einnehmen, die wir 
ihme dann zugleich bey der Einweiſung, welche alſofort werckſtellig ge⸗ 
macht werden ſoll, zu ſothanem Behuf tradiren und übergeben laſſen 
wollen. Diejenigen Loſamenter aber, welche unſer Geheimer Cämmerer, 
Chriſtian Siegmund Heydekampff vor ſich und ſeiner Familie nach 
unſerer ihme gnädigſt ertheilten Conceſſion, alß auch der Wardein, 
bis daher darinne gewohnet und innegehabt, ſollen ihnen, Heydekampff 
und Wardien, beyderſeits verbleiben, und ferner wie vorhin geruhig 
zu bewohnen und zu gebrauchen erlaſſen werden. Wobey ihme, Frey⸗ 
herren von Eylenburg, freyſtehen ſoll, von denen andern und übrigen 
Loſamentern in der Müntz zu beſſerer Verhütung Betrugs und Unter⸗ 
ſchleifs, eines zu erwehlen und es allein vor ſich die Zeit über zu bes 
halten, uns aber ſolches nach Außgang dieſes Contractus wieder zu 
reumen, wie auch die ganze Müntz alsdann abzutreten ſchuldig ſein. 
Sollten wir aber nach Endigung dieſer ſechs Jar gewillet ſein, das 
Müntzweſen umb ein gewiſſes ferner auszuthuen, wollen wir dasſelbe 
ihme, oder ſeiner hinterlaſſenen Wittiben und Erben, auf den Fall 
vor andern den Vorzug laſſen, jedoch dergeſtalt: wann ſie das, was 
andere offeriren, auch alsdann geben werden. 

Damit auch mehrgedachter Freyherr von Eylenburg dieſes Müntz⸗ 
weſen allein zu haben und fortzuſtellen geſichert ſein möge, verſprechen 
wir ihme gnädigſt, daß wir hier im Lande obſpecificirte Sorten nicht 
ſchlagen laſſen, oder andern ſolches zu thun verſtatten, ſonſt es aber 
bey der gewöhnlichen Kell und Tiegel laſſen wollen. Würden wir 
aber uns zuträglich befinden, daß auch Lewenthaler gemüntzet werden 
ſolten, ſo wollen wir desfalls a part mit ihm handeln, und wenn er 
dasſelbe geben will, und ein ander ſich erbeut, ihme ſolches vor andern 
laſſen. 

Wir ſeind auch gnädigſt erbötig, Patenta wegen Ausführung und 
Verkauffung des Silbers anſchlagen, und denen in specie inſeriren zu 
laſſen, daß ein jedweder ſein Silber, ſo er zu verkauffen willens, in 
unſere Müntze bringen ſoll, auch durch unſere Bediente, welchen dieſes 
zukommen wird, darauf fleißige Acht zu haben, injungiren laſſen, auch 
die ſolches ſich unterfangen, auf jedesmahlige Anzeige gebührend ab- 
ſtraffen werden. Reichsthaler aber ſollen ihme garnicht freyſtehen ver⸗ 
müntzen zu laſſen. Einem Juden zwar ſoll er das Müntzweſen nicht 
anvertrauen, jedoch ſoll ihme freyſtehen, einem oder andern Juden, 
ihme Silber anzuſchaffen, zu halten, nur daß fie zu dem Müntzen in 
keinerley Wege gebraucht werden. Und damit das ganze Müntzweſen 
in gutter Richtigkeit jedesmahlen beſtehen möge, ſoll keine einzige von 
ihme, Freyherren von Eylenburg, newe geprägete Müntze, waßerley 
Sorten ſie auch ſey, zu vorhero, ehe ſie aufgezogen, ausgegeben, noch 
die Wardiene diejenige Müntz, ſo unrecht befunden, behörigen Ortes 
alſofort anzugeben, worbey jedennoch keine Seumnuß noch Aufenthalt 
vorgehen ſoll, gehindert und abgehalten, ſie auch in ihrem Ambte und 
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Verrichtung in keinerley Wege turbiret, und jedesmahls im ſchmelzen 
mit zugezogen werden. 

Daferne aber wider alle Zuvorſicht durch Verhengnuß des aller⸗ 
höchſten ſolcher Krieg entſtunde, daß er alhier nicht mehr müntzen 
könte, wollen wir ſolchen Schaden nicht über ihn gehen, ſondern ihn 
von ſolchen Caſibus exemt ſein laſſen. Zu Urkund und feſter Haltung 
haben wir dieſen Müntzcontract eigenhändig unterſchrieben, und beſiegeln 
laſſen. So geſchehen zu Königsberg, den zwölfften Aprilis 1657.“ 
(Rüdfeite:) „Copia Müntzcontracts, anno 1657, den 12. Aprilis, fo 
Herr Secretariu Kalaw den 12. Novembris 1657 in die Cammer gegeben.“ 

Wie ernſtlich Eulenburg ſich die Münzreform angelegen ſein ließ, 
ergibt ſich daraus, daß eine Münzkommiſſion eingeſetzt wurde, die 
wiederholt in den Jahren 1657 und 1658 ihre Sitzungen auf dem 
Kneiphöfiſchen Rathauſe zu Königsberg hielt. Es wurde feſtgeſetzt, 
daß bei dem Gewicht die Krakauiſche Mark zugrunde zu legen !), und 
nach ihr bei den Einkäufen von Rohſilber zu verfahren ſei. Die Mark 
lötig wurde hierbei auf 24 Gulden in Anrechnung gebracht, und zwar 
derart, daß 25 Schottgewicht auf die Mark gehen. Außerdem erſchienen 
im Mai 1657 Patente, die ſpeziell die Ausfuhr des alten und Bruch⸗ 
filbers in das Ausland unterſagten. An alle Amter des Herzogtums 
erging daher folgendes, aus Königsberg vom 1. Mai 1657 datiertes 
Ausſchreiben ?): 

„Friderich Wilhelm Churfürſt etc. Weil wir in Erfahrung 
kommen, daß in dieſem unſerm Hertzogthumb Preußen viel Bruch- und 
ander Silber auffgekauft, geſchmeltzet, und alſo außer Landes an 
frembde Orte verführet werde, wodurch denn unſerm hieſigen, aufs 
neue eingerichteten Müntzweſen nicht wenig Nachtheil und Abbruch ge⸗ 
ſchiehet, alf haben wir wegen des Silberkauffs, wie es numehr darin 
eigentlich zu halten, durch beygefügte Patenta gewiſſe Verordnung ge⸗ 
machet, mit gnädigſtem zuverläſſigem Befehl an Dich, damit Du Deines 
Orts ſelbige ſofort behörig publiciren, und zu männigliches Nachricht 
und feſter Haltung kommen laſſeſt.“ 

Das Prägen einheimiſcher Schillinge, die das in großer Menge 
eingedrungene auswärtige Geld verdrängen ſollten, beabſichtigte Eulenburg 
in großem Umfang zu veranſtalten, und fand ſich beſchwert, als ein Edikt 
erſchien, das ihm hierin Beſchränkungen auferlegte. Er beklagte ſich 
hierüber bei dem Statthalter, Fürſten Boguslaus Radziwill, und dieſer 
brachte in einem Bericht vom 18. Dezember 1657, der im allgemeinen die 
Tagesereigniſſe betrifft“), die Angelegenheit, wie folgt, zur Sprache“): 


1) Über die Münzgebräuche zu der in Frage kommenden Zeit vergleiche im 
allgemeinen F. Freiherr von Schrötter, Das Münzweſen Brandenburgs 
während der Geltung des Münzfußes von Binna und Leipzig (Hohenzollernjahr⸗ 
buch 11, 1907, S. 63—74). l 

2) Königl. Staatsarchiv zu Königsberg, Etatsminiſterium 99 f. (Regierungs- 
acta wegen des Golde und Silberkaufs, item wegen verbotener Ausfuhr des 
Goldes und Silbers 1585 — 1779). | 

3) Gefecht bei Dirſchau, Pläne Rakoczis' ufr. | 
4) Königliche Staatsarchiv zu Königsberg, Foliant 1252a (ohne Seiten- 
zählung). , 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. I. 21 
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„Auch durchlauchtigſter Churfürſt, gnädiger Herr Oheimb! Es 
hat Ewer churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Cämmerer, Obriſter und Haupt⸗ 
mann zu Brandenburg, Jonaß Caſimir Freyherr von Eylenburg, mir zu 
erkennen gegeben, daß, weiln Dieſelbe bey Dero Abreiß von hinnen die 
gnädigſte Verordnung hinterlaſſen, daß die außwärtige Schillinge, womit 
dießes Land erfüllt iſt, hinfüro abgeſchaffet werden ſollten, und ſolches 
numehr werckſtellig gemacht were, er in der unterthänigſten Zuverſicht 
gelebt, daß zufolg der Begnadigung, mit welcher Ewer churf. Durchl. ihne 
vertröſtet, er die Freyheit erlangen würde, hieſiges Hertzogthumb hinwieder 
mit inheimiſchen Schillingen zu verſorgen, deren Zahl aber ſeither wieder 
ſein Verhoffen nur auf viertauſend Reichsthaler limitirt worden. Wann 
er nun hierin ſo weit aggravirt zu ſein vermeinet, daß ihm anſtat 
einer Ergötzlichkeit ſeiner Ewer churf. Durchl. lang geleiſten treu⸗ 
gehorfambften Dienſten vielmehr ein empfindlicher Verluſt dadurch zu— 
wachßen würde, ſintemahl er auf Präparatorien, Müntzbediente und 
andere hierzu erforderte Nohtwendigkeiten allbereit etliche Tauſend 
Gulden angewendet hette, und mich dannenhero erſucht, bey Ewer chur⸗ 
fürſtlichen Durchlauchtigkeit intercedendo einzukommen, damit er das 
Prägen obgedachter Schillinge ferner continuiren dörffte, alß hab die⸗ 
ſelbe ich dieſem nach hierumb gehorſahmlich bitten, das Quantum aber 
in Ewer churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Beliebung ſetzen wollen, nicht 
zweiffelnde, dieſelbe werden es ſchon alſo zu proportioniren geruhen, 
daß weder ermeldter Herr Baron, welcher mir ſonſt in Ewer chur⸗ 
fürſtlichen Durchlauchtigkeit hieſigen Geſchäfften gar fleißig an die Handt 
gehet, noch das gemeine Weſen darüber mit Fug zu klagen Urſach 
haben mögen; und Ewer churfürſtlichen Durchlauchtigkeit verbleibe ich 
zu unterthänigen Dienſten ſtets ergeben. 

Königsberg, den 8./18. Decembris 1657.“ 

Der Verdruß Eulenburgs an dem Münzunternehmen vermehrte 
ſich bei der Fortdauer des Kriegszuſtands, und bei der großen Fülle 
der ihm aus ſeinen ſonſtigen Amtern und der Vertrauensſtellung beim 
Kurfürſten entſtehenden Aufgaben, im Jahre 1658 noch um ein Be: 
trächtliches. Er fab fih daher veranlaßt, folgende Supplik, die zu 
Königsberg am 21. Oktober 1658 aufgeſetzt wurde!), und von ihm 
eigenhändig unterzeichnet ift, an den Kurfürſten zu richten ?): 

„Nachdem zu Seiner churfürſtlichen Durchlauchtigkeit unterthänigſten 
Dienſten, damit Deroſelben ich in treueſter Schuldigkeit mich jederzeit 
verpflichtet befunden, unter andern auch reifflich überleget und erwogen, 
welchermaßen die churfürſtliche Müntze, welche ſich zu mercklichem Unter⸗ 


1) Der Inhalt findet ſich kurz angedeutet bei Bahrfeldt I, S. 142. 

2) Königliches Staatsarchiv zu Königsberg, Etatsminiſterium 99 b, einzelner 
Faszikel (mit der Aufſchrift: Kaſimir von Eulenburg Vorſchlag wegen des Münz⸗ 
weſens in Königsberg, 21. Oktober 1658), Blatt 1—4. Auf der Rückſeite des 
Stücks findet ſich von Kanzleihand nochmals der Vermerk: „Müntz bei Herrn 
von Eulenburg Zeit“. Nachdem Blatt 5 des Faszikels alsdann ein in lateini⸗ 
ſcher Sprache verfaßter Bericht der Königsberger Oberräte an den König von 
Polen vom 11. November 1658 über die Münzangelegenheit ſich angeſchloſſen 
hat, folgt Blatt 6—8 eine etwas andere Faſſung der Supplik Eulenburgs, die 
hier undatiert iſt, aber ebenfalls die Unterſchrift Eulenburgs trägt. ` 
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gange geneiget, jo daß Seine churfürſtliche Durchlauchtigkeit derſelben 
wenig genießen können, wiederumb in fruchtliches Aufnehmen könnte 
gebracht, und hinfüro ſowol Seiner churfürſtlichen Durchlauchtigkeit 
Beſtes mit größerm Nutzen befordert, als auch das Hertzogthum Preußen 
anſtatt der gar geringen und ſchlechten Müntze, damit es die Zeit über- 
häuffet geweſen, mit guther und gültiger Müntze verſehen werden, als 
habe ich auf unterthänigſten Vorſchlag, wann Seine churfürſtliche 
Durchlauchtigkeit vermittelſt eines richtigen Arendcontracts mir die 
Direction des Müntzweſens gnädigſt zu übergeben geruheten, ſolches 
alles vorgemeldetermaaßen aufs nutzbareſte ins Werk zu ſetzen mich 
anerbothen. Ob ich nun zwar nach gnädigſt hierüber ertheileten hur- 
fürſtlichen Conſens und erhaltenem Arendcontract auf ſechs Jahr an 
glücklicher Erhaltung des endtlichen Effects meiner unterfangenen, wol— 
gemeinten Intention keinesweges gezweifelt, ſondern mich dieſes in- 
ſonderheit dabey geſtärcket, daß ſowoll aus dem Hertzogthum Preußen 
als auch aus Bohlen, Littauen und andern Ortern ein ziemlichen Vor- 
rath an Silber, damit die Müntze zur Genüge können verleget werden, 
zum Verkauf eingebracht würde, ſo iſt mir doch nichts deſto weniger 
über alles Verhoffen mit Empfindung meines großen Schadens ein 
weit anderes begegnet, indem mir von ihrer Vielen, ſo beſorget, es 
möchte ihrem hierunter gehabten Handel und Intereſſe hiedurch einiger 
Abbruch zuwachſen, vielfältige Wiederwärtigkeit und Behindernüs bey 
Vortſtellung des angefangenen Wercks zugefüget; und nicht allein das 
aus frembden und einheimiſchen Orthern zu Kauf gebrachte Silber 
heimlich erkauffet, damit Handel und Wandel getrieben, und aus dem 
Lande geſchaffet, ſondern auch was im Lande zur Contribution und 
Auszahlung der Militie eingebracht, eingezogen und anderswohin ver- 
wendet worden, ſogar daß auch darwieder weder churfürſtliche ernſte 
Edicte und Befehle, noch der churfürſtlichen Fiscäle hierüber gehabte 
Inquiſition und Auſſicht ichtwas fruchten, viel weniger demſelben ſteuren 
mögen. Dannenhero das Silber in der Müntze allemahl umb ſo viel 
theurer hat müſſen bezahlet werden, da man anders dieſelbe nicht gar 
ſtill ſtehen laſſen oder übergeben wollen. 

Zudem ſo ſeindt auch die fürnemſten und meiſten Wercke in der 
Müntz mehrentheils gar verdorben und bruchfällig geweſen, das man 
darmit garnichts ausrichten können, ſondern lange Zeit zubringen 
müſſen, bis ſolche ſämbtlich von newen mit großen Unkoſten wieder 
angefertiget worden, daß man ſie hat gebrauchen können. 

Über dieſes, da mir auch die Reduction und Abſchaffung der 
frembden ungültigen Müntze, inſonderheit aber der überhäufften 
Schillinger !), zugefaget und verſprochen, fo hat doch ſolches, wie hoch 
und vielfältig ich mich darumb bemühet, keinesweges würcklich effec⸗ 
tuiret werden können, ſondern iſt ſolche Müntz je länger je mehr, und 
die Schillinger gar fäſſerweiſe, ins Land gebracht, und einen Weg wie 
den andern in ihrem Valor erhalten und gebrauchet worden. 

1) Die Abſchaffung dieſer geringwertigen ausländiſchen Schillinge betraf 
ein kurfürſtliches Münzedikt vom 12. Februar 1658: Königliches Staatsarchiv 
zu Königsberg, Etatsminiſterium 99 f. 
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Wie dann auch die Goldſchmiede alhier in Königsberg hierinnen 
nicht geringen Schaden gethan, indem fie das gute Silber an ſich er⸗ 
kauffet, hergegen falſche und unlötige Arbeit unter die Leute verkauffet, 
wie ſolches bey gehaltener Inquiſition befunden worden, und die Proben 
davon noch vorhanden ſein. Welches dann, wann ſolch Silber wieder 
in die Müntz verkauffet worden, und in gleichem Werth hat müſſen 
bezahlet werden, einen mercklichen Verluſt verurſacht hat!). Und ob- 
gleich hierwieder geklaget worden, ſo iſt doch die Klage zuſambt der 
Inquiſition ſtecken blieben. 

Wenn man aber gleich noch aus Pohlen einiges Silber hat kauffen 
können, fo ift doch ſolches, weil es nur insgemein fieben- oder achtlötig 
iſt, zu Bereitung ſowol der Orter, die bis auf eilflötig inhalten, als 
auch anderer gutten Müntz, zu ſchlecht geweſen, daß man alſo in Er⸗ 
mangelung des feinen Silbers allezeit nur mit Schaden und Verluſt 
die gutte Müntz hat können ausfertigen. Welchen Schaden nicht umb 
ein geringes vermehret hat, daß in der Crohn Pohlen, wie auch in 
Elbing, weit geringere Müntz, welche nichts deſto weniger alhier gang⸗ 
bar iſt, als alhier in Preußen, gemachet wird. 

Nachdem auch erhalten worden, daß die Sechsgroſchen zu ſechs 
Loth, drey Pfennig ſelten geſchlagen werden, und darauf eine gutte 
Quantität Silber zur Ausfertigung derſelben zugerichtet worden, iſt 
ſolches, wieder Abrede, geleget und verbothen, und das Silber durch 
den Wardein nicht probiret worden, ſondern hat ſolches mit Schaden 
und Verluſt zu anderer Müntze müſſen angewendet werden. 

Noch hat der Wardein über dieſes alles mir vielfältige Wieder⸗ 
wertigkeit gemacht, indem er, wenn er probiren ſollen, und ihm nur 
die geringſte Scrupul eingefallen, das Silber im Tiegel ſtehen laſſen, 
und ſich allemahl bey dem Cammermeiſter, der doch hiertzu nicht befugt 
geweſen, Raths erholet. Wenn es aber zu viel und zu fein geweſen, 
ſtillgeſchwiegen, und damit offtmahl vielfältigen Schaden geſchehen laſſen. 

So ijt auch das Directorium des Müntzweſens von Seiner dhur- 
fürſtlichen Durchlauchtigkeit vermöge des Arendcontracts mir allein über⸗ 
geben; nichts deſto weniger aber hat ſich deffen Herr Chriſtoff Melchior“ 
dabey angemaßet; auf weſſen Befehl iſt mir unbewußt. Wie es mir 
aber nicht anſtehet, unter ſeiner Direction zu ſein, ſondern vielmehr 
zu präjudicierlichen Schaden und Nachteil gereichet, alſo habe ichs nicht 
länger erdulden können, ſondern werde dadurch gezwungen, mich der 
Sachen zu befreihen und zu entledigen. 

Wann dann oberwehnter maaßen ich nicht allein über alles Ver⸗ 
hoffen in meiner gehabten guten Intention an allen Orthen bis auf 
dieſe Stunde bin behindert worden, ſondern auch wegen Mangel des 


1) Später unterſagten die Oberräte d. d. Königsberg 31. Juli 1664 durch 
Verordnung an die drei Räte der Stadt Königsberg es ganz, daß die Gold⸗ 
ſchmiede, Bortenwirker, Drahtzieher, Goldſchläger und Poſamentierer derartige 

anipulationen mit dem Silber des Inlandes in Königsberg vornehmen dürften. 
Etatsminiſterium 99 f. 
Über Chriſtoph on ſelbſtändige Münzprägungen bis 1656: 
Bahrfeldt a. a. O. I, S. 141 
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Silbers, und daß monatlich kaum auf hundert Mard, bisweilen aud 
noch weniger, in der Müntze verarbeitet werden können, in großen 
Schaden und Unkoſten geſetzet, in den ich zu Erhaltung und Beforde— 
rung des Müntzweſens in die neun- bis zehntauſend Thaler von dem 
Meinigen zugeſetzet und eingebüßet; daß alſo (weiln ich von allen Seiten 
nicht als Widerwertigkeit, Schaden und Verluſt dabey empfinde, auch 
bis dato mit Abhelffung ſolcher Beſchwerden zu einiger künfftigen 
Beſſerung, wiewol ich ſolches mit höchſter Bemühung auf allerhandt 
Manier geſuchet, von niemanden einige Hülffe zu erwarten habe), ich 
hinfüro bey ſo geſtalter Bewandtnus ohne meine gäntzliche Ruin die 
gebürende Contractsarende von der Müntz nicht mehr abzutragen weiß, 
als gelanget an Seine churfürſtliche Durchlauchtigkeit mein unterthäniges 
Bitten, Dieſelbe wollen es gnedigſt dahin vermitteln, daß die Müntze 
von mir gebürendt wieder abgenommen, und ich ſowol meiner Arende 
loßgeſprochen, als auch wegen meiner vorgeſchoſſenen Gelder vors Drud- 
werck, und was ſonſten zum nothwendigen Bau in der Müntz an⸗ 
gewendet worden, zuſambt des erlittenen Schadens und Verluſtes, 
einige Satisfaction und Erſtattung erhalten möge. Königsbergk, den 
21. Octobris 1658. Jonas Caſimir Herr zu Eulenburg.“ 

Welcher Art der kurfürſtliche Entſcheid war, iſt aus den im Königs⸗ 
berger Staatsarchiv enthaltenen Münzakten nicht zu erſehen, es iſt aber 
erklärlich, daß Eulenburg in Anbetracht der ſo großen, ihm perſönlich 
entſtehenden Schädigungen und der zahlreichen Mißhellig keiten den 
Ablauf des Arendekontrakts nicht erwartete, ſondern am 24. April 1660 
die Direktion der Münze abgab !). 


Der Bericht von einer Eulenburgſchen Berliner Reife aus 
dem Jahre 1665 


Von Dr. G. Sommerfeldt 


Einer von dem nachmaligen kurfürſtlichen Legations ſekretär Simon 
Segers (aus Tangermünde gebürtig) aufgezeichneten Beſchreibung der 
neunjährigen Studienreiſe, die Eulenburgs älteſter Sohn, Friedrich 
Freiherr zu Eulenburg, und deſſen Vetter Ahasverus von Lehndorff 
in den Jahren bis 1665 unternommen haben (vgl. Mitteilungen der 
literariſchen Geſellſchaft Maſovia 13, Seite 23, und öfter; auch Thüringiſch⸗ 
Sächſiſche Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt 4, S. 29—40), find 
folgende Daten über Berlin vom Februar 1665 nach dem Autographen⸗ 
manuſkript Segera’ ?) zu entnehmen: 

„Den 31. Januarii paſſirten wir früh morgens Spandau, 2 Meilen, 


1) Bahrfeldt I, S. 142. Im Jahre 1659 verheiratete Jonas Kaftmir 
zu Eulenburg feine Tochter Helena Eliſabeth mit dem Grafen Johann Theodor 
von Schlieben. Original der vom 24. September 1659 datierten Heiratsnotel 
im Königl. Staatsarchiv zu Königsberg Foliant 969, Blatt 293—295. 

2) Handſchrift S. 90, Folio, der Stadtbibliothek zu Königsberg. Die Tage- 
daten in der ganzen Reiſebeſchreibung ſind ſolche neuen Stils. 
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ein feſtes Stätchen, nebft einem Viereck von Briden, dem von Berlinſcher 
Seiten wegen Waſſers nicht beyzukommen. Von hie ritten wir einen 
im Walde außgehauenen geraden Weg, begegneten etlichen, Meſſieurs 
Koſpoht !) und Rochelfincken nachgeſchickten Trabanten, und kahmen gen 
Mittage nach Berlin, 2 Meilen, einkehrende bey des Oberzeugmeiſters 
Francken Wittibe zu Cölln an der Spree, wo wir den Stetin'ſchen 
Cantzler Sternbach, den Baron Truchs, Major von der Garde ?), Sdo- 
ningen è) und Schulenburg), zu Tiſche funden, und die Mahlzeit einen 
Gulden zahlten. 

Sonntag, den 1. Februarii, beſuchten wir den Herrn Raht Bluhmen⸗ 
thal 5), von dem wir alſofort nach Hofe geführet wurden; jedermann 
empfingk uns mit großen Complimenten. Churfürſtlicher Durchlaucht 
alsbald die Reverenz zu machen, war nicht Zeit, weil wegen voriger 
Nacht geſtorbnen jungen Princeſſin Amelia“) jie in dero Gemach ſpeiſeten, 
und dieſen Tag nicht herfürkahmen, noch jemand zu ihr ließen. Unter⸗ 
dep nahm uns der Schloßhauptmann Berlebſch') in fein Gemach zur 
Tafel, wo ſich auch der Heſſiſche Abgeſandte, der geheimbte Raht Bluhmen⸗ 
thal, Graf Dönhof s), Groped?) und der Obriſte Sutland miteinfanden. 
Gegen Abend wurden wir vom Herrn Grafen Dönhof zur Mahlzeit 
gebeten, allwo vorher geſpielet, und hernach getruncken worden. 

Den 2. Februarii empfingen wir Viſiten vom Herrn Baron Bluhmen⸗ 
thal, Herrn Graf Dönhof, Obriſten Dünnewald 19) 2c., gleichwie nad- 
folgender Tage vom Generallieutenant Goltz 1!) und Graf Chriſtian 
von Dohna !?), die wir vorhin beſuchet hatten. Nachmittage, da die 
Traurkleidung, ſo gut und bequem ſie können angeſtellet werden, in Eil 
verfertigt, fuhren wir nach Hofe, und hatten die Herren !“) die Gnade, 

1) Vorlage: Gospoht. Es handelt ſich um ein Duell, in dem der kurfürſt⸗ 
liche Kammerjunker von Kospoth tot blieb: L. v. Orlich, Geſchichte des preußi⸗ 
ſchen Staats im 17. Jahrhundert III S. 170 (zum 27. Januar alten Stils). 

2) Über Freiherr Truchſeß von Waldburg ſiehe K. Jany, Die Deſſauer 
Stammliſte von 1729. Berlin 1905, S. 16—17. Nach D. S. v. Buch, Tage: 
buch, hrsg. von F. Hirſch I, S. 227 und II, S. 182—183 ſcheint er zuletzt 
als Oberſt in holländiſche Dienſte übergegangen zu ſein. 

3) Hans Adam von Schöning, der nachmalige Feldmarſchall, damals kur⸗ 
fürſtlicher Legationsrat zu Berlin. 

4) Achatius Freiherr von der Schulenburg, Landeshauptmann der Altmark. 

5) Karl Kaſpar von Blumenthal, Schwiegerſohn des EE Dtto 
Freiherrn von Schwerin. 

6) Geboren am 19. November 1664. 

7) Otto von Berlepſch, zum Auguſt 1674 noch als Schloßhauptmann 
ans 1 erwähnt bei D. S. von Buch, Tagebuch, hrsg. von F. Hirſch 

8) Oberſtleutnant und Kämmerer Friedrich Graf Dönhoff, + 1696, feit 
1664 vermählt mit Eleonore Freiin von Schwerin, Tochter des Oberpräſidenten 
Freiherrn Otto von Schwerin. 

9) Lorenz Ludolph von Kroſigk, Kammerherr und Kriegsrat, t 1673. 

10) Der öſterreichiſche Oberſt Heinrich Johann Graf Dünewald, aus ſchleſi⸗ 
ſchem Geſchlecht, Generalmajor 1674, ſtarb in demſelben Jahr. 

11) Joachim Rüdiger von der Goltz, Gouverneur von Berlin, 1660 — 1670. 

12) Chriſtian Albrecht, Burggraf zu Dohna, geboren 1621 zu Küſtrin, 
öſterreichiſcher GE ben Teed von Berlin. 

13) Eulenburg und Lehndorff. Diefem wurde beim Aufenthalt zu Berlin 
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erſtlich Ihro churfürſtlichen Durchlaucht, darnach dem Churpringen ), 
die Hände zu küſſen, auch bey dieſem zur Tafel zu ſpeiſen. 

Den 3. Februarii ließ die Herren zur Mittagsmahlzeit bitten der 
Herr von Schwerin, zur Abendmahlzeit der Graf Dönhof, wo ſeine 
Gemahlinne !) fih auf der Viol de jambe hören?) laſſen, und es zu 
einer zimlichen desbauche außgelaufen. 

Den 4. Februarii wurden wir vom Herrn Wäſſen 21 vom Schloß 
mit zur Mahlzeit genommen, da kurtz vorher von Entleibung ſeeligen 
Herrn Koſpohts, der nebſt Herrn Tettauen, ſich mit einem Rochelfinck 
und Sutland zu ſchlagen, ſeit den 29. passato nach Zerbſt weggeritten 
war, Zeitung einkommen. ; 

Den 5. Februarii nahm Herr Graf Chriſtian von Dohna die 
Herren vom Schloß mit ihm zum Mittagsmahl, und ich hatte nach— 
mittage die Ehre, von Ihr Excellence dem Herrn von Schwerin meinen 
Abſcheid zu nehmen. 

Den 6. Februarii hatten wir die Ehre, beym Herrn Oberſtall⸗ 
meiſter Pelnitz zu mittags zu effen, und nach der Mahlzeit die hur- 
fürſtliche Rüſtcammer und den Marſtall zu beſehen. 

Den 7. Februarii ſpeiſten die Herren abermahl beym Churprinzen 
und dem Herrn von Schwerin, und hatte die Frau von Schwerin den 
Herren Hofnung gemachet zur Reverenz der Churfürſtin, meiner 
gnädigſten Frauen, weswegen wir uns noch länger, als wir gehoffet, 
am Hofe aufgehalten. 

Der 9. Februarii war der Tagk unſerer Valediction, ſowoll am 
Hofe als bey denen bekannten Freunden daheim. 

Den 10. Februarii erhielten wir einen Poſtzedel von durfürit- 
licher Durchlaucht, und nahmen in Begleitung der Herren Preußen, 
alg: Graf Dönhof, Lehndorf ë) und Podwels“), auch Herren Schonings 
und Schulenburgs, nachdem ſie die Valetmahlzeit bey uns gehalten, 
von hinnen unſern Abſcheid, erreichende noch dieſen Tag Rittersdorf, 
4 Meilen, wo wir Nacht gelegen. 

Den 11. Februarii nach erhaltner Poſtfuhr paſſirten wir vor⸗ 
mittage Leyenbergk, eine Mühle, eine Meile, Schonfeld, eine halbe 
Meile, Tempelberg, eine halbe Meile, Henrichsdorf, eine halbe Meile, 


unter obigem Datum die Stelle eines kurfürſtlichen Kammerjunkers angeboten. Er 
lehnte ſie aber ab, indem ſich ihm lockendere Ausſicht im Militärdienſt zu Polen 
eröffnete: W. Hoſäus, Ahasverus von Lehndorff. Deſſau 1867, S. 64. Über 
Eulenburgs Ankunft auf dem väterlichen Schloſſe Schönberg (26. Februar 1665) 
und den weiteren Verbleib in Preußen ſiehe ebenda S. 65. 

1) Karl Emil. 

2) Eleonore. 

3) Vorlage: heren. 

4) Ludwig von Wees, t 18. September 1667, Befehlshaber der Leibgarde 
Trabanten: Jany, Deſſauer Stammliſte S. 81. 

5) Friedrich Wilhelm von Lehndorff, nachmals kurbrandenburgiſcher Oberſt, 
damals Kammerherr des Königs von Polen. Als ſolchen erwähnt ihn ein Jahr 
ſpäter zum 18. Februar 1666 in Berlin bei Hofe O. von Schwerins Tagebuch, 
gedruckt bei L. v. Orlich a. a. O. I, S. 596. Vgl. auch G. Sommerfeldt 
in Mitteilungen der Maſovia 11, S. 101—108. 

6) Ein Kammerjunker von Podewils wird erwähnt bei v. Orlich I. S. 590. 
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Mahlzeit haltende zu Arnßdorf, eine halbe Meile. Nach erhaltener 
Poſtfuhr nachmittage Falckenhagen, eine halbe Meile, Deberin, eine 
halbe Meile, Nedergeſer, eine halbe Meile, Nachtlager haltende zu 
Malnau, eine halbe Meile. 

| Den 12. Februarii paffirten wir nach erhaltner Poſtfuhr Pedeltzky, 
eine halbe Meile, Ridwahn, eine halbe Meile, Mahlzeit haltende zu 
Cüſtrin, 1 Meile, beym Templin. Die Stadt oder Veſtung liegt am 
moraßigten Ort, an der Oder und Warte, in Form eines langlechtigten 
Vierecks, hat über der Oder eine Schantz vor der Brück, vier Raveline, 
und an ſich fünf Bollwerke, mit zwey Cavallieren von fünf Gewelben: 
alle Werke ſind von Ziegelſteinen aufgeführt, und iſt man im Werk, 
die Bruſtwehr, welche vordem von Steinen geweſen, von Erde zu 
machen, ſodaß man, umb unten den Fuß der Maur zu ſehen, wozu 
rings umbher Lampen des Nachts anzuſtecken aufgerichtet, vor der Bruſt⸗ 
wehr eine kleine Maur und Gang, da die Ronde des Nachts umbgehen 
kann, machen läßt. Der Cortinen ſind zwey ungerader Linie, und 
machen einen ſtumpfen Winckel, wannenhero ihnen die Cavallier da⸗ 
hinten zu Hülfe zukommen. Das churfürſtliche Schloß, vom Marg- 
grafen Johannes gebaut, iſt anſehnlich, hat feine, aber unbeſchlagne 
Gemächer; die Guarniſon iſt von vier Compagnien oder 1000 Mann, 
Obriſt und Gouverneur ift der Graf von Dohna !), der uns an den 
Wachmeiſterlieutenant recommandirt, daß wir alles und jedes, inſonder⸗ 
heit auch das Zeughauß, worin treflich viel neue metallene Stücke, zu 
ſehen bekommen. Die Stadt an ihr hat einen vieredigten Ringk und 
feine Häuſer. Nachm Mittagseſſen nahmen wir Poſtfuhr zu Wilckers⸗ 
dorf, eine Meile, paſſirten Bluhmenberg, eine halbe Meile, und lagen 
Nacht zu Mazin, eine Meile, beym Heidbereiter.“ 


Friedrich der Große nach der Schlacht bei Kunersdorf 
Eine Entgegnung | 
Von Guſtav Berthold Volz 


In dem 25. Bande dieſer Zeitſchrift hat Mollwo nochmals die 
Frage angeſchnitten, wann König Friedrich nach der Schlacht bei Kuners⸗ 
dorf dem General von Finck den Oberbefehl über die Armee übertragen 
habe ?). Trifft er auch in mehreren Punkten offenbar das Richtige, fo 
ſind andrerſeits ſeine Ausführungen zum Teil ernſten Bedenken unter⸗ 
worfen. Die völlige Löſung bringt auch er nicht. 

Wir wenden uns zunächſt den beiden Schriftſtücken zu, in denen 
die Befehlsübertragung ausgeſprochen ift). Das zweite trägt die Über: 
ſchrift: „Inſtruction vor den General Finck.“ Beide Stücke ſind un⸗ 


1) Der oben Genannte. Er war 1656—1677 Gouverneur von Küſtrin. 

2) „Friedrich der Große nach der Schlacht bei Kunersdorf“, Bd. 25, S. 559 ff. 

3) Abgedruckt: Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen (zitiert: 
P. C.), Bd. 18, S. 482 f. 
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datiert. Nach Naudé, der das Problem zuerſt eingehend unterſucht 
hat A enthalten beide Schreiben „zahlreiche Ratſchläge über Verſtärkung 
und Verpflegung der Armee und über die möglichen Operationen“. 
Mit Recht ſetzt hier Mollwos Kritik ein. Er betont nachdrücklich, daß 
es ſich in der erſten Order allein um die Übertragung des 5 
und zugleich um die „Begrenzung“ desſelben handelt: Finck darf „i 
Notfall“ ebenfalls über das Korps Kleiſt, das den Schweden E 
überſtand, und über mehrere beſonders aufgezählte Magazine verfügen. 
So dient die Vollmacht als Ausweis und Beglaubigung für den General: 
ſie trägt einen oſtenſiblen Charakter. 

Ihre notwendige Ergänzung bildet die ſtreng vertraulich gehaltene 
„Inſtruction“. Sie ift allein für Finck beſtimmt. Nur fie enthält 
Betrachtungen über die militäriſche Lage; auf dieſe kommen wir ſpäter 
zurück. Aber Finck ſoll nicht nur über den Kriegsſchauplatz an der Oder 
unterrichtet werden, ſondern auch über die Situation in Sachſen, über 
den Verlauf der Belagerungen von Dresden und Torgau durch die 
Oſterreicher und die Reichsarmee: daher ſollen ihm, wie es in der 
„Inſtruction“ weiter heißt, „die Zeitungen aus Torgau und Dresden“ 
durch den Kabinettsſekretär zugeſtellt werden. 

Endlich aber erhält Finck in der „Inſtruction“ noch beſondere 
Vorſchriften für den Fall eines Thronwechſels: „Er muß meinem Bruder, 
den ich [als] Generaliſſimus bei der Armee declariret, von allem be⸗ 
richten. Dieſes Unglück ganz wiederherzuſtellen, gehet nicht an; indeſſen 
was mein Bruder befehlen wird, das muß geſchehen. An meinen 
Neveu muß die Armee ſchwören.“ Nach Naudé beweiſen dieſe Ver⸗ 
fügungen, daß der König „ſein Ende nahe glaubte“. Das Generalſtabs⸗ 
werk 2) folgert aus ihnen den, „wenn auch vorerſt nur in unbeſtimmter 
Form“ auftauchenden Gedanken, im Intereſſe eines günſtigen Friedens⸗ 
ſchluſſes von der Regierung zurückzutreten: „ſich ſelbſt zu opfern, um 
den Staat zu retten“. Es nimmt ferner an (S. 296), daß in einem 
nach der Schlacht an Prinz Heinrich überſandten, aber wahrſcheinlich 
von dem Gegner abgefangenen Schreiben die Ernennung zum Generaliſſi⸗ 
mus tatſächlich ſtattgefunden habe, was indeſſen Mollwo bezweifelt, da 
ſich in einem zweiten Schreiben, das der König am 16. Auguſt an den 
Bruder richtete“), trotz der Bezugnahme auf den früheren Brief keinerlei 
Erwähnung davon finde. Darauf iſt zu bemerken, daß es einer Er⸗ 
nennung nicht mehr bedurfte, da ſie bereits im Jahre 1758 geſchehen war. 

Bevor der König ins Feld rückte, hatte er am 15. Auguſt 1756 
eine Tutelar⸗Dispoſition erlaſſen, in der er für den Fall, daß ſein 
Bruder Prinz Auguſt Wilhelm vor ihm ſtürbe, Heinrich zum Vormund 
für den unmündigen Prinzen Friedrich Wilhelm, den präſumtiven Thron⸗ 
erben, einſetzte. Als dann der Tod Auguft Wilhelms am 12. Juni 

1) „Zur Schlacht bei Kunersdorf: die Übertragung des Oberbefehls an 
den Seuri von Finck“ (Forſchungen Bd. 6, S. 252 ff.). 

Die Kriege Friedrichs des Großen. Dritter Teil: Der Siebenjährige 
PER Bd. 10: PU ERBEN], S. 293, 295 und 396 (Berlin 1912). Vgl. aud 


unten S. 330 A 
8) Bal. b. C., Sb. 18, S. 483 Anm. 1 und S. 488. 
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1758 tatſächlich eingetreten war, ernannte er durch eine neue Dis- 
poſition vom 4. Dezember desſelben Jahres Heinrich zum unbeſchränkten 
Vormund, zum Chef aller Landeskollegien und außerdem zum Generaliſſi⸗ 
mus der Armee !). Wenn aljo der König in der „Inſtruction“ an 
Finck von der Erklärung Heinrichs zum Generaliſſimus der Armee 
ſpricht, ſo ſtellt das lediglich eine Bezugnahme auf die erneuerte Tutelar⸗ 
Dispoſition von 1758 dar. 

Ahnlich liegt der Fall mit der angeordneten Vereidigung der Armee 
auf den Thronfolger. Auch damit wiederholt Friedrich nur die Be: 
ſtimmung des vor Leuthen geſchriebenen Teſtaments und der Orders 
an Prinz Heinrich und an die Generale vor der Schlacht bei Born- 
dorf und vor Beginn des Feldzugs 17592), in denen er für den 
Fall feines Todes die ſofortige Vereidigung auf den Nachfolger be- 
fohlen hatte. 

Man ſieht: bereits ſeit Ende 1758 waren alle Anordnungen für 
den Fall des Thronwechſels getroffen. Die ausdrückliche Bezugnahme 
darauf in der „Inſtruction“ an Finck findet aber ihre Erklärung in 
der ſeeliſchen und körperlichen Erſchöpfung, die nach der Kunersdorfer 
Kataſtrophe den König übermannte, in ſeiner „ſchweren Krankheit“, 
wie der Ausdruck in der Vollmacht an den General lautet, mit Berufung 
auf die er ja auch das Kommando niederlegte, und ferner in ſeinem 
Entſchluß, den er in dem Schreiben an den Miniſter Graf Finckenſtein 
vom Abend des 12. Auguft?) kundgab, den Untergang des Staates 
nicht zu überleben: „C'est un cruel revers, je n'y survivrai pas; 
les suites de l' affaire seront pires que l'affaire même. Je m'ai 
plus de ressource, et à ne point mentir, je crois tout perdu; je 
ne survivrai point à la perte de ma patrie. Adieu pour jamais!“ 

„Je n'ai plus de ressource“, ſo ſchreibt Friedrich an den Miniſter, 
und in der „Inſtruction“ an Finck heißt es: „Hätte ich noch Reſſourcen, 
ſo wäre ich darbei geblieben.“ In der „Inſtruction“ ſpricht er ferner 
von der „ſchweren Commiſſion“, die Finck bekäme; die Armee ſei „nicht 
mehr im Stande, mit die Ruſſen zu ſchlagen“; er nennt die Umſtände 
„unglücklich“ und ſogar „desparat“. Danach beſteht kein Zweifel, beide 
Schriftſtücke an Finck ſind aus der gleichen verzweifelten Seelenſtimmung 
hervorgegangen, wie das Schreiben an Finckenſtein vom 12., und ſo 
wird man auch Mollwo durchaus darin beipflichten müſſen, wenn er 
fie — im Gegenſatz zu Naudé, der fie auf den 13. und 14. verlegt“) — 
ebenfalls auf den 12. anſetzt. 


1) Vgl. J. D. E. Preuß, Friedrich der Große, Bd. I, S. 449 f. (Der 
1832) und v. Caemmerer, Hohenzollern⸗Jahrbuch 1911, ©. 81, Anm. 1. 

2) Vgl. P. C., Bd. 16, S. 70; Bd. 17, S. 158 und 183; Bd. 18, S. 119. 

3) Vgl. P. C., Bd. 18, S. 481. 

4) Naudé begründet feine Annahme mit dem Hinweis darauf, daß Friedrich 
in der Vollmacht noch auf eine „Beſſerung“ ſeiner Krankheit hofft, nach den 
teſtamentariſchen Verfügungen der „Inſtruction“ fie dann aber für ausgeſchloſſen 
que 88 ſchließt ſich Rot er (  Gefbidte Friedrichs des Großen“, 4. u. 5. Aufl., 

3, S. 35; Stuttgart u. Berlin 1913) an; auch er og, daß die „Inſtruc⸗ 
N „von einer anderen Vorausſetzung“ ausgehe, wie die Vollmacht; doch denkt 
Koſer an eine Selbſtvernichtung des Königs. Ahnlich das Generalſtabswerk 
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Dieſe Auffaſſung findet eine Stütze in der Order vom 13. Auguſt !), 
mit der Friedrich dem General Finck mehrere Berichte des Komman— 
danten von Torgau und des Generals Hordt zuſchickt, „über deren 
Einhalt“, wie er bedeutſam hinzufügt, „Ihr mit mir ſprechen müſſet“. 
Die Worte als „erſte Andeutung“ der geplanten Kommandoniederlegung 
auszulegen, wie Naudé es tut?), ift Willkür. Vielmehr faben wir 
ſchon, daß in der „Inſtruction“ ausdrücklich von der künftigen Zu— 
ſtellung der Berichte aus Torgau an Finck geſprochen wird. Am 13. 
trifft nun ein Bericht ein, und die Zuſtellung geſchieht. Wünſchte aber 
der König noch perſönliche Rückſprache, ſo iſt durch glaubwürdiges 
Zeugnis bewieſen, daß Finck in jenen Tagen verſchiedentlich mündliche 
Weiſungen von dem erkrankten Monarchen empfangen hat?). 

Wir gehen zum zweiten Punkte über. Wie dargelegt, geſchah 
nach Mollwo die Befehlsübergabe noch am 12., nach Naudé erft am 
13., nachdem die preußiſche Armee am Nachmittag dieſes Tages den 
Rückmarſch über die Oder bei Otſcher vollzogen hatte. Ihr Haupt⸗ 
argument entlehnen beide der „Inſtruction“. Die entſcheidenden Sätze 
in dieſer lauten: „Hadik wird nach Berlin eilen, vielleicht Laudon auch. 
Gehet der General Finck dieſe beide nach, ſo kommen die Ruſſen ihm 
im Rücken. Bleibt er an der Oder ſtehen, ſo kriegt er den Hadik 
diesſeit.“ 


(Bd. X, S. 396 f.), das aber die Abſicht des Königs, abzudanken, als Beweg⸗ 
grund für deren welch, hinſtellt. Wenn indes Friedrich, wie das General» 
ſtabswerk annimmt (Bd. X, S. 293 und 396), hofft, „durch ein Verzichten auf 
die Krone für den hart bedrohten Staat vielleicht günſtigere Friedensbedingungen 
erwirken zu können,“ fo müßte man erwarten, in der ,Snftruction” und der 
Korreſpondenz mit Prinz Heinrich irgendeinen Fingerzeig für die von dem Nach⸗ 
folger oder deſſen Vormund einzuſchlagenden Schritte zu finden, wie etwa in 
dem Teſtament vor Leuthen (P. C., Bd. 16, S. 70: „il faut que mon frére 
dépéche egaa en France avec une notification, et qui négocie, en 
même temps, la paix avec des pleins pouvoirs“) oder wie in der Dispofition 
vor Zorndorf (P. C., Bd. 17, S. 158), wo er den Bruder warnt, unmittelbar 
nach ſeinem Tode „Ungeduld und allzu heftiges Verlangen nach dem Frieden“ 
zu zeigen. Dabei iſt zu beachten, daß einige Tage nach Kunersdorf der Gedanke 
einer engliſchen Vermittlung zur Sprache kommt. Aber Finckenſtein gibt die An⸗ 
regung! Und der König billigt ſie in ſeiner Antwort vom 20. Auguſt 1759: 
Nous n'avons pas le temps de negocier à présent. L'idée d'y orter ` 
l'Angleterre, est bonne. J'ai, il y a deux mois passés, préludé là-dessus 
et pris des mesures pour m’arranger avec ces gens.“ Und am 1. Gep- 
tember ſchreibt er an sinyphaufen in London: „La paix nous est désirable, 
mais nous ne pouvons l'avoir bonne que par l’Angleterre... Travaillez 
en bon ay Ge pour voir s'il n’y aura pas moyen de lier quelque négocia- 
tion entre les Anglais et les Francais" (P. C., Bd. 18, S. 494 und 512). 
Wenn alfo der König gleich nach Kunersdorf an die Möglichkeit eines Friedens- 
ſchluſſes für ſeinen Nachfolger gedacht hätte, wie iſt es zu erklären, daß er trotz 
des „Präludiums“, an das er Finckenſtein erinnert, doch erſt die Anregung des 
Miniſters abwartet? Übrigens macht Mollwo mit Recht darauf aufmerkſam, 
daß zwiſchen dem 13. und 14. Auguſt keinerlei Ereignis eingetreten iſt, das 
Friedrichs 1 noch hoffnungsloſer geſtaltet habe. 

1) Bal. B. C., Bd. 18, S. 482 Anm. 5. 

2) Ahnlich das Generalſtabswerk (Bd. 10, S. 293). 

3) Vgl. Hordt, „Mémoires d'un gentilhomme“, S. 208 f. (Berlin 1788) 
und die unten erwähnte Aufzeichnung des Paſtors Orth in Reitwein. 
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Wie ijt nun der Ausdruck ,biesfeit” zu deuken?!) 

Naudé führt aus: nur das linke, alfo das weſtliche Oderufer, fei 
darunter zu verſtehen. Erſtlich ſagt er, Hadik traf am 14. bei Müll⸗ 
roſe, ſüdweſtlich von Frankfurt, ein und befand ſich nach Friedrichs 
Anſicht auf dem Marſch nach Berlin; daher könne ein Operieren Hadiks 
auf dem öſtlichen Ufer nach der Schlacht gar nicht in Betracht kommen. 
Zweitens könne „diesſeit“ nicht das rechte Ufer bedeuten, da Finck 
dann nicht nur Hadif, ſondern auch Soltykow und Laudon „diesſeit“ 
kriegen würde. Endlich liege in den Worten: „ſo kommen die Ruſſen 
ihm im Rücken“ und „ſo kriegt er den Hadik diesſeit“ offenbar eine 
Gegenüberſtellung: „Ruſſen und Hadik ſind auf entgegen geſetzten Seiten 
gedacht.“ Alſo hätten die Ruſſen auf dem rechten, Hadik aber auf dem 
linken Ufer geſtanden, mithin der König, der ſich auf dem gleichen Ufer 
wie Hadik befindet, ebenfalls auf dem linken. 

Demgegenüber erhebt Mollwo folgende Einwendungen. Bei un⸗ 
befangener Lektüre könne man nicht verſtehen, daß Hadik und Finck 
auf dem gleichen Ufer ſeien; denn „er kriegt ihn diesſeit, bedeutet doch, 
er hat ihn augenblicklich jenſeit“. Die Gegenüberſtellung von Oſter⸗ 
reichern und Ruſſen fet in der Naudéſchen Formulierung irrig, da 
Hadik unmöglich den Preußen in den Rücken kommen könne, liege ja 
doch etwa 10 Kilometer hinter Reitwein, wo Finck nach dem Oder⸗ 
übergang ſtand, die Feſtung Küſtrin. Danach nimmt Mollwo alfo an, 
daß die Front der Preußen nach Süden gerichtet war — nicht nach 
Südoſten, nach der Oder zu, wie Naudé meint, entſprechend der ruſſi⸗ 
ſchen Aufſtellung vor der Schlacht, die ja ihre Front ebenfalls der 
Oder zugekehrt hatte. Endlich fragt Mollwo, warum ſollte Hadik nicht 
zu Laudon und zu Soltykow ſtoßen können? Hadik hatte, bevor er 
ſeinerzeit von Friedrich abgedrängt wurde, die Vereinigung mit den 
Ruſſen erſtrebt; jetzt, nachdem die Preußen geſchlagen waren, ſtand ihr 
„nichts mehr im Wege“. Aus alledem zieht Mollwo den Schluß: 
Finck ſei noch auf dem öſtlichen Ufer geweſen und habe ſich nach 
Friedrichs Auffaſſung der Alternative gegenüber geſehen: entweder 
zwiſchen zwei Feuer zu geraten, wenn die Ruſſen die Oder über⸗ 
ſchritten und Hadik ſtandhielt, oder einer großen Übermacht und friſchen 
Truppen gegenüberzuſtehen, wenn die Ruſſen auf dem öſtlichen Ufer 
blieben und Hadik zu ihnen ſtieß. 

Der Schwäche feiner Interpretation iſt ſich Mollwo durchaus be- 
wußt, indem er hinzufügt, der zweite Fall ſtände nicht mehr unter der 
Vorausſetzung, von der Friedrich ausgegangen ſei, nämlich daß Hadik 
nach Berlin wolle. Die Erklärung findet er darin, daß „ſich in der 
aufgeregten Niederſchrift die Gedanken des Königs förmlich jagen“, 
daß Friedrich „nicht ſorgſam und methodiſch überlege, wie es ſonſt in 


1) Mit Recht hat Mollwo den von Naudé als Zeugnis angeführten und 
von Finckenſtein uns überlieferten mündlichen Bericht eines Kuriers, „daß Seine 
Majeſtät das Commando Dero diesſeits der Oder ſtehenden Armee dem General⸗ 
lieutenant von Finck Excellenz aufgetragen“ habe, ausgeſchieden. Mit dieſer 
Ausſage iſt in der Tat nicht erwieſen, daß die Kommandoniederlegung erſt er⸗ 
folgte, als die Armee „diesſeits der Oder“ ſtand. 
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ſchwierigen Lagen feine Art fei”. Sollte der Fehler der mangelnden 
„Methodik“ nicht eben doch in Mollwos Interpretation liegen? Bei 
genauer Prüfung der oben angeführten Sätze aus Friedrichs „In⸗ 
ſtruction“ ergibt ſich in der Tat, daß Mollwo die Sachlage verſchiebt, 
wenn er von den Ruſſen ausgeht und fragt, was geſchehen würde, 
falls ſie die Oder überſchritten vder nicht. 

Auch Friedrich ſtellt eine Alternative auf. Aber ſeinen Ausgangs⸗ 
punkt bildet Hadik. Der erſte Fall liegt klar, nämlich was eintreten 
würde, wenn Hadik und Laudon nach Berlin gehen und Finck ihnen 
folgt. Nun aber der zweite Fall. Da iſt bisher ſtets der verhängnis⸗ 
volle Irrtum begangen, daß man das Wort „ diesſeit“ losgelöſt aus 
dem Zuſammenhange betrachtete und ſo zu der Gegenüberſtellung von 
„diesſeit“ und „jenſeit“ kam. Aber die Alternative in der „Inſtruction“ 
iſt eine andere; der König, wie ich nochmals wiederhole, geht von 
Hadik aus und erklärt: entweder will Hadik nach Berlin, oder er kommt 
„diesſeit“. Danach iſt bei „diesſeit“ nicht an eines der beiden Oder⸗ 
ufer zu denken, ſondern ganz allgemein an die Richtung (analog der 
ihm überaus geläufigen franzöſiſchen Wendung: de ce côté1), Mit 
anderen Worten: Friedrich gebraucht das Wort „diesſeit“ im Sinne 
von: „nach dieſer Seite“. Damit wären in der Tat alle Schwierig⸗ 
keiten gelöſt. Hadik kommt „diesſeit“, würde alſo heißen, er ſchlägt 
die Richtung nach der Oder ein, um ſich, wie ſchon vor der Schlacht 
bei Kunersdorf geplant, mit den Ruſſen zu vereinigen. 

Trifft dieſe Auslegung zu, ſo würden ſich allerdings aus der 
„Inſtruction“ keine Beweiſe für die Frage ableiten laſſen, auf welcher 
Seite das Heer im Augenblicke ihrer Niederſchrift ſtand. Denn auch 
Naudés Einwand iſt nicht beweiskräftig, daß der Übergang über die 
Oder bereits vollzogen war, da die „Inſtruction“ ihn nicht erwähne, 
der Übergang aber bei der Nähe des ſiegreichen Feindes als die bei 
weitem ſchwierigſte und gefährlichſte damalige Aufgabe betrachtet werden 
müſſe. Mit demſelben Recht läßt ſich darauf erwidern, daß dieſe 
Operation keinerlei beſondere Schwierigkeit bot, da der Feind nicht 
nachdrängte und die Brücken fertig daſtanden, und ſo ging denn auch 
der Übergang auf das Weſtufer am 18. unbehelligt vonſtatten. Immer⸗ 
hin kommt Naudés Auslegung der „Inſtruction“ den Gedanken Friedrichs 
näher als die Mollwos, deſſen Interpretation vorausſetzt, daß der König 
mit einem längeren Verweilen der preußiſchen Truppen auf dem Oſt⸗ 
ufer rechnete. Mit dem Übergang des Heeres am 13. auf das Weſt⸗ 


1) So ſpricht der König, um nur einige Beiſpiele herauszugreifen, von 
einer „diversion du côté de Merseburg et de Leipzig“ und einem „secours 
du côté de Torgau“ (P. C. Bd. 18, S. 499 und 501), von dem Plan der Bereini- 
gung des Wernerſchen Korps mit den Tartaren, die den Feldzug von 1762 mit 
einer Diviſion gegen Ungarn eröffnen ſollten, „du côté de Bude“ und ſchreibt: 
Le Roi couvrait la marche du côté des Autrichiens“ (Oeuvres de Frédéric 
e Grand, Bd. 5, S. 68 und 167). Ferner hören wir von einem Angriff „du 
côté de Wischau“, von einem „corps qu'on leur avait opposé du côté de 
Jablunka“, und leſen: „Je ferais camper mon armée du côté de Schön- 
berg“ (ebenda, Bb. 28, S. 13, 14 und 15). 
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ufer wurde dann aber dieſe Vorausſetzung und damit die Erörterung 
der militäriſchen Lage in der „Inſtruction“ hinfällig. 

Scheidet auch, wie geſagt, die „Inſtruction“ für die Beweisführung 
aus, ſo bleibt ſie doch ein unendlich wichtiges Zeugnis dafür, wie 
Friedrich die Lage beurteilte. Da iſt es von höchſter Bedeutung, daß er 
ſie, mochte das Heer nun auf dem rechten oder linken Ufer der Oder 
ſich befinden, als hoffnungslos betrachtete. Sagt er doch ſelbſt: „hätte 
ich noch Reſſourcen, ſo wäre ich darbei geblieben.“ 

Um ein klares Bild zu gewinnen, haben wir uns ſchließlich die 
Vorgänge ſeit dem Ausgange der Schlacht zu vergegenwärtigen. 

Erſt vor den Brücken bei dem Dorfe Otſcher kam die Flucht der 
geſchlagenen preußiſchen Truppen zum Stehen. Die Brücken hatte der 
König ſperren laſſen. Das Dorf war von Verwundeten überfüllt. 
Nach der Tradition ſoll Friedrich „am Ufer im Fährhauſe“ die Nacht 
zugebracht haben !). Durch den gleichzeitigen Bericht des Pfarrers 
Orth in Reitwein?) ijt diefe Legende beſeitigt. In dem „Paſtoral⸗ 
buch“, der Chronik des Ortes, findet ſich darüber folgende Eintragung 
Orths: „Der König kam gegen die Nacht im Dammhauſe an, und 
mußte ihm der Damm⸗Meiſter noch des Nachts um 12 Uhr Waſſer 
von hieſiger Hofpumpe holen.“ Gemeint iſt das Dammhaus bei Reit⸗ 
wein auf dem weſtlichen Oderufer (heute: Göritzer Dammhaus bei Reit⸗ 
wein) und der Brunnen des Reitweiner Schloſſes. Ein Fährhaus 
oder eine Fähre hat in Otſcher nie exiſtiert. Der Chroniſt fährt darauf 
in ſeinem Bericht über den König fort: „Nachdem er daſelbſt geſchlafen 
und am folgenden Morgen ſich eine Zeitlang mit dem General Finck, 
der auch bleſſiret war, unterredet, reitet er nach Otſcher.“ Nunmehr 
erfolgte am Nachmittag der Übergang der Truppen auf das linke Ufer. 
Der König ließ ſie, nach dem Zeugnis des Chroniſten, beim Reitweiner 
Dammhauſe defilieren und nahm darauf ſein Hauptquartier im Schloß 
zu Reitwein. 

In dem Dammhauſe zu Reitwein, wo er unter dem Schutze der 
nicht auf das Schlachtfeld gekommenen Truppen des Generals Wunſch 
die Nacht vom 12. zum 13. verbrachte, ſind alſo die Vollmacht und 
die „Inſtruction“ für Finck entſtanden. Von dort ergingen auch die 
Schreiben an den Miniſter Graf Finckenſtein und an den Prinzen 
Heinrich, in denen ihnen Friedrich den unglücklichen Ausgang der 
Schlacht mitteilte 8). 


1) So noch die Angabe des Generalſtabswerkes (Bd. 10, S. 291) und in 
der erſten Auflage des Koſerſchen Werkes (Bd. 2, S. 225); in der 2. und 3. Auf⸗ 
lage: „in einem Hauſe am Ufer“. Erſt die 4. und 5. Auflage (Bd. 3, S. 34) 
enthält die Berichtigung nach dem „Paſtoralbuch“ des Pfarrers Orth (vgl. die 
folgende Anmerkung). 

2) Mitgeteilt von Schulze⸗Berghof in ſeinem Aufſatz „Friedrich der Große 
nach der Schlacht von Kunersdorf“ (,Voffifde Zeitung“ vom 12. Auguft 1909). 
Zu beachten iſt, daß Orth zwei Chroniken führte, eine gleichzeitige im „Paſtoral⸗ 
buch“ und eine weitere im „Kirchenbuch“, die eine ſpätere Zuſammenfaſſung der 
Ereigniſſe darſtellt. 

3) In einem Schreiben an Heinrich vom 16. Auguſt (P. C., Bd. 18, S. 488) 
bezieht ſich Friedrich auf ſeine Mitteilungen in dem nicht vorliegenden Briefe 
vom 12. (ſiehe unten). 
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Vollmacht und „Inſtruction“ an Find find die ergreifenden Zeug: 
niſſe des niederſchmetternden Eindrucks der Kunersdorfer Niederlage 
auf den König, Zeugniſſe ſeines ſeeliſchen und körperlichen Zuſammen⸗ 
bruches, wie er ihn ſchon einmal erlebt hatte. Wer kennt nicht die 
Schilderung des Grafen Henckel !), wie Friedrich in ähnlicher Lage, 
nach der Koliner Kataſtrophe, die den tragiſchen Wendepunkt des 
Siebenjährigen Krieges bedeutet, ins Lager des vor Prag zurück- 
gebliebenen Heeres und in fein Quartier zurückkehrt: „Welch ſchmerz⸗ 
liches Schauſpiel bot ſich unſern Blicken dar, als wir den von Schmerz 
und Kummer gebeugt ankommen ſahen, der ſich noch vor wenigen Tagen 
für den Eroberer der Welt gehalten hatte. Seit 36 Stunden ſaß er 
auf demſelben Pferde, und obgleich man deutlich ſah, daß er ſich vor 
Ermattung kaum noch darauf erhalten konnte, ſo zwang er ſich doch 
zu einer guten Haltung. Nachdem er eingetreten war, ließ er den 
Prinzen Heinrich rufen. Der König lag auf einem mit einem Bett- 
tuche belegten Strohſacke, da ſein Gepäck noch nicht angekommen war. 
Er küßte, vielleicht zum erſten Male, ſeinen Bruder zärtlich, geſtand 
ihm ſeinen tödlichen Schmerz und verſicherte ihm, daß Alles, was er 
bis jetzt unternommen habe, nur aus Liebe zu ſeiner Familie geſchehen 
ſei. Er wiederholte zu verſchiedenen Malen, daß er zu ſterben wünſche 
und daß er ſich das Leben nehmen würde. Der Prinz beſchwor ihn, 
ſich zu beruhigen und die ihnen noch bleibenden köſtlichen Augenblicke 
zum Rückzuge zu benutzen, ehe Daun oder Nadasdy Zeit gewönne, 
heranzukommen und ihnen noch mehr Schaden zuzufügen. Der König 
erwiderte dem Prinzen, daß er jetzt zu allem unfähig ſei und daß er 
Ruhe bedürfe.“ Damals kam es nicht bis zu einer Abgabe des Ober⸗ 
befehls. Zwar überließ es Friedrich ſeinen Brüdern und ſeinen Generalen, 
die Maßnahmen zur Aufhebung der Belagerung von Böhmens Haupt- 
ſtadt zu treffen; doch ſchnell war die Kriſe überwunden. 

Auch nach Kunersdorf dauerte ſeine „ſchwere Krankheit“ nicht 
lange. Schon am 14. Auguſt äußerte er die Erwartung, daß ſeine 
Erkrankung „keine üblen Folgen“ haben werde?). Bereits am 16. 
übernahm er wieder die Leitung der Operationen und brach mit dem 
Heere auf, um dem inzwiſchen bei Müllroſe eingetroffenen Hadik den 
Weg nach Berlin zu verlegen. Von demſelben Tage iſt das Schreiben 
an den Prinzen Heinrich datiert, in welchem er ihm ſeinen Entſchluß 
kundgab, für den Staat einzuſtehen, ſolange er ſeine Augen offen 
habe: „Le moment que je vous annongais notre malheur, tout 
paraissait désespéré; ce n'est pas que le danger ne soit encore 
trés grand, mais comptez que. tant que j’aurai les yeux ouverts, 
je soutiendrai l’État, comme c'est mon devoir 8), “ 


1) Vgl. „Militäriſcher Nachlaß des Grafen Henckel von Donnersmarck“, 
hrsg. von Zabeler, I, 2, S. 235 f. (Zerbſt 1846). 

2) In der Order an Graf Schmettau (P. C., Bd. 18, S. 483 f.). 

8) Vgl. P. C., Bd. 18, S. 488. 
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Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Kgl. Akademie d. W. zu Berlin 


Ausgegeben am 4. Februar 1915 


Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen 
Bericht der HH. von Schmoller unn Hintze : 


Die Kommiſſion hat in dem abgelaufenen Jahre einen unerſetzlichen Verluſt 
erlitten durch den Tod des Herrn Kofer, der diefe Publikation faſt 20 Jahre 
hindurch im Auftrage der Akademie geleitet hat, nachdem er früher als Mit⸗ 
arbeiter die erſten 10 Bände ſelbſt zuſammengeſtellt hatte. An ſeiner Stelle iſt 
Herr Hintze mit der beſonderen Aufſicht über das Werk betraut worden. 

Der 36. Band, deſſen Erſcheinen ſchon in dem vorjährigen Bericht als be⸗ 
vorſtehend angekündigt wurde, iſt im September 1914 ausgegeben worden. Er 
reicht, wie ſchon mitgeteilt wurde, bis zum 1. Mai 1775, umfaßt alſo die Ver⸗ 
handlungen, die ſich an den ſogenannten Pazifikationsreichstag von Warſchau 
knüpfen, bis zu deſſen Ausgang, womit die erſte Teilung Polens ihren formellen 


Abſchluß erhält. 
Die Fortſetzung der Publikation erleidet durch den Krieg eine Störung 


inſofern, als der Bearbeiter, Herr Prof. Dr. Volz, der ſchon vorübergehend zu 
militäriſchen Dienſtleiſtungen herangezogen wurde, ſeiner abermaligen Ein⸗ 
berufung entgegenſieht. 


Acta Borussica 


Bericht der HH. von Schmoller und Hinge 


Nachdem wir im Januar 1914 berichtet, daß die beiden bisherigen Mit⸗ 
arbeiter Prof. Dr. Freiherr von Schrötter und Prof. Dr. Skalweit (Gießen) 
aus der Reihe unſerer Mitarbeiter ausgeſchieden ſind, haben wir in bezug auf 
letzteren nur zu berichten, daß er in ſeinem neuen Lehramte noch nicht Zeit ge⸗ 
funden hat, die Getreidehandelspolitik und Magazinverwaltung Preußens 1756 
bis 1806 vollends ganz fertigzuſtellen und abzuliefern. 

Es bleiben uns ſo unſere beiden Mitarbeiter Dr. Rachel und Dr. Rei⸗ 
mann. 

1. Der erſtere hat die brandenburgiſch⸗preußiſche Handels⸗, Zoll⸗ und 
Akziſepolitik unter Friedrich Wilhelm I. (1713—1740), Darſtellung und Akten, 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Gelb. XXVIII. 1. 22 
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vollends druckfertig hergeſtellt. Der Druck des erſten Bandes iſt bis zum 
14. Bogen vorangeſchritten. Am 15. November wurde Dr. Rachel, als früherer 
Offizier, einberufen. So muß die weitere Förderung zunächſt ruhen. 

2. Dr. Reimann hat in der Materialſammlung und Bearbeitung der 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Wollinduſtrie fortgefahren und würde uns bald die 
Anfänge ſeiner Arbeit haben vorlegen können. Er hat ſich aber auch militäriſch 
zur Verfügung geſtellt und erwartet ſeine baldige Einberufung. So wird auch 
hier eine Unterbrechung eintreten. 

Die Beratung über Gewinnung neuer Kräfte haben bis jetzt zu keinem 
greifbaren Refultate geführt. Der Krieg und der Tod des Herrn Koſer, der 
in unſerer Kommiſſion eine ſchwer zu erſetzende Lücke hinterläßt, haben hindernd 


gewirkt. 
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Neue Erſcheinungen 
1 Zeitſchriftenſchau 


1. Oktober 1914 bis 31. März 1915 


Brandenburgia. Monatsblatt uſw. XXII. Jahrgang. Berlin 1913/14. 


S. 1—9: Julius Rößler, Alt⸗Berliner Erinnerungen. [Betrifft die 
letzten 60 Jahre.] 
S. 9—15: Ernſt Friedel, Zur Geſchichte der Ziegelſtraße in Berlin. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 1914. 


S. 88: H. Brendicke, Zur Berliniſchen Namen- und Familienforſchung. 
[Im Anſchluß an die von H. Gilow zuſammengeſtellte Schülermatrikel 
des Köllniſchen Gymnaſiums 1656 —1767.] | 

S. 104—105: H. Brendicke, Aus der Kriegsliteratur von 1870. 

S. 112: F. Holtze, Berliner Erinnerungen an die ruſſiſche Beſetzung der 
Stadt im Jahre 1760. [Die Ruſſen hinterließen damals eine ſehr 
gute Erinnerung.] 

S. 126—138: Martin Wagner, Beiträge zur Geſchichte der Entwicklung 
Berlins bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts. [Auf Grund von Privat- 
papieren und ſtaatlichen Archivalien. 1. Der Norden Berlins in älterer 
Zeit. 2. Der Weſten Berlins in älterer Zeit. 3. Landesherr und 
Stadtverwaltung. 4. Schiffahrt. 5. Forſtwirtſchaft und Jagd. 6. Wege⸗ 
bau. 7. Friedrichs des Großen Koloniſtenanſiedlungen im Norden 
Berlins. 8. Städtiſche Ländereien. 9. Poſtweſen. 10. Bürgerſchaft 
und Militär. 11. Handel, Verkehr, Polizei. 12. Gerichtsweſen. 
13. Beleuchtung und Pflaſterung der Straßen. 14. Lebenshaltung. 
15. Der Süden und Often Berlins. 16. Soziale, geiſtig⸗ſittlich⸗ 
religiöſe Zuſtände.] 


Groß Berliner Kalender 1913. Berlin. [Ergänzung zu Bd. 27, S. 593.) 


S. 35—48: Georg Schuſter, Zu des Kaiſers Regierungsjubiläum. 

S. 49—61: Bernhard Rogge, Aus dem Vorjahre der Befreiungskriege. 

S. 66—73: Georg Galland, Die Oraniſche Erbſchaft der Hohenzollern. 
Eine 200 jährige Erinnerung. 

S. 74—77: Julius Haeckel, Potsdam unter Friedrich Wilhelm I. 

S. 166—179: Hans Brendicke, Das alte und das neue Berlin. Ein 
Vergleich in Bildern. 

S. 179—185: R. Thaſſilo Graf von Schlieben, Schloß Oranienburg 
und das Hofjagdrevier, wie es war und wie es iſt. 
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. 186—190: W. Graf Bülow von Dennewitz, Grüchoff und die ges 


ſchichtliche Hinterlaſſenſchaft des Siegers von Dennewitz. 


. 190—198: Paul Alfred Merbach, Der Berliner Roman. Eine 


Skizze ſeiner Entwicklung. 


. 198—207: Georg Richard Kruſe, Richard Wagner in Berlin. 
. 207—213: Wilhelm Spatz, Aus der Vergangenheit des Kreiſes Teltow. 


220—228: Walther Nithack⸗Stahn, Aus den Erinnerungen meines 
Großvaters Karl Stahn. 


. 245—249: Ernſt Frensdorff, Aus einem alten Rheinsberger Poft- 


beſchwerdebuch. 
288—291: Paul Zunk, Prediger Woltersdorff. 


14. Berlin. [Ergänzung zu Bd. 27, S. 594.] 


36—46: Georg Schuſter, Errungenſchaften der Befreiungskriege. 

46—54: Bernhard Rogge, Schleiermachers vaterländiſches Wirken 
vor und in den Tagen der Befreiungskriege. 

65—73: Paul Lindenberg, Der Kaiſer als Berliner. 


. 78—75: Ernſt Friedel, Das neue Kurfiirften-Relief in der Dorotheen⸗ 


ſtadt⸗Kirche. 


. 16—83: Siegfried Siehe, Vom Berliner Theaterpublikum am Ende 
des 18. und im Anfang des 19. Jahrhunderts. 
. 143—147: R. Thaſſilo Graf von Schlieben, Hofjagdrevier 


Oranienburg. 


. 189—196: Curt von Glaſenapp, Die Berliner Theaterverhältniſſe. 


Ein Rückblick unb ein Ausblick. 


204 — 216: Richard Béringuier, Perſönliche Erinnerungen an 


Theodor Fontane. 


. 230—236: Friedrich Holtze, Anredeformen in Berlin feit 200 Jahren. 
. 238 — 252: Hans Brendicke, Das alte und neue Berlin. 


289—294: Auguſt Foerſter, Innungsſchickſale. 


1915. Berlin. 


S. 


a, 
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33—44: Bernhard Rogge, Kurfürſt Friedrich I. Ein Gedenkblatt 
zur Fünfjahrhundertfeier der Hohenzollernherrſchaft in der Provinz 
Brandenburg. 


. 45—56: Oskar Fleiſcher, Hohenzollernmuſik zur Reformationszeit. 


57—59: Joh. Erich Gottſch ES Friedrich der Große und Gottlieb 
Wilhelm Rabener. 


. 60—65: Bernhard Rog D e, Berliner Zeitungsnachrichten vor 100 


Jahren. 


. 18—83: Robert Mielke, Das Dorf Cölln. 
. 83—87: Johannes Trojan, Der Berliner Subſkriptionsball. Gr, 


innerungen aus der Zeit Kaiſer Wilhelms des Großen. 


. 128—134: Oskar Klein, Das Berliner Königliche Nationaltheater in 


den Befreiungskriegen. 


. 142—149: Ernſt Friedel, Grotten und Grottierer in Friederiziani⸗ 


ſcher Zeit. 
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S. 158-164: Friedrich Holtze, Auf dem Molkenmarkt vor einem 
Menſchenalter. 

S. 165—174: Richard Béringuier, Hugenottiſche Bauten in Berlin. 

S. 185—192: A. Horn, Das Leffing-Mufeum. 

S. 192—205: A. Oskar Klaußmann, Berlin im Jahre 1880. Aus den 
Erinnerungen eines Preſſemenſchen. 

S. 214—220: Oswald Lo hau, Wilhelmſtraße 76. 

S. 221—235: Stephan Kekule von Stradonitz, Altes und Neues 
von Johann Kunkel, dem Alchymiſten des Großen Kurfürſten. 

S. 237—240: Richard Béringuier, Perſönliche Erinnerungen an 
Theodor Fontane. 

S. 248—258: Hans Mackowsky, Das Rauchmuſeum. Rückblicke und 
Ausſichten bei ſeinem fünfzigjährigen Beſtehen. 

S. 259—265: Otto Hach, Die Berliner Bildhauerſchule. 

S. 265—283: L. Noel, Erinnerungen an die Berliner Feuerwehr vor 50 Jahren. 

S. 283—285: Siegfriev Mauermann, Leonhard Thurneyßer. 

S. 286—293: Otto Pniower, Der Dönhoffsplatz. 

S. 294—302: Karl Bohnhoff, Freienwalde a. O., ein Lieblings bad der 
Hohenzollern. 

S. 303—311: Hans Dominik, Die Anfänger der Berliner Maſchinen⸗ 
induſtrie. 


Mitteilungen des Nopperniens⸗Vereins für Wiſſenſchaft und Nuuft zu 
Thorn. 22. Heft. Thorn 1914. 


S. 38-56: R. Jacobi, Die Thorner Stadtverfaſſung des Jahres 1794. 
[Sie wird in extenso mitgeteilt.] 

S. 95— 97: Arthur Semrau, Kaufhaus und Verkaufsläden in den e 
im Ordenslande im 14. Jahrhundert. 

S. 98 — 100: Derſelbe, Zwei Ehrenbürger der Stadt Thorn aus der Familie 
von Beneckendorff und von Hindenburg. Mit einer Stammtafel [Johann 
Heinrich von B. u. H., Generalleutnant und Kommandant von Thorn 
1815 bis 1837 und fein Großneffe, der Generalfeldmarſchall!. 


Altpreußiſche Monatsſchrift. 51. Band. Königsberg i. Pr. 1914. 


S. 607—620: Guſtav Sommerfeldt, Von maſuriſchen Güterſitzen in 
befonderer Beziehung auf das 16.— 18. Jahrhundert. IV. Ganfenftein 
im Kreiſe Angerburg; Gehlweiden im Kreiſe Goldap. 


Hiſto riſche Monatsblätter für die Provinz Poſen. Jahrgang XV. 
Poſen 1914. 


S. 97—106. Friedrich Koch, Die Bromberger Kaufmannſchaft von 
1772—1806. 

S. 106—119. Überſicht der Erſcheinungen auf dem Gebiete der Pofener 
Provinzialgeſchichte im Jahre 1913 nebſt Nachträgen zum Jahre 1912. 

S. 180—137: Manfred Laubert, Zur Abführung des Erzbiſchofs v. Dunin 
nach Kolberg. Ein Briefwechſel zwiſchen Flottwell und Dunin. 

S. 148—151: Erich Graber, Die Anfänge der Preußiſchen Fiſchereigeſetz⸗ 
gebung in der Provinz Poſen. [Nicht erft 1820, ſondern ſchon 1805. 
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S. 163—166: R. Prümers, Der widerſpenſtige Schulze von Dronzno. 
[Er wagte es nicht nur, ſich dem Amtmann Paesler zu widerſetzen, 
ſondern ihn ſogar tätlich zu mißhandeln; er erhielt Juni 1807 da⸗ 
für Stockprügel.] 

S. 179 — 185: Th. Wotſchke, Der polniſch-brandenburgiſche Grenzſtreit 
1533. [3wifden dem „Haufe Filehne“ und dem „Haufe Drieſen“ um 
eine Wieſe von 3000 Gulden Wert. Der Streit wurde vom Herzog 
Albrecht beigelegt, lebte aber nochmals wieder auf. — Im übrigen 
wird noch weiter auf die keineswegs immer guten Beziehungen zwiſchen 
Berlin und Krakau eingegangen.] 


— Jahrgang XVI. Poſen 1915. 
S. 17—24: J. Kohte, Werke der Berliner Bauſchule aus ſüdpreußiſcher 
Zeit. a 


Monatsblätter. Herausgegeben von der Geſellſchaft für Pommerſche 
Geſchichte und Altertumskunde. XXIX. Jahrg. 1914. Stettin 1914. 


S. 161—165: K. v. Petersdorff, Stettiner Kontributionen in den 
Jahren 1806—1808. [Nach einem Stettiner Aktenſtück. „Das napoleo⸗ 
niſche Regime legte in ganz anderer Weiſe Kontributionen auf, als es 
heute ſeitens der deutſchen Behörden in Belgien geſchieht.“] 

S. 166—170: Rudolf Stoewer, Befürchtung engliſcher Landungen an 
der hinterpommerſchen Küſte und Gegenmaßnahmen der preußiſchen 
Regierung während der Jahre 1801—1811. (Nach den Akten des 
Kolberger Ratsarchivs.) 


Niederlauſitzer Mitteilnngen. Band XII. Heft 5—8. Guben 1914. 


S. 207—217: Sebicht, Die Herkunft der oſtdeutſchen Bevölkerung, ein 
wichtiges Arbeitsfeld für Lokalgeſchichtsvereine. 

S. 218—251: W. Krüger, Die Flurnamen des Stadtgebietes Luckau. 

S. 252—268: Kochendörffer, Freiwillige Gaben aus Stadt und Kreis 
Cottbus zur Ausſtattung der Freiwilligen im Jahre 1813. 

S. 269—292: H. Jentſch und M. Kutter, Niederlauſitzer Litteratur- 
bericht vom 1. Juli 1910 bis 30. Juni 1913. 


Schleſiſche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte 
Schleſiens. 1915. 


S. 2—13, 26—39: H. Wendt, Schleſiſches vom Wiener Kongreß. Tea, 
dert unter ſteter Betonung der großen Zuſammenhänge die Rolle, die 
Schleſier wie Gentz, J. G. Hoffmann, Graf Leopold Reichenhach auf 
dem Kongreſſe ſpielten, und würdigt Inhalt und Geiſt der Bericht⸗ 
erſtattung der „Schleſiſchen Zeitung“ über die Vorgänge in Wien.] 


Oberſchleſien. Monatsſchrift, hrsg. von P. Knötel. Jahrgang 13. 
Kattowitz 1914. 

S. 322—333, 873—380, 423—436, 460—469, 518 — 526, 553 — 564: Kurt 

Bimler, Auguſt Kiß. Ein Bildhauer aus Oberſchleſien. [Der in 

jungen Jahren nach Berlin gekommene Künſtler iſt für die Kunſt⸗ 
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geſchichte der Hauptſtadt namentlich als Mitarbeiter von Rauch und 
Schinkel von Intereſſe. Von ſeinen größeren ſelbſtändigen Arbeiten 
erlangten die Amazonengruppe vor dem Berliner Muſeum und das 
Friedrichsdenkmal in Breslau beſonderen Ruf.] 


Correſpondenzblatt des Vereins für Geſchichte der evangeliſchen Kirche 
Schleſiens. Hrsg. von G. Eberlein. Bd. 14. Heft 1. Lieg⸗ 
nitz 1914. 


S. 139—296: G. Hoffmann, Hermann Daniel Hermes, der Günftling 
Wöllners. [Für die Kenntnis der preußiſchen Schul- und Kirchen⸗ 
politik der Epoche beachtenswerte Arbeit, der Vortrag des Bf. über 
dasſelbe Thema auf der Breslauer Generalverſammlung des Gefamts 
vereins der deutſchen Geſchichtsvereine iſt im „Korreſpondenzblatt“ 
1914, S. 162 ff. veröffentlicht. Hermann Daniel war der Bruder des 
als Romanſchriftſteller bekannten Johann Timotheus Hermes, dem 
G. Hoffmann ſchon 1911 eine intereſſante Monographie gewidmet hat.] 

S. 297—358: Meyer, Die religiöſe Stimmung im Jahre 1813 mit be- 
ſonderer Berückfichtigung Schleſiens. [Der Aufſatz will durch Zitate 
aus ſchleſiſchen Predigten der Epoche die „poſitibe Mitarbeit des Ratio-. 
nalismus an dem Zuſtandekommen von 1813, die er durch Verwiſchung 
der kirchlichen Gegenſätze leiſtete, ſowie die für 1806/07 verhängnis- 
volle, aus mangelnder Gotteserkenntnis ſtammende Friedensliebe“ be⸗ 
legen.] 


Zeitſchrift der Geſellſchaft für Schleswig⸗Holſteiniſche Geſchichte. 44. Band 
Leipzig 1914. 

S. 125—219: K. C. Rockſtroh, Ereigniſſe und Verhältniſſe in den Herzog, 
tümern Schleswig und Holſtein während der Invaſion 1813/14. Ge⸗ 
ſammelt und bearbeitet. [Ab S. 152 in 27 Anlagen verſchiedene 
Aktenſtücke aus dem Reichsarchiv zu Kopenhagen mitgeteilt.] 

S. 220-297: F. Cierpinski, Die Politik Englands in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage von 1861 bis Anfang Januar 1864. [Auf Grund 
umfaſſendſter Benutzung der engliſchen, ſkandinaviſchen und deutſchen 
Literatur, der zeitgenöſſiſchen wie der ſpäteren, wird in zwei Kapiteln 
ein lebendiges Bild von der engliſchen Politik bis zum Tode Fried⸗ 
richs VII. und von da bis zum Zufammentritt des engliſchen Parla 
ments am 4. Februar 1864 gezeichnet.] 


ai Zeitſchrift für Geſchichte nud Kunſt. IV. Band. 
Halle a. S. 


S. one Pou Wentzcke, Die ältefte Verfaffung einer ftudentifden 
Landsmannſchaft: die Geſetze des Schleſiſchen Kränzchens in Halle 
vom 12. Januar 1792. [Nach einer Einleitung, die die Geſchichte der 
ſtudentiſchen Verbindungen (Landsmannſchaften, Orden) in Verbindung 
mit dem ganzen Geiſtesleben erzählt, wird zugleich als Beiſpiel der 
Durchſetzung der Landsmannſchaft mit den Formen des Ordensweſens, 
jene älteſte uns bekannte Verfaſſung einer n Landsmann⸗ 
ſchaft mitgeteilt.) 
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©. 191—199: Paul Oſtwald, Aus großer Zeit (1813 und 1814). Auf- 
zeichnungen aus einem alten Gemeinderechnungsbuch des Dorfes 
Breitenhagen an der Elbe. [Sie Bommen von dem Bäckermeiſter und 
Landwirt Chriſtian Haſſe und ſchildern die Kämpfe um die Elbüber⸗ 
gänge während des Frühjahrs und Herbſtes 1814 ſowie die Übergabe 
Magdeburgs an die Preußen im März 1814.) 


Zeitſchrift des Harzvereins für Geſchichte und Altertumskunde. 47. Jahr⸗ 
gang 1914. Wernigerode 1914. 


S. 282—304. Straßburger, Aſchersleben in den Jahren 1814 und 1815. 


Weſtdentſche Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. Jahrgang XXXII. 
Trier 1913. 

S. 457—465. Paul Richter, Der Rheinübergang bei Caub, nach einem 
Volksſpiel aus dem Jahre 1814 [deſſen Titel: „Die Schiffer zu Caub 
oder Übergang der Preußen über den Rhein.] 

S. 465-471: Juſtus von Gruner, Die Zenſur des „Rheiniſchen 
Merkur“ 1814 — 1816. [Der „Rheiniſche Merkur“ hat entgegen Czygans 
Behauptung doch unter Zenſur geftanden, bis auf die 1½ Monate 
vom 19. Mai bis 6. Juli 1814. Erft übte fie Binde aus, dann der 
ſpätere Bonner Kurator Rehfues. Unter dem 1. Juli 1814 erfolgte 
die Ernennung E. M. Arndts zum Zenſor für das Blatt; in deſſen 
Abweſenheit hatte das Amt der Tribunalsvizepräſident Tippel in 
Coblenz zu verwalten. — Da die Aufſätze des „Rheiniſchen Merkur“ 
im Juni 1815 bei Friedrich Wilhelm III. den lebhafteſten Anſtoß er⸗ 
regten, erhielt der „Rheiniſche Merkur“ in der Perſon des Bruders 
des Oberpräſidenten Sack ſogar noch einen Oberzenſor, was Tippel 
zum Rücktritt von feinem Amt veranlaßte. 


Trieriſches Archiv. Heft XXII — XXIII. Trier 1914. 
S. 174—180: Karl d' Eſter, Die deutſche Preſſe in franzöſiſcher Beleuch⸗ 
tung. [Wiedergabe eines Berichts über die deutſche Preſſe vom 
29. Auguft 1810, der auf Napoleons Befehl angefertigt wurde.] 


Zeitſchrift für Geſchichte des Oberrheins. Neue Folge. Band XXX. 
Heidelberg 1915. 

S. 2—43: Franz Schnabel, Ludwig von Liebenſtein und der politiſche 
Geiſt vom Rheinbund bis zur Reſtauration. [Liebenſtein, Mitglied 
der zweiten badiſchen Kammer, war einer der Wortführer des älteren 
Liberalismus in Baden.] 


Mitteilungen des Vereins für Geſchichte der Deutſchen in Böhmen. 
52. Jahrgang. Prag 1913. 

S. 308—341: Wilhelm Woſtry, Prag in der deutſchen Freiheits- 
bewegung. Feſtvortrag, gehalten am 18. Oktober 1913 bei der Jahr⸗ 
hundertfeier des Vereins. [In der Zeit, die dem Befreiungskampfe 
vorausging, war Prag ein Sammelort der preußiſchen Gegner 
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Napoleons, wie Stein, der hier zwei Jahre lang lebte, Heinrich 
v. Kleiſt, Gruner, Gentz, Arndt; hier ſtarb der verwundete Scharn⸗ 
horſt und wurde der Kongreß abgehalten, der Oſterreich zum Bündnis 
mit Preußen und Rußland führte.] 


Mitteilungen des Inſtituts für zöſterreichiſche Geſchichtsforſchung. 
XXXIV. Band. Innsbruck 1913. 
S. 657—666: Ernſt Molden, Zu den öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Beziehungen 
1829. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. Der ganzen Reihe 114. Band. Dritte Folge. 
18. Band. München und Berlin 1915. 


S. 17—64: Gerhard Ritter, Die Entſtehung der Indemnitätsvorlage 
von 1866. Mit Aktenbeilagen (zur Ergänzung und Kritik der „Ge⸗ 
danken und Erinnerungen“ Bismarcks.) [Der Widerſtand, der ſich im 
Miniſterium gegen Bismarcks Indemnitäts forderung erhob, erhob ſich 
vielmehr um Formfragen, in denen die Miniſter übrigens, juriſtiſch 
betrachtet, keineswegs im Unrecht waren, als um die Verſöhnungsaktion 
als ſolche — über dieſe waren Männer wie Eulenburg und Heydt 
derſelben Meinung mit Bismarck ſchon vor dem Kriege. Es läßt ſich 
verfolgen, wie der Gegenſatz, der zwiſchen Eulenburg und Heydt in 
der taktiſchen Frage entſtand und der ſchließlich in den kritiſchen Tagen 
in Nikolsburg vom Könige raſch, ohne Kampf mit Bismarck zugunſten 
von der Heydts gelöſt wurde, den Widerſpruch namentlich Lippes und 
weiter der Konſervativen hervorrief. Aber nicht ſicher iſt die Frage 
zu entſcheiden, ob ſich außer den konſervativen und formal-juriftifen 
Bedenken auch reaktionäre Beſtrebungen geltend machten, wie ſie Bis⸗ 
mard ſchildert, ob namentlich in Prag eine konſervatibe Deputation 
den König umzuſtimmen und gegen Bismarck in Harniſch zu bringen 
verſuchte.] 

S. 65—87: Otto Hintze, Reinhold Kofer. Ein Nachruf. [„Wir trauern 
um ihn als um einen feſten und treuen Patrioten, deſſen deutſche Ge⸗ 
ſinnung eine um ſo kräftigere Klangfarbe hatte, weil auch die preußiſche 
Note darin mitflang; .... um einen großen Gelehrten, der freilich 
keine neuen Ziele gewieſen und keine neuen Bahnen gebrochen hat, 
der, aber wie nur ganz wenige die Gabe beſaß, fortzuſetzen und zu 
vollenden, was andere begonnen hatten, und der doch kein bloßer Epi⸗ 
gone war, ſondern ein ſelbſtändiger Geiſt von unbeſtechlicher kritiſcher 
Schärfe und Gewiſſenhaftigkeit, ein Forſcher und Darſteller, der die 
Klarheit, Treue und Zuverläſſigkeit ſeiner moraliſchen Perſönlichkeit 
auch in den Werken ſeines wiſſenſchaftlichen und literariſchen Schaffens 
auszuprägen verſtanden hat.“] 


Hiſtoriſches Jahrbuch. Hrsg. von der Görres⸗Geſellſchaft. 35. Band. 
München 1914. | | 
S. 181—820: Heinrich Schotte, Zur Geſchichte des Emſer Kongreſſes 
[Schluß.] 
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S. 836—847: J. von Pflugk⸗Harttung, Der Oberbefehl 1813. (Unter: 
ſuchung reſp. Darſtellung der Verhandlungen darüber, als Oſterreich 
dem Zweibund beitrat. Oſterreichs geſchickter und verſchlagener Leitung 
gelang es zwar, ſich den Oberbefehl nominell zu ſichern, tatſächlich 
führten ihn aber andere.] 


Preußiſche Jahrbücher. Band 157. Berlin 1914. 


S. 450-480: Briefe eines preußiſchen Offiziers aus dem Jahre 1848. 
Herausg. von Margarethe Henriette Gräfin von Bünau, geb. Freiin 
von Meerheimb. [Die Briefe ſtammen von dem ſpäteren Redakteur 
der Militär. Literatur» Zeitung Generalmajor Ferdinand Freiherr 
von Meerheimb. Gerichtet an ſeinen Vater, zunächſt aus Stettin, 
dann aus der Mark, verraten ſie viel ungeſtüme Teilnahme an den 
Ereigniſſen, die der Offizier lebhaft begrüßt, und doch auch wieder 
Unſicherheit gegenüber dem Könige, deſſen Abſichten ihm unklar bleiben. 
Langweiliger, aber auch unterrichtender werden ſie, als Meerheimb als 
Teilnehmer an dem Kriege gegen Dänemark im Norden weilt und hier 
mit geſchärftem Blick nicht nur die militäriſchen Ereigniſſe — vom 
militäriſchen Standpunkt geſehen fämtlich Erfolge der preußiſchen 
Waffen —, ſondern auch die wirr durcheinander laufenden Beſtrebungen 
in Schleswig⸗Holſtein verfolgt. Die beiden letzten Brieſe, im November 
in Berlin geſchrieben, ſprechen von dem Standpunkt des volksfreund⸗ 
lichen Offiziers den ganzen Abſcheu vor einer Demokratie aus, die 
ohne etwas zu vermögen, fidh fortgefett in hochtönenden Phraſen er- 
geht. — Schluß im Band 158.) 


— Band 158. Berlin 1914. 


S. 69—94: Briefe eines preußiſchen Offiziers .. [Schluß der Ber- 
öffentlichung im Band 157. 


S. 16—35: Rudolf Peſchke, Moltke als Politiker. [Bis 1848 Über- 
zeugung, daß ſich in Europa, auch in Deutſchland, alles zum Beſten, 
im Sinne eines ewigen Friedens entwickele; ſeine Gedanken ſchweifen 
in die Ferne. Von 1848 vollkommen überraſcht, wird er jetzt erſt ganz 
Preuße, der als Soldat die Niederlagen der preußiſchen Politik ſchmerz⸗ 
lichſt empfindet, dem Preußens innere und äußere Stärkung ein er⸗ 
ſtrebenswertes Ziel wird. Aber vielmehr im Kampfe mit (Rußland, 
vornehmlich aber mit) Frankreich als im Gegenſab gegen Oſterreich. 
Er iſt erfreut, mit dieſem zuſammen die Elbherzogtümer zu befreien, 
voll Sorge, als es den Kampf gegen Oſterreich gilt, der ihm auf- 
gezwungen zu ſein ſcheint, daß Deutſchland den Bruderzwiſt mit Ver⸗ 
luſten rechts und links zu bezahlen haben werde. Was ihn an politi⸗ 
ſchen Leidenſchaften beherrſcht, das iſt nur zweierlei: Haß gegen Frank⸗ 
reich und Haß gegen Demokratenherrſchaft; mit der Konſtitution hat ſich 
M. erſt in den 60er Jahren ausgeſöhnt. Eine beſondere politiſche 
Befähigung beſaß er nicht — dazu fehlte ihm vor allem Ir Fühlung 
mit den wirkenden Kräften.) 

S. 405—430: Martin Bollert, Gottfried Kinkel im Zucht hause 
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Zeitſchrift für Politik. VII. Band. Leipzig und Berlin 1914. 


S. 489—623: Max von Szezepanski, Rankes Anſchauungen über den 
Zuſammenhang zwiſchen der auswärtigen und der inneren Politik der 
Staaten. [Nachdem in einem ausführlichen Abſchnitt über Begriffs- 
beſtimmungen feſtgeſtellt iſt, daß nach Ranke naturnotwendig äußere 
und innere Angelegenheiten des Staates ineinander greifen, wird an 
den entſcheidenden Begebenheiten im Leben der Völker ſeit der Völker⸗ 
wanderung unterſucht, wieweit hier Ranke den Zuſammenhang der 
auswärtigen Intereſſen mit den inneren wahrnahm. Die Unterſuchung 
weitet ſich dabei zu der Aufgabe aus, „einer Ideengrundlage ſeiner 
Geſchichtsſchreibung nahezukommen und darüber hinaus einer all⸗ 
gemeinen Anſchauung jener politiſchen Zuſammenhänge überhaupt 
gewiß zu werden“. — Es iſt nun richtig, daß im allgemeinen die aus⸗ 
wärtige Politik im Vordergrunde von Rankes Arbeiten ſteht; aber nie 
vergißt er den Blick auf den zweiten ihm ebenſo wichtigen Pol der 
Politik. Seine Anſicht von dem Zuſammenhang zwiſchen beiden hatte 
eine doppelte Quelle: 1. die Überzeugung von der untrennbaren, auf 
religiös⸗politiſchem Grunde einſt erwachſenen Gemeinſchaft der romaniſch⸗ 
germaniſchen Völker, 2. die Beobachtung, daß das Innerlich⸗Wachſende 
ſogleich berufen und ſtets beſtrebt ſei, nach außen ſich auszubreiten. 
„Eine zuſammenhängende Bindung aller Politik — dieſe iſt ihm die 
machtmehrende Verfolgung derjenigen ſtaatlichen Intereſſen, welche die 
innere Ordnung und die äußere Geltung fördern — wird nach ihm 
am reinſten zur Geltung gebracht durch zwei Momente, welche in jeder 
Richtung des Staatswillens ihre Vertretung finden: durch grundſätz⸗ 
liche, auf bewußter Weſenseinheit beruhende Einheit des Wollens bei 
der Geſamtheit, ſowie durch organiſche Einheitlichkeit des Zielſetzens 
bei der oberſten Staatsgewalt“ — d. h. die wahre Politik eines großen 
Gemeinweſens kann nur auf nationaler Grundlage, am beſten durch 
eine Monarchie betrieben werden.] 


Hiſtoriſch⸗politiſche Blätter für das katholiſche Deutſchland. 154. Band. 
München 1914. 

S. 402-415: Karl Ernſt Jarcke an Karl Ludwig von Haller. Aus dem 

Hallerſchen Nachlaſſe herausgegeben [und kommentiert] von Ewald Rein⸗ 

hard. [Die 4 Briefe ſtammen aus den Jahren 1836, 1839, 1840 und 1841.) 


Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Bollswirsichaft. 38. Jahr- 
gang. Leipzig und München 1914. 


S. 1289 — 1326: Wilhelm Bührig, Cin Beitrag zur preußiſchen Waſſer⸗ 
wirtſchaft und Waſſergeſetzgebung der letzten 100 Jahre. [Waſſer⸗ 
wirtſchaft und Waſſerrecht in ihrer hiſtoriſchen Entwicklung.] 


Zeitſchrift für Geſchichte der Erziehung und des Unterrichts. IV. Jahr- 
gang. Berlin 1914. 


S. 84—115: Emil Waſchinski, Das Schulweſen der Lande Lauenburg 
und Bütom bis 1773. (, Bis 1763 gab es faft nur Pfarrſchulen und 
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keine allgemeine Volksbildung... Am beiten ftanb es mit dem 
Schulweſen in Lauenburg, wo den amtlichen Forderungen am meiſten 
entſprochen wurde .... Erft unter Friedrichs des Großen Regierung 
trat eine Wendung zum Beſſeren ein, ſo daß bereits im Jahre 1764 
in einigen Kirchſpielen eine Anzahl von Dörfern wenigſtens Schul⸗ 
meiſter beſaß.“] 


Familiengeſchichtliche Blätter. 13. Jahrgang. 1915. Leipzig 1915. 


S. 47—48: Guſtav Sommerfeldt, Hatten die von Wuſſow Grundbeſitz 
in Oſtpreußen? 


Vierteljahrſchrift für Wappen, Siegel: und Familienkunde. 42. Jahr- 
gang. Berlin 1914. 


S. 193—200: Ein Bürgerverzeichnis der Stadt Lübbecke aus dem Jahre 
1608. Mitgeteilt vom Genealogen Ed. de Lorme. 

S. 262—267: Nohl, Die Leichenpredigten der Bibliothek der Marienkirche 
in Berlin. | 

S. 268—285: von Schimmelfennig, Vorfahrenliſte des Hans 
von Schimmelfennig. 


Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von George Cleinow. 73. Jahrgang. Berlin 1914. 


Nr. 44: von Langermann, Neue Bismarckgeſpräche [mit dem engliſchen 
Maler Richmond, 1887 und 1890]. 


— 74. Jahrgang. Berlin 1915. 


Nr. 1: S. Mehring, Ein Edward Grey des 18. Jahrhunderts. [Choiseul- ` 
Amboise; gewandte Überſetzung des Spottgedichts Friedrich des Großen, 
Oeuvres 14, 178 ff. auf den Miniſter.] 

Nr. 5: L. Schöps, Belgiens Neutralität 1870. 

Nr. 10: Knorr, Bismarck und die franzöſiſche Kriegführung 1870/71. [Zu⸗ 
ſammenſtellungen aus den Tagebüchern von Buſch über franzöſiſche 
Verletzungen des Völkerrechts. 


RKonfervative Monatsſchrift. 72. Jahrgang. Berlin 1914/15. 


Heft 2/3: E. Reinhard, Adolf von Kleiſt an Karl Ludwig von Haller. 
Aus dem Hallerſchen Nachlaß. [K. nahm 1848 als Kammergerichts⸗ 
präſident feinen Abſchied, er war begeiſterter Hallerianer; die Briefe 
aus den Jahren 1851/52. 

Heft 4: M. Hein, Preußen und die Türkei im Siebenjährigen Kriege. 

Heft 5: E. Kaeber, Feldzugsbriefe eines Kriegsfreiwilligen vor 100 Jahren 
[des Berliners Karl Nobiling, der 1848 die Berliner Nationalgarde 
organifierte]. 

M. Hein, Treitſchke und die deutſche Einheit (1859—66). [Im 
Anſchluß an Band 2 der von Cornicelius herausgegebenen Treitſchke⸗ 
briefe.] | 

Heft 6: v. Langermann, Die erfte deutſche Wehrmadtsdebatte [1848]. 
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Weſtermanns Monatshefte. Hrsg. von F. Düſel. 59. Jahrgang. 
Braunſchweig 1914/15. 


Heft 3: P. Kautzſch, Freiheitskriege und Kunſt ihrer Zeit. 


Deutſche Nundſchau. Hrsg. von Bruno Hake. 41. Jahrgang. 
Berlin 1914/15. ö 

Heft 1/2: B. Schwertfeger, Briefe vom Wiener Kongreß. [Briefe des 
Oberſtleutnants von Thiele an den Kriegsminiſter von Boyen 1814/15. 

Heft 1: H. von Petersdorff, Das Werk des Freiherrn von der Goltz 
über die Kriege Kaiſer Wilhelms J. 

Heft 5: F. Zweybrück, Zur Entſtehungsgeſchichte des Bündniſſes zwiſchen 
dem Deutſchen Reich und Oſterreich-⸗Ungarn. 

Heft 6: F. Meuſel, Aus Marwitz' Memoiren. Der Zuſammenbruch des 
Preußiſchen Staats 1806. 


Dentſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hrsgb. von Richard Fleiſcher. 
39. Jahrgang. Stuttgart 1914. 
Oktober, November: K. Th. Zingeler, Briefe des Erbprinzen Leopold 
von Hohenzollern aus dem Kriege 1870/71 [an feine Gemahlin Antonia]. 
Dezember: W. Cahn, Zur Vorgeſchichte der franzöſiſchen Kriegserklärung 
im Jahre 1870. f 


— 40. Jahrgang. Stuttgart 1915. 


Januar — März: Zwei Reifen an den Hof des Kaiſers Nikolaus I. von Ruß⸗ 
land im Jahre 1850. [Aufzeichnungen des Majors von Schlegell, der 
im Juni 1850 im Gefolge des Prinzen von Preußen und im November 
1850 mit Aufträgen Friedrich Wilhelms IV. an den Zarenhof kam.] 


Belhagen & Klafings Monatshefte. Hrsg. von Hanns v. Zobeltitz. 
39. Jahrgang. Bielefeld 1914/15. 
Heft 3: ., Friedrich der Große als Feldherr, eine Parallele mit der 
Gegenwart. 
Heft 4: M. Lenz, Napoleons Kampf gegen England im Lichte der Gegen⸗ 
wart. 


Rene Nundſchan. 26. Jahrgang. Berlin 1915. 
Heft 1: F. Poppenberg, Prinz Louis Ferdinand. 


Der Türmer. Monatsſchrift für Gemüt und Geiſt. Herausgeg. von 
Frhr. J. P. E. v. Grotthuß. 17. Jahrgang. 1914/15. 
Heft 1—8: Fürſt in Wilhelm Radziwill, Erinnerungen an die Kaiſerin 
Friedrich. | 
Heft 7: K. Storck, Friedrich der Große als Dichter [nach den Überfegungen 
von Fehling.] SS | 
Hochland. Monatsſchrift für alle Gebiete des Willens, der Literatur 
und Kunſt. Hrsg. von K. Muth. 12. Jahrgang. München 1914/15. 


Heft 1: F. Otto, Belfort. [Die Belagerungen von 1814 und 1870/71]. 
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Heft 5: J. Seidenberger, Unfer Bündnis mit Öfterreich auf der Grant. 
furter Nationalverſammlung. 

Heft 6: P. Holzhauſen, Englands Landungsfurcht. [Landungsverſuche 
feit 1745. 


Oſterreichiſche Rundſchau. Hrsg. von Leopold Frhr. v. Chlu- 
medy, Dr. Karl Gloſſy, Dr. Felix Frhr. v. Oppen⸗ 
heimer. 41. Band. Wien 1914. 


Heft 3: E. Molden, Aus den Anfängen des öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Gegen⸗ 
ſatzes. [Gehaltvoller Aufſatz mit eigener archivaliſcher Forſchung, 
beſonders über Rußlands Verhältnis zu Frankreich, Spanien und 
Savoyen 1814—1818. Das Verhältnis Preußens zu Rußland wird 
zugunſten der preußiſch⸗öſterreichiſchen Beziehungen wohl als zu kühl 
behandelt.] 

Heft 6: H. Gegenbauer, Aus dem Leben eines Tiroler Freiheitskämpfers. 
[Auszüge aus ungedruckten Briefen von 1813 des nachmaligen Kapell⸗ 
meiſters von St. Stefan in Wien Gänsbacher.] 


Süddeutſche Monatshefte. Hrsg. von P. R. Coßmann. 12. Jahr- 
gang. München 1914/15. 
Heft 4: Englands Perfidie. [Auszüge aus engliſchen Zeitungen, die die 
deutſchfeindliche Stimmung in England erweiſen ſollen.] 
Heft 5: Th. Schiemann, Rußlands Anſchläge auf Deutſchland, [beſonders 
zwei noch unveröffentlichte Kriegspläne Nikolaus I. und einen des 
Feldmarſchalls Paskewitſch aus dem Jahre 1848]. 


Sonntagsbeilage der Voſſiſchen Zeitung 1914. 


Nr. 50: M. Hein, Der Wiener Kongreß. [Im Anſchluß an Fournier, Die 
Geheimpolizei auf dem Wiener Kongreß .] 

Nr. 51: S. Holzhauſen, Frankreichs Thermopylen. [Die ſtrategiſche Be⸗ 
deutung der Argonnen, beſonders im Feldzug von 1792. 


— 1915. 


Nr. 11: F. Poppenberg, Der Preuße Clauſewitz. 
Nr. 13: W. Friedensburg, Bismarck und ſein Werk. 


Militär⸗Wochenblatt. 1914. 


Nr. 129 ff.: Kriegstagebuch. Neueſte Ereigniſſe. Nachrichten aus fremden 
Ländern. Amtliche Mitteilungen der oberſten Heeresleitung und des 
Admiralſtabes der Marine. 

Nr. 129/135: Die Lage im Oſten. 

Nr. 130: v. Blume, Beurteilung der Kriegslage im Weſten. 

v. Janſon, Die Wahrheit über den Krieg. 

Nr. 132: v. S., Die Lage vor Antwerpen. 

„La concentration allemande.“ [Über die angeblich von einem 
franzöſiſchen Offizier im Dezember 1913 in einem Eiſenbahnabteil ge⸗ 
fundene, die deutſchen Aufmarſchpläne enthaltende Broſchüre, die im 
Frühjahr 1914 unter obigem Titel als Gelbbuch erſchien; die Franzoſen 
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wollten mit dieſer plumpen Falle „auf den Buſch klopfen“, was aber 
keinen Erfolg hatte.] 


. 133/134: v. Blume, Die Millionenſchlacht [in Frankreich!. 
. 136: Der Krieg 1914. 


v. Blume, Antwerpen. 


. 137: Antwerpen. [Urteil der Wiener „Vedette“ über das Buch des 


Generals von Janſon: „Antwerpens militäriſche Bedeutung einſt 
und jetzt.“ 

v. Janſon, Die Großmächte der Gegenwart. [Über das gleich- 
namige Buch des ſchwediſchen Profeſſors Kjellén.] 


135: v. Blume, Millionenſchlacht und Feſtungskrieg. 

. 140: v. Blume, Politik und Kriegführung Englands. 

. 141/142/170: Fortſetzung von: Zur Erinnerung an 1864. 
143: v. S., Kanonenfutter. 


v. Graevenitz, Italieniſches Urteil über die Eroberung von 
Antwerpen. 


. 144/145: v. Blume, Militarismus. 
. 146/147: Die ruſſiſchen Verluſte. [Nach der Wiener „Rundſchau“.] 
. 148—150: Die letzten Ereigniſſe in der Türkei bis zur Eröffnung der 


Feindſeligkeiten mit Rußland. 


. 150: v. Blume, Die Lage auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz. 
152 — 190: Der türkiſch⸗ruſſiſche Krieg. 
. 154/155: v. Janſon, Das franzöſiſche Generalſtabswerk über 1870/71 


in deutſcher Bearbeitung. [Teil III des Buches von v. Schmidt und 
Kolbe. 


. 156/157: v. H., Die Tätigkeit und Wirkung der ſchweren Artillerie vor 


Antwerpen. 
v. Blume, Rubmreide Einzeltaten. 


. 158/159: v. Janſon, „Ruſſiſche Expanſionspolitik“. 


[Über das gleichn. Buch von Dr. Quadflinz, Berlin 1914.) 


. 160/161: v. Blume, Beginn der Entſcheidungsſchlacht in Polen. 


v. Richter, Spatenkrieg. 


. 162—164: Haben wir genügend Leute, um unſere Flotte zu bemannen ? 


[Überfegung des Artikels von Fred T. Jane in „The London Maga- 
zine“ vom Februar 1912.) 


. 167/168: Le Zuge, Eine amerikaniſche Stimme über „German Mili- 


tarism“. [Mit Nachtrag in Nr. 170. 


. 170: v. Blume, Zur Frage des deutſchen Einmarſches in Belgien. 
. 173/174: v. Blume, Die Schlacht in Polen. 
175/176: v. Janſon, „Zum Weltvolk hindurch“. [Über die Aufſatz⸗ 


ſammlung von Rohrbach, Stuttgart 1914.) 


. 179/180: v. Graevenitz, Die bewaffnete Neutralität Italiens. 
1915. 


Nr. 1 ff.: Amtliche Mitteilungen des Großen Hauptquartiers, des Admiral- 


ſtabes der Marine und der öſterreichiſch⸗ungariſchen Heeresleitung. 
Kriegstagebuch. Neueſte Ereigniſſe. 
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. 1: v. Janſon, Militäriſche Rückblicke auf das Jahr 1914. 


v. Blume, Die Kriegslage beim Jahreswechſel. 


. 2—26: Der türkiſche Krieg mit den Dreiverbandsmächten. 
. 6/7: v. Eſtorff, Aus meinen Kriegserlebniſſen. 
. 8—12: v. Bouveng (ſchwediſcher Oberſtleutnant), Verteidigungskraft 


und Verteidigungsmittel in Deutſchland. 


. 12: Die Kämpfe bei Soiſſons. 
12/13: Die Ereigniſſe auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz ſeit Mitte 


September. 


15: Die Lage auf dem weſtlichen Kriegsſchauplatz in der Zeit vom 


15. November 1914 bis 15. Januar 1915 nach der Auffaſſung der 
franzöſiſchen Heeresleitung. 


. 21: Das Gefecht von Hurtebiſe am 25. und 26. Januar. 


Wie ſchlecht es uns Deutſchen bisher erging! [Telegramme der 
„Tribuna“ in Santos (Brafilien)]. 


. 22—26/35/86: Die Kämpfe im Argonner Walde. 
. 28—32: Erinnerungen aus den Tagen der Kapitulation und Übergabe 


der Feſtung Maubeuge. 


. 33/34: Die Kämpfe im Oberelſaß Mitte und Ende Januar. 

. 35/36: Zur Beurteilung der gegenwärtigen Kriegslage. 

. 39/40: Hundertjahrfeiern. 

. 41—44: Der Winterfeldzug in Oſtpreußen. 

45: Der deutſche Kriegsplan gegen Frankreich. [Auszug aus einem 


Artikel der Revue de Londres vom September 1911, wonach Frank⸗ 
reich dem erſten deutſchen Anſturm gegenüber nach dem Vorbild Catinats 
ſich gedulden und Terrain aufgeben müſſe, um einen beſſeren Anlauf 
zu nehmen und den deutſchen Kriegsplan erſt in der zweiten Phaſe 
mit Hilfe Englands mißlingen zu laſſen.] 


. 46/47: Die deutſchen Truppen in den Karpathen. 
. 48: Das bisherige Ergebnis der Beſchießung der ſüdlichſten Darda⸗ 


nellenforts. 


49: Zum Untergang der ruſſiſchen 10. Armee. 


v. S., „Ein Volk in Waffen“. [über das Buch von Sven Hedin.] 


. 52/54: v. Blume, Die Kriegsereigniſſe feit dem 15. Februar 1915. 
. 53: Der Kückzug der neuen ruſſiſchen 10. Armee. 
. 59: Armeebefehl des Feldmarſchalls Erzherzogs Friedrich. [Über die 


41/2 monatliche heldenmütige Verteidigung der Feſtung Przemysl.] 
60: Ein Monat Unterſeebootskrieg. 


Beihefte zum Militär⸗Wochenblatt. 1914. 
10. und 11. Heft: v. Zwehl, Der Gegenſatz zwiſchen York und Gneiſenau. 


Eine pſychologiſche Studie. [Die Feindſchaft zwiſchen Y. und G. fet 
nicht aus unedlen Beweggründen entſprungen, beide Männer waren 
nur verſchiedener Anſicht über die Mittel, mit denen Preußen aus 
ſeiner großen Not zu retten war. „Nicht einer oder der andere, 
ſondern beide zuſammen haben hieran unſterbliche Verdienſte.“] 
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Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine. Geleitet von Keim. 
1914. 


Heft 517: v. Welck, Ein Blick auf die Verwendung und Tätigkeit der 
Kavallerie im Kriege 1914. 
v. Hagen, Belle⸗Alliance. 
Heft 518: v. Richter, Das ruſſiſche Feldheer und der Kriegsſchauplatz im 
Königreich Polen. 
G. R., Das franzöſiſche Heer unmittelbar vor dem Kriege im 
eigenen Lichte. 
v. d. Oſten⸗Sacken, Die Heere unſerer Gegner. [Schluß 519.] 
Woelki, Zum derzeitigen Feſtungs⸗ und Stellungskrieg. [Schluß 
519.) 
Heft 520: v. d. Oſten⸗Sacken, Zur Jahreswende. Rückblicke und Aus⸗ 
blicke. 
G. Rh., Kriegsgliederung und Kriegführung der Engländer im 
erſten Feldzugsabſchnitt. 
Woelki, Ausbildung, Theorie und Methode für den Krieg. 
Heft 521: Britiſche Heeresvermehrungsphantaſien und Frenchs Drang nach 
der Küſte ſchon im Oktober. 
v Welck, Kavallerie an der Front. Die Niederlande und der 
Krieg. 
Heft 522: v. d. Oſten⸗Sacken, Das Eingreifen der Türkei in den 
Weltkrieg. 
Woelki, Kriegserfahrung in Lehre und Anwendung. 
Rh., Der Krieg und die Neutralen in Süd⸗ und Südoſteuropa. 
v. Welck, Verminderte Tätigkeit der Kavallerie. Die britiſchen 
Schiffskräfte und ihre Bemannung. 


Streffleurs Öfterreichifche Militäriſche Zeitſchrift. 1914. 

Heft 9: Glaiſe v. Horſtenau, Der Oberbefehl der Verbündeten in den 
Befreiungskriegen. [Die Tätigkeit Schwarzenbergs könne nicht beſſer 
gekennzeichnet werden als durch die Worte, die er am 5. September 
1813 an ſeine Frau ſchrieb: „Oft glaube ich zu unterliegen, aber noch 
immer gelang es mir, mich wieder zu ermannen; denn der Zweck iſt 
ſo erhaben und die Lage von der Art, daß ich einſehe, jeder würde 
an meinem Platze weniger leiſten können.] 

Heft 10: Berger, Die k. k. Pioniere im Feldzuge gegen Dänemark 1864. 

Heft 11: Schubert, Organiſatoriſche Kriegslehren. [Auf Grund der Feld⸗ 
zugserfahrungen von 1859 und 1866.) 

Veltzé, Erlebniſſe eines Offiziers in Mexiko und Frankreich 
1864 — 1871. [Des Lieutenants v. Rabenau, der in den Reihen des 
öſterreichiſchen Expeditionskorps die Ereigniſſe in Mexiko und dann 
im preußiſchen Heere den Krieg von 1870/71 mitmachte. Nach Auf- 
zeichnungen, welche v. N. für die Familienchronik gemacht hat.] 

v. Beer, Die dem europäiſchen Beſitzſtande in Oſtaſien und 
Auſtralien drohende gelbe Gefahr. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 1. 23 
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I Bücher 
A. Beſprechungen 


Da infolge der kriegeriſchen Lage nur wenige Beſprechungen eingegangen 
ſind, ſo iſt beſchloſſen worden, ſie dem zweiten Hefte vorzubehalten. 


B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


Archiv für Fiſchereigeſchichte. Darſtellungen und Quellen von Emil Ubles. 
Heft 4. P. Parey, Berlin 1914. Einzelpreis Mk. 5—, Abonnementspreis 
Mk. 4.—. 


Dette, E., Friedrich der Große und ſein Heer. Vandenhoeck & Ruprecht, Göt⸗ 
tingen 1914. 


Feſter, R., Die Geneſis der Emſer Depeſche. Gebrüder Paetel, Berlin 1915. 
Mk. 4.—. 


Hohenlohe⸗Ingelfingen, Prinz Kraft zu: Aus meinem Leben. Aufzeichnungen 
aus den Jahren 1848—1871. Jubiläumsausgabe in einem Bande. Hrsg. 
von W. v. Bremen. E. S. Mittler & Sohn, Berlin 1915. Geh. Mk. 6.—, 
in Ganzleinen M. 7.50. 


Jahrbuch für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte, hrsg. von G. Kawerau und 
L. Zſcharnack. 11. u. 12. Jahrg. Martin Warned, Berlin 1914. 

Jordan, E., Die Entſtehung der Konſervativen Partei in Preußen und die 
preußiſchen Agrarverhältniſſe von 1848. Duncker & Humblot, München und 
Leipzig 1915. Mk. 10.—. | 

Kirch, H. J., Die Fugger und der Schmalkaldiſche Krieg. (Studien zur Fugger- 
geſchichte, hrsg. von H. Grauert, Heft 5.) Duncker & Humblot, München 
und Leipzig 1915. Mk. 8 —. 


Kunau, H., Die Stellung der Preußiſchen Konſervativen zur äußeren Politik 
während des Krimkrieges 1853—1856. (Hiſtoriſche Studien, hrsg. von 
R. Feſter, Heft 5.) M. Niemeyer, Halle a. S. 1914. Mk. 3,60. 


Marcks, E., Otto v. Bismarck. Ein Lebensbild. J. G. Cottaſche Buchhandlung 
Nachf., Stuttgart u. Berlin 1915. Geh. Mk. 4.—, in Leinen Mk. 5.—. 


Marcks E., u. v. Müller, K. A. (in Verbindung mit A. v. Brauer), Erinne⸗ 
rungen an Bismarck. Aufzeichnungen von Mitarbeitern und Freunden des 
Fürſten. Deutſche Verlagsanſtalt, Stuttgart u. Berlin 1915. 


Nell, M., Die Landsknechte. Entſtehung der erſten deutſchen Infanterie. (Hiftor. 
Studien von Dr. E. Ebering, Heft 123.) E. Ebering, Berlin 1914. 
Mk. 7,60. 

Reimers, J., Das Adlerwappen bei den Frieſen. G. Stalling, Oldenburg 1914. 

Reinke⸗Bloch, H., Fichte und der deutſche Geiſt von 1914. H. Warkentien, 
Roftod. Mk. 0,70. 

Schäfer, D., Das deutſche Volk und der Often. (Vorträge der Gehe⸗Stiftung 
zu Dresden VII, 3). B. G. Teubner, Leipzig⸗Dresden 1915. 
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Schwahn, L., Die Beziehungen der katholiſchen Rheinlande und Belgiens in den 
Jahren 1830 — 1840. Ein Beitrag zur Vorgeſchichte der kirchlichen und poli⸗ 
tiſchen Bewegung unter den rheiniſchen Katholiken. (Straßburger Beiträge 
zur neueren Geſchichte, hrsg. von M. Spahn, Bd. XI.) Herder, Straß⸗ 
burg i. E. 1914. Mk. 4,80. 

Sellin, G., Burchard II., Biſchof von Halberſtadt 1060—1088. Duncker 
& Humblot, München u. Leipzig 1914. Mk. 4.—. 

Springer, M., Die Coccejiſche Juſtizreform. Duncker & Humblot, München u. 
Leipzig 1914. Mk. 10.—. 

Stutz, U., Die katholiſche Kirche und ihr Recht in den preußiſchen Rheinlanden. 
A. Marcus & E. Weber, Bonn 1915. Mk. 1,20. 

überhorſt, G., Der Sachſen⸗Lauenburgiſche Erbfolgeſtreit bis zum Bombardement 
Rageburgs 1689—1693. (Hiſtor. Studien von E. Ebering, Heft 126.) 
E. Ebering, Berlin 1915. Mk. 7,50. 
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Der Urſprung des preußiſchen Landratsamts 
in der Mark Brandenburg | 


Bon 


Otto Hinge 


Die Frage der Entſtehung des preußiſchen Landratsamts hat von 
jeher beſonderes Intereſſe erweckt und iſt mehrfach bearbeitet worden, 
aber bisher ohne ausreichendes archivaliſches Material und ohne ganz 
klare und ſichere Ergebniſſe. Die Urſache dafür liegt in dem Umſtande, 
daß es ſich bei dieſer Inſtitution nicht um eine planmäßige Schöpfung, 
ſondern in der Hauptſache um eine gewohnheitsrechtliche Bildung 
handelt, die faſt ein volles Jahrhundert umfaßt, und daß der akten⸗ 
mäßige Niederſchlag, den dieſer Bildungsprozeß in den Archiven hinter⸗ 
laſſen hat, zeitlich, räumlich und ſachlich dermaßen zerſtreut und ver⸗ 
ſteckt iſt, daß nicht nur eine längere Vertrautheit mit archivaliſchen 
Forſchungen, ſondern auch ein gewiſſes Maß von Selbſtverleugnung 
dazu gehört, ihn herauszufinden und einigermaßen vollſtändig zuſammen⸗ 
zubringen. Die Forſcher, welche überhaupt archivaliſche Studien ge- 
macht haben, mußten ſich in der Hauptſache mit den dürftigen Akten⸗ 
ſtücken des Geheimen Staatsarchibs und des provinzialſtändiſchen 
Archivs begnügen, die über die Einführung des Landratstitels 1702 
handeln, und konnten die Aufſchlüſſe, die dieſer allerdings wichtige Akt 
gab, höchſtens durch gelegentliche Funde vermehren, die mehr zufällig 
bei anderen Forſchungen abfielen. Wer aber ſyſtematiſch die Vor⸗ 
geſchichte jenes Aktes ergründen will, ſieht ſich gezwungen, in die Lokal⸗ 
geſchichte der einzelnen Kreiſe hinabzuſteigen und durch nahezu 100 Jahre 
hindurch die Außerungen des ſtändiſchen Lebens, die Formen der 
Finanzwirtſchaft, vor allem auch die obrigkeitlichen Maßregeln in den 
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verfolgen, um dabei durch Maſſenbeobachtungen das Vorkommen der 
Organe feſtzuſtellen, die als die Wurzeln des ſpäteren Landratsamts 
zu betrachten ſind. 

Es handelt ſich dabei hauptſächlich um zweierlei Organe: die 
Kriegskommiſſarien und die Kreisdirektoren. Man könnte die Anſichten, 
die über den Urſprung des Landratsamts aufgeſtellt worden ſind, in 
zwei Gruppen ſcheiden: die einen meinen, daß es einfach aus dem 
Kriegskommiſſariat entſtanden ſei, die anderen, daß es ſich aus der 
Verbindung der Amter des fürſtlichen Kriegskommiſſars und eines rein 
ſtändiſchen Kreisdirektors gebildet habe. Daß der Kreiskommiſſar der 
Vorgänger des Landrats iſt, ſteht feſt; welcher Art dieſes Amt war, 
wird ſpäter noch erörtert werden 1); aber neben den Kreiskommiſſarien 
erſcheinen auch Kreisdirektoren, und es iſt zweifelhaft, was man ſich 
eigentlich unter einem Kreisdirektor zu denken hat und wie das Ver⸗ 
hältnis der beiden Kategorien geweſen it. Iſaacſohn?) und 
Bornhaks) nehmen an, daß Direktor nur ein beſonderer Ehren⸗ 
titel für gewiſſe Kreiskommiſſarien in hervorragender Stellung ge- 
melen fet, und ein neuerer Forſcher“) ift auf diefe Anſicht wieder zurück⸗ 
gekommen. Dagegen hat Schmollers) im Anſchluß an v. Voß“) 


1) Über die Kommiſſarien und Kommiſſariatsbehörden vgl. Iſaacſohn, 
Geſch. des preuß. Beamtentums II, 166 ff.; Schmoller, Acta Borussica, Be- 
hördenorganiſation I, Einleitung, S. 94 ff.; Brey fig (1660 - 1697), Forſchungen 
z. brand. u. preuß. Geſch. V, 135 ff.; Prinz Auguſt Wilhelm von Preußen, 
Die Kommiſſariatsbehörden im brand. u. preuß. Staate bis 1713. Straßburger 
Diſſert. 1908; O. Hintze, Der Commiſſarius und ſeine Bedeutung in der all⸗ 
gemeinen Verwaltungsgeſchichte (Feſtgabe für Zeumer 1910). 

2) Geſchichte des preußiſchen Beamtentums II, 312 ff. 

3) Preußiſche Staats- und Rechtsgeſchichte (1903) S. 118 ff. 

4) Paul Steffens, Die Entwicklung des Landratsamts in den preußi⸗ 
ſchen Staaten bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts. Berliner Diſſertation 
1914 (Teildrud). 

5) Acta Borussica, Behördenorganiſation uſw. I (Einleitung), 99 ff. 

6) In Kamptz' Annalen XII (1828). Der Verfaſſer iſt nicht genannt. 
Die Abhandlung iſt auch beſonders erſchienen: „über den Urſprung der Land⸗ 
räte in der Mark Brandenburg“. Berlin 1829. Nach einer Notiz in dem 
Exemplar der Königl. Bibliothek ift der Verfaſſer C. v. Voß. Es handelt 
ſich wohl um den ſpäteren Wirklichen Geheimen Ober⸗Juſtizrat und Haupt⸗ 
Ritterſchafts⸗Direktor v. Voß, der als eins der früheſten Mitglieder des 1837 
begründeten „Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg“ bezeugt ift (vgl. 
Märkiſche Forſchungen I, 399). Die Abhandlung hat die Anſicht von der Ver⸗ 
bindung des ſtändiſchen Kreisdirektors und des fürſtlichen Kriegskommiſſars zu 
beſonders entſchiedenem Ausdruck gebracht und damit die Literatur nachhaltig 
beherrſcht. 
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und Raumer!) die Anſicht vertreten, daß man in dem Direktor 
den gewählten Vertreter der kreisſtändiſchen Korporation zu ſehen 
habe, in dem Kreiskommiſſarius den fürſtlichen Beauftragten, und 
daß eben in der Vermiſchung dieſer beiden Amtstitel das Charakte⸗ 
riſtiſche des Landratsamts liege. Dieſe 1894 in den Acta Borussica 
vorgetragene Auffaſſung beherrſcht auch die Abhandlung von Gelpke )), 
der es 1902 unternommen hat, ſie, allerdings ohne eigene archivaliſche 
Forſchung, aus dem gedruckt vorliegenden Material näher zu be⸗ 
gründen. 

Das Ergebnis meiner eigenen Forſchungen geht dahin, daß beide 
Teile Recht haben, aber keiner für das ganze Gebiet der Kurmark. 
Das Problem iſt nicht ſo einfach, wie man bisher angenommen hat. 
Das liegt daran, daß man die Kurmark Brandenburg bisher zu ſehr 
als eine territoriale und politiſche Einheit betrachtet hat. Sie iſt aber, 
wie man es auch an andern Territorien neuerdings beobachtet hat, 
eine zuſammengeſetzte politiſche Bildung, und man muß die ver⸗ 
ſchiedenen Teile unterſcheiden, wenn man zur Löſung des in Frage 
ſtehenden Problems durchdringen will. Auch die territoriale Staats⸗ 
bildung hat trotz ihrer Kleinheit einen verwickelten Bildungsprozeß 
durchgemacht, und dieſer Entwicklungsprozeß hängt, wie überall, mit 
der Geſtalt der Verfaſſungseinrichtungen zuſammen. Wir kommen da⸗ 
mit auf die Frage der Kreisverfaſſung, die den territorialen Untergrund 
für das Landratsamt darſtellt. 

Wo man in den deutſchen Territorien eine Kreiseinteilung findet, 
da beruht ſie wie im Reiche, das wohl bei der Bezeichnung als Vor⸗ 
bild gedient hat, auf einer hiſtoriſch überlieferten Gliederung in Ge⸗ 
biete, die ein mehr oder minder ſtark ausgeprägtes ſtändiſches Sonder⸗ 
leben führten. In der Mark Brandenburg muß man übrigens zweierlei 
Kreiſe unterſcheiden: die ſogenannten Hauptkreiſe (eine Bezeichnung, die 
ſich im 17. Jahrhundert in den Akten mehrfach für die einzelnen 
Marken findet), und die Unterkreiſe, die ſich in der Hauptſache mit 
den heutigen Verwaltungsbezirken decken. Die Hauptkreiſe ſind: die 
Altmark, die Priegnitz, die Mittelmark mit dem Land Ruppin, die 
Neumark mit den fegenannten inkorporierten Kreiſen, die urſprünglich 
zu Schleſien oder zur Niederlauſitz gehörten. Jeder dieſer Hauptkreiſe 
hat einen beſonderen hiſtoriſch⸗politiſchen Charakter und manche Eigen⸗ 


= — —  — — 


1) G. W. v. Raumer im Berliner Politiſchen Wochenblatt 1832—1833. 
2) Die geſchichtliche Entwicklung des Landratsamtes in der preußiſchen 
Monarchie. 1902. 
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heiten in der ſtändiſchen Verfaſſung. Nur die Mittelmark und die Neu- 
mark zerfallen ſchon im 17. und 18. Jahrhundert in kleinere Unterkreiſe. 
In der Mittelmark unterſcheidet man folgende ſieben: 1. Havelland, 
2. Glien⸗Löwenberg, 3. Zauche, 4. Teltow, 5. Niederbarnim, 6. Ober⸗ 
barnim, 7. Lebus. Dieſe Einteilung iſt uralt. Sie findet ſich ſchon 
in dem Landbuch Karls IV. (1375) und geht wahrſcheinlich auf die 
alte wendiſche Gauverfaſſung zurück, die auch bei der allmählich fort⸗ 
ſchreitenden Koloniſation eine Rolle ſpielte und der Vogteiverfaſſung 
des Mittelalters zu Grunde lag. Auch von dieſen Kreiſen gilt, was 
von den Hauptkreiſen ganz klar iſt: daß die Mark Brandenburg ſich 
aus ihnen zuſammenſetzt, und zwar im Sinne eines hiſtoriſchen Auf- 
baus, daß ſie aber nicht eigentlich eine planmäßige Einteilung darſtellen. 
Ahnlich ſteht es mit den ſechs bis ſieben Kreiſen der Neumark. Es 
ſind im 17. Jahrhundert die folgenden: 1. Soldin, 2. Königsberg, 
3. Landsberg, 4. Friedeberg (dieſes öfters mit Landsberg verbunden), 
5. Arnswalde, 6. Dramburg, 7. Schievelbein. Sie finden ſich ſchon in 
dem neumärkiſchen Landbuch des Markgrafen Ludwig des Alteren (1387), 
als beſondere Länder oder Diſtrikte, allerdings neben einer Anzahl 
anderer, die ſpäter in ihnen aufgegangen ſind. Eine Sonderſtellung 
neben der eigentlichen Neumark nimmt das Land Sternberg ein, das 
durch den großen Beſitzkomplex des Johanniterordens ſeinen Charakter 
erhält; als inkorporierte Kreiſe bezeichnet man die früher ſchleſiſchen 
Keiſe Kroſſen und Züllichau, das als Enklave in der Niederlauſitz 
liegende Kottbus; die ebenfalls früher niederlauſitziſchen Länder Beeskow 
und Storkow, die unter Johann von Küſtrin zu dem neumärkiſchen 
Beſitz gehörten, ſtehen zwiſchen Kur- und Neumark. Die übrigen 
„Hauptkreiſe“: Altmark, Priegnitz, Uckermark bildeten noch im 18. Jahr⸗ 
hundert, jedenfalls aber im 17., eine ungeſchiedene Einheit, in der ein 
Direktor mit zwei bis drei Landräten amtierte !). 


1) Der Oberpräſident Graf von Baſſewitz nennt in dem auf amtlichen 
Materialien beruhenden Buche: Die Kurmark Brandenburg .... vor 1806, S. 87, 
zwei Kreisdirektorien für Priegnitz und Uckermark, jedes mit drei Landräten be⸗ 
ſetzt, und vier Landräte für die Altmark in beſonderen Kreiſen. Im 17. Jahth. 
treten dieſe beſonderen altmärkiſchen Kreiſe aber noch nicht hervor. Sie 
exiſtieren bereits als Landreitereibezirke (Beritte), haben aber noch keine be⸗ 
ſonderen Kommiſſarien. Die Beritte der Landreiter werden auf die alten Vog⸗ 
teien zurückgehen, mit denen ſie ſich ſo ziemlich decken; der Landreiter wird als 
eine Metamorphoſe des alten, unter dem Vogt amtierenden bedellus angeſehen 
werden dürfen. Auch hier hat man alſo nicht an eine planmäßige adminiſtrative 
Einteilung zu denken. In der Priegnitz zählt Wöhner in ſeinem Buche über 
die Steuerverfaſſung des platten Landes der Kurmark Brandenburg (1804) ſieben 
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An die Hauptkreiſe ſchloß ſich die ſtändiſche Verfaſſung der Kur⸗ 
mark in vielen Stücken an, namentlich hinſichtlich der beſonderen ritter⸗ 
ſchaftlichen Finanzverwaltung; und zwar ſtanden dabei die Kreiſe der 
Neumark im engeren Sinne in einer näheren Verbindung unter⸗ 
einander als mit der Neumark, die eben zu der Zeit, wo die Einrich⸗ 
tungen einer ſtändiſchen Steuerverwaltung ſich ausbildeten, von der 
Kurmark abgetrennt geweſen war (1585—1572) und auch ſpäterhin, 
trotz der wiedererfolgten Vereinigung, die Spuren davon in ihren 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsinſtitutionen bewahrt hat. Die Neu- 
mark bildete ein beſonderes landſtändiſches Corpus; und auch, wenn 
ein gemeinſamer kur⸗ und neumärkiſcher Landtag gehalten wurde, wie 
1653, ſo wurde für die neumärkiſchen Stände wohl noch ein beſonderer 
Rezeß ausgeſtellt. Die drei kurmärkiſchen Hauptkreiſe aber führten im 
Rahmen der allgemeinen kurmärkiſchen Landesverfaſſung ihr beſonderes 
Leben, und ſeit Johann Georg gewannen die häufig berufenen Kreis⸗ 
tage allmählich eine größere geſchichtliche Bedeutung als die allgemeinen 
Landtage, die ſchon um der Koſtſpieligkeit willen ſeltener verſammelt 
wurden; dabei ging die Priegnitz in der Regel mit der Altmark, das 
Land Ruppin mit der Mittelmark zuſammen; Uckermark und das Land 
Stolp!) bildeten eine kaum je geſchiedene Einheit. Dieſe „Kreistage“ 
bewegen ſich durchaus in denſelben Formen wie die Landtage. Sie 
treten in der Regel nur auf Berufung des Kurfürſten zuſammen; hat 
dieſer eine Forderung an die Stände zu ſtellen, ſo ſendet er gewöhn⸗ 
lich einen oder zwei ſeiner Räte als Kommiſſarien, um die Propoſition 
zu tun; es wird verhandelt und ein Rezeß gemacht, wie bei einem 
allgemeinen Landtag. Auch bei den Kreistagen erſcheint meiſt nicht 
die ganze Ritterſchaft, ſondern nur ein Ausſchuß von Deputierten. 
Es gibt Kreistage, an denen auch die Städte teilnehmen, und ſolche, 
bei denen nur Deputierte der Ritterſchaft erfcheinen. Dieſe Haupt⸗ 
kreiſe find keineswegs bloß ritterſchaftliche Gebiets körperſchaften. 

In der ſtändiſchen Steuerverwaltung?) iſt das Kernſtück, die 


„Diſtrikte“ auf, die aber keineswegs als Kreiſe zu betrachten ſind und weder be⸗ 
ſondere Landräte noch Landreiter haben. Nach der Kanzleiordnung von 1577 
(Riedel, Cod. dipl. Brand., Supplementbd. S. 191 [Nr. CLVI) beſorgten 
in der Priegnitz die ſtädtiſchen Räte die Zuſtellungen an die „unbeſchloſſene Ritter- 
ſchaft“; die ſieben Diftrifte find denn auch identiſch mit den Stadtbezirken. 

1) Es handelt fic dabei nur um den ſpärlichen Reft eines alten Landes, 
deſſen Hauptteil an Pommern gekommen war. 

2) Die hier zugrunde liegenden Angaben bei Haß, Die kurmärkiſchen 
Stände im letzten Drittel des 16. Jahrhunderts (1913), konnten für die erſten 
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Neubiergeldkaſſe, den drei Hauptkreiſen, Prälaten, Adel und Städten 
gemeinſam. Die Direktion liegt in den Händen eines Kollegiums von 
ſechs Verordneten, von denen drei von Prälaten und Ritterſchaft, drei 
von den Städten aus der ganzen Kurmark entſandt ſind; die Kontrolle 
führt der „Große Ausſchuß“, eine Verſammlung von etwa 50 Per⸗ 
ſonen: Vertreter der Prälaten, der 12 Hauptſtädte, der drei Hauptkreis⸗ 
ritterſchaften. Ihre Beſtätigung ſcheint dem Kurfürſten vorbehalten 
geweſen zu ſein; die Wahl der ritterſchaftlichen Mitglieder erfolgte 
wohl auf Lebenszeit. Der Große Ausſchuß trat in der Regel nur 
einmal im Jahre zur Abnahme der Rechnungen zuſammen; feine Mit- 
glieder erhielten die Reiſekoſten erſetzt, bezogen aber kein Gehalt. Der 
Kurfürſt war durch Kommiſſarien in der Verſammlung vertreten. Der 
Große Ausſchuß wählte auch die Mitglieder des Verordnetenkollegiums, 
dem die Direktion des Kaffen- und Kreditweſens oblag, auf Vorſchlag 
der wahlberechtigten Corpora; dabei ſcheint dem Kurfürſten ebenfalls 
ein Beſtätigungsrecht zugeſtanden zu haben. Die Verordneten erhielten 
Gehalt und Diäten; ſie traten meiſt nur zu den Quartalen zuſammen. 


In den anderen Zweigen der ſtändiſchen Steuerverwaltung fand 
eine itio in partes ſtatt. Die beſonderen Städteſteuern wurden von 
ſtädtiſchen Verordneten verwaltet und kontrolliert; dafür beſtanden zwei 
Kaſſen, eine für die Altmark und Priegnitz in Stendal, die andere für 
Mittelmark, Ruppin und Uckermark in Berlin. Von beſonderer Be⸗ 
deutung für unſeren Gegenſtand ſind die beſonderen ritterſchaftlichen 
Hufen⸗ und Giebelſchoßkaſſen, in denen Mitglieder der Ritterſchaft die 
Steuern des platten Landes verwalteten. Solche Kaſſen gab es drei: 
hier ſtand jeder Hauptkreis für ſich beſonders. Die Direktion über 
den Einnehmern führten auch hier beſoldete Verordnete aus der Ritter⸗ 
ſchaft; die Kontrolle lag in den Händen eines Ausſchuſſes von Depu- 
tierten; die Deputierten wurden von der Ritterſchaft des Kreiſes vor⸗ 
geſchlagen, vom Kurfürſten beſtätigt; von ihnen wurden wieder die 
Verordneten vorgeſchlagen, die der Kurfürſt ernannte. Bei dem mittel⸗ 
märkiſchen Verordnetenkollegium war der Kurfürſt noch durch beſondere 
Kommiſſarien vertreten. Dieſe ritterſchaftliche Verwaltung der Hufen- 
ſchoßkaſſen in den drei Hauptkreiſen enthält den wichtigſten Keim zur 
Ausbildung einer rein ritterſchaftlichen Selbſtverwaltung in den Kreiſen 
überhaupt. 

Dieſe ganze landſtändiſche Steuerverwaltung war um die Mitte 


Jahrzehnte des 17, Jahrhunderts aus den Akten beſtätigt und ſtellenweiſe ver⸗ 
mehrt oder näher präziſiert werden. 
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des 16. Jahrhunderts dadurch entſtanden, daß die Landſtände die 
Schulden des Kurfürſten von Zeit zu Zeit zur Verzinſung und Tilgung 
übernahmen und zu dieſen Zwecken Steuern bewilligten, deren Ver⸗ 
waltung mit jenem Schuldenweſen zugleich in ihre Hand kam. Die 
ſtändiſche Schulden- und Steuerverwaltung, das fog. Kreditwerk, diente 
dann zugleich auch privatwirtſchaftlichen Zwecken, indem es wie eine 
Depoſitenbank Privatkapitalien aufnahm und verzinſte. Zu Anfang 
des Dreißigjährigen Krieges trat eine Stockung und ſchließlich ein 
förmlicher Bankrott ein. Die Liquidation erfolgte unter der Leitung 
kurfürſtlicher Kommiſſarien von 1675 bis 1683 und endete (1687) mit 
dem Plane der Aufhebung dieſer ganzen ſtändiſchen Steuerverwaltung, 
der nur die alten Steuern des 16. Jahrhunderts, nicht aber die neuen, 
Kontribution und Akziſe, unterſtanden. Dieſer Plan des Großen 
Kurfürſten iſt indes von feinem Nachfolger nicht zur Ausführung ge- 
bracht worden; vielmehr wurde das landſtändiſche Kreditwerk unter 
ihm in etwas veränderten Formen, aber ganz im alten Geiſte, wieder 
hergeſtellt und hat als „Kurmärkiſche Landſchaft“ noch bis zu den 
großen Finanzreformen des Jahres 1820 beſtanden. Wir können für 
unſeren Zweck von dieſer Neuordnung, die 1704 zum Abſchluß gelangt 
iſt, abſehen; es mag nur darauf hingewieſen werden, daß erſt damals 
eine Vereinheitlichung der ritterſchaftlichen Hufenſchoßverwaltung über 
das ganze Land ſtattgefunden hat, indem die beſonderen Kaſſen der 
drei Hauptkreiſe in eine zuſammengezogen wurden, an deren Ver⸗ 
waltung nun auch die Neumark einen Anteil erhielt. 

Über die Rolle, die die kleinen Kreiſe oder Landreitereien in dieſer 
Organiſation der Landſchaft ſpielten, wiſſen wir nur wenig. Sie war 
wohl nicht in allen Landſchaften die gleiche. Es liegt nahe anzunehmen, 
daß in dieſen Bezirken die Deputierten der Ritterſchaft zu den Aus⸗ 
ſchüſſen gewählt wurden; aber die ſchematiſche Angabe, daß je zwei 
aus jedem Kreiſe oder Beritt geſandt wurden, tft nicht allgemein au: 
treffend. In der Neumark allerdings ſehen wir aus den beſonderen 
Landtagsrezeſſen des 17. Jahrhunderts, die die Unterſchrift der De⸗ 
putierten tragen, daß da in der Regel zwei von der Ritterſchaft jedes 
der elf Kreiſe (mit Einſchluß der inkorporierten) erſchienen; aber in 
der Mittelmark kann es nicht ebenſo geweſen ſein. Als im Jahre 
1661 der Deputierte zum Großen Ausſchuß Ehrentreich von Bredow 
geſtorben war, entftand Streit über die Befugnis zur Wahl eines 
Erſatzmannes zwiſchen dem havelländiſchen und dem Glien⸗Löwen⸗ 
bergiſchen Kreiſe. Der verſtorbene Bredow war Kommiſſarius des 
havelländiſchen Kreiſes geweſen, und die havelländiſche Ritterſchaft 
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wollte feinen Nachfolger aus ihrem Mittel erwählen. Aber die Ritter- 
ſchaft des Kreiſes Glien-Löwenberg, die fih kurz vorher (1660) auch 
ratione modi collectandi von dem havelländiſchen Kreiſe, zu dem ſie 
früher gehörte, getrennt hatte, verlangte die Stelle im Ausſchuß für 
ſich. Sie führte dabei an, daß im ganzen vier Deputierte auf das 
Havelland kämen, und einen von dieſen müſſe der neue abgetrennte 
Kreis Glien⸗Löwenberg wählen, weil dieſer etwa ein Viertel des ganzen 
Kontributionsquantums trage. Die Geheimen Räte haben dann auch 
im Sinne dieſes Verlangens entſchieden. Hier handelte es ſich um 
Deputierte zum Großen Ausſchuß, alfo für die Verwaltung der Neu- 
biergeldkaſſe; wie es mit dem beſonderen mittelmärkiſchen Ausſchuß 
ſtand, der die ritterſchaftliche Hufenſchoßkaſſe unter ſich hatte, wiſſen 
wir nicht; wahrſcheinlich war die Zahl der Deputierten hier noch größer. 
Wir hören auch mehrfach von Deputierten in den einzelnen kleineren 
Kreiſen der Mittelmark, und immer in Ausdrücken, die auf eine 
größere Zahl als 2 deuten. So iſt mehrfach von „den an— 
weſenden Deputierten“ die Rede; einmal wird vom Hofe geſchrieben 
nach der Anweiſung des Konzepts des Kanzlers Dr. Prudmann „an 
die Deputierten des Zauchiſchen Kreiſes ſamt und ſonders“, d. h. an 
alle zuſammen und an jeden einzelnen beſonders. Für die anderen 
Landesteile, namentlich die Altmark, fehlt es ganz an Nachrichten. 
Immerhin wird man annehmen dürfen, daß die Wahl und vielleicht 
auch die Inſtruktion von Deputierten zu den Ausſchüſſen eine der 
wichtigſten ſtändiſchen Lebensäußerungen in den kleinen Kreiſen ge- 
weſen ſei; von einer lokalen Verwaltungstätigkeit in dieſen kleineren 
Gebieten fehlt bis zum Dreißigjährigen Kriege jede Spur — abgeſehen 
von den inkorporierten Kreiſen der Neumark, die ihre alten ſchleſiſchen 
oder niederlauſitziſchen Einrichtungen mit Zähigkeit feſtgehalten haben. 

Eine ſtrenge Unterſcheidung zwiſchen den Hauptkreiſen und den 
Unterkreiſen wird nicht immer gemacht; zuweilen erſcheinen die einen 
neben den andern. Im 17. Jahrhundert bildet ſich ein eigentümliches 
Verfahren für die Verhandlungen des Kurfürſten mit der Landſchaft 
heraus, bei dem die Kreiſe eine beſondere Rolle ſpielen. Der Kurfürſt 
beruft erſt einen „Großen Ausſchuß“; wir haben uns darunter, 
wenigſtens in der eigentlichen Kurmark, wohl den Kontrollausſchuß für 
die Neubiergeldkaſſe zu denken, den ſchon Johann Georg auch zu 
anderen Zwecken, als Erſatz für einen Landtag, gebrauchen wollte und 
den Joachim Friedrich gern zu einem beſtändigen Landeskollegium ge⸗ 
macht hätte. Man wird ſich freilich nicht ſtreng an dieſen Kreis von 
Perſonen gebunden haben; es konnten einige davon fehlen und andere 
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hinzutreten; die Hauptſache war, daß Männer von Anſehen und Er⸗ 
fahrung in den Landesgeſchäften und von vertrauenswürdiger Geſinnung 
dabei zuſammenkamen. Man wird ſolche großen Notabelnausſchüſſe 
wohl mit der Geſamtheit der „Landräte“ älteren Stils gleichſetzen 
können, von denen weiterhin noch die Rede ſein wird. Einem ſolchen 
„Großen Ausſchuß“ wird das kurfürſtliche Begehren, ment eine Geld- 
forderung, vorgetragen, und natürlich hätte es der Kurfürſt am liebſten 
geſehen, wenn dieſer Notabelnausſchuß gleich im Namen der Landſchaft 
die Bewilligung ausgeſprochen hätte. Das geſchah aber niemals, der 
Ausſchuß erklärte vielmehr, daß er dazu nicht befugt ſei, daß es erſt 
einer Verſammlung der Kreiſe bedürfe. Dann werden Kreis. 
verſammlungen berufen, und auf dieſen werden Deputierte gewählt 
und inſtruiert, mit denen dann der Kurfürſt auf einem Deputations⸗ 
landtag verhandelt; dieſe gewählten Deputierten machen dann eine 
Bewilligung nach Maßgabe ihrer Inſtruktionen und der landesherrlichen 
Forderungen. Ob es ſich nun bei dieſen Kreisverſammlungen um die 
kleinen oder die großen Kreiſe gehandelt hat, wird nicht ganz klar. 
Es ſcheint, daß es damit in der Neumark eine andere Bewandtnis 
hatte als in der eigentlichen Kurmark. Für die Neumark iſt der Vor⸗ 
gang typiſch, wie er in dem Küſtriner Landtagsabſchied Johann Sigis- 
munds vom 23. Dezember 1614!) angedeutet wird: erſt Berufung 
eines Großen Ausſchuſſes, am 12. November (das iſt hier natürlich 
eine andere Verſammlung, als der Ausſchuß für die Neubiergeldkaſſe, 
mit der die Neumark nichts zu tun hatte; es iſt ein beſonderer neu⸗ 
märkiſcher Notabelnausſchuß, deſſen Mitglieder vom Kurfürſten aus- 
gewählt waren); dann die Kreisverſammlungen, die der Ausſchuß ver⸗ 
langt hat, damit Deputierte mit Inſtruktionen gewählt werden können; 
dieſe finden am 28. November ſtatt; endlich am 18. Dezember Ju- 
ſammentritt des Deputationslandtags, mit dem der Rezeß vom 23. De⸗ 
zember vereinbart wird. Hier waren es ohne Zweifel die ſechs bis 
ſieben neumärkiſchen Kreiſe, ſamt dem Lande Sternberg und den in- 
korporierten Kreiſen, die verſammelt wurden, und wir können auch 
nach Analogie anderer Landtage mit ziemlicher Beſtimmtheit ſagen, 
daß zwei ritterſchaftliche Deputierte aus jedem der elf Kreiſe erſchienen. 
Anders aber war es wohl in der ganzen Kur- und Neumark, wo z. B. 
der Rezeß wegen des Defenſions werks vom 1. Mai 1620) ein typiſches 
Beiſpiel gibt. ſ Auch hier im Anfang ein Großer Ausſchuß, dann 


1) Mylius, C. C. M. VI, I Nr. 78 (Sp. 251 ff.). 
2) Mylius, C. C. M. VI, I Nr. 88. 
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Kreisverſammlungen, endlich ein Landtag aus Deputierten aller Kreiſe. 
Aber die Kreisverſammlungen, die damals zuſammentraten, tagten !): 
am 27. März in Landsberg a. W., am 30. März in Croſſen, am 
6. April in Stendal, am ſelben Tage in Cölln und in Prenzlau. Hier 
handelt es ſich alſo offenbar nur um die großen Kreiſe: Altmark, 
Mittelmark, Uckermark, dazu um die Neumark und die inkorporierten 
Kreiſe. Von beſonderen mittelmärkiſchen Land- oder Kreistagen haben 
wir aus dieſer Zeit (17. Jahrhundert) keine Kunde. Eine Koordi⸗ 
nierung der Unter⸗ und der Hauptkreiſe in allgemeinen Landes⸗ 
angelegenheiten erſchien wohl nicht als ſtatthaft. In den lokalen Ver⸗ 
waltungseinrichtungen aber ſtehen vielfach die kleinen Kreiſe neben den 
großen, und dies Verhältnis ſpielt auch eine Rolle bei der Unter- 
ſcheidung von Kommiſſarien und Direktoren. 


Die Auffaſſung von Gfaakfohn und Bornhak über den Urs 
ſprung des Landratsamts und über das Verhältnis von Kommiſſarien 
und Direktoren knüpft ſich an das fdjon erwähnte Dokument vom 
22. Juni 1701, die Eingabe, durch welche die „ſämtlichen Directores 
und Commissarii der Chur und Mark Brandenburg dies- und jenſeits 
der Elbe und Oder“ um die Erteilung des Amtstitels „Landrath“ 
bitten. Nach dieſem Dokumente iſt klar, daß Direktoren damals nur 
in der Altmark und Uckermark beſtanden, alſo in den großen Kreiſen, 
die noch nicht in Unterkreiſe aufgelöſt waren; dem entſpricht, daß in 
einer dazugehörigen Eingabe vom 12. Juli 1701, was noch nicht be⸗ 
merkt worden ift, die Unterſchrift lautet: „Sämtliche Landes-Directores 
und Commissarii der Chur und Mark Brandenburg etc.“ Damit 
ſtimmt auch die deutlich hervortretende Auffaſſung, daß der Direltor- 
titel etwas Höheres bedeutet, als der des bloßen Kreiskommiſſarius. 
Der Direktor iſt in der Altmark und der Uckermark offenbar der erſte 
unter den dortigen Kreiskommiſſarien, die wir uns in der Mehrzahl 
zu denken haben werden; er iſt ein Kreiskommiſſarius von beſonders 
hohem Rang. Darum wird auch gewünſcht, daß für dieſe Herren der 
Charakter als Direktor fortbeſtehen ſoll, auch nachdem den Kreis⸗ 
kommiſſarien der Titel Landrat beigelegt worden iſt, und das kurfürſt⸗ 
liche Reſkript vom 27. September 1702, das die Bitte gewährt, ſpricht 
dann auch in dieſem Sinne von dem neuen Titel: „Direktoren und 
Landräte“. In der Altmark und der Uckermark, ebenſo übrigens auch 
in der Neumark, wurde es bald nachher allgemein üblich, daß die 


1) Die Verſammlung, die am 26. März in Cölln tagte, war wohl der 
Große Ausſchuß. 
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älteſten unter den Landräten ſich als „Landesdirektoren“ bezeichneten. 
Nach der Reorganiſation des alten Kreditwerks (der „Kurmärkiſchen 
Landſchaft“) 1704 wurde es auch üblich, daß dieſe drei Landesdirektoren 
in das Kollegium der Verordneten aufgenommen wurden, das die ritter 
ſchaftliche Hufenſchoßkaſſe leitete. 

Stellen wir uns auf den Boden dieſes Dokuments, ſo iſt die 
Annahme nicht unbegründet, daß das Landratsamt nur eine Wurzel 
hat, nämlich das Amt des Kreiskommiſſarius; daß der Direktor in den 
großen Kreiſen nur ein höher titulierter Kreiskommiſſarius iſt. Danach 
würde alſo für ſtändiſche Kreisdirektoren neben den Kreiskommiſſarien 
kein Raum ſein. Nun hat aber Gelpke nach dem Vorgang von Voß 
und Raumer ganz richtig darauf hingewieſen, daß wenigſtens in 
einem Kreiſe, in Cottbus, ſchon in dem gedruckten Landtagsabſchiede 
von 1653 von einem ſtändiſchen Kreisdirektor die Rede iſt, und daß 
auch in Croſſen die Landesälteſten eine ähnliche Stellung einnehmen. 
Das Hauptargument aber für das allgemeine Vorhandenſein von ſtän⸗ 
diſchen Kreisdirektoren gerade auch in der Mittelmark und der eigent⸗ 
lichen Kurmark überhaupt, das ebenſo bei Voß, wie bei Gelpke 
beſonders ſtark betont wird, iſt die Akziſe- und Steuerordnung vom 
30. Juli 16411), die wir etwas näher ins Auge faſſen wollen. Da- 
nach haben die Landſchaften der Mittel- und Uckermark und Ruppin 
auf dem Landtage zu Berlin im Juni und Juli 1641 zu beſſerer 
Beſtreitung des Unterhalts für die Soldateska die modi generales 
contribuendi eingeführt; es iſt alſo eine landſtändiſche Akziſe; der 
Kurfürſt hat dieſe Einrichtung dann revidiert und beſtätigt. Dem⸗ 
gemäß ſollen vom 1. Juli ab die näher bezeichneten Abgaben gezahlt 
werden, und zwar „den von unſern getreuen Landſtänden obbemel- 
deter Creyſe verordneten Directoren und Ein nehmern“. 
Das deutet Gelpke (wie auch ſchon v. Voß) auf die ſtändiſchen 
Kreisdirektoren, die er im Sinne hat, die damals alſo neben den 
fürſtlichen Kriegskommiſſarien in den Kreiſen, auch den kleinen Kreiſen 
der Mittelmark, tätig geweſen wären. Indeſſen, wenn man näher zu⸗ 
ſieht, ſo erſcheint dieſe Deutung doch unſtatthaft. Man darf hier 
nicht an Direktoren der kleinen Kreiſe und überhaupt nicht an eigent⸗ 
liche Kreisdirektoren denken. Die „obbemeldeten Creyſe“, von denen 
die Urkunde ſpricht, können nichts anderes bedeuten, als die kurz 
vorher aufgeführten „Landſchaften“: Mittelmark, Uckermark, Ruppin. 
Von den kleinen Kreiſen iſt gar nicht die Rede. Und die „Directores 
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368 | Otto Hintz (12 


und Einnehmer”, die von dieſen großen Kreiſen „verordnet“ oder 
„deputiert“ ſind, werden wir wohl als die Verordnetenkollegien und 
Einnehmer der verſchiedenen landſtändiſchen Kaſſen aufzufaſſen haben, 
zu welchen die Zahlungen geleiſtet werden ſollen. Es wird genau be— 
ſtimmt, welche Abgaben in „der Ritterſchaft und Städte gemeine 
Caſſam“, d. h. in die Neubiergeldkaſſe zu Berlin, welche in der Nitter- 
ſchaft Spezialkaſſen (d. h. in die Hufenſchoßkaſſen, die Mittelmärkiſch⸗ 
Ruppinſche in Berlin und die Uckermärkiſche Hufenſchoßkaſſe in Prenzlau), 
und welche in die Mittel⸗ und Uckermärckiſchen auch Ruppiniſchen 
Städte abſonderliche Caſſam (d. h. in die gemeinſchaftliche Städtekaſſe 
dieſer Kreiſe) fließen ſollen. Es iſt alſo hier ähnlich wie 1621, wo die 
Direktion über die neueingeführte Kopfſteuer (Capitation) den Ver⸗ 
ordneten und dem Ausſchuß der Landſchaft zugewieſen wird!). Die 
ſchon vorhandenen Organe der landſtändiſchen Steuerverwaltung werden 
1641 auch für die Verwaltung der neueingeführten landſtändiſchen 
Akziſe in Anſpruch genommen; daß dabei die Verordneten als „Directores“ 
bezeichnet werden, entſpricht einem damals allgemein üblichen Sprach- 
gebrauch, nach dem die Leiter ſtändiſcher Kaſſen als „Cassae-Directores“ 
bezeichnet werden ?). 

Ich kann alſo nicht mit Gelpke aus dieſer Urkunde den Schluß 
ziehen, daß damals (um 1641) in den einzelnen märkiſchen Kreiſen 
ſtändiſche Direktoren beſtanden hätten. Die Sache iſt nicht ſo einfach; 
eine allgemeine Behauptung läßt ſich überhaupt nicht mit ausreichender 
Begründung nach dem bisher bekannten Material aufſtellen. Wir 
müſſen ins Einzelne gehen und uns auf Grund der Akten ein Bild 
davon zu machen ſuchen, wie es in den verſchiedenen größeren und 
kleineren Kreiſen geweſen iſt. Wir beginnen dabei mit der Altmark, 
gehen dann zur Mittelmark, Uckermark und Neumark über und ſchließen 
mit den inkorporierten Kreiſen. 

In der Altmark tritt im 17. Jahrhundert die ſtändiſche Orga⸗ 
niſation der ritterſchaftlichen Hufenſchoßkaſſe auffällig in den Hinter⸗ 
grund; wir hören nichts von den Verordneten und Deputierten: in 
dem öffentlichen Leben der Landſchaft haben ſie gar keine Rolle ge⸗ 
ſpielt. Um ſo bedeutender tritt hier der Landeshauptmann hervor, der 
nach altem Herkommen aus den angeſehenſten Mitgliedern des im 
Lande angeſeſſenen Adels genommen wurde und ebenſo ein Vertrauens- 


1) Mylius VI, I Nr. 89, Sp. 299 f. 

2) Vgl. auch Urkunden und Aktenſtücke zur Geſch. des Großen Kurfürſten 
X, S. 228: Der Kurfürſt an Maximilian v. Schlieben, Direktor der Mittel⸗ 
märkiſchen Landſchaft zum Neuen Biergelde uſw. (1652). 
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mann der Stände wie ein Diener des Kurfürſten war. Männer wie 
Thomas v. d. Kneſebeck auf Tilſen, ein tüchtiger Juriſt und Geſchäfts⸗ 
mann, der während des Dreißigjährigen Krieges mit Eifer und Ge⸗ 
ſchick dieſes Amt verwaltete, bis er 1646 in den Geheimen Rat berufen 
wurde, und ſein Bruder Hempo, der ihm folgte und in der kritiſchen 
Zeit von 1651—1653 an der Spitze der altmärkiſchen Oppoſition ſtand, 
ohne doch das Vertrauen des Kurfürſten zu verlieren, haben der 
Landes hauptmannſchaft in der Altmark eine Bedeutung gegeben, die fie 
in andern Teilen der Mark Brandenburg nicht erlangt oder bewahrt 
hat. Der Landeshauptmann war hier zugleich Repräſentant des Lanbes- 
herrn und ſtändiſcher Kreisdirektor. Während des Konflikts über die 
Abdankung oder Beibehaltung der Truppen hat Hempo v. d. Kneſe⸗ 
beck im Juni 1651 eigenmächtig einen Landtag der altmärkiſchen Stände 
von Ritterſchaft und Städten berufen, auf dem über die verſchiedenen 
Landesbeſchwerden beraten wurde, im Sinne eines geſetzmäßigen Wider⸗ 
ſtandes gegen die Abſichten der kurfürſtlichen Regierung. Der Kur- 
fürſt hat ihm dieſe Eigenmächtigkeit ſehr übel genommen, aber es gelang 
dem Landeshauptmann, fih von dem Vorwurf ſtrafbarer Widerſetzlich⸗ 
keit zu reinigen und das Vertrauen des Kurfürſten wiederzugewinnen 
und zu erhalten. Man ſieht aus dem über dieſe Angelegenheit ge- 
führten Schriftwechſel !), daß der Kurfürſt und feine Räte die Be- 
rufung eines altmärkiſchen Kreistags ohne landesherrliche Ermächtigung 
als eine Überſchreitung der Befugniſſe des Landeshauptmanns anſahen; 
Hempo v. d. Kneſebeck andererſeits rechtfertigt ſein Vorgehen mit der 
Erklärung, daß ihm als dem Landeshauptmann in der Altmark das 
Direktorium in den ſtändiſchen Angelegenheiten aufgetragen ſei. Er 
fühlte ſich alſo auch als ſtändiſcher Kreisdirektor oder Landesdirektor, 
eine Bezeichnung, die allerdings wohl nicht eigentlich im Gebrauch war. 
Der Vorgang zeigt aber recht greifbar die doppelſeitige Natur des 
Amtes, und in der Perſönlichkeit des Hempo v. d. Kneſebeck tritt die 
aufrechte Geſinnung des altmärkiſchen „Patrioten“ im alten ſtändiſchen 
Sinne ebenſo eindrucksvoll hervor wie die Treue und Ergebenheit eines 
hohen kurfürſtlichen Dieners. 

An dieſes Amt des Landeshauptmanns ſchließt ſich nun im Dreißig⸗ 
jährigen Kriege die neue Funktion der Kriegskommiſſarien (im Sinne 
von Landkommiſſarien und Kreiskommiſſarien) an. Als im Herbſt 
1626 die kaiſerlichen Truppen unter dem Herzog Georg von Braun: 
ſchweig⸗Lüneburg in der Altmark einquartiert werden mußten, wurden 
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auf deffen Veranlaſſung beſondere Kriegskommiſſarien des Landes zur 
Verhandlung mit den kaiſerlichen Offizieren und Kriegskommiſſarien 
vom Kurfürſten beſtellt. Zuele Kommiſſion wurde dem Landeshaupt⸗ 
mann ſelbſt, ſeinem Bruder Hempo und den Herren Chriſtoph v. Bis⸗ 
marck auf Creveſee und Adam Valtin v. Redern auf Woltershagen auf⸗ 
getragen. Von einer Wahl durch die Kreisſtände iſt dabei keine Rede. 
Der Kurfürſt oder vielmehr in feinem Namen der Kanzler Dr. Prud- 
mann erſucht die genannten Herren, „um des Vaterlandes, ja auch um 
ihres ſelbſt Intereſſe willen“ ſich mit dieſer Kommiſſion „beladen“ zu 
laſſen. Sie haben denn auch das Amt angenommen und viele Jahre 
hindurch ausgeübt, und zwar anfangs ohne jede Beſoldung oder Ent⸗ 
ſchädigung, was allerdings damals eine Ausnahme in der Mark 
Brandenburg war, und auch in der Altmark ſpäter abgekommen iſt. 
Wir hören einmal, 1628, daß es in der Mark allgemein üblich war, 
daß einem Kriegskommiſſarius monatlich 30 Taler auf die Kontribution 
angewieſen wurden. Das war eine Norm, die freilich nicht überall 
maßgebend geweſen zu ſein ſcheint. Häufig erhielten die Kommiſſarien 
nichts und waren noch dazu beſonderen Zugriffen des feindlichen 
Truppenkommandos ausgeſetzt, wenn die Zahlungen von ihrem Kreiſe 
ausblieben. Im allgemeinen aber ſcheint es üblich geweſen zu ſein, 
daß die Güter und Dörfer der Kommiſſarien von der Einquartierung 
befreit waren; nur ſo wird man es ſich erklären können, wie trotz der 
mühſeligen, gehäſſigen und oft nicht ungefährlichen Obliegenheiten ſich 
doch ſtets angeſehene Gutsbeſitzer gefunden haben, die zur Übernahme 
der Kommiſſion bereit waren. 

Auch nach dem Dreißigjährigen Kriege blieben die Kriegskom⸗ 
miſſarien in Tätigkeit, in der Altmark, wie anderswo, neben dem Haupt⸗ 
mann gewöhnlich zwei bis drei; 1658 werden einmal ſogar ſieben bis 
acht genannt. Die Beſtallung erfolgt gewöhnlich auf Vorſchlag der 
Kollegen; von einem Vorſchlagsrecht der Kreisſtände iſt hier erſt 1669 
einmal die Rede, und zwar unter beſonderen Umſtänden, die wohl eine 
Erwähnung verdienen. 1658 war auf Vorſchlag des Hauptmanns und 
der anderen Kommiſſarien Herr Joachim v. Itzenplitz auf Grieben zum 
Kommiſſar benannt worden. Gegen dieſe Perſönlichkeit erhob ſich, wir wiſſen 
nicht aus was für Gründen, Widerſpruch in der Ritterſchaft; aber der 
Kurfürſt hielt die Beſtallung aufrecht und befahl dem Hauptmann, da⸗ 
mals Achaz v. d. Schulenburg, den Kommiſſar v. Itzenplitz in ſeinem Rang 
und ſeinen Funktionen zu ſchützen. Im Jahre 1662, alſo im Frieden, 
wo es nicht mehr ſo vieler Kommiſſarien zu bedürfen ſchien, bat die 
altmärkiſche Ritterſchaft in einer Vorſtellung an den Kurfürſten darum, 
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daß Itzenplitz veranlaßt würde, ſein Kommiſſariat niederzulegen, damit 
man das Salarium ſpare; aber Itzenplitz blieb auch jetzt noch im Amt, 
bis zu ſeinem Tode, 1669. Das war alſo einmal ein Kommiſſarius, 
der nicht nach dem Herzen der Ritterſchaft war, trotzdem er zu den 
Ihrigen gehörte; und an ſeinen Tod knüpft ſich der erſte Verſuch, 
auch hier ein Wahlrecht der Ritterſchaft einzuführen. Der Hauptmann 
Achaz v. d. Schulenburg ſchlug damals an Itzenplitz' Stelle zwei neue 
Kommiſſarien vor, die der Kurfürſt auch beſtätigte. Sie ſollten aber 
nur vorläufig das Amt verſehen, bis die Ritterſchaft ſich wegen eines 
Vorſchlags äußern werde. Das hatte der Hauptmann beantragt, und 
das kurfürſtliche Reſkript ſchloß ſich dem an. Es ſcheint allerdings, 
daß die vorläufige Beſtallung zu einer endgültigen geworden iſt; von 
einem Vorſchlag der Ritterſchaft verlautet nichts weiter. Immerhin 
aber kann ſeit dieſer Zeit das Vorſchlagsrecht als prinzipiell anerkannt 
gelten. 

Der erſte unter den Kommiſſarien in der Altmark war und blieb 
der Hauptmann. Seine überragende Stellung kommt deutlich dadurch 
zum Ausdruck, daß ihm 1657 (alſo während des Nordiſchen Krieges, 
wo es zu vielen Märſchen und Einquartierungen kam) durch ein kur⸗ 
fürſtliches Reſkript ausdrücklich, und wie es ſcheint, ohne zeitliche Be⸗ 
ſchränkung, die Direktion der Kriegsſachen ebenſo wie die der Landes⸗ 
ſachen übertragen wurde. Auf dieſen Befehl beriefen ſich auch ſpäter 
noch die Landeshauptleute, um ihre Autorität geltend zu machen. Get, 
dem ſcheint es üblich geworden zu ſein, den modernen Titel „Direktor“ 
(Landesdirektor, Kreisdirektor) an Stelle des altertümlichen Titels 
„Landeshauptmann“ zu gebrauchen. 

Die Zahl der Kommiſſarien, die neben dem Direktor für die Alt⸗ 
mark tätig waren, läßt ſich nicht genau beſtimmen. Es ſcheint, daß 
dieſe Kommiſſarien noch bis gegen Ende des 17. Jahrhunderts in 
keiner beſtändigen Verbindung mit den vier Landreitereien der Alt⸗ 
mark geſtanden haben; ſpäter erſt hat ſich eine ſolche Verbindung 
ausgebildet. 

In der Priegnitz gibt es keinen ſolchen Vorſteher des Kreiſes, 
wie es der Landeshauptmann in der Altmark war. Auch ein dauerndes 
Verordnetenamt läßt fih nicht nachweiſen 1). Um To wichtiger wurde 
hier die Stellung der Kriegskommiſſarien im Dreißigjährigen Kriege. 
In den Kriegsangelegenheiten erſcheint die Priegnitz nicht, wie ſonſt, 


— — 


1) Nicht ganz klar iſt mir in dieſer Hinſicht das Aktenſtück aus dem Jahre 
1629 (Rep. 21 Nr. 114), über welches im Anhang näher berichtet wird. 
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in näherer Verbindung mit der Altmark, ſondern vielmehr in einer 
ſolchen mit dem Lande oder Kreiſe Ruppin; die Einteilung der Quartier⸗ 
bezirke brachte das mit ſich. 1627 wurden in Ruppin und Priegnitz 
je drei Kriegskommiſſarien beſtellt; ſpäter kommen noch einige dazu, 
einer für die Priegnitz, drei für Ruppin. Mit dem Kontributionsweſen 
ſcheint hier erſt eine abgeſonderte Kreisfinanzverwaltung entſtanden zu 
ſein, und deren natürliche Leiter wurden die Kriegskommiſſarien, die 
wir mehrfach mit den Kreisſtänden oder deren Deputierten zuſammen⸗ 
wirken ſehen 1). Die Kommiſſarien erſchienen ſo zugleich als Direktoren 
des Kreiſes, inſonderheit des Kontributionswerkes; und ſo kommt es, 
daß in den Jahren 1643—45 in Ruppin mehrfach für die Kommiſſarien 
die Bezeichnung „Direktor“ gebraucht wird, und zwar ebenſo von ſeiten 
der kurfürſtlichen Kanzlei wie von ſeiten der Ritterſchaft. Bei der er⸗ 
neuten Beſtellung des Kommiſſarius Otto von Quaſt in Ruppin 1645 
heißt es, er ſolle das Direktorium über das Kontributionsweſen führen 
uſw.; er wird in dieſer Beſtellung ausdrücklich weder als Kommiſſarius 
noch als Direktor bezeichnet; aber beide Bezeichnungen werden ſonſt in 
amtlichen Schreiben von ihm gebraucht. Sie wurden alſo damals als 
ſynonym betrachtet. Später allerdings kehrt der amtliche Sprachgebrauch 
wieder zu der einfachen Bezeichnung „Kommiſſarius“ zurück. In der 
Priegnitz habe ich von dem Direktortitel nichts gefunden; er ſcheint 
hier erſt ſpäter, im 18. Jahrhundert, für den älteſten der Landräte 
üblich geworden zu ſein. Es gab in der Priegnitz immer mehrere 
Kommiſſarien, aber eine nähere Beziehung zwiſchen dieſen und den 
Diſtrikten, in die der Kreis für die Zwecke der gerichtlichen und über⸗ 
haupt der obrigkeitlichen Zuſtellungen an die Unbeſchloſſenen vom Adel 
geteilt war, findet ſich nicht. Die Einteilung in kleinere Kreiſe gehört 
erſt dem 19. Jahrhundert an. . 
Von einem Vorſchlagsrecht der Ritterſchaft ijt anfänglich aud in 
dieſen Kreiſen keine Rede, doch iſt es Anfang der vierziger Jahre 
wenigſtens im Kreiſe Ruppin amtlich anerkannt; freilich iſt fraglich, 
ob es immer geltend gemacht oder tatſächlich berückſichtigt worden iſt, 
ſo z. B. 1657 bei der Beſtallung von Joachim Friedrich von Flans. 
Es iſt in dieſem Zuſammenhang nicht ohne Belang, daß Flans 1679 
mit der Ritterſchaft ſeines Kreiſes in einen Konflikt wegen ſeiner 
Amtsführung geriet, der von den kurfürſtlichen Räten geſchlichtet 
werden mußte; er hatte ſie durch zu häufige Zitationen in Unruhe 
und Koſten verſetzt. Man wird wohl Kreistage darunter zu verſtehen 


1) Siehe Anm. 1 S. 15. 
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haben, zu denen alſo wohl der Kommiſſarius die Ritterſchaft berief; 
übrigens wurden ihm die unnötigen Zitationen in Zukunft unterſagt. 
Der Kreiskommiſſarius erſcheint alſo hier als der einzige Vorſteher des 
Kreiſes. Daß er im allgemeinen mehr auf die Seite der ritterſchaft⸗ 
lichen als der kurfürſtlichen Intereſſen neigte, geht wohl daraus hervor, 
daß vom Kurfürſten 1643 die Anordnung getroffen wird, die Kaſtner 
und Amtsſchreiber ſollten im Ruppiner Kreiſe zu den Kontributions⸗ 
anlagen zugezogen werden, damit eine Überlaſtung der Amtsuntertanen 
vor den ritterſchaftlichen vermieden werde. 

Ein ganz ähnliches Bild zeigen uns die Kreiſe der eigentlichen 
Mittelmark. Einen Landeshauptmann hat es hier zur Zeit der 
Hohenzollern nicht mehr gegeben; es war derjenige Teil der Mark, in 
dem die landes herrliche Autorität des Kurfürſten fih am ſtärkſten und 
unmittelbarſten geltend machte. Die Ritterſchaft hatte mit Ruppin zu⸗ 
fammen eine gemeinſchaftliche Hufenſchoßkaſſe; aber die zwei „Berz 
ordneten“, die ſie zu leiten hatten, ſpielen natürlich keine Rolle in 
der Verwaltung der einzelnen Kreiſe; ſie werden im Zuſammenhang mit 
kreisſtändiſchen Geſchäften nur einmal erwähnt: im Kreiſe Zauche 
ſchlagen die Deputierten des Kreiſes im Jahre 1629 einmal dem Kur⸗ 
fürſten vor, zur Erörterung irgendeiner Kontributionsangelegenheit, 
die mit anderen Kreiſen ſtreitig war, möchten „die zwei Verordneten 
der ganzen mittelmärkiſchen Landſchaft“ zitiert werden. Aus demſelben 
Schriftſtück und aus einigen anderen ähnlicher Art geht auch hervor, 
daß die Deputierten von der Ritterſchaft des Kreiſes damit beauftragt 
waren, in den Kontributionsſachen mitzuarbeiten, neben den Kommiſſarien. 
So wird es auch anderswo geweſen ſein. Dieſe Deputierten ſind wohl 
dieſelben wie die, welche zur mittelmärkiſchen Hufenſchoßkaſſe oder zum 
Großen Ausſchuß verordnet waren; ſie waren alſo zugleich auch in den 
Kontributionsangelegenheiten des Kreiſes tätig, aber offenbar nicht als 
die eigentlich leitenden Perſonen, ſondern zur Unterſtützung und Kon⸗ 
trolle der Kreiskommiſſarien. 

Daß die mittelmärkiſche Organiſation, die für die alten ritter- 
ſchaftlichen Hufenſteuern geſchaffen war, für das Kontributionsweſen im 
Kriege verſagte, lag zum Teil an der Einteilung des Landes in Quartier- 
bezirke, wie ſie durch Wallenſtein vorgenommen worden iſt. Der alte 
Zuſammenhang der Mittelmark wurde dadurch zerriſſen; die kleinen 
Kreiſe fielen zwar mit dieſen Quartierbezirken nicht zuſammen, aber ſie 
ſpielten jetzt doch bei dieſer Einteilung eine größeren Rolle als bisher 
und wurden allmählich zu den eigentlich leiſtungsfähigen Verwaltungs- 
einheiten. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 24 
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Die Kreiskommiſſarien find auch hier zu Vorſtehern der Kreife 
geworden; andere Perſonen zur Leitung der Kreiſe gab es offenbar 
vor dem Kriege nicht; man bedurfte deren auch wohl nicht, weil erſt 
durch die Einquartierungen und Kontributionen der Kriegszeit eine 
beſondere Kreisverwaltung notwendig wurde. Man wird ſich alſo von 
dem früheren kreis ſtändiſchen Leben in Havelland, Glien, Zauche, Teltow, 
Barnim, Lebus keine übertriebenen Vorſtellungen machen dürfen; regel⸗ 
mäßige oder auch nur häufige Kreistage hat es ſchwerlich gegeben; ein 
leitendes Organ der ritterſchaftlichen Korporation fehlte; außer den 
Deputierten für den allgemeinen oder den beſonderen mittelmärkiſchen 
Ausſchuß hat der Kreis anſcheinend überhaupt keine Organe gehabt; 
der Einnehmer iſt wohl erſt mit dem Kommiſſarius zugleich ins Leben 
getreten; auch der Landreiter war kein ſtändiſcher, ſondern ein kurfürſt⸗ 
licher Beamter, der in erſter Linie für die gerichtlichen Zitationen und 
Exekutionen beſtimmt war und nur nebenbei auch für die Kreis⸗ 
verwaltungsgeſchäfte gebraucht wurde, weshalb denn auch meiſt die 
Kreisſtände ihm einen Zuſchuß zu ſeinem kurfürſtlichen Gehalt zahlten. 

Die Bezeichnung „Direktor“ für den Kreiskommiſſarius beruht 
auch hier darauf, daß er die Direktion der Kontributionskaſſe und der 
Kriegsangelegenheiten überhaupt, auch die Leitung der Kreistage in die 
Hand bekommen hatte. Sie entſpricht mehr dem ſtändiſchen als dem 
fürſtlichen Charakter des Amtes. Das Amt bewegt ſich im Laufe der 
Jahre zwiſchen dem kreisſtändiſchen und dem fürſtlichen Pol in der 
Weiſe, daß es ſich bald mehr dem einen, bald mehr dem anderen 
nähert. Die ſtraffere oder loſere Zügelführung in den Beziehungen 
des Kurfürſten zu den Ständen mag dabei mit im Spiele geweſen 
ſein. Auch in der Mittelmark tritt der Direktortitel merkwürdiger⸗ 
weiſe namentlich in den Jahren 1642 bis 1645 beſonders hervor; 
auch noch zu Anfang der fünfziger Jahre wird er gebraucht, während 
er ſpäter wieder mehr verſchwindet und dem anſpruchsloſeren Titel 
„Commiſſarius“ Platz macht. Daß es ſich hier nicht um eine Ver⸗ 
miſchung zweier Amter handelt, wird z. B. bei den verſchiedenen 
Schriftſtücken, die den Teltower Kommiſſarius Britzke betreffen, 1642 
bis 1645, ganz klar: er wird bald Direktor, bald Kommiſſarius ge- 
nannt und war von Anfang an nichts weiter, als ein einfacher Kreis⸗ 
kommiſſarius. Man ſieht auch deutlich, daß die Ritterſchaft den Direktor⸗ 
titel bevorzugt, während die kurfürſtliche Kanzlei lieber den Kommiſſarius⸗ 
titel verwendet. Mehr als einmal begegnet es, daß ein Neubeſtallter 
im Text dem Wunſche der Ritterſchaft gemäß als Direktor bezeichnet 
wird, während er im Rubrum, mit dem die Kanzlei den Inhalt des 
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Stückes zu bezeichnen pflegte, als „Kreiskommiſſarius“ erſcheint. Ein⸗ 
mal, bei der Beſtallung eines Kommiſſars für den vom Havelland ab— 
gezweigten kleinen Kreis Glien, 1674, iſt auch im Text der Konzepte 
das dem Antrage entſprechende, zuerſt gebrauchte Wort „Director“ aus- 
radiert und dafür „Commiſſarius“ eingeſetzt worden. 

Die Einteilung der Wallenſteinſchen Quartierbezirke brachte es mit 
ſich, daß die Kommiſſarien und Stände der mittelmärkiſchen Kreiſe 
häufig zuſammenwirkten, um die Laſt mit vereinten Schultern zu tragen. 
Auch Kontributionsſtreitigkeiten zwiſchen den verſchiedenen Kreiſen ent⸗ 
ſtanden, die dann wohl im Juni, wo die Deputierten ſich zum Großen 
Ausſchuß verſammelten, unter Einwirkung kurfürſtlicher Räte beigelegt 
wurden. In der Regel waren in jedem dieſer Kreiſe mehrere Kom⸗ 
miſſarien angeſtellt; die Beſoldung blieb oft hinter der landesüblichen 
weit zurück; in einem Falle wird eine Erhöhung von 100 Talern und 
12 Scheffeln Roggen jährlich auf 150 Taler und 24 Scheffel beantragt, 
merkwürdigerweiſe durch Geſuch beim Kurfürſten, der die Kreisritter⸗ 
ſchaft zu dieſer Erhöhung veranlaſſen ſoll. Es kam auch wohl vor, 
daß ein Kreis nicht mehr in der Lage war, einen Kommiſſarius mit 
gebührlicher Beſtallung zu halten; dann führte wohl, wie im Nieder⸗ 
barnimſchen Kreiſe, der Einnehmer jahrelang (1643—1654) zugleich die 
Geſchäfte des Kommiſſarius ſo gut oder ſo ſchlecht es gehen wollte; 
auch im Teltowſchen Kreiſe kommt die Ritterſchaft 1643 beim Kur⸗ 
fürſten darum ein, daß es ſo gehalten werden ſolle; doch iſt bald 
darauf wieder ein Kommiſſarius beſtellt worden. Auch hier ſcheinen 
die Kommiſſarien nicht von Anfang an auf Vorſchlag der Ritterſchaft 
beſtellt worden zu ſein; am früheſten iſt es für das Land Lebus be⸗ 
zeugt; hier ſchon 1628. Ein Vorſchlagsrecht der Ritterſchaft wurde 
ſpäter, unter dem Großen Kurfürſten, zwar prinzipiell anerkannt, aber 
nicht immer berückſichtigt. Als im Havelländiſchen Kreiſe 1661 der 
Kommiſſarius Ehrenfried von Bredow ſtarb, ſchlugen die Stände einen 
anderen Bredow zu ſeinem Nachfolger vor. Aber der Kurfürſt hatte 
ſchon eine andere Wahl getroffen: er hatte einen jungen Edelmann 
aus dem Kreiſe, der eben von Univerſitäten und Reiſen zurückkam und 
ſpäter weiter im kurfürſtlichen Dienſt befördert werden ſollte, Albrecht 
Friedrich von Hünicke, zum Kommiſſarius beſtellt; und die Ritterſchaft 
tat Vorſtellung dagegen. In der kurfürſtlichen Antwort wird das 
Wahlrecht der Stände nicht beſtritten; aber es werden allerhand ver⸗ 
fängliche Fragen geſtellt, die die ordnungsmäßige Abhaltung der Wahl 
betreffen und deren Bejahung den Ständen doch wohl kaum möglich 
ſein mochte, u. a.: ob die Ritterſchaft vollzählig an der Wahl teil⸗ 
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genommen hätte? ob Vertreter der kurfürſtlichen Amter im Kreiſe zu- 
gezogen worden ſeien? Die Ritterſchaft ſcheint darauf von weiteren 
Vorſtellungen Abſtand genommen und ſich bei der Anſtellung Hünickes 
beruhigt zu haben. Einer aus ihrem Mittel war er ja doch auch. 
Eigenartig liegen die Verhältniſſe in der Uckermark. Dieſer 
Kreis, der mit dem Lande Stolp zuſammen ein ungeſchiedenes Ganzes 
ausmachte, hatte an der Spitze einen Landvogt, der, ähnlich wie der 
Landeshauptmann in der Altmark, zugleich ein Beamter des Kurfürſten 
und ein Vertrauensmann der Ritterſchaft war, aus deren angeſehenſten 
Familien er herkömmlicherweiſe genommen wurde. Aber dieſer ucker⸗ 
märkiſche Landvogt hatte keineswegs dieſelbe Bedeutung für die Kreis⸗ 
verwaltung erlangt wie der altmärkiſche Landeshauptmann. Wie dieſer, 
präſidierte er zugleich in dem Quartalgericht der Landſchaft. Aber er 
hat ſich auf dieſe Funktion in der Rechtspflege beſchränkt und ſpielt 
keine Rolle in den Verhältniſſen, mit denen wir es hier zu tun haben. 
Dagegen ſind für dieſe in der Uckermark die landſtändiſchen Organe 
von großer Bedeutung geworden, die in der Altmark ganz zurüd- 
treten: die Uckermark hatte ihre beſondere ritterſchaftliche Hufenſchoß⸗ 
kaſſe, und deren Verwaltung war hier wie in der Mittelmark das 
Zentrum des ſtändiſchen Lebens. Aber ſie hatte für die lokale Ver⸗ 
waltung hier in der Uckermark eine viel größere Bedeutung als in der 
Mittelmark, weil in der Uckermark die lokale Verwaltung nicht in be⸗ 
ſonderen Unterkreiſen, ſondern über den einen großen Kreis hin aus- 
geübt wurde. Die ritterſchaftliche Hufenſchoßkaſſe wurde hier, anders 
wie in der Altmark und in der Mittelmark, mit der Kontributions⸗ 
kaſſe des Kreiſes verſchmolzen, und die zwei Verordneten, die deren 
Leitung über dem Einnehmer beſorgten, wurden zu Direktoren des 
Kreiſes. Sie waren ſtändiſche Beamte, aber doch mit dem eigentiim- 
lichen, halb fürſtlichen Zug, den wir ſchon im 16. Jahrhundert in der 
Mark Brandenburg finden. Sie waren von den zwölf Deputierten 
der Ritterſchaft gewählt, die als ein Kreisausſchuß auch die Kaffe Eon- 
trollierten, die Rechnungen abnahmen; aber ſie wurden vom Kurfürſten 
beſtätigt und beſtallt. Sie bezogen ein kleines Gehalt aus der Kreis- 
kaſſe, das freilich nicht als ausreichende Entſchädigung für die Mühen 
und Aufwendungen des mit vielen Unannehmlichkeiten verbundenen 
Amtes galt; es bedurfte oft eines kräftigen Appells an die patriotiſche 
Geſinnung eines zum Verordneten gewählten Edelmanns, um ihn zur 
Annahme des undankbaren Poſtens zu bewegen. Es iſt charakteriſtiſch, 
daß dieſer Appell einmal von dem Kanzler Dr. Pruckmann ausgeht, 
dem es wirklich gelang, den widerſtrebenden Adam von Berg, der das 
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Amt abgelehnt hatte, zur Anderung ſeines Entſchluſſes zu bewegen. 
Wie die Verordneten, ſo wurden übrigens auch die zwölf Deputierten, 
die von der Ritterſchaft gewählt wurden, vom Kurfürſten beſtätigt. 
Die Verordneten hatten die Ritterſchaft oder vielmehr in der Regel die 
Deputierten zu berufen; es geſchah aber meiſt nur mit Ermächtigung 
des Kurfürſten, oft ſogar auf deſſen Veranlaſſung. Die Kreistage in 
der Uckermark haben bis zum Dreißigjährigen Kriege noch ganz den 
Charakter von kleinen Landtagen. Geht der Anlaß zur Berufung vom 
Kurfürſten aus, ſo erſcheint einer ſeiner Räte als Kommiſſarius. Als 
Adam v. Berg einmal 1631 einen Ausſchußtag berief, erſchien von 
den zwölf Deputierten nur einer; er beſchwerte fih dann beim Kurz 
fürſten und erwirkte eine Berufung des Ausſchuſſes durch dieſen, wo 
dann eine größere Anzahl erſchien: gewiß ein charakteriſtiſches Zeichen 
für den Geiſt dieſer landſchaftlichen Verwaltung. 

Als der kaiſerliche Generalfeldmarſchall Hans Georg von Arnim, 
ein Sohn der Uckermark, hier ſeine Quartiere nahm, wurden 1627 im 
ganzen ſieben Kriegskommiſſarien verordnet, wie es ſcheint, auf Bor- 
ſchlag nicht bloß der Ritterſchaft, ſondern auch der Städte. Dieſe 
Kriegskommiſſarien waren verſchieden von den beiden Verordneten, die 
neben ihnen amtierten, aber fie wurden bald die Seele der Kreis- 
verwaltung, denn fie waren es, die das große Schwungrad der Kon— 
tribution in Bewegung zu ſetzen hatten. Wir ſehen mehrfach, wie auf 
Anſuchen der Kommiſſarien Franz Joachim von Arnim und Adam 
von Winterfeldt, die als beſonders tätig hervortreten, Kreistage be— 
rufen werden (durch die Verordneten nach eingeholter kurfürſtlicher 
Ermächtigung), wie dann in der Regel Arnim hier den Vortrag tut 
und die Kontributionsforderungen durchſetzt. Im Laufe der Zeit hat 
ſich nun aber das Verordnetenamt mit dem Kommiſſariat hier ver- 
miſcht. Die Direktion der Kreiskaſſe, bei der die Kontribution die 
Hauptrolle ſpielt, geht an die Kommiſſarien über. Eine Eingabe der 
Ritterſchaft vom Jahre 1650 ſpricht davon, daß Antonius von Arnim 
zu Götzkendorf „ohne einige Beſtallung (das heißt hier wohl: „ohne 
Beſoldung“) dieſen Kreis zehen Jahre her als ein Commiſſarius und 
Director in vorfallenden Begebenheiten ziemblich auffgewartet.“ Er 
will nun wegen Erkrankung die Laſt los ſein. Als Erſatz für ihn 
ſchlägt die Ritterſchaft drei Kommiſſarien vor, und zwar für die be⸗ 
ſonderen Kreiſe Prenzlau, Zehdenid-Templin, Angermünde. Es ift das 
erſte und meines Wiſſens das einzigemal, daß wir von dieſen Unter⸗ 
kreiſen in der Uckermark hören; von Dauer iſt dieſe Einteilung nicht 
geweſen. Ganz klar wird die Vermiſchung des Verordnetenamts und 
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des Kreiskommiſſariats 1659, wo Antonius von Arnim auf Götzkendorf 
und Georg Wilhelm von Arnim auf Boytzenburg von der Ritterſchaft 
zu Direktoren des Kreiſes vorgeſchlagen und vom Kurfürſten dazu be- 
ſtellt werden, wobei wieder im Rubrum ſtatt des Titels „Director“ 
der Titel „Kreiscommiſſarius“ gebraucht wird. Wird dadurch die uns 
ſchon bekannte Gleichung Direktor — Kreiskommiſſarius auch für die 
Uckermark ſinnfällig beſtätigt, ſo wird andererſeits hier auch die 
Gleichung Direktorium — Verordnetenamt ſichergeſtellt durch eine 
Wendung, die bei der Emeritierung des Antonius von Arnim 1663 
gebraucht wird und in der ausdrücklich die beiden Amter als identiſch 
bezeichnet werden. In der Uckermark alſo beruht das Landratsamt 
auf einer Verbindung des ſtändiſchen Verordnetenamts mit dem Kreis⸗ 
kommiſſariat; beide wurden auch als Kreisdirektorium bezeichnet. 

Die Neumark bildete ein ſtändiſches Korpus für ſich, einen 
großen Kreis mit 6—7 Unterkreiſen. Die Deputierten der Ritter⸗ 
ſchaft, zwei aus jedem Kreiſe, traten alljährlich einmal als Neumärkiſcher 
Landtag oder Großer Ausſchuß zuſammen, um die Rechnung des Ober- 
Einnehmers abzuhören, der die ſtändiſche Kaſſe führte; ein beſonderes 
Verordnetenkollegium gab es hier nicht. Die einzelnen Kreiſe hatten 
auch wohl bis zum Dreißigjährigen Kriege hin noch keine anderen 
Organe als jene Deputierten, die man aber noch keineswegs als Kreis— 
direktoren im ſpäteren Sinne anſehen darf; ſie hatten z. B. nicht das 
Recht, die Ritterſchaft zu einem Kreistag zu berufen, was deutlich aus 
den Beſtimmungen des Rezeſſes von 1611 hervorgeht; dies Recht blieb 
vielmehr der Küſtriner Regierung oder für die abgelegenen Hinterkreiſe 
dem Landvogt von Schivelbein vorbehalten. Es iſt auch ſehr zweifelhaft, 
ob es in den einzelnen Kreiſen vor 1614 bereits Einnehmer und alſo 
eine abgeſonderte Kreiskaſſe gab. In dem Rezeß von 1611!) kommt 
allerdings der Ausdruck vor: „unſere Einnehmer jedes Kreiſes“: doch 
iſt ſehr wahrſcheinlich, daß dabei noch die Neumark im engeren Sinne 
(außer dem Lande Sternberg und den inkorporierten Kreiſen) als ein 
Kreis für fih gerechnet wird: in dem Landtagsabſchied von 1614?) 
wird geſagt, der Kurfürſt wolle für die damals bewilligte Steuer be⸗ 
ſondere Einnehmer in den ſieben Kreiſen der Neumark verordnen, die 
übrigen Kreiſe (Sternberg, Croſſen, Züllichau und Cottbus) hätten ja 
bereits ihre eigenen Einnehmer. Auch die ſechs beſonderen Ausreuter 
auf den Straßen in der Neumark, die nach 6½ monatlicher Beſtallung 


1) Mylius, C. C. M. VI, I Sp. 232. 
2) Mylius, C. C. M. VI, 1 Nr. 78 Sp. 251 ff. 
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1622 wieder abgedankt werden, haben wohl eine Beziehung zu den 
ſechs Kreiſen; ſie ſind aber wohl von der Regierung, nicht von den 
Ständen bezahlt worden. 

Mit dem Beginn der Einquartierungen erſcheinen dann auch in 
der Neumark ſeit 1626 oder 1627 Kriegskommiſſarien wie anderswo. 
Es iſt wohl kein Zufall, daß 1627—1628 ihrer ſieben uns aus den 
Akten bekannt werden. Nur einer von ihnen wird mit einem Kreiſe 
in nähere Verbindung gebracht; wir werden aber annehmen dürfen, 
daß auch die anderen je für einen Kreis tätig geweſen ſind. 

Eine Epoche für die lokale Verwaltung in der Neumark bedeutet 
das Jahr 1628, wo die Verhältniſſe in der Mark Brandenburg eine 
bisher nicht übliche Inanſpruchnahme der Kreiſe mit ſich brachten. Ein 
kurfürſtliches Reſkript vom 23. Oktober dieſes Jahres wendet fih de3- 
wegen an die feds neumärkiſchen Kreiſe, und zwar an deren „Landes- 
älteſte“. Es iſt meines Wiſſens das erſtemal, daß dieſe Bezeichnung 
auftritt. Wenn man die Namen dieſer Landesälteſten (es ſind meiſt 
zwei in jedem Kreis) mit den ſonſt damals genannten Namen von 
Perſonen aus der neumärkiſchen Ritterſchaft vergleicht, fo ſieht man, 
daß faſt in jedem dieſer Kreiſe einer der Landesälteſten die gleiche 
Perſon iſt wie einer der Deputierten von 1611 oder 1614. Wenn 
man erwägt, daß inzwiſchen 14—17 Jahre verfloſſen waren, ſo wird 
man kaum zweifeln, daß dieſe „Landesälteſten“ nichts anderes ſind, 
als die uns bekannten zwei Kreisdeputierten. Der Name, der ihnen 
jetzt gegeben wird, knüpft an die Einrichtung an, die in den in⸗ 
korporierten Kreiſen beſtanden und aus der ſchleſiſchen und nieder⸗ 
lauſitziſchen Landesverfaſſung ſtammen. Dort waren die zwei Landes⸗ 
älteſten ſtändiſche Kreisdirektoren, die namentlich das Kaſſen⸗ und 
Steuerweſen des Kreiſes unter ſich hatten. Eine ähnliche Stellung 
ſollten die Deputierten oder Landesälteſten jetzt offenbar in den eigent⸗ 
lichen neumärkiſchen Kreiſen auch bekommen. Es iſt alſo der Anfang 
zu ſtändiſchen Kreisdirektoren, die von der Regierung kreiert werden, 
um ihren militäriſch⸗finanziellen Zwecken zu dienen. 

Es drängt ſich aber bei der Betrachtung der Namen dieſer neu⸗ 
märkiſchen Landesälteſten noch eine andere Wahrnehmung auf. Drei 
von den Genannten begegnen uns zur gleichen Zeit auch als Kriegs- 
kommiſſarien. In drei Kreiſen verbindet ſich alſo das Amt eines Landes⸗ 
älteſten bereits mit dem Amt des Kreiskommiſſars. Es ſcheint, daß 
dieſer Verſchmelzungsprozeß weiterhin Fortſchritte gemacht hat. „Com- 
missarii und Landesälteſte“ wird eine ſtehende Verbindung gegen Ende 
der Regierungszeit des Großen Kurfürſten, ähnlich wie „Direktoren 
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und Commissarii“ in der eigentlichen Kurmark. Als beim Regierungs- 
antritt des Kurfürſten Friedrichs III. die Kreiskommiſſarien der Mittel⸗ 
mark um einen höheren Titel anhielten, ſcheinen es auch die neu⸗ 
märkiſchen getan zu haben; 15. April 1689 ergeht ein kurfürſtliches 
Reſkript, daß ‚den Commissariis und Landesälteſten in der Neumark, 
Sternberg und inkorporierten Kreiſen von der dortigen Regierung der 
Titel „Wohledler, Veſter und Herr“ gegeben werden fol. Die Landes- 
älteſten werden ſeit 1643 auch wohl als Direktoren bezeichnet. Ein 
kurfürſtliches Reſkript an die Küſtriner Regierung von 1670 ſchrieb 
vor, daß die Direktoren in den Kreiſen von den Ständen gewählt und 
dem Kurfürſten zur Konfirmation namhaft gemacht werden ſollten. 
So könnte man jagen, daß in der Neumark ein ſtändiſches Deputierten-, 
Landesälteſten⸗ oder Direktorenamt ſich mit dem Kriegskommiſſariat 
verbunden habe, ſo daß hier das Landratsamt ebenſo wie in der Ucker⸗ 
mark eine doppelte Wurzel hat. 

Der Direktortitel bekam aber mit der Zeit in der Neumark eine 
beſondere Bedeutung: nämlich die eines allgemeinen Landes direktors, 
oder, wie es anfänglich heißt: eines Direktors bei der Neumärkiſchen 
und inkorporierten Ritterſchaft. Man bedurfte wohl eines Hauptes der 
neumärkiſchen Kommiſſarien. Während des ſchwediſch-polniſchen Krieges 
ſcheint der Oberkommiſſarius v. d. Goltze dieſe Stelle bekleidet zu haben. 
Nach feinem Tode (1659) wurde fie nicht wieder beſetzt. Aber im 
Jahre 1665 wurde Heinrich von Beneckendorff auf Blumfelde zum 
Direktor bei der neumärkiſchen Ritterſchaft ernannt, und der Küſtriner 
Regierung wurde dabei aufgegeben, daß fie, wenn etwas an die Rom: 
miſſarien erlaſſen werde, ihm nicht vorbeigehen ſolle; er war alſo eine 
Art Oberkommiſſarius, das Haupt der neumärkiſchen Kreiskommiſſarien. 
Später führte der Alteſte unter den Landräten dieſen Titel. So bildet 
ſich die Stellung eines neumärkiſchen Landesdirektors neben der des 
altmärkiſchen und uckermärkiſchen aus. Dieſe drei Landesdirektoren 
erhielten nach der Reorganiſation der allgemeinen kur- und neu: 
märkiſchen ritterſchaftlichen Hufenſchoßkaſſe (1704) auch Sitz und 
Stimme in dem aus ſieben Perſonen beſtehenden Verordnetenkollegium. 

Der Kreis Sternberg nahm eine abgeſonderte Stellung neben 
den Kreiſen der eigentlichen Neumark ein. Er hatte früher einen be⸗ 
ſonderen Landeshauptmann gehabt; deſſen jurisdiktionelle Befugniſſe 
(Vorſitz in einem lokalen Hofgericht) war auf die Küſtriner Regierung 
übergegangen; beſondere Kreisorgane gab es bis zum Kriege nicht, ab— 
geſehen von den Deputierten der Ritterſchaft, die auch hier 1628 als 
Landesälteſte bezeichnet werden. Einer von ihnen findet ſich damals 
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auch als Kriegskommiſſarius. 1643 wurden auf Anſuchen der Stände 
zwei Direktoren beſtellt, denen in erſter Linie die Ausübung der Polizei 
obliegen ſollte; es war wohl eine neue Metamorphoſe der Deputierten 
oder Landesälteſten. Einen Kommiſſarius ſcheint es damals nicht ge— 
geben zu haben. Aber das Bedürfnis nach einem ſolchen machte ſich 
bald wieder geltend. 1645 wird der Rittmeiſter Joachim v. d. Golge 
beſtellt; als ſeine Hauptobliegenheit erſcheinen Kontributionsſachen und 
Militaria. Es gab alſo damals wohl zwei Direktoren und einen 
Kommiſſarius nebeneinander. Das Amt des Kommiffarius hat ſich 
aber auch hier als das lebenskräftigere erwieſen, es hat das Direftoren- 
amt mit der Zeit in ſich verſchlungen. Um die Wende des 17. und 
18. Jahrhunderts gibt es nur noch einen Kommiſſarius, der dann zum 
Landrat wird. 

In Croſſen und Züllichau iſt es umgekehrt gegangen. Die 
beiden Kreiſe, ſchleſiſche Weichbilder mit der typiſchen ſchleſiſchen Ver⸗ 
faſſung, ſtanden als eine beſondere Landſchaft unter einem Landes⸗ 
hauptmann, der namentlich die Juſtiz ausübte, als Vorſitzender eines 
lokalen Hofgerichts mit adligen Beiſitzern. Sie hatten je zwei Landes⸗ 
älteſte, die zugleich die Deputierten des Kreiſes zu den Landtagen ge- 
weſen zu ſein ſcheinen. Dieſen Landesälteſten hatte die Regierung 
zwar 1627, als die Einquartierung der fremden Soldaten begann, 
das Kriegskommiſſariat übertragen; aber die Stellen waren in Croſſen 
gerade erledigt und keiner von den als geeignet in Ausſicht genommenen 
Edelleuten wollte ſie annehmen. Ein jüngerer Mann, deſſen Vater 
ein Rittergut im Croſſenſchen Kreiſe beſaß, war bereits zum Kriegs⸗ 
kommiſſarius ernannt worden, und die Stände erklärten (1628), daß 
es neben dieſem Kommiſſarius des Direktoriums (ſo bezeichneten ſie 
ſie das Landesälteſtenamt) nicht bedürfe. 1632 ſcheint es dann freilich 
. doch wieder zur Beſtallung von Landesälteſten im Kreiſe Croſſen ge⸗ 
kommen zu ſein, aber von ihrer Tätigkeit hört man nichts weiter. 
1663 war nur ein Landesälteſter vorhanden, und dieſer führte völlig 
wie ein Kommiſſarius die Direktion über die Militaria und das Kon- 
tributionsweſen. Er war in beſtändigem Rivalitätsſtreit mit dem Ber- 
weſer, den er von den eigentlichen Landesſachen ganz auszuſchließen 
ſuchte. 1663 wurde von der kurfürſtlichen Regierung entſchieden, daß 
der Verweſer bei den Kreisverſammlungen mit dabei ſein ſollte, aber 
wie es ſcheint, hauptſächlich nur zur Vertretung der kurfürſtlichen Amts⸗ 
intereſſen. Das Verweſeramt iſt ſchließlich zu einer bloßen Sinekure 
geworden wie die Amtshauptmannſchaften; der Landesälteſte wurde hier 
zum Landrat. Er iſt aber auch im Grunde ein Kreiskommiſſarius; 
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die beiden Ämter find miteinander verſchmolzen und auf eine Perſon 
übertragen worden; daß man in Croſſen den Titel „Landesälteſter“ bei⸗ 
behielt, rührt wohl daher, daß dieſer Titel in den Rezeſſen vorkam und 
daß im 19. Jahrhundert auf dieſe noch großes Gewicht gelegt wurde. 
So iſt hier das Amt des Kreiskommiſſarius in dem des Landesälteſten 
aufgegangen. 

In Züllichau finden wir auch anfangs die Landesälteſten und 
einen Kriegskommiſſarius nebeneinander (1627—29); ſpäter aber ver- 
trat der Landesälteſte von Croſſen auch den Züllichauiſchen Kreis, ſo 
daß beide ſpäter einen gemeinſamen Landrat erhielten. 


In Cottbus, das eine Enklave in der Niederlauſitz war und 
die der ſchleſiſchen ganz ähnliche niederlauſitziſche Verfaſſung hatte, be⸗ 
ſtanden ebenfalls zwei Landesälteſte, die auch mit den Deputierten 
identiſch zu ſein ſcheinen und im Kreiſe ſelbſt die Direktion der Kon⸗ 
tributions⸗ und Landesſachen führten; ſie wurden daher ſpäter auch 
Direktoren genannt, von der Regierung wie von den Ständen. Hier 
in Cottbus aber hat ſich, wie es ſcheint, von Anfang an (ſeit 1627) 
dies Landesälteſtenamt mit dem der Kriegskommiſſarien verbunden, indem 
die Landesälteſten deren Funktionen übernahmen. Um 1653 fdeint 
es vorübergehend nur einen Landesälteſten als Direktor gegeben zu 
haben, der zugleich als Kommiſſar bezeichnet wird; daher in dem 
Rezek von 16581) nur von einem Direktor die Rede ift. Nach deffen 
Tode beſtand die Ritterſchaft aber wieder auf der Wahl von zweien. 
Die Regierung ſuchte aber das verfügbare Gehalt von 300 Talern 1671 
einem Einzelnen zuzuwenden und ſcheint trotz des Widerſtandes der 
Ritterſchaft damit durchgedrungen zu ſein. Hier iſt alſo die doppelte 
Wurzel des Landratsamts ganz deutlich: Landesälteſter — Direktor 
und Kreiskommiſſarius. Der kurfürſtliche Landeshauptmann, der ur- 
ſprünglich an der Spitze des Kottbuſer Kreiſes ſtand, hat ganz dasſelbe 
Schickſal gehabt wie der Verweſer in Croſſen. Wir ſehen ihn auch 
hier in Konflikt mit den Landesälteſten. Aber ſchon in dem Rezeß 
von 1653 hat die Cottbuſer Ritterſchaft es durchgeſetzt, daß er ſich auf 
die Juſtiz beſchränken und ſich nicht mehr in die Landesſachen miſchen 
ſollte. Immerhin vertrat er im Kreiſe auch das fürſtliche Domanen- 
intereſſe, und 1660 wurde beſtimmt, daß die Landesälteſten und Kommiſ⸗ 
ſarien ihm von dem, was ihnen direkt vom Hofe aufgetragen worden 
ſei, Mitteilung machen ſollten. 


1) Mylius, C. C. M. VI, I Nr. 119, Sp. 476. 


27] Der Urſprung des preußiſchen Landratsamts in der Mark Brandenburg 383 


In dem Kreiſe Beeskow-Storkow, der ebenfalls früher zur 
Niederlauſitz gehört hatte, beſtand auch wohl die Einrichtung von 
Landesälteſten. Aber ſie treten ganz zurück und man hört nichts von 
ihnen. Als Leiter des Kreiſes erſcheint hier durchaus der Hauptmann 
(1627 Georg Vitztum von Eckſtädt). Er wird ſamt zwei Edelleuten 
aus dem Kreiſe mit dem Kriegskommiſſariat beauftragt; aber ſein 
Nachfolger von Normann (1629) ſcheint nicht mehr Kommiſſarius ge- 
melen zu fein. Von einer Wahl der Kommiſſarien durch die Kreiz- 
ſtände hört man hier in der erſten Zeit nichts, doch erfcheinen ge- 
legentlich die Kreiskommiſſarien auch als Deputierte der Kreisritterſchaft. 
1663 findet zum erſtenmal eine förmliche Wahl ſtatt, und die Kreis⸗ 
ſtände erklären, indem ſie die Beſtätigung nachſuchen, daß ſie den beiden 
zu Kommiſſarien der Kreiſe Erwählten zugleich das Prädikat als Landes⸗ 
älteſter beigelegt hätten. In die kurfürſtliche Beſtätignng ift das auch 
eingefloſſen. So erſcheint der Landesälteſtentitel hier mehr nur als 
eine Dekoration für den Kommiſſarius; doch liegt dabei die Erinnerung 
an die alten ſtändiſchen Einrichtungen zugrunde, wie ſie ſich in Kottbus 
und Croſſen noch friſcher und lebendiger erhalten hatten. Die Haupt- 
mannsſtelle iſt auch hier ſpäter zu einer bloßen Sinekure geworden. 

überblicken wir das Ganze, ſo läßt ſich das Reſultat nicht in einer 
kurzen Formel zuſammenfaſſen. Weder die Anſicht von der einfachen 
noch die von der doppelten Wurzel des Landratsamts in der Kurmark 
trifft für alle Teile des Landes zu. Überall iſt der Kriegskommiſſarius 
der maßgebende Faktor in dem Entwickelungsprozeß, aber an manchen 
Stellen, wie in der Uckermark und in den Kreiſen der Neumark, nament⸗ 
lich in den ſogenannten inkorporierten Kreiſen, verbindet ſich ſeine 
Funktion mit älteren ſtändiſchen Verordneten⸗ oder Alteſtenämtern, und 
in der Altmark lehnt ſie ſich deutlich an die des Landeshauptmanns 
an. Überall treffen wir anfänglich mehrere Kriegskommiſſarien in den 
Kreiſen, und auch bei den ſtändiſchen Amtern handelt es ſich urſprüng⸗ 
lich nicht um einen einzelnen Kreisdirektor, ſondern um zwei Verordnete 
oder Alteſte. Erſt im Laufe des 17. Jahrhunderts vereinfacht ſich 
das Bild in der Weiſe, daß in der Regel in einem kleinen Kreiſe ein 
einzelner Kreiskommiſſarius erſcheint, während in den alten großen 
Kreiſen ihrer noch mehrere vorhanden ſind und der erſte unter ihnen 
als Direktor bezeichnet wird. Dieſer Kreiz- oder Landesdirektor ift in 
der Altmark nachweislich eine Metamorphoſe des alten Landeshaupt⸗ 
mannes, in der Uckermark aber geht der Titel wohl auf das mit dem 
Kreiskommiſſariat verbundene Verordnetenamt zurück, wobei vielleicht 
das Beiſpiel der Altmark eingewirkt hat; in der Neumark beruht er 
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ſichtlich auf einer Anpaſſung an Altmark und Uckermark und trägt den 
Charakter einer ſekundären Neubildung. 

Die Kriegskommiſſarien aber, die eine ſo maßgebende Bedeutung 
in dem Entwicklungsprozeß des märkiſchen Landratsamtes beſitzen, ſind 
Kommiſſarien von ganz beſonderem Charakter. Sie ſind das, was 
man ſchon in alter Zeit mit einem terminus technicus „Landcommiſſarien“ 
nannte, wobei ebenſo an den Gegenſatz zu „Hofkommiſſarien“ wie an 
den zu „Feldkriegskommiſſarien“ zu denken iſt. Sie ſind Kommiſſarien 
des Kurfürſten, aber nicht vom Hofe geſandt, ſondern im Lande ſelbſt 
angeſeſſen, Gutsbeſitzer und Mitglieder der Ritterſchaft in eben dem 
Bezirk, welcher ihrer Fürſorge anvertraut iſt. Sie haben das Intereſſe 
des Landes, d. h. inſonderheit ihres Kreiſes, wahrzunehmen gegenüber 
der durchmarſchierenden oder einquartierten Soldateska. Sie verhandeln 
zu dieſem Zweck mit den Offizieren oder den Feldkriegskommiſſarien, 
die die Regimenter und Armeen begleiten; und auch nach dem Kriege, 
als das kurfürſtliche Heer eine bleibende Einrichtung geworden iſt, ſtellen 
ſie Mittelsperſonen zwiſchen dem militäriſchen und dem Landesintereſſe 
dar. „Landkommiſſarien“ ſind ſie auch inſofern, als ſie namentlich 
und ſpäter ausſchließlich die Intereſſen des flachen Landes im Unter⸗ 
ſchied zu den Städten zu vertreten haben. Anfänglich, in der Kriegs— 
zeit, finden wir noch hier und da die Vorſtellung, daß die Kriegs— 
kommiſſarien auch für die Städte mit zu ſorgen haben; aber ſehr frühe 
geht die Sorge für Einquartierung und Kontributionsweſen in den 
Städten an die Magiſtrate über; ſchon während des Krieges und ganz 
ausnahnslos ſpäter beſchränkt ſich die Wirkſamkeit der Kriegskommiſſarien 
auf das platte Land. Das hängt mit der deutlicheren Herauslöſung 
der ſpäteren Kreiſe aus den älteren größeren Verbänden zuſammen. 
In den alten großen Kreiſen faßte man gewöhnlich noch Stadt und 
Land, Ritterſchaft und Städte zuſammen; aber in dem Maße, wie die 
kleinen Kreiſe ſich zu beſonderen militäriſch-finanziellen Verwaltungs⸗ 
bezirken ausbildeten, ſonderte ſich die ritterſchaftliche Verwaltung von 
der ſtädtiſchen ab, und dieſe Entwicklung wirkte dann auch auf die. 
noch als einheitliche Verwaltungsbezirke fortbeſtehenden größeren Kreiſe 
(Altmark, Uckermark) zurück. Die Kreisverwaltung wurde ſo mit der 
Zeit ausſchließlich ritterſchaftlich; man könnte überhaupt die Kreiſe, 
wie fie fih am Ende des 17. Jahrhunderts darſtellen, als ritterfchaft- 
liche Gebietskörperſchaften bezeichnen, wenn nicht auch die kurfürſtlichen 
Domänenämter mit dazu gehört hätten, deren Intereſſe allerdings bei 
der ritterſchaftlichen Verwaltung zuweilen Gefahr lief, hintangeſetzt zu 
werden. 
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Jedenfalls haben die Kreiskommiſſarien des 17. Jahrhunderts — 
dieſe Bezeichnung erſcheint ſchon ſehr früh neben der von Kriegkommiſſarien 
und ohne bemerkbare Unterſcheidung — keineswegs bloß den Charakter 
fürſtlicher Organe gehabt; ſie nahmen vielmehr ganz deutlich eine 
Mittelſtellung zwiſchen dem Kurfürſten und dem Lande ein; ſie tragen 
das Doppelgepräge fürſtlicher Beamter und ſtändiſcher Vertrauens- 
männer. Sie wurden überall aus denjenigen Mitgliedern der Ritter⸗ 
ſchaft genommen, die ſich durch Kenntnis von Land und Leuten, durch 
gemeinnützige Tätigkeit, durch Anſehen und perſönliche Tüchtigkeit das 
Vertrauen des Fürſten und das ihrer Standesgenoſſen erworben hatten. 
Auch wo es nicht beſonders bezeugt iſt, werden wir unter Umſtänden 
vermuten dürfen, daß ſie dem Kreiſe der Verordneten und Deputierten 
angehört haben werden, welche von jeher in den Landesgeſchäften ge⸗ 
braucht wurden. In dieſer Geſamtheit der landſtändiſchen Verordneten 
und Deputierten, die ja alleſamt der kurfürſtlichen Beſtätigung oder 
Beſtallung bedurften, waren die alten märkiſchen „Landräte“ des 
16. Jahrhunderts aufgegangen, die „Räte vom Haus aus“, die auf 
ihren Gütern lebten und ihrem Lehna- und Landesherrn, dem fie mit 
beſonderen Pflichten verwandt waren, auf ſein Erfordern Rat und 
Dienſt in den Landesangelegenheiten zu leiſten hatten. Dieſes Ver⸗ 
hältnis zum Landesherrn macht es auch verſtändlich, daß ſolche Männer 
einfach zur Übernahme einer Kriegskommiſſion aufgefordert werden 
konnten und ſie auch meiſt ohne weiteres übernahmen. Allerdings ge⸗ 
ſchah das häufig nur auf Friſt, oft auf ein Jahr; aber aus dem be⸗ 
friſteten Amt wurde meiſt ein dauerndes, manchmal ein lebenslängliches; 
trotz der damit in der Regel verbundenen Beſoldung behielt es den 
Charakter eines Ehrenamtes in der ritterſchaftlichen Selbſtverwaltung 
des Kreiſes. 

Es iſt alſo nicht ſo ganz falſch, wie man gewöhnlich gemeint hat, 
wenn die märkiſchen Kreiskommiſſarien in ihrer Eingabe vom Jahre 
1701 behaupten, ſie ſtünden an der Stelle derer, die früher als Ver⸗ 
ordnete der Landſchaft „Landräte der Kur- und Mark Brandenburg“ 
genannt worden ſeien. Es ſteckt darin die Erinnerung an einen per⸗ 
ſonellen Zuſammenhang, den wir mit Fug vermuten und in manchen 
Fällen nachweiſen können, wenn auch das Inſtitut des alten Landrats 
der ſtändiſchen Zeit ein ganz anderes geweſen iſt als das des Lanbrats- 
amtes im 18. Jahrhundert. 

»In eben jener Eingabe berufen fih die märkiſchen Kreiskommiſſarien 
übrigens auch noch auf die Landräte in Pommern und Magdeburg 
und behaupten, daß dieſe „keine andere oder mehrere Functiones führen“ 
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als fie ſelbſt. Auch diefe Behauptung ift öfters angezweifelt worden, 
obwohl die kurfürſtliche Antwort ſie beſtätigt. Es verhält ſich aber in 
der Tat ſo. Nur darf man den Satz nicht umkehren. Die märkiſchen 
Kreiskommiſſarien übten dieſelben Funktionen in der Direktion des 
Kontributionsweſens und der damit zuſammenhängenden allgemeinen 
Landesverwaltung aus, wie die magdeburgiſchen und pommerſchen 
Landräte; aber ſie hatten noch ein Mehr von Geſchäften, das bei dieſen 
fehlte: nämlich gerade die Kommiſſariatsfunktionen, das Marfd= und 
Einquartierungsweſen, das in Pommern wie in Magdeburg in der 
Hand beſonderer Marſchkommiſſarien lag. 

In Magdeburg und Pommern ſehen wir den Übergang von dem 
alten ſtändiſchen Landratsamt zu dem neueren des monarchiſchen 
Militärſtaats ſich greifbarer als in Brandenburg vollziehen, weil hier, 
wie der gleichbleibende Name andeutet, eine ungebrochene Kontinuität 
vorhanden iſt !). Die Landräte find urſprünglich auch hier Räte von 
Haus aus, Räte vom Lande im Gegenſatz zu den Hofräten, die an 
der allgemeinen Landesverwaltung teilnehmen. In Pommern bilden 
ſie ein Kollegium, das als Ausſchuß der Landſchaft und als Erſatz für 
Landtage gilt und daher auch einige ſtädtiſche Bürgermeiſter enthält; 
in Magdeburg werden die Landräte, hier die ritterſchaftlichen Vertreter 
der vier alten Kreiſe des Landes, zu Mitgliedern des Engeren Aus- 
ſchuſſes, der die Leitung der Landes ſteuerverwaltung führt. Weder in 
Pommern noch in Magdeburg ſind ſie urſprünglich Kreisvorſteher; es 
gibt zunächſt noch keine kreisſtändiſche Verwaltung, keine Kreiskaſſe, 
kein Kreisſteuerweſen. Das alles bildet ſich erſt während des großen 
Krieges heraus, und erſt weiterhin im Laufe des 17. Jahrhunderts 
werden die Landräte in Magdeburg wie in Pommern zu Direktoren 
des Kreiskontributionsweſens und damit zu Vorſtehern einer beſonderen 
kreisſtändiſchen Verwaltung überhaupt. Ihre Verbindung mit den 
Kreiſen hatte ſich anfangs darauf beſchränkt, daß ſie, in der Regel 
wenigſtens, von der Kreisritterſchaft gewählt oder präſentiert worden 
waren; in Pommern war das ſogar erſt verhältnismäßig ſpät üblich 
geworden (ſeit 1627), und ſeit 1654 wählten nicht die Kreiſe, ſondern 
die Stände insgeſamt, was wohl praktiſch auf eine Kooptation durch 


1) Vgl. darüber Harald Bielfeld, Geſchichte des magdeburgiſchen 
Steuerweſens von der Reformationszeit bis ins 18. Jahrhundert (1888), nament⸗ 
lich S. 58 f., 94 f., 114 f., 134 f. und: Reinhold Petſch, Verfaſſung und Vers 
waltung Hinterpommerns im ſiebzehnten Jahrhundert (1907), namentlich S. 12 ff., 
32 ff., 73 ff., 119 ff. 145, 149; ferner: Acta Borussica, Behördenorganiſa⸗ 
tion, I Nr. 125, 144, 150, 160 (Magdeburg) und Nr. 224 (Pommern). 
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das Landratskollegium ſelbſt hinauskam. Man wird alſo in der 
älteren Zeit, in der Zeit der eigentlichen Blüte des altſtändiſchen Land⸗ 
ratsamts, auch hier an kein beſonders entwickeltes kreis ſtändiſches Leben 
zu denken haben; wahrſcheinlich war die Wahl der Landräte oder 
ſonſtiger ritterſchaftlicher Deputierten im 16. Jahrhundert und bis zum 
Dreißigjährigen Kriege hin die Hauptbetätigung der Kreisverſammlungen; 
das iſt in Magdeburg und Pommern nicht anders geweſen als in der 
Mark Brandenburg. Der Unterſchied iſt nur der, daß in Magdeburg 
und Pommern im Laufe des 17. Jahrhunderts die alten Landräte zu 
Organen einer ritterſchaftlichen Selbſtverwaltung in den Kreiſen wurden 
und namentlich die Direktion des Steuerweſens in die Hand bekamen, 
während in der Mark Brandenburg, wo der Landratsname für die 
Verordneten und Deputierten der landſtändiſchen Steuerverwaltung ab- 
gekommen war, ſolche Organe ſich gleichſam aus wilder Wurzel in der 
eigentümlichen Form der Kreiskommiſſarien neu ausgebildet haben. 
Auch in Pommern haben während des großen Krieges zuweilen die 
Landräte auch die Funktion von Kriegskommiſſarien für ihren Kreis 
übernommen, aber zu einer dauernden Verbindung der Kommiſſariats⸗ 
geſchäfte mit der Leitung des Kontributionsweſens und der ſonſtigen 
Kreisgeſchäfte iſt es hier nicht gekommen; neben den Landräten, welche 
dieſe Funktionen ausüben, finden wir ſpäter beſondere Marſchkommiſſarien, 
die auch aus dem eingeſeſſenen Adel entnommen ſind, aber an Rang 
weit unter den vornehmen Landräten ſtehen. So war es auch in 
Magdeburg. Die Trennung der Kommiſſariatsgeſchäfte (Marſch- und 
Einquartierungsſachen) von der eigentlichen Direktion der Kreis- und 
Kontributionsverwaltung gibt den Einrichtungen dieſer Provinzen ihren 
eigentümlichen Charakter, während in der Mark Brandenburg beides 
von Anfang an vereinigt war und gerade die Kommiſſariatsgeſchäfte 
die Grundlage der ritterſchaftlichen Selbſtverwaltung im Kreiſe bildeten. 
Ein doppelſeitiges, fürſtliches und ſtändiſches Gepräge beſaßen aber die 
märkiſchen Kreiskommiſſarien zu Ende des 17. Jahrhunderts ebenſo 
wie die Landräte in Pommern und Magdeburg. Ich möchte nicht mit 
Jſaacſohn annehmen, daß ihre Umnennung zu Anfang des 18. Jahr- 
hunderts die Wirkung gehabt habe, den ſtändiſchen Geiſt des pommerſchen 
oder magdeburgiſchen Landratsamts in das mehr fürſtlich charakteriſierte 
märkiſche Kreiskommiſſariat zu übertragen. Es iſt wirklich nur ein 
äußerlicher Akt der Titelveränderung, was ſich damals in der Mark 
vollzogen hat. Wichtiger aber iſt die Wirkung, die ſich für das 
magdeburgiſche und pommerſche Landratsamt ſpäter daran geſchloſſen 
hat. Der gleiche Name wurde ſeit 1713 zur Grundlage einer Aus⸗ 
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gleichung in dem Weſen der Amter ſelbſt. Die pommerſchen und die 
magdeburgiſchen Landräte mußten nun auch an Stelle der beſonderen 
Marſchkommiſſarien die Kommiſſariatsgeſchäfte übernehmen und wurden 
den neubegründeten Provinzialkomiſſariaten untergeordnet. Damit be⸗ 
ginnt eine neue Phaſe in der Geſchichte des Landratsamts, die nicht 
mehr Gegenſtand dieſer Studie ſein ſoll: es bildet ſich zunächſt in den 
mittleren Provinzen das klaſſiſche Landratsamt des abſolutiſtiſchen 
Militärſtaats heraus, das durch eine ſteigende Summe von polizeilichen 
Aufträgen zugleich zum monarchiſchen Inſtrumente der Landespolizei 
in den Kreiſen wird!), ohne aber aufzuhören, das Organ einer ritter 
ſchaftlichen Selbſtverwaltung zu ſein. Hier kam es nur darauf an, 
die Wurzeln dieſes Amtes nachzuweiſen, die überall in dem Boden 
einer ritterſchaftlichen Kreisverfaſſung vorhanden ſind, deren ſtärkſte 
und triebkräftigſte aber in dem märkiſchen Kreiskommiſſariat des KH 
jährigen Krieges fih darſtellte. 


Beilage I 
Aktenauszüge 


Altmark (Rep. 53, Nr. 8, 10, 14 a, b, c) 
Konzept Pruckmanns vom 2. November 1626: 


Auf Anregung des Herzogs Georg von Braunſchweig-Lüneburg 
verordnet der Kurfürſt, um die Einquartierungslaſt zu erleichtern und 
zu regeln, zu Kommiſſarien die Herren: Thomas v. d. Kneſebeck, 
Hempo v. d. Kneſebeck, Brüder, auf Tilſen; Adam Valtin v. Redern 
auf Woltershagen (1620 Rittmeiſter und Kommiſſar); Chriſtoph v. Bis⸗ 
marck auf Creveſee. 

Sie werden erſucht, ſich mit dieſer Kommiſſion beladen zu laſſen 
(„umb eures vaterlandes ja auch eures ſelbſt intereſſe willen“). 

Von einer Wahl oder Präfentation durch die Kreisſtände ijt keine 
Rede. Die Ernannten traten das Amt an. 


1626, 3. Dezember 


berichten Thomas und Hempo v. d. Kneſebeck, Chriſtoph v. Bismarck 
als Kommiſſarien. Auch ſonſt erſcheinen meiſt nur dieſe Namen unter 
den Berichten, ſelten Redern. Die Unterſchrift lautet gewöhnlich: „Die 
verordneten Commiſſarien“ oder „Hauptmann und Commiſſarien“. 
Der Landeshauptmann Thomas v. d. Kneſebeck auf Tilſen, ein 


1) Dieſe Seite der Entwickelung, auf die ſchon Schmoller hingewieſen 
hatte, iſt zum erſtenmal umſtändlich urkundlich dargelegt worden in der oben 
erwähnten Diſſertation von Steffens, die in dieſem Nachweis ihren eigent⸗ 
lichen Schwerpunkt hat. 
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tüchtiger Juriſt und Geſchäftsmann, der ſpäter Geh. Rat wurde, fpielt 
hier in der Altmark eine ſehr bedeutende Rolle, vermutlich auch in den 
Kriegsſachen. 

Er berichtet feit 1623 fortlaufend über die Kriegsunruhen. Von 
Verordneten und Deputierten der Landſchaft iſt hier gar keine Rede. 

Die ritterſchaftliche Hufenſchoßkaſſe, die in der Mittelmark und in 
der Uckermark noch von großer Bedeutung war, hat in den Akten 
keinerlei Spur hinterlaſſen und blieb von der neuen Kontributions⸗ 
markung getrennt. Daher auch keine Verbindung des Kommiſſariats 
mit dem Verordnetenamt (wie in der Uckermark). 

Beſoldung erhielten die Kommiſſarien in der Altmark nicht, doch 
war dies eine Ausnahme. 


Kurfürſtliches Schreiben an die altmärkiſche Nitterſchaft und Städte, 
1632, 22. Dezember: 

Die Kommiſſarien Thomas und Hempo v. d. Kneſebeck haben um 
ihres Amtes willen durch Plünderung ihrer Häuſer großen Schaden 
erlitten (Oberſt v. Düringshauſen hatte übertriebene Forderungen ge⸗ 
geſtellt, die nicht befriedigt worden waren, und rächte ſich dafür an den 
Kommiſſarien). Der Kurfürſt erſucht die Landſchaft, dieſen Schaden 
einigermaßen zu erſetzen, zumal die Betroffenen ihre Kommiſſion „ohne 
alle recompeuß, wie sonst in keinem Creise unseres Churfürsten- 
tums geschehen“, beſorgt haben und es ſich hier nicht um eine all- 
gemeine Plünderung, ſondern um einen beſonderen Racheakt handelt. 


1634 


war ein allgemeines Reſkript an die Kriegskommiſſarien der Neumark 
ergangen, daß ſie Rechnung ablegen ſollten. Die altmärkiſchen Kom⸗ 
miſſarien fühlten ſich über die Form dieſes Schreibens beſchwert und 
taten Vorſtellung dagegen am 16. Auguſt. Sie werden am 25. Auguſt 
getröſtet: Die Maßregel ſei nur der Ordnung halber angeordnet, man 
habe die beſte Meinung von ihnen. Es komme nur darauf an, gewiſſe 
Perſonen im Kreiſe aus Ritterſchaft und Städten zur Prüfung der 
Rechnungen zu deputieren, deren Namen ſamt Ort und Zeit der 
Rechnungslegung dem Kurfürſten anzuzeigen; der werde dann auch 
jemand dazu abordnen. Die abgenommenen Rechnungen ſollten in der 
Kriegskanzlei aufbewahrt werden. 


1649, 5. November 

Achatius v. d. Schulenburg erhält den kurfürſtlichen Auftrag, 
ſich als Kommiſſarius in der Altmark neben den anderen und dem 
Hauptmann brauchen zu laſſen (auch hier nichts von einem Vorſchlag 
der Kreisſtände). 


1651 


Eigenmächtige Berufung der altmärkiſchen Stände durch den Haupt⸗ 
mann Hempo v. d. Kneſebeck (Urk. und Akt. X, 210 f.). 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XVIII. 2. 25 
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1655, 16. September 

Die Kommiſſarien in der Altmark Hempo v. d. Kneſebeck (damals 
Hauptmann an Stelle ſeines zum Geh. Rat ernannten Bruders Thomas) 
und Achaz v. d. Schulenburg ſchlagen, da der Kommiſſarius Chriſtoph 
v. Bismarck vor kurzem geſtorben iſt und die vielen jetzt vorfallenden 
Märſche einen Erſatz nötig machen, deſſen Vetter Ludolf v. Bismarck 
auf Schönhauſen zum Kommiſſarius unmaßgeblich vor (er gehörte auch 
zum Großen Ausſchuß). 

Bismarcks Beſtallung zum „Krieges- und Creißcommissarius in 
der Altmark“ erfolgte am 22. September 1655 (Konzept gezeichnet 
von Thomas v. d. Kneſebeck). 


1657, 11. Dezember 

Kurfürſtlicher Auftrag an den Landeshauptmann der Altmark, in 
den Kriegsſachen die Aufſicht zu führen, die Stände zu berufen, die 
Kontributionen mit deren Zuziehung einzuteilen, bei den Einquartierungen 
auf Gleichheit zu ſehen, dafür zu ſorgen, daß die Soldateska das ihrige 
erhält und die Untertanen nach Möglichkeit konſerviert werden, auch 
kein Stand vor dem anderen beſchwert werden möge. 

Dieſem kurfürſtlichen Befehl legte der Landeshauptmann auch 
ſpäter noch große Bedeutung bei, man ſah darin die Übertragung der 
Direktion in den Kriegs- und Landesſachen an den Landeshauptmann, 
und dieſer bezeichnete ſich demgemäß auch gern als Landesdirektor oder 
Kreisdirektor. : 


1658, 3. Februar 

Auf Anregung des Oberförſters und Kommiſſars von Mörner 
wird Joachim von Itzenplitz auf Grieben neben dieſem und Ludolf 
v. Bismarck zum Kommiſſarius in der Altmark beſtellt. 

In der Ritterſchaft erhob ſich Widerſpruch gegen dieſe Beſtallung. 

Der Kurfürſt befiehlt aber 31. März 1629 an den Hauptmann 
Achaz v. d. Schulenburg, daß Itzenplitz in ſeinem Rang und ſeiner 
Funktion geſchützt werden ſoll. 

Ein kurfürſtliches Reſkript an die Kommiſſarien in der Altmark 
erwähnt ihn nicht, ſondern nur die folgenden: 1. Oberförſter v. Mörner; 
2. Ludolf v. Bismarck; 3. Ludolf Burchard v. Alvensleben; 4. Andreas 
v. Jagow; 5. Hans Joachim v. Zemplin; 6. Joachim v. Eickſtedt. 

Itzenplitz muß aber doch im Amt geblieben ſein. 

Die altmärkiſche Ritterſchaft bittet in einer Eingabe vom 3. Oktober 
1662, daß Itzenpliz veranlaßt werde, ſein Kommiſſariat niederzulegen, 
damit man das Salarium ſpare (man ſieht alſo, daß im Gegenſatz zu 
dem von den Brüdern Kneſebeck gegebenen Beiſpiel die Beſoldung der 
Kommiſſarien aus Landesmitteln auch in der Altmark üblich geworden 
war). Die Ritterſchaft weiſt darauf hin, daß das Direktorium in 
militaribus vom Kurfürſten und der Ritterſchaft dem Hauptmann auf- 
getragen worden ſei; der habe bisher in wichtigen Sachen mit den 
Kommiſſarien kommuniziert; die Remiſſionen aber, die jetzt täglich vor⸗ 
fallen, könne der Direktor beſſer allein verfügen, zumal Itzenplitz ſehr 
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weit von dieſem entfernt wohne. (Die Ritterſchaft nimmt nicht aus⸗ 
drücklich, aber doch wohl implicite ein Vorſchlagsrecht in Anſpruch.) 

Itzenplitz blieb aber dennoch bis zu ſeinem Tode 1669. 

Der Hauptmann Achaz v. d. Schulenburg ſchlug nun vor, daß 
an feiner Stelle vorläufig Andreas von Jagow nebſt dem Oberamt⸗ 
mann Rayer zu Kommiſſarien verordnet würden, bis die Ritterſchaft 
ſich wegen eines Vorſchlages äußern werde. Dieſe vorläufige Beſtallung 
wird vollzogen am 19. Mai 1669. Es ſcheint dabei geblieben zu ſein; 
von einem neuen Vorſchlag der Ritterſchaft iſt nichts vorhanden. 


Priegnitz (Rep. 21, Nr. 114) 


In den Militärangelegenheiten von der Altmark ganz getrennt, 
dagegen anfangs verbunden mit dem Kreiſe Ruppin. 

Für beide gemeinſchaftlich die Anordnung vom 8. Auguſt 1627: 
Weil kaiſerliches Kriegsvolk heranzieht, werden 

im Kreiſe Ruppin: David von Lüderitz; Chriſtoph von Leiſt 
(Leest) ; Henning von Fabian; 

in der Priegnitz: Gabriel von Weide, Hauptmann zu Zechlin 
(Bantkow); Kurt von Möllendorf, Rittmeiſter und Kommiſſar 1620 
(Gartz); Klaus von Wartenberg (zu Lüggendorf); Joachim Chriſtoph 
von Königsmark (zu Barlitt) zu kurfürſtlichen Kommiſſaren verordnet. 

(Nichts von Wahl der Stände; ſollen ſich als Patrioten zu des 
Landes beſten gebrauchen laſſen.) 


1627, 13. Oktober 


wird noch Lüdicke von Quitzow zum Kommiſſarius in der Priegnitz 
verordnet. 


1629 

im Text einer undatierten Eingabe ſteht die Bezeichnung: „Wir E. 
Kf. D. Verordnete und Commissarien“. Die Unterſchrift lautet: 
„Verordnete Commissarii und Deputierte des Priegnitzischen 
Creißes“. 

Es handelt fic) hier wohl, wie in der Unterſchrift richtig aus- 
gedrückt, um eine gemeinſchaftliche Vorſtellung der Commiſſarien und 
Deputierten, d. h. der priegnitziſchen Mitglieder des Großen Aus⸗ 
ſchuſſes. Eigentliche Verordnete zur Hufenſchoßkaſſe, die mit der Alt⸗ 
mark gemeinſam war, treten auch in der Priegnitz ſonſt nicht hervor. 
Dieſe Verbindung der Kommiſſarien mit den Kreisdeputierten iſt ebenſo 
aufzufaſſen wie anderswo die häufig vorkommende Verbindung der 
Kommiſſarien mit der Ritterſchaft eines Kreiſes in Unterſchriften wie 
in Adreſſen; doch iſt das hier eine Ausnahme; ſonſt berichten 1628 
und 1629 nur die N Commissarien“ allein. 


1670 


nach dem Abſterben der beiden Kommiſſarien von Klöden (erwähnt 
1643, Oktober) und von Saldern (1669) wird Joachim von Platen 
25* 
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zum Kommiſſarius des Priegnitzniſchen Kreiſes von der Ritterfdaft 
vorgeſchlagen und vom Kurfürſten beſtätigt 1. Februar 1670. 

(Auch in dem Schreiben der Ritterſchaft ift nur von der Be- 
ſtellung eines Kommiſſarius, nicht eines Direktors die Rede.) 


Nuppin (Rep. 55, Nr. 13, 14, 15, 16, 28) 
1628 
werden neben Lüderitz, Leiſt und Fabian noch drei weitere Kom⸗ 
miſſarien im Ruppinſchen Kreis beſtellt (zuſammen 6). 
Außer ihnen kein anderes Organ der Kreisſtände; dagegen tun ſich 
auch hier gelegentlich Kommiſſarien und Kreisſtände zuſammen, wie z. B. 


1629, 4. April 


unter einer Eingabe die Unterſchrift: „Verordnete Commissarii u. 
Stände des Ruppinschen Kreises“. 


1639, 8. April | 

Kurfürſtl. Beſtallung für Chriftoph v. Leeft zu Krenzelin: wird 
zum Kf. Kommiſſarius zu Muſterungen für das auf den Beinen habende 
Kriegsvolk und zu anderen in den Kriegsſtaat laufenden Expeditiones 
beſtellt, ſoll auch auf die Richtigkeit bei der neuerdings eingeführten 
Kriegsmetze ſehen und ſonſt noch anderes wahrnehmen, was nicht alles 
fpegififiert werden kann. Dafür fol er ein jährliches Gehalt von 
250 Rtlr. aus unſerer Kriegscassa und 3 Wiſpel Roggen vom Mühlen⸗ 
hof haben, ſolange er in dieſer Beſtallung continuieret wird. 

(Iſt alſo jetzt Hofkommiſſar, früher Landkommiſſar.) 

(1642 erhält er auch eine Dienſtwohnung im Amtshauſe zu Ruppin.) 


1643, Oktober 2 


Kf. Reſkript „an die Directores der Ritterschaft im Ruppin- 
schen Kreise“: ſie ſollen zu den Kontributionsanlagen den Kaſtner zu 
Ruppin und die Amtsſchreiber zu Zehdenick und zu Lindow zuziehen, 
damit die Überlaſtung der Amtsuntertanen dabei vermieden werde. 


Eingabe der Nuppinſchen RNitterſchaft vom Januar 1645 

Otto von Quaſt hat das Direktorium über das Kontributions⸗ 
und Kriegsweſen im Ruppinſchen Kreiſe vier Jahre geführt und will 
jetzt davon los. Der Kurfürſt hat der Ritterſchaft befohlen, einen 
andern vorzuſchlagen; doch hat ſich Quaſt noch einmal bereit finden 
laſſen, wogegen die Ritterſchaft ihm ein geziemendes Recompens ver- 
ſchaffen will. Sie bittet den Kurfürſten, ihn mit der nötigen Autorität 
zu verſehen, was wohl auf die vorangegangene Verordnung wegen Zu⸗ 
ziehung der Beamten geht). 

Quaſt wird aufs neue beſtellt 29. Januar 1645. Er ſoll das 
Direktorium über das Kontributionsweſen führen, die Anlagen mit 
Zuziehung der geſamten Ritterſchaft und unſerer Beamten machen uſw. 

(Die vorige Verordnung wird alſo aufrecht erhalten.) 

In der Beſtallung von 1645 wird Quaſt nicht ausdrücklich als 
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Kommiſſarius, auch nicht als Direktor bezeichnet, doch wird ihm das 
Direktorium übertragen. 


1650, 4. Juni 


wird an ihn geſchrieben: „An den Commissarium des Ruppin- 
schen Kreises Otto von Quasten“. 
Ebenſo 1653. 


1657, 25. April 

Joachim Friedrich von Flans wird zum Kommiſſarius des Ruppin⸗ 
Iden Kreiſes beſtellt (Creißcommissarius). (Nichts von Vorſchlag 
der Stände.) 


1679 

Die Ritterſchaft beſchwert ſich über Flans wegen unnötiger Zita⸗ 
tionen, durch die er ſie in Koſten verſetzt. Beim Geh. Rat zu Cölln 
wird ein Verhör angeſtellt, wozu ein Deputierter der Ritterſchaft er⸗ 
ſcheint. Schließlich erhält Flans die Weiſung, unnötige Zitationen in 
Zukunft zu unterlaſſen. 


Mittelmark 
Havelland (Rep. 21, Nr. 66, 67, 68) 


Kriegskommiſſarien oder Creißcommissarien des havelländiſchen 
Kreiſes, auch verordnete Kommiſſarien, deputierte Kommiſſarien ſeit 
1627 vielfach in Berichten aber ohne Namensnennung. 

Nichts von Verordneten. l 

Die Bezeihnung als Direftor fommt nidt vor. 

Ofter die Kommiſſarien in Verbindung mit der Ritterſchaft genannt. 

Es waren auch hier mehrere Commissarii. 


1630, 29. Auguft 

ein gemeinſchaftlicher Bericht des Hohen und Niedern Barnimſchen 
auch Teltowſchen Kreiſes und der Kommiſſarien des Havelländiſchen 
Kreiſes: haben auf Kf. Befehl die Ritterſchaft der genannten Kreiſe 
nach Köpenick bzw. Spandow gefordert und wegen der Kontributions⸗ 
ſachen mit ihnen verhandelt. 


1631 


als Kommiſſarien im havelländiſchen Kreiſe Joachim v. Bredow und 
Dietloff von Döberitz genannt. 


1633 
Konzept zu Schreiben „an den Commissarium 
des havelländiſchen Kreiſes v. Bredow, 
des zauchiſchen Kreiſes v. Rochow, 
des ruppiniſchen Kreiſes v. Qeit”. 
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1661 

ſtarb der Kommiſſarius des havelländiſchen Kreiſes Ehrentreich v. Bredow. 
Die Ritterſchaft ſchlug an ſeiner Stelle Hans Chriſtoph v. Bredow vor. 
Der Kurfürſt aber hatte ſchon einen anderen jungen Edelmann aus 
dem Kreiſe zum Kommiſſarius beſtellt, den man weiter befördern wollte, 
Albrecht Friedrich v. Hünicke. 

Die Ritterſchaft tat Vorſtellung dagegen. Ihr Wahlrecht wurde 
vom Kurfürſten nicht im Prinzip angefochten. Doch ſtellt ein Kf. 
Reſkript die Fragen auf, ob auch bei jener Wahl alles recht zugegangen 
ſei? Ob auch Vertreter der Amter zugezogen worden ſeien? Ob der 
Adel vollzählig vertreten geweſen ſei? 

Die Ritterſchaft ſcheint ſich darauf bei Hünicke beruhigt zu haben. 

Ehrentreich v. Bredow hatte zum Großen Ausſchuß gehört; durch 
ſeinen Tod war alſo eine Deputiertenſtelle vakant geworden. Die 
havelländiſche Ritterſchaft wollte dieſe von ſich aus beſetzen. Die Glien⸗ 
Löwenbergſche Ritterſchaft aber, die ſich 1660 ſepariert hatte, verlangte 
das Beſetzungsrecht für ſich, da im ganzen vier Deputierte auf das 
Havelland kämen und ihr Kontributionsquantum nahezu ein Viertel 
betrage. 

Der Kurfürſt entſcheidet in ihrem Sinne 29. März 1661. 

Deputierter für den Großen Ausſchuß wurde Melchior Chriſtian 
v. Hünicke. 


Kreis Glien⸗Löwenberg (Rep. 21 Nr. 65) 
1628 
Drei Kriegskommiſſarien im Lande Bellin und Glien genannt: 
Hans Chriſtoph v. Bellin, Melchior von Kalenberg, Berndt Chriſtoph 
v. Falkenberg. 


1629 
Georg v. Bredow, „Verordneter Commissarius im Glienischen 
Kreise“. 


1649 

Drei „Commissarien im Glien- und Löwenbergschen Kreise“: 
Werner v. d. Gröben, Otto v. Redern, Melchior v. Kalenberg. 

Sie haben Geld bei Kaufleuten aufnehmen müſſen, um die Kon⸗ 
tributionsſchulden zu decken. 

Auf Grund eines Kommiſſionsrezeſſes vom 


18. Juni 1660 
hat ſich die G.⸗L. Ritterſchaft von der havelbergiſchen „ratione modi 
collectandi“ ſepariert. 

Durch Kreisprotokoll iſt das Direktorium dabei dem Ludwig 
v. d. Gröben aufgetragen worden. 

Dieſer bittet 1674 (!) den Kurfürſten, ihn bei dieſem Direktorium 
zu konfirmieren. 

Das geſchieht 4. Januar 1674. 
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Rubrum der Beſtallung: „L. v. G. wird zum Creißcommissario 
im Glien- und Löwenbergschen Creisen confirmiert“. Im Wert tit 
urſprünglich geſchrieben geweſen „zum Directore bestellt“, „Directore“ 
iſt dann aber ausradiert und ſtatt deſſen geſchrieben „Commissarius“. 


Zauche (Rep. 21, Nr. 190) 


Seit 1628 

„Verordnete Commissarii des Kreises Zauche.“ Gelegentlich 
auch in Verbindung mit den anweſenden Deputierten des Kreiſes, aber 
verſchieden von ihnen. 


1629 
ergeht einmal ein Kf. Schreiben „an die Deputieren des Zauchischen 
Kreises samt und sonders“ (alſo wohl mehr als zwei). 
„Zauchischen Kreises Deputirte“ ſprechen in einer Eingabe von 
ihrer Commiſſion. Haben mit. der Kontribution ꝛc. zu tun; ſchlagen 
vor, die 2 Verordneten der ganzen mittelmärkiſchen Landſchaft zitieren 
zu laſſen. 
Die Schrift der Eingabe iſt dieſelbe wie in den Berichten der 
Kommiſſarien, doch ſind beide zu unterſcheiden. 


1636 
Beſchwerden der Kreisſtände über den Commiſſarius Tobias 
v. Rochow wegen ſeiner Rechnungsführung. 


1648 

Der Commiſſar Hans Albrecht von Schlabrendorf iſt geſtorben. 
Die Stände ſchlagen zum Kreiskommiſſarius vor Daniel Heinrich 
v. Rochow zu Rekahne. 

Der Kurfürſt konfirmiert ihn 20. Juni 1648. 


Ober⸗ und Niederbarnim (Rep. 21, Nr. 7) 


Kf. Patent 4. Juli 1627: 


Bei dem Kontributionswerk in den Barnimſchen Kreiſen ſollen 
mitwirken „jedes Ortes Herren Commissarii“: 

Zu Bernau: Berndt von Arnim, Melchior v. Termow; 

Zu Bötzow: Otto von Barfus, Jürg Friedrich v. Hoppenrade; 

Zu Neuſtadt⸗Eberswalde: Alexander und Adolf v. Barfus, 
Ehrentreich v. Blumenthal, Hans Joachim v. Röbell. 

Die Dörfer von Ober- und Niederbarnim waren auf die drei 
Orte verteilt, fo daß auf Bernau und Bötzow ſolche von Nieder- und 
Oberbarnim kamen, auf Neuſtadt⸗Eberswalde nur ſolche von Ober⸗Barnim. 


1627, 9. Dezember 

Die Kreiſe Hoch- und Niederbarnim und Teltow bitten 
beim Kurfürſten um die Beteiligung der anderen Kreiſe, namentlich 
Lebus, an den Koſten zum Unterhalt der kaiſerlichen Armee. 
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1628, 22. Oftober 


Eine Eingabe, unterzeichnet: ,Ritterschaft und Städte im Ober- 
barnimschen Kreise“. 


1629, 23. Auguſt 
Desgleichen: „Ritterschaft in Barnim, Teltow, Lebus“. 


1631, 14. Februar 
Otto v. Termow, verordneter Kriegskommiſſarius. 


1634 
Joachim v. Platow Kommiſſar in Oberbarnim !). 


1634, 28. Mai 

Gemeinſchaftliche Eingabe der Ritterſchaft des Ober- und 
Niederbarnimſchen Kreiſes. 

Auch 1642 handeln die Ober- und Niederbarnimſche und die 
Teltowſche Ritterſchaft mehrmals gemeinſchaftlich. 


1628, September 


„Zusammenkunft etzlicher aus der Ritterschaft und den 
Städten im Hohen und Niederen Barnim und Teltow“. 
Es handelt ſich um Kontributionsangelegenheiten und um die Ein⸗ 
quartierung von Torquato Contis Regiment. Es wird ein förmlicher 
Rezeß vereinbart. Aus jedem Kreiſe waren drei von der Ritterſchaft 
erſchienen, darunter aus Oberbarnim der Kriegskommiſſarius Ehrent⸗ 
reich v. Blumenthal, aus Niederbarnim Berndt v. Arnim, Kriegs⸗ 
kommiſſarius im Ober- und Niederbarnim und Teltow, aus Teltow 
der ſpäter als Direktor und Kriegskommiſſar bezeugte Wichmann Hein⸗ 
rich von Schlabrendorf. 


1644, 5. März 


Valtin von Pfuel, Kommiſſarius im Oberbarnimſchen 
Kreiſe, erhält auf ſein Anſuchen Soldaten zur Exekution bei ſäumigen 
Kontribuenten. 


1645, 27. Januar 


Kurt Bertram v. Pfuel fol die Ober- und Nie der barnimſchen 
Kreisrechnungen aufnehmen. 


1645 


Valtin v. Pfuel, als Kommiſſarius im Oberbarnim von Markgraf 
Ernſt angeſtellt, Auguſt 1642, bittet um eine förmliche Konfirmation 
durch den Kurfürſten und zugleich um eine Vermehrung des Gehalts, 
das er vom Kreiſe genießt. Er hatte bisher 100 Taler im Jahre und 
12 Scheffel Roggen. Er wünſcht eine Zulage von 50 Talern und 


1) Protokoll des Oberbarnimſchen Kreiſes, ed. Friedländer (Märk. 
Forſch. 17, 140) 
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12 Scheffeln; weiſt darauf hin, daß auch im Teltow jüngſt der Kom⸗ 
miſſarius in ſeinem Gehalt verbeſſert worden ſei. 

Nach der Randnotiz der Kanzlei „fiat“ ſcheint in dieſem Sinne 
vom Kurfürſten an die Stände geſchrieben worden zu ſein. 

Aus weiteren Schriftſtücken iſt zu erſehen, daß der Kommiſſarius 
eine Salvagardia für ſein Dorf Schulzendorf erhielt und von Einquar⸗ 
tierung frei ſein ſollte. 


1648, 2. März 

Kf. Schreiben an die Ritterſchaft in Ober⸗ und Niederbarnim, 
Ruppin und Zauche. Zwiſchen dieſen Kreiſen ſchweben Kontributions⸗ 
ſtreitigkeiten. In dieſen ſoll ein Verhör angeſtellt werden am 1. Juni, 
wo ohnehin die Deputierten der Kreiſe in Cölln zuſammenkommen 
werden; ſie ſollen hinlänglich Inſtruktion dazu erhalten. 


1655, 13. Februar 


Kf. Schreiben an die zu Cölln anweſenden Abgeordneten von vier 
mittelmärkiſchen Kreiſen: Ober- und Niederbarnim, Teltow, Ruppin (2). 


1658 


Valtin v. Pfuel, Kommiſſarius des Oberbarnimſchen Kreiſes, 
konnte wegen Alter und Entſeſſenheit ſeinem Amt nicht mehr allein 
nachkommen. Auf eine Beſchwerde der Amter war ihm daher von den 
Geheimen Räten durch Abſchied Dietrich Stephan v. Holtzendorff adjun⸗ 
giert worden. Die drei beteiligten Amtsſchreiber bitten, den v. Holtzen⸗ 
dorff ordentlich zu beſtellen, da er auf einen bloßen Abſchied hin das 
ſchwere Amt wohl nicht über ſich nehmen werde. 

Dies geſchieht durch Schreiben vom 22. Juli 1658. 


1659, 2. November 
Kf. Schreiben an die Ritterſchaft des Oberbarnimſchen Kreiſes: 


der 72 jährige Valtin von Pfuel fol einen geeigneten Nachfolger vor- 
ſchlagen. Weitere Nachrichten fehlen. 


1675, 16. Auguſt 

Nach dem Tode von Johann Georg v. Röbell wird Wolf Chriſtian 
v. Falckenberg auf Vorſchlag der Städte des Kreiſes Oberbarnim zum 
Kommiſſarius beſtellt und beſtätigt. 


1698 


Ludolf Ernſt v. Stratz Kommiſſarius des Oberbarnimſchen Kreiſes. 

(Der Direktortitel begegnet nicht im Oberbarnimſchen Kreiſe.) 
1646 

Der Einnehmer des Niederbarnimſchen Kreiſes, Hans Heide 
v. Heidenthal (ſeit 3 Jahren in dieſer Stelle), zeigt an, daß wegen 
des Kreiſes Unvermögenheit ein Kommiſſarius mit gebührlicher Be⸗ 
ſtallung hier nicht gehalten werden könne. Er ſelbſt muß deſſen Stelle 
vertreten. Er beklagt ſich, daß die Kreiseingeſeſſenen ſich ſeiner Exe- 
cution widerſetzen und ihm nichts bezahlen wollen. 
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1646, 24. Juli 

Befehl des Kurfürſten „an die Ritterbürtigen des Niederbarnim- 
schen Kreises“, ihr Kontingent zur Kontribution dem Einnehmer 
Hans v. Heidenthal unweigerlich jedesmal zu entrichten. 


1647, 4. Dezember 
Kf. Schreiben an die Commissarios des Niederbarnimſchen Kreiſes. 


1647, 14. Dezember | 
Die Stände des Niederbarnim wünſchen, daß die Rechnungen des 
Kommiſſarius Melchior v. Kalenberg !) revidiert werden. 


1654, 16. März 

Der Einnehmer Hans v. Heidenthal in Niederbarnim iſt geſtorben. 
Zur Abnahme ſeiner Rechnungen werden auf Supplikation der Ritter⸗ 
ſchaft als Kommiſſarien verordnet: Schloßhauptmann Zacharias v. Götze, 
Joachim Valtin v. Barfus, Heinrich Wilhelm v. Krummenſee. 


1657, 16. Dezember 
Kf. Schreiben an den Kommiſſarius des Niederbarnimſchen Kreiſes 
Heinrich Wilhelm v. Krummenſee. 


1663, 17. Juui 

Chriſtoph v. Röbell wird zum Kreiskommiſſarius an Stelle des 
verſtorbenen Heinrich Wilhelm v. Krummenſee auf Vorſchlag der Ritter⸗ 
ſchaft des Kreiſes Niederbarnim vom Kurfürſten konfirmiert und beſtellt. 


1669, 8. Inni 
Oberſtwachtmeiſter Jacob Melchior v. Görtzke auf ſeinen Wunſch 
ihm zugeordnet. 


1698 
Kommiſſarius des Nieder barnimſchen Kreiſes: Berndt Heinrich 


v. Barfus. 
(Der Direktortitel begegnet nicht in Niederbarnim.) 


Teltow (Rep. 21, Nr. 167) 

1642, 27. Juni 

Die „verordneten Directoren des Teltowschen Kreises“ Wich⸗ 
mann Heinrich v. Schlabrendorf und Euſtachius v. Thümen] ſtellen 
vor, daß der Modus contribuendi geändert werden müſſe, weil der 
Kreis durch kaiſerliche und ſchwediſche Truppen ſtark gelitten habe. In 
der Kf. Antwort vom 29. Juni werden ſie ebenfalls als Direktoren 
des Teltowſchen Kreiſes tituliert. 

Dagegen in einer Supplikation von Thomas Haſe vom 9. Auguſt 
1642, der ſich über ungerechte Veranlagung der Kontribution beſchwert, 
werden ſie als die Kommiſſarien des Teltowſchen Kreiſes bezeichnet. 


1) Siehe oben Glien. 
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1643, Juni 

Die Direktoren des Teltowſchen Kreiſes, v. Schlabrendorf und 
v. Thümen, haben um ihre Entlaſſung gebeten, der Kurfürſt hat die 
Ritterſchaft des Teltowſchen Kreiſes aufgefordert, andere Directores, 
ſo dem Kreiſe vorſtehen mögen, zu deputieren. Die Ritterſchaft er⸗ 
klärt 22. Juni 1643, ſie laſſe es gern dabei bewenden, daß die beiden 
Genannten ihre Entlaſſung genommen hätten, ſie beſäßen aber nicht 
mehr die Mittel, Direktoren zu beſolden; ſie ſchlagen daher vor, daß 
der Einnehmer das Kontributionswerk verwalten und in wichtigen 
Sachen die Ritterſchaft zuziehen ſolle. Ein entſprechender Kf. Befehl 
wird ausgefertigt 22. Juni 1643. 


1643, 20. Oktober f 

Sigismund v. Britzke zeigt an, daß die Teltower Ritterſchaft ihm 
das Kontributionswerk aufgetragen und daß er es für ein Jahr an⸗ 
genommen habe. Die Oberſten wollen nun aber von ihm auch die 
Reſte haben und bedrohen ihn auf ſeinem Hofe zu Britz mit Exekution. 
Er erklärt, daß er für die Reſte nicht haften könne; das ſei Sache der 
beiden vorigen Direktoren Schlabrendorf und Thümen. 


1644, 5. April 

Sigismund v. Britzke beklagt ſich, daß die kurfürſtliche Leib⸗ 
kompagnie der Reſte halber auf ſeinen Hof eingerückt ſei, und ſich da 
einquartieren wolle, bis die Reſte bezahlt ſind. Vom Kurfürſten wird 
Remedur verheißen. 


1644, 18. April | 
Kf. Schreiben an Levin v. Rathenow und Sigismund v. Brigte, 
Kommiſſarien des Teltowſchen Kreiſes. 


1644, Juli 

bittet die Teltowſche Ritterſchaft den v. Britzke, damit er weiterhin das 
gehäſſige Kontributionswerk des Kreiſes dirigieren könne, noch auf ein 
Jahr, bis Juli 1645, zum Kommiſſarius des Teltowſchen Rreifes zu 
konfirmieren. Das geſchieht durch Kf. Reſkript vom 27. Juli 1644. 


1646 

Rechnungsabnahme auf Britzkes Wunſch durch den Mühlenhaupt⸗ 
mann Zacharias Friedrich v. Götze, Daniel v. Hacke, Euſtachius 
v. Thümen und Joachim Schröder, Amtsſchreiber zu Zoſſen, 


1647 


bezeichnet die Ritterſchaft Sigismund v. Britzke und Levin v. Rathenow 
als Kreis kommiſſarien. | 


1655 

Geſuch der Kreisſtände: „Dieweil nothwendig einer unseres mittels 
das Directorium bey des Creyses verrichtungen führen muß, 
so haben wir Otto von Hacken auf Machnow dahin vermocht, daß 
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er dasselbe dieses Jahr über annoch auf sich nehmen will; bitten 
dannenhero unterthänigst, E. Ch. D. wolle ihn zum Directore 
dieses Creyses dieses Jahr über confirmiren“ uſw. 

Beſtallung 22. Januar. Im Text: „zum Directore bey des 
Creyses Verrichtungen“; im Rubrum: „zum Creyß-Commis- 
sarius“. | 


Lebus (Rep. 59, Nr. 20, 21, 29). 


1627 
Kriegskommiſſarien im Lebuſer Kreiſe verordnet. 


1628, 25. März 

Joh. Nickel v. Blow und Joachim v. Schapelow zu Kommiſſarien 
des Lebuſer Kreiſes verordnet auf Anſuchen der Ritterſchaft. 
1629 

„Chf. brandenb. deputirte Kriegs-Commissarien“ im ebufer 
Kreiſe: Ludolf v. Wulffen, Adolf v. Wulffen, Abraham v. Hohendorff. 
1630 

„Chf. brandenb. verordnete Kriegs-Commissarien“ im Lebuſer 

Kreiſe. 
1633 | 
„An den Commifarium des leb. Kreises Conrad v. Platowen“. 


1639 

Valentin v. Strang von der Ritterſchaft zum Kreiskommiſſar er 
wählt, vom Kurfürſten beſtätigt; Beſtätigung widerrufen, weil Strantz 
krank; 
1665 
endgültig bejtätigt. 
1675, 20. Jauuar 

Anſtatt des unvermögend gewordenen Valentin v. Strang werden 
Joach. Erdmann v. Burgsdorff und Georg Rudolf v. Wulffen zu 


Kommiſſarien des Kreiſes Lebus auf Vorſchlag der Ritterſchaft verordnet. 
(Auch die Stände ſprechen nur von Beſtallung eines „Commiſſarius“.) 


1709, 13. Inni 


An den „Directorem“ und die Landräte des Lebuſer 
Kreiſes. 


Ackermark (Rep. 54, Nr. la, 1b“, 9*, 105, 12, 13, 18, 19, 20, 21, 22, 28, 
25, 26, 27, 30, 31, 32, 34, 35) 


Die ritterſchaftliche Hufenſchoßkaſſe ift hier bis zum Dreißigjährigen 
Kriege hin noch in voller Wirkſamkeit und von großer Bedeutung. 
Zwei Kreisverordnete beaufſichtigen das Kaſſenweſen; ein Kreisausſchuß 
von 12 Mitgliedern nimmt die Rechnungen ab. Verordnete und Depu⸗ 
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tierte werden von der Ritterſchaft gewählt und vom Kurfürſten be⸗ 
ſtätigt. Die Verordneten erhielten ein kleines Gehalt von der Land⸗ 
ſchaft, das aber durchaus nicht als ausreichende Vergütung für die 
Mühe und den Aufwand des Amtes erſchien. Es wird oftmals an 
die Liebe zum Vaterlande, an die Geſinnung eines getreuen Patrioten 
appelliert (Adam von Berg und Pruckmann 1615). 

Die Verordneten berufen den Ausſchuß in der Regel nur auf 
Befehl des Kurfürſten. 

Neben den Verordneten erſcheinen ſeit 1627 die von ihnen ver⸗ 
ſchiedenen Kriegskommiſſarien. 


1627 
waren Verordnete Ernſt v. Aſchersleben auf Krüſſow und a v. Berg 
auf Werbelom. 

Zu Kriegskommiſſarien in der Altmark werden 


1627, 9. Juli 

verordnet: Franz Joachim v. Arnim auf Ziechow und Adam v. Winter⸗ 
felot auf Menkin (treten in den Akten beſonders hervor); Hans Friedrich 
v. Buch auf Krüſſow, Liborius v. Greiffenberg auf Frauenhagen, 
Henning v. Arnſtorff auf Altenkünikendorf, Otto v. Arnim auf Schöner⸗ 
mark und Antonius v. Arnim auf Götzkendorf, Vettern. 

Franz Joachim v. Arnim ſucht das Kommiſſariat abzulehnen und 
bittet, daß Ritterſchaft und Städte aufgefordert werden möchten, einen 
andern an ſeiner Statt vorzuſchlagen. (Alſo beruhte die Beſtallung 
wohl auf ſtändiſchen Vorſchlägen.) 


1628 ; 
Franz Joachim v. Arnim, Hans Friedrich v. Buch, Antonius 
v. Arnim bitten um ihre Entlaſſung. 

Franz Joachim und Berndt v. Arnim (ſiehe oben) hatten ſich den 
Titel eines Generalkriegskommiſſars angemaßt (Berndt v. Arnim wird 
von der kurfürſtl. Kanzlei ſo tituliert 25. März 1628 Rep. 59, Nr. 20). 


1629, 17. Februar 
wird dagegen eingeſchritten. 


Die Kreistage, namentlich die der Ritterſchaft, mit Ausſchluß der 
Städte werden damals gewöhnlich auf Veranlaſſung der Kriegskom⸗ 
miſſarien (F. J. v. Arnim u. Winterfeldt) durch die Verordneten be⸗ 
rufen, im Auftrage des Kurfürſten. Die Kriegskommiſſarien (Arnim) 
halten den Vortrag, der Kontributionsſachen betrifft. Ein Kammer⸗ 
gerichtsrat als kurfürſtl. Kommiſſar dabei (Baltzer Veit v. Eimbed) 
Juni 1627. 


1631 


hat der Verordnete Adam v. Berg den Deputiertenausſchuß nach Prenzlau 
geladen; es iſt aber nur einer erſchienen; er hält um kf. Berufung 
an; dieſe erfolgt 22. Septbr. 1631. 
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1650 


Eingabe der Ritterſchaft von Uckermark und Stolp: Antonius 
v. Arnim zu Götzkendorf, „welcher zwarten ohne jenige Bestallung 
diesen Creiß zehen jahre her als ein Commissarius uud Director 
in vorfallenden Begebenheiten ziemblich auffgewartet,“ will wegen 
Krankheit zurüdtreten. Sie haben daher „zu Commissarien versehen, 
noch auf ein Jahr“ 

im Prenzlauiſchen Kreis: Joachim Berndt v. Eickſtedt zu 
Eickſtedt; | 

im Zehdenickſchen und Templinſchen Kreis: Erdmann 
Dietrich v. Wartenberg zu Herzfelde; 

im Angermündiſchen Kreis: Ernſt Friedrich v. Borgſtorff 
zu Felchauen. 

Sie bitten um kf. Beſtätigung und Beſtallung. 

Dieſe erfolgt 13. März 1650, doch fehlt hier die Bezeichnung 
„Director“, Beſtallung nur als „Commissarius“. 


1656, 11. März 


dringen die uckermärkiſchen Stände auf Beſtellung von Kommiſſarien 
wegen der häufigen Truppenmärſche. Sie ſchlagen vor: Heinrich 
v. Berg und Jochim Georg v. Winterfeldt. 

Dieſe werden zu „Kriegscommissarien“ „confirmiert und con- 
stituiert“ 15. März 1656. 


1657, 15. Auguſt 

Konrad Barth wird als „kurfürstl. Rath für die Militaria“ in 
der Uckermark beſtellt. 

Aus der Beſtallung vom 12. September 1657 ſieht man, daß er 
unter der Amtskammer ſteht und namentlich darauf zu achten hat, daß 
die kf. Amtsuntertanen nicht vor den ritterlichen beſchwert werden !). 


1659 


Eingabe der Vaſallen des Kreiſes ee (Viele Unter⸗ 
ſchriften.) 

Der Kreis iſt lange Zeit ohne Direktoren geweſen; daraus ſind 
Verſäumniſſe und Konfuſion entſtanden „ohne die Militaria“ (ſteht 
auf Raſur NB.). 

Sie haben daher Antonius v. Arnim auf Götzkendorf und Georg 
Wilhelm v. Arnim auf Boytzenburg dazu erwählt und bitten um ihre 
Konfirmation. Die Direktoren haben das Kontributionsweſen zu leiten; 
bei ſo wichtigen Sachen als Aufſtellung der Kontributionsrollen, An⸗ 
nahme eines neuen Modus contribuendi haben fie die geſamte Ritter⸗ 
ſchaft zuzuziehen. 


1659, 8. Januar 


„Confirmation Antoniussen u. George Wilhelm von Arnimb zu 
Creyßcommissarien in der Uckermark“. 


1) 1660 wird er „Oberkommiſſar in der Kurmark“ (Jſaacſohn II, 173). 
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Im Text werden ſie als „Directoren“ bezeichnet. Das Rubrum, 
in dem fie „Creißcommissarien“ genannt werden, ift 1660 von Johann 
Görling geſchrieben, der 1660 von der Kanzlei zum Archiv übertrat. 


1663, 20. Februar 
bei Emeritierung des Antonius v. Arnim heißt es „das Directorium 
oder Verordnetenamt“, das er geführt ufr. 


Neumark (Rep. 42, Nr. 46) 


Zu Beginn des 17. Jahrhunderts beſtehen die 6—7 Kreiſe der 
Neumark ſchon in voller Ausbildung. Es ſind die Kreiſe: 1. Soldin, 
2. Königsberg, 3. Landsberg, 4. Friedeberg (öfter mit Landsberg ver- 
bunden), 5. Arnswalde, 6. Dramburg, 7. Schievelbein. Dazu kommt 
noch das Land oder der Kreis Sternberg (mit der Ordensregierung in 
Sonnenburg) und die „inkorporierten Kreiſe“ Croſſen, Züllichau, 
Cottbus. Eine beſondere Stellung zwiſchen Neumark und Kurmark 
nimmt der früher niederlauſitziſche Kreis Beeskow⸗Storkow ein. 

Die Neumark mit den inkorporierten Kreiſen iſt 1611 zu einem 
Deputationstag verfammelt, auf dem nur die Ritterſchaft erſcheint, ver- 
treten durch je zwei Deputierte der elf Kreiſe. 

Unter den Beſtimmungen des Rezeſſes vom 11. Juni 1611 auch 
folgende: Eilige Sachen der Kreiſe ſollen von der Ritterſchaft oder 
jemand ihres Mittels an die Cüſtriner Regierung gebracht werden 
(offenbar, damit dieſe die Berufung eines Kreistages anordnet). In 
Schievelbein ſoll es wegen der entfernten Lage dieſer Kreiſe der Ritter⸗ 
ſchaft geſtattet ſein, ſich deshalb an den Landvogt zu Schievelbein zu 
wenden; dieſer kann dann die Konvokation des Kreiſes verſtatten oder 
ſchleunig darüber an die Cüſtriner Regierung berichten. (Alſo: Keine 
regelmäßigen Kreisverſammlungen, kein feſtes Organ zur Berufung 
und Leitung ſolcher, alſo kein Kreisdirektor.) 

Jeder Kreis!) hat einen Einnehmer (unsere Einnehmer jedes 
Creises“) und einen Landreiter; die Landreiter ſind in erſter Linie 
fürſtliche Exekutivorgane zur Vollſtreckung der gerichtlichen Urteile, 
aber auch für Vorladungen und andere Zwecke, ſie hängen von der 
Cüſtriner Regierung ab; ſie dienen aber auch für ſtändiſche Kreiszwecke 
und erhalten daher eine ſtändiſche Zulage. 


1614 

wird geſagt in dem Landtagsabſchied vom 23. Dezember: Der Kur⸗ 
fürſt wird für die bewilligte Steuer beſondere Einnehmer in den ſieben 
Kreiſen der Neumark verordnen; die übrigen (inkorporierten) Kreiſe 
haben ihre eigenen Einnehmer. 


1622, 11. September 
Abdankung der ſechs Ausreuter auf den Straßen allhier in der 


1) Hier ſcheint aber die eigentliche Neumark neben den inkorporierten Kreiſen 
als ein Ganzes zu gelten. 


404 Otto Hinge [48 


Neumark. Sind 61/2 Monate in Beſtallung geweſen, Monatsſold 
76 Taler 16 Groſchen. 


Seit 1626 oder 1627 


erſcheinen Kriegskommiſſarien in der Neumark, ohne nähere Verbindung 
mit einem beſonderen Kreis. Namentlich erwähnt: Jacob von dem 
Borne, Moritz Friedrich v. Wedell 1626 ? oder 1627, Moritz v. d. Mar: 
witz 1628 („verordneter Kriegscommissarius in der Neuenmark zu 
Königsberg, erbsessen auf Beerfelde“), Tide v. Horcker (1628), 
Curt v. d. Marwitz, Achatius v. Sydow, Dominik Kare. 

Kurfürſtliches Reſkript vom 23. Oktober 1628 an die ſechs neu⸗ 
märkiſchen Kreiſe über die Notwendigkeit der damals angeſtellten 
Werbung und die dazu erforderlichen Leiſtungen der Kreiſe. 

Dieſes Reſkript wendet ſich an die „Landesältesten“ der einzelnen 
Kreiſe 

Soldin: Tide v. Horcker (K.K. 1628, L. D. 1614) 1), Asmus 
v. Kleiſt; 

Königsberg: Hans v. Sydow (L. D. 1611), Chriſtoph v. Oſten, 
Moritz v. d. Marwitz (K.K. 1628); 

Landsberg: Heinrich v. Schönebeke (L. D. 1611 und 1614), 
Chriſtian v. Brand; 

Arnswalde: Hans v. d. Goltz (L. D. 1611), Jürg v. Waldow; 

Dramburg: Jacob von dem Borne (K. K. 1628), Rüdiger von 
dem Borne; 


Schievelbein: Georg v. Winterfeldt (L. D. 1614), Lorenz 
v. d. Goltz; 

Sternberg?): Friedrich v. Blo, Chriſtian v. Winterfeld (K.K. 
1629), Ordensregierung zur Sonnenburg. 


Die Landesälteſten ſind wohl identiſch mit den Deputierten zu 
den Landtagen. Drei von ihnen ſind zugleich als Kriegskommiſſarien 
bezeugt. Eine regelmäßige Verbindung zwiſchen dem Amt des Landes⸗ 
älteſten und des Kriegskommiſſars beſteht aber noch nicht. 


1659, 8. März 


Der Oberkommiſſarius v. d. Goltze iſt mit Tode abgegangen. Die 


Wiederbeſetzung der Stelle erſcheint dem Statthalter in Cüſtrin nicht 
als notwendig s). 


ff. Neſkript vom 6. Oktober 1665 (an die Cüſtriner Regierung): 
Hans Heinrich v. Beneckendorff auf Blumfelde wird zum Directore 
bei der neumärkiſchen und inkorporierten Ritterſchaft konfirmiert. 
Wenn die Regierung an die Kommiſſarien etwas erläßt, ſo ſoll 
ſie ihm nicht vorbeigehen, namentlich wenn es von Bedeutung iſt. 


1) K.K. = Kriegskommiſſarius; L. D. = Landesdeputierter. 

2) „Weil dieſer Kreis über Vermögen mit Einquartierung belegt, ſo wird 
er ebenſo wie Croſſen und Züllichau übertragen werden müſſen.“ 

3) Angeſtellt 1657; vgl. Iſaacſohn II, 173. 
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1675, 8. Januar 
An Stelle des Oberförſters v. Lüderitz, der anderweit befördert 
worden iſt, wird Rüdiger Chriſtian v. Wedell zum Amtskommiſſar in 
der Neumark beſtellt. | 
(Die Dörfer der Kreiskommiſſare folen nicht zu Ungunſten der 
Amtsdörfer bei der Kontributionsanlage geſchont werden.) 


1689, 15. April 

Den Commissariis und Landesälteſten in der Neumark, Stern⸗ 
berg und inkorporierten Kreiſen ſoll von der dortigen Regierung der 
Titul „Wobledler, Vester und Herr“ gegeben werden, aber nur, wenn 
fie vorher von der Regierung konfirmiert find und die Marinejura er: - 
legt haben. 


1700 
Der Kommiſſar des Königsbergſchen Kreiſes v. Sydow ſchlägt 
ſeinen Sohn zum Adjunkten vor. Genehmigt. 


1719 

Der neumärkiſche Landesdirektor vom Hagen iſt an des Ver⸗ 
ſtorbenen v. Platen Stelle getreten. Er bittet um Beſtellung als neu- 
märkiſcher Landesverordneter zum Hufen- und Giebelſchoß, wie auch 
der Landesdirektor v. Bismarck in der Altmark und der Landesdirektor 
v. Wedell in der Uckermark zu Landesverordneten beſtellt ſind. Das 
geſchieht durch Reſkript vom 


1. November 1719. 
NB. Neben dem Landesdirektor der Ritterſchaft gibt es einen 
beſonderen Direktor der neumärkiſchen Städte (1731). 


Sternberg (Rep. 21, Nr. 149) 


1629/30 
erſcheinen „verordnete Commissarien des Sternberg u. Crossischen 
Crayßes“, wie es ſcheint zwei, darunter ein Chr. v. Winterfeldt. 


1643 

Vorſtellung der Ritterſchaft des Sternbergſchen Kreiſes: Das Land 
Sternberg hat früher immer einen Landeshauptmann gehabt, der in 
Juſtizſachen die erſte Inſtanz der Eingeſeſſenen von Land und Städten 
geweſen iſt und die Polizei ſamt allem, was das Wohl des Landes 
betrifft, wahrgenommen hat. Dieſe Stelle iſt ſeit dem Abſterben 
Joachims v. Winterfeldt, der zugleich Verweſer des Herzogtums Croſſen 
geweſen, nicht wieder beſetzt worden; eine Zeitlang iſt die Obliegenheit 
von der Ordensregierung wahrgenommen worden. Jetzt herrſcht große 
Unordnung; es bedarf geeigneter Männer zur Ausübung der Polizei 
in dieſen ſchweren Zeiten. Die Stelle eines Landeshauptmanns zu be⸗ 
ſetzen gehe jetzt auch wohl nicht an. Die Juſtiz könnte an wohl bei 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XXVIII. 2. 
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der Cüſtriner Regierung bleiben. Aber zur Ausübung der Polizei 
ſchlagen ſie zwei Direktoren des Kreiſes vor: Hans Melchior v. Selchow 
auf Bieberteich und Baltzer Abraham von Köckritz auf Zahlow. 

Am 6. Dezember 1643 werden die beiden zu Direktoren des Stern⸗ 
bergſchen Kreiſes vom Kurfürſten konfirmiert und beſtellt. Sie ſollen 
darob fein, „dass die Polizei überall in guter Obacht gehalten und 
dawider nicht gehandelt werde, auch sonsten alles und jedes, was 
zu des Kreises Besten und Aufnehmen, auch Abwendung dessen 
Schadens und Ungelegenheit gereichen mag, befördern und be- 
schaffen“. 


1645⁵ 


Rittmeiſter Joachim v. d. Goltze wird zum Kommiſſarius im 
Sternbergſchen Kreiſe beſtellt, wo lange kein Kommiſſarius geweſen, ſo 
daß die Kreisverrichtungen nicht in Ordnung geweſen, ſondern bald der 
eine, bald der andere ſich deren angenommen. Als ſeine Hauptobliegen⸗ 
heit erſcheinen Kontributionsſachen und Militaria. Er ſoll eine Be⸗ 
ſoldung von der Landſchaft haben, auch einen Kommißſchreiber, der 
ebenfalls in des Landes Beſtallung ſteht. Bei extraordinären Kontri⸗ 
butionsangelegenheiten ift die Ritterſchaft und der Komtur zu Lagow. 
zuzuziehen. 


1702, 15. Mai 


Kurfürſtl. Reſkript an den Kommiſſarius und die Ritterſchaft des. 
Sternbergſchen Kreiſes: Kontributionsangelegenheiten. 


Croſſen (Rep. 45, Nr. 14, 16, 16a, 23) 


Croſſen und Züllichau waren Weichbilder nach ſchleſiſcher Ver⸗ 
faſſung. Sie bildeten zuſammen eine beſondere Landſchaft, die durch 
je zwei Deputierte der Ritterſchaft vertreten wurde. Ein ſolcher 
Deputationstag wurde 


1611 


gehalten und führte zu einem Spezialrevers der Croſſenſchen Land⸗ 
ſchaft vom 


12. Juni 1611. 


Man erſieht daraus folgende Grundzüge der Verfaſſung: An der 
Spitze des Landes ſtand ein kf. Verweſer; dem Herkommen gemäß ſollte 
er eine adelige, tüchtige und qualifizierte Perſon aus dem Mittel der 
Ritterſchaft ſein. Er hatte die Direktion des Juſtizweſens und anderer 
gemeiner Landesſachen. Der Kurfürſt behält ſich vor, die Okonomie 
in ſeinen Amtern nach Willkür zu beſtellen, ſie dem Verweſer oder 
einem anderen zu übertragen. (Tatſächlich wurde ſie in die Hand des 
Verweſers gelegt.) Der Verweſer nahm auch die Stelle eines Haupt- 
manns für das Amt Züllchow (Züllichau) wahr und hatte die Direktion 
der Juſtiz und der Landesſachen auch in dieſem Amte und Kreiſe; er 
ſollte aber dazu nach Züllchow reiſen. 
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Ein Hofgericht beſtand zu Croſſen und Züllchow mit je zwei 
adligen Hofſchöffen unter dem Vorſitz des Verweſers als erſte Inſtanz 
für die Eingeſeſſenen von Land und Städten. . 

Von jeher beftanden in jedem der beiden Kreiſe zwei Alteſte für 
Kontributions⸗ und andere Sachen mit der Befugnis, die Ritterſchaft 
des Kreiſes zu konvozieren. Sie werden von der Ritterſchaft gewählt, 
müſſen aber von der Cüſtriner Regierung konfirmiert und verpflichtet 
werden; ſie ſollen den Verweſer gebührlich reſpektieren, ohne ſeine Be⸗ 
willigung keine Zuſammenkunft der Ritterſchaft ausſchreiben, die Gegen⸗ 
ſtände der Beratung auf Verlangen anzeigen. Sie haben keine obrig⸗ 
keitliche Strafgewalt; die ſteht nur dem Verweſer oder der Regierung 
zu Cüſtrin zu. | 

(Dieſe Alteſten ſcheinen mit den Deputierten identifd zu fein.) 


1627, 17. Juli 
Kf. Reſkript an den Verweſer von Croſſen Buſſo von Gülen. 

Da keine Landesälteſten vorhanden ſind, denen eine Kommiſſion 
aufgetragen werden könnte, fo werden drei vom Verweſer vorgeſchlagene 
Perſonen zu Kriegskommiſſarien beſtellt: Chriſtian v. Winterfeldt; 
Sigismund v. Knobelsdorff; Joachim Senft, Guardihauptmann zu 
Cüſtrin. 

In den Akten erſcheinen dieſe Kommiſſarien ſpäter nicht wieder. 
Die Berichte werden entweder vom Verweſer oder von den Ständen 
insgeſamt abgeſtattet. Ob ſie ihr Amt angetreten haben, iſt zweifel⸗ 
haft. Es ift ſpäter, 1628 ff., immer nur von dem Konmmiſſarius die 
Rede; das war Hans Adrian von Möſtichen, ein jüngerer Mann, 
deſſen Vater ein Rittergut im Kreiſe Croſſen beſaß. (Ein kf. Befehl 
an ihn vom 20. Auguſt 1629 bezeichnet ihn als „Kf. Commissarius 
im Crossnischen“ und betrifft Verteilung der Laſten auf Stadt und 
Land.) , | 


1628, 28. März 

Der Verweſer des Hz. Croſſen Joachim v. Köckritz berichtet, daß 
er die Directores und Landesälteſten des Hz. Croſſen und des Kr. 
Züllichau ſamt den Räten der Städte Croſſen, Züllichau und Sommer⸗ 
feld nach Croſſen beſchieden habe, um wegen der Einquartierung und 
Kontribution mit ihnen zu verhandeln. Die Directores des Croſſen⸗ 
ſchen Kreiſes hätten ſich aber in keine Tractata einlaſſen wollen, ſondern 
Berufung der ſämtlichen Stände gefordert, übrigens auch mit Nieder⸗ 
legung ihrer Amter gedroht. Der Verweſer bittet, ſie zu ermahnen, 
daß ſie ihre Amter behalten möchten, damit nicht immer das ganze 
Land berufen werden müſſe. 

Ein dementſprechendes Konzept Pruckmanns vom 3. April 1628. 

Köckritz bezog ſich dabei auf ein Verzeichnis der Landesälteſten in 
Croſſen und Züllichau von der Hand ſeines Vorgängers Gülen (T 1627), 
das für Croſſen acht, für Züllichau drei Namen aufweiſt. 

Croſſen über der Oder: Zwei Knobelsdorff, Rotenburg, 
Winterfeldt, Grüneberg; 

26 * 
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Croſſen diesſeit der Oder: v. Möſtichen, v. Doberſchütz, 
v. Salgaſt; 

Züllichau: v. Dröſchkau, v. Loeben, v. Seefelde. 

Die Croſſenſche Ritterſchaft ſagt aber in Vorſtellungen auf die 
Mahnung der Regierung (1628 o. D.): Dieſe Landesälteſten ſeien 
niemals von der Cüſtriner Regierung beſtätigt worden; es handle ſich 
nur um eine vorläufige Liſte, die der verſtorbene Verweſer aufgeſtellt 
habe, um daraus gegebenenfalls eine Auswahl zu treffen. Es ſeien 
früher auch immer nur zwei Landesälteſte geweſen. Es war offenbar 
die Abſicht der Regierung, die Landesälteſten zu den Kommiſſariats⸗ 
geſchäften zu gebrauchen. Doch lehnen alle in Ausſicht Genommenen 
ſamt und ſonders das Amt des Landesälteſten oder Direktors ab; ſie 
verweiſen darauf, daß ja ein beſonderer Kommiſſarius beſtellt ſei (ſie 
meinen wohl Möſtichen) und daß es alſo „des Directoriums nicht 
bedürfe“. 

(Direktoren und Landesälteſte ſind ſynonyme Bezeichnungen.) 

Von einem der ſogenannten Landesälteſten, Alexander von Roten⸗ 
burg, iſt ein beſonderes Schreiben vom 


5. Juni 1628 


vorhanden, in dem er das Landesälteſtenamt ablehnt, aus Geſundheits⸗ 
rückſichten und mit Hinweis darauf, daß er gar nicht von der Regierung 
beſtätigt ſei. Er meint überhaupt, daß die Landesälteſten jetzt dem 
Lande zur Laſt gereichen würden, weil fie wie früher von Cinquartie- 
rung und Kontribution verſchont bleiben wollten, während die Haupt⸗ 
arbeit doch durch den dazu beſtellten Kommiſſarius (Möſtichen?) ge⸗ 
leiſtet werden müſſe. 

Es ſcheint denn auch nicht zur Beſtellung von Landesälteſten 
(Direktoren) gekommen zu ſein. 


27. Januar 1631 


berichtet der Verweſer auf die Anfrage der Regierung, welche Perſonen 
als außerordentliche Kommiſſarien zur Verhandlung mit Tilly in Betracht 
kommen würden. Er nennt ein paar Namen, verweiſt aber im übrigen 
darauf, daß der ganze Adel ſich nach Croſſen geflüchtet habe, und keine 
Luſt zur Übernahme von Kommiſſariatsgeſchäften bezeige. Der ordentliche 
Kommiſſar von Möſtichen aber habe alle Hände voll zu tun und emp⸗ 
fange auch ſchon keinen ordentlichen Sold mehr von der Landſchaft. 

Ein Schreiben der Ritterſchaft an den Verweſer äußert ſich im 
ſelben Sinne. 


1632, 20. Oktober 


Kf. Schreiben an den Verweſer zu Croſſen. Die Landftande 
von Croſſen haben angezeigt, daß zurzeit keine Landesälteſten in ihrem 
Kreiſe wären, und haben gebeten, daß mit dem eheſten gewiſſe Perſonen 
dazu erwählt und konfirmiert werden möchten. Der Verweſer ſoll zu 
dieſem Zweck eine Zuſammenkunft der Ritterſchaft veranlaſſen. 

Weiteres nicht vorhanden. 
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1633 
trat Johann Friedrich v. Loeben als Verweſer ein. 


1634 

entſchuldigt ſich die Ritterſchaft von Croſſen, daß ſie keine Deputierten 
zu einem Landeskonvent ſenden könne, weil ſie zu ſehr heruntergekommen 
und ohne Mittel ſei. 


1663 
iſt nur ein Landesälteſter da, der die Direktion über die Militaria 
und die Kontribution führte: Chriſtoph v. Knobelsdorff. Dieſer war 
in Konflikt mit dem Verweſer Dietrich v. d. Marwitz geraten, weil er 
trotz der Vorſchriften des Rezeſſes von 1611 den Reſpekt gegen den 
Verweſer aus den Augen ſetzte, die Ritterſchaft ohne deſſen vorherige 
Einwilligung fonvogierte, auch die Deliberanda nicht mitteilte und Ober: 
haupt den Verweſer von den Landesſachen möglichſt auszuſchließen 
ſuchte. Auf Beſchwerde des Verweſers wird er zur Ordnung verwieſen 
durch kf. Reſkript vom 12.22. Mai 1663: Der Verweſer ſoll darnach 
bei den Kreisverſammlungen immer mit dabei ſein; ſonſt ſoll der Amts⸗ 
oder Kornſchreiber die Kurfürſtl. Amtsintereſſen wahrnehmen. (Von 
einem Kommiſſarius iſt nicht die Rede.) | 
Kf. Reſkript 15. Auguſt 1665: Die Amtsuntertanen des Zülli⸗ 
chauſchen Kreiſes ſollen zu dem Gehalt der Landesälteſten mit bei⸗ 
tragen, aber darüber hinaus nicht beſchwert werden. 


1701 
wird feſtgeſtellt, daß in Croſſen und Bobersberg wie in anderen Kreiſen 
der Neumark zwar die Amtseinnehmer vom Kurfürſten, die Kreisein⸗ 
einnehmer aber von den Ständen beſtellt werden. 

(Der Kurfürſt wollte das Croſſenſche Einnehmeramt damals einem 
ſeiner Lakaien geben. Die Stände traten dem entgegen.) 

In Croſſen ſcheint alſo das Kommiſſariat in dem Amt des Landes⸗ 
älteſten oder Direktors aufgegangen zu ſein und dieſes zum Landrats⸗ 
amte geworden zu ſein. 


Züllichau (Rep. 21, Nr. 181) 
1627 


Asmus v. Troſchke, Hans v. Kalckreuter „Verordnete Landes- 
Alteste des Züllichauer Kreises“. 


1629 


Streit zwiſchen Stadt und Ritterſchaft Züllichau, weil die Stadt 
nicht zur Unterhaltung des Kommiſſarius v. Schenkendorff beitragen 
wollte. 


Cottbus (Rep. 56, Nr. 9—11, 14, 15) 


Zwei Landesälteſte wie in Croſſen und den ſchleſiſchen Weich⸗ 
bildern. Sie haben die Direktion der Kontributions⸗ und Landes⸗ 
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ſachen, ſcheinen identiſch mit den Deputierten zum Landeskonvent und 
ſcheinen hier ſeit 1627 zugleich Kriegskommiſſarien geweſen zu ſein; 
werden ſpäter auch als Direktoren bezeichnet. Ein kurfürſtl. Haupt⸗ 
mann nimmt eine ähnliche Stelle ein wie der Verweſer in Croſſen. 


1627 
Gebhard v. Alvensleben, Hauptmann. 


1629 
Georg v. Vitzthum zu Eckſtädt, Hauptmann. 


1640 | 

Georg Abraham v. Grünberg, Hauptmann. 

Gravamina der Mann- und Ritterſchaft des ee Weich⸗ 
bildes 


1653, 18. Anguſt (R. 56, N. 11): 


Beſchweren ſich darüber, daß der Hauptmann anſtatt des früheren Hof⸗ 
richters die Juſtiz ausübt, bitten, daß wieder ein beſonderer Hofrichter 
angeſtellt werden möge (Art. 15). 

(Art. 2.) Weill der Cottbusische Creyß ein absonderlich 
Weichbild ist, so wird allerunterthänigst gebeten, daß in Landts- 
sachen die Verordnungen vom Hoffe und dem Cammergericht zu 
Cüstrin in originali an des Creyßes Altesten oder Directores ge- 
richtet werdeu und daß sich der Herr Hauptmann außerhalb der 
Justitiae, welche zuvor ein Hofrichter verwaltet, in das Landes- 
directorium nicht einmischen, sondern die Ritterschaft, dem Her- 
kommen gemäß bey ihrer freyen Direction verbleiben lassen möge 
nach Anleitung des Specialrecessus vom 12. Juni 1611 (§ Die. 
Steuern sollen) und auch des jüngsten Generallandesrecessus 
(Art. 30).“ 

Demgemäß verordnet der Neumärkiſche Spezial⸗Landesrezeß vom 
19. Auguſt 1653 ſpeziell für Cottbus: „4. sollen in Landessachen 
von uns oder unser Neumärkischen Regierung in originali an des 
Creyles Eltesten oder Directorem gerichtet werden, und der Haupt- 
mann außerhalb der Justizsacheu sich in kein Land esdirectorium 
einmischen“ (Myl. VI, 476). 


1658, 24. September 


Mann- und Ritterſchaft des Cottbuſiſchen Weichbildes berichtet, 
daß der alte Landesälteſte Joh. Albrecht v. Wolffendorff, zugleich 
Kriegskommiſſar, ſeine Stelle niedergelegt habe, und daß ſie die Herren 
Caſpar Friedrich v. Loeben und Chriſtian v. Pannwitz dazu vermocht 
hätten, dieſe Funktion über ſich zu nehmen. Sie bitten um eine kf. 
Beſtallung. Dieſe erfolgt 


1658, 4. Oktober. 


Loeben und Pannwitz wurden dadurch zu Kriegskommiſſarien be⸗ 
ſtellt; ſie waren zugleich aber auch Landesälteſte und bezogen als ſolche 
ein Gehalt von 300 Taler und 100 Scheffel Hafer oder 50 Scheffel 
Korn. Nachdem Loeben geſtorben, wird 
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1671, 7. Auguft 

dem v. Pannwitz das Gehalt zu alleinigem Genuß zugewieſen, da⸗ 
mit se von dem gehabten Brandſchaden erholen könne (Rep. 56, 
Nr. 11). 

Die Vaſallen des Kreiſes aber waren nicht damit einverftanben, 
daß ein Kommiſſarius oder Landesälteſter das ganze Gehalt bezöge. 
Sie wollten vielmehr wie früher zwei Kommiſſarien haben. Sie zitieren 
ein Kf. Reſkript an die Neumärkiſche Regierung vom 


1670, 23. Juli 
„daß die Creyser die Landes Directores unter sich selbsten er- 
wählen und selbige sodann Sr. Ch. D. zue dero gnädigsten Con- 
firmation namhaftig machen sollen“, und daß dabei Gehälter mög⸗ 
lichſt geſpart werden ſollen. Sollte man aber auf einer Perſon be- 
ſtehen, ſo bitten ſie, die Hälfte des Gehalts einziehen zu dürfen. 
Wegen des Brandſchadens könnte Pannwitz durch Remiſſion an der 
Kontribution ſoulagiert werden. 

Die Landeshauptmannſchaft wurde im 18. Jahrhundert zur 
Sinekure. 

Das Landratsamt knüpfte an das mit dem Landesälteſtenamt 
verbundene Kommiſſariat an. 


1660 


Der Landeshauptmann Georg Abraham v. Grünberg beklagte ſich 
bei Hofe, daß die Stände beim Landtag von 1653 ohne ſein Wiſſen 
Gravamina gegen ihn vorgebracht und einen Artikel im Rezeß darüber 
erſchlichen hätten. 

Dies führte zu einer Vermittlungsaktion und ſchließlich zu dem 
Kommiſſionsrezeß vom 10. März 1660, in dem unter anderem be⸗ 
ſtimmt wird, die „Landesältesten oder Commissarien“ ſollten, wenn 
etwas vom Hofe an ſie gelangt iſt, mit dem Hauptmann deswegen 
kommunizieren. Zu den Koſten des Kreiſes ſollen die Amter ein 
Drittel, die Ritterſchaft zwei Drittel beitragen. Die Gehälter der 
Landesälteſten oder Kommiſſarien, ſowie ihre Diäten (2 Taler außer 
Landes, 1 Taler im Kreiſe), ebenſo die Gehälter des Landesbeſtellten 
und des von der Ritterſchaft erwählten Einnehmers ſind zu einem 
Drittel von den Amtern zu tragen. Mit anderen landſchaftlichen Be⸗ 
dienten haben die Amter aber nichts zu tun. (Außer dem Landes⸗ 
beſtallten hatte die Ritterſchaft noch einen Syndikus). 


Beeskow Storkow (Rep. 43, Nr. 17, 20) 


Hauptmann 1627: Georg Vitzthum v. Eckſtädt. Neben dieſem 
Euſtachius v. Kracht und Jochim v. Maltitz zu Kommiſſarien beſtellt, 
1627, 7. Juli. | 

Sie bitten ſchon 31. Dezember 1627 um Entlaſſung oder Reihung 
des Unterhaltes. 

5. Januar 1628 wird ihnen von Hofe geſchrieben: „In den 


412 | Otto Hintze [56 


Craisen dieser Orter ist die Verordnung gemacht, daß jedem 
Commissario monatlich 30 Taler auf die Contribution angewiesen 
werden“. Er muß aber die Kontribution für fein Teil mitbezahlen. 
Dieſe Beſoldung werde auch für fie genügen. Die Entlafjung ift nicht 
möglich. 

Manchmal bezeichnet ſich auch der Hauptmann mit den beiden 
andern zuſammen als Kommiſſarius, ſo 24. März 1628; öfter aber 
nur die zwei ſo genannt und unterſchrieben. 


1629 
Ernſt Ludwig v. Normann als Hauptmann. 


1629, 25. November 

Kracht und Maltitz beklagen ſich, daß Unbefugte den Truppen 
entgegengehen und ihnen in eigennütziger Abſicht andere Quartiere an⸗ 
weiſen, als ſie. Sie bekommen auch ihr „Solarium“ nicht, müſſen 
vielmehr noch für ausgefallene Kontribution haften; in ihr Quartier 
zu Beekow hat der Rat einen Fähnrich einlogiert. Sie bitten daher 
um ihren Abſchied. 

Antwort: Der Abſchied kann ihnen nicht gewährt werden, doch 
wird Remedur verheißen. 


1629, 23. Dezember 

Verweis an die Kommiſſarien Kracht und Maltitz, daß ſie ihre 
Pflicht nicht ordentlich tun. Rat und Bürgerſchaft von Storkow haben 
fih beſchwert, daß fie nie dorthin kämen und immer nur im Beeg- 
kowiſchen blieben. 


1641 
wurde Maltitz von der Soldateska des kaiferlichen Obriſt Marijen ge⸗ 
geprügelt. Er ſcheint dann das Amt niedergelegt zu haben. 


1631, 4. Oktober 

Joachim v. Leſchebrand, ſeit 10 Jahren Kriegskommiſſarius im 
Kreiſe B.⸗St., bittet um ſeine Entlaſſung, da er nur Undank von 
ſeiner patriotiſchen Aufopferung gehabt habe; bittet zugleich, die Kreis⸗ 
ſtände anzuweiſen, ihm ſeinen verdienten Lohn zu bezahlen. Er wurde 
nicht entlaſſen, vier andere Kommiſſarien wurden ibm, übrigens ohne 
Wahl der Kreisſtände, zugeordnet (zwei Maltitz, ein Oppen, ein Langen). 
Es ſcheint aber doch, daß Löſchebrand allein als der Kommiſſarius des 
Kreiſes weiter amtierte. 

Übrigens war Joachim v. Löſchebrand auch ſonſt Vertrauensmann 
der Kreis ſtände und vielleicht Deputierter oder Alteſter. Er hat zu⸗ 
ſammen mit Nickel v. Maltitz, der damals auch als Kommiſſar bezeugt 
iſt, 1641 die Deſiderien der B.⸗St. Ritterſchaft unterſchrieben. (NB. 
Landesaltefte Kommiſſarien?) 


1649 
Konrad v. Platow und andere Kreiskommiſſarien in B.-St. 
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1668 


Die Ritter⸗ und Mannſchaft von B.⸗St. zeigt an, daß fie Hans 
Ernſt und Hans Joachim von Maltitz zu Kommiſſarien ihres Kreiſes 
erwählt und dieſen beiden, die das Direktorium führen ſollen, zugleich 
das Prädikat als Landesälteſte gegeben, ſich auch über Gehalt und 
Beſtallung mit ihnen verglichen hätten. Sie bitten um Konfirmation. 
Dieſe erfolgt 30. Mai 1663. Dabei iſt eingefloſſen, daß ſie Landes⸗ 
älteſte ſein ſollen; Direktoren werden ſie nicht genannt. 

Als ihre Funktionen bezeichnet die Ritterſchaft: das Direktorium 
führen, das Landesbeſte beobachten, mit Zuziehung der Amtsſchöſſer zu 
B. und St. die Kontributionen anlegen, nach hieſigem Modo collectandi, 
die Rechnungen von dem Landeinnehmer zu B. mit Zuziehung zwei 
bis drei von Adel und der kf. zwei Beamten abnehmen, quittieren und 
in guter Richtigkeit halten. 

In der Konfirmation wird nur geſagt, ſie ſollen alles anwenden, 
das Beſte des Kreiſes zu fördern uſw. 


1698 (R. 21, Nr. 98) 


Präzedenzſtreit auf dem Deputiertentag des Großen Ausſchuſſes 
der Kurmark. 

Die alte Ordnung war, daß die Deputati der vier Hauptkreiſe 
als geſchloſſene Gruppen in dieſer Reihenfolge ſaßen: 1. Altmark; 
2. Mittelmark; 3. Uckermark; 4. Neumark. 

1698 verlangte Vivigenz v. Eickſtedt, Direktor und Deputierter 
der Uckermark, den Vorrang vor Ludolf Ernſt v. Stratz, Kommiſſarius 
des Oberbarminſchen Kreiſes und Deputierter der Mittelmark, weil 
auch ſeine Vorfahren dieſen Rang gehabt. Ein kf. Reſkript entſcheidet 
im Sinne der alten Ordnung. 

Der Streit erneuerte ſich aber, und ſo gab es noch 1701 ein 
Verhör deswegen. Eickſtedt machte ſeine Qualität als „Director oder 
worthaltender Deputatus“ geltend. (Es ſollte damals von jedem 
Hauptkreiſe nur ein Deputierter ſein, es kamen aber von manchem 
Kreiſe wie früher drei bis vier.) 


Beilage II 
Ausgewählte Aktenſtücke 


1. Der Kanzler Dr. Pruckmann an Adam von Berg auf Werbelow 
(Uckermark) 
Cölln an der Spree, 28. September 1615. 
[Ermahnung zur Annahme des Berorbnetenamts.] 
R. 54. 10. 


Meinen ganz willigen Dienst zuvorn. Edler, gestrenger und 
ehrenvester, insonders großgünstiger Herr und Freund. Auf unsere 
alte vertrauliche Freundschaft mag ich dem Herren freundlich nicht 
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bergen, wie daß männiglich an deme ein großes Wohlgefallen ge- 
tragen, daß der Herr auf Ihro Churf. Gnd. zu Brandenburg p., 
unseres gnädigsten Herren p., als des Chur- und Landesfürsten, 
gnädigstes Erinnerungsschreiben das Ampt eines Verordneten im 
Uckermärkischem und Stolpirischem Kreise ohne alles fernere 
Difficultiren auf und über sich genommen und in deme anderer 
Exempel nicht folgen wollen. Ich hab es auch selbsten unter- 
thänigst bei der Herrschaft vorbracht und zum Höchsten ge- 
rühmet. 

Hat darumb der Herr großgünstig wohl zu ermessen, wie 
widrig es mir und andern, denen der Wohlstand des Vaterlandes 
lieb ist, fiirkommen sein möge, daß wir nun erst unserm guetem 
zu dem Herren geschöpftem Vertrauen zuwider erfahren müssen, 
daß der Herr, und dazu bloß um der Besoldung willen und daß 
ihme solche bis hierher nicht vermehret werden wollen, zum Teil 
ausgesatzt, die Zusammenkunften der Landschaft nicht besuchen, 
noch auch das übrige, so dem Ampte des Verordneten anhängig, 
verrichten wollen. 

Hab derowegen nicht umbgehen können, den Verdruß, so ich 
hieraus entfunden, hiermit zu bezeugen, ihn auch zugleich zum 
freundlichsten zu ersuchen und zu bitten, daß er doch etwas ge- 
nauer bei sich erwägen und betrachten wolle, wie hoch ein jed- 
weder unter uns dem Vaterlande verbunden, was auch dannenher 
Heiden, die zum Teil die Auferstehung der Toten nicht geglaubt, 
dannoch bei ihrem Vaterlande gethan haben, und wie viel mehr 
ein solches alles von uns, die wir von Christo, unserm Haupte, 
genannt werden und die Belohnung dieses und des zukünftigen 
Lebens zu gewarten, erheischen und erfordert werden wolle. 

Auch ist ja die Unvermögenheit und der übele Zustand des 
Uckermärkischen und Stolpirischen Kreises also weit bei männiglich 
bekannt, daß ich nicht sehe, wie es zu entschuldigen, da ein Patriot 
demselben seine Condition durch Vermehrung der Besoldung oder 
sonsten noch schwerer machen will. Ich hab so schwer dienen, 
als ich gewiß weiß, daß keiner in meinem Ampte, weil die Mark 
gestanden, dergleichen nicht gehabt; dann itzo kommen Religions-, 
Landes-, Reichs-, Unions-, jülische, preußische, polnische nnd der- 
gleichen Sachen haufenweise zusammen, welches vorhin nie also 
gewesen, aber niemand wird auf mich bringen, daß ich je in Be- 
tracht der Beschaffenheit zu Hofe umb einen Pfennig über meine 
Besoldung angehalten, weniger hab ich ihn bekommen, und habe 
dennoch umbs Vaterlandes willen bei allerhand großen Verfolgungen 
nun ins achte Jahr ausgehalten, da ichs doch bei weit größerer 
Ruhen ungleich höher bringen konnte, wann ich der Herren Dienste 
ganz entlediget wäre. 

Demselben, bitte ich, wolle der Herr doch auch folgen und 
sich hierunter als einen getreuen Patrioten erweisen. 

Er nehme ferner vor sich das Exempel der übrigen Räthe 
bei Hofe. Denen wird nicht mehr zur Besoldung geben, als vor 
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sechzig, siebzig und länger Jahren geschen, da der Werth aller 
Dinge mittelst der Zeit wohl dreifach gestiegen. | 

Und das mehr ist: ob sie sich wohl Tag vor Tag mit den 
: Justicien-Sachen martern und plagen müssen, bekommen sie jedoch 
(wie es itzund zugeht), wann das Quartal zu End, diese geringe 
Besoldung noch ninderts nicht. 

Ingleichen hat der Herr nicht außer Acht zu lassen, daß seine 
Antecessorn, auch die neulichsten und die eben die Mühe gehabt, 
welche dem Herren auflieget, dannoch sich mit allsolcher Besoldung 
contentiren und ersättigen lassen; daß es auch allerhand heimlichen 
Widerwillen nnd endlich factiones erregen wollte, da der Herr 
ihnen vorgezogen und mit einer mehrern Besoldung versehen 
werden sollte. 

Auch hat ihn ja Gott mit zeitlichen Gütern dermaßen gesegnet, 
daß er billig nicht alles umbs Vaterlandes Willen zum genauesten nimmt. 

Zu deme, dal mir nicht zweifelt, ein E. Landschaft, wann sie 
des Herren Treue und Fleiß bei ihren Sachen siehet, werde dem 
Herren mit gebührender Dankbarkeit und Reprämiation an die 
Hand inskünftige zu gehen, zumal weil es ehezeit auch andern 
widerfahren, nicht unterlassen. 

Demnach so erhole ich nun obige meine Bitt und Ansuchen 
bei dem Herren, daß er nämlich sich des Verordnetenampts in 
dem Namen Gottes ohne längern Aufzug nunmehr unterziehen 
wolle; denn ich sehe gar wohl, was dieses des Herrn Difficultiren 
vor confusiones in der Landschaft Sachen geursacht, auch was 
weiter dannenher zu befahren. 

Gott, wann er diesem meinem getreuen Rathe folget, wird mit 
ihme sein und ihme die Last dieses Ampts tragen helfen; es wird 
ihme auch zu immerwährendem Rhueme gereichen, nebenst deme, 
daß er auch den göttlichen Segen in seinen zeitlichen Guetern 
umb so viel mehr zu gewarten haben wird. Und ich verbleibe 
ihme zu angenehmen Diensten stets ganz willig. 

Des Herren 
dienstwilliger Freund 
Friedrich Pruckman. 
D. 

Adam v. Berg hat darauf das Verordnetenamt angenommen und 

es bis in den Dreißigjährigen Krieg hinein geführt. 


2. Eingabe der Nitterſchaft des Uckermärkiſch⸗Stolpiſchen Kreiſes und 
Churfürſtliche Neſolution [1650] 
R. 54, 22 
[Antonius v. Arnim als Kommiſſarius und Direktor in der Ucker⸗ 
mark und feine Nachfolger.] 
I. [Eingabe.] 


Ew. Churf. Durchl. thun wir hiermit in Unterthänigkeit be- 
richten, wasmaßen Herr Anthonius von Arnimb zu Götzkendorff, 
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welcher zwarten ohne jenige Bestallung diesen Kreis zehen Jahr 
hero als Commissarius und Director in vorfallenden Begebenheiten 
treulich anfgewartet, nunmehr sein Unvermögen uns zu erkennen 
geben, daß er den Kreis (wiewohl wir solches gerne gesehen hätten) 
ferner mit seinen Diensten nicht Beistand leisten könnte, und da- 
hero uns ganz fleißig angelanget, wir möchten, den Kreis zum 
Besten, unter uns andere Personen erwählen, die denselben in 
fürfallenden Begebenheiten beobachteten und nach aller Müglich- 
keit desselbigen Bestes weiter befoderten: so haben wir, nachdem 
wir den von Arnimb auch über Vermögen nicht gern die Be- 
lästigungen zu continuiren gönnen wollen, unter uns beschlossen, 
daß wir noch auf ein Jahr und zwarten in den Prenzlowischen 
Kreise Jochim Berndten von Eickstedten zu Eickstedt, in dem 
Zehdenickschen und Templinischen Kreise Erdmann Dieterich von 
Wartenbergk zue Hertzfelde, und dann im Angermündischen Kreise 
Ernst Friedrichen von Borgstörffen zue Felchauw zue Commissarien 
ersehen. 

Gelanget demnach an Ew. Churf. Durchl. unser unterthänigstes 
Bitten, dieselbe wolle uns so gnädigst geruhen und obgemelte 
Personen zu ihnen aufgetragenen Aemptern gnädigst confirmiren; 
auch daneben durch Befehlichen aufzuerlegen, daß sie des Kreises 
Besten in allen vorfallenden Begebenheiten, insonderheit, was einen 
Commissario gebühret, treulichst verrichten sollen. 


Das umb Ew. Churf. Durchl. mit unterthänigsten Diensten zu 
ersetzen, verbindet uns dazu unsere Pflichtschuldigkeit. 


Ew. Churf. Durchl. 
unterthänigste gehorsambste 
Ritterschaft des Uckermärk- und Stolpirischen Kreises. 


II. [Refcript.] 
Cölln am 13. Martii 1660. 
Friedrich Wilhelm Churf. p. 


Lieber, Getreuer. Demnach uns die sämbtliche Eingesehene 
von der Ritterschaft des Uckermärkischen und Stolpirischen Kreises 
unterthänigst zu vernehmen gegeben, daß ihnen Antonius v. Arnimb 
zu Götzkendorff mit Anziehung seiner Leibesunvermögenheit die 
Ankündigung gethan, daß er dem Kreise als Commissarius nicht 
mehr vorstehen könne, und sie umb Benennung anderer Personen 
ganz inständig ersuchet, sie auch darauf die deinige Person auf 
ein Jahr lang in dem Prentzlowischen Kreise zum Commissarius 
erwählet, als haben Wir dich hiermit und kraft dieses in Gnaden 
darzu confirmiren und bestätigen wollen, gnädigst befehlende, daß 
du dich des Kreises Notdurft sowohl bei vorgehenden Marchen als 
auch sonsten treulich annehmest und demjenigen, was das Ambt 
eines Kreis-Commissarii mit sich bringet, in allem mit Fleiß 
obliegest. Daran geschiehet Unser zuverlässiger Wille. 
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An 
Joachim Berndten von Eiekstedten zu Eiekstedt; 
Erdman Dieterichen von Wartenberg zu Hertzfelde in dem 
Zehdenickischen vnd Templinischen Kreise; 
Ernst Friederichen von Burgstorffen zu Felchow im Anger- 
mündischen. 


3. Churfürſtliches Reffript „an den Landeshauptmann der Altmark“ 


Cölln an der Spree, 11. December 1657. 
(R. 53. 14. e — Abſchrift.) 
[Übertragung der Direktion in Kriegsſachen.] 


Friedrich Wilhelm Churfürst p. 

Unsern gnädigen Gruß zuvor, Vester Rath und lieber Getreuer. 
Nachdem Wir nöthig befinden, jemanden allda zu verordnen, welcher 
bei gegenwärtiger Einquartierung dahin sehe, daß in den oneribus 
eine Gleichheit gehalten, der Soldatesque das ihrige gegeben und 
dabei Unsere Unterthanen nach Möglichkeit conserviret werden 
mügen, so haben wir Euch hiemit solche Verrichtung auftragen 
wollen, mit gnädigstem Befehl, daß ihr in allen fürfallenden Krieges- 
sachen die Altmärkische Stände von Ritterschaft und Städten con- 
junctim convociren, die Contributiones mit Zuziehung derselben 
eintheilen, in allen Einquartierungen und anderen Kriegesbeschwerden 
auf dem Lande und in den Städten eine durchgeliende Gleichheit 
halten und darüber keinen Standt weder vor Euch beschweren, noch 
vor andern beschweren lassen, ingleichen, wenn die Soldatesca einige 
Insolentien verüben würde, nach Inhalt Unserer publicirten Ordinanz 
und Patenten darauf die gebührende Verordnung machen sollet. 


4. Geſuch der Vaſallen des Udermartifden nud Stolpiriſchen Kreiſes 
nebſt der churfürſtlichen Neſolution [1659] 
R. 54. 9. — Original (ohne Datum) und Reſolution (Abſchrift). 


[Beſtallung von Direktoren oder Kommiſſarien in der Altmark.] 


Durchlauchtigster Churfürst p. Nachdeme unsere Kreise eine 
Zeit hero ohne gewisse Directoren gewesen und Sr. Churf. Durchl. 
eingekommene Befehliche bis zur Versamblunge allgemeiner Ritter- 
schaft mehrentheils uneröffnet beliegen blieben, dahero nicht alleine 
Ew. Churf. Durchl. gnädigster Wille nicht allemal nach Gebühr 
und rechter Zeit nachgelebt werden können, sondern auch alle 
andere hiesiger Ritterschaft Angelegenheiten, ohne die Militaria, 
sehre verabsäumet und in voller Confusion gerathen, als haben wir 
Herren Anthonium von Arnimben auf Götzkendorf und Herren 
George Wilhelm von Arnimb auf Boytzenburgk einhellig ersuchet 
und dahin vermocht, daß sie das Directorium dieser Kreise Ge- 
schäfte gutwillig über sich genommen, selbe nach allen ihren högesten 
Vermögen conjunctim verwalten, vorgehende Sachen treulich ex- 
pediren und so wichtige Sachen als Verfertigunge neuer Con- 
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tributions-Rollen, eines andern modi contribuendi oder Abschickung 
auf Landtagen und dergleichen Sachen vorfallen möchten, die ge- 
sambte Ritterschaft gebührend erfordern und in allen ihren Ver- 
richtungen sich also verhalten wollen, wie es deren Pflichten gegen 
Ew. Churf. Durchl. und ihren publico officio gemäß, auch getreuen 
Patrioten wohl anstehet und gebühret; als ersuchen wir Ew. Churf. 
Durchl. unterthänigst gehorsambst, Sie wollen vorgedachte erwählte 
Directores aus hoher Churfürstlicher Landesmacht und Gewalt 
gnädigest confirmiren und bestätigen, damit sie bei ihren Ver- 
richtungen desto mehr Respects und auf begebenen Fällen Sr. Churf. 
Durchl. Schutz haben und genießen mögen. | 
Dieses, wie es dem Vaterlande zum Besten angehet, als ver- 
sehen wir uns gnädigster Erhörunge und bedienen es als 
Ew. Churf. Durchlaucht 
unterthänigste und gehorsambste 
Vasallen. 


[Folgen die Unterſchriften.] 


[Refolution.] 
„Confirmation Antoniussen und George Wilhelms von Arnimb 
zu Kreis-Commissarien in der Uckermark.“ 


Cölln an der Spree, 8. Januar 1659. 


Friederich Wilhelm Churfürst p. 

Unseren gnädigen Gruß p. Veste, liebe Getreue. Uns haben 
die von der Ritterschaft des Uckermärkischen und Stolpirischen 
Kreises vermittelst einer von ihnen sammetlich unterschriebenen 
Supplication unterthänigst vorbracht, nachdem verrückter Zeit die 
bishero gewesene Verordnete und Directores der Uckermirkischen 
und Stolpirischen Landschaft mit Tode abgangen, daß sie zu 
Wiederersetzung solcher Stellen, damit der Kreise und deren Ein- 
gesessenen Angelegenheiten weiter nicht versäumet, sondern alles 
wieder in gueter Ordnung gebracht, auch beobachtet werden möchte, 
die Eurige Personen erwählet, auch Euch vermocht, das Directorium 
und Verordnetenampt dieser beeden Kreise guetwillig auf Euch 
zu nehmen, dabei sie gehorsambst gebeten, Euch dazu zu con- 
firmieren und zu bestätigen. 

Wann nun wir an Euren Personen nichtes desideriren, sondern 
Euch zu diesem Ampte genugsam qualificirt erachten, auch Uns 
zu gnädigsten Gefallen gereichet, daß ibr als Patrioten in Er- 
innerung der Schuldigkeit Euch dazu bequemet, als thun Wir aus 
landesfürstlicher Hoheit Euch zu Verordneten und Directoren des 
- Uckermirkischen und Stolpirischen Kreises hiermit und in Kraft 
dieses confirmiren und bestätigen, mit gnädigstem Befehl, das Ver- 
ordnetenampt dieser beeden Kreise conjunctim bestes Fleißes zu 
verwalten, alle vorgehende Sachen treulich zu expediren, wegen 
derjenigen, so von sonderer Importanz, als Verfertigung neuer Con- 
tributionsrollen, eines neuen modi contribuendi (wovon Unsere 
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Beambte des Ortes nicht auszuschließen), Abschickung auf Land- 
täge und dergleichen Sachen, die gesambte Ritterschaft zu er- 
fordern, es mit derselben reiflich zu überlegen und Euch sonsten 
in allen Euren Verrichtungen also zu verhalten, wie es Euren 
Pflichten und dem bono publico gemäß, getreuen Patrioten wohl 
anstehet und oblieget und Wir das gnädigste und Eure Mit- 
stünde das guete Vertrauen zu Euch tragen. Wobei ihr Euch 
allzeit unseres Schutzes und gnädigsten Handbietung zu versehen 
haben sollet. 
An 
Antoniussen und George Wilhelm von Arnimb zu Gotzkendorf 
und Boitzenburg. 


5. Bericht der Nitterfchaft in der Altmark an den Kurfürſten 
Gardelegen, 3. Oktober 1662. 
R. 53, 14. e. — Original. 
[Die difficultierte Continuation des Kriegs⸗Commissarii Itzenplitz.] 


Ew. Churf. Durchl. offeriren wir zuvorderst unsere . . ge- 
horsambste Dienste. Und als Joachim von Itzenplitz dasjenige 
Rescriptum, welches bereits seinethalber vom 14. Martii jetzt- 
laufenden Jahres an den Herrn Hauptmann der Altenmark er- 
gangen, allererst vor weniger Zeit eingesandt hat, so ist uns das- 
selbe anjetzo vorgetragen worden, und haben daraus vernommen, 
welchergestalt Ew. Churf. Durchl. gnädigst begehren, daß er noch 
weiter als Commissarius bei allen Anlagen mit sein, über die 
Remissiones und denen, was vorgehet, vernommen und ohne sein 
Beisein, insonderheit wegen Abnehmung der Rechnungen, nichts 
überall vorgenommen werden solle. Nun haben Ew. Churf. Durchl. 
wir keine Maaße zue geben, in was Qualität Sie den von Itzenplitz 
hieselbst in der Altmark wissen und zu den Anlagen gezogen 
haben wollen, sondern werden Deroselben gnädigste Verordnung 
uns darin jederzeit gefallen lassen, sonsten aber hat es mit dem 
Krieges-Commissariat die Bewandniß, daß dasselbe bloeßerdinge 
von der Militia und denen daraus herrührenden Expeditionibus 
dependiret und zu der Zeit den Anfang genommen, da man in 
militaribus einiger Commissarien benöthiget gewesen, wobei gleich- 
wohl jederzeit sowohl hieselbsten als an andern Orten und Kreisen 
es also gehalten worden, daß zu dem Land-Commissariat die dazu 
qualifizierte Personen von den Kreisen vorgeschlagen und hernach- 
maln dazu confirmiret worden, und’ geleben der unterthänigsten 
Hoffnung, daß es dabei auch in bedürfenden Nothfällen hinfüro 
gnädigst werde gelassen werden; weiln aber nun der allerhöcheste 
Gott aus sonderbarer Gnade es dahin geschicket, daß die Krieges- 
Troublen aufgehöret und diese Lande wieder zum friedlichen Stande 
gediehen, so haben wir davor halten müssen, daß es nunmehr der 
Krieges-Commissariorum weiter nicht bedürfe und das Land von 
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der Beschwerung derer Unterhalts und Salarien liberiret und des 
Kreises Angelegenheiten auf Art und Weise, wie sonsten bei 
Friedenszeiten gebräuchlichen gewesen, wohl dirigiret und geführet 
werden könnten, dazu dann Ew. Churf. Durchl. selbsteigenes Re- 
scriptnm vom 11. Septembris anno 1666 und das Exempel anderer 
Kreise und benachbarter Oerter uns Anleitung geben; und hätten 
wohl vermeinet, weiln die andern Commissarii, welche nebst dem 
von Itzenplitz mit gleichmäßiger Treue und Sorgfalt sich der 
Militar-Expeditionen angenommen und, das Land von aller Last 
zu entheben, selbsten ihr Commissariat resigniret, daß der von 
Itzenplitz dergleichen gethan haben würde, immaßen wir auch noch- 
maln zu ihme das Vertrauen setzen, daß er als ein Patriot nicht 
gemeinet sein werde, mit einigen stetigen Salario und anderm 
Gehalt dem Lande beschwerlichen zu fallen. Unterdessen aber 
soll uns gar nicht entgegen sein, daß er zu allen Anlagen mit ge- 
zogen und dasjenige, was in Contributionsachen vorgehet, mit ihme 
communiciret werde, maaßen er auch schon vorhin zue Revidirung 
der Contributionrechnungen von uns mit deputiret worden, und 
wird man sein und anderer, die mit dazue verordnet worden, 
künftige Bemühung, so viel die Intraden es leiden, schon in ge- 
bührliche Acht nehmen; zu einem perpetuirlichen Salario aber kann 
man sich nach Gelegenheit der jetzigen Zeiten nicht astringiren. 
Was dann die Remissiones betrifft, so gehören dieselbe eigentlich 
zu dem Directorio, welches in militaribus von Ew. Churf. Durchl. 
selbsten und uns dem Herrn Hauptmann der Altemark aufgetragen 
worden, welcher solche auch mit guter Behutsamkeit bisher ein- 
gerichtet und, so :ofte er zu den Commissarien kommen, daraus 
mit ihnen communiciret hat, womit er dann ferner wohl continuiren 
wird; gleichwohl aber ist es wohl gar nicht practicabel, daß alle 
und jede Remissiones, die sich fast täglich finden, so eben sollen 
allemal mit denen, die ihme adjungiret sein, können communiciret 
werden, welche gleich dem von Itzenplitz auf 6, 7 und mehr Meilen 
Weges von ihme entsessen; es würde auch darin eine größere Con- 
fusion zu besorgen sein, wenn die Erteilung der Remissionen nicht 
bloeßerdinge bei dem Directore stehen sollten. Welches Ew. Churt. 
Durchl. in unterthänigstem Gegenbericht wir hierdurch gehorsambst 
anfügen wollen. Und verbleiben zu jeder Zeit 
Ew. Churf. Durchlaucht 
uuterthänigste, gehorsambste 
Anwesende von der Ritterschaft in der Altenmark. 


6. Eingabe der märkiſchen Direktoren und Kreiskommiſſarien an den König 
Berlin, 22. Juni 1701. 
(R. 9. J. 11.) 
[Bitte um Gewährung des Titels Landrat.) 


Als bei Antretung Ew. Königl. Majestät glorwürdigsten Re- 
gierung dero Mittelmärkische Kreis-Commissarii die Gnädigste Con- 
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firmation ihrer Chargen und dabei zugleich den Charakter des 
Landraths unterthänigst gesuchet, hat Ew. Königl. Maj. gefallen, 
wegen des letzteren Ihre allergnädigste Erklärung bis zu einem 
Landtag auszusetzen. 

Wann nun, Allerdurchlauchtigster Großmächtigster König, solche 
gnädigst bestimbte Zeit, uns allergehorsambst wieder zu melden, 
sich itzo präsentiret, 80 werden, Allergnädigster Herr, mit Ew. 
Königl. Maj. Allergnädigster Erlaubniß wir, der ganzen Chur- und 
Mark Brandenburg allergnädigst bestellete Commissarii, uns er- 
kühnen dürfen, dieselbe in tiefster Submission zu ersuchen, hiebei 
allergnädigst zu consideriren, daß 

1. wir derjenigen Stellen, so vor vielen Jahren als Ver- 
ordnete der Landschaft, Landräthe der Chur- und Mark Branden- 
burg genannt worden, mit eiferigsten Treuen versehen ; 

2. daß Ew. Königl. Maj. in dero allergnädigsten Confir- 
mationen unsere unterthänigste Pflicht dahin verbunden, daß ein 
jeder an seinem Orte in allen fürfallenden Sachen und Nothwendig- 
keiten des ihme anvertrauten Kreises und der sämbtlichen Ein- 
gesessenen Wohlfahrt, Nutzen und Bestes suchen und befordern, 
hingegen Schaden und Nachtheil nach aller Möglichkeit verhüten 
und abwenden solle, Welches dann 

3. die Function ist, so Landräthe eigentlich allertreuest ver- 
sehen sollen. Wie dann 

4. die Landräthe in denen andern Provincien, als Magdeburg, 
Pommern p., keine andere oder mehrere Function führen, die 
Gleichheit aber der Functionen auch in dem Charakter eine 
Gleichheit pfleget zu machen; auch 

5. bei Ew. Königl. Maj. die Prägrogativ und Vorzug dieser 
Dero allertreuesten Chur- und Mark Brandenburg, so dieselbe vor 
denen andern Provincien unstreitig genießet, vor uns selbst hier- 
unter das allerunterthänigste Wort führet, Ihren Bedienten wenig- 
stens eben den Charakter in Königlichen Gnaden zuzulegen, 
welchen die in gleicher Function bei andern Provincien stehende 
führen; damit also die Chur-Bediente ohne allen Disput, welchen 
die Ungleichheit des Tituls etwa geben möchte, das Vorrecht und 
Prärogativ des Chur-Landes präsentiren und behaupten könnten ; 
maßen 

6. da solches ohne allen Abgang Ew. Königl. Maj. Revenuen 
geschehen kann, wir dadurch etwa noch eine größere Autorität 
und Consideration bei denen Marchen dero Königlichen Truppen, 
wodurch denen Desordres noch leichter gewehret werden kann, 
erhalten würden. 

Demnach, Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster König, Aller- 
gnädigster Herr, bitten Ew. Königl. Maj. wir, Dero allergehorsambste 
Kreis-Commissarien hiermit allerunterthänigst, sowohl Uns ingesambt 
als auch denen Directoribus in der Alt- und Uckermark, doch so, 
daß diesen des Directoris Prädicat dem alten Herkommen nach 
mit- und vorausgegeben und gelassen werde, numehr ans voran- 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 27 
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gezogenen und mehrern allergnädigsten Considerationen den Tituls 
des Landraths und Vesten aus Königlichen Gnaden beizulegen; 
die wir dabei in tiefster Submission versichern, gleichwie wir vor- 
hero keine andere Begierde als die unsere allergetreueste Pflicht 
zu Ew. Königl. Maj. Glorie und Interesse in unser allerdevotesten 
Herzen angezündet, geheget, daß wir also hierfür, wanns möglich, 
mit noch viel größerm Eifer erweisen wollen, in allerunterthänigster 
Devotion zu sein, 
Allergnädigster, Großmächtigster König, 
Allergnädigster Herr, 
Ew. Königl. Majestät 
allerunthänigste 
treugehorsambste 
simbtliche Directores und Commissarii der Chur- 
und Mark Brandenburg dies- und jenseits der 
Elbe und Oder. 


6. Königliches Reffript 
Collen, 27. September 17021). 


Friederich König in Preußen p. 

Unseren p. Demnach Wir denen Directoribus Unserer Chur- 
und Mark Brandenburg dies- und jenseits der Elbe und Oder in 
Consideration, daß sie eben die Verrichtungen haben, so in anderen 
Provincien denen Landräthen zukommen, das Prädicat von Land- 
räthen allergnädigst beigeleget, als haben Wir Euch solches hier- 
durch notificiren und Euch dabei in Gnaden anbefehlen, wollen, 
Euch darnach gehorsambst zu achten, sie in denen an sie er- 
gehenden Expeditionibus als Directores und Landräthe zu tractiren, 
ihnen dergestalt zuzuschreiben und einem jeden von ihnen das 
Wörtlein „Vester“ und „Ihr“ zu geben. 

(gez.) Gr. v. Wartenberg. 
An 
das Kammergericht und in simili an den Hauptmann der 
Alten’ Mark; item 

an die Neumärkische Regierung; item 

an alle Kanzleien; item 

an des Herrn Grafen von Schwerin Hochgräfl. Exc. und 

und Gnaden, als Verweser zu Crossen. 


1) Die erfte Eingabe vom 22. Juni 1701 war ohne kurfürſtliche Refolution 
geblieben. In den Akten befinden ſich zwei Konzepte zu einer Antwort (im 
Sinne der Gewährung der Bitte), aber ſie tragen keine Unterſchrift und ſind 
nicht zur Ausfertigung gelangt. Unterm 12. September 1702 reichten die Kreis⸗ 
kommiſſarien eine erneute Supplikation ein (Unterſchrift diesmal: „Sämbtliche 
Landes-Directores und Commissarii der Chur und Mark Brandenburg dies- 
und jenseits der Elbe und Oder“), der eine Abſchrift der früheren Eingabe 
beigefügt war. Auf dieſe erging das obige Antwortſchreiben. 
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Siebentes Kapitel. 
Abſicht einer Vergrößerung in der Franche-Comté. 


Wir treten in die politiſch bewegten Zeiten ein, in denen der 
ſpaniſche Erbfolgekrieg feinen Höhepunkt erreichte. Unaufhaltſam ging 
der Siegeszug der Großen Allianz vorwärts, für Prinz Eugen und 
den Herzog von Marlborough ſchien es keine Grenzen zu geben. Es 
war natürlich, daß von ſeiten der Alliierten, und namentlich der minder 
Mächtigen unter ihren Anhängern, die weittragendſten Entwürfe für 
den künftgen Frieden gemacht wurden. Kein Ziel war zu hoch, als 
daß man es ſich im Sturm zu erreichen getraute, kein Preis zu teuer, 
als daß man ihn von dem beſiegten Gegner gefordert hätte. Es wird 
immer ſchwer ſein, in ſolchen Zeiten die Erzeugniſſe wirklicher ſtaats⸗ 
männiſcher Überlegung von denen politiſcher Phantaſie zu trennen. 
Das darf man bei der Würdigung dieſer Zeit nicht vergeſſen. 
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Die Richtung auf die Franche-Comté hatte der preußiſchen Politik 
fon lange innegewohnt. Wir wiſſen, daß ſchon im Jahre 1703 Du 
Puy einen Plan ausgearbeitet hatte, der darauf abzielte, die oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté für ein Aquivalent mit voller Souveränität 
an den Grenzen von Neuchatel einzutauſchen, um fo einen haltbaren 
preußiſchen Länderkomplex herzuſtellen. Schon früh tauchte daneben 
der Plan auf, einen Einfall in die Franche-Comté zu machen. Zu 
Anfang des Jahres 1706 hatte Spanheim mit Marlborough darüber 
verhandelt. Damals iſt nichts daraus geworden. 

Wir wiſſen ferner, daß die Berner Friedenskommiſſion im Jahre 
1707 die Rückeroberung der Franche⸗Comté als wichtigſte Forderung 
für die Sicherung der ſchweizeriſchen Neutralität aufgeſtellt hatte. Die 
preußiſchen Vertreter in London und im Haag hatten ſich zu Anwälten 
dieſer Abſichten gemacht. 

Im Grunde waren die Mächte der Großen Allianz dem Plane 
eines Einfalles in die Franche-Comté gar nicht abgeneigt. Der Zeit⸗ 
punkt wurde freilich noch hinausgeſchoben. Beſonders in den letzten 
Monaten des Jahres 1707 war dieſer Plan wieder lebendig, als der 
preußiſche Hof die Gefahr der neuen Stellung noch nicht überſchaute. 
Er begünſtigte dieſe Pläne, weil ſich dabei vielleicht die Gelegenheit 
geboten hätte, die eigenen Arrondierungsabſichten zu verwirklichen. In 
dieſem Sinne empfahl auch Metternich damals, den General St. Saphorin 
in preußiſche Dienſte zu nehmen, weil er die Verhältniſſe in der Franche⸗ 
Comté und die preußiſchen Anrechte auf die oraniſchen Güter gut kenne 
und ein tatkräftiger Vertreter des Du Puy'ſchen Austauſchplanes fein 
werde!). Der preußiſche Hof war gern bereit, fih der Schweizer 
Pläne anzunehmen, er wollte auch mit dem Kanton Bern wegen der 
Vorſchläge der Friedenskommiſſion eine formelle Abmachung eingehen. 

Auch während der gefährlichen erſten Monate des Jahres 1708 
ſind dieſe Pläne nie ganz aus der Erörterung geſchwunden. Der Ge⸗ 
danke, die evangeliſchen Kantone gegen Frankreich mobil zu machen, iſt 
nicht aus den Augen gelaſſen worden. Wir wiſſen, daß die Kantone 
darauf nicht eingingen. 

1) Vgl. hierüber beſonders die St. Saphorinſchen Relationen, z. B. vom 
29. XI. 1707: ... „S. Mté. auroit dans cela une belle occasion d’aggrandir sa 
Souveraineté de Neufchätel par quelques parties du Comté de Bourgogne, 
et supposant méme que toutes les menaces de la France n'ayent point 
de suite, il me paroit toujours qu'il ne sera pas impossible à S. M. de 
se menager par la paix quelques parties du Comté de Bourgongne en 


Souveraineté, en dedommagement de la Principauté de Orange, et des 
biens qui luy appartiennent en Bourgongne.. .“ 
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Es ijt natürlich, daß nach dem Aarauer Neutralitätsvertrag diefe 
Pläne wieder ſtärker in den Vordergrund traten. Die Möglichkeit 
eines Einbruches in die Franche⸗Comté, vielleicht im Anſchluß an einen 
Einfall des Herzogs von Savoyen in die Dauphiné, wurde eifrig be⸗ 
ſprochen. Metternich bekam den Auftrag, die guten Dispoſitionen der 
Einwohner der Franche⸗Comté zu befördern ). 

Metternich ſelbſt war mit dieſen Plänen ſehr einverſtanden. Er 
glaubte immer noch, daß die evangeliſchen Kantone dem preußiſchen 
Könige Vorſpanndienſte leiſten würden. „Gewiß iſt,“ ſchrieb er am 
12. Juni an den Hof, „daß weder einer noch anderer (Zürich und 
Bern) fih in der neuchatelliſchen Sache würde gereget haben, wann es 
nicht in abſehen auf gedachte Grafſchaft Burgund und damit Sie ſich 
dieſen ſtachel aus dem Fuße ziehen möchten, geſchehen wäre“ ). 

Auch die Berner Friedenskommiſſion erwachte bei der nahen Aus⸗ 
ſicht auf allgemeinen Frieden zu neuem Leben. Sie ſandte den Rat 
Tſcharner zu Metternich ab, um ihm wieder ihre bekannten Wünſche 
vorzutragen. Sie ſchloß die Bitte daran, daß der preußiſche König eine 
Miſſion des Generals St. Saphorin nach dem Haag unterſtützen möge. 

Die Vertreter des preußiſchen Königs in der Schweiz entfalteten 
jetzt eine fieberhafte Tätigkeit. Sie ahnten wohl ganz richtig, daß die 
Kriſis der großen Politik bevorſtand, und daß ſie nur bei dieſer Ge⸗ 
legenheit ernſtlich hoffen konnten, ihre kühnen Pläne zu verwirklichen. 
Dieſe Pläne knüpften an die preußiſchen Rechte auf die oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté an. Es ſind Variationen des uns be⸗ 
kannten Du Puyſchen Austauſchplanes. „In der that lauft alles wegen 
gedachter Güter dahin aus,“ ſchrieb Metternich am 7. Auguſt 1708 an 
den König, „daß E. K. M. dafür ein äquivalent mit der Souveränität 
gegeben werde, welches an hieſige Lande ſtoße.“ An dieſer Stelle fol 
eines dieſer Projekte in ſeinen Einzelheiten betrachtet werden. 

Metternich ging in feinem Memoire?) davon aus, daß der fran⸗ 


1) Über die franzoſenfeindliche Stimmung der Einwohner vgl. Bourgeois 
a. a. O. 

2) Bourgeois, a. a. O., hat die Anſicht vertreten, daß Preußen damals 
die ganze Franche⸗Comté erobern wollte. Von ſolchen Plänen iſt wohl vorüber⸗ 
gehend die Rede geweſen, namentlich bei Metternich. Sie ſind wohl als er⸗ 
ſtrebenswertes Ziel hingeſtellt, aber niemals ernſtlich in den Bereich möglicher Aus⸗ 
führbarkeit gezogen worden. Bourgeois ſcheidet nicht genügend 1. die Reftitu- 
tion der Franche⸗Comté an den Kaifer oder Spanien und 2. die Vergrößerung 
Neuchätels durch ein Aquivalent für Orange und die burgundiſchen Güter. 

3) Ad rel. Metternichs vom 7. Auguſt 1708. Das Memoire Metternichs 
befindet ſich im Anhange. Es eignet ſich von allen Denkſchriften am beſten zur 
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zöſiſche König ſicherlich beim Frieden die Herrſchaften und Güter in 
der Franche-Comté an den legitimen Erben, den preußiſchen König, 
reſtituieren werde. Dieſe Länder ſeien ein ſehr reiches Beſitztum. Da 
ſie aber weit zerſtreut lägen, würde der preußiſche Unterhändler beim 
künftigen Friedenskongreß ſeine ganze Aufmerkſamkeit darauf richten 
müſſen, ſie gegen ein Gebiet auszutauſchen, das an Neuchatel grenze 
und das der franzöſiſche König dem preußiſchen mit voller Souveränität 
abtrete. Um dieſes Ziel zu erreichen, müſſe ſich der preußiſche Hof 
der Unterſtützung der Seemächte vergewiſſern. Die evangeliſchen Kantone, 
beſonders Bern, würden mit dieſer Löſung ſehr zufrieden fein. Frant- 
reich würde die preußiſche Forderung unterſtützen, wenn die Franche⸗ 
Comté an ihren alten Herrn, alfo an den Kaifer oder Spanien, fame. 
Der Kaiſer werde ſich dagegen nicht ſträuben können, wenn alle anderen 
Mächte dem zuſtimmten. Außerdem habe er Dankbarkeits pflichten gegen 
Preußen und könne ſo ſeine zahlreichen Schulden bei dem Fürſten von 
Oranien abtragen. Dieſe Geldanſprüche müßten in einem beſonderen 
Memoire noch feſtgeſtellt werden. 

Das abzutretende Gebiet ließe ſich auf folgende drei Arten begrenzen: 

1. Man gehe von Les Brennets nach Norden am Doubs entlang 
bis an das Territorium des Biſchofs von Baſel, von da nach Weſten 
bis an die Grenze des Fürſtentums Montbéliard und bis nach Lisle, 
das wieder am Doubs liegt, von da am Doubs entlang bis Monrond. 
Von hier biege man nach Weſten um bis nach Jougue. 

2. Sollte dieſer Plan als zu weitgehend befunden werden, ſo 
müßte man ſich mit der Abtretung der ganzen Baillage d'Aure be- 
gnügen, in der die bedeutendſten Güter der Erbſchaft lägen. 

3. Im äußerſten Falle müßte man einen Teil des in 1) um- 
ſchriebenen Gebietes fordern, alſo von der Grenze des Bistums Baſel 
weſtlich bis St. Hyppolite, wo die Souber in den Doubs fließt, von 
da ſüdlich nach Sept Fontaines und nach Jougue. 

Metternich unterläßt nicht, die Vortejle dieſer Neuerwerbung näher 
auszuführen. Die Machtſtellung des preußiſchen Königs werde viel 
ſtärker fein, Neuchätel werde dadurch erſt einen wahren Wert gewinnen. 
Vielleicht ließe fih aus den neuen Gebieten und Neuchâtel gemeinſam 
ein neuer Staat bilden. Dieſe Abmachungen müßten ſchon in den 
Präliminarien des künftigen Friedens getroffen werden. 


Wiedergabe, weil es am kürzeſten iſt. In den Grundgedanken ſtimmen alle 
überein. In Rep. 64 I 128/129 findet ſich eine Abſchrift dieſes Memoires, 
augenſcheinlich von der Hand von Peyrol. Dieſe liegt der Wiedergabe zugrunde. 
Metternichs Autorſchaft iſt durch eine eindeutige Bemerkung in der Relation 
vom 7. Auguſt 1708 ſichergeſtellt. 
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In ganz ähnlichen Gedankengängen bewegte ſich die Denkſchrift, 
die Montmollin an den König einſandte !). Er betont auch die Not- 
wendigkeit eines Einvernehmens mit Schweden. Auch er rät zum Ein⸗ 
fall in die Franche-Comté. Der König müſſe ſuchen, ein möglichſt 
großes Aquivalent durchzuſetzen. Um es noch zu vermehren, könne 
man einige Anſprüche in den ſpaniſchen Niederlanden aufgeben. Die 
Denkſchrift enthält acht verſchiedene Vorſchläge, wie man Neuchatel vor⸗ 
teilhaft erweitern könnte. 

St. Saphorin ſpricht in ſeiner Denkſchrift hauptſächlich von der 
Abtretung der Franche⸗Comté ?). Er betont, daß von dem Augenblick 
an, wo das geſchehe, die Stellung des preußiſchen Königs in der 
Schweiz viel ſtärker ſein werde. Die Franche-Comté müſſe Frankreich 
entriſſen werden, ſonſt werde an der Grenze nie Ruhe fein, da Frant- 
reich immer auf das Verderben der proteſtantiſchen Schweiz ſinne. 
Daher müſſe der Einfall unbedingt gemacht werden. Wenn der König 
tatkräftig dabei mithelfe, könne er wohl eine Kompenſation an der 
Grenze von Neuchatel fordern. St. Saphorin betrachtet die Angelegen⸗ 
heit mehr vom allgemein⸗politiſchen Standpunkte aus als Metternich und 
kommt durchaus zu dem Schluſſe, daß ſich der Plan verwirklichen laſſe. 

Alle diefe Pläne gehen von der Vorausſetzung aus, daß die See- 
mächte für die preußiſche Forderung eintreten würden. Sie rechnen 
ferner damit, daß das Haus Habsburg im Falle der Rückeroberung 
der Franche-Comté dem preußiſchen Könige ſchon aus Dankbarkeit für 
die geleiſtete Hilfe ein größeres Stück davon überlaſſen würde. Dieſe 
Vorausſetzungen waren alle gleich unwahrſcheinlich. Mit ihnen aber 
ſtanden und fielen dieſe Projekte. Eine große Bedeutung für die 
preußiſche Politik wird man ihnen daher nicht beimeſſen dürfen. Als 
Dokumente für die Wünſche der preußiſchen Politiker find fie aler- 
dings wertvoll und verdienen, feſtgehalten zu werden. Wir werden 
ihnen in den folgenden Jahren noch oft begegnen. 

Der preußiſche Hof hat dieſe Denkſchriften von vornherein mit 
einiger Zurückhaltung aufgenommen. Die oraniſchen Güter in der 
Franche⸗Comté hatte man, wir ſahen es bereits, feit dem Jahre 1703 
nicht aus den Augen gelaſſen. Dieſen ſanguiniſchen Erwartungen 


1) Mémoire sur les moyens d'assûrer et d'affermir la domination de 
Sa Majesté sur l’Etat de Neuchâtel et d'en étendre les limites. Ad rel. 
Metternichs vom 28. Auguft 1708. Die Denkſchrift ift in mehreren Teilen nad): 
einander dem preußiſchen Gefanbten übergeben worden. Daneben exiſtiert ein 
kürzerer Auszug. | 

2) Information touchant les affaires de Suisse et du Comté de Bour- 
gogne, ad rel. St. Saphorins vom 4. September 1708. 
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aber traute man doch nicht. „Die Vorſchläge“, ſchrieb der Hof am 
11. September an Metternich, „ſo aldort wegen erweiterung der Gräntzen 
des Fürſtenthumbs Orange und der Souveränität von Neufchätel ge⸗ 
ſchehen, ſind zwar an ſich gantz gut, und habt Ihr alles, was von 
dergleichen Speculationen an Euch gebracht wird, Uns einzuſenden.“ 
Der Hof gab auch dieſe Vorſchläge an ſeine Geſandten weiter und 
forderte ſie auf, ſich dazu zu äußern. 

Spanheim hielt ſie durchaus nicht für unausführbar. Viel weniger 
hoffnungsfreudig äußerte ih Schmettau !). Daß von der Franche⸗ 
Comté und den oraniſchen Gütern etwas in die Präliminarien kommen 
würde, glaubte er nicht. Der Herzog von Marlborough hatte ihm 
einmal geſagt, daß man ſie ſo kurz wie möglich machen wolle, und 
daß die Realiſierbarkeit des preußiſchen Planes von dem Ausgange des 
Feldzuges abhinge. Er meinte mit Recht, daß die Pläne mehr ein 
Erzeugnis des Eifers und der Sorge für die neuchatelliſchen Sonder⸗ 
intereſſen ſeien, als die Früchte geſunder politiſcher Überlegung, die 
mit den Konjunkturen rechnet. 

Auf einen ſchwierigen Punkt aber wies der Hof die Schweizer 
Diplomaten beſonders hin, das war der Streit mit dem Prinzen von 
Naſſau. Es war überhaupt noch nicht ſicher, ob der preußiſche König 
die oraniſchen Güter in der Franche⸗Comté bekommen würde. Wir 
ſahen, daß die naſſauiſche Partei weit entfernt war, dem preußiſchen 
König dieſe Güter einzuräumen. Nicht einmal den Weg zum oraniſchen 
Archiv gewährte ſie ihm, als er ſeine Rechtsanſprüche dort nachprüfen 
laſſen wollte. Auf naſſauiſcher Seite ſtanden in dieſer Sache die 
Generalſtaaten als Exekutoren des Teſtamentes Wilhelms III. Wenn 
es wirklich zu einer Reſtitution der Güter käme, glaubte man, dann würde 
fie an die Generalſtaaten geſchehen, und damit war nichts geholfen ?). 

Metternich ſah wohl ein, daß die Ausführung des Planes nicht 
ſo einfach war, wie er gedacht hatte. Man müſſe, meinte er, ſtarken 


1) Schmettau an den König, 22. September 1708. (Beilage zum Reſkript 
an Metternich vom 29. September 1708.) „Dahero dieſe projekten gleich dehnen 
damahligen in gueter intention wie wohl meines geringen erachtens ohne ge⸗ 
nugſame reflexion auf die Conjuncturen und das Jenige was geſtalten Sachen 
nach poſſible oder nicht iſt, formiret worden, und alſo meines erachtens ein effect 
des Eyffers und der Sorgfalt derer Jenigen find, fo ſolche zu Neuchätel par 
rapport auf aldortiges intereſſe formiret. Die ſich aber ſehr embaraſſiret 
finden dörfften, wann Sie Dieſelbe alhier ad literam ſolten proponiren und 
ſouteniren .“ 

2) Reffript an Metternich vom 11. September 1708. Metternich an den 
König, 25. September, 16. Oktober, 26. November, 18. Dezember 1708. 
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Anteil an der Wiedereroberung der Franche-Comté nehmen und ſich 
beizeiten einen Teil davon verſchreiben laſſen. Es werde freilich von 
der Zeit und von den Umſtänden abhängen, wieviel man davon er⸗ 
langen könne. Man möchte alſo die Projekte als pia desideria gelten 
laſſen. Die Forderungen müßten recht hoch geſtellt werden, zurück⸗ 
ſtecken könne man immer noch. Man müſſe verſuchen, in dem Per⸗ 
longationsvertrag der preußiſchen Truppen in Italien für das Jahr 
1709 feſtzuſetzen, daß im Falle der Rückeroberung der Franche⸗Comté 
dieſe Gebiete an Preußen kommen ſollten. Um dieſen Preis nur dürfe 
der König ſeine Hilfe für das kommende Jahr gewähren. Auch ſolle 
man dieſen Anteil an dem eroberten Land nicht als Aquivalent für 
die oraniſchen Güter fordern, um nicht bei den Generalſtaaten an⸗ 
zuſtoßen, ſondern als Preis für die geleiſtete Hilfe. 

Metternich war alſo nicht ſo ſchnell entmutigt. Er ſuchte und fand 
auch teilweiſe Mittel, um die Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 

Der preußiſche Hof hat wirklich verſucht, England und die General⸗ 
ſtaaten zu ähnlichen Zugeſtändniſſen zu bewegen; die Seemächte aber 
ließen ſich nicht darauf ein. So wurde der Subſidientraktat für das 
Jahr 1709 geſchloſſen, ohne daß Preußen die Anwartſchaft auf ein 
Stück der Franche⸗Comté erlangen konnte 2). 

Die Ausſichten für den Plan ſtanden alſo nicht gut. Freilich 
hat der preußiſche Hof es nicht an Bemühungen fehlen laſſen, die zahl⸗ 
reichen Hinderniſſe zu beſeitigen. Der wichtigſte Schritt auf dieſem 
Wege ſchien der Vergleich mit dem Prinzen von Naſſau zu ſein. Ehe 
über die Anſprüche auf die oraniſchen Güter in der Franche⸗Comté 
keine Klarheit geſchaffen war, war jeder Verſuch einer aktiven Politik 
zur Erweiterung der Grenzen von Neuchatel im Entſtehen gelähmt. 

Der Zuſammenhang der neuchatelliſchen und burgundiſchen Frage 
und der oraniſchen Erbſchaftsfrage iſt den leitenden Männern der 
preußiſchen Politik ſicher nicht ſo klar bewußt geweſen, wie ihn die 
ſpätere Betrachtung zu ſehen glaubt. Aber auch die unbewußten An⸗ 
triebe ſind wirkſam, und das geſchichtliche Urteil muß mit ihnen rechnen. 
Namentlich bei der Würdigung von Handlungen, denen die Klarheit 
des Entſchluſſes und Zieles oft mangelte, wie es uns in dieſer Epoche 


1) Bgl. die Bemerkung Ilgens auf Metternichs Relation vom 26. Nos 
vember 1708: 

„NB. Daß Engeland und Holland fih obligiren mögten, F(rank)reid) durch 
den Friden hirzu zu verbinden, deshalb hat man ſich bey aufrichtung des per⸗ 
longations⸗Traktats wegen der trouppen in Italien pro ao. 1709 in Holland 
genugſam bemühet, aber es nicht dahin bringen können, vide des H. v. Schmettau 
Relationes in dieſer Materie circa finem anni 1708 et initium 1709.“ 
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der preußiſchen Politik begegnet ift, wird man umſo mehr darauf be- 
dacht ſein müſſen, nicht an den quellenmäßig überlieferten, bewußt ge⸗ 
wollten Zielen haften zu bleiben und doch keiner falſchen Rationaliſierung 
zu verfallen, die vom Standpunkte des Betrachters aus Unklarheiten 
und Widerſprüche hinwegdeuten will. 

Unter dieſem Vorbehalt behaupten wir einen Zuſammenhang beider 


Fragen. 
Achtes Kapitel. 


Der Fortgang des oraniſchen Sukzeſſionsſtreites. 


Die Vergleichsverhandlungen zwiſchen dem preußiſchen Könige und 
der Prinzeſſin von Naſſau waren um die Mitte des Jahres 1706, wie 
wir ſahen, auf einem toten Punkte angelangt. Die Prinzeſſin hatte 
alle ſcheinbaren Zugeſtändniſſe zurückgezogen und erklärt, vor der Groß⸗ 
jährigkeit ihres Sohnes ſei an einen Vergleich nicht zu denken. Der 
preußiſche Hof ſah ſich infolgedeſſen auf den Kleinkrieg beſchränkt. Er 
bemühte ſich bei der Republik um einen Partagetraktat für Geldern, 
wenn auch ohne Erfolg; er forderte die Räumung von Mörs, vorläufig 
auch umſonſt. Er begehrte die Zulaſſung zum oraniſchen Archiv; das 
wurde erſt nach vielen Schwierigkeiten und Schikanen durchgeſetzt. Er 
beſchwerte ſich im Haag, daß ſich der Prinz von Naſſau fortgeſetzt 
Prinz von Oranien nenne. 

Dann befahl der König, die gelderiſchen Prozeſſe nach Möglichkeit 
zu beſchleunigen, um ſo der naſſauiſchen Partei Abbruch zu tun. Er 
befahl ferner, auf alle Weiſe den Beſitz der brabantiſchen Güter zu 
erringen, da man auf einige, z. B. Turnhout, ein ganz unbeſtreitbares 
Recht habe. Dann okkupierte die cleviſche Regierung den Genneper 
Zoll, da, wie man behauptete, der Fortgang der Kriegsoperationen mit 
der Einziehung dieſes Zolles nichts zu tun habe. Man war auch 
nicht abgeneigt, über Turnhout und den Genneper Zoll ein Sonder- 
akkommodement zu ſchließen, ſo daß der Prinz von Naſſau dafür ein 
Aquivalent bekäme. Das ſei jetzt, meinte man, der einzige Weg, um 
überhaupt vorwärts zu kommen. 

Auch im Jahre 1707 gelangte man zu keinem Ergebnis. Zunächſt 
ſchwebte der leidige Streit um die Titelfrage noch. Der preußiſche 
Hof hoffte in dieſem Punkt bei den Generalſtaaten durchzudringen, 
weil inzwiſchen der Prinz von Naſſau⸗-Siegen in Regensburg auch An- 
ſprüche auf den Titel angemeldet hatte und die Republik ſich ver⸗ 
pflichtet hatte, niemandem den Titel zuzuerkennen, ehe der Streit geſchlichtet 
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ſei. In dieſem Sinne entſchieden die Generalſtaaten denn auch; aber 
die Klagen, daß der Prinz den Titel weiter führe, hörten nicht auf. 

Wichtiger war die Frage, wie ſich der preußiſche Hof gegenüber 
den Bemühungen der naſſauiſchen Partei verhalten ſollte, möglichſt alle 
Prozeſſe vor die holländiſchen Gerichte zu ziehen. Der Rat Coccejus 
lieferte ein Gutachten ein !), in dem er ausführte, daß es auch vom 
politiſchen Geſichtspunkte aus nicht ratſam ſei, ſich vor den Hof von 
Holland zu begeben, da man dadurch ſeine Zuſtändigkeit anerkennen 
würde, und das dürfe nicht geſchehen. Am beſten wäre, der Ausgleich 
vollzöge ſich vor einem Reichsgericht. 

Schmettau beriet mit den holländiſchen Advokaten über dieſe Vor⸗ 
ſchläge. Dieſe hielten es nicht für angängig, die Jurisdiktion des 
Hofes von Holland ganz abzulehnen, da der König doch für Lingen 
und Mörs und die Güter in Geldern ſich an die Reichsgerichte ge⸗ 
wandt habe. Aber man müſſe genau darauf achten, daß der Hof von 
Holland ſeine Kompetenz nicht überſchreite. Man könne auch wohl 
erwarten, daß der Hof von Holland unparteiiſch ſein werde. Auch ſei 
es jetzt angezeigt, die Fideikommißgüter Friedrich Heinrichs von der 
übrigen Erbſchaftsmaſſe abzutrennen und in Beſitz zu nehmen. Dieſen 
Gründen verſchloß ſich der preußiſche Hof nicht. Er ging auf dieſe 
Vorſchläge ein, drang aber gleichzeitig darauf, daß die gelderiſchen 
Prozeſſe nicht verſchleppt würden. 

Der Ratspenſionarius regte inzwiſchen wieder einmal einen Ver⸗ 
gleich an. Hymmen blieb ziemlich kühl und erklärte ſofort, daß an 
eine Siſtierung der gelderiſchen Prozeſſe nicht zu denken ſei. Bei dieſer 
Gelegenheit machte der preußiſche Hof den Verſuch, mit den General⸗ 
ſtaaten wegen der noch ſchwebenden Fragen, hauptſächlich wegen der 
Subſidien, Geldern und Mörs, auch wegen Neuchätel, ins Reine zu 
kommen. Dieſer Verſuch hatte keinen Erfolg. Gegenüber den An⸗ 
regungen der Republik erklärte Schmettau dem Ratspenſionarius, daß 
an einen Vergleich mit dem Prinzen von Naſſau nicht gedacht werden 
könne, ſo lange ſich dieſer ſo halsſtarrig zeige. 

Während des Jahres 1708 ſtockten die Verhandlungen faſt ganz. 
Innerhalb der preußiſchen Diplomatie lebten angeſichts der notoriſchen 
Parteilichkeit des Hofes von Holland die Bedenken wieder auf, ob man 
ſeine Jurisdiktion anerkennen ſolle. Auch wollte es gar nicht gelingen, 


1) Allerunterthänigſtes Gutachten über die von dem Hoff von Holland er⸗ 
gangene citation, vom 12. Mai 1707. Dazu noch eine Denkſchrift, betitelt: 
„Ohnmasgebliche punkten, welche in der Vorgeſchlagenen exceptione fori in- 
competentis etwa könten angeführt werden.“ 
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fih mit dem Domänenrat über die Verwaltung der Güter auseinander⸗ 
zuſetzen. 

Der preußiſche Hof war feſt entſchloſſen, ſich auf keine Vergleichs⸗ 
verhandlungen mehr einzulaſſen und den Rechtsweg zu beſchreiten. So 
wurde denn auch das Angebot des Landgrafen von Heſſen⸗Kaſſel, 
der eine Vermittlung zwiſchen der preußiſchen und naſſauiſchen Partei 
unternehmen wollte, mit großem Mißtrauen aufgenommen. „Wir 
haben ... dieſelbe decliniret“, ſchrieb der Hof am 3. September 
1708 an Schmettau. Auch glaubte er, daß der Landgraf von Heſſen 
zu ſehr auf der anderen Seite ſtände. Schmettau und die holländiſchen 
Advokaten Emonds und Pittenius waren damit gar nicht einverſtanden. 
Sie glaubten nicht an einen Erfolg des Rechtsverfahrens und ſahen 
den einzigen Ausweg immer noch in einem Vergleich. Da nun in 
Berlin der brennende Wunſch herrſchte, noch während des Krieges mit 
der Sache zu Ende zu kommen, damit die Republik als Exekutor des 
Teſtamentes nicht die Güter in der Franche⸗Comté ſich aneignen ſollte, 
entſchloß ſich der preußiſche Hof, wenn auch mit ſchwerem Herzen, noch 
einmal den ermüdenden Weg einer Vergleichsverhandlung zu beſchreiten. 
Allzuviel verſprach er ſich allerdings nicht davon, wenigſtens ſo lange 
der Prinz von Naſſau unter dem Einfluß ſeiner Mutter ſtand. Von 
vornherein nahm er ſich vor, die Verhandlung nicht zu preſſieren und 
den Anſchein zu vermeiden, als ſei ihm viel daran gelegen. 

Hymmen ging alsbald nach dem Haag und traf dort mit dem 
heſſiſchen Miniſter Dalwig zuſammen, der von nun an die Vermittlungs⸗ 
geſchäfte führte. Hymmen gab ihm einen Wink, daß des Landgrafen 
Vermittlung von Preußen gewünſcht werde. Der Prinz von Naſſau 
ließ ſich jetzt, wohl auf Zureden der Generalſtaaten, zu Grumbkow 
vernehmen, daß er durchaus zu einem Akkommodement bereit ſei. 

Mit dem Beginn des neuen Jahres nahmen die Verhandlungen 
zwiſchen Hymmen und Dalwig ihren Anfang. In dem Punkt der 
wechſelſeitigen Garantie vereinigte man ſich bald, obgleich Dalwig da⸗ 
gegen einwandte, daß wegen der Siegenſchen Anſprüche der Anteil des 
Prinzen von Naſſau viel ſtärker gefährdet ſein werde. Aber dieſe 
Schwierigkeit ließ ſich in der Ausſicht auf ein ſpäteres gemeinſames 
Vorgehen gegen alle Gegner wohl überwinden. Jedenfalls hatte der 
preußiſche Geſandte den Eindruck, als ob die Gegenpartei ernſtlich den 
Vergleich wolle. Der Prinz von Naſſau ſelbſt hatte eine Unterredung 
mit Grumbkow, der in der Umgebung des Herzogs von Marlborough 
weilte, in der er dieſem ſeine Hochachtung für den preußiſchen König 
bezeugte und ſeine Bereitwilligkeit zu einem Vergleich beteuerte. Abends 
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in der Oper umarmte er ihn öffentlich in der Loge des Herzogs von 
Marlborough. Dieſe deutliche Unterſtreichung ſeiner Bereitwilligkeit 
wird nicht ohne Abſicht geweſen ſein. Er kam dem preußiſchen Hofe 
auch dadurch entgegen, daß er nicht nur auf eine allgemeine, ſondern 
nötigenfalls auch auf eine Teilverſtändigung eingehen wollte. 

Insgeheim drängte der preußiſche Hof doch wieder ſeine Miniſter 
zum ſchnellen Abſchluß. Der Hauptgrund war, wir müſſen immer 
wieder darauf hinweiſen, die Sorge, daß die Republik beim Frieden die 
oraniſchen Güter in der Franche⸗Comté in Sequeſter nehmen würde, 
und daß dieſe damit für den preußiſchen König verloren ſeien. Deshalb 
bekam Grumbkow am 25. März 1709 die Inſtruktion, dem Prinzen 
auf alle Art klarzumachen, daß ein ſchleuniger Abſchluß des Vergleichs 
in ſeinem eigenen Intereſſe liege. Der preußiſche Hof hatte die richtige 
Empfindung, daß ſein Anſpruch auf die oraniſchen Güter in der Franche⸗ 
Comté kein Gewicht haben würde, wenn der preußiſche König ihn 
allein ſtellte oder gar der Prinz von Naſſau dagegen Einſpruch erhöbe. 
Der Plan der Abrundung von Neuchatel durch ein Aquivalent für die 
oraniſchen Güter war ohnehin ſchon ſchwierig genug, und der Vergleich 
mit dem Prinzen von Naſſau war die unumgängliche Vorausſetzung 
für die Ausführbarkeit. | 

Dieſe Zuſammenhänge laffen fih quellenmäßig nachweiſen !). Ge- 
wiß könnte man vieles gegen eine ſolche Auffaſſung der Tendenzen der 
preußiſchen Politik anführen. Man könnte beiſpielsweiſe darauf hin⸗ 
weiſen, daß gelegentlich im Jahre 1708 die Abſicht beſtand, Neuchatel 
und die Anſprüche in der Franche⸗Comté gegen eine Entſchädigung in 
den Niederlanden aufzugeben, falls das Land von den Franzoſen er⸗ 
obert würde, und ähnliches mehr. Wenn man aber alle vereinzelten 
Außerungen zuſammenträgt und gleich ſchwer wägt, dann kommt man 
überhaupt zu keiner einigermaßen geſchloſſenen Auffaſſung dieſer Epoche 
der preußiſchen Politik. Es muß geſtattet ſein, ganz disparate Außerungen 
als Ausflüſſe von Stimmungen beiſeite zu ſchieben. 


1) Der König an Schmettau, 9. April 1709. „ . . Wir haben allezeit das 
abſehen gehabt, Uns zu bemühen, daß die in der Franchen Comté hin und wider 
belegene und durch das gantze Land zerſtreute zu der Orangiſchen Succeſſion 
gehörende Herrſchaften gegen einen ſtrich Landes, welcher mit Unſerm Fürſten⸗ 
thumb Neufchätel in contiguo belegen, durch den Frieden ausgetauſchet werden 
mögten. Die Evangeliſche Cantons mögten auch ſolches ſehr gern ſehen; gleich⸗ 
wie aber dieſer Vorſchlag, wie leicht zu erachten, ſeine nicht geringe difficultäten 
haben wird, alſo wird auch darauf woll gar nicht einmahl zu gedenken ſeyn, 
wofern Wir Uns nicht vorhehr mit dem Bringen von Naſſau gedlacht)er Güter 
halber vergleichen und Er Seine daran machende prätention renonciret bat...“ 
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Die naſſauiſche Seite hatte es zwar an Verſicherungen ihres guten 
Willens nicht fehlen laſſen, aber zu einer materiellen Verhandlung kam 
es nicht. Die Sache zog ſich ſchon wieder durch vier Monate hin und 
ſchien ſich in ähnlichem Stile abwickeln zu ſollen wie die endloſen Ver⸗ 
handlungen der Jahre 1702 bis 1706. Der preußiſche Hof wurde 
ungeduldig. Der Prinz von Naſſau erklärte jetzt, daß er die Ver⸗ 
handlungen beginnen wolle, und daß er von der Großmut des preußiſchen 
Königs viel erhoffe. 

Inzwiſchen waren am 28. Mai 1709 im Haag die Präliminarien 
geſchloſſen worden. Der preußiſche König hatte von ſeinen Forderungen 
nur die Anerkennung der Königswürde und die Garantie für Neu⸗ 
chätel hineinbringen können. Von den oraniſchen Gütern in der Franche⸗ 
Comté war nicht die Rede. Wir werden dieſe Vorgänge noch in 
anderem Zuſammenhang zu würdigen haben. Jedenfalls war damit 
ein großer Teil der preußiſchen Hoffnungen vernichtet. Um ſo mehr 
drängte jetzt der König, der Prinz von Naſſau ſolle wenigſtens zugeben, 
daß die burgundiſchen Güter beim Friedensſchluß an Preußen kämen 
gegen ein Aquivalent in den ſpaniſchen Niederlanden. Es ſei auch ſein 
Intereſſe, den eigennützigen Widerſtand der Republik beiſeite zu ſchieben. 

Als die Friedensverhandlungen abgebrochen waren, ſchrieb der 
König am 18. Juni einen Brief an die Generalſtaaten, in dem er ſie 
für ihr tapferes Verhalten lobte und ſeine Hilfe für die Fortſetzung 
des Krieges verhieß, unter der Bedingung, daß ſeine billigen Forderungen 
erfüllt würden. Nach dem Friedensſchluß, das wußte er genau, war 
noch weniger von der Republik zu erhoffen. 

Die Hoffnung auf einen Erfolg gab man alſo noch nicht auf. 
Vor allem folte eine Verſchleppung bis nach dem Friedensſchluß ver- 
mieden werden. Deshalb war man auch bereit, dem Prinzen von 
Naſſau in der Titelfrage Zugeſtändniſſe zu machen. Schmettau machte 
Dalmig klar, daß jetzt ein ſpezielles Akkommodement über die unter fran⸗ 
zöſiſcher Herrſchaft liegenden Güter nötig ſei. Dalwig ſtimmte dem zu, 
aber der Prinz ſchien jetzt anderen Einflüſſen wieder recht zugänglich zu 
ſein. Er rührte ſich jedenfalls nicht. Man darf wohl dahinter den 
Einfluß der Generalſtaaten vermuten, die unter dem Scheine ſtrengſter 
Neutralität eine Einigung hintertrieben, die ſie um die Einkünfte der 
Güter gebracht hätte. 

Der Prinz von Naſſau hatte nun gehört, daß der König mit dem 
Prinzen von Siegen dicht vor einem Abſchluſſe ſtände. Um einen Druck 
auf ihn auszuüben, beſtätigte der preußiſche Hof dieſe Gerüchte, ließ 
aber durchblicken, daß dieſe Verhandlungen abgebrochen würden, wenn 
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der Prinz von Naſſau⸗Dietz mit dem Könige abſchließen wolle, da man 
auf einen Vergleich mit ihm viel mehr Wert lege. Der preußiſche 
Hof drohte, er werde im äußerſten Falle ſeine Anſprüche im Verein 
mit Frankreich gegen den Prinzen durchſetzen; ſoweit iſt es nun freilich 
nicht gekommen. Auch der Herzog von Marlborough trat für die preubi- 
ſchen Forderungen mit auffälliger Schärfe ein. Nach dem Frieden, er- 
klärte er, werde England noch höhere Anſprüche Preußens befürworten. 

Das alles half nicht viel weiter. Der Prinz ſchob die Schuld 
der Verzögerung auf die Vermittlertätigkeit des Landgrafen von Heffen- 
Kaſſel. „Le Prince de Nassau est dans une rage inexprimable“, 
ſchrieb Grumbkow am 24. Oktober 1709, „de s’estre embarqué avec 
cette Cour, qui agit en tout avec une lenteur qui feroit perdre 
patience au plus flegmatique.“ Der preußifche Hof ftand dieſen Ber- 
ſchleppungen machtlos gegenüber. 

Inſofern wenigſtens traten die naſſauiſchen Unterhändler in eine 
ſachliche Verhandlung ein, als ſie Einwände gegen die preußiſchen Vor⸗ 
ſchläge erhoben. Hauptſächlich wandten ſie ſich wieder dagegen, daß 
der Prinz von Naſſau gerade die Teile bekommen ſollte, auf die die 
ſiegenſche Linie Anſpruch erheben würde. Da der Ausgang der Pro— 
zeſſe nicht ganz ſicher ſei, müſſe der Vorſchlag für den Prinzen nach⸗ 
teilig ſein. Schmettau erwiderte, man könne ſich die Prozeßkoſten teilen. 
In Berlin war man auch mit dem Gebahren des kaſſelſchen Hofes gar 
nicht zufrieden. Jedenfalls empfand man ſein Eingreifen nur als ſtörend. 
Alle Briefe, die man mit ihm gewechſelt hatte, bewegten ſich nur in 
Allgemeinheiten und trugen nichts zur Hebung der Schwierigkeiten bei. 

Auch im Haag kam man nicht weiter. Die zahlloſen Unterredungen 
mit den Advokaten zogen die Sache nur in die Länge, ſo daß der 
preußiſche König am 17. Dezember 1709 unmutig an Hymmen ſchrieb: 
„Es hat Uns diſe Orangiſche ſucceſſions Sache bishehr faſt unendlichen 
Verdrus gemachet, und verlangen Wir recht ſehnlich, derſelben ſo bald 
als immer möglich abzukommen.“ Die langen Verhandlungen ſtellten 
die Geduld des Berliner Hofes auf eine ſchwere Probe. Doch zeigte 
die Zukunft, daß er trotzdem nicht zum Nachgeben bereit war. 

Zu Anfang des Jahres 1710 kam es nun doch zu ernſtlichen 
Annäherungsverſuchen in Utrecht. Am 8. Januar fand die erſte Kon⸗ 
ferenz ſtatt. Die preußiſchen Bevollmächtigten forderten erſtens die 
Güter Friedrich Heinrichs, zweitens die Güter aus der anhaltiniſchen 
Zeſſion, drittens die Güter von Renatus von Naſſau, endlich Lingen, 
Mörs, den Genneper Zoll und Turnhout. Vom dritten Punkt an 
äußerten die naſſauiſchen Deputierten Bedenken. Das größte Befremden 
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erregte es auf preußiſcher Seite, daß die naſſauiſchen Geſandten plötzlich 
erklärten, ihr Herr müſſe auf einer der beiden Grafſchaften im Reiche 
unbedingt beſtehen. Wir ſehen, daß ſich die Stadien der erſten Ver⸗ 
handlungen wiederholen. Hymmen erklärte ſofort mündlich, daß daran 
nicht zu denken ſei. Er ſprach dann mit dem dem heſſiſchen Rat Rieſe, 
der meinte, daß der Prinz ſeine Prätenſion auf Lingen oder Mörs 
wohl kaum durchſetzen könne, aber auf das Fürſtentum Orange lege 
er den größten Wert, da damit der Name des Prinzen von Oranien 
verknüpft ſei. Darüber ließe ſich reden, erwiderte Hymmen. 

Der preußiſche Hof war feſt entſchloſſen, Lingen und Mörs zu 
behalten. Wegen des Fürſtentums Orange ſchlug er den Ausweg vor, 
daß der König von Preußen es bekäme, der Prinz von Naſſau aber 
ein Erbanrecht für den Fall des Ausſterbens der männlichen Linie der 
Hohenzollern erhielte und dem preußiſchen Könige Erbanſprüche auf 
naſſauiſche Güter im gleichen Werte erteilte. 

Es kann nicht Wunder nehmen, daß der Prinz beharrlich erklärte, 
er ſei zu jedem annehmbaren Vergleich bereit, aber auf das angebotene 
Aquivalent könne er ſchon wegen der ſiegenſchen Prätenſion nicht ein⸗ 
gehen. Außerdem werde wohl die Republik einige Stücke für ſich be⸗ 
anſpruchen. Der holländiſche Rat Goslinga ſagte zu Grumbkow, daß 
keiner, der es mit dem Prinzen gut meine, ihm zu dieſem Vergleiche 
raten könne. Der König nehme die beſten Stücke für ſich, und die 
übrigen ſeien noch umſtritten. 

So war man wieder einmal auf dem toten Punkt angelangt. 
Da erklärte der Herzog von Marlborough, daß die Königin von Eng⸗ 
land für die preußiſchen Anſprüche auf Orange und die burgundiſchen 
Güter eintrete, und in Berlin drohte man wieder mit einer Vermitt⸗ 
lung der Großen Allianz. | 

Um es nicht fo weit kommen zu laffen, kam der Pring einen 
Schritt entgegen. Er erklärte ſich bereit, auf der Grundlage der 
preußiſchen Forderungen zu verhandeln, nur müſſe er ein anſehnliches 
Aquivalent für Lingen und Mörs beanſpruchen. Erfreut befahl der 
König, die Verhandlungen wieder aufzunehmen. Schmettau wollte 
nicht ſo weit nachgeben. Ein Aquivalent für Lingen und Mörs hielt 
er für ganz ungerechtfertigt, da dieſe Grafſchaften dem Könige ſchon 
längſt zugeſprochen ſeien. Er mahnte Grumbkow, etwas vorſichtiger 
mit ſeinen Angeboten zu ſein. Der preußiſche Hof war entgegen⸗ 
kommender, er glaubte, wegen dieſes Punktes nicht wieder das Ganze 
aufs Spiel ſetzen zu ſollen, außerdem meinte er, an der anhaltiniſchen 
Zeſſion einen reichlichen Vorſprung zu haben. 
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Dieſe friedlichen und verſöhnlichen Tendenzen ſcheinen aber bald 
wieder geſchwunden zu ſein, denn der Hof nahm ſpäter die Zugeſtänd⸗ 
niſſe wieder zurück und wollte von einem Aquivalent für Lingen und 
Mörs nichts mehr wiſſen. So rückten denn die Verhandlungen 
nicht weiter. Allmählich kam wieder ein gereizter Ton im Verkehr 
der beiden Parteien auf. Die naſſauiſchen Deputierten warfen dem 
König vor, er habe die beſten Stücke der Erbſchaft einfach weggenommen; 
Schmettau erwiderte, der König habe, was er beſitze, durch gutes Recht, 
während die Gegenpartei uſurpiert habe. 

Der preußiſche Hof mußte einſehen, daß ſo zu keinem Ziele zu 
gelangen war. Daher befahl er ſeinem Geſandten, ſich nicht mehr um 
einen Vergleich zu bemühen, denn nach den früheren Erfahrungen 
habe das gar keinen Zweck. Von Entgegenkommen verſpüren wir nichts 
mehr. Ein von Kaſſel kommender Vorſchlag, der Preußen die Ab- 
tretung von Tecklenburg zumutete, wurde ſchroff abgelehnt. 

So waren die Dinge wieder auf dem alten troſtloſen Stande 
angelangt. Der preußiſche Verſuch, im Intereſſe der Politik in der 
Franche⸗Comté zu einer Einigung mit dem Prinzen von Naſſau zu 
gelangen, war völlig mißglückt. Das allein genügte ſchon, um die Ab⸗ 
ſicht einer Vergrößerung Neuchatels faſt unmöglich zu machen. 

Bei den Haager Friedensverhandlungen machte ſich das Scheitern 
des Vergleiches mit dem Prinzen von Naſſau für Preußen in unvor⸗ 
teilhafter Weiſe geltend. 

Wir wenden uns zunächſt zu den Dingen in der Schweiz zurück. 


Neuntes Kapitel. 


Der preußiſche Hof und die Schweizer Forderungen. 


Die europäiſche Lage um die Wende des Jahres 1708, die Aus- 
ſicht auf einen nahen Frieden, brachten es mit ſich, daß die Erörterungen 
über die preußiſchen und die ſchweizeriſchen Forderungen einen beſtimmteren 
Charakter annahmen. Die Schweizer hatten den preußiſchen Hof ihre 
Wünſche wiederholt wiſſen laſſen. Im Auguſt des Jahres 1708 waren 
dem Könige verſchiedene Denkſchriften zugegangen, die ſich in den wohl⸗ 
bekannten Bahnen bewegen. Auch die Friedenskommiſſion hatte ihre 
Tätigkeit wieder aufgenommen. Der preußiſche Hof hatte ſich lange 
Zeit über dieſe Vorſchläge überhaupt nicht vernehmen laſſen. Darüber 
empörte ſich die Friedenskommiſſion; denn ſie glaubte, der König habe 


jedes Intereſſe für die Schweizer Angelegenheiten verloren. = en 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 
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empfahl dem König, auf die Wünſche der Schweizer einzugehen und 
zu antworten, um fie nicht zu kränken !). 

Der preußiſche Hof nahm in der Tat in dieſer Zeit gegenüber 
den Plänen auf die Franche-Comté eine auffällig zurückhaltende Stellung 
ein. „Was Wir bey den künftigen Friedens⸗Tractaten von der Franchen 
Comté werden acqueriren und an Uns bringen können“, lieſt man in 
dem Reſkript vom 13. Januar 1709 an Metternich, „das ſtehet dahin 
und dependiret vornemblich von denen Succeſſen, die Gott der Höchſte 
der Alliirten Waffen etwa ferner geben wird.“ Und weiter heißt es: 
„Des Banderets raiſonnement wegen Erweiterung der Gräntzen von 
Neufchätel, fo Ihr Uns mit Eurer Relation vom 28. Aug. zugeſand, 
iſt gar ſpecieux, wen ſich nur alles ſo ins Werk richten liße, wie es 
erfunden und vorgeſchlagen wird, Es laſſen ſich aber die Gräntzen 
leichter mit einem Strich und abzeichnung auf der Land Carte als in 
der that fortrücken.“ 

Frankreich wird nicht, ſo meint das Reſkript weiter in einem wohl- 
tuenden Anflug von richtiger Beurteilung der tatſächlichen Verhältniſſe, 
das geringſte Stück Landes abtreten, wofern die Alliierten nicht feſten 
Fuß in der Franche⸗Comté gefaßt hätten, und die Alliierten würden 
ſich eher dazu bewegen laſſen, wenn Bern und Zürich etwas dazu bei⸗ 
tragen wollten, „als wen dieſelben ſtill dabey ſitzen und dem Spiel 
nur gleichſam von weitem und mit über ein ander geſchlagenen armen 
zuſehen wollen.“ Die Schweizer ſollten alſo nur etwas für die gemein⸗ 
ſame Sache tun. Jetzt ſei die Gefahr nicht mehr ſo groß, da Frankreich 
zurückgedrängt ſei. Auch wäre zu wünſchen, daß ſie ſich bei den künf⸗ 
tigen Friedensverhandlungen durch einen Geſandten vertreten ließen ). 

Der Kanton Bern war bereit, mit dem preußiſchen Hofe in ein 
neues Einverſtändnis zu treten. St. Saphorin wurde dazu zum Ver⸗ 
mittler auserſehen. Im übrigen erinnerte er Metternich daran, daß. 
man noch immer auf eine Antwort auf die Vorſchläge der Friedens⸗ 
kommiſſion warte. Man wolle jetzt die günſtigen Konjunkturen aus⸗ 
nutzen, er ſolle ihre Wünſche ſeinem königlichen Herrn wiederholt emp⸗ 
fehlen, um mit St. Saphorin darüber vertraulich zu verhandeln ?). Die 


1) Relation vom 23. November 1708. Ganz eindeutig iſt ſein Verhalten 
nicht. In dieſer Relation ſagt er, er habe das Verhalten Preußens damit er⸗ 
klärt, daß jetzt kein Aufheben davon gemacht werden dürfe. Aus den Berner 
Akten geht hervor, daß er den König, wenigſtens ſpäter, gegenüber den N 
heftig deswegen angegriffen hat. 

2) Reffript an Metternich vom 24. Januar 1709. 

3) Der Kanton Bern an Metternich, 11. Februar 1709, der Kanton Bern 
an den König, 15. März 1709. 
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Berner entſchloſſen ſich fpater, dem Wunſche des Königs nachzukommen 
und einen Vertreter auf den Friedenskongreß zu entſenden. Die Wahl 
fiel zunächſt auf Bondely, den Vertrauten des preußiſchen Königs in 
Bern, und, als dieſer wegen ſeines Verhältniſſes zum preußiſchen Hofe 
ablehnte, auf St. Saphorin. Deſſen Wahl wurde in Bern und Zürich 
durchaus nicht überall freudig begrüßt. Man glaubte, er werde weniger 
die Intereſſen der evangeliſchen Kantone als die des Kaiſers wahr⸗ 
nehmen. Seine Abſicht fei es, meinte man, die Franche-Comté an den 
Kaiſer zu bringen, während Preußen und die evangeliſchen Kantone 
für eine Reſtitution an Spanien waren. 

Wir find dem General St. Saphorin ſchon öfter begegnet 1). Er 
hat weſentlich zum Gelingen der neuchätelliſchen Unternehmung bet, 
getragen. Nachher iſt er aus den preußiſchen Dienſten ausgeſchieden 
und hat als Berner Bevollmächtigter bei den Friedensverhandlungen 
der Jahre 1709 und 1712/13 eine Rolle geſpielt. Auch in der Ge⸗ 
ſchichte der hier behandelten Tendenzen hat er einen Platz. 

Man muß ſeine Schickſale kennen, um das Exzeptionelle ſeiner 
Erſcheinung zu begreifen. Er war waadtländiſcher Edelmann und 
Berner Vaſall. Schon früh ging er ins Ausland, weil ſein Vaterland 
ihm nicht recht die Möglichkeit zum Fortkommen bot ?). Er nahm 
militäriſche Dienſte nacheinander in Holland, Preußen und beim Kaiſer. 
Dort wurde er Vizeadmiral der Donauflotte. Später ging er in den 
diplomatiſchen Dienſt über und wurde im Jahre 1706 kaiſerlicher Ge⸗ 
ſandter bei den Schweizer Kantonen. In der Folgezeit ſtand er in 
preußiſchen und dann in Schweizer Dienſten. 

Ohne Zweifel war St. Saphorin einer der ſcharfblickendſten 
Diplomaten dieſer Epoche. Er beſaß vor allem eine überraſchend gute 
Menſchenkenntnis, der wir viel Aufklärung verdanken. Er war ein 
Mann mit ausgeprägten politiſchen Zielen. Der proteſtantiſche Charakter 
ſeiner Politik tritt überall hervor. Der letzte Zweck ſeines politiſchen 
Handelns war, die proteſtantiſche Sache zum Siege zu führen. Seine 
Heimatloſigkeit hat weſentlich dazu beigetragen, in ihm den freien Flug 
des Gedankens zu entfeſſeln und ihn über die reine Intereſſenpolitik 
hinauszuheben. Seine Stärke war aber zugleich ſeine Schwäche. Sein 
Mangel an politiſcher Bodenſtändigkeit ließ ihn nicht dazu kommen, 
die Rolle zu ſpielen, die ihm nach ſeiner politiſchen Begabung gebührt 


1) Vgl. Schweizer, Geſchichte der ſchweizeriſchen Neutralität, S. 426 ff., 
Feller, Die Schweiz und das Ausland im ſpaniſchen Erbfolgekriege, S. 135 ff., 
R. Huch, a. a. O. passim, beſonders S. 239 ff. 

2) Bgl. Feller, a. a. O. 

28 * 
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hätte. Er ſcheiterte an der Kleinheit der Verhältniſſe, in die er zum 
praktiſchen Wirken geſtellt war. Es iſt kein Wunder, daß faſt alle 
ihm mit Mißtrauen begegneten, da er eine Politik trieb, die ſich reſtlos 
mit den Intereſſen keines Staates deckte. Bei den Verhandlungen, 
die er führte, geſchah es oft, daß er ſein Mandat überſchritt und ſeine 
Auftraggeber zu Schritten hinzureißen ſuchte, die er im Intereſſe der 
gemeinſamen Sache für nützlich hielt, die aber für den Staat, den er 
vertrat, nicht immer von Vorteil waren. So war ihm die Krone des 
ſtaatsmänniſchen Wirkens, der Erfolg, verſagt. Aber ſeine unermüd⸗ 
liche Tätigkeit hat reichliche Impulſe gegeben. Er und ſein Wirken 
ſind ein Beiſpiel dafür, daß eine Politik, die über die Intereſſen eines 
einzelnen Staates hinaus für das Wohl der Geſamtheit mehr als 
nur durch Redensarten ſorgen will, ohne überragende Machtmittel 
ſcheitern muß. 

Wir dürfen die dunklen Seiten ſeines Charakters nicht ganz 
übergehen. Im Verkehr war er ſchwierig, weil er durch große 
Eitelkeit und rückſichtsloſe Kritik verletzte. Namentlich über die preußi⸗ 
ſchen Diplomaten hat er harte und ungerechte Urteile gefällt. Auch 
liebte er es, ſeinen Anteil an allen Dingen zu übertreiben, und rückte 
ſich gern in den Mittelpunkt der Begebenheiten. 

Mit Metternich ſtand er in dieſer Zeit nicht gut. Metternich 
fühlte ſich durch ſeine hochfahrende, ſelbſtgerechte Art verletzt und traute 
außerdem ſeinen Abſichten nicht. Er glaubte, übrigens nicht ganz mit 
Recht, St. Saphorin vertrete überall die Intereſſen des Kaiſers. 

In Bern war er der Vertraute Villadings. In ſeinem Auftrage 
verhandelte er mit Metternich über die Schweizer e für 
den kommenden Frieden. 

Vor ſeiner Abreiſe nach Wien und Berlin hatte er mit Metternich 
eine lange Unterredung in Neuchatel 1). Er überbrachte ihm die Be- 
ſchwerde der Schweizer Kantone über die Vernachläſſigung ihrer Wünſche. 
Metternich fragte ihn, auf was für Wünſche denn die Friedenskommiſſion 
eine Antwort vermiſſe. St. Saphorin erwiderte, einmal ſollten die 
preußiſchen Miniſter in Wien, London und im Haag angewieſen werden, 
nachdrücklich für die Schweizer Forderungen einzutreten, dann ſollte 
ihm, dem General St. Saphorin, ein Scheinauftrag gegeben werden, 


1) Wir haben zwei Berichte über dieſe Unterredung, einen von St. Saphorin 
(B. A.) und einen von Metternich. Der von Metternich ſcheint der Wirklichkeit 
näher zu kommen. St. Saphorin hat wohl manches übertrieben. Nach ſeiner 
Darſtellung ſcheint es, als ob er Metternich in große Verlegenheit gebracht habe. 
Nach meiner Kenntnis der beiden Perſonen halte ich das für unwahrſcheinlich. 
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damit er, ohne den Argwohn Frankreichs zu erregen, die Intereſſen 
der Schweizer bei den Friedensverhandlungen vertreten könne. Er 
drängte dann darauf, daß die verſchiedenen Memoires in der Franche⸗ 
Comté⸗ Angelegenheit den holländiſchen und engliſchen Miniſtern mit- 
geteilt würden, weil dieſe das Beginnen nicht für ſo ausſichtslos 
hielten, wie im Augenblick der preußiſche Hof. Auch müſſe der König 
ſich dafür verwenden, weil es ſonſt um ſein Anſehen in der reformierten 
Schweiz geſchehen wäre. Metternich war zweifelhaft, wie weit er ſich 
mit St. Saphorin einlaſſen ſollte 1). Er war ihm nach jeder Richtung 
verdächtig. Es ſchien ihm von vornherein unwahrſcheinlich, daß er 
irgend etwas für den preußiſchen König unternehmen werde; daran 
hindere ihn ſchon ſeine Verbindung mit dem Wiener Hofe. Aber 
St. Saphorin hatte wiederum betont, daß feine Miſſion ihm Gelegen- 
heit geben werde, die Berner immer mehr in den Strudel der großen 
Politik hineinzuziehen, vielleicht weiter, als ihnen lieb war. Dieſe 
Ausſicht hatte etwas Verlockendes für den preußiſchen Geſandten, dem 
die Vergrößerungspläne in der Franche⸗Comté jetzt beſonders am Herzen 
lagen. Er ſtellte alſo dem Könige anheim, ihm vielleicht eine unver⸗ 
fängliche militäriſche Miſſion zu erteilen. Der preußiſche Hof war in⸗ 
deſſen augenblicklich nicht dafür zu haben. 

St. Saphorin ging dann vor ſeiner Reiſe nach dem Haag im 
Auftrage des Kantons Bern nach Wien. Er ſollte dort Stimmung 
für die ſchweizeriſchen Forderungen machen, namentlich für die Reſtitution 
der Franche⸗Comté. Daneben hatte er auch eine Miſſion in dem be⸗ 
kannten Streit Toggenburgs mit dem Abt von St. Gallen, der im 
Jahre 1712 zum Schweizer Bürgerkriege führte. Seine Reiſe nach 
Wien war nicht von großem Erfolg gekrönt. Mit vieler Mühe erlangte 
er eine fingierte Miſſion für den Haag. Im übrigen aber fanden ſeine 
Vorſtellungen taube Ohren. Der immer wiederkehrende Einwurf der 
öſterreichiſchen Miniſter lautete: Erſt müßten die Schweizer etwas für 
die gemeinſame Sache leiſten, dann ließe ſich weiter darüber reden. 
Damit war, wie wir ſahen, der Kernpunkt und zugleich der ſchwächſte 
Punkt der Haltung der Schweizer in dieſer Frage bezeichnet. 

Von Wien ging St. Saphorin nach Berlin. Am 9. Juni traf 
er dort ein. Am 10. Juni früh ſprach er mit Wartenberg und dem 
König in Schönhauſen. Eigentlich war man willens, den General 
kühl zu behandeln, da Metternich und Bondely eindringlich vor ihm 
gewarnt hatten. Schließlich zeigte ſich der König ſeinen Gedanken 


1) So wird man Metternichs „Beſtürztheit“ wohl zu deuten haben, von 
der St. Saphorin ſpricht. 
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ziemlich geneigt, bemerkte aber, daß fein Minifter im Haag bei den 
Friedensverhandlungen nur wenig Einfluß habe. Ilgen meinte, wenn 
man die Schleifung Hüningens erreiche, ſo ſei das ſchon viel; nur 
wenn die Alliierten die Franche⸗Comté beſetzten, könne an eine Reftitution 
gedacht werden, eher nicht. Am 12. Juni überreichte St. Saphorin 
Wartenberg ein Memoire !), in dem die allbekannten Gedanken über 
die Notwendigkeit, den Franzoſen die Franche⸗Comté zu eutreißen, dar⸗ 
gelegt ſind. Namentlich tritt der konfeſſionelle Charakter des Verfaſſers 
hier ſcharf hervor. Aber mehr als einen wohlwollenden Brief konnte 
St. Saphorin vom König nicht erlangen. Das einzige ſichtbare Er⸗ 
gebnis war, daß Schmettau den Befehl bekam, der Reſtituierung der 
Franche⸗Comté die größte Aufmerkſamkeit zuzuwenden, und daß ihm 
St. Saphorins Memoire geſchickt wurde. 

Am preußiſchen Hofe hatte zu Anfang des Jahres 1709 eine 
Zurückhaltung gegenüber den früher gehegten, weit ausgreifenden Ab⸗ 
ſichten geherrſcht, die wir nicht recht zu erklären wußten. Bei Beginn 
der Haager Friedensverhandlungen aber wurden die alten Hoffnungen 
wieder lebendig. Schmettau bekam den Auftrag, die Wünſche der 
Schweizer bei den Alliierten zu befürworten, und bei den damaligen 
Konjunkturen hoffte man auch, ſie durchſetzen zu können?). Der Hof 
ließ durch Metternich in der Schweiz verbreiten, daß der König tat⸗ 
kräftig für die Intereſſen der evangeliſchen Kantone eintrete. Lange 
ſchon vor St. Saphorins Werbung in Berlin hatte Schmettau dem 
Ratspenſionarius eines der zahlreichen Memoires der Schweizer Diplo⸗ 
maten über die Reſtitution in der Franche⸗Comté überreicht. Er war 
voller Hoffnung, daß ſein Unternehmen Erfolg haben würde. Er trug 
dem Ratspenſionarius alle Wünſche vor, meinte freilich, man dürfe 
nicht zu weit gehen, um nicht alles zu verderben. Wir wiſſen, wie 
wichtig dieſe Mahnung für den Hof war. Insgeheim ließ der König 
dieſe Schritte bei den Generalſtaaten in Bern bekannt geben, um das 
preußiſche Anſehen in der Schweiz zu erhöhen. Im Hintergrunde 
ſtanden ſicher auf preußiſcher Seite die Abrundungspläne. Sonſt hätte 
man ſich wohl nicht ſo energiſch für dieſe Politik eingeſetzt. Man iſt 
gewohnt, daß der preußiſche Hof bei ſolchen Gelegenheiten reichliche 
Forderungen anmeldete, um wenigſtens einiges durchzuſetzen. Aber man 
Bär! annehmen, daß diefe Wünſche wirklich ernſt gemeint waren. 


1) Mémoire de Monsieur de St. Saphorin, pour le Roy de Prusse, 
donné à Monsieur le Comte de Wartenberg, le 12. Juin 1709. B. A. 

2) Reſkript an Schmettau, 9. April 1709. Für die Haager Verhandlungen 
vgl. beſonders G. St. A. Rep. 63, 72. 
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Um diefe Anſprüche beſſer verfechten zu können, wurde nun der 
Mann nach dem Haag berufen, der die beſten Kenntniſſe der Schweizer 
Angelegenheiten hatte, der Graf von Metternich. Am 2. Mai 1709 
bekam er den Befehl, ſich eiligſt nach dem Haag zu begeben. Zwiſchen 
Metternich und dem Berliner Hof kam es bei dieſer Gelegenheit zu 
einer kleinen Reibung. Metternich legte großen Wert darauf, den jüngſt 
zum Kanzler von Neuchatel ernannten Banderet Montmollin mit nach 
dem Haag zu nehmen, damit die Schweizer nachher weder ihm noch 
dem Könige ſchuld geben könnten, wenn ſich ihre Forderungen nicht 
durchſetzen ließen. Trotz wiederholter Bitten ſchlug der Berliner Hof 
ihm dieſen Wunſch ab, weil Montmollin der beſte Kenner der Neu- 
chäteller Verhältniſſe fet und zur Verwaltung des Landes in dieſen 
ſchwierigen Zeiten nicht entbehrt werden könne. Metternich ſelbſt wurde 
zur ſchleunigen Abreiſe gedrängt. 

In der evangeliſchen Schweiz war man über die Sendung Metter⸗ 
nichs nach dem Haag ſehr befriedigt. Man ſah darin einen Beweis, 
daß der König ſich für die Schweizer Intereſſen verwenden wolle. Man 
traute ihm, der in der Neuchäteller Sukzeſſionsangelegenheit eine ſo 
glückliche Hand bewieſen hatte, wohl zu, daß er, wenn irgend einer, 
imſtande fet, die Franche⸗Comté den Franzoſen aus den Händen zu 
reißen und die leidige Handelsſperre zu beſeitigen. 

So machten bei den Friedensverhandlungen des Jahres 1709 die 
Schweizer und, von ihnen angeregt 1), Preußen den Verſuch, die Reſti⸗ 
tution der Franche⸗Comté und die Schleifung Hüningens zu erlangen. 
Der preußiſche König wollte beſonders die Sicherſtellung ſeiner Erb⸗ 
folge in den oraniſchen Gütern in der Franche-Comté und die Ab- 
tundung Neuchatels durchſetzen. 

Auf zwei Wegen wollte man zum Ziele gelangen: durch die Ge⸗ 
winnung der Seemächte auf dem Haager Kongreß und durch einen 
Einfall in die Franche⸗Comté. Bei der zurückhaltenden Stellung des 
Wiener Hofes war die entſcheidende Frage, wie ſich die Seemächte 
zu dieſer Diverſion ſtellen würden. 


1) Es iſt ausdrücklich zu betonen, daß im Jahre 1709 die Schweizer die 
Treibenden waren und der preußiſche Hof die Pläne nur zögernd aufnahm. 
Vielleicht hat St. Saphorin recht, wenn er meint, daß der preußiſche König 
damals das Intereſſe an der Sache verloren hatte. Damit iſt die Bourgoisſche 
Anſchauung, Preußen habe die Franche⸗Comté für ſich erwerben wollen, im Kern 
erledigt. Die Aufſtellungen Bourgeois’ beſtehen in vielen Einzelfragen zu Recht, 
der Charakter der preußiſchen Politik iſt aber gründlich verkannt. Die wirklichen 
Abſichten der preußiſchen Politik und ihr Verhältnis zu den ſchweizeriſchen For⸗ 
derungen in dieſer Zeit ſind ſchwer zu greifen. 
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Zehntes Kapitel. i 


Die preußiſchen und die ſchweizeriſchen Forderungen auf 
dem Haager Kongreß. 


Wir haben uns in den Hauptzügen die Geſchichte der preußiſchen 
und ſchweizeriſchen Forderungen vergegenwärtigt. Es kann nun nicht 
unſere Abſicht ſein, in dieſem Zuſammenhange ein Bild des Haager 
Kongreſſes zu zeichnen. Preußen ſtellte für die Präliminarien folgende 
vier Forderungen: 1. Anerkennung der preußiſchen Königswürde durch 
den franzöſiſchen König; 2. Anerkennung der preußiſchen Sukzeſſion 
in Neuchätel und Valangin; 3. Reſtitution der in Frankreich liegenden 
oraniſchen Güter, und 4. Obergeldern ). Am 7. März 1709 hatte 
Schmettau mit dem Ratspenſionarius eine Unterredung über die Ant⸗ 
wort Ludwigs XIV. auf die erſten Anträge der Alliierten. Wegen 
der Anerkennung der Königswürde machte Frankreich keine Schwierig⸗ 
keiten. Wegen Neuchätel betonte der franzöſiſche Unterhändler 
Präſident Rouillé, daß das eine Prozeßſache fet, der man den freien 
Lauf laſſen müſſe. Gegenüber allen Einwänden der Vertreter der 
Republik, der Prozeß ſei durch das Urteil vom 3. November 1707 
entſchieden und die Alliierten ſeien durch Verträge verpflichtet, den 
preußiſchen König in der Poſſeſſion des Landes zu erhalten, berief fid 
Rouillé auf feine Inſtruktionen. Schmettau bat den Ratspenſionarius, 
er möchte ſeine Bemühungen für Preußen fortſetzen und namentlich auf 
die Garantie der Anſprüche auf die oraniſchen Güter drängen. Der 
Prinz von Naſſau könne ein Gleiches tun, bis man zum Akkommodement 
gekommen ſei. Das andere Schmerzenskind der preußiſchen Diplomatie, 
Obergeldern, wurde auch ſtiefmütterlich behandelt. Die Generalſtaaten 
weigerten ſich beharrlich, es unter die Präliminarien mit aufzunehmen. 
Dieſen Punkt ließ man dann auch fallen. 

Schmettau wurde nicht müde, für die anderen drei Forderungen 
des preußiſchen Königs einzutreten. Wiederholt überreichte er Memoires, 
die die preußiſchen Anſprüche auseinanderſetzten und begründeten. 
Wiederholt ſprach er mit dem Ratspenſionarius und dem engliſchen 
Bevollmächtigten Codogan. Dieſer verſicherte ihn, daß ſeine königliche 
1) Man muß die preußiſchen Forderungen für die Präliminarien, die ſich 
auf das hier Mitgeteilte beſchränken, und die Schweizer Wünſche auseinander- 
halten. Das hindert nicht, daß Preußen auch für die Schweizer Forderungen 


tatkräftig eintrat, weil ſie in ſeinem Intereſſe lagen. Von einer Erwerbung der 
Franche⸗Comté durch Preußen iſt hier nirgends die Rede. 
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Herrin keinen Frieden mit Frankreich ſchließen würde, ohne daß die 
Anſprüche des preußiſchen Königs erfüllt würden. Zunächſt müßte 
man natürlich auf der Hauptſache, nämlich der Reſtitution der ge⸗ 
ſamten ſpaniſchen Monarchie beſtehen; dann würde man alle Punkte 
fordern, die in den Traktaten der Großen Allianz feſtgelegt ſeien, und 
dazu gehörten auch die Anſprüche des preußiſchen Königs. 

Am meiſten Schwierigkeiten fand der Artikel wegen der in Frant- 
reich gelegenen oraniſchen Güter, und zwar, wie zu erwarten war, bei 
den Generalſtaaten. Schmettau verſuchte, um die Klippe herumzukommen. 
Er ſtellte dem Ratspenſionarius vor, daß der Staat als Exekutor des 
Teſtamentes Wilhelms III. wegen ſeiner Unparteilichkeit wohl Bedenken 
tragen würde, dem preußiſchen Könige die Güter ohne weiteres gus 
zuſprechen, der Prinz von Naſſau könne aber feine Rechte auch wahren !). 
Ebenſo ſuchte Schmettau die beiden Deputierten der Generalſtaaten 
Buys und Duſſen für den König zu gewinnen. Dieſe wiederholten 
eigentlich nur die Antwort des Präſidenten Rouill& und fügten hinzu, 
die Republik habe ſich in den Verträgen zu der Reſtitution der oraniſchen 
Güter nur ganz generell verpflichtet, daher wolle man die Angelegen⸗ 
heit beim Friedensſchluß ſelbſt regeln. Immer wieder wieſen die Ver⸗ 
treter der Republik darauf hin, daß der Prinz von Naſſau und ſeine 
Freunde Schwierigkeiten machen würden. Sie rieten dem preußiſchen 
Miniſter, je eher deſto lieber für einen Vergleich zu ſorgen; damit 
ſeien alle Schwierigkeiten überwunden. Sehr ehrlich war dieſe Politik 
nicht, denn insgeheim ſtachelten die Generalſtaaten den Prinzen auf, 
nicht nachzugeben. Auch die Engländer waren nicht gewillt, dem gegen⸗ 
über etwas Entſcheidendes zu unternehmen. Marlborough ſagte zu 
Schmettau: „Faites seulement que vous soyez d'accord avec l'État 
sur l’article de la Succession d' Orange et des droits du Roy votre 
Maitre à cet égard. De la part de la Reine le Roy peut tout 
espérer.“ 


1) In einer Dentidrift vom 23. April 1709 (ad rel. Schmettaus vom 
26. April 1709) heißt es: „Qu’on déclare à la France que le Roy de Prusse 
se réserve ses droits sur la Succession de Chalon-Orange sur le pié que 
Ses Ancétres depuis Guilleaume Ier Prince de Nassau-Chalon-Orange et 
aprés la mort du Prince René de Chalon-Orange les ont maintenu, et 
que les Roys de France les ont reconnu par des Traittés solennels, 
scavoir: avec toutes les clauses contenues dans les dits Traités jusques au 
dernier de Riswig; Sa Majesté laissant la liberté à Son Altesse Monsieur 
le Prince de Nassau Gouverneur des Provinces de Frise et de Groningue 
d’y faire réserver aussi ses prétensions sur la succession de feu Sa Majesté 
le Roy de la Grande Bretagne Guilleaume III.“ 
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Aber Schmettau ließ nicht ab, immer wieder die Aufnahme der 
drei Punkte in die Präliminarien zu begehren. Der Ratspenſionarius 
meinte, es ſei beſſer, im allgemeinen die Rechte zu reſervieren, ohne 
einen beſtimmten Träger anzugeben; ſo würde die häßliche Prätenſion der 
beiden Fürſten vermieden. Schmettau wies des längeren nach, daß der 
preußiſche König allein für die Erbfolge in Betracht komme. Einſtweilen 
ſollten die Güter nur für ihn ſtipuliert werden, damit der franzöſiſche 
König nicht unter dem Vorwande, die Prätendenten ſeien ja nicht einig, 
überhaupt die Herausgabe der Güter verweigern könnte. Der Rats⸗ 
penſionarius beteuerte, daß er nichts dagegen habe, wenn dem preußi⸗ 
ſchen Könige die Güter zugeſprochen würden. Aber gegen des Prinzen 
von Naſſau Widerſpruch ginge das leider nicht. , 

Auch der öſterreichiſche Geſandte Sinzendorf erklärte Schmettau, 
er könne ihm nicht allzuviel helfen. Der Kaiſer habe ſich immer für 
das preußiſche Intereſſe eingeſetzt. Schon in der neuchätelliſchen Sache 
werde man nur erreichen können, daß der franzöſiſche König ſich nicht 
in die Sache hineinmiſche, eine poſitive Anerkennung der preußiſchen 
Sukzeſſion ſei nicht zu erhoffen. Daß der preußiſche König die oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté und Orange gegen ein Aquivalent für 
den Prinzen von Naſſau bekäme, daran ſei wegen des Widerſtandes 
der Generalſtaaten nicht zu denken. 

Schmettau ſah dem Abſchluß der Präliminarien nicht mit viel Ver⸗ 
trauen entgegen. Auf die Erfüllung der erſten beiden Forderungen 
rechnete er wohl, aber die Reſtitution der oraniſchen Güter dünkte ihn 
unwahrſcheinlich. Die Republik, fo meinte er, werde für ihre Barriere 
ſorgen und im übrigen ſich nicht allzuviel um die Intereſſen ihrer 
Verbündeten kümmern. Schon dieſe beſcheidenen preußiſchen Forde⸗ 
rungen ſcheiterten alſo an dem Widerſtand der Generalſtaaten. Ihnen 
lag gar nichts daran, ſich für das Intereſſe des Reiches oder gar für 
preußiſche oder ſchweizeriſche Forderungen zu verwenden. Da nun 
England und der Kaiſer zum mindeſten nicht ſehr aktiv ſich für die 
Pläne auf die Freigrafſchaft einſetzten, ſo ſehen wir von vornherein 
auf eine erfolgloſe Bemühung. 

Die Vertretung der Schweizer Intereſſen lag vor dem Abſchluß der 
Präliminarien weſentlich bei dem preußiſchen Geſandten. St. Saphorin 
war noch nicht im Haag eingetroffen. Wir wiſſen, daß Schmettau 
ſchon früher die luftigen Pläne der Schweizer Diplomaten und 
Patrioten ſkeptiſch beurteilt hat. Die Ausſicht dieſer Pläne war umſo 
geringer, als die Republik in die Präliminarien nur die Punkte auf⸗ 
nehmen wollte, zu denen ſie auf Grund der Traktate verpflichtet war. 
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Schmettau hatte wiederholt Denkſchriften über die Abtretung der Franche⸗ 
Comté den fremden Mächten übergeben, ſo z. B. die von St. Saphorin 
aus dem Auguft des Jahres 1708, die wir bereits kennen 1). Noch 
öfter lenkte er die Aufmerkſamkeit des Ratspenſionarius auf dieſen 
Punkt, ohne damit viel Gegenliebe zu finden. Er führte aus, daß, 
wenn Frankreich auf Neapel beſtehe, man gut Burgund als Äquivalent 
fordern und an Spanien reſtituieren könne. Das ſei gleichzeitig eine 
gute Barrière für das Reich. Dabei empfahl er dem Ratspenſionarius 
auch die preußiſchen Pläne für eine Erweiterung Neudâtels. 

Auch der Londoner Geſandte, der Freiherr von Spanheim, war 
nicht müßig. Er verfaßte eine Denkſchrift über die Franche⸗Comté ) 
und ſandte ſie den engliſchen Miniſtern zu. Er wollte die Reſtitution 
der Franche⸗Comté als Aquivalent für die Reſtituierung der Kurfürſten 
von Bayern und Köln anſehen. Dabei wollen wir feſthalten, daß alle 
diefe Denkſchriften die Reſtitution der Franche-Comté an Spanien 
fordern. Die anti⸗öſterreichiſche Tendenz tritt gegenüber den Plänen 
von St. Saphorin deutlich hervor. Die engliſche Antwort lautete ſehr 
unbeſtimmt; man war nicht gewillt, ſich irgendwie dafür feſtzulegen. 


1) Schmettau an den König, 23. April 1709. Fälſchlich bezieht Bourgeois 
die Angabe dieſer Relation auf das bekannte Memoire, das bei Lamberty, 
a. a. O. V, S. 277 ff. abgedruckt iſt (Aut nunc, aut nunquam). Das Reſkript 
vom 30. April an Metternich verbietet dieſe Deutung, da es ausdrücklich beſagt, 
daß es ſich um das Memoire von St. Saphorin handelt. 

Etwas Aktenmäßiges habe ich über das Memoire bei Lamberty trotz eifriger 
Bemühungen nicht feſtſtellen können. Manches ließe ſich vielleicht darauf be⸗ 
ziehen, aber ein ſolcher Verſuch wird leicht etwas Willkürliches haben, da in 
dieſer Zeit eine ganze Reihe von Memoires über dieſen Punkt geſchrieben worden 
find, die alle einen ähnlichen Inhalt und oft die gleiche Dispoſition haben, ſo 
daß auch aus inhaltlichen Angaben nur ſchwer etwas zu ſchließen iſt. 

Eine große ſachliche Bedeutung hat die Frage nach dieſem Memoire nicht. 
Bourgeois hat ſie ungebührlich in den Mittelpunkt geſtellt und dem Memoire 
eine Wichtigkeit beigelegt, die ihm ſchlechterdings nicht zukommt. Aus den bis⸗ 
herigen Ausführungen geht hervor, daß ich mich auch der Auffaſſung von Heigel 

und Erdmannsdörffer nicht ganz anſchließen kann. Sicher iſt daran ſo 
viel richtig, daß im Jahre 1709 der Anſtoß zu der Forderung der Reftituierung 
der Franche⸗Comté von der Schweiz ausgegangen iſt; ferner auch, daß Preußen 
nicht ernſtlich daran gedacht hat, die Franche⸗Comté für ſich zu erwerben. Ich 
habe mich ſtets bemüht, den ſchillernden Charakter der preußiſchen Politik zu 
betonen. In einem ſpäteren Abſchnitt ſoll verſucht werden, ein Geſamtbild von 
der preußiſchen Politik zu geben, während es zunächſt einmal nötig iſt, möglichſt 
viele Einzelzüge genau zu beobachten. 

2) Sommaire Information touchant la Restitution du Comté de 
Bourgogne et la démolition du Fort d'Hunningue. 
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Der Hof Stand dieſen Plänen abwartend gegenüber. Er befahl 
feinen Geſandten, fic) dauernd darum zu bemühen, verhehlte fic) aber 
nicht die Schwierigkeiten, die einer Vergrößerung Preußens im Wege 
ſtanden. 

Am 28. Mai, noch ehe Metternich den Ort der Verhandlungen 
erreicht hatte, wurden im Haag die Präliminarien geſchloſſen !). In 
bezug auf Preußen wurde beſtimmt, daß der franzöſiſche König den 
preußiſchen in ſeiner Würde anerkennen ſolle, und daß er Preußen 
nicht im Beſitz von Neudatel und Valangin ſtören ſolle ?). Der dritte 
Punkt der preußiſchen Forderungen, die Reſervation der Rechte auf 
die unter franzöſiſcher Botmäßigkeit liegenden oraniſchen Güter, war 
nicht erfüllt worden. Man weiß, daß auch die Reſtitution der Franche⸗ 
Comté nicht darin aufgenommen wurde. Nur den zweiten und dritten 
Punkt der Schweizer Forderungen, die Schleifung von Hüningen und 
die Reſtitution des Herzogs von Savoyen, hatten die Alliierten burd- 
geſetzt 5). 

Schmettau hatte dieſen Ausgang vorausgeſehen. Er hatte auch 
die Harthörigkeit der Generalſtaaten am ſtärkſten erfahren. Seine 
einzige Hoffnung war, daß man beim Abſchluß des Friedenstraktates 
ſelbſt bei günſtigen Konjunkturen etwas mehr durchſetzen würde. 
So behielt er ſich denn die Rechte auf Burgund und auch auf 
Obergeldern vor. Weit enttäuſchter war der preußiſche Hof, als er 
die Nachricht erhielt. Hier herrſchte tiefe Niedergeſchlagenheit. Der 
König hatte noch immer auf mehr Erfolge gehofft, und jetzt hatten die 
Alliierten nur gerade das erfüllt, wozu ſie ſich im Vertrage verpflichtet 
hatten. Den Schweizern gegenüber bedauerte er, daß er nicht mehr 
für ſie habe erreichen können. Er hoffe, es aber bei den ſpäteren 
Konferenzen nachzuholen. Auch Spanheim war über die Behandlung 
Preußens entrüſtet “). 

Der engliſche Schatzkanzler vertröſtete ihn auf die Traktate, die 
alles wieder gut machen könnten. Auch England habe nicht alle ſeine 
Wünſche in die Präliminarien hineinbringen können. Etwas Schrift- 
liches nach dieſer Richtung von ſich zu geben, ſei freilich untunlich. 

1) Vgl. Lamberty, a. a. O. V, S. 288 ff. 

2) Artikel XXI lautet: „Sa Majesté reconnoitra le Roi de Prusse en 
cette qualité, et promettra de ne le point troubler dans la possession de 
la Principauté de Neuf-Chätel et du Comté de Vallengin.“ 

3) Vgl. Artikel XI und XXVII der Präliminarien. 

4) Vgl. die „Information de ce qui regarde les Interéts de Sa Majesté 


le Roy de Prusse dans les Préliminaires de la Paix signes & la Haye le 
28. May 1709“, ad rel. Spanheims vom 25. Juni 1709. 
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Die Hauptſchuld daran, daß die Reſtitution der Franche-Comté und 
der burgundiſchen Güter nicht in die Präliminarien gekommen ſei, treffe 
die Generalſtaaten, die wegen des Prinzen von Naſſau immer gezögert 
hätten. Eine vorſichtig ausweichende Antwort, dazu ein leerer Troſt. 
Schmettau brachte gegenüber den Generalſtaaten den Vorſchlag eines 
Aquivalents für den Prinzen von Naſſau immer wieder aufs Tapet, 
um dieſe leidige Sache aus der Welt zu ſchaffen, an der die preußiſchen 
Pläne ſchon im Entſtehen zugrunde gingen. Aber die Republik war 
nicht geneigt, Gewalt anzuwenden, und auf gütlichem Wege war natür⸗ 
lich eine Einigung mit dem von ihr zu immer höheren Forderungen 
getriebenen Prinzen von Naſſau nicht zu erhoffen. Wiederholt noch 
ſtellte Schmettau dem Ratspenſionarius die preußiſchen Deſideria vor, 
ebenſo häufig antwortete dieſer mit hinhaltenden Worten. 

So war die preußiſche Abſicht, die Reſtitution der oraniſchen 
Güter in der Franche⸗Comté in die Präliminarien zu bringen, und 
die dahinterliegenden Pläne einer Vergrößerung von Neuchätel geſcheitert, 
hauptſächlich am Widerſtande der Generalſtaaten. Man weiß, daß es 
jetzt noch nicht zum Frieden kam, weil Ludwig XIV. ſich weigerte, die 
Präliminarien zu unterzeichnen, da der bekannte Artikel 37 ihm die 
Vertreibung ſeines Enkels aus Spanien zumutete. 

In dem nun folgenden Kampfe bot ſich für den preußiſchen Hof 
noch manche Hoffnung, ſeine Forderungen durchzuſetzen. 

Als die Meldung vom Abſchluſſe der Präliminarien in Berlin 
eintraf, befand ſich St. Saphorin noch am Hofe !). Er war Zeuge 
des tiefen Eindruckes, den der Mißerfolg der preußiſchen Politik dort 
machte. Man erkannte in Berlin wohl, daß die preußiſchen Pläne zu 
nichte geworden wären, wenn der franzöſiſche König die Präliminarien 
angenommen hätte. 

Von Berlin ging St. Saphorin über Hannover nach dem Haag. 
Dort wurde er ein eifriger Vorkämpfer der ſchweizeriſchen Wünſche 
und entfaltete in den nächſten Monaten eine raſtloſe Tätigkeit. Er 
nahm alsbald Fühlung mit Schmettau, den er hoch ſchätzte und mit 
dem er ſchnell in ein vertrautes Verhältnis kam. Beide haben viel 
zuſammen gearbeitet. In zahlloſen Unterredungen mit allen dort an⸗ 
weſenden Diplomaten verſuchte St. Saphorin die Intereſſen der evan⸗ 
geliſchen Kantone zur Geltung zu bringen. Am 20. Juli übergab er 
den Generalſtaaten ein Memoire ?), in dem die Reſtitution der Franche⸗ 
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1) B. A. St. Saphorin an Villading, 11. Juni 1709. 
2) Mémoire de Monsieur de St. Saphorin, donné à LL. HH. PP. avec 
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Comté an Spanien nun auch von ihm gefordert wurde. Es ijt 
klar, daß ſein Treiben dem franzöſiſchen Hofe nicht verborgen bleiben 
konnte. Den Bernern mag bei der Beſchwerde des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten über ihre Neutralitätsverletzung nicht ſehr behaglich zumute 
geweſen fein. Denn auch für den Einfall in die Franche-Comté, für 
den der kaiſerliche General Mercy ſich damals rüſtete, ſetzte St. Saphorin 
ſich mit aller Kraft ein. 

In der Schweiz blickte man mit Spannung auf die Verhandlungen 
im Haag, wo über die Lebensintereſſen der evangeliſchen Kantone ent⸗ 
ſchieden werden ſollte. Bondely ſchickte aus Bern noch ein Memoire, 
worin die Reſtitution der Franche-Comté womöglich an Preußen ges 
fordert wurde. Er bedauerte, daß Metternich nach dem Abſchluß der 
Präliminarien den Befehl erhielt, ſich nach Regensburg zu begeben, da 
er derjenige ſei, der dieſe wichtige Angelegenheit am beſten durchfechten 
könne. Der preußiſche Hof erklärte wiederholt, daß er alles tun wolle, 
um die Reſtitution der Franche-Comté durchzuſetzen, aber die Schwierig⸗ 
keiten ſeien ſehr groß!). 

Auch Metternich hing ſeinen Lieblingsplänen, namentlich dem 
Austauſchprojekt, noch immer an. Wohl ſah er jetzt die Schwierigkeiten, 
die beſonders in dem Widerſtande des Prinzen von Naſſau lagen. 
Aber ſein beweglicher Geiſt fand immer neue Möglichkeiten heraus, die 
zum Ziele führen ſollten. Er meinte, der König könne nach dem Bei⸗ 
ſpiele des Herzogs von Savoyen für die großen Dienſte, die er der 
guten Sache in dieſem Kriege geleiſtet habe, ein Stück Landes in der 
Nähe von Neuchätel, alſo etwa die Baillage de Pontarlier, als Ent⸗ 
ſchädigung fordern. 

Im Haag hörte Schmettau inzwiſchen nicht auf, die preußiſchen 
und die ſchweizeriſchen Forderungen zu befürworten. Der engliſche 
Geſandte Townsend verſprach alles zu tun, um eine von Preußen ge⸗ 
wünſchte Erklärung für die preußiſchen Anſprüche zu ſtande zu bringen. 
Die Königin von England ließ ſich auch zu einer leidlich günſtigen 
Deklaration bereit finden. Schmettau ſuchte jetzt mit dem kaiſerlichen 
Geſandten von Sinzendorf im Haag Fühlung zu gewinnen. Wegen der 
l'information cy dessus le 20 Juillet 1709. Dazu eine Information donnée 
& LL. HH. PP. sur les affaires de Suisse et du Comté de Bourgogne. B. A. 

1) Der König an Bondely, 25. Juni 1709: „Je comprens trés bien la 
grande raison qu'il y a & tout ce que Vous marquez dans la derniere de 
vos dites Relations touchant la Franche Comté, et en ne laisse pas de 
travailler sur ce pied-là, mais l’on y trouve de très grandes difficultés 


aussi, et il seroit & souhaiter que l’on puit trouver moyen de les sur- 
monter.“ 
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Königswürde und Neuchatel ſagte Sinzendorf bereitwillig die Unter⸗ 
ſtützung des Kaiſers zu. Er räumte auch ein, daß es am beſten ſei, 
wenn der König das Fürſtentum Orange und die Güter in der Frei⸗ 
grafſchaft bekäme, der Prinz von Naſſau dagegen mit einem Aquivalent 
abgefunden würde, daß ferner ein folder Vorſchlag am beſten vom 
Kaiſer oder von England gemacht würde. Er gab Schmettau auf, 
England zu einem ſolchen Schritte zu bewegen. 

Bartholdi verſuchte in Wien durch die verhältnismäßig günſtige 
engliſche Erklärung einen Druck auszuüben, um vom Kaiſer eine ähn⸗ 
liche zu erlangen, aber ohne Erfolg. Man vertröſtete ihn von einer 
Woche zur anderen, ein Miniſter ſchob die Verantwortung für die Ber- 
zögerung auf den anderen. Die Abſicht der Verſchleppung war wieder 
deutlich. In Berlin verhehlte man ſich nicht, daß es um die Pläne 
nicht gut ſtand. Auch Schmettau glaubte nicht recht an ein Gelingen, 
wenngleich er auch noch keine direkte Abſage bekommen hatte. 

Am wichtigſten erſchien es, die Generalſtaaten für die preußiſchen 
Wünſche zu gewinnen. Am 14. Auguſt ſprach Schmettau mit dem 
Greffier Fagel. Dieſer ſtellte eine Erklärung der Republik zugunſten 
der preußiſchen Anſprüche in Ausſicht. Er kam aber immer wieder 
darauf zurück, daß man nichts rechtes tun könne, wenn der König ſich 
nicht mit dem Prinzen von Naſſau vergleiche. Dann ſchlug er vor, 
die Reſtitution der Güter ganz allgemein zu fordern und den Rechts⸗ 
ſtreit fpäter zu erledigen. Schmettau wies dieſes Anerbieten energiſch 
zurück, weil es ein sequestrum perpetuum bedeute. Die Reſtitution 
liege im Intereſſe auch der Republik, und es ſei beſſer, wenn der König 
die Reſtitution den Alliierten verdanke, als wenn er ſich darüber mit 
Frankreich direkt verſtändigen müßte. Dieſe Drohung hat die General- 
ſtaaten zu einem gewiſſen Entgegenkommen bewogen 11. 

Schmettau war ſich aber klar, daß man auf eine Erfüllung der 
preußiſchen wie der Schweizer Forderungen nur rechnen konnte, wenn 
das Land wirklich den Franzoſen entriſſen würde. Der Hilfe der See⸗ 
mächte traute er nicht ſehr; ſie würden, meinte er, auch Frieden ſchließen, 
ohne daß die Franche⸗Comté reftituiert würde oder Preußen die oraniſchen 
Güter bekäme. Es kam jetzt darauf an, wie der vom kaiſerlichen General 
Mercy unternommene Einfall in die Franche⸗Comts auslaufen würde ). 


1) Es iſt reizlos, das Geſchlinge dieſer Verhandlungen zu entwirren. Hier 
follte nur gezeigt werden, daß Preußen fih damals allerorten eifrig um diefe 
Pläne bemüht hat. 

10 Bgl. darüber z. B. Bourgeois, a. a. O., Onno Klopp, a. a. O. XIII, 
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Für den preußiſchen General Arnheim lag eine Order bereit, im Falle 
des glücklichen Ausganges der Unternehmung die Güter zu beſetzen. 

Man weiß, daß die Franzoſen den mit ungenügenden militäriſchen 
Mitteln unternommenen Angriff der Kaiſerlichen am 26. Auguſt bei 
Rumersheim mit leichter Mühe zurückſchlugen. 

Mit Spannung erwarteten der preußiſche Hof und ſeine Miniſter 
das Ergebnis. Der Eindruck der Niederlage war ſehr groß. Die 
Weiterblickenden erkannten, daß die Hoffnungen auf die Reſtitution der 
Franche⸗Comté damit endgültig begraben werden mußten. St. Saphorin 
fühlte vielleicht am deutlichſten, ein wie ſchwerer Schlag das für die 
Sache der Schweizer Kantone war. „Ce malheur là est plus fatal 
qu'on ne le peut dire au succès de ma négotiation“, ſchrieb er am 
6. September an Villading. Aber er gab die Hoffnung noch nicht auf, 
namentlich da Sinzendorf ein gewiſſes Entgegenkommen zeigte. 

Auch der preußiſche Hof verſuchte noch weiter, auf diplomatiſchem 
Wege zum Ziele zu kommen. Bartholdi ließ nicht ab, in Wien das 
preußiſche Intereſſe vorzuſtellen. Damals ſollte vom kaiſerlichen Hofe 
der Freiherr von Heems mit neuen Inſtruktionen nach dem Haag ge⸗ 
ſandt werden, und Bartholdi ſetzte alles daran, für ihn eine günſtige 
Weiſung für den preußiſchen König zu erwirken. Der Kaiſer behielt ſich 
eine Prüfung der preußiſchen Wünſche vor; wohl ſehe er ein, daß dem 
preußiſchen König bei den Präliminarien Unrecht geſchehen ſei, aber 
man müſſe jetzt auf die gute Stimmung der Republik Rückſicht nehmen. 
Er ließ durchblicken, daß Heems in günſtigem Sinne inſtruiert werden 
würde. Als Heems Ende Oktober nach dem Haag abreiſte, verſicherte 
der Reichs vizekanzler Graf Schönborn, Heems fei beauftragt, die 
preußiſchen Forderungen zu unterſtützen. Eine ſchriftliche Erklärung 
hierüber wollte aber der Kaiſer nicht abgeben, wie er ſagte, aus Furcht, 
die Generalſtaaten zu verſtimmen. Ausdrücklich wurde der Plan eines 
Aquivalents für den Prinzen von Naſſau erwähnt. 

Auch Townsend und der Herzog von Marlborough verſprachen 
jetzt ihre guten Dienſte. Es ſchien wirklich ſo, als ob England und 
der Kaiſer ſich etwas nachdrücklicher für den preußiſchen König ver⸗ 
wenden wollten. Am preußiſchen Hofe glaubte man freilich nicht an 
den Wert eines ſolchen Entgegenkommens, wenn die Generalſtaaten ſich 
nicht anſchlöſſen. Auf alle Vorſtellungen Schmettaus aber antwortete 
der Ratspenſionarius ausweichend. 

Zu Verhandlungen mit Frankreich über dieſen Punkt kam es aber 
gar nicht mehr. Man weiß, daß auch zu Ende des Jahres 1709 mit 
dem franzöſiſchen König keine Einigung zu ſtande kam. So wurde 
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denn eine Fortſetzung des Krieges für das nächſte Jahr notwendig. 
Schmettau erklärte die Zuſtimmung ſeines königlichen Herrn, aber unter 
ausdrücklicher Wahrung der preußiſchen Rechte auf Obergeldern und 
die oraniſchen Güter. 

Eine große tatſächliche Bedeutung haben die Verhandlungen mit 
dem kaiſerlichen Hofe nach dem Abſchluß der Präliminarien nicht. Aber 
ſie zeigen, daß die Abſichten der preußiſchen Politik in der Franche⸗ 
Comté und der Schweizer Politik etwas auseinandertraten. Die 
Schweizer dachten an eine Losreißung der Franche-Comté von Frant- 
reich zur Sicherung ihres Landes, und St. Saphorin ließ nicht ab, 
dafür zu wirken. Dem preußiſchen Hofe kam es in erſter Linie darauf 
an, das Fürſtentum Orange und die Güter in der Franche-Comté zu 
erhalten und, ſo dürfen wir wohl interpretieren, den Austauſchplan 
zu verwirklichen. Die Reſtitution der Franche⸗Comté wurde in den 
letzten Monaten des Jahres 1709 nach dem mißglückten Einfall kaum 
noch beſprochen; ſie war nur Mittel, nicht Zweck geweſen. 

In den beiden folgenden Jahren, namentlich während der Kon⸗ 
ferenzen von Gertruydenberg !), hat es nicht an Verſuchen gefehlt, eine 
Garantie für die Reſtituierung der oraniſchen Güter beim künftigen 
Frieden zu erlangen. Es iſt nicht unſere Abſicht, dieſen Verhandlungen 
im einzelnen nachzugehen. Neue Züge bieten ſie nicht. Der König 
hat wohl einmal verſucht, durch die Drohung, ſeine Truppen zurück⸗ 
zuziehen, von England und der Republik Zugeſtändniſſe wegen der 
oraniſchen Güter und wegen Obergeldern zu erlangen; denn dieſe 
beiden Forderungen verbinden ſich jetzt immer enger. Aber eine ent⸗ 
gegenkommende Wendung des Herzogs von Marlborough brachte alles 
wieder in Ordnung. 

Mit dem Scheitern der militäriſchen Pläne auf die Franche⸗Comté 
war die Frage der Reſtitution praktiſch erledigt. Namentlich, da ſich 
die allgemeine Lage für Ludwig XIV. wieder günſtiger geſtaltete, war 
daran nicht mehr zu denken. So bedeutet das Jahr 1709 mit ſeinen 
Hoffnungen und Enttäuſchungen den Höhepunkt dieſer Politik. Auch 
nachher hat der preußiſche Hof feiner Politik in der Franche⸗Comté 
noch nicht entſagt. Bevor wir zu der letzten Phaſe dieſer Unternehmung 
übergehen, wollen wir verſuchen, ein Geſamtbild der preußiſchen Politik 
zu gewinnen. 


1) Bgl. G. St. A., Rep. 63, 75, beſonders die Grumbkowſchen Relationen. 
Über die preußisch. franzöſiſchen Anknüpfungen in dieſer Zeit vgl. Noorden, 
Der ſpaniſche Erbfolgekrieg, III, S. 604. Da ſcheint allerdings nur von Ober⸗ 
geldern die Rede geweſen zu ſein. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 29 
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Elftes Kapitel. 


Anſicht der preußiſchen Politik. Das Scheitern der 
Ausgleichsverhandlungen mit dem Haufe Naſſau. 


Es iſt leider nicht möglich, genaue Rechenſchaft über die Faktoren 
zu geben, die im einzelnen die von uns verfolgten Tendenzen der 
preußiſchen Politik beeinflußt haben. Das Wirken beſtimmter Per⸗ 
ſönlichkeiten iſt ſelten zu ſpüren. 

Sicher iſt der König von Anfang an lebhaft für die oraniſche 
und neuchätelliſche Unternehmung eingetreten. Sein ſtarkes Selbſt⸗ 
gefühl begehrte einen Machtzuwachs für ſein Haus und ſeinen Staat 
und ſuchte ihn umſo lieber da, wo es ſich auf dynaſtiſche Anſprüche 
berufen konnte. Man wird nicht fehl gehen, wenn man den dynaſtiſchen 
Ehrgeiz als das Hauptmotiv der Handlungen des Königs anſpricht !). 

Daneben hat ſeine Politik einen ausgeſprochen proteſtantiſchen 
Charakter, der nicht, wie in ſpäterer Zeit immer mehr, nur zur Schau 
getragen war. Die Sorge für die proteſtantiſchen Einwohner des 
Fürſtentums Orange war einer der Hauptgründe, weshalb der König 
an dieſer Prätenſion fo zähe fefthtelt ©). 

Es mag Wunder nehmen, daß der König in ſeinen beiden politi⸗ 
ſchen Teſtamenten aus den Jahren 1698 und 1705 von der oraniſchen 
Erbſchaft und Neuchatel überhaupt nicht ſpricht?). Dieſe Teſtamente 
tragen aber mehr den Charakter einer zeitloſen Ermahnung an den 


1) Die Frage, ob die Ausſicht auf die oraniſche Erbſchaft ein weſentliches 
Motiv für den Eintritt des Königs in die Große Allianz geweſen iſt, kann im 
Rahmen dieſer Einzelunterſuchung nicht entſchieden werden. Wahrſcheinlich iſt 
es mir, aber eine Antwort, die mehr als den Wert einer bloßen Vermutung hat, 
wird ſich nur auf Grund eingehender Unterſuchungen über die Geſamtpolitik 
Friedrichs I. geben laſſen. Auch Drechsler hat dieſe Auffaffung vertreten, fie 
aber nirgends erwieſen. 

2) Vgl. den Brief des Königs an die Kurfürſtin Sophie dei Berner, 
Briefwedfel, Nr. 595... Daß es Mihr nicht ſchmertzen zol, meine arme 
unterthanen von Orange in Catholiſchen händen zu ſehen, können E. Ch. D. 
leicht erachten, aber des gemeinen intereß halber muhs man ſein eigenes ſakri⸗ 
ficieren. Den Namen werde ich auf das esquievallent nieder Legen und dadurch 
daß Andenken conſervieren.“ Ein ſchöner Beweis, wie beide Tendenzen, die 
dynaſtiſche und die proteſtantiſche, in ihm nebeneinander lebten. 

3) Nicht 1707, wie Ranke meinte. Zur Zeit der Abfaſſung dieſer Arbeit 
waren die Teſtamente noch nicht im Druck erſchienen. Herr Hausarchivar 
Dr. von Cämmerer, der inzwiſchen den Heldentod fürs Vaterland gefunden 
hat, war ſo liebenswürdig, mir die weſentlichen Stellen daraus mitzuteilen. 
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Nachfolger, ohne fih ſonderlich auf die aktuellen Probleme der preufi- 
ſchen Politik zu beziehen. 

Mit brennender Ungeduld verfolgte der König die langwierigen 
Verhandlungen über die oraniſche Sukzeſſion. Von Zeit zu Zeit be⸗ 
fahl er ſeinen Geſandten, ſchnell zum Ende zu kommen. Seinem 
ſanguiniſchen Temperament war die endloſe Verzögerung der Ent- 
ſcheidung unerträglich. Wenn es ihm gar zu lange dauerte, oder wenn 
ſein Selbſtgefühl von den Gegnern gekränkt wurde, dann brauſte er 
auf im Zorn und drohte mit dem Rückzug der Truppen. Es iſt nie 
dazu gekommen. Daran krankte eben dieſe Politik, daß niemals bis 
zum Ziele durchgehalten wurde. Die Stellung Preußens in der Großen 
Allianz und der Charakter des Königs tragen wohl zu gleichen Teilen 
die Schuld daran. 

Bei aller Sprunghaftigkeit und Launenhaftigkeit, die ſo in die 
preußiſche Politik hineinkam, iſt doch nicht zu verkennen, daß ihr ein 
Stück der Zähigkeit innewohnte, der Preußen hauptſächlich ſeine Größe 
verdankt. Wenn einmal eine Poſition errungen war, dann ließ man 
ſie nicht wieder fahren. So ging es mit Lingen und Mörs, ſo ging 
es auch mit Neuchatel. Nicht die Politik der kleinen Erwerbungen 
darf Anſtoß erregen, ſondern die ungleichmäßige Art, in der die preußi⸗ 
ſchen Intereſſen vertreten wurden und die Preußen bei den anderen 
Höfen mißliebig machte. 

Wartenberg hat die Politik des Königs, ſo gut er konnte, unter⸗ 
ſtützt. Er kannte das Intereſſe ſeines königlichen Herrn für die oraniſche 
Erbſchaft und wußte ſich deſſen Gunſt zu erhalten, indem er auf dieſe 
Wünſche einging !). Ilgen war im Verein mit den preußiſchen Ver⸗ 
tretern im Auslande im ganzen nur auf die Ausgeſtaltung im einzelnen 
angewieſen. 

Will man das quälende Durcheinander verſchiedener Tendenzen in 
dem hier betrachteten Abſchnitt der preußiſchen Politik verſtehen, wo 
es oft faſt unmöglich iſt, eine auch noch ſo unbeſtimmte einheitliche Rich⸗ 
tung zu finden, ſo muß man ſich vor Augen halten, daß der König 
rein vom dynaſtiſchen Standpunkt aus die Dinge beurteilte. Sein 
Ziel war Gebietserwerbung und vermehrte Einkünfte. Wo die Er⸗ 
werbungen lagen, war für ihn erſt die zweite Frage. Waren es alte 


1) Ich folge hier vielfach St. Saphorin, der im allgemeinen gut unterrichtet 
ift. Vgl. beſonders die Relation générale sur la situation des affaires 
publiques dans les choses où LL. EE. peuvent avoir intérêt. B. A. 
Livre etc. II, S. 299 fl. 

29 * 
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Erbanſprüche, dann umſo beffer. Die Miniſter dagegen fudten, fo gut 
es in dem vorgezeichneten Umkreiſe gehen wollte, politiſche Geſichts⸗ 
punkte zur Geltung zu bringen. So möchten wir glauben, daß der 
Du Puyſche Austauſchplan, der während dieſer ganzen Zeit lebendig 
war, mehr ein Gedanke der Miniſter, namentlich Metternichs, war. Er 
war, man mag über ſeine Ausſührbarkeit denken wie man will, dennoch 
ein politiſcher Gedanke. Der König ſelbſt war aus dynaſtiſchen Rück⸗ 
ſichten mehr für die Reſtitution der Güter in der Franche-Comté und 
des Fürſtentums Orange ſelbſt. In dem jeweiligen Überwiegen der 
einen oder der anderen Tendenz finden wir den Schlüſſel zur Er: 
klärung der Widerſprüche in dieſer Epoche der preußiſchen Politik. 
Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt das Verhalten Preußens in dem 
oraniſchen Erbſchaftsſtreit ohne weiteres verſtändlich. Unklarer liegen 
die Dinge in der Schweiz. Wir ſahen, wie der Hof im Jahre 1706 
große Anſtrengungen machte, um die Schweizer zu einer Allianz zu 
bewegen, die der Rückeroberung der Franche⸗Comté dienen ſollte. Im 
Jahre vor der Erwerbung von Neuchätel hat Preußen ſich wirklich 
ernſthaft für die Reſtitution der Franche⸗Comté eingeſetzt. Die Sicher⸗ 
heit des kleinen Landes an der franzöſiſchen Grenze ließ ſie ſehr 
wünſchenswert erſcheinen. Schließlich hatte dieſe ganze Aktion zugunſten 
der Reſtitution der Franche⸗Comté ebenſo gut einen defenſiven wie 
offenfiven Charakter. Sie diente dem Schutz der erſtrebten Neuerwerbung 
und der beabſichtigten Erweiterung der Grenzen. Als dann das Land 
von franzöſiſchen Angriffen bedroht wurde, ſchwankte die preußiſche 
Politik zwiſchen der Furcht vor einem feindlichen Einfall und den 
Hoffnungen auf eine Vergrößerung, von denen ſie ſich nicht trennen 
mochte. Sobald Neuchatel durch die Neutraliſierung vorläufig vor 
franzöſiſchen Übergriffen geſchützt war, ließ, wenigſtens am Hofe, das 
Intereſſe für die Reſtitution der Franche⸗Comté ſichtlich nach. So klagte 
denn St. Saphorin, daß der König dauernd mit feinen Plänen wechſele !). 
Er betrachte jetzt Neuchatel nur noch als Beſitz. Für alle weiter 
gehenden Pläne habe er das Intereſſe verloren. Er verlaſſe ſich darauf, 
daß die Schweizer für den Schutz ſorgten. Überhaupt war das Ver⸗ 
hältnis zu den evangeliſchen Schweizer Kantonen eigenartig. Anfangs 
drängte Preußen zu einer engen Verbindung, aber die Kantone lehnten 
eine Leiſtung für die Rückeroberung der Franche⸗Comté ab. Nach der 
Erwerbung von Neuchätel verſtand Metternich es, fie zum Schutze der 
Grafſchaft heranzuziehen. Hier gingen beide Intereſſen wirklich für 


1) A. a. O. 
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einige Zeit zuſammen. Merkwürdig war dann das Jahr 1709. Die 
Schweizer ſetzten alle Kraft daran, beim Frieden die Reſtitution der 
Franche⸗Comté zu erwirken, und St. Saphorin hat im Haag außer 
der Toggenburger Sache weiter nichts verhandelt. Preußen war auch 
für die Reſtitution der Franche⸗Comté, aber es hatte nicht das primäre 
Intereſſe daran wie die Schweizer. Für Preußen war es mehr ein 
Mittel, um zu den dort gelegenen oraniſchen Gütern zu gelangen. 
Jedenfalls iſt es ganz auffällig, wie wenig von der Reſtitution der 
Franche⸗Comté auf preußiſcher Seite nach dem Abſchluß der Prä- 
liminarien geſprochen wurde. In der ganzen Verhandlung mit dem 
Wiener Hofe bemühte man ſich um Obergeldern und die oraniſchen 
Güter in Burgund. Der König war, ſo dürfen wir mit St. Saphorin 
ſchließen, damals nicht mehr ſo weit ausgreifenden Plänen geneigt und 
hätte ſich gern mit der Erwerbung der oraniſchen Erbſchaft begnügt. 
Dieſe trat jetzt durchaus in den Vordergrund. Man hat den Eindruck, 
als ob im Jahre 1710 die Franche⸗Comté immer mehr aus dem Ge- 
ſichtskreis der preußiſchen Politik verſchwand. 

Als Friedrich I. im Sommer des Jahres 1711 in Honslardyck 
weilte, um mit dem Prinzen von Naſſau zum Vergleich zu kommen, 
ſuchte St. Saphorin ihn dort am 18. Juni auf. Er ſtellte Ilgen vor, 
daß die kommende Kaiſerwahl eine gute Gelegenheit biete, dem Reiche 
eine günſtige Barriere gegen Frankreich zu verſchaffen. Der Kaiſer 
müßte als Aquivalent für die Reſtitution des bayriſchen und des Kölner 
Kurfürſten beim künftigen Frieden das Elſaß und die Franche-Comté 
verlangen. Man müſſe ihn ferner verpflichten, Neuchatel nicht als 
Reichslehen anzuſehen. Auch beim König wurde St. Saphorin des⸗ 
wegen vorſtellig; der wies ihn aber an ſeine Miniſter. Einige Tage 
ſpäter überreichte er Ilgen noch ein Memoire, in dem dieſe Anſprüche 
begründet wurden !). 

Ilgen zeigte ſich ſehr kühl. Man weiß, daß er jetzt die preußiſche 
Politik im weſentlichen lenkte. Er ſagte die Erwägung aller dieſer 
Wünſche zu. St. Saphorin hatte aber den Eindruck, als ob es ihm 
nicht recht Ernſt damit wäre. 

In die Inſtruktion für Dohna, der als preußiſcher Bevollmächtigter 
nach Frankfurt zur Kaiſerwahl ging, wurde dieſer Punkt auch auf⸗ 
genommen ). Hierin ift aber der St. Saphorinſche Vorſchlag charakte⸗ 


1) B. A. Reflexions sur les barrières de l'Empire. St. Saphorin an 
Billabing, 19. Juni, 3. Juli 1711. | 

2) Inſtruktion für Dohna und Henniges, G. St. A. Rep. 10, 76 b. Artikel 21 
lautet: „Wir ſind auch auf die Gedancken gerahten, ob man den künftigen 
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riſtiſch abgeſchwächt. Nur die Reſtitution des Elſaß und Straßburgs 
wird darin erwähnt. Von der Franche-Comté ift ausdrücklich keine 
Rede. Auch werde es vielleicht gar nicht billig ſein, vom Kaiſer etwas 
ähnliches zu fordern, da es ja ſein eigenes Intereſſe ſei, für die Securität 
des Reiches zu ſorgen !). 

Es iſt wertvoll zu ſehen, daß hier die preußiſche Diplomatie auf 
die Anregung St. Saphorins nicht einging. Wer die Politik Fried- 
richs I. kennt, der weiß, daß er die Rückſicht auf die „Konvenienz“ 
einer ſolchen Forderung nicht beachtet hätte, wenn ſie ihm ſehr am 
Herzen gelegen hätte. Es iſt ſehr bezeichnend, daß der Gedanke St. 
Saphorins hier nur halb wiedergegeben wurde, und daß die Forderung 
der Reſtitution der Franche-Comté faſt ganz unterdrückt wurde. Der 
König hatte eben kein Intereſſe mehr daran. 

So traten die preußiſchen und die ſchweizeriſchen Intereſſen immer 
mehr auseinander. Die preußiſche Politik ſtrebte nach der oraniſchen 
Erbſchaft und beſonders nach den Gütern in der Franche-Comté. An 
dem Anſpruch auf dieſe Güter hatte ſie durch alle die Jahre feſtgehalten, 
und der Austauſchplan Du Puys aus dem Jahre 1703 war nie ganz 
aus der Diskuſſion geſchwunden. In dem Streit mit dem Prinzen 
von Naſſau wurden die Anſprüche auf die franzöſiſchen Güter neben 
denen auf Lingen und Mörs am hartnäckigſten verteidigt, auf der 
Haager Konferenz bildeten ſie den Hauptpunkt der preußiſchen Klagen. 


Kayſer nicht auch obligiren wolle, zu verſprechen, daß Er den Friden mit der 
Crohn Frankreich anders nicht als vermittelſt erlangung einer zureichenden 
barriere zwiſchen dem Reich und Frankreich ſchließen, auch abſonderlich auf der 
wieder abtretung des Elſaſſes und der Stadt Strasburg auch anderer des ends 
belegenen und zur Sicherheit des Reichs dienenden Orte und Lande beſtehen 
wolle. Es haben aber Unſere Miniſtri dieſes puncts halber, ob nemblich etwas 
und was eigentlich deshalb in die Capitulation zu bringen, mit den Königl. 
Spaniſchen Miniſtris vertraulich zu überlegen, zumahl Wir nicht billig finden, 
daß der künftige Kayſer, deſſen intereſſe es ohne dem iſt, der ſecurität des Reichs 
wider die Franzoſen auf alle Weiſe zu proſpiciren, und welcher folglich dazu auch 
von Selbſt ſchon der genüge portiret ſeyn wird, hirunter zu etwas mehreres zu 
obligiren, als was ſich thun laſſen will, und von allerſeitiger convenienz iſt.“ 
Über Dohnas Sendung nach Frankfurt vgl. feine Memoires, S. 312 ff. 
1) In der Wahlkapitulation ließ man dieſen Artikel fallen. Die vom Kaiſer 
beanſpruchte Lehenshoheit über Neuchatel wurde aber mit allem Nachdruck zurück⸗ 
gewieſen und ſchließlich auch beſeitigt. In dieſer Zeit trat der franzöſiſche König 
mit dem preußiſchen in geheime Verbindung, um ſich mit ihm zu verſtändigen. 
Alle dieſe Dinge ſind genauer dargeſtellt bei Ziekurſch, Die Kaiſerwahl Karls VI. 
Über die Verhandlungen mit La Verne vgl. auch Droyſen, IV, 1, S. 238, 
Waddington, Recueil des Instructions, XVI, S. 281 ff. 
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Auf dem Utrechter Kongreß verſuchte Preußen noch einmal, ſie durch⸗ 
zuſetzen. | 

Nach all den trüben Erfahrungen der letzten Jahre konnte man 
nur auf einen Erfolg rechnen, wenn der Streit mit dem Prinzen von 
Naſſau aus der Welt geſchafft war. Daher beſchloß der preußiſche Hof, 
noch einmal ſich um eine Übereinkunft zu bemühen. Auch England 
und der Kaiſer rieten ſehr dazu. 

Um die Mitte des Jahres 1710 ſah es troſtlos genug um einen 
Vergleich aus. Da der Prinz von Naſſau ſich auf nichts einließ, ſo 
blieb nichts anderes übrig, als auf dem Rechtswege einige Anſprüche 
durchzuſetzen. ; 

Die politiſch⸗militäriſche Lage innerhalb der Großen Allianz wurde 
zum Vehikel für die Wiederaufnahme der Verhandlung !). Der preußiſche 
König erklärte im Anfang des Jahres 1711, er werde ſeine Truppen 
zurückrufen, wenn ihm in der oraniſchen Erbſchaftsſache und anderen 
Anſprüchen keine Genugtuung geſchehe. Da der Herzog von Marl⸗ 
borough einſah, daß an der Mitwirkung der preußiſchen Truppen das 
Gelingen des Feldzuges hing, tat er alles, um die Generalſtaaten zu 
einigem Nachgeben zu bewegen. Vielleicht hat er die Schwierigkeiten, 
die der preußiſche König machen würde, überſchätzt. Dieſer benutzte 
nur die Gelegenheit, um ein paar ſeiner Forderungen durchzuſetzen. 
Er hat wohl ſchwerlich im Ernſt daran gedacht, ſeine Drohungen wahr⸗ 
zumachen. An ſich war er auch noch immer für einen Vergleich zu 
haben. Am 17. Januar 1711 überreichte Hymmen den Generalſtaaten 
ein Memoire, in dem heftig Beſchwerde geführt wurde, daß der Prinz 
von Naſſau von einem holländiſchen Gerichtshofe den Titel Prinz von 
Oranien bekommen habe?). Die Generalſtaaten lehnten die Verant⸗ 
wortung dafür ab und erklärten die Klagen des Königs für unberechtigt. 
Der König rief ſchließlich ſeine Truppen nicht zurück, ſondern ließ ſie 
„um der guten Sache willen“ im Felde ſtehen. Noch zahlreiche Memoires 
mußten Hymmen und Grumbkow im Haag überreichen. Falls die 


1) Bgl. Onno Klopp, a. a. O. XIV, S. 146 ff. Wenn er meint, daß 
nach Friedrichs Forderungen „für den Prinzen ſehr wenig übrig blieb“, ſo ruht 
das auf einſeitiger Information von holländiſcher und engliſcher Seite. Wir 
haben geſehen, daß das preußiſche Teilungsprojekt mit Ausnahme von Lingen 
und Mörs die Erbſchaftsmaſſe gleichmäßig teilen wollte. Es iſt nicht ſo, daß 
auf der einen Seite nur Licht und auf der anderen nur Schatten war. Beide 
Teile ſuchten ſo viel wie möglich von der Erbſchaft zu erhalten. und da die 
Republik ihr beſtes tat, die Sache zu verſchleppen, kam man zu keiner Einigung. 

2) Bal. Lamberty, VI, S. 487 ff., Drechsler, a. a. O. S. 62. 
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Einigung nicht innerhalb dreier Monate erfolgt fei, würde der König 
die Güter Friedrich Heinrichs beanſpruchen, hieß es in einem. 

Die Generalſtaaten mochten es jetzt für geraten halten, den König 
nicht noch mehr zu reizen; vielleicht drängte England auch. Jedenfalls 
erklärten ſie ſich bereit, zu einem Vergleich tatkräftig beizutragen. 
Hymmen, der jetzt für den eben verſtorbenen Schmettau die Verhand⸗ 
lung führte, kam in einem Geſpräch mit einem Vertreter der General- 
ſtaaten gleich auf die Hauptſchwierigkeit, die darin lag, daß der Prinz 
von Naſſau eine der Grafſchaften, Lingen oder Mörs oder Orange, 
für ſich beanſpruchte, obgleich ihm alle drei keinen Vorteil bieten konnten. 
Die Generalſtaaten richteten nun ein Schreiben an den Prinzen, in 
dem ſie ihn aufforderten, ſeine Deputierten zur Verhandlung zu ent⸗ 
ſenden. Dieſer willigte unter der Bedingung ein, daß der Landgraf 
von Heſſen⸗Kaſſel hinzugezogen würde. Der preußiſche Hof hatte aus 
den böſen Erfahrungen der letzten Jahre gelernt; er ſpannte diesmal 
ſeine Forderungen nicht ſo hoch und wollte ſogar ein Aquivalent für 
Lingen und Mörs geben. In erſter Linie forderte er die Güter Fried⸗ 
rich Heinrichs. 

Aber ſo ſchnell, wie der König in begreiflicher Ungeduld es wünſchte, 
kam man nicht vorwärts. Hymmen zweifelte bald an der guten Abſicht 
des Prinzen, und auch die Republik ſchien nach dem anfänglichen Ent- 
gegenkommen wieder unzugänglicher zu ſein. Der preußiſche König 
plante wieder eine Reiſe nach dem Haag, immer noch ſcheinbar feſt 
entſchloſſen, ſeine Truppen abzurufen, wenn ihm die verlangte Genug⸗ 
tuung nicht zuteil würde. 

Am 13. Mai 1711 begannen die Konferenzen unter dem Vorſitz 
des ſtaatiſchen Deputierten Broeckhuiſen. Sofort ſtieß man auf Schwierig⸗ 
keiten, jetzt auch wegen Dieren. Der Vertreter des Prinzen, Huber, 
erklärte, eine ausſichtsreiche Verhandlung könne erſt angehen, wenn die 
Frage der Sicherheit gegen eine Prätenſion des Prinzen von Siegen 
erledigt ſei. Dieſe beiden Fragen bildeten die Hauptſchwierigkeit in 
den nächſten Konferenzen, und Hymmen ſah wohl ein, daß man dar⸗ 
über nicht einig werden würde. Da wegen Dieren, das der Prinz im 
Prozeß gewonnen hatte, überhaupt keine Annäherung zu erreichen war, 
wurden die Konferenzen ausgeſetzt. 

In der folgenden Zeit gingen die Teilungsvorſchläge und Gegen⸗ 
vorſchläge von allen Seiten hin und her, aber ohne Ergebnis. Am 
7. Juli übergab Hymmen den Generalſtaaten noch eine Denkſchrift mit 
folgenden Forderungen: Der König behält Dieren, tritt dafür dem 
Prinzen von Naſſau Loo ab; der König bekommt die Güter Friedrich 
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Heinrichs; ein oder zwei Königliche Beamte werden zur Verwaltung 
der Güter herangezogen; Mörs ſoll von der holländiſchen Garniſon ge— 
räumt werden; noch vor dem Frieden ſoll entſchieden werden, daß die 
Güter in der Franche⸗Comté an den König kämen; der Prinz von 
Naſſau ſoll dafür ein Aquivalent bekommen. 


Der König kam nun wirklich nach dem Haag, um die Verhand⸗ 
lungen perſönlich mit dem Prinzen zu Ende zu führen. Aber weder 
der Landgraf von Heſſen⸗Kaſſel noch der Prinz von Naſſau erſchienen, 
dieſer, weil er im Felde unabkömmlich fei. Durch wiederholte Muf- 
forderungen der Generalſtaaten, in denen jetzt eine ſtarke Partei für 
den Ausgleich mit Preußen eintrat, wurde der Prinz heimgerufen. Er 
entſchloß ſich nachzugeben, wohl auch auf Drängen des Prinzen Eugen 
und des Herzogs von Marlborough. Man war ſich auf beiden Seiten 
ſoweit entgegengekommen, daß eine Einigung wohl möglich geweſen 
wäre. Aber als der Prinz auf feinem Wege über den Moerdyd ſetzte, 
erfaßte eine Boe das Boot, es ſchlug um, und er fand den Tod in den 
Wellen. 

Dieſer Schickſalsſchlag traf den König tief, denn auf ein end⸗ 
gültiges Akkommodement war jetzt nicht mehr zu rechnen. Die Gattin 
des Prinzen ſtellte fih unter den Schutz der Generalſtaaten !), und die 
Deputierten des Prinzen erklärten ihre Vollmacht für erledigt. Umſo 
heftiger drang der König jetzt auf die Erledigung des Streites. Die 
Generalſtaaten wollten die Sache auch vorläufig aus der Welt ſchaffen 
und boten am 28. Juli einen Proviſionalvergleich an?), der jeder 
Partei Güter im Werte von 50 000 Gulden zuſprach. Der König 
von Preußen bekam die Güter Friedrich Heinrichs und den Reſt in bar, 
die Prinzeſſin außerdem eine einmalige Abfindung von 150 000 Gulden. 
Nach der Niederkunft der Prinzeſſin ſollte ein endgültiger Vergleich 
angebahnt werden. Damit hatten die Generalſtaaten es fertig gebracht, 
die preußiſchen Anſprüche einigermaßen zu befriedigen, ohne die der 
Prinzeſſin zu gefährden. Der preußiſche König ging darauf ein, wenn⸗ 
gleich er mehr erwartet hatte ), die Prinzeſſin ſchließlich auch. Bei der 
Auslieferung der Güter gab es noch zahlreiche Schwierigkeiten und 
Schikanen. 

Anfang Oktober 1711 trat der preußiſche Geſandte noch einmal 
mit einem Einigungsvorſchlag an die Generalſtaaten heran. Die früheren 


1) Vgl. Lamberty, VI, S. 519. 
2) Bgl. Lamberty, VI, S. 520 ff. 
3) Bgl. Lamberty, VI, S. 524. 
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Verhandlungen follten ganz außer acht gelaſſen werden, der preußiſche 
König ſollte zu den Gütern, die er ſchon erhalten habe, Orange, die 
Güter in der Franche-Comté, Herſtal, Dieren und andere bekommen, 
etwa im Werte von 55 000 bis 56 000 Gulden. Ebenſoviel ſollte die 
Prinzeſſin für ſich erhalten. Der Reſt ſollte unter der Verwaltung 
des Domänenrates bleiben, die Schulden mit gegenſeitiger Sicherheit 
geteilt werden. ` 

Dieſer merkwürdige Vorſchlag, der übrigens nicht angenommen 
wurde, wird nur verſtändlich, wenn man ſich die preußiſchen Abſichten 
auf die Güter in der Franche-Comté und Orange vor Augen hält. 
Sie find das treibende Moment bet dieſer ganzen Vermittlungsverhand⸗ 
lung geweſen. Das Intereſſe an den franzöſiſchen Gütern der Erb- 
ſchaft war in den letzten Monaten ſehr gewachſen. Nur zu begreiflich, 
denn wir ſtehen unmittelbar vor dem Beginn des Utrechter Kongreſſes !). 


Zwölftes Kapitel. 


Das endgültige Scheitern der preußiſchen Politik in 
der Franche-Comté auf dem Atrechter Kongreß). 


So wenig Neigung der preußiſche Hof in den Jahren 1710 und 
1711 hatte, ſich auf große Entwürfe einzulaſſen, zu Beginn der Friedens⸗ 
verhandlungen in Utrecht lebten die alten Wünſche wieder auf. In die 
Inſtruktion für die preußiſchen Geſandten Metternich, Dönhoff und 
Marſchall wurden alle Forderungen des Jahres 1709 wieder auf⸗ 
genommen). Die Anerkennung der Königswürde wurde verlangt, 


1) Über den weiteren Verlauf des Erbſchaftsſtreites vgl. Drechsler, a. a. O. 
Während des Utrechter Kongreſſes gingen die Verhandlungen ſchleppend und 
ohne Ergebnis weiter. Einige intereſſante Einzelzüge werden im nächſten Kapitel 
hervorgehoben werden. 

2) Ausführlich handelt darüber Weber, Der Frieden von Utrecht, ferner 
Legrelle, La diplomatie française et la succession d' Espagne IV, ferner 
vgl. beſonders die Königsberger Diſſertation von Erich Klein, Preußen und 
der Utrechter Frieden. In der Kleinſchen Arbeit iſt die preußiſche Politik im 
allgemeinen behandelt, während ich nur die Politik in der Franche⸗Comté heraus- 
greife. Auf die Sendung von Marſchall nach London Ende 1711 gehe ich hier 
nicht ein, vgl. Klein, a. a. O. S. 31 ff. | 

In dieſem Abſchnitt find Akten des G. St. A. Rep. 63, 78, 79; Rep. 64, I, 
25, 26; Rep. 64, IV, Vol. 1, 85—37, ferner Berner Akten benutzt. 

3) 23. Januar 1712, vgl. Klein, a. a. O. S. 41 ff. Die neuchätelliſchen 
Anſprüche find in Neuchätel felbft auf Anregung des preußiſchen Hofes formuliert 
worden. Reiches Material darüber Rep. 64, IV, Vol. 1, 35. 
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dann die Anerkennung der preußiſchen Erbfolge in Reudâtel und 
Valangin gegen alle Anſprüche von franzöſiſcher und kaiſerlicher Seite, 
und die Zugehörigkeit des Landes zur Eidgenoſſenſchaft. Ferner die 
Reſtitution des Fürſtentums Orange und der Güter in der Franche— 
Comté; allerdings verkannte der Hof nicht die Schwierigkeiten, die ſich 
dieſer Prätenſion entgegenſtellen würden. Deshalb bekam Hymmen 
auch den Befehl, ſich fortgeſetzt um einen Vergleich mit dem Hauſe 
Naſſau zu bemühen. Wenn dieſer aber nicht zuſtande käme, ſollten 
die Geſandten auch ſo die Forderung durchzuſetzen ſuchen und möglichſt 
bald mit den Franzoſen abſchließen. Zunächſt ſollten ſie feſt auf dem 
Fürſtentum Orange beſtehen; wenn es aber nicht anders ginge, könnten 
fie es gegen ein beträchtliches Stück der Franche-Comté eintauſchen. 
Alle die Memoires, die aus dieſem Anlaß im Jahre 1709 entſtanden 
waren, wurden hervorgeſucht und den Miniſtern zur Orientierung und 
zur Bekräftigung der preußiſchen Anſprüche mitgeſchickt. Von den anderen 
Punkten der Inſtruktion iſt beſonders der Anſpruch auf Obergeldern 
hervorzuheben, das immer mehr das Ziel der preußiſchen Diplomatie 
wurde, und endlich das Eintreten für eine gute Barriere des Reiches. 
Metz, Toul, Verdun, der Sundgau, das Elſaß und endlich die Franche⸗ 
Comté ſollten reſtituiert werden. 

Die preußiſche Diplomatie befand ſich auf den Bahnen von 1709. 
Aber es will ſcheinen, als ob dieſes Mal die Initiative für die Auf- 
nahme der Politik in der Franche-Comté vom Hofe ausging !). 1709 
hatte, ſo ſahen wir, der Hof nie recht das Gefühl verloren, daß es 
eigentlich umſonſt ſei, ſich bei der Großen Allianz für dieſe Forderungen 
einzuſetzen. Damals verwandte er ſich ſchließlich doch dafür, ſchon um 
ſein Anſehen in der evangeliſchen Schweiz aufrecht zu erhalten. Dieſe 
Verpflichtungen gegen die Schweizer fielen aber jetzt fort. Das Ver⸗ 
hältnis zum Kanton Bern hatte ſich abgekühlt, da die Berner wohl 
gemerkt hatten, daß der preußiſche Hof ſich nicht ſo für ihre Intereſſen 
verwandte, wie ſie es auf Grund ihrer freundſchaftlichen Hilfe er⸗ 
warteten. Jetzt aber ſuchte der Hof wieder gute Beziehungen zu Bern 
herzuſtellen. Der König ſchrieb am 9. Januar 1712 an den Kanton, 
daß er ſich ſeiner Intereſſen beim Frieden annehmen wolle, und Bondely 
ſollte in Bern berichten, daß Preußen für die Reſtitution der Franche⸗ 
Comté eintrete. Auch St. Saphorin fand ſich in Utrecht bei den Ver⸗ 


1) Klein, a. a. O. S. 42, betont die Zweifel des Hofes an der Erfüllbar⸗ 
keit der Forderungen. Die Stimmung war aber um dieſe Zeit ſehr viel zuver⸗ 
ſichtlicher als vor dem Haager Kongreß. 
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handlungen ein, um mit Metternich die gemeinſamen Intereſſen der 
beiden Parteien wahrzunehmen. 

An allen Höfen warb der preußiſche Hof um Unterſtützung für 
feine Politik in der Franche-Comté. Mit dem engliſchen Miniſter 
Strafford ſtand er damals in freundſchaftlichen Beziehungen, wenn⸗ 
gleich noch ohne Erfolg. Auch die kaiſerlichen Miniſter verwandten 
ſich nicht für Preußen, ſie drohten ſogar, die preußiſche Prätenſion 
durch den Anſpruch der kaiſerlichen Lehenshoheit zu gefährden. 

Der König felbjt fette fic) ſehr für die Politik in der Franche⸗ 
Comté ein. In den Akten findet ſich eine große Zahl von Briefen 
an die Utrechter Geſandten !), oft von jedem zweiten Tage, die zeigen, 
wie ſehr ihm die Sache am Herzen lag. Als Zeugnis für ſein hohes 
Selbſtgefühl, für ſeinen dynaſtiſchen Ehrgeiz und für die Ziele der 
damaligen preußiſchen Politik ſind dieſe Briefe uns wertvoll. 

Inzwiſchen begannen die Verhandlungen in Utrecht. Die preußi⸗ 
jhen Geſandten ſondierten den franzöſiſchen Unterhändler, den Abbe 
von Polignac, zunächſt über das Fürſtentum Orange. Der Abbé äußerte 
Bedenken, daß ein Land in der Nähe der Sevennen mit aufrühreriſcher 
Bevölkerung an einen fremden Herrſcher käme. Wegen des Aquivalents 
für die Güter in der Franche⸗Comté meinte er, ſein königlicher Herr 
müſſe Garantien haben, daß von dorther kein Krieg gegen Frankreich 
ausbrechen könne. Die franzöſiſchen Unterhändler behandelten die 
preußiſchen Geſandten mit ausgeſuchter Zuvorkommenheit und erklärten, 
daß ſie ohne Zweifel mit dem preußiſchen Könige bald einig ſein würden. 
Eine poſitive Zuſage gaben ſie jedoch nicht. Dieſe Ausſprachen mit 
Polignac wiederholten ſich, ohne daß die preußiſchen Miniſter mehr 
erreichen konnten. 8 

Am 5. März 1712 übergaben die Alliierten dem franzöſiſchen 
Könige gemeinſam ihre Gegenvorſchläge auf die erſten franzöſiſchen 
Anerbietungen ?). Die preußiſchen Forderungen bewegten ſich in dem 
Rahmen der Inſtruktion vom 23. Januar. Sie ſind bemerkenswert 
durch die Entſchiedenheit, mit der ſie ſich der Intereſſen der evangeliſchen 


1) G. St. A. Rep. 63, 78. Einige dieſer Briefe find im Anhang III 
abgedruckt. 

2) „Demandes Specifiques de tous les Hauts Alliez servant de Ré- 
ponse & l’Explication specifique des Offres de la France pour la Paix 
générale 4 la satisfaction de tous les Intéresséz & la Guerre présente. 

Données aux Ministres Plénipotentiaires de Sa Majesté Trés Chré- 
tienne au Congrés de la Paix 4 Utrecht, le 5. Mars 1712.“ 

Vgl. Lamberty VII, S. 44 ff. über die preußiſchen Forderungen. 
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Kantone annahmen, und durch eine neue Forderung, nämlich die Ab- 
tretung der „Liſière“ der Franche⸗Comté, eines ſchmalen Landſtreifens 
diesſeits des Doubs von Neudâtel aus mit dem Schloſſe Joux. Das 
war als Entſchädigung gedacht für die Nachteile, die der König in ſeinen 
Landen während des Krieges erlitten hatte. Dem perſönlichen Eingreifen 
des Königs iſt wohl der Artikel 11 zuzuſchreiben, der des längeren den 
Schutz der proteſtantiſchen Einwohner des Fürſtentums Orange vorſah. 

Am 8. März ſprachen die Geſandten mit Polignac über die For- 
derungen. Die Anerkennung des preußischen Beſitzes von Neuchatel machte 
nicht allzuviel Schwierigkeiten. Wegen der geforderten Lifiere erhob er aber 
ſtarke Bedenken, das Land ſei ſehr reich, und der König würde das „un⸗ 
überwindliche“ Schloß Joux nur ungern abtreten. Aber Polignac ver⸗ 
ſprach, nochmals deshalb an den Hof zu berichten. Der Gedanke der 
Abrundung Neuchatel mindeſtens bis zum Doubs hatte fih damals 
in den Köpfen feſtgeſetzt. „Il semble que la Providence ait formé 
la Rivière de Doubs pour la faire délimiter les Terres de S. M. 
d’avec la France“ heißt es in einem Memoire 1). Die Franzoſen aber 
waren nicht dieſer Meinung. Der Geſandte Hurelles zeigte ſich noch 
unzugänglicher als Polignac. Er erklärte, es ſei für Frankreich un⸗ 
möglich, dieſe Gefahr auf ſich zu nehmen. Wenn der Kommandant 
von Joux dann Geſundheit ſchöſſe, würden die Kugeln bis Portalier 
fliegen, und kein Menſch ſei dort mehr ſicher. Der Vorſchlag der 
Franzoſen, den preußiſchen König mit einer Geldſumme abzufinden, 
wurde entſchieden zurückgewieſen. Der Hof beſtand auf einem Äquivalent 
an Land und Leuten, das 100 000 Taler einbrächte ). Aber er wurde 
doch allmählich unruhig; denn wenn die Franzoſen nicht einmal die 
Lifière gewähren wollten, dann war ein Aquivalent für Orange und 
die Güter in der Franche-Comté ſchwerlich zu erhalten. Man dachte 
daran, jetzt die Verhandlungen mit La Verne wieder aufzunehmen, mit 
dem man während der Kaiſerwahl in geheimer Verbindung geſtanden 
hatte ). 

Ende März brachte Polignac dann die Antwort des Königs. Sie 
konnte kaum ungünſtiger ausfallen. Die Lifiere, die Reſtitution der 
Güter in der Franche⸗Comté und von Orange wurden abgelehnt, eine 


— —— 
— — 


1) Bal. das Memoire über das Schloß von Joux ad rel. der Miniſter aus 
Utrecht vom 11. März 1712, Rep. 64, IV, Vol. I. 

2) Reffript vom 19. März 1712. 

3) Vgl. Anm. S. 44. Die Einzelheiten der Verhandlungen mit La Verne 
kann ich übergehen. 
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Geldentſchädigung dafür angeboten. Die La Verneſchen Anerbietungen 
bezeichnete Polignac als überholt. Der preußiſche Hof war aber noch nicht 
gewillt, von ſeinen Forderungen abzulaſſen. Die Verhandlungen mit 
dem Prinzen von Naſſau gingen unterdeſſen unter Hinzuziehung von 
Heſſen⸗Kaſſel weiter. Auch St. Saphorin verſuchte da zu vermitteln. 
Er dachte an ein Sequeſter von Bern oder Zürich als Vermittlung 
zwiſchen den preußiſchen und holländiſchen Anſprüchen !). 

Der Hof weigerte ſich entſchieden, eine Geldentſchädigung anzu— 
nehmen?). Auf einen engliſchen Vermittlungsvorſchlag hin erklärte er 
ſich dann bereit, das Schloß Joux zu ſchleifen. Auch darauf gingen 
die franzöſiſchen Unterhändler nicht ein. Polignac wies nun die preußi— 
ſchen Miniſter auf ein Aquivalent in Obergeldern hin, das ſein König ſehr 
befürworten wolle. So wurden die Ausſichten der Politik in. der 
Franche-Comté immer geringer. Auch die kaiſerlichen Miniſter taten 
für den preußiſchen König nichts. Sie erklärten den preußiſchen Ge- 
ſandten, daß die ganzen Güter in Frankreich nicht ein Amt im Magde- 
burgiſchen wert ſeien, der König ſolle ſich nicht ſo darum bemühen. 
Sie ſagten aber nicht, fügte Metternich hinzu, wie der König ein 
ſolches Amt erwerben ſolle 21. 

Die preußiſche Politik war dem Plan eines Aquivalents in Ober⸗ 
geldern nicht ſehr geneigt. Namentlich der König hätte gern die An⸗ 
ſprüche auf das Fürſtentum Orange durchgeſetzt“). Der Hof wollte 
gern das ganze Oberquartier von Geldern fahren laſſen, um zu den 
franzöſiſchen Gütern zu gelangen). In einem ſeltſamen Gemiſch über- 
wogen hier die dynaſtiſchen Rückſichten und die politiſche Spekulation 
auf eine Vergrößerung an den Grenzen von Neuchatel über die ver- 
nünftige Erwägung. Auch ein Sonderabſchluß mit Frankreich, wie 
England ihn damals plante, war dem Hofe nur genehm, wenn Franf- 


1) B. A. St. Saphorin an Villading, 5. April 1712. 

2) Reſkript an die Miniſter nach Utrecht vom 5. April 1712. ,.... Daß 
wir nun vor das Fürſtenthumb Orange und die Güter in Franche⸗Comté ein 
ſo ſpöttiſches äquivalent an Gelde, wo Uns offeriret wird, annehmen ſolten, 
dazu werden Wir Uns in Ewigkeit, es gehe auch wie es wolle, nicht reſolviren ..“ 

3) Die Miniſter an den König, 19. April 1712. 

4) Vgl. Anhang III. 

5) Reſkript an die Miniſter nach Utrecht, 23. April 1712. „... Ihr werdet 
auch bei allen occaſionen tesmoigniren, daß ob man zwar glauben mögte, daß das 
Ober Quartier von Geldern wegen der Nachbarſchaft mit Cleve ſehr von Unſerer 
convenientz wehre, Wir doch zehenmahl lieber bey Orange und den Gütern in 
Franche Comté bleiben und das gantze Ober Quartier, wo Wir die Wahl hätten, 
dafür fahren laſſen würden.“ 
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reich dieſe Forderung bewilligen würde. Das angebotene Aquivalent 
in Geldern achtete man für nichts. 

Eine beſondere Schwierigkeit erwuchs der preußiſchen Diplomatie 
auch daraus, daß der Ratspenſionarius jetzt gegen einen Proviſional⸗ 
vergleich wegen der oraniſchen Güter in Frankreich Einwendungen er⸗ 
hob, da Preußen die Güter ja gar nicht für ſich behalten, ſondern 
gegen ein Aquivalent eintauſchen wolle, was Hymmen dann feierlich 
ableugnete; ſicher in gutem Glauben, denn damals waren die Aus- 
ſichten des Austauſchplanes recht trübe. 

In dieſer mißlichen Lage kam ein Vermittlungsvorſchlag aus 
Wien 1). Sinzendorf riet, daß der franzöſiſche König die Güter reſti⸗ 
tuieren ſolle, daß dieſe dann in gemeinſame Verwaltung genommen 
werden ſollten, bis der Streit mit dem Prinzen von Naſſau entſchieden 
ſei. Auch wegen Geldern wurde dem preußiſchen König Genugtuung 
verheißen. Aber mit dieſen Anerbietungen waren die preußiſchen Miniſter 
nicht zufrieden, weil ſie hinter ihren Inſtruktionen zurückblieben. Da 
die Ausſichten auf einen Vergleich mit der naſſauiſchen Partei wieder 
ſchwanden, lehnte der Hof die franzöſiſchen Vorſchläge nicht rundweg 
ab, hatte auch nichts gegen die Vermittlung der Republik trotz aller 
ſchlechten Erfahrungen einzuwenden. Aber immer mehr brad fih in 
Berlin die Überzeugung Bahn, daß das Fürſtentum Orange und die 
Güter in der Freigrafſchaft nicht zu haben ſein würden, und daß man 
ſich mit einem Aquivalent begnügen müſſe, da auch England die preußi⸗ 
ſchen Forderungen nicht unterſtützte. Indeſſen verſuchten die preußiſchen 
Miniſter es noch einmal bei den franzöſiſchen Bevollmächtigten. Dieſe 
wollten aber ſo gut wie gar nichts bewilligen. Der franzöſiſche König 
verlangte als Entgelt, wenn er mit Preußen abſchlöſſe, daß Preußen 
die in engliſchen Dienſten befindlichen Truppen zurückzöge und zu— 
gleich mit England Frieden ſchlöſſe. Natürlich gingen die preußiſchen 
Miniſter nicht in dieſe Falle, denn das Einverſtändnis Englands und 
Frankreichs ahnten fie wohl!). 

. Da alle Wege, die preußiſche Politik in der Franche-Comté zum 
Ziele zu führen, ſich als ungangbar erwieſen hatten, vollzog ſich im 
Juli und Auguſt langſam ein völliger Umſchwung am preußiſchen 
Hofe. Ebenſo entſchieden, wie man bisher für die Reſtitution der 
oraniſchen Güter eingetreten war, forderte man jetzt das Aquivalent 


— — 


8 1) B. A. St. Saphorin an Villading, 6. Mai 1712. Über die allgemeine 
politiſche Lage vgl. Klein, a. a. O. S. 60 ff. 

2) Die Schwankungen der preußiſchen Politik im allgemeinen können hier 
nicht behandelt werden. Vgl. Klein, a. a. O. S. 67ff. 
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in Obergeldern, das eine gute Arrondierung für Cleve fet und be- 
deutend mehr einbringe als die ganzen oraniſchen Güter in Frank⸗ 
reich !). Auch auf der Lifiere wollte man nicht beſtehen. Der König 
ſelbſt ſuchte ſich über den Verluſt damit zu tröſten, daß er Orange 
noch gar nicht in Beſitz gehabt habe, während ſein verſtorbener Vater 
fogar das eroberte Pommern habe herausgeben müſſen 2). Aber nur 
widerwillig trennte man ſich von den alten Abſichten. Das Hin⸗ und 
Herſchwanken zwiſchen dem Kaiſer und England brachte es mit ſich, 
daß die neuen Pläne erſt langſam feſte Geſtalt gewannen. Wenigſtens 
die Güter in der Franche-Comté verſuchte man mit kaiſerlicher Hilfe 
noch zu retten. Aber als letzte Möglichkeit faßte man ſchon ein größeres 
Stück von Geldern ins Auge und wollte die Rechte auf die oraniſchen 
Güter in Frankreich für ſpäter ſich vorbehalten. Die preußiſchen 
Miniſter forderten nun als Aquivalent das Land Keſſel und die Stadt 
Venlo. Strafford machte ihnen nur auf das erſte Hoffnung, wollte 
ſich aber auch für Venlo verwenden. Den Franzoſen war dieſer Vor⸗ 
ſchlag durchaus genehm. 

Allmählich fand ſich der Hof immer mehr in den Plan eines 
Aquivalents in den Niederlanden hinein. Auch der König war damit 
einverſtanden und drängte zum Abſchluß “). Nicht einmal auf Venlo 
wollte Preußen beſtehen. Auch mit einem Aquivalent diesſeits der 
Maas wollte es ſich äußerſtenfalles begnügen. Die Republik widerſetzte 
ſich dieſen Abſichten natürlich mit allen Kräften. Nur England konnte 
ſie erfüllen helfen. Daher wartete der König mit großer Ungeduld 
auf Straffords Rückkehr nach Utrecht“), der den endgültigen Beſcheid 
bringen ſollte. Die Verbindung mit dem Kaiſer wegen der Reſtitution 
der oraniſchen Güter ließ der Hof indeſſen nicht fallen, um nicht alle 
Brücken nach rückwärts abzubrechen ). Im ganzen aber hatte er, wenn 
auch widerwillig, eingeſehen, daß nur in Geldern ein Aquivalent zu 
haben war. Am 8. Januar 1713 erging eine neue Inſtruktion an 
die preußiſchen Miniſter in Utrecht, in der bedauert wurde, daß die 
Anſprüche auf Orange und die Güter in der Franche⸗Comts ſich nicht 
durchſetzen ließen, in der es aber weiterhin hieß, daß man ſchließlich 
den Verhältniſſen Rechnung tragen müſſe und ſich mit dem Aquivalent 
in Obergeldern begnügen werde. 


1) Reftript vom 13. Auguſt 1712. 

2) Vgl. Anhang III. 

3) Vgl. Anhang III. 

4) Vgl. Anhang III. 

5) Reſkript an die Miniſter nach Utrecht vom 3. Januar 1713. 
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Durch diefe Wendung der preußiſchen Politik von der Franche— 
Comté hinweg war die Stellung Neuchatel wieder gefährdet. St. 
Saphorin hatte ſich während des ganzen Utrechter Kongreſſes bemüht, 
für Neuchatel und die Schweizer Kantone erträgliche Friedensbedingungen 
zu erhalten. Die Franzoſen machten namentlich wegen der Aufnahme 
Neuchätels in die Eidgenoſſenſchaft Schwierigkeiten. St. Saphorin 
ahnte nicht, daß inzwiſchen von den preußiſchen Miniſtern ganz neue 
Verhandlungen angeknüpft worden waren, die auf eine Veräußerung 
Neuchatels abzielten. Wenn etwas, fo erbringt dies den Beweis für 
die Richtigkeit unſerer Behauptung, daß die Frage der oraniſchen Erb- 
ſchaft und die neuchätelliſche Frage zuſammenhängen, und daß die Pläne 
einer Vergrößerung in der Franche-Comté in den ganzen Jahren in 
der preußiſchen Politik mehr oder minder lebendig waren. 

Ende Januar 1713 machte Polignac den preußiſchen Unterhändlern 
den Vorſchlag, Preußen folle dem franzöſiſchen Könige Neuchatel ab: 
treten, dieſer wolle ihm dafür bei der Erwerbung des ganzen Ober— 
quartiers von Geldern behilflich fein 1). Die preußiſchen Miniſter er: 
widerten, fie könnten ohne Inſtruktion vom Hofe darauf nicht ein- 
gehen. Der Hof war nun ſehr ſchnell mit dieſem Plane einverſtanden, 
der eigentlich mit der Politik ganz brach, die er ſeit zehn Jahren ver⸗ 
folgt hatte; aber die Ausſicht auf das ganze Oberquartier lockte zu 
ſehr. Er ſtellte aber einige Bedingungen auf. Frankreich ſolle eine 
Geldentſchädigung zahlen, Neuchatel folle an einen der Prätendenten, 
nicht an den franzöſiſchen König ſelbſt kommen, die ſämtlichen Rechte 
des Landes, namentlich die Religionsfreiheit, ſollten garantiert werden. 
Neuchatel, fo glaubte man, werde fih ſchon in die neue Ordnung finden, 
zumal es dort eine ſtarke franzöſiſche Partei gebe. Was die Berner 
dazu ſagten, ſei ziemlich gleichgültig. St. Saphorin dürfe unter keinen 
Umſtänden etwas davon erfahren. Überhaupt ſolle man mit der Ver⸗ 
öffentlichung warten, bis die Sache perfekt ſei, da ſonſt Bern vielleicht 
wieder den Schutz von Neuchatel übernehmen würde. Außerſten Falles 
wollte man auch einer Einverleibung in Frankreich zuſtimmen oder auf 
eine Geldentſchädigung verzichten. Wie dann die Holländer aus Ober- 
geldern herauszubringen mären, ſei Frankreichs und Englands Sache. 

Auch dieſer Plan endete mit einer großen Enttäuſchung. Die 
Miniſter wandten ſich im Vertrauen an den Grafen Strafford, der 
ihnen nicht die geringſte Hoffnung machte. Die Gelegenheit ſei verpaßt, 
ſagte er, das Friedenswerk zu weit vorgeſchritten. Bei dieſem Stande 

1) Bgl. die Relationen der Miniſter vom 27. Januar, 10. Februar; die 


Neſkripte vom 2. Februar, 4. Februar 1713. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2 i 30 
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der Dinge zogen fie e8 dann vor, nicht mehr deshalb an Polignac zu 
ſchreiben, weil die Franzoſen nicht verſäumen würden, das Schreiben als— 
bald den Schweizern zuzuſchicken, was dort nur böſes Blut erregen würde. 
Die Abſicht war geſcheitert, weil England kein Intereſſe daran hatte, ſich 
wegen der preußiſchen Anſprüche mit den Generalſtaaten zu verfeinden. 

So hat denn Friedrich I. am Abend feines Lebens noch ſehen 
müſſen, daß die Politik in der Franche-Comté, für die er fic) immer 
wieder und zuletzt mit auffälliger Wärme eingeſetzt hatte, vollſtändig 
zunichte wurde. Die Erkenntnis der Erfolgloſigkeit des ganzen Unter⸗ 
nehmens mag den Plan der Veräußerung Neuchätels hervorgebracht haben. 

Friedrich Wilhelm I. hatte die Politik ſeines Vaters in der Franche⸗ 
Comté nicht gebilligt. Er war ſehr froh, als er beim Friedensſchluß 
einen Teil von Obergeldern als Aquivalent für Orange und die Güter 
in der Franche-Comté bekam. Auch war er durchaus bereit, das ent- 
legene und feinen politiſchen Abſichten unnütze Neuchätel zu veräußern. 

Ende April erſchien der franzöſiſche Rat Friſchmann im Auftrage 
Torcys, des franzöſiſchen Miniſters des Auswärtigen, bei Metternich in 
Regensburg, um ihn zu fragen, ob fein König Neuchatel gegen eine 
Geldentſchädigung abtreten wolle. Metternich, der noch immer an 
ſeinen einſtigen Plänen hing, erwiderte, davon könne nach der Teilung 
Obergelderns nicht mehr die Rede ſein. Friedrich Wilhelm I. aber 
wies die Anerbietungen Friſchmanns nicht ab und befahl, die Geld⸗ 
angebote möglichſt hoch zu treiben. Er faßte die Sache lediglich als 
ein Handelsgeſchäft auf, an dem er möglichſt viel verdienen wollte. 

Dieſe Unterhandlungen führten aber nicht zum Ziele, und der 
König verſuchte nun, Neuchatel dem Prinzen von Naſſau abzutreten, 
um dafür niederländiſche Güter zu bekommen. Im Beiſein Straffords 
fanden im Juli 1713 darüber im Haag ausführliche Beſprechungen 
ſtatt, die auch zu keinem Ergebnis führten. In der Schweiz wurden 
die Gerüchte von der bevorſtehenden Abtretung Neuchätels freilich demen- 
tiert und als Ausſtreuung böswilliger Feinde bezeichnet. 

So blieb Neuchätel bei Preußen. Der Streit um die oraniſche 
Erbſchaft iſt erſt im Jahre 1732 durch einen Hauptvergleich beendigt 
worden, etwa auf der Grundlage, daß die noch übrigen Güter halbiert 
wurden. Man weiß, daß Friedrich der Große ſpäter viele Güter ver⸗ 
kauft hat. Die politiſche Bedeutung der Angelegenheit, die ſich in der 
preußiſchen Politik in der Franche-Comté erſchöpft, ſchwand mit dem 
Utrechter Frieden. Sie iſt in der Tat nur eine Epiſode geweſen, frei⸗ 
lich eine Epiſode, die wir für die Erkenntnis der preußiſchen Politik 
unter dem erſten Könige nicht miſſen möchten. 
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Beilage II 


Mémoire 


Pour les Terres de Bourgogne. 


Il ne faut pas douter que dans la Paix future le Roy de 
France ne se porte sans difficulté 4 restituer toutes les Terres et 
Seigneuries situées en Franche-Comté ayant appartenu à la Séré- 
nissime Maison de Nassau-Chalon-Orange de laquelle Sa Majesté 
le Roy de Prusse est le légitime et universel héritier conformé- 
ment à ce qui s'est déjà pratiqué dans les précédents Traitez 
de Paix. 

Ces Terres sont en grand Nombre et l’on en a un Etat 
Specifique tant de celles de la Succession de Chalons en général, 
que de celles de Chatelbelin en particulier, et des Droits depen- 
dants des unes et des autres. 

Mais comme elles sont fort dispersées et asséz éloignées de 
la Principauté de Neufchatel et Valengin dont le Roy est en 
possession, ses Ministres et Pleinpotentiaires au futur congrès de 
Paix doivent pour le bien de son service, tâcher d' obtenir par un 
équivalent ou d’une autre manière un Quartier ou cantonnement 
dans ledit Comté de Bourgogne qui luy appartienne en toute 
Souveraineté, et qui soit contigu à Sadite Principauté de Neufchatel. 

C'est à quoy il faut s'assurer que tous les Hauts Alliés de 
Sa Majesté voudront bien concourir efficacement sur tout Sa Mté. 
Britannique et Mrs. les Etats Generaux. Cela aussi serait très- 
agréable et avantageux aux Suisses, aux Cantons Protestants 
principalement, mais surtout à celuy de Berne, dont les frontières 
de ce côté seroient par là beaucoup plus asseurées qu'elles ne le 
sont présentement. 

La France elle même bien loin d’y apporter quelque obstacle 
le facilitera au cas que la Franche-Comté retourne comme il y a 
lieu de l’espérer à son premier maître et soit rendue à la Maison 
d'Autriche. 

La Maison d'Autriche en ce cas ne pourra guères refuser la 
cession du cantonnement susdit, y étant fortement sollicitée par 
tant de Puissances et engagée par les motifs d’une juste recon- 
noissance pour les secours considérables qu'elle a receus de Sa 
Majesté pendant cete guerre. D'autant plus, qu'elle s’acquittera 
par ce moyen des grandes sommes d’argent, dont elle est rede- 
vable aux Princes d'Orange, 

C'est aussi dans cete veue qu'il sera à propos d'avoir en 
main de bons et fidèles Mémoires appuyez des Pièces justificatives 
pour établir la créance de ces sommes, et en faire l'un des fonde- 
ments de la susdite demande. De quoy les defunts Princes d'Orange 
ont déjà fait diverses fois la proposition à la Cour de Madrid 

30 * 
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depuis la Paix de Westphalie, mais les modes et les ministrez de 
ces Princes et les troubles survenus en Europe en ont éludé l’effet 
et empêché l'exécution. 

On peut demander ce wantonnement dans l’une des trois 
manières suivantes. 

1.) Qu'on cède la Franche-Comté Tope les Brennets (Lieu 
dépendant de Neuchatel) en tirant vers le Nord le long du Doû 
deçà et delà tout ce qui confine le Territoire de Brienne jusques 
aux Frontières de l'Evêché de Bâle du Côté du Nord et delà tirant 
une Ligne vers l'Ouest suivre les confins de la Principauté de 
Montbéliard jusqu'à l'autre branche du Doû et jusqu’à Lisle et 
depuis cet endroit tirant vers le Midy toujours suivant cete autre 
branche du Doû jusqu’à Monrond, Terre qui est de la Succession 
de Chalon, et de là tirant vers l'Est jusqu’à Jougue inclusivement 
tout le Pays qui se trouve enclos dans la précédante délimitation, 
en toute Souveraineté, laissant aux particuliers les Droits utiles 
et Seigneurieux qu'ils y peuvent avoir. 

La 2. demande qu’on peut faire au cas que la première soit 
trouvée trop ample, c'est de se faire céder en toute Souveraineté 
et en la manière susdite tout le Baillage d’Aval, dans laquelle les 
principales Seigneuries de la Maison de Chalon se trouvent situées. 

La 3. demande enfin à laquelle les Ministres de Sa Majesté 
se peuvent réduire, c'est qu'on luy cède une partie seulement du 
contenu en la première demande c’est à dire depuis les Brennets 
en tirant vers le Nord tout ce qui confine le Territoire de Brienne 
jusqu’aux frontières de l'Evêché de Bâle du Côté du Nord et de 
là tirant une Ligne vers l'Ouest en suivant les confins de la 
Principauté de Montbéliard jusqu’à St. Hippolite, où la petite 
rivière nommée Souber se jette dans le Doû, et de là tirant vers 
le Sud jusqu’au lieu appellé Sept Fontaines et enfin de cet endroit 
là jusqu’à Jougue inclusivement le tout, comme cy dessus, en 
toute Souveraineté. 

Il seroit entièrement superflû de s'étendre icy à représenter 
les avantages qui reviendroient à Sa Mté. par la cession de ce 
Cantonnement en Franche-Comté, quand même on ne le pourroit 
obtenir que de la dernière manière. Chacun découvre () assés de 
luy même, sans qu'il soit besoin qu’on explique qu’outre le nouveau 
lustre que ce Domaine de Bourgogne acquerroit par l’&minence de 
la Souveraineté où il seroit élevé, sa contiguité avec le Comté de 
Neufchatel rendroit la possession de celuy cy plus utile, plus 
honorable, et sur tout plus asseurée. — Sans conter que par là 
Sa Mté. se metrait dans une plus grande considération auprès des 
Etats voisins, auxquels Elle seroit plus en état et plus à portée 
de faire ressentir de fréquents effets de Sa protection et de Sa 
bienveillance Royales. 

N.B. on pourroit même dans la suite faire un seul Etat de 
l’un et de l’autre sous un nouveau titre si S. M. le souhaitoit. 
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Beilage III 


Aus den Briefen des Königs an ſeine Miniſter in Atrecht. 
(Nach den Abſchriften Ilgens, G. St. A. Rep. 63, 78) 


7. II. 1712. 
Cher Comte de Dönhof, 

Jay veu par la vostre jusques ou Vous estes venu avec 
l’Abbe de Polignac, et qu'Il vous a asseuré que le Roy de France 
estoit resolu de se remettre avec moy dans une bonne intelligence 
et ce qu'Il a dit au sujet d'Orange, que l'on pourroit faire un 
troc, dont je ne suis pas eloigné pour veu que l’equivalent soit 
du moins aussy bon qu’Orange, et Vous pouvés dire que le Roy 
auroit veu comme j'ay été ferme et bon Allié, ce qu'Il se pourroit 
de mesme promettre de moy la paix faite. Mandés moy ce qu'Il 
aura repondu, et recommandes Luy mon Interest autant que cela 
se peut faire sans prejudice de son Roy, et asseurés le toujours 
de ma reconnaissance. L’on a debité que le Roy estoit mort, 
mais je suis ravi d'entendre qu'il se porte mieux, dont les françois 
peuvent voir que je suis encore un vieux ami de Leur Roy .... 


22. IV. 1712. 
Cher Marchal, 

Jay veu par la Relation signée de Vous trois à ce que les 
Plenipotentiaires de France ont declaré au sujet d'Orange, Vous 
leur pouvés dire que j’aurvis plus volontierement gardé Orange 
qu'avoir un equivalent, mais pour l'amour de la Paix je veux 
sacrifier ma satisfaction pourveu qu’on me mette en possession de 
la Gueldre Espagnole comme l'on s'y est [fait]!) fort, et que l'on 
permette aux habitans qui sont dans le pays aussi bien qu’à ceux 
qui se sont retiré dans mes Etats de vendre leur bien 


18. VIII. 1712. 
Cher Comte de Dönhof, 

J’ay veu par la vostre ce que les Plenipotentiaires de France 
ont declare, Mais je ne vois encore que l’esperance de recom- 
poser(?) Orange est deja perdue de nostre costé, après que mes 
Alliés m'ont asseur& de nouveau qu’Ils ne me veulent pas aban- 
donner mais qu'ils me veulent faire avoir pleine satisfaction, ce 
que Vous leur pouvés dire qu'ils ne se doivent imaginer que l'on 
m’abandonneroit comme feu .l’Electeur mon Pere, car je scauroy 
acauroy deja prendre mes mesures et avec cela ni perdroy rien car 
feul ’Electeur mon Pere falloit rendre toute la Pomeranie et la France 
garderoit à cette heure seulement Orange dont je n'ay pas encor 


1) In der Abſchrift offenbar ausgelaſſen. 
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eu jamais la possession, et à la Paix il me faudroit pourtant 
restituer sans que je leur aye aucune obligation.... 


23. VIII. 1712. 
Cher Marchal, 

La poste n’estant encore venue je(!)!) pourtant point voulu 
Vous laisser sans mes ordres et comme je vois que la negotiation 
de paix avance je crois que l’on feroit bien d’insister sur Orange 
ou la Lisiere que vous pouves déclarer et me mander la reponse 
des Ministres de France et leur dire que par la Ils m’obligeroient 
de tenir leur partie et de m’engager plus etroitement avec la 
France et d’entrer d’abord avec Eux en Alliance, à cause que la 
poste part je finis et suis.... 


8. X. 1712. 
Cher Comte de Dönhof, 
Je suis bien ayse-de voir que l’equivalent pour Orange soit 
du gout des François, ainsy Vous avés à insister fortement auprès 
les Ministres et j'espere par la grace de Dieu de l'obtenir .... 


11. X. 1712. 
Cher Marchal, 

J'espere que Vous et le Comte de Dönhof auront receu mes 
ordres au sujet de conclure la Paix avec la France sur un equi- 
valent pour Orange et j'attends vos reponses avec impatience et 
ce que les Plenipotentiaires de France feront la dessus . ... 


17. XII. 1712. 
Cher Marchal, 

J'attends à cette heure avec impatience ce que Mylord 
Strafford Vous dira à mon sujet sur mes demandes le l’equivalent 
pour Orange, et il me semble que le Roy de France n’a raison 
de faire aucune difficulté puis qu'Il ne donne rien de son propre 
mais plustost l'Empereur . ... 


23. I. 1713. 
Cher Marchal, 

J'ay bien receu la vostre et j'ay veu ce que Mylord Strafford 
a dit au () ma demande touchant l'equivalent d'Orange et les 
terres de Bourgogne. Vous luy pouvez remercier de ma part et 
le prier de vouloir finir mon Traité avec la France afin de faire 
après cela une plus etroite liaison entre la Reyne, la France et 
Moy, j’attens a cette heure l’ultimatum avec impatience . ... 


1) Offenbar verſchrieben für j'ay. 
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111 
Graf Seckendorff und Kronprinz Friedrich 


Von 
Hans Droyſen 


Eine Ergänzung zu den Schreiben des Grafen Seckendorff, die 
Förſter und v. Duncker aus den Archiven von Meufelmig und 
Wien herausgegeben haben, bilden deſſen Briefe an den Herzog Ferdi— 
nand von Bevern und die Herzogin Chriſtine Luiſe von Wolfenbüttel, 
die Mutter der Gemahlin Kaifer Karls VI., die im Herzoglichen Landes- 
hauptarchiv zu Wolfenbüttel aufbewahrt werden. Was fih darin auf 
den Kronprinzen Friedrich bezieht, mag hier, unter Beifügung einiger 
Stellen aus dem Briefwechſel Friedrich Wilhelms I. mit dem Herzog 
Ferdinand Albrecht !), mitgeteilt werden. 


Mit einem Schreiben an die Königin Karoline von England nahm 
die Königin Sophie Dorothea anfang Oktober 1728 die Beſprechungen 
wegen der Doppelverlobung ihrer Kinder auf den Wunſch des Königs 
wieder auf, allein da dieſer ſich gegen die engliſche Antwort bedenklich 
zeigte, kamen die Verhandlungen anfang des Jahres 1729 wieder ins 
Stocken. Im Januar erfolgte die Verlobung, dann im Mai die Ber- 
mählung der zweiten Tochter des Königs, der fünzehnjährigen Prin- 
zeſſin Friederike mit dem Markgrafen von Ansbach; anfang Juli 
wurde bei einem Beſuche des Herzogs von Bevern, der dem König ſeit 
lange nahe befreundet war, in Potsdam die Verlobung von deſſen Sohn, 
dem Prinzen Karl, dem künftigen Erben der geſamten braunſchweigi⸗ 
ſchen Lande und dem Neffen der regierenden Kaiſerin, mit der dritten 


.I) Die Briefe des Königs an den Herzog find im Wolfenbüttler Archiv, 
die des Herzogs im Geheimen Staatsarchiv in Berlin. 
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ſtimmung des faiferliden Hofes. Die Spannung awijden den Höfen 
von Berlin und London, und perſönlich zwiſchen Friedrich Wilhelm 
und Georg II., die bis in den September anhielt und die ſich bis zur 
Gefahr eines Krieges ſteigerte, konnte nur dazu beitragen, den König 
von dieſen engliſchen Heiratsprojekten abzubringen, und dieſe Stimmung 
benutzte der kaiſerliche Hof, um den König dauernd von England zu 
trennen und ganz an ſein Intereſſe zu feſſeln. Schon Ende September 
meldete der engliſche Geſandte in Berlin nach London, es werde die 
Verlobung des Kronprinzen mit der Prinzeſſin von Bevern auf das 
eifrigſte betrieben, und am 22. Oktober ſchrieb Seckendorff, der nach 
einer dreiwöchentlichen Abweſenheit nach Berlin zurückgekommen war, 
dem Herzoge aus Wuſterhauſen: „S. M. me fit hier la grâce de me 
parler presque deux heures; le discours roula entre autre sur le 
mariage du Prince Royal avec la Princesse de Bevern; on l'a fort 
goûté. Il faut que je prie V. A. de me faire faire par un bon peintre 
le portrait de la Princesse afin que je puisse mieux cacher mon 
jeu. V. A. aura en même temps la grâce d’y joindre celui de sa 
personne et de Madame la Duchesse aussi bien que celui de S. A. 
le Prince aîné“ und am 1. November: „Je n’ai plus rien au cœur 
que de pousser à bout l' affaire de mariage. On célébra le 28 le 
jour de naissance de S. A. le prince Eugene chez moi et c'est 
alors que le Roi de Prusse me donna de nouvelles assurances, car 
il trouve lui méme que si cela se fait, l’union et bonne harmonie 
entre père et fils pourra étre rétablie, car si longtemps que ce 
dernier ne sera pas marié, il s’eloignera toujours du premier sous 
l’espérance d'avoir en partage une princesse d'Angleterre. J'attends 
les portraits avant la fin de ce mois... On souhaite plus que 
jamais en Angleterre le double mariage... 'Townshemd [der engliſche 
Staatskanzler! a répondu [dem preußiſchen Refidenten] qu'on ne 
devrait jamais faire l’un sans l’autre, réponse, qui fâche si fort le 
Roi, qui me disait l’autre jour de ne vouloir jamais plus avoir 
commerce avec l'Angleterre.“ 

Als die Spannung fic) gelegt hatte, ſchrieb die Königin Sophie 
Dorothea am 17. Dezember der Königin Karoline: es ſei jetzt Zeit, die 
Verlobung des Prinzen von Wales mit ihrer Tochter Wilhelmine zum 
Abſchluß zu bringen, der König könne ſonſt eine andere Verlobung für 
ſie in Ausſicht nehmen; der 1. Februar ſei der äußerſte Termin für 
ihre Antwort, die ohne Bedingungen fein müſſe !). Die Antwort, die 


1) Schon am 3. November ſchrieb Seckendorff an den Herzog: „Pour les 
mariages connus, V. A. ne se doit point du tout mettre en peine des vues 
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fie am 27. Januar 1730 hatte, machte die Verlobung von der gleich 
zeitigen des Kronprinzen mit der Prinzeſſin Amalie abhängig, und ſo 
ſchrieb ſie am 30. dem Könige, ſie denke nicht mehr an die engliſche 
Heirat, bitte ihn aber, ihr Zeit zu laſſen, damit ſie mit Grumbkow 
und den anderen Miniſtern über eine paſſende Partie aus dem Reiche 
für ihre Tochter nachdenken könne ). Als Zeichen der Wiederausſöhnung 
der beiden Höfe erfolgte anfang März die Ankündigung der Sendung 
Hothams nach Berlin; Seckendorff blieb ruhig; am 18. ſchrieb er dem 
Herzog: „Je crois tres sürement que V. A. ne voudra rien faire 
la-dedans [der Verlobung des Prinzen Karl] sans le consentement de 
S. M. I., mais le Roi même ne sait pas autrement que tout cela 
se fait avec la science de la cour Impériale et sans déguiser rien 
à V. A. Je n’aurais jamais hasardé de m’en mêler, si je n'avais 
pas eu les ordres du Tres Auguste Maitre. Je veux bien confier 
à cette heure qu'elles sont aussi pour le second mariage, et j'ai 
tout lieu d'espérer que le premier avancera l’autre, puisque le Roi 
me dit l’autre jour: Je me suis informé de la fille, elle doit être 
belle et bien élevée.“ Er wiederholte ſeine Bitte um Zuſendung des 
Porträts der Prin zeſſin, „pour le plus sët turtout pour en faire 
l'usage au but intenté“. Hothams Ankunft in Berlin 2. April er- 
weckte bei der Königin neue Hoffnungen; der König gab ſeine Zu— 
ſtimmung zu der Verlobung ſeiner Tochter am 3. April; infolgedeſſen 
wurde dieſe ſchon allgemein als Prinzeſſin von Wales begrüßt; Secken⸗ 
dorff konnte am 8. den Herzog beruhigen: „Le Roi reste ferme à ne 
marier point le Prince Royal en Angleterre, aussi crois-je qu'on 
hätera de le marier apres le mariage de la Princesse, afin d’éviter 
toute surprise.“ Als Hotham am 4. Mai zu der feierlichen Werbung 
um die Prinzeſſin hinzufügte, ſein König ſei bereit, die Hand einer 
ſeiner Töchter dem Kronprinzen zu geben, nahm der König dies zweite 
Anerbieten an unter Bedingungen, die einer Ablehnung ſehr nahe kamen. 
Die letzte Hoffnung, die engliſche Heirat zu vereiteln, ſah Seckendorff 
in dem ſchon lange für den Mai verabredeten Beſuch des Herzogs 
in Potsdam. Am 14. kam dieſer mit ſeinem Sohne; es wurde jetzt 


de la Reine de Prusse en Angleterre; j'espère qu'en peu toute cette espé- 
rance tombera et qu'on prétera la main à tout“, und am 23.: „Nous 
sommes à la veille de voir ou le mariage de la Princesse Royale avee 
le Prince de Galles rompu pour jamais ou fait entre ici et le mois de 
février“. 

1) Bgl. aud die Stellen aus den Briefen der Königin an den König im 
Hohenzollernjahrbuch 1913, S. 235 ff. 
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nicht nur die Verlobung der vierzehnjährigen Prinzeſſin Charlotte feier- 
lich bekannt gegeben, der König verpflichtete ſich auch dem Herzog gegen- 
über durch ſein Wort, dem Kronprinzen nie eine andere Braut als die 
Bevernſche Prinzeſſin geben zu wollen’). 

Am 15. Juli trat der König mit dem Kronprinzen die Reiſe in das 
Reich an, am 1. Auguſt beſuchten ſie die Herzogin Chriſtine Luiſe von 
Wolfenbüttel, die ſich bei ihrem Bruder, dem Fürſten von Ottingen⸗ 
Wallerſtein, in Hohenaltheim aufhielt. Dieſe ſchrieb am 3. an den 
Geheimrat Hieronymus von Münchhauſen über dieſen Beſuch: der 
König habe ihr ſeine jetzt gut kaiſerliche Geſinnung in den lebhafteſten 
Ausdrücken verſichert, „le Prince Royal marque trop visiblement 
qu'il est du sentiment opposé du Roi son pere“. 

Am 5. Auguſt erfolgte die Kataſtrophe von Steinsfurt. 

Gleich nach der Ankunft in Weſel, noch am Abend des 12. Auguſt, 
ließ der König fih den Deſerteur Fritz zu einem erſten Verhör vor- 
führen. Tags darauf ſchrieb er dem Herzog von Bevern: „La con— 
fiance que j'ai dans votre sincère affection, m'oblige à vous mander 
le grand malheur qui m' est arrivé dans la personne de mon fils 
ainé, Celui-ei s'est laissé eblouir par les seductions de quelques 
malheureux qui ont trouvé moyen de lui inspirer le dessein de 
s'enfuir et de se retirer en France. J'ai actuellement découvert 
tout le complot et je ne doute pas que les autres auteurs et 
séducteurs tomberont dans mes mains. Je suis perasuadé que 
vous prendrez beaucoup de part à ce fatal désastre.“ Am 27. Auguit 
kam der König nach Berlin zurück; es folgten die Verhöre Kattes, des 
Kronprinzen, deſſen letztes in Cüſtrin am 16. September; man ſprach 
von ſchrecklichen Szenen innerhalb der königlichen Familie: die Prin⸗ 
zeſſin Wilhelmine ſei infolge der Mißhandlungen durch den Vater ſchwer 
erkrankt, werde im Schloß in Arreſt gehalten; die Königin, hieß es, 
habe Weiſung erhalten, ſich ſtille auf dem Schloſſe in ihren Kammern 
zu halten; am 19. September ging ſie nach Wuſterhauſen. 

Seckendorff hatte den König von ſeinem Gut Meuſelwitz aus auf 
dieſer Reiſe begleitet; in Bonn war er vom Kronprinzen, der ihm ſeine 
Abſicht, zu fliehen, ſeine Gründe hierfür bekannt hatte, um ſeine Ver— 


1) Der Beſuch in Machenow, auf dem der König dies Verſprechen abgab, 
iſt nicht näher zu beſtimmen. Am 31. Mai reiſte er nach dem Lager bei Radewitz. 
Seckendorff ging von hier Ende Juni nicht mit nach Potsdam, ſondern nach 
Meuſelwitz und blieb da bis Mitte Juli; von dem, was der König in der 
Zwiſchenzeit mit Hotham verhandelt hat, findet ſich in feinen Briefen an den 
Herzog keine Erwähnung. 
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wendung beim Könige gebeten worden. Am 2. September kehrte er 
nach Berlin zurück und berichtete dem Herzoge in zahlreichen Briefen 
über das weitere Schickſal des Kronprinzen. 

Bei der Leidenſchaftlichkeit des Königs, ſeinem Haß gegen ſeinen 
Sohn, mußte man auf das ſchlimmſte gefaßt ſein; der Verſuch aus— 
wärtiger Mächte, für den Kronprinzen einzutreten, war vom Könige 
ſehr übel aufgenommen worden. „L’Angleterre n'a pas encore donné 
ordre de parler en faveur du Prince Royal, mais Ginckel en a, 
dit-on, aussi Klinkowström; surtout le premier ayant sondé là- 
dessus Borck et celui en ayant fait rapport au Roi, a eu pour 
résolution, qu'il ne voudra pas que les puissances étrangères se 
mélassent des affaires domestiques, ou si les ministres l’hasarde- 
ront, on leur donnera le conseil abeundi. Il faut laisser passer la 
première chaleur, après j'espère que l' Empereur aura le mérite de 
la tranquillité rétablie“ (21. September an den Herzog). Daß der 
Kaiſer die letzte Hoffnung war, hatte ihm aud) feine erbitterte Gegnerin, 
die Königin, zugeſtanden, als ſie ſich überwand, ihn um ſeine Vermitt⸗ 
lung beim Kaiſer anzugehen: dieſe allein könne den Kronprinzen retten. 
Wie richtig hatte er daher gerechnet, als er ſchon am 2. Oktober nach 
Wien geſchrieben hatte, der Kaiſer möge ſich für den Kronprinzen ver⸗ 
wenden; er (Seckendorff) ſolle faſt glauben, dem Könige ſelbſt wäre es 
lieb, wenn er einen favorablen Prätext fände, aus der Sache heraus— 
zukommen, ohne daß es ſcheine, er wolle durch freiwillige Gelindigkeit 
dem Kronprinzen nachgeben; er rate daher zu einem, wenn möglich 
eigenhändigen Schreiben des Kaiſers, worin er ſein Fürwort einlege, 
damit der König Gnade für Recht ergehen laſſe !). „Comme le Roi 
n’a pas pris de bonne part les intercessions que le Roi de Suède 
a faites et la Republique d’Hollande, il faut aller un peu bride 
en main pour se méler dans les affaires domestiques et je n’oubli- 
erai pas de prendre mon temps pour faire valoir l'intercession de 
S. M. I. pour le pardon du Prince Royal“ [an der Herzog 3. Oftober, 
und an demſelben Tage an die Herzogin]: „Les brouilleries domesti- 
ques sont encore sur le méme pied. Les officiers qui ont eu con- 
naissance de cette résolution fatale ont tout fait au monde pour 
en détourner le Prince Royal. Lui méme avoue que c’est lui qui 
a poussé les autres de l’accompagner. Tous les honnêtes gens 
travaillent A la réconciliation, mais elle est un peu difficile, si les 


J) Über die kaiſerliche Interzeſſion vgl. v. Dunder im Organ ber militär- 
wiſſenſchaftlichen Geſellſchaft 1903, I, 38 ff. 
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deux esprits sont trop aigris Tant que le Roi ne communique 
pas le fait aux ministres étrangers, on hasarde trop à se vouloir 
mêler des affaires domestiques: il faut laisser passer les premiers 
emportements.“ Am 14. Oktober war Seckendorff nach Meuſelwitz ge: 
gangen; von Altenburg aus ſchrieb er dem Herzog am 19.: „On m'a 
averti hier par une stafette que le prisonnier commence à sentir 
l’incommodité de la prison que par conséquence il devient plus 
maniable. A mon retour je tâcherai d’accommoder l'affaire, s’il y 
aura une possibilité. J’espere d’avoir entre ce temps une lettre 
de S. M. I. pour le Roi afin que cette intercession fournisse au 
Roi le prétexte d'user de la clémence.“ Am 23. traf das kaiſerliche 
Schreiben vom 13. in Meuſelwitz ein mit der Weiſung, es nicht eher 
zu überreichen, als er geſehen, daß die Überreichung dem Könige an⸗ 
genehm ſei und den gewünſchten Effekt nach ſich ziehen werde. Am 
25. kam er zurück; am 30. in Wuſterhauſen kam er auf des Kaiſers 
Teilnahme zu ſprechen: derſelbe habe ſich bisher nicht in dieſe Familien⸗ 
ſache melieren wollen, aber jetzt, wo alle Welt von dem Kriegsgericht 
über den Kronprinzen ſpräche, könne er nicht umhin, dem Könige ſein 
Beileid auszuſprechen und zu wünſchen, daß er Gnade vor Recht er⸗ 
gehen laſſe. Als darauf der König antwortete, wenn er den Kron⸗ 
prinzen pardonnieren würde, ſo ſolle niemand als der Kaiſer den Dank 
haben, las er den Wortlaut des kaiſerlichen Schreibens vor; am nächſten 
Tage ſchickte er das dem kaiſerlichen Schreiben beigefügte Gutachten des 
Prinzen Eugen ein, worin vorgeſchlagen wurde, wie dem Kronprinzen 
gegenüber weiter zu verfahren ſei. Noch an demſelben Tage ſchrieb er 
an den Herzog: „Je confie seulement A la hâte qu'ayant reçu 
une lettre de main propre de l’Empereur pour le Roi de Prusse, 
elle a eu l'effet que je m'en avais promis, c'est ce que je serai 
en état d’avertir V. A. le premier jour que le Prince Royal sera 
traité plus doucement;“ am 4. November berichtete er noch: „Le Roi 
veut qu'après avoir pris sa résolution finale là-dessus, qu'on publie 
partout que le pardon s'est fait pour l'amour de S. M. I.“ 

Am 6. November war Kattes Exekution; am 9. kündigte der Feld- 
prediger Müller dem Kronprinzen feine Begnadigung an, zugleich, daß 
er nach Ableiſtung eines Eides für ſein Wohlverhalten aus dem Arreſt 
entlaſſen, in der Stadt wohnen und bei der Kammer beſchäftigt werden 
würde. Am 17. ſchrieb der König dem Herzog: „Vous ne serez pas 
mal aise d'apprendre que j'ai commencé à pardonner à mon fils 
aîné en lui imposant un genre de vie qui servira à le corriger, 
en l'appliquant aux affaires des finances et de l’économie“ und am 
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21., nachdem der Kronprinz ſeine Tätigkeit bei der Kammer begonnen 
hatte: „J'ai changé le sort du Prince Royal en le pardonnant. 
J'ai trouvé à propos de le laisser encore quelque temps éloigné de 
ma cour pour lui donner le loisir de se reconnaitre et de s’appliquer 
& ce qui lui sera le plus nécessaire. Je lui ai aussi donné des 
gens pour compagnons, qui m' ont paru propres pour cette fin, ce 
qui me fait esperer qu’il se fera fort de redresser et de faire 
oublier ses fautes“, und am 27.: „J'espère que ce genre de vie que 
j'ai prescrit à mon fils, aidera beaucoup a le rendre prudent et 
sage“, und Seckendorff konnte berichten: A Custrin tout va bien, le 
Prince Royal se soumet entiérement aux volontés du Roi, ce qui 
sans doute lui gagnera l’entière grâce du Père“. 

Hatte Sedenborff zu den „ohnmaßgeblichen Vorſchlägen“, wie mit 
dem Kronprinzen zu verfahren ſei, des Königs Zuſtimmung gefunden, 
ſo fand er jetzt auch Mittel und Wege, den Kronprinzen ſeinem kaiſer⸗ 
lichen Herrn gegenüber zu verpflichten: auf ſeine Veranlaſſung wurde 
dieſem ſeine Begnadigung als eine Folge der kaiſerlichen Interzeſſion 
dargeſtellt, für welche er ſeinen gehorſamſten Dank auszuſprechen nicht 
unterlaſſen dürfe, und ſo verfaßte dieſer nach einem Konzepte, das ihm 
aus Berlin geſchickt worden war, ſeinen Dankbrief vom 5. Dezember: 
„E. K. M. erlauben, daß Ihnen durch dieſe Zeilen die allerunter- 
tänigſte Dankſagung abſtatte für Dero bei meinem Herrn Vater des 
Königs Majeſtät für mich eingelegte vielgültigſte Interceſſion. Wie ich 
die von meines Vaters Majeſtät erhaltene Gnade lediglich dieſem höchſt⸗ 
geneigten Vorwort E. K. M. zuzuſchreiben habe, alſo werde auch lebens⸗ 
länglich auf das kräftigſte befleißigen E. K. M. ſolche aufrichtigen und 
überzeugenden Proben von meiner ſchuldigen und erkenntlichſten Er- 
gebenheit und wahrhaft deutſchen und patriotiſchen Eifer für E. K. M. 
und Dero Erzherzogliches Haus zu geben, daß Derfelbe mir ſo jetzo 
wie künftig Dero höchſtſchätztbare Affection zu entziehen niemals Ur⸗ 
jade finden werden.“ !) Seckendorff konnte mit dieſen feinen Erfolgen 
zufrieden ſein: Vater und Sohn bekannten beide öffentlich, daß dem 
Kaiſer das Verdienſt zukomme, in dieſem unſeligen Zerwürfnis erfolg⸗ 
reich vermittelt zu haben; daß die Prinzeſſin Wilhelmine, vielleicht in⸗ 
folge der Aufregung, Ende Oktober an einer Lungenentzündung ſchwer 
erkrankte, die ſie bis Ende Januar an das Bett und das Zimmer 
feſſelte, kam daneben nicht in Betracht; ſo ſchrieb er am 26. Dezember 


1) Bal. Verfud einer Lebensbeſchreibung des Feldmarſchalls v. Seckendorff, 
1794, II, 291. 
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der Herzogin: „La paix de la famille Royale est faite. S. M. I. 
s’en peut attribuer la gloire . . . Aussi le Prince Royal suit 
aveuglément la volonté du Père, à la fois il a eu double accès de 
fièvre, mais il se porte à l'heure qu'il est mieux; ce n’en est pas 
de même avec la Princesse Royale, qu'on dit être fort incommodée 
encore toujours, elle ne paraît pas en public“ und am 13. Januar 
1731: ,Le Prince Royal se gouverne d’une manière qu'on peut 
espérer qu’à l'avenir on verra entièrement rétablie l’harmonie do- 
mestique. Pour la Princesse Royale, on la dit toujours malade, 
au moins elle est encore invisible.“ 

Mit der Interzeſſion hatte die kaiſerliche Politik den erſten Sieg 
errungen; ſie benutzte die günſtige Stimmung, um einen weiteren Schritt 
in dieſer Richtung zu tun; in einem Schreiben vom 8. Dezember an 
Seckendorff kam Prinz Eugen auf die Bevernſche Verlobung zurück: 
ſie ſei das wirkſamſte Mittel, den Kronprinzen dauernd an das Kaiſer⸗ 
haus zu feſſeln. Daß die Prinzeſſin Charlotte mit dem Bruder der 
Prinzeſſin Eliſabeth verlobt war, gab eine gute Anknüpfung; ein Beſuch 
des Herzogs, ſeiner Gemahlin und des Prinzen Karl zur Revue in 
Potsdam im Mai, der ſchon lange geplant war, auf deffen Unerläßlich⸗ 
keit trotz aller Schwierigkeiten Seckendorff fortgeſetzt hinwies, ſollte „die 
Wege für die Zukunft bahnen“. Am 24. März ſchrieb er dem Herzog 
„Pour la visite féminine, V. A. aura vu par ma précédente qu'on 
la souhaite... le portrait qu'on a fait de la Future, est malicieux, 
je ne manquerai point d’en insinuer un autre plus sincére“, und 
am 17. April: „Je suis charmé que l’invitation est faite et je me 
promets beaucoup de cette visite; je crois que le parti contraire 
la craint mais si Deus pro nobis, quis contra nos.“ In Seckendorffs 
Brief vom 26. April las der Herzog die Entſcheidung: „Apres avoir 
sondé par Grumbkow l’intérieur du cœur du Roi de Prusse sur ce 
chapitre, il faut donc que V. A. Serme sache que le Roi, craig- 
nant les intrigues de la Reine, a dit à Grumbkow le jour de la 
chasse, d'empêcher que ni V. A. ni Madame la Duchesse fasse 
aucune mention du Prince et de la Princesse Royale ni en bien 
ni en mal, qu'il restait ferme à ne vouloir jamais ni le simple ni 
le double mariage en Angleterre et qu'il engageait sa parole du 
Roi à ne vouloir jamais marier le Prince Royal à une autre prin- 
cesse que celle de Bevern, qu’il en avait donné sa parole & Vos 
Altesses à Maquenow et qu'il l’exécutera, mais que cela ne se pour- 
rait pas faire incontinent, qu’il fallait sur toute chose marier méme 
malgré la Reine la Princesse Royale et qu'il exécutera ce projet 
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en peu, mais qu'il devrait cacher ses vues afin qu'on ne puisse 
plus l empêcher. Si on voulait donc que le premier mariage eût 
lieu, il ne faudrait pas que Vos Altesses se fassent séduire par les 
flatteries de la Reine de Prusse pour vouloir se méler ni directe- 
ment ni indirectement pour l’accommodement dans la famille. J’ai 
fait assurer le Roi par Grumbkow qu’il pourra étre en repos la- 
dessus, que V. A. aussi bien que Madame la Duchesse auront tous 
les egards aux volontés de la Reine, mais si elle fera des in- 
stances pour la réconciliation, elles répondront que si le Roi ne 
touchait pas cette corde, elles n’oseront jamais d’en faire mention ; 
si après le Roi même en commencera à parler, elles répondront 
en des termes généraux, que S. M. selon ses lumières et équité 
saura bien mettre fin à ce mécontentement dans la famille, quand 
elle le trouvera à propos.“ Ein Verſuch der Königin, dieſen Beſuch 
wenigſtens hinauszuſchieben, blieb ohne Erfolg; am 14. Mai kam der 
Herzog mit ſeiner Gemahlin und dem Prinzen Karl zu längerem Be— 
ſuch nach Potsdam. 

Die Entſcheidung über das Schickſal der Prinzeſſin Wilhelmine 
war wenige Tage vorher gefallen. Am 11. Mai hatte der König 
Grumbkow und drei Miniſter zu ihr geſchickt: er hätte es für gut be- 
funden, ihr den Erbprinzen von Bayreuth zum Gemahl zu geben, durch 
ihr Jawort könne ſie ihn und die ganze königliche Familie wieder in 
Frieden und Ruhe ſetzen, ſogar auch durch dieſe Mariage die Ungnade, 
die ihr allerliebſter Bruder empfunden hätte, leicht wieder in völlige 
Gnade verwandeln. Mündlich und durch einen Brief erklärte ſie ihre 
Unterwerfung unter den Willen des Vaters !). Dem Sohne teilte der 
König dieſe Verlobung 25. Mai mit und fügte hinzu, er ſtelle ihm 
die Wahl zwiſchen drei Prinzeſſinnen, unter denen auch die Prinzeſſin 
Eliſabeth war. Der Kronprinz erklärte ſich im Juni Grumbkow gegen⸗ 
über mit der Wahl der Bevernſchen Prinzeſſin einverſtanden, unter der 
Bedingung, daß die Braut weder dumm noch widerwärtig ſein dürfe. 

Ende Juli war der König von einer faſt vierwöchentlichen Reiſe 
nach Preußen zurückgekehrt; in der zweiten Hälfte Auguſt ſollte der 
Markgraf Karl von ihm als Herrnmeiſter in Sonnenburg eingeführt 
werden. Seckendorff, der den König nach Preußen begleitet hatte, ſchrieb 
am 4. Auguſt dem Herzoge: „On croit que le Roi passera par Custrin 
et on prend cela pour un bon augure.“ Der König hatte ſich ſeinen 
Geburtstag dazu auserſehen, mit ſeinem Sohne, den er ſeit Jahresfriſt 


1) Vgl. Hohenzollernjahrbuch 1913, S. 241 ff. 
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nicht geſehen hatte, wieder zuſammenzutreffen. Über den Verlauf der 
Zuſammenkunft berichtete Seckendorff am 18. dem Herzoge: „Ce n'est 
que hier au soir, quand je fus de retour de Sonnenbourg... II 
faut que je fasse part à V. A. de l'agréable nouvelle qui est la 
reconciliation entière du Prince Royal avec S. M. Elle se rendit 
le 15, NB. jour de naissance de Roi, à Custrin étant accompagné 
de Grumbkow et Derschau; il fit venir le Prince Royal avec la 
suite dans la maison où il était descendu, il lui tint un grand 
sermon dont j'aurai l’honneur d'entretenir V. M. de bouche. Le 
Prince Royal se mit & genoux pour demander pardon et cela en 
des termes cordiales ce qui toucha le pére si vivement qu’il l’em- 
brassa et qu'il le quitta avec la promesse d’un pardon éternel. 
Sitôt que le Roi arriva à Sonnenbourg, il me fit la grâce de me 
dire tout ce qui s'était passé et m’ordonna de passer à mon retour 
par Custrin, de prêcher à mon tour au Prince Royal l'obéissance 
pour le Père, la dévotion pour l?’ Empereur et l’exhorter à une con- 
duite plus régulière à l'avenir. Le Roi y ajouta que je pourrais 
être assuré que le Prince Royal m’écoutera favorablement, puis- 
qu'il était convaincu à cette heure qu'il et que ceux qui aimérent 
la personne du Roi, étaient aussi amis sincères du Prince Royal. 
J’exécutai les ordres du Roi le 16 au soir en compagnie de Ginckel. 
Le Prince Royal étant averti de notre arrivée, vint à notre rencontre; 
après une félicitation générale il me tira à part, m’assura de m'avoir 
pas mérité la grâce que S. M. I. avait eue pour lui dans son malheur, 
mais qu’avec une dévotion éternelle il tâchera de s'en rendre digne. 
Enfin, Monseigneur, je peux dire avec vérité que ce Prince a 
changé beaucoup à son avantage de corps et d'âme, la dernière 
reconnaît les faux principes dont on était imbu ... pour le corps 
V. A. ne le reconnaîtra plus, ayant toute une autre physiognomie 
plus revenante et éclairée, des épaules et jambes grasses et larges, 
la taille augmentée d'un pouce au moins, point d'affectation plus, 
la marche noble. Du reste on ne sait pas encore ce que le Roi 
fera à cette heure de lui, cela il m’a dit, qu'il enverra au Prince 
des équipages et donnera plus de liberté pour pouvoir sortir... 
J'espère que V. A. ne manquera pas de féliciter S. M., par une 
lettre le plus tôt qu'il se pourra.“ Unter denen, die dem Könige ihre 
Teilnahme zur Wiederverſöhnung ausſprachen, war auch der holländiſche 
Generalleutnant Graf Hompeſch, den der König vom Spaniſchen Erb: 
folgekrieg her kannte; ihm antwortete der König am 11. September: 
„Je vous sais bon gré de la part que vous pensez de prendre au 
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pardon, que j'ai accordé à mon fils aîné. Il m'a donné des marques 
convaincantes de son repentir et changement de ses égarement: 
passés: ainsi comme père je ne l’ai pu lui refuser de lui rendre 
ma tendresse qui paraissait suspendue plutôt qu’&vanouie. J'espère 
que le Bon Dieu l’assistera de ses grâces, afin que sa conversion 
me mette en état de lui continuer ma bonté.“ !) 

Am 7. Auguft hatte Sedendorff dem Herzog mitgeteilt, daß die 
Hochzeit der Prinzeſſin Wilhelmine auf den 20. November verfdoben 
ſei, die ganze herzogliche Familie, alſo auch die Prinzeſſin Eliſabeth, 
eingeladen werden würde. Bei einem Beſuche in Braunſchweig (Ende 
Auguſt) beſprach er mit ihm das nähere, von Caſſel aus ſchrieb er ihm 
am 1. September: „J'ai regu ce matin réponse du Roi de Potsdam 
[auf feinen Brief aus Braunſchweig!: Ich fehe wohl, daß man mit ihm 
verblümt geſprochen, alfo was ich ihnen fagen werde, fie kein mauvais 
visage machen, indeſſen gebe meine Parole, daß mein älteſter Sohn, 
wofern er ſeine Conduite ändert, keine andere als aus dem Hauſe 
Bevern, Carl ſeine Schweſter heiraten ſoll; ſofern aber der Prinz Wallis 
eine nimmt, ſo ſoll mein Sohn keine nehmen. Er iſt aber nur 19 Jahre 
alt; wenn er älter wird, und die Conduite gut, ſo kann ich dieſes 
poſitive auf Parole d'honneur verſichern, daß es geſchehen ſoll. J'ai 
répondu au Roi: Ich verſichere mit Leib, Ehre und Leben, daß was 
E. K. M. mir wegen der Bevernſchen Heirat anvertraut, zu keinem 
anderen Gebrauch insgeheim dienen ſoll als alle widrigen Anſchläge zu 
vernichten; von der ehrenhaftigen Ausführung bin ich ſo verſichert als 
von meiner Seligkeit. Die Heirat ſelbſten hat keine Eile nötig. Es iſt 
auch in weiter gut, daß E. K. M. die Perſon ſo wohl als die Perſon 
auch fie ſelber ſehen und kennen lernen. J'espère que ma réponse 
aura l’approbation de V. A.“ Am 23. Oktober lud der König den 
Herzog und die Herzogin zu den Vermählungsfeierlichkeiten ein; es 
werde ihm Freude machen, wenn ſie eine ihrer Töchter, d. h. die bald 
ſechzehnjährige Prinzeſſin Eliſabeth, mitbrächten. Seckendorff wußte, 
daß der Kronprinz zu der Vermählung ſeiner Schweſter kommen werde; 
aber daß die Prinzeſſin Eliſabeth an den Pocken erkrankt war, ließ ihn 
fürchten, daß auch der Beſuch des Kronprinzen aufgeſchoben werden 
würde. Die Eltern kamen; das Ausbleiben der Tochter entſchuldigten 
ſie damit, daß ſie noch nicht von den Pocken wiederhergeſtellt wäre. 
Nach ihrer Abreiſe, 6. Dezember, erklärte der König Seckendorff gegen⸗ 
über feine Abſicht, im nächſten Jahre mit dem Kronprinzen nach Wolfen⸗ 


— 


1) Aus den Minutenbüchern des Geheimen Staatsarchivs. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 31 
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büttel zu kommen, die Prinzeſſin zu ſehen, was dieſer nicht verfehlte, 
dem Herzog ſofort mitzuteilen. Als dann die Nachrichten vom Befinden 
der Prinzeſſin beſſer lauteten, ſchrieb der König am 29. Januar 1732 
an den Herzog: „Mon fils aîné ne se porte pas bien, mais grâce à 
Dieu il commence à se remettre et j'espère que nous ferons bonne 
fin à tout son établissement et je ne souhaite rien plus que de 
m’acquitter de ce que nous avons parle. Est-ce que j’ose vous de- 
mander: votre fille se porte-t-elle bien?“ worauf der Herzog am 
1. Februar antwortete: „Nous avons été mis au comble de notre 
joie de trouver V. M. encore dans les mémes sentiments, avec 
lesquels Elle avait la bonté de se faire trouver sur un certain 
sujet, ayant l’honneur de nous congédier très humblement de Sa 
personne Royale“; er fügte hinzu, die Herzogin werde mit der Prin- 
zeſſin nach Berlin nachkommen. 

Der Kronprinz war von einem Wechſelfieber, das ihn doch mehr 
mitgenommen hatte, als er dem Vater gegenüber Wort haben wollte!), 
noch nicht wieder hergeſtellt, als er in der Nacht des 4. Februar durch 
eine Stafette einen Brief des Vaters erhielt: er habe ihm die Prin⸗ 
zeſſin von Bevern als Braut beſtimmt; er ſolle ſich cito entſcheiden; 
die Hochzeit werde freilich nicht vor dem Winter ſein können; wenn 
der Herzog von Lothringen nach Berlin käme, werde er ihn kommen 
laſſen; ſeine Braut werde dann mit ihren Eltern mitkommen. 

Seckendorff war auf der Rückreiſe von Wien Ende Januar in 
Leipzig von einem Kurier eingeholt worden, der ihm einen Brief des 
Prinzen Eugen vom 29. brachte: eine der erſten Wirkungen der für 
den Sommer in Ausſicht genommenen Zuſammenkunft des Kaiſers und 
des Königs ſei die Feſtſetzung der Bevernſchen Heirat; er ſolle unter 
der Hand alles anwenden, daß des Königs Entſchließung nicht fo lange 
ausgeſtellt werde und je eher, je beſſer zuſtande kommen möchte, wozu 
etwa die Anweſenheit des Herzogs von Lothringen, und wenn der Prinz 
von Bevern ſich mit ihm nach Berlin verfüge, eine mehrmalige Gelegen⸗ 
heit geben dürfte. Am 4. abends kam er in Berlin an, am 5. meldete 
er dem Prinzen Eugen, die Königin habe auf Befehl des Königs die 
Herzogin von Bevern mit ihren Töchtern einladen müſſen ?), der König 


1) Dagegen ſchrieb die Königin an die Markgräfin von Ansbach am 
5. Februar: „J'ai été fort allarmée pour votre frère aîné qui a été à l'ex- 
tremite. Le Roi a envoyé le jeune Stahl [den Sohn des erften Leibarztes] 
pour lui donner des médecines. Grâce à Dieu, il est hors de danger“, 
und am 8.: „Votre frère se porte beaucoup mieux et viendra ici“ [König⸗ 
liches Hausarchiv]. Erft am 8. erlaubten ihm die Arzte, ein wenig auszugehen. 

2) Der König an Herzog Ferdinand Albrecht, 5. Februar: „Je serai 
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wolle die Bevernſche Heirat abſolut zuſtande haben. Das weitere be- 
richtete er dem Herzog aus Potsdam vom 6.: „Je suis arrivé hier 
au matin [in Potsdam] et je fus recu trés gräcieusement; on me 
dit dabord qu'on était résolu de donner fin à toutes les intrigues 
et de déclarer le mariage du fils avec le corpus delicti et que par 
cette raison on avait fait en sorte que la Duchesse viendra ici avec 
la personne en question. J'ai répondu que je ne croyais pas qu'on 
était encore en état de voyager et que le grand froid ne me pa- 
raissait guère propre pour faire voyager les dames. Ille: point 
du tout, on m'a déjà donné la parole de venir et cela sera fait 
entre nous en quinze jours; pour la consommation du mariage on 
le peut différer. Voyant que tout était résolu, j'ai répondu qu'on 
savait que les mesures se prenaient chez lui d'une manière que 
le coup ne manquait point. A table le Compatron (der König) se 
leva, la Reine me dit: La Duchesse viendra 19. Ego, faisant le 
semblant de nen être point informé, j'ai repliqué que je l'avais 
cru si avancée en grossesse qu'on n'aura pas osé de se promener, 
mais elle répondit: Ce que je vous dis est bien vrai et je suis 
si aise de voir la Duchesse que rien au monde surpasse le con- 
tentement, quand je suis avec elle, car je l’aime plus qu’une propre 
sœur, si j'en avais On remarqua pourtant peu de contentement 
sur son visage, et comme le Roi retourna, notre discours fut rompu. 
Mais le Roi se plaignait de ses accidents et que le samedi passé 
il n'avait pas cru de survivre le lendemain; pour aujourdhui je 
me porte raisonnablement bien, dit-il, mais je crains de fâcheux 
accidents... pour Junior [den Kronprinzen], sa santé n'est pas la 
meilleure non plus, pourtant il se trouvera à l'arrivée du Duc de 
Lorraine à Berlin. On achète la maison de Katsch pour loger le 
gouverneur, et le gouvernement est destiné pour Junior avec sa 
Belle. Après cette species facti je suis obligé de dire mes senti- 
ments sur le voyage; j'aurais souhaité par plusieurs raisons qu'on 
n'aura pas topé de mener le corpus delicti ici, on aura pu se 
servir du prétexte de l’indisposition, mais voyant que tont est 
accordé, je veux espérer au moins que les tâches au visage ne sont 
pas si excessives que l’Amant sen degoûtera; car comme la Reine 
est entrée incontinent dans les souhaits du Roi, je crains qu'on 


-m — 


trés satisfait d’avoir l'honneur de voir Madame votre épouse et votre prin- 
cesse aînée chez moi. Mon fils le Prince Royal sera aussi à Berlin, mais 
il ne viendra à Potsdam“ und am 7.: „Le Prince Royal mon fils se remet 


et se porte fort bien; il se prépare de vous voir à Berlin“. 
31 * 
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espère à trouver à redire à la personne, pour faire différer la 
promesse, et si cela arrive, tout le monde sera surpris qu'on a 
mené la Princesse ici, sans qu'on soit venu à la conclusion. Je 
suis moralement persuadé que si le Roi reste maitre, tout ira 
bien, mais si contre toute attente la Reine trouvera des ex- 
pédients à faire différer la chose et que Junior fera le difficile 
à donner le mot, je tremble des inconvénients qui en peuvent 
arriver... Je ferai en attendant préparer le Junior par Biberius 
[Grumbfow] afin que nous le trouvons préparé & tous les événe- 
ments, car V. A. peut compter sur nous deux et Derschau sera le 
troisieme pour nous seconder. Du reste nous avons toute la clique 
Anhaltine contre nous... Le 7 du matin. Pour la Princesse, 
j'avoue que je souhaite du cœur et d’äme que cette promenade lui 
fasse de bien, et le Roi a actuellement écrit en main propre à 
Junior qu'il avait pris la résolution de la faire venir ici, afin de 
finir cette affaire, si les personnes se plaisaient. Junior en a été 
terriblement allarmé qu’on le pressät si fort, il a pourtant répondu 
qu'il se soumettrait en tout aux ordres du Roi et que celui trou- 
vera, si la Princesse sera apres de sa convénience. Je sais de 
bonne main quon fait tout au monde pour rendre la personne 
dégoûtante au Prince et c'est par cette raison que j'aurais sou- 
haité plutôt la première entrevue à Blanckenbourg, où nous ne 
serions été environnés que des honnêtes gens, mais comme le vin 
est tiré, il le faut boire et on tâchera d'y remédier tant qu'il sera 
possible, car cette affaire est fort A cœur à I'Impératrice.“ 

Seckendorff war von der Eile, mit der der König jetzt die Ber- 
lobung betrieb, ſehr wenig erbaut. Hatte man kaiſerlicherſeits dieſelbe 
befürwortet zu einer Zeit, als der Kaiſer mit dem Könige von England 
zerfallen war, ſo kam es jetzt, wo ſich das Verhältnis zu beſſern an— 
fing, darauf an, ſie hinauszuſchieben, vielleicht gar zu verhindern. 
Man mußte auf jeden Fall den Schein zu vermeiden ſuchen, als ob 
der Kaiſer an dieſer Verlobung beteiligt ſei und ſich in die Familien⸗ 
angelegenheiten des preußiſchen Königshauſes eingemiſcht habe; vor 
allen Dingen durfte man nicht der Königin Gelegenheit geben, nach 
England zu berichten, dieſe Verlobung ſei auf Anſtiften des Wiener 
Hofes geſchehen, und ſchon die Anweſenheit des Herzogs von Lothringen 
bei dieſer Verlobung konnte nicht verfehlen, in England böſes Blut zu 
machen. Trotz Seckendorffs Vorſtellungen blieb der König feſt; am 
16. kam die Herzogin mit ihrer Tochter in Potsdam an. 

Schon im November 1731 war von Wien aus beſtimmt, der 
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Herzog Franz von Lothringen ſollte auf ſeiner Rückreiſe aus England 
in Berlin einen Beſuch machen, vor allem, um mit dem Kronprinzen 
in freundſchaftliche Beziehungen zu treten, die in Zukunft bei der 
ſchwankenden Geſundheit des Königs von großer Bedeutung werden 
konnten !). Am 23. Februar 1732 kam der Herzog in Potsdam an 
und wurde vom Könige mit ganz beſonderer Aufmerkſamkeit und Liebens⸗ 
würdigkeit aufgenommen, galt er doch ſchon damals allgemein als der 
Bräutigam der älteſten Erzherzogin Maria Thereſia, der Erbin der 
öſterreichiſchen Länder. Der König wollte ſeine Anweſenheit benutzen, 
ſeiner Ergebenheit durch den Kaiſer einen beſonderen Ausdruck zu geben. 

Am Nachmittag des 26. waren die fürſtlichen Gäſte in Berlin ver⸗ 
ſammelt; auf ausdrücklichen Befehl des Königs traf der Kronprinz erſt 
jetzt, abends um 6 Uhr, aus Cüſtrin hier ein und ſah jetzt auf dem 
Schloſſe die ihm zugedachte Prinzeſſin zum erſten Male. Am 28. hielt 
der König bei ihren Eltern um ihre Hand für ſeinen Sohn an. Noch 
an demſelben Abend teilte der Herzog von Bevern Seckendorff mit, des 
Königs Wunſch ſei, daß der Herzog von Lothringen im Namen des 
Kronprinzen um die Prinzeſſin bei deren Eltern anhalte; er hatte hinzu⸗ 
geſetzt, auf Antreiben der Königin habe der König dieſen Wunſch ge— 
äußert. Seckendorff erkannte die geſchickt angelegte Intrige ſeiner 
Gegnerin, die noch im letzten Augenblick grade das, was der kaiſerliche 
Hof durchaus hatte vermeiden wollen, durchzuſetzen drohte; ſeinen ein⸗ 
dringlichen Vorſtellungen, bei denen die Rückſicht, die der Kaiſer auf 
England zu nehmen habe, eine große Rolle ſpielten, gelang es, den 
Herzog von Bevern auf ſeine Seite zu ziehen. Am Morgen des 29. 
erſchien bei Seckendorff Oberſt Derſchau, Adjutant des Königs: dieſer 
ſähe es für ein großes Glück an, daß dieſe Eheſchließung zur Zeit der 
Anweſenheit des Herzogs von Lothringen ſtattgefunden habe; es würde 
die höchſte Ehre für ihn ſein, wenn der Herzog durch Seckendorff be⸗ 
wogen werden könnte, bei den Eltern um die Hand der Prinzeſſin für 
ſeinen Sohn anzuhalten und von dieſer den Ring für den Kronprinzen 
zu fordern und gegen den des Kronprinzen einzutauſchen. Der Herzog 
verhielt ſich auf Seckendorffs Anraten ablehnend: es würde ſo ausſehen, 
als ob die Herkunft der Bevernſchen Prinzeſſin mit vielem Fleiße ſo 
veranlaßt worden ſei, daß er um ſie für den Kronprinzen gleichſam im 
Namen und mit Gutheißen des Kaiſers angehalten hätte; eine Ab⸗ 
lehnung, die den König ſehr peinlich berührte. Am 10. März fand auf 


Un Duncker in den Sitzungsberichten der Wiener Akademie 1899: 
Der Beſuch des Herzogs Franz von Lothringen in Berlin. 
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bem Schloſſe die feierliche Verlobung und der Ringwechſel ftatt!). Am 
15. reiſte der Herzog von Lothringen aus Berlin ab; Seckendorff be- 
gleitete ihn bis nach Frankfurt a. O.; nach ſeiner Rückkehr nach Berlin 
ſchrieb er der Herzogin am 19. März: „Je suis ravi que la nouvelle 
alliance établie par les fiançailles du Prince Royal de Prusse avec 
la Princesse Elisabeth a fait plaisir a V. A. et & Monseigneur le 
Duc. V. A. a raison d'attribuer tout cela à la Providence qui a 
choisi la sérénissime maison de V. A. pour donner des impératrices 
et des reines À toute l'Europe. Je crois bien que les malinten- 
tionnés mettront tout cela sur le compte des intrigues qui ordi- 
nairement ne manquent pas dans ces sortes de conjonctures, mais 
étant au fait de tout, il faut remercier le Bon Dieu qui a dirigé 
les cœurs de ceux qui y sont uniquement et le plus intéressés à 
venir à une conclusion d'une affaire qu'on a cru encore bien 
éloignée. Il faut espérer que la bonté divine, qui a commencé 
cet ouvrage, le finira pour le bien temporel et éternel des per- 
sonnes qui doivent finir leurs jours ensemble dans le lien conjugal. 
Pour les nôces, selon mon sentiment, on doit suivre absolument 
ce que le Roi trouvera bon, mais comme il est permis de souhaiter, 
je voudrais par plusieurs raisons que le mariage fût consommé 
avant la fin de l'année. Le projet de V. A., de faire la céré- 
monie à Salzthal, a ma approbation et j'insinuerai en temps et lieu 
cette pensée au Roi et comme surtout il faudrait choisir encore la 
belle saison pour profiter de ce charmant endroit, cela pourrait 
servir à sonder les intentions du Roi, s’il veut achever tout cela 
avant que l'année finisse. Jusqu'à l'heure qu'il est, lamant ne 
paraît pas trop pressé, mais tout cela viendra avec le temps. Pour 
le chagrin qu'on aura de cette alliance au delà de la mer, on n'en 
doit pas douter, aussi on ne manque pas d'attribuer à moi tout ce qui 
s'est passé, mais comme ma confiance est nette aussi sur ce chapitre 
et que mon très auguste Maître même est très bien informé que 
je me suis gouverné là-dedans selon les intentions, je supporte 


1) C.D. an die Miniſter Borde, Podewils und Thulemeier vom 7. März: 
„Sie follen an den fremden Höfen notifigieren, daß künftigen Montag, als ben 10. 
das Verlöbnis des Kronprinzen von Preußen mit der älteften Pringeffin von 
Bevern gehalten werden fol". Ein Kurier, die kaiſerliche Genehmigung zu der 
Verlobung einzuholen, iſt nicht nach Wien geſchickt worden. Der Aufſchub der 
förmlichen Verlobung bis zum 10. März erklärt ſich aus dem Geſundheitszuſtand 
des Königs, der an der Gicht erkrankt war. Am Abend des 10. ging General⸗ 
major v. Schulenburg mit der Anzeige der vollzogenen Verlobung nach Wien ab. 
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avec patience la disgräce des autres, que je n'ai pas meritée ni 
directement ni indirectement.“ Seckendorffs Vorſchlag wurde in 
Wolfenbüttel wohl beherzigt: als Herzog Ferdinand Albrecht Anfang 
April wieder zurückreiſte, trug ihm der König auf, den regierenden 
Herzog zu fragen, wo die Hochzeit ſtattfinden ſolle, er überlaſſe ihm 
die Entſcheidung, worauf dieſe durch den Herzog von Bevern antworten 
ließen, Salzdahl wäre ihnen am liebſten, toute cérémonie y serait 
bannie. Der König war damit einverſtanden. Seckendorff riet weiter, 
man ſolle mit den Ehepakten möglichſt wenig Schwierigkeiten machen: 
„Il faut pourtant point tarder de contenter le Roi sur tout cela, 
car comme il presse les projets des mariages, il me semble que 
son intention est de faire consommer le mariage du Prince Royal 
plus tôt que les autres ne eroient“ [26. März] und noch genauer 
am 10. April: „Il y a trois jours que le Roi a dit à la Reine en 
presence de Derschau que ses intentions &taient de mener le prince 
Royal après la revue de Magdebourg [2. Juli] à Salzthal pour 
y consommer les nöces sans cérémonies. La Reine n'y a répondu 
mot, mais Derschau pour faire sa cour à la dernière a dit: Il 
faut pourtant quelques solemnités. Le Roi a répondu: Cela se 
fera bei der Heimführung.“ 2) 

Nach der Abreiſe des Kronprinzen in ſeine Garniſon (Ende März) 
begann der Neu⸗ und Umbau des für ihn beſtimmten ehemaligen 
Gouvernementshauſes. Die Verhandlungen wegen der Ehepakten wurden 
ſofort aufgenommen; um die wenigen noch nötigen Anderungen zu be- 
ſprechen, bat der König um die Sendung des Geheimrates v. Münch⸗ 
hauſen (22. Mai). Daß dieſer im Juni mit dem regierenden Herzog 
nach Karlsbad reiſen mußte, von wo er erſt im Auguſt zurückkehrte, 
war die erſte Verzögerung; auch der Bau ging nicht ſo ſchnell vor- 
wärts, wie gehofft war. Am 9. Juni ſchrieb Seckendorff der Herzogin: 
„Le Prince Royal se trouve ici avec son régiment”) et l'harmonie 
entre pere et fils est en augmentant; je souhaite la méme chose 
dans l'amour, mais il me paraît que des autres objets frappent ê). 
Comme le palais destiné pour les nouveaux mariés ne pourra pas 


— — — 


1) Der König an den Herzog 23. April: „L’esperance de vous embrasser 
tous à Salzthal, lorsque les nöces de nos enfants se feront, m'inspire des 
idées trop agréables. Je compte que la revue de Berlin sera au com- 
mencement de juin, ainsi je ressentirais une grande satisfaction si vous 
pouviez me faire là l'honneur de votre visite vers la fin du mai.“ 

2) Er war mit ſeinem Regiment am 4. Juni zur Revue in Berlin eingerückt. 

3) Anſpielung auf des Kronprinzen Beziehungen zur Frau v. Wreech. 
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étre achevé avant le printemps prochain, on croit quon différera 
le mariage jusque vers ce temps-la. Au moins je ne conseille pas 
qu'on fasse encore des préparatifs à Salzthal.“ 

Im Auftrage des Prinzen Eugen hatte Seckendorff dafür forgen 
müſſen, daß in den Hofſtaat des Kronprinzen dem kaiſerlichen Hofe 
ergebene Perſonen kamen; es war ebenſo wichtig, daß zu der Prinzeſſin 
Eliſabeth eine Oberhofmeiſterin kam, die nicht nur die mannigfachen 
Mängel, die der Kronprinz an feiner Braut auszuſetzen gefunden hatte, 
beſeitigte, ſondern vor allem zur kaiſerlichen Partei gehörte. Die Wahl 
fiel auf die Witwe des Staatsminiſters v. Katſch, eine „vernünftige 
Frau, die auch bei dem Kronprinzen viel Gutes für das kaiſerliche Inter⸗ 
eſſe zu ſtiften vermöge“, oder wie Seckendorff einmal ſchreibt, „eine 
brave Dame, an der kein Falſch iſt“. Sie ging Anfang September nach 
Wolfenbüttel ab; am 11. Oktober ſchrieb ihr der König: „Je suis 
content de l' application que vous avez de former l'esprit de ma 
chére fille, la princesse de Bevern, et de cultiver son bon naturel. 
Vous devez surtout travailler à l'entrenir dans les sentiments de 
piété et de dévotion qui est le fondement du vrai bonheur; in- 
spirez-lui aussi un veritable mépris pour la vanité du monde et 
pour les masquérades et opéras, qui ne causent que des dépenses 
inutiles; au contraire votre premier soin doit étre de la porter & 
un exacte ménage, dont vous lui détaillerez toujours l’utilite et 
la nécessité.“ !) 

Seckendorff fand immer neue Mittel, den Kronprinzen gegen ben 
kaiſerlichen Hof zu verpflichten. Unter denen, die von der Kataſtrophe 
von 1730 mit betroffen waren, war auch Duhan, der frühere Lehrer des 
Kronprinzen ſeit 1716; er war nach Pillau verbannt worden. Ende 
April 1732 hatte der Kronprinz Grumbkow gebeten, er möge ihm 
raten, was er tun folle, um Duhan aus feiner Verbannung zu bes 
freien. Grumbkow hatte ſich an Seckendorff gewandt, dieſer hatte ſchon 
bei einem Beſuch Mitte April in Wolfenbüttel mit der Herzogin von 
der Sache geſprochen und kam dann in einem Briefe vom 10. Juli 
an fie noch einmal darauf zurück: „Duhan autrefois précepteur du 
Prince Royal, homme tres savant et de beaucoup des études, mais 
par malheur hai du Roi et envoy& innocentement à Pillau par 
soubçons mal fondés, comme s'il avait eu connaissance de ce que 
a tramé le Prince Royal, qui de son côté a tant d'estime et 
d'amitié pour cet homme qu'on peut compter qu'il sera un jour 


1) Aus den Minutenbüchern. 
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un grand personnage, quand le Prince Royal viendra à la régence. 
C'est dont S. A. R. m'a obligé dans ce temps-là de parler avec 
vos Altesses en faveur de ce Duhan, et depuis j'ai obtenu de 
S. M. I. pour cet homme une pension de 400 écus, en sorte qu'il 
ne lui manquait rien que de le tirer de sa prison et cela sous un 
pretexte qui ne fasse pas soubconner le Roi que le Prince Royal 
se soit interesse pour lui; der König habe in feine Freilaſſung 
gewilligt, der Herzog von Blankenburg möge ihn als Bibliothekar mit 
oder ohne Titel und einem Gehalt von 100 Talern anſtellen; cela 
fera beaucoup de plaisir au Prince Royal et cet homme mäme ne 
doit pas encore savoir que les 400 écus de pension viennent de 
l'Empereur. Si le Duc nous accorde cette prière, je ferai en sorte 
que le Prince Royal en écrive des remerciments à S. A. et des 
recommandations en même temps pour ce Duhan. Am 18. Dezember 
konnte er das Ergebnis melden: „A la fin j'ai obtenu la liberté au 
pauvre Duhan et j’envoie les ordres pour le faire venir pour 
l'envoyer à Wolfenbüttel. Je prie V. A. d'y ordonner quelui fera 
plaisir, car cet homme nous pourra être très nécessaire à son tour 
à cause de l'affection que le Prince Royal lui porte.“ 1) 

Ein ſehr ſchwieriger Punkt für den Kronprinzen war der Brief- 
wechſel mit ſeiner Braut, aus dem einfachen Grunde, den er Grumbkow 
eingeſtand, daß er ihr nichts zu ſchreiben wiſſe. Am 29. Auguſt 1732 
ſchrieb der Herzog dem Könige: „La Princesse est un peu inquiète 
de ce qu'il y a à son compte un peu trop longtemps que son cher 
Prince Royal ne l'honore pas de ses précieuses lettres, et est en 
peine, si peut-être les siennes aient involontairement par une ou 
autre expression occasionné ce silence. Je suis tout à fait per- 
suadé que cette petite personne a tort dans son jugement, cependant 
il m'a fait plaisir de lui découvrir cette petite inquiétude, qui 
marque que son cher fiancé lui est plus à cœur, que son humeur 
égale en toute chose ne me l’aurait pas fait croire.“ Der König 
antwortete am 3. September: „Je m'intéresse un peu en père dans 
le proces que notre chere fille votre Princesse ainée est en droit 
de faire à son fiancé à cause de son peu d’exactitude dans la 
correspondance. Quoique ses occupations continuelles auprès de 
son régiment et son dernier voyage qui l'à arrêté plusieurs jours 
ici, le pourront excuser en quelque manière, je ne prétends pas 
prendre son parti et je travaillerai à le rendre plus diligent dans 


1) Er kam im April 1733 in Blankenburg an. 
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son devoir amoureux.“ !) Am 4. kam ein Brief des Kronprinzen zur 
höchſten Freude der Prinzeſſin; ihr Vater ſchrieb 6. September: „I 
ne s'agit plus de reproche là-dessus entre nos amoureux, mais à 
présent elle est en peine à son tour qu'une lettre pour son prince 
confiée à M. de Münchhausen [der Ende Auguft nad Berlin ge- 
fommen war] ne lui soit pas rendue de trop vieille date, qu'elle 
espère que V. M. donnera la permission à ce Mtinchhausen de 
la lui présenter.“ Die Prinzeſſin hatte Recht mit ihrer Befürchtung, 
Münchhauſen hatte den Brief noch gar nicht abgegeben. 

Seinem Briefe vom 3. September hatte der König eigenhändig 
hinzugefügt: „Mon fils est volage, fort jeune, il galope mit der 
Leimstange (2) je peux lui dire de témoignage qu'il a beaucoup de 
considération pour sa Haushalt (?) et qu'il s'informe souvent de sa 
maison si elle peut étre préte au printemps; tout sera en ordre vers 
ce temps-la et je compte que nous ferons les nöces au commence- 
ment de juin à Salzthal und ſobald es vorbei ift, daß wir den 12. 
in Berlin die Heimführung, als wir alle Regimenter beiſammen, 
wollen wir da auch Monſieur und Madame Charlotte Ende machen. 
Enfin touchant nos affaires de famille tout est en ordre, il n'y a 
rien plus à faire que la consommation; die jungen Leute verlangen 
danach“. Der Zuſtimmung des Herzogs gewiß, gab der König Münch⸗ 
hauſen, der am 10. September zurückreiſte, einen Brief an die Herzogin 
Chriſtine Luiſe mit, in welchem er ſie um ihre und des regierenden 
Herzogs Einwilligung in dieſen Vorſchlag bat. Seckendorff hatte auch 
einen Beſuch des Kronprinzen angekündigt: „Tout va bien ici, ce 
que M. de Münchhausen pourra confirmer après avoir vu l'original 
d'une lettre du Roi, par laquelle S. M. marque en même temps 
qu'on a envie à Ruppin d'avoir le portrait de Amata im Knieſtück. 
Il faut que cela soit fait par un bon peintre... Pai actuellement 
pense & Pesne qui veut venir, quand on le trouvera à propos... 
Il est absolument nécessaire qu'on contente là-dedans l’amant si 
tôt qu'il se pourra, car à la fin de l'année ou au commencement 
du carneval on se rendra sur le lieu pour se voir“ (9. September). 
Am 16. September wurde der Ehekontrakt des Kronprinzen und der 
Prinzeſſin Eliſabeth unterzeichnet. 


1) Vgl. Oeuvres de Frédéric le Grand 27; 3, 59. Am 3. Dezember ſchrieb 
der Herzog an den König: „Que V. M. a tant de sujet d’étre content de son 
Prince Royal, ne saurait autrement que me réjouir infiniment et sa jeune 
fiancée en a une joie extréme de recevoir un si signalant présent & son 
jour d’Elisabeth [19. November] accompagné d'une lettre trés obligeante. 
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Hatte der König in die Verlobung ſeines Sohnes mit der Prin- 
zeſſin von Bevern eingewilligt, um den engliſchen Heiratsprojekten ein 
Ende zu machen, und „aus Gefälligkeit gegen den kaiſerlichen Hof“, 
ſo bemühte ſich dieſer jetzt, wo er die Freundſchaft und Unterſtützung 
des Königs von England, der immer noch an der Doppelhochzeit feſt⸗ 
hielt, gewonnen hatte, bei ihm den Schein zu erwecken, als ſei er an 
dem Zuſtandekommen dieſer Verlobung völlig unbeteiligt. Auf der 
Zuſammenkunft in Prag (Anfang Auguſt 1732) verſicherte Seckendorff 
dem engliſchen Geſandten, er habe glücklicherweiſe Papiere bei ſich, die 
bewieſen, daß er an der Bevernſchen Verlobung keinen Anteil habe. 
Schon auf dieſer Zuſammenkunft, wollten Eingeweihte wiſſen, war da⸗ 
von die Rede geweſen, dieſes Heiratsprojekt zu durchkreuzen; im Herbſt 
kam man in Wien mit dem engliſchen Geſandten auf den Gedanken, 
der Prinz von Wales ſolle die Prinzeſſin Eliſabeth, der Kronprinz die 
Prinzeſſin Amalie, der Prinz Karl nicht die Prinzeſſin Charlotte, 
ſondern die Prinzeſſin Anna von England heiraten. Der Wolfenbüttler 
Hof, der auf engliſcher Seite ſtand (die Herzogin bezog von England 
eine Penſion), verfehlte nicht, dieſe neuen Projekte herumzubringen. 

Herzog Ferdinand Albrecht war Mitte November 1732 über Berlin 
nach Wien gegangen, wo er mit dem Prinzen Karl, der von ſeiner 
Reife nach Holland und den Niederlanden kam, zuſammentraf !). Er 
hatte am kaiſerlichen Hofe einen genauen Bericht von der beabſichtigten 
Doppelhochzeit ſeiner Kinder vorgebracht, der den vollen Beifall der 
Kaiſerin fand. Während der Kaiſer und die Kaiſerin ihm fortwährend 
ihr größtes Wohlwollen für den König von Preußen ausſprachen )), 
bekam er auch andere Dinge zu hören: „Il ne mérite point d'atten- 
tion,“ ſchrieb er dem Könige am 22. November, „A ce que nos mal- 
veuillants osent divulguer dans le monde, comme s'il y avait des 
changements à ces alliances après les engagements si solemnels 


1) Der König hatte den Herzog aufgefordert, ihn mit dem Prinzen Karl 
zu der Zuſammenkunft mit dem Kaiſer zu begleiten. Da dieſer Beſuch ſeitens 
des kaiſerlichen Hofes abgelehnt wurde, ging Prinz Karl auf Reiſen, Anfang 
Juni über Hamburg nach Holland und den Niederlanden. Er kam Mitte Dezember 
in Wien an. 

2) Er ſchrieb am 3. Dezember, er habe die Komplimente des Königs an 
den Kaiſer und die Kaiſerin ausgerichtet; „elles y sont au possible sensibles 
et que leurs amities et leurs sentiments d’estime pour Votre personne 
Royale et l’affection pour toute la maison ne finiront qu'avec leurs jours. 
Les ordres que M. de Seckendorff recevra aussi pour V. M., ne partiront 
aussi que de ces principes de sorte que S. M. I. espére que vous aurez 
tout sujet de contentement“. Der König las dieſen Brief einige Tage nad) 
der Szene mit Seckendorff. 
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pris là-dessus, et avec l'assistance divine nous verrons au mois de 
juin ma chere Elisabeth entre les bras du Prince Royal et le 
prince Charles le I du juillet jouir des délices de son aimable prin- 
cesse Charlotte.“ An den Rand Deler Stelle hat Eichel die könig⸗ 
liche Antwort aufgezeichnet: „Ich bliebe dabei, ich ginge nicht ab, id 
wiſſe ſchon, was er mit dieſem Briefe ſagen wolle, weil dergleichen 
auch an mich gekommen iſt, bleibe aber feſt, wenn es von den Übel⸗ 
geſinnten zu toll geſpielet würde, wäre das beſte, daß die Hochzeiten 
in der Stille und eher als die anderen es glaubten, gemachet, die 
Solemnitäten aber erft nachher celebriret würden.“!) 

Wiederholt und in beſtimmteſter Form hatte Seckendorff vom 
Prinzen Eugen den Befehl erhalten, dem Könige die neuen Heirats⸗ 
projekte mitzuteilen, und als er am 25. November nach achtwöchent⸗ 
licher Abweſenheit nach Berlin zurückkehrte, legte ihm Grumbkow einen 
Brief des Herzogs vom 22. November vor, in dem ſich dieſer bitter 
über dieſe neuen Pläne beklagte unter Beifügung der darauf bezüg⸗ 
lichen Stelle aus einem Brief an den König vom 22. November 2). Es 


1) Die Ausfertigung vom 4. Dezember bei Förſter, Friedrich Wilhelm I. 
III, 140. 

2) Den Brief an Grumbkow in den Publikationen 72, 85. Auch an Seden- 
dorff hat der Herzog geſchrieben, der ihm am 30. antwortete: „Pour le Com- 
patron, il reste ferme dans l'amitié personnelle pour V. A. et on peut 
compter quil n’entrera en rien qui pourra être contraire aux vues de 
l’Augustissimo. Il est vrai que dans mon absence on a voulu faire mille 
sinistres insinuations au Compatron, mais cela n’a rien altéré sa fermeté.“ 
Der Herzog antwortete darauf am 6. Dezember: „Je vous trouve en peine 
des termes dont je me suis servi dans ma lettre au Roi du 22 du passé. 
J'ai de grandes raisons pour en avoir agi de la sorte et dont celle 
des bruits qui couraient publiquement 4 Berlin et Wolfenbiittel, des 
prétendus changements qui arriveraient aux alliances de mariages si 
sollemnellement contractés, en était une, puisque S. M. aurait pu trouver 
extraordinaire que dans l'étroite confidence, dans laquelle j'ai l'honneur 
d’être avec Elle, je lui dissimulerais entièrement d’avoir aussi connaissance 
d'un tel bruit général. Entre temps V. E. aura vu par ma première lettre 
que la dite mienne au Roi n’a pas été écrite sans la connaissance de 
L. M. I. ni de Monseigneur le Prince de Savoie, L. M. ayant lu méme 
le passage en question de la lettre et y ont donné leur approbation .. Je 
souhaite seulement qu'on se resouvienne du temps passé quand on veut 
traiter avec de certaines nouvelles cours, si adroites & nous montrer en 
éloignement de gros montagnes, mais qui, plus qu'on s'approche, s'en 
vont en fumée, et que si on pourrait admettre le changement d'un engage- 
ment pris le plus sollemnellement du monde, il ne serve d’exemple de 
dissoudre l’autre en m&me temps aussi.“ 
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war daher das unglücklichſte, was er tun konnte, wenn er jetzt, trog- 
dem daß Grumbkow warnte und nichts Gutes vorausſagte, am 5. Dezember 
dem Könige, der zu allem anderen an der Gicht erkrankt und deshalb 
doppelt reizbar war, ſeinen „unſchuldigen Vorſchlag“ vortrug; erſt am 
folgenden Tage im Tabakskollegium machte ſich die ganze Empörung 
des Königs, daß man ihm eine ſolche Lacheté zumute, Luft, und 
Grumbkow hatte Mühe, zu verhindern, daß er ſich nicht noch deutlicher 
über dieſe Intrige und die daran Beteiligten ausließ. Bezeichnend, 
wie Seckendorff dieſe Dinge dem Herzog am 9. berichtet: „Les change- 
ments de mariage que les malintentionnés ont publiés partout, sont 
allés si loin que je me suis trouvé obligé de parler au Roi A 
dessein de le sonder, mais on a pris si mal que le parti contraire 
est en vue de profiter de son animosité pour vouloir faire accroire, 
comme si les propositions d'un tel troc viennent de nous. On n'a 
que de la peine de le rectifier là-dessus et la lettre, dont V. A. 
fait mention, est sûrement arrivée à ce temps-là mal à propos, 
nonobstant qu'elle a été approuvée selon ce que V. A. m’assure 
dans la sienne, par S. M. l’Impératrice et le Prince. On se peut 
tromper facilement des mesures qu'il y a à prendre contre cette 
sorte d’insinuations, aussi que selon mon avis le meilleur parti 
qui est à prendre, sera toujours d'ignorer les intrigues qu'on 
fait, car comme le Roi est un prince fort soubconneux. il croit 
que sa famille elle même entre dans ce projet. Enfin notre Bibax 
a agi là-dedans en honnête homme, il a contribué que peutêtre 
tout ira sur le vieux pied avec moi.“ Nach feinen Briefen vom 9. 
und 22. Dezember war die Ruhe wieder hergeſtellt und er wieder im 
alten Vertrauen beim Könige, „mit Gottes und Grumbfoms Hilfe, der 
alles an alles gewagt habe“; auf einen Beſuch des Königs bei ihm 
am 26. ſetzte er feine letzte Hoffnung: „après j espère une le reste 
des soubcons mal fondés tombera entièrement.“ Tags nach dem 
Beſuche meldete er: „Comme le Roi a eu hier la grace de diner 
chez moi, on a trouvé que tout le passé est oublié entièrement. 
Avec tout cela cette affaire m'a causé bien du chagrin, car je ne 
remarque que trop que mes ennemis ont trouvé le moyen à insinuer 
comme si l'intérêt de l’Augustissimo ne fut point le véritable objet 
de ce que j'ai fait, mais une partialité et haine personnelle y avait 
part. Dieu sait mon innocence et je serais au désespoir, si ces 
insinuations puissent aller si loin, qu'on n’ait plus la möme con- 
fiance en moi qu'on eut gräcieusement autrefois. Plutöt étre haché 
en mille pièces que de manquer à ma fidélité et à mon devoir.“ 
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Ein Troft war, daß der Kronprinz, der feit dem 25. in Potsdam war, 
ſich Grumbkow gegenüber ſo geäußert hatte, daß man das beſte hoffen 
konnte, aber es entging Seckendorff nicht, daß ſeine Gegner mit Er⸗ 
folg weiter intrigierten und der König ihm trotz der Ausſprache am 
26. mißtraute; es klang ziemlich reſigniert, wenn er dem Herzog am 
23. Januar 1733 ſchrieb: „Je suis si chagrin des soubcons que je 
remarque qu'on a contre moi par rapport à une puissance maritime, 
que je voudrais de tout mon cœur être rélégué à Philippsbourg 1) 
avec ordre d'y passer le reste de mes jours. Malheureusement à 
- l'heure qu'il est, Biberius et moi sommes soubçonnés du Compatron, 
comme si on penchait du côté outre-mer et même la Reine a fait 
avertir Biberius d’être sur ses gardes avec le Maitre sur ce cha- 
pitre... Pour Junior, qui se trouve ici, il se gouverne tres 
raisonnablement et je crois qu’avec un peu de patience on viendra 
à bout de tout. Quel contentement pour moi, si tout était fini 
heureusement et qu’on me donne aprés mon congé pour pouvoir 
passer le reste de mes jours en repos.“ Sein Schlußwort in dieſer 
leidigen Sache lautete am 6. Januar: „Je n'ai déjà que trop dit 
sur le chapitre des mariages; voyant qu’on me soubconne de par- 
tialité je ne dirai jamais que oui et non, selon qu’on le veut 
avoir. Mais je suis si certainement informé des vues de l’autre 
côté qu'on me peut couper la tête, si on songe à l’autre change- 
ment, quand Junior ne sera plus à donner, et si on précipite cela, 
il y a d’autres accidents à craindre. Dixi et salvavi animam 
meam.“ ) 

Schon tm September hatte der König dem Herzog mitgeteilt, nad 
feiner Rückkehr aus Wien werde er nach Braunſchweig kommen „accom- 
pagne de mon fils aîné qui m'a déjà marqué l’envie qu'il a de 
voir sa chère. fiancée“. Nach einem kurzen Aufenthalt des Herzogs 
und ſeines Sohnes in Berlin Ende Januar ging der König mit dem 
Kronprinzen nach Braunſchweig, wo ſie vom 8. bis 18. Februar blieben; 
hier erfolgten die letzten Beſprechungen wegen der Doppelhochzeit; von 
hier erging an den Geheimerat Gerlach, der den Umbau des kronprinz⸗ 
lichen Palais leitete, die Kabinettsorder vom 15.: nachdem der Bau 


1) Er war ſeit Juni 1731 Gouverneur von Philippsburg. 

2) Der Herzogin ſchrieb Seckendorff am 25. April aus Berlin: „Le Prince 
Royal devient de jour en jour plus traitable; tout ira bien, si on n'avait 
pas à combattre tant des gens qui veulent juger mieux de loin que ceux 
qui sont sur le lieu.“ Vielleicht waren ihm aus Wien wieder allerlei Zu⸗ 
mutungen gemacht worden. 
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bisher ſo langſam und noch nicht völlig zur Endſchaft gekommen, ſolle 
er jetzt dahin arbeiten, daß der Bau völlig auf das ſchleunigſte A: 
ſtande kommen möge !). Am 3. Mai ſchrieb der König der Prinzeſſin 
Eliſabeth: „Hier j'ai fait un tour à Berlin et j’y ai visite votre 
maison, où tout est prêt et y ne manque rien que votre chère 
personne pour en prendre possession.“ 

Die Hochzeit war auf den 12. Juni feſtgeſetzt. Am 6. erhielt 
der Kronprinz Befehl, am 8. „mit Sack und Pack“ in Potsdam zu 
ſein, da der König am 9. mit der Königin und ihm nach Salztal 
reifen wolle. Am 10. kamen die Gäſte, darunter auch Seckendorff, hier 
an; am 11. in der Frühe traf ein Kurier ein mit einem Schreiben 
des Prinzen Eugen vom 5., das in poſitivſter Form den Befehl ent- 
hielt, auf alle Fälle die Vermählung rückgängig zu machen. Gegen 
Grumbkows Rat trug Seckendorff noch denſelben Morgen dem Könige 
dieſe „importante Sache“ vor: da ſchon alle Vorbereitungen zu einer 
Hochzeit getroffen wären, könne man ja vor jetzt die des Prinzen von 
Bevern mit des Königs Tochter feiern und nachher zu gleicher Zeit 
die des Prinzen von Wales mit der Prinzeſſin Eliſabeth, und die des 
Kronprinzen mit der Prinzeſſin Amalie. Der König blieb merkwürdig 
ruhig, erklärte aber, er werde ſich durch keine Vorteile der Welt dazu 
bewegen laſſen, ſeiner Ehre einen ſolchen Schandfleck anzuhängen und 
die in vierundzwanzig Stunden zu vollziehende Hochzeit aufzuſchieben. 
Am Abend des 12. fand die Vermählung des Kronprinzen ſtatt. 


Anhang 


Anhangsweiſe mögen hier die Stellen aus den Briefen 

Seckendorffs, die ſich auf den Kronprinzen Friedrich 

beziehen und nicht oben im Text angeführt worden 
ſind, nachfolgen. 


Wesel, August 16. Le Prince Royal de Prusse fut arrété 
ayant eu dessein en chemin de s’enfuir. 

Leipzig, September 1. Je dois joindre que le Prince Royal 
sera arrivé à Custrin, que Katt qui est aux fers, dénonce entre 
bien de gens qui en ont eu part, que Hoymb & Dresden en a eu 
connaissance, que la Princesse aînée l’a su; c’est pour cela qu elle 
n ose non plus sortir de sa chambre. 

Berlin 5. Toute âme de la ville [est] en crainte et éspe- 
rance, Le Prince Royal à Mittenwald est envoyé depuis à Custrin ; 


D Aus den Minutenbüchern. 
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on d&couvre de plus en plus des autres si non complices au moins 
qui ont eu connaissance du projet du Prince. Le Roi partit ce 
matin pour Potsdam; on ira l’autre semaine & Wusterhausen. La 
Reine pleure et la Princesse ainée n’a été pas visible, depuis 
que je me trouve ici [2. September]. 

9. Pour ce qui regarde la fuite du Prince Royal, il est trés 
vérifié que Hotham a été du projet, qu'il a envoyé pour cela Guy- 
dickens en Angleterre du temps du camp de Saxe, mais comme 
le Roi d’Angleterre n’a pas voulu se méler, on a seulement pro- 
mis de faire payer les dettes qu’on avait faites. L’histoire d’avoir 
voulu forcer son fils & la religion catholique, elle est tout & fait 
fausse ... Le Roi est a Potsdam, on a fait fouetter par le bour- 
reau une fille qu'on dit avoir été maîtresse du Prince Royal. 

16. Apres qu'on a fini l'examen de Katt, les commissaires 
partirent hier pour Custrin apparemment pour examiner le Prince 
Royal. Il y est sans compagnie et tant que je sais, gardé dans 
sa chambre. Au retour des commissaires on apprendra apparement 
plus des particularités de quelle manière qu’il y est traité. L’arrét 
aboutit à déshériter en faveur du frère et on veut que l’ Empereur 
en décide ... Il faut faire passer la première chaleur, après la 
réconciliation se pourra faire aux conditions qui tendent à notre 
but. Grumbkow prêche tous les jours la modération, il prévoit 
assez le futur, mais comme le Roi donne les ordres en écrit, il 
faut qu'il les exécute bon gré mal gré. Le silence de la Reine 
de Prusse et de la princesse Charlotte qui à l'avenir pourra rem- 
plir le nombre de 252!) ne marque pas la confidence qu’on devrait 
avoir dans la droiture de V. A., et qui peutêtre est en état plus 
que tout autre à remédier aux inconvénients qui sont encore à 
craindre de cette brouillerie, On m'assure encore qu'on reste 
ferme à ne point donner autre satisfaction à Hotham que celle 
qu'il a eue ici avant son départ et les ordres sont donnés à Degen- 
feld ?) de s'opposer à son retour, ayant été du complot de la fuite 
du Prince Royal. 

21. Les affaires connues sont toujours encore sur le même 
pied; on a été à Custrin pour examiner le Prince Royal, et il ne 
nie point d'avoir eu intention de se retirer en France... Aux 
ministres étrangers de la cour de Prusse on a donné ordre de 
déclarer que les Anglais et Keppel?) s'étaient intrigués dans 
l'affaire: Katt dit que le Prince Royal même lui avait fait accroire 
qu'on le voudra forcer à changer et marier et que Grumbkow et 
Seckendorff y avaient travaillé; le Prince Royal le nie. 


23. Comme S. M. le Roi de Prusse a trouvé a propos de 
faire garder son prisonnier plus étroitement, celui commence à se 


1) Nicht dechiffriert. 

2) Der preußiſche Geſandte in London. 

3) Der holländiſche General Keppel hatte im Haag den deſertierten Leut⸗ 
nant Keith bei ſich aufgenommen. 
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rendre à son devoir, et il veut découvrir le pot aux roses. Si 
cela arrive, tout ira mieux. V. A. n'a pas à craindre qu'on aura 
besoin de venir à un mariage forcé, car on sera très aise à se pou- 
voir tirer d'affaire avec honneur, La chose me paraît à présent 
plus faisable, car le Roi de Prusse a fait déclarer par Borck au 
résident d'Angleterre qui est ici, qu'on ne veut plus entendre: 
parler d'aucun mariage et que les mêmes ordres sont aussi donnés 
à Degenfeldt. 

Oktober 3. Les affaires domestiques sont encore sur la même 
situation. On a cru que le Prince Royal découvrira le reste, depuis 
qu'il a fait savoir au Roi par les capitaines qui le gardent, qu'il 
attendrait un couple des confidents du Roi pour s'ouvrir entière- 
ment à eux, mais après que le Roi avait ordonné au gouverneur 
de Custrin de savoir du Prince, en quoi cette confession devait 
consister, il a répondu que dans l'affaire même il avait tout dit, 
qu'il aura voulu seulement avoir des officiers pour demander par 
eux pardon de son excès. Selon les apparences le Roi portera à 
cette heure l'affaire à un conseil de guerre. 

Wusterhausen 7. Nous sommes enore ici dans la même rage 
contre le fils comme ci-devant; celui ne veut pas se soumettre 
entièrement à la volonté du Père. Je ne vois pas de quelle manière 
cela pourra finir, les esprits étant trop aigris... Degenfeldt a 
eu audience; on a laissé tomber l'affaire de Hotham, on flatte 
beaucoup encore cette cour, l’on accordera même le simple mariage, 
si on pourra accommoder par là père et fils. Le Roi marque plus 
de fermeté dans son caractère envers l'Empereur que jamais. 

Meuselwitz 14. Pour ce qui regarde le Prince Royal, les 
choses sont encore sur le méme pied; il faut attendre le retour des 
commissaires qui sont alles a Custrin, pour voir, si le Prince se 
veut soumettre & la volonté du Roi son pére. Il est vrai que la 
Reine de Prusse a donné quelques bijoux au fils, mais comme elle 
n'a rien su de son dessein, cela ne furent que des présents qu'on 
est accoutumé à faire. Aussi l’histoire est fausse qu'on l'avait 
obligé de garder la Reine; au contraire depuis trois semaines 
l'intelligence entre mari et femme paraît plus cordiale que jamais. 

Wusterhausen 31. Le Roi a passé le jour d'hier chez moi 
restant jusqu’à minuit... Au dîner d'hier le Roi déclara publique- 
ment qu’il était prêt de donner tout son trésor à l'Empereur sans 

intérêts, pour soutenir la guerre contre tous ceux qui l’attaqueront. 

November 1. La commission est finie par la sentence portée 
contre Katt et les autres complices, on n’a. point tenu conseil de 
guerre sur le Prince Royal. | 

6. Je crois qu’on dépêchera demain les ministres d'état qui 
doivent aller à Custrin [zum Verhör des Kronprinzen]. Pour Catt 
je crains quon apprendra demain la sentence exécutée. 

14. Le Roi n'a pas tort d'être fâché contre une partie du 
conseil de guerre qui n'ont pas distingué le crimen de Katt. Tou- 
jours il est mort en honnête et brave homme. Il a dicté au 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geih. XXVIII. 2. 32 
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ministre des gensdarmes!) qui l’a préparé à la mort, treize maximes 
pour les donner avec consentement du Roi au Prince Royal: qu’il 
priait le Prince de ne s’imputer pas sa mort, qu ‘il souffrait 
cela par la volonté de Dieu; il l'exhorte à l'obéissance du Roi 
son père et de ne fier jamais aux gens, qui le flattent. Le 
Prince Royal est tombé trois fois en faiblesse; il n’a ni bu 
ni mangé en deux jours et serait succombé sans une assistance 
particulière de Dieu. Le Prince est dailleurs content du ministre 
des gensdarmes qui entre autre chose a ordre de disputer avec le 
Prince sur la prédestination, et le ministre est surpris de trouver 
un philosophe et un théologien, où il ne croyait que de trouver 
un écolier. Le voyage des commissaires à Custrin ne s’est pas 
encore fait, pourtant tout est préparé de s’y rendre, et j'espère 
que cela arrivera avant la fin de cette semaine. La cour du Prince 
Royal est formée, il aura trois gentilshommes qui lui serviront, 
dont Wolden est le premier et les deux autres sont Rohwedel et 
Natzmer. 

16. Je crois qu'on enverra le détachement à Custrin pour 
tirer le Prince Royal de la prison. 

21. Les commissaires sont de retour; dimanche passé (19) 
le Prince Royal a été pardonné... le Roi a répondu en des 
termes pleins d’affection à l’Empereur?). 

Berlin 21. Je joins à V. A. les pièces que j "ai pu attraper 
dans l’affaire du Prince Royal; j'espère d’avoir aussi copie du 
serment. Cela est sûr qu'il y a un article contre le mariage 
d'Angleterre, de n’y songer jamais tant que le Roi vivra. 

Dezember 2. La Reine est depuis deux jours en ville; on dit 
la Princesse Royale encore malade. 

5. La Reine est toujours invisible; on dit que Guydickens 
a été là haut chez elle. 

8. Je crois qu’on n’a pas encore perdu de vue les mariages, 
partout(?) selon que la situation des affaires sont à présent, le Roi 
en est éloigné plus que jamais et si on donne encore quelque 
chagrin au Prince Royal, je crois que ces vues contraires à celles 
du Roi en sont cause. La Reine a été incommodée depuis son 
retour de Wusterhausen, mais elle se porte depuis hier mieux; la 
santé de la Princesse Royale n’est pas encore parfaite. 

Berlin, Januar 13, 1731. Pour la future belle-fille, je le 
prends pour ignorance, pourtant cela vient de la Reine. 

23. Le Roi étant absent, je n’ai pas pu le sonder sur le 
chapitre du Prince Royal, mais ayant consulté notre ami, on croit 
qu'il sera mieux de n’en rien faire, mais de prier pour parrain °) 
le Roi seul et d'envoyer un officier avec la lettre. La raison qui 
nous oblige de ne s’adresser point au Prince Royal est que le 


1) Müller. 

2) Mit einem Briefe vom 20. 

3) Bei dem am 17. Januar geborenen Prinzen, der nach dem Könige 
Friedrich Wilhelm genannt wurde. 
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Roi pourra croire qu’on veut flatter le fils, car nonobstant que le 
Prince Royal ait écrit une lettre à l'Empereur et que S. M. I. ne 
pourrait qu’y répondre, ce qui est arrivé déjà quatre jours, le Roi 
à qui j’ai envoyé la lettre, me laisse dans l’incertitude, si notre 
response, qu'on ne m'a pas envoyée en copie, était de son goût 
ou point, en sorte qu’il faut toujours agir avec bien des precautions 
dans cette matiére. . 

Potsdam, 30. J’ai eu hier l’occasion de parler à Mademoiselle 
Montbail!) sur les curiales des lettres de Madame la Princesse 
Charlotte, comme c'est elle qui a par là la correspondance de la 
Princesse; elle m’a voulu faire accroire qu’on lui avait prescrit les 
maniéres d’écrire. J’ai pourtant trouvé qu’elle ne fut pas certaine 
[de] ce qu'elle avançait, et comme je lui ai dit que le Roi même 
en parlant à V. A. aussi bien qu’aux autres princes se servait du 
titre d’Altesse, elle fut fort surprise. 

Berlin, Februar 3. Il me suffit que j’ai information de la titula- 
ture; j’insinuerai tout à Mademoiselle Montbail sans exposer V. A. 
Je pourrais pourtant trouver un prétexte, si on m’enverra quelques 
lettres indifférentes que la princesse Charlotte a écrites à V. A., 
pour en faire mes remarques, comme si elles venaient de mon chef. 

Erfurt, 17. J’ai eu une lettre d’une feuille de la main propre 
du Roi [aus Potsdam] qui est la plus touchante que j'ai jamais vue. 

Berlin, Märe 9. Pendant ma visite [in Potsdam] je sonderai 
le terrain pour la visite féminine ... On m’a reçu avec bien 
d’embrassades ... on m’a communiqué une proposition avanthier 
qui regarde de nouveau le mariage; cela est venu de la Haye... 
me communiquant l'original de cette lettre, on y remarqua: des 
mariages ni l'un ni l’autre. 

17. La Reine invitera Son Altesse la Princesse. 

20. Tout va ici en merveille. 

24. On admire a Potsdam la générosité de S. M. l’Impératrice 
qui a envoyé des présents magnifiques à S. A. R. Madame la 
princesse Charlotte; on m'en a montré une partie et le Roi en a 
de la joie autant que la Princesse. Pour la visite féminine, je 
crois, si on est invité, on ne le devrait point l’éviter ou l’excuser, 
car cela nous mènera à nos autres vues; le fer est chaud. 

April 19. Il me semble qu’à l’arrivée de Vos Altesses il ne 
faut pas faire semblant, comme s’il y avait prince ou princesse 
royale au monde, avant que le Roi n’en commence par parler, et 
si la Reine, comme je crois, voudra pousser V. A. de s'y ingérer, 
j'aurai l’honneur d’entrenir V. A. de bouche ce que je crois qu'il 


y faut répondre. 
21. On fait déjà des intrigues à l'arrivée de V. A., avec 


— 
— —— — 


1) Kammerfräulein der Prinzeſſin Charlotte. 
2) Auf der Rüdreife von Erfurt war Seckendorff in Blankenburg geweſen 


und hatte den Herzog geſprochen. 
5 Da der König an der Gicht erkrankt war, wurde der Beſuch auf den 


12. ver ſchoben. 
32 * 
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Madame la Duchesse; je l’informerai de tout à son arrivée à 
Potsdam. 

| 28. Comme V. A. a écrit au Roi se vouloir trouver le 9 mai 
à Potsdam, il faut absolument qu'elle s’y rend, si le Roi lui même 
ne change pas le terme, car la lettre de la Reine doit être ignorée. 
P.S. Ayant demandé à M. Grumbkow son avis sur l’arrivée de V. A., 
il croit que le meilleur parti sera que V. A. écrive clairement au 
Roi qu’il y avait deux lettres contraires, pour demander, laquelle 
des deux elle devrait exécuter. 

Potsdam, Mai 4. Comme le Roi a la goutte, il ne m'en a 
pas parlé de cela, mais la Reine m'a fait dire que V. A. ne 
viendra pas avant le 19. à quoi j'ai fait répondre que je n’en 
savais rien si non qu'on m'avait assuré que la lettre du Roi était 
partie par une stafette qu’elle devait se trouver ici le 12... Le 
Roi est déjà informé de la contenue [des Briefes vom Herzog vom 30.], 
il en est si satisfait qu'il a répondu à mon ami que cette pro- 
messe le rendrait tranquil et qu'il tâcherait de remettre le repos 
un peu dans la famille ... Il declara hier en présence de Ginkel 
... que ses filles étaient données!). Nous ferons un projet de 
quelle manière se comporter dans une affaire si délicate et V. A. 
trouvera à Brandenbourg un exprès de ma part qui lui donne ce 
papier en main propre, car il faut que j’évite les moindres appa- 
rences, afin qu'on ne soubçonne pas moi, quand V. A. n’entre- 
rait en ce qu'on lui proposera. 

Luppau en Cassubie, Juni 29. On attend le Roi à tout mo- 
ment qui a différé son voyage à cause de la maladie de la Reine, 
qui avait empiré; peutêtre les réponses d'Angleterre ont contribué 
à augmenter le mal, car nous savons aussi par des lettres de la 
Haye que le Roi d'Angleterre au lieu de répondre à la lettre de 
Chesterfield?) et Guydickens . .. a jeté les papiers au feu. 

Berlin, August 1. Le Roi donna hier au Prince Héréditaire de 
[von Bayreuth] en présence de la Reine le régiment de Schulenbourg ?) 
qui sera augmenté encore de 100 maitres; cette grace fut accom- 
pagnée par une épée d’or massif. La Reine en parut contente 
en l'assurant le Roi qu'elle n'avait pas un plus grand plaisir que 
de voir le Prince Héréditaire content, puisque c’était le plus digne 
naturel qu'elle connaissait. La Princesse Royale doit être très 
malcontente de cette grace. On dit qu’on doit meubler une 
maison à Pasewalk, où est le Stab du régiment, pour loger le 
nouveau colonel. 

11. On croit qu'on se verra le 15 à Custrin. 

Cassel, September 6. Il ne me reste qu’un moment pour dire 
a V. A. que personne au monde sinon V. A. et Madame la Prin- 
cesse doivent étre informés de la derniere lettre du Roi, car cela 


1) Die vierte Tochter Sophie war 1719 geboren. 
2) Der engliſche Geſandte im Haag. 
3) Die Bayreuth- Dragoner. 


149] Graf Seckendorff und Kronprinz Friedrich 505 


sera tout gâté, si on en fera part aussi à la cour régnante !) 
Sutton?) m’a demandé hier en raillant si je ferai bientöt le 
mariage avec la Princesse de V. A., je lui ai dit que je pouvais 
l’assurer qu'on n'y songeait pas, mais qu'on parlait d’un autre 
avec le Prince Royal d’une Princesse de Meklenbourg?). 

Meuselwitz, Oktober 13. La pensée de Meklenbourg est en 
effet, mais on y joint des conditions impossibles qui font voir 
clairement qu'on ne le veut pas tout de bon, car il est résolu de 
n’entrer en rien, avant que le Prince Royal avec sa Future soient 
déclarés successeur de toute la Russie, ce que la Czarine ne fera 
jamais et ne pourra faire non plus. L’invitation pour les nôces 
se fera sûrement, mais je sais que l’Angleterre a encore fait des 
nouvelles propositions pour le double mariage. 

17. Le féminin chipotte toujours et commence à détourner 
Junior. 

Berlin 27. Pour les affaires domestiques, elles sont sur le 
même pied; on dit qu’on reviendra en ville le 4 de novembre. 
La Reine paraît malcontente, les amoureux satisfaits l’un de 
l'autre. . On dit que Junior viendra aussi aux nôces. 

30. Pour Junior, on ne se peut expliquer que de bouche: 
c’est une personne, die der Wind hin und her wehet, mais notre 
ami travaille en honnéte homme de rester ferme toujours. On 
dit qu'il viendra aux nöces, mais comme la fatalit&*) ne permet 
pas d’arrivee du corpus delicti, il pourra bien être que cette 
visite sera différée. 

Il y aë) beaucoup d’espérance qu’on fera venir aux nöces le 
prisonnier pour le pardonner entièrement et songer après au mariage. 
Il importe infiniment que cette chose®) soit décidée, puisque (soit 
dit en dernière confidence) le général Liwenwolde‘) partira le 
premier jour de Moscou pour venir ici... par des avis secrets je 
sais qu'il veut disposer le Roi à se déterminer pour le mariage 
connu, ce qui naturellement embarrassera et le Roi et notre cour. 

Berlin, November 6. Personne ne peut pas encore découvrir, 
si Junior viendra aux nöces... Il y en a quelques-uns qui sou- 
tiennent que son arrivée sera le 19, qu'il ne restera que quatre 
jours et qu'il sera renvoyé. 

Dezember 8. J'ai eu jeudi, après le départ de V. A. (6), une 


1) Im März 1731 war Herzog Ludwig Rudolf, der Gemahl der Herzogin 

Chriſtine Luiſe, regierender Herzog von Wolfenbüttel geworden. 

2) Engliſcher General, der zum Nachfolger Dubourgays in Berlin beſtimmt 
geweſen war, er war dann in Caſſel und Wolfenbüttel akkreditiert. : 

3) Prinzeſſin Eliſabeth von Mecklenburg, geb. 1713, die Nichte der Zarin 
Katharina und Enkelin des Zaren Iwan; ſie galt als die vermutliche Erbin des 
ruſſiſchen Reiches. Seit 1722 lebte ſie in Rußland. 

4) Die Erkrankung der Prinzeſſin Eliſabeth an den Pocken. 

5) Der Brief ift undatiert. Er gehört in den Anfang November. 

6) Daß die Herzogin mit der Prinzeſſin mitfommt. ` ` . 
bi 7) Ruſſiſcher Oberſtallmeiſter; er kam, um für die Prinzeſſin Anna, wie 
ie Prinzeſſin Elifabeth feit 1731 hieß, einen Gemahl zu ſuchen. 
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audience secrète du Roi qui dura plus qu’une heure; ... Nous 
avons parlé du bruit du mariage avec la Princesse de Meklen- 
bourg; après m'avoir dit toutes les particularités, il me confia les 
discours qu'il avait eus avec V. A., en présence de Madame la 
Duchesse à la veille de son départ, et il tächera de voir le 
corpus delicti en compagnie de l’aggresseur l’année qui vient. 

Wien, Januar 29, 1732. Ein Kurier fei gefdidt pour chercher 
le Duc de Lorraine et (entre nous soit dit) empêcher qu'il ne se 
rend pas à Berlin avant le mois de mars. S'il sera déjà avancé 
jusqu’à Wolfenbüttel, je conjure V. A. de l’amuser au moins que 
j'aie le temps à me rendre à Berlin, pour être présent à cette 
visite qui sans cela pourra point du tout produire l’effet qu’on se 
propose, car il faut qu'il fasse connaissance avec Junior. 

Wien, Januar 26, 1733. L'histoire des mariages est tout à 
fait fausse; je crois bien que la Domina [die Königin] a des vues 
contraires, mais on peut compter sur la constance du Maftre. 

Berlin, Märe 26. Junior avant son départ!) m’a cra jouer 
un tour de jeunesse, en m’envoyant Hoffmann pour avoir de 
l’argent; mais ne me fiant nullement sur la bonne foi de l’ambassa- 
deur, je lui ai renvoy& la balle sans en avoir eu du mal. 

April 10. Je ferai en sorte que le maître de danse vienne) 
et pour Madame de Katsch, je conseille de la faire venir au moins 
encore avant la fin de ce mois, Junior est appelé aujourdhui a 
Potsdam pour communier demain [Charfreitag] avec le Roi. 


I) Der Kronprinz war den 25. nach Potsdam gegangen und ging von da 
in ſeine Garniſon. 

2) Der Kronprinz hatte geäußert, die Prinzeſſin tanze wie eine Gans; 
a! hatte geraten, einen berühmten Tanzmeiſter aus Dresden kommen 
zu laſſen. 


0 


151] 507 


IV 


Briefe Blüchers und Gneiſenaus an Thile 
1812—1816 


Bon 


Die hier mitgeteilten Briefe Blüchers und Gneiſenaus find dem 
Nachlaſſe des Generals v. Thile entnommen, der ſich im Geh. Staats⸗ 
archive zu Berlin befindet (Rep. 92 Thile A. 4 und 8). Sie haben 
ſich bisher der Aufmerkſamkeit entzogen, offenbar weil Thiles Nachlaß 
für die Zeit der Freiheitskriege nur ſelten benutzt wird. Dennoch ſind 
ſie teilweiſe von nicht untergeordnetem Werte. Sämtliche Briefe liegen 
in Urſchriften der Verfaſſer vor, außer den beiden Eingaben an den 
König, welche von Blücher unterzeichnete Kanzleireinſchriften ſind. 
Zwar hat man dieſe ſchon teilweiſe veröffentlicht; ſie werden hier 
aber zum erſten Male aus der Originalvorlage gegeben und dürfen 
als ſo bezeichnend für den greiſen Feldmarſchall gelten, daß ſie einen 
hervorragenden Platz verdienen. Auffallend erſcheint, daß ſie ſich im 
Nachlaß Thiles befinden, womit nicht ausgeſchloſſen iſt, er habe ſie 
wegen ihres verfänglichen Inhaltes dem Könige überhaupt nicht vor⸗ 
gelegt, ſondern ſie zurückbehalten. Letzteres könnte um ſo wahrſchein⸗ 
licher dünken, weil ſie keinen Präſentatumvermerk tragen. 

Ludwig Guftav Thile darf trotz feiner Jugend neben Kneſebeck 
als Hauptvertrauter des Königs in militäriſchen Dingen während der 
Befreiungskriege gelten. Er war am 11. November 1781 geboren, 
wurde auf Scharnhorſts Empfehlung am 12. März 1812 als Major 
nach Boyens Rücktritt zum vortragenden Adjutanten beim Könige und 
als Direktor der Abteilung für perſönliche Angelegenheiten im all⸗ 
gemeinen Kriegsdepartement ernannt. Bald nach dem Kampfe bei 
sere Champenoiſe erhielt er feine Beförderung zum Oberſtleutnant und 
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das Eiſerne Kreuz I. Klaſſe, denen im Mai 1815 die zum Oberſten 
folgte (Meinecke in der Allg. Deutſch. Biogr. 38, S. 28 ff.). Wie⸗ 
viel man ſelbſt in den höchſten Kommandoſtellen auf ihn gab, bemeift ` 
gerade unſere Veröffentlichung. Der Brief Blüchers vom 30. April 
1813 iſt adreſſiert: „Sr. Hochwohlgeboren des Königl. Major und 
Director der 1. Diviſion des allgemeinen Kriegs Departement ꝛc. Herrn 
v. Thiele im Hauptquartier Sr. Majeſtät des Königs“, wohl von 
Grolmans Hand. 

Die Briefe folgen zeitweiſe ziemlich dicht aufeinander, woneben 
ſich dann wieder große Lücken finden. Hieraus darf wohl gefolgert 
werden, daß viel mehr Briefe der mitgeteilten Art vorhanden geweſen 
aber nur zufällige Überbleibſel erhalten blieben. Das Jahr 1814 iſt 
durch einen einzigen Brief vertreten. | 


I 


Briefe Sliders 
Nr. 1. 


Blücher über feinen Sohn Franz, Rittmeiſter v. Arnim, 
Scharnhorſt und Mitteilungen ruſſiſcher Juden. 
1812, Oktober 5. 


Mein liber Tihle 

Ich danke ihnen HErglig vor Ihren Freundſchaftligen Briff und 
die güttige giſinung fo fie drinn euffe(r)n, der König will ich fol meinen 
Sohn zur gle)dullt ermahnen ich tuhe es komt aber daß Frühiahr heran, 
und der krig iſt ſo gott will nicht zu ende da kan der König 
es nicht verlangen daß er junger Rüſtiger kerdell uf der bähren haute 
untätig Fohrt ligen ſoll heutte Schreibe ich am König und bitte ihm 
daß er den Rittmeiſter v. Arnim Pomerschen Husaren Regiments 
zum major ernenen möge, dieſer officir Diſtingirte ſich in der Rein 
Campange, ſo vorzüglig, und hat!) nach her hatte er daß unglük, daß 
5 ſeiner hinter Leutte im Regiment Major wurden, und ietzſt Coman⸗ 
dirt er ohnehin die beiden reactiven Esquadrons des Regiments, da 
leider der brawe Major v. Wolſig todt iſt, unterſtützen ſie mein geſuch. 

Geſter(n) abend iſt Scharnhorst hir wider angekomen, ich habe 
ihm noch nicht geſprochen, die Ruſiſchen Juden die hir zum berühmten 
wollmargte gekomen, bringen wunderlige nachrichten mit — — haben 
ſie was wigtiges neus waß man wiſſen darff ſo theillen ſie es mit. 

Ihr treuer Freund 
Breslau d. 5ten Okt. 1812. Blucher 


1) Aus dem Satzbau gefallen, offenbar, weil die Seite mit „nach her“ zu 
Ende ging. 
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Nr. 2. 


Blücher über den König von Schweden, er ift ungeduldig, 
möchte den Feind angreifen. 


1813, April 25. 


Der unglücklige König von Schweden martert mich, es iſt ein 
Infamer Kunſt Griff der Francosen, daß ſie ihm zu uns durch ge— 
laſſen, er will abſolut die Campag(n)e mit mich machen, ich habe ihm 
grade hin geſagt, daß wehre Schlegter Dings unmöglig, er wollte mich 
einen Brieff am König geben, den ich beſorgen ſollte, ich nahm ihm 
nicht an darauf hat er ihm zum Kron Printzen getragen, derr hat ihm 
auch nicht an genomen, nun wollte er nach Dressden Reiſen, ich hab 
ihm geſagt daß ich ietzſt keinen menſchen nach Dressden reiſen liße, uf 
der Poſt habe ich befohlen ihm kein Perd uf dieſer Tour zu geben, 
auch nach derr nider Ellbe laß ich ihm nicht reiſen, er kann ins Oſte⸗ 
reichſche gehn, ich hoffe daß der könig mein verfahren billiget da ich 
uhrtheille daß es den könig und den Kaiſer unangenehm ſein würde 
wen der Menſch nach Dresden kehme, liber Tihle ich kome vor un⸗ 
gedullt um, fo la(n)ge ſtille zu ſtehn, ift högſt nachtheillig vor uns hette 
ich Freie handt ich wollte mich die Kerdells balde vom Halß Schaffen, 
wihr ſind ſie über legen, und können durch unſere Menge von Cavallerie 
den Feind ſo ein engen, daß er zu letzſt auß noht im Freien Fellde 
Captouliren muß daß beſtendige hin und her Marchiren ihr Rük und 
vorwerts gehn beweiſt ihre unentſchlüſſig keit, nuhr mit der Armeh über 
der Ellbe, den will ich rechts Schiben mich mit Wittgenstein vereinigen 
und wihr reiben den könig Vice von Itahlien uf, Ney darff hir im 
winkell nicht herin gehn, gott hette ich nuhr Freie handt, unſere 
Husaren haben die Francoiſche Cavallerie Schon in ſolcher Flucht, daß 
ſie ihre Patroullien mit großen Infanterie Detagenmets machen. adio 


Blücher 
Altenburg, d. 25ten May !). 


Nr. 3. 


Blücher über die ihm gemachten Schwierigkeiten, die 
Beſetzung von Buntzlau und gute Führung des Majors 
v. Stößel. 

1813, Auguſt 30. 


Wie ich ihnen Schon geſchriben habe, wen alle meine Befehle 
genau bevollgt würden, ſo müſte wenig von der francoiſhe armeeh 
die 80000 man ſtarck wahr Existiren, aber es ſind nicht die Francosen 
mit die ich allein zu kempffen habe, ſe glauben es nicht, waß mich vor 
Schwirigkeitten gemagt werden, und von Leütten von den ſie und ich 
es nie vermuht (et) hetten es ift ein großer Theil menſchen die immer 
ſchwartz ſehen, und denen alles zu Sauer wird, hette ich nicht mit 
ein Eißernen willen uf alles beſtanden ich wehre heütte nicht ſo weit, 


1) Lies: ae Val. Holleben, Geſch. des Frühjahrsfeldzuges 1813, 
S. 381 ff., 39 
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die armeeh kann ich nicht genug loben, und bejond(er)3 in Ihrer auß 
dauer, und unverdroſſenheit, ob gleich ſie offte recht leidet, aber mein 
Colegen die boll der Teuffel den durch ihre Eln)gſtligkeit verſtimmen 
je mich den hauffen, und ich habe genug zu tuhn alles uf zu munt(e)rn. 

Dieſen augenblif hat General Horn Buntzlau !) genommen, und 
ich werde den Bober Passiren. 


Hollstein, d. 30ten Aug. 1813. 


gantz vorzüglich hat der Major v. Stössell ſich uß gezeignet, mancher 
derr ihm vorgezognen würde daß nicht getahn haben. 
Blücher 


Nr. 4. 


Blücher über die Lütticher und Sachſen, über Frei- 
ſchärler, Geldmangel, Adjutanten und ſeinen Sohn 
Franz. 

1815, April 21. 


Lüttich, d. 21ten April 1815. 
Mein liber Tihle 

Ich bin hir angekomen, und Finde daß Gueisenau guht vor ge- 
ahrbeittet hat, in 11°) t(a)gen find wihr vollig Schlag Fertig, gott gebe 
nuhr daß wihr nicht lange müſſig bleiben es würde nicht gubt fein 
den(n) daß hiſige Volck iſt nicht guht Deüttſch geſint, ich werde alles an 
wenden, um ſie zu gewinen auch die Säckſchen Truppen beſehlt kein 
guhter Geiſt, aber ich werde ſe Schon an mich krigen heütte habe ich 
die vornehmen officir zum erſten mahl bey mich zu Tiſch. 

verwenden ſie ſich beim monarchen dahin daß wihr keine Partisaes 
oder herrum ſtreiffer krigen, dieſe Menſchen taugen uns nicht die Leütte 
die ſie unter ſich haben verwilldern, und bringen die Truppen im üblen 
Ruff, den(n) Rauben und ſtehlen laſſen ſe nicht, auch erſchwehren ſie die 
verflägung, da wo waß zu leben iſt da eillen ſe hin ich werde auch 
Schon officir auß wählen die mich nutzlige nachrichten Schaffen den 
Feind abbruch Tuhn, und ſeine Courirs uf zu Fangen ſuchen, ich 
nehme Colomb auß ſonſt haben uns alle die umher ſtreiffer kein vor⸗ 
teill gebracht, HErr » Hellwig iſt ein groß ſprecher, und ein Menſch 
der niemahls ſeine vorgeſetzſte gehorchen will, und ſeine untergebnen 
ſind die gröſten Exessmacher. Der König muß noch Caſſe gellder zu 
legen ich kan nicht fertig werden, mein Personale tft ftard. Da zu 
ligen mich der nahen nachtbahrſchaft wegen die Engelender uf den Halß, 
und die Saxen muß ich vihl bey mich ſehen, wen(n) je noch nützlig 
ſein ſollen, es kan des konigs Intention nicht ſein, daß ich das waß man 
mich gegeben verfahren ſoll, ich höre daß über Ruhle Schon Desponirt 
ift, ich wünſche alfo daß ich Stulpnagell erhallte. ich ken (ne) die 
Braugbahrkeit dieſes manes, nuhr kein zu vornehmen Generale adju- 
danten darum bitte ich ſolcher menſch, der beſtendig mit mich umher 
Fligen muß der muß nicht Comode, und vollig geſund und robuſt 


1) Vgl. Friederich, Geſch. des e 1813 I, S. 336 ff. 
2) Die Zahl ift nicht ganz Her, fie fteht teilweiſe auf Raſur. 
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fein, mein allter Goltz!) ift vortrefflig, aber der gefante ift bey ihm ein- 
gekehrt, und er ift zu ſchweglig, machen fe daß ich Katzler wider 
frjg im avantgarde zu führen ift kein (er) beffer, und brawer ift auch 
keiner leben fe wohl und wen(n) fie Zeit haben jo Schreiben fie, 
mein unglückliger Sohn iſt wohl verlohren, ich glaube daß er ſtirbt. 
Die artzſte hoffen ſeine völlige Herſtellung, aber ſein gekrenktes Ehr⸗ 
gefühl leſt ſeine Herſtellung nicht zu unverdindt ungluckliger iſt wohl 
kein menſch, wie mein ahrmer ſohn zu rück geſetzſt gegen Menſchen die 
es nicht wehrt ſein, aber die Zeit iſt noch nicht da wo ich über dieſen 
gegen ſtandt ſpreche, ich werde aber die gantze welld in den ſtandt 
ſetzen, über ihm und ſeine unverdienten Krenkungen uhrtheilen zu 


können. 
Blücher. 
Nr. 5. 


Blücher empfiehlt Grolmann zur Beförderung. 
1815, Juli 18. 


Mein liber Tihle, 

Ich habe den König eigenhendig geſchriben, und die Generale 
von Holzendorff und Grollman ſeine beſondren gnade Emfohlen, ihm 
da bey geſagt, daß ich Grollman gantz da zu geeignet hilte ein armeeh 
zu Comendiren, und es führ den aller högſten Dinſt wünſchens wehrt 
fey wen dieſer offieir Frühe zu ein hohen grad in der armeh ge- 
langte, ich wünſchte er würde ietz Generall Lieutenant, den(n) ihnen mein 
Freünd iſt es bekandt, daß ville den Generale Grollman vor kammen, 
wie er uß unſren Dinſt wahr, es würde ſehr überfluſſig ſein wen 
ich Generall v. Bulow Gneisenau Zihten und Pirch den König be⸗ 
ſond(er)s Emfehlen wollte der monarch fendt diefe verdilen)ſtvollen 
mener und Gneisenau verdanke ich 2 Campange daß gelingen manches 
unternehmend, Muffling, Steinmetz ſind gleich Fals mener, die den 
König vorzüglige Dinſte leiſten werden, auch York. 

würken ſe mein Freünd um ſeine beſte ſo vihll ſie können. adio 

Blücher. 
St. Claud d. 18ten July 1815. 


Nr. 6. 


Blücher an den König wegen rüdftändigen Soldes und 
Verzicht darauf. 
1815, Auguſt 12. 


Euer Königlichen Majeſtät haben allergnädigſt befohlen, daß dem 
Heer der rückſtändige Sold ausgezahlt werden ſoll. — Da aber in 
Franckreich noch nichts eingegangen iſt, ſo hat der Staats Canzler Fürſt 
Hardenberg durch den Finanzminiſter von Bülow die nöthigen Summen 
aus dem Vaterlande zu ziehen befohlen. 


1) Karl, Heinrich, Friedrich, Graf v. d. Goltz, war ſeit 1810 preußiſcher Ge⸗ 
ſandter in München, trat 1813 in den Generalſtab Blüchers und wurde 1814 
preußiſcher Geſandter in Frankreich, was er bis zu ſeinem Tode 1822 blieb. 
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Euer!) Majeſtät erlauben, daß ich meine Meinung und Bitte und 
die des Heeres offen und unverholen vortragen darf: Bei unſerm 
Vordringen in Franckreich beſeelte uns der Wunſch, nichts für uns 
zu erwerben als Ehre, dagegen aber dem bedrängtem Vaterlande auf- 
zuhelfen und Euer Majeſtät in der Lage zu ſetzen, die Wunden zu 
heilen, die ein langes Unglück und feindlicher Übermuth dem Vater⸗ 
lande und jeder einzelnen Familie geſchlagen haben — aus dieſem 
Grund forderte ich die Contribution von 100 Milionen Franken aus 
Paris, und nur von dieſer Summe wünſchte ich einen Theil für die 
Armee zu verwenden und trug Euer Majeſtät eine zweimonathliche 
Soldzahlung für die Armee vor, die auch allergnädigſt bewilligt wurde. 
Da aber die veränderten Umſtände dies ohnmöglich machen, ſo wird 
die ganze Armee nicht allein freudig auf dieſe zweimonathliche Zahlung 
Verzicht leiſten, ſondern wir bitten auch allerunterthänigſt, nur ſo viel 
Gelder uns verabfolgen zu laſſen, als wir für die Verwundete und 
die unumgänglichſte Nothwendigkeit bedürfen. Wir wollen lieber uns 
aufs äußerſte einſchränken, als das mühſam zuſammengebrachte Ein- 
kommen unſers Landes nach Frankreich ziehen und ſo dieſes verruchte 
Land bereichern und das wieder aufkeimende Leben unſres Vaterlandes 
zu vernichten. 

Hauptquartier Chartres, am 12. Auguſt 1815. 
Blücher. 


Nr. 7. 


Blücher an den König über Rückmarſch und Unzufrieden- 
heit mit den Diplomaten. 


1815, November 20. 


Euer Königlichen Majeſtät zeige ich allerunterthänigſt an, daß in 
Gefolge meines früheren Berichtes und der entworfenen Marſchdispoſi⸗ 
tion, die auf den mit dem Staats-Canzler Fürſten Hardenberg gehabten 
Unterredungen beruhete, die Vier Armee⸗Corps noch auf franzöſiſchen 
Boden Halt gemacht hatten, um die Beendigung der pariſer Angelegen⸗ 
heiten abzuwarten. Ein neueres, ſehr dringendes Schreiben des Staats- 
kanzlers Fürſten Hardenberg, was den früheren Verabredungen ganz 
entgegen geſetzt iſt, veranlaßt mich, die Truppen jetzt gleich in Marſch 
zu ſetzen und ihren Rückweg antreten zu laſſen. 

In einigen Tagen werde ich von hier abgehen und ſo ſchnell, als 
es meine Geſundheit erlaubt, nach Berlin zurückkehren, wo ich Euer 
Königlichen Majeſtät meinen ferneren Bericht allerunterthänigſt münd⸗ 
lich vorzulegen nicht ermangeln werde. 

Bei meinen Abgang von der Armee kann ich nicht umhin, Euer 
Königlichen Majeſtät für die mir erzeigte Gnade und geſchenckte Zu⸗ 
trauen allerunterthänigſt zu dancken und die Armee fortwährend Euer 
Königlichen Majeſtät Gnade und unmittelbaren Schutz zu empfehlen. 
Die Zeit?), wo Euer Königlichen Majeſtät Paris verließen bis jetzt, hat 


1) Von hier an mit Abweichungen ohne Datum bei Unger, Blücher II, 
S. 329, nach dem Grolmanſchen Konzept. 
2) Von hier an bei Unger, Blücher II, 343 ohne Datum. 
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vielleicht zu der unangenehmſten meines Lebens gehört; von unent- 
ſchloſſenen und ſchwankenden Diplomaten abhängig, habe ich recht ge- 
fühlt, wie traurig und nachtheilig es iſt, von Premierminiſtern ab- 
zuhängen, und wie zerſtörend für die Armee es ſein würde, wenn 
dieſer Einfluß fortdauerte und Euer Königlichen Majeſtät nicht die 
unmittelbare Leitung der Armee ferner beibehielten. 

Überhaupt iſt es wohl die höchſte Zeit, daß dieſe ſonderbare Ver⸗ 
ſammlung, die bis jetzt unter den Namen der bevollmächtigten Miniſtern 
der verbündeten Höfe Europa beherrſchen, aufhört, und daß die Männer, 
die zwar nur Unterthanen, doch unter dieſen Tittel ihren eigenen 
Monarchen beherrſchten und Geſetze gaben, wieder in ihre vorige 
Schrancken zurücktreten, umſomehr da ihr elendes Machwerck ſie in der 
Meinung der ganzen Welt zurückgeſetzt hat, und Preußen und Deutſch⸗ 
land trotz ſeiner Anſtrengungen immer wieder als das Betrogene vor 
der ganzen Welt da ſteht, und Englands Einfluß auf Deutſchland ſich 
ganz feſt begründet. 

Hauptquartier Aachen, am 20. November 1815. 
- Blücher. 


II 
Briefe Gneiſenaus 
Nr. 8. 


Gneiſenau über Zerſtückelung der Armee, Grolmans 
Überweiſung an Barclay und das allgemeine Kriegs- 
departement. 


1813, Auguſt 4. 


Grolman wird Ihnen meinen Proteſt gegen die ſo nachtheilige 
und demüthigende Zerſtückelung der Preußiſchen Armee überreichen, und 
ich bitte Sie, ſolchen ſobald als möglich an des K(önigs) M(ajeftät) 
gelangen zulaſſen. 

Wenn Barclay de Tolly ein untergeordneter General wird, fo 
muß ich mich dagegen erklären, daß Grolman bei ihm angeſtellt werde; 
denn dann hat jener Nichts zuthun, als ihm gegebene Befehle aus- 
zuführen, und dazu kann er Leute von minderm Talent gebrauchen. 
Grolman würde unſerm Dienſt dann entzogen, ohne durch ſeine Stellung 
bei dem General Barclay de Tolly nützen zukönnen. Wir haben bei 
uns der Talente nicht viel, und dürfen daher die Vorhandenen nicht 
leichtſinnig weggeben. Ohnedies würde der mißtrauiſche, von fih ein- 
genommene Barelay Grolmans Rath wenig in Anſpruch nehmen. 

Mit Ihrer Eingabe an den König in Betreff des Allgem(einen) 
Kriegsdepartements bin ich vollkommen einverſtanden. Wenn hierinn 
nicht bald eine Aenderung vor ſich geht, ſo kann es nur verderbliche 
Folgen haben. 

Glatz, den 4. Auguſt 1813. 


N. v. Gneisenau. 
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Mr. 9. 


Gneiſenau über vier anonyme Briefe und Armee⸗ 
bewegungen. 


1813, Auguft 18 ). 


Auf anonymen Wege ſind mir eingeſchloſſene vier Schreiben zu⸗ 
gekommen. Den an mich gerichteten Brief lege ich bei. Mir ſcheint 
die Hand des Reinſchreibers bekannt, vielleicht iſt ſie es Ihnen noch 
mehr, und Sie mögen dadurch dem Briefſteller auf die Spur kommen. 
Nach dem Umſtand zuurtheilen, daß er mir den Excellenz⸗Titel giebt 
und meinen Nahmen unrichtig ſchreibt, könnte man ſchließen, daß er 
ein Ausländer fei. Der Inhalt des an Se. M. gerichteten Briefes 
wird wohl ergeben, ob die an den Ruſſiſchen Kaiſer und den General 
Barclay beſtimmten abgegeben werden dürfen. Aber ſelbige ſollen in 
die eignen Hände der Empfänger abgegeben werden, und ich bitte Sie, 
ſofern der Inhalt der an S. M. gerichteten Briefe dies erlaubt, den 
Willen des Briefſtellers zuerfüllen und ſelbſt dies in Anſehung 
Sr. Majeſtät zubeobachten. Nochmals aber betheure ich, daß ich weder 
den Verfaſſer, noch den Inhalt der qn(aeftionirten) Briefe kenne. 

Wir brechen ſo eben von hier auf, da uns die nun beſtätigte 
Nachricht zukommt, daß die Feinde Liegnitz und Goldberg verlaſſen 
haben. Außerdem war bereits der Entwurf gemacht, ſie morgen 
an beiden Orten anzugreifen. Der Feind ſcheint ganz geſchickt uns 
einen Vorhang vorgezogen zuhaben, und wenn er wirklich fih zurück— 
zieht, ſo iſt es noch ganz gut, daß wir Veranlaſſung genommen haben, 
vor dem 17. in das neutrale Gebiet einzurücken. Gott befohlen! 

| N. v. Gneisenau. 
Den anonymen Brief erbitte ich mir zurüd. 


Nr. 10. 


Gneiſenau über den Wiener Kongreß, Kneſebeck und 
körperliches Leiden. 


1814, Oktober 4. 


Ew. Hochwohlgeboren Aufforderung gemäß folgt hiebei ein Ab⸗ 
a meines Familienwappens, ein Kleeblatt auf drei Felſen oder 
Bergen. 

Gebe Gott, daß Ihr Kongreß dort auf eine erfreuliche Art enden 
möge. Aus einem Briefe des General Lowe an mich geht hervor, daß 
England darauf ausgeht, alle Länder zwiſchen Maas, Rhein und Mofel 
dem neuen niederländiſchen Staat zuzuwenden; dabei iſt es gegen 
unſere Erwerbung von Sachſen. Der Fürſt Metternich arbeitet eben- 
falls im Stillen gegen die leztere Erwerbung. Von unſerm ehemaligen 
Südpreuſſen will Kaiſer Alexander nur einen ſchmalen Streif heraus⸗ 
geben. Wie will da Preuſſen zu einiger Stärke gelangen zu einer 
Zeit, wo ihm dies ſo nöthig und ohnedies das Machtverhältniß im 


1) Die Zeit ergibt ſich aus Friederich, Herbſtfeldzug 1813, I, S. 243 ff. 
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Norden und Often durch die großen Erwerbungen Rußlands und Defter- 
reichs geftört it? Ihr Gefährte, Herr von Kneſebeck, wird nach der 
Wuth, die ihm hierinn beimohnt, ſicherlich ſtreben, die ihm eigenthüm⸗ 
lichen Anſichten geltend zumachen. Er iſt viel zu befangen, als daß 
ihm das wahre Intereſſe Preuſſens ſtets klar erſcheinen könnte, und 
ich beforge — gebe Gott mit Unrecht — viel Schädliches von ſeiner 
Einwirkung, wenn ſie unſeeliger Weiſe Statt finden ſollte. 

Mit geſteigertem Übel bin ich aus dem Bade zurückgekehrt. Wenn 
man ſo weit als ich in der zweiten Hälfte des Lebens vorgerückt iſt, 
ſo muß man ſich nicht wundern, daß endlich die Maſchine in Stocken 
geräth, und man muß ſich in die Übel mit Geduld finden, die dann ein⸗ 
zukehren pflegen. — Mit alter treuer Ergebenheit Ihr 


Berlin, den 4. October 1814. an 


Nr. 11. 


Gneiſenau über die politifhe Lage und über Major 
v. Lynker. 


1815, März 27. 


Vach, den 27. März 1815. 

Was ich unterwegs an Neuigkeiten über Frankreich aufgeleſen 
habe, will ich Ew. p. hiemit zuſenden, obgleich ich vorausſetze, daß Sie 
davon bereits beſſer unterrichtet find. — Die Bourbons find demnach 
geſtürzt, wenn die verbündeten Mächte nicht mit allem Aufwand 
ihrer Geſammtkräſte ſie wieder einſetzen und bei dieſer Unternehmung 
Verſtand, Entſchloſſenheit und Einigkeit zeigen. Erfüllen 
wir dieſe drei Bedingungen, ſo ſiegen wir; fehlt auch nur Eine davon, 
ſo endet die Sache ſchmälig. 

Ein abgeſchnittenes Thüringer Bataillon beredete ich im April 1813, 
zu unſern Waffen überzutreten. Es ward vom Major von Lynker be⸗ 
fehlicht. Das Bataillon hat vortrefflich gedient, und Lynker iſt ein mann⸗ 
hafter, anſehnlicher, tüchtiger Soldat. Man hätte, als das Bataillon wieder 
in die Dienſte ſeines Herzogs zurücktrat, Lynkern gern behalten, allein 
er trat lieber in die an Einkünften und Ehren beſchränkteren Dienſte 
des Herzogs von Weymar, den er liebt, zurück, damit man ihm nicht 
nachſagen könne, er habe ſeinen Übertritt aus eigennützigen Motiven 
gemacht. Nun aber läßt ihn der von ſeinem Bruder Bernhard be⸗ 
herrſchte Erbprinz von Weimar ſo wie Erſterer ſeinen teutſchen 
Schritt hart fühlen, und es iſt ihm daher wünſchenswerth, ſeine 
dortigen Verhältniſſe aufzugeben, indem er nur einer unangenehmen 
Zukunft entgegen ſehen kann. Ich mache Sie auf ihn aufmerkſam, 
indem Sie ihn ſicherlich gut gebrauchen können, wo nicht anders, ſo 
doch bei einer neuen Formation an der Spitze eines Regiments. Er 
hat viele Feldzüge gemacht. — Gott mit Ihnen. 

Gneisenau. 

Die Leute des Thüringer Bataillons haben noch nicht die Kriegs⸗ 
medaille von 1813. Es dünkt mir des Geiſtes wegen zuträglich, ſie 
ihnen zuertheilen. 


516 J. v. Pflugk⸗Harttung 160 


Nr. 12. 


Gneiſenau iſt unmutig über ſeine Stellung als Chef 
des Generalſtabes und über Blücher. 


1815, März 27. 


Vach, den 27. März 1815. 
Mein theurer Freund. 

Der König hat geboten, und ich gehorche. Aber mit tiefem Ge⸗ 
fühl der Kränkung gehe ich an meine erneuerte Beſtimmung. Ver⸗ 
muthlich kennt Niemand den ganzen Umfang der Aufopferungen, die 
ich machen muß, wenn ich Zeitlebens nur Handlanger bleiben muß; 
meine beſſere Hälfte geht dabei unter und bleibt nutzloß. Hinter dem 
Vorhang wirke ich wie ein Geſpenſt, nahmenloß und meiſt ungeglaubt. 
Ich habe nicht einmal den Troſt, daß der Soldat, den ich ſo ſehr liebe, 
meinen Nahmen kennt, meine alten Gefährten von Colberg ausgenommen. 
Überdies habe ich nicht mehr ein gleiches Herz zu meinem Heerführer, 
deſſen Geſellſchaft und deſſen Reden in der jüngſten Zeit mir gleich 
zuwieder ſind. Auch Er hat gegen mich auf eine dankbare Weiſe ſich 
nicht genommen, und zwar aus Affenliebe für ſeinen bösartigen Sohn, 
den man ſo lange nur um des Vaters Willen trug. Wie ſehr all dies 
mich drückt, will ich Ihnen nicht erſt weitläufig ſchildern; der Ent- 
behrungen der Eitelkeit nicht erſt zugedenken, wo Anderen bei weniger 
Anſtrengungen und geringerer Verantwortlichkeit das Großkreuz des 
eiſernen Kreutzes und das des Georgen-Ordens zu Theil wurden, deren 
Erwerbung mir in meinem Verhältniß verſagt iſt. Doch, des Königs 
Wille geſchehe, und ich gehe an meine Beſtimmung mit Ergebung und 
Entſchloſſenheit zugleich. Wieviel ich bei dem drohenden Umſchwung 
der Dinge werde wirken können, ſteht dahin; aber man möge nie ver⸗ 
geſſen, daß das Glück die entſcheidendere Hälfte der Dinge im Kriege 
ausmacht, und daß ſolches allein gegebene Rathſchläge mit Erfolg krönen 
müſſe. Nichts iſt gewiß im Kriege als die Tapferkeit, ſagt ſchon Tacitus. 
Aber noch tönen harte Worte in meiner Seele aus dem lezten Kriege 
nach, Worte, die mich ſchmerzlich verwundeten und die ich nicht ver— 
ſchuldet hatte. So etwas erfüllt die Seele mit bangen Erinnerungen 
und Unglücksahndungen in entſcheidenden Momenten, wo man gerade 


eines aufrichtenden Wortes am meiſten bedarf. — In meinem Nächſten 
ein Mehreres über den Inhalt Ihres Briefes. Gott befohlen, mein 
theurer Freund. Gneisenau. 

Nr. 13. 


Gneiſenau über die belgiſche Armee, den General 
v. Horn und den Oberſten v. Hiller, die Sachlage, feinen 
Feldzugsplan und Heranziehung aller kriegeriſchen 
Kräfte. 
1815, April 3. 
Aachen, den 3. April 1815. 


Wir ſtehen hier in Bereitſchaft vorzurücken, wenn Napoleon die 
franzöſiſche Grange überſchreiten ſollte. Was Rühmliches hiebei ge- 
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ſchehen kann, wird wohl der Antheil der Preuſſen ſeyn müſſen, da wir 
auf die Zuſammenſetzung der Belgiſchen Armee nicht viel rechnen 
können. — Über den General Horn und den Oberſten Hiller habe 
ich S. M. meine Meinung zu Füßen gelegt. Solche Männer dürfen 
nicht fehlen, wenn ſo ernſte Auftritte uns bevorſtehen, denn ich gehöre 
nicht unter diejenigen, die den bevorſtehenden Kampf leicht beurtheilen. 
Allerdings wird er leicht ſeyn, wenn Einigkeit, Entſchloſſenheit und 
Weisheit mit uns ſind; fehlt aber auch nur Eine dieſer Bedingungen, ſo 
kann er gefährlich werden. Auch ich habe die Hauptzüge meines Feld⸗ 
zugsplanes entworfen, ſchlicht, ungelehrt, einfach, aber ich meine, ſo 
könnte es gut gehen. 

Nun erlauben Sie mir noch, eine Überzeugung, mir angehörend, 
auszusprechen, die, wie ich weiß, der Ihrigen entgegen ift. Als im 
lezten Kriege im Monat Februar unſere Unfälle in Frankreich ein⸗ 
traten, ſtanden rechts und links der Elbe gegen 100.000 M(ann) Preuſſen. 
Sie waren dagegen, daß ſolche nachrücken ſollten; es war freilich unſer 
Leztes. Aber in den Kriegen mit Napoleon wird Intenſität der Krieg⸗ 
führung in Zeit und in Mitteln allein den Ausſchlag geben. 
Man muß daher Alles daran ſetzen. In Schlachten bin ich ebenfalls 
für das Syſtem der Reſerven; da ſtellt man ſie ſo auf, daß man ſie 
ſogleich herbei rufen kann; nicht fo ijt es ſtrategiſch, wo 30—40 Märſche 
dazu gehören, um die Referv(e)n heran zuziehen, während welcher Zeit 
große Armeen vernichtet und große Strecken Landes verloren ſeyn 
können. Ich würde demnach rathen, unſern ganzen Kriegs ſtaat am 
Rhein zuverſammeln, um des Erfolges deſto gewiſſer zuſeyn. Gott 
befohlen, mein theurer Freund. ! 

Gneisenau, 


Mr. 14, 


Gneiſenau über die neue Armeeformation, Müffling, 
Perband, das engliſche Heer, den König der Nieder- 
lande und die gefährliche Lage. 


1815, April 9. 


Mein theurer Freund. 

Es gehört warlich mein nicht geringer Antheil von leichtem Sinn 
dazu, um hier nicht zuverzweifeln über all die Arbeit, die mir unter 
den Händen anwächſt, und über die ſchwere Verantwortlichkeit, die auf 
mir laſtet. Eine neue Armeeformation im Augenblick des Ausbruchs 
der Feindſeeligkeiten! und wo von unſerm Nachbarfeldherrn eine Be⸗ 
wegung zu feinem Schutz verlangt wird. Das Gedächtniß reicht nicht 
mehr hin, alles das zufaſſen; ich muß daher das Meiſte dem General 
Muffling überlaſſen, der die zeitherigen Formationen kennt. Ich bitte 
daher, dieſen mir hier nicht etwa zunehmen, ſolange das Organiſations⸗ 
Geſchäft dauert, ſonſt kommt alles ins Stocken. Den Major Perband, 
der die perſönlichen Angelegenheiten der hieſigen Armee bearbeitete, hat 
man auch bereits weggenommen. Das Perſonale des hieſigen Haupt⸗ 
quartiers iſt ohnedies ſehr ſchwach, und ich weiß nicht, wie künftighin 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 33 
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die Arbeiten beſchafft werden ſollen. — Die Ausführung der Organi⸗ 
ſation der neuen Armeekorps kann vorjezt ohne Gefahr nicht vor⸗ 
genommen werden. So wie die Armee hier jezt zuſammengeſezt iſt, 
kann ſie als ſchlagfertig angenommen werden. Die neue Formation 
würde die Brigaden unvollſtändig, zum Theil ohne Befehlshaber laſſen, 
einige derſelben mit zuviel Artillerie belaſtet. Man wird trachten, 
alles ſoviel möglich den früheren Einleitungen anzupaſſen. — Unſere 
Lage hier wird etwas verwickelt. Man hat wahrſcheinlich die Abſicht, 
uns in ein fremdes Kriegstheater hinein zuziehen, wo man bei heftigen 
Operationen nicht wieder ſich losreißen kann. Die belgiſche Armee iſt 
höchſt verdächtig; die engliſche Infanterie iſt ſchlecht; die Hanoveraner 
nur Landwehren; der König der Niederlande weder eines großen Ent⸗ 
ſchluſſes noch einer großen Anſtrengung fähig; und dennoch iſt die Ge⸗ 
ſtalt der Dinge ſo, daß Hülfe ſich nicht verweigern läßt. Wahr iſt 
es, daß, wenn Napoleon der AngloBatavoBelgiſchen Armee zu Leibe 
geht, dieſe ohne unſern Beiſtand geſprengt iſt, und wir ſelbſt denn 
hinter den Rhein zugehen genöthiget werden können. Man muß ſich 
mit der Hoffnung tröſten, daß die Feinde noch nicht in ſchlagfertigen 
Zuſtand ſich befinden. — Gott erhalte Sie. 
Gneisenau. 


Achen, den 9. April 1815 


Nr. 15. 


Gneiſenau über den bevorſtehenden Feldzug, fürchtet 
Oſterreich und Bayern, guter Geiſt in Weſtfalen, Berg 
und den Rheinlanden, Überlaſtung des Hauptquar— 
tiers, die Sachſen. 
1815, April 15. 


Über den zukünftigen Feldzugsplan, mein lieber Thiele, hat man 
uns ganz im Dunkeln gelaſſen, und doch wäre es ſo wichtig für uns, 
wenigſtens zu wiſſen, ob wir auf dieſem Kriegstheater hier oder auf 
dem der Moſel oder vielleicht zwiſchen beiden fechten ſollen. Wären 
die Franzoſen früher gerüſtet geweſen, ſo würden wir auf dieſem 
Theater hier durch die Macht der Umſtände ſo verwickelt ſeyn, daß 
wir uns von hier wohl ſchwerlich wieder loßmachen könnten. — Die 
Streitkräfte, die Sie in Ihrem lezten Briefe mir aufzeichneten, ſind 
freilich ſehr beträchtlich, aber, wird man ſie alle gebrauchen, mit Ver⸗ 
ſtand gebrauchen, ſie am Ende nicht gegen uns gebrauchen? Ich fürchte 
jezt die Politik Oeſterreichs und Baierns Verrath. Wir müſſen ſehr 
auf unſerer Hut ſeyn. 

S. M. wollen Sie ſagen, welch herrlicher Geiſt in Weſtphalen 
herrſche. In der Grafſchaft Mark ſind die Beurlaubten zum Theil 
mit Extrapoſt eingekommen; aus den katholiſchen Gegenden iſt kein 
Einziger ausgeblieben; Paderborner Beurlaubten ſind des Tages 
16 Stunden marſchirt; Freiwillige melden ſich aus allen Ständen; 
ſelbſt im Großherzogthum Berg iſt ein vortrefflicher Geiſt. Dem 
General Jagow iſt es ſehr ſchmerzlich, von ſeinen Bergern ſich trennen 
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zumüſſen. Auch die diſſeitige Provinz, obgleich ſie viel zutragen hat 
und hart angeſtrengt worden iſt, zeigt einen guten Geiſt. Sack und 
Gruner zeigen ſich als wahre Kriegsgouverneure und ſchaffen mit Ein⸗ 
ſicht und Bereitwilligkeit die Mittel zum Kriegführen herbei. Wenige 
Tage noch, und die hieſige Armee ſteht in einer furchtbaren Rüſtung 
da. Kleiſt hat ſehr gut alles vo(r)bereitet und Muffling für Alles Für⸗ 
ſorge getragen. Ich darf nur fortfahren; aber dennoch will mir die 
Arbeit bei meiner Unbekanntſchaft mit der hieſigen Lage und bei den 
ſo mancherlei verſchiedenartigen Geſchäften zuviel werden. Wenn ich 
nicht tüchtige Gehülfen hätte, ſo könnte ich es nicht durchſetzen, und 
dennoch mangelt es uns ſo ſehr an Arbeitern. Möge S. M. bedenken, 
daß in dem Hauptquartier einer großen Armee faſt nie zuviel Ge⸗ 
hülfen ſeyn können. 

Von den Sachſen kann ich nicht viel Gutes verſprechen, wenn die 
jetzige Unentſchiedenheit ihres Zuſtandes fortdauert, denn ſie hat die 
Unzufriedenheit derſelben noch geſteigert. Murren darüber läßt ſich 
täglich vernehmen, und man darf ſchließen, daß durch Emiſſäre aus 
Frankreich das Feuer noch mehr geſchürt wird. Wenn wir eine Schlacht 
zuliefern hätten, ſo würde ich Bedenken tragen, ſie in dieſelbe zu⸗ 
führen. — Leben Sie wohl. 

Lüttich, den 15. April 1815. Hochachtungsvoll Ihr 
treuergebener Diener 
Gr(af) N. v. Gneisenau. 


Nr. 16. 


Gneiſenau über die Armee, ſeine unbefriedigende 
Stellung, wünſcht Stülpnagel. 


1815, April 19. 


Wohl, mein theurer Freund, hätte ſich die Befehlvertheilung in der 
Armee anders machen laſſen, wenn man nicht Begünſtigte ſchnell zum 
Oberbefehl hätte heben wollen. Da wahrſcheinlich zwei Ruſſiſche Corps, 
wie es im lezten Kriege der Fall war, in dieſem nicht zu uns ſtoßen 
werden, fo hätten füglich kleinere Unter⸗Abtheilungen in unferer Armee 
gemacht werden können, und da es vortheilhaft ift, größer (e) und kleinere 
Armeekorps zuhaben, ſo konnte dieſes leicht in Anwendung gebracht 
werden. Aber man hat nicht gewollt, und ſo ſchiebt man mich in 
meinen alten Platz, wo ich als Adjudant des Fl(eldmarſchalls) F(ürſten) 
Bl(ücher) nebenher reite und Alles Schlimme und Alles Tadelnswerthe 
nur auf mich geſchoben wird. Es ſei. — Ich werde handeln nach dem 
Maas meiner Kräfte und mit redlichem Willen. Ob das Glück mir 
abermals beiſtehen werde, ob ich das Vertrauen des Fleldmarſchalls) 
Fl(ürſten) noch habe, ſteht zu erwarten. — Ob der König wohl dem 
Feldmarſchall den Oberſten von Stülpnagel als erſten Adjudanten be⸗ 
willigen würde? Sie wiſſen ſelbſt, wie ſehr dieſer ſich zu dieſem 
Poſten eignet. 

Leben Sie wohl und gedenken Sie freundlich meiner. 

Gneisenau. 


Lüttich, den 19. April 15. eng 
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Nr. 17. 


Gneiſenau empfiehlt Graf Arnim, über das Verhalten 
gegen die Sachſen. 


1815, Mai 7. 


Ew. Hochwohlgeboren Schutz empfehle ich den jungen Grafen 
Arnim und deſſen in anliegendem Brief enthaltene Bitte. 

Ein Theil unſerer Aufrührer iſt entwaffnet, und Blut iſt ge⸗ 
floſſen; ob dieſes Beiſpiel milder Strenge auf die übrigen Truppen 
des ſ(ächſiſchen) Armeekorps wirken werde, müſſen wir erwarten. — So 
müſſen wir Soldaten wieder gut machen, was argliſtige oder alberne 
Diplomaten gefündigt haben. Der Vorfall wird nach eines jeden Brille 
beurtheilt und wir häufig verdammt werden; darum muß man ſich 
wenig bekümmern. — Gott befohlen. 

Gneisenau. 


Lüttich, den 7. Mai 1815. 


Nr. 18. 


Gneiſenau über Dörnberg, einen Brief des Majors 
Schlegel und die Sachſen. 


1815, Mai 26. 


Ich will Ihnen, mein lieber Thiele, nicht verhehlen, daß ich meine, 
im vorigen Kriege feien Dörenbergs Dienſte und Verdienſte Preuſſiſcher 
Seits nicht hinlänglich anerkannt worden. Was ihm von unſerer 
Seite bei der ihm übertragenen Blokirung der Feſtungen mit den 
Heſſen zugemuthet worden, war wohl von der Art, daß faſt jeder 
Andere ſolches abgelehnt hätte. Mit rohn Rekruten, höchſt ſchlecht aus⸗ 
gerüſtet, und, was ſündlich war, jeder nur mit 3—4 Patronen ver⸗ 
ſehen, muſte er die Blokaden unternehmen; und er hat es übernommen, 
ohne zumurren oder auch nur die leiſeſte Klage zuführen. Eine Aus⸗ 
zeichnung oder auch nur ein Wort des Dankes von Sr. Majeſtät 
würde den braven Mann höchſt glücklich gemacht haben. Es wäre ſelbſt 
noch die Frage, ob unſer Dienſt nicht gewinnen würde, wenn er in 
denſelben treten wollte. Ich habe durchaus hiezu weder einen Auftrag 
noch eine Veranlaſſung von ſeiner Seite, und es iſt dies eine hin⸗ 
geworfene Meinung, die ich, wofern Sie einiges Gewicht darauf legen 
wollen, dem Herrn Kriegsminiſter mitzutheilen bitte. 

Der eingeſchloſſene Brief an S. M. iſt von dem Major Schlegel, 
der ſich gekränkt fühlt, daß er vom 1. Staabs⸗Offizier eines Bataillons 
zum 2. zurücktreten und von der hieſigen Armee nach Bohlen zurüd- 
kehren ſoll. 

Unſere Sachſen müſſen über den Rhein zurückgelegt werden, wenn 
wir nicht unſere diesſeitigen Provinzen vergiften wollen. Gott be⸗ 
wahre uns dereinſt vor einem neuen Kongreß der Art als der Wiener. 
— Gott befohlen! 

Gneisenau. 
Namur, den 26. Mai 1815. 
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Nr. 19. 


Gneiſenau über Beſchwerden des Regiments Colberg, 
über den angeblich nod fortbeſtehenden Tugendbund, 
Verdächtigungen und innere Zwietracht, wünſcht 
Unterſuchung. 
1816, Januar 14. 


Mein verehrter Freund. 

So begreiflich es iſt, daß Sie auf Ihrem Standpunkt nicht die 
zahlloſen Wünſche und Anſprüche zubefriedigen vermögen, die an 
den Monarchen oder an Sie gelangen mögen, und ſo häufig ich auch 
dergleichen Anträge um Abhülfe und Fürſprache abweiſe, ſo kann ich 
doch nicht umhin, eine Beſchwerde des Regiments Colberg an Sie und 
zu Ihrer Kenntniß gelangen zulaſſen. Ich bevorworte aber, daß ich 
den Grund oder Ungrund der Beſchwerde nicht kenne, folglich nicht zu 
beurtheilen vermag, ob nicht dem Verfahren des Königs in Anſehung 
des Regiments gerade Gerechtigkeit zu Grunde liege. Das zwiſchen 
den verdienſtlichen Regimentern zuerhaltende Gleichgewicht in Gnaden 
und Ehren mag wohl oft eine Anordnung als ungerecht erſcheinen 
laſſen, die es an und für ſich nicht iſt. 

Die angegebenen Klagen laufen darauf hinaus, daß 1.) [daß] eine 
Anzahl Offiziere dem Regiment als Einſchub geſchikt worden, und 
zwar namentlich für diejenigen Offiziere, die vor dem Feind geblieben 
find. Einer derſelben, der Lieutenant Stohnke, hatte früher als Unter- 
offizier im Regiment geſtanden und war, weil ſeine Verhältniſſe ſeinen 
Vorgeſezten nicht gefielen, in das Exercier⸗Depot abgegeben geweſen 
und nachher zu einem Garniſon⸗Bataillon verſezt, wo er keinen der 
Feldzüge mitgemacht hat; daß 2.) in den Belohnungen ſo viele der 
würdigſten Offiziere und Soldaten ſeien übergangen worden; daß 
namentlich dem 2. Bataillon des Regiments, das zuerſt in Namur ein- 
gedrungen und großen Verluſt erlitten, auch nicht Eine Einzige Gnaden- 
bezeugung ertheilt worden ſei. 

Dies find, mein verehrter Freund, die Beſchwerden dieſes Regi- 
ments, welche ich bloß zu Ihrer Kenntnis habe wollen kommen laſſen, 
ohne daß ich mir ein Urtheil darüber erlaube. 

Es iſt recht traurig, daß, nachdem wir durch große Anſtrengungen 
Sicherheit von Auſſen erworben haben, nun die Zwietracht in unſer 
inneres Hausweſen eingekehrt iſt. Sie, der Sie immer zu den Unſrigen 
gehört haben, wiſſen am beſten, daß es eine ſolche Geſellſchaft nicht 
giebt, als man gern dem König vorſpiegeln möchte; wenigſtens bin ich 
von der Nichtigkeit ſolchen Vorgebens ſo lange überzeugt, biß man mir 
das Gegentheil dargethan hat, und ich bin der Meinung, daß, wenn 
eine zuverhängende Unterſuchung das Daſeyn einer geheimen Geſell⸗ 
ſchaft ermittelt hätte, der König dann verpflichtet wäre, die Mitglieder 
derſelben ſtreng zubeſtrafen, denn jezt, wo unſere äußere Unabhängig⸗ 
keit errungen iſt, bedarf es keiner geheimen Geſellſchaft mehr, um 
Mittel zur Zerſtörung der fremden Tyrannei zuverabreden, und eine 
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ſolche kann keine anderen als ftrafbare Zwecke haben, wofür ſie ge- 
züchtiget werden muß. 

Sei aber dem, wie ihm wolle, ſo iſt durch ſolches Treiben, wie 
man es angefangen, der Friede der Geſellſchaft geſtört und Mißtrauen 
verbreitet. Eine Menge wackerer Männer, die nie zu dem ſogenannten 
Tugendbund gehört haben, werden als Mitglieder des vorgeblich noch 
fortbeſtehenden Bundes ausgegeben und der Regierung und den 
Schwachen verdächtig gemacht; Feindſchaften werden erregt, und dem 
Ausland wird das willkommne Schauſpiel häuslicher Zwietracht ge⸗ 
geben. 

Iſt der König den Grundſätzen der Gerechtigkeit, wovon er ehe⸗ 
dem ſo durchdrungen war, noch getreu, ſo kann er es nicht verweigern, 
daß eine Unterſuchung verhängt werde, ob es denn wirklich eine ge- 
heime Geſellſchaft bei uns gebe, und daß eine ſolche, wenn vorhanden, 
hart beſtraft werde, damit die Böſen oder die Verläumder beſchämt, 
die Schuldloſen gerechtfertigt, das Publikum aber beruhigt werde. — 
Gott gebe, daß dies erfüllt werden möge! Leben Sie wohl, mein 
theurer Freund. 

Coblentz, den 14. Januar 1816 
Gr(af) N. v. Gneisenau. 


Nr. 20. 
Gneiſenau über die Verdienſte des zurückgeſetzten 
Leutnants Friedel. 


1816, März 28. 


Erlauben Sie, mein alter Freund, daß ich Sie auf ein Mitglied 
des ehemaligen Blücherſchen Hauptquartiers aufmerkſam mache, welcher 
bei den Auszeichnungen übergangen worden. Es iſt dies der Lieute⸗ 
nant Friedel. Von der Schlacht von Lützen an biß zu der von 
Belle Alliance hat er unter dem Feldmarſchall allen Schlachten und 
Gefechten unſerer Armee beigewohnt. Er iſt, dem Büreau des ge- 
bliebenen Obriſtlieutenants Oppen zugetheilt, ſtets in deſſen Begleitung 
geweſen und folglich gewöhnlich da, wo es am heißeſten war, und 
Oppen hat mir immer mit Achtung von ihm geſprochen. Die ſo ſehr 
guten Nachrichten über die Stärke und Formation des Feindes, womit 
unſere Armee ſtets verſehen war, und die ſelbſt die Aufmerkſamkeit 
Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland auf ſich zogen und uns nur 
ſo ſehr wenig koſteten, ſind durch ſeinen Fleiß unter dem Obriſtlieute⸗ 
nant v. Oppen zuſammengetragen worden. Als der Krieg im vorigen 
Jahr wieder ausbrechen wollte, ließ er ſeine Civilverhältniſſe alsbald liegen 
und fand ſich im Hauptquartier ein, wo er unter dem Obriſtlieutenant 
v. Bardeleben denſelben Gegenſtand bearbeitete, und wir bald im 
Stande waren, ein Tableau der franzöſiſchen Armee nach Wien zu— 
ſenden, deſſen Vollſtändigkeit der Herr Kriegsminiſter ſich noch erinnern 
wird, und die ſich auch hinterher beſtätigte. Dieſer Offizier nun iſt 
ohne eiſernes Kreuz geblieben, während er die Demüthigung hat, 
andere Perſonen des Hauptquartiers damit geziert zuſehen, deren Ver⸗ 
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dienſtloſigkeit ihm ſattſam bekannt ijt. — Sie wollen, mein alter Freund, 
für dieſen Zurückgeſezten thun, was Ihnen etwa erſprießlich dünkt. 
Gott befohlen! 
Coblentz, den 28. März 1816. 
Gr. J. v. Gneisenau. 


Nr. 21. 


Gneiſenau über ſein Rücktrittsgeſuch, Streitigkeiten 
wegen geheimer Geſellſchaften, Mißtrauen im Volke, 
klagt über die Hetzer und Verfolger. 

1816, April 9. 


Mein theurer Freund. 

Lange habe ich mit mir gekämpft, ehe ich mich habe entſchließen 
können, mein heutiges Geſuch an S. Majeſtät einzureichen. Ich habe 
mich geprüft und immer geprüft und endlich gefunden, daß es weder 
gut noch redlich fet, mit geſunkenen Körper- und Geiſteskräften länger 
eine hohe und bedeutende Stelle im Staat zuverwalten. So habe ich 
denn dieſen Entſchluß um Entlaſſungsforderung ſchon ſeit langem ge- 
faſt, ihn aber jezt erſt zur Ausführung gebracht, weil ich mir nicht 
wollte nachſagen laſſen, als ob ich durch die früherhin vorgeweſenen 
Streitigkeiten über den Tugendbund veranlaßt worden, mich in die 
Einſamkeit zurückzuziehen !). 

Ich hoffe, daß Sie, mein theurer Freund, die Bagger 
zu meinem Schritt nur in den oben angegebenen Urſachen und in 
meinem Gefühl ſuchen, das mir nicht erlaubt, länger in einem Amte 
zubleiben, dem ich nicht gewachſen bin. Ich betheure Ihnen, daß ein 
anderer Bewegungsgrund bei mir nicht vorhanden iſt. So ſehnſüchtig 
ich auch nach Einſamkeit und Zurückgezogenheit und nach einem ruhigen 
Familienleben bin — ſeit 11 Jahren bin ich nur ein Jahr in allem 
mit meinen Kindern vereinigt und demnach 10 Jahre abweſend ge⸗ 
weſen; Veranlaſſung genug, um bei meinen 56 Jahren nach einem 
ruhigen Zuſammenleben mit meinen Kindern mich zuſehnen — fo würde 
ich dennoch, fühlte ich meine Kräfte der Aufgabe gewachſen, mir nicht 
erlauben, dem Dienſt des Königs mich zuentziehen; aber es iſt ein 
demüthigendes Gefühl, das Rückſchreiten des Lebens an ſich gewahr 
werden zumüſſen und an Gebrauch der Kräfte geiſtiger und körper⸗ 
licher Natur ſeinen Untergebenen nachzuſtehen. Und wenn man be⸗ 
ſorgen muß, an der einem. hohen Poſten ſo nöthigen Achtung zuver⸗ 
lieren oder vielleicht gar das Schikſal von Armeen und Staat zugefährden, 
ſo wäre es gewiſſenlos, länger ein ſolches Amt zuverwalten. 

Die Streitigkeiten über geheime Geſellſchaften ſind zwar ärgerlich 
und haben die Ruhe und Zufriedenheit der Nation geſtört, ſie konnten 
aber für mich nicht eine Veranlaſſung zu meinem Dienſtaustritt werden, 
da ich nie Mitglied des Tugendbundes geweſen bin, noch irgend einer 
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andern geheimen oder öffentlichen politiſchen Geſellſchaft; und ich bin 
nur in ſofern bekümmert über dieſen unſeeligen Streit geweſen, als 
er die Veranlaſſung geweſen iſt, daß die nach ſo manchen Bekümmer⸗ 
niſſen wiedergekehrte und ſchwer errungene Ruhe und Unabhängigkeit 
durch Anklagen und Verfolgungsſucht verbittert und geſtört wurde. 
Das Mißtrauen iſt in der Nation geweckt und der Argwohn ſogar 
geſetzlich gemacht. Und dieſer Zuſtand der Erbitterung, wodurch wurde 
er herbeigeführt? Durch ein Phantom. Denn vor Gott ſpreche ich feier⸗ 
lich aus, daß ich nicht an eine vorhandene geheime Geſellſchaft glaube. 
Ich habe ſogar den Verdacht, daß diejenigen, die dieſen Argwohn zur 
Tages Ordnung gemacht haben, Einen oder Zwei ausgenommen, ſelbſt 
nicht an eine ſolche geheime Geſellſchaft glauben, ſondern dieſen in 
Gang gebrachten Argwohn zum Werkzeug ihrer Verfolgungen zumachen 
ſtrebten, was ihnen auch ganz gut gelungen iſt. Dieſe Menſchen, die, 
Schmalz ausgenommen, im Jahr 1806 und den folgenden franzöſiſcher 
Herrſchaft huldigten und um die Gnade der Sieger buhlten, die im 
Jahre 1812 über Rußlands Niederlagen frohlokten, die im Waffen⸗ 
ſtillſtand des Jahres 1813 den Kampf aufzugeben riethen und jede 
entſchloſſene Entwicklung hinderten oder verdammten; dieſe Menſchen, 
wohl wiſſend, daß ſie die Verachtung der redlichen Diener des Königs 
— den ſie damals gern für 30 Silberlinge verkauft hätten — auf 
ſich geladen haben, dieſe Männer ſind es, die die Anklagen herum 
tragen, um ſich das Anſehen treuer Diener des Königs und vorſichtiger 
Rathgeber vor König und Nation zugeben und vorzuſpiegeln, als ob 
ſie ſtets wohlgeſinnt geweſen ſeien und nur deswegen vor den Rath⸗ 
ſchlägen der Franzoſenfeinde gewarnt hätten, weil dieſe ſo gar arg⸗ 
denkende Leute ſeien, die über gefährlichen Planen brüten. Wie manche 
Verläumdung mag dem König hinterbracht worden ſeyn! Wie mancher 
Auszug aus Briefen, aus ſeinem Geſamt Inhalt herausgeriſſen und 
ihm eine andere Deutung gegeben, hämiſch vorgelegt. Selbſt viel⸗ 
leicht, wie manche Verfälſchung! Denn da die verfolgende Partei die 
Brief Eröffnung in ihren Händen hat, ſo kann man wohl ſo etwas 
argwöhnen, da es eine Erfahrungsſache iſt, daß der Sektionsgeiſt Alles 
ſich erlaubt, und in ſolchen Zeiten die Verläumdung eine gewiſſenlos 
und mit Erfolg gehandhabte Waffe ift. So find nun die Gemüther 
zerriſſen, Monarch und Volk mit Mißtrauen egalt, und der Seegen 
des Friedens iſt uns entſchwunden! 

Dieſe Betrachtungen, ſo gewichtig ſie So find, würden [es] 
dennoch nicht hinreichend ſeyn, mich zu. dem von mir gethanenen 
Schritt zubewegen, wenn obige ſo überwiegende Beweggründe dies 
nicht thäten. Meine Betheurung hierüber haben Sie, und ich bitte 
Sie, mich hierinn gegen Jedermann, der mir andere Beweggründe 
leihen wollte, in Schutz zunehmen. 

Gott erhalten Sie, und Sie wollen meiner mit Wohlwollen ein— 
gedenk ſeyn. Unabänderlich Ihr Freund! 

Coblentz, den 9. April 1816. 


Gr. N. v. Gneisenau. 
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Nr. 22. 


Gneiſenau empfiehlt General v. Steinmetz. 
1816, April 9. 


In den einliegenden Papieren ſei Ew. Hochwohlgeboren Theil⸗ 
nahme das Schikſal Generals von Steinmetz empfohlen. Er iſt 
leider in einem ſolchen Zuſtand, daß an eine Wiederherſtellung ſeiner 
Geſundheit nicht zuglauben tft. Die Armee verliert an ihm einen 
General, der durch Grundſätze und Beiſpiel ganz vorzüglich auf ſeine 
Untergebenen gewirkt hat. Vorerſt will er noch ein Bad beſuchen, und 
er bittet um einen ſechsmonatlichen Urlaub; dazu bedarf er aber einen 
ſechs monatlichen Gehaltsvorſchuß. Entfernung von Geſchäften ift ihm 
nöthig. 

WR hen an mich gerichtetes Schreiben wollen Em. Hochwohlgeboren 
zur Kenntniß S. Majeſtät bringen. Vielleicht, daß der Monarch, der 
ſo gern und willig belohnt, auf das Schikſal des Generals und ſeiner 
nachzulaſſenden Familie wohlwollende Rückſicht nimmt. Eine Kleinig⸗ 
keit, einige Hufen Landes, würden hier viel Glück verbreiten. Möge 
der Himmel ſchützend über dieſem Antrag walten. Gott befohlen, 
mein theurer Freund! 


Coblentz, den 9. April 1816. 
Gr. N. v. Gneisenau. 
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V 


Die Erwerbung von Lauenburg und Bütow durch 
den Großen Kurfürften und die Errichtung der 
dortigen Verwaltung. 


Von 


Ferdinand Hirfch !) 


Weder in der 1858 bei Gelegenheit der Feier des Jubiläums der 
zweihundertjährigen Zugehörigkeit von Lauenburg und Bütow zum 
brandenburg⸗preußiſchen Staate veröffentlichten „Geſchichte der Lande 
Lauenburg und Bütow“ von R. Cramer, noch in der 1912 nachträg⸗ 
lich zu dem zweihundertundfünfzigſten Jubiläum erſchienenen „Geſchichte 
des Kreiſes Lauenburg“ von Schulz ſind die auf dortige Vorgänge 
in den erſten Zeiten der brandenburgiſchen Herrſchaft bezüglichen Akten, 
welche ſich im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin befinden, benutzt 
worden. Dieſelben ſind aber von großem Intereſſe, einmal, weil ſie 
zeigen, mit welchen Schwierigkeiten der Kurfürſt und feine Beamten 
bei dem Verſuche, in dieſen kleinen Landſchaften eine feſtere und beſſere 
Ordnung herzuſtellen, zu kämpfen gehabt haben, andererſeits, weil in 
ihnen ſchon ein Vorſpiel des Kampfes zwiſchen Deutſchtum und Polen⸗ 
tum hervortritt, welcher neuerdings in den deutſchen Oſtmarken mit 
ſolcher Heftigkeit entbrannt iſt. Auf ihnen beruht die folgende Dar- 
ſtellung. 

Die heutzutage zu der Provinz Pommern gehörigen, den äußerſten 
ſüdöſtlichen Teil derſelben bildenden Kreiſe Lauenburg und Bütow 
waren urſprünglich ein Beftanbteil des ſlawiſchen Fürſtentums Pomme- 


1) Wie bekannt, iſt der um die Geſchichte des Großen Kurfürſten fo ver⸗ 
dienſtvolle Verfaſſer am 31. März 1915 verſtorben. Den vorliegenden Aufſatz 
ſandte er ſelbſt noch am 2. November 1914 der Redaktion ein. 
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rellen, kamen zu Anfang des 14. Jahrhunderts mit dieſem unter die 
Herrſchaft des Deutſchen Ordens, durch welchen dort deutſche Kultur 
verbreitet wurde, mußten von dieſem aber 1466 in dem zweiten Thorner 
Frieden an den König Kaſimir von Polen abgetreten werden. Dieſer 
aber vereinigte ſie nicht mit dem polniſchen Reiche, ſondern überließ 
ſie zunächſt als Pfand für ſchuldige Gelder an ſeinen Bundesgenoſſen, 
den Herzog Erich II. von Pommern, auch deffen Nachfolger Bogislav X. 
behielt ſie als Pfand für den verſprochenen Brautſchatz ſeiner Ge⸗ 
mahlin, und an deſſen Nachfolger Georg und Barnim wurden ſie 1526 
definitiv als erbliches polniſches Lehen abgetreten. Nach dem Aus— 
ſterben des pommerſchen Herzogshauſes 1637 fielen ſie an Polen zurück, 
wurden mit der Woiwodſchaft Pommerellen vereinigt und haben dann 
bis 1657 unter polniſcher Herrſchaft geſtanden. Dieſe zwanzig Jahre 
ſind für ſie von großer, unheilvoller Bedeutung geweſen, denn einmal 
wurde die dortige Ritterſchaft, deren meiſte Mitglieder die pommerſchen 
Herzoge genötigt hatten, ihre Güter von ihnen zu Lehn zu nehmen, 
von der Lehnspflicht befreit, und ihre Beſitzungen in freie Allodial⸗ 
güter umgewandelt, und wurde auch der niedere kaſſubiſche Adel, die 
ſogenannten Pane, die in großer Armut und Roheit in Dörfern, 
meiſt mehrere Familien auf einem Hofe lebten, als Edelleute anerkannt, 
und ihnen alle Rechte und Privilegien des polniſchen Adels zu— 
geſprochen, zugleich aber erfolgte in dem ganz proteſtantiſch gewordenen 
Lande eine kirchliche Reaktion, indem der Biſchof von Cujavien, zu 
deſſen Sprengel früher Lauenburg gehört hatte, unter dem Schutze 
des polniſchen Königs dort und auch im Bütowſchen alle Kirchen könig— 
lichen Patronates nebſt den Gütern und Einkünften, welche ſie früher 
beſeſſen hatten, wieder für die katholiſche Kirche einzog. Da aber der 
größte Teil der Bevölkerung, namentlich auch des Adels, an dem 
proteſtantiſchen Bekenntnis feſthielt (nur im Bütowſchen iſt ein Teil 
der kaſſubiſchen Einwohner katholiſch geworden), ſo trat der eigen⸗ 
tümliche Zuſtand ein, daß die meiſten Kirchen katholiſch waren, aber 
nur von ganz kleinen katholiſchen Gemeinden benutzt wurden, während 
die viel größeren proteſtantiſchen Gemeinden der Kirchen entbehrten 
und an ſehr unvollkommenen Stätten ihren Gottesdienſt verrichten 
mußten, ein Zuſtand, der zum Teil auch heute noch fortbeſteht. Ohne 
Zweifel würde bei längerer Zugehörigkeit zum polniſchen Reiche auch 
hier, wie in Weſtpreußen, die Bevölkerung vollſtändig poloniſiert worden 
ſein, und es iſt ſehr fraglich, ob auch der Proteſtantismus dort dauernde 
Widerſtandskraft beſeſſen haben würde, davor aber ſind dieſe Lande 
dadurch bewahrt worden, daß ſie unter die Herrſchaft der branden⸗ 
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burgiſchen Kurfürſten kamen. Bekanntlich iſt während des ſchwediſch⸗ 
polniſchen Krieges der Kurfürſt Friedrich Wilhelm im Jahre 1657 von 
der ſchwediſchen auf die polniſche Seite übergetreten. In dem darüber 
am 19. September zu Wehlau abgeſchloſſenen Vertrage wurde ihm 
dafür von polniſcher Seite die Souveränität im Herzogtum Preußen 
zuerkannt und das frühere Lehnsverhältnis in ein ewiges Bündnis 
mit Polen umgewandelt, ihm außerdem aber auch für die von ihm zu 
leiſtende Kriegshilfe eine Entſchädigung zugeſagt, die bei der Ratifizierung 
dieſes Vertrages näher feſtgeſtellt werden ſollte. Das geſchah auf der per⸗ 
ſönlichen Zuſammenkunft, welche der Kurfürſt und ſeine Gemahlin Anfang 
November in Bromberg mit dem polniſchen Königspaare abhielt. In 
den dort am 6. November abgeſchloſſenen Verträgen 1) wurde dem Kur- 
fürſten außer dem Pfandbeſitz der Stadt Elbing und der Staroſtei 
Draheim die Abtretung der Lande Lauenburg und Bütow als erbliches 
polniſches Lehen unter derſelben Bedingung, unter denen früher die 
pommerſchen Herzöge dieſelben beſeſſen hatten, zugeſagt. Die Kurfürſten 
wurden von allen ſonſtigen Verpflichtungen entbunden, nur ſollten ſie 
jedesmal bei einem Thronwechſel in Polen die Erneuerung der Be— 
lehnung nachſuchen und ſollten, falls das kurfürſtliche Haus im Manns- 
ſtamme erlöſchen würde, die Landſchaften wieder an Polen zurückfallen. 
Die Art der dortigen Regierung und der Appellationen ſollte dieſelbe 
bleiben, wie ſie unter den pommerſchen Herzögen geweſen war, doch 
ſollte der Adel dieſelben Rechte und Vorrechte genießen wie unter der 
vorhergehenden polniſchen Herrſchaft, folte die Ausübung der katholi⸗ 
Iden Religion frei, die Gerichtsbarkeit der Biſchöfe von Cujavien und 
der derzeitige Beſitzſtand der katholiſchen Kirche unangetaſtet bleiben, 
bei Vakanzen in Kirchen königlichen Patronats ſollte der Kurfürſt 
binnen zwei Monaten aus drei ihm von dem Biſchof vorgeſchlagenen 
Perſonen eine zum Pfarrer beſtellen. Die Ausführung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen wurde zunächſt dadurch verzögert, daß in Lauenburg und 
Bütow damals noch ſchwediſche Beſatzungen ſtanden; nachdem dieſe aber 
zu Anfang des nächſten Jahres 1658 von dort abgezogen waren, wurde 
die feierliche Übergabe dieſer Landſchaften an den Kurfürſten auf den 
25. April angeſetzt, und zu dieſem Zweck der Adel derſelben und Ver⸗ 
treter der Städte und der Amtsdörfer auf dieſen Tag nach der Stadt 
Lauenburg entboten. Dort erſchienen?) als Bevollmächtigter des Königs 


— — — — 


1) S. Pufendorf J. VI, § 80 (S. 387f.); Cramer II, S. 116 ff.; 
v. Mörner, Kurbrandenburgs Staatsverträge, S. 225 ff. 

2) S. das bei Cramer II, S. 127 ff. mitgeteilte Protokoll der Übergabe 
und Huldigung der Lande Lauenburg und Bütow am 15./25. April 1658 und 
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von Polen der Unterkämmerer von Culm Ignatius Bakowski, 
als brandenburgiſche Kommiſſare der pommerſche Regierungsrat Adam 
v. Podewils und der Hauptmann von Neuſtettin Ullrich Got- 
fried v. Somnitz. Nachdem erſterer in einer längeren lateiniſchen 
Rede von der Abtretung des Landes Mitteilung gemacht, die Bewohner 
desſelben von dem Eide, den ſie dem König und der Republik Polen 
geleiſtet hatten, entbunden und ſie an den Kurfürſten als ihren neuen 
Landesherrn verwieſen hatte, forderten die Geſandten des Kurfürſten 
zuerſt die nur in geringer Anzahl erſchienenen Edelleute zur Huldigung 
auf, und zwar ſollten ſie denſelben Eid ſchwören, den ſie früher den 
pommerſchen Herzögen geleiſtet hatten. Das verweigerten dieſelben 
aber, da in dieſem ihre Güter als Lehngüter und ihre Pflichten als 
die eines Lehnsmannes bezeichnet würden, während ſie doch aller 
Rechte und Freiheiten des polniſchen Adels und des freien und erb- 
lichen Güterbeſitzes teilhaftig geworden wären. Sie führten heftige 
Klage darüber, daß der König ſie wider ihr Wiſſen und Willen von 
dem polniſchen Reiche losgeriſſen hätte, ſprachen die Befürchtung aus, 
daß man auf Grund dieſes Eides ihre Allodialgüter wieder in Lehn⸗ 
güter verwandeln wolle, und erklärten, daß ſie nur nach der Eides⸗ 
formel, welche ſie dem König von Polen geleiſtet hätten, ſich dem Kur⸗ 
fürſten zu Treue und Gehorſam verpflichten wollten. Darauf konnten 
die kurfürſtlichen Kommiſſaxien nicht eingehen; fie verſprachen, dieſes 
Verlangen des Adels dem Kurfürſten zur Kenntnis zu bringen, und 
begnügten ſich damit, von den Bürgern der drei Städte Lauenburg, 
Leba und Bütow und den Vertretern der freien Amtsuntertanen, die 
ſich ohne weiteres dazu bereit erklärten, den Huldigungseid abzunehmen. 
Der Kurfürſt bewilligte, daß in der vorher verlangten Eidesformel die 
auf das Lehnsverhältnis bezüglichen Worte ausgelaſſen wurden, und 
ermächtigte die Kommiſſare, in ſeinem Namen die Privilegien des Adels, 
aber nur ganz im allgemeinen, zu beſtätigen. Darauf wurde!) der 
Adel aufs neue auf den 28. Juni nach Lauenburg berufen, und dieſer, 
der diesmal faſt vollzählig erſchienen war, verſtand ſich jetzt dazu, den 
Eid in der veränderten Form zu leiſten. Darauf wurde ihm von den 
Kommiſſaren eine ſchriftliche Beſtätigung der ihm von dem polniſchen 
Könige verliehenen Rechte und Freiheiten ausgeſtellt. 

In dem Bromberger Vertrage war, wie ſchon erwähnt, beſtimmt 


die darauf beruhenden ausführlichen Darſtellungen bei Cramer I, S. 393 ff. 
und Schulz S. 184 ff. 
1) S. Cramer I, S. 298 f.; Schulz S. 189. 
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worden, daß die Verwaltung beider Lande ſo eingerichtet werden ſollte, 
wie ſie unter der Herrſchaft der pommerſchen Herzöge geweſen war. 
Damals hatte ſie in jedem derſelben ein mit ausgedehnten Befugniſſen 
ausgeſtatteter Hauptmann in Händen gehabt, der auch die Gerichtsbar⸗ 
keit ſowohl über die Amtsuntertanen als auch über den Adel ausgeübt 
hatte; es war nach gemeinem Recht gerichtet worden, Appellationen 
waren an das Hofgericht in Stettin gegangen. In polniſcher Zeit 
dagegen hatten beide Gebiete unter dem Woiwoden von Pommerellen 
geſtanden, dieſer oder ſein Stellvertreter, der Unterwoiwode, hatte in 
dem Schloßgericht über Kriminalfälle und ſolche Sachen, welche ſchleu⸗ 
niger Erledigung bedurften, gerichtet, für Zivilſachen dagegen war für 
den Adel ein mit einheimiſchen Edelleuten als Richter und Schöffen 
beſetztes Landgericht eingerichtet worden. In beiden Gerichten war 
nach dem preußiſch⸗polniſchen Landrecht gerichtet worden, Appellationen 
waren an das Tribunal in Petrikau gegangen. Der Kurfürſt hatte 
beſchloſſen, über beide Amter einen Hauptmann mit denſelben Befug⸗ 
niſſen, wie ſie die pommerſchen gehabt hatten, zu ſetzen, und er hatte 
dazu von ſeinen Geheimen Räten denjenigen auserſehen, welcher ſeine 
Aus ſöhnung mit Polen beſonders eifrig betrieben und in den darüber 
geführten Verhandlungen einen hervorragenden Anteil genommen hatte, 
den pommerſchen Kanzler Lorenz Chriſtoph v. Somnitz. Schon 
am 4. Oktober 1657 hatte er!) demſelben die Anwartſchaft auf dieſe 
Stelle erteilt, da er ſeiner Dienſte aber vorläufig zu anderen wich⸗ 
tigeren Geſchäften beſonders in der auswärtigen Politik bedurfte, ſo 
ſetzte er?) jetzt einen Vetter desſelben, Claus v. Somnitz, zum 
Vizehauptmann beider Länder ein, der dort unter der Oberleitung des 
Kanzlers die Regierungsgeſchäfte verrichten ſollte. Mit einer ſolchen 
Einrichtung war aber der dortige Adel wenig einverſtanden, er wünſchte 
vielmehr, daß die Verwaltung möglichſt nach der polniſchen Weiſe ein⸗ 
gerichtet werde, und ſchickte daher Ende Juli oder Anfang Auguſt einen 
aus ihrer Mitte, Ernſt v. Crockow, zu dem Kurfürſten nach Berlin, 
um dieſem ihre Wünſche vorzutragen. Er ſollte zunächſt verlangen, daß 
der Kurfürſt ſelbſt noch einmal die Rechte und Privilegien des Adels 
beſtätigen ſolle, dann aber, daß für die Gerichtsbarkeit über den Adel 
in Zivilſachen wieder ein Landgericht, beſtehend aus einem Landrichter 
und einer Anzahl Landſchöffen, ſämtlich Mitgliedern des einheimiſchen 
Adels, und eine Berufungsinſtanz beſtellt, daß in den Gerichten, mit 


1) S. Cramer I, S. 287 f. 
2) Undatiertes Konzept, jedenfalls aus dem Jahre 1658. 
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denen der Adel zu tun habe, nach dem preußiſch⸗polniſchen Recht, dem 
ſogenannten Jus terestre nobilitatis Prussiae correctum !) gerichtet, 
daß in noch ſchwebenden Prozeſſen ebenfalls nach dieſem Recht weiter 
verfahren, und daß auch Kontrakte, wie früher, in die Gerichtsbücher 
ſollten eingetragen werden dürfen. Außerdem aber ſollte er auch eine be⸗ 
ſtimmte Ordnung des Steuerweſens beantragen. Der Kurfürit ?) zeigte fidh 
ſehr entgegenkommend, eine nochmalige Beſtätigung der Adelsprivilegien 
lehnte er allerdings als überflüſſig ab, dagegen erklärte er ſich zur Ein⸗ 
richtung eines ſolchen Landgerichts unter der Bedingung, daß er nicht 
die Koſten desſelben zu tragen habe, daß die Mitglieder desſelben ihm 
einen Eid ſchwören und nur fic) mit Sachen, welche den Adel an- 
gingen, befaſſen ſollten, bereit, auch die Anwendung des preußiſchen 
Landrechts wollte er geſtatten, doch verlangte er, daß dasſelbe mit Zu⸗ 
ziehung von Mitgliedern des Adels in zeitgemäßer Weiſe umgearbeitet 
werde und daß die nach demſelben von dem Woiwoden und dem Unter⸗ 
woiwoden zu verrichtenden Amtsgeſchäfte (d. h. beſonders die Kriminal⸗ 
gerichtsbarkeit) hinfort von dem Oberhauptmann, oder in deſſen Ab⸗ 
weſenheit von dem Vizehauptmann ausgeübt werden ſollten. Die 
Appellationen ſollten zuerſt an ebendieſe, die aber zu dem Endurteil 
vier von dem Kurfürſten zu ernennende Landräte hinzuziehen ſollten, 
bei weiterer Berufung an den Kurfürſten ſelbſt, der dann die Sache 
entweder von der hinterpommerſchen Regierung oder, wenn ſie es lieber 
wünſchten, in Berlin werde entſcheiden laſſen. Das Steuerweſen an⸗ 
betreffend, erklärte er ſich damit einverſtanden, daß vorläufig beide 
Diſtrikte darin Hinterpommern zugelegt werden, einen Anteil an den 
von den dortigen Ständen zu zahlenden Steuern übernehmen und an 
den darüber auch auf den pommerſchen Landtagen zu führenden Beratungen 
teilnehmen ſollten, zu Anlagen für die kaiſerliche Kammer, alſo zu 
Reichsſteuern, ſollten ſie nicht gezogen werden, überhaupt nur zu 
ſolchen Steuern, zu deren Zahlung ſie von Rechts wegen verpflichtet 
wären, doch ſprach er die Erwartung aus, daß ſie in dringenden Fällen 
auch einen Beitrag geben würden. Vorläufig aber machte der Kriegs⸗ 
zuſtand, in dem man ſich befand, eine Ausführung dieſes Beſchluſſes 
unmöglich und konnte die Rechtspflege dort nur notdürftig ausgeübt 
werden; erft zu Anfang des nächſten Jahres 1659 beauftragte“) der auf 

1) S. darüber Bär, über die Gerichte in Preußen zur Zeit der polniſchen 
Herrſchaft (Zeitſchrift des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins XLVII, S. 69 ff.). 

2) Reſolution des Kurfürſten auf das Memorial und den Vertrag 
E. v. Crockows d. Cölln a. d. Spree 27. Juli /6. Auguft 1658. 

3) Kf. an Somnitz d. Rügen 18. / 23. Januar 1659. 
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dem Feldzuge in Jütland befindliche Kurfürſt Somnitz, die Errichtung 
des Landgerichts und der anderen Gerichte im Lauenburgiſchen und 
Bütowſchen auf Grund der mit Polen geſchloſſenen Verträge und ſeiner 
neulich der Ritterſchaft erteilten Reſolution und nach Rückſprache mit 
derſelben vorzunehmen. Somnittz berichtete !) darauf, daß man jetzt 
dort wünſche, daß die Lande dem Herzogtum Preußen inkorporiert, daß 
die Appellationen an das dortige Tribunal gerichtet, und daß auch die 
Steuern an die preußiſche Kaſſe gezahlt würden, widerriet dieſes aber 
durchaus, und auch der Kurfürft?) wollte davon nichts wiſſen, be⸗ 
auftragte ihn, ſich zu bemühen, ſie auf beſſere Gedanken zu bringen, und 
ihnen wegen der Appellationen, wenn ihnen ſeine früheren Anerbietungen 
nicht gefielen, vorzuſchlagen, daß dieſe an den Geheimen Rat in Berlin 
gerichtet würden; wenn ſie auch damit nicht zufrieden wären, ſollte er 
die ganze Sache bis zu ſeiner, des Kurfürſten, Rückkehr nach Berlin 
ruhen laſſen. Infolge von Nachrichten aber, die er über Mißſtände, 
welche durch die mangelhafte Ordnung des dortigen Gerichtsweſens ver⸗ 
urſacht waren, erfahren hatte, beauftragte er?) doch Somnitz, den er 
inzwiſchen als einen ſeiner Bevollmächtigten zu den Friedensverhand⸗ 
lungen mit Schweden nach Preußen geſchickt hatte, ihm über den Zu⸗ 
ſtand des Juſtizweſens im Lauenburgiſchen und Bütowſchen Bericht 
zu erſtatten. Das tat“) derſelbe auch, verſicherte aber, daß vorläufig 
er und fein Unterhauptmann das Nötige beſorgen würden, und barauf- 
hin erklärte ') ſich der Kurfürſt damit einverſtanden, daß die Ordnung 
dieſer Angelegenheit bis zu einer Zeit, in der ſie beide zuſammen 
darüber beraten könnten, verſchoben würde. Bald darauf erfuhren 
Somnitz und der auch zur Teilnahme an den Friedensverhandlungen 
von dem Kurfürſten abgeſchickte Freiherr v. Hoverbeck in Warſchau, 
wohin fie ſich begeben hatten, daß“) auf geheimes Anſtiften der lauen- 
burgiſchen und bütowſchen Ritterſchaft, beſonders des früheren Qand: 
tidters Peter v. Prebentow, und durch Vermittlung jenes bei 
dem Großkanzler ſehr einflußreichen Bakowski von dem damals dort 
verſammelten Reichstage eine Konſtitution “) erlaſſen war, durch welche 


1) Somnitz an Kf. d. Berlin 20. Februar / 2. März 1659. 

2) Kf. an Somnitz d. Wiburg 2. / 12. März 1659. 

3) Ki. an Somnitz d. Hauptquartier zu Wuel 14. / 24. Mai 1659. 

4) Somnitz an Kf. d. Warſchau 2. Juni 1659. 

5) Ki. an Somnitz d. im Feldlager gegen der Inſel Förneh 20. 30. Juni 1659. 

6) Geſandtſchaftsdiarium vom 8. u. 18. Juni 1659, die Gefandten an Kf. 
d. Warſchau 18. / 28. Juni 1659. 

7) S. Volumina legum IV, S. 617 f. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 3⁴ 
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unter Bezugnahme auf frühere königliche Dienſte alle Rechte und Frei⸗ 
heiten jener Ritterſchaft beſonders auch der allodiale Charakter ihrer 
Güter beſtätigt und, im Fall ſie dieſe Güter verlieren ſollte, ihr Rekurs 
an die polniſche Republik bewilligt war. Gegen einen ſolchen Eingriff 
in die landesherrlichen Rechte des Kurfürſten legten ſie feierlichen 
Proteſt ein, und wenn ſie auch nicht die Aufhebung jener Konſtitution 
erreichen konnten, ſo erwirkten ſie doch, daß der König ſchließlich eine 
ſchriftliche Erklärung abgab !), daß durch dieſelbe keineswegs der Juris: 
diktion des Kurfürſten Eintrag geſchehen, noch eine neue Appellations⸗ 
inſtanz eingeführt, ſondern nur die Freiheiten und Rechte derſelben für 
den Fall, daß die Lande ſpäter einmal wieder an Polen zurückfallen 
ſollten, beſtätigt werden ſollten. Somnitz riet?) nun dem Kurfürſten, 
diefe Gelegenheit zu benutzen, um auf den Adel einen Druck aug- 
zuüben, er möchte erklären, da derſelbe mit dem, was er ihm über die 
Verträge hinaus aus Gnade habe bewilligen wollen, nicht zufrieden 
wäre, ſo ſollte es mit der Jurisdiktion über den Adel ebenſo wie 
unter der Herrſchaft der pommerſchen Herzöge gehalten werden. Das 
geſchah und hatte auch Erfolg. Die Ritterſchaft ſchickte?) an den Kur⸗ 
fürſten eine Bittſchrift, in welcher ſie ſich damit zu entſchuldigen ſuchte, 
daß die Konſtitution auf dem Reichstage ohne ihr Vorwiſſen und Zu⸗ 
tun zuſtande gekommen ſei. Das glaubte er ihr natürlich nicht; er 
wies aber Somnitz an, bei ihr anzufragen, ob ſie ſich ſchriftlich dieſer 

erſchlichenen Konſtitution gänzlich begeben wollte, in dieſem Falle ſollte 
das Juſtizweſen nach ihrem Wunſche eingerichtet werden. Dazu ſcheint 
man ſich aber nicht haben verſtehen zu wollen, jedenfalls hat die Sache 
bis zur Beendigung des Krieges geruht. Erſt Anfang Juni 1660, 
alſo nach dem Abſchluß des Olivaer Friedens, hören wir von einem 
Memorial, welches die Ritterſchaft dem Kurfürſten zugeſendet hat, und 
kennen wir die von ihm darauf erteilte Reſolution“). In derſelben 
beſteht er darauf, daß die Ritterſchaft ſchriftlich in einer beſtimmten 
Form darauf verzichten ſolle, von der Reichstagskonſtitution Gebrauch 
zu machen; wenn ſie dieſe Forderung erfüllt, dann ſolle das Land⸗ 
gericht beſtellt, Prebentow zum Landrichter ernannt, ihm aus den 
von der Ritterſchaft vorgeſchlagenen Perſonen 6—8 Landſchöppen bei⸗ 


1) König Joh. Kaſimir an Kf. d. Varsavia 24. Juli und Erklärung vom 
17. Oktober 1659. 

2) Somnitz an Kf. d. Warſchau 18. Juni 1659. 

3) Kf. an Somnitz d. Hauptquartier Üllenbaufen i. Holſtein 27. Auguſt / 
6. September 1659. 

4) d. Cölln a. d. Spree 30. Mai / 9. Juni 1660. 
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geſellt und Somnitz angewieſen werden, das Landgericht feierlich im 
Beiſein der geſamten Ritterſchaft zu eröffnen. Die Appellation von dem⸗ 
ſelben ſolle vorläufig, bis er ein beſtändiges Appellationsgericht angeordnet 
habe, an die pommerſche Regierung in Colberg gehen. In beiden In⸗ 
ſtanzen ſolle in Zivilſachen nach dem preußiſchen Landrecht und den pol⸗ 
niſchen Konſtitutionen gerichtet werden, doch behält der Kurfürſt ſich wieder 
vor, dieſe revidieren und den jetzigen Verhältniſſen gemäß umarbeiten 
zu laſſen. Die gerichtlichen Kompetenzen, welche in polniſcher Zeit der 
Woiwode, Unterwoiwode, der Staroſt und der Unterkämmerer beſeſſen 
hatten, ſollten auf den Hauptmann übergehen, beſonders ſollte dieſer 
die Ausübung der Kriminalgerichtsbarkeit, und zwar nach göttlichem 
und gemeinem Recht, behalten. Die Sporteln von dem Landgericht 
ſollen dem Landrichter und den ihm beigeordneten Perſonen zufallen, 
die Geldbußen in ſchwereren Fällen aber behält der Kurfürſt ſich vor. 
Der Landrichter und auch der Hauptmann folen immer aus dem ein- 
heimiſchen Adel, wenn dazu geeignete Perſonen dort vorhanden ſein 
ſollten, genommen werden, der Kurfürſt behält ſich vor, eventuell beide 
Amter zu kombinieren. Steuern ſollen nur mit Bewilligung der Be⸗ 
wohner der beiden Diſtrikte erhoben werden, Somnitz ſoll Befehl 
erhalten, ſich mit ihnen darüber im allgemeinen und über ihr jetziges 
Angebot, dem Kurfürſten für die nächſten zehn Jahre jährlich eine be- 
ſtimmte Summe zu zahlen, zu verſtändigen. Zugleich erhielt derſelbe 
Befehl ), in betreff des Landgerichts dieſer Reſolution gemäß zu vere 
fahren, und ſich auch zu bemühen, daß dort die Akziſe eingeführt werde, 
wenn dieſes geſchehe, ſolle das Land nicht mit andern Kollekten be⸗ 
ſchwert werden; er ſolle auch verſichern, daß die Adligen nur im 
äußerſten Notfall zu Fuhren und zur Einquartierung herangezogen 
werden ſollten. Da auch die Städte und die Amtsfreien (Schulzen, 
Kröger u. dgl.) um Konfirmation ihrer Privilegien gebeten hatten, 
ſollte er ſich die Originale derſelben vorzeigen laſſen und Abſchriften 
derſelben einſenden, ſich erkundigen, wie es früher mit den Appellationen 
von den Stadtgerichten an das Schloßgericht gehalten worden wäre, 
und auch dieſe Angelegenheit erledigen, Streitigkeiten der Stadt Lauen⸗ 
burg mit den Adligen wegen Hinderung des Holzflößens möglichſt in 
der Güte beilegen, die Klagen der Stadt über Erhöhung der Mühlen⸗ 
metzer unterſuchen und, falls Amtsbediente ſich untüchtig zeigen ſollten, 
darüber berichten und andere vorſchlagen. Doch hat die Ritterſchaft 
dann noch weiter durch Prebentow mit dem Kurfürſten verhandeln 


1) Kf. an Somnitz d. Berlin 30. Mai / 9. Juni 1660. 
34 * 
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laſſen !) und noch weitere Forderungen an ihn geſtellt, namentlich daß 
auch die Kriminalſachen dem Landgericht zugewieſen und die Appella⸗ 
tionen von demſelben an das preußiſche Tribunal gerichtet, und daß 
ſie nicht zu den pommerſchen Kontributionen herangezogen, ſondern nur 
ſolche, die mit ihnen vereinbart wären, von ihnen gefordert werden 
ſollten. Das letztere bewilligte 2) der Kurfürſt; er erklärte ſich mit 
ihrem Anerbieten, ihm in den nächſten Jahren jährlich 4000 Taler zu 
zahlen, einverſtanden und traf nähere Beſtimmungen, wie es mit der 
Aufbringung derſelben, an der Amtsuntertanen, Ritterſchaft und Städte 
mit einer beſtimmten Quote ſich zu beteiligen hätten, gehalten werden 
ſollte. Das erſtere aber verweigerte er. Die Befugniſſe, welche früher 
der Woiwode, der Unterwoiwode und der Unterkämmerer gehabt hätten, 
alſo beſonders die Kriminalgerichtsbarkeit, ſollte der Hauptmann aus⸗ 
üben, und auch wenn dieſem zugleich das Landrichteramt übertragen 
werden ſollte, ſollten beide Funktionen getrennt bleiben. Appellationen 
ſollten in erſter Inſtanz an den Hauptmann gehen und von dieſem 
mit Hinzuziehung von vier Edelleuten entſchieden werden; in zweiter 
Inſtanz ſollte in Sachen, bei denen es ſich mindeſtens um 100 Gulden 
handelte, an ihn appelliert werden; er werde dieſelben, bis ein be- 
ſonderes Tribunal dafür eingeſetzt ſei, im Geheimen Rat vornehmen 
und eine Sentenz abfaſſen, wegen der nötigen Anderungen im Land⸗ 
gericht, namentlich in betreff der Beſchleunigung des Prozeſſes werde 
er Somnitz mit ihnen verhandeln laſſen. Einige andere Wünſche, 
die fih meiſt auf Dinge bezogen, die ſchon in feinen früheren Refolu- 
tionen erledigt waren, bewilligte er, zum Schluß aber ſprach er die Er- 
wartung aus, daß ſie nun die von ihm geforderte Erklärung wegen 
der Reichstagskonſtitution einſchicken und ſich derſelben gemäß betragen 
würden. Das ſcheint Prebentow ihm verſprochen zu haben, denn 
er beauftragte?) nun nicht den Kanzler v. Somnitz, den er ſoeben“) 
nochmals definitiv zum Oberhauptmann von Lauenburg und Bütow 


1) Memorial v. Prebentows im Namen der Lauenburgiſchen und Bütow⸗ 
ſchen Ritterſchaft s. 1. it. A. 

2) Rejolution auf das Memorial Prebentows d. Cölln a. d. Spree 27. Sep- 
tember / 7. Oktober 1660. | 

1) Kf. an F. v. Güntersberg und Cl. v. Somnitz d. Cölln 28. Oktober / 
7. November 1660. 

2) d. Cölln a. d. Spree 11. / 21. September 1660. Irrtümlich gibt Cramer 
I, S. 317 an, daß Kf. zuerſt den Hauptmann von Neuſtettin Ulrich Gottfried 
v. Somnitz, und erſt 1666 Lorenz Chr. v. Somnitz zum Oberhauptmann er⸗ 
nannt habe. 
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ernannt hatte, der aber wieder durch andere Geſchäfte abgehalten ſein 
muß, ſondern den Hauptmann zu Rügenwalde Franz v. Günters⸗ 
berg und den Vizehauptmann Claus v. Somnitz, die Eröffnung 
des Landgerichts in Lauenburg zu vollziehen und dabei nochmals an- 
zuzeigen, daß er in betreff der Appellation, der Umarbeitung des Land- 
rechts und der dem Oberhauptmann und deſſen Stellvertreter zuſtehen⸗ 
den gerichtlichen Befugniſſe es bei der Prebentow erteilten Reſolution 
bewenden laſſe. Wodurch die lange Verzögerung der Ausführung 
dieſes Befehls veranlaßt worden ift, erfahren wir nicht, wir erleben !) 
nur, daß v. Günters berg und v. Somnitz erft Ende Februar des 
nächſten Jahres 1661 zu dieſem Zweck mit der Ritterſchaft in Lauen⸗ 
burg zuſammengekommen ſind, daß dieſe ſich aber ganz widerſpenſtig 
zeigte, den Verzicht auf die Reichstagskonſtitution, weil ein ſolcher ihnen 
und ihren Nachkommen ſehr nachteilig ſein werde, hartnäckig verweigerte, 
und behauptete, daß Prebentow von ihnen zu einem Verſprechen 
deswegen keine Vollmacht gehabt habe, ſo daß ſie nicht glaubten, die 
Eröffnung des Landgerichts vornehmen zu dürfen, und unverrichteter 
Sache abzogen. Offenbar iſt dieſes Verhalten der Ritterſchaft ver⸗ 
anlaßt worden durch die damaligen Vorgänge in Polen, die feindliche 
Haltung des dortigen Hofes gegen den Kurfürſten und die Anfein⸗ 
dungen, die er auf dem Reichstage erfuhr; ebendieſe aber machen es 
auch erklärlich, daß der Kurfürſt, der den polniſchen Adel ſich günſtig 
zu ſtimmen ſuchte, große Langmut der Ritterſchaft gegenüber gezeigt, 
weitere Verhandlungen mit derſelben zugelaſſen und ſich endlich in⸗ 
ſofern nachgiebig gezeigt hat, als er nicht auf dem formellen Verzicht 
derſelben beſtanden, ſondern auf andere Weiſe ſeine landesherrlichen 
Rechte gewahrt und auch wegen der Anwendung polniſchen Rechts in 
Kriminalfällen ſich zu Zugeſtändniſſen bereit gezeigt hat. So iſt es 
denn endlich dahin gekommen, daß?) Somnit ſelbſt am 27. Sep⸗ 
tember 1661, nachdem er der Weiſung des Kurfürſten gemäß im 
Namen desſelben erklärt hatte, daß dieſer nur ſo lange als von ſeiten 
des Adels von der Reichstagskonſtitution kein Gebrauch gemacht würde, 
das Landgericht werde beſtehen laffen, dasſelbe eröffnet hat, wo—⸗ 
bei v. Prebentow zum Landrichter, und Bartel v. Groll, 
Chriſtian v. Röpke, Hans Georg v. Wuffow und Eykert 
v. Pirch zum Landſchöppen beſtellt und in Eid genommen wurden. 


1) v. Günterberg und v. Somnitz an Kf. d. Lauenburg 15. / 25. Febr. 1661. 
2) Somnitz an Kf. d. 19. / 29. September 1662 (Zeitſchr. f. preuß. Geſchichte 
u. Landeskunde XIX, S. 429). 
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Das Landgericht iſt darauf in Tätigkeit getreten, und in den 
nächſten zwei Jahren iſt es nur über die Kompetenz desſelben zu 
Streitigkeiten gekommen. Der Kurfürſt hat!), veranlaßt durch einen 
Fall, in dem dasſelbe eine Klage gegen einen Beamten in Domänen⸗ 
angelegenheiten angenommen und darüber hatte entſcheiden wollen, 
nachdem Somnitz unter Hinweis auf polniſche Konſtitutionen ihn 
darüber unterrichtet hatte, daß in Polen die Kognition über königliche 
Güter dem König zuſtehe, verfügt, daß dergleichen Sachen an ihn zu 
verweiſen ſeien. Er hat dann Anfang November 1664 eine ſonder⸗ 
barerweiſe zwei Jahre (26. Oktober 1662) zurückdatierte Verordnung ?), 
betreffend die Organiſation des geſamten Juſtizweſens im Lauenburgi⸗ 
ſchen und Bütowſchen erlaſſen. Dieſelbe handelt zuerſt von dem Land⸗ 
gericht, deſſen Beſetzung und Kompetenz, die, wie in polniſcher Zeit, 
auf Zivilſachen beſchränkt wird, während die Sachen, welche früher die 
Woiwoden, Unterwoiwoden, Unterkämmerer und Staroſten entſchieden 
hätten, dem Hauptmann oder deſſen Stellvertreter zugewieſen, ſolche, 
welche früher vor den König gebracht ſeien, dem Kurfürſten vorbehalten 
werden; es handelt ferner von dem dort anzuwendenden Recht, als 
welches das preußiſche Landrecht, die polniſchen Konſtitutionen und 
andere bisher in Preußen übliche Rechte, die aber von dem Kurfürſten 
revidiert und in ſeinem Namen herausgegeben werden ſollten, bezeichnet 
werden und den Terminen, an denen es abgehalten werden ſolle. 
Darauf folgen Beſtimmungen über ein als Appellationsinſtanz ein⸗ 
zurichtendes Tribunal. Dasſelbe ſolle aus einem Präſidenten und ſechs 
anderen einheimiſchen Adligen ſowie einem Notar beſtehen; die Präſi⸗ 
denten werde der Kurfürſt aus drei ihm alljährlich von der Ritterſchaft 
vorzuſchlagenden Perſonen, zu denen auch der Hauptmann und der 
Landrichter gehören könnten, erwählen; die Beiſitzer ſollten von der 
Ritterſchaft gewählt und vom Kurfürſten beſtätigt werden. Das Tribunal 
ſolle jährlich am 4. Oktober zu Lauenburg abgehalten werden, weitere 
Berufungen nicht geſtattet ſein, doch behält ſich der Kurfürſt vor, 
wenn er eine General⸗Oberinſtanz in feiner Reſidenz errichten werde, 
auch die Appellationen von hierher dorthin zu ziehen. In betreff des 
durch den Hauptmann abzuhaltenden Schloßgerichts, der ehemaligen 


1) Somnitz an Kf. d. Colberg 29. Dezember 1664; Somnitz an Kf. d. 
20. / 30. Oktober 1664; RI. an Somnitz u. an Prebentow d. Cölln 24. Oktober / 
3. November 1664; Prebentow an Kf. d. Erizan 6. Dezember. 

2) S. Hegert, Die Land- und Appellationsgerichtsordnung für die Herr- 
ſchaften Lauenburg und Bütow vom 26. Oktober 1662 (Zeitſchr. f. preuß. Ge- 
ſchichte und Landeskunde XIX, S. 427 ff.). 
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judicia palatinalia und vicepalatinalia, wird beſtimmt, es ſolle zu den 
gewöhnlichen Zeiten oder ſo oft es die Notwendigkeit erfordere, ab⸗ 
gehalten werden, auch dort ſolle das preußiſche Landrecht angewandt 
werden; beſondere Rechte, welche die Ritterſchaft in Kriminalfällen zu 
beſitzen vermeine, ſollten dem Kurfürſten vorgelegt werden, er werde, 
„was nicht den göttlichen beſchriebenen Rechten wol gemäß ſei“ beſtätigen. 

Die Ritterſchaft hat!) an dieſer Verordnung vieles, was ihren 
angeblichen Rechten widerſtreite, auszuſetzen gehabt und beabſichtigt, 
eine Deputation an den Kurfürſten zu ſchicken, um ſich darüber zu be⸗ 
ſchweren und Anderungen derſelben zu verlangen, es iſt aber vorläufig 
dazu nicht gekommen. Als aber im nächſten Jahre 1665 der Termin 
herannahte, an dem das ja von dem Kurfürſten zugeſagte Tribunal 
hätte in Wirkſamkeit treten ſollen, von ſeiten des Kurfürſten aber keine 
Anſtalt dazu getroffen wurde, ging man eigenmächtig vor. Ohne eine 
Berufung abzuwarten, kam Mitte September die lauenburgiſche Ritter⸗ 
ſchaft (die aus dem Bütowſchen, die man auch vorgeladen hatte, aber 
ohne einen Termin anzugeben, war nicht erſchienen) in Lauenburg jus 
ſammen, wählte ſieben Vertreter aus ihrer Mitte zu Aſſeſſoren, machte 
dem Kurfürſten Anzeige davon und erſuchte ihn, von drei derſelben, 
die ſie namhaft machte (dem Landrichter v. Prebentow und den 
Landſchöffen Reinhold v. Crockow und Bartſch) einen zum 
Präſidenten zu erwählen. Der Kurfürſt aber, jedenfalls von Somnitz 
dazu veranlaßt, der ihn darauf aufmerkſam gemacht haben wird, daß 
dieſe Wahl, da die Zuſammenkunft ohne ſeine Erlaubnis und ohne 
Hinzuziehung der Bütower abgehalten worden, ungültig, und daß auch 
die Aſſeſſoren von ihm zu beſtätigen feien, richtete?) darauf ſehr un- 
gnädige Schreiben an Prebentow und an die geſamte lauenburgiſche 
und bütowſche Ritterſchaft, in denen er unter Anführung jener Mängel 
die Wahl für „unförmlich“ erklärte und verlangte, daß ſie eine neue 
vornehmen, dabei nach ſeiner Verordnung verfahren und ihm über das 
Ergebnis derſelben rechtzeitig Bericht erftatten ſollten, damit die Ge- 
wählten von ihm beſtätigt und vereidigt werden könnten. Dieſe 
Schreiben haben bei der Ritterſchaft große Entrüſtung, beſonders gegen 
Somnitz, den man natürlich für den Urheber derſelben anſah, er⸗ 
regt. Sie antwortete darauf?) in einem langen, von Prebentow 


— — 


1) So berichtet fie in ihrem Schreiben an Kf. vom 7. Oktober 1665. 

2) Kf. an die lauenburgiſche und bütowſche Ritterſchaft und an v. Preben- 
tow d. s. 1. 18. / 28. September 1665 (von Somnitz konzipiert). 

3) Sämtliche lauenburgiſche und bütowſche Ritterſchaft an Rf. d. Lauen- 
burg 7. Oktober 1665. 
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verfaßten Schreiben, er fet durch Somnitz, der, obwohl er als Ober⸗ 
hauptmann dieſer Lande custos legum ſein ſollte, aber dieſe nicht be⸗ 
hindere, das Schloßgericht noch nicht introduziert habe, und ſo ihren 
Rechten zuwider lebe, falſch unterrichtet worden. Die Wahl ſei durch⸗ 
aus rechtmäßig vorgenommen worden, für dieſelbe ſei eine beſondere 
Zuſammenkunft, für die ſie hätten um Erlaubnis bitten müſſen, gar 
nicht nötig geweſen, dieſe finde in Preußen und in ganz Polen immer 
an einem beſtimmten Tage, am Montage nach Mariae Geburt (8. Sep⸗ 
tember) ſtatt, daß die Bütower nicht dazu erſchienen ſeien, ſei ihre 
eigene Schuld. Sie hätten die erwählten Perſonen dem Kurfürſten 
namhaft gemacht und ihn gebeten, einen der drei erſten zum Präſi⸗ 
denten zu erwählen, einer Beſtätigung der übrigen bedürfe es nicht, 
dieſe hätten den vorſchriftsmäßigen Eid am Gerichtstage ſelbſt ab- 
zulegen. Dann beſchwerten ſie ſich über die Verordnung des Kur⸗ 
fürſten, die mit ihren Vorſchlägen gar nicht übereinſtimmen und vieles 
ihren Rechten Widerſprechendes enthalte, und ſie kündigten an, daß ſie 
demnächſt jemand zu dem Kurfürſten ſchicken würden, der ihm aus⸗ 
einanderſetzen werde, daß ſie nichts ſuchten als was den Rechten, die ſie 
unter der polniſchen Herrſchaft beſeſſen hätten, entſpreche, und ihnen 
daher durch die Verträge und bei der Übergabe der Lande durch den 
Kurfürſten verſprochen ſei. Sie baten, fie bei dieſen Rechten zu er- 
halten und nicht zuzugeben, daß dieſelben von Somnittz verletzt und 
ihre Freiheit unterdrückt werde. Nur, um dem Kurfürſten ihren Ge⸗ 
horſam zu beweiſen, hätten ſie die Abhaltung des Tribunals bis zum 
23. Februar des nächſten Jahres verſchoben; ſie baten nochmals, eine 
der von ihnen vorgeſchlagenen Perſonen als Präſidenten zu beſtätigen. 
Der Kurfürſt erwiderte!) darauf in einem an Prebentow gerichteten, 
auch von Somnitz abgefaßten Schreiben, die Einſetzung des Land⸗ 
und des Appellationsgerichtes verdankten ſie nur ſeiner Gnade, und er 
verwies ihnen, daß ſie ſich herausnähmen, in betreff der Einrichtung 
desſelben ſowie des Schloßgerichtes ihm und ſeinen Beamten Vor⸗ 
ſchriften zu machen, und daß ſie ſich auf Gerechtſame beriefen, die gar 
nicht auf dieſen Fall paßten. Das Schloßgericht hätte er Somnitz 
gleich bei ſeiner Ernennung zum Oberhauptmann übertragen, es hätte 
daher gar keiner beſonderen Introduktion desſelben bedurft, fie hätten 
jederzeit dort ihre Klagen vorbringen können, und er habe Somnitz 
befohlen, auch ferner ſolche anzunehmen. Er ſprach die Erwartung 
aus, daß ſie ſeine Gnade gebührend anerkennen, bei Somnitz als Ober⸗ 


1) Kf. an v. Prebentow d. s. 1. 2. / 12. Oktober 1665. 
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hauptmann um Anſetzung einer neuen Verſammlung zur Wahl der 
ihm zum Präſidenten vorzuſchlagenden Perſonen und der Aſſeſſoren 
anhalten, die Erwählten ihm anzeigen und die Konvokation derſelben 
abwarten, ferner aber auch, daß ſie Somnitz mit ſolchen anzüglichen 
und unverdienten Beſchuldigungen, wie ſie ihr Schreiben enthielte, ver⸗ 
ſchonen würden. Dieſes Schreiben erregte nur noch größere Erbitte- 
rung, und die Ritterſchaft beſchloß auf einer neuen Zuſammenkunft im 
November, Prebentow zu dem Kurfürſten zu ſchicken, ſich durch ihn 
über dieſes Schreiben, in dem ihre Rechte ganz abgeſchnitten würden, 
zu beſchweren, und eine Reihe teils alter, teils neuer Forderungen 
vorzubringen. Dem Kurfürſten, der damals in Cleve weilte, war das 
wenig angenehm, und er beauftragte Somnitz!), ſich die Beſchwerden 
der Ritterſchaft vortragen zu laſſen, darauf, ſoweit er von ſeinen An⸗ 
ſichten darüber unterrichtet ſei, Beſcheid zu erteilen, über die übrigen 
aber ſeine Entſcheidung einzuholen; außerdem aber (er war damals 
angeſichts des münſterſchen Krieges damit beſchäftigt, ſeine Armee be⸗ 
deutend zu verſtärken) ſich zu bemühen, daß auch dort eine Kompagnie 
Reiter errichtet werde. Somnitz hatte?) ſchon vor Empfang dieſes 
Befehls Prebentow und anderen vorgeſtellt, daß die weite Reiſe 
zum Kurfürſten für ſie ſehr koſtſpielig ſein werde, und daß ſie ihre 
Beſchwerden und Wünſche demſelben ebenſo gut ſchriftlich mitteilen 
könnten, und hatte dadurch bewirkt, daß dieſe Sendung vorläufig unter⸗ 
blieb, und daß Prebentow ihm eine, die Hauptpunkte ſeiner Inſtruktion 
enthaltende Denkſchrift zur Übermittlung an den Kurfürſten zuſtellte, 
die er dann, begleitet von ſeinen Bemerkungen dazu, dieſem einſandte. 
Die Beſchwerde über das Schreiben des Kurfürſten, welche ſich darauf 
ſtütze, daß die ihnen von demſelben verliehenen Rechte ihnen ſchon 
kraft der Verträge zuſtänden, erklärte er für ganz unbegründet, ebenſo 
die Forderung, daß der Hauptmann, wenn er in Kriminalſachen über 
den Adel richtete, vorher ſchwören ſolle, nach den Geſetzen zu richten; 
das Verlangen, daß das Tribunal immer im Lande bleibe, meinte er, 
könnte bewilligt werden, im übrigen wiederholte er ſeine ſchon früher 
ausgeſprochenen Anſichten, daß der Gebrauch des polniſchen Rechtes, 
ſoweit dasſelbe nicht wie bei Totſchlägen dem göttlichen Recht wider⸗ 
ſpreche? zuzugeſtehen fet, daß in den früher vor den König gebrachten 
Sachen die Entſcheidung von dem Kurfürſten zu fällen ſei, daß der 
Hauptmann und der Vizehauptmann nur in ihren Privatangelegen- 


— —— 


1) Kf. an Somnitz d. Cleve 10. Dezember 1665. 
2) Somnitz an Kf. d. Colberg 24. Dezember 1665. 
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heiten, aber nicht in Domänenſachen, vor das Landgericht zu ziehen 
ſeien; die Forderung, daß der Hauptmann im Schloßgericht nicht einen 
Stellvertreter haben dürfe, ſei dem polniſchen Recht nicht gemäß. In 
ſeiner Antwort!) darauf erklärte ſich der Kurfürſt im übrigen mit 
dieſen Anſichten einverſtanden, doch hielt er daran feſt, daß, wenn er ein 
höchſtes Tribunal in Berlin einſetzen ſollte, die Appellationen auch von 
dorther an dieſes zu richten ſeien, und er befehle ihm, die Ritterſchaft 
demgemäß zu beſcheiden. Somnittz hatte?) ſchon, bevor er dieſes 
Schreiben erhielt, dem früheren zufolge ſich Mitte Februar 1666 nach 
Lauenburg begeben, dorthin die Ritterſchaft berufen und mit ihr fo- 
wohl ihre Beſchwerden als auch die Gerichtsordnung des Kurfürſten 
erörtert, aber wenig ausgerichtet, da die Ritterſchaft in allen wichtigeren 
Punkten auf ihren Forderungen beharrte. Sie beſtand darauf, daß 
das Schloßgericht nur von dem Hauptmann ſelbſt abgehalten werden 
dürfe, wollte nicht zugeſtehen, daß auch die Aſſeſſoren des Tribunals der 
Beſtätigung bedürften, verlangten, daß auch in Kriminalſachen nur nach 
dem polniſchen Recht gerichtet werde, daß die Beamten auch in Domänen- 
ſachen ſich vor dem Landgericht zu ſtellen hätten, daß das Appellations⸗ 
gericht immer dort gelaſſen, daß es an den von ihnen angeſetzten 
Terminen abgehalten, und daß die von ihnen gewählten Aſſeſſoren als 
rechtmäßig beſtellt anerkannt würden; ſie verlangten ferner, daß an die 
Gerichte keine Exemtionen, Inhibitorien u. dgl. ergehen dürften, endlich 
daß der Kurfürſt ihnen alle Rechte, Privilegien und Gewohnheiten, die 
in polniſcher Zeit im Lande obſerviert wären, beſtätigen ſollte, lauter 
Forderungen, die, wie er in ſeinem Bericht an den Kurfürſten aus- 
einanderſetzte, derſelbe weder verpflichtet ſei zu erfüllen, noch die es 
ratſam ſei zu bewilligen. Auch er riet jetzt, daß der Kurfürſt nicht 
verſprechen möge, das Appellationsgericht immer im Lande zu laſſen, 
denn es gebe dort einflußreiche Perſonen, die ſehr zuſammenhielten und 
es dahinzubringen ſuchten, daß auch in Juſtizſachen alles nach ihrem 
Willen ginge, daher würden oft die Armen unterdrückt, und auch den 
Advokaten, die alle katholiſch wären, würde viel freier Willen gelaſſen. 
Er widerriet ferner Anerkennung der jetzt getroffenen Wahl, ſowohl 
weil dieſe in ungeſetzlicher Weiſe erfolgt ſei, als auch da mehrere von 
den Gewählten Mitglieder des Landgerichts ſeien, von denen man 
ſchwerlich eine unparteiiſche Prüfung ihrer früheren Urteile erwarten 
könne. Ebenſo widerriet er dringend, auch in Kriminalſachen das 


1) Rf. an Somnitz d. Cleve 9. Februar 1666. 
2) Somnitz an Kf. d. Colberg 16./ 26. Februar 1666. 
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polniſche Recht gelten zu laſſen, es würden dort von adligen Perſonen 
ſo ſchreckliche Mordtaten und Hexereien verübt, daß es unverantwortlich 
ſein würde, wenn dieſe nicht nach Gottes Wort geſtraft und die Täter 
nicht rechtzeitig verhaftet würden. Auch zu einer ſo durchgängigen Be⸗ 
ſtätigung der Rechte und Privilegien der Ritterſchaft, wie ſie von dieſer 
gefordert werde, dürfe der Kurfürſt ſich nicht verſtehen, daraus könnten 
alle möglichen Prätenſionen abgeleitet werden, der Kurfürſt möge es wie 
bisher bei einer durch den Hinweis auf die Verträge limitierten Kon⸗ 
firmation bewenden laſſen. Er berichtete, daß er bei dieſer Gelegenheit 
das Schloßgericht habe abhalten wollen, daß die Ritterſchaft aber ver⸗ 
langt habe, dieſes Gericht ſolle in feierlicher Weiſe an beſtimmten Ter⸗ 
minen ſtattfinden, daß ſie auch mit dem Eide, den er nach der früher 
von den Woiwoden gebrauchten Formel habe leiſten wollen, nicht zu- 
frieden geweſen, und daß daher niemand vor dem Gericht erſchienen 
ſei. Er machte ferner auf verſchiedene Übergriffe, welche ſich der Adel 
erlaubt habe, aufmerkſam, klagte darüber, daß die dem Kurfürſten zu⸗ 
geſagten Subſidiengelder noch nicht abgetragen, ſondern über 10 000 Taler 
rückſtändig und keine Maßregeln getroffen ſeien, um die Säumigen zur 
Zahlung zu nötigen. Er meldete endlich, daß die Ritterſchaft doch be⸗ 
ſchloſſen habe, Prebentow zum Kurfürſten zu ſchicken, um dieſem 
ſelbſt ihre Beſchwerden und Forderungen mitzuteilen, und auch wegen 
der gewünſchten Werbung einer Reiterkompagnie mit ihm zu ver⸗ 
handeln. Prebentow habe ihm angezeigt, daß er auch über ihn klagen 
werde, daß er ſich darüber aber nicht näher herausgelaſſen habe, und 
er bat den Kurfürſten, wenn etwas hinter ſeinem Rücken gegen ihn 
vorgebracht werde, ihn erſt darüber zu hören. Das hat der Kurfürſt 
ihm auch zugeſagt !). 

Prebentow iſt wirklich Ende März 1666 bei dem Kurfürſten 
in Cleve erſchienen, und dieſer hat durch ſeine Geheimen Räte mit ihm 
verhandeln laſſen. Aus den nur bruchſtückweiſe erhaltenen Protokollen 
der mit ihm abgehaltenen Konferenzen ift erſichtlich, daß er ſehr gu- 
verſichtlich aufgetreten iſt und mit großem Nachdruck ſowohl den Grund⸗ 
ſatz, daß der Kurfürſt durch die Verträge verpflichtet ſei, das Gerichts⸗ 
weſen im Lauenburgiſchen und Bütowſchen ganz nach polniſcher Weiſe 
einzurichten, als auch die einzelnen Forderungen der Ritterſchaft ver⸗ 
treten, ferner daß er heftige Beſchuldigungen gegen Somnitz wegen 
angeblicher Übergriffe, Verſtöße gegen das polniſche Recht und Ver⸗ 
nachläſſigung ſeiner Amtspflichten vorgebracht und auch durch die kurz 


1) Kf. an Somnitz d. Cleve 23. März 1666. 
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zuvor!) beffen älteſtem Sohne erteilte Expektanz auf die Nachfolge in 
der Hauptmannſchaft angefochten und rückgängig zu machen verſucht 
hat. Das Ergebnis war, daß der Kurfürſt in den meiſten Punkten 
nachgegeben hat. In der am 3. April nach vorheriger Beratung im 
Geheimen Rat für Prebentow ausgeſtellten Reſolution ?) wird feft- 
geſetzt, daß das von Somnitz abzuhaltende Schloßgericht nur an zwei 
beſtimmten Terminen, am 18. Juni und 18. Oktober, ſtattfinden, daß 
darin ſowohl in Kriminal- als in Zivilſachen nur nach polniſchem 
Recht gerichtet, und daß Somnitz verpflichtet fein fol, es felbft ab- 
zuhalten, daß die Verhandlungen daſelbſt in polniſcher Sprache geführt, 
die Zitationen und Dekrete in lateiniſcher abgefaßt, Appellationen von 
dieſem Gericht, inſoweit ſie zuläſſig ſeien, an das Tribunal gebracht 
werden, und daß der Hauptmann und der Notar immer zu Anfang 
der Gerichtsſitzung in Gegenwart des Adels den üblichen Eid leiſten 
ſollen. Der Kurfürſt verſpricht ferner, zu dem Amt des Oberhaupt⸗ 
manns künftig nur im polniſchen Recht und in der polniſchen Sprache 
erfahrene Perſonen zu erwählen, die Inhaber dieſes Amtes ſollen nur 
den einfachen Adelstitel führen und für ihre Erbgüter zu den von der 
Ritterſchaft beſchloſſenen Kontributionen beitragen. Die von dem Kur⸗ 
fürſten dem älteſten Sohne Sohne Somnitz' erteilte Expektanz wird 
allerdings aufrecht erhalten, aber beſtimmt, daß derſelbe ſich der pol⸗ 
niſchen Sprache und des polniſchen Rechts kundig machen und daß 
künftig keine ſolche Expektanz erteilt werden ſolle. In betreff der 
Appellation behält der Kurfürſt ſich allerdings vor, wenn er ein 
Generaltribunal für alle ſeine Lande errichten ſollte, auch die Berufungen 
aus dem Lauenburgiſchen und Bütowſchen dorthin zu ziehen, doch ſollen 
dann zwei von der Ritterſchaft zu wählende Mitglieder derſelben als 
Aſſeſſoren dieſem beigeſellt werden, die Advokaten dort alles in pol- 
niſcher Sprache vorbringen und über dieſe Sachen nach polniſchem Recht 
gerichtet werden. Bis dahin ſoll das Tribunal in Lauenburg bleiben, 
von den ſieben Aſſeſſoren ſollen drei dem Kurfürſten vorgeſchlagen 
werden, um aus ihnen den Präſidenten zu ernennen, die übrigen ſollen 
der Beſtätigung nicht bedürfen. Das jetzt zuerſt abzuhaltende Tribunal 
ſoll am 21. Juni, ſonſt ſoll es künftig am 21. Oktober ſtattfinden. In 
allen dieſen Gerichten ſoll ſowohl in Zivil- als auch in Kriminalſachen 
nach polniſchem Recht gerichtet werden, nur nicht bei vorſätzlichen und 


1) d. Cölln a. d. Spree 6.) 16. Oktober 1666. 
2) Reſolution auf Prebentows übergebene 11 Punkte Sign. Cleve 3. April / 
24. März 1666. 
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doloſen Totſchlägen. Die Einladungsſchreiben zu Verſammlungen der 
Ritterſchaft ſollen von dem Kurfürſten ſelbſt ergehen, in ihnen ſoll die 
Propoſition enthalten fein, und diefe fol darauf von dem Bevollmäch⸗ 
tigten desſelben auf dem Rathauſe in Lauenburg vorgetragen werden. 
Der Hauptmann und der Vizehauptmann ſollen ſich in ihren privaten 
Angelegenheiten vor dem Landgericht und dem Tribunal ſtellen, 
Domänenſachen ſind vor den Kurfürſten zu bringen, doch können auch 
in ſolchen die Beamten, allerdings nur um anzuzeigen, daß es wirklich 
nur Domänenſachen ſeien, vor dieſe Gerichte gefordert werden. Der 
Kurfürſt verſpricht keine Exemtionen und Inhibitionen zu geſtatten, er 
erkennt die Gültigkeit aller ſeit 1658 abgeſchloſſenen Kontrakte und 
Rekognitionen an, auch wenn fie nicht in die Akten des Land- und 
des Schloßgerichts eingetragen ſind. Er erklärt die von Prebentow 
übergebenen Spezialgravamina hiermit für abgetan, ſolche Sachen 
ſollten hinfort von dem Oberhauptmann nicht vorgenommen werden. 
Er erkennt die Patronatsrechte der Edelleute an, verfügt, daß Prieſter 
an Kirchen königlichen Patronats vor dem Schloßgericht, und in zweiter 
Inſtanz vor dem Tribunal zu belangen ſeien, befiehlt, daß Untertanen, 
die von adligen Gütern in die Amter entlaufen ſind, von den Beamten 
ausgeliefert werden, und daß dieſe ſich deswegen vor dem Landgericht 
verantworten ſollen, und verſpricht endlich, der Ritterſchaft alle ihre 
Rechte und Privilegien zu laſſen, allerdings mit dem Zuſatz „den mit 
Polen abgeſchloſſenen Verträgen gemäß“ aber mit der weiteren Bei⸗ 
fügung, daß, „wenngleich einige Reſcripte darwider von ihm aus- 
gebracht werden ſollten, ſolche keine Sachen in judiciis daſelbſt zu 
renovieren oder zu hemmen Kraft haben ſollten“. Somnitz erhielt 
nur Abſchriften des von Prebentow übergebenen Memorials und dieſer 
darauf erteilten Reſolution und den Befehl !), fih danach zu richten 
und dafür zu ſorgen, daß letzterem in allen Punkten nachgelebt werde, 
ferner die Anzeige, daß der Kurfürſt von den ihm vorgeſchlagenen 
Perſonen Reinhold v. Crockow zum Präſidenten des Tribunals 
erwählt habe, und die Anweiſung, dieſem Mitteilung davon zu machen, 
und was ſonſt dabei zu tun ſei, zu beobachten. 

Somnitz wird durch dieſen Ausgang der Sache ebenſo über- 
raſcht wie erbittert worden ſein; beſonders mußte ihn kränken, daß er, 
entgegen dem Verſprechen des Kurfürſten, gar nicht vorher gehört 
worden it. Er hat fih aber darauf beſchränkt?), in betreff jener un⸗ 


1) Rf. an Somnitz d. Cleve 4. April / 25. März 1666. 
2) Somnitz an Kf. d. Colberg 26. Mai / 5. Juni 1666. 
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klaren Beſtimmung, „die von Prebentow übergebenen Specialgravamina 
ſollten abgetan ſein und ſolche Sachen hinfort von dem Oberhauptmann 
nicht vorgenommen werden“, die Bemerkung zu machen, falls dieſes 
die Bedeutung haben ſolle, daß er Gravamina verurſacht habe und 
ſolche nicht weiter vornehmen ſolle, ſo möchte der Kurfürſt ihn doch 
ſolche Gravamina und was von ihm künftig nicht vorgenommen werden 
dürfe, wiſſen laſſen, worauf, wie es ſcheint, eine Antwort nicht erfolgt 
iſt. Im übrigen bat er, da nach jener Reſolution das Schloßgericht 
zu Lauenburg am 18. Juni abgehalten werden ſolle und der Termin 
gewöhnlich vier Wochen vorher angezeigt zu werden pflege, ihm das 
Berufungsſchreiben rechtzeitig zuzuſchicken. Der Kurfürſt bat!) ihn 
darauf beauftragt, bei der bevorſtehenden Eröffnung des Tribunals dem 
Präſidenten und den Aſſeſſoren den vorgeſchriebenen Eid abzunehmen, 
und Somnitz hat fih?) Mitte Juni nach Lauenburg begeben, dort am 
18. Juni das Schloßgericht abgehalten, und am 21. das Tribunal er- 
öffnet und die Mitglieder desſelben vereidigt. Doch hat er ſogleich 
ſeine Rechte gewahrt, indem er gegenüber Anweiſungen, welche das⸗ 
ſelbe und ebenſo Prebentow den Parteien erteilten, Kontrakte nicht, 
wie früher, bei dem Schloßgericht, ſondern bei dem Stadtgericht ein⸗ 
tragen zu laſſen und auch an erſteres keine Zahlungen zu leiſten, ein 
Dekret des Kurfürſten erwirkte, daß alles, was früher in die Gerichts⸗ 
bücher des Schloßgerichts verzeichnet worden ſei, auch ferner in dieſe 
eingetragen und die Gebühren dafür an dasſelbe gezahlt werden 
ſollten. 

Daß die lauenburgiſche und bütowſche Ritterſchaft ſolche Erfolge 
erzielte, das hat ſie jedenfalls weit weniger der ſehr zweifelhaften Ge⸗ 
rechtigkeit ihrer Sache zu verdanken gehabt als vielmehr der Perſon, 
welche dieſelbe vertrat. Der Landrichter v. Prebentow war nicht nur 
ein bei ſeinen Standesgenoſſen ſehr angeſehener Mann, ſondern auch 
ein ſolcher, auf den der Kurfürſt beſondere Rückſicht zu nehmen hatte. 
Da er nicht nur im Lauenburgiſchen, ſondern auch in Pommerellen 
begütert war?), ift er dort regelmäßig zum Landboten für die preußi⸗ 


1) Kf. an Somnitz d. Cleve 6. Mai / 26. April 1666. 

2) Somnitz an Kf. d. Colberg 22. Juni / 2. Juli 1666. 

1) Ihm gehörten im Lauenburgiſchen die Güter Enzow und Obliwitz, und 
er war Staroſt von. Mirchow. S. Schulz S. 176, 354 u. 406 f. Die einfluß⸗ 
reiche Rolle, welche er auf den polniſchen Reichstagen geſpielt hat, und ſein 
eifriges Eintreten für die Sache der Diſſidenten laſſen auf das deutlichſte die 
Berichte der Danziger Geſandten über die Reichstage von 1669 und 1674 (herausg. 
von Hirſch in der Weſtpreußiſchen Zeitſchriſt XXV u. XLIII) erkennen. 
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ſchen Landtage und die polniſchen Reichstage gewählt worden und hat 
Hauch dort eine wichtige Rolle geſpielt. Trotz feiner polniſchen Ge- 
ſinnung war er ein eifriger Proteſtant, einer der Führer der Diſſi⸗ 
denten, der natürlichen Bundesgenoſſen des Kurfürſten, deren Hilfe 
ſich dieſer beſonders gegenüber den Anfeindungen, welche er von der 
polniſchen Hofpartei erfuhr, zu bedienen ſuchte. Offenbar hat er dieſen 
Umſtand bei den Verhandlungen in geſchickter Weiſe benutzt, und hat 
der Kurfürſt, um ſich dieſen Bundesgenoſſen nicht zu entfremden, ſich 
ihm gegenüber in ſonſt ganz unerklärlicher Weiſe ſo nachgiebig gezeigt. 
Übrigens hat er ſich damit bei der Ritterſchaft wenig Dank verdient. 
Schon im November 1666 meldete!) ſein Geſandter in Warſchau, 
v. Hoverbeck, von nachteiligen Reden, welche ein von dorther 
ſtammender Edelmann zu polniſchen Magnaten über lauenburgiſche 
und bütowſche Angelegenheiten geführt habe, was den Kurfürſten ver⸗ 
anlaßte, Somnitz zu beauftragen, ſich näher danach zu erkundigen, und 
im nächſten Jahre zeigte?) derſelbe v. Hoverbeck dem Kurfürſten an, 
daß er ein Schreiben der lauenburgiſchen und bütowſchen Ritterſchaft 
erhalten habe, in dem ihn dieſe gebeten habe, ſich bei dem Kurfürſten 
dafür zu verwenden, daß ſie bei ihren hergebrachten polniſchen Rechten 
erhalten werde. Er ſprach die Überzeugung aus, daß Somnitz ſchon 
nichts tun werde, worüber man ſich nach göttlichem Recht mit Fug zu 
beſchweren hätte, aber er riet doch, der Kurfürſt möchte vor dem Reichs⸗ 
tage Prebentow zu ſich beſcheiden und ihn, wenn er Unbilliges be⸗ 
gehrte, eines Beſſeren bedeuten laſſen, damit dieſe Sache noch vor dem 
Reichstage beigelegt würde, da es ſehr wenig vorteilhaft ſein würde, 
wenn auf dieſem bekannt würde, daß es unter den Untertanen des Kur⸗ 
fürſten Malcontenten oder Querulanten gebe, deren ſich deſſen Gegner 
bedienen könnten. Es würden ſich wohl Auskunftsmittel finden laſſen, 
vermittelſt derer der Ritterſchaft in dem Prozeßverfahren etwas nach⸗ 
gegeben würde und doch die Verbrecher nicht unbeſtraft blieben. Es 
handelt ſich alſo wieder um die ſtreitige Frage, wie in Prozeſſen wegen 
Mordes zu verfahren ſei, eine Frage, welche dadurch, daß gerade da⸗ 
mals ein ſolcher Prozeß im Gange war, zu einer brennenden ge⸗ 
worden war. Ein Edelmann, namens Roſte ), hatte einen anderen, 
v. Ban demer, erſchlagen, er hatte fih darauf geflüchtet, war aber 
ſofort von den Verfolgern eingeholt und feſtgehalten worden, und der 


1) Kf. an Somnitz d. Cölln a. d. Spree 20./30. November 1666. 
2) v. Hoverbeck an Kf. d. Warſchau 6. November 1668. 
3) S. über dieſe Panenfamilie Schulz S. 111. 
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Vizehauptmann hatte ihn darauf verhaften laffen und den Prozeß gegen 
ihn nach gemeinem Recht geführt und die Akten darüber an eine Juriſten⸗ 
fakultät zur Begutachtung geſendet. Dagegen hatte die Ritterſchaft als 
Verletzung ihrer Rechte Einſpruch erhoben, Roſtckes Bruder hatte ſogar 
den Vizehauptmann vor dem Landgericht verklagt, und dieſes hatte den⸗ 
ſelben zu Kerkerhaft verurteilt, welchen Richterſpruch dieſer natürlich 
nicht anerkennen wollte. Darüber auf das höchſte aufgeregt, ſchickte 
die Ritterſchaft zu Anfang des nächſten Jahres wieder Prebento w 
zu dem Kurfürſten, um über dieſe Angelegenheit und andere angebliche 
Rechtsverletzungen Beſchwerde zu führen. Der Kurfürſt, der damals 
in der Neumark ſich aufhielt, beauftragte!) auf die Kunde davon den 
Oberpräſidenten v. Schwerin, deſſen Anbringen entgegenzunehmen 
und ihn ſo bald wie möglich abzufertigen. Schwerin und die 
anderen Geheimen Räte erklärten ?), nachdem fie feine Beſchwerden ver- 
nommen hatten, daß über den Hauptpunkt, den Prozeß gegen Roſte, 
erſt Somnitz, der auch von Berlin abweſend war und ſich in Lübeck 
befand, um im Auftrage des Kurfürſten an den dort zwiſchen dem 
König von Dänemark und dem Herzog von Holſtein wegen Beilegung 
der zwiſchen dieſen ausgebrochenen Streitigkeiten teilzunehmen, gehört 
werden müſſe, und daß ebenſowenig die allgemeine Frage, ob ein wegen 
Totſchlags angeklagter Adliger vor erfolgter Verurteilung in Haft ges 
nommen werden dürfe, jetzt entſchieden werden könne, daß fie aber dem 
Kurfürſten vorſchlagen würden, Roſte aus der Haft zu entlaſſen, 
womit Prebentow ſich auch vorläufig zufrieden erklärte. Der Kur⸗ 
fürſt hat darauf jenen Vorſchlag, der damit motiviert wurde, daß noch 
nicht erwieſen fet, daß Roſte wirklich ein homicidium dolosum ver- 
übt habe, gebilligt, und demgemäß eine Reſolution?) an Prebentow 
erteilen laſſen und in dieſer mitgeteilt und angekündigt wurde, daß 
bis zum 9. Juli, an welchem Tage diesmal das Landgericht abgehalten 
werden ſollte, ſeine Entſcheidung über die von jenem vorgebrachten 
Punkte erfolgen folte. Inzwiſchen hatte Somnitz“) von der Sendung 
Prebentows an den Kurfürſten gehört und ſandte dieſem eine Denk⸗ 
ſchrift über die Roſteſche Angelegenheit zu, in der er das gegen dieſen 
angemeldete Verfahren damit rechtfertigte, daß derſelbe in flagranti 
ergriffen ſei, in welchem Falle auch nach polniſchem Recht Verhaftung 
ſtattzufinden habe, daß der Vizehauptmann durchaus nach den von ihm 


1) Kf. an Schwerin d. Quartſchen 1./11. Februar 1668. 

2) Die Geh. Räte an Kf. d. Cölln a. d. Spree 5./15. Febr. 1668. 
3) Reſolution für Prebentow d. Quartſchen 6./16. Februar 1668. 
4) Somnitz an Kf. d. s. l. 4./14. Februar 1668. 
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(Somnitz) erhaltenen Anordnungen gehandelt habe, daß daher deſſen 
Vorladung vor das Tribunal und Verurteilung durch dasſelbe un⸗ 
ſtatthaft, daß die Verſchickung der Akten an eine Juriſtenfakultät nicht 
die Anrufung einer neuen Inſtanz, ſondern nur eine Maßregel zum 
Beſten des Richters und der Parteien fei, und daß bei doloſen Mord- 
taten ein beſonderes Recht anzuwenden ſei. Er fügte eine ganze Reihe 
von Beſchwerden über Übergriffe, welche ſich die Ritterſchaft erlaubt 
habe, hinzu. Der Kurfürſt wandte ſich !), bevor er eine Entſcheidung 
traf, an die Juriſtenfakultät in Frankfurt a. O., ſandte dieſer eine 
von Somnitz verfaßte Species facti zu, und fragte bei ihr an, ob, 
wenn eine adlige Perſon im Lauenburgiſchen und Bütowſchen eines 
vorſätzlichen Totſchlages,. Kindermordes, der Hexerei oder ähnlicher 
ſchwerer Verbrechen beſchuldigt werde und zur Verhaftung nach ge⸗ 
meinem Recht ausreichende Indizien vorhanden ſeien, dieſelbe gefänglich 
eingezogen werden dürfe oder mit der Verhaftung bis zur Verurteilung 
gewartet werden müſſe. Leider liegt die Antwort der Fakultät nicht 
vor und ebenſowenig Dekrete, welche der Kurfürſt in dieſer Angelegen⸗ 
heit am 15. und 23. Auguſt erlaſſen hat; wir erſehen nur, daß im 
Oktober Prebentow aufs neue im Namen der Ritterſchaft bei dem 
damals in Königsberg ſich aufhaltenden Kurfürſten erſchienen iſt, gegen 
jene Dekrete remonſtriert und die Roſteſche Angelegenheit ſowie ver⸗ 
ſchiedene andere Beſchwerden und Wünſche vorgebracht hat, und wir 
befigen nur die Reſolution?), welche ihm darauf erteilt worden ift. 
Sie zeigt, daß der König jetzt auch in betreff der Totſchläge nach⸗ 
gegeben hat. Die Roſteſche Angelegenheit wird damit, daß dieſer aus 
der Haft entlaſſen ift und v. Ban demer einen ordentlichen Prozeß 
gegen denſelben angeſtrengt hat, für erledigt, jene früheren Dekrete, 
welche für die Ritterſchaft ungünſtig gelautet haben müſſen, für die⸗ 
ſelbe nicht präjudizierlich erklärt und zugeſtanden, daß bei Totſchlägen 
und darauf bezüglichen Prozeſſen den Verträgen gemäß nach den pol⸗ 
niſchen Rechten verfahren werden ſolle, doch ſolle der gegen den Vize⸗ 
hauptmann wegen dieſer Angelegenheit angeſtrengte Prozeß kaſſiert 
werden. Die weiteren Beſchwerden Prebentows müſſen ſich darauf be- 
zogen haben, daß Somnitz nicht regelmäßig an den feſtgeſetzten Terminen 
das Schloßgericht abgehalten und daß die hinterpommerſche Regierung 
und das dortige Hofgericht Einwohner der beiden Diſtrikte vor ihr 


1) Kf. an die Juriſtenfakultät in Frankfurt a. O. d. Cölln a. d. Spree 
8./18. Mai 1668. 
2) Refolution auf die durch Prebentow vorgetragenen desideria der lauen- 
burgiſchen und bütowſchen Ritterſchaft d. Königsberg i. P. 9. 19. Oktober 1668. 
Forschungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 35 
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Gericht gefordert haben, dieſes fol abgeftellt werden, an Somnitz 
ergeht ein beſonderes Reſkript, in dem ihm anbefohlen wird, immer 
der früheren Reſolution des Kurfürſten vom 9. April 1666 gemäß 
das Schloßgericht im Juni und im Oktober abzuhalten. Die Wünſche 
der Ritterſchaft, daß von der dem Kurfürſten bewilligten Kontribution 
600 Gulden zur Beſoldung des Schreibers bei dem Landgericht ver⸗ 
wendet werden ſollen, daß zur Vermeidung von Konfuſion nur ein 
Steuereinnehmer ernannt, daß eine Taxe für den Preis der Lebens⸗ 
mittel aufgeſtellt, eine Kommiſſion zur Unterſuchung von Grenzſtreitig⸗ 
keiten eingeſetzt werden ſolle, werden genehmigt, ebenſo wird geſtattet, 
daß die Ritterſchaft demnächſt wegen der Kontribution eine Zuſammen⸗ 
kunft halte, aber dabei an die Abtragung der Reſte erinnert, endlich 
erklärt der Kurfürſt auf deren Verlangen, daß niemand dort adlige 
Güter ſolle an ſich bringen dürfen, der nicht ein Eingeborener und 
von Adel fet. Somnitz wurde!) diefe Reſolution mitgeteilt und ihm 
befohlen, fih danach zu richten. Derſelbe hat!) fidh darauf im nächſten 
Jahre ſchon Ende April nach dem Lauenburgiſchen begeben und dort 
im Juni das Schloßgericht, wie er ſchreibt, nach polniſcher Art aus⸗ 
rufen laſſen. Es ſeien auch viele Parteien erſchienen, aber es habe 
an polniſchen Juriſten gemangelt, da die meiſten teils auf dem damals 
zur neuen Königswahl nach Warſchau berufenen Reichstage abweſend, 
die anderen krank geweſen ſeien, und daher ſeien die Leute wieder ab⸗ 
gezogen. 

Es iſt ſehr erklärlich, daß Somnitz, nachdem ſeine Bemühungen, 
den Fortſchritten des Polentums im Lauenburgiſchen und Bütowſchen 
Einhalt zu tun, infolge der inkonſequenten Haltung des Kurfürſten 
in ſo kläglicher Weiſe geſcheitert waren, wenig Luſt gehabt hat, jene 
Landſchaften zu verwalten. Er hat ſchon bald darauf gebeten, dieſes 
Amt niederlegen zu dürfen, und der Kurfürſt iſt auch bereitwillig 
darauf eingegangen; er entließ auch den bisherigen Vizehauptmann 
Claus v. Somnitz und ließ ſchon Ende Oktober den älteſten 
Sohn des Kanzlers, Peter v. Somnitz, dem er die Expektanz auf 
die Nachfolge in dieſem Amte erteilt hatte, durch den pommerſchen 
Regierungsrat Ernſt v. Krockow der Ritterſchaft vorſtellen, im 
Mai 1670 hat er ihn definitiv zum Oberhauptmann bei den Land⸗ 
ſchaften ernannt. Peter v. Somnitz hat dauernd ſeinen Wohnſitz 


J) af. an Somnitz d. Königsberg 10./20. Oktober 1668. 
2) Somnitz an Kf. d. Berlin 19.29. März, Bütow 29. Mai / 8. Juni u. 
s. l. A. d. (Ende Juni) 1669. 
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in Lauenburg genommen und hat nur dieſes Amt zu verwalten ge⸗ 
habt; er ſcheint ſich beſſer als ſein Vater mit der Ritterſchaft ver⸗ 
tragen zu haben, wenigſtens liegen keine Beſchwerden derſelben gegen 
ihn vor. Die Einrichtungen in Bezug auf die Verwaltung und die 
Rechtspflege, welche während der Jahre 1658—1669 dort getroffen 
worden ſind, haben in der Hauptſache unverändert bis in die Zeiten 
Friedrichs des Großen fortbeſtanden; erſt dieſer hat dort dadurch, daß 
er dieſe Landſchaften zuerſt der pommerſchen Kriegs- und Domänen- 
kammer unterſtellt und dann vollſtändig in bezug auf alle öffentlichen 
Sachen mit Pommern vereinigt, das Schloß⸗, Land- und Appellations⸗ 
gericht in Lauenburg abgeſchafft und dafür ein Landvogteigericht ein⸗ 
geſetzt, die polniſchen Geſetze aufgehoben und das preußiſche Landrecht 
eingeführt hat, eine vollſtändige Umgeſtaltung vorgenommen. 
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Eine Tabelle der kurmärkiſchen Landräte um das Jahr 1572 


Aus dem Nachlaß von Martin Haß, veröffentlicht von 
Melle Klinkenborg 


Als im Jahre 1913 aus dem Nachlaß von Martin Haß das 
Buch: „Die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel des ſechzehnten 
Jahrhunderts“ herausgegeben wurde, fand man zwei der geplanten Bei⸗ 
lagen nicht auf: eine Zuſammenſtellung der ſämtlichen ſtändiſchen Willi⸗ 
gungen und ein Verzeichnis der mit dem Titel „Landrat“ bezeichneten 
Perſonen. Letzteres iſt inzwiſchen von Herrn Dr. Meuſel ermittelt 
und im Einverſtändnis mit der Mutter des Verſtorbenen für Ver⸗ 
öffentlichung an dieſer Stelle zur Verfügung geſtellt worden. Dabei 
muß jedoch darauf hingewieſen werden, daß die Bearbeitung dieſes 
Verzeichniſſes, das in Urſchrift im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin 
(Rep. 9. J. 11) beruht, von Haß keineswegs abgeſchloſſen war. Wir 
geben hier das Gebotene, ohne Ergänzungen vorzunehmen, und be⸗ 
merken nur noch, daß die von Haß zur Erläuterung hinzugefügten 
Zuſätze in eckige Klammern eingeſchloſſen worden ſind, und daß Haß 
auf eine ähnliche Tabelle, die bei Iſaacſohn, Geſchichte des 
Preußiſchen Beamtentums II, S. 313 zu finden ift, häufiger Bezug 
nimmt. 


Landtrhäte 
In der Altmark 


Der Heubtmann 

Jacob von Bertensleben [1572 — 1579 

Valtin von Redern [1579] 

Gerdt von Lüderitz [1572—1579] 

Jobſt von Bismarck [F 1589 Juni 20] 

Chriſtof Schenck [1572—1579] 

Ludlof von Alvensleben 

Valtin von Alvensleben [1572] 

Jachim von Alvensleben 1572 — 1579, + 1588 Febr. 12] 
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In der Priegnig 

Albrecht von Quitzow [zu Stavenow 1572—1579] 
Joachim von Rohr [1572] 
Hans von Blumenthal [zur Horft 1572—1579] 
Berendt Winterfeld 
Joachim Winterfeld!) 
Capitel zu Havelberg. 

In der Mittelmark: 
Heubtmann zu Spandau [Zacharias v. Röbel 1571 — 1575] 
Holzendorf 
Wichmann Hacke [zum Berge 1572; v. Eickſtedt, Beiträge zu einem 

neueren Landbuch der Marken Brandenburg, S. 78] 

Otto Hacke [zu Machenow 1572; Eickſtedt S. 89] 
Fritz von Bern [zu Lutken Bern 1572; Eickſtedt S. 89 
Melchior Kalenberg [zu Perwenitz 1572; Eickſtedt S. 79 
Chriſtof Krummenſee [zu Landsberg 1572; e S. 85] 
Marſchalk 
Heubtmann ufm Müllenhof 
Schloßheubtmann. | 

Im Lande zu Ruppin 
Achim v. Bredow zu Rheinsberg [1572 zu Havelberg; Eickſtedt S. 76] 
Heubtmann zu Ruppin [Curt Rohr 1572] 
Albrecht Quaſt (1572 —1579, zu Karwe 1572; Eidftedt S. 83] 
Reimer Winterfeld [1572 — 1579, Hauptmann zu Neuſtadt; Eid- 

ſtedt S. 84] : 

George Gladow [1572—1579, zu Baumgarten 1572; Eickſtedt S. 82] 
Niclays von Gladow [zu Lauchfeldt 1572; Eickſtedt ©. 82]. 


In der Uckermarck 
George von Arnim [1572; Eickſtedt S. 84] 
Berendt von Arnim [1572; Eickſtedt S. 84] 
Heubtmann zu Gramſow 
Heubtmann von Chorin 
Mattheus zu Arnim [1572 zu Bieſenthal; Eickſtedt S. 84] ?) 
Joachim von d. Schulenburg [1579, f 1594]. 


— — — 


Zur neueren Literatur über Kloſter Lehnin 
Von Willy Hoppe 


Unter allen Klöſtern der Mark Brandenburg hat Lehnin, das 
Klofter der Askanier ottoniſcher Linie und der Hohenzollern, die be- 
wegteſte Geſchichte. Dem entſprechend gibt es keine kirchliche Stiftung 


ehit in der Tabelle bei Sfaacfobn. 
à n der Tabelle von Iſaacſohn ſtatt deſſen: Matthias v. Uchtenhagen. 
der 1575 ſchon tot war. : 
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der Mark, die eine fo reiche Literatur hervorgerufen hat wie Lehnin. 
M. W. Heffter, der fleißige Mitarbeiter Riedels, verſuchte in neuerer 
Zeit als erſter, eine Geſamtgeſchichte zu ſchreiben (1851) !), der er 1857 
umfangreiche „Berichtigungen und Ergänzungen“ nachſchickte ?). In⸗ 
zwiſchen (1856) hatte Riedel in ſeinem Codex diplomaticus Branden- 
burgensis®) die Hauptmaſſe der Lehniner Urkunden zum Abdruck ge⸗ 
bracht. Es iſt noch heute die Quellenſammlung von Lehnin. So lockte 
die Aufgabe, die Heffter nicht gelöſt hatte, ſich gründlich in die 
Geſchichte Lehnins zu verſenken, mehr denn je. Zu ihrer Bemälti- 
gung konnte kaum jemand geeigneter ſein als Georg Sello. Wohl⸗ 
bewandert auf dem Felde märkiſcher Geſchichtsforſchung, von Heimatliebe 
erfüllt, mit der Leitung von Grabungsarbeiten in der Lehniner Kirche 
beauftragt, veröffentlichte er nach einigen Vorarbeiten“) 1881 ſein 
„Lehnin“. Aber obſchon Sello allen Regungen des klöſterlichen Lebens 
nachgegangen war und überdies das ſpätere Amt Lehnin in den Kreis 
ſeiner Studien gezogen hatte, auch ſein Werk ließ weiterer Forſchung 
Raum: er hat dies ſelbſt beſcheiden durch den Untertitel „Beiträge zur 
Geſchichte von Kloſter und Amt“ angedeutet. Freilich, eine neue Ge⸗ 
ſchichte Lehnins war nicht vonnöten. Nur für Einzelheiten“) und 


1) Die Geſchichte des Kloſters Lehnin. Nach meiſt unbekannten Quellen 
N Nebſt einem Anhange, worin die „lehninſche Weiſſagung“ und 
die „Regeiten des Kloſters“. Brandenburg 1851. , 

2) Märkiſche Forſchungen Bd. 5, S. 17—46. 

8) Hauptſächlich A X S. 182—446. Bei den irgendwie mit den askani⸗ 
ſchen Fürſten . Urkunden ſind jetzt ſtets die Regeſten der 
Markgrafen von Brandenburg aus askaniſchem Hauſe, bearb. von Hermann 
Krabbo (bisher Lieferung 1—4, 1910—1914) zum Vergleich heranzuziehen. 

4) Im „Bär“ Jahrg. 3 (1877) und 4 (1878). Eine Ergänzung durch 
Schneitler ebd. Jahrg. 5 (1879) S. 32. 

5) Sello ſelbſt hat auf mehrere Punkte aufmerkſam gemacht, ohne darüber 
Ausführlicheres zu veröffentlichen. Siehe Sitzungsbericht des Vereins für Geſch. 
d. Mark Brandenburg vom 12. April 1882 in Märk. Forſch. Bd. 18 (1884) S. 305. 
— Ich führe im folgenden einiges andere an, was ſich mir ergeben hat. Vgl. 
übrigens die Würdigung des Selloſchen Buches durch Friedr. Holtze jun. in 
der Zeitſchr. f. preuß. Geſch. u. Landeskunde Jahrg. 19, 1882, S. 811—327.. 
Eine gute Abbildung des S. 19 genannten Bildes der Ermordung des Abtes 
Sibolds enthält die Ciſtercienſerchronik Jahr: 16 (1904), nach S. 360. — S. 71 

. 10 v. o. lies 14. Januar (ott Juni) 1528. — S. 117. Abt Siger und 

ertrammus cantor werden als Zeugen einer markgräflichen Urkunde von 1247 
genannt (Krabbo, Regeſten Nr. 715). — S. 123. Abt Heinrich war bereits 
am 22. März 1292 im Amte (Meklenb. U.⸗B. Bd. 3, Nr. 2159). — S. 123—126. 
Über Ottoko, Ottos III. 16 4905 Sohn, vgl. die Berichtigungen durch Krabbo 
in dieſer Zeitſchrift Bd. 18 (1905) S. 127 2 u. 361 ff. — S. 134. Abt Johannes 
und der camerarius Peter find zuſammen mit Angehörigen der Klöſter Marien⸗ 
tal und Zinna Beugen in einer am 25. Januar 1311 zu Erxleben, wahrſcheinlich dem 
Orte zwiſchen Magdeburg und Helmſtedt, für das letzte Kloſter . Urk. 
eines Hermann v. Wederden. Siehe Schöttgen u. Kreyf ig: iplomatiſche 
. . . Nachleſe der Hiſtorie von Oberſachſen, Teil 10 (1733) S. 316—319. — 
S. 146 Z. 8 v. o. ift 1386 (2) in 1385 zu ändern. Siehe Märk. Forſch. Bd. 17 
(1882) S. 26. — S. 155. Ein weiterer Beweis für Friedrichs I. Anweſenheit 
in Lehnin am 28. Januar 1413 bei Riedel C I S. 59. — S. 157. Nicht 
1429, ſondern ſchon 1412 ſtudieren die erſten Lehniner Mönche in Leipzig, die 
Sello nicht bekannten professi Peter und Heinrich. Siehe die Matrikel der 
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wenige größere Zuſammenhänge galt es, die Arbeit erneut aufzunehmen, 
und hier hat in der Tat wiſſenſchaftliche Forſchung im letzten Menſchen⸗ 
alter erfolgreich eingeſetzt. Endlich beſteht das 1857 geſchriebene Wort 
Heffters !) zu Recht, daß der Gegenſtand „nun wohl für erſchöpft 
gelten kann“, mit ein bis zwei bald getilgten Ausnahmen, von denen 
noch zu ſprechen ſein wird. Hat die Forſchung nunmehr jedem Herz⸗ 
ſchlag der klöſterlichen Vergangenheit gelauſcht, ſo mag es angebracht 
ſein, einmal die Summe zu ziehen und die neue Literatur zu über⸗ 
blicken, zu zeigen, was fie geleiſtet und wo fie gefehlt hat?). 

Beginnen wir mit einem äußeren Punkte, der Baugeſchichte. 
Riedel hat 1841 auf Grund einer 1838 unternommenen Beſichtigung 
etliches zuſammengetragen ?). Die Unterſuchungen Adlers folgten 
18624), die von Bergau 18855). Aber Adler veröffentlichte fein 
Werk vor den großen Wiederherſtellungsarbeiten (1872 — 1877), und es 
blieb ein Bruchſtück, da der Textband nie vollſtändig erſchien; und bei 
der ganzen Anlage des Bergauſchen Inventars handelt es ſich um keine 
abſchließenden Unterſuchungen. Sie werden uns bald in den im Er⸗ 
ſcheinen begriffenen „Kunſt⸗ und Baudenkmälern der Provinz Branden- 


Univerſität Leipzig, hrsg. von Georg Erler, Bd. I = Cod. dipl. Saxoniae 
Regiae II, 16, Leipzig 1895, S. 39, 2. Spalte, Z. 14 u. 15. Die Matrikel 
gibt noch mehr Ausbeute für den Perſonalbeſtand Lehnins. — S. 162. Abt 
Arnold ift auch noch am 7. April 1465 am kurfürſtlichen Hofe in Berlin nad- 
ven Vgl. Jahrb. f. brandenburg. Kirchengeſchichte, Bd. 2/3, S. 209. — 

. 169. Abt Gallus iſt auch am 10. Dez. 1476 Beiſitzer des Rammergericht, 
Base Die Hofordnung von 1470 185 [Leipzig 1912], S. 224.) — S. 1 
Der Streit Lehning mit den Gebrüdern Bröſicke von 1467 (Riedel A XS. 311) 
fällt 1 in die Zeit Abt Arnolds, nicht des Abtes Gallus, gehört alſo auf 
S. 164 S. 170. Abt Petrus wird am 20. Juli 1481 als kurfürſtl. Rat 
genannt. Siehe Schapper a. a. O. S. 186. — S. 170. Die Havelberger 
Handſchrift iſt nicht verloren. Siehe über die ganze Angelegenheit die Angaben 
in meinem „Kloſter Zinna“ (München u. Leipzig 1914) S. 110. — S. 171. Im 
Mai 1507 bittet Abt Petrus de Lenyn mit andern Abten ſeines Ordens das 
Generalkapitel, den Bau eines ciftereienfifehen Kollegienhauſes in Frankfurt a. O. 
zu geſtatten. Siehe mein „Kloſter Zinna“, S. 102. Der Abt von Lehnin (ohne 
Namen!) a in dieſer Sache noch 1508 genannt, ebenſo, doch jetzt Abt Valentin, 
1510. — 172. Zur Stellung Abt Valentins im Haufe Joachims I. vgl. die 
Angabe in ber Ciſtercienſerchronik Jahrg. 17 (1905), S. 135, daß der Kurfürft 
und feine Familie auf des Abts Bitten bin aller Gebete des Ordens teilhaftig 
werden. — S. 173. Die antilutheriſche Geſinnung Valentins beſtätigt auch ſein 
Wohlwollen für den vor Luthers Zorn flüchtenden Humaniſten Simon Lemnius. 
Siehe mein „Zinna“, S. 185 f. — S. 178 iſt nachzutragen, daß Abt Valentin, 
er wird freilich nicht mit 17 genannt, noch am 3. April 1542 an einem 
Landtag zu Kölln teilnahm. (Friedensburg, Kurmärk. Ständeakten aus der 
Regierungszeit Joachims II., Bd. 1 Keele u. Leipzig 1913], e 195, Nr. 61.) 

1) Märkiſche Forſchungen Bd. 5, S. 

2) Ich brauche kaum zu bemerken, Zi Schriften ohne ſelbſtändige wiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchung nicht aufgeführt werden, ebenſo ſolche, die Lehnin nur 
nebenſächlich behandeln. 

3) Märk. Forſch. Bd. 1, S. 178—192. 

4) F. Adler, Mittelalterl. Backſteinbauwerke des Preuß. Sue Abt. 1: 
Die Mar Brandenburg, Tafel 58—60. Bal. Sello a. a. D. S. 2 2 Anm., wo 
ſtatt 11. März 8. April und ſtatt S. 343 S. 334 zu leſen iſt. 

5) R. Bergau, a ber Zou, und Kunſtdenkmäler in der in 
Brandenburg (Berlin 1885), S. 480—486. 
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burg“ vorliegen, durch treffliche Abbildungen unterſtützt und durch 
weiſe Benutzung früherer Arbeiten !) gefördert. Selo hat manches 
fein beobachtet, und ein Namensvetter unſeres Riedel hat in einem 
beſonderen Aufſatz (1906) nahezu ſicher dargetan, daß das Abtshaus 
nicht in dem Hauſe nordweſtlich der Kirche zu ſuchen iſt, ſondern in 
dem allen Beſuchern wohlbekannten Königshaus 7). 

Heffter hatte bereits ein Jahr vor dem Erſcheinen ſeiner Ge⸗ 
ſchichte auf die anſehnliche Bibliothek aufmerkſam gemacht, die Lehnins 
Mauern bargen ). Ein in der Jenaer Univerſitätsbibliothek out, 
bewahrter Katalog von 1514 geſtattet einen vorzüglichen Einblick in 
die geiſtige Werkſtatt der Mönche. Ein beſſerer Führer in ihr als 
Defter ift Sello, der den Katalog zum Abdruck bringt“). Auf Ber- 
anlaſſung der bayeriſchen Akademie der Wiſſenſchaften iſt ſeitdem die 
Mark nach mittelalterlichen Bibliotheken durchforſcht. Die Streife hat 
leider nichts für Lehnin ergeben“), einen Ort, der keineswegs arm an 
geiſtigem Leben geweſen iſt. Wir erinnern nur an den unbekannten 
Lehniner Sermonenſchreiber, an die leider verloren gegangenen Früchte 
klöſterlicher Geſchichtſchreibung ?) und an die nahen Beziehungen, die 
Engelbert Wuſterwitz, der Verfaſſer einer märkiſchen Chronik und Fort- 
ſetzer der Magdeburger Schöppenchronik, zu Lehnin unterhielt 7). 

Die neuere Forſchung hat der berüchtigten lehniniſchen Weis⸗ 
ſagung für immer den Garaus gemacht. Überblickt man den faſt bis 
in die neueſte Zeit auf politiſchem und kirchlichem Boden tobenden, 
Schrift auf Schrift häufenden Kampf um die Echtheit jener hundert 
hohenzollern⸗ und proteſtantenfeindlichen Verſes), fo ift man Franz 
Kampers herzlich dankbar, der noch einmal den wüſten Schutt durd- 
ſuchte (1897) ), um das Gerippe des Vatiziniums ſäuberlich heraus- 
zuklauben und zu zeigen, daß es eben immer nur ein dürres Gerippe 


; 1) Siehe die Überſicht bei Bergau, a. a. O. Nicht unerwähnt bleibe die 
äußerft knappe, aber zuverläſſige, auf Kothe beruhende Überſicht im Handbuch 
Fa SEET Kunſtdenkmäler, bearb. von Georg Dehio, Bd. 2 (Berlin 1906), 


2) 36.—37. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu Brandenburg a. H., 

S. Em mit Lageplan. T i ait aS | 1 
erapeum, Zeitſchr. f. Bibliothekwiſſenſchaft uſw., Jahrg. 

Es a Zeitſch hekwiſſenſch bro (1855) 


4) a. a. O. S. 225—242. Vgl. ebd. S. 87 ff. 8 
5) Nach freundlicher Mitteilung des Herrn Profeſſor Dr. Paul Lehmann 
in München. 

6) Siehe Sello a. a. O. S. 96 ff. 

7) Siehe neuerdings Tſchirch im 43. u. 44. Jahresbericht des Hiſtor. 
Vereins zu Brandenburg a. H. (1912), S. 3 ff., wo auch die ältere Literatur 
über Wuſterwitz verwertet iſt. 

; 8) Eine gute, wenn aud nicht boy able Zuſammenſtellung der Literatur 

im Katalog der Bibliothek des Magiſtrats zu Berlin (1902), S. 567—569, und 

S 1. Nachtrag (1906), S. 260. Siehe auch Heffter in feiner Geſchichte Lehnins 
+ 104 ff. und in den Märk. Forſch. Bd. 5 (1857), S. 39. Ein Verzeichnis der 

Handſchriften bei Selló a. a. O. S. 246—255. | 

€ 9) Die Lehninſche Weisſagung über das Haus Hohenzollern. Geſchichte, 
harakter und Quellen der Fälſchung. Münſter i. W. 1897. 
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war, dem — in freilich feſſelnder Weiſe — menſchlicher Haß Fleiſch 
und Blut angedichtet hatte. 

Ein Buch, das nicht lehniniſcher Forſchung gewidmet iſt, hat die 
Geſchichte des Kloſters recht gefördert: Fritz Curſchmanns „Diözefe 
Brandenburg“ ). Deutlich liegt das Pfarrſyſtem der klöſterlichen Be- 
ſitzungen jetzt vor uns. Auch über die Abgaben der einzelnen Kirchen 
an den Biſchof von Brandenburg geben die beigefügten Regiſter er⸗ 
wünſchte Auskunft. Die Beziehungen Lehnins zu ſeiner Filia Chorin 
bat jüngſt Gu ſtav Abb unterſucht?). Das Material ift indeſſen zu 
dürftig, um mehr als Einzelheiten bringen zu können. Das gleiche 
gilt von dem Verhältnis Lehning zu dem benachbarten Kloſter des ſelben 
Ordens, Zinna, auf das ich ſelbſt kürzlich eingegangen bin?). Bruno 
Hennigs Buch „Die Kirchenpolitik der älteren Hohenzollern in der 
Mark“ )), das ſonſt fo viel für die Kirchengeſchichte der Mark ausgibt, 
verſagt faſt ganz bei den Klöſtern, übrigens nicht durch die Schuld des 
Verfaſſers. War doch der Landesherren „Beſtreben nach Begründung 
eines ſtärkeren Einfluſſes auf die Klöſter von nur geringer Intenſität“. 

Für die Wirtſchaftsgeſchichte Lehnins iſt in neuerer Zeit an zwei 
Stellen Arbeit geleiſtet worden, leider ſehr ungleichwertig. Friedrich 
Beſtehorn hat der Fiſchereipolitik des Kloſters auf der Mittel- und 
Unterhavel im Rahmen einer umfaſſenderen Darſtellung ſelbſtändige, 
zuverläjfige Abſchnitte gewidmet 5), und Walter Nußbeck hat „Bei⸗ 
träge zur Beſitzgeſchichte des Kloſters Lehnin“ gegeben). Die letzte 
Schrift und die noch zu nennende von Bauer ſind ſeit Sello die 
einzigen Arbeiten, die ſich ausſchließlich mit Lehnin beſchäftigen. Ihnen 
werde eine ausführlichere Würdigung zu teil, zumal bisher an keiner 
Stelle sa fie hingewieſen ift. 

Nußbeck ſchildert, ohne das Weſentliche recht herauszuarbeiten, 
chronologiſch zunächſt die Erwerbungen in Zauche⸗Havelland, wo die Haupt⸗ 
maſſe der Güter lag. Nach 1317 wird im großen und ganzen dort kaum 
noch Beſitz gewonnen. Es tritt alſo hier die gleiche Erſcheinung ein, 
wie ſie jüngſt für Kloſter Zinna beobachtet werden konnte, und wie ſie 
für ſämtliche Klöſter der Mark mehr oder minder ftart Geltung haben 
dürfte: die kommenden unruhigen Zeiten erſchweren eine ſtetige, ziel⸗ 
bewußte Erwerbungspolitik, die mehr als einen Gegner weckt. Nament⸗ 
lich die Rochows ſind dem Kloſter harte Widerſacher geweſen: das 
ſtärkſte Merkmal iſt das nur vorübergehend lehniniſche Gr. Kreuz in⸗ 
mitten eines ſonſt ſo geſchickt zuſammengebrachten Beſitzes. Die übrigen 
Güter lagen im Barnim, Teltow, in der Neumark (im Lande Zehden) 


1) Die Diözeſe Brandenburg. Unterſuchungen zur hiſtoriſchen Geographie 
u. eee eines oſtdeutſchen Kolonialbistums (Leipzi > 
Geſchichte des Kloſters Chorin. Berliner phil. Diff. 1911, S. 14 ff. 
69 f. Si Jahrb. f. brandenb. Kirchengeſch., Jahrg. 7 u. 8, S. 90 ff., 145 f.) 
J) Kloſter Binna. Ein Beitrag zur Geſchichte des Serie Kolonial⸗ 
landes und des Ciſtercienſerordens (München u. Ei a S. 110f. 
4) Leipzig 1906. Über die Klöſter handeln S. 117 
5) Archiv für Fiſchereigeſchichte, g S E 27.85, 51—53. Vgl. 
meine Anzeige in dieſen Sorihungen, Bd 8 H. 2. 
6) Greifswalder phil. Diff 
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und im Magdeburgiſchen. Die letzteren, in und um Loburg, ind be- 
reits früher von Wernicke behandelt !). Nußbeck berückſichtigt daher 
nur das Dorf Stangenhagen, das aber kaum eine Rolle ſpielt. Es liegt 
übrigens nicht nordweſtlich, ſondern weſtlich Trebbin, und iſt nicht zum 
Teltow zu rechnen, wie Nußbeck nach ſeiner Inhaltsüberſicht (S. 5) 
anzunehmen ſcheint, ſondern gehört zum Lande Jüterbog ?). Von Pe- 
deutung iſt, abgeſehen von den Loburger Gütern, nur der Barnim. 
Die neumärkiſchen Liegenſchaften gehörten dem Kloſter nur 1248 — 1263, 
und im Teltow bricht die Entwicklung ziemlich bald ab. 

Leider hält die Diſſertation, deren Unüberſichtlichkeit und weit⸗ 
ſchweifige, Wichtiges mit Unwichtigem vermengende Art ſchon angedeutet 
wurde, einer eindringenden Unterſuchung auf ihre Zuverläſſigkeit in 
vielen Punkten nicht ſtand: ſie iſt letzten Endes nicht mehr als eine 
ungründliche ?), unkritiſche Zuſammenſtellung. Nur auf einiges fei 
hingewieſen, um dieſes Urteil zu erhärten. 

S. 12 ſpricht N. von einem Wald, que vulgo Havelbruch dicitur 
(Riedel A X S. 409), ohne ſeine Lage näher zu beſtimmen. Es iſt 
die weite Niederung, die ſich von Treuenbrietzen bis Brandenburg er⸗ 
ſtreckt (Curſchmann, Diöz. Brandenburg, S. 154). — Eken, über 
deffen Lage ſich N. S. 14 f. den Kopf zerbricht, ift natürlich = Eiche, 
weſtlich Potsdam. Siehe Krabbo, Reg. Nr. 480. — S. 31 iſt für 
die ſiebziger Jahre des 13. Jahrhunderts die Rede von den „in ein⸗ 
ander übergehenden Kloſterdörfern Götz, Deetz und Krielow“ (nördlich 
Lehnin). Man hat damals aber nur Teile von Götz beſeſſen (Riedel 
A X S. 408, 189, 191), ſo daß möglicherweiſe noch kein Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Lehniner Beſitz in Götz und in Deetz⸗Krielow be⸗ 
ſtand. Noch 1295 werden in Götz 9 Hufen erworben (Riedel A X 
S. 220), außerdem noch 3 Hufen, vielleicht 1307 (ſ. Nußbeck S. 35 
Anm. 151 und Bauer, Lehnin. Archiv S. 65 Nr. XXIX). — S. 34 
hätte der Hinweis auf das heutige Gränert am Südufer des Möſer⸗ 
ſchen Sees (Karte des Deutſchen Reiches 1: 100 000, Nr. 292, Branden⸗ 
burg a. H.) die Lage des Dorfes Grobene oder Grenre ſchneller er⸗ 
kennen laſſen. — Ebenda A. 150 wird der heutige Götzer See als 
„nördlich Jeſerig“ gelegen bezeichnet. Das wäre aber der Jeſeriger 
See. Lies alſo nö. Jeſerig oder ſw. Götz! — Bei einer Arbeit, die 
Beſitzgeſchichte behandelt, iſt es nötig, die Grenzen einer Schenkung 
uſw. ſo genau als irgend möglich zu ergründen. S. 36 A. 161 hätte 
ſich ohne große Schwierigkeit ermitteln laſſen, daß das 1305 als ein 
Grenzpunkt des Schmergower Beſitzes (nnö. Lehnin) genannte fossatum 
in vado, quod vocatur Vebene Vort (Riedel A X S. 226), deutlich 
nach Phöben weiſt. Noch heute ſind die Gemarkungen beider Dörfer 
durch einen Graben („Scheidgraben“) getrennt. Vgl. Karte des Dt. 
Reiches Nr. 293, Potsdam. Schmergow wird damals zuſammen mit 


1) Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg, Jahrg. 13, 1878, 
78—192. 


2) S. mein „Zinna“ ©. 44f. 
3) Man fehe fih einmal die Einleitung „Quellen und Literatur“ an. 


S. 1 
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einer curia Trebegoz erworben, die jetzt verſchwunden ift. Auch hier 
vermißt man eine nähere Umſchreibung der genannten Grenzen. Die 
Erwähnung des Trebelſees und Trebelberges nw. Schmergow hätte 
wenigſtens einen Fingerzeig gegeben. — S. 36 A. 156, ebenſo S. 54 
A. 3 lies IX (ſtatt II) modium siliginis. — S. 38 befpridt N. die 
große Veräußerung durch Markgraf Waldemar vom 5. April 1317 
(Riedel A X S. 231 Nr. 108). Er nennt u. a. den Pleſſowerſee, 
ferner den Werſee. Wo dieſer Werſee liegen ſoll, wird freilich nicht 
angegeben. N. hat nicht erkannt, daß Riedels Druck stagnum Pleso, 
Wersee ſelbſtverſtändlich falſch iſt. Das Original der Urkunde (Hiſtor. 
Seminar Berlin, Or.⸗Urkunden Nr. 4) hat deutlich stagnum Ple- 
sowerse. — Es iſt unrichtig, daß „das linke Havelufer vom Schwie⸗ 
lowſee bis nahezu an Brandenburg Lehnin zu eigen war“ (S. 47). 
Kemnitz, zwiſchen Phöben und Werder, gehörte dem Kloſter nie. — 
S. 49. Der Kaufpreis für den Dreißig ſten, nicht Zehnten, in 
Gohlitz und Wachow, nördlich Lehnin, iſt den Erben beſtimmter 
Bürger, nicht dieſen zu zahlen (Riedel A X S. 250 Nr. 139). — 
S. 49 A. 52 wird für die Urkunde bei Riedel A X S. 252 Nr. 142 
(1364 am Mittwohes am S. Veitt tage, jo lautet die Vorlage) der 
19. bzw. 12. Juni in Anſpruch genommen, „da nur der Mittwoch 
nach oder vor dem Veitstage (15. Juni) in Betracht kommt“. Wäre 
es nicht auch möglich, daß dem Schreiber hinſichtlich des Wochentages 
ein Verſehen untergelaufen iſt, daß es ſich alſo um den von Riedel 
angenommenen Sonnabend, den 15. Juni handelt? — S. 51 A. 66 
druckt N. nach der Hertzbergſchen Ausgabe des Landbuchs Karls IV. 
p. 147: a domino Hetzinne de Lindow. Die Form Hetzinne hätte 
ihn ſtutzig machen müſſen. Weshalb wurde nicht die doch allein be, 
nutzbare Ausgabe Fidicins (Berlin 1856) gebraucht, wo es p. 128 A. 65 
richtig domina heißt? N. bedient ſich ſtets der Hertzbergſchen Aus⸗ 
gabe, die auch an anderer Stelle in die Irre führt. S. 32 wird 
die Größe von Bochow im Jahre 1451 nach Hertzberg p. 334 auf 
60 Hufen angegeben. Es muß aber heißen: 55 Hufen (Fidicin p. 308). 
— S. 76 fehlt der Beleg über den Zinserlaß für Erfurt von 1519 
(Riedel A X S. 364). — S. 79. Die letzte Lehniner Beſitzurkunde 
iſt nicht von 1541, ſondern vom 1. Januar 1542. Vgl. Bauer, 
Lehnin. Archiv S. 175 Nr. 26. — S. 92. Die Flüchtigkeit der 
Arbeit zeigt auch der ſtändige Gebrauch von frustrum ſtatt frustum 
(S. 36, 37 A. 168, 39, 40, 41). — Auf die beigegebene Karte hier 
einzugehen, ſei mir erlaſſen. Sie iſt in Einzelheiten ebenſo ungenau 
wie das Buch. 

Wenden wir uns der Arbeit von Hermann Bauer, „Die 
Überlieferung des Lehniner Archivs“ !) zu. Bauer arbeitet nüchtern, 
ſo nüchtern, wie es eben eine Arbeit dieſer Art, die Rekonſtruierung 
eines alten Archivs, erfordert. In beier Nüchternheit liegt die Zus 
verläſſigkeit begründet. Das Wenige, was unten beſſernd oder er⸗ 
gänzend bemerkt werden ſoll, ändert daran nichts. 


1) Berliner phil. Diſſ. 1913. 
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Die Geſchichte des unzweifelhaft bedeutenden Lehniner Archivs ift 
nicht reich. Vielleicht ſchon im Anfang des 14. Jahrhunderts hat man 
verſucht, den Archivbeſtand zu ordnen. Aber erft im 15. Jahrhundert 
läßt ſich eine geregelte, der Aufbewahrung und Benutzung geſchloſſener 
Urkundenmaſſen gewidmete Tätigkeit erkennen. Die Erzeugniſſe dieſer 
ſtändig fortgeſetzten Tätigkeit ſtellt Bauer zunächſt einmal chronologiſch 
zuſammen. | 

Ein zweiter Hauptabſchnitt „Die Lehniner Überlieferung“ be- 
ſpricht die Überlieferungsgruppen im einzelnen. Den Anfang machen 
die Originale, von denen das Geh. Staatsarchiv in Berlin 99, das 
Hiſtoriſche Seminar der Univerſität Berlin 4, insgeſamt etwa ein 
Drittel der urſprünglichen Maſſe, enthalten. Chronologiſch werden die 
einzelnen Originale aufgezählt, der Inhalt wird kurz regiſtriert, der 
Aufbewahrungsort genannt, eine diplomatiſche Beſchreibung nebſt Hin⸗ 
weis auf früheren Druck gegeben. — Es folgen die Transſumte 
(23 Stück), in der Hauptſache zwei ſcharf geſchiedene Gruppen vom 
4. September 1442 und vom 11. Mai 1443, beide von Abt Johann 
unter dem Druck böſer Zeiten geſchaffen, um dem Kloſter wirtſchaftliche 
Schädigung nach Möglichkeit zu erſparen. Auch die Transſumte werden 
gleich den Originalen chronologiſch geſchildert. — Von den zwei im 
Geh. Staatsarchiv aufbewahrten Urkundenverzeichniſſen, die Bauer 
weiterhin behandelt, iſt das erſte (50 Nummern), vielleicht von 1441 
oder etwas ſpäter, noch nicht veröffentlicht. Es geſchieht durch Bauer. 
Das zweite, bei weitem ſorgfältigere Verzeichnis von 1443 oder kurz 
nachher (135 Nummern), deſſen Entſtehung Bauer ebenfalls ſorgfältig 
nachgeht, tft zwar von Gercken !) und zum Teil von Riedel?) gedruckt, 
jedoch ſo fehlerhaft, daß die Wiedergabe durch Bauer ſehr dankenswert 
iſt. — Das für die Geſchichte der Mark in der Quitzowzeit wichtige, 
von Riedel ſo genannte „Gedenkbuch des Abtes Heinrich Stich“, heute 
in der Königl. Bibliothek zu Berlin, zerfällt in zwei Teile. Der erſte, 
1419 auf Veranlaſſung Heinrichs angelegt, iſt eine Darſtellung der 
Beſitzſtreitigkeiten des Kloſters mit dem märkiſchen Adel, der zweite, 
nach dem Jahre 1455, alfo lange nach Heinrich (F 1432), begonnen 
und in mehrere Abteilungen zerfallend, iſt von ähnlichem Inhalt, aber 
nicht in einfacher Erzählungsform, ſondern in Anlehnung an und 
unter Mitteilung von Urkunden. Der Inhalt beider Teile des „Gedenk⸗ 
buds”, von dem Riedel einen unvollſtändigen Druck gab?), wird kurz 
analyſiert; dann folgt eine Überſicht über die enthaltenen Urkunden 
mit Angabe des Druckorts. — Das bald nach 1462 angelegte, aus 
drei Heften beſtehende, alſo nicht einheitliche Kopialbuch, ebenfalls im 
Geh. Staatsarchiv, bietet keineswegs eine vollſtändige Sammlung der 
Lehniner Urkunden. Die darin enthaltenen 25 Nummern zählt Bauer 
in der üblichen Weiſe auf. — Ebenſowenig gibt das nicht lange nach 
der Säkulariſation (1542), doch vor 1557 von dem erſten Amtmann 


1) Cod. dipl. Brandenburg. tom. VII (Stendal 1782) S. 325 ff. 
2) A X ©. 182 ff., passim. 
3) A X S. 413—446. 
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Michael Happe von Happberg angelegte, in zehn Abſchnitte zerfallen de 
Amtsbuch ſämtliche Urkunden des Lehniner Archivs wieder. Die bis⸗ 
herigen Drucke ſind fehlerhaft und ſchöpfen die Vorlage nicht völlig 
aus. Bauer gibt eine vorzügliche Überſicht des Inhalts unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der vor die Säkulariſation fallenden Ur⸗ 
kunden. — Das „neuere Verzeichnis Lehniner Urkunden“, das noch 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts in der Regiſtratur des 
damaligen Domänenamtes zu Lehnin vorhanden war und von Schöne⸗ 
mann 1784 wohl richtig als aus dem Anfang des 17. Jahrhunderts 
ſtammend bezeichnet wurde !), und das Heffter nach vorübergehendem 
Verluſt noch 1857 beſchrieb ?), ift ſeitdem verloren. Heffter und Riedel 
haben Auszüge gegeben. Aus ihnen ſtellt Bauer die Regeſten der 
Urkunden zuſammen, die ſonſt nicht überliefert find. Er gewinnt fo 
weitere 30 Nummern. 

In einem dritten Hauptabſchnitt werden die Lehniner Urkunden 
behandelt, die auf andere Weiſe als durch das Lehniner Archiv 
überliefert ſind. Die 38 Nummern entſtammen den verſchiedenſten 
Quellen. 

Ein Anhang bringt 27 bisher unveröffentlichte Urkunden zum 
Druck, und eine für den praktiſchen Gebrauch wertvolle Konkordanz⸗ 
tabelle ſtellt chronologiſch ſämtliche Lehniner Urkunden, 347 an der 
Zahl, zuſammen. Sie nennt bei jeder Urkunde Datum, Ausſteller, 
ganz kurz den Inhalt, ferner Überlieferung und letzten Druck. Für 
den Forſcher märkiſcher Geſchichte iſt in Bauers Buch, und ganz be⸗ 
ſonders in der Tabelle, ein äußerſt erfreuliches Hilfsmittel gegeben. 
Seine Brauchbarkeit und Zuverläſſigkeit wird durch die folgenden 
wenigen Ergänzungen nur noch erhöht werden. 

S. 29 Nr. 62 (vgl. Tabelle S. 192 Nr. 224) iſt als letzter 
Druck nicht Riedel A X S. 287 Nr. 197 zu nennen, ſondern Hennig, 
Kirchenpolitik S. 238. — S. 100 Nr. 21 (vgl. die Tabelle S. 188 
Nr. 154) darf die Datierung der Urkunde bei Riedel A X S. 252 
Nr. 142 nicht beſtimmt auf den 19. Juni 1364 gelegt werden. Siehe 
das oben S. 560 zu Nußbeck S. 49 A. 52 Geſagte. — Ebenſo iſt S. 113 
Nr. 47 (vgl. die Tabelle S. 194 Nr. 246) die Urkunde Riedel A X 
S. 304 Nr. 215 (1460 am freidage Philippi und Jacobi) nicht be⸗ 
ſtimmt für den 2. Mai in Anſpruch zu nehmen. Der Tag Philippi 
et Jacobi fiel 1460 auf Donnerstag den 1. Mai; daher iſt auch 
dieſer Tag möglich. — S. 139 Nr. 26 hätte auf Hennig, Kirchen⸗ 
politik S. 221 verwieſen werden follen. — S. 185 Nr. 108 lies 
Forſchungen XVIII, 146 (nicht 123). — S. 188 Nr. 151 lies 
Januar 15 (ſtatt 13). — S. 192 zwiſchen Nr. 220 und 221 kann 
vielleicht die Bulle Eugens IV. vom 5. Oktbr. 1445 Platz finden, 
die ich in meinem „Kloſter Zinna“ S. 224 veröffentlichte. Sie iſt 
an den Biſchof von Verden, den Abt von Lehnin und den Propſt von 


1) F. L. Schönemann, Diplomatiſche ... Geſchichts⸗Beſchreibung der... 
Stadt Werder (Potsdam 1784), S. 8. 
2) Märk. Forſch. Bd. 5, S. 17 ff. 
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Brandenburg gerichtet und war möglicherweiſe ein Beſtandteil des 
Lehniner Archivs. — S. 193 zwiſchen Nr. 229 und 230 ift ein- 
zufügen die Angabe bei Georg Gottfr. Küſter, Bibliotheca historica 
Brand enburgica, Breslau 1743, S. 151: Superest Vertrag des Abts 
zu Lehnin zwiſchen ſeinem Flecken und den benachbarten Edelleuten 
wegen der ſtreitigen Weide d. a. 1454. — Für. S. 195 zwiſchen 
Nr. 264 und 265 beachte, daß die Stadt Wittenberg dem Kloſter 1471 
eine Urkunde ausgeſtellt haben muß. Siehe Märk. Forſchungen Bd. 5 
S. 32 Anm. — S. 198 gehört Nr. 318 vor Nr. 316. — S. 198 
Nr. 316 tt auch überliefert St. A. Magdeburg Kop. 72 fol. 130. 


Materialien zur Geſchichte des Geheimen Staatsminiſters 
Grafen Karl Wilhelm Finck von Finckenſtein 


Von Melle Klinkenborg 


Als am 3. Januar 1800 der Geheime Staatsminiſter Graf Karl 
Wilhelm Finck von Finckenſtein ſtarb, empfand man in ganz Preußen 
dieſen Verluſt als einen ſehr ſchweren, denn der letzte Vertreter des 
Friderizianismus — ja der eigentliche Vertraute des großen Königs 
auf dem Gebiete der auswärtigen Politik und in allen Familien⸗ 
angelegenheiten — war mit ihm verſchieden. Überall ſuchte man daher 
ſein Gedächtnis feſtzuhalten. Die beiden Berliner Zeitungen — die 
Voſſiſche und die Haude⸗Spenerſche — veröffentlichten ausnahmsweiſe 
auf ihn neben Nekrologen noch Gedichte. Die Domkirche, deren Pres⸗ 
byterium er fo lange Zeit angehört hatte, wollte einen Gottes dienſt 
für ihn abhalten. Da indes ein ſolcher Akt, der nur beim Tode eines 
Mitgliedes des königlichen Hauſes ſtattzufinden pflegte, eine unerhörte 
Neuerung geweſen wäre, ſo wurde er nicht bewilligt, ſondern dahin 
eingeſchränkt, daß des Verſtorbenen im ſonntäglichen Gebet beſonders 
gedacht werden ſolle. Der Johanniterorden, deſſen Senior Finckenſtein 
viele Jahre geweſen, ließ eine Gedenkmünze auf ihn ſchlagen und be⸗ 
ſchloß, ſeine Biographie ausarbeiten zu laſſen. Der erſte literariſche 
Kopf des damaligen Berlin, Fr. Gentz, wurde dafür gewonnen. Leider 
führte er ſeinen Auftrag nicht aus; es waren viel ſchwächere Kräfte, 
die dafür eintraten. Von ihnen nenne ich hier den bekannten Hiſtoriker 
und Diplomaten Karl Ludwig von Woltmann. Die von ihm ver⸗ 
faßte Lebensbeſchreibung wurde jedoch auch zunächſt nicht veröffent- 
licht, ſondern erſchien erſt 1820 nach ſeinem Tode in den von der 
Witwe herausgegebenen ſämtlichen Werken Bd. X. Sie iſt nicht un⸗ 
bedeutend, aber für uns ſind die dafür geſammelten Materialien, die 
heute im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin (Rep. 7. 13. F. 22) 
ruhen, viel wertvoller und ſollen daher im nachfolgenden veröffentlicht 
werden. Das wichtigſte Stück unter ihnen iſt der Entwurf einer 
Charakteriſtik Finckenſteins, den ſein letzter Kollege Graf Philipp Karl 
von Alvensleben gemacht hat (Nr. I). Man wird bei ihm zu beachten 
haben, daß Alvensleben den Grafen Finckenſtein erſt im höchſten Greiſen⸗ 
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alter Tennen lernte, daß er aud) mandmal glaubte, von ibm nicht ge- 
nügend unterſtützt worden zu fein. Auch eine gewiſſe Neigung zu 
Antitheſen führten ihn wohl dazu, manche Eigentümlichkeiten ſchärfer zu 
betonen, als ſie wirklich waren. Es war daher kein Wunder, daß ſich 
gerade hiergegen zwei andere Zeugen — Ungenannte — wandten, 
denen der Entwurf Alvenslebens vorgelegt wurde (Nr. II und III). 
Außerdem lieferten noch Beiträge der langjährige Erzieher der Söhne 
Finckenſteins, Pfarrer Conrad, und der eine Sohn ſelbſt, der aus dem 
Müller Arnoldſchen Prozeß bekannte Präſident der Neumärkiſchen Re⸗ 
gierung Graf Karl Finck von Finckenſtein (Nr. IV und V). Auf 
Grund dieſer Materialien und unter Heranziehung früherer Berichte 
habe ich im Hohenzollernjahrbuch (1918, S. 166) verſucht, eine Ge⸗ 
ſamtcharakteriſtik Finckenſteins zu geben. 


I. 


Entwurf des Grafen von Alvensleben zu einer Charakteriſtik des 
Grafen Karl Wilhelm Finck von Finckenſtein (1801) 


Charakter des Grafen Finck und Anekdoten über ihn. 

1. Er war zwar hitzig, auffahrend, auch zuzeiten ungeduldig, 
aber ohne Leidenſchaft, zum wenigſten kam ſie nie zum Ausbruch. 

2. Daher auch ſein Gang ſo bedächtig, ſo behutſam. 

3. Furcht, irgendwo anzuſtoßen, brachte es dahin, daß ſeine Er⸗ 
klärungen, ſeine Antworten ſo abgemeſſen waren, daß das Reſultat in 
nichts zerfiel. 

4. Seine große Ehrfurcht für Friedrich II., die lange Zeit, welche 
er unter ihm gedient, hatten es ihm zur Gewohnheit gemacht, daß er 
ſelten ohne fremde Impulſion die erſte Behauptung wagte, noch weniger 
ſie aus eigener Überzeugung durchſetzte, mithin hierbei die höhere 
Stimmung oder die, welche die höhere Stimmung leiteten, in ſeiner 
Art zu handeln, zu Rate zog ). | 

5. Bei feinem reinen Patriotismus wäre es zu wünſchen ge- 
weſen, daß er hierbei mit mehr Unbefangenheit gehandelt hätte und 
ganz dem Geiſte ſeiner Überzeugung gefolgt wäre. 

6. Ich füge noch hinzu, bei ſeiner Uneigennützigkeit wäre dieſes 
um ſo erwünſchter geweſen, da beinahe als Tatſache angenommen 
werden kann, daß er nie etwas für ſich ſelbſt geſucht hat, und ſelbſt 
dann, wenn er glaubte, Gerechtigkeit fordern zu müſſen, es mit einer 
Beſcheidenheit geſchah, die beinahe in Furchtſamkeit ausartete. 

7. Dieſe Eigenſchaft der Uneigennützigkeit war bei einem, der 
dem Throne ſo nahe war, um ſo ſchätzbarer, da ſie andern, welche in 
ähnlicher Lage waren, zum Beiſpiel hätten dienen ſollen, welches aber 
leider nicht der Fall war; auf der anderen Seite aber eine ſolche Un⸗ 
eigennützigkeit hohe Staatsbediente in die Lage ſetzt, Zudringlichkeiten 
der Höheren mit Ernſt entgegenzuarbeiten, da er nie fürchten darf, daß 
es einen gehäſſigen Rückblick auf ihn werfen laſſen werde. 


. 1) Gerade die im 3. und 4. Punkte abgeſprochenen Eigenſchaften beſaß F. 
zweifellos. Alvenslebens Urteil rührt von den genannten Verhältniſſen her. 
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8. Wenig Menſchen waren arbeitſamer und wenige ſchienen es 
minder; daß es ſo ſchien, hatte darin ſeinen Grund, daß 

a) er viel von der Zeit gewann, welche bei anderen Menſchen ver⸗ 
loren geht, denn ſeit 40 Jahren las er ſehr wenig und ſelten. Daher 
ſchritt er auch weder mit franzöſiſcher noch teutſcher Literatur fort, 
als gegen welche letztere er allzeit ein ſo wenig gegründetes widriges 
Vorurteil behielt; 

b) er ging in den letzten 40 Jahren ſeines Lebens wenig oder 
gar nicht ſpazieren, ſo daß man vielleicht mit Gewißheit behaupten 
dürfte, daß er ſeit dieſer Zeit nie das Berliner Pflaſter und den Tier⸗ 
garten zum Spazierengehen betreten haben dürfte; ſo brachte er den 
Hut ſelten oder nie auf den Kopf; Stiefeln waren ihm fremd; 

e) er war nicht einen Augenblick müßig; 

d) ſtand Winter und Sommer gegen 6 Uhr auf; 

e) arbeitete geſchwind und ruhig; 

f) verlegte nie eine Arbeit auf den anderen Tag, ſondern machte 
ſie gleich ab und behandelte dieſes ſo gewiſſenhaft, vielleicht als Nach⸗ 
ahmung Friedrichs II. ſeiner Art zu handeln, daß ſelten auf ſeinem 
Tiſch ſich Sachen vom vorigen Tage vorfanden; auch ging ſeine Un⸗ 
geduld bis zum Ausbruche des Zornes, wenn der von ihm gedachte 
Gang des Geſchäftes durch die Nachläſſigkeit, Langſamkeit oder Un⸗ 
ordnung eines Mitarbeiters unterbrochen wird; auch berechnete er nach 
Stunden und Minuten, wie alles aufeinander folgen ſollte; 

g) feine Kollegen hat er wohl felten länger wie eine Viertel⸗ 
ſtunde auf eine Antwort warten laſſen, und dieſe kollegialiſchen 
Kommunikationen gingen in gewiſſen kritiſchen Zeitpunkten bis in das 
Unendliche; 

h) vermied er den Anſchein des Dienſteifers und ganz vorzüglich 
dann, wann in politiſcher Hinſicht am mehreſten zu ſehen war; erſteres, 
um allen Anſtrich der Pedanterei zu vermeiden, letzteres, um keinen 
Argwohn zu erregen und zu politiſchen Kombinations Gelegenheit zu 
geben; 

i) Geiſt der Ordnung, welcher in allen feinen Privat- ſowie in 
ſeinen öffentlichen Geſchäften ihn nie verließ, ſelbſt in ſeinen letzten 
Jahren, wo Abnahme des Geſichts ihn zum wenigſten von manchen 
mechaniſchen Handlungen hätten dispenſieren ſollen. 

So blieb ihm Zeit genug, keine Kirche zu verſäumen und in keiner 
Geſellſchaft auf ſich warten zu laſſen, letzteres vorzüglich, um nicht den 
Anſchein der großen Arbeitſamkeit ſich anzumaßen, vielmehr vermied er 
es, je von ſeiner vielen Arbeit zu ſprechen; nur gegen ſeine Kollegen, 
oder ganz im Innern gegen Geſchäftsmänner, erlaubte er ſich wohl 
den Ausdruck der Ungeduld: „non, aujourd'hui je suis perdu, si 
cela continue comme cela; ma pauvre téte ni tiendra plus“, oder 
„heute ſcheint man ſich das Wort gegeben zu haben, mich nicht zu 
Atem kommen zu laſſen; es war wie in einer Akziſe“. 

10. Seine Religioſität war mehr alt⸗dogmatiſch kalt, als äſthetiſch 
und gefühlvoll; er nahm kalt auf, gab kalt wieder; alles dieſes mochte 
darin ſeinen Grund haben, daß auch nicht der mindeſte Wiederſchein 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 36 
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von Poeſie in ſeiner Seele lag, auch verachtete er ſie im ganzen und 
war intolerant in Abſicht derſelben für einen Geſchäftsmann. 

11. Er ſprach langſam, ſehr richtig, aber im ganzen zu precieus: 
man ſah es ihm an, daß er die Wörter ſuchte. | 

12. Nach feiner eigenen Äußerung liebte er in feiner Jugend 
das Tanzen leidenſchaftlich. 

13. Er war höchſt reinlich, einfach, und für ſein Alter mit ſehr 
gutem Geſchmack gekleidet. 

14. Er hing im Geſchäft äußerſt an Formen, nicht ſo wohl 
prinzipienmäßig als aus Obſervanz; im gewöhnlichen Leben gleichfalls. 
Alte Sitte war bei ihm Geſetz, und nie ift er wohl aus Überzeugung, 
ſondern nur aus gewaltſamer Impulſion von ihr abgegangen. 

15. Er konnte ſich nie durch Gründe überzeugen, daß etwas anders, 
ſelbſt bei veränderten Umſtänden, ſein könnte, als es geweſen war. 

16. So rein ſeine Sitten waren, ſo wenig waren es oft ſeine 
Ausdrücke, wenn er ſich gehen ließ. 

17. Gegen die Gerichtshöfe hatte er ein Vorurteil, vielleicht 
mochten daran Familienverhältniſſe ſchuldig ſein. 

18. Seine Ruhe der Seele ging in Apathie über; darum auch 
keine Energie in Gedanken, Ausdruck und Form, und ſeine Berichte 
ſo ſchön, ſo richtig, und doch ſo wenig anſteckend. Transeat eum 
coeteris war fein höchſter Ausdruck des Mißmuts. 

19. Kenntnis der franzöſiſchen Sprache beſtimmte bei ihm zu 
ſehr den Grad des Verdienſtes. 

20. Seine Kälte, ſeine Formen bewirkten, daß man bei höchſter 
Achtung und Freundſchaft beſtändig fremd blieb; Herzlichkeit, Wärme 
fand nie ſtatt. 

21. Er war der beſte Vater, ſo ſehr, daß er allen ſeinen 
Neigungen, ſeinen Gefühlen, ſeinen Empfindungen, ſeinen Gewohn⸗ 
heiten Gewalt antat und nur in denen ſeiner Kinder lebte, und doch 
miſchte ſich etwas Fremdes in dieſem Umgange; mit einem Worte, 
dieſes war ein unerklärbares höchſtes Glück der Häuslichkeit und dennoch 
ein fremdartiges Weſen. In der großen Welt konnte man ſich ihn 
nicht mit und unter ſeinen Kindern denken; wenn man ihn aber unter 
ihnen ſah, ſo vergaß man nie, daß er nicht zu dieſer häuslichen Welt 
gehörte. | 

22. Sein Gedächtnis ging bis in fein ſpäteſtes Alter über alle Er⸗ 
wartung; ſowohl nähere als fernere Objekte, Zeitrechnungen oder Tat⸗ 
ſachen, alles war ihm gleich Beiſpielen aus den Konferenzen. 

23. Er war ſehr hart gegen ſich ſelbſt, ſelbſt in feinem höchſten 
Alter, ſo daß er ſelbſt der Krankheit und dem größten Schmerz Trotz 
bot, um ſeine Geſchäfte wie gewöhnlich zu verrichten. Das redendſte 
Beiſpiel gab er im Jahre . ..), wie er durch einen mißlungenen 
Aderlaß in Todesgefahr geriet und ungeachtet des empfindlichſten 
Schmerzes, der ſchon den Abend die Gefahr zeigte, in welcher er 
ſchwebte, dennoch den Morgen der Konferenz beiwohnte. 


1) Zahl fehlt. 
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24. Er bejaß die Gabe im größten Grade, feine Unterredungen, 
wenn fie auch nod fo lange gedauert hatten, noch fo bedeutend in Ab⸗ 
ſicht der Ausdrücke geweſen waren, ganz getreu wiederzugeben; auch 
nicht ein Ausdruck entging ihm in ſolchem Falle. | 


IT. 
Bemerkungen eines Ungenannten zu Alvenslebens Entwurf 


. ad 8. Wenn dieſes allgemein gelten fol, fo möchte man es wohl 

leugnen. 

ad 8 a. Freilich las er in den letzteren Jahren inſonderheit nicht 
ſehr viel und mehr altes als neues, mehr franzöſiſches als deutſches, 
daß er aber unſeren vorzüglichſten Schriftſtellern nicht habe Gerechtig⸗ 
keit widerfahren laſſen, möchte wohl zu viel geſagt ſein. 

ad 10. Dieſes ſcheint mir nicht beſtimmt genug; von Schwärmerei 
war er gewiß ſehr entfernt, aber ſeine Religionserkenntniſſe hatten den 
entſchiedenſten Einfluß auf ſeine Hoffnungen und Geſinnungen, und 
ſo konnte ſchwerlich eine kalte Orthodoxie das weſentliche ſeiner Religion 
ausgemacht haben. Vor deren Richterſtuhl möchte er, ſo weit er auch 
noch von der neueren Aufklärung ſein mochte, doch ſo wenig wie ihre 
entſchiedenſten Gegner vollkommen beſtanden haben. Ich erinnere mich 
bei dieſer Gelegenheit, daß er einmal an Friedrich Wilhelms II. Tafel 
ſich ſehr beſtimmt über Lavaters Schwärmerei erklärt hat. 

ad 11. Vielleicht im Deutſchen, im Franzöſiſchen gewiß nicht; 
ſein Vortrag iſt, wie ich weiß, von vielen bewundert worden, und im 
angenehmen Erzählen konnte man es ihm ſchwerlich zuvortun. 

ad 15. Ich wünſchte dieſes etwas näher beſtimmt zu ſehen. 

ad 16. Aber gewiß nur, wenn er ſich gehen laſſen wollte. 

ad 17. Die Sache iſt richtig, der Grund wohl nicht. Er war 
zu wenig mit dem gerichtlichen Verfahren bekannt und würdigte daher 
die Form in demſelben nicht ganz richtig. 

ad 19. Dieſes möchte ich bezweifeln, ob er gleich die franzöſiſche 
Sprache für unentbehrlich im diplomatiſchen Fache und in der großen 
Welt hielt. 

ad 21. Eigentliche Familiarität war zwiſchen ihm und ſeinen 
Kindern nicht, das iſt richtig, aber es lag wohl an der zu ſeiner Zeit 
eingeführten Erziehungsart. 


III 
Bemerkungen eines Ungenannten zu Alvenslebens Entwurf 


Anche io sono pittore. 

Mich dünkt, daß Liebe zu Antitheſen den Verfaſſer zuweilen ver⸗ 
leitet hat, in der Zeichnung des Charakters manchen Schatten ſtärker 
aufzutragen als genaue Wahrheit es erlaubt, und er vielleicht ſelbſt 
gewollt hat. 

Wenn es von der Religiöſität heißt, daß ſie nur dogmatiſch kalt, 
nicht äſthetiſch geweſen ſei und dabei geſagt wird, „kalt nahm er an, 

36 * 
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kalt gab er wieder“, fo tft dies, ſoweit es fih verſtehen läßt, gewiß 
unrichtig. Religion war bei ihm nicht bloß Wiſſenſchaft, ſondern auch 
Grundantrieb zu ſeinen Handlungen. Selbſt ein erhabenes Religions⸗ 
gefühl darf ihm nicht abgeſprochen werden. Mit Begeiſterung, wie ſie 
ſich zu ſeinem übrigens geſetzten Charakter ſchickte, habe ich ihn aus 
Gellerts Liedern, ſowie aus alten Geſangbüchern vorzüglich treffende 
und rührende Strophen herſagen gehört und bei Vergleichung der 
Spaldingsſchen mit den Zollikofferſchen Predigten !) jenen den Vorzug 
geben, weil ſie mehr das Herz träfen, dieſe, obgleich ſehr wichtige 
Wahrheiten, mehrenteils nur kaltes Räſonement enthielten. Aus dieſem 
Gefühle entſtand auch, verbunden mit lebhafter Teilnahme an anderer 
Menſchen Schickſal, ſein großer und praktiſch bewieſener Hang zur 
Wohltätigkeit. Von Aberglauben, der dem bloßen Dogmatiker ſelten 
ganz fremd iſt, war er durchgehends entfernt. | 

Auch war er, wie dies bei bem Dogmatiter ſehr häufig der Fall 
iſt, gegen andere Religionsmeinungen nicht intolerant, und was bei 
manchen vorgefaßten Meinungen über andere Dinge und Anhänglich⸗ 
keit an allem, was altherkömmlich war, Verwunderung erregt, hing er 
nicht mit ſteifem Vorurteil an orthodoxen Religionsmeinungen. Sein 
ſelten ausgeſetzter Beſuch der Kanzelvorträge hatte ihn mit vernünftiger 
Aufklärung mancher Wahrheiten in Bekanntſchaft erhalten, und er 
hatte daran vieles für wahr befunden, wenn er gleich glaubte, daß die 
neuen Religionslehrer in vielen Dingen zu weit gingen. 

Seiner Meinungen überhaupt, und auch ſeiner religiöſen, war er 
gewiß. Daher entſtand die gewöhnliche Ruhe in ſeinem Gemüte. Ich 
glaube nicht, daß man ja auch in ſeinem hohen Alter Furcht vor dem 
Tode an ihm verſpürt habe, wenn er gleich ſelbſt bei geringen An⸗ 
fällen von Unpäßlichkeit oft ängſtlich wegen ihrer Gefährlichkeit beſorgt 
(apprehensio) war, weil er eine ſehr große Empfindlichkeit gegen allen 
Schmerz hatte. 

Eine hohe Achtung hatte er für genaue Pflichterfüllung und legte 
ſich mit Angſtlichkeit Ehrenbezeugungen gegen Große nicht nur, ſondern 
auch Höflichkeitsbeobachtungen gegen andere als unerläßliche Pflichten 
auf. Sein letzter Hofgang am kalten Neujahrstage gibt davon ein 

ſprechendes Beiſpiel. 
| Alles Myſtiſche und Schwärmeriſche in der Religion war ihm 
wirklich gehäſſig, und ein damit bis zur Scheinheiligkeit getriebener 
Mißbrauch erregte bei ihm lebhaften Unwillen. Mehr als einmal hörte 
ich ihn Unterredungen darüber mit dem Spruche endigen: „An ihren 
Früchten ſollt ihr ſie erkennen!“ 

Wenn geſagt wird: „Er war in ſeinem häuslichen Zirkel der 
einzige Fremde“, ſo iſt ihm auch in dieſen Ausdrücken eine unrichtige 
Stellung gegeben. Er ſelbſt befand ſich in dieſem Zirkel wohl, und 
man nahm es an ihm deutlich wahr, daß es ihm darin wohl ging, 


1) Johann Joachim Spalding (1714—1804), bekannter Prediger an der 
Nikolaikirche zu Berlin, — Georg Joachim Zollikofer (1730—1788), Prediger 
der reformierten Gemeinde zu Leipzig. 
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ſowie auch, daß diejenigen, die dazu gehörten, ihn gerne darin faben. 
Selbſt Kinderlärm und ⸗ſpiel, an welchem letzteren er fogar teilnehmen 
konnte, wurden ihm nur in den letzten Jahren zuweilen, wenn das 
Geräuſch zu groß wurde, läſtig. Bis dahin konnte er daran wirkliches 
Wohlgefallen finden. 

Das Wahre iſt, daß eine gewiſſe, bei allem, was er auch im 
Scherze vornahm, angenommene äußere Regelmäßigkeit und eine Be⸗ 
dachtnahme darauf, ihm überall ein feierliches Anſehen gaben, welches 
freilich keine äußeren Zeichen von Vertraulichkeit zuließ, und diejenigen, 
welche ihn hiernach beurteilten, hinderte, ſich ihm mehr, ſelbſt mit 
ſchicklicher Dreiſtigkeit zu nähern. Man beſorgte in dem, was er für 
Anſtand hielt, leicht zu fehlen, darauf von ihm betroffen zu werden, 
und wurde dadurch in Verlegenheit geſetzt. | 

Wenn er in franzöfifher Kleidung, ſeidenen Strümpfen mit aug- 
wärts gedrehten Füßen Kinder um den Tiſch vor ſich herjagte, ſo 
kontraſtierte freilich das künſtliche Außere gegen das natürlich Muntere 
des Spiels. Allein es war immer nicht zu verkennen, daß er wirklich 
Luſt daran fand, und es dachte niemand daran, daß er in den häus⸗ 
lichen Zirkel nicht gehöre, vielmehr erſchien er hier in ſehr liebens⸗ 
würdiger Geſtalt. 

Aberhaupt liebte er, weil er ſelbſt in der Regel eine heitere Laune 
hatte, die Munterkeit der Jugend und war ſelbſt in ſeinem Urteile 
über ſie mehr in Abſicht ihrer äußeren Schicklichkeit als übrigens 
ſtrenge. | 

Auch dies wirft ein ganz falſches Licht auf feinen Charakter, wenn 
im Gegenſatze gegen die vorher gelobte Reinlichkeit ſeiner Sitten geſagt 
wird, daß ſeine Geſpräche oft unrein geweſen wären. Dies könnte 
leicht dahin gemißdeutet werden, als ob er ein Wohlgefallen an ſchlüpf⸗ 
rigen oder unreine Begierde erweckenden Reden und zweideutigen An⸗ 
ſpielungen gefunden hätte; davon wird ihn jeder, der ſeines Umganges 
genoſſen hat, gewiß freiſprechen müſſen. Nur komiſche Auftritte, die 
ihm entweder ſelbſt in ſeinem Leben aufgeſtoßen, oder ihm aus alter 
Lektüre erinnerlich geblieben waren, erzählte er, jedoch auch mit Rück⸗ 
ſicht auf die Geſellſchaft, in der er ſich befand, gerne, auch wenn ſie 
ekelerregende Schilderungen enthielten oder auf Dinge raten ließen, 
die gewöhnlich nicht genannt werden, auch von ihm ſelbſt dabei mit 
den groben Ausdrücken nicht genannt wurden, und er konnte ſich daran 
beluſtigen, wenn ſie bei manchem Zuhörer Reiz zum Ekel erweckte, 
3. B. die Geſchichte ſeiner Seereiſe nach Schweden, das luſtige Schreiben 
der Marquiſe de Monon an ihren Abbé. Dies naturale non turpe 
muß doch wohl ſorgfältig unterſchieden werden von dem, was der 
Franzoſe equivoques und der Deutſche, wie ich es in dieſer Verteidi⸗ 
„gung nicht einmal gerne ausdrücken möchte, nennt. 

Solche Unterhaltungen mit Kleinigkeiten mußten einem Manne zur 
Gewohnheit werden, der ſich, wie er, ſo oft in dem Falle der Not⸗ 
wendigkeit befunden hatte, unter luſtigen Erzählungen nicht nur das⸗ 
jenige zu verbergen, womit eigentlich zurzeit ſein Gemüt beſchäftigt 
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war, ſondern auch damit feine Verſchwiegenheit den Verſuchungen ae 
ſpielender Unterredungen zu entziehen, und felbjt den Verdacht zu ent- 
fernen, daß er etwas zu verſchweigen habe. 


Alle ſeine Erzählungen erhielten dadurch ein. vorzügliches Leben 
und wurden ſelbſt, wenn ſie Kleinigkeiten betrafen, ſo beſonders unter⸗ 
halteud, daß ihm ſein außerordentliches Gedächtnis Name, Ort und 
Zeit und die genaueſten Umſtände, unter welchen ſich das Erzählte 
begab, bis in ſein hohes Alter treu erhielt. 

Sein Ausdruck war immer ſehr beſtimmt und deutlich, im Deutſchen 
zuweilen geſucht. Vorzüglich haben Männer, die dies zu beobachten 
Gelegenheit hatten, die Deutlichkeit und Beſtimmtheit in ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsſtil und die beſondere Fertigkeit, ſelbſt ausführliche Aufſätze ſo 
in die Feder zu geben, daß daran nichts abgeändert werden durfte, 
gerühmt. Den verſtorbenen Großkanzler von Fürſt habe ich dies oft 
ſagen hören. 

Der Geſellſchaft in den Zirkeln der großen Welt entzog er ſich 
erh in febr ſpätem Alter. So lange daran gewöhnt, ſchien er zuerſt 
dann ſein hohes Alter zu fühlen, als er ſich genötigt ſah, ihr gänzlich 
zu entſagen. Die daraus entſtehende Beſchwerde wurde ihm dadurch 
ſehr erleichtert, daß er immer noch und bis zu ſeinen letzten Tagen 
an allem, was in öffentlichen Angelegenheiten ſowohl als auch in den 
Schickſalen von Privatperſonen vorfiel, lebhaften Anteil nahm. Die 


Welt wurde ihm nicht fremd, und er ſah ſich von ihr nicht abgewieſen. 


IV 


Schreiben des Regierungsprafidenten Grafen v. Finckenſtein zu Madlitz 
über ſeinen Vater 


Da mein Vater von ſeiner Jugend an ſein ganzes Leben öffent⸗ 
lichen Geſchäften gewidmet und keine ſchriftlichen Nachrichten hinterlaſſen 
hat, ſo haben die Seinigen von den meiſten eigentlichen Merkwürdig⸗ 
keiten desſelben entweder nur ſehr unvollſtändige Kenntnis, oder ſie 
ſind ein Geheimnis für ſie geblieben, und ich kann daher der an mich 
ergangenen Aufforderung nur ſehr unvollkommen Genüge leiſten, und 
für die Neugier ſo gut als gar nichts liefern. 

Mein Vater Carl Wilhelm Graf Fink von Finkenſtein war den 
11. Februar 1714 geboren und hat ſchon in den letzten Jahren der 
Regierung Friedrich Wilhelms J. ſeinen erſten Geſandtſchaftspoſten in 
Schweden angetreten. Von dieſer Zeit an kann man ſagen, daß ſeine 
Reputation gemacht war; ich wüßte nicht, daß darauf jemals ein zwei— 
deutiges Licht gefallen wäre, aber es iſt auch gewiß, daß er dazu nie- 
mals Anlaß gegeben hat, ſondern ſich in allen ſeinen Handlungen be— 
ſtändig gleich geblieben ift. Von feinem Werte als Staatsmann habe 
ich nichts zu ſagen, aber er verband mit ſehr vielem Geiſte und mit 
den feinſten Sitten die edelſten Geſinnungen des Menſchen; ſie beruhten 
bei ihm auf feſten Grundſätzen, ſowie ſeine Gottesfurcht ſelbſt, welche 
mit den Jahren obgleich aufgeklärter, nicht lauer geworden war. Die 
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Hauptzüge feines moraliſchen Charakters ſcheinen mir unbegrenztes 
Wohlwollen und Milde auf der einen, und die größte Gewiſſenhaftig⸗ 
keit auf der anderen Seite geweſen zu ſein. Nie hätte er irgendeine 
Berufspflicht ſeinem Vergnügen nachgeſetzt, und ſeine Uneigennützigkeit 
hat ſich nie verleugnet. Eigentliche Gnadenbezeugungen würden für 
ihn keinen Wert gehabt haben, wenn er ſie hätte erbitten ſollen, ja er 
ging mit Mühe daran, ſelbſt das, was die Gerechtigkeit forderte, für 
ſich oder die Seinigen zu ſuchen. Soweit er von jeder Art von Eitel⸗ 
keit mehr als die meiſten Menſchen entfernt war, in ſo hohem Maße 
beſaß er jenen koſtbaren Überreſt alter Rittertugend, das Hochgefühl, 
welches ſchlechte Mittel und ſchlechte Abſichten gleich ſehr unter ſich 
hält, und wovon es zum Beſten des Ganzen ſehr zu wünſchen iſt, daß 
es ſich aus unſerem Adel nie verlieren möge. 


Wie ſeine moraliſche Bildung großenteils ſeinen Eltern, welche 
nach allem, was mir davon bekannt iſt, vortreffliche Leute geweſen ſein 
müſſen, ſo verdankte er die Feinheit ſeiner Sitten, wodurch er auf 
den geſellſchaftlichen Umgang in ſeinem Vaterlande vorteilhaft gewirkt 
hat, vielleicht hauptſächlich dem frühen Umgange mit den franzöſiſchen 
Refügies, mit deren vielen ſeine Eltern in genauer Verbindung ſtanden. 
Unter dieſer Klaſſe hatte ſich zu einer Zeit, da andere Stände mehr 
oder weniger zur Roheit herabgeſunken waren, eine gewiſſe Urbanität 
erhalten, welche, die nachmalige Verfeinerung vorzubereiten, nicht wenig 
beigetragen hat. Zu dieſem Kreiſe feiner Bekannten gehörte auch das- 
jenige Haus, in welchem er feine Gemahlin gefunden hat. Der Frei- 
herr von Doberzensky und deſſen Gemahlin, eine geborene Duquenes, 
er ein Mann von Beleſenheit und nicht gemeinen literariſchen Kennt⸗ 
niſſen, beide der Religion wegen, er aus Böhmen und ſie aus Frank⸗ 
reich, Vertriebene, hatten ſich am Hofe der Königin Sophie Charlotte, 
wo er Oberhofmeiſter und fie Hofdame geweſen war, kennen gelernt 
und verheiratet, und lebten nach dem Tode Friedrichs I. in einer glück⸗ 
lichen Eingezogenheit zu Frankfurt a. d. O.; ihr Haus war dort der 
Sammelplatz der beiten Geſellſchaft und konnte mit Recht ein Schau- 
platz häuslichen Glückes genannt werden. Ihre einzige Tochter ver- 
mählte ſich mit einem Grafen von Finckenſtein, und beide Häuſer 
ſtanden ſowohl durch Freundſchaft als Verwandtſchaft in enger Ver⸗ 
bindung. 

Mein Vater vollendete ſeine Studien in Genf und tat eine Reiſe 
durch Frankreich und Holland, ehe er nach feinem Vaterlande zurüd- 
ging; dieſes muß ungefähr um das Jahr 1734 geſchehen ſein, und 
kurz darauf wurde er zum Geſandten in Schweden ernannt. Wie 
ſehr dieſes aus eigenem Antriebe des Königs Friedrich Wilhelm I. ge- 
ſchah, beweiſt deſſen .... merkwürdiges Schreiben an meinen Groß— 
Sé welder feinen Sohn noch zu jung zu einem folden Poſten 
ielt. 

Im Jahre 1743 verheiratete er ſich mit der Gräfin Sophie 
Henriette Suſanne von Finckenſtein, Enkelin des Freiherrn von Dober- 
zensky, welche ihm auf feinen nachmaligen Geſandtſchaftspoſten in 
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Schweden, wohin er die Kronprinzeſſin, Schweſter Friedrichs II. ), führte, 
ſowie nachher nach Rußland begleitet hat. Im Jahre 1749 trat er 
endlich ſeinen Poſten eines Kabinettsminiſters an, welchen er 51 Jahre, 
und zwar von 1759, da ſein Kollege, der Graf von Podewils, ſchon 
tödlich krank lag, bis nach dem Hubertusburger Frieden ganz allein 
vorgeſtanden hat. Bald darauf machte er ſich durch Ankauf des Ritter⸗ 
gutes Madlitz in der Kurmark anſäſſig, erlitt aber bei dieſem Gute 
faſt alle Unglücksfälle, welche einen Landbeſitzer nur treffen können, da 
auch der Feind dasſelbe im Siebenjährigen Kriege faſt gänzlich ver⸗ 
heerte. Dieſe Unglücksfälle verſchafften ihm aber Beweiſe der Freund⸗ 
ſchaft Friedrichs II., welche ihn nach ſeiner Denkungsart reichlich dafür 
entſchädigten. Zu dieſer Freundſchaft war ſchon in der Jugend beider 
der Grund gelegt worden, als mein Großvater, der Feldmarſchall, Hof⸗ 
meiſter des künftigen Königs war, und ſie hat ſich beſtändig zwiſchen 
ihnen erhalten, ungeachtet beide in manchen Grundfätzen ſehr von⸗ 
einander abwichen, und mein Vater die ſeinigen nicht verhehlte. Er 
ſchätzte dieſe Freundſchaft über alles, aber er glaubte ſich nicht berech⸗ 
tigt, ſie als ein Erwerbsmittel zu mißbrauchen, ſondern ließ dem 
Könige allezeit die Ehre, aus eigenem Antriebe gehandelt zu haben. 

Unerwartet empfing er ſo im Jahre 1753 oder 1754, als die 
Heuſchrecken den lebuſiſchen Kreis und ſein Gut verheert hatten, ein 
königliches Geſchenk von 6000 Talern. Nach der unglücklichen Schlacht 
bei Kunersdorf nahm der König ſein Hauptquartier in Madlitz; aber 
ſelbſt in dieſen kritiſchen Augenblicken hatte er noch einen Gedanken 
für den Eigentümer des von dem Feinde verwüſteten Hauſes übrig. 
Er bemerkte unter dem zerſtörten Hausgerät einiges, welches noch dem 
Ruin entgangen war, und ließ es unter ſeinen Augen ſammeln und 
aufbewahren. Von dort ſchrieb er an meinen Vater, in welchem Zu- 
ſtande er ſein Haus angetroffen habe, und beſchenkte ihn mit 3000 Talern 
zur Wiederherſtellung desſelben. Nach der Abſchließung des Friedens 
mit Rußland, Anno 1762, erteilte er ihm eine Dompräbende in 
Halberſtadt; als er auch nach dem Kriege Meliorationsgelder für die 
Kurmark, unter der Bedingung, Koloniſten auf den Gütern anzuſetzen, 
herzugeben beſchloſſen hatte, ſo erhielt mein Vater auf ſeine Bitte zu 
einer Urbarmachung einige Tauſend Taler. Wenige Monate endlich 
vor des Königs Tode, und das letztemal, da mein Vater in Geſchäften 
nach Potsdam kam, und der König ihn noch einen Tag länger bei 
ſich zur Geſellſchaft behalten hatte, beſchenkte er ihn mit einer koſtbaren 
Doſe, die er im Gebrauch hatte; er begleitete dieſes Geſchenk mit den 
Worten: „Gardez-la en signe de notre amitie, et donnez le tabac 
(denn er wußte, daß mein Vater keinen von der Art nahm) a quelqu'un 
qui vous est cher.“ Dieſes ſind die Geldbegnadigungen alle, die 
mein Vater von ſeinen Landesherrn empfangen hat; hatte er ſie durch 
treue Anhänglichkeit an dieſelben einigermaßen verdient, ſo war doch 
dieſe Anhänglichkeit ſelbſt von allen Nebenabſichten frei geweſen. 


— - 


1) Prinzeſſin Luiſe Ulrike von Preußen heiratete 1744 den Kronprinzen, 
nachmaligen König Adolf Friedrich von Schweden. 
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Im Jahre 1762 verlor er durch den Tod meine Mutter; aber 
dieſes war auch der letzte Schlag des Schickſals, der ihm ſchwer zu ver⸗ 
ſchmerzen geweſen wäre; denn von dieſer Zeit an trafen ſeine Perſon 
keine ausgezeichneten Unglücksfälle, und diejenigen, welche ſich etwa in 
dem Kreiſe ſeiner Familie ereigneten, hatte er wenigſtens die Freude, 
ſelbſt lindern zu können. Er ſah ſeine zwei Söhne, die von vieren, 
die er gehabt, die männlichen Jahre erreicht hatten, und drei Töchter 
vor ſeinem Ende verſorgt, und von denſelben vierunddreißig Enkel und 
Enkelinnen, deren ihn dreiundzwanzig überlebt haben. In dieſem 
Kreiſe fand er ſeine liebſte Erholung; er ſah ſich, obſchon allgemein 
geachtet, doch dort auf das innigſte und zärtlichſte verehrt, und ſeine 
vortreffliche, durch keine Ausſchweifungen entkräftigte Leibeskonſtitution, 
der in ihm ungeſchwächt gebliebene Geiſt, ſeine eigentümliche Laune, 
die alles um ihn her aufheiterte, und der Gleichmut ſeiner Seele ließen 
ihn ſeines Lebens bis auf den letzten Augenblick froh werden. Sein 
plötzlicher Tod mitten unter ſeinen Geſchäften und unter einer Hand⸗ 
lung der Mildtätigkeit iſt zu bekannt, um mehr davon ſagen zu dürfen. 

Madlitz, den 15. Oktober 1800. 

Gr. v. Finkenſtein. 


V. 


Notizen des Predigers Conrad betr. den Kabinettsminiſter Grafen 
Finckenſtein 


Der Graf von Finckenſtein beſaß eine ſeltene und bewunderns⸗ 
würdige Faſſung der Seele, auch bei den unglücklichſten Ereigniſſen 
ſeines Lebens dennoch eine ſolche Gegenwart des Geiſtes zu behalten, 
welche ihn in den Stand ſetzte, die wichtigſten Geſchäfte ſeines Amtes 
nichts deſto weniger mit der ruhigſten Beſonnenheit fortzuſetzen, und 
ſeines hohen Berufs mit der größten Genauigkeit wahrzunehmen; hier⸗ 
von gab er insbeſondere an dem ſchreckensvollen Tage, der die Nach⸗ 
richt von der verlorenen Kunersdorfſchen Schlacht, in welcher Rußlands 
Wage ſank und Preußens Wage ſtieg, nach Berlin brachte, einen 
rührenden Beweis. Er war am frühen Morgen dieſes Tages durch 
eine Staffette von der anfänglich glücklichen Wendung dieſer Schlacht, 
durch welche der Sieg ſich auf Preußens Seite zu wenden ſchien, be⸗ 
nachrichtigt worden, und ließ mir um acht Uhr durch ſeinen älteren 
Sohn, den er zu ſich gerufen hatte, ſagen: ich möchte mit dieſem und 
deſſen jüngerem Bruder nach dem Königstor zu der Frau Generalin 
von Kahlden fahren, um dort den Kurier, welcher die Siegesnachricht 
bringen würde, ankommen zu ſehen; wir eilten demnach, ſo ſchnell wir 
konnten, nach ihrer Wohnung hin und ſahen dort eine unzählige 
Menge der Bewohner Berlins dieſem mit Sehnſucht erwarteten Sieges⸗ 
boten entgegenziehen; es währte indeſſen nicht lange, ſo ſtrömte dieſe 
Menge von dem Tore, zu welchem er hereinkommen ſollte, mit lautem 
Wehklagen und mit Händeringen zur Stadt zurück, weil das Gerücht 
ſich zu verbreiten anfing: die Schlacht ſei nicht gewonnen, ſondern ver⸗ 
loren, der Bote des Sieges werde vergeblich erwartet, und der Feind 


574 Kleine Mitteilungen [213 


rüde gegen Berlin vor. Wir mußten uns folglich ebenfalls nach 
unſerer Wohnung zurückbegeben und erhielten, ſobald wir daſelbſt an⸗ 
gekommen waren, Befehl, unſere Koffer zu packen, um gegen die Nacht, 
im Gefolge des Hofes, die Reiſe nach Magdeburg, nebſt ihm und 
ſeiner ganzen übrigen Familie anzutreten. Kuriere und Staffetten, 
welche größenteils unangenehme Nachrichten und Aufträge mitbrachten, 
holten beinahe auf jeder Station den Herrn Grafen ein; er arbeitete 
den größten Teil der Nächte hindurch, welche er auf dieſer Reiſe zu⸗ 
brachte, ſo daß wenig Schlaf dabei in ſeine Augen kam, und fand erſt 
nach ſeiner Ankunft daſelbſt die zur Fortſetzung ſeiner Geſchäfte wie 
zur Erhaltung ſeiner Geſundheit ihm ſo nötige Ruhe. Indeſſen verlor 
er auch an jenem ſchreckens- und unruhvollen Tage nicht einen Augen⸗ 
blick die Gegenwart ſeines Geiſtes. Gleich nach der Ankunft des Kuriers, 
welcher ihm ein noch auf dem Schlachtfelde mit Bleiſtift geſchriebenes 
Billett !), das nichts weiter als folgende Worte enthielt: la bataille 
est perdue — sauvez la maison royale — überbrachte, begab er fid 
ſelbſt nach dem Schloſſe, dem königlichen Hauſe die traurige Nachricht 
von der verlorenen Schlacht zu bringen und Anſtalten zur ſchleunigen 
Abreiſe desſelben zu treffen. Erſt, nachdem er hierdurch dem Befehl des 
Königs ein Genüge geleiſtet hatte, dachte er mit eben der Ruhe, als 
wäre dieſe Reiſe ſchon längſt vorbereitet geweſen, an ſeine eigene 
Sicherheit. 


Ein Provinzialabgrenzungsprojekt Theodor von Schöns!) 
Von Manfred Laubert 


Durch die „Verordnung wegen verbeſſerter Einrichtung der Pro— 
vinzialbehörden“ vom 30. April 1815) und die ihr beigegebene Cin- 
teilung des preußiſchen Staates war die Abgrenzung der künftigen 
10 Provinzen mit ihren 25 Regierungsbezirken in der Hauptſache feft- 
gelegt worden. Das Bromberger Departement ſollte hiernach umfaſſen: 
den an Preußen zurückfallenden Teil des Kreiſes Powidz, die Kreiſe 
Gneſen und Wongrowitz und einen Teil des Netzediſtrikts. Die Ab- 
grenzung des letzteren ſtieß aber auf mancherlei Schwierigkeiten. Ein⸗ 
mal liefen eine große Zahl von Petitionen der deutſchen Bewohner 
ein, worin ſie gegen ihre Zulegung zu der überwiegend polniſchen 
Provinz Proteſt erhoben. Dann tauchte aber auch innerhalb des Be— 
amtentums die Frage auf, ob es zweckmäßiger ſei, durch Angliederung 
deutſcher Gebietsteile dem Polentum in Poſen ein Gegengewicht zu 
ſchaffen oder jene Provinz nur aus den wiedererworbenen rein polni— 


1) Gemeint der jetzt in der Politiſchen Korreſpondenz Friedrichs des Großen 
Bd. 18, S. 481 abgedruckte Brief. Die angeführten Worte lauten dort: „Je 
n'ai plus de ressource et A ne point mentir, je crois tout perdu; je ne 
survivrai point à la perte de ma patrie.“ 

2) Nach den Oberpräſidialakten I C 1 im Staatsarchiv zu Poſen und 
Rep. 74 H II Preußen Nr. 4 im Geh. Staatsarchiv zu Berlin. 

3) Geſetzſammlung S. 85 ff. 


219] Kleine Mitteilungen 575 


ſchen Diſtrikten des Herzogtums Warſchau zu bilden und ihr dem- 
entſprechend eine national völlig geſonderte Stellung einzuräumen? 
Durch letzteren Ausweg wurde jedenfalls das Übergreifen des Polen⸗ 
tums auf andere Landesteile ſehr erſchwert. 

Schließlich beraumte Hardenberg zur Begutachtung der Frage in 
Marienwerder eine Konferenz an, die vom 24.— 25. Oktober 1815 
tagte. An ihr nahmen teil: der preußiſche Oberpräſident Hans Jakob 
v. Auerswald, Schön; damals Regierungspräſident in Gumbinnen, 
Hippel als Regierungspräſident in Marienwerder, der Bromberger 
Regierungspräſident v. Stein als gleichzeitiger Vertreter des Poſener 
Oberpräſidenten v. Zerboni di Spoſetti, Regierungsrat Reuſch und 
der Gumbinnener Regierungsrat Flottwell, der ſpätere Poſener Ober- 
präſident. 

Die Verſammlung ging von der Anſicht aus, daß man an den 
Grundlagen des Geſetzes vom 30. April feſtzuhalten und ſich auf eine 
nochmalige Erwägung der örtlichen Verhältniſſe zu beſchränken habe. 

Schön erklärte aber hierzu, daß wenn darüber hinaus eine Dis— 
kuſſion zuläſſig und den Abſichten des Staatskanzlers angemeſſen ſein 
ſollte, ihm eine Berückſichtigung anderer Geſichtspunkte wünſchenswert 
erſcheine: | 

1. Sollte bet dieſer Einteilung die freie und ungeſtörte Ent- 
wicklung des Gewerbefleißes, beſonders in Beziehung auf den Handel, 
ganz vorzüglich ins Auge gefaßt werden, dann mußte er es für zweck— 
mäßiger erachten, wenn die Provinzen von Norden nach Süden und 
zwar dergeſtalt abgegrenzt wurden, daß jede einen Teil der Küſte und 
ebenſo einen Teil des Hinterlandes erhielt, der ſeiner Produktion oder 
ſeinem Gewerbe nach eine natürliche Tendenz zur Küſte hatte, während 
gegenwärtig das Handelsſyſtem von dem Ackerbau oder Gewerbe treiben⸗ 
den Gebiet der Provinz ganz iſoliert war. 

2. Sollte dagegen bet der Zerlegung des Landes in Provinzen mehr 
auf die freie Entfaltung der geiſtigen Kräfte des Volkes, mithin auf 
die Nationalität gerückſichtigt werden, dann ließ ſich und zumal in 
bezug auf die Hardenberg gleich bei Emanierung des Geſetzes vom 
30. April vorgelegten Anſichten noch eine andere Einteilung von Litauen, 
Oſt⸗ und Weſtpreußen und dem Großherzogtum Poſen entwerfen, mo- 
bei die Verſchiedenheit des Glaubens, des Volkstums, der Sprache und 
Sitten zur Richtſchnur genommen wurde. Nach dieſer Anſicht zerfielen 
die Bewohner dieſer Gebiete in einen proteſtantiſch⸗deutſchen, einen 
proteftantijch = litauifchen, einen proteſtantiſch-ſarmatiſchen und einen 
katholiſch⸗ſarmatiſchen Zweig. Danach konnte man die drei Provinzen 
in fünf Regierungsbezirke zerlegen und zwar in zwei deutſche, einen 
litauiſchen und zwei polniſche. 

Auerswald erklärte ſich mit dieſem Projekt und dem beigefügten 
Entwurf ganz einverſtanden, meinte aber doch, daß die Durchführung 
zu viele Schwierigkeiten finden und die geſetzlich vorgeſehene Einteilung 
des Landes ganz aufheben würde. Deshalb ſah er ſich außer Stande, 
ſeine Zuſtimmung zur Verwirklichung des Planes zu geben, ſo lange 
nicht die übrige Einteilung der Monarchie eine ähnliche Richtung er- 
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halten würde. — Ein praktiſches Ergebnis war demnach der Anregung 
naturgemäß nicht beſchieden. 

Sie zeigt aber, eine wie ſchwache Vorſtellung ihr Urheber noch 
von dem Charakter der Geſamtmonarchie und eine wie ſtarke er in 
ſeinem individualiſtiſchen Drange von der Stellung der Einzelprovinz 
gegenüber dieſer Geſamtmonarchie hegte und wie niedrig er die gentra- 
liſtiſche Tendenz des modernen Staates einſchätzte. Es liegen ihr, 
von provinzieller Baſis ausgehend, Anſchauungen zu Grunde, denen 
ähnlich, wie fie Fichte mit dem Begriff ſeines „geſchloſſenen Handels- 
ſtaates“ verband und in ſeiner Lehre von den „natürlichen Grenzen“ 


vertreten hatte. i 
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Rene Erſcheinungen 
I Zeitſchriftenſchau 


1. April bis 30. September 1915 


Hohenzollern: Jabrhud. 18. Jahrgang. Berlin⸗Leipzig 19147). 


S. 


S. 


I- XXI: Otto Hintze, Urſprung und Bedeutung des gegenwärtigen 
Krieges. | | 
1—3: Anſprache Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs 
am 30. Mai 1912 im Rathaus zu Brandenburg, Fünfhundert 

Jahre Hohenzollern in Brandenburg. 


S. 4—18: Reinhold Koſer, Der Große Kurfürſt und Karl X. von 


Q Q 


Schweden. | 


. 19—27: Paul Seidel, Die Moſaiken der Schloßkapelle zu Poſen. 
. 28—37: Hermann Granier, Aus dem Briefwechſel des Kronprinzen 


Friedrich Wilhelm und des Prinzen Wilhelm mit ihrer Couſine Prin⸗ 
zeſſin Friederike von Preußen während der Befreiungskriege 1813 bis 
1815. III. 1815 (Schluß). 


. 88—51: Chriftoph Voigt, Ein holländiſches Huldigungsgedicht auf 


den Großen Kurfürſten. [Geburtstagsgedicht des kurfürſtlichen Admi⸗ 
ralitätsrats Johann Clefmann aus dem Jahre 1685.] 


. 52—97: Georg Schuſter, Die Verwandtſchaft der Häuſer Hohen- 


zollern und Württemberg. 


. 98—113: Hans Droyſen, Aus den Briefen der Königin Sophie- 


Dorothea. [Fortſetzung. IV. Aus den Briefen an den Kronprinzen 
Friedrich. V. Die letzten Wochen der Königin Sophie Dorothea.) 


. 122—155; Hermann Granier, Die Aquarellſammlung Kaifer Wil- 


helms I. Ein Beitrag zu feiner Lebensgeſchichte. V. [Fortſetzung 
und Schluß.] 


S. 156—164: Nichard Greeff, Über Augengläſer und optiſche Inſtrumente 


im Hohenzollern⸗Muſeum. 


S. 166—178: Guſtav Berthold Volz, Reinhold Kofer als Geſchichts⸗ 


ſchreiber Friedrichs des Großen. 


S. 174—187: Georg Lenz, Kriegsandenken der Königlichen Porzellan⸗ 


— AN 


manufaktur zu Berlin. 


— — — 


1) Eine ausführliche Beſprechung des Jahrbuchs bleibt vorbehalten. 
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S. 188—236: Paul Bailleu, Aus den Briefen König Friedrich Wil- 
helms III. an ſeine Tochter Prinzeſſin Charlotte. [I. Feldzugsbriefe 
1813—1815. II. Verlobung der Prinzeſſin Charlotte mit dem Groß⸗ 
fürſten Nikolaus 1815. 1817. III. Familienleben 1818 — 1828. IV. Reifen 
und Kongreſſe 1817—1822. V. Vermählungspläne der preußiſchen 
Prinzen 1819—1826. VI. Tod Kaifer Alexanders I. und Thron- 
beſteigung Kaifer Nikolaus“ I. 1825 - 1826.) 

S. 237—240: Paul Seidel, Eine Erinnerung an den erſten Frauen⸗ 
verein 1813. 

S. 240: Martin Wehrmann, Einige päpſtliche Indulgenzbriefe für An⸗ 
gehörige des Hohenzollernhauſes. [1352 —1399.] 

S. 241: Hans Droyſen, Zu Friedrich des Großen Geburt und Taufe. 
[Eintragung des Oberzeremonienmeiſters König Friedrichs I., v. Beſſer, 
in ſein Journal.] 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 1915. 


S. 85—86: Hans Brendicke, Fürſt Bismarck als Berliner. 

S. 37: Hermann Gilow, Ein Berliner Bismarck⸗Kurioſum vom Jahre 
1863. [Bismarck als Trichine auf einem Neujahrsglückwunſch — eine 
Anfpielung auch auf den Gegenſatz zu Virchow. 

. 41—42: Die Kurrende der Berliner Stadtmiſſion. Mit geſchichtlichem 
Rückblick.] 

S. 57—60: Bruno Claußen, In Berlin nach der Schlacht bei Jena. 

[Ein Brief Julius v. Voß’ an Karl von Altrod.] 

S. 6567: M. Klinkenborg, Vom Berliner Hof und Theater am Bore 
abend der Schlacht bei Belle-Alliance. [Ein Brief des Architekten 
Hans Chriſtian Genelli an den Regierungspräſidenten Grafen Finck 
v. Finckenſtein auf Madlitz vom 3. Juni 1815.] 

S. 73— 76: Siegfried Siehe, Otto Grell. [Biographie des Sängers, 
der als Geheimer Regiſtrator und Hauptbankoſekretär 1831 in Berlin 
ſtarb, auf Grund ſeines Nachlaſſes.) 

S. 76—79: Adolph Kohut, Das muſikaliſche Leben Berlins gegen Ende 
der Biedermeierzeit. 

S. 79—80: Hans Brendicke, Zur Erinnerung an Oskar Schwebel [den 
märkiſchen Qiftoriler]. 


Jahrbuch für Brandenburgiſche Rirchengeſchichte. 11. und 12. Jabr- 
gang. Berlin 1914. 


S. 1—40: Hans Schulze, Zur Geſchichte des Grundbeſitzes des Bis⸗ 
tums Brandenburg. [Fortſetzung.] 

S. 41—76: Fritz Funcke, Das Bistum Lebus bis zum Anfange der 
Hohenzollernherrſchaft in der Mark Brandenburg. [Schilderung der 
territorialen Verhältniſſe des Bistums nach Art von Curſchmanns 
Arbeit über das Bistum Brandenburg. Mit einer Karte, die über die 
Diözeſan⸗ und Sedesgrenzen, fowie über die Güter der Lebuſer Kirche 
und des Kapitels unterrichtet.] 

S. 77—112: Johannes Splittgerber, Die Gegenreformation im 
Kreiſe Schwiebus. [Schluß.] 


G 
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S. 113-159: Schwartz, Philipp Rofenfeld (1731—1788), ein neuer 
Meſſias in der Mark. [Ein Chiliaſt, deſſen Lehre auf Prieſter⸗ und 
Weiberhaß und Haß gegen die Obrigkeit beruhte, die ihn, den Heide⸗ 
reuter, wegen einer Fälſchung 1762 entlaſſen hatte. Sein erſtes Auf⸗ 
treten, zuerſt um Prenzlau und dann um Bieſenthal, fällt in die 
Jahre 1764—1768; es endete mit feiner Inhaftierung im Irrenhaus, 
die der König entgegen dem auf Zuchthaus lautenden Urteil des 

. Kriminalfenats verfügte. Als nach feiner Entlaſſung fein auf Wolluſt 
und Gewinnſucht gerichtetes Leben nicht aufhörte (ſieben Frauen) und 
die Gefahr einer neuen Ausbreitung ſeiner Lehre beſtand, wurde er 
von neuem verhaſtet — diesmal beſtätigte der König das Urteil des 
Kriminalſenats; R. wurde 1782 öffentlich geſtäupt und bis an ſein 
Ende ins Zuchthaus geſperrt. Doch mit ſeinem Tode war ſeine Lehre 
nicht vernichtet. Anhänger von ihm, die ſich im Warthebruch ſammelten, 
um ſeine Frau und ihren zweiten Mann (Richter), machten den Be⸗ 
hörden das Leben noch lange ſauer mit ihrem Geſuch um Freilaſſung 
des ſür noch lebend gehaltenen Meſſias, mit ihrer Starrköpfigkeit und 
ihrer Kirchenfeindlichkeit, die ſich zu offener Widerſpenſtigkeit in bezug auf 
kirchliche Trauung und Taufe ſteigerte, zumal König Friedrich Wil⸗ 
helm Il. wie der III. jeder Zwangsmaßregel (3. B. gegenüber einem 
Täufling) abhold waren. Im großen und ganzen endete die Bewegung, 
als endlich 1808, mit auf Betreiben des Sonnenburger Herrenmeiſters, 
Prinzen Heinrich, der König auf Grund von Verhören der Sektierer 
durch die Geiſtlichen und von behördlichen Gutachten ihnen ihre 
bürgerlichen Rechte aufs engſte beſchnitt, ſie gewiſſermaßen „infam“ 
machte.] 

S. 160 — 232: Karl Aner, Friedrich Germanus Lüdke. Streiflichter auf 
die Theologie und kirchliche Praxis der deutſchen Aufklärung. [L. war 
ein Berliner Theologe, die rechte Hand Nicolais bei der Herausgabe 
der Allgemeinen deutſchen Bibliothek, geſtorben 62 jährig 1792. Er 
kann als typiſcher Vertreter der bei aller Kritik poſitiv gerichteten 
deutſchen kirchlichen Aufklärung gelten. Der Aufſatz, der nicht nur 
die Lehrmeinungen, ſondern auch ihre Wirkungen darlegt, wächſt ſich 
damit zu einem beſonders intereſſanten und anregenden Beitrag auch 
zur Kirchenpolitik des 18. Jahrhunderts aus, wenn dieſe auch hinter 
der Aufklärungstheologie und ihren Problemen zurücktritt.] 

S. 233—303: Walter Wendland, Die praktiſche Wirkſamkeit Berliner 
Geiſtlicher im Zeitalter der Aufklärung (1740 — 1786). [Schluß. 3. Der 
Unterricht. 4. Der Gottes dienſt.] 

S. 304—330: Ru d. Jungklaus, Wie die Ereigniſſe der Freiheitskriege 
zu ihrer Zeit in Berlin kirchlich gefeiert worden ſind. [Rag einer 
Akte der Cöllniſchen Propſtei zu Berlin.] 

S. 331—338: Hans Petri, D. Leopold Petri, ein Lebensbild [1838 
bis 1914]. 

S. 339—342: Theodor Wotſchke, Zum Leben Jakob Schenks [des be⸗ 
kannten Antimoniſten in Leipzig; Mitteilung von Akten über einen 
Verſuch, ihn nach Königsberg fortzuloben, aus dem Jahre 1542]. 

S. 342—347: Reinicke, Johann Chriſtoph von Wöllner, der Rofenfreuger. 


580 Neue Erſcheinungen [224 


[Mitteilungen aus Scriftflüden des Schloßarchivs von Großrietz, 
myſtiſchen und großkreuzeriſchen Inhalts.] 

S. 8471—3850: Jungklaus, Zur Berliner Lazarettſeelſorge und Kriegs- 
fürſorge 1813/15. f 


Altpreußiſche Monatsſchrift. Band 52. Königsberg i. Pr. 1915. 


S. 1—21: R. Leweck, Die Oſtpreußiſchen General⸗Landſchafts⸗Syndici tm 
Lichte der Geſchichte der Oſtpreußiſchen Landſchaft (1788 — 1914). 

S. 22—55: Siegfried Maire, Jean Lacarriere, der Schweizerinſpektor. 
[Er hatte die Schweizeranſiedlungen unter Friedrich Wilhelm I. in 
Litauen zu leiten.] 

S. 76—89: Guitar Sommerfeldt, Die Altertumsforſchungen des Hiſto⸗ 
rikers und Linguiſten Gottlieb Beyer [T 1738.) 

S. 90—94: C. Steinbrecht, Hochmeiſter Grabſteine in Preußen. 


Zeitſchrift für die Geſchichte und Altertumskunde Ermlands. XIX. Band. 
Braunsberg 1914. 

S. 1—172: Dittrich, Der Dom zu Frauenburg. 

S. 173-306: Röhrich, Die Kolonifation des Ermlands. Siedelungen in 
der Röſſeler und Wartenburger Gegend 1334—1340. 

S. 307—321: Joſef Kolberg, Kleine Beiträge zur Geſchichte des be⸗ 
ginnenden 16. Jahrhunderts. — Mitteilungen aus der Czartoryskiſchen 
Bibliothek in Warſchau und dem Generalatsarchiv der Auguſtiner⸗ 
Eremiten in Rom. [1. Zur Kirchengeſchichte von Bartenſtein. 2. Zur 
Geſchichte der Antoniter in Frauenburg. 3. Ein Brief des Nikolaus 
von Schönberg an Biſchof Fabian von Ermland. 4. Zur Geſchichte 
des Krieges von 1520 in Ermland. 5. Zur Geſchichte des Auguſtiner⸗ 
kloſters in Geiligenbeil.] 


Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen. 
XXIX. Jahrgang. Poſen 1915. 
S. 261—283: Wilhelm Derſch, Landrat Bauer zu ee und 
General v. Williſen im Frühjahr 1848. 


Hiſtoriſche Monatsblätter für die Provinz Poſen. Beilage. Poſen 1914. 


Adolf Warſchauer, Geſchichte der Provinz Poſen in polni» 
ſcher Zeit. 
— Jahrgang XVI. Poſen 1915. 

S. 33—37: M. Laubert, Bettelmönche in der Provinz Poſen. [Es 
handelt ſich namentlich um ihre politiſche Agitation in den Jahren 
1830/31 und das Einſchreiten des Oberpräſidenten Flottwell dagegen.) 

S. 49—59: E. Meyer, Die Familie Uminski und ihr Beſitz (namentlich 
in der Zeit von 1793—1795.] 

S. 82—88: R. Prümers, Die Schützengilde zu Grätz. 

S. 89—92: J. Kohte, Zur Geſchichte der Raudiden Fürſtengruppe im 
Dom zu Poſen. [Es werden namentlich die älteren Vorgänge über 
ihre Entſtehung erörtert.] 

S. 114— 128: E. Meyer, Die Schützengilde in Zerkow. 
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Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens. Hrsg. von K. Wutke. 
Band 49. Breslau 1915. 


S. 1-40: G. Fr. Preuß (t), Das Erbe der ſchleſiſchen Piaſten und der 
Große Kurfürſt. [Fragment einer Arbeit aus dem Nachlaſſe des im 
November 1914 gefallenen Breslauer Hiſtorikers. Die Unterſuchung 
erweiſt im Gegenſatze zur bisherigen Auffaſſung, daß das Ableben des 
letzten ſchleſiſchen Piaſten im Jahre 1675 den Großen Kurfürſten durd- 
aus nicht veranlaßte, ſofort Anſprüche auf ſchleſiſches Gebiet zu erheben. 
Es wird vielmehr gezeigt, daß ein klares Bewußtſein alter Rechte bei 
dem Kurfürſten damals nicht vorhanden war, auch ſein Eintreten für 
den ſchleſiſchen Proteſtantismus hatte mit irgendwelchen heimlichen oder 
offenen Hoheitsanſprüchen nichts zu tun, ebenſo hat er ſeine Be- 
ziehungen zu Frankreich bis zum Jahre 1683 niemals dazu ausgenutzt, 
um für ſeine Anwartſchaft auf ſchleſiſches Gebiet Stimmung zu machen. 
Der Reſt der Preußſchen Arbeit ſollte beweiſen, daß der Kurfürſt mit 
ſeinen Anſprüchen erſt hervortrat, als er das Privileg des Königs 
Wladislaus von 1511 kennen lernte, durch das dem Herzog von Liegnitz 
und Brieg freie Verfügung über feine Länder zugeſtanden wurde.] 

S. 41—72: K. Wutke, Die Verwendung von Kirchenglocken zum Kanonen- 
guß und die Herſtellung von Geſchütz aus ſchleſiſchem Eiſen 1813/14. 
Zum Gedächtnis des Schöpfers der ſchleſiſchen Eiſen⸗ und Steinkohlen⸗ 
induftrie Grafen Fr. W. v. Reden (t 3. Juli 1815). 

S. 73—90: Helene Nathan, Graf Oskar Reichenbach, ein Vorkämpfer 
für deutſche Einheit und Freiheit. [Graf Oskar Reichenbach, ein 
Bruder des im vorigen Bande der Zeitſchrift (vgl. Forſch. 27, 228) 
behandelten Grafen Eduard R., war gleich dieſem ein überzeugter 
radikaler Demokrat, behielt aber ſein Lebenlang eine für einen Mann 
ſeiner Anſchauungen ungewöhnliche Hinneigung zu Preußen. Die 
Teilnahme am Stuttgarter Rumpfparlament zog ihm eine Verurteilung 
zu zehnjähriger Zuchthausſtrafe zu, der er ſich durch die Flucht nach 
London entzog. Hier ſtarb er 1893. 

S. 281—303: H. Seeliger, Die Zeitungsberichte unter Friedrich dem 
Großen und die ſchleſiſchen Reiſen des Königs. [Die im Breslauer 
Staatsarchiv beruhenden Berichte enthalten intereſſantes Material zur 
Kenntnis der Perſönlichkeit des Königs und ſeiner landesherrlichen 
Tätigkeit für die Provinz.] 


Monatsblätter. Herausgegeben von der Geſellſchaft für Pommerſche 
Geſchichte und Altertumskunde. XXVIII. Jahrg. 1914. Stettin 1914. 


S. 39-40: Brunk, Die ehemalige Domäne Zachan. Ein Beitrag zur 
Geſchichte der Leinweberei in Pommern im zweiten Viertel des vorigen 
Jahrhunderts. Aus der Selbſtbiographie der Oberregierungsrats 
K. F. Trieſt (F 1889) mitgeteilt von 

S. 49—58: L. Süren, Friedrich Süren. Erlebniſſe eines jungen Offiziers 
und Patrioten in den Jahren 1806 — 1814. 

S. 90—93: Zaddach, Sozialiſtiſche Ideen in Pommern 1848. [Rodbertus, 
Lothar Bucher, Guftav Lenz.) 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 37 


582 Neue Erſcheinungen | [226 


Geſchichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. 49. Jahrgang. 
1914. Magdeburg 1914/15. 


S. 1—50: M. Riemer, Die Generals und Kirchenviſitationen im Herzog- 
tum Magdeburg während des 18. Jahrhunderts. Im Anhang 
ein Aktenſtück: Beantwortung einiger aus der Kirchenordnung ge⸗ 
zogener Fragen bei der zu Calbe an der Saale vorzunehmenden 
Viſitation, geſtellt von Chr. Carbaum, Inſpectore und Paſtore daſelbſt, 
den 17. September 1722. Es bildet eine intereſſante Quelle für die 
Kenntnis vom kirchlichen Leben des 18. Jahrhunderts unter der Herr⸗ 
ſchaft des Pietismus.) 


S. 51—77: Friedrich Tilger, Aus der Geſchichte des Neuſtädter Agneten⸗ 
kloſters. [Es werden die Schickſale des Kloſters ſeit der preußiſchen 
Herrſchaft in Magdeburg geſchildert.] 


S. 78 — 144: G. Arndt, Die kirchliche Baulaſt in dem Bereich des früheren 
Herzogtums Magdeburg. 

. 145—169: M. Riemer, Die bisherige Anteilnahme eines magdeburgiſchen 

Dorfes (Badeleben) an den weltgeſchichtlichen Ereigniſſen der Gegenwart. 

. 170—183: E. Neubauer, Bibliographie zur Geſchichte des Kloſters 

U. L. Frauen [zu Magdeburg]. 
184—194: Fuchs, Aus dem „Itinerarium“ des Chriſtian Knorr von 
Roſenroth lüber ſeinen Aufenthalt in Magdeburg im Jahre 1663]. 

. 195—212: E. Neubauer, Die Programme der Schulen Magdeburgs 

vor 1810. [Bibliographie.] 

251 — 289: M. Riemer, Zur Vorgeſchichte des Pietismus im Herzogtum 
Magdeburg. [Es werden die kirchlichen Zuſtände Magdeburgs unter 
der Orthodoxie geſchildert.] 

S. 290—295: E. Neubauer, Magdeburg in der Franzoſenzeit 1806—1814. 

[Ergänzungen zu der im Jahrgang 47 (1912) veröffentlichten Biblio- 
graphie über dieſe Zeit.] 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. Band 36. 
Dresden 1915. 


S. 64—83: Walter Friedensburg, Die ſächſiſche Landwehr bei Courtray 
(31. März 1814). Originalrapporte. 


Thüringiſch⸗ S i Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. V. Band. 
Halle a. S. 


S. 1—66: Le 8 Ludwig Wieland, ein liberaler Publiziſt. [Es 
handelt ſich um den 1777 geborenen Sohn des Dichters, der 1819 in 
Rom ſtarb. Seit 1815 politiſcher Publiziſt, ſtand er immer den 
burſchenſchaftlichen und liberalen Kreiſen nah, in deren Sinne er 
immer wieder neue Zeitſchriften begann, die vielgeleſen, doch bald 
unterdrückt wurden. Nach einem kurzen biographiſchen Abriß werden 
ſeine Staatstheorie und ſeine publiziſtiſche Kritik behandelt. Sein 
Standpunkt ähnelt dem Rottecks, nur daß er gemäßigter iſt, ſich mit 
der Monarchie verträgt. In der deutſchen Einheitsfrage war er für 
die preußiſche Führung.] 
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S. 67—98: Das Tagebuch des Chriſtoph v. Bismarck aus den Jahren 1625 
bis 1640. Mitgeteilt von Georg Schmidt. 


Zeitſchrift für vaterländiſche Geſchichte und Altertumskunde. 72. Band. 
Münſter 1914. 


S. 321—332: A. von Danckelman, Der Urſprung der Familie Danckelman. 
[Sie ift im Münſterlande ſchon vor 500 Jahren nachweisbar.] 


Zeitſchrift des Aachener Geſchichtsvereins. 36. Band. Aachen 1914. 


S. 171/72: R. Pick, Zwei Briefe Friedrichs des Großen an die Stadt Aachen. 
[Zwei Kabinettsſchreiben unweſentlicheren Inhalts aus den Jahren 1770 
und 1773. 


Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen. 79. Jahrgang. 
Hannover 1914. 

S. 106—131: Th. Braun, Oberſt Ulrich Braun. Aus dem Leben eines 
ſchwediſchen Offiziers im Dreißigjährigen Kriege. [Nach Briefen aus 
dem Reichsarchiv zu Stockholm. Er diente feit 1638 als Oberſt unter 
dem Oberbefehl von Baner, Graf Königsmarck, Torſtenſon, Wrangel 
und dem Pfalzgrafen Karl Guftav und wurde 1650 verabſchiedet. 
„Sehr zu beachten iſt, daß wir aus den Berichten Brauns, alſo amt⸗ 
lichen Schriftſtücken, erfahren, wie furchtbar Deutſchland damals ver⸗ 
wüſtet war.] 


S. 132— 145: Werner Deetjen, Neue Beiträge zur Kenntnis J. G. Zimmer⸗ 
manns. [Nach ungedruckten Briefen Zimmermanns und ſeiner Gattin 
aus den Jahren 1768—1795, namentlich an den Hofmedikus Johann 
Ernſt Wichmann. | 

S. 185—219: Wolfgang Stammler, Friedrich Arnold Klockenbring. 
Ein Beitrag zur Geſchichte des geiſtigen und ſozialen Lebens in 
Hannover. [Es wird namentlich die Bedeutung Klockenbrings, des lang⸗ 
jährigen Herausgebers des „Hannoverſchen Magazins“, als Schriftſteller 
für das geiſtige und ſoziale Leben der Stadt Hannover in den Jahren 
1770—1790 geſchildert. 


S. 220—279: Lutz Kricheldorff, Der Beitritt Hannovers zum Drei⸗ 
königbündnis vom 26. Mai 1849. [Eine genaue Darlegung der 
Motive, die den Beitritt Hannovers zum Dreikönigbündnis veranlaßt 
haben. Es wird insbeſondere der Vorwurf, daß Hannover bei dem 
Abſchluß eine zweifelhafte Rolle geſpielt habe, zurückgewieſen. „Die 
Unterſuchung führt daher zu dem Endurteil, daß die hannoverſche 
Politik beſtrebt war, für ihre partikulariſtiſchen Intereſſen einen mög⸗ 
lichſt ſicheren Gewinn zu erzielen, und ängſtlich auf die Selbſterhaltung 
des Königreichs bedacht war, aber nicht den Mut und den weitaus⸗ 
ſchauenden Blick beſaß, um der Einigung des Ganzen ein förderndes 
Opfer zu bringen. So erreichte ſie zwar ihr Ziel, dem ſie einerſeits 
aus freien Stücken zugeſtrebt hatte, zu dem ſie andererſeits aber um 
ihrer eigenen Selbſterhaltung willen zugetrieben war: die Möglichkeit, 
unter eigener Erſtarkung bei Anlehnung an Preußen das Verfaſſungs⸗ 
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bedürfnis der Nation zu befriedigen. Im hannoverſchen Volke aber 
fand das Dreikönigsbündnis keine Billigung, und es hob ſich das Ver- 
trauen zur Regierung keineswegs.“ 

S. 343—386: K. Reinecke und M. Mößler, Literatur zur hannoverſchen 
und braunſchweigiſchen Geſchichte. 1912. 

S. 387—421: Willy Barth, Die Entwicklung des Bankweſens in der 
Stadt Hannover. [Es wird die Zeit von der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts ab bis zur Gegenwart behandelt.] 


— 80. Jahrgang. Hannover 1915. 


S. 1—37: Friedrich Bertheau, Die Wanderungen des niederſächſiſchen 
Adels nach Mecklenburg und Vorpommern. [Es werden die beiden 
erſten Kapitel: J. „Aufzählung der niederſächſiſchen Adligen in der 
Umgebung der mecklenburgiſchen und pommerſchen Fürſten“ und 
II. „Gründe zur Auswanderung“ vorgelegt.] 

S. 38—54: Ernft Bender, Juſtus Möſer als Volkserzieher. 

S. 55—89: Robert Geerds (H), Die Prinzeſſin von Ahlden und Graf 
Philipp Chriſtoph von Königsmarck. [Es handelt ſich hier vornehmlich 
um eine Unterſuchung der Echtheit des Briefwechſels der Prinzeſſin 
mit dem Grafen, welcher zum größten Teil in der Univerſitätsbibliothek 
zu Lund, zum kleineren im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin auf— 
bewahrt wird. Geerds tritt mit guten Gründen für die Echtheit ein. 
Es werden 15 bisher unbekannte Briefe der Lunder Sammlung ver- 
öffentlicht. Im Anſchluß an den Aufſatz veröffentlicht Fr. Thimme 
eine kurze Biographie von Geerds, S. 89—90.] 


Beiträge zur Geſchichte der Stadt Rojtod. 9. Band (Jahrgang 1915). 
Roſtock 1915. 


S. 1—32: Ludwig Krauſe, Schill in Roſtock 1809. 


Hanſiſche Geſchichtsblätter. Jahrgang 1915. München und Leipzig 1915. 


S. 1—98: Karl Frölich, Zur Ratsverfaſſung von Goslar im Mittelalter. 

S. 99—118: Harald Coſack, Zur auswärtigen Politik des Ordens- 
meiſters Wolthus v. Herſe. [Es werden aggreſſive Tendenzen in der 
Politik des Ordensmeiſters Wolthus v. Herſe namentlich gegen Litauen 
nachgewieſen.] 

S. 119—177: Walther Stein, Die Hanſeſtädte (Schluß). [Es umfaßt: 
c) Die Städte der Mark Brandenburg; d) Die holſteiniſchen, mecklen⸗ 
burgiſchen und pommerſchen Städte; e) Die preußiſchen Städte; f) Die 
ſchleſiſchen und polniſchen Städte; g) Die livländiſchen Städte; h) Die 
nordiſchen Reiche.] 


Zeitſchrift für die Geſchichte des Oberrheins. Neue Folge. Band XXX. 
Heidelberg 1915. 

S. 467—482: Hans Kaifer, Wilhelm Wiegand. Ein Nachruf. [Fein- 
ſinniger Nachruf auf den bedeutenden Gelehrten, der u. a. auch eine 
ſehr ſelbſtändige Stellung in der Geſchichtsſchreibung über Friedrich 
den Großen einnahm. 
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Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung. 
XXXV. Band. Innsbruck 1914. 

S. 835—338: J. v. Pflugk⸗Harttung, Ofterreit in den Befreiungs⸗ 
kriegen. [Kurze Zuſammenfaſſung der Anſicht des Verfaſſers über die 
Stellung Oſterreichs: „Es focht einen habsburgiſchen Kabinetts-, aber 
keinen öſterreichiſchen Volkskrieg. Man wollte ſeinen früheren Gebiets⸗ 
umfang wiedergewinnen, wollte, auf ſeinen Beſitz und ſeine geographiſche 
Lage geſtützt, eine Vormachtſtellung in Mitteleuropa einnehmen, und 
zwar eine rein öſterreichiſche, welche ſich zugleich über Deutſchland und 
Italien, womöglich auch über flamifde Gebiete erſtrecken folte, wenn 
es gelang, Rußland nach Often zurückzudrängen. Dem Schwiegerjohn 
Napoleon gegenüber hegte man tatſächlich beſcheidene Wünſche. Die 
Grenze feines Herrſcherbereiches folte der Rhein bilden... Hält man 
ſich dieſes Programm vor Augen, ſo erklärt ſich die öſterreichiſche 
Kriegführung und Politik in ſtrenger Folgerichtigkeit.“] 


Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der dentſchen Geſchichts⸗ und 
Altertumsvereine. 63. Jahrgang. Berlin 1915. 


Sp. 105—120: Victor Loewe, Einiges über Bibliographien der Terri- 
torialgeſchichte. 


Denutſche Geſchichtsblätter. Band XVI. Gotha 1915. 


S. 1—32: Georg Müller, Viſitationsakten als Geſchichtsquellen. [Cre 
gänzung zu der früheren Studie im 8. Bande mit genauerer Angabe 
der neueren Literatur.] 


S. 76—98: Rudolf Wolf, Bibliographie zur Geſchichte der Deutſchordens⸗ 
Balleien. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. Der ganzen Reihe 114. Band. Dritte Folge. 
18. Band. München und Berlin 1915. 


S. 473—488: M. Klinkenborg, Die kurfürſtliche Kammer und die Be⸗ 
gründung des Geheimen Rats in Brandenburg. [Abdruck des im 
Verein gehaltenen Vortrags; vgl. Forſchungen Bd. 27, Sitzungsberichte 
S. 5.!] 


S. 489 — 592: L. Bergſträßer, Die diplomatiſchen Kämpfe vor Kriegs⸗ 
ausbruch. Eine kritiſche Studie auf Grund der offiziellen Veröffent⸗ 
lichungen aller beteiligten Staaten. [Eine ſehr detaillierte und ſorg⸗ 
fältige Unterſuchung der einzelnen diplomatiſchen Vorgänge vor Aus- 
bruch des jetzigen Krieges auf Grund des geſamten bisher vorliegenden 
Materials.] 


Preuziſche Jahrbücher. 160. Band Berlin 1915. 


S. 1—16: Otto Baumgarten, Bismarck als religiöſer Charakter. In 
feinſinniger Auseinanderſetzung mit den Zweiflern an Bismarcks 
Religiofität meint Baumgarten, daß ſich an Bismarcks innerem Leben 
jene Tragik des politiſchen Charakters erfülle: die notwendige Aug- 
ſchaltung des Perſönlichen im Dienſt des Staatsgedankens führt zur 
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Vereinſamung und Erkaltung der perſönlichen, inneren Beziehungen. 
Doch ſei Bismarck auch als religiöſer Charakter zu bezeichnen. Nicht 
allein, weil ſeine Zeugniſſe von der Religion zu den klaſſiſchen Zeug⸗ 
niſſen deutſcher, proteſtantiſcher Frömmigkeit zu rechnen ſind. Auch 
im Hinblick auf die Unvereinbarkeit ſeines Lebens mit den Maßſtäben 
der Bergpredigt, auf ſeinen Haß uſw. — „genug, daß der Adel der 
Geſinnung und die Echtheit des Weſens über allem Menſchlichem und 
Allzumenſchlichem ungetrübt erhalten bleibt“. 


S. 218—248: Auguſt Hildebrand, Die vaterländiſche und politiſche 
Dichtung E. Geibels. [Eine Würdigung auf hiſtoriſcher Grundlage.] 


— 161. Band. Berlin 1915. 


S. 232—256: Julius Heyderhoff, Rudolf Haym und Karl Tweſten. 
Ein Briefwechſel über pofitive Philoſophie und Fortſchrittspolitik. 
1859—1863. Mitgeteilt von... [Der Briefwechſel knüpft an den 
— gelungenen — Verſuch Hayms an, Tweſten, den Verfaſſer der Broſchüre: 
Woran uns gelegen iſt (1859), als Mitarbeiter für die Preuß. Jahrb. 
zu gewinnen. Da Tweſten, zum Bekenntnis über feine Arbeiten auf- 
gefordert, als deren Mittelpunkt Comtes Philoſophie bezeichnete, worüber 
er dann auch einen Aufſatz für die Jahrbücher ſchrieb, ſo ward ſie der 
Gegenſtand für eine briefliche Ausſprache (Briefe 1—8). Brief 10—12 
(1863) behandelt den Verſuch Hayms, durch Angliederung der weiter 
links ſtehenden Kreiſe an die Preuß. Jahrb. die Phalanx der Oppo⸗ 
ſition gegen Bismarck noch zu verſtärken. Tweſten verſagte ſich — die 
Zeit gehöre allein den demagogiſchen Kräften.] 


Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik. 38. Band. Tübingen 
1914. 


S. 784—751: J. Jaſtrow, Kopernikus' Münz- und Geldtheorie. [Auf 
Grund der lateiniſchen und deutſchen Faſſung ſeiner Auslaſſungen 
über die preußiſche Münzverwirrung, deren Verſchiedenheit Jaſtrow 
entdeckte. Innerhalb derſelben läßt ſich ein bedeutſamer Fortſchritt 
in der Klarſtellung und Auseinanderhaltung der betreffenden Begriffe 
feſtſtellen, ein Fortſchritt, der auch für die Wertung der Geſamt⸗ 
perſönlichkeit von Kopernikus nicht ohne Bedeutung iſt.] 


Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft. 39. Jahr- 
gang. Leipzig und München 1915. 
S. 423— 432: Guſtav Schmoller, Friedrich Engels und Karl Marx. 
Ihr Briefwechſel von 1844—1883. 
Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung. 24. Band 
1915. Wien 1915. 


S. 114—227: Joſef Buzek, Die Organiſation der Verwaltung und die 
Verwaltungsreformbewegung in Preußen. [Schluß folgt.] 
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Vierteljahrſchrift für Sozial- und Wirtſchaftsgeſchichte. XIII. Band. 
Stuttgart und Leipzig 1915. 
S. 1—40: Bezzenberger, Der Werdegang des litauiſchen Volkes. [Eine 
geiſtvolle Skizze mit beſonderer Hinſicht auf die gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſe: die Bedeutung der Litauer in Rußland.] 


Archiv des öffentlichen Rechts. 34. Band. Tübingen 1915. 


S. 1—15: Robert Piloty, Bismarck. Gedenkrede zur Hundertjahrfeier 
von Bismarcks Geburtstag zum 1. April 1915. 

S. 88—94: Walther Oppermann, Friedrich Julius Stahl. [In ihm 
vollzieht ſich die Umbildung und Auflöſung der chriſtlich⸗germaniſchen 
Staatsidee durch die Aufnahme nationalſtaatlicher Elemente. „Ein 
echter Burſchenſchafter der Frühzeit, gläubig, ſittenſtreng und von 
tiefer wiſſenſchaftlicher Bildung — und zugleich den deutſchen Ge⸗ 
danken hegend bis ans Ende, in ehrlicher konſtititutioneller Ge⸗ 
ſinnung und im ſtarken preußiſchen Staatsgefühl ein Vorläufer Bis⸗ 
marcks.] 


Zeitſchrift für Politik. VIII. Band. Berlin 1915. 
S. 14—27: Joſef Partſch, Deutſchlands Oſtgrenze. [Geographiſcher 
Rundblick.] 
S. 28—42: Adalbert Bezzenberger, Die oſtpreußiſchen Grenzlande. 
[Geſchichtlicher Rückblick.] 


Zeitſchrift für Numismatik. 31. Band. Berlin 1914. 


S. 460 — 467: Fr. Frhr. v. Schroetter, Cine preußiſche Kompagniekaſſe 
aus dem Siebenjährigen Kriege. [Nach der Zuſammenſetzung aus 
lauter Kleingeld, die ein Münzfund an der Straße von Frank⸗ 
furt a. O. über Lübben nach Sachſen aufweift, erſchließt Schr., daß 
es ſich um eine irgendwie abhandengekommene Kompagniekaſſe handele, 
und berichtet nun über die vorgefundenen Münzen.] 


— 32. Band. Berlin 1915. 


S. 983—145: Hermann Heineken, Zur mittelalterlichen Münzkunde 
Brandenburgs. [I. Der Münzfund von Retzow bei Havelberg. II. Das 
Münzweſen Salzwedels im 14. Jahrhundert.] 


Familieugeſchichtliche Blätter. 13. Jahrgang. 1915. Leipzig 1915. 
Sp. 203—210 und Sp. 237—242: Friedrich Wecken und Peter 

v. Gebhardt, Zur Ahnentafel des Fürſten Otto v. Bismarck. I. Die 

Ahnen des Gottfried Ludwig. II. Mencke, Urgroßvater des Fürſten. 

Sp. 229—282: Guſtav Sommerfeldt, Die v. Knoblauch in Preußen. 


Bierteljahrſchrift für Wappen, Siegel und Familienkunde. 48. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1915. 


S. 28—32: Hans Egon v. Gottberg, Genealogie des pommerſchen Ge⸗ 
ſchlechts v. Lemcke. 
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Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von Georg Cleinow. 74. Jahrgang. Berlin 1915. 


Nr. 19: M. v. Hagen, Die Nachfolge Bismarcks. 
W. Warſtat, Deutſche Kriegsdichtung vor hundert Jahren. 

Nr. 23: P. Sſymank, Zur Hundertjahrfeier der deutſchen Burſchenſchaft. 
Nr. 24: W. Capelle, Belle Alliance. 
Nr. 27: K. Menzel, Immanuel Kant über Politik, Krieg und Frieden. 
Nr. 30: S. Stern, Die Friedensziele von 1815. 
Nr. 33: M. Becker, Der letzte Rheinbundminiſter. [Der heſſen⸗darm⸗ 

ſtädtiſche Miniſter Reinhard v. Dalwigf.] 


Konfervative Monatsſchrift. 73. Jahrgang. Berlin 1914/15. 


Heft 9: H. v. Petersdorff, Bismarck und Rußland. 
v. S., Der Kampf der hundert Tage [1815]. 

Heft 12: W. Rath, König Friedrichs Lied vom Kriegführen. [L'art de 
la guerre.] 


Weſtermanns Monatsheſte. Hrsg. von F. Düſel. 59. Jahrgang. 
Braunſchweig 1914/15. 


Heft 12: Schultz⸗Gora, Frau v. Staél und das heutige Deutſchland. 


Deutſche Rundſchan. Hrsg. von Bruno Hake. 41. Jahrgang. 
Berlin 1914/15. 


Heft 7: F. Rachfahl, Die innere Politik Bismarcks und die Gegenwart. 
F. Meuſel, Bismarck, Arnſtedt und der patriotiſche Verein der 
Zauche. Unter Mitteilung ungedruckter Briefe Bismarcks. 
Heft 7—9: F. Meuſel, Aus Marwitz Memoiren. 
Heft 9/10: A. Fournier, Briefe vom Wiener Kongreß. [Prinz Anton 
Radziwill an feine Gemahlin geb. Prinzeſſin Luiſe von Preußen.] 
Heft 11: E. Müſebeck, Ernſt Moritz Arndts Urteil über England und 
engliſche Politik. 
H. v. Langermann, Die Anfänge der deutſchen Flotte im Jahre 
1848. 
Heft 11/12: G. Fittbogen, Goethe als nationaler Dichter. 


Deutſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hrsgb. von Richard Fleiſcher. 
40. Jahrgang. Stuttgart 1915. 


April: Zwei Reifen an den Hof des Kaiſers Nikolaus I. von Rußland im 
Jahre 1850. [Schluß; vgl. Forſchungen XXVIII, 849.) 
Mai⸗Juli: P. v. Ebart, Jugendbriefe Herzog Ernſts II. von Sachſen⸗ 
Koburg⸗Gotha über Belgien. 
Juni: K. A. v. Müller, Aus den Tagen der deutſchen Beſetzung Frank⸗ 
reichs 1870. 
P. v. Ebart, Jugendbriefe Herzog Ernſts II. von Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha aus Bonn. 
v. Hergelmüller, Graf Alois Karolyi. 
Juli: v. Görtz, Der fünftägige Feldzug in Belgien vor hundert Jahren. 
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Auguft: v. Langermann, Über Abrüſtung und Völkerfriedenskongreß 
1848 in der Paulskirche zu Frankfurt a. M. 

Auguſt / September: K. Th. v. Zingeler, Fürſt Karl Anton von Hohen» 
zollern in ſeiner Politik. 

September: W. Koeſter, E. M. Arndt über die Erbkaiſerpartei und über 
die deutſche Einigung. [Ungedruckte Briefe Arndts an feinen Freund 
Berg aus den Jahren 1848 und 1849. 


Nord und Süd. Hrsgb. von L. Stein. 39. Jahrgang. Berlin 1915. 


April: M. Zimmermann, Bismarck. 
Gräfin H. Peſtalozza, Die Frauen um Bismarck. 
September: L. Stein, Fürſt Bismarck und Fürſt Guido Henckel 
von Donnersmark. 


Belhagen & Klafings Monatshefte. Hrsg. von Hanns v. Zobeltitz. 
39. Jahrgang. Bielefeld 1914/15. 


Heft 10: G. Biermann, Joh. Georg Zieſenis, ein deutſcher Hofmaler 
des 18. Jahrhunderts. 


Der Türmer. Monatsſchrift für Gemüt und (Gent, Herausgeg. von 
Frhr. J. P. E. v. Grotthuß. 17. Jahrgang. 1914/15. 


Heft 13: K. Bahr, Otto v. Bismarck. 
M. Diers, Bismarcks Bild im deutſchen Volke. 
v. Ardenne, Bismarck und Moltke. 
E. Heyck, Aus Bismarcks Häuslichkeit. 
G., Bismarck und Shakeſpeare. 
Heft 15: v. Ardenne, Die geiſtige Bedrückung Deutſchlands zur Zeit 
Napoleons 1. 


Hochland. Monatsſchrift für alle Gebiete des Wiſſens, der Literatur 
und Kunſt. Hrsg. von K. Muth. 12. Jahrgang. München 1914/15. 


Heft 10: A. Claſen, Das erſte Jahrhundert rheinpreußiſcher Volkswirtſchaft. 
J. Coar, Bismarck in Frankreich [in der Auffaſſung der fran⸗ 
zöſiſchen Literatur und Wiſſenſchaft!. 
Heft 12: Th. Henner, Die Erbſchaft des Wiener Kongreſſes. 


Oſterreichiſche Rundſchan. Hrsg. von Leopold Frhr. v. Chlu⸗ 
medy, Dr. Karl Gloſſy, Dr. Felix Frhr. v. Oppen⸗ 
heimer. 43. Band. Wien 1915. 

Heft 4: H. Kretſchmayr, Bismarck. 
F. Zweybrück, Die hundert Tage. 


Süddeutſche Monatshefte. Hrsg. von P. R. Coßmann. 12. Jahr⸗ 
gang. Berlin 1914/15. 


Heft 7: E. Marcks, Gedächtnisrede auf Bismarck. 
F. Thimme, Bismarcks Staatsſtreichplan. 
A. Kapp, Bismarck und unſer öſterreichiſches Bündnis. Briefe 
von Fontane über Bismarck. 
K. A. v. Müller, Zum Gedächtnis Bismarcks. 
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Heft 10: Nikolaus I. über Preußen im Jahre 1848. [Überfegung einer 


in der Russkoja Stdrina 1870 erſchienenen Aufzeichnung des Zaren 
über Wiederherſtellung des Abſolutismus in Preußen mit militäriſcher 
Gewalt und mit Hilfe Rußlands für den Fall einer Einmiſchung 
Frankreichs oder Süddeutſchlands.] 


Voſſiſche Zeitung. Sonntagsbeilage 1915. 


Nr. 


Nr. 


20: H. Stümcke, Neues vom preußiſchen Soldatenkönig. [Unkritiſche 
Beſprechung der Publikation von R. Wolff, Vom Berliner Hof zur 
Zeit Friedrich Wilhelms I., 1728—1733.] 

32: F. v. Oppeln⸗Bronikowski, Das Lehrgedicht vom Kriege. 
[Friedrichs des Großen Lehrgedicht L'art de la guerre.) 


Militär⸗Wochenblatt. 1915. 


Nr. 


Nr. 
. 69: v. Graevenitz, Der Ausbau der italieniſchen Wehrmacht. 

. 18—82: v. Blume, Zur Beurteilung der Kriegslage. 

. 84—93: Die Durchbruchsſchlacht in Weſtgalizien. Der weitere Verlauf 


63 ff.: Amtliche Mitteilungen des Gr. Hauptquartiers, des Admiral⸗ 
ſtabes der Marine, der öſterreichiſch⸗ ungariſchen Heeresleitung und des 
öſterreichiſchen Flottenkommandos. Kriegstagebuch. Neueſte Ereig⸗ 
niſſe. — Der türkiſche Krieg mit den Dreiverbandsmächten. 

68: Kämpfe zwiſchen Moſel und Maas. 


der Operationen in Weſtgalizien. Fortgang der Operationen in Galizien. 


. 86: v. Richter, Verſchiedenartige Taktik. [Die durchdachte Umfaſſungs⸗ 


taktik Hindenburgs und die mechaniſche Maſſentaktik unſerer Gegner.] 


. 94/95: v. Blume, Viel Feind', viel Chr’! — Italien als militäriſcher 


Gegner. 


. 100/101: Die italieniſche Wehrmacht. 
. 100—103: E. Körner, Eine Stimme aus Perſien. 


is Die Hand Gottes — überall! 
[Deutſchfreundliche Artikel der perſiſchen Zeitung „Chavar“.] 


. 104: v. Blume: Die Kriegslage im Often. 


v. Graevenitz, Das finanzielle Kriegswagnis Italiens. 


. 106: v. Blume, Die Kriegslage im Weſten. 


S Das Dardanellenunternehmen und Italien. 
Die engliſchen Kriegsverluſte im Mai. 


. 107—109: Belle⸗Alliance. 
110/111: v. Janſon, Belgiens Schuld. [Nach der Schrift des 


Dr. Graßhoff.] 


. 112/118: Deutſche Verbrechen? [Nach der Schrift von Prof. Kuttner, 


einer Erwiderung auf die Beſchuldigungen in der Broſchüre des Prof. 
Bédier, Les crimes allemands d’après les témoignages allemands. | 


. 114—117: Die Verwendung von betäubenden Gafen. 
. 116/117: Der Schrei nach Munition bei unſern Gegnern. 
. 119: Die Schlacht um die Grodek⸗ und Wereszyca⸗Stellung. 


Neue Erfolge der Armee des Generals v. Linſingen. 


. 120—123: v. Blume, Der Weltkrieg im Juni 1915. 
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120 /121/ 156/159: Die Schlacht von La Baſſée und Arras (Loretto- 
ſchlacht). | 
124: Buddecke, Kriegsoffenbarungen. 

124/125: Vom Feldmarſchall Hindenburg. 

128/129: v. Blume, Munition! Organiſation! 

130/131: „Die Eroberung des Prieſterwaldes.“ 

132: Das Dardanellenabenteuer. 

Das Munitionsgeſetz — ein wertloſer Notbehelf. 

133: Die Kämpfe einer deutſchen Diviſion in Galizien. 

134: K. P., Die Schlacht bei Stryj (mit Skizze). 

185—138: v. Blume, Die Ergebniſſe des erſten Weltkriegsjahres. 
185/136: Buddecke, Die Schlacht bei Warſchau am 28., 29. und 
30. Juli 1656. [Nach Riefe.] 

Der Durchbruch bei Prasnysz. 

140/141: v. Trotha, Das Sumpfgebiet des Pripjät vom ſtrategiſchen 
und vom taktiſchen Geſichtspunkte aus betrachtet. 
166: Immanuel, Militärgeographiſche Bilder aus Weißrußland. 
167/168: Die deutſche Methode und der moderne Krieg. [Nach dem 
„Rußkoje Slovo“: „ein ſeltenes, aber volles Eingeſtändnis von der 
Überlegenheit des deutſchen Heeres “.] 

171—174: Die allgemeine Wehrpflicht in England. 
172—174: Die Lage auf dem Balkan. 
174: Bei der Bug⸗Armee. 


Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine. Geleitet von Keim. 
1915. 


Heft 523: Die Beſitznahme der neuerworbenen Provinz Poſen im Jahre 1815 


durch den erſten kommandierenden General in derſelben, den General⸗ 
leutnant Auguft v. Thümen. [Nach hinterlaſſenen Papieren des (Gene, 
rals und offiziellen Akten des Kriegsminiſteriums bearbeitet von ſeinem 
Enkel, dem Major Karl v. Thümen in Liegnitz. 

Japans Schlagkraft, China und die Vereinigten Staaten. 

Zu Joffres Außerungen über franzöſiſche Führer. 

Einem Siebzigjährigen. [Dem Leiter der „Jahrbücher“, General 
Keim, der „ſchon im Jahre 1866 ſein Blut für das Vaterland vergoß, 
am Feldzuge 1870 mit Auszeichnung teilnahm und jetzt als Militär⸗ 
gouverneur eine belgiſche Provinz vorbildlich verwaltet.“ 


Heft 524: Rh., Die Auslandspreſſe über den Erfolg der neuen Offenſive 


des Süd⸗ und Nordflügels der Verbündeten im Oſten. [Rückeroberung 
der Bukowina und Winterſchlacht in Maſuren. In bezug auf den 
Ausſpruch der „Times“, Hindenburg ſei „der Plagiator des Napoleon 
von 1812“, ſagt der Vf., mehr könne an , militäriſch⸗ſtumpfſinniger 
Verlogenheit und mangelndem Verſtändnis“ nicht geleiſtet werden.] 

Woelki, Kriegspläne, «ab- und ⸗ausſichten. 

Wochinger, Zur Herrſchaft Englands zur See. 

Spohr, Mit wem führt man Krieg? Mit den Feinden, oder 
ihrem Beſitztum, oder mit beiden? 

v. Richter, Was geht an den Dardanellen vor ſich? 
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Heft 525: Wochinger, Sechs Wochen Dardanellenkämpfe. Eine militär- 
politiſche Studie. 
v. Welck, Soiſſons 1814, 1870/71, 1914/15. [Schluß in Heft 527.) 
Heft 526: Rhazen, Von Gorlice —Tarnow bis zum Dnjeſtr. [Die Schlacht 
von Gorlice-Tarnow ftellt nicht nur den gewaltigſten Durchbruch in 
der Kriegsgeſchichte materiell und techniſch dar, ſie wird auch in der 
Ausgeſtaltung des taktiſchen Erfolges zum ſtrategiſchen Durchbruch 
für alle Zeiten vorbildlich bleiben.) 
Wochinger, Englands Seemachtspolitik im Weltkriege. 
Woelki, Kriegsmittel und »werte. 
Die Seeſtreitkräfte im Mittelmeer. 
Die Operationen unſerer Verbündeten bis zum 15. September 1914. 
Heft 527: Schulze, Kriegsaberglaube. 
v. Richter, Der zweite Abſchnitt des Angriffs auf die Dardanellen. 
Heft 528: Die Kämpfe um die Karpathenübergänge in den Oſtbeskiden und 
dem Waldgebirge. 
v. Woelki, Zeitgemäße Befeſtigungsfragen. 
Rh., Die Operationen unſerer Verbündeten bis zur Schlacht von 
Limanowa-Lapanow einſchließlich. 


II Bücher 


A. Beſprechungen 


Oncken, Hermann, Hiſtoriſch⸗politiſche Aufſätze und Reden. Münden- 
Berlin, R. Oldenbourg 1914. Band I: VI und 344 S.; Band II: 
382 S. 


Wollen wir die Sammlung der hiſtoriſch⸗politiſchen Aufſätze und 
Reden Hermann Onckens, die bereits alle einzelnen erſchienen, zum Teil 
— zwei von ihnen — in dieſer Zeitſchrift ſelbſt veröffentlicht oder wenig⸗ 
ſtens eingehend angezeigt ſind, als ideelle Einheit würdigen — daß 
der Verfaſſer ſie unter einem ſolchen Werturteil zuſammengeſtellt hat, 
zeigen die Worte ſeiner Einleitung —, ſo erſcheint es geraten, zwei Auf⸗ 
ſätze in den Mittelpunkt zu rücken: „Politik, Geſchichtſchreibung und öffent⸗ 
liche Meinung“ ſowie „Über die Nationalität hinaus“. Sie geben deutlich 
das Unterſcheidungsmerkmal an, das den Schreiber von der hiſtoriſch⸗ 
politiſchen Gedankenwelt der großen Hiſtoriker zur Zeit unſerer Reichs⸗ 
gründung oder der parteipolitiſch feſtgelegten Hiſtorie wie etwa der von 
Gervinus, Thiers und Macaulay trennt: er will nicht von der nationalen 
Machtentwicklung eines Volkes oder von der doktrinären Anſchauung ſeines 
politiſchen Syſtems aus die geſchichtliche Tat oder die geſchichtliche Perſön⸗ 
lichkeit zu erfaſſen ſuchen, ſie liebend verſtehen oder ſie haſſend vernichten; 
und fie zeigen deutlich die Verbindungslinien, die zu dem Geiſte Ranked 
hinüberführen, wie er etwa deſſen Aufſätze in der von ihm 1832 be⸗ 
gründeten hiſtoriſch-politiſchen Zeitſchrift innerlich durchleuchtet: er will 
mit durchaus univerſaler Objektivität die immanenten geiſtigen Mächte 
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der romaniſch⸗germaniſchen Kulturwelt für das politifche Leben der Gegen⸗ 
wart verlebendigen, ſeine verſchiedenen Strömungen aus dem täglichen Partei⸗ 
ſtreit und den national⸗ſtaatlichen Augenblicksgegenſätzen herauszuheben 
und ſie als notwendige und ſittliche Auswirkungen der Geſchichte erfaſſen, 
ſie in das ruhigere Licht hiſtoriſcher Erkenntnis hineinziehen, ſie dadurch 
letzten Endes als Erſcheinungen geſchichtlicher Univerſalität begreifen. Durch 
dieſen wahrhaft hiſtoriſchen Geiſt ift diefe Sammlung von Aufſätzen und 
Reden apolitiſch im herkömmlichen Sinne und wirkt doch politiſch, weil ſie 
den Leſer hinausreißt aus dem egozentriſchen Kreiſe individueller Lebens⸗ 
auffaſſung, die den einzelnen oder alle einzelnen als die höchſte und letzte 
Form des Wirklichen anſieht und ihn hinüberführt zu jenem ſozial⸗ethiſchen 
Gemeinſchaftswillen, wie er ſich in politiſchen Parteien und nationalen 
Bewegungen, in den einzelnen Bundesſtaaten, im Deutſchen Reiche und 
in den weltgeſchichtlichen Mächten der Gegenwart offenbart. Aus allen 
dieſen Beziehungen weiß Oncken feine hiſtoriſch⸗politiſchen Probleme zu 
nehmen und ſie dem Leſer mit ſicherer Hand zu entwickeln. Gewiß ſteht 
die deutſche Geſchichte im Mittelpunkte der Forſchungen; ſo ſtark, daß der 
zweite Band mit ſeinen Aufſätzen über die preußiſche Revolution, über 
den Großherzog Peter von Oldenburg, über Bismarck und ſeine Welt, 
über die Vertreter des deutſchen Liberalismus (Bennigſen, Bamberger, 
Roggenbach, Freytag, Herzog Ernſt von Koburg, General v. Stoſch, Camp⸗ 
hauſen, Meviſſen), des Zentrums (Aug. Reichensperger) und der Sozial⸗ 
demokratie (Marxs und Engels) unter dem Sondertitel „Aus der Vor⸗ 
geſchichte der Reichsgründung von 1848—1871” zuſammengefaßt wird: 
aber immer ſpüren wir den Drang des Verfaſſers, die Objekte ſeiner 
Forſchung aus der Iſolierung ihrer perſönlichen Erſcheinung und ihrer 
nationalen Beziehungen in die Totalität des geſchichtlichen Lebens hinein⸗ 
zuſtellen. In höherem Maße trifft dies noch zu bei den Reden und Auf⸗ 
ſätzen des erſten Bandes, fet es, daß fie Probleme rein geſchichtlicher Ber» 
gangenheit behandeln, wie „Der heſſiſche Staat und die Landesuniverſität 
Gießen“ ſowie die beiden ſchönen Darſtellungen über Sebaſtian Franck, 
auf die ich beſonders hinweiſen möchte, ſei es, daß ſie Fragen aufwerfen, 
die für die politiſche Gegenwart lebhaftes Intereſſe beanſpruchen, wie 
„Der Kaiſer und die Nation“, „Die Ideen von 1813 und die deutſche 
Gegenwart“, worin allerdings die Formulierung des ſozialen Weges von 
den preußiſchen Reformern über Hegel zu Marx doch zu ſcharf und ein⸗ 
ſeitig gefaßt wird, Amerika und die großen Mächte, die deutſche Aus⸗ 
wanderung nach Amerika und das Deutſchamerikanertum, Deutſchland und 
Oſterreich feit der Reichsgründung (1871—1911), ein großdeutſcher Poli- 
tiker: Albert Schöffle, Deutſchland und England. Selbſt in dem ſchärfſten 
Daſeinskampfe, den jemals ein nationaler Kultur- und Machtſtaat um fein 
Recht zum Leben und für ſeinen Willen zum Leben zu führen hat, darf 
für die Geſchichte der innere Zwang zu jener Problemſtellung nicht aus⸗ 
ſetzen, daß der Hiſtoriker national⸗politiſche Machtideen zu ſchauen hat 
unter dem Geſetze des Willens zur univerſalen Gemeinſchaftsbildung; nicht 
im Sinne der Alleingeltung einer einzigen Nation, auch nicht im Sinne 
pazifiſtiſcher Träumereien, ſondern in der Erkenntnis, daß in jenen Ge⸗ 
meinſchaften unendliche Kräfte mit⸗ und widereinander nach Vervollkomm⸗ 
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nung ringen, daß fie nach dem Maße der in ihnen waltenden wirtſchaft⸗ 
lichen, politiſchen und ſittlich⸗religiöſen Kräfte um die Neuregulierung der 
univerſalen Machtverhältniſſe zu kämpfen gezwungen ſind, daß ſich aber, 
wie Oncken einmal ſehr richtig ſagt, wahre Nationalpolitik nur im Rahmen 
und im Geiſte einer Weltanſchauung betreiben läßt. Das eben heißt, das 
Nationalitätsprinzip zum Univerſalismus in eine ſittliche Harmonie ſetzen, 
die immer neu gefunden werden muß, beide als geſchichtlich wirkſam ſein 
ſollende Ideen erfaſſen, die Form des reinen Imperialismus als der 
politiſch⸗univerſellen Machtäußerung einer Nation überwinden, ſei es in 
der Geſtalt der alleinigen Seeherrſchaft, wie ſie England, oder der nieder⸗ 
drückenden Raſſenherrſchaft, wie ſie Rußland, vielleicht auch Amerika und 
Japan erſtreben. 
Berlin-Schöneberg. E. Müsebeck. 


Fritz Hartung, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte vom 15. Jahrhundert 
bis zur Gegenwart. [Grundriß der Geſchichtswiſſenſchaft von Aloys 
Meiſter II, 4.] Leipzig Berlin, B. G. Teubner, 1914. 174 S. 


In dem Buche Fr. Hartungs wird der erſte Verſuch gemacht, die 
deutſche Verfaſſungsgeſchichte der neueren Zeit, ſowohl die des Reiches als 
auch der Einzelſtaaten, kurz zuſammenfaſſen und im Rahmen der Geſamt⸗ 
entwicklung des ſtaatlichen Lebens zu ſchildern. Der Verſuch muß als 
wohlgelungen bezeichnet werden. Den Hauptvorzug des Buches erblicke ich 
darin, daß H. nicht verſucht, die mannigfaltigen Erſcheinungen einem 
Syſtem oder einer Periodizierung zuliebe einzufchnüren, ſondern die realen 
Verhältniſſe in freier Weiſe bei der Einteilung zugrunde legt. Er gliedert 
demgemäß die geſamte Verfaſſungsgeſchichte in zwei Teile: die Zeit des 
alten Reiches und des neunzehnten Jahrhunderts. Der erſte Teil zerfällt in 
ſieben Kapitel, von denen die beiden erſten das Reich im 15. Jahrhundert 
und im Zeitalter der Reichsreform (1486 — 1555), die vier nächſten die 
Territorien des Mittelalters, den Territorialſtaat von der Mitte des 15. 
bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts, den Abſolutismus in Brandenburg⸗ 
Preußen von 1640—1806, die deutſche Staatenwelt von 1648 — 1806, das 
letzte das Reich von 1555—1806 ſchildern. Wie man ſieht, find die Kapitel, 
welche die Territorien behandeln, von ſolchen, welche ſich auf das Reich 
beziehen, umfaßt. Ich kann ein leiſes Bedenken gegen dieſe Anordnung, 
welche die Verfaſſungsgeſchichte des Reiches in dieſer Periode auseinander⸗ 
reißt, nicht ganz unterdrücken, wenn man auch zugeben muß, daß dadurch 
der Zuſammenhang der älteren Epoche mit der des 19. Jahrhunderts 
klarer hervortritt. Dagegen ſtimme ich der Einteilung des 19. Jahr⸗ 
hunderts: Rheinbund und Deutſcher Bund, Mittels und Kleinſtaaten von 
1806—1871, Preußen feit 1806, das neue Reid, unbedingt zu, denn 
Preußen und das neue Reich gehören zuſammen. 

Die Seite der deutſchen Verfaſſungsgeſchichte, die hier beſonders in 
Betracht kommt, — die des preußiſchen Staates hat H., wie ſchon die 
Kapitelüberſchriften zeigen, vom Jahre 1640 ab beſonders berückſichtigt. 
Er betont, daß dies nicht geſchehen ſei wegen einer Verſchiedenheit der 
Staatsformen, ſondern wegen des Unterſchiedes in der politiſchen Energie, 
denn nur in Brandenburg ⸗Preußen habe das Fürſtentum in einer ftarfen 
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ſchöpferiſchen Tätigkeit aus mehreren einzelnen Territorien eine trotz allen 
Reiten der Sonderverfaſſungen doch in der Hauptſache einheitliche Grop- 
macht geſchaffen. Von dieſem Geſichtspunkt aus mußte er natürlich eine 
beſondere Behandlung mit dem Jahre 1640, dem Antritt der Regierung 
des Großen Kurfürſten, eintreten laſſen, während die frühere Zeit im 
Rahmen der Geſchichte der Territorien gegeben wird. 

Was die Ausführung anlangt, ſo verdient ſie unbedingte Anerkennung. 
H. verfügt über ein erſtaunliches Wiſſen der Literatur und des Materials; 
ſeine Darſtellung iſt klar und einfach, überall läßt er die entſcheidenden 
Tatſachen deutlich trotz großer Kürze in den Ausführungen hervortreten. 
Den ſtrittigen Problemen widmet er ſtets eine etwas genauere Darlegung 
und nimmt zu ihnen in vorſichtiger Weiſe Stellung, ſicherlich mit großem 
Rechte, denn ſo vermeidet er alle Einſeitigkeiten. Man darf daher wohl 
ſagen, daß H.s Buch eine vorzügliche Einführung in die deutſche Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte der neueren Zeit gibt. | 

Berlin. M. Klinkenborg. 


Archiv für Fiſchereigeſchichte. Darſtellungen und Quellen. Hrsg. von 
Emil Uhles, Heft 1. Berlin, Paul Parey, 1918. VIII, 
212 S. Mk. 5.—. 


Die immer weiter um ſich greifende Spezialiſierung unſerer Wiſſen⸗ 
ſchaften äußert ſich auch in der Fülle von Zeitſchriften und Sammlungen, 
die im Laufe der letzten Jahre begründet wurden. Man mag ſich dieſer 
Erſcheinung gegenüber ablehnend oder zuſtimmend verhalten, das vor⸗ 
liegende Heft verdient jedenfalls einen nachdrücklichen Hinweis an dieſer 
Stelle. Denn ſein Inhalt iſt für die märkiſche Geſchichte von ganz be⸗ 
ſonderem Intereſſe. Von den 212 Seiten des Heftes ſind 203 der mär⸗ 
kiſchen Fiſchereigeſchichte gewidmet, und auch der folgende Literaturbericht 
kommt zweimal auf märkiſche Verhältniſſe zu ſprechen (Die Fiſcher zu 
Drieſen und die Fiſchergilde zu Havelberg). Den größten Teil jener 
208 Seiten nimmt Beſtehorns Abhandlung (zugleich Marburger Diſſer⸗ 
tation) über die „Geſchichtliche Entwicklung des märkiſchen Fiſchereiweſens“ 
ein (S. 1— 199). Die urſprüngliche Abſicht, eine Geſchichte der märkiſchen 
Fiſcherei zu ſchreiben, war nicht ausführbar. Das weitſchichtige, in zahl⸗ 
reichen Archiven verſtreut liegende Material ließ es nicht zu. So iſt denn 
— der Titel ſcheint mir nicht genau genug gefaßt zu ſein — eine Ab⸗ 
handlung entſtanden, die zunächſt die Entwicklung des Fiſchereirechts an 
Havel und Spree in Mittelalter und Neuzeit ſchildert und dabei die Havel⸗ 
ſtrecke zwiſchen Hennigsdorf oberhalb Spandau und Ketzin unterhalb von 
Werder beſonders beachtet. Die Rechte der Landesherren, der Klöſter zu 
Spandau und Lehnin, des Brandenburger Domſtifts, der Städte Rathenow, 
Brandenburg, Berlin u. a. ſtoßen vielfach zuſammen, werden erworben, 
angefochten, verteidigt, teilweiſe erhalten, immer wieder angegriffen, ein 
buntes, anregendes Bild, ebenſo lehrreich wie die Darſtellung der ver⸗ 
ſchiedenen Betriebsarten der Fiſcherei. Die Wichtigkeit des von Tſchirch 
einmal in den „Forſchungen“ Jahrg. 23, 1910, S. 247 betonten Kietz⸗ 
problems und der Stellung der Slawen im Fiſchereiweſen der Mark iſt 
von Beſtehorn richtig erkannt worden und für den bezeichneten Flußabſchnitt 
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gründlich unterfudt worden. Eine Geſchichte der einzelnen Fiſchergemeinden 
in jenem Bezirk ſchließt ſich an. Fiſchſchutz und Fiſchhandel werden in 
den letzten beiden Kapiteln behandelt, ergiebig und unter gleich guter Be: 
nutzung der Literatur wie in den früheren Abſchnitten. Berlin ſtellt ſich 
dabei als „Fiſchhandelszentrale der öſtlichen Mittelmark“ dar. Wir er⸗ 
kennen, wie inhaltreich die Beſtehornſche Abhandlung nach den verſchieden⸗ 
ſten Seiten hin iſt. Wirtſchafts⸗ und Handelshiſtoriker, Bearbeiter der 
Rechts⸗ und Kulturgeſchichte, ja auch der politiſchen Geſchichte pflücken 
hier reife Früchte. — Ein zweiter Beitrag Beſtehorns (S. 200—203) be- 
trifft die Fälſchung einer Potsdamer Fiſchereiurkunde. 
Dresden. W. Hoppe. 


Gottfried Müller, Die Dominikanerklöſter der ehemaligen Ordensnation 
Mark Brandenburg. Diſſertation zur Erlangung der Würde eines 
Doktor⸗Ingenieurs; der Techniſchen Hochſchule zu Berlin vorgelegt 
1914. 4° 175 S. mit 20 Blatt Abbildungen. 


Die vorliegende Diſſertation dringt tiefer in den gewählten Gegen⸗ 
ſtand ein, als man es ſonſt von Erſtlingsarbeiten zu erwarten hat. Der 
Verfaſſer, Regierungsbauführer Dr. Ing. Gottfried Müller, behandelt die 
Dominikanerklöſter der Mark Brandenburg, in der Folge ihrer Gründung 
geordnet, in Neuruppin, Straußberg, Seehauſen, Prenzlau, Soldin, 
Brandenburg a. Havel, Berlin und Tangermünde. Er hat die gedruckten 
geſchichtlichen Nachrichten fleißig geſammelt, betrachtet die Baulichkeiten 


und ſtellt die erhaltenen Bauwerke auf zwanzig Blättern in zwar ſtark ver⸗ 


kleinerten, doch klar verſtändlichen Zeichnungen dar. Die Dominikaner⸗ 
kirchen in Neuruppin, Prenzlau und Brandenburg, dreiſchiffige Hallen⸗ 
kirchen, ſind bekannte Denkmäler der frühgotiſchen Baukunſt in der Mark; 
in Prenzlau und Brandenburg ſtehen auch noch die Kloſtergebäude nahezu 
vollſtändig erhalten. Die Kirche in Soldin, ein einſchiffiger Bau, mit den 
Reſten des Kloſters hat der Verfaſſer zum erſten Male zeichneriſch dar⸗ 
geſtellt. Von den ſpätgotiſchen Bruchſtücken der Kirche und des Kloſters 
in Tangermünde gibt er ein vollſtändiges Bild. Die untergegangenen 
Bauwerke in Seehaufen, Berlin und Straußberg verſucht er in Be- 
ſchreibungen wiederherzuſtellen. In dieſen techniſchen Aufnahmen und 
Unterſuchungen liegt der Wert des Buches, und um derentwillen wird 
gern auf dasſelbe zurückgreifen, wer ſich über die Bautätigkeit der Domini⸗ 
kaner in der Mark unterrichten will. Um ſo mehr ſind einige Mängel 
des Buches zu verbeſſern. 

Der Gründer des Kloſters in Neuruppin, Gebhard von Arnſtein, 
wäre in ſeiner bedeutſamen Perſönlichkeit als Reichslegat in Italien zu 
würdigen geweſen; die ihn betreffenden biographiſchen Nachrichten habe ich 
im Korreſpondenzblatt der deutſchen Geſchichtsvereine 1911 S. 424 mit. 
geteilt. Indem der Verfaſſer das Chorpolygon der Kirche als ſpätgotiſch 
um 1400 entſtanden betrachtet, ohne dieſe Auffaſſung recht zu begründen, 
weicht er zu Unrecht von der bisherigen Datierung ab; denn das Chor⸗ 
polygon ſteht zum Bau des frühgotiſchen Langhauſes in innigen Be⸗ 
ziehungen. 

Was der Verfaſſer und vor ihm Baurat Dihm im Zentralblatt der 
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Bauverwaltung 1908 S. 281 über Schinkels Anteil an der Inſtandſetzung 
der Ruppiner Kloſterkirche ſagen, iſt wenig zutreffend, weil beide die 
Schriftſtücke der zuſtändigen Behörden nicht eingeſehen haben. Die im 
Schinkel⸗Muſeum der Techniſchen Hochſchule in Charlottenburg befindlichen 
Entwurfzeichnungen, auf die ſie Bezug nehmen, wurden mit den Beſtänden 
der Oberbaudeputation dorthin überwieſen und gehen nicht auf Schinkel 
ſelbſt zurück; ſie entſtanden 1830 und wurden, als die Ausführung einige 
Jahre ſpäter erfolgte, durch neue Pläne überholt. Schinkel, der 1840 
dauernd erkrankte und im folgenden Jahre ſtarb, war, wie die Akten des 
Miniſteriums der geiſtlichen Angelegenheiten ergeben, nur geſchäftlich be⸗ 
teiligt, da es galt, den Umfang des Unternehmens zu beſchränken; die 
Ausführung leiteten Regierungs- und Baurat Redtel in Potsdam und 
Bauinſpektor Herrmann in Zehdenick. Es geht nicht an, die Bauausfüh⸗ 
rungen jener Zeit ohne weiteres mit dem Namen Schinkels zu verbinden. 

An der Dominikanerkirche in Brandenburg ſoll, wie der Verfaſſer 
dem neuen Verzeichnis der Kunſtdenkmäler der Provinz Brandenburg 
folgend angibt, die Erhöhung der beiden Giebel des Langhauſes noch in 
frühgotiſcher Zeit geſchehen ſein. Im Gegenteil ſind die im Viertelkreiſe 
geſchloſſenen Blenden des Weſtgiebels gerade ein Kennzeichen der ſpät⸗ 
gotiſchen Bauweiſe, die ſich an der Kirche mit der Errichtung des Glocken⸗ 
turmes an der Südſeite des Chores 1469 betätigte. Zu Unrecht teilt der 
Verfaſſer die Baugeſchichte der Dominikanerkirchen in Brandenburg und 
Prenzlau in mehrere Bauperioden. Es handelt ſich vielmehr um Bau⸗ 
werke, welche nach ſelten einheitlichem Plane und in verhältnismäßig kurzer 
Zeit hergeſtellt, aber nach mittelalterlichem Brauch von Oſten nach Weſten 
in einigen Abſchnitten ausgeführt wurden. 

Doch wollen dieſe Bemerkungen weniger tadeln, als vielmehr das 
Buch in das wiſſenſchaftliche Schrifttum einführen. J. Kohte. 


Hermann Joſeph Kirch, Die Fugger und der Schmalkaldiſche Krieg. 
(Studien zur Fugger⸗Geſchichte. Herausgegeben von Dr. Hermann 
Grauert. 5. Heft.) München und Leipzig, Duncker & Humblot, 
1915. XIV, 305 S. — 8 Mk. 


Wegen des für die allgemeine deutſche Reichsgeſchichte bedeutſamen 
Inhaltes mag über die aus der Münchener Schule hervorgegangene er⸗ 
gebnisreiche und mit großer Sorgfalt und Umſicht gearbeitete Monographie 
Kirchs über der Fugger Beziehungen zu Karl V. auf dem Höhepunkt ſeiner 
Macht hier kurz berichtet werden. 

Aus dem namentlich für die Technik des Geldgeſchäftes in damaliger 
Zeit recht ſprödem Material iſt es Kirch leidlich gelungen, ein anſchauliches 
Bild von der Weltſtellung des großen Bankhauſes, das in Anton Fugger 
ſeinen glänzendſten Vertreter hat, zu entwerfen. 

Die Höhepunkte der großen imperialiſtiſchen Politik des Habsburgers 
(1519—1521, 1546—1548) find unlöslich verbunden mit der weitgehendſten 
Unterſtützung durch das Fuggerſche Geld. Es iſt intereſſant, zu beobachten, 
wie der geſchäftskluge Geldmann zuerſt, als er durch ganz außerordent⸗ 
liche Nüſtungskredite den Krieg gegen die Schmalkaldener finanzierte und 
dem künftigen Siege eine reale Unterlage ſchuf, ſich der me Finanz. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 
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verwaltung weit überlegen erwies, jo daß ihm recht harte Bedingungen 
ohne weiteres erfüllt wurden; wie aber dann durch die geradezu unerhörte 
Anſpannung des Geldmarktes und die allzu enge Verbindung mit der 
Sache des Kaiſers er die anfängliche Sicherheit dem kaiſerlichen Geld- 
nehmer gegenüber einbüßte und ſich ſchließlich den Zinsfuß von Eraſſo, 
dem geriebenen Finanzbeamten Karls, diktieren ließ. „Fugger ſendt müed,“ 
ſagte Chriſtoph Peutinger bereits am 26. Februar 1547. Auf glänzender 
Höhe bereits Keime des Verfalls, der ſeinen letzten Grund zweifellos in 
der Überſpannung der Möglichkeiten hat. 

Die geſchickte Diplomatenkunſt bewährte Fugger glänzend bei ſeinem 
Verhalten ſeiner den Schmalkaldenern zugewandten Heimatſtadt Augs⸗ 
burg gegenüber; ſeine Geldmacht ſicherte ihn vor der Verfolgung durch 
den Rat der Stadt, der ſeiner Hauspolitik einen empfindlichen Stoß 
hätte verſetzen können, wie andererſeits ſein Einfluß beim Kaiſer die 
Stadt vor dem Zorne des Siegers bewahrte. 

Nicht unterlaſſen möchte ich, auf die die Weltwirtſchaft damaliger 
Zeit beherrſchende Stellung Antwerpens hinzuweiſen, wo an der dortigen 
Börſe die Fuggers ihre hauptſächlichen Geſchäfte finanzierten. 

Daß Karl V. ſich der Verdienſte ſeines Bankiers um ihn wohl be⸗ 
wußt war, iſt ohne weiteres verſtändlich, auch wenn er den Ausſpruch, 
„das er consilio des Duca d'Alba und mit execution des Antoni 
Fuggers gelt das reich erhalten“, nicht getan hätte; die Niederlagen der 
Schmalkaldener aber einfach dem Umſtande zuzuſchreiben, daß Fugger ſich 
dem Kaiſer zugewandt hat, wie Kirch meint, ſcheint mir doch zu weitgehend 
zu ſein. Mangelnde politiſche Fähigkeiten, ungenügende innere Organiſation 
des Bundes — Dinge, an denen der Bund alfo felbft ſchuld ift — haben 
doch ebenſo weſentlich zu feinem Niederbruch geführt. 

Der Wert der vortrefflichen Schrift Kirchs wird durch intereſſante 
archivaliſche Beilagen und ein brauchbares Regiſter noch erhöht. 

Berlin. Dr. Richard Wolff. 


Veröffentlichungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 

» Die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel des ſechzehnten Bahr: 
hunderts. Von Martin Haß. Verlag von Duncker & Humblot, 
München und Leipzig 1913. 89. IX u. 367. 


Die brandenburgiſche Ständegeſchichte hat in den letzten Jahren er⸗ 
hebliche Bereicherung erfahren: für das Mittelalter durch Spangenbergs 
„Brandenburgiſche Zentralverwaltung im Mittelalter“ (1905) durch Schottes 
„Fürſtentum und Stände in der Mark Brandenburg“ (1911), für die 
Übergangszeit vom Mittelalter zur Neuzeit und für das Ende des 16. Jahr⸗ 
hunderts duͤrch die vorliegende Schrift des der Wiſſenſchaft leider fo früh 
entriſſenen Haß. Sie war urſprünglich zur Doktorarbeit beſtimmt und iſt 
als ſolche auch teilweiſe gedruckt worden. Ehe er das Ganze herausgeben 
wollte, beſchloß der vielverſprechende junge Gelehrte, der durch literariſche 
Arbeiten anderer Art außerdem vieliad in Anſpruch genommen war, fein 
Manuſkript noch einer gründlichen Durchſicht und Umarbeitung zu unter 
werfen; damit iſt er allerdings nur bis etwa zur Hälfte gelangt. Auch 
daran iſt er durch ſein Ableben verhindert worden, ſeine Studien auf die 


243] 


Neue Erſcheinungen 599 


Neumark ſowie die Länder Beskow und Storkow abſchließend auszudehnen, 
wie es in ſeiner Abſicht gelegen hatte. Das hinterlaſſene Manuſkript über 
die Kurmark hat jetzt ſein Lehrer Hintze der Offentlichkeit übergeben, wo⸗ 
durch nicht nur dem Verblichenen ein literariſches Denkmal, wie es pietät⸗ 
voller und würdiger nicht gedacht werden kann, geſetzt, ſondern auch der 
allgemeinen und insbeſondere der brandenburgiſchen Verfaſſungsgeſchichte 
ein dankenswerter Dienſt geleiſtet worden iſt. 

Die Stände der Kurmark hatten in dem Zeitabſchnitte, dem die 
Unterſuchungen von Haß gewidmet find, den Gipfel ihrer Machthöhe er⸗ 
reicht; ſie waren „ſaturiert“, wie ſich der Autor ausdrückt. Es iſt alſo 
das voll ausgebildete Ständeweſen, dem ſeine Darſtellung gilt, während 
die vorhin genannte Schrift von Schotte ſich mit einem früheren Ent⸗ 
wicklungsſtadium beſchäftigt, in dem die fürſtliche Autorität die ſtändiſche 
noch durchaus in den Schatten ſtellt; erſt unter Joachim II. erfolgte ja, 
wie bekannt iſt, der große Aufſchwung des märkiſchen Ständeweſens, 
der u. a. zur Entſtehung einer von der landesherrlichen ganz und gar ge- 
trennten, auf ſich ſelbſt geſtellten landſtändiſchen Verwaltung führte. Mit 
Recht kennzeichnet H. die jetzt folgende Phaſe in der ſtändiſchen Entwick⸗ 
lung Brandenburgs mit den Worten: „Wie bedeutend auch die Errungen⸗ 
ſchaften der Jahre 1549/50 waren, fie bildeten doch nicht nur den Gipfel⸗, 
ſondern auch den Wendepunkt in der Geſchichte der märikiſchen Stände. 
Nicht, daß von da ab ihre Macht beſtändig zurückgegangen wäre: es iſt 
bekannt, mit welchen Anſprüchen und mit welchem Erfolge ſie im Dreißig⸗ 
jährigen Kriege wieder der Regierung gegenübertraten; aber wie ſie ſeit 
1549 eine wichtige Poſition in der Landesverwaltung inne hatten, die 
ihnen die Laſt ſchwerer Verantwortung aufbürdete, ſo kam es jetzt darauf 
an, ob es ihnen gelingen würde, der Schwierigkeiten Herr zu werden, an 
deren Bewältigung die ‚Herrfchaft‘ hatte verzweifeln müſſen: beſaßen fie 
ſoviel Energie und Geſchick, um dieſe ihre finanzpolitiſche Miſſion zu er⸗ 
füllen, ſo mußte dadurch ihre Macht ſich weiter ausdehnen; ſcheiterte ſie 
aber ebenſo wie die Kurfürſten, ſo bedeutete das eine ſchwere Erſchütterung 
ihrer Stellung.“ Damit iſt bereits der Ausblick auf das endliche Schickſal 
des brandenburgiſchen Ständeweſens gegeben. 

Indem Haß, anders wie Schotte, das ſtändiſche Weſen in der Mark 
Brandenburg in der Periode ſeiner endgültigen Entfaltung ins Auge 


faßt, kommt er naturgemäß dazu, feinem Thema eine etwas andere Be- 


handlung zu teil werden zu laſſen, wie biefer. Bei ihm tritt die ftaats- 
rechtlich⸗ſyſtematiſche Schilderung der Inſtitutionen mehr in den Vorder⸗ 
grund als bei Schotte, ſchon deshalb, weil ja dieſe erſt in der von ihm 
gewählten Periode zu voller Ausbildung gelangt ſind. In vier Haupt⸗ 
abſchnitte gliedert er ſeinen Stoff: die Organiſation der Landſchaft (S. 5 
bis 73), ihre Kompetenz und ihre Einwirkung auf die Verwaltung (S. 74 
bis 171), die ſtändiſchen Finanzen und das Kreditwerk (S. 172—297, die 
reichhaltigſte und inftruftivfte Partie des Buches) und die Stellung der 
Landſchaft im Territorium (S. 298—316), wobei die wichtigen Fragen 
des ſtändiſchen Geſetzgebungsrechtes, des Vertretungscharakters der Land⸗ 
ſtände und des Dualismus zwiſchen Herrſchaft und Landſchaft gründlich 
und im großen und ganzen zutreffend erörtert werden. Ein reichhaltiger 
38 * 
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Anhang bringt mühſam ausgearbeitete tabellariſche Verzeichniſſe ber Mit- 
glieder des Großen Ausſchuſſes der Oberſtände, der landſtändiſchen Be- 
amten, des Schuldenweſens der ſtändiſchen Kaſſen und der Steuererträge. 
Das im Vorworte vom Herausgeber als verloren angegebene Verzeichnis 
der mit dem Titel „Landrat“ bezeichneten Perſonen hat ſich inzwiſchen 
im Nachlaſſe gefunden und iſt nunmehr in dieſem Heft S. 553 veröffent⸗ 
licht worden. 

Den reichen Inhalt der Haßſchen Ausführungen auch nur an— 
deutungsweiſe wiedergeben zu wollen, würde zu weit führen. Es ſei hier 
nur im allgemeinen bemerkt, daß ſich der Autor keineswegs auf die Dar⸗ 
ſtellung der Formen beſchränkt, ſondern auch die materielle Verwaltung 
und ihre Aktionen in weitem Umfange berückſichtigt; es fet in dieſer Hin- 
ſicht insbeſondere auf die Kapitel um den Kampf um die adlige Korn- 
ausfuhr und um die Exkluſivität des ſtädtiſchen Handels und Gewerbes 
verwieſen. Von Einzelheiten, die beſonders intereſſant und ſtrittig ſind, 
ſei hier noch dieſes und jenes erwähnt. Auch Witwen und minderjährige 
Erben hatten Standſchaft (S. 26), mußten wohl aber für Vertretung 
ſorgen. Bürgerliche, die Rittergüter beſaßen, waren damals landtags⸗ 
fähig (S. 26 f.). Nach Haß (S. 29) war „die Eigenſchaft als Lehnsmann 
des Landesherrn recht eigentlich die Grundlage der Standſchaft“; aber 
war der Hofſchneider Schleyzer (S. 28) auch Lehnsmann, indem er ein 
Lehnsgut innehatte? Urſprünglich konnten die beiden Kurien der Prä- 
laten und Ritterſchaft die Städte überſtimmen (S. 53); nachdem aber jene 
beiden (um die Mitte des 16. Jahrh.) zu einer einzigen Kurie vereinigt 
waren, jo daß fih jetzt auf dem Landtage nur noch zwei Kurien, Über: 
ſtände und Städte, gegenüberſtanden, bildete ſich ſchließlich ein Zuſtand 
heraus, demzufolge Überſtimmung der Städte nicht mehr möglich war. 
Die dualiſtiſche Eigenart des Ständeſtaates kam in der Kurmark darin 
zum Ausdrucke, daß der Landtagsabſchied den Charakter eines Vertrages 
zwiſchen Landesherrſchaft und Landſtände hatte: „das Endergebnis, das 
zwiſchen Fürſt und Land ‚Vertragene‘ und die Beſtätigung der alt- 
hergebrachten Freiheiten wurde zu einem beſonderen Aktenſtücke, dem 
Revers, zuſammengefaßt, deſſen Wortlaut ebenfalls unter Mitwirkung der 
Stände feſtgeſtellt wurde“ (S. 54). „Schon der Ausdruck ,Revers* zeigt 
ſein Weſen an; es war eine Urkunde, durch die der Fürſt ſich über eine 
Anzahl wichtiger Fragen ‚reverlierte‘, d. h. den Ständen bindende Ber- 
ſprechungen machte, oder genauer geſagt, die die Beſcheinigung darüber 
enthielt, daß diefe Verſprechungen gemacht worden feien” (S. 80). Aus 
der Prekarietät des ganzen ſtändiſchen Verfaſſungsrechtes iſt es zu er⸗ 
klären, daß in jedem neuen Reverſe der Sicherheit halber auch die alten 
Reverſe wieder aufgenommen wurden; es iſt daher jeder neue Revers 
daraufhin zu unterſuchen, was er an wirklich Neuem enthält. Im 
16. Jahrhundert ſind es beſonders die Reverſe von 1534, 1536, 1538, 
1540 und 1550, „die, eine fortlaufende Kette bildend, gleichſam die eigent- 
lichen ſtändiſchen Grundgeſetze darſtellien“. Unter Johann Georg fand 
nur ein „gemeiner Landtag“ ſtatt, im Jahre 1572, und der Revers von 
1572 (gedruckt als Anlage 1, S. 317 ff.) enthält nur vier neue Artikel, — 
ein Beweis dafür, „wie geringfügig die Zugeſtändniſſe Johann Georgs 
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an die Stände geweſen find” (S. 81). Gegenüber der neuerdings auf- 
tretenden Neigung, einſeitig den Egoismus der alten Stände zu betonen 
und die Verdienſte zu unterſchätzen, die ſie ſich doch immerhin um den 
Fortſchritt des ſtaatlichen Lebens in den deutſchen Territorien zum An⸗ 
fange der Neuzeit erworben haben, ſei hier das abſchließende Urteil mit⸗ 
geteilt, das H. (S. 134) über den Anteil der kurmärkiſchen Stände an 
der allgemeinen Landesverwaltung fällt: 

„Auf allen Gebieten faſt der Landesverwaltung ſehen wir ſo die 
Petitionen, Anträge und Beſchwerden der Landesverwaltung wirkſam. 
Denen, die von Eigennutz und Partikularismus eingegeben waren, ſtanden 
doch auf der andern Seite viele gegenüber, deren Urſprung in einer 
durchaus wohlwollenden und ernſtgemeinten Fürſorge für das Wohl des 
„Vaterlandes“ — wie es nicht ſelten heißt —, aller Untertanen, und nicht 
zum wenigſten des ‚gemeinen Mannes‘ lag. Manche nützliche und erfolg- 
reiche Anregung ift jo von den Ständen ausgegangen und hat die landes- 
fürſtliche Geſetzgebung und Verwaltungstätigkeit erfolgreich befruchtet.“ 

Zu einem Punkte der Ausführungen H.s möchte ich zum Schluſſe 
noch einen Widerſpruch anmerken. H.s Anſicht zufolge (S. 309 ff.) 
gründete ſich der Vertretungscharakter der Landſtände in Brandenburg 
darauf, daß ſie ſich als die Summe aller Grundobrigkeiten im Lande dar⸗ 
ſtellen. Es gibt niemanden im Lande, der nicht durch ſeine Grundobrig⸗ 
keit vertreten wäre, und es decken ſich die landtags un fähigen Bevölke⸗ 
rungsteile haarſcharf mit denen, die nur als Hinterſaſſen der Landtags- 
fähigen galten: „Die Stände repräſentieren alſo das Land zunächſt in 
dem Sinne, daß fie es buchſtäblich „darſtellen“, daß fie fih ſelbſt mit 
dieſem Begriff identifizieren und die Landesintereſſen als die ihrigen be⸗ 
zeichnen.“ Nun bewilligen aber die Landſtände auch für die Hinterſaſſen 
des landesherrlichen Dominiums, nicht nur für ſich und ihre eigenen 
Hinterſaſſen; die Vertretungsbefugnis für jene kann alſo nicht aus ihrer 
Stellung als Grundobrigkeiten abgeleitet werden. Zwar ſagt H. (310), 
die Sache läge fo, daß „ſämtliche lokale Obrigkeiten, auch die des Landes- 
herrn ſelbſt, das Recht der Standſchaft genießen.“ Aber dem iſt doch 
nicht ſo: der Kurfürſt iſt doch nicht für ſein Dominium Mitglied der 
Landſtände, und wenn irgendwelche Dominialbeamte am Landtage teil⸗ 
nehmen, dann keineswegs in eben dieſer Eigenſchaft, viel mehr als Mit- 
glieder der Ritterſchaft. Und wenn auch der Kreis der Landtagsfähigen 
zuſammenfällt mit Geſamtheit der lokalen Obrigkeiten, ſo iſt damit doch 
noch nicht geſagt, daß dieſe in eben dieſer ihrer Eigenſchaft, nämlich als 
lokale Obrigkeiten, ohne weiteres zur Vertretung des Landes berufen und 
dazu gelangt waren; ſie gelangten dazu vielmehr, wie ich an anderer 
Stelle gezeigt habe, auf Grund landesherrlicher Vollmachtserteilung, Privi- 
legierung. Völlig beiſtimmen kann man dagegen dem Satze (S. 311): 
„Wie ſcharf auch ſonſt die Scheidung zwiſchen Ritterſchaft und Städten 
war, ſo vertraten die beiden Kurien doch nicht bloß ſich und ihre Hinter⸗ 
ſaſſen, ſondern zugleich auch das Land als ideelle Einheit.“ 

Das durch Gründlichkeit, wiſſenſchaftlichen Sinn und Sachkenntnis 
ausgezeichnete Buch ſichert dem Autor ein ehrenvolles Gedächtnis auf dem 
Gebiete der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichtsforſchung. 

Freiburg i. Br. Felix Rachfahl. 


602 Neue Erſcheinungen 2 46 


Oberprafident Otto von Schwerin anf dem Großen Landtage in Oft- 
preußen (1661—1662) von Emil Nichard Mertens. Halle a. S., 
Buchdruckerei Hohmann, 1914. 72 S. 


Um auch in Preußen ſeine landesherrliche Stellung feſter zu be⸗ 
gründen, und vor allem um die dortigen Stände zur Anerkennung der 
ihm in dem ſchwediſch⸗polniſchen Kriege durch die Verträge von Labiau, 
Wehlau, Bromberg und Oliva zuerkannten, von denſelben aber auf das 
heftigſte beſtrittenen Souveränität zu bewegen, hat der Große Kurfürſt 
dort nach der Beendigung dieſes Krieges einen Landtag abhalten laſſen, 
der mit Unterbrechungen vom 30. Mai 1661 bis zum 1. Mai 1663 ge⸗ 
währt hat. Die Leitung desſelben überließ er nicht der dortigen Re⸗ 
gierung, dem Statthalter, Fürſten Radziwill, und den Oberräten, von 
denen er nur geringe Förderung ſeiner Beſtrebungen zu erwarten hatte, 
ſondern er ſchickte dazu ſeinen vertrauteſten Ratgeber, den Oberpräſidenten 
Otto v. Schwerin, nach Preußen, der dort bis zum Juli 1662 eifrig, aber 
mit ſehr geringem Erfolg tätig geweſen iſt, worauf dann der Kurfürſt 
ſelbſt nach Preußen gegangen iſt, durch anfänglich ſehr energiſches und 
gewaltſames Auftreten die Stände eingeſchüchtert und ſchließlich erreicht 
hat, daß ſie ſeine Souveränität anerkannt haben, und in dem von ihm 
ausgeſtellten Landtagsabſchied ihre Rechte und Freiheiten erheblich ein- 
geſchränkt wurden. Die Tätigkeit Schwerins während dieſes Landtages 
hat der Verfaſſer der vorliegenden Abhandlung, einer Hallenſer Promo⸗ 
tionsſchrift, auf Grund des jetzt in dem Werke von Orlich und im 
15. Bande der „Urkunden und Aktenſtücke“ vorliegenden reichen urkund⸗ 
lichen Materials zu ſchildern und zu würdigen verſucht. Die Darſtellung 
der dortigen Vorgänge bringt gegenüber den bisherigen Behandlungen 
derſelben wenig Neues, die Beurteilung derſelben dagegen iſt eine durch⸗ 
aus ſelbſtändige, aber, wie es ſcheint, nur wenig zutreffende. Der Verf. 
gibt in den beiden erſten Abſchnitten eine allgemeine Charakteriſtik 
Schwerins, eine Schilderung ſeiner Perſönlichkeit, und eine Darlegung 
ſeiner politiſchen Anſchauungen. Die erſtere, nach welcher Schwerin eine 
ganz unbedeutende, unſelbſtändige, ſchwächliche, wohl zum Liebling der 
Damen des Hofes und zum Prinzenerzieher, aber nicht zum Leiter der 
brandenburgiſchen Politik geeignete Perſönlichkeit geweſen wäre, muß 
geradezu als ein Zerrbild bezeichnet werden. Wenn der Verf. ſtatt die 
Gründe aufzuzählen, die Schwerin die Gunſt und Freundſchaft der fürit 
lichen Damen verſchafft haben, unterſucht hätte, weshalb der Kurfürſt ihn 
ſo hoch geſchätzt, ihm fortgeſetzt das größte Vertrauen geſchenkt, ihn zu 
den mannigfaltigſten Geſchäften verwendet hat, und wenn er die einfluß 
und erfolgreiche Tätigkeit desſelben bei andern Gelegenheiten, beſonders 
in den letzten Jahren des ſchwediſch-polniſchen Krieges, und in der Periode 
von 1663—1672, wo er wirklich eine feinem Range als Oberpräſident ent- 
ſprechende leitende Stellung eingenommen hat, berückſichtigt hätte, würde 
er wohl zu einem andern Ergebnis gekommen ſein. Was Schwerins politiſche 
Anſchauungen anbetrifft, ſo bezeichnet ihn der Verf. als das eifrigſte und 
einflußreichſte Mitglied einer territorial-ftänbifden, einer hauptſächlich 
durch Friedrich v. Jena vertretenen abſolutiſtiſchen gegenüberſtehenden 
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Partei, muß aber zugeftehen, daß diefe fih nicht durchaus mit den ſtändi⸗ 
ſchen Forderungen identifiziert, und daß er eine mittlere Linie eingehalten 
hat! Wenn er aber als Urſachen dieſer ſeiner Haltung nur Mangel an 
Mut und an klaren politiſchen Zielen angibt, fo iſt dieſes ganz willkürlich. 
Der Hauptgrund, weshalb Schwerin weit ausſehende Unternehmungen 
in der auswärtigen Politik und ein ſchroffes Auftreten den Ständen 
gegenüber widerraten hat, iſt der Zweifel daran geweſen, ob der Kur⸗ 
fürſt die nötigen Machtmittel dazu beſeſſen habe, und ob ſolche Maß⸗ 
regeln wirklich zu dauernden günſtigen Erfolgen führen würden. Was 
dann die durchaus abſprechende Beurteilung des Verhaltens Schwerins 
auf dem preußiſchen Landtage anbetrifft, ſo hat der Verf. gerade die 
wichtigſten Punkte außer acht gelaſſen: die Aufgabe die ihm geſtellt war, 
und die ihm zur Löſung derſelben gewährten Mittel. Schwerin hatte 
durchaus nicht die Aufgabe, die Stände zur Erfüllung der Forderungen 
des Kurfürſten zu zwingen, ſondern er ſollte nur verſuchen, ob und wie 
weit ſie durch gütliche Mittel zu einer Verſtändigung mit demſelben zu 
bringen ſein würden, und er hat auch gar keine Mittel in Händen ge⸗ 
habt, um zwangsweiſe gegen ſie vorzugehen. Wenn er, was der Verf. 
für notwendig erklärt, ihnen gleich zu Anfang die ſehr weitgehenden Ab⸗ 
ſichten des Kurfürſten mitgeteilt, und eine gewaltſame Verhaftung des 
Haupts der Oppoſition, Roth, verſucht hätte, ſo würde er gerade im 
Gegenteil einen offenen Bruch herbeigeführt haben. Allerdings waren 
ſeine Anſichten von dem gegen die Stände auszuübenden Verfahren von 
denen des Kurfürſten ſehr verſchieden, und es iſt ſehr zweifelhaft, ob 
dieſer, wenn er ſeinen Ratſchlägen gefolgt wäre, ſeinen Zielen erheblich 
näher gekommen wäre. Wie wenig gerechtfertigt aber die Vorſtellung des 
Verf.s von der Unſelbſtändigkeit Schwerins iſt, zeigt am beſten der Frei⸗ 
mut, mit dem er dieſelben ausgeſprochen und die Feſtigkeit, mit der er 
trotz aller Anfeindungen ſeitens der Gegenpartei am Hofe an ihnen feſt⸗ 
gehalten hat. Der Zorn des Kurfürſten hat ſich auch nicht gegen ihn, 
ſondern nur gegen die Unbotmäßigkeit und Halsſtarrigkeit der Stände 
und die Unzuverläſſigkeit der dortigen Regierung gekehrt. Schließlich iſt 
der eigentliche Zweck der Sendung Schwerins erreicht worden; es zeigte 
ſich, daß mit gütlichen Mitteln nichts auszurichten war, und der Kurfürſt 
hat nur das getan, was Schwerin in dieſem Falle ſchon längſt für not- 
wendig erkannt und geraten hat: er iſt ſelbſt nach Preußen gekommen 
und hat, geſtützt auf die Truppenmacht, die er mitgebracht hat, durch 
ſcharfes Vorgehen wenigſtens ſeine wichtigſten Forderungen durchgeſetzt. 
Berlin-Groß-Lichterfelde. F. Hirsch (+). 


Erich Klein, Preußen und der Utrechter Frieden. Königsberger Diſſer⸗ 
tation 1910. 


Der weltgeſchichtliche Kampf zwiſchen dem Hauſe Habsburg und 
dem franzöſiſchen Königtum führte im Utrechter Frieden zu einer Rege⸗ 
lung der Beſitzverhältniſſe, die in der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
wohl noch mehrmals in Frage geſtellt, aber nicht mehr weſentlich ge⸗ 
ändert worden iſt. Ottokar Weber hat in feinen Buche über den Frieden 
von Utrecht die Geneſis des Vertrages in großen Zügen dargeſtellt. Es 
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ſtützt fid) hauptſächlich auf die Quellen, die ihm die Archive der beteiligten 
Großmächte, alſo Frankreichs, Englands, der Republik der Niederlande 
und Oſterreichs, boten. Ausdrücklich lehnt er es ab, die Angelegenheiten 
der kleineren Potenzen eingehender zu behandeln, weil dadurch die Über⸗ 
ſicht ſeines Buches erſchwert worden wäre. Somit eröffnet ſich hier ein 
fruchtbares Gebiet für die Spezialforſchung. Der Verfaſſer der vor- 
liegenden Arbeit hat es in dankenswerter Weiſe übernommen, die Rolle 
Preußens auf dem Utrechter Kongreß näher zu beleuchten. Seine tief⸗ 
dringende klare Darſtellung verbreitet viel Licht über diefe vielverſchlungenen 
Vorgänge. 

Die Erzählung beginnt mit dem Jahre 1711, wo die erſten Ver⸗ 
mutungen über das engliſch-franzöſiſche Einverſtändnis auftauchten. Auf 
dem Kongreß iſt es das Beſtreben der preußiſchen Politik geweſen, einen 
Ausgleich zwiſchen den divergierenden Intereſſen der Alliierten zu ſinden 
und einen offenen Bruch der Großen Allianz zu vermeiden. Als es dann 
ſchließlich doch zu einer Trennung der Truppen kam, blieb das preußiſche 
Kontingent trotz inneren Widerſtrebens des Hofes bei Prinz Eugen, haupt⸗ 
ſächlich, weil der König vor einem offenen Vertragsbruche gegenüber dem 
Kaiſer zurückſchreckte. Aber bei der Intranſigenz des Kaiſers, und namentlich 
der Generalſtaaten, konnte er nicht auf die Erfüllung feiner Forderungen 
rechnen, zumal die Generalſtaaten ſich inzwiſchen mit England ver⸗ 
ſtändigten. So beſchloß Friedrich, das gleiche zu tun, ohne freilich offen 
mit dem Kaiſer zu brechen. Nach vielen Intrigen gelang es Preußen 
dann, mit Hilfe der franzöſiſchen Diplomatie und des beſtochenen Strafford, 
die Abtretung eines Teiles von Obergeldern als Äquivalent für Orange 
und die burgundiſchen Güter durchzuſetzen. Bolingbroke hatte dieſe 
Wendung eigentlich durch die Anbahnung einer Verſtändigung über Ober⸗ 
geldern zwiſchen dem Kaiſer und den Generalſtaaten verhindern wollen. 
Friedrich Wilhelm I. beeilte ſich jedoch, das Angebot Straffords an⸗ 
vinehmen. 

Die Arbeit erſcheint mir ſehr genau und ſorgfältig. Ihre Ergeb⸗ 
niſſe decken ſich bis auf einige Kleinigkeiten mit dem Eindruck, den ich 
auf Grund meiner Kenntnis der einſchlägigen Akten gewonnen habe. 
Bedenklich iſt mir nur die Stellung des Verfaſſers zur Subſidienfrage 
(S. 9). Gewiß ſind die dort angezogenen Ausführungen Berners be— 
achtenswert, nach denen Preußen fünf Sechſtel aller Koſten ſelbſt auf- 
brachte. Dem iſt aber entgegenzuhalten, daß die Subſidienfrage ſchon 
für den Großen Kurfürſten eine erhebliche Rolle ſpielte. Ich habe bei 
meiner Beſchäftigung mit der Politik Friedrichs I. die Überzeugung ge- 
wonnen, daß dieſer Punkt in weitem Umfange die Entſchlüſſe des Hofes 
beſtimmte und geeignet war, die Abhängigkeit Preußens gegenüber den 
Seemächten zu verſtärken. Ich wage aber nicht, dieſe Frage endgültig 
zu entfcheiden. So weit ich ſehe, herrſcht auch noch keineswegs Einhellig- 
keit darüber in der Forſchung. Indeſſen erſcheint mir das Problem für 
die Beurteilung der preußiſchen Politik fo wichtig, daß es einmal gründ- 
lich unterſucht zu werden verdiente. 

Berlin Friedrichshagen. Wolfgang Peters. 
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Georg Drechsler, Der Streit um die oraniſche Erbſchaft zwiſchen König 
Friedrich I. von Preußen und dem Haufe Naſſan⸗Dietz und fein 
Einfluß auf die preußiſche Politik (1702 — 1732). Leipziger Differ- 
tation 1913. 


Die vorliegende Arbeit will zweierlei: einmal den langwierigen 
Streit zwiſchen dem preußiſchen Königshauſe und der oraniſchen Neben⸗ 
linie von Naſſau⸗Dietz um das Erbe Wilhelms III. in ſeinem Hergang 
erzählen, dann den Einfluß dieſer Irrungen auf die preußiſche Politik 
unter König Friedrich I. genauer beſtimmen. Nur der erſte Teil der Auf⸗ 
gabe kann als befriedigend gelöſt gelten. — Die Gliederung des Stoffes 
in den erſten Kapiteln kann ich nicht glücklich finden. Der Verfaſſer gibt 
zunächſt eine Überſicht über die zur Erbſchaft gehörenden Länder und 
Güter in der Form eines Berichtes über die Entſtehung der Erbſchaft, 
dann ſetzt er die preußiſchen Anſprüche auf die Erbſchaft auseinander, 
um hierauf die Vorgänge vom Tode Wilhelms III. bis zur Eröffnung 
des Teſtamentes zu behandeln, das bekanntlich der Anlaß zu dem Streite 
geworden iſt. Im nächſten Kapitel greift er zurück und ſpricht über die 
Bündnispolitik des Großen Kurfürſten und ſeines Nachfolgers und über 
die Entſtehung des Teſtamentes, über Vorgänge, die die Grundlage für 
das Verſtändnis großer Teile des erſten Kapitels bilden. Dieſer Verſtoß 
gegen das chronologiſche Prinzip erſchwert die Überfiht. Im folgenden 
iſt dann der Gang des Streites bis zum Hauptvergleich von 1732 zu- 
treffend geſchildert. Man gewinnt aus der Lektüre einen richtigen Ein⸗ 
druck von der Langwierigkeit dieſer unerquicklichen Verhandlungen, in 
denen die preußiſche Diplomatie im ganzen keine ſehr glückliche Hand 
bewies. Bei der Beſprechung der letzten Einigungsverſuche des Jahres 
1706 wäre es wünſchenswert geweſen, wenn der Verfaſſer die Korreſpon⸗ 
denz des Barons Chaleſac, der in einer Sondermiſſion bei der Prinzeſſin 
von Naſſau⸗Dietz war, herangezogen hätte (Rep. 64 I, 110 des Berliner 
G. St. A.). Daraus würde ſich wohl über den Plan der Prinzeſſin, eine 
ihrer Töchter mit dem preußiſchen Kronprinzen zu verheiraten, und den 
Einfluß des Scheiterns dieſer Abſicht auf die Ablehnung des Vergleichs 
Klarheit gewinnen laſſen. 

In Kapitel IV handelt der Verfaſſer von der Erwerbung Neuchätels. 
Dieſes Ländchen gehört wohl juriſtiſch zur oraniſchen Erbſchaft, politiſch 
hat die Angelegenheit aber, wie man weiß, ein beſonderes Geſicht, ob- 
wohl ein Zuſammenhang der beiden Fragen beſteht. Drechsler wendet 
ſich ſcharf gegen Bourgeois, der in feinem Buche über Neuchatel et la 
politique prussienne en Franche-Comté nachweiſen will, daß Preußen 
damals Abſichten auf die ganze Franche-Comté hatte. Dieſe Darlegung 
enthält viel Zutreffendes, er hätte aber ſagen müſſen, daß ſeine Argu⸗ 
mente faſt ausſchließlich Erdmannsdörffers Deutſcher Geſchichte ent⸗ 
nommen ſind. 

Den Einfluß der oraniſchen Erbſchaftsangelegenheit auf die preußiſche 
Politik will der Verfaſſer dahin beſtimmen, daß nur die Ausſicht auf 
dieſe Güter Friedrich I. vermocht habe, trotz aller Demütigungen an der 
Seite des Kaiſers und der Seemächte auszuhalten (S. 31). Dieſe Auf⸗ 
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faſſung ift in folder Zuſpitzung fier falſch, ohne daß damit die ver- 
lockende Ausſicht auf die Erbſchaft als Beweggrund der preußiſchen 
Politik überhaupt geleugnet werden ſoll. Wenn ferner das Verhältnis 
der Politik des Großen Kurfürſten zu der ſeines Sohnes durch die Anti⸗ 
theſe charakteriſiert wird: hier große Mittel zur Verfügung und minimale 
Erfolge, dort mit kleinen Mitteln eine Reihe bedeutender Erfolge (S. 19), 
fo ift auch das eine überſcharfe Formulierung. Die Mittel find nicht fo 
ſehr verſchieden geweſen, und beide waren infolgedeſſen auf den Anſchluß 
an die großen Mächte angewieſen. Auch der Große Kurfürſt hat bei der 
Ungunſt der Konjunkturen feine ſchönſten Hoffnungen begraben müſſen. 
Aber an politiſchem Scharfblick und Willenskraft iſt er ſeinem Sohne 
überlegen geweſen, daher die größeren Erfolge. 
Berlin. Wolfgang Peters. 


Rihard Wolff, Vom Berliner Hofe zur Zeit Friedrich Wilhelms I. 
Berichte des Braunſchweiger Geſandten in Berlin. 1728 — 1733. 
Heft 48/49 der Schriften des Vereins für die Geſchichte Berlins. 
Berlin 1914. XI und 310 S. 


Der frühere Berliner Advokat Wilhelm Stratemann lieferte den 
Höfen von Detmold und Braunſchweig Berichte über politiſche Ereigniſſe 
in Berlin, eine Hofchronik, Mitteilungen über bekanntere Perſönlichkeiten 
und allerhand Vorgänge, die er des Aufzeichnens für wert befand. Dieſe 
Berichte liegen in einer Kopie der nach Braunſchweig gegangenen, heute 
verlorenen Schreiben, die der hannoverſche Hof ſich anfertigen ließ, und 
in einer mit der Braunfchweiger Faſſung nicht völlig übereinſtimmenden, 
zu Detmold befindlichen Originalausfertigung vor. Der Herausgeber hat 
anſcheinend ohne nähere Unterſuchung der Detmolder Überlieferung den 
Vorzug gegeben. 

Wolff glaubt, wie er in der Einleitung ſagt, mit ſeiner Publikation 
„ein geſchloſſenes Bild von der Perſönlichkeit des Soldatenkönigs, ſeines 
Hofes, ſeiner Familie, ſowie von dem Zuſtande der beiden Reſidenzen 
Berlin und Potsdam“ bieten zu können, wozu nicht recht ſtimmen will, 
daß er wenig ſpäter ſeine Quelle als „nicht wertlos“ bezeichnet. Dieſer 
vorſichtigeren Bewertung der Berichte Stratemanns wird man, glaube 
ich, eher zuſtimmen können. Die Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms I. er⸗ 
fährt durch dieſe Schreiben keine weitere Klärung; dieſelben Züge, die 
wir lange an ihm kennen, begegnen uns hier. Sein Wirken als König 
wird gar nicht berührt, wie denn Stratemann überhaupt ganz an der 
Oberfläche bleibt. Zu ſeinem Recht kommt hier eigentlich nun der um 
Kenntnis der Orts- und Perſonenkunde vergangener Zeiten befliſſene 
Antiquar, allenfalls der Anekdotenjäger. Hiſtoriſchen Wert dagegen bes 
ſitzen dieſe Berichte kaum. Intereſſant iſt z. B. ein kleines deutſches 
Gedicht des Kronprinzen aus dem November 1730, mit dem er auf ein 
langes Begrüßungskarmen der Neumärkiſchen Kriegs- und Domänen» 
kammer zu Küſtrin erwiderte. Koſer hatte es noch zweifelhaft laſſen 
müſſen, ob Friedrich Wilhelm in den ereignisreichen Tagen vor der Ab- 
reiſe nach Süddeutſchland im Juli 1730 am 12. oder 13. Juli von Berlin 
nach Potsdam gegangen ift (vgl. Friedrich der Große IV, 10); aus Strate- 
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manns Bericht ergibt fi, daß die Uberfiedlung am 13. erfolgte (Wolff 
S. 144). Unter dem 29. Dezember 1731 weiß Stratemann zu erzählen, 
daß der Kronprinz früher als die anderen Fürſtlichkeiten, die zur Hochzeit 
Wilhelmines im November 1731 nach Berlin gekommen waren, abgereiſt 
wäre, weil ihm „eine Mariage proponieret ſei, worin er noch nicht bei⸗ 
ſtimmig fallen können“. Damit dürfte das hiſtoriſch Brauchbare dieſer 
Veröffentlichung wohl erſchöpft fein. 

Wolff hat ſehr fleißig und ſorgfältig gearbeitet, ſich um Nachweiſung 
aller genannten Perſonen und Ortlichkeiten bemüht, und ein zuverläſſiges 
Regiſter angelegt. Der Abdruck iſt buchſtabengetreu, felbft die oft finn- 
ſtörende Interpunktion iſt beibehalten. Manche ſchlimmen Leſefehler ſind 
dem Herausgeber trotz alles Fleißes unterlaufen. An Verſehen ſei indes 
nur erwähnt, daß der erſte Bericht ſtatt auf 6. Mai 1728 auf 6. März 
1728 datiert iſt; Danckelmans Sturz erfolgte nicht 1698, ſondern 1697 
(S. 16). Aber dieſe und andere Irrtümer wiegen leicht, zumal bei einem 
dieſer Zeit fernſtehenden Verfaſſer, gegenüber dem großen Fleiß, der auf 
die ganze Arbeit verwandt iſt. 

Steglitz. M. Hein. 


Erwin Peters, Die Orientpolitik Friedrichs des Großen nach dem 
Frieden von Teſchen (1779 — 1786). (Hiſtoriſche Studien, herausg. 
von Feſter, Heft 4, Halle a. S. 1914. 56 S. 1,80 Mk.) 


Von einer „Orientpolitik“ Friedrichs des Großen läßt ſich nur mit 
ſtarker Einſchränkung ſprechen; denn ſelbſtändige politiſche oder kommer zielle 
Ziele verfolgte er im Orient nicht. Die Türken ſtellten auf dem Schach⸗ 
brett ſeiner Politik nur eine Figur von geringerer Bedeutung dar. Tat⸗ 
ſächlich kamen ſie in ſeinen politiſchen Berechnungen allein für eine 
Diverſion im Kampfe gegen ſeinen Hauptgegner Oſterreich und, ſolange 
die Ruffen in den Reihen feiner Feinde ftanden, auch gegen dieſe in Be- 
tracht. 

Zwei Hauptepochen laſſen ſich in der Türkenpolitik Friedrichs unter⸗ 
ſcheiden. Die erſte, die ſich von 1755 bis 1765 erſtreckt, empfängt ihre 
Signatur durch ſeine Bemühungen um eine Allianz mit der Pforte. Das 
einzige poſitive Ergebnis bildete der Abſchluß eines Freundſchafts⸗ und 
Handelsvertrages im April 1761, der politiſch ohne Folgen blieb. Die 
Defenſivallianz ſcheiterte endgültig an dem Veto Rußlands, das ſeit 1764 
ſein Verbündeter war. Die zweite Epoche ſetzt ein mit dem Vorſchlag 
der Pforte an den König im Jahre 1779, einen Dreibund zwiſchen Preußen, 
Rußland und der Türkei zu vermitteln. Auch dieſe Allianz kam nicht 
zuſtande, da Katharina II. ihre Zuſtimmung auf das entſchiedenſte ver⸗ 
weigerte. Sie trug ſich bereits mit ihren großen, auf die Vertreibung 
der Türken aus Europa gerichteten Plänen, zu deren Ausführung Kaiſer 
Joſeph II. ihr die Hand bot. Die Politik Friedrichs in den folgenden 
Jahren iſt durch zwei Momente gekennzeichnet: einmal durch den alten 
Gegenſatz gegen Oſterreich, vor deſſen Vergrößerungsabſichten er un⸗ 
ermüdlich die Pforte warnte, und dann durch das Streben, ſorgfältig alles 
zu vermeiden, was ihn zum offenen Bruche mit dem ihm ſchon halb ent⸗ 
fremdeten Rußland hätte führen können. Im Sommer 1783 trat eine 
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ſchwere Kriſis ein. Der König dachte, von Katharina II. „verabſchiedet“, 
an einen Wechſel des Syſtems und eine Allianz mit Frankreich, an ein 
Bündnis mit der Pforte und einen neuen Krieg mit Oſterreich und Ruß⸗ 
land; denn er fürchtete, daß nach der Zertrümmerung der Türkei das 
gleiche Schickſal Preußen drohe. Er beſtärkte die Türkei in ihrem Wider⸗ 
ſtand gegen die von Rußland geforderte Abtretung der Krim. Doch 
Frankreich hielt am Bund mit Öfterreich feſt, und die Pforte leiſtete auf 
die Krim Verzicht. Jetzt ſteckte ſich der König ein beſcheideneres Ziel. 
Er begnügte ſich, da die Händel mit den Kaiſerhöfen fortdauerten, in 
Konſtantinopel nur zu Rüſtungen zu mahnen und vor neuen Abtretungen 
zu warnen. Aber von einem Kriege der Türken wollte er nichts mehr 
wiſſen, da ſie ohne Bundesgenoſſen, allein auf ſich geſtellt, den Gegnern 
nicht gewachſen waren. Genug, daß fie ben Oſterreichern und Ruffen zu 
ſchaffen gaben. Damit gewann er ſelber Zeit, um durch Begründung des 
Fürſtenbundes ſeine erſchütterte politiſche Stellung neu zu befeſtigen. 

Über die erſte Epoche unterrichten uns die tüchtigen Unterſuchungen 
von Porſch, ſowie von Nottebohm, deſſen Ergebniſſe ich auf Grund der 
„Politiſchen Correſpondenz Friedrichs des Großen“ verſchiedentlich er⸗ 
gänzen konnte (vgl. Hohenzollern⸗Jahrbuch 1907, S. 30 ff.). Der Dor, 
ſtellung der zweiten Epoche iſt die Arbeit von Peters gewidmet. Obwohl 
ſie auf urkundlichem Material, dem Schriftwechſel des Königs mit ſeinen 
Vertretern in Konſtantinopel, Gaffron und ſpäter Diez, aufgebaut iſt, 
entſpricht ſie nicht den Erwartungen, die man hegen durfte. Zunächſt iſt 
zu bemerken, daß die Schilderung wenig überſichtlich iſt. Es fehlt jede 
Zuſammenfaſſung der großen leitenden Geſichtspunkte der Türkenpolitik 
König Friedrichs. Gewiß gibt der Verf. eine Reihe treffender Bemerkungen 
(D. B. S. 26: „Nach wie vor richtet fidh die Politik des Königs in erſter 
Linie gegen Oſterreich“; S. 28: „Die Warnungen vor den Plänen des 
Kaiſers ſind ein Thema, das faſt in allen Weiſungen an Gaffron in 
größerer oder geringerer Schärfe wiederkehrt“); da ſie jedoch nur in die 
Erzählung eingeſtreut werden, gehen ſie faſt völlig verloren. Allzu breit 
iſt auch die Schilderung der allgemeinen Politik des Königs angelegt. 
Unbeſtreitbar bildet dieſe den Rahmen und lieſert ſie den Schlüſſel für 
das Verſtändnis feiner Beſtrebungen bei der Pforte, aber darüber ent- 
ſchwinden die Vorgänge im Orient beinahe aus dem Geſichtskreis des 
Leſers. Und da ſich der Verf. peinlich ſtreng an die chronologiſche Folge 
der Erlaſſe Friedrichs bindet, wird der Faden oft abgeriſſen. Bruchſtück⸗ 
weiſe hören wir von Verhandlungen, die denſelben Gegenſtand, z. B. den 
Plan des Dreibunds, betreffen; dazwiſchen find Fremdſtücke eingeſprengt, 
die mit der Frage ſelbſt nichts zu ſchaffen haben. Mit einem Wort: der 
Verf. hat den Stoff nicht zu meiſtern vermocht. 

Auf der anderen Seite kann ihm der Vorwurf nicht erſpart werden, 
daß er ſich bisweilen die Arbeit zu leicht gemacht hat. Das trifft vor 
allem auf die Darſtellung der Verhandlungen über den Dreibundsplan 
von 1779 zu; ſie iſt geradezu verfehlt. Auf der allzu ſchmalen Baſis des 
Schriftwechſels zwiſchen dem König und ſeinem Vertreter in Konſtantinopel 
fußend, beſchränkt ſich P. auf die Verhandlungen mit der Pforte, während 
ihr Schwerpunkt in Petersburg liegt. Dazu kommt, daß er ebenſo wie 
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Reimann (Neuere Geſchichte des preußiſchen Staates, Bd. 2, S. 273 ff.) die 
Irrtümer ſeines Vorgängers Zinkeiſen (Geſchichte des osmaniſchen Reiches 
in Europa, Bd. 6, S. 230 ff.) getreulich wiederholt. Auch er datiert den 
bereits am 2. November erfolgten Vorſchlag des Königs für ein preußiſch⸗ 
türkiſches Sonderabkommen, den letzten Ausweg, zu dem Friedrich griff, 
um wenigſtens etwas aus dem Schiffbruch zu retten, nach einem Erlaß 
an den Geſandten in Petersburg, Graf Görtz, irrig vom 9. (S. 17). Dieſer 
Erlaß vom 9. ift aber aus dem Miniſterium ergangen; dabei wird aus⸗ 
drücklich für den Vorſchlag auf den Immediaterlaß vom 2. Bezug qe- 
nommen („Je ne puis done que vous renvoyer à mes ordres immédiats 
du 2“) Der Verf. ſchätzt jedoch auch die Erwartungen, die Friedrich auf 
den Ausgang der Verhandlungen ſetzte, ganz falſch ein, wenn er von der 
„hartnäckigen Zuverſicht“ des Königs auf das Gelingen ſpricht und meint, 
daß „offenbar“ nach Friedrichs Anſicht eine völlige Ablehnung durch die 
Ruſſen „ganz außer dem Bereiche der Möglichkeit lag“ (S. 18 u. 23). 
Schon die vorſichtige Außerung in den juſt in denſelben Wochen entſtan⸗ 
denen „Réflexions sur les mesures à prendre au cas d'une guerre 
nouvelle avec les Autrichiens“ (Œuvres de Frédéric le Grand, 
Bd. 29, S. 131 ff.), daß er mit der Hilfe der Türken bei einem neuen 
Kriege gegen Oſterreich nicht „wie mit einer vollendeten Tatſache“ rechnen 
wolle, hätte den Verf. eines anderen belehren können. Aus der Korreſpondenz 
mit Görtz ergibt ſich aber auch der Grund, warum der König die Pforte 
vertröſtet, ihr Hoffnung auf das Gelingen der Allianz macht und den Bei⸗ 
tritt Rußlands zu einem preußiſch⸗türkiſchen Sonderabkommen in Ausſicht 
ſtellt: es geſchah auf den auch von Zinkeiſen (S. 246) erwähnten Rat des 
leitenden ruſſiſchen Miniſters Graf Panin, der eine „dilatoriſche Antwort“ 
empfahl, indem er der Hoffnung Ausdruck gab: „que ce qui paraissait 
présentement impossible, pourrait étre faisable dans un an, peut- 
être dans six mois“. Für dieſe Epifode von 1779 fei auf meinen im 
„Hohenzollern⸗Jahrbuch“ erſcheinenden Aufſatz „Friedrich der Große und 
die Osmanen“ verwieſen. Unbegreiflich iſt ferner, daß der Verf. (S. 41) 
für ſeine Darſtellung nur den kurzen Auszug verwertet, den Zinkeiſen 
(S. 510) aus der im Kabinett — aber nicht, wie beide Forſcher irrtümlich 
ſagen, von Friedrich eigenhändig — aufgeſetzten Inſtruktion vom 15. Mai 
1784 für Diez bringt. Desgleichen ift er wohl durch Zinkeiſen (S. 496 f.) 
verleitet worden, für den Gedankenaustauſch des Königs mit Diez über 
die inneren Zuſtände des Osmanenreiches auch die Erlaſſe vom 27. No⸗ 
vember und 14. Dezember 1784 heranzuziehen (S. 45 ff.), obwohl beide im 
Minifterium aufgeſetzt find. 

Zum Schluß feien noch einige Einzelheiten erwähnt. Der Verf. ſpricht 
von der Reiſe des Prinzen Heinrich nach Paris im Jahre 1784. Er 
charakteriſiert ſie irreführend als „Miſſion“, nachdem er vorher richtig ge⸗ 
ſagt hat, daß der Prinz ſie mit der „geheimen Abſicht“ antrat, für den 
Abſchluß einer preußiſch⸗franzöſiſchen Allianz zu wirken (vgl. S. 42 u. 45 
ſowie diefe Zeitſchrift, Bd. 19, S. 440 ff.). Da der König erft ſpäter von 
dem politiſchen Treiben Heinrichs erfuhr, ſo entſpricht es durchaus den 
Tatſachen, wenn er am 2. September der Pforte erklärte: „II voyage 
comme tant d'autres princes ont voyagé, il négocie absolument rien“ 
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(S. 45). Was an dieſer Erklärung „widerſpruchsvoll“ fein fol, ift nicht 
verſtändlich. Wenn der Verf. auf Seite 41 — es handelt ſich um den 
eventuellen Vorſchlag eines preußiſch⸗türkiſchen Bündniſſes durch die Pforte — 
„proposition délicate“ mit „zweifelhafte Sache“ überſetzt, fo trifft er 
den Sinn nicht; denn der Vorſchlag war für den König im Hinblick auf 
fein Verhältnis zu Rußland „kitzlich“ oder „heikel“. Ein bedenkliches 
Mißverſtändnis iſt es auch, läßt P. den König am 7. Juli 1783 Gaffron 
von einem „neuen“ Bündnis der Kaiſerhöfe unterrichten (S. 32); gemeint 
iſt natürlich das bereits 1781 zwiſchen Katharina und Joſeph geſchloſſene 
Defenſiobündnis, das ihm die Zarin durch ihren Geſandten ſoeben hatte 
notifizieren laffen (vgl. den bei Zinkeiſen. Bd. 6, S. 930 ff. abgedruckten Be- 
richt Hertzbergs vom 4. Juli 1783). In der Tat heißt es in dem Erlaß an 
Gaffron auch nur: „Cette Princesse a conclu une alliance avec les 
Autrichiens.“ Der Herzog von Braunſchweig heißk Karl Wilhelm 
Ferdinand (S. 26); der Miniſter Friedrichs ſchreibt ſich Finckenſtein (nicht 
Finkenſtein). Zu leſen ift S. 37 Anm. 1: naguère (ſtatt: ne gueres); 
S. 20: rien d’interessant (ſtatt: rien d'intérêt); S. 48 3. 12: Erlaſſe 
(ſtatt: Berichte). 
Berlin-Lichterfelde. G. B. Volz. 


Jean Lulvès, Das einzige glaubwürdige Bildnis Friedrichs des Großen 
als König. Mit 6 Lichtdrucktafeln. (Hahnſche Buchhandlung, 
Hannover u. Leipzig 1913. 2,40 Mk.) 


Die äußere Erſcheinung Friedrichs des Großen iſt ſchon mehrfach 
Gegenſtand der Forſchung geweſen. Zunächſt hatte fie der bekannte Militär- 
hiſtoriker A. v. Tayſen im Jahre 1891 behandelt; dann ſtellten Koſer und 
Seydel 1897 im „Hohenzollern⸗Jahrbuch“ eine Überſicht der literariſchen 
Zeugniſſe und bildlichen Darſtellungen zuſammen. Darauf ergriff 1900 
auch der Anatom Waldeyer zu der Frage das Wort. Endlich erörtert 
Seydel 1912 in der Einleitung zum Jubiläumswerk der Königl. Akademie 
der Künſte („Friedrich der Große in der Kunſt“) nochmals das Problem. 
Das Ergebnis blieb ſtets das gleiche. Es ſchien, als müßten wir uns 
mit ſtiller Reſignation in die Tatſache fügen, daß für die Regierungszeit 
König Friedrichs kein Bildnis exiſtiere, das, den höchſten künſtleriſchen 
Forderungen Genüge leiſtend, nach der Natur entworfen, ſein getreues 
und lebenswahres Abbild uns vor Augen ſtelle. 

Eben die Jahrhundertausſtellung der Akademie veranlaßte Lulvéès, 
die bisherige Anſchauung einer Reviſion zu unterziehen. Das vermißte 
„glaubwürdige Bildnis“ will er nun in dem von Zieſenis gemalten Por⸗ 
trät gefunden haben: Friedrich habe, ſo führt er aus, ſeine alte Abneigung 
überwindend, nicht nur dem Maler geſeſſen, ſondern Zieſenis habe auch, 
wenngleich nicht ein „Kunſtwerk im eigentlichen Sinne des Wortes“, ſo 
doch eine „naturgetreue Studie“ geſchaffen. 

Den Ausgangspunkt bildet für L. der Bericht des Malers und Kunſt⸗ 
hiſtorikers Fiorillo in ſeiner „Geſchichte der zeichnenden Künſte in Deutſch⸗ 
land“. Dieſer erzählt nach einer Mitteilung des Künſtlers, daß die Herzogin 
Charlotte ihn, der damals in Braunſchweig weilte, berufen habe, um ihren 
königlichen Bruder anläßlich ſeines Beſuches zu malen, daß ſie ihr Siegel 
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auf die Rückſeite der Leinwand, die das Bild aufnehmen ſollte, gedrückt, 
Zieſenis aber, durch den darin liegenden Ausdruck des Mißtrauens ge⸗ 
kränkt, eine doppelte Leinwand auf den Rahmen geſpannt und ſo — ſeine 
Auftraggeberin geprellt habe, indem er ihr die Originalſtudie vorenthielt. 
„Der König kam an,“ ſo ſagt Fiorillo wörtlich, „und da er bei guter 
Laune war, fo gab er den allgemeinen Bitten... nach und beſtimmte dem 
Maler eine Stunde, während welcher er ihm ſitzen wollte. Die Arbeit 
gelang Zieſenis vortrefflich.“ Mit freudigem Dank würden wir dieſe Feſt⸗ 
ſtellung begrüßen, beruhte ſie auf unbezweifelbarer Wahrheit. Aber Bedenken 
erregt der erſt 42 Jahre nach dem Tode des Künſtlers veröffentlichte, einiger⸗ 
maßen merkwürdige Bericht, der dem Andenken von Zieſenis nicht eben Ehre 
einträgt und doch aus deſſen Munde ſtammen ſoll. Falſch iſt die Angabe 
über die Entſtehungszeit des Bildes: „zwiſchen den Jahren 1770 und 1775”. 
Denn nach zwei von Hans Droyſen aufgefundenen, an König Friedrich 
gerichteten Briefen der Herzogin Charlotte aus dem Februar 1764, die ein 
Hauptargument für L. bilden, iſt das Porträt bereits im Sommer 1763 
entſtanden. Aber auch Friedrichs Ausſehen auf dem Bilde iſt nicht einmal 
richtig beſchrieben; denn von einer „weißen Weſte“, die Zieſenis ſpäter 
hinzugefügt habe, ift die Rede, während der zugeknöpfte blaue Rock, übrigens 
ein Phantaſieſtück, die Weſte völlig bedeckt. Erwieſen wird durch die Briefe 
vielmehr nur, daß die Herzogin auf die Riüdfeite der Leinwand ihr Siegel 
gedrückt hat, „damit ſie nicht vertauſcht werde“, und daß Zieſenis den 
König „gemalt“ hat: il „a eu l'honneur de vous peindre ici* — aber 
die entſcheidende Frage, ob Friedrich dem Maler wirklich eine Sitzung 
gewährt hat, bleibt unberührt. 

Noch ein zweites Argument glaubt L. für ſeine Behauptung ins 
Feld führen zu können, einen Stich des Mannheimer Stechers Verhelſt 
von 1770, der nebſt Verſen von d' Alembert die Bemerkung trägt: „Peint 
par Mr. Zicenis, c’est l’unique pour qui le Roy c’est assis pour se 
faire peindre.“ Auf den erſten Blick wirkt diefe Angabe zwar beſtechend. 
Wer aber die Fülle der Friedrich⸗Blätter durchmuſtert, entdeckt als bald, 
daß der Verhelſtſche Stich nicht mit ſeinem Anſpruch allein daſteht, ein 
authentiſches Bild als Vorlage zu beſitzen. Mehrere Beiſpiele enthalten 
die Sammlungen des Märkiſchen Muſeums zu Berlin. So ſchmückt ein 
höchſt unähnliches koloriertes Bruſtbild Friedrichs von 1772 (gravé par 
Gautier Dagoty, fils ainé) die Unterſchrift: „Peint d’aprés nature par 
Mad. Terbouche de l’Académie Royale.“ Unter einem Stiche, der 1812 
von Bretzing gezeichnet und geſtochen iſt und Friedrich aus einem Zelte 
hervorſchreitend zeigt, ſteht: „Nach der Natur gemalt von J. C. Friſch, 
1763.“ Und ein gewiſſer Uhlemann aus Dresden ſtellt Friedrich im Lehn⸗ 
ſtuhl ſitzend dar mit der Angabe: „Dessiné d’aprés nature dans les 
derniers jours du Roi,“ ein Bild, das auf einem Stiche von Scheffer 
1795 als von Grätſch gemalt bezeichnet wird. Nun aber wiſſen wir, daß 
der König weder der Frau Therbuſch noch Friſch noch Grätſch geſeſſen 
hat. Oder ſollte in der pointierten Faſſung der Unterſchrift zum Verhelſt⸗ 
ſchen Stich etwa ein Proteſt gegen ſolche Blätter und Radierungen liegen, 
die ſich fälſchlich eines authentiſchen Bildes als ihrer Vorlage rühmten? 
Jedoch auch dieſe Vermutung wird hinfällig; denn wenig ſtimmt dazu die 
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flüchtige Ausſtattung; nicht nur der Geburtstag König Friedrichs iſt falſch 
angegeben, Zieſenis' Name unrichtig geſchrieben, ſondern auch der Abdruck 
der Berfe d' Alemberts ift ungenau, wie der Vergleich lehrt mit der Wieder- 
gabe dieſer Berfe auf dem 1772 in Paris von Mlarie) Bl(oizot) geſtochenen 
und von d'Alembert dem König überſandten Porträt Friedrichs und mit 
der eigenen Zitierung der Anfangszeilen in dem Briefe vom 30. Juli 1781 
(vgl. Œuvres de Frédéric le Grand, Bd. 24, S. 577; Bd. 25, S. 192). 
Somit war auch das Verhelſtſche Blatt für den großen Markt beſtimmt, 
und die Unterſchrift iſt nur, wie bei den anderen Stichen, als zugkräftige 
Reklame zu werten, aber nicht als beweiskräftiges Argument, wie es durch 
L. geſchieht. Ein bündiger Beweis, daß Friedrich für das Bild von 
Zieſenis geſeſſen hat — denn das iſt der Kernpunkt der Frage — iſt alſo 
nicht erbracht. 

Dagegen ſprechen ſogar wiederholte Außerungen König Friedrichs. 
So, wenn er am 1. November 1772 an Voltaire ſchreibt: „Sie wiſſen, 
daß, da ich mich niemals malen laſſe, weder meine Porträts noch meine 
Medaillen ähnlich find.” Ferner heißt es in einem Briefe an d'Alembert 
vom 14. Dezember 1774: „Man muß Apollo, Mars oder Adonis ſein, 
um ſich malen zu laſſen. Da ich nun aber nicht die Ehre habe, einem 
dieſer Herren zu gleichen, ſo habe ich mein Antlitz, ſoviel es von mir ab⸗ 
hing, dem Pinſel der Maler entzogen.“ Mit dieſen unzweideutigen Be⸗ 
kenntniſſen Friedrichs, die ſich leicht vermehren laſſen, findet ſich L. auf 
die denkbar einfachſte Art ab: er erklärt, die kleine Braunſchweiger Epiſode 
fet dem König „Sicherlich bald aus dem Gedächtnis entſchwunden“ (S. 26). 
In noch höherem Grade iſt die geiſtige Beweglichkeit des Verf. zu be⸗ 
wundern, der es fertig gebracht hat, zunächſt in einem in der „Täglichen 
RNundſchau“ erſchienenen Aufſatz darzutun, die „naturgetreue Studie“ qe- 
höre der Zeit vor dem Siebenjährigen Kriege an, und der dann in der 
obigen Schrift mit der gleichen Leichtigkeit das Bild dem Jahre 1763 zu⸗ 
weiſt — gleich als ob der Siebenjährige Krieg mit allen ſeinen furchtbaren 
Leiden und ſeeliſchen Erſchütterungen an der äußeren Erſcheinung Fried- 
richs wirkungslos vorübergegangen, gleich als ob von dem Könige nicht 
ſelbſt diefe Wandlung feines uperen in einer Reihe von brieflichen Mit- 
teilungen bezeugt ſei. Er ſei ſo alt geworden, ſchreibt er z. B. bald nach 
dem Torgauer Siege am 18. November 1760 an ſeine mütterliche Freundin, 
die Gräfin Camas, daß ſie ihn ſchwerlich wiedererkennen würde. „Auf 
der rechten Seite ſind mir die Haare ganz grau geworden, meine Zähne 
brechen ab und fallen aus, mein Geſicht iſt runzlig wie die Falbeln eines 
Weiberrockes, der Rücken gekrümmt wie ein Fiedelbogen, der Sinn traurig 
und niedergedrückt wie bei einem Trapiſtenmönch.“ Dieſe Zeugniſſe Fried” 
richs werden indeſſen von L. als Außerungen einer vorübergehenden, ſchwer 
gedrückten, peſſimiſtiſchen Stimmung kurzerhand abgetan (S. 24); denn es 
gilt ja, die „naturgetreue Studie“, die nichts von Runzeln und Falten im 
Antlitz aufweiſt, zu retten. Solch kühne Sophiſtik und Verlegenleits⸗ 
Argumentierung bedarf keiner ernſtlichen Widerlegung; ſie richtet ſich ſelbſt. 

Die Entſcheidung der Frage endlich, ob wir in der berühmten Studie 
der braunſchweigiſch⸗lüneburgiſchen Fideikommißgalerie zu Hannover tat: 
ſächlich das Urbild beſitzen, darf den Kunſtgelehrten überlaſſen werden. 
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Für uns bleibt es bei dem ſachlich⸗gediegenen Urteil des berufenſten Sach⸗ 
verſtändigen, des Direktors des Hohenzollerns⸗Muſeums, Paul Seydel, der 
in der oben erwähnten Einleitung zum Jubiläumswerk der Akademie der 
Künſte ſchreibt: „Das Bild entſpricht in keiner Weiſe der Vorſtellung, 
die wir uns nach den literariſchen Beſchreibungen der Zeit vom König zu 
machen imſtande ſind, und befremdet durch die Spießbürgerlichkeit ſeiner 
Auffaſſung.“ 

So bedeutet den einzigen Gewinn dieſer Schrift die Richtigſtellung 
der Angabe Fiorillos über die Entſtehungszeit des Bildes. 

Berlin-Lichterfelde. Gustav Berthold Volz. 


Erman, Wilhelm, Jean Pierre Erman (1735 — 1814). Ein Lebens⸗ 
bild aus der Berliner franzöſiſchen Kolonie. Berlin 1914, E. S. 
Mittler & Sohn. 5 u. 122 S. Preis 4 Mk. 


Jean Pierre Erman war bisher weiteren Kreiſen in erſter Linie be⸗ 
kannt durch ſein mannhaftes Verhalten in der Unterredung mit Napoleon 
am Tage nach deſſen Einzug in Berlin, am 28. Oktober 1806. Nun gibt 
uns ein Urenkel, der Direktor der Bonner Univerſitäts bibliothek, ein inbalts 
reiches Lebensbild des Berliner Geiſtlichen und Schulmannes an der 
dortigen franzöſiſchen Kolonie, zugleich ein vortreffliches Beiſpiel für die 
Anlage einer genealogiſchen Forſchung, die ſich nicht nur auf die Lebens⸗ 
ſchickſale des Helden beſchränkt, ſondern durch Ausblicke in die Vergangen⸗ 
heit und in die Zukunft ihn und ſeine Familie in die wechſelvollen Schick⸗ 
ſale der allgemeinen Geſchichte hineinſtellt. Erman entſtammte einer zu⸗ 
nächſt in Sdaffhaufen bodenſtändigen Familie Ermatinger, die, feit der 
Mitte des 15. Jahrhunderts urkundlich nachweisbar, faſt von Anfang an 
der Rebleutezunft angehörte, ſie im Großen Rate der Stadt vertrat. Die 
Ermatinger ftanden ſeit ihrem Beginn auf ſeiten der Reformation. Sie 
übten im 16. Jahrhundert das blühende Kunſtgewerbe der Glasmalerei 
aus, blühen noch jetzt dort in mehreren Zweigen. Ein Glied der Familie, 
Hans Jakob, wanderte 1588 nach Mühlhauſen im Elſaß aus; ſeine Nach⸗ 
kommen lebten hier, meiſtens als Handwerker, unter dem Namen Ermen⸗ 
dinger über 200 Jahre lang. 1695 ſiedelte ein Glied, Johannes, ſeines 
Zeichens ein Kürſchner, nach Genf über, gehörte zwar dort zur deutſchen 
reformierten Kirche, leitete aber doch die ein Jahrhundert dauernde völlige 
Franzöſierung der Familie in Sprache und Sitte ein. Der Name wurde 
in Ermend verkürzt, eine Form, die ſich bald zu Erman umgeſtaltete. 
Schon dieſelbe Generation verließ den eben gewählten Wohnſitz. Johannes, 
der einen lebhaften Pelzhandel betrieb, entſchloß ſich infolge großer Ge⸗ 
ſchäftsverluſte 1721 als ſechzigjähriger Mann nach Berlin auszuwandern, 
um die Vorteile zu genießen, welche nach der Aufhebung des Ediktes von 
Nantes den Réfugiés in Preußen eingeräumt, 1710 neu beſtätigt waren. 
In Berlin betrieb er die unter den Réfugiés ſtark verbreitete Strumpf⸗ 
wirkerei, brachte es bald zu einer gewiſſen Wohlhabenheit. Sein zweiter 
Sohn, Jean George, erlernte die Handſchuhmacherei. Als deſſen einziger 
Sohn wurde Jean Pierre 1735 geboren, der erſte ſeines Geſchlechtes, der, 
von ſeiner Mutter beeinflußt, eine gelehrte Bildung an dem ſeit 1689 in 
Berlin beftehenden Collége royal Francais erhielt. Schon als Siebzehn⸗ 
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jähriger trat er 1752 in den Schuldienſt, beſtand noch in demſelben Jahre 
vor dem franzöſiſchen Oberkonſiſtorium das Zulaſſungsexamen zum theolo⸗ 
giſchen Studium als „proposant“ und machte 1754, ohne je eine theologiſche 
Lehranſtalt beſucht zu haben, das zweite Examen als Kandidat, wurde 
fofort als ministre catéchiste beim franzöſiſchen Waiſenhaus angeſtellt 
und am 8. Dezember des Jahres in der Werderſchen Kirche ordiniert. 
Im Frühjahr 1755 erwählten ihn die chefs de famille dieſer Gemeinde 
zum Pfarradjunkt, 1757 rückte er in eine der etatsmäßigen Stellen ein, 


‘wurde Mitglied des Konſiſtoriums der Berliner franzöſiſchen Kirche, dem 


er bis zu ſeiner Ernennung zum Oberkonſiſtorialrat 1783 angehörte, als 
form- und redegewandter Verkündiger einer duldſamen, dem Zeitgeiſte 
gemäß zwar lehrhaften, aber auch unbeugſam ſittenſtrengen Rechtgläubig⸗ 
keit von Franzoſen und Deutſchen aller Stände hoch geſchätzt, angeſehen 
und oft geſucht von den Gliedern der königlichen Familie. Beſondere Be⸗ 
achtung verdient die Begründung des Séminaire de théologie (1768) 
ſowie eines Seminars (Pépinière) für Küſter und Schullehrer (1779). 
1795 erfolgte Ermans Ernennung zum Geh. Rate und Mitalied des 
Grand directoire Fraucais, der oberſten Behörde für alle kirchlichen und 
bürgerlichen Verhältniſſe der geſamten preußiſchen Kolonie, in der er ſich 
infolge ſeiner Geſchäftsgewandtheit und ſeiner reichen Kenntniſſe einen 
maßgebenden Einfluß zu verſchaffen wußte. Neben dieſen kirchlichen und 
Verwaltungsämtern wurde ihm 1766 nach Naudés Tode das Direktorat 
des franzöſiſchen Gymnaſiums übertragen, das unter ſeiner Leitung einen 
ungeahnten Aufſchwung nahm. Kennzeichnend für die Weite und Siders 
heit ſeines Blickes iſt die Wertſchätzung, die er im Gegenſatze zu ſeinen 
Zeitgenoſſen bereits in den achtziger Jahren der deutſchen Literatur, 
namentlich Wieland, entgegenbrachte. 1806 ſtimmte er für die Aufnahme 
Goethes in die Akademie. Schulgeſchichtlich iſt ſein allerdings nicht ge⸗ 
lungener Verſuch von Intereſſe, in der Gymnaſialanſtalt zwei Realklaſſen 
für Schüler zu begründen, für Schüler, die nicht ſtudieren wollten, und 
daher nur in den Anfangsgründen des Latein unterrichtet werden ſollten. 
Trotz dieſer ausgedehnten praktiſchen Wirkſamkeit fand Erman noch Muße 
zu einer fait überreichen wiſſenſchaftlich-ſchriſtſtelleriſchen Beſchäftigung, 
die bereits in ſeiuem 20. Lebensjahre einſetzte, außer der Herausgabe von 
Predigten und der Mitarbeit an kritiſchen Journalen ſich namentlich mit 
der Geſchichte der Kolonie befaßte. Nachdem zum 100jährigen Jubiläum 
1772 eine kurze Gedächtnisſchrift von ihm geſchrieben war, faßte er, von 
den beiden franzöſiſchen Gelehrten Rabaud de St. Etienne und' Raynal 
angeregt, 1781 den Entſchluß, eine umjaſſende Darſtellung der Geſchichte 
der Réfugiés zu bearbeiten. Das Reſultat großer Materialſammlungen 
waren die von ihm und ſeinem Amtsgenoſſen Reclam herausgegebenen 
„Memoires pour servir à l'histoire des réfugiés francois dans les 
États du Roi 1782 — 1787, dann von ihm allein nach dem Tode ſeines 
Mitarbeiters weitergeführt 1790 und 1794; im ganzen acht Bände. 1799 


folgte noch ein neunter Band, enthaltend ein alphabetiſches Verzeichnis 


der der Kolonie angehörigen Adligen und Militärperſonen. Leider führt 
die Darſtellung nur bis zu Friedrich I. Als Quellenwerk iſt die Arbeit 
noch heute in manchen Teilen von großem Werte, namentlich für die 


259] 


Neue Erſcheinungen 615 


Geſchichte der Gewerke und Induſtrien, die von den Réfugiés eingeführt 
wurden. Durch Befürwortung Hertzbergs erfolgte 1786 Ermans Aufnahme 
als Mitglied der Akademie, 1792 ſeine Ernennung zum Historiographe 
de Brandebourg. Neben dieſem ſeinem Hauptwerke tritt ſein zweites 
großes geſchichtliches Werk, die „Mernoires pour servir à l'histoire de 
Sophie Charlotte“, das der Königin Luiſe gewidmet wurde, weit zurück. 
Auch eine Geſchichte des franzöſiſchen Gymnaſiums wurde 1789 von ihm 
verfaßt. 

Von beſonderer Bedeutung iſt der Abſchnitt über die „Unterredung 
mit Napoleon 1806“, in dem der Herausgeber eine bisher unveröffentlichte 
eigenhändige Aufzeichnung Ermans über die Unterredung wiedergibt. Es 
läßt ſich leider nicht feftftellen, wann dieſe Aufzeichnung angefertigt iſt. 
Nur ſchwer ſetzte fih Erman mit der Aufhebung der alten Privilegien und 
der alten Behörden der franzöfifchen Kolonie 1808/09 auseinander, die mit 
der Reform unvereinbar waren. Hingewieſen ſei zum Schluſſe noch auf 
die wertvollen Nachrichten, die der Verfaſſer über die mit Erman verwandten 
Familien aus den Kreiſen der Réfugiés gibt, ſowie auf das Schlußkapitel: 
„Erman als Romanfigur in Alexis’ Cabanis“. 

Berlin-Schöneberg. E. Müsebeck. 


Urkundliche Beiträge und Forſchungen zur Geſchichte des preußiſchen 
Heeres, herausgegeben vom Großen Generalſtabe, kriegsgeſchichtliche 
Abteilung II. Heft 21 25: Das preußiſche Heer der Befreinngs- 
kriege; Band I: Das preußiſche Heer im Jahre 1812. Heft 26 
bis 30: Das preußiſche Heer der Befreiungskriege; Bd. II: Das 
preußiſche Heer im Jahre 1813. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 
1912 und 1914. 640 und 645 S., je 14,50 Mk. 


Nach den großen Biographien der führenden Staatsmänner und 
Militärs, nach den grundlegenden Darſtellungen der Operationen der Freie 
heitskriege ſelbſt, die uns in den letzten Jahr zehnten die deutſche Geſchicht⸗ 
ſchreibung geſchenkt hat, unternimmt es die kriegsgeſchichtliche Abteilung 
des Großen Generalſtabes als die berufene Behörde in dankenswerteſter 
Weiſe, auf Grund des reichhaltigen Quellenmater als der verſchiedenen 
preußiſchen Arhive die Bildung und Zuſammenſetzung des Werkzeuges 
zu ſchildern, welches in der Hand ſeiner Führer die Tat der Befreiung 
vollbracht hat, des preußiſchen Heeres. Nicht die Schlachten ſelbſt, die 
militäriſchen Ereigniſſe, ſondern die Entwicklung der Maſſenorganiſation, 
die Verſuche, ſie zu einer zielbewußten Einheit zur Ausführung des einen 
großen Gedankens heranzubilden, ſtehen im Mittelpunkte dieſes Werkes, 
ſeiner kritiſchen Erörterungen und ſeiner reichen urkundlichen Beilagen. 

Der Zuſammenbruch des alten preußiſchen Staates während der 
Jahre 1806/07 war von einer Auflöſung des friderizianiſchen Heeres be⸗ 
gleitet. Schon rein äußerlich angeſehen. Von den 60 Regimentern In⸗ 
fanterie erhielten nur 7 das Recht, fth als alte Truppenteile anzuſehen, 
weil ſie aus den Unterſuchungen über die Kriegsereigniſſe ganz vorwurfs⸗ 
frei hervorgegangen waren; alle übrigen Regimenter, einſchließlich des 
Regiments Garde, galten als neu errichtet. Von den 255 Schwadronen 
Kavallerie, mit denen die preußiſche Armee 1806 ins Feld zog, blieben 
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nur 3 Küraſſier⸗, 4 Dragoner-, und 1 reſp. 2 Huſarenregimenter beſtehen. 
Das innere Formationsprinzip des alten Heeres: das Werbeſyſtem von 
In- und Ausländern für die Soldaten, die Bildung des Offizierkorps in 
erſter Linie aus den Söhnen des Adels wurde verlaſſen; an ſeine Stelle 
trat die allmähliche Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, die Bil⸗ 
dung des Offizierkorps aus allen gebildeten Ständen der Nation, das 
Formationsprinzip des nationalen Volksheeres. So handelte es ſich bei 
der Reorganiſation des Heeres um eine „Neugeſtaltung nach außen und 
innen“. Gibt auch das vorliegende Werk keine erſchöpfende Darſtellung 
dieſer Reorganiſation, da ſie hier auf die umfaſſenden Arbeiten der hiſto⸗ 
riſchen Abteilung des Generalſtabes in den fünfziger und ſechziger Jahren 
zurückgreifen konnte, ſo baut ſich doch der erſte Abſchnitt des erſten Bandes: 
„Das preußiſche Heer beim Abſchluß des Bundesvertrages mit Frankreich 
vom 24. Februar 1812“ ganz auf der breiten Grundlage auf, welche die 
vorhergehenden Jahre gelegt hatten; es beſchränkt ſich nicht allein auf eine 
zuſammenfaſſende Wiedergabe der Tatſachen, ſondern gibt eine vortreffliche 
Erörterung aller maßgebenden Verfügungen und aller neuen oder um⸗ 
gebildeten Inſtitutionen, die für die Entwicklung des Heeres von Be⸗ 
deutung waren. Daran ſchließt ſich dann der zweite Abſchnitt des erſten 
Bandes: Die politiſchen und militäriſchen Vorgänge vom Abſchluß des 
Bündnisvertrages mit Frankreich vom 24. Februar 1812 bis zum 1. Januar 
1818. Die Bildung des Oberkommandos und der höheren Stäbe des 
mobilen Korps für den ruſſiſchen Feldzug, die Zuſammenſetzung der 
mobilen Truppenteile, die Militärverwaltung des mobilen Korps in allen 
ihren Zweigen erhalten eine eingehende Schilderung. Das Hilfskorps im 
ruſſiſchen Feldzuge legte die erſte Probe der Tüchtigkeit des neuen Heeres 
ab; das ſtehende Heer der Freiheitskriege machte hier ſeine Vorſchule durch. 

Der zweite Band zerfällt in drei große Abſchnitte, zu denen die 
letzten Seiten des erſten Bandes über die franzöſiſchen Anträge auf Ber- 
ſtärkung des Hilfskorps gewiſſermaßen den Übergang bilden: 1. Rüftungen 
bis zur Wiederberufung des Generals v. Scharnhorſt 20. Dezember 1812 
bis 28. Januar 1813; 2. Preußens Rüftungen unter Leitung des Generals 
v. Scharnhorſt 28. Januar bis Ende März 1813; 3. Die Entwicklung des 
Heeres bis zum Ablauf des Waffenſtillſtandes, Ende März bis Mitte 
Auguſt 1813. Ein dritter abſchließender Band wird die Verſtärkung der 
Armee durch die Heranziehung der neu eroberten, ehemals preußiſchen 
Gebiete weſtlich der Elbe behandeln. Sehr geſchickt iſt die Gliederung des 
zweiten und dritten Abſchnittes durchgeführt; ſie muß um ſo mehr an⸗ 
erkannt werden, als die Unüberſehbarkeit der unzähligen Verordnungen 
und Verfügungen, die oft zueinander in Widerſpruch ſtanden, die Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Neubildungen im ſtehenden Heere, in den Rational- 
Kavallerieregimentern, in den freiwilligen Jägern, in den Freikorps und 
Ausländerbataillonen, in der Landwehr und dem Landſturm ſich ihr 
äußerſt erſchwerend in den Weg ſtellten. Kurze allgemeine Erörterungen 
in geſchichtlicher Reihenfolge geben zunächſt Geſamtüberblicke über die Art 
der Rüſtungen, dann folgen detaillierte Angaben über die einzelnen 
Truppengattungen und Truppenteile; den Schluß bilden die Geſamt⸗ 
ergebniſſe der Rüſtungen, Überſichten über die Stärke der Armee am 
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15. März ſowie beim Wiederbeginn der Feindſeligkeiten. Überall gewinnt 
man den Eindruck peinlichſter Sorgfalt und kritiſcher Beobachtung. Um⸗ 
fangreiche urkundliche Beilagen, die zum guten Teil in ihrem vollen Wort⸗ 
laut bisher unbekannt waren, ſind beiden Bänden hinzugefügt, in Band 1 
S. 487—636, in Band II S. 366—645. Der Gefamteindrud, den der 
Leſer aus den aktenmäßigen Erörterungen gewinnt, iſt der, daß das 
preußiſche Heer der Befreiungskriege durchaus nicht eine nach einem 
einheitlichen Syſtem durchgeführte Organiſation der waffenfähigen Mann⸗ 
ſchaft des Landes darſtellte, ſondern daß ſich in ihm verſchiedene Syſteme 
kreuzten, daß dadurch die Handhabung dieſes Werkzeuges außerordentlich 
erſchwert wurde. Nur eins war in allen Syſtemen gleich: der Wille, das 
Vaterland von dem fremden Eroberer zu befreien; er bildete ein uns Nach⸗ 
geborene faſt wunderbar anmutendes Hilfsmittel, alle ſich entgegenſtellen⸗ 
den Schwierigkeiten zu beſiegen. 

Aber mit dieſen techniſch⸗militäriſchen Darlegungen, die ſowohl in 
ihrer ſcharfen, ſachgemäßen Gliederung wie in der vorurteilsfreien Art 
der Begründung und Durchſührung uneingeſchränkte Anerkennung ver. 
dienen, erſchöpft ſich nicht der Inhalt des Werkes. Das kurze Schluß⸗ 
wort (Bd. II. S. 339 ff.) zieht etwa in folgenden Sätzen das Reſultat der 
Darlegungen: 1. Preußens Erhebung wurde nur dadurch ermöglicht, daß 
ein vorzüglich geſchultes ſtehendes Heer den Mittelpunkt der geſamten 
Rüſtungen bildete; 2. der Einfluß der Regierung auf die Erhebung des 
Jahres 1813 ift bisher häufig unterſchätzt; die Rüſtungstätigkeit fette 
bereits Mitte Dezember 1812 ein, und der König hat keinen Tag ver⸗ 
ſäumt, um die Kräfte ſeines Volkes zu entwickeln, ſoweit es die gebotene 
Rückſicht auf das noch beſtehende Bündnis mit Frankreich zuließ; 3. die 
Anſchauung ift „völlig ungeſchichtlich“, als ob die Befreiung des Baters 
landes bloß der freien, opferwilligen Entſchließung der Maſſen zu 
danken ſei. 

Bietet nun das vorliegende Werk in der Tut die Grundlage zu einer 
Reviſion unſeres Urteils über die hier berührten Fragen? — Der erſte 
Satz gilt in der wiſſenſchaftlichen Literatur über die Freiheitskriege 
ſeit Jahrzehnten als durchaus feſtſtehend. Es iſt das Verdienſt Heinrich 
v. Treitſchkes, in feiner deutſchen Geſchichte (I6 S. 481) nachdrücklich auf 
die Bedeutung des ſtehenden Heeres für die ſiegreiche Durchführung des 
Kampfes hingewieſen, das landläufige Urteil eines doktrinär⸗demokratiſchen 
Liberalismus, das ſchon während der Freiheitskriege ſich gebildet hatte 
und auf Forderungen der Literatur der Aufklärungszeit zurückging, über 
die einzigartige Bedeutung der Landwehr, d. h. eines Milizheeres, zurück⸗ 
gewieſen zu haben. Seitdem hat kein ernſthafter wiſſenſchaftlicher Forſcher 
jene alten Behauptungen zu verteidigen geſucht. Die vorliegende Arbeit 
gibt hierfür auf breiteſter Grundlage nun eine neue Beſtätigung, nicht 
eine neue Anſchauung. Der Gegenſatz, den ſie ſo ſcharf formuliert, be⸗ 
zieht ſich höchſtens auf die volkstümliche Literatur, obwohl ſich auch in 
ihr gegen früher ein merkbarer Umſchwung vollzogen hat. Anders ſteht 
es mit dem zweiten und dritten Satze. Für die Stellung der Berliner 
Regierung würde es weſentlich ſein, wenn es gelänge, für die entſcheiden⸗ 
den Wochen vom 18./20. Dezember, an dem die erſten königlichen Befehle 
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zu neuen Rüſtungen, zur „Formierung einer Referve an der Weichſel“, 


ergingen, bis zu den Formationsbeſtimmungen des 12. Januar neue urkund⸗ 


liche Beweiſe dafür zu bringen, daß die Rüſtung der Armee in dieſer Zeit, 
als man über das Schickſal des franzöſiſchen Heeres auch in amtlichen 
Kreiſen bereits hinreichend orientiert war, wirklich fortgeſetzt wurde. Sie 
werden nicht gebracht. Die Denkſchrift des Generals v. Hake, die Baillen 
in feinem leider hier nicht verwerteten Auflage „Preußen am Scheide⸗ 
wege“ (Deutſche Rundſchau, 39. Jahrgang, Heft 5, Februar 1913) ein⸗ 
gehend erörtert hat, war ſtark von dem Gedanken beeinflußt, im innigſten 
Bunde mit Cfterreid) den heiß erſehnten Friedenszuſtand herzuſtellen. 
Der König und Hardenberg ſtimmten dem vollkommen zu. Kein Anzeichen 
weiſt darauf hin, daß der Monarch ſchon damals — von einer Rund- 
gebung in dieſem Sinne konnte natürlich noch keine Rede ſein — innerlich 
zu einem Kampfe entſchloſſen geweſen wäre, als ſich in allen Gebieten des 
Staates, in Preußen, Schleſien, Brandenburg-Pommern ſchon die Er- 
kenntnis Bahn gebrochen hatte, daß die Stunde der Entſcheidung ge⸗ 
ſchlagen habe. Von der ſchweren Aufgabe Hardenbergs, den Monarchen 
von ſeiner peſſimiſtiſchen Grundſtimmung zu befreien, erfahren wir in 
den politiſchen Abſchnitten des Buches nichts. Die Regierung — König 
und Staatskanzler — erſcheint ganz in einem einheitlichen Lichte. Die 
Priorität des Willens, den Befreiungskampf zu wagen, liegt nicht bei dem 
Könige, auch nicht bei den verantwortlichen Leitern der Verwaltung, ſon⸗ 
dern bei den vorwärtsdrängenden, damals nicht im Amte ſtehenden 
Männern der Reform, den Scharnhorſt und Stein, Boyen und Gneiſenau, 
ſowie den patriotiſchen Kreiſen der Gebildeten. Bailleu faßt das WerkHarden⸗ 
bergs als des oberſten Vertreters der Regierung mit Recht in die ſchönen 
Worte zuſammen: er erhielt „die Einheit zwiſchen dem preußiſchen König 
und dem preußiſchen Volk“. — Und wie ſteht es mit dem dritten Satze? — 
Schon H. Ulmann hat in ſeinem Aufſatze über „Die Detachements der 
freiwilligen Jäger in den Befreiungskriegen“ (Hiſtoriſche Vierteljahrszeit⸗ 
ſchrift X [1907] S. 483 ff.) darauf hingewieſen, daß einzelne, um dem 
Zwange der Aushebung und der Geſtellung zu entgehen, ſich den Jägern 
angeſchloſſen haben, daß alſo der Begriff der Freiwilligkeit für ſolche 
Fälle nicht zutreffe. Das vorliegende Werk vermag eine ganze Reihe von 
Ortſchaften und Kreiſen anzuführen, in denen die Durchführung des 
Landwehrediktes durch das Verhalten der Bevölkerung erſchwert wurde, 
in denen von einer Begeiſterung für den Freiheitskampf nichts zu ſpüren 
war. Das trifft durchaus zu. Außer den polniſchen Landesteilen ließen, 
wie auch meine eigenen Forſchungen ergeben haben, viele Territorien in 
Schleſien ſehr ſtark in dieſer Beziehung zu wünſchen übrig. Es iſt be⸗ 
zeichnend, wie unſere auf ganz verſchiedenen Quellen fußenden Darlegungen 
für dieſe Provinz zu dem gleichen Reſultate gelangen; ebenſo ſteht es in 
umgekehrter Beziehung mit der Neumark, deren Leiſtungen am höchſten 
einzuſchätzen ſind. Und doch: trotz jener Einſchränkungen wird die alte 
Anſchauung zu Recht beſtehen, daß die Befreiung hauptſächlich der freien, 
opferwilligen Entſchließung der Maſſen zu danken iſt. Gerade die kritiſche 
Geſchichtsſchreibung wird nicht überſehen dürfen, daß in einer patriotiſch 
und national ſo erregten Epoche alle oppoſitionellen, ja auch nur alle gleich⸗ 
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gültigen Stimmen den Zeitgenoſſen in beſonders ſcharfer Beleuchtung er⸗ 
ſcheinen. Wie Niebuhr einmal ſagt: Zurückbleiben galt als Schande; ſie 
muß ſich davor hüten, ſolche Stimmen auch nur irgendwie verallgemeinern 
zu wollen. Und noch eine andere Erwägung darf nicht unterbleiben. Die 
langen diplomatiſchen Verhandlungen der Regierung konnten dem Volks⸗ 
bewußtſein nur als Zeichen dafür gelten, daß ſie nicht entſchloſſen 
ſei, mit Napoleon zu brechen. Noch vom 10. Februar haben wir Bei⸗ 
ſpiele, daß Männer ihre Gaben ausdrücklich zurückzogen, wenn die 
Rüſtungen nicht gegen Frankreich“ gerichtet feien. Das Verhalten der 
Regierung — ob diplomatiſch berechtigt oder nicht berechtigt, kommt für 
dieſes pſychologiſche Problem nicht in Betracht — mußte auf. die Be 
geiſterung und Opferwilligkeit der Volksmaſſen als ein ſchweres Hemmnis 
wirken. Und doch: wie viele tauſend Zeugniſſe freiwilligen Opfermutes 
auch aus den unterften Volksklaſſen find uns überliefert! Daß die eigent⸗ 
lichen Träger der Bewegung von 1809 her die gebildeten Kreiſe geweſen 
find, ift ohne weiteres zuzugeben. Aber auch das Trägheitsgeſetz der 
Maſſe wurde überwunden. Ihre Opferwilligkeit war um ſo bedeutender, 
wenn wir die entſetzliche Not berückſichtigen, in der ſich nach den un⸗ 
geheuren Anſtrengungen der letzten Jahre gerade die unteren Stände be⸗ 
fanden. Die Geſchichtsjorſchung wird nach wie vor bei aller ernſten Kritik 


. in Einzelfällen, die gewiß nicht zurückgehalten werden fol, das Recht 


haben, die Tat von 1813 als das gewaltige Werk nationalen Volksgeiſtes, 
des preußiſchen Volksgeiſtes, in erſter Linie darzuſtellen. Dieſe Bereit- 
ſchaft des Volkswillens war die conditio sine qua non. Ohne ſie keine 
Erhebung. Aber trotz dieſer ſtarken Bedenken gegen die allgemeinen 
politiſchen Ausführungen und gegen die Schlußfolgerungen erkennen wir 
es freudig an, daß die Arbeit für die Erkenntnis der organiſchen Ent⸗ 
wicklung und Zuſammenſetzung des preußiſchen Heeres während des Freis 
heitskrieges ſchlechthin Grund⸗legendes geleiſtet hat. 
Berlin-Schöneberg. E. Müsebeck. 


Ulmann, Heinrich, Geſchichte der Befreiungskriege 1813 und 1814. 
Band I. IV u. 477 S., nebſt einer Überſichtskarte. München und 
Berlin, R. Oldenbourg, 1914. Geb. 8,50 Mk. Bd. II. 558 S., 

nebſt zwei Überſichtskarten. Ebendaſelbſt 1915. Geb. 10 Mk. 


Schon ſeit einer langen Reihe von Jahren legen die umfaſſenden 
Studien Heinrich Ulmanns zur Geſchichte der Befreiungskriege Zeugnis 
davon ab, wie eingehend der Verfaſſer mit den politiſchen und militäriſchen 


Problemen dieſer Zeit ſich beſchäftigt hat. Aus ſeinem Greifswalder 


Seminar ſind zahlreiche, zum Teil wertvolle Diſſertationen hervorgegangen, 
die ſich mit den gleichen Fragen beſchäftigen. Die Summe aller dieſer 
Arbeiten zieht das vorliegende Werk, im beſten Sinne ein Lebenswerk 
des Verfaſſers, aufgebaut auf einer reichen Kenntnis der kaum noch zu 
bewältigenden Literatur namentlich in militäriſcher Hinſicht, auf einem 
ergänzenden Studium der archivaliſchen Quellen, auf einer ſicheren Er⸗ 
faſſung der entſcheidenden Probleme, in allen ſeinen Einzelheiten zuſammen⸗ 
gehalten durch eine glücklich durchgeführte dispoſitionelle Anlage, vollendet 
mit einer ruhig abwägenden Objektivität in Perſonen und. Tatſachen, die 
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alle jene mannigfaltigen Entwicklungsreihen verlebendigen will, durch die 
der Verlauf dieſer europäiſchen Schickſalstat bedingt wurde. Dieſes Be⸗ 
wußtſein des ſtarken Willens zur ſachlichen Objektivität wird der Leſer 
auch an jenen Stellen empfinden, wo er vielleicht dem national⸗politiſchen 
Gedanken oder der Erfaſſung der großen individuellen Kräfte jener Zeit 
namentlich in ihrem Zuſammenhang mit den univerſalen Ideen eine andere 
Ausdrucksform gewünſcht hätte. Der Fortſchritt des Buches gegenüber 
den militärgeſchichtlichen Werken der letzten Jahre beſteht in der Loslöſung 
der Probleme von allen ſtrategiſch⸗erziehlichen Werturteilen, gewiſſermaßen 
in ihrer reinen tatſächlichen Anſchauung, in der engen Kauſalverbindung 
der politiſchen und militäriſchen Fragen; gegenüber den biographiſchen 
Darſtellungen in der umſichtigen Erfaſſung der Begebenheiten, die den 
Fortſchritt auf den politiſchen und militäriſchen Schauplätzen bedingen. 
Den ſicheren Unterbau für das Werk gibt die umfangreiche Ein⸗ 
leitung über die Grundlagen des napoleoniſchen Syſtems ab: die Nieder⸗ 
werfung Englands durch das Kontinentalſyſtem, die nicht etwa die Frei⸗ 
heit des Meeres im Auge hat, ſondern an die Stelle der wirtſchaftlich⸗ 
ökonomiſchen Herrſchaft des Inſelreiches Frankreich ſetzen will, die 
Einbeziehung des ganzen europäiſchen Kontinentes in dieſen Herrſchafts⸗ 
bereich; ein Wille, der die Selbſtvernichtung Rußlands in ſich ſchloß. 
Sobald Napoleon 1810 merkte, daß Alexander dieſen Schritt nicht zu tun 
geſonnen ſei, war der Wille zum Krieg in ihm vorhanden, der Tilſiter 
Bündnisvertrag zwiſchen den beiden Mächten innerlich gebrochen. Nun 
ſollte der univerſale Gedanke verwirklicht werden, durch die Hinein⸗ 
zwingung der ungeheuren ruſſiſchen Kräfte in ſeine politiſche Gewalt den 
Weg nach Indien, und damit den Weg zur Alleinherrſchaft in der euros 
päiſchen Kulturwelt zu finden. Daraus ergab ſich die ſchwierige Lage 
der von Frankreich noch unabhängigen, dazwiſchenliegenden Staaten Oſter⸗ 
reich und namentlich Preußen nach der wirtſchaftlichen und der geiſtig⸗ 
politiſchen Seite, und es iſt ein Verdienſt Ulmanns, beide Seiten ein⸗ 
gehend gewürdigt zu haben. Das Problem, ob Hardenberg in den Jahren 
1810/11 zu Zeiten geneigt geweſen ſei, Preußens Schickſal mit dem 
Napoleons auf Grundlage der Verhältniſſe von 1805 zu verbinden, alſo ge⸗ 
wiſſermaßen die nordeuropäiſchen Großmachtsgedanken wieder aufzunehmen, 
verdient ſicherlich eine allſeitige Erwägung, doch glaube ich nicht, daß die 
Forſchung zu einer bejahenden Antwort, zu der der Verfaſſer neigt, 
kommen wird. Für die Entwicklung der innerpolitiſchen Verhältniſſe in 
Preußen nach 1815 ift es ein bedeutſamer Hinweis, daß der Grundfehler 
der preußiſchen Regierung jener Jahre in dem Zurückweichen des einheit⸗ 
lichen Staatsgefühls gegenüber den provinziellen Sonderintereſſen beftanb. 
Auch hier würde zur weiteren Klärung die Sonderforſchung einzuſetzen 
haben, namentlich um auch zu zeigen, in welchem Verhältnis Regierung 
und Regierungsorgane, Parteigruppen und führende Staatsmänner zu 
den großen geiſtigen Bewegungen ſtanden, und wie ſie dadurch in ihrer 
politiſchen Haltung beeinflußt wurden. Unterſchätzt wird in der Dar⸗ 
ſtellung wohl der Beſtand und vor allem der Zuſtand der Refte der 
Großen Armee im Januar 1813, die für die Organiſation der neuen 
kaiſerlichen Heere von ſo großer Bedeutung waren. Die Arbeit von 
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P. Bergell und K. Klitſcher über Larrey, den Chefchirurgen Napoleons, 
Berlin 1913, weiſt darauf hin, daß die ſachgemäße, rückwärtige Evakuation 
der im Juli 1812 auf dem Vormarſche in den Grenzgebieten Rußlands 
erkrankten Truppen zahlreiche, nicht zu unterſchätzende Mannſchaftsbeſtände 
für den neuen Feldzug gerettet hat. Eine ſchärfere Linienführung, als 
wie ſie hier geboten wird, ergibt ſich nach dem Aufſatze von P. Bailleu, 
Preußen am Scheidewege, in der Deutſchen Rundſchau, Jahrgang 39, 
Februar 1913, für die Wandlung der preußiſchen Politik vom Dezember 
1812 bis zum März 1813. Die Schwierigkeiten, die Hardenberg zu über⸗ 
winden hatte, und die Bedeutung ſeiner politiſchen Arbeit kommen bei 
Ulmann doch nicht ganz zur Geltung, ſo ſehr die Bezeichnung der Lage 
in Breslau als „überkünſtlich“ das Nichtige treffen mag. Der ſtrategiſchen 
Entwicklung des Feldzuges ſcheint mir der Verfaſſer vor allem dadurch 
gerecht zu werden, wenn er mit allem Nachdruck immer wieder darauf 
hinweiſt, daß es ſich um einen Koalitionskrieg mit ganz verſchiedenen 
Kriegszielen der beteiligten Mächte handelt. Etwas unterſchätzt iſt wohl 
die Bedeutung, die dem Beitritt Oſterreichs zur Allianz beigemeſſen wird, 
indem der volkstümlich ⸗demokratiſche Charakter des Krieges dadurch 
nicht mehr weſentlich verändert ſein ſoll. Die ſachliche Einſchätzung 
Metternichs und feiner mit fo großen Talenten durchgeführten gut öſter⸗ 
reichiſchen Politik hätten Ulmann zu einem andern Werturteile in jenem 
Punkt führen müſſen. In geiſtiger Beziehung ſehe ich hier doch den 
ſchärfſten Wendepunkt des Kampfes, ſo ſehr die Beteiligung Oſterreichs 
notwendig war, um das Ziel zu erreichen. Ebenſo vortrefflich wie die 
kritiſchen Erwägungen über den habsburgiſchen Diplomaten und über 
Schwarzenberg als geeignetſten Feldherrn dieſes Koalitionskrieges ſind 
die Erörterungen über die ſtrategiſchen Maßnahmen Bernadottes, die nur 
von ſeiner politiſchen Haltung und ſeinen politiſchen Zielen aus zu ver⸗ 
ſtehen ſind. Eine Reviſion des Urteils, das ſich in weiten militäriſchen 
und auch rein geſchichtlich orientierten Kreiſen feſtzuſetzen begann, wird 
hier mit einſchlagenden Gründen durchgeführt. Wie bei allen militäriſchen 
Operationen gelangt Ulmann auch hier zu einer ſachlichen Objektivität in 
erſter Linie nicht durch die Darſtellung der Tatſachen, der Schlachten 
ſelbſt, als vielmehr durch die pſychologiſch⸗genetiſche Begründung, die zu 
ihnen geführt hat. Beſonders ſchön wird dieſe Methode durchgeführt in 
dem dritten und vierten Kapitel des zweiten Bandes, die den Rechts⸗ 
abmarſch und Elbübergang der ſchleſiſchen Armee ſowie die weiteren Be⸗ 
wegungen bis zur Entſcheidungsſchlacht ſchildern. Mag auch die Lebendig⸗ 
keit der Darſtellung zuweilen darunter leiden, für die Erkenntnis deſſen, 
wie die Dinge geworden ſind, bildet dieſe Art der Forſchung ein ſichereres 
Mittel, als es gewöhnlich die Militärgeſchichte gibt. Zum Verſtändnis 
des Völkerringens bei Leipzig trägt die klare topographiſche Schilderung 
außerordentlich viel bei. Kennzeichnend für die ſachliche Art des Buches 
iſt die Würdigung des Übertrittes der ſächſiſchen Truppen und ſpäter das 
Verhalten Marmonts vor Paris, zweier Tatſachen, die mit Fug und Recht 
mit jenen bekannten Poſtulaten Steins und Arndts aus dem Jahre 1812 
über die Pflichten des Soldaten gegen den Fürſten und das Vaterland 
in eine adäquate Linie geſetzt werden. Zu gering iſt, um noch eine Einzel⸗ 
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heit hervorzuheben, das Verlangen der öffentlichen Meinung nach einer 
Vereinigung der linksrheiniſchen Gebiete mit Deutſchland während der 
erſten Monate des Jahres 1814 eingeſchätzt. Wie in der Frage nach der 
kraftvollen Geſtaltung des Reiches herrſchte auch in der Frage nach der 
Erweiterung der territorialen Grenzen nur eine Stimme in der Literatur; 
aber der eigentliche Sieger war — ſo könnte man ein mehr aus dem ſub⸗ 
jektiven Sinne des Zaren heraus abgegebenes Arteil Ulmanns obiekti⸗ 
vieren — Alexander, und ihm [ag allc8 daran, fih die franzöſiſche Politik 
der Zukunſt zu verpflichten. Nicht nur Metternich und die engliſchen 
Staatsmänner, ſondern auch Rußland behandelte die preußiſchen und all⸗ 
gemein deutſchen Fragen bei den Friedensverhandlungen ſtiefmütterlich, 
und Hardenberg hatte nicht ſo ganz Unrecht, wenn er dem Zaren die 
Hauptſchuld an der geringen Rückſicht beimaß, die die preußiſchen An⸗ 
ſprüche in Paris erfuhren. 

In der Behandlung der militäriſch⸗ſtrategiſchen und der praktiſch⸗ 
politiſchen Probleme liegt die Hauptſtärke des Ulmannſchen Werkes. Viel⸗ 
erörterte Fragen werden auf dieſen Gebieten mit ſachkundiger Hand gelöſt, 
andere neu geſtellt. Demgegenüber rückt die geiſtesgeſchichtliche Forſchung 
in den Hintergrund. Vielleicht allzuſehr. Denn die „Geſchichte der Be⸗ 
freiungskriege“ umfaßt doch auch den Kampf der nationalen und unis 

verſalen Ideen miteinander. Ihren führenden Geſtalten, ja auch ihren 
großen kollektioniſtiſchen Einheiten, ihren politiſchen Methoden und ihren 
politiſchen Zielen fehlt ein Stück ihrer eigentümlichen Größe und jugend⸗ 
lichen Schönheit, wenn jener innere Gegenſatz nicht zur Darſtellung ge⸗ 
langt. Wir möchten dem Wunſche Ausdruck geben, wenn der Verfaſſer 
ſich entſchließt, einen Schlußband mit der Geſchichte des Wiener Kongreſſes 
und der hundert Tage einem dankbaren Leſerkreiſe zu ſchenken, gleichſam 
als ein großes, in ſich ruhendes Zentralſtück uns jene Gedankenwelt dar⸗ 
zuſtellen, die über das Tatſächliche hinweg von der Anſchauung des 18. 
zum 19. Jahrhundert hinüberführt, jenes Tatſächliche in ihren politiſchen 
Entwicklungsreihen ſtärker mitbedingt, als in den inhaltreichen und an ab⸗ 
ſchließenden Forſchungen ſo ſchwerwiegenden Bänden zum Ausdruck kommt. 
Berlin- Schöneberg. E. Müsebeck. 


Reincke⸗Bloch, Hermann, Profeſſor Dr., Rektor der Univerſität Roſtock, 
Fichte und der deutſche Geiſt von 1914. Roſtock, H. Warkentienſche 
Buchhandlung. 31 S. 0, 70 Mk. 


Immer wieder wird der Hiſtoriker, der die geiſtigen Kräfte der Er⸗ 
hebung vor hundert Jahren in dem gegenwärtigen Ringen für den Beſtand 
des Deutſchen Reiches und für die Zukunft des deutſchen Volkes von neuem 
lebendig machen will, verſucht fein, auf Fichte zurückzugreifen, beſteht doch 
von ihm das Wort zu Recht, das Arndt einmal in ſpäteren Jahren zurüd- 
blickend gebraucht: er war der rechte „philosophus teutonicus“. Aber 
ſobald wir feſte, reale Vergleichsverhältniſſe zu gewinnen trachten, kommt 
uns die ungeheure Entwicklung zum Bewußtſein, die das deutſche Volk 
und die deutſche Staatänation der Gegenwart von der Welt Fichtes trennt. 
Die Begriffe, die er von Nation und Staat, von Kulturvolk und Magt- 
idee hat, wollen ſich nicht mehr recht auf unſere heutige Zeit anwenden 
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laſſen. Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß in ſeinen Anſchauungen nicht 
Werte liegen, die im politiſchen und ethiſchen Leben unſeres Volkes von 
neuem nach Verwirklichung ringen werden. Der Leſer dieſer Rede, die 
Fichte „als den Wegbereiter für den nationalen Staat“ begreifen, alſo die 
Wege Treitſchkes wiederaufnehmen, die die eigentümliche Bedeutung der 
deutſchen Nation im Leben der romaniſch⸗germaniſchen Kulturwelt nach 
den Anſchauungen Fichtes erfaſſen will, ſpürt von ſolchen Gegenſätzen, von 
der Einzigartigkeit des Mannes zu wenig. Der Verfaſſer vermag letzten 
Endes nur die ſittliche Geſinnung, die abfolute Einfügung, ja Gleich⸗ 
ſtellung des Ichbewußtſeins und des Gemeinſchaftwillens, ihre ſchlecht⸗ 
ſinnige Identifizierung als den erhabenen Gedanken feſtzuhalten, der von 
Fichte in die Gegenwart hinüberführen ſoll. Aber bedeutet das nicht be⸗ 
reits ein ethiſches, allgemeingültiges Poſtulat im Gegenſatz zu dem geſchicht⸗ 
lich⸗politiſch beſtimmten, lag nicht der eigentümlich nationale Machtwert 
auch noch in den Reden an die deutſche Nation, ja auch noch 1813 in den 
Vorträgen über den Begriff des wahrhaften Krieges außerhalb der Gee 
dankenwelt Fichtes oder ſicherlich in ganz anderer Entwicklungsreihe, als 
wie er ſich geſtaltet hat, iſt nicht ſein deutſcher Nationalſtaat durchaus 
abſolut, ja im letzten Sinne als „Reich“ in offenbarer Anlehnung an den 
johanneiſchen Begriff religiös zu deuten? — So ſtehen, geſchichtlich be⸗ 
trachtet, ſchon der Problemſtellung, welche dieſe Schrift unternimmt, ſtarke 
Bedenken gegenüber; wir erhalten ein ſchiefes Bild. 

Univerſalgeſchichtlich ſei die Bemerkung geſtattet, daß es doch zu ein⸗ 
ſeitig iſt, ſeit dem Untergange von Byzanz die Geſchichte der romaniſch⸗ 
germaniſchen Völker als die Geſchichte der Kulturwelt zu bezeichnen. 
Selbſt in der Beſchränkung auf die europäiſche Kultur, wie es Max Scheler 
in ſeinem ſtark empfundenen und tiefem Buche „Der Genius des Krieges 
und der deutſche Krieg“ durchführt, trifft ſolches Werturteil nicht zu. Da 

iſt es doch auch für uns Hiſtoriker von großem Intereſſe, wie der Mar⸗ 
burger Theologe Wilh. Herrmann in ſeiner Schrift „Die Türken, die Eng⸗ 
länder und wir deutſchen Chriſten“ (Marburg 1915) nachdrücklich auf ähn⸗ 
liche Vorſtellungsreihen hinweiſt, die ſich in der religiöſen und ethiſchen 
Gedankenwelt des Proteſtantismus und des Islam finden. 
Berlin- Schöneberg. E. Müsebeck. 


Edmund Richter, Friedrich Auguſt von Staegemann und das Konig: 
liche Verfaſſungsverſprechen vom 22. Mai 1815. Greifswalder 
Diſſertation. Druck von L. Heege in Schweidnitz 1913. 97 S. 


In der kleinen Arbeit, zu der Heinrich Ulmann die Anregung ge⸗ 
geben hat, iſt faſt noch mehr als der werdende Hiſtoriker der junge Politiker 
zum Worte gekommen. „Es ift außerordentlich befriedigend,“ jagt Richter 
S. 57 in ſeinem noch recht ungewandten Stil, „daß wir in der Lage ſind, 
zu erkennen, daß Staegemann ſofort nach Erlaß des Verſprechens mit Leib 
und Seele an deſſen Ausführung herangegangen iſt“, und einige Seiten 
ſpäter: „Es kommt uns nur darauf an, feſtzuſtellen, daß Staegemann für 
die ſtändiſchen Angelegenheiten Preußens in hohem Grade tätig war“. 
Daß er es geweſen iſt, wußten wir bereits aus dem zweiten Bande der 
von Franz Rühl herausgegebenen Publikation; was ſich darin über Staege⸗ 
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manns Anteil an dem Edikt vom 22. Mai 1815 findet, hat Richter zu⸗ 
ſammengeſtellt und ſodann noch das im Berliner Geheimen Saatsarchiv 
liegende Aktenkonvolut „Die Bildung einer Volksrepräſentation und Aus⸗ 
arbeitung einer Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen Staat betreffend“, 
eingeſehen; hieraus entnahm er, daß nicht nur der Entwurf des Verfaſſungs⸗ 
verſprechens, ſondern auch die Konzepte verſchiedener ſpäterer, ſeine Durch⸗ 
führung bezweckender Erlaſſe aus Staegemanns Feder ſtammen. Zuletzt 
ftieß er auf ein am 22. Dezember 1816 von ihm geſchriebenes Promemoria 
nebſt einer Tabelle ſämtlicher von den Oberpräfidenten für die geplante 
Verfaſſungskommiſſion vorgeſchlagenen Perſonen. Dieſes Promemoria, 
worin Staegemann dafür eintrat, zunächſt in jeder einzelnen Provinz 
Kommiſſionen mit dem Entwerfen provinzialſtändiſcher Verfaſſungen zu 
beauftragen und diefe Entwürfe dann einer nach Berlin berufenen Haupt. 
kommiſſion vorzulegen, hat Richter wie die meiſten anderen Auslaſſungen 
Staegemanns aus den Jahren 1815 und 1816 wörtlich abgedruckt, ebenſo 
die erwähnte Tabelle, den Staegemannſchen Entwurf für das Edikt vom 
22. Mai nebſt Hardenbergs Korrekturen, das Reinkonzept dieſes Edikts 
und ſeinen endgültigen Wortlaut im Anhang; außerdem hier auch noch 
Varnhagens bekannten Bericht über Staegemanns Tätigkeit im April 1815 
im vierten Bande der „Denkwürdigkeiten des eigenen Lebens“ (3. Auflage, 
S. 277 ff.). Man kann die Richterſche Diſſertation alſo wohl als eine 
brauchbare Quellenſammlung für den Biographen Staegemanns und für 
preußiſche Verfaſſungshiſtoriker bezeichnen, als eine in die Probleme tief 
eindringende Studie dagegen nicht; das auf Seite 21 über Staegemanns 
Materialien zum Entwurf einer preußiſchen Konſtitution (Rühl II, S. 51/52) 
abgegebene Urteil, er ſei 1815 ſehr geneigt geweſen, dem Volke ſo viel 
Rechte wie möglich zuteil werden zu laſſen, und ſein Intereſſe für und 
ſeine Kenntnis in Verfaſſungsangelegenheiten ſei demnach nicht gering an⸗ 
zuſchlagen — dieſes formell und inhaltlich wenig befriedigende Urteil möge 
als Probe genügen, um zu zeigen, daß der Verfaſſer beſſer getan haben 
würde, wenn er ſeine Arbeit, ehe er ſie in Druck gab, noch etwas hätte 
ausreifen laſſen; er würde ſich dann wohl z. B. auch erſpart haben, dem 
Vorſchlag Zerbonis: „die Geburtsunterſcheidungen werden in Rückſicht 
ihrer Benennungen und Titel beibehalten, haben jedoch im Staate kein 
ausſchließliches oder vorzügliches Recht zu irgendeinem Amte, Penſion 
und Würde, auch keine Befreiung von irgendeiner öffentlichen Laſt“, in 
ſeiner Diſſertation das Prädikat „iſt vernünftig und anzuerkennen“ zu 
erteilen. 
Berlin. Paul Haake. 


Adalbert Wahl, Beiträge zur Geschichte der . Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1914. Lex. 8°. 108 


Wahl unterzieht vornehmlich an der Ges der vorliegenden gedrudten 
Quellen, unter denen beſonders die Bernhardiſchen Tagebücher recht er» 
giebig ſind, und außerdem unter Benutzung der in der Tübinger Uni⸗ 
verſitätsbibliothek aufbewahrten Mohlſchen Korreſpondenz das Verhalten 
der liberalen Parteien in Preußen während des Streites um die Militär⸗ 
vorlagen in der erſten Hälfte der ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
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einer eingehenden Kritik und gelangt dabei zu einem äußerſt ungünſtigen 
Ergebnis für den Liberalismus. Die Schulze⸗Delitzſch, Virchow, Gneiſt, 
Binde, auch Sybel u. a. haben damals eine höchſt unglückliche Rolle ge⸗ 
ſpielt, wie dies ja genugſam bekannt iſt. In den zuſammenfaſſenden Aus⸗ 
führungen des Tübinger Hiſtorikers tritt das wieder einmal ungemein 
handgreiflich vor Augen. Auch Treitſchkes ſich überſchlagendes Temperament 
wird ſtark, vielleicht etwas einſeitig, hervorgehoben. Nur wenige der libe⸗ 
ralen Wortführer, wie Duncker und Bernhardi, ſchneiden gut ab. Eine ver⸗ 
ſtändige Haltung zeigen ferner die Gebrüder Reichenſperger. In Süddeutſch⸗ 
land faßte Rümelin die Lage richtig auf. Wahl ergeht ſich in längeren 
ſtaatsrechtlichen Darlegungen über das Weſen des Konſtitutionalismus und 
lehnt ſich dabei an Stahl an. Ganz ſchnurrige Auffaſſungen werden bei den 
Staatsrechtlern unter den damaligen Liberalen nachgewieſen. So konnte 
Welcker von den „gewaltigen Rechten“ des engliſchen Königs ſprechen. 
Der Nachweis, daß es ſich bei der Mehrzahl der Liberalen um die An⸗ 
ſtrebung eines parlamentariſchen Regiments gehandelt habe, ſcheint mir zur 
Evidenz erbracht zu ſein. Es verrät eine ganz weltfremde Auffaſſung der 
Dinge, wenn Georg Jellinek das beſtreitet. Eigentümlich mutet es heute an, 
daß man geradezu von einer Revolutionsgefahr in jenen Jahren ſprechen 
kann. Nur die feſtere Haltung König Wilhelms und ſeines Miniſters 
beugte dem vor. Im Zuſammenhang mit den unterwühlenden Strömungen 
müſſen, wie Wahl treffend hervorhebt, die Handlungen Bismarcks in da⸗ 
maliger Zeit beurteilt werden. Dieſe Seite in ihren einſchlägigen Werken 
nicht genügend hervorgekehrt zu haben, iſt ein Fehler neuerer Hiſtoriker, 
wie Sybel und Lenz. Der Liberalismus hat damals, wie ja auch noch 
lange nachher zum Teil, die lebenskräftigen Faktoren, wie ſie Preußen in 
Monarchie, Heer und Adel beſitzt, ganz falſch eingeſchätzt. „Ein großes 
Karrikaturbild in den Händen einer ernſthaften und gebildeten Geſell⸗ 
ſchaft“ lauten K. W. Nitzſchs ſchlagende Worte dazu. Später hat ſich 
Hermann Baumgarten mit großartiger Offenheit ähnlich über die Haltung 
des Liberalismus ausgeſprochen. Sehr günſtig wird der König von 
Wahl beurteilt, vielleicht ein wenig zu ſehr idealiſiert. Dagegen 
ſchmeckt der Ton, in dem der Verfaſſer mit Perſönlichkeiten wie Virchow 
und Schulze⸗Delitzſch zuweilen umſpringt, ein wenig nach publiziſtiſchem 
Stile. Der wiſſenſchaftliche Charakter der Unterſuchung wäre noch 
ſicherer gewahrt worden bei einigen leichten Abtönungen. Mit hellen 
Farben zeichnet Wahl auf der anderen Seite die Vorzüge des junkerlichen 
Offizierkorps (vgl. S. 68 f.). So wohlwollend ift es kaum je von einem 
Hiſtoriker von Fach geſchildert worden. Seite 31 iſt im neuen Abſatz 
wohl „Schwierigkeit“ ſtatt „Sicherheit“ zu leſen? Die Wendung: „Und 
der König abſolut, wenn er unſern Willen tut“, ſtammt nicht aus dem 
Jahre 1848, ſondern von Chamiſſo (Nachtwächterlied). 
Stettin. H. v. Petersdorf. 


Nobert Bahude, Die Paralel Erzählungen Bismarcks zu feinen Ge 
danken und Erinnerungen. (A. u. d. T.: Hiſtoriſche Studien, her⸗ 
ausgegeben von Richard Feſter. 3. Heft.) Halle a. S., Verlag 
von Max Niemeyer, 1914. 8. XVII u. 322 S. 
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Die Bismarckphilologie erfährt durch die vorliegende, unter ber geift» 
vollen Führung Richard Feſters erſchienene Studie eine beachtenswerte 
Bereicherung. Es hat einen außerordentlichen Reiz, die Erzählungen Bis⸗ 
marcks, die ſich mit ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“ berühren, zu 
vergleichen. Und es iſt für den Hiſtoriker höchſt willkommen, daß er nun 
dieſe Parallelſtellen, die vielfach an entlegener Stelle zu finden ſind, in 
annähernder Vollſtändigkeit beiſammen hat. Die Unterſuchungen Pahnckes 
geſtalten ſich von ſelbſt zu einer neuen, zum Teil recht eingreifenden Kritik 
des Bismarckſchen Memoirenwerkes und führen dadurch wiederholt zu einer 
Auseinanderſetzung mit den beiden umſaſſenderen Kritiken, die bald nach 
Erſcheinen der „Ged. u. Erinner.“ von Erich Marcks und Max Lenz vere 
öffentlicht wurden. Namentlich von Lenz weicht Pahncke verſchiedentlich ab. 
Der Vergleich der Parallelſtellen mit den „G. u. E.“ fällt für die „G. u. E.“ 
im großen und ganzen recht günſtig aus. Der diktierende Bismarck 
zeigt ſich verläßlicher, vorſichtiger und milder als der erzählende. Sehr 
zutage treten u. a. die Vorzüge der „G. u. E.“ bei dem Bericht über die 
Entſtehung der Emſer Depeſche. Das Zurücktreten des Perſönlichen zeigt 
ſich u. a. im Behandeln des Falles Arnims. Natürlich ſtellt der Politiker 
Bismarck die Dinge nicht als Hiſtoriker dar, ſondern wie er ſie angeſehen 
wiſſen will, und beeinflußt dadurch nicht nur das Urteil der Nachwelt, 
ſondern geradezu die Entwicklung der Dinge. „Der Politiker kommandiert 
die Geſchichte.“ Er hebt immer nur den Punkt heraus, auf den es ihm 
gerade ankommt, behandelt die Begebenheiten nie erſchöpfend. Nur ein 
einziges Mal konnte ihm jedoch eine gefliſſentliche Fälſchung nachgewieſen 
werden: in Sachen der Geffckenſchen Publikation. Von den Parallelquellen 
verdient Moritz Buſch am meiſten Beachtung, ſoviel Fehler auch gerade 
ihm untergelaufen ſind. Er ſchöpfte nicht nur aus dem Vollen, ſondern 
war auch immerhin klarer und kritiſcher als der fürchterliche Poſchinger 
und auch als Hans Blum. Buſch hat die Neigung, auszuſchmücken und 
beeinträchtigt dadurch den Wert ſeiner Berichte. Andere Quellen, wie 
Mittnacht und ebenſo Keudell, ſind allzu knapp. Über Bucher urteilt 
Pahncke ſcharf. 

Pahncke verrät bei Erledigung ſeiner Aufgabe feines Verſtändnis und 
übt ſehr ſorgfältige Kritik. Man hat ſeine Freude an ſeinen wohl er⸗ 
wogenen Ausführungen. Bemerkenswert ſcheint mir die Betonung des 
Mitwirkens ultramontaner Kräfte bei Entſtehung des Krieges von 1870 
(S. 216 f., 286). Daß auch Bismarck gelegentlich ſich ſtarken Täuſchungen 
im Gebiet der auswärtigen Politik hingab, zeigt ſein Irrtum über die 
„friedliche“ Politik des engliſchen Botſchafters Ruſſell, über die uns das 
Werk Lord Newtons: Lord Lyons, A record of British diplomacy (Lon- 
don 1913) aufklärt. Merkwürdig mutet es heute an, wenn man namentlich 
in den „Hamburger Nachrichten“ lieſt, wie Bismarck ſich gegen den Ge⸗ 
danken fträubt, daß Rußland Krieg gegen den Weſten führen könnte. Die 
Angaben Bismarcks über die Feindſeligkeit der Kaiſerin Auguſta erfahren 
neuerdings durch Schlözers Römiſche Briefe und die Erinnerungen des 
Oberpräſidenten v. Horn Beſtätigung. Mit der Erzählung Oskar Jägers, 
daß er Bismarck 1892 durchaus nicht in verbitterter Stimmung gefunden 
habe, ſtimmt die Angabe Kleiſt⸗Retzows aus dem Juni 1890 überein. 
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Wie es in der Natur der Sache liegt, verweilen Bismarcks Erinne⸗ 


rungen mit beſonderer Vorliebe bei gewiſſen Augenblicken ſeines Lebens: 


ſo bei ſeiner Ernennung zum Miniſter, bei der Fahrt nach Jüterbog, bei 
dem Nikolsburger Kriegsrat, der Emſer Depeſche, dem Kaiſerbrief König 
Ludwigs II. und dem Anteil Holnſteins daran, der Friedens depeſche 
Gortſchakoffs, der Miniſterkandidatur Bennigſens. Sicherlich werden im 
Laufe der Zeit über dieſe Dinge noch mehr Erzählungen bekannt werden. 
Ganz beſonders reichhaltig ſind die Erzählungen, die das Verhältnis zu 
Rußland betreffen. Hier waren auch noch die zum Schluß von Pahncke 
an der Hand des Hofmannſchen Werkes herangezogenen Artikel in den 
„Hamburger Nachrichten“ ergiebig. Etwas nachläſſig behandelt Pahncke zu⸗ 
weilen die Schreibweiſe der Namen. Es heißt Blanckenburg, Geffcken, 
Windthorſt, und warum ſteht an derſelben Stelle abwechſelnd Ruſſell nnd 
Ruſſel? Mit Recht bedauert Pahncke, daß der Originaltext der „G. u. E.“ 
gefliſſentlich zurückgehalten wird, weil die Bekanntgabe das Verſtändnis 
mancher Stellen erleichtern würde. Als Pahncke ſein Werk im Januar 1914 
abſchloß, hoffte er in abſehbarer Zeit eine Sammlung der mit den „G. u. E.“ 
ſich nicht berührenden Erzählungen Bismarcks herauszugeben. Es wäre 
zu wünſchen, daß der Krieg dieſen Plan nicht durchkreuzt hat. 
Stettin. H. v. Petersdorf. 


Die Geneſis der Emſer Depeſche. Von Richard Feſter. (Berlin, Verlag 
von Gebrüder Paetel, 1915. IX u. 240 S. 4 Mk.) 


Mit Ausnahme des Vorworts, einer Schlußbetrachtung (S. 207 bis 
216) und einer kritiſchen Bemerkung zu einer von Herbert Maxwell in 
ſeiner Biographie des im Juni 1870 verſtorbenen Staatsſekretärs Clarendon 
mitgeteilten fragwürdigen Anekdote (S. 216—223) ſowie einigen Zuſätzen 
in den angefügten „Anmerkungen“ (S. 224—240) ift das breit gedruckte 
Büchlein nur ein wortgetreuer Abdruck des Aufſatzes, der unter 
gleichem Titel im Juni, Juli und Auguſt 1914 in der „Deutſchen Rund⸗ 
ſchau“ erſchienen iſt. Das benutzte Material hat Feſter bekanntlich in 
zwei Heften der „Quellenſammlung zur deutſchen Geſchichte“ ſchon 1913 
herausgegeben und ſich damit um die Förderung der Studien, die ſich 
auf den Urſprung des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges beziehen, das größte 
Verdienſt erworben. In den Anmerkungen wird darauf hingewieſen, daß 
Nr. 183 und 392 dieſer unentbehrlichen Sammlung als „Fälſchungen 
Alters“ zu ſtreichen ſind. Nach S. 156 des Textes müßte dasſelbe auch 
mit den beiden angeblichen Telegrammen Bismarcks an König Wilhelm 
vom 12. und 13. Juli (Nr. 479 und 510) geſchehen. Wiederholt kommt 
F. auf feine ſchon früher geäußerten bitteren Klagen über die Verheim⸗ 
lichung der „Prozeßakten des Norddeutſchen Bundes“ in dieſem welt⸗ 
hiſtoriſchen Drama durch das Auswärtige Amt in Berlin zu ſprechen. 
Aber er nimmt für ſich das Verdienſt in Anſpruch, „die hiſtoriſche Wahr⸗ 
heit trotzdem dank der urkundlichen Einkreiſung des Objekts faſt von allen 


ihren Schleiern befreit“ zu haben (S. 187), wie er auch in ſeiner früheren 


Studie, die zuerſt in der „Hiſtoriſchen Vierteljahrsſchrift“ 1912 und in 
berichtigter, erweiterter Form unter dem Titel „Neue Beiträge zur Ge⸗ 
ſchichte der Hohenzollernſchen Thronkandidatur in Spanien“ (Leipzig 1913) 
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erſchienen ift, die „mühevolle Arbeit“ geleiftet zu haben glaubt, einen 
„Augiasſtall“ gereinigt und „dem Dilettantismus endgültig das Hand⸗ 
werk gelegt“ zu haben (S. 239). Die Methode, die er dabei befolgt, be⸗ 
ſteht in dem gewiß nicht neuen, aber von F. mit peinlichſter Sorgfalt 
durchgeführten heuriſtiſchen Kunſtgriffe, die Zeit des Abgangs und des 
Eintreffens jedes Aktenſtückes und den Zeitpunkt jeder mündlichen Be⸗ 
ſprechung und Beratung möglichſt genau feſtzuſtellen. Durch Benutzung 
des Sommerfahrplans der Eiſenbahnen von 1870 glaubt er in der Lage 
zu ſein, „die Fäden des chronologiſchen Netzes ſo dicht zu ziehen, daß alle 
Erinnerungen aus ſpäterer Zeit, wenn ſie in ſeine Maſchen nicht hinein⸗ 
paſſen, beiſeite geſchoben werden dürfen“ und die durch den Scharfſinn 
der Forſcher „nicht ausfüllbaren Lücken ſich beſſer überſehen laſſen“ (S. 9 
bis 10). Zu der nachſchaffenden Phantaſie, die nach Mommſen „die 
Mutter aller Hiſtorie iſt“, hat F., wie er wiederholt mit herben Worten 
ausſpricht, kein Zutrauen, und er gelangt oft bei minder wichtigen Fragen 
zu einem vorſichtigen „non liquet“, wofür er ſeine Gründe in dieſer ur⸗ 
ſprünglich als Eſſay in einer Zeitſchrift allgemeinen Inhalts veröffent⸗ 
lichten Darſtellung mit der lehrhaften Breite vorträgt, die in hiſtoriſchen 
Seminarübungen beſſer am Platze wäre. Das hindert aber den Verfaſſer 
nicht, in den elf Abſchnitten, die den Verlauf des Konflikts vom 1. bis 
15. Juli 1870 verfolgen, unter verſchiedenen Möglichkeiten, die ſich aus 
der Kritik und Interpretation der „Staatsakten“ ableiten laffen, gerade 
bei wichtigen Fragen willkürlich ſeine Auswahl zu treffen und kühne 
Hypotheſen zu wagen, die ſich nur halten laſſen, wenn von ihm ſelbſt in 
ſeiner Sammlung vorgelegte oder ſonſt bekannte Materialien ungenügend 
beachtet werden oder ſich eine gezwungene Auslegung gefallen laffen 
müſſen. Die Zweifel an manchen weittragenden Feſtſtellungen in dem 
von F. gezeichneten „Bild, das von allen früheren Darſtellungen im 
ganzen wie in vielen Einzelheiten beträchtlich abweicht“ (S. 210), würden 
auch dem nichtgeſchulten Leſer viel leichter auftauchen, wenn die glänzende 
Darſtellung des Verfaſſers nicht zwiſchen der trockenen Wiedergabe des 
Aktenbefundes, den mühevollen Berechnungen der Übermittlungsfriſten und 
ſchwungvollen Charakteriſtiken der Perſonen und Situationen ſo effekt⸗ 
haſcheriſch abwechſelte. Die Vorliebe für Vergleiche aus der Balliſtik, 
Strategie und Taktik und die zuweilen irreführende Verwendung von 
Schlagworten tragen nicht dazu bei, den Gegenſtand durchgängig in das 
klare, ruhige Licht Rankeſcher Geſchichtsbetrachtung zu ſtellen, die in dem 
Vorwort als Leitſtern der hiſtoriſchen Studien auch nach dem jetzt toben⸗ 
den Weltkrieg anerkannt wird. Gegen einige der wichtigſten Hypotheſen, 
die F. aufftellt, ift ſchon am 3. April 1915 in der „Deutſchen Literatur: 
zeitung“ von H. Ulmann und in der „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ von K. J. 
auf Grund der erſten Ausgabe dieſer Aufſatzſammlung Einſpruch erhoben 
worden. Darauf hat F. in ſo gereiztem Tone geantwortet (S. 227 f.), 
daß Ulmann mit Recht „den unduldſamen — um nicht mehr zu ſagen — 
Ton, den der Verfaſſer gegen andere Fachgenoſſon angeſchlagen hat,“ an 
den Pranger geſtellt hat. Da aber die Diskuſſion über dieſen wichtigen 
Gegenſtand der hiſtoriſchen Forſchung nicht ruhen darf, ſo müſſen hier 
einige der erheblichſten Zweifel und Bedenken gegen die vermeintlichen 
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neuen Refultate des Verfaſſers aneinander gereiht werden, wobei ſich auch 
Gelegenheit finden wird, die Fortſchritte der Erkenntnis, die wir dieſer 
Veröffentlichung verdanken, an geeigneter Stelle hervorzuheben. 

Feſter glaubt die Entdeckung gemacht zu haben, daß Bismarck in 
der Frage der Thronkandidatur des Erbprinzen Leopold einen „Kardinal⸗ 
fehler“ begangen habe, indem er „nur die Folgen der Wahl ins Auge 
faßte, ohne die Folgen der Wahlanſage zu bedenken“ (S. 13, 212). 
Weil F. meint, daß „unter allen Umſtänden mit dem Wege der Wahl⸗ 
anſage eine den franzöſiſchen Intereſſen zuwiderlaufende Kandidatur von 
vornherein verloren war“, da in der vorgeſchriebenen achttägigen Friſt 
zwiſchen Wahlankündigung und Wahlvornahme bei den Cortes durch 
Intrigen und Beſtechungen jede dafür günſtige Majorität „zweifellos in 
eine Minorität verwandelt“ worden wäre, ſo erblickt er in Bismarcks 
Förderung der Kandidatur von vornherein „einen ſtrategiſchen Fehler“. 
Während er 1912 (Hiftor. Vierteljahrsſchrift S. 48 f.) aus dem Tatego- 
riſchen Urteil: „Bismarck mußte damit rechnen, daß die Kandidatur 
Leopolds an dem franzöſiſchen Veto vor ihrer offiziellen Bekanntgebung 
ſcheitern mußte“, nur ein „Rätſel“ konſtruierte, das der hiſtoriſchen 


„Forſchung zu löfen bleibt, wird jetzt ohne jeden Vorbehalt der politiſche 


Kalkül Bismarcks einer wahrhaft vernichtenden Verurteilung vor dem 


Forum der Geſchichte preisgegeben. Auf dieſe Vermutung eines großen 
politiſchen Irrtums des norddeutſchen Bundeskanzlers, dem keiner der 
mitbeteiligten Autoritäten, weder der König, noch Fürſt Karl Anton, noch 
der Kronprinz, noch einer der ſpaniſchen Unterhändler entgegen getreten 
ſein ſoll, ſtützt F. eine weitere Hypotheſe, die bis jetzt von der fachgenöſſi⸗ 
ſchen Kritik nur Ablehnung erfahren hat. Er glaubt nämlich aus einer 
brieflichen Mitteilung des engliſchen Staats ſekretärs Granville an den 
engliſchen Geſandten in Paris, Lord Lyons, über ein Geſpräch mit dem 
preußiſchen Vertreter in London, Graf Bernſtorff, „nichts Geringeres als 
die entſchloſſene Aufopferung der Kandidatur“ durch Bismarck ſchon am 
5. Juli ſchließen zu können (S. 36). Die Beweggründe Bismarcks für 
eine fo erſtaunliche „Rafchheit der Frontveränderung“ find nach F., ob, 
wohl wir. nichts Poſitives darüber wiſſen, „mit Händen zu greifen“ (S. 36). 
Graf Bernſtorff ſtützte ſich in der Auskunft, die er über den Standpunkt 
ſeiner Regierung in der Frage der ſpaniſchen Königswahl gab, auf 
Briefe, die er von König Wilhelm und von Bismarck erhalten hatte; er 
drückte ſich ſehr ſcharf über die „heftige“ Sprache aus, die Gramont zwei 
Tage vorher (in der bekannten „Ohrfeige“) vor der franzöſiſchen Rammer 
geführt hatte, und ſprach von der Möglichkeit, daß Frankreich wegen einer 
ſpaniſchen Königswahl Krieg mit dem Norddeutſchen Bund anfangen 
wollte, als einem Beweis ungerechtfertigter Streitſucht. In dieſem Gee 


dankenzuſammenhange präziſierte er die Politik des Norddeutſchen Bundes 


dahin, daß feine Regierung „ſich nicht einmiſchen wollte, ſondern es den 
Franzoſen überließ, welchen Kurs ſie nehmen wollten; und daß der 
preußiſche Vertreter in Paris angewieſen worden ſei, ſich jeder Beteiligung 
daran zu enthalten“. Offenbar ift diefe. engliſche Wiedergabe der Auße⸗ 
rungen Bernſtorffs zu ſtark abgekürzt und zu vage, als daß man aus 
ihrem Wortlaut auf die Inſtruktion zurückſchließen könnte, die von der 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 40 
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Regierung des Norddeutſchen Bundes dem Freiherrn von Werther in 
Paris erteilt und den übrigen Botſchaftern mitgeteilt worden war. Wir 
haben aber darüber eine viel beſſere Quelle in dem Bericht, den Abeken 
von Ems aus ſchon am 6. Juli, alſo auch nach F.s Annahme ſchon vor 
der Kenntnis der an demſelben Tage in der Pariſer Kammer von Gra⸗ 
mont gemachten Erklärung, dem Fürſten Karl Anton über die diplo⸗ 
matiſche Situation erſtattet hat. Darnach hat ſich der Botſchafter des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, der Paris Toon am 5. Juli verlaſſen hatte und bei 
Abſendung des Briefes Abekens in Ems war, in folgendem Sinne ge⸗ 
äußert: „Wenn Frankreich Fragen, die nur Spanien angehen, uns gegen⸗ 
über berühre, ſo müſſe die Botſchaft deren Erörterung ablehnen und nach 
Madrid verweiſen. Die Selbſtändigkeit Spaniens achtend und ohne Beruf 
zur Einmiſchung in ſpaniſche Verfaſſungsfragen überlaſſe man dieſe den 
Spaniern und denen, welche fih an diefe wenden wollten. Wollte Frant- 
reich auf dieſelben einwirken, ſo ſei dies ſeine und nicht unſere Sache“ 
(Nr. 295). Um feine Hypotheſe zu retten, muß F. den Sinn der Bern- 
ſtorffſchen Außerung in der verkürzten Wiedergabe Granvilles, weil er 
aus ihr die am 5. Juli in Bargin erfolgte „Frontveränderung“ heraus- 
leſen will, als weſentlich verſchieden von dem Standpunkte auffaſſen, den 
Werther in Paris ſchon am 4. Juli zum Ausdruck gebracht haben ſoll. 
Auch ſeine Polemik mit Ulmann über dieſen Punkt wird niemand über⸗ 
zeugen, daß ein greifbarer ſachlicher Unterſchied der Stellungnahme er⸗ 
weisbar oder wahrſcheinlich zu machen ſei. Die von F. herangezogene, 
nur in einer ſpaniſchen Überſetzung aus franzöſiſche Vorlage bekannt ge⸗ 
wordene Inſtruktion Bismarcks an den in Spanien weilenden Lothar 
Bucher vom 5. Juni 1870, alſo vor der Annahme der Kandidatur (Nr. 197), 
iſt für die Interpretation der ſpäteren offiziellen Aktenſtücke ohne jeden Belang. 

Bekanntlich hat die vorzeitige Veröffentlichung der Kandidatur 
Leopolds ihren Urhebern in Preußen und Spanien das Konzept ver⸗ 
dorben. Es iſt F.s Verdienſt, feſtgeſtellt zu haben, daß dieſer Verrat 
des Geheimniſſes durch die alphonſiniſtiſche Zeitung „Epoca“ in Madrid 
am 1. Juli und in der „Gazette de France“ zu Paris am 2. Juli une 
abhängig voneinander aus verſchiedener Quelle erfolgt iſt. Die zunächſt 
dementierte Nachricht wurde dem franzöſiſchen Geſandten in Madrid, 
Mercier, von Prim am Abend des 2. Juli als zutreffend offiziell be⸗ 
ſtätigt. Am Sonntag, den 3. Juli, abends 10 Uhr, teilte Gramont dem 
Miniſterpräſidenten Olivier den dadurch notwendig gewordenen Kurs der 
franzöſiſchen Politik mit: „Tout en restant officiellement et ouverte- 
ment dans notre röle d’abstention, il faut faire échouer cette 
intrigue“. Auf die Beurteilung der fih überſtürzenden Schritte, die von 
der franzöſiſchen Diplomatie unter ſteter Berechnung auf die zu erwartende 
Wirkung in der Kammer und in der Preſſe in den 12 Tagen vom 4. bis 
15. Juli 1870 unternommen wurden, verwendet F. den Hauptteil ſeiner 
Ausführungen in den jetzt mit überſchriften verſehenen Abſchnitten III, 
IV, VII, VIII und XII. Die wichtigſte Abweichung von der jetzt für richtig 
gehaltenen Auffaſſung der franzöſiſchen Aktion liegt in der Hypotheſe, 
daß der Botſchafter des Norddeutſchen Bundes, Freiherr v. Werther, 
trotz aller entgegenſtehenden „konſtitutionellen Gepflogenheiten“ ſich am 
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4. Juli 1870 „zum Träger einer Miſſion“ des franzöſiſchen auswärtigen 
Amtes bei ſeinem König in Ems habe machen laſſen. F. findet dieſes 
überraſchende Vorkommnis ſo bedeutſam für die hiſtoriſche Auffaſſung 
des Ganges der Ereigniſſe, daß man nach ihm „die Geneſis der Emſer 
Verhandlungen in der Miſſion Werthers ſuchen muß“ (S. 61). Wie fi 
der Botſchafter des Norddeutſchen Bundes zu einem Agenten Gramonts 
bei ſeinem König in Ems hat mißbrauchen laſſen können, erklärt ſich 
nach F. aus ſeiner „politiſchen Unfähigkeit“ und ſoll darin zum Aus⸗ 
druck gekommen fein, „daß er in feiner Ahnungsloſigkeit“ dem fran: 
zöſiſchen Miniſter „jenes unglaubliche Verſprechen“ gegeben habe, auf das 
fit F.s vernichtendes Urteil ſtützt (S. 27 f., 61, 76, 134 f. und 235). 
Fragen wir aber nach dem Beweis für dieſe Anklage gegen den ſpäter nach 
mehrjähriger „Zurdispoſitionsſtellung“ von Bismarck auf den wichtigen 
Poſten nach Konſtantinopel berufenen deutſchen Diplomaten, fo werden 
wir wieder auf eine einzige Stelle in einem Aktenſtück (Nr. 351) ver⸗ 
wieſen. Nach F. hat „Gramont am 5. Juli Metternich erzählt“, Werther 
habe verſprochen, in Ems an ſeinem Teile alles zu tun, daß der König 
ſeinen Verwandten zum Verzicht auf die ſpaniſche Krone beſtimme. Das 
ſteht aber in dem betreffenden Briefe des Botſchafters Metternich an Beuſt 
vom 8. Juli nicht als poſitive Ausſage Gramonts über ſein vier Tage vor 
dem Datum dieſes Brieſes mit Werther geführtes Geſpräch. Vielmehr iſt 
diefe Behauptung eines von Werther gegebenen Verſprechens einem Expoſé 
des öſterreichiſchen Botſchafters zur Erläuterung des nicht veröffentlichten 
Telegramms entnommen, das er jedenfalls gleich am 5. Juli nach Wien 
geſandt hat. Metternich legt ſeine Vermutung über die diplomatiſche 
Aktion Frankreichs in Spanien und Preußen dar und leitet diefen Teil 
feines Berichts durch die nicht mißzuverſtehende Ankündigung ein: ,voici 
le plan que, si je l'en crois, le Gouvernement va suivre“. Es iſt 
ein Stück Konjekturalpolitik, wie ſie Bismarck in Frankfurt a. M. ſeinen 
Privatbriefen an Manteuffel einzufügen pflegte und worin das Erraten 
von Motiven oder die Deutung von unerwieſenen Behauptungen den 
empfangenen Eindruck tatſächlicher Beobachtungen und die Ahnung des 
Zukünftigen unterſtützen müſſen. In der auf Spanien bezüglichen Hälfte 
ſeines Räſonnements ſtellt der Botſchafter das Vermeiden jeder Be⸗ 
einfluſſung in Ausſicht, weil in Madrid ſchon die Meinung, daß die 
franzöſiſche Regierung gegen die Kandidatur Leopolds ſei, „genügen würde 
ſeine Ernennung zu ſichern“. Daraus ergab ſich als zweite Hälfte ſeiner 
Argumentation, daß „man ſich einzig und allein an Preußen halten 
werde“. Als Anzeichen für dieſe Demarche erwähnt er die „explication 
fort nette“, die zwiſchen dem Herzog von Gramont und dem Freiherrn 
v. Werther ſtattgefunden hat, die Abreiſe des letzteren unter dem Ein⸗ 
druck, daß ſich Frankreich dieſe Kandidatur nicht gefallen laſſen will, und 
nach gegebenem Verſprechen, „alle ſeine Anſtrengungen darauf zu richten, 
es beim König, zu deſſen Beſuch er in Ens iſt, durchzuſetzen, daß er 
ſeinen Verwandten auffordert, die Krone von Spanien zurückzuweiſen“. 
Metternich deutet mit keinem Worte an, daß Gramont ihn in der Unter⸗ 
tedung, aus der er vorher einige Sätze wörtlich angeführt hatte, über den 
Inhalt ſeines letzten Geſprächs mit Werther am 4. Juli unterrichtet habe. 
40 * 
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Es ift alfo zum mindeſten möglich, daß er ſich die Abreiſe des deutſchen 
Botſchafters nach Ems zu derſelben Zeit, als Gramont ihm mitteilte, daß 
man vor einem Kriege gegen Preußen nicht zurückſchrecken würde, um die 
Kandidatur zu hintertreiben, durch eigene Mutmaßungen und durch un⸗ 
kontrollierbaren Diplomatenklatſch verſtändlich zu machen ſuchte. Aber 
ſelbſt wenn wir annehmen wollten, daß Metternich alles, was er über 
den Stand der gegen Preußen gerichteten franzöſiſchen Demarche wirklich 
aus Gramonts Munde gehört hätte, ſo müßten wir doch „in Anbetracht 
der in jenen Tagen fo häufigen diplomatiſchen Umgehungen der Wahr⸗ 
heit“ (S. 27) aus dem Zweck, den Gramont in der Unterredung mit 
Metternich verfolgte, die Wahrſcheinlichkeit des Verdachts ableiten, daß 
Gramont den öſterreichiſchen Botſchafter angelogen habe, um der Wiener 
Regierung den von ihr verlangten Entſchluß zu erleichtern, in Berlin zu 
verſtehen zu geben, daß „man angeſichts der nationalen Erregung in 
Paris im Intereſſe des Friedens gut daran täte, den Prinzen Leopold 
zu veranlaſſen, dieſe Kandidatur zurückzuweiſen“ (Nr. 351). Bei dieſem 
Zweifel über das, was Gramont wahrheitsgemäß ſagen konnte, verlangt 
es die Methodik, daß wir alle gleichzeitigen „Parallelerzählungen“ Gramonts 
in dem vorliegenden Aktenmaterial abzuſuchen haben, um durch ſorgfältigen 
Vergleich zu einer Entſcheidung zu kommen. Da finden wir in dem Bericht 
des engliſchen Botſchafters Lord Lyons vom 5. Juli, daß Gramont nur 
behauptete, Werther habe auf die kategoriſche Erklärung, daß Frankreich 
einen Prinzen von Hohenzollern oder anderen preußiſchen Prinzen auf 
dem ſpaniſchen Throne nicht dulden wollte, „geantwortet, daß er 
eben auf dem Sprunge nach Ems ſtehe, um feinem König feine Auf. 
wartung zu machen, und daß er nicht unterlaſſen würde, Seine Majeſtät 
von den Gefühlen der franzöſiſchen Regierung zu unterrichten“ (Nr. 273). 
Aus Gramonts eigener Feder haben wir zwei Äußerungen über fein Ge: 
ſpräch mit Werther am 4. Juli. In dem einen, vom 6. Juli, unter. 
richtet er den franzöſiſchen Botſchafter in Petersburg, Grafen Fleury, daß 
er mit Werther „eindringlich über die Befugnis, die der König beſitzt, 
geſprochen habe, der Verwirklichung dieſes Projekts dadurch ein Hindernis 
zu bereiten, daß er ſich weigerte, ſeine Einwilligung dazu zu geben, und 
daß ſcheinbar meine (d. h. Gramonts) Sprache einen lebhaften Eindruck 
auf ſeinen (Werthers) Geiſt gemacht hat“ (Nr. 293). Dem Geſchäfts träger 
in Berlin, Leſourd, teilt Gramont erſt am 7. Juli mit, daß er drei Tage 
vorher dem Freiherrn v. Werther ſeinen Standpunkt „mit vollkommenſtem 
Freimut dargelegt habe“. Werther hat mir (ſo fährt er fort) „angekün⸗ 
digt, daß er ſich nach Ems begäbe, und er wird nicht verfehlt haben, 
feinem Souverän den ganzen Ernſt der von dem Prinzen von Hohen- 
zollern getroffenen Entſcheidung wohl zu verſtehen zu geben“ (Nr. 314). 
Da bei jeder dieſer drei voneinander unabhängigen Außerungen Gramont 
das Intereſſe hatte, ſeinen bei Werther erreichten Erfolg möglichſt ſtark 
hervorzuheben, ſo können wir nicht daran glauben, daß ihm Werther ein 
Verſprechen gegeben hat, das ihn bei ſeiner Reiſe nach Ems am 5. Juni 
als Beauftragten Gramonts gelten laſſen kann. Das von F. benutzte 
Argument, Werther habe am 12. Juli einen ähnlichen Fehler begangen 
(S. 28), ſpricht eher gegen die Annahme, „daß er in feiner Ahnungs⸗ 
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loſigkeit in der Tat jenes unglaubliche Verſprechen gegeben bat’. Denn 
in dieſem Falle hätte Abeken Bismarck darüber aufgeklärt, und der Bot⸗ 
ſchafter hätte von Varzin aus eine ſo ſcharfe Erinnerung daran erhalten, 
daß preußiſche Botſchafter nicht dazu da ſind, die Wünſche der Regierung, 
bei der ſie beglaubigt ſind, in der Heimat zu fördern, daß er am 
12. Juli ſich nicht wieder hätte mißbrauchen laſſen. Alſo kann von der 
„Miſſion Werthers“ nach Ems in einer kritiſchen Geſchichte des Urſprungs 
des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges nicht die Rede fein. 

Das weitaus zuverläſſigſte Material haben wir für das Zuſtande⸗ 
kommen der berühmten Erklärung Gramonts vom 6. Juli. Denn im 
Jahre 1902 iſt auf einer Auktion in Paris das Originalmanuſkript mit 
den von Ollivier eigenhändig vorgenommenen Anderungen zum Verkauf 
gekommen und ſeitdem der hiſtoriſchen Forſchung zugänglich (Nr. 289). 
Unzweifelhaft iſt die endgültige Faſſung, an der Ollivier, Napoleon und 
der Miniſterrat als Ganzes durch verſchiedene Zuſätze originalen Anteil 
haben, erheblich ſchärfer ausgefallen als die erſte Niederſchrift Gramonts. 
Aber F. übertreibt den Unterſchied, indem er behauptet, daß „Napoleon 
und ſeine Berater am Vormittag des 6. Juli in Saint⸗Cloud den Ent⸗ 
wurf aus einer Erklärung in eine Fanfare verwandelten“ (S. 45 f.). 
Stand doch ſchon in der von Gramont mitgebrachten Vorlage der ominöſe 
Satz: „Wir rechnen auf die Weisheit des deutſchen und die Freundſchaft 
des ſpaniſchen Volkes bei Beſeitigung eines Projektes, das auf nichts 
Geringeres abzielt als auf die Zerſtörung des europäiſchen Gleichgewichts 
zum Schaden unſerer Intereſſen“. F.s an das bekannte Witzwort Moltkes 
von der Verwandlung der Emſer Depeſche aus einer Chamade in eine 
Fanfare ſich anlehnende Formulierung iſt nicht glücklich, da „Erklärung“ 
und „Fanfare“ keinen Gegenſatz zueinander bilden. Als Grund für die 
Verſchärfung hat F. nur den gereizten und auf Napoleons geſchwächte 
Gefundheit anſpielenden Ton der Pariſer Preſſe herausgefunden. Es iſt 
aber wahrſcheinlich, daß auch die am 5. Juli von Leſourd in Berlin auf⸗ 
gegebene Depeſche (Nr. 271) auf die Stimmung der Verſammlung unter 
dem Vorſitz des Kaiſers und im Beiſein der Kaiſerin Eugenie eingewirk 
hat. Denn aus ihr erfuhr man durch eine Indiskretion des ſpaniſchen 
Geſandten Rascon in Berlin, daß ſchon im Frühjahr die Annahme der 
Kandidatur durch den Prinzen mit der Zuſtimmung ſeines Vaters, des 
Königs und Bismarcks erfolgt war. Man erhielt alſo die Gewißheit, daß 
die Theorie einer bis zum 21. Juni die preußiſche Regierung nicht inter⸗ 
eſſierenden Privatangelegenheit eine Finte war, und daß man durch eine 
„Intrige“ überrumpelt werden ſollte. Dieſe Depeſche erſchien Gramont 
ſo wichtig, daß er ſie neben nur ſechs anderen Aktenſtücken ſeiner In⸗ 
ſtruktion für den nach Ems reiſenden Botſchafter Benedetti beifügte. Auf 
ſie ſtützte ſich wohl auch Gramont, als er in ſeinem Schreiben an Bene⸗ 
detti um die Mitternacht des 7. Juli die ihm als „Lüge“ ausgelegte Be⸗ 
hauptung wagte: „Nous savons, par les aveux du prince lui-méme, 
qu'il a combiné toute l'affaire avec le gouvernement prussien“ 
(Nr. 332); denn er ſetzte wohl als ſelbſtverſtändlich voraus, daß die 
Spanier ihre Kenntnis von der im Berliner Schloſſe im Frühjahr 1870 
abgehaltenen Beratung in letzter Reihe dem Kandidaten verdankten, um 
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den fie fic) bewarben, und konnte feinen Gewährsmann nicht als Verräter 
eines Geheimniſſes bloßſtellen. F. macht von dieſer wichtigen Depeſche Leſourds 
nur Gebrauch, um daraus mit etwas vager Paraphraſe Racons Bu- 
geſtändnis der „Bedenklichkeit der Kandidatur“ zu entnehmen (S. 53). 
Daß gerade die poſitive Angabe, die Leſourd in ihr über die Vorgeſchichte 
der Kandidatur mitteilen konnte, in Paris auf die Behandlung der diplo⸗ 
matiſchen Streitfrage bedeutſam einwirken konnte, iſt ihm entgangen. 
Die völlige Veränderung nicht nur der diplomatiſchen, ſondern auch 
der politiſchen Situation durch Gramonts Kammererklärung vom 6. Juli 
wird von F. nach allen Seiten hin verfolgt. Er findet für den Mißgriff 
der franzöſiſchen Regierung an biefent böchſten Jubeltage Gramonts die 
techniſche Formel, daß „ſie vor den Augen ganz Europas die Verhand⸗ 
lungen mit dem Ultimatum beginnt, das im ſchlimmſten Falle am Ende 
geſcheiterter Verhandlungen ſtehen dürfte“ (S. 55). Die geglückten Ver⸗ 
ſuche, in London und Petersburg die guten Dienſte der in Spanien und 
Berlin einflußreichſten Regierungen für die Geltendmachung des fran⸗ 
zöſiſchen Standpunkts zu gewinnen, werden mit einer Klarheit und Ge⸗ 
nauigkeit dargeſtellt, wie ſie bis jetzt in der hiſtoriſchen Literatur über 
dieſen Gegenſtand noch nicht erreicht waren. F. zeigt uns, wie Gramont 
und Napoleon ſich in der Lage fühlten, durch die Sondermiſſion Bene⸗ 
dettis nach Ems das Ziel erreichen zu können, das fie ſich in der Kammer⸗ 
deflaration vom 6. Juli geſteckt hatten, ohne den Rückſchlag für die 
drohende und herausfordernde Form fürchten zu müſſen, zu der ſie ſich 
hatten hinreißen laſſen. Da nach ſeiner Auffaſſung die Kandidatur ſelbſt 
von Bismarck ſchon am 5. Juli aufgegeben war, ſo erhält man den Ein⸗ 
druck, daß ſich eigentlich der ganze Kampf ſchon ſeit dem 6. Juli um ein 
Phantom drehte, das nur durch Gramonts Fehler ſeine Geſtalt noch bei⸗ 
behalten konnte. In Preußen hatte der franzöſiſche Schlachtplan, der mit 
Benedettis Reiſe nach Ems zur Ausführung kam, ſeine Rückendeckung in 
der Einwirkung der Königin Auguſta auf den friedliebenden König, der 
nach F. nur darauf bedacht war, den Konfliktsſtoff der Kandidatur auf 
anſtändige Weiſe aus der Welt zu ſchaffen. Hinter dem Rücken ſeiner 
Regierung bemühte ſich auch Napoleon, den Erfolg der eingeleiteten 
Schritte durch ſeine bekanuten direkten und indirekten Einwirkungen auf 
Sigmaringen zu erleichtern und zu beſchleunigen. F. weiſt nach, wie ſehr 
er trotzdem darauf verſeſſen war, vor dem Lande und vor ſeinen eigenen 
Miniſtern als der ſtarke Mann zu erſcheinen, vor dem alle Widerſacher 
zu Kreuze kriechen mußten. Das franzöſiſche Material liegt uns bereits 
in genügender Reichhaltigkeit vor, um ein genaues Bild der Schachzüge 
bis zu dem diplomatiſchen Siege zu geben, der mit der Verzichtleiſtung 
des Fürſten Karl Anton im Namen ſeines Sohnes am 12. Juli erreicht 
war. Um ſo fühlbarer ſind die Lücken des Aktenmaterials deutſcher 
Provenienz. Namentlich die mit dem 7. Juli einſetzende Gegenwirkung 
Bismarcks und des Auswärtigen Amtes kann noch nicht genügend auf⸗ 
gehellt werden, während wir für die Vorgänge in Ems und in Sig⸗ 
maringen durch neuere Veröffentlichungen ſchon etwas beſſer unterrichtet 
ſind. F. bemüht ſich, die bereits von anderen Forſchern benutzten Mit⸗ 
teilungen der Witwe des verdienten Abeken, die von W. Oncken 1897 
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veröffentlichten Briefe König Wilhelms an ſeine Gemahlin, die ſporadi⸗ 
ſchen Darbietungen Zingelers und die auf Einzelheiten bezüglichen „Er⸗ 
innerungen von Augenzeugen“ der bekannten Vorgänge in einen wider⸗ 
ſpruchsloſen Zuſammenhang zu bringen und ſich dabei von den Einſeitig⸗ 
keiten der bei uns noch im Schwange gehenden Bismarcklegende völlig 
frei zu halten. Ob es ihm aber gelungen iſt, bei der noch beſtehenden 
Lückenhaftigkeit des Materials das Parallelogramm der Kräfte und das 
Widerſpiel der zum Handeln berufenen Politiker wahrheitsgemäß zu 
zeichnen, iſt bereits von Ulmann bezweifelt worden. F. läßt „Auguſtas 
Sieg über Bismarck“ in der von König Wilhelm in Ems geleiteten Gegen⸗ 
wehr vom 7. bis 13. Juli andauern und ſieht darin „den größten, gefähr⸗ 
lichſten und längſten Sieg, deſſen ſie ſich rühmen durfte“ (S. 79). Dieſer 
Sieg lag darin, daß König Wilhelm fih überhaupt in „Geſpräche“ ') mit 
dem franzöſiſchen Botſchafter einließ, daß er ſeine Korreſpondenz mit 
Sigmaringen als Brücke über die von den Franzoſen zu überwindende 
Kluft darbot, und daß er durch den „Wunſchbefehl“, den er ſchließlich 
durch den Oberſten Stranz an Fürſt Karl Anton gelangen ließ, ſchon am 
11. Juli den Entſchluß zum Verzicht herbeiführte. In jedem dieſer drei 
Maßnahmen witterte Bismarck die Gefahr, daß ſachlich und nach dem 
Urteil von Mit- und Nachwelt Preußen als der vor einer franzöſiſchen 
Drohung zurückweichende Teil erſcheinen müſſe; er hat ſpäter die burſchi⸗ 
koſen Ausdrücke vom „Schwanz einziehen“ („cauder“) Preußens und vom 
„Kneifen“ des Königs auf diefe Epiſode der Verhandlungen angewendet. 
Obwohl nach F. Bismarck ſchon am 5. Juli die Kandidatur völlig auf⸗ 
gegeben haben ſoll, leſen wir jetzt den damit nicht zu vereinbarenden Satz: 
„Bismarcks Meinung ſcheint auch noch am 11. geweſen zu ſein, daß man 
abwarten müſſe, wie die Hohenzollern ſich entſchliezen würden“ (S. 81). 
Dieſer Widerſpruch läßt nur die Löſung zu, daß Bismarck nach der „Ohr⸗ 
feige“ vom 6. Juli das Damoklesſchwert der offiziell noch beſtehenden 
Kandidatur benutzen wollte, um Frankreich aus der eingenommenen Stellung 
herauszunötigen. Um die befürchtete Demütigung Preußens abzuwehren, 
bot er ſchon am 9. telegraphiſch ſein perſönliches Erſcheinen in Ems an, 
erhielt aber erſt am Abend des 11. Juli die Genehmigung des Königs 
dazu. Inzwiſchen war die Behandlung des Streits ſo weit gediehen, 
daß nach Bismarcks Auffaſſung nur der Entſchluß, zum Schwert zu 
greifen, das verlorene Terrain wieder erobern konnte. Die dazu nötige 
Ermannung des Königs war unbeſchadet ſeiner Einwirkung auf Sig⸗ 
maringen, die dort bis zum Abend des 11. Juli auf Widerſtand ſtieß, 
nach der zuletzt geäußerten Meinung am 11. Juli bereits erfolgt, während 
F. ſie auf den 13. Juli verlegt und die Nachhilfe Abekens dabei in helles 
Licht zu Stellen ſucht. Da am 12. Juli Gramont das ſchwere Geld 
der Garantieforderung zu neuem Angriff ins Feld führte, ſo bezeichnet 
F. die Auffaſſung, gegen die er ſich wendet, nicht unrichtig mit der aus 


1) F. betrachtet die Beharrlichkeit, mit der Bismarck „die Emſer Verhand⸗ 
lungen Geſpräche genannt hat“, als eine Marotte. Aber auch der König 
ſchreibt am 14. Juli an feine Gemahlin: „Dabei erklärt Gramont, er fet noch 
immer ohne Nachricht der hieſigen Verhandlungen, wo gar keine gepflogen werden, 
denn die Gefprdde mit Benedetti find doch keine Verhandlungen“ (Nr. 543). 
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Max Lehmanns Aufhellung des Urſprungs des Siebenjährigen Krieges 
übernommenen Wendung: „Zwei Offenfiven ſtießen aufeinander“. Das 
neuere Material, das für die Annahme einer veränderten Haltung des 
Königs ſpricht, beſteht aus der von mir veröffentlichten Emſer Depeſche 
an den Kronprinzen vom Abend des 11. Juli, einem von Buſch mit- 
geteilten Geſpräch Bismarcks mit Abeken und der Erzählung des Haupt⸗ 
manns und Adjutanten des Prinzen Albrecht, Hermann v. Chappuis, 
über ſeine Beobachtungen in der Wandelhalle und bei einem Souper in 
Ems am 12. Juli 1870. Die Art, wie F. dieſe drei Indizien beiſeite zu 
ſchieben und abzuſchwächen ſucht, kann ich nicht als methodiſch richtig 
gelten laſſen. Von dem Telegramm an den Kronprinzen, das F. trotz 
ſeiner Kürze nicht in den Anmerkungen mitteilt, gibt er (S. 116) eine 


falſche Vorſtellung, indem er behauptet; „Inhaltlich enthält das Tele⸗ 


gramm überhaupt nichts Neues“. Denn wir erfahren aus ihm, daß der 
König an dieſem Tage vom Kronprinzen ein „RNaiſonnement“ erhalten 
hat, das er „vollkommen richtig“ findet. Was aber nach des Königs 
Sprachgebrauch ein „Raifonnement“ ift, und was er als Inhalt eines 
ſolchen „über künftige Kriegsfragen“ damals als „ſehr richtig“ bezeichnete, 
erkennen wir aus dem Brief des Königs an ſeine Gemahlin vom 13. Juli 
(Nr. 506), wenn wir den Brief des Fürſten Karl Anton, der darin belobt 
iſt (Nr. 455), aufmerkſam leſen und darin den Nachweis für die Theſe 
verfolgen: „Der Krieg erhält einen nationalen Charakter, und die deutſche 
Frage wird ihrer notwendigen Löſung nähergebracht“. Noch verwunder⸗ 
licher iſt die Auslegung, die Bismarcks oft erzählte Geſchichte ſeiner Ab⸗ 
reiſe von Varzin am 12. Juli, wie er glaubte, nach Ems, bei F. gefunden 
hat. Gar nicht gewürdigt iſt dabei die aus dem Geſpräch mit Abeken 
zu erſchließende Bedeutung „einer gewiſſen Depeſche“, von der nicht nur 
der König bei der Abſendung ſagte, „Na, nun wird auch er (Bismarck) 
mit uns zufrieden ſein“, ſondern auch Abeken dem über die Schwäche des 
Königs herziehenden Kanzler vorhielt: „Ich glaube, daß Sie zufrieden 
waren“ (Buſch, Tagebuchblätter I, 546). Daß Bismarck ſofort wußte, es 
handle ſich um die am Abend des 11. Juli in Varzin eingetroffene 
Depeſche des Königs, vergewiſſert uns darüber, daß dieſe ihrem ganzen 
Charakter nach aus der Reihe der zahlreichen Depeſchen herausfiel, die 
der Kanzler von ſeinem König erhalten hatte. Auf ſie hin fühlte ſich 
Bismarck am nächſten Morgen auf der Fahrt von feinem Gute zur Bahn- 
Hotton veranlaßt, „den Lufthieb in Quart und Terz“ zu machen, den nach 
feiner eigenen Angabe der alte Prediger Mulert in Wuſſow richtig „fo 
verſtand, daß ich glaubte, in den Krieg zu gehen“. Bei F. müſſen wir 
jetzt aber leſen: „Der Lufthieb galt ſeiner nächſten Aufgabe, Benedetti aus 
dem Lahntale höflich, aber beſtimmt hinaus zu komplimentieren“ (S. 154). 
Entgegen der poſitiven Angabe Bismarcks mutet uns F. zu, uns vor⸗ 
zuſtellen, daß der gute Paftor in Wuſſow aus den kommentmäßigen 
Hieben auf Bismarcks Abſicht geſchloſſen habe, in Ems diplomatiſche Kom⸗ 
plimente zu machen. Der Nerv der bisher nie bezweifelten Erzählung 
des Hauptmanns v. Chappuis ferner liegt natürlich in der ſtaunend von 
ihm gehörten Bemerkung des Königs, daß er eben aus Abekens Hand die 
wichtigſte Depeſche empfangen habe, die je an ihn gerichtet worden ſei, 
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ſowie in der Beobachtung, daß der König erſt noch mit Abeken gearbeitet 
habe, verſpätet zum Souper gekommen ſei, und ſich ſtatt des gebrachten 
Champagners Selterwaſſer habe eingießen laſſen, weil er, wie er ſagte 
ſich den Kopf klar halten müſſe. F. will uns überreden, „den Super- 
lativ in der Außerung Wilhelms zu ſtreichen und als hiſtoriſch nur gelten 
zu laſſen, daß der König mit der Wichtigkeit der empfangenen Nachricht 
ſeine halbe Abſage motiviert hat“ (S. 160). Es wäre der Gipfel der 
Kritikloſigkeit, wenn dieſe Abſchwächung von der deutſchen Geſchichts⸗ 
forſchung gut geheißen würde; denn in dieſer veränderten Geſtalt hätte 
ſich der Vorgang in der Erinnerung unſeres einzigen Zeugen gar nicht 
ſo feſt eingeprägt, und wäre von ihm nicht noch ſeinen, erſt 1902 er⸗ 
ſchienenen „Lebenserinnerungen“ eingefügt worden. Was für eine Depeſche 
es war, die auf den König in der Dämmerung des 12. Juli einen ſolchen 
Eindruck gemacht hat, iſt eine ſehr wichtige Frage, die wir leider noch 
nicht beantworten können, und keineswegs, wie F. will, eine „müßige 
Scharfſinnsübung“. In F.s Darſtellung ergibt ſich der ungelöſte Wider⸗ 
ſpruch, daß der König nach dem Eintreffen des Sigmaringer Verzichts 
den Streitpunkt mit Frankreich „in der Hoffnung auf Erhaltung des 
Friedens“ als erledigt anſehen konnte und dennoch „dem 13. Juli, der ihn 
nun doch wieder allein Benedetti gegenüberſtellen ſollte, mit Sorgen ent⸗ 
gegengeſehen hat“ (S. 161). Dieſe nach F.s Darſtellung nicht erflärlihe ` 
Beſorgnis müßte ſich völlig verflüchtigt haben, als der König am nächſten 
Morgen in dem Extrablatt der „Kölner Zeitung“ „ſchwarz auf weiß die 
Beſtätigung ſieht, daß alles nach Wunſch gegangen iſt“ (S. 162). Die 
Schwierigkeiten, die F. hier ſchafft, entſtehen nur daraus, daß er den 
Sieg Auguſtas über den 11. Juli hinaus verlängert und erſt am 13. 
einen plötzlichen und völligen Umſchwung eintreten läßt. 

Für die Entſcheidung, die der 13. Juli brachte, ſucht F. die Er⸗ 
klärungsgründe, die bereits allgemein angenommen ſind, noch dadurch zu 
verſtärken, daß er die Fehler Gramonts um eine neue Vergeßlichkeit ver⸗ 
mehrt und auf deutſcher Seite neben Bismarcks wuchtigen Schlägen die 
Geſchicklichkeit zur Geltung bringt, mit der Abeken den König dahin zu 
bringen wußte, wo er ihn haben wollte. Auch bei dieſer ſchön dargeſtellten 
Rekonſtruktion bleiben einige kritiſche Bedenken. F. glaubt in dem Bee 
richte des engliſchen Botſchafters in Paris vom 13. Juli (Nr. 525) „das 
einzige bisher überſehene Anzeichen“ gefunden zu haben, daß Gramont den 
Vorſchlag des Entſchuldigungsbriefes, den er tags zuvor dem Freiherrn 
v. Werther mitgegeben hatte, „nicht ganz vergeſſen hatte“ (S. 179). Er 
ſchließt nämlich aus einer Stelle dieſes Berichtes, daß „Gramont die Idee 
des Entſchuldigungsbriefes faſt um die nämliche Zeit, als er in Ems ſeine 
Wirkung tat, völlig aufgegeben und zum unerſetzlichen Schaden ſeines 
Vaterlandes nur die Kleinigkeit vergeſſen hatte, die dem preußiſchen Bot⸗ 
ſchafter anvertraute Idee wieder an ſich zu nehmen“. So intereſſant dieſe 
Feſtſtellung wäre, muß ſie leider zurückgewieſen werden, denn ſie beruht auf 
einem Überſetzungsfehler des Berfaffers. Der engliſche Botſchafter ſchreibt: 
„She (France) would not call upon His Majesty to make her any 
amends,“ Das überfegt F.: „Frankreich wollte von König Wilhelm keine 
Entſchuldigung verlangen“. „Amends“ bedeutet aber nicht „Entſchuldigung“ 
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(das wäre im Engliſchen „apology“), ſondern „Entſchädigung“, „Schaden⸗ 
erſatz“, „Kompenſation“. Es liegt alſo gar kein Grund vor, anzunehmen, 
daß Gramont, als er mit Lord Lyons ſprach, gar nicht mehr daran gedacht 
babe, daß der Entwurf des „Entſchuldigungsbriefes“ noch wirken ſollte 
oder könnte; denn von dieſem war gar nicht die Rede. Gramont hätte 
den Erfolg ſeines Planes zuſchanden gemacht, wenn er ſich eine Andeutung 
des Verſuches, einen Entſchuldigungsbrief zu erhalten, erlaubt hätte. 
Ebenſo iſt die Wiedergabe des erſten Teiles des am 13. Juli von 
Lord Loftus nach London geſandten Berichtes (Nr. 534) nicht einwandsfrei. 
F. läßt Bismarck fagen, daß er „im voraus dem Mißverſtändnis vorbeugen 
möchte, als hätten die von Frankreich angerufenen guten Dienſte der 
großen Mächte bei Preußen auf den Verzicht des Erbprinzen irgendwelchen 
Einfluß gehabt“ (S. 178). Das wäre doch ſehr undiplomatiſch von Bis⸗ 
marck geweſen und ſteht tatſächlich auch nicht in dem zitierten Bericht. 
Vielmehr enthält Bismarcks Forderung, daß „die Mächte, die ihre ,bons 
offices“ benutzt hatten, bei der preußiſchen Regierung auf einen Verzicht 
des Prinzen Leopold zu dringen, jetzt auch ihre Anerkennung der vom 
König von Preußen bewieſenen friedliebenden und verträglichen Stimmung 
ausdrücken ſollten“. (Alfo gerade eine Unterſtrrichung des wirkſam gewordenen 
„Einfluſſes“ durch eine erbetene Quittung.) Um welche Tagesſtunde das 
Geſpräch Bismarcks mit Loftus am 13. Juli ſtattgefunden hat, iſt nach F. 
nicht näher zu beſtimmen, als daß es zwiſchen 1 und 6 Uhr nachmittags 
geweſen ſein muß (S. 174 ff.). In dieſelbe Zeitſpanne verlegt F. auch das 
Telegramm Bismarcks an Abeken, durch das die Vorlage des Wertherſchen 
Berichts in Sachen des „Entſchuldigungsbriefes“ beim Könige verboten wird 
(Nr. 508), und das Telegramm an Werther, das ihm einen Urlaub anbefiehlt 
(Nr. 509). Mit voller Beſtimmtheit nimmt F. an, daß Bismarck zur Zeit 
der Unterredung mit Loftus „die offizielle franzöſiſche Garantieforderung 
noch nicht kennt“ (S. 179). Es kann alſo nur ein reiner Zufall ſein, daß 
er wenige Stunden nach der Emſer Brunnenſzene, in der Benedetti die 
„offizielle franzöſiſche Garantieforderung“ ſtellt, Bismarck „mit einer preußi⸗ 
ſchen Garantieforderung“, von der er Loftus als bevorſtehendem Schritte 
Mitteilung macht, ſcheinbar den Spieß umkehrt oder, wie F. es ausdrückt, 
„durch die meiſterhafteſte aller Paraden, bevor er ſelbſt zum Hieb ausholt, 
dem Gegner die Klinge ſchon halb aus der Hand ſchlägt“. Ob dieſe Über⸗ 
einſtimmung beider Parteien in der Wahl der Waffe zum neuen Gange 
durch zwei voneinander völlig unabhängige Entſchlüſſe in Paris und in 
Berlin zuſtande gekommen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ift 
es nicht ausgeſchloſſen, daß Bismarck, als er ſich mit Loftus beſprach und 
auf unoffizielle Nachrichten aus Paris berief, bereits von der Interpellation 
des Abgeordneten Duvernois „sur les garantis“ wußte, die dieſer am 
12. Juli um 2 Uhr nachmittags in der Kammer vorgebracht hatte und die, 
wie man in Berlin noch am 13. Juli durch den zufällig anweſenden 
Fürſten Gortſchakoff erfuhr, das Miniſterium zu einer entſprechenden 
diplomatiſchen Aktion bewogen hatte. Viel merkwürdiger als der Zufall 
zweier Vorſtöße mit derſelben Waffe der Garantieforderung am 13. Juli 
in Ems und Berlin erſcheint uns aber die Sicherheit, mit der F. annimmt, 
daß Bismarck durch die ihm gewordene Mitteilung des „Entſchuldigungs⸗ 
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briefed” zu der Auslaſſung gegenüber Loftus bewogen worden fei. Da 
Bismarck davon ſpricht, „that other claims would be advanced“, fo ift 
es doch viel wahrſcheinlicher, daß er an die Forderung der genaueren Ein⸗ 
haltung des Prager Friedens dachte, die in der franzöfifhen Kammer 
ſchon am 11. Juli nicht nur von der geſamten Rechten, ſondern auch von 
Gambetta und einem anderen Mitgliede der Linken ſtürmiſch verlangt 
wurde (Nr. 440), und die der engliſche Botſchafter Lyons am 12. Juli als 
einen von der Nation aufgenommenen „Schrei“ nach London gemeldet 
hatte (Nr. 460). Stellt man fid aber auf F.s Standpunkt, daß Bismarck 
zur Zeit ſeines Geſpräches mit Loftus über die Pariſer Vorgänge nichts 
weiter wußte als das, was er aus dem ihm durch Abeken telegraphiſch 
übermittelten ziemlich umfangreichen Bericht Werthers mit der ominöſen 
Einlage des Entwurfs zum „Entſchuldigungsbriefe“ geftanben hat (Nr. 471 
und 472), ſo iſt man erſtaunt, daß F. mit ſeiner Methode der genauen 
Zeitbeſtimmung von Geſprächen, Telegrammen und Briefen nicht weiter 
gekommen iſt als bis zu der ſchon berührten Ungewißheit über die Reihen⸗ 
folge der drei Schritte, mit denen er „über den ‚Entſchuldigungsbrief⸗ 
quittiert bat” (S. 176). Denn offenbar konnte er ſich mit der Weiſung an 
Abeken, den Wertherſchen Bericht dem König nicht vorzulegen (Nr. 508), 
nicht Zeit laſſen, bis er das Geſpräch mit Loftus hinter ſich hatte. Selbſt 
ſo kam er damit ſchon zu ſpät, da Abeken inzwiſchen aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit und in einer von F. ſehr klar hervorgehobenen ſchlauen 
Berechnung nach 2 Uhr nachmittags dem König als Privatmann vorgelefen 
hatte (S. 169 ff.). Abeken hat damit die Zuſtimmung des Königs heraus⸗ 
gelockt, es Bismarck anheim zu geben, „die neue Forderung Benedettis und 
ihre Zurückweiſung ſogleich ſowohl unſeren Geſandten als in der Preſſe 
mitzuteilen“, was er zehn Minuten vor 4 Uhr durch das berühmt gewordene 
Telegramm, deſſen Wortlaut erſt 1892 vom Reichskanzler Caprivi bekannt 
gegeben wurde, natürlich mit möglichſter Beſchleunigung nach Berlin ge⸗ 
meldet hat. Sehr bald nach ſeiner weltgeſchichtlichen Entſchließung hat der 


König Abeken ein Billett zugeſandt, „es ſei doch notwendig, an Werther 


zu chiffrieren, daß er indigniert ſei über die Gramont⸗Ollivierſche Zu⸗ 
mutung und fih das Weitere vorbebalte”. F. nimmt an, daß Bismarck 
erſt nach dem Empfang dieſer Nachricht „die Ermächtigung zu dem Befehl 
bei König Wilhelm eingeholt hat“, Werther auf Urlaub zu ſchicken. Jeden⸗ 
falls hatte F. mit der in ſeiner Sammlung Nr. 542 ausgeſprochenen Ver⸗ 
mutung recht, daß erſt das zweite, nicht veröffentlichte Telegramm Bis⸗ 
marcks an Werther die Übergabe der Geſchäfte der Botſchaft an den Grafen 
Solms angeordnet hat; denn bevor er wußte, daß dem König der „Ent- 
ſchuldigungsbrief“ nun doch vorgelegt fet, konnte er die Beiſeiteſchiebung 
des Botſchafters nicht rechtfertigen. Ob er dann aber erſt die Einwilligung 
des Königs einholte, ehe er das zweite Telegramm an Werther richtete, iſt 
ſehr zweifelhaft, weil zwiſchen dem Empfang des vermuteten Abekenſchen 
Telegramms über die Entrüſtung des Königs und dem Erſcheinen Werthers 
bei Gramont, um ſich zu verabſchieden, nur die Zeit von etwa 7 Uhr 
abends am 13. Juli bis 11 Uhr vormittags am 14. Juli bliebe, in die 
ſich das Hin und Her zwiſchen Berlin und Ems zwecks der Ermächtigung 
des Königs nur ſchwer einſchieben läßt. 
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Einen höheren Flug nimmt F.s Phantaſie, um die plötzliche Furcht 
„vor dem gereizten Löwen“ auszumalen, die ſowohl Benedetti als auch 
Gramont befiel, ſobald ſie erfahren hatten, daß Bismarck in Ems erwartet 
würde, um die Leitung der Verhandlungen in die Hand zu nehmen 


(S. 142 ff.). Als Unterlage zu dieſer Stimmungsänderung wie vor einem 


mächtig heranbrauſenden Gewitterſturm“ weiſt F. auf den Unterſchied im 
Ton zwiſchen Gramonts Telegramm vom 12. Juli um 7 Uhr abends 
(Nr. 481) und dem vom gleichen Tage um 7/412 Uhr nachts (Nr. 486) hin. 
Der Unterſchied iſt aber auch anderweitig zu erklären, und es iſt eine 
ſalſche Vorausſetzung F.s, daß Gramont bei Abſendung des erſten Teles 
gramms von Bismarcks Reiſeabſichten noch nichts wußte, weil Benedetti 
zum erſtenmal in einem Telegramm vom 12. Juli um 6 Uhr abends davon 
Mitteilung macht. Die Neuigkeit muß in Paris ſchon dadurch am frühen 
Nachmittag des 12. Juli bekannt geworden ſein, daß der aus Ems zurück⸗ 
gekehrte Werther um dieſe Zeit eine längere Beſprechung mit Ollivier und 
Gramont hatte. Dagegen ift es ein Verdienſt F.s, die Verſchlechterung der 
politiſchen Situation für Frankreich, die am 12. Juli eintrat, nachdem die 
Verzichtleiſtung Leopolds bekannt geworden war, durch Abſuchen nament⸗ 
lich der auf Rußland bezüglichen Aktenſtücke überzeugend nachgewieſen zu 
haben. In ſich immer ſteigerndem Maße wirkten die Taktloſigkeiten Gra⸗ 
monts auf die Beſchleunigung der Fahrt des franzöſiſchen Staatswagens 
zum Abgrunde. Der Höhepunkt dieſer Darſtellung liegt freilich in dem 
Kapitel: „Die Emſer Vorgänge des 13. Juli“. Das Reſultat wird dann 
nach der Darlegung von Bismarcks Tätigkeit an dieſem Tage auf die 
Formel gebracht: „Nicht Bismarck, ſondern Abeken und durch ihn der 
König hatten Alarm geblaſen, und Bismarck hatte nichts weiter zu tun, 
als die Fanfare überall ertönen zu laſſen“ (S. 183). Sachlich kommt das 
auf dasſelbe heraus, was Caprivi im Reichstag am 23. November 1892 
erklärt hat, als er das Original der Emſer Depeſche vorlegte: „Es kann 
hier von einer Fälſchung keine Rede ſein; der Bundeskanzler führt aus, 
was der Monarch ihm aufgetragen hat, und führt das vollkommen korrekt 
aus“ (S. 186). Es iſt daher nicht zu rechtfertigen, daß F. in einer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Unterſuchung die 1892 verbreiteten Schmähungen über die 
wahren Motive des zweiten Reichskanzlers bei der Vorlage authentiſchen 
Materials über die Emſer Depeſche wiederholt und als der Wahrheit ent⸗ 
ſprechend ausgibt. Bismarcks Verdienſt bei der Luftreinigung, die durch 
den Blitz der Emſer Depeſche erzielt wurde, liegt nicht in einzelnen Akten⸗ 
ſtücken verborgen, ſondern durchzittert die ganze ſpannungsvolle energiſche 
Atmoſphäre, in der ſich die Polarität zwiſchen Berlin und Paris einſtellte. 
Das tritt auch im letzten Kapitel dieſes Büchleins an gewiſſen diplomati⸗ 
ſchen Anzeichen hervor und wird in dem neu hinzugefügten Schlußwort 
noch ſchärfer betont. Trotz der europäiſchen Offentlichkeit, die Bismarck 
der Emſer Depeſche gab, hätte der Kronrat in Paris am Abend des 
14. Juli noch gern das friedliche Auskunftsmittel eines europäiſchen Kon- 
greſſes zur Feſtlegung des Prinzips ergriffen, daß Angehörige der regieren⸗ 
den Familien nur nach vorheriger Anhörung aller Regierungen für einen 
fremden Thron vorgeſchlagen werden können. Durch ſein Geſpräch mit 
Loftus und die offizielle Mitteilung an die Staatsoberhäupter hatte aber 
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Bismarck dieſen Ausweg verbaut. Man mußte in Paris annehmen, daß 
die Erregung der öffentlichen Meinung in Deutſchland und die Stimmung 
des Zaren und des Königs von Bayern den Vorſchlag des letzten pallia⸗ 
tiven Auskunftsmittels der franzöſiſchen Diplomatie unmöglich machten. 
Dadurch löſen ſich auch die Schwierigkeiten des Verſtändniſſes, die F. auf 
Seite 206 bei Beſprechung der bekannten Vorgänge in den Pariſer Beratungen 
über die Kriegslage hervorhebt. Der Anlaß zu einer Behandlung einer Frage 
des europäiſchen Fürſtenrechts auf einem Kongreß war zu offenſichtlich ein 
einſeitiges Intereſſe Frankreichs geworden. Die am 6. und 12. Juli ab⸗ 
geſchoſſenen Pfeile kehrten ſich gegen den Schützen, der ſie abgeſchnellt hatte, 
und Bismarck hatte dafür geſorgt, daß kein Schild da war, ſie aufzuſangen. 

Im Anhang (S. 217—233) wird unter dem Titel „Eine engliſche 
Bismarcklegende“ eine völlig unwahrſcheinliche Aneldote über ein Tiſch⸗ 
geſpräch Bismarcks niedriger gehängt. Darnach ſoll Bismarck der Tochter 
des am 27. Juni 1870 verſtorbenen engliſchen auswärtigen Miniſters 
Lord Clarendon noch im Trauerjahre oder unmittelbar darauf geſagt haben, 
daß er ſich ſein Lebenlang über nichts ſo ſehr gefreut habe wie über die 
Todesnachricht ihres Vaters, weil dieſer bei längerem Leben den Ausbruch 
des deutſch⸗franzöſiſchen Krieg verhindert hätte. Für den Hiſtoriker iſt die 
Stirn des Gewährsmannes einer ſolchen abgeſchmackten Lüge ohne weiteres 
mit einem unauslöſchlichen „K“ gezeichnet. 

Berlin. Ludwig Rieß. 


Marcks, Erich, Otto v. Bismarck. Ein Lebensbild. Stuttgart und Berlin 
1915, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nachfolger. VIII u. 256 S. 

Valentin, Veit, Bismarck und feine Zeit. Aus Natur- und Geiſtes⸗ 
welt, Band 500. Leipzig und Berlin 1915, B. G. Teubner. VI 
u. 133 S. 


Wohl alle Freunde vaterländiſcher Geſchichte bedauerten es aufs 
tiefſte, daß zum Bismarckgedenkjahr 1915 Marcks' große Biographie noch 
nicht weiter vorgeſchritten war. Nun ſchenkt der Verfaſſer dem deutſchen 
Volke in ſeiner Schickſalsſtunde, in der ungeheuren Kampfzeit um den 
Fortbeſtand des Erbes Bismarcks und um feine Fortführung ein kurz⸗ 
gefaßtes Lebensbild des Begründers unſeres Nationalſtaates, ein Meiſter⸗ 
werk von harmoniſcher Ausgeglichenheit des Aufbaues, von heiliger Tiefe 
in der Erfaſſung des gewaltigen Werkes und des alles in die Zucht ſeines 
Wirkens hineinarbeitenden Schöpfers, der in allen Wandlungen der äußeren 
und inneren Politik dem Weſen ſeines Genius, ſeines Menſchentums treu 
bleibt. Darin liegt der unvergleichliche Reiz des Buches, daß der Leſer 
in jeder Wandlung gleichſam die Gegenwart der notwendigen Schöpfungstat 
ſelbſt miterlebt, die der Heros mit hellſeheriſchem und zugleich die letzten 
Folgen kühl abwägendem Blicke vollzieht; daß er ſich bewußt wird, wie 
Bismarck die unendlichen Weiten und die äußerſten Tiefen der objektiven 
Welt in Déi aufnimmt, ohne aus feiner eigentümlichen Bahn heraus- 
geſchleudert zu werden, wie er faſt ſtets in dem Gewirre der Tatſachen 
den allein gangbaren Weg für die Fortführung ſeines Werkes ſcheinbar mit 
der Sicherheit der Intuition, in der Tat mit dem ſachlichen Einſatz aller 

ſeeliſchen und geiſtigen Kräfte findet, und wie er die mannigfaltigen Werte 
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ſeiner Welt dienſtbar zu machen verſucht. Seiner Welt, zu der er ſein 
Volk, Fürſten und Volksſtämme, Parteien und Volksgruppen erzogen hat, 
nicht ſeiner Perſon! An dieſem Punkte gelangen Politik und Ethik zur 
vollendeten Harmonie in ſeiner Geſtalt. So erleben wir nicht die Tat⸗ 
ſachen, das Reale, ſondern die Tathandlungen, das Ideale, an dieſem 
größten Wirklichkeitsmenſchen des 19. Jahrhunderts. Vielleicht das ſchwerſte, 
ſicherlich das innerlichſte Problem, das ein Lebensbild Bismarcks ſich ſtellen 
kann, ift damit ge'dft. Soviel die Tatſachen im einzelnen gewiß auch noch 
verſchoben, in ſchärferer und reicherer Beleuchtung erkannt werden, die 
Sicherheit dieſer Löſung kommt ſelbſt in dem dritten Buche, der Spät⸗ 
zeit 1878—1898, dem Leſer zum Bewußtſein; wo aber, wie z. B. bei der 
Entlaſſung, die Löſung noch nicht zu finden iſt, ſucht Marcks auch nicht 
durch glänzende Hypotheſen ſie aufzudrängen, ſondern den Sachverhalt ſelbſt 
mit allen ſeinen Problemen unverhüllt darzuſtellen. Gerade jene Löſung 
muß uns für die praktiſche Urteilskraft, für die Verwertung Bismarckſchen 
Geiſtes in den ſchweren politiſchen und nationalen Aufgaben, die ſeines 
Volkes harren, die Hauptſache ſein; nur dann wird die Gefahr nicht ein⸗ 
treten, die der Verfaſſer einmal heraufziehen ſieht, daß wir die reineren 
geiſtigen Kräfte nicht über dem Anblick des Siegers und ſeiner großartigen 
Härte unterſchätzen und verlieren, nur dann werden auch jene Mächte inner⸗ 
lich genötigt werden, ſich zu ſeinem Werke zu bekennen, deren Einverleibung 
ſeinem Genius nicht gelungen iſt. — 

Ein kühner und gelungener Wurf iſt Valentins „Bismarck und ſeine 
Zeit“; eine Arbeit, die in der Bismarckliteratur ſtets ihren Platz behaupten 
wird. Nicht ganz glücklich in der Anlage des Buches erſcheint die einheit- 
liche Zuſammenfaſſung der inneren Politik von 1871 bis zur ſozialen 
Geſetzgebung. Der gewaltige Einſchnitt, den die Jahre 1878/79 in der 
Fortführung des Lebenswerkes Bismarcks bedeuten, tritt doch nicht ſcharf 
genug hervor. Vielleicht ließe ſich bei einer Neuauflage des Buches, die 
wir ihm recht bald wünſchen, hier eine Neugruppierung ſchaffen, der 
„Kampf mit den Parteien“ betont allzu ſtark das Negative, das Vergäng⸗ 
liche und ſich Wandelnde. Von Einzelheiten vermiſſen wir einen Hinweis 
auf die Verſtaatlichung der preußiſchen Eiſenbahnen als eine der größten 
und wirkungsreichſten Wirtſchaftstaten ſeiner Zeit. Wenn die Schöpfung 
des Reichslandes von dem Verfaſſer als „ ſicher nicht glücklich“ bezeichnet 
wird, ſo ſtimme ich ihm in politiſcher Hinſicht vollkommen zu. Allein war 
ſie nicht vielleicht der einzig mögliche Weg, den Bismarck gehen konnte, 
hat ſie nicht vielleicht doch dazu beigetragen, Nord⸗ und Süddeutſchland 
enger aneinander zu binden? — Der Schreiber dieſer Zeilen möchte es aus 
langjähriger eigener Erfahrung heraus bejahen. Und ſchließlich: waren 
nicht weniger die Schöpfung Bismarcks ſelbſt als vielmehr das Mißgeſchick 
und die Mißgriffe in der Verwaltung des Landes ſchuld, daß ſich die 
elſaß⸗lothringiſche Frage zu einer wahren crux für die deutſche Politik 
geſtaltete? — Von beſonderem Werte ſind die Charakteriſtiken der einzelnen 
Parteien und ihre ſachliche Würdigung. Schon allein dieſer Ausführungen 
wegen verdient das Buch in weiten Kreiſen unſeres Volkes Eingang zu 
gewinnen. 

Berlin- Schöneberg. E. Müsebeck. 
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J. F. Hoff, Die Mediatifiertenfrage in den Jahren 1813—1815 
(Abhandl. zur mittl. u. neueren Geſch., hrsg. von G. v. Below, 
H. Finke, F. Meinecke; Heft 46). Berlin u. Leipzig 1913. 127 S. 


Während die großen Säkulariſationen des Jahres 1803 durch einen 
gültigen Reichsſchluß verhängt worden ſind, fehlt von Mediatiſierungen 
des Jahres 1806, der Unterordnung einer willkürlich ausgewählten Anzahl 
von mehr oder minder kleinen Herrſchaften unter eine ebenſo willkürlich 
beſtimmte Zahl von Staaten, die zum Teil erſt dadurch vom Kleinſtaat 
zum Mittelſtaat aufrückten, jegliche Anerkennung ſeitens des Reiches. 
Deshalb iſt es verſtändlich, das die Mediatiſierten auf die Wiederherſtellung 
ihrer vernichteten Herrſchaftsrechte hofften, als im Jahre 1813 die durch 
Frankreich begründete Ordnung der deutſchen Staatenwelt zuſammenbrach. 
Die Ausſichten waren freilich von Anfang an recht ſchlecht. Das ergibt 
ſich ſchon aus dem Studium der Flugſchriften, mit denen die Mediatiſierten 
den Kampf für ihre Sache einleiteten. Denn das alte Reich und das alte 
Kaiſertum, an deren Wiederbelebung die Flugſchriften ihre Hoffnung 
knüpften, waren tot, und das Ergebnis der Revolutionszeit, die Vernichtung 
der kleinen Herrſchaften, war nicht mehr rückgängig zu machen, nachdem 
den Mittelſtaaten durch ihre Verträge mit Öfterreich der Beſtand geſichert 
worden war. Auch die Mediatiſierten ſahen das ein und rechneten von 
vornherein mit der Möglichkeit, daß ſie die verlorene Unabhängigkeit nicht 
wieder erlangen würden; ſchon auf ihrer erſten Konferenz (15. Febr. 1814) 
beſchloſſen ſie, wenn die volle Wiederherſtellung in den vorigen Zuſtand 
nicht zu erlangen ſei, ſich mit einer Entſchädigung zu begnügen. 

Die Arbeit verfolgt im einzelnen das Schickſal, das die Forderungen 
der Mediatifierten bei den Mächten und auf dem Wiener Kongreß hatten. 
Für meinen Geſchmack geht der Verf. ſogar zu ſehr ins einzelne; denn 
man darf doch nicht vergeſſen, daß die Mediatiſiertenfrage nur ein ſehr 
unbedeutendes Stück des deutſchen Verfaſſungsproblems war und durch 
deſſen Löſung mitbedingt wurde. Sobald feſtgeſtellt war, daß der künftige 
deutſche Bund aus Einzelſtaaten beſtehen werde, war auch entſchieden, daß 
die Mediatiſierten keinerlei reichsunmittelbare Gewalt erhalten könnten, 
ſondern innerhalb der Staaten ſtehen müßten. Das Einzige, das ſie er⸗ 
reichen konnten und auch wirklich erreicht haben, war die Anerkennung 
einer bevorzugten Stellung im Einzelſtaate und deren Sicherung durch den 
deutſchen Bund. Aber dieſe Stellung war doch, das beſagte der Artikel 14 
der Bundesakte ganz deutlich, die von Untertanen, und die Vorrechte, die 
den Mediatiſierten eingeräumt wurden, ſollten „nicht zu der Staatsgewalt 
und den höheren Regierungsrechten gehören‘. Die große Umwälzung des 
Jahres 1806 war damit beſtätigt. 

Halle. F. Hartung. 


Anguſt Beckmann, Die Rheiniſch⸗Weſtindiſche Kompagnie; ihr Wirken 
und ihre Bedeutung. Münſterſche Inaugural-Diſſertation 1915. 
109 S. 8°. 


Unter ausſchließlicher Benutzung der im Archiv des Bergiſchen Ge⸗ 
ſchichtsvereins zu Elberfeld ruhenden handſchriftlichen Akten entwirft der 
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Berf. bei engfter, oft wörtlicher Anlehnung an den im Jahre 1830 ex 
ſchienenen gedruckten Bericht des Subdirektors C. C. Becher !) ein Bild der 
Entſtehung und Entwicklung der im Jahre 1821 ins Leben gerufenen 
rheiniſch⸗weſtindiſchen Kompagnie, die nach einer Wirkſamkeit von einem, 
nach einem Beſtehen von etwas mehr als zwei Jahrzehnten mit großen 
Verluſten für die Aktionäre liquidiert werden mußte. Jedoch dieſer finan⸗ 
zielle Mißerfolg darf nicht, wie auch der Verf. mit Recht betont, maß⸗ 
gebend werden für die Geſamtbeurteilung dieſes fo nationalen und patrio- 
tiſchen Unternehmens. Was der Begründer der Kompagnie, der Kaufmann 
Jakob Aders, der Schöpfer des vorbildlichen Elberfelder Armenweſens (vgl. 
über ihn den vom Verf. leider nicht herangezogenen Aufſatz von O. Schell 
in der Zeitſchr. des Berg. Geſchichtsvereins Bd. 43 (1910, S. 61—87), ge 
plant hat, iſt trotz der Rückſchläge in Erfüllung gegangen: den deutſchen 
Kaufleuten und Fabrikanten war der Weg gezeigt worden, wie ſie ihre 
Waren auf dem Weltmarkt abſetzen konnten; die Möglichkeit ward ihnen 
gegeben, mit dem engliſchen Nebenbuhler, deſſen Handelsſtand damals ſeinen 
großen Siegeszug um den Weltball antrat, in erfolgreichen Wettbewerb zu 
treten; wenn der Erfolg nicht ſo, wie man urſprünglich erwartet hatte, 
eingetreten iſt, ſo lag das doch nicht allein an den ſchwierigen, oft recht 
verworrenen innerpolitiſchen Verhältniſſen der Länder, mit denen man 
Handel trieb (Hayti, Mexiko, Buenos⸗Ayres, Chile und Oſtaſien), ſondern 
nicht minder an den geringen praktiſchen Erfahrungen der deutſchen Kauf⸗ 
leute. „Höchſt nachteilig für den Ruf deutſcher Fabrikate im allgemeinen“, 
ſo heißt es in einem Rundſchreiben der Direktion an die Fabrikanten, „und 
mithin auch für deren Abſatz ſind die häufigen Unrichtigkeiten oder Mangel 
an Präziſion ſowohl in den Angaben der Maße und des Inhaltes als in 
der bezeichneten Qualität der Waren; erſtere ſollten ſtets den Fakturen, 
letztere den beigefügten Muſtern genau entſprechen und das Innere der 
Stücke dem Außeren an Güte ja niemals nachſtehen. Durch die größte 
Reellität in allen dieſen Punkten zeichnet ſich der britiſche Fabrikant ſehr 
vorteilhaft aus und findet ſeine Rechnung dabei, indem er nach dem ein⸗ 
mal abgeſchloſſenen Verkauf deſſen Rückgang nie zu befürchten hat und ſich 
vor Reklame geſichert weiß, was bei dem Verkehr in deutſchen Manufaktur⸗ 
waren leider bisher nicht immer der Fall gemefen” (S. 57 f.). 

Doch alle dieſe unleugbaren, freilich auch ſehr begreiflichen Mißſtände 
vermögen die Tatſache nicht aus der Welt zu ſchaffen, daß die Kompagnie 
während der erſten zehn Jahre ihres Beſtehens für rund acht Millionen 
Taler Waren aus Deutſchland ausgeführt hat, daß, wie eine Reihe von 
Bundesfürſten, an ihrer Spitze der ſonſt ſo ängſtliche und ſparſame König 
Friedrich Wilhelm III. von Preußen, durch Übernahme einer größeren An⸗ 
zahl von Aktien ihr Intereſſe an dem nationalen Unternehmen bekundeten, 
ſo auch in weiten Kreiſen des deutſchen Volkes, nicht nur unter Kaufleuten 


1) „Hauptmomente des Wirkens der Rheiniſch⸗Weſtindiſchen Kompagnie, als 


Anhaltepunkt zur Beurtheilung der Sache bei Gelegenheit der General⸗Verſamm⸗ 
lung vom 2. März, den verehrlichen Aktionären mitgetheilt von der Direktion.“ 
Elberfeld, im Februar 1880. IV u. 55 S. Angefügt eine „Tabellariſche über- 
ſicht“, die vom Verf. z. T. wörtlich übernommen, z. T. bis zum Liquidations- 
termin weitergeführt worden iſt. 
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und Fabrikanten !), zeitweiſe lebhafte Nachfrage nach den Aktien der Kom- 
pagnie vorhanden war: ein erſtes Zeichen, daß man begann, ſich aus den 
engen Verhältniſſen der Heimat herauszuſehnen, daß der Blick fih ſchärfte 
und weitete für die größeren Aufgaben, welche die Zukunft auch in wirt⸗ 
ſchaftlicher und handelspolitiſcher Hinſicht dem deutſchen Volke geſtellt hatte. 
Leider hat der Verf. ſich gar zu ſehr lediglich auf das ihm vom 
Bergiſchen Geſchichtsverein zur Verfügung geſtellte Material beſchränkt, 
ohne gedruckte Literatur heranzuziehen; auf jeden Fall hätte er des Sub⸗ 
direktors C. C. Becher Briefe von ſeiner Reiſe nach Mexiko in den 
Jahren 1831—1833 („Mexico in den ereignisvollen Jahren 1832 u. 18337, 
von C. C. Becher, Hamburg 1834) heranziehen müſſen: ſchon die Widmung 
an den Oberpräſidenten von Vincke hätte ihn belehrt, daß Bechers Scheiden 
aus der Kompagnie nicht ſo glatt verlaufen iſt, wie die offiziellen Akten des 
Bergiſchen Geſchichtsvereins glauben machen wollen. Wie ich handſchrift⸗ 
lichen Akten Joſua Haſenclevers?) entnehme, insbeſondere zwei Briefen 
desſelben an den Oberpräſidenten v. Binde vom 30. Mai und 25. Juni 1833, 
ift Becher „in leidenſchaftlicher und kränkender Weiſe“ zum Austritt ges 
zwungen worden, weil er durch Erteilung eines Darlehens von 44000 Dollars 
an den Bevollmächtigten des mexikaniſchen Bergwerksvereins (ogl. über 
dieſes Unternehmen Becher: „Mexico“, S. 168 ff. u. beſ. S. 242 ff., ſowie 
L. Berger: „Der alte Harkort“ [Leipzig 1890], S. 174 ff.; Bergengrün, 
„Auguſt von der Heydt“ [Leipzig 1908], S. 26 f.) eigenmächtig gehandelt 
und dadurch der Kompagnie Verluſte eingebracht hatte; dieſe Eigenmächtig⸗ 
keit ſcheint jedoch für einzelne Direktorialmitglieder nur ein Vorwand ge⸗ 
weſen zu ſein, um den ihnen mißliebigen Subdirektor trotz ſeiner unleug⸗ 
baren, bisher auch ſtets anerkannten Verdienſte um die Kompagnie aus 
ſeiner Stellung zu verdrängen. Wenn ſchließlich eine äußerlich wenigſtens 
„freundſchaftliche Trennung“ (S. 86) noch zuſtande gekommen ift, fo war 
dies das Verdienſt des Oberpräſidenten v. Vincke, der durch ſeine Perſön⸗ 
lichkeit wie als Vertreter des Aktienbeſitzes Friedrich Wilhelms III. von 
maßgebendem Einfluß auf die Generalverſammlung war. So viel muß 
auf alle Fälle betont werden, daß jene Eigenmächtigkeit Bechers in keiner 
Weiſe mit dem ſchließlichen Mißlingen des Unternehmens irgendwie in 


1) Z. B. der bekannte Rechtshiſtoriker Profeſſor v. Savigny war Aktionär 
(Joſua Haſenclever an v. Savigny, 24. Auguſt 1831. Ungebrudt. Savigny an 
Joſua Hafenclever. Berlin 30. Auguft 1831. Ungedruckt.) 

Er war ſeit 1821 Mitglied des Direktorialrates; vgl. ſeine Wee ak 
über die Kompagnie in der Zeitſchr. des Berg. Geſchichtsvereins Bd. 38 (1905 
S. 5, fomie in feinen „Erinnerungen aus meinem Leben“ (als Manuſkript ges 
druckt), S. 9—11, wo S. 10 f. ein mit dem von Beckmann (S. 95) mitgeteilten 
in weſentlichen Punkten übereinſtimmendes Urteil über Becher zu finden iſt. 
Über Bechers Leben bis zum Jahre 1821 vgl. „Die Stadt Elberfeld“. Feſtſchrift 
ur Dreijahrhundertfeier 1910, hrsg. von H. Born (Elberfeld 1910) S. 148 f.; 
ort bereits das von Beckmann mitgeteilte Urteil über Becher abgedruckt. Seit 
1835 war Becher Herausgeber der in Köln erſcheinenden Zeitſchrift „Allgemeines 
Organ für Handel und Gewerbe“. Bei Mathieu Schwann: „Ludolf Camps 
haufen”, Bd. I (Effen 1915), S. 159 Anm. 1 fälſchlich als B. B. Berger bes 
zeichnet; dort ein Urteil Bechers über Handelsgeſellſchaften, gleichſam ein Nieder⸗ 
ſchlag feiner trüben Erfahrungen in der Rheiniſch⸗Weſtindiſchen Kompagnie. Im 
Jahre 1836 iſt Becher geſtorben. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 41 
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Verbindung ſteht: damals ſchon war die Kompagnie nicht mehr zu retten, 
damals aber auch hatte ſie bereits ihren urſprünglichen nationalen Zweck 
erfüllt, den deutſchen Kaufleuten den weg übers Weltmeer zu zeigen; ob 
die ſchließliche Liquidation mit mehr oder weniger Verluſt abſchließt, war 
für die Aktionäre natürlich wohl weſentlich, hatte aber dieſem vornehmſten 
Ziele gegenüber nur nebenſächliche Bedeutung. 

Halle a. S. Adolf Hasenclever. 


Dr. J. Roeber8, Die Errichtung der weſtfäliſchen Provinzialſtände und 
der erſte weſtfäliſche Provinziallandtag. Münſter i. Weſtf., Aſchen⸗ 
dorffſche Verlagsbuchhandlung, 1915. 8. VIII u. 92 S. 3 M. 


Vornehmlich auf Grund der in den Staatsarchiven in Berlin und 
Münſter ruhenden reichhaltigen Aktenbeſtände ſucht der Verf. ein Bild der 
Verhandlungen des erſten weſtfäliſchen Provinziallandtages vom November 
und Dezember 1826 wie der Entſtehung dieſer Einrichtung zu entwerfen. 
Das Ergebnis iſt, daß der Eifer der Landtagsboten zur Hebung der Wohl⸗ 
fahrt ihrer Provinz, zur Beſeitigung der dort herrſchenden Mißſtände zu 
wirken, ein recht großer war, daß — entgegen dem Urteil von H. v. Treitſchke — 
nicht ausgeglichene Meinungsverſchiedenheiten unter den Ständevertretern 
wohl vorhanden waren, beſonders in der Frage der Kreisordnung und der 
Ablöſungsordnung, d. h. dem „Entwurf eines Geſetzes über Ablöſung der 
Reallaſten in den zum Königreich Weſtfalen, dem Großherzogtum Berg und 
den zum Hanſeatiſchen und Lippe⸗Departement ehemals gehörigen Landes⸗ 
teilen“, daß aber der größte Teil der Schuld an dem ſchließlich gering⸗ 
fügigen Ergebnis dieſer Beratungen in erſter Linie der Regierung zuzu⸗ 
ſchieben iſt. Bezeichnend für die dieſer neugeſchaffenen Einrichtung gegen⸗ 
über feindſelige oder doch gleichgültige Stellungnahme der maßgebenden 
Stellen in Berlin iſt die Schließung des Landtages am 29. Dezember vor 
Erledigung der Tagesordnung, lediglich weil die für die Beratungen in 
Ausſicht genommene Friſt von zwei Monaten verſtrichen war, und die hoch⸗ 
mütig abſprechende Art, in welcher trotz des im ganzen günſtig lautenden 
Berichtes eines Beamten wie des Oberpräſidenten und Landtags kommiſſars 
Georg v. Vincke die Tätigkeit der weſtfäliſchen Ständevertreter im Landtags⸗ 
abſchied von ſeiten des Königs beurteilt oder richtiger in weſentlichen Punkten 
mit Stillſchweigen übergangen wurde, zeigt deutlicher als alles andere, daß 
man keineswegs geſonnen war, dieſer neuen Einrichtung einen irgendwie 
maßgebenden Einfluß auf die Entſcheidungen der Regierung einzuräumen. 

Sehr bedauerlich iſt, daß, wie es ſcheint, die Akten über die Be⸗ 
ratungen der Propinzialvertreter in Berlin über die Einrichtung der 
Provinzialſtände nicht mehr vorhanden ſind; wenigſtens geht der Verf. 
mit wenigen kurzen Bemerkungen darüber hinweg. Über die Verband. 
lungen der rheiniſchen Vertreter habe ich auf Grund von Privatakten das 
amtliche Protokoll, das übrigens auch im Geheimen Staatsarchiv in Berlin 
vorliegt, in der „Weſtdeutſchen Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt“ Bd. 25 
(1906) veröſſentlicht: wenn auch bei dieſen Vorberatungen viel Kleinigfeits- 
krämerei zutage trat, ſo bietet das Protokoll, die ausführliche Beantwortung 
der von der Regierung vorgelegten Fragen, doch manchen tieferen Einblick 
in die inneren Verhältniſſe der Provinz. 
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Auf jeden Fall haben wir es in des Verf.s Studie mit einer tüchtigen 
ſoliden Leiſtung zu tun; ich möchte den Wunſch nicht unterdrücken, daß 
dieſe Studie der Anfang zu einer Reihe von Arbeiten werden möchte, in 
denen die ſpäteren Provinziallandtage einer gründlichen Unterſuchung unter⸗ 
worfen werden: nicht nur in Weſtfalen, ſondern auch in ſämtlichen anderen 
Provinzen iſt hier der landesgeſchichtlichen Forſchung ein weites und reiches 
Feld der Betätigung eröffnet, deſſen weitere gründliche Erf orſchung am 
letzten Ende der genaueren Kenntnis der Entwicklung des geſamtpreußi⸗ 
ſchen Staates in der erſten Hälfte des 19. Jahrh underts nur zugute 
kommen kann. 

Halle a. S. Adolf Hasenclever. 


Jakobus Reimers, Das Adlerwappen bei den Frieſen. Oldenburg, 
Gerhard Stalling, 1914. VIII u. 211 S. 


Der Verfaſſer, der unmittelbar nach Vollendung des Buches verſtarb, 
unterfudt auf Grundlage der geſamten Rechts- und Verfaſſungsgeſchichte 
der Frieſen die Herkunft der zahlreichen Adlerwappen bei ihnen. Ich kann 
ſeinen Ausführungen über die freiheitliche Sonderſtellung der Frieſen, ſo⸗ 
wie über ihre verfaſſungsgeſchichtlichen Verhältniſſe in den meiſten Punkten 
nicht zuſtimmen, dagegen erblicke ich das Verdienſt des Buches in der 
überaus fleißigen Zuſammenſtellung aller in Friesland vorkommenden 
Adlerwappen. Gewiß hat der Verf. Recht, wenn er von dem Gedanken 
ausgeht, daß die Annahme dieſes Wappens mit dem Beſitz des Richter⸗ 
amtes, d. h. eines kaiſerlichen Amtes, in Beziehung ſteht. Das Buch iſt 
für weitere Kreiſe geſchrieben; es behandelt demgemäß als Einleitung unter 
Beigabe guter Wappentafeln die allgemeinen Fragen der Heraldik; die Dar⸗ 
ſtellung iſt klar und einfach; die Ausſtattung vorzüglich. 

Berlin-Steglitz. M. Klinkenborg. 


Oſtpreußen, ſeine Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft (Kriegs⸗ 
veröffentlichungen des Deutſchen Bundes Heimatſchutz.) München, 
Verlag von G. D. W. Callwey, 1915. Heft 1, 168 S., mit 
110 Abbildungen. 2,50 Mk. Heft 2. 57 S., mit 142 Abbil⸗ 
dungen. 1 Mk. 

Oſtpreußiſche ſtriegshefte, auf Grund amtlicher und privater Berichte 
herausgegeben von A. Brackmann, in Verbindung mit E. Joachim, 
O. Krauske und A. Seraphim. Heft 1: Die Auguſt⸗ und September⸗ 
tage 1914. Berlin, Verlag von S. Fiſcher, 1915. 91 S. 1 Mk. 


In dem erſten Hefte des zuerſt genannten Werkes ſind Beiträge ver⸗ 
ſchiedener Autoren, meiſt Architekten und ſonſtiger im praktiſchen Leben 
ſtehender Fachleute des Hochbaues, des Niederbaues und der Gartenkultur, 
zu einem Band, der fit „Oſtpreußenheft“ nennt, zuſammengefaßt. Sie 
wollen, um das Wort eines früheren, vor Jahren verſtorbenen Landrates 
dieſer Provinz zu gebrauchen, ſagen, „was Oſtpreußen nottut“, und zwar 
jetzt, um die Folgen der mehrmonatigen Schreckenszeit der ruſſiſchen In⸗ 
vaſion von 1914/15 nicht nur ſiegreich zu überwinden, ſondern es auch erneut, 
dem Ausſehen und den Einrichtungen nach verſchönt und vervollfommnet, 
aus der Aſche erſtehen zu laffen. Es dürfen daher hiſtoriſche Auſſchlüſſe 
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neuer Art nicht von dem Bande erwartet werden. Ja, von einſchlägigen Werken 
der kultur geſchichtlichen Richtung finde ich überhaupt nur Seite 60 ff. 
H. Bonk's die Städte und Burgen Altpreußens betreffendes Buch heran⸗ 
gezogen, in dem vom Regierungsbaumeiſter G. Langen verfaßten Artikel: 
„Die Beſiedelung Oſtpreußens“. Wenn Werner Lindner, der Seite 25—30 
des vorliegenden Heftes über die beim „Wiederaufbau“ zu befolgenden 
Grundſätze Rh äußert, in einem Nachwort (S. 139—141) ſich ausſpricht, 
es möchten für die vom Deutſchen Bunde Heimatſchutz beabſichtigten weiteren 
Veröffentlichungen mehr einheimiſche Oſtpreußen als im gegenwärtigen 
Heft 1 zum Wort ſich melden (ich finde nur A. Ulbrich und G. Oſterroht 
vertreten, die beide als Lehrer an der Baugewerkſchule zu Königsberg 
wirken), ſo kann dem vollauf zugeſtimmt werden. Die durch Lindner und 
ſeine Mitarbeiter vorgetragenen idealiſtiſchen Anſchauungen ſind jedenfalls 
ſo beherzigenswert, daß ſie auch in den außerhalb des Architektenberufes 
ſtehenden Kreiſen Oſtpreußens Beifall zu finden geeignet ſind. 

Das zweite Heft umfaßt ausſchließlich den vom Oberpräſidenten 
Ad. v. Batodi am 16. März 1915 zu Berlin gehaltenen Vortrag, über den 
die Tageszeitungen ausführlich in Bezug auf die Mitteilungen über die 
Ruſſenzeit berichteten. 

Weit ertragreicher für den Hiſtoriker ift das „Kriegsheft 1“, das, mit 
kurzem Vorwort des Oberpräſidenten v. Batocki verſehen, zunächſt S. 9—59 
eine mit Quellenanlagen (ſpeziell Flüchtlingserinnerungen) verſehene Dar⸗ 
ſtellung A. Brackmanns: Der erfte Cinfall der Ruffen in Oſtpreußen, gibt. 
Da Brackmann, Vertreter des Faches der mittelalterlichen Geſchichte an der 
Univerſität Königsberg, ſich während der ganzen kritiſchen Wochen 1914 in 
Königsberg aufhielt, iſt, was er darbietet, zum Teil ebenfalls als Quelle 
anzuſehen. Doch hat er zahlreiche literariſche Hinweiſe auf die von Guts- 
beſitzern und ähnlichen Perſonen über ihre Erlebniſſe der Ruſſenzeit in 
primitiveren gedruckten Werken gemachten Ausführungen ſchon in ſeine 
Darſtellung eingeflochten. — Seite 60—70 berichtet M. Zuppke, Oberlehrer 
an der Landwirtſchaftsſchule zu Marggrabowa, über ſeine perſönlichen 
Erlebniſſe zu Marggrabowa, das die Ruſſen beim erſten Einfall bis zum 
11. September 1914 hatte. — Seite 71—77 gibt Geheimrat O. Krauske 
eine Skizze, die er bezeichnet: Zur Geſchichte der ruſſiſchen Zeitungszenſur 
in Tilſit, und Seite 78—91 Heft Brackmann die im Auguft und September 
1914 ergangenen ruſſiſchen Behördenerlaſſe zuſammen, deren genauen 
Wortlaut er zum Teil angibt. — Die Kriegshefte 2—4,. die in kurzer 
Zeitfolge erſcheinen ſollen, werden von der Fluchtbewegung und Flücht⸗ 
lingsfürſorge, der zweiten Beſetzung Oſtpreußens 1914/15 und dem 
„Wiederaufbau“ der Provinz handeln. 

Königsberg i. Pr. G. Sommerfeldt. 


B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


Stieren, Theodor, Friedrich der Große. Sechs Vorträge. Zweite veränderte 
Auflage mit 2 Bildniſſen. (= Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung 
wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen. 246 Bändchen.) B. G. 
Teubner, Leipzig und Berlin, 1915. Geb. in Leinwand Mk. 1,25. 
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Bruns⸗Wüſtefeld, K., Beiträge zur Geſchichte der Koloniſation und Germani⸗ 
ſierung der Uckermark. Diſſertation. Kiel 1915. 

Hintze, Otto, Die Hohenzollern und ihr Werk. Paul Parey, Berlin 1915. 
Geb. Mk. 5. 

Klaje, H., Pommern im Jahre 1913. Ein Beitrag zur Geſchichte der Befreiungs⸗ 
kriege in einzelnen Bildern. II. Teil. Kommiſſionsverlag von Dietz & Meres 
rath, Kolberg 1915. Mk. 1,50. 

Opliger, Ernſt, Neuenburg, die Schweiz und Preußen 1798—1806 (= Schweizer 
Studien zur Geſchichtswiſſenſchaft. Band VII. Heft 3). Gebr. Lehmann 
& Co. Zürich⸗Selnau 1915. Geheftet Mk. 2. 

Schwann, M., Ludolf Camphauſen (== Veröffentlichungen des Archivs für 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Wirtſchaftsgeſchichte. Bd. III V). 3 Bände. G. D. 
Baedecker, Eſſen 1915. Geb. Mk. 24. 

Sieveking, H., Grundzüge der neueren Wirtſchaftsgeſchichte vom 17. Jahrhundert 
bis zur Gegenwart. Zweite verbeſſerte Aufl. (= Grundriß der Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft von Aloys Meiſter II, 2). B. G. Teubner, Leipzig und Berlin 
1915. Geh. Mk. 2,20, Geb. Mk. 2,80. f 

Tümpel, L., Entſtehung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Einheitsſtaates im 
Zeitalter des Abſolutismus, 1609—1806 (= Unterfuhungen zur deutſchen 
Staats» und Rechtsgeſchichte von Dr. O. Gierke. Heft 124). M. & H. Marcus, 
Breslau 1915. Mk. 9. 

Ziekurſch, Johannes, Hundert Jahre ſchleſiſcher Agrargeſchichte. Vom Hubertus- 
burger Frieden bis zum Abſchluß der Bauernbefreiung (= Darſtellungen 
und Quellen zur ſchleſiſchen Geſchichte. Band 20). Ferdinand Hirt, 
Breslau 1915. 


III. Schulprogramme und Univerfitätsſchriften 


Da bei Abſchluß der Redaktion das Verzeichnis der Univerfitätsſchriften 
1914/15 noch nicht vorlag, ſo wird dieſe Abteilung dem nächſten Hefte vor⸗ 
behalten. 
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Sikung vom 14. Pkiober 1914. 


Nach einigen einleitenden Worten des Vorfitzenden, Herrn Geheimen 
Archivrats Dr. Bailleu, die den Toten des Vereins gewidmet waren, 
ergriff Herr Prof. Hintze das Wort zu längeren Ausführungen über 
das Leben und die Werke des verſtorbenen Generaldirektors der 
preußiſchen Archive, Exzellenz Reinhold Koſer. 

Geboren 7. Februar 1852 zu Schmarſow bei Prenzlau in der 
Uckermark, Sohn eines Paſtors, erhielt Reinhold Kofer feine Schul- 
bildung auf dem Joachimsthalſchen Gymnaſium zu Berlin, das er 
1870 mit dem Zeugnis der Reife verließ. Er ſtudierte in Berlin, 
Wien, Halle Geſchichte und Philologie und war hauptſächlich Schüler 
von J. G. Droyſen, von Nitzſch in Berlin, von G. Droyſen und 
Dümmler in Halle. 1874 promovierte er in Halle mit einer Diſſer⸗ 
tation über den Kanzleienſtreit zu Anfang des 30 jährigen Krieges 
und beſtand 1875 mit Auszeichnung das Examen pro facultate docendi 
in Geſchichte und Philologie. Auf J. G. Droyſens Veranlaſſung trat 
er als Hülfsarbeiter bei der Akademie der Wiſſenſchaften ein und gab 
erſt die Staatsſchriften aus der Zeit Friedrichs II., Bd. 1 und 2, dann 
die Politiſche Korreſpondenz des Großen Königs bis zum zehnten Bande 
heraus. 1880 habilitierte er ſich in Berlin als Privatdozent und 
wurde zugleich 1882 als Geh. Staatsarchivar angeſtellt; in dieſer 
Stellung blieb er bis 1884, wo er außerordentlicher Profeſſor in Berlin 
wurde. Seine Dozententätigkeit in Berlin war reich und fruchtbar; aus 
feiner Schule find Gelehrte wie A. Naudé, O. Krauffe, Fr. Meinecke 
hervorgegangen. 1891 wurde er als Ordinarius nach Bonn an 
Alfred Doves Stelle berufen; aus der Zahl ſeiner dortigen Schüler 
iſt F. Fehling zu nennen. 1896 wurde er als Nachfolger Heinrichs 
von Sybel Generaldirektor der Staatsarchive, übernahm ſpäter, ſeit 
1903, erſt vorübergehend, dann dauernd die Leitung der Monumenta 
Germaniae historica, leitete als Mitglied der akademiſchen und anderer 
Kommiſſionen die wichtigſten Publikationen zur preußiſchen Geſchichte, 
präfidierte 1908 beim internationalen Hiſtorikerkongreß, wurde 1912 
zum Mitglied der Friedensklaſſe des Ordens „Pour le Mérite“ und 
1913 beim Regierungsjubiläum des Kaiſers zum Wirklichen Geheimen 
Rat ernannt. Nicht lange nach dem Ausbruch des Krieges, 25. Auguſt 
1914, iſt er nach kurzer Krankheit geſtorben, im Alter von 63 Jahren. 
Seinen Hauptwerken, der Geſchichte Friedrichs des Großen, die von 
1887 bis 1903 erſchien, und dem erſten Bande einer Geſchichte der 
Preußiſchen Politik, der 1912 herauskam, widmete der Vortragende 
eine eingehende Würdigung. Mitglied der Geſellſchaft für Geſchichte 
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der Mark Brandenburg iſt Koſer ſeit 1882 geweſen; er hat in den 
Fachzeitſchriften 24 Auſſätze veröffentlicht und in den Sitzungen 15 Vor⸗ 
träge gehalten. Die „Forſchungen“ hat er als erſter Redakteur vier 
Jahre lang geleitet. 

Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu ergänzte den Vortrag Ge. 
heimrat Hintzes durch einige Mitteilungen über R. Koſers Wirkſam⸗ 
keit als Generaldirektor der preußiſchen Staatsarchive. Koſer gehörte 
zuerſt von 1882 bis 1884 als Geh. Staatsarchivar dem Berliner 
Geh. Staatsarchiv an, deſſen Beſtände gerade damals nach dem 
Provenienzprinzip durchgreifend umgeordnet wurden. Die hierbei ge⸗ 
wonnenen Eindrücke blieben für Koſer beſtimmend, auch nachdem er 
1896 zum Direktor (ſpäter Generaldirektor) der Archive ernannt war. 
Das Provenienzprinzip ſollte, wie es in einer ſeiner erſten allgemeinen 
Verfügungen (vom 12. Oktober 1896) beſtimmte, für Ordnung 
und Aufſtellung der Archivbeſtände „grundlegend“ ſein und 
bleiben. Aber wie ſeine ganze Geiſtesrichtung einmal war, ſo faßte 
er auch dies Prinzip hiſtoriſch auf, nicht mechaniſch; die Durchführung 
ſollte ſich überall der geſchichtlichen Entwicklung und den beſonderen 
Verhältniſſen anpaſſen. Charakteriſtiſch in dieſer Hinficht iſt in einem 
der Reglements der Zuſatz: „Es bleibt vorbehalten, den Entwurf nach 
Gefichtspunften, die fih in der weiteren Praxis ergeben mögen, zu 
ergänzen oder abzuändern.“ — Die Durchführung der Ordnungs— 
grundſätze überwachte Kofer auf Inſpektionsreiſen, bei denen er auch 
der ſicheren Unterbringung der Archivalien beſondere Aufmerkſamkeit 
widmete. So ſorgte er für Neubauten oder Erweiterungsbauten 
in Coblenz, Breslau, Danzig, Düſſeldorf, Magdeburg, Osnabrück, 
Wiesbaden; ſeine letzte Tätigkeit auf dieſem Gebiete galt dem geplanten 
Neubau des Geh. Staatsarchivs in Dahlem. — Beſonders glücklich 
war Koſers Fürſorge für die Beamten der Archivverwaltung. 
Für die Vorbildung der jungen Archivaſpiranten ſorgte er nicht bloß 
durch Verlegung der Archivſchule von Marburg nach Berlin, ſondern 
auch durch die Übernahme von Vorleſungen über Archivkunde, die er 
im Geh. Staatsarchiv ſelbſt regelmäßig hielt. Die Prüfungskommiſſion 
und die neue Prüfungsordnung beruhten auf ſeinen Vorſchlägen. Die 
Beſſerung der Rangverhältniſſe der angeſtellten Beamten 
beantragte er nur wenige Monate nach Antritt ſeines Amtes in einer 
Denkſchrift vom 4. Auguſt 1896 und hatte damit guten Erfolg, ebenſo 
wie mit Gehaltsaufbeſſerungen und Vermehrung der etat: 
mäßigen Archivarſtellen, die von 23 auf 41 geſteigert wurden. 
Sein Beſtreben dabei war, alle Errungenſchaften der Oberlehrer oder 
Bibliothekare auch für die Archivbeamten in Anſpruch zu nehmen, 
von denen nach ſeiner Auffaſſung ohnehin eine höhere wiſſenſchaftliche 
Qualifikation gefordert werde. — Die gut geordneten, gut aufbewahrten, 
gut verwalteten Archivalien ſollten nun leichter zugänglich werden als 
bisher. Die Benutzungsgrenze — das Jahr 1840 — wurde nur 
noch für Studierende beibehalten; die Vorſteher der Staatsarchive gaben 
die bisher vom Oberpräſidenten abhängige Benutzungserlaubnis ſelb— 
ſtändig bis zum Jahre 1806; die Verſendung der Archivalien, ſelbſt 
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über die Reichsgrenzen hinaus, wurde erleichtert; das Verbot der Vor⸗ 
legung der Repertorien aufgehoben; durchreiſenden auswärtigen Ge⸗ 
lehrten beſondere Erleichterungen gewährt. — Die preußiſchen Archive 
ſollten aber nicht nur ein Arſenal für Fremde bilden, ſondern auch 
ſelbſt wiſſenſchaftliche Laboratorien ſein. Koſer ſelbſt ging in der 
wiſſenſchaftlichen Betätigung allen ſeinen Beamten voran; wie er 
mehrere Hefte der von ihm ins Leben gerufenen „Mitteilungen aus 
der preußiſchen Archivverwaltung“ bearbeitete, ſo veröffentlichte er auch 
— mit Prof. Droyſen — den von ihm für das Geh. Staatsarchiv 
erworbenen Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire. Die 
wiſſenſchaftliche Betätigung des Archivbeamten fand bei ihm bereit⸗ 
willige und verſtändnisvolle Förderung. Ebenſo unterſtützte er durch 
regelmäßige Subventionen die größeren Geſchichtsvereine und die 
hiſtoriſchen Kommiſſionen in Preußen, und durch außerordentliche 
Zuſchüſſe verſchiedene Publikationen wie die Ortslexika für Poſen und 
Weſtpreußen, das große Trierer Siegelwerk, das Archivinventar von 
Neuwied u. a. Für die Ordnung von ſtädtiſchen und anderen nicht- 
ſtaatlichen Archiven ſtellte er gern Staatsbeamte zur Verfügung. Sein 
Hauptwunſch und ſein Hauptziel dabei war innige Verbindung und 
Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen den Staatsarchiven und den Geſchichts⸗ 
vereinen der einzelnen Landesteile. — Schließlich ſei noch erwähnt, 
daß es Koſer auch gelang, durch glückliche Erwerbungen die Beſtände 
der Staatsarchive zu bereichern, außer dem ſchon genannten Brief⸗ 
wechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire, durch die Tagebücher der 
Gräfin Voß, die Habelſche Urkundenſammlung, den Nachlaß des 
Miniſters von Altenſtein u. a. — 

Als die Ernennung Koſers in Frankreich bekannt wurde, ſchrieb 
die Revue Historique: «On ne pouvait pas faire un meilleur choix». 
Dieſe Anſicht hat ihre Beſtätigung gefunden in dem mehr als 18 jährigen 
Wirken Koſers, das durch die ungewöhnliche Vereinigung von wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Geiſt, archivaliſcher Sachkunde und Verwaltungstechnik aus⸗ 
gezeichnet iſt und für die Zukunft des preußiſchen Archivweſens vor⸗ 
bildlich bleiben wird. i 

Herr Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. Tang! widmete dem 
Wirken Reinhold Koſers als Vorſitzenden der Zentraldirektion der 
Monumenta Germaniae historica einen kurzen Nachruf. Die Be⸗ 
ziehungen zum großen nationalen Editionsunternehmen konnten bei 
Koſers fernab liegendem Forſchungsgebiet nicht alte und enge fein. Sie 
begannen erft, als Koſer 1902 als Nachfolger Mommſens als Ber- 
treter der Berliner Akademie in die Zentraldirektion delegiert wurde. 
Selbſt dieſes Mandat gab er ſchon im folgenden Jahr ab, wurde aber 
von der Zentraldirektion, die den Wert ſeiner Mitwirkung in dieſer 
Körperſchaft ſofort erkannte, durch Zuwahl als lebenslängliches Mit⸗ 
glied dauernd feſtgehalten und 1905 in Ergänzung älterer Vorſchläge 
für die Stelle des Vorſitzenden in Vorſchlag gebracht, welcher Präſen⸗ 
tation die Ernennung ſehr bald folgte. Mochte Koſer ſeine Stellung 
zunächſt ſelbſt als die eines Geſchäftsleiters und Repräſentanten oui, 
faſſen, ſo gelang es ihm doch ſehr bald, entſcheidend darüber hinaus⸗ 
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zuwachſen. Er hat ſich in kurzer Zeit eine überraſchend fichere Kenntnis 
der Organiſation und der wiſſenſchaftlichen Aufgaben der einzelnen 
Abteilungen erworben und ſich als Vermittler gegenüber der Reichs⸗ 
behörde, als Organiſator und in der Fürſorge um Stellung und 
Zukunft der Mitarbeiter aufs beſte bewährt. Die Erinnerung an den 
Zauber ſeiner Perſönlichkeit wird in dieſem Kreis ebenſo nachhaltig 
fortleben wie die aufrichtige Trauer um den Verluſt eines wahrhaften 
Führers, der er den Monumenta Germaniae historica geworden war. 

Darauf ſprach Herr Archivar Dr. Klinkenborg über den am 
16. September 1914 gefallenen Archivar am Königlichen Hausarchiv 
zu Charlottenburg Dr. Hermann von Caemmerer. Er wurde am 
28. Auguſt 1879 zu Caſſel als Sohn des damaligen Hauptmanns, 
ſpäteren Generalleutnants Rudolf von Caemmerer geboren. Seine 
Gymnafialbildung erhielt er in Thorn, Konſtanz und auf der Ritter- 
akademie zu Brandenburg. Hier erlangte er das Zeugnis der Reife 
mit 18 Jahren. Er widmete ſich dem Studium der Geſchichte auf den 
Univerfitäten Bonn und Berlin, wo er ſich beſonders an v. Bezold, 
Ritter und Lenz anſchloß. Im Jahre 1901 erwarb er den Doktor⸗ 
grad in der philoſophiſchen Fakultät zu Berlin durch ſeine Diſſertation 
über das Regensburger Religionsgeſpräch von 1546. Darauf trat er 
am 1. Oktober 1902 als Volontär beim Geheimen Staatsarchiv zu 
Berlin ein, um am 15. Mai 1904 als Hilfsarbeiter zum Königlichen 
Hausarchiv zu Charlottenburg überzugehen. Am 1. Januar 1907 
wurde er hier zum Archivar befördert. Sein Arbeitsgebiet erſtreckte 
ſich namentlich auf Hiſtoriographie und preußiſche Geſchichte; er legte 
feine Studien auf breiter Grundlage an, fo daß er zunächſt auf Vere 
öffentlichungen verzichtete. In dem Momente, als er hierzu ſchritt, 
hat er den Heldentod in Pargny, ſüdlich von Laon, erlitten. Dem 
hiſtoriographiſchen Gebiete gehört der in der Lenzfeſtſchrift von 1910 
erſchienene feinfinnige Auffag über Rankes Große Mächte und die Ge- 
ſchichtſchreibung des 18. Jahrhunderts an. Von der von ihm ge⸗ 
planten Publikation der älteren Teſtamente und Hausgeſetze der Hohen⸗ 
zollern liegt das Manuſkript des einen Teils, die Texte, druckfertig 
vor; dagegen find von dem zweiten Teil, der die Darſtellung enthalten 
ſollte, nur vier Kapitel vollendet worden. Für die übrigen Kapitel. 
hat er, als die Weltlage bedrohlich wurde, kurze Skizzen entworfen. 

Im Jahre 1913 hat er die Herausgabe unſerer Forſchungen 
übernommen und drei Hefte redigiert. Im Verein hielt er mehrere 
formvollendete Vorträge über die Teſtamente der Hohenzollern. Von 
ihnen iſt einer, der das erſte Teſtament Friedrichs des Großen betrifft, 
im Hohenzollernjahrbuch 1911 gedruckt worden. 


Sihung vom 11. November 1914. 


Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu ſprach über die im Winter⸗ 
palaft zu Petersburg aufbewahrten Briefe König Friedrich Wil⸗ 
helms III. an ſeine Tochter Prinzeß Charlotte, als 
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Gemahlin Kaifer Nikolaus I., Kaiſerin Alexandra Feodorowna. Die 
Briefe, die den Jahren 1812 bis 1840 entſtammen und anſcheinend 
lückenlos erhalten ſind, berühren nur ſelten politiſche Fragen; da⸗ 
gegen ſind ſie ungemein lehrreich und charakteriſtiſch für die Perſön⸗ 
lichkeit des Königs, für feinen Familienfinn, für die Biederkeit feines 
Weſens, für die herzlichen und innigen Beziehungen unter allen 
Gliedern des Hohenzollernhauſes in jenen Jahren, eine Herzlichkeit, 
die doch erſt mit der Vermählung Friedrich Wilhelms und Luiſens 
entſtanden und ſeitdem herrſchend geblieben iſt. Als Probe teilte der 
Vortragende Briefe aus den Jahren 1819 bis 1826 mit, die fih auf. 
die Vermählungspläne der Söhne des Königs bezogen und das Vers 
halten Friedrich Wilhelms bei dieſen Anläſſen in helles Licht rücken. 
Mit der Werbung des Kronprinzen um eine katholiſche Prinzeſſin, 
die Pringeffin Elifabeth von Bayern, war der König ſehr wenig ein, 
verſtanden, er verlangte den Übertritt zum Proteſtantismus, und es 
bedurfte erſt langer Verhandlungen (von 1819 bis 1823), bis dieſe 
Schwierigkeit überwunden wurde und die Heirat vollzogen werden 
konnte. Noch weniger zufrieden war der König mit der Neigung des 
Prinzen Wilhelm für die Prinzeſſin Eliſe Radziwill; aber bei ſeiner 
väterlichen Teilnahme und Herzensgüte hätte er doch ſeine Einwilligung 
zur Heirat gegeben, wenn fih dem Mangel der Ebenbürtigkeit und 
deſſen möglichen Folgen für die aus der Ehe zu erwartenden Kinder 
irgendwie hätte abhelfen laſſen. Erſt als alle Verſuche hierzu ge⸗ 
ſcheitert waren, im Juni 1826, verſagte er endgültig ſeine Zuſtimmung. 
Dagegen billigte der König durchaus die Werbung ſeines dritten 
Sohnes, des Prinzen Karl, um die Hand der älteſten Enkelin des 
Großherzogs Karl Auguſt, der Prinzeſſin Marie von Sachſen⸗Weimar, 
und es verdroß ihn ſehr, daß aus Rückſicht auf den Heiratsplan des 
Prinzen Wilhelm diefe Werbung von feiten Weimars und Ruß— 
lands — die Kaiſerin⸗Mutter Maria Feodorowna war die Großmutter 
der Prinzeſſin — anfangs kühl und zurückhaltend aufgenommen wurde. 
Erſt einige Monate nach Abbruch der Verhandlungen wegen Prinzeß 
Eliſe Radziwill erhielt zur großen Freude des Königs Prinz Karl in 
Weimar das Jawort der Prinzeſſin Marie. 


Sikung vom 9. Dezember 1914. 


Herr Privatdozent Dr. W. Vogel gab eine kurze Lebens⸗ 
beſchreibung von dem am 2. September gefallenen Mitgliede Dr. Bern⸗ 
hard Hagedorn. Er wurde am 10. September 1882 in Kyritz (Oſt⸗ 
Priegnitz) geboren als Sohn des damaligen Amtsrichters, jetzigen 
Geh. Oberjuſtizrats und Landgerichtspräfidenten Leopold Hagedorn. 
Nachdem er die Gymnaſien zu Kottbus und Gleiwitz beſucht und 
Oſtern 1902 dort die Reifeprüfung beſtanden hatte, widmete er ſich 
in Leipzig, München und Berlin dem Studium der Geſchichte. Neben 
dieſem ſeinem Hauptfach bevorzugte er, ſeinem ganz auf das Reale, 
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auf Tatſachen und finnlich greifbare Dinge gerichteten Geiſte entfprechend, 
geographiſche, ethnographiſche und volkswirtſchaftliche Studien. In 
Berlin fand er in Dietrich Schäfer einen ihm nach Geiſtes- und Arbeits- 
richtung verwandten Lehrer, der ſeiner weiteren Tätigkeit die Ziele 
wies. 1908 erwarb er hier den Doktorgrad mit ſeiner durch das 
höchſte Prädikat ausgezeichneten Diſſertation über „Oſtfrieslands 
Handel und Schiffahrt im 16. Jahrhundert“. Dieſe Erſtlingsarbeit, 
im Laufe der nächſten Jahre bis zum Weſtfäliſchen Frieden fortgeführt 
und zu einem ſtattlichen zweibändigen Werke erweitert, iſt ſein Haupt⸗ 
werk geblieben. Eine Ergänzung bilden die in den Jahrgängen 1909 
und 1910 der Hanſiſchen Geſchichtsblätter erſchienenen, für alle auf 
dem Gebiet der Handelsgeſchichte und des Handelsrechts tätigen Forſcher 
höchſt wertvollen Aufſätze über „Betriebsformen und Einrichtungen 
des Emder Seehandelsverkehrs in den letzten drei Jahrzehnten des 
16. Jahrhunderts“. Nach Abſchluß dieſer Arbeiten übernahm er im 
Auftrage des Hanſiſchen Geſchichtsvereins die Sammlung des Materials 
für eine Darſtellung der Beziehungen der Hanſe zu Spanien und 
Portugal, die im Rahmen der „Hanſiſchen Inventare“ erſcheinen ſollte. 
Leider ſollte dieſe mühevolle Arbeit, die ihn namentlich in den Archiven 
von Hamburg und Lübeck beſchäftigte, und die er ſpäter in Spanien 
fortzuſetzen beabſichtigte, unvollendet bleiben. Nebenfrüchte dieſer Tätig⸗ 
keit bildete eine zu Beginn des Jahres 1914 erſchienene, in ihrer Art 
grundlegende Schrift über „die Entwicklung der wichtigſten Schiffs⸗ 
typen bis ins 19. Jahrhundert“, ſowie ein Vortrag über den Lüne⸗ 
burger Salzhandel und die Stecknitzfahrt, den er auf der Pfingſtver⸗ 
ſammlung des Hanſiſchen Geſchichtsvereins zu Lüneburg im Mai 1914. 
hielt. Unferem Verein gehörte er ſeit 1909 an. Hagedorns Vorzüge 
als Gelehrter waren neben ſeinem Fleiß und ſeinem ausgebreiteten 
Wiſſen eine hervorragende Kombinationsgabe und klare, plaſtiſche 
Darſtellungskunſt. Bei Ausbruch des Krieges wurde er als Referves 
leutnant dem 51. Reſ.⸗Inf.⸗Reg. zugeteilt und fiel in heldenmütigem 
Kampfe am 2. September bei Cierges, ſüdlich Stenay an der Maas. 

Sodann ſprach Dr. F. Meuſel einige Worte zum Gedächtnis 
des am 7. Oktober im Reſervelazarett zu Gießen als Hauptmann ver⸗ 
ftorbenen Oberlehrers am Köllniſchen Gymnaſium, Prof. Dr. Friedrich 
Peukert. Am 1. Oktober 1856 in Jeßnitz im Anhaltiſchen als 
Sohn eines Tuchfabrikanten geboren, beſuchte Peukert das Gymnafium 
in Deſſau und ſtudierte zuerſt in Tübingen und Leipzig, dann in 
Berlin alte Sprachen, Geſchichte und Germaniſtik, wobei Gutſchmid, 
Mommſen, Droyſen und Nitzſch feine Lehrer waren. In der Haupt⸗ 
ſache noch Schüler von Joh. Guſtav Droyſen, erhielt er die Anregung 
zur Diſſertation, die 1884 unter dem Titel: „Die Memoiren des 
Marquis von Valory“ als Buch erſchien, jhon von Reinhold Koſer; 
es ift eine tüchtige, methodiſch⸗quellenkritiſche Unterſuchung, deren Er- 
gebniſſe bis heute unangefochten geblieben find. — Gleich nach der 
Promotion begab fiH P. nach Paris, wo er im Archive des Aug- 
wärtigen Amts gearbeitet hat; mit eine Frucht feiner Studien find 
zwei kritiſche Aufſätze in den Göttinger Gelehrten Anzeigen 1885, über 
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das Werk des Grafen Pajol, Les guerres sous Louis XV, 8 Bände, 
1881/84 und das Buch von Broglie, Frederic II et Marie Thérèse, 
1883, deſſen tendenziöſe und oberflächliche Arbeitsweiſe — im Gegen⸗ 
ſatz zur franzöſiſchen Kritik — von Peukert ſchlagend erwieſen wurde. — 
Ende der achtziger und Anfang der neunziger Jahre überſetzte er unter 
dem Pſeudonym O. Th. Alexander mehrere hiſtoriſche und politiſch⸗ 
pſychologiſche Werke aus dem Franzöſiſchen und Engliſchen, darunter 
vor allem die bekannten, noch heute recht leſenswerten Bücher von 
Sidney Whitman, Imperial Germany (1889) und The Realm of the 
Habsburgs (1892). Auch die Lebensſkizzen des Prinzen Moritz von 
Anhalt⸗Deſſau in der Geſchichte des gleichnamigen Infanterie-Regiments 
Nr. 42 ſtammt aus ſeiner Feder. — 1886 war Peukert in den Schul⸗ 
dienſt getreten, 1889 kam er an die Friedrich Werderſche Oberreal— 
ſchule, 1909 ans Köllniſche Gymnaſium iu Berlin; er war ein treff 
licher Lehrer und verſtand es, voll glühender Vaterlandsliebe, ſein e⸗ 
Schülern Königstreue und preußiſches Pflichtbewußtſein einzuimpfen. 
Auch als Leiter des Pädagogiſchen Seminars an der Oberrealſchule 
und Mitglied der Prüfungskommiſſion für Einjährig⸗Freiwillige hat 
P. eine umfaſſende Tätigkeit entfaltet. Daneben fand er Zeit, die 
Vorarbeiten eines größeren Werkes über den alten Deſſauer und ſeine 
Söhne zu erledigen und einzelne Teile fertigzuſtellen, das eine Be⸗ 
reicherung unſerer Kenntniſſe über Krauske hinaus bringen ſoll. — 
Mit Leib und Seele war Peukert Soldat; ſeit 1905 Hauptmann der 
Landwehr, wurde er vom Kaiſer bei feſtlicher Gelegenheit durch eine 
längere wiſſenſchaftliche Unterredung ausgezeichnet. — Als der Krieg 
ausbrach, trat P. ſogleich beim 4. Garde Regiment wieder ein, aber 
es war ihm nicht mehr vergönnt, den Kriegsſchauplatz zu erreichen; 
die Ruhr und eine Lungenentzündung haben dieſem tatkräftigen Leben 
ein Ende gemacht. — 

Sodann trat der Verein in ſeine wiſſenſchaftliche Tagesordnung ein. 

Herr Profeſſor Droyſen machte zuerſt einige Mitteilungen 
aus den Briefen der Kronprinzeſſin Sophie Dorothea an den Kron⸗ 
prinzen aus den Jahren 1709—1711, die er aus den Berichten des 
Hannöverſchen Geſandten in Berlin, von Henſch, ergänzte. Auch in 
ihnen tritt die ſchwere finanzielle Bedrängnis infolge der Bauluſt, 
der koſtſpieligen Feſte und Reiſen des Königs, ſowie allgemeine Not 
infolge der aus der Neumark eingeſchleppten Peſt und der Hungers⸗ 
not mehrfach hervor, vor allem geben ſie ein wenig erfreuliches Bild 
von den Zuſtänden am Hofe und in der königlichen Familie: neben 
der jungen Kronprinzeſſin, die der König in ganz beſonderer Weiſe 
bevorzugt, ſteht die nur drei Jahre ältere Königin Sophie Luiſe, die 
dritte Gemahlin des faſt dreißig Jahre älteren Königs, und die all⸗ 
mächtige Reichsgräfin von Wartenberg; zwiſchen dieſen beiden wechſelt 
größte Freundſchaft und erbitterter Kampf ab, und die Kronprinzeſſin 
fiebt ſich in der peinlichen Lage, die Vertraute beider zu fein und 
beobachtet beiden gegenüber vorſichtige Zurückhaltung. Die Königin, 
die ſich die Ausübung ihres lutheriſchen Bekenntniſſes ausbedungen 
hat und ihre intoleranten Anſchauungen dem Könige und der Kron- 
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prinzeſſin gegenüber oft genug hervorkehrt (la fausse Dévote nennt 
fie die Kronprinzeſfin), betätigt dieſen Pietismus während der 
Reiſe des Königs nach Preußen im Herbſte 1709, unterſtützt von 
Fräulein von Grävenitz, in einer Weiſe, die allgemein Mißfallen er⸗ 
regt, nimmt dann aber an dem auf dieſer Reiſe eingerichteten Tabaks⸗ 
kollegium regelmäßig Anteil, um ſich beim König zu infinuieren. Von 
der dreiſten Zudringlichkeit der Reichsgräfin gibt die Kronprinzeſſin 
einige ergötzliche Beiſpiele, nur der Einfluß des Oberkammerherrn, ihres 
Gemahls, iſt imſtande, den Zorn des Königs gegen ſie zu be— 
ſchwichtigen, der ſpäterhin erklärt hat, wenn der Oberkammerherr im 
Sommer 1710 bei ſeiner ſchweren Erkrankung mit Tode abgegangen 
wäre, ſo wäre die Reichsgräfin ohne Remiſſion nach Spandau geſetzt 
worden. Die ſchon unerfreuliche Stellung der Königin wurde noch 
verſchlimmert durch die Geburt des Prinzen Friedrich, 24. Januar 1712; 
beſonders der Kronprinz gab ſeiner Abneigung gegen ſie zuweilen ſehr 
draſtiſchen Ausdruck, auch die Kronprinzeſſin begegnete ihr mit ſicht⸗ 
licher Kälte. Anfang 1713 kam bei ihr die Geiſteskrankheit, die ſich 
lange vorbereitet hatte, zum Ausbruch und führte zu Auftritten, die 
der Erkrankung des Königs die Wendung zum Schlimmſten gaben; 
es gelang, ſie aus Berlin zu entfernen und nach langen Verhandlungen 
zu ihrem Bruder nach Grabow zu ſchaffen. Ihre Rückkehr nach 
Preußen, von der Friedrich Wilhelm die Auszahlung des Wittums 
abhängig machte, mußte ihres Zuſtandes wegen unterbleiben. In 
Schwerin iſt ſie 1735 geſtorben; von ihrem Tode iſt weder am könig⸗ 
lichen Hofe noch in der königlichen Familie Notiz genommen worden. 

Sodann ſprach Herr Archivar Dr. Klinkenborg über die im 
Geheimen Staatsarchiv aufbewahrten Materialien zur Lebensgeſchichte 
des Grafen Karl Wilhelm Finck von Finckenſtein. Als er am 3. Januar 
1800 verſchied, nachdem er über fünſzig Jahre Miniſter der Aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten geweſen war, beſchloß der Johanniterorden, 
deſſen Senior er lange Zeit geweſen war, zu Ehren des Verſtorbenen 
eine Medaille prägen und eine Lebensbeſchreibung abfaſſen zu laſſen. 
Hierfür gewann man die bedeutendſte literariſche Perſönlichkeit des 
damaligen Berlins, Friedrich Gentz. Leider hat er ſeinen Auftrag 
nicht ausgeführt. Für ihn trat dann der als Hiſtoriker und Diplomat 
bekannte Karl Ludwig Woltmann ein. Aus den für diefe Lebens⸗ 
geſchichte damals geſammelten Materialien teilte der Vortragende die 
Charakteriſtik Finckenſteins mit, die deſſen Kollege, Miniſter Graf 
Alvensleben, entworfen hat, ſowie eine ſchon damals gegen das ge⸗ 
zeichnete Bild verfaßte Antikritik. 

Herr Dr. Arnheim betonte die bedeutende Stellung, die der Graf 
Finckenſtein als preußiſcher Geſandte in Stockholm eingenommen habe, 
und Herr Geheimrat Dr. Bailleu wies darauf hin, daß Alvensleben 
vielfach vergeblich die Unterſtützung Finckenſteins gegen die Günſtlinge 
König Friedrich Wilhelms II. geſucht habe. 
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Sihung vom 13. Januar 1915. 


Der Schatzmeiſter Herr Geh. Archivrat Dr. Kohlmann verlas 
den Kaſſenbericht. dem zu entnehmen ift, daß im Gegenſatz zu den 
beiden letzten Jahren die Ausgaben im Jahre 1914 aus den laufenden 
Einnahmen haben beſtritten werden können. 

Sodann ſprach Herr Archivrat Dr. Müſebeck über „die geiſtes⸗ 
geſchichtlichen Grundlagen des urſprünglichen Liberalismus und Kon⸗ 
ſervativismus in Deutſchland“. Ausgehend von den Aufzeichnungen 
und Lebensdokumenten des Oberburggrafen Magnus v. Brünneck und 
des Generals Fr. Aug. Ludw. v. d. Marwitz, ſowie Briefen und Auf⸗ 
ſätzen märkiſcher Edelleute, die ſich um die Gebrüder v. Rochow 
ſammelten, entwickelte der Vortrag die verſchiedenen Formen des Jh- 
bewußtſeins, die in dem urſprünglichen Liberalismus und Konfervati- 
vismus zum Ausdruck kommen. Der urſprüngliche Liberalismus in 
Deutſchland als Aktion der Ideen von 1789 baut ſich, den naiv⸗ 
natürlichen, reinen Individualismus der franzöſiſchen Revolution fort: 
bildend, auf dem ethiſch an den Staat gebundenen Individualismus 
auf, er ſteht als ſolcher in Wechſelwirkung mit dem klaſſiſchen Idealis⸗ 
mus. Der urſprüngliche Konſervativismus als Reaktion der Ideen 
von 1789 geht von dem ſtändiſch⸗ſozial und korporativ an den Staat 
gebundenen, naturgeſchichtlich⸗ organiſchen Individualismus aus, er 
ſteht als ſolcher in Wechſelwirkung mit der hiſtoriſchen Romantik. 
Eine Umgeſtaltung und Ergänzung erfahren beide Welt⸗ und Staats⸗ 
anſchauungen durch die Ideen der Aufklärung und des abfoluten 
Staates, die im einzelnen dargelegt werden. Auch die Beziehungen 
der Frühromantik zu dem Liberalismus werden an der Hand von 
Görres' „Teutſchland und die Revolution“ erörtert. Ein zweiter 
grundlegender Unterſchied ergibt ſich aus der verſchiedenen Auffaſſung, 
wen der Abgeordnete darſtellen foi. Nach liberaler Anſchauung vers 
tritt er trotz ſeiner Wahl durch einen einzelnen Stand die Geſamtheit 
des Volkes, nach konſervativer nur ſeinen Stand. Die Grenze zwiſchen 
liberalem uud konſervativem Ständeweſen liegt alſo nicht in dem nur 
beratenden, nicht auch beſchließenden Charakter, den die Zentral⸗ 
repräſentation tragen fol. Die Frage nach einer Zentralrepräſen⸗ 
tation wird erſt nach 1815 zu einem unterſcheidenden Merkmal in⸗ 
folge der nationalen Einheitsgedanken, die durch den Liberalismus 
mit jenem Begriffe verbunden wurden. 


Sihung vom 10. Februar 1915. 


Herr Prof. Dr. Spatz ſprach über „Bau⸗ und Kunſtdenkmäler 
der Provinz Brandenburg, ihre Beziehungen zur Geſchichtswiſſenſchaft, 
ihre Konſervierung und Inventariſierung, beſonders vom geſchichtlichen 
Standpunkt aus“. 

Enge Beziehungen beſtehen zwiſchen Denkmälern und Geſchichte: 
die Architekten, die ſich der Erforſchung und e Be⸗ 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXVIII. 2. 
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ſchreibung der Kirchen oder Stadtbefeſtigungen widmen, pflegen ſich 
auf Riedels Kodex oder die Forſchungen zur brandenburgiſch-preußiſchen 
Geſchichte zu berufen. Andererſeits vermögen die Kunſthiſtoriker auch 
mancherlei Anregung zu bieten, ſo z. B. für das Zeitalter der deutſchen 
Koloniſation durch die Feſtſtellung, daß gerade in Dörfern mit großer 
Hufenzahl ſich beſonders ſtattliche Kirchen aus Granitfindlingen er⸗ 
heben, daß in der Lenzer Wiſche das altſächſiſche Bauernhaus ver- 
treten iſt, während ſonſt der fränkiſche Typus vorwiegt. Auch hin⸗ 
fihtlih der Gründung der Städte im kolonialen Often ift enges 
Zuſammenarbeiten des Hiſtorikers mit dem Architekten erſprießlich. 
Handelt es ſich um die Frage, ob in einer aus zwei Kernen zuſammen— 
gewachſenen Stadt wie Frankfurt a. O. der Stadtteil um die Marien⸗ 
kirche der ältere iſt oder das Viertel an der Nikolaikirche, ſo genügt 
es nicht, die Urkunden zu befragen. Weiſt vielmehr der Architekt nach, 
daß die Marienkirche durchaus gotiſch iſt, die Nikolaikirche dagegen 
romaniſche Reſte aufweiſt, jo dürfte man kaum wagen, das Nikolai⸗ 
viertel weiterhin noch als das jüngere anzuſprechen, ſelbſt wenn es 
dem diplomatiſchen Befund zufolge zuerſt den Anſchein haben ſollte, 
als ob es ſich erſt nachträglich dem Marienviertel ankriſtalliſiert habe. 
Die Prignitz iſt die Heimat der Quitzows. In Rühſtedt befinden ſich 
drei Grabſteine in der Kirche für Quitzows mit dem Vornamen 
Dietrich ( 1552, f 1569, F 1593). Beſonders das Epitaph von 
1593 iſt ein ſchönes Werk der Hochrenaiſſance mit der Marmorfigur 
des Verſtorbenen in Rüſtung; und auch noch in anderen Quitzow⸗ 
dörfern verdanken die Kirchen ihren ſchönſten Schmuck der Fürſorge 
ihrer adligen Patrone. Iſt nicht angeſichts dieſer Tatſachen das land⸗ 
läufige Urteil über dieſe Familie, die leider 1824 ihren letzten mär⸗ 
kiſchen Grundbeſitz (Kuhsdorf, eigentlich Konradsdorf) aufgab, zu 
revidieren? 

So ift alfo ein Hand⸗in⸗Hand⸗arbeiten beiden Teilen, Architekten 
wie Hiſtorikern, von Vorteil. Sicherlich wird der Hiſtoriker, wenn 
wir ihn einmal mit einem Maler vergleichen, durch die Ergebniſſe 
kunſthiſtoriſcher Forſchungen niemals genötigt werden, ſein Gemälde 
ganz zu übermalen, aber doch können ihm Ergebniſſe der Arbeiten über 
die Denkmäler die Anregung bieten, die Farbentöne anders aufzuſetzen, 
hier ein Dunkel zu mildern, dort die Konturen zu verändern. Der 
Schutz und die wiſſenſchaftliche Erforſchung der Denkmäler iſt daher 
auch für den Hiſtoriker wichtig. Der Gedanke an ihre pietätvolle Er⸗ 
haltung aus künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Gründen lag dem 
18. Jahrhundert fern. In Berlin wurde unter Friedrich dem Großen 
der gotiſche Dom auf dem Schloßplatz abgetragen! Vor dem Jahre 1815 
fiel eben die Denkmalpflege nicht in den Bereich ſtaatlicher Betätigung. 
Schinkel wies am 17. Auguſt 1815 darauf hin, wie oft bewegliche 
Denkmäler (3. B. Glasfenſter des Kölner Domes) der Zerſtörung und 
Verſchleppung ausgeſetzt ſeien. Friedrich Wilhelm III. beſtimmte 
daraufhin am 4. Oktober 1815, daß bei jeder weſentlichen Veränderung 
an öffentlichen Gebäuden oder Denkmälern diejenige Staatsbehörde, 
welche ſolche vorzunehmen beabfichtigt, zuvor mit der Oberbaudeputation 
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kommunizieren und, wenn dieſe nicht einwilligt, an den Staatskanzler 
Fürſten von Hardenberg berichten ſoll. Immerhin blieb der Schutz 
der Denkmäler unzureichend. Stadtverwaltungen legten alte Bes 
feſtigungswerke und Tore nieder, ungehindert von den ſtaatlichen Be- 
hörden, die nach Fortfall der Akziſe an ihrer Erhaltung kein praktiſches 
Intereſſe mehr hatten. Daher erging am 20. Juni 1830 eine Kabinetts⸗ 
order, die die willkürliche Abtragung der Stadtmauern uſw. verbot 
und ihre Erhaltung anordnete. 

Der erſte Konſervator, d. h. Baubeamte, deſſen ausſchließliche 
Dienſtpflicht ſich auf die Denkmäler bezog. war Ferdinand v. Quaſt. 
Er wurde 1843 für den ganzen Umfang der Monarchie ernannt und 
waltete ein Menſchenalter hindurch mit größtem Eifer, vorzüglicher 
Sachkenntnis ſeines Amtes. Doch ſein Wirkungskreis war zu groß, 
als daß er die Pietätlofigkeit und Vandalismus hätte verhindern 
können. Beſonders die Denkmäler des Barocks hatten zu leiden. Es 
war ein glücklicher Gedanke, daß man gegen Ausgang der 70 er Jahre 
den in ihrer Wirkſamkeit dank den Dotationen erſtarkten Provinzial⸗ 
verwaltungen das Gebiet der Denkmalpflege faſt völlig überließ. In 
Brandenburg konnte nunmehr der Konſervator eine große Wirkſamkeit 
entfalten, zumal die Provinzialverwaltung Mittel zur Verfügung 
ſtellte, nicht allein für Reſtaurationen, ſondern auch für Drucklegung 
ſog. Inventare mit eingehender Beſchreibung und Abbildung, ſowie 
geſchichtlicher und kunſtgeſchichtlicher Würdigung der Denkmäler, Bereits 
1885 übergab Bergau ein Inventar der Provinz der Offentlichkeit. 
Das ſchöne Werk, an dem Alfred Koerner, Wernicke u. a. mitgearbeitet, 
war noch nichts Abſchließendes, ſondern ein erſter grundlegender Ver⸗ 
ſuch. Er trug ungeahnte Früchte. Auf Anregung des Oberpräſidenten 
v. Bethmann⸗Hollweg beſchloß die Provingialverwaltung 1902 die 
Herausgabe eines erſchöpfenden Inventars. Unter der Schriſtleitung 
des Konſervators Büttner, der die Grundzüge jcillegte, erſchien 1907 
der Band Oſtprignitz, über 300 Seiten ſtark. Unter Schriftleitung 
des Konſervators Goecke folgten von 1908 an die Bände Weſtprignitz, 
Weſthavelland, Stadt und Dom Brandenburg, Lebus, Frankfurt, Weſt⸗ 
ſternberg. Mitarbeiter find die Architekten Eichholz (Bezirk Potsdam) 
und Dr. Jung (Bezirk Frankfurt), Dr. Solger (geologiſche Einführung), 
Dr. Götze (vor: und frühgeſchichtliche Denkmäler), während die Bes 
arbeitung der geſchichtlichen Teile dem Vortragenden zufiel. 1915 
erſchien der Band Ruppin. 

Über die Bearbeitung der geſchichtlichen Teile ſei folgendes be⸗ 
merkt: Während für die bisher erſchienenen Bände das Geh. Staats- 
archiv zu Berlin der Brennpunkt der Arbeiten war und Riedels Kodex, 
beſonders in ſeinen geſchichtlichen Einleitungen, die Wege wies, liegen 
die Verhältniſſe in der Niederlauſitz durchaus anders, wie ſich bei der 
Bearbeitung des jetzt im Drucke befindlichen Bandes „Kreis Luckau“ 
zeigte. Die Archivalien liegen zerſtreut in Luckau (u. a. über 300 Ur⸗ 
kunden vom Ausgang des 13. Jahrhunderts an), Weimar (Ernefti- 
niſches Geſamtarchiv: Urkunden des Kloſters Dobrilugk von 1200 an), 
Dresden (Staatsarchiv: Lehnsurkunden des M. A.; Meißener Bistums⸗ 
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matrikel), Prag (Statthaltereiarchiv; Lehnskopiale, 15. und 16. Jahr- 
hundert), Lübben (Ständiſches Archiv: Lehnsakten von der Mitte des 
17. Jahrhunderts an, zudem Konſiſtorialakten), endlich Berlin (Geh. 
Staatsarchiv: Akten der Sächfiſch⸗Merſeburgiſchen Regierung, 17. 
und 18. Jahrhundert). Dazu kommen Archivalien der Grafen Solms 


zu Sonnewalde u. a. m. Dieſes ſo verzettelte Material iſt bis jetzt 


noch nicht im Zuſammenhang publiziert. Der vortreffliche Codex 
Diplomaticus Saxoniae Regiae bietet die Urkunden der Markgrafen 
von Meißen nur bis 1234 und verſagt für die Zeit, in der die Städte 
des Kreiſes Luckau unter dem Schutze der Wettiner emporblühten. 
Für Dobrilugk iſt man noch immer auf Ludewigs Reliquiae Manu- 
scriptorum von 1720 angewieſen. Die Urkunden der Grafen zu Solms 
ſind überhaupt noch nicht publiziert. 

Trotz des Krieges iſt jüngſt auch der Band Kreis Prenzlau in 
Angriff genommen worden. Die Prenzlauer Urkunden des Geh. 
Staatsarchivs hat Riedel im 21. Band nicht abgedruckt. Auch die 
umfangrrichen Sammlungen Beckmanns find noch nicht ausgiebig be⸗ 
nutzt, fo daß der Band Prenzlau auch in geſchichtlicher Hinficht viel⸗ 
leicht manches Neue bringen wird. 

An der Beſprechung beteiligten ſich u. a. die Herren Bailleu und 
Tſchirch. 


Athung vom 10. März 1915. 


Herr Archivar Dr. Lüdicke legte aus den Akten des Berliner 
Stadtgerichts den Text einer Kgl. Kabinettsorder vom 3. Januar 1766 
vor, worin dem Stadtgericht fein parteiiſches Verhalten in Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen Bürgern und Soldaten verwieſen wird, und teilte 
ein Marginal Friedrichs II. vom 28. Februar 1766 mit, das von 
der Verſtimmung des Königs über die Verfolgung Rouſſeaus durch 
die reformierte Geiſtlichkeit im Fürſtentum Neuenburg zeugt. 

Sodann erörterte Herr Archivar Dr. Klinkenborg die Or⸗ 
ganiſation der Ratſtube und des Kammergerichts namentlich in der 
Zeit von 1571—1690. Er ſuchte dabei nachzuweiſen, daß außer den 
Mitgliedern der Ratſtube noch andere kurfürſtliche Räte an den 
Sitzungen des Kammergerichts beteiligt geweſen ſeien, und daß für 
das Kammergericht ein eigener Vorfigender, der am Ende des 16. Jahr⸗ 
hunderts Kammergerichtsverwalter, ſpäter Kammergerichtsdirektor und 
Kammergerichtspräfident genannt worden ijt, anzunehmen fei. Der 
Vorſitz im Kammergericht iſt nach Anficht des Vortragenden ein 
Ehrenamt, das dem jeweiligen älteſten Kammergerichtsrat adliger Seite 
zuſteht, dagegen verwirft er die Annahme, daß der Kanzler oder ein 
Vertreter desſelben (Kammerrichter, Vizekanzler) den Vorfitz geführt 
habe. Erſt im Jahre 1630 trat eine Anderung nach den verhängnis⸗ 
vollen Jahren der Plünderungen des Dreißigjährigen Krieges ein, als 
dem neu ernannten Vizekanzler Kohl auch die Direktion im Kammer⸗ 
gericht übertragen wurde. 
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An der darauf folgenden Diskuſſion beteiligten fich Herr Geheim- 
rat Prof. Dr. Hintze und Herr Archivar Dr. Schultze. 

Darauf ſprach Herr Baurat Kohte im Anſchluß an einen in den 
Monatsblättern der Poſener Hiſtoriſchen Geſellſchaft veröffentlichten Auf- 
ſatz über die Tätigkeit der Berliner Architekten in der dem Preußiſchen 
Staate 1793 zugefallenen Provinz Südpreußen. Zur Leitung des 
Bauweſens derſelben wurde der Geheime Oberbaurat David Gilly be⸗ 
ſtellt. Er leitete die Vermeſſung der Provinz und die Herausgabe 
der Karte von Südpreußen, die ein Gegenſtück bildet zu ſeiner Karte 
von Pommern; unter ſeiner Mitwirkung entſtanden die Verwaltungs⸗ 
gebäude in Kaliſch und die Anlage der Neuftadt Poſen. Baukünſtleriſch 
bemerkenswert war das ehemalige Stadttheater in Poſen, entworfen 
von Heermann 1796 - 1797, ausgeführt von Koch 1802—1804, die 
beide aus der Berliner Schule hervorgegangen waren. In jene Zeit 
fallen auch die erſten Bauausführungen Schinkels. Nachdem er 
im mittelmärkiſchen Kreiſe Lebus in Neu⸗ Hardenberg, Bärwinkel und 
Buckow tätig geweſen und danach Italien bereiſt hatte, baute er Schloß 
Owinsk bei Poſen, deſſen innerer Ausbau ihn in ſeinen künſtleriſchen 
Grundſätzen gefeſtigt zeigt. Der unglückliche Krieg 1806 machte ſeiner 
ſchaffenden Bautätigkeit ein raſches Ende. Nach dem Tode der Königin 
Luiſe wurde Schinkel der ehrenvolle Auftrag zuteil, den Entwurf zur 
Grabkapelle im Charlottenburger Schloßgarten nach den Wünſchen des 
Königs zu zeichnen. Als bisher wenig beachtete Werke aus Schinkels 
früher Zeit gewinnen Schloß Owinsk und das Charlottenburger 
Mauſoleum eine beſondere Bedeutung. | 


Sihung vom 14. April 1915. 


Herr Prof. Hinge berichtete in längerer Ausführung über die 
Ergebniſſe von archivaliſchen Studien, welche die Vorgeſchichte des 
Landratsamts in der Mark Brandenburg zum Gegenſtand hatten. 
Er wies darauf hin, daß die Vorſtellungen, die darüber in der 
Literatur herrſchen, nicht ganz klar und ſicher ſind. Zwei Auffaſſungen 
ſtehen fich gegenüber, die beide mancherlei für ſich anführen können: 
die eine, vertreten durch C. v. Voß, G. W. v. Raumer, G. v. Schmoller, 
F. Gelpke, nimmt eine doppelte Wurzel für das Landratsamt an, 
nämlich einerſeits ein ſtändiſches Kreisdirektorium und andererſeits 
das fürſtliche Kriegskommiſſariat, die ſich, da beide von eingeſeſſenen 
Rittergutsbeſitzern und Vertrauensmännern des Fürſten und der Kreis⸗ 
ſtände bekleidet wurden, bald miteinander vermiſcht hätten; die 
andere, vertreten hauptſächlich durch Iſaacſohn und Bornhak, neuer⸗ 
dings auch durch die Diſſertation von P. Steffens (1914), will nur 
eine einfache Wurzel anerkennen, nämlich das Amt des Kriegskommiſſars, 
das ja auch an ſich ſchon eine fürſtliche und eine kreisſtändiſche Seite 
hat. So oft aber auch die Frage behandelt worden iſt, ſo iſt es 
doch ſtets nur auf Grund eines unzureichenden archivaliſchen Materials 


16 Sitzungsberichte. 


geſchehen, was ſehr begreiflich war, weil außer den bekannten, zuerſt 
von Iſaacſohn benutzten Aktenſtücken über die Erteilung des erbetenen 
Landratstitels an die kurmärkiſchen Direktoren und Kommiſſarien 
(1701 — 02) formierte Akten über die Entſtehung des Landratsamts nicht 
vorhanden find. Es war daher nötig, das Vorkommen von Direktoren 
und Kommiſſarien in den einzelnen Kreiſen während des 17. Jahr- 
hunderts, namentlich auch vor und im 30 jährigen Kriege zu unter⸗ 
ſuchen, um klare und ſichere Vorſtellungen über die Entſtehung des 
Landratsamtes zu gewinnen. Bei dieſen Forſchungen hat ſich nun 
herausgeſtellt, daß man unterſcheiden muß einmal zwiſchen den einzelnen 
Teilen, aus denen die Mark Brandenburg hiſtoriſch entſtanden iſt, 
den ſog. Marken oder Hauptkreiſen, und dann zwiſchen ſolchen 
Hauptkreiſen und den kleineren Unterkreiſen, die die eigentliche Grund⸗ 
lage für eine lokale Verwaltung geworden ſind. Solche kleineren 
Kreiſe gibt es im 17. Jahrhundert eigentlich nur in der Mittelmark 
und in der Neumark; die übrigen großen Kreiſe bilden auch in der 
lokalen Verwaltung noch ein Ganzes für ſich. Kriegskommiſſarien 
erſcheinen überall in den großen und kleinen Kreiſen der Mark ſeit 
dem Beginn der Einquartierungen im 30 jährigen Kriege, alſo ſeit 
den Jahren 1626 und 1627. Sie ſind durchweg „Landkommiſſare“ 
im Gegenſatz zu „Hofkommiſſarien“, d. h. fie find eingeſeſſene adlige 
Rittergutsbeſitzer des Kreifes, denen vom Kurfürſten die Kommiſſion 
erteilt worden iſt, das Intereſſe des Kreiſes bei den Märſchen und 
Einquartierungen durch Verhandlung mit den Offizieren und Kriegs⸗ 
kommiſſarien der durchziehenden oder einquartierten Truppen wahr⸗ 
zunehmen; ſie werden, anfangs, wie es ſcheint, noch ohne Vorſchlag 
der Ritterſchaft, vom Kurfürſten beſtellt, erhalten ein Gehalt aus 
der aufzubringenden Kontribution, alſo vom Kreiſe, werden allmählich 
die Leiter der Kreiskaſſen und die Vorſteher der Kreiſe; ſpäter, ſeit 
den 60 er Jahren werden ſie regelmäßig auf Vorſchlag der Ritterſchaft 
des Kreiſes beſtellt; oft hält der Kurfürſt es für nötig, die Intereſſen 
jeiner Amtsuntertanen im Kreiſe durch beſonders beauftragte Perſonen, 
manchmal durch Amterkommiſſarien, zu wahren. Ob und in welcher 
Weiſe diefe Kriegs- oder Kreiskommiſſarien — die beiden Bezeichnungen 
kommen von Anfang an in gleicher Bedeutung vor — mit älteren 
ſtändiſchen Amtern zuſammenhängen oder ſich vermiſcht haben, das 
iſt eine Frage, die nach den einzelnen Hauptkreiſen verſchieden be⸗ 
antwortet werden muß. In der Altmark tritt die Verwaltungs- 
organiſation der ritterſchaftlichen Hufenſchoßkaſſe ganz zurück; die 
Hufenſchoßkaſſe des alten Kreditwerkes hat ſich mit der neuen 
Kontributionskaſſe des Kreiſes nicht vermiſcht; es iſt daher auch keine 
Verbindung zwiſchen den Verordneten der Ritterſchaft und den Kriegs⸗ 
kommiſſarien nachzuweiſen; dagegen finden dieſe ein bedeutendes Haupt 
in dem halb fürſtlichen, halb ſtändiſchen Landeshauptmann, der ſelbſt 
auch ein Kriegskommiſſar wird, ſeit 1657 förmlich das Directorium 
in militaribus übertragen erhält und fo zum Landesdirektor über 
oder neben den übrigen Kommiſſarien der Altmark ſich ausbildet. 
— Ahnlich iſt es in der Priegnitz, die ja in der Hufenſchoßver⸗ 
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waltung mit der Altmark verbunden war, nur daß dort der Haupt⸗ 
mann fehlt; eine Anknüpfung der Kommiſſarien an ein ſtändiſches 
Amt iſt auch hier nicht ficher nachweisbar. — In der Mittelmark, 
zu der wir auch den Kreis Ruppin rechnen können, fällt die alte 
ritterſchaftliche Organiſation der Hufenſchoßkaſſe mit ihren Verordneten 
und Deputierten nicht mit der neuen Kontributionsverwaltung zu— 
ſammen, weil dieſe fich an die kleinen Kreiſe anſchließt. Dieſe kleinen 
Kreiſe aber: Havelland, Glien⸗Löwenberg, Zauche, Ober- und Nieder- 
barnim, Teltow, Lebus, haben bis zum 30 jährigen Kriege keine 
anderen Organe beſeſſen, als die Deputierten zum Großen Ausſchuß 
und zur Hufenſchoßkaſſe, die aber noch keine beſondere Kaſſe hatten 
und keine Kreisdirektoren waren. Die Kreiskommiſſarien entbehren 
daher hier ſicher der Anknüpfung an ein ſtändiſches Verordneten⸗Amt, 
mit dem ſich das ihre hätte vermiſchen können. Höchſtens könnten 
fie z. T. aus den Deputierten genommen ſein, doch behielten dieſe 
ein geſondertes Daſein neben ihnen. Wenn die Kommiſſarien ſeit 
den 40 er Jahren öfter Direktoren genannt werden, ſo iſt das ein 
bloßer Titel, der darauf beruht, daß ſie jetzt allmählich Leiter der 
Kreiskaſſe und der Kreisritterſchaft geworden ſind. — Anders ſteht es 
in der Uckermark. Dort Hat fih die ritterſchaftliche Hufenſchoß⸗ 
kaſſe mit der kreisſtändiſchen Kontributionskaſſe vermiſcht, und die 
Verordneten zum Hufenſchoß ſind mit den Kreiskommiſſarien allmählich 
zuſammengewachſen zu einem Amt, deſſen vornehmſter Träger auch 
hier als Kreis- oder Landesdirektor bezeichnet wird. Die Stellung 
des Landvogts hat aber hier nicht als Anknüpfungspunkt dabei ge⸗ 
dient, wie die des Landeshauptmanns in der Altmark. Der Land⸗ 
vogt iſt in der Uckermark auf die Rechtspflege beſchränkt geblieben; 
die Entwicklung knüpft hier mehr an die ſtändiſchen Organe an. — 
In der Neumark ſcheinen die 6—7 Unterkreiſe ſchon feit 1614 eine 
beſondere Kreiskaſſe gehabt zu haben. Die Kreisdeputierten, die auf 
den neumärkiſchen Landtagen das Landesſteuerweſen beaufſichtigten, 
ſcheinen auch in den Kreiſen Verwaltungsfunktionen ausgeübt zu 
haben; fie werden 1628 nach Analogie der ſchleſiſch⸗niederlauſitziſchen 
Kreisvorſtände als „Landesälteſte“ von der Regierung für Kreis⸗ 
verwaltungszwecke in Anſpruch genommen. Mit dieſen „Landes⸗ 
älteſten“ ſcheinen ſich die Kreiskommiſſare hier im Lauf der Zeit ver⸗ 
miſcht zu haben; ihr Haupt erhielt auch hier den Titel Landesdirektor 
(1665). Noch deutlicher tritt das Nebeneinander älterer ſtändiſcher 
Kreisorgane und der neuen Kreiskommiſſarien hervor im Lande 
Sternberg, wo 1643 zwei ſtändiſche Direktoren und 1645 ein 
Kreiskommiſſar ernannt werden, und ganz beſonders in den inkorporierten 
Kreiſen Kroſſen⸗Züllichau, Kottbus und auch in Beeskow⸗ 
Storkow, die ja alle noch die alten ſchleſiſchen oder niederlauſitziſchen 
Einrichtungen bewahrt haben. Teils geht hier der Kommiſſar im 
Landesälteſten auf wie in Kroſſen, teils verbindet er ſich mit ihm, 
wie in Kottbus oder auch in Beeskow⸗Storkow. Überall aber in der 
Neumark und in den inkorporierten Kreiſen iſt ebenſo wie in der 
Uckermark eine doppelte Wurzel des Landratsamts deutlich erkennbar. 
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So haben die beiden einander gegenüberſtehenden Anſichten über 
den Urſprung des Landratsamts recht und doch keine ganz und aus⸗ 
ſchließlich. Die eine trifft für Altmark, Priegnitz, Mittelmark, die 
andere für Uckermark und Neumark zu. Die ſtärkere von beiden 
Wurzeln aber war zweifellos das Kriegskommiſſariat. Darin beſteht 
ja auch die Eigenart der märkiſchen Entwicklung gegenüber Pommern 
und Magdeburg, daß die Kreisvorſteherſchaft mehr an das neue mili- 
täriſche, als an ein altes ſtändiſches Amt anknüpft. 


Hiking vom 12. Mai 1915. 


Zunächſt behandelte Herr Prof. Volz die Streitfrage, wann 
nach der Schlacht bei Kunersdorf König Friedrich der Große den 
Oberbefehl an den General von Finck übertragen habe. Entgegen 
der von Naudé, Kofer und dem Generalſtabswerk vertretenen Auf⸗ 
faffung, nach der diefe Übergabe am 13. und 14. Auguſt 1759 er- 
folgte, verlegte der Vortragende mit Mollwo, der zuletzt das Problem 
unterſucht hat, die Niederſchrift ſowohl der offiziellen Vollmacht wie 
der ſie ergänzenden vertraulichen „Inſtruction“ auf den Abend des 12. 
Er legte dar, daß, ebenfalls entgegen der bisherigen Forſchung, die 
„Inſtruction“ keinerlei ſicheren Anhaltspunkt für die Entſtehungszeit 
jener Dokumente biete, und wies ferner nach, daß es ſich bei den Be⸗ 
ſtimmungen für den Thronwechſel in der „Inſtruction“ nicht um ein 
Teſtament handle, ſondern nur um die Wiederholung von Verfügungen, 
die bereits 1758 getroffen waren. Auch die alte Streitfrage, wo der 
König die Nacht zum 13. verbrachte, ſei durch das gleichzeitige Zeugnis 
des Reitweiner „Paſtoralbuches“ dahin entſchieden, daß Friedrich am 
Abend des 12. im Dammhauſe bei Reitwein, alſo auf dem weſtlichen 
Oderufer, Quartier nahm. Der Vortragende ſchloß mit dem Hinweis, 
daß wie nach Kunersdorf, ſo auch bereits nach Kolin, wie das Zeugnis 
des Grafen Henckel beweiſt, Friedrich körperlich und ſeeliſch zuſammen⸗ 
gebrochen ſei, wenngleich die Kriſe damals ſchnell vorüberging. An 
der Diskuſſion, die an den Vortrag ſich anſchloß, beteiligten ſich die 
Herren Geh. Rat Bailleu, Geh. Rat Hintze, General von Janſon 
u. a. Der Vortrag wird als Aufſatz in den „Forſchungen“ erſcheinen. 

Sodann ſprach Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu über die 
Reiſe des Prinzen Wilhelm (Kaiſer Wilhelm I.) nach Italien 1822, 
unter Mitteilung einiger Brieſe des Prinzen an ſeine Schweſter 
Charlotte. Der Prinz reiſte im Herbſt 1822 durch die Schweiz über 
den Simplon nach Mailand, wo er den Dom und das Theater der 
Scala bewunderte, nach Verona, Venedig und Rom, deſſen Petrus⸗ 
kirche mit ihren „gigantiſchen Dimenſionen“ einen überwältigenden 
Eindruck auf ihn machte. Am beſten in ganz Italien aber gefiel ihm 
— wie ſeinem Vater dem König Friedrich Wilhelm III. — Neapel 
mit ſeiner wundervollen Umgebung. Die Heimreiſe ging über Florenz, 
wo die Weihnachtstage verlebt wurden, Genua, Innsbruck, Salzburg, 
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Prag und Dresden nach Berlin, wo er am 1. Februar 1823 wieder 
eintraf. — Bemerkenswert in den Briefen des Prinzen, neben manchen 
Urteilen über Gegenden, Städte und Menſchen, iſt die immer lebendige 
Erinnerung an Prinzeß Eliſa Radziwill, deren Bild ihn auf der 
ganzen Reiſe begleitete und in deren Geſellſchaft, wie er meinte, er 
alle Wunder Italiens und der Schweiz doch noch ganz anders ge⸗ 
noſſen haben würde. 


Hiking vom 9. Juni 1915. 


Zunächſt wurde die Neuwahl des Vorſtandes vorgenommen. 
Herr Geheimrat Dr. Bailleu teilte dazu mit, daß der bisherige 
Vorſitzende, Se. Exzellenz der Wirkliche Geheime Rat Prof. Dr. 
v. Schmoller, gebeten habe, mit Rückficht auf fein Alter von einer 
Wiederwahl Abſtand zu nehmen. Herr Geheimrat Dr. Bailleu wies 
auf die großen Verdienſte Schmollers um unſern Verein hin und 
ſchlug vor, ihn zum Zeichen der Dankbarkeit zum Ehrenvorfitzenden 
zu erwählen. Dies geſchah einſtimmig. 

Auf Vorſchlag von Sr. Exzellenz dem Herrn General der Infanterie 
von Janſon wurden die folgenden Herren einſtimmig auf 5 Jahre 
zum Vorſtand gewählt: 
zum Vorſitzenden Herr Geheimer Archivrat Dr. Bailleu, 
zum 5 Vorfitzenden Herr Geheimer Regierungs- 

rat Prof. Dr. Hintze, 
zum Schriftführer Herr Archivar Dr. Klinkenborg, 
. zum Bibliothekar Herr Prof. Dr. Hofmeiſter, 
. zum Rentmeiſter Herr Geheimer Archivrat Dr. Kohlmann, 
. zum Beiſitzer Herr Prof. Dr. Tſchirch, 
. zum Beifiger Herr Prof. Dr. Droyſen. 

Alsdann wurde durch den Notar, Herrn Juſtizrat Schönfeld, ein 
Akt zur erneuten Anmeldung des Vereins bei dem zuſtändigen Amts⸗ 
gericht aufgenommen. 

Nach Erledigung der Geſchäfte trat der Verein in ſeine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Tagesordnung ein. 

Herr Archivar Dr. Klinkenborg ſprach ſodann über die 
Stellung des preußiſchen Kabinetts zu der älteren Behördenorganiſation 
in Brandenburg⸗Preußen. Im Anſchluß an eine von O. Hintze auf⸗ 
geſtellte Anficht betonte er, daß auch bereits vor der Gründung des 
Kabinetts in Brandenburg⸗Preußen eine primitive Art der Kabinetts⸗ 
regierung beſtanden habe. Als Organ derſelben erſcheint das Kammer⸗ 
ſekretariat, Geheime Kammerſekretariat, deſſen Regiſtratur ſeit 1685 
als Kabinett in publieis bezeichnet wird. Die Verbindung des 
Kammerſekretariats mit dem Herrſcher wurde im Jahre 1710 zugunſten 
der Geheimen Räte aufgehoben; die Kammerſekretäre erhielten ſeitdem 
den Titel: Geheime Etatsſekretäre. In die ſo entſtandene Lücke trat 
nun 1713 das Kabinett ein. Der Vortragende wies auf die ver⸗ 
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ſchiedenen Arten der Kabinettsorders hin, deren Form ſich aber bereits 
im 17. Jahrhundert ausgebildet habe. Die älteſte ihm bekannt ge⸗ 
wordene Order, vom 1. April 1713, ſei von dem erſten Kabinetts⸗ 
ſekretär Creutz geſchrieben. 

In der Diskuſſion wies Herr Geheimrat Prof. Dr. Hintze auf 
analoge Erſcheinungen in England, Frankreich und Spanien hin, die 
aber eine andere Entwicklung genommen hätten. 

Herr Prof. Dr. Volz behandelte in ſeinem Vortrage das Thema 
„Friedrich der Große und die orientalifche Frage“ im Anſchluß an 
das Werk von Übersberger: „Rußlands Orientpolitik in den letzten 
zwei Jahrhunderten“. Nach Übersberger war es ſeit Ausbruch des 
ruſſich⸗türkiſchen Krieges 1768 — 74 Friedrichs „erſter Entſchluß“, einen 
Anteil an der ruſſiſchen Beute zu erhalten, „ohne das Schwert ziehen 
zu müſſen“. Der König ſoll dieſes Ziel kleinlicher Intereſſenpolitik 
erreicht haben, indem er geſchickt Oſterreich gegen Rußland und Ruß⸗ 
land gegen Ofterreich ausſpielte und jo beide Mächte in die Maſchen 
ſeines kunſtvoll geknüpften Netzes verſtrickte. Mit dieſen Ausführungen 
ſteht Ubersberger im Bann der Arnethſchen Auffaſſung, die er weiter 
ausgeſtaltet. An der Hand der — von übersberger vollſtändig 
ignorierten — „Politischen Korreſpondenz Friedrichs des Großen“ 
ſchilderte demgegenüber der Vortragende die Politik des Königs, als 
deren leitenden Gefichtspunkt er die Abficht Friedrichs feftftellte, zu 
verhüten, daß der Krieg zwiſchen Ruſſen und Türken ſich zu einem 
allgemeinen europäiſchen entwickelte, in deſſen Strudel auch Preußen 
hineingeriſſen worden wäre, ohne daß preußiſche Lebensintereſſen auf 
dem Spiel ſtanden. Er wies ferner darauf hin, daß Friedrich gleich⸗ 
zeitig — und zwar mit vollem Recht — verfuchte, für die an Ruß⸗ 
land gezahlten Subfidien eine Entſchädigung zu erhalten, die ihm 
dann auch mit der Erwerbung Weſtpreußens zuteil ward, daß es aber 
die Dinge vollſtändig auf den Kopf ſtellen heißt, diefes Beſtreben als 
den treibenden und Hauptbeweggrund der Politik König Friedrichs 
zu proklamieren. Im Anſchluß an die Ausführungen des Vortragenden 
beleuchtete Herr Geh. Rat Dr. Hintze auf Grund des politiſchen 
Teſtaments von 1768 noch näher die Stellung des Königs gegenüber 
Oſterreich und Rußland bei Ausbruch des Türkenkrieges. 
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Dieſem Heft liegt ein Proſpekt der Verlagshandlung G. D. Bädeler in Effen über das Werk: Dr. Mathien Schwann, 
Ludolf Camphauſen, ſowie ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung Duncker & Humblot „Bücher der Zeit“ bei. 


Verlag von Duncker & Humblot 

München und Leipzig 1915. : 
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Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 
Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 
die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 
abgeſchloſſene „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“ 
Erſatz bieten. 

Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 
verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte“ vom 1. Oktober 1914 ab Herrn Dr. Klinkenborg, 
Archivar am Geheimen Staatsarchiv (Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40), 
welchem Seine Exzellenz Herr Profeſſor Dr. v. Schmoller und Herr Profeſſor 
Dr. Hintze als Vertreter des Vereins erforderlichenfalls ihren Beirat leihen. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zwanzig 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be- 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück⸗ 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


Preisermäßigung. 


Den Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus⸗ 
nahme von Band 1 und 2, die vergriffen ſind, und von Band 10 und 12, 
die nur noch in wenigen Exemplaren vorhanden ſind und etwas höher zu 
. ftehen kommen) zum Preiſe von 1 M. für den Band bei dem Vereinsmit⸗ 
glied Herrn Geheimen Archivrat Dr. Bailleu (Berlin, Geh. Staatsarchiv) zu 
haben ſind. 

Zugleich hat die Verlagsbuchhandlung von Duncker & Humblot für 
die Mitglieder des Vereins bis auf Widerruf folgende Preisermäßigung 
beim Bezug der bisher erſchienenen Bände der „Forſchungen zur Branden⸗ 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ eintreten laſſen. Es wird geliefert 
(exkl. Portovergütung): 

Band I— XII zufammen für 48 M. (ftatt 144 M.). 

Jeder dieſer Bände (zwei Hefte umfaſſend) einzeln für 5 M. — Der 

Bezug kann durch eine Sortimentsbuchhandlung geſchehen. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausſchließlich an den Bibliothekar, Herrn Prof. Dr. Hofmeiſter, 
Hiſtoriſches Seminar der Univerſität, Berlin W 56, Schinkelplatz 6, zu 
ſenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt ſind, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Dr. Klinken⸗ 
borg, Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40, erbeten. 
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Verlag von Dunder & Humblot, München und Leipzig. 


Soeben erſchien: 


Die Fugger 
und der Schmalkaldiſche Krieg. 
Von 
Hermann Joſeph Kirch. 


(Studien zur Fuggergeſchichte, Heft 5, 
herausgegeben von Dr. Hermann Ritter von Grauert, Geh. Hofrat 
und o. ö. Profeſſor an der Aniverſität München.) 


Preis: 8 Mark. 
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Früher erſchienen von den 


Studien zur Fuggergeſchichte 
Herausgegeben 


Max Janſen f. 

Heft 1: Die Anfänge der Fugger (bis 1494). Von Mar 
Janſen. Preis: 5 Wark. 

Heft 2: Hans Fugger (1531—1598) und die Kunſt. Ein 


Beitrag zur Spätrenaiſſance in Süddeutſchland. Von Georg Lill. 
Preis: 5 Mark. 


Heft 3: Jakob Fugger der Reiche. Studien und Quellen 1. 
Von Max Janſen. Preis: 10 Mark. 
Heft 4: Die Gütererwerbungen Jakob Fuggers des 


Reichen (1494-1525) und feine Standeserhöhung. 
Ein Beitrag zur Wirtſchafts⸗ und Rechtsgeſchichte. Von Thea 
Düvel. Preis: 6 Mark. 
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Die Fugger in Rom 1495—1523. 
Mit Studien 
zur Geſchichte des kirchlichen Finanzweſens jener Zeit. 
Von 
Aloys Schulte. 
Zwei Bände. Preis: 13 Mark. 
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Neuerſcheinungen zur 
Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte aus dem 
Verlag von Duncker & Humblot, München und Leipzig. 


Die Entſtehung der konſervativen Partei 
und die preußiſchen Agrarverhältniſſe 
von 1848. 


Von 
Erich Jordan. 
Preis: 10 Mark. 


Geſchichte 
der brandenburgiſchen Finanzen in der 
Zeit von 1640—1697. 


Zweiter Band: 
Die Sentralverwaltung des Heeres und der Steuern. 
Von 
Friedrich Wolters. 


(Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte der inneren Politik 
des Kurfürſten Friedrich Wilhelm von Brandenburg.) 


Preis: Geheftet 20 Mark. 


Die Coccejiſche Juſtizreform. 
Von 
Max Springer. 
Preis: 10 Mark. 
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Der 
preußiſche Verfaſſungsſtreit 1862—1866. 
Fritz 8 
Preis: 8 Mart 50 Pf. 


Piererſche Hofbuchdruckerei Stephan Geibel & Co. in Altenburg. u 
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Achtundzwanzigſter Band, zweite Hälfte. 
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WU 


... re — 
Sa JET, mm PONT UU EOT ET 


— Beachtung der inneren Seiten des Amſchlags wird gebeten. 


Otto Hintze, Die Hohenzollern und 
Arſprung des Zunftweſens“ bei. 


ihr Bert, ſowie ein Proſpekt der Verlagsbuchhandlung Duncker 8 Humblot „Eberſtadt, Der 
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Dieſem Heft liegt ein Proſpekt der Verlagshandlung Paul Parey in Berlin über das Werk 


Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 
Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 
die „Forſchungen zur Brandeuburgijden und Preußiſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 
abgeſchloſſene „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“ 
Erſatz bieten. 

Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 
verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte“ vom 1. Oktober 1914 ab Herrn Dr. Klinkenborg, 
Archivrat am Geheimen Staatsarchiv (Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40), 
welchem Seine Exzellenz Herr Profeſſor Dr. v. Schmoller und Herr Profeſſor 
Dr. Hintze als Vertreter des Vereins erforderlichenfalls ihren Beirat leihen. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußziſchen Geſchichte“ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zwanzig 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be⸗ 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück⸗ 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


Preisermäßigung. 


Den Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus⸗ 
nahme von Band 1 und 2, die vergriffen ſind, und von Band 10 und 12, 
die nur noch in wenigen Exemplaren vorhanden ſind und etwas höher zu 
ſtehen kommen) zum Preiſe von 1 M. für den Band bei dem Vereinsmit⸗ 
glied Herrn Geheimen Archivrat Dr. Bailleu (Berlin, Geh. Staatsarchiv) zu 
haben ſind. 

Zugleich hat die Verlagsbuchhandlung von Duncker & Humblot für 
die Mitglieder des Vereins bis auf Widerruf folgende Preisermäßigung 
beim Bezug der bisher erſchienenen Bände der „Forſchungen zur Branden⸗ 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ eintreten laſſen. Es wird geliefert 
(exkl. Portovergütung): 

Band I—XII zuſammen für 48 M. (ſtatt 144 M.). 

Jeder dieſer Bände (zwei Hefte umfaſſend) einzeln für 5 M. — Der 

Bezug kann durch eine Sortimentsbuchhandlung geſchehen. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausſchließlich an den Bibliothekar, Herrn Prof. Dr. Hofmeiſter, 
Hiſtoriſches Seminar der Univerſität, Berlin W 56, Schinkelplatz 6, zu 
ſenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt find, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Archivrat 
Dr. Klinkenborg, Berlin = Steglig, Arndtſtr. 40, erbeten. 
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Deutſchland und der Weltkrieg 


: Unter Mitwirkung von Prof. Dr. C Becker-⸗ Bonn, Prof. Dr. p. Darmitädter- 
: Göttingen, Geh Reg.⸗Rat Prof. Dr. D Delbrück⸗ Berlin, Prof. Dr O. Franke⸗ 
: Hamburg, Geh. Hofrat Prof. Dr. K Hampe Heidelberg, Stadtrat Dr. H. Luther» Berlin, 
Geh. Rat Prof. Dr. E. Mards-Münden, Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. A. Miethe- Berlin, 
: Exz. Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. G. von Shmoller=Berlin, Privatdozent Dr. W. Schoen⸗ 
: born= heidelberg, Staatsjekretär Exz. Dr. W. Solf-Berlin, Hofrat Prof. Dr. $. Tezner⸗ 
: Wien, Geh. Reg Rat Prof. D. Dr. E. Troeltid= Berlin, Prof. Dr. H. Ubersberger: 


i 


Raum Zu weit, wenn man das Büchlein als 


Wien, Prof. Dr O. Weber: Prag, Exz. Wirkl. Geh. Rat Oberbürgermeiſter A. Wermuth: 
r. 


Berlin, Geh. Juſtizrat Prof. E. Sitelmann-Bonn herausgegeben von Geh. 
Reg. »Rat Prof. Dr. O. Dinge» Berlin, Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Sr. Meinede- Berlin, 
Prof. Dr. H. Oncken⸗ Heidelberg, Prof. Dr. Hh. Schumacher⸗ Bonn 


Geh. M. 7.—, geb. M. 9.—. Seldpoftausgabe in 2 Hälften geh. M. 7.— 


„So mag das Buch als Verkörperung des modernen deutſchen Geiſtes erſcheinen, der mit Stolz auf eigene 
Leiſtungsfähigkeit und dem Bemuntiein feiner nationalen Art die Überzeugung verbindet, ftets im Derein mit 
anderen der Gottheit lebendiges Kleid wirken zu müſſen. Es wird ſchwer ins Gewicht fallen, daß ein ſolches 
Dokument allein in Deutſchland im Kriege eniſtehen konnte.“ (G. Roloff im Cit. Zentralblatt.) 


„Ein aroßangelegtes Werk. Die Herausgeber haben ausgezeichnete Kräfte für ihre umfangreiche und ſchwierige 
Aufgabe gewonnen, in diefem Buche gewiſſermaßen ein Kompendium deſſen zu geben, was das heutige 
Deutihland bedeutet, geſchichtlich, wirt dafilid, kulturell; wie es um feine Bundesgenoſſen beſtellt ift; wie 
es ſich mit der Machtpolitik der Geaner Deuiſchlands verhält; wie es zum Ausbruch des Krieges kam, und 
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| I 
Der Begriff Kurmark im 17. und 18. Jahrhundert 


Von 
Hermann v. Caemmerer !) 


Mit dem Namen Kurmark bezeichnete man am Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts die geſamte Mark Brandenburg mit Ausſchluß der Neumark 
und der Deler „incorporierten“ Länder; fie umfaßte alfo außer der 
Mittelmark auch Altmark, Uckermark, Priegnitz und Beeskow⸗Storkow. 
Dieſe Gebiete find es, die von der „Kurmärkiſchen“ Kriegs- und 
Domänenkammer reſſortieren. Die Sonderſtellung der Neumark mit 
ihrer beſonderen „neumärkiſchen“ Kammer und Regierung kommt ebenſo 
in der Bezeichnung der ganzen Mark als Kur- und Neumark, wie in 
der Tatſache zum Ausdruck, daß in dem Generaldirektorium die Kur⸗ 
mark und die Neumark zu verſchiedenen Departements gehören. Wo⸗ 
durch iſt nun dieſer dem Geiſte der Goldenen Bulle und der aus⸗ 
drücklichen Feſtſetzung des Geraiſchen Hausvertrages widerſtreitende 
Gebrauch entſtanden? 

Die Bezeichnung „Kurmark“ tritt erſt fpat auf. Bereits Haß 
hat in ſeinem Buche über die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel 
des 16. Jahrhunderts (S. 5 ff.) darauf hingewieſen, daß man in 
jener Zeit dem Wort Kurmark noch nicht begegnet: man ſpricht von 
der „Chur und Mark“ oder von dem „Churfürſtenthum der Mark 
Brandenburg“; man benennt die einzelnen Teile als Altmark, Mittel⸗ 
mark, Neumark uſw.; das Wort „Kurmark“ aber fehlt. 


1) Aus dem Nachlaß des gefallenen früheren Herausgebers veröffentlichen 
wir die nachfolgenden Ausführungen, die urſprünglich als Exkurs der inzwiſchen 
erſchienenen Publikation: „Die Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg 
und der beiden erſten Könige von Preußen“ beigegeben werden ſollten. 

Abgeſehen von Ergänzungen einiger Lücken geben wir einen unveränderten 
Text, obgleich der Verfaſſer ihn erſt noch vor dem Drucke einer weſentlichen 
Durcharbeitung unterziehen wollte. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 1 


2 Hermann v. Caemmerer [2 


Wenn die Stände der geſamten Mark Brandenburg im 17. Jahr: 
hundert in Rezeſſen oder Edikten bezeichnet werden, ſo geſchieht es faſt 
ausnahmslos durch die Wendung: Landſtände der „Chur und Mark 
Brandenburg diesſeits und jenſeits der Elbe und Oder“. Sind aber 
die neumärkiſchen nicht mit einbegriffen, ſo iſt von den Ständen der 
Lande ,biesfeits der Oder“ oder (in ſchwerfälliger Form) der Lande 
„diesſeits der Oder und jenſeits der Elbe“ die Rede 1). Schon diefe um- 
ſtändliche Ausdrucksweiſe legt die Vermutung nahe, daß es im 17. Jahr⸗ 
hundert noch an einem dieſe Gebiete zuſammenfaſſenden Namen ge⸗ 
brach, und eine nähere Prüfung der jener Zeit üblichen Bezeichnungen 
beſtätigt ſie. i 

Die überwältigende Mehrzahl aller in märkiſchen Angelegenheiten 
ergangenen Edikte und Reſkripte, wie ſie der Forſchung in der 
Mylius ſchen Sammlung und in den neuen großen Publikationen 
zur Geſchichte des Großen Kurfürſten vorliegen, bedient ſich der alten 
Wendung „Chur und Mark Brandenburg“. Daß hier die geſamte 
Mark Brandenburg gemeint iſt, ſolche Verordnungen alſo auch die 
Neumark mitbetreffen, läßt ſich durch eine Fülle von Belegen erweiſen. 

Graf Schwarzenberg war beim Regierungsantritt des Großen 
Kurfürſten Statthalter der ganzen Mark Brandenburg, was bei der 
Zahl der Akten, die es dartun, keines beſonderen Beweiſes bedarf und 
durch einen Blick auf die ihm am 19. Januar 1641 erteilte In⸗ 
ſtruktion?) unſchwer außer jeden Zweifel geſtellt wird. In dem 
Schreiben, das ihm die Beſtätigung des neuen Fürſten in feiner ` 
Stellung bringt, wird er als „Statthalter in Unſerer Chur und Mark 
Brandenburg“ bezeichnet). Zu den Feſtungen der „Chur und Mark 
Brandenburg“ werden auch Küſtrin und Peitz gerechnet“). Der kur⸗ 
fürſtlichen Schatulle waren die Holz⸗ und Maſtgelder aus der „Chur 
und Mark“ zugewieſen: die der Neumark fließen ebenſo hinein, wie 
die der Alten oder Mittel⸗Mark 5). In einem Vorſchlag, „wie S. Ch. 


1) v. Mülverſtedt, Die ältere Verfaffung der Landſtände in der Mark 
Brandenburg, S. 13 ff. und S. 63. Die an den Landtagsrezeſſen bei Mylius, 
Corpus Constitutionum Marchiearum VI, I gemachten Beobachtungen ſind 
durch die von Iſaacſohn im X. Bande der Urkunden und Aktenſtücke zur Ges 
ſchichte des Kurfürſten Friedrich Wilhelm von Brandenburg veröffentlichten 
Ständeakten lediglich beſtätigt worden. 

2) Meinardus, Protokolle und Nelationen des Brandenburg. Geheimen 
Rates I, S. 94 ff. 

3) Urkunden und Aktenſtücke I, 374. 

4) Meinar dus a. a. O. I, S. 29. 

5) Breyſig, Finanzen: Urkunden Nr. 15, 24 u. 25; Meinardus III, S. 528. 
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D. Völker in Pommern und in der Chur Brandenburg ohngefähr 
verlegt werden können“ (1657) wird wiederholt die Neumark als ein 
Teil der Chur Brandenburg aufgeführt !). In einem Edikt von 
16682) kommt die Wendung vor: „in Unſerer Chur und Mark 
Brandenburg, ſonderlich aber in der Mittel- Uter- und Neu⸗Mark und 
dero incorporiertem Kreiſen“. Und jo wird der Begriff auch noch im 
18. Jahrhundert angewendet. § 7 der „Feuerordnung auf dem Lande 
in der Chur und Mark Brandenburg“ (1701) 9) ergibt, daß fie für 
Altmark, Neu⸗, Mittel- und Uckermark, Priegnitz und Beeskow⸗ 
Storkow gilt. „Allermaßen,“ heißt es in einem Edikt von 1705), 
„Wir dann allen und jeden Ober⸗ und Unter⸗Gerichten in Unſerer 
Chur und Mark Brandenburg, und insbeſondere Unſern Hof⸗ und 
Cammer - Gericht, Neu-Märkiſchen Regierung, Alt- Märli- 
iden Quartal⸗Gericht, Hauptmann der Alten Mark, wie auch ſonſt 
jedermänniglich hiermit allergnädigſt anbefehlen.“ In einer Verordnung 
aus dem Jahre 17185) werden „unter denen zu Ende dieſes Edikts 
benannten Städten Unſerer Chur und Mark Brandenburg“ auch 
Küſtrin, Königsberg in der Neumark, Soldin, Reppen und Droſſen 
aufgeführt. 

Ich denke, dieſe Beiſpiele werden genügen, darzutun, daß es nicht 
angängig iſt, für das 17. Jahrhundert ohne weiteres die „Chur und 
Mark“ der urkundlichen Texte mit dem von uns in einem anderen 
Sinne angewandten Worte „Kurmark“ wiederzugeben. 

überwiegt noch im ganzen 17. Jahrhundert die althergebrachte 
Wendung, ſo tritt doch gelegentlich ſchon daneben die neue Form 
„Churmark“ auf; die erſten Beiſpiele, die ich zu geben vermag, ge⸗ 
hören den Jahren 16456), 16507) und 16518) an; und ich will 
natürlich nicht behaupten, daß das wirklich die erſten Male ſeien, in 
denen dieſe Form angewandt worden iſt. Zweifellos iſt es aber, daß 
ſie noch Jahrzehnte lang nur ganz vereinzelt vorkommt. Dieſes Wort 
„Kurmark“ iſt nun in der Zeit des Großen Kurfürſten in einem 
doppelten Sinne gebraucht worden. Erſtens, wie „Chur und Mark“ 


1) Meinardus a. a. O. V, S. 393/94. 
2) Mylius a. a. O. V, II, Sp. 229. 
3) Mylius V, I, Sp. 169/71. 
4) Mylius a. a. O. V, II, Sp. 656. 
5) Mylius a. a. O. Sp. 671. 
6) Meinardus a. a. O. III, 262. 
7) Urkunden und Aktenſtücke X, S. 194 u. 196. 
8) Meinardus a. a. O. IV, 397. 
1* 
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zur Bezeichnung der ganzen Mart !), zweitens aber ſchon in dem Sinne, 
der dann ſpäter der alleinherrſchende wird. Sehr deutlich tritt dieſe 
Bedeutung zutage in der von König mitgeteilten Verordnung wegen 
Unterhaltes des Hofſtaates vom Jahre 16802). In gleichem Sinn ift 
der Ausdruck Kurmark angewandt in einem Patent von 1676, das 
zwei Juden die Konzeſſion des Tabakbaus „in Unſerer Chur⸗Mark 
Brandenburg gewährt und allen Einwohnern der Alten-, Mittel- und 
Uckermark, des Priegnitziſchen und Ruppiniſchen Kreiſes“ — alſo nicht 
der Neumark — unterſagt, gleichfalls Tabak zu bauen >). | 

In der Zeit Kurfürſt Friedrichs III. wird diefe Anwendung 
häufiger“); die Amtskammer in Cölln an der Spree, die im 17. Jahr⸗ 
hundert nur ſo oder als „kölniſche“ Amtskammer bezeichnet wird, 
während die übrigen zumeiſt den Namen der Provinzen — pommerſche, 
neumärkiſche — tragen, wird in das Adreßbuch der Reſidenzſtadt (1704) 
als Amtskammer über die Churmarken aufgenommen !). 

Eine Folge des Vor- und Durchdringens dieſer neuen Anwendung 
des Wortes Churmark iſt, daß zu Anfang der Regierung Friedrich Wil⸗ 
helms I. an die Stelle der alten Form „Chur und Mark“ zur Be⸗ 
zeichnung der ganzen Mark des öfteren die Wendung „Chur- und Neu⸗ 

1) Z. B. Mylius V, II, 97 (1675). Beide Formen wechſeln auch gelegent⸗ 
lich in demſelben Edikte; z. B. Mylius V, I, Sp. 367 (1667); ebenda V, V, 
Sp. 122/24 (1671). 

2) (König,) Verſuch einer hiſtoriſchen Schilderung der Reſidenzſtadt 
Berlin II, S. 273. Ich habe den König ſchen Text mit dem im Königl. Haus⸗ 
archiv zu Charlottenburg beruhenden Originale verglichen (Rep. XI, Nr. 1, 
vol. X). Ebendaſelbſt (vol. IX, 1678—1679) Kurmark in gleichem Zuſammen⸗ 
hange und gleicher Bedeutung noch einigemal. 

3) Mylius a. a. O. V, II, Sp. 481. 

4) Z. B. Breyſig a. a. O. Urk. Nr. 46 (1696), Nr. 49 (1697) bei dem 
Abſchnitt „Gnadengehälter“, S. 565/69; Mylius a. a. O. II, I. Sp. 335 (1701) 
[allen Untertanen Unſerer Churmark Brandenburg“, und am Schluſſe des 
Ediktes: „Welchemnach Wir dann Unſerem Collegio der Geheimen Juſtiz⸗Käthe, 
Hofs und Cammer⸗-, auch Alt⸗Märkiſchen Quartalgericht, ingleichen allen und 
jeden Magiſtraten und generaliter allen Ober- und Unter⸗Gerichten in Unſerer 
Churmark Brandenburg hiermit allergnädigſt anbefehlen“ (nicht der Neumärki⸗ 
ſchen Regierung)]. Gelegentlich wird umgekehrt das alte Chur und Mark im 
Sinne des engeren Begriffs Kurmark gebraucht: Mylius a. a. O. V, II, 
Sp. 485 (1681): V, III, Sp. 214 (1687); ebenda V, V, 209 (1699); Breyſig 
a. a. O. Urk. Nr. 33 (1685). 

5) Doch kommt auch die wenig zutreffende Bezeichnung „Mittelmärkiſche 
Amtskammer' vor (1711 Acta Borussica, Baſis der Organiſation I, 138, 147). 


Dagegen Mylius a. a. O. V, III, Sp. 366 (1717) „Churmärkiſche Amts- 
Kammer”. 
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mark“ tritt TL, fo daß Friedrich Wilhelm I. Anlaß nahm, am 11. Januar 
1721 zu erinnern, daß „nach den Grundgeſetzen und Verfaſſung des 
kurfürſtlichen Hauſes Brandenburg die Neumark neu und in perpetuum 
ein der Kurmark inkorporiertes Stück und mit dieſer gleich anderen 
zu der Brandenburgiſchen Kur gehörenden Landen kraft der güldenen 
Bulle und des Hauſes legum fundamentalium dergeſtalt uniret iſt, 
daß ſie nie und zu keiner Zeit von einander getrennet noch ſepariert 
werden können“ 2). Aber die Verordnung vermochte die nun bereits 
eingebürgerte Form nicht mehr zu vertreiben. Wie die 1723 gebildete 
Kriegs⸗ und Domänenkammer in Berlin ganz offiziell vom Anfang an 
die „Kurmärkiſche“ heißt“), ſo wird trotz jenes Ediktes an der Formel 
Chur- und Neumark feſtgehalten. 

Der zu Anfang des 18. Jahrhunderts zum Siege gelangte Sprach- 
gebrauch hat ſich bis zur Neuordnung des Provinzialverbandes nach 
den Freiheitskriegen behauptet“). Es entſpricht in der Tat einem Be- 
dürfnis für diejenigen Marken, die in der Verwaltung eine Einheit 
bildeten, auch eine kurze Geſamtbezeichnung zu geben. Dadurch, daß die 
Neumark auch nach dem Tode Johanns von Küſtrin (1571) ihre eigene 
Regierung und Kammer behielt, nahm ſie in Wahrheit eine ganz 
andere Stelle ein als die übrigen Teile der „Chur und Mark“, die 
in dem Kammergericht, der Amtskammer zu Cölln a. d. Spree und 
dem dortigen Konſiſtorium ihre Zentralbehörde hatten, durch die ſie zu 
einer Einheit zuſammengefaßt wurden. In der Organiſation der Ver⸗ 
waltung der Mark beſtand alſo ſeit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
der Dualismus der neumärkiſchen und kurmärkiſchen Behörden, und 
man muß faſt erſtaunen, wie lange ſich trotzdem die Auffaſſung er⸗ 
hielt, die in der Neumark einen Teil der Mark, wie andere auch, ſah, 
und wie ſpät ſich für die in den Berliner Behörden zuſammengefaßten 
Gebiete ein einheitlicher Name durchgeſetzt hat. Zuletzt iſt aber die 
tatſächliche Zweiteilung der Mark doch ſtärker geweſen als der Buch⸗ 
ſtabe des Geraer Vertrags. Der neue Begriff der Kurmark hat 
eine ſo ausſchließliche Herrſchaft erlangt, daß er teilweiſe noch der 
Forſchung unſerer Tage das richtige Verſtändnis der Goldenen Bulle 
und des älteren Sprachgebrauches verſperrt hat. 


1) Mylius a. a. O. II, I, Sp. 615 (1717); II, III, 62 (1717); V, III, 
Sp. 374 (1720); V, V, Sp. 220 (1720) und öfter. 

2) Acta Borussica, Behördenorganiſation III, S. 285. 

3) Inſtruktion Acta Borussica, Behördenorganiſation III, S. 681f. 

4) Ganz vereinzelt wird übrigens das Wort Kurmark im 18. Jahrhundert 
auch für Mittelmark gebrancht, und ihr die Alt- und Uckermark koordiniert. 
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II 
Graf Albrecht Konrad von Finckenſtein als Soldat. 


Von 
Otto Herrmann 


Von der gräflichen Familie Finckenſtein werden im Konverſations⸗ 
lexikon drei Mitglieder einer wenn auch nur kurzen Biographie ge— 
würdigt: der Miniſter des Außeren und Freund Friedrichs des Großen, 
der von dieſem Könige anläßlich des Müller Arnold⸗Prozeſſes ent- 
laſſene und ſpäter wegen ſeines Widerſtandes gegen die Hardenbergſchen 
Reformen mit Feſtungshaft beſtrafte Regierungspräſident, und endlich 
der aus der Garde hervorgegangene kommandierende General des 
1. Armeekorps, welcher im Jahre 1902 in den Ruheſtand getreten iſt. 
Dagegen wird merkwürdigerweiſe im Lexikon die Auszeichnung einer 
biographiſchen Behandlung gerade demjenigen Finckenſtein nicht zu Teil, 
der es wohl verdient hätte, einem größeren Leſerkreiſe bekanntgemacht 
zu werden, da er wegen ſeiner militäriſchen Verdienſte für ſich und 
ſeine Familie den Grafentitel erworben hat und ihm aus demſelben 
Grunde, ſowie ſeiner hohen „moraliſchen Qualitäten“ wegen das Er⸗ 
ziehungsamt bei zwei preußiſchen Thronerben, Friedrich Wilhelm I. 
und Friedrich dem Großen, übertragen wurde: dem im Jahre 1735 
verſtorbenen Generalfeldmarſchall Albrecht Konrad Finck von Fincken⸗ 
ſtein. Um ſo dankenswerter war es, daß vor kurzem M. Klinken⸗ 
borg mit Benutzung des älteren, nicht zu umgehenden Lebensabriſſes 
von Bauli!), aber meiſt auf Grund ſelbſtändiger Forſchung ihm eine 


1) Leben großer Helden, Teil VIII. Auf Pauli gehen auch König 
(Lexikon aller Helden und Militärperſonen), Cramer (Zur Geſchichte Friedrich 
Wilhelms I. und Friedrichs II.) und die biographiſche Skizze von Graf Lippe 
(Allg. Deutſche Biographie) zurück. Einige Zuſätze geben v. Schöning, Die 
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feinfinnige Schilderung feiner Taten und feines Charakters gewidmet 
hat!). Was den letzteren anbetrifft, jo rühmt er vor allem die tiefe 
Religioſität des Anhängers der reformierten Lehre, der durch ſeinen 
Prädeſtinationsglauben unzweifelhaft auch auf den jungen Friedrich 
großen Eindruck gemacht habe, ſowie die hiermit zuſammenhängende Zu⸗ 
verläffigfeit und Treue, die ihn, obwohl er zugleich ein vollendeter 
Hofmann von feinſter Sitte und Bildung war, doch vor allem In⸗ 
trigenweſen bewahrte. Endlich preiſt er ihn als das Muſter eines 
„Soldaten“, ohne jedoch, weil es nicht in ſeinem Plane lag, hierauf 
näher einzugehen. Dieſe Lücke möchte ich nun im folgenden etwas 
auszufüllen ſuchen, namentlich durch Verwertung, bzw. Veröffentlichung 
der Berichte, die Finckenſtein in den Feldzügen von 1706, 1709 und 
1715 an die höchſte Stelle erſtattet hat. Dabei werden vielleicht auch 
noch einige ſchärfere Streiflichter auf ſeinen Charakter fallen, die ſich 
eben aus ſeiner Eigenart als Soldat ergeben. Freilich bin ich mir 
bewußt, daß auch dieſe Ergänzung nur eine unvollkommene bleiben 
muß, da private Briefe oder Denkwürdigkeiten unſeres Helden, wie 
z. B. bei ſeinem Zeitgenoſſen, dem General v. Natzmer, leider nicht 
vorhanden oder wenigſtens nicht zu ermitteln ſind, und daher auch 
ſeinem Bilde keine lebhafte Farbe gegeben werden kann. 


1. Bis zum ſpaniſchen Erbfolgekriege ). 


Finckenſtein wurde im Jahre 1660 in der Nähe von Soldau als 
der Sohn eines preußiſchen Adligen und einer gleichfalls aus altem 
Geſchlechte ſtammenden Pfälzerin geboren, und bekam ſo die Vorzüge 
des nord⸗ und ſüddeutſchen Stammes, kriegeriſche Tüchtigkeit und Sinn 
für geiſtige Bildung, mit in die Wiege gelegt. Nachdem er bis zu 
ſeinem 16. Jahre eine gute Erziehung genoſſen hatte, nahm den in⸗ 
zwiſchen verwaiſten Jüngling ſein älterer Bruder, welcher als Haupt⸗ 
mann bei dem in holländiſchen Dienſten befindlichen Regiment Lottum 
ſtand, über Berlin und Kaſſel, wo er der verwitweten Kurfürſtin, einer 
Gönnerin ſeiner Mutter, vorgeſtellt wurde, mit nach den Niederlanden. 
Hier trat er als Freiwilliger in das Heer Wilhelms von Oranien ein 


Generale der Churbrandenburgiſchen und Königl. Preußiſchen Armee von 1640 
bis 1840, Die Allgemeine Encyklopädie von Erſch und Gruber, und Fr. 
Förſter, Preußens Helden in Krieg und Frieden. 

1) Im Hohenzollern⸗Jahrbuch 1913. (Das Original des hier wieder⸗ 
gegebenen Olgemäldes von Finckenſtein, welches ſich laut Unterſchrift im Hohen⸗ 
zollern⸗Muſeum befinden ſoll, habe ich dort nicht entdecken können.) 

2) Der folgende Abſchnitt hauptſächlich nach Pauli. 
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und begann damit ſeine ruhmreiche kriegeriſche Laufbahn. Die Fran⸗ 
zoſen hatten in dieſem Jahre (1676) am 26. April Condé und am 
11. Mai Bouchain erobert. Um letzteren Ort zu entſetzen, war Oranien 
dem König Ludwig XIV. vergeblich unweit Valenciennes gegenüber⸗ 
getreten. Finckenſtein nahm an dieſem Zuge teil und bald darauf an 
der Belagerung von Maaſtricht. Dieſe Feſtung wurde am 7. Juli 
von Oranien angegriffen, doch mußte, als der franzöſiſche Marſchall 
Schomberg zum Entſatz heranrückte, nach einem verzweifelten Sturm, 
den jedenfalls auch Finckenſtein mitmachte, die Belagerung am 27. Auguſt 
aufgehoben werden. Unſer Held war alfo anfangs keineswegs vom Erfolg 
begünſtigt. Noch ſchlimmer ſollte es im folgenden Jahre werden. In 
der Schlacht bei Mont Caſſel (oder Caſſel, weſtlich von Ypern) am 
11. April, in welcher das zum Entſatz von St. Omer heranrückende 
Heer Oraniens von dem Marſchall Luxemburg geſchlagen wurde, er⸗ 
hielt Finckenſtein eine ſchwere Kopfwunde und geriet in franzöſiſche 
Gefangenſchaft. Man brachte ihn nach Clermont in der Auvergne. 
Hier wurde er — es erinnert an heutige Verhältniſſe — ſo hart ein⸗ 
geſchloſſen, daß er, als man ihm endlich erlaubte, an die friſche Luft 
zu kommen, in Ohnmacht fiel und erſt, nachdem ihm eine Ader ge⸗ 
öffnet war, das Bewußtſein wiedererlangte. Da er als gewöhnlicher 
Freiwilliger keine Ausſicht hatte, ausgewechſelt zu werden, ſo tat er 
einen Schritt, der uns wieder den Unterſchied der Zeitverhältniſſe 
deutlich vor Augen führt, einen Schritt, den heute kein deutſcher 
Avantageur ſelbſt auf Koſten der härteſten und längſten Gefangenſchaft 
unternehmen würde: er trat in franzöſiſche Dienſte. Man kann, wie 
wir ſpäter ſehen werden, nicht einmal ſagen, daß ihm dieſer Entſchluß 
beſonders ſchwer geworden iſt. Für den unbemittelten Adligen galt 
es eben im Zeitalter der Soldkriege, in irgendeinem Heere zunächſt 
ein Unterkommen zu finden, natürlich unbeſchadet ſeiner perſönlichen 
Ehre, die aber nur durch unwürdige Behandlung, nicht durch An⸗ 
ſchluß an einen dem eigenen Vaterlande feindlichen Staat als verletzt 
betrachtet wurde. 

Das franzöſiſche Regiment, bei welchem Finckenſtein, natürlich 
wieder als Gemeiner, eintrat, wurde im Jahre 1678 im fiidliden 
Frankreich gegen die Spanier verwendet. Dabei gelang es ihm, bei 
dem verräteriſchen Überfall einer Feſtung durch die Feinde dem Tode 
zu entgehen. (Bei ſeiner frommen Geſinnung betrachtete er dieſe glück⸗ 
liche Errettung als ein Werk des Himmels, um ſo mehr, als der 
Überfall an einem Charfreitag ſtattgefunden hatte, und beging daher 
von nun an in jedem Jahre dieſen Tag als einen Faſttag, indem er 
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fih mit der brünſtigſten Andacht feiner „leiblichen Erlöſung“ erinnerte.) 
Dann nahm er Teil an der Belagerung und Eroberung der von Don 
Sancho tapfer verteidigten Feſtung Puicerda in den Pyrenäen, welche 
der franzöſiſche Marſchall von Noailles hauptſächlich mit den aus Sizilien 
zurückgezogenen Truppen durchführte. Sein tapferes Verhalten bei 
dieſer Aktion verſchaffte ihm die lange erſehnte Anerkennung: er wurde 
im Jahre 1680 dem Miniſter Louvois vorgeſtellt, der ihn, nach drei⸗ 
jährigem ſchweren Dienſt eines gemeinen Soldaten, zum Fähnrich be⸗ 
förderte !). 

Im Jahre 1683 wurde er Leutnant und Adjutant und nahm als 
ſolcher an dem merkwürdigen Kriege zwiſchen Spanien und Frankreich 
(1683/84) teil, der ohne Kriegserklärung anfing und ohne Friedens⸗ 
ſchluß endigte. Als nach der Aufhebung der Belagerung von Gerona!) 
die Franzoſen unter dem Marſchall Belfond ſich über den Fluß zurück⸗ 
ziehen wollten, fanden ſie die Brücke ſchon beſetzt; Finckenſtein ging 
aber mit ſeinem Regiment durch den Fluß, wobei dasſelbe 1 Oberſt⸗ 
leutnant, 12 Subalternoffiziere und 260 Gemeine verlor, und half die 
Spanier von der Brücke verjagen. 

1685 wurde Finckenſtein Hauptmann und erhielt die Erlaubnis, 
ſeine Heimat zu beſuchen, ſollte aber als Adjutant zugleich dort 
Werbungen für ſein Regiment vornehmen. Über Berlin, wo er von 
dem Großen Kurfürſten gnädig empfangen wurde?), ging es nach 
Königsberg, wo er — es berührt uns das heute im Zeitalter der 


1) In ſeinem Gedicht „L'art de la guerre“ warnt Friedrich der Große 
die jungen Krieger, die ſich auszeichnen wollten, vor der Hoffnung, mit „un⸗ 
ſterblichen Taten“ den Anfang machen zu können; zuerſt gelte es, das ſchwere 
Gewehr zu tragen, fleißig zu exerzieren, genau auf den Befehl des Vorgeſetzten 
zu achten, zu laden, ohne Schwanken vorzurücken, pelotonweiſe zu ſchießen, wad- 
ſam auf Poſten zu ſein, denn wer nicht gehorchen könne, werde auch nicht be⸗ 
fehlen lernen: 

Tel, sous Louis de Baden, exergant son courage 
Finck de l’art des heros a fait l’apprentissage. 

Dieſe anerkennenden Worte des Königs find gewiß wohl berechtigt, aber feine 
Lehrzeit hat Finckenſtein, wie wir ſehen, bei den Niederländern und den Fran⸗ 
zoſen durchgemacht, nicht unter dem Markgrafen Ludwig von Baden, unter 
dem er überhaupt nur eine kurze Zeit im Jahre 1704, und zwar ſchon als 
General, in Oberdeutſchland geſtanden hat. 

2) In der ſpaniſchen Provinz Katalonien unfern dem Einfluß des Onar 
in den Ter. Die Stadt iſt 29 mal belagert und nur viermal genommen worden. 

3) „Euer Vater,“ ſagte er zu ihm, „war mein Kämmerer und ein ehrlicher 
Mann... Haltet Euch wohl, und wenn Ihr in meine Dienſte kommen werdet, 
will ich für Euch ſorgen.“ 
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Nationalſtaaten und des hochgeſpannten Nationalgefühls wieder ſehr 
merkwürdig, erſcheint aber während des Abſolutismus mit ſeinem 
Soldweſen durchaus verſtändlich — mit ſolcher Pflichttreue und ſolchem 
Geſchick operierte, daß eine ganze Reihe von Standesgenoſſen ſich 
von ihm für den franzöſiſchen Dienſt anwerben ließen. Auf der Rück⸗ 
reiſe ſammelte er dann noch 120 Leute in Hamburg und gelangte 
von dort zu Schiff nach Frankreich. Eine zweite Werbungsreiſe, die 
er, inzwiſchen Kompagniechef geworden, 1687/88 nach Deutſchland 
unternahm, brachte ihm wieder etwa 100 Mann für ſein franzöſiſches 
Regiment ein. 

Als zu Beginn des Pfälzer Krieges auch das Reich dem fran⸗ 
zöſiſchen Könige den Krieg erklärte, wurden zwar alle deutſchen Landes⸗ 
kinder aus franzöſiſchen Dienſten abberufen, den franzöſiſchen Haupt⸗ 
mann v. Finckenſtein aber ging das, nach den damaligen ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſen, nichts an, da er als geborner Preuße dem Abberufungs⸗ 
ſchreiben des Kaiſers keinen Gehorſam ſchuldete. Nur weil ſein Landes⸗ 
herr ihm eine Majorsſtelle verſprach — man ſieht, es handelte ſich für 
ihn teils um Befriedigung ſeines militäriſchen Ehrgeizes, teils wohl 
auch um pekuniäre Vorteile — bat er um ſeine Entlaſſung aus dem 
franzöſiſchen Heere, die ihm denn auch bewilligt wurde. In Weſel 
meldete er ſich bei dem Kurfürſten Friedrich III., wurde Major beim 
Regiment des Kurprinzen und hielt von nun an mit derſelben Treue 
zur brandenburgiſchen, ſpäter preußiſchen Fahne wie bisher zum Lilien⸗ 
banner. Zunächſt zeigte er wieder ſeinen perſönlichen Mut in den 
Laufgräben vor Kaiſerswerth und Bonn 1). Bald aber ſollte er be- 
kunden, daß es ihm auch an höheren Führereigenſchaften nicht mangelte. 
Am 19. September 1691 war es dem Marſchall Luxemburg gelungen, 
nach Wilhelms III. Abzug dem Prinzen von Waldeck, dem Befehls⸗ 
haber der Nachhut, mit ſeiner Reiterei bei Leuze (am Dender) eine 
Schlappe beizubringen. Dieſe wäre ohne das Eingreifen unſeres in⸗ 
zwiſchen zum Oberſtleutnant avancierten Finckenſtein noch viel ver⸗ 
hängnisvoller geworden. Kaum hatte er nämlich mit ſeinem Bataillon 
die Hecken längs des Fluſſes beſetzt, um die Brücke, über welche der 
Rückzug ging, zu decken, als ihm Waldeck melden ließ, daß er von 
zwei franzöſiſchen Dragonerregimentern angegriffen würde. Nachdem 
ſich Finckenſtein durch Augenſchein davon überzeugt, ließ er, aller Ge⸗ 
fahr unerachtet, mit ſeinem Bataillon das eine feindliche Dragoner⸗ 


1) Kaiſerswerth ergab ſich am 27. Juni, das ſtarke Bonn am 12. Oktober 
den Brandenburgern. 
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regiment attackieren, teilte, als das andere Regiment ihm in die Flanke 
fallen wollte, geſchickt ſein Bataillon, ſchlug den Flankenangriff ab und 
verhinderte ſo die Franzoſen, ſich der Brücke zu bemächtigen. Dadurch 
ward, wenn auch nicht „das ganze Heer“, wie Pauli angibt, aber 
doch die Nachhut gerettet. Finckenſtein zeigte alſo bei dieſer Aktion 
zuerſt, daß er eine Reihe hauptſächlich in der Taktik notwendiger und 
wertvoller Führereigenſchaften beſaß: das richtige Augenmaß im Er⸗ 
kennen des wahren Angriffspunktes (meiſt als coup d'œil bezeichnet), 
kühne Entſchloſſenheit und jene damit zuſammenhängende „herrliche“ 
Eigenſchaft eines Menſchen, die Geiſtesgegenwart, welche treffende Mittel 
in plötzlicher Gefahr zu finden weiß und die nach Clauſewitz vor allen 
Dingen „Gleichgewicht des Gemütes“ vorausſetzt !). 

Bei Steenkerke (ſüdweſtl. von Brüſſel), wo Wilhelm III. den 
Marſchall Luxemburg am 3. Auguft 1692 überraſchend anfiel, jedoch 
blutig zurückgewieſen wurde, bewies unſer Held wieder ſeine perſönliche 
Tapferkeit: er wurde hier zum zweiten Male, diesmal am linken Fuß, 
ſchwer verwundet. Im Jahre 1695 deckte er wieder geſchickt den Rückzug 
der Alliierten gegen Villars’ Übermacht. 1697 trug er durch feine 
Maßregeln — wohl Anlegung von Feldbefeſtigungen — mit dazu bei, 
daß die Feinde den Übergang über die Schelde nicht wagten, zeigte 
ſich alſo auch ſehr geſchickt in der taktiſchen Defenſive. Der Lohn für 
dieſe mannigfachen Verdienſte blieb nicht aus: er wurde noch während 
des Pfälzer Krieges Oberſt und Brigadier und erhielt auch, zur Ver⸗ 
beſſerung ſeines Einkommens, eine Komthurei des Johanniterordens. 


2. Während des ſpaniſchen Erbfolgekrieges 
a) Bis zum Jahre 1709 


Im ſpaniſchen Erbfolgekriege zeigte Finckenſtein zunächſt ſein Talent 
bei den damals ſo wichtigen Belagerungsoperationen. 1702 wohnte er 
der abermaligen Belagerung von Kaiſerswerth bei?), 1703 zwang er 


1) Dieſe Geiſtesgegenwart hat er dann auch auf feinen Sohn, den Minifter, 
vererbt. Als nach der Unglücksſchlacht bei Kunersdorf in Berlin die größte 
Beſtürzung herrſchte, gab dieſer in aller Ruhe die nötigen Anweiſungen zur 
Überfiedelung des Hofes und der Regierung nach Magdeburg. Vgl. Forſchungen 
Bd. 28, 2, S. 218. . 

2) Er beobachtete auf das genauefte, „was man von einem gefdidten und 
beherzten Offizier von ſeiner Würde in den Laufgräben nur erwarten konnte“ 
(Pauli). Wie notwendig ein ſolches Verhalten gerade vor Kaiſerswerth war, 
geht aus den Berichten des preußiſchen Kommandanten des Belagerungskorps, 
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Rheinberg und 1704 Geldern zur Kapitulation. Dieſes Jahr ſollte 
aber noch in anderen Beziehungen für ihn wichtig werden. Schon 
im Februar hatte nämlich König Friedrich I. von Preußen durch feinen 
Reſidenten im Haag den Wunſch geäußert, ſeine geſamten, alſo auch 
die in den Niederlanden unter dem Feldmarſchall Grafen Wartens⸗ 
leben ſtehenden, etwa 13—14 000 Mann ſtarken Truppen an der Donau 
zu vereinigen. Der Zuzug dieſer Macht war zwar aus politiſchen und 
militäriſchen Bedenken von der kaiſerlichen Regierung im Haag hintertrieben 
worden, doch ſchien eine kleinere Verſtärkung in Wien nicht unerwünſcht. 
Demgemäß erhielt denn Finckenſtein im März Inſtruktion und Marſch⸗ 
route für ein Korps von 6 Bataillonen und 3 Reiterregimentern. Auf 
dieſem Zuge nach Süddeutſchland, für den ihm allerdings beſondere 
Rückſicht empfohlen war!), ſorgte er dafür, daß ſich „weder die Länder 
über einen Mangel der Manneszucht, noch die Soldaten über einen 
Mangel der Lebensmittel“ ) beſchweren konnten, zeigte alfo ein väter: 
liches Herz ſowohl der Bevölkerung wie ſeinen Truppen gegenüber. 
Zu Anfang Mai traf er in Heilbronn ein und erhielt hier, am 9., den 
Befehl, zum Korps Bayreuth zu ſtoßen; auf weiteren Befehl des Feld⸗ 
marſchalls Styrum ſollte er möglichſt raſch über Cannſtadt vorrücken 
und traf daher auch den 18. bei Türkheim ein. Da nun am 14. in 
der Gegend Schömberg⸗Balingen die Korps von Thüngen, Bayreuth, 
Styrum und Württemberg vereinigt und die preußiſchen Verſtärkungen 
unter Finckenſtein „im Vormarſche“ waren, ſo ſchien es, als ob der 
gewagten Operation des Kurfürſten von Bayern, ſich mit dem fran⸗ 


des Generals v. Heyden, hervor, wonach, nicht ohne Schuld der Offiziere, Mut⸗ 
loſigkeit, die ſich bis zur Panik ſteigerte, unter den Truppen Platz gegriffen 
batte. „Es gehet mir an meiner Seelen,“ berichtet er am 20. April 1702, „daß 
E. K. M. ich meiner Pflicht nach ſagen muß, daß eben der beſte Eſprit unter 
den Truppen nicht ift, daß ich généralement Schwermut bei allen finde“. Ein 
franzöſiſch geſchriebener Bericht vom 22. April ſchildert dann ausführlich die 
anik, welche unter den Belagerern ausgebrochen war. Eine Unterſuchung habe 
er, Heyden, nicht anſtellen wollen, weil „un bon nombre d’officiers se trouve- 
rait peut-être engagé“ (Geh. Staatsarchiv, Rep. 63, 64 a). 
| 1) „Die projektirte Marſchroute fol dem Generalmajor Findenftein com- 
municiret und ihm anbefohlen werden, allemal Jemanden vorauszuſchicken, und 
hätten die RNeichsſtände etwas Beſſeres vorzuſchlagen, folte man dem Folge 
leiften* (Protokoll des Geh. Kriegsrats vom 15. März im Geh. Staatsarchiv 
Rp. 21, 127). Zum Generalmajor (Generalwachtmeiſter der Infanterie) war 
Finckenſtein kurz zuvor befördert worden „in Betracht der bei Eroberung ver⸗ 
ee confiberablen Feſtungen mit unermildeter Application und Eifer ge⸗ 
eiſteten Dienſte (v. Schöning a. a. O.). 
2) Nach Pauli. 
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zöſiſchen Marſchall Talard zu vereinigen, „trotz der Untätigkeit des 
kaiſerlichen Generalleutnants (des Markgrafen Ludwig von Baden) 
ein böſes Ende bereitet werden“ würde. Aber zwiſchen Bayreuth und 
Styrum brachen Rangſtreitigkeiten aus, und ſo konnte die Vereinigung 
des Kurfürſten mit Tallard nicht gehindert werden ). Finckenſtein 
aber ging dadurch des Glückes verluſtig, ſich ſchon damals an einem 
großen Waffenerfolge entſcheidend zu beteiligen. 

Zu Anfang Auguft folte er eigentlich nach Berlin kommen — 
wir werden gleich ſehen, zu welchem Zwecke —, da er aber aus den 
Heeresbewegungen, welche in dieſer Zeit ſtattfanden (dem Vormarſch 
der vereinigten Franko⸗Bavaren von Augsburg gegen Höchſtädt, wo 
ſich das Hauptquartier des Prinzen Eugen befand, und der Vereini⸗ 
gung Marlboroughs mit Eugen), den ſehr richtigen Schluß zog, daß 
es demnächſt zu einer Entſcheidungsſchlacht kommen werde, ſo wollte er 
ſich auf keinen Fall die Gelegenheit entgehen laſſen, an ihr perſönlich 
teilzunehmen. Wir lernen hier eine neue Eigenſchaft an ihm kennen, 
die dem Führer, wenn er Vorzügliches leiſten ſoll, unentbehrlich iſt: 
den Seelendurſt nach Ruhm und Ehre, den die deutſche Sprache, wie 
Clauſewitz ſagt, ſo ungerecht behandelt, indem ſie ihn in „Ehrgeiz“ 
und „Ruhmſucht“ herabzuſetzen ſtrebt und der doch ſeinem Urſprung 
nach zu den edelſten Empfindungen der menſchlichen Natur zu zählen 
iſt. Über Finckenſteins Tätigkeit in der ſiegreichen Schlacht bei Höch⸗ 
ſtädt (13. Auguſt) iſt Genaueres aus Pauli leider nicht recht erſichtlich. 
Wie es ſcheint, kam er in dem Augenblicke mit Verſtärkungen auf dem 
rechten Flügel an, als derſelbe in Unordnung geraten war, griff dann 
„geſchwinde“ an und verfolgte die Feinde „bis in die Nacht“. Jeden⸗ 
falls muß er ſich auch hier ſehr ausgezeichnet haben, denn der Prinz 
Eugen, welcher Augenzeuge ſeiner Tätigkeit war, erklärte ihm nachher, 
dieſer den Alliierten erwieſene Dienſt würde ihm unvergeßlich bleiben. 

In Berlin erwartete den General eine neue Auszeichnung. Die 
philoſophiſche Königin Sophie Charlotte hatte es unliebſam vermerkt, 
daß der ſchon von Natur etwas roh veranlagte Kronprinz ſich mehr 
und mehr die derbe, ſoldatiſche Weiſe ſeines Erziehers, des Grafen 
Dohna, aneignete ). Da nun Finckenſtein fih während feines längeren 
Aufenthalts in Frankreich nicht nur eine vollkommene Beherrſchung der 
damaligen Weltſprache, ſondern auch franzöſiſche Bildung verſchafft 
hatte, zudem ein durchaus vornehmer und ehrenhafter Charakter war, 


1) Bgl. Die Feldzüge des Prinzen Eugen, hrsg. vom k. k. Kriegsarchiv, Bd. VI. 
2) Vgl. Förſter, Friedrich Wilhelm I. 
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ſo wurde ihm das hohe Vertrauen geſchenkt, als Gouverneur des Kron⸗ 
prinzen an Dohnas Stelle zu treten. Er begleitete im Auftrage der 
Königin den jungen Fürſten noch in demſelben Jahre nach Holland. 
Von hier ſollte es weiter nach England zum Beſuche der dortigen Ver⸗ 
wandten gehen, doch wurde aus der ſchon vorbereiteten Überfahrt nichts, 
da inzwiſchen die Nachricht von dem Ableben der Königin (eft. 
1. Februar 1705 zu Hannover) eingetroffen war. 


Am 6. Januar 17061) — alfo mit kaum 46 Jahren — wurde 
Finckenſtein Generalleutnant. Als folder erhielt er noch in demſelben 
Jahre den ehrenvollen Auftrag, mit dem eben verlobten Kronprinzen 
abermals nach den Niederlanden zu gehen, doch hatte die Reiſe dies⸗ 
mal einen militäriſchen Zweck: ſie ſollte der weiteren Ausbildung des 
Prinzen im Kriegsweſen dienen. In der für ihn aufgeſetzten In⸗ 
ſtruktion ?), die wohl zugleich teilweiſe für Finckenſtein mit galt, wurde 
ihm befohlen, hin und zurück inkognito zu reiſen; für den Aufenthalt 
bei der verbündeten Armee ſelbſt waren vier Wochen in Ausſicht ge- 
nommen. „Wir verſehen uns aber zu Seiner Liebden, wollen Sie 
auch hiermit väterlich ermahnet haben, daß Sie während der Zeit, daß 
Sie ſich bei der Armee aufhalten werden, in den etwa vorgehenden 
Belagerungen, Bataillen, Renkontres und andern Kriegsoperationen 
Dero uns ſo werte und teure Perſon nicht exponiren noch uns in die 
Gefahr und das Unglück, Sie als unſern noch übrigen einzigen Leibes⸗ 
erben auch zu verlieren, ſetzen werden, und zweifeln wir nicht, S. L. 
werden in dieſem Stück wie auch ſonſt in allem andern, was zur Kon⸗ 
ſervation des Lebens und der Geſundheit gereichen kann, demjenigen 
jedesmal Gehör geben und folgen, was unſer Generalleutnant der von 
Finck zu Finckenſtein, als dem wir ſolches auf ſeine Pflicht und Ge⸗ 
wiſſen abſonderlich gebunden cab dieſerwegen wohlmeinentlich zus 
oder abraten wird.“ 


Wie ſehr ſich Finckenſtein ſeiner großen Verantwortlichkeit bewußt 
war und mit welcher Gewiſſenhaftigkeit er für die Sicherheit ſeines 
hohen Schützlings ſorgte, geht daraus hervor, daß er auf der doch ge⸗ 
fahrloſen Hinreiſe zur Verſtärkung der ſchon aus 150 Kavalleriſten 
beſtehenden Eskorte ſich noch „100 Pferde“ vom Generalleutnant 
v. Natzmer geben ließ. „Ich werde fernerhin in allem ſolche Vor⸗ 
ſichtigkeit und alle menſchliche Präcaution gebrauchen, damit Se. Königl. 


— mm nn mn 


1) Nicht 1705, wie Pauli angibt. 
2) Königliches Hausarchiv, Rep. 46 D. 2. 
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Hoheit der Kronprinz Ew. Königl. Majeſtät bei allem hohen Ver⸗ 
gnügen wiederſehen können.“!) 

Marlborough hatte unlängſt (am 23. Mai) über die Franzoſen 
unter Villeroi den glänzenden Sieg bei Ramillies davongetragen und 
war gerade dabei, ihnen den größten Teil der ſpaniſchen Niederlande 
und die wichtigſten feſten Plätze in ihnen abzunehmen. Er empfing 
den Kronprinzen, deſſen Beſuch er ſelbſt gewünſcht, in ſeinem Haupt⸗ 
quartier Helchin, ſüdweſtl. Brüſſel, wie Finckenſtein berichtet, mit großer 
Zuvorkommenheit?) und gab ihm Gelegenheit, nicht nur Paraden, 
Fouragierungen uſw., ſondern auch der Belagerung von Brüſſel, die 
eben begann, und ſpäter der Belagerung und Einnahme von Menin 
beizuwohnen. Leider befindet ſich in den Berichten Finckenſteins eine 
große Lücke, ſo daß wir namentlich über die Art, wie er ſelbſt auf 
den Prinzen eingewirkt bzw. inwieweit er an den Operationen teil⸗ 
genommen, über ſie geurteilt oder aus ihnen gelernt hat, nichts er⸗ 
fahren. Freilich würde ihm ſeine große Beſcheidenheit, von der wir 
noch Proben kennen lernen werden, derartige offenherzige Mitteilungen 
dem König gegenüber wohl auch verboten haben. Von dem Kronprinzen 
dagegen rühmt er (am 24. Juli), daß er ſich damit beſchäftige, das⸗ 
jenige zu ſehen, „was einem großen Kapitän zu wiſſen nötig“. | 

In den Jahren 1707 und 1708 blieb Finckenſtein, ebenſo wie 
1705, dem Kriege fern, knüpfte aber in dieſer Zeit — er ſelbſt hatte 
ſich ſchon im Jahre 1700 verheiratet und lebte in einer ſehr glücklichen 
Ehe — immer engere Beziehungen mit dem kronprinzlichen Paare an, 
wie z. B. zwei Briefe von ihm an den König bezeugen 3). Das 
folgende Jahr jedoch ſollte ihn abermals mit dem Kronprinzen auf 
den Kriegsſchauplatz in den Niederlanden führen, wo ſeiner große Er⸗ 
folge warteten. 

b) 1709. 


Schon während der Friedensverhandlungen im Haag (März bis 
Mai) ſandte König Friedrich I., der durch die Abſicht, die ihm zu⸗ 


— 


1) Bericht vom 3. Juli, vgl. die Beilagen. 

2) An Finckenſtein ſelbſt hatte der Herzog vorher, d. d. Rouffelaere 26. Mai, 
geſchrieben, er hoffe, durch ihn die Erlaubnis des Königs zu erwirken, „que Son 
Altesse Royale, étant si proche de l’armée, y fasse un petit tour.“ „Vos 
lumières,“ fährt er fort, „nous seront aussi d'une grande utilité dans les 
opérations ultérieures que nous méditons.“ (Murray, Letters and dis- 
patches of Marlborough.) 

8) D. d. Berlin, 11. und 28. November 1707 (Geh. Staatsarchiv Rep. 96, 
121 C.). 
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ſtehenden oraniſchen Erbſtücke in der Grande Comté zu erwerben, an 
der Niederwerfung Frankreichs intereſſiert war, obwohl er ſchon 
12 000 Mann unter Graf Lottum in Brabant, 8000 Mann in Italien, 
5000 Mann im Dienſt der Republik Holland ſtehen hatte, noch ein 
Augmentationskorps von 6200 Mann mit dem Kronprinzen nach den 
Niederlanden, das im Mai in Gent eintraf. Übrigens war das dienſt⸗ 
liche Verhältnis Finckenſteins zu dem Prinzen diesmal ein weſentlich 
loſeres als im Jahre 1706. In der Inſtruktion, die der König 
wiederum für feinen Sohn hatte aufſetzen laſſen !), war dieſem nämlich 
aufgetragen worden, ſich nicht nur beſonders an Marlboroughs Perſon 
zu halten, da er „ſolchergeſtalt am beſten alles, was vorgehet, erfahren 
und ſehen“ könne ?), ſondern fic) auch von einem andern aufwarten 
zu laſſen: „Weil auch der Generalleutnant Finck ſeine Dienſte in der 
Armee nach ſeinem Charakter tun wird und alsdann bei des Kron⸗ 


1) D. d. Cöln, 22. April. Königl. Hausarchiv, abgedruckt bei Förſter, 
Friedrich Wilhelm I., Bd. 1. l 

2) Der Herzog von Marlborough fdeint ſich durch das Benehmen des 
Kronprinzen im Jahre 1706 etwas zurückgeſetzt gefühlt zu haben. Wenigſtens 
berichtet der bekannte Grumbkow, der dem Herzog als Diplomat und Militär 
von preußiſcher Seite attachiert war, am 13. Juni 1709, letzterer habe ihm kurz 
vor der Ankunft des Kronprinzen geſagt: „Si le Prince Royal veut étre avec 
moi et ne pas se renfermer dans ses troupes, on lui parlera de tout et 
rien ne se fera sans sa connaissance et je lui parlerais en honnéte homme, 
mais s'il ne veut voir que ses officiers, il n'y a pas moyen.“ Da der 
Kronprinz nur Volontär ſei und keine Truppen kommandiere, „tout le monde 
trouve extraordinaire qu'il le soit de Mr. de Lottum, sans compter qu'il 
n'entend parler de rien et que par conséquent il n'aura jamais de justes 
idées“. Am Schluß bittet Grumbkow, der von der obigen Inſtruktion offen⸗ 
bar nichts wußte, den König darum, ihn ja nicht als Urheber ſeiner Mitteilung 
zu nennen, da man beim Kronprinzen gegen ihn arbeite. — Bei dem intriganten, 
wenig ehrlichen Charakter Grumbkows läßt ſich allerdings ſchwer entſcheiden, 
inwieweit die ganze Nachricht zutreffend iſt. Bringt er es doch auch fertig, den 
makelloſen, zurückhaltenden Finckenſtein, deſſen militäriſchen Talenten er, wie 
wir ſehen werden, die Anerkennung nicht verſagen konnte, der Verbreitung bös⸗ 
williger Gerüchte, ſcheinbar freilich nicht von ſich aus, zu bezichtigen. Am 
1. September 1709 ſchreibt er an den Miniſter Ilgen (an den König wagte er 
es wohl nicht), er habe eine lange Unterredung mit dem ſächſiſchen General 
Wackerbarth gehabt, „qui s'est plaint envers moi de ce que Mr. de Finck 
devait débiter des nouvelles au désavantage du Roi, son maitre, et qu'il 
serait obligé de s'en plaindre au roi Auguste, et comme il m'a marqué 
qu'il ne serait pas fâché que lé susdit Mr. de Finck le sût, je l'en ai 
averti, pourqu'il s’explique lä-dessus avec lui, croyant qu'il y a du 
mésentendu“. (Geh. Staatsarchiv Rep. 63, 73, 74.) 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geh. XXIX. 1. 2 
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prinzlichen Liebden nicht aufwarten fann, fo haben Ge. Liebden ala» 
dann jedesmal jemand anders von unſeren Generalen, maßen wir Den⸗ 
ſelben abſonderlich Unſeren Generalleutnant den von Natzmer rekomman⸗ 
dirt haben wollen!), zu fih zu ziehen und von demſelben ſich überall 
bedienen zu laffen.” Trotzdem hat Finckenſtein, ſoviel er nur konnte, 
ſich um den Kronprinzen bekümmert und dem beſorgten Vater wieder⸗ 
holt über ſeine Tätigkeit und ſein Befinden Nachricht gegeben. 
Nachdem der franzöſiſche Miniſter Torcy die Unterhandlungen über 
den Frieden — die mannigfachen Gerüchte darüber wurden von Fincken⸗ 
ſtein gewiſſenhaft notiert — wegen der allzu hohen Forderungen der 
Verbündeten abgebrochen hatte, begann im Juni der eigentliche Feldzug. 
Und zwar ſchien es ſo, als ob der Schlachtendurſt unſeres Helden 
gleich anfangs geſtillt werden ſollte, denn Marlborough hatte am 15. 
bei Tiſch geäußert, binnen zwei Wochen werde es wohl zu einer Aktion 
kommen, da er entſchloſſen ſei, „den Feind anzugreifen, wo er ihn 
fände“ ). Der kluge Marſchall Villars aber, dem Ludwig XIV. fein 
letztes großes Heer anvertraut hatte, wich in dem Bewußtſein, daß eine 
neue ſchwere Niederlage (wie die von Ramillies und Oudenarde) das 
ſchon erſchöpfte Frankreich vollends zugrunde richten würde, dem An⸗ 
gebot einer Feldſchlacht aus und bezog eine Verteidigungslinie, die von 


1) Natzmer, durch königliche Ordre vom 18. Mai zum Stellvertreter Fincken⸗ 
ſteins ernannt, war von dieſem Auftrage offenbar nicht ſehr erbaut, denn er 
ſchreibt, Lager bei Nevele 9. Juni, er werde zwar dem Kronprinzen „allerunter- 
tänigſt aufzuwarten nicht ermangeln“, da er aber „alt und fteif und von fo viel⸗ 
jährigen ſchweren Dienſten ungemein entkräftet,“ ſo hoffe er, daß er ſich bei dem 
Kronprinzen nur dann einzufinden brauche, „wenn etwa der Gllt. Finck aus der 
Armee wirklich weggekommandiret und detaſchiret iſt, und wenn ich nicht eben 
vom Tage bin, weil ich ſonſt meine Funktion in der Armee nicht würde ab⸗ 
warten können und auch Ihro K. M. Kavallerie negligiren müſſen, indem die⸗ 
ſelbe als auf dem Flügel von dem Hauptquartier ſtets ſehr weit und öfters mehr 
als 2 Stunden entfernt, anſtatt daß die Infanterie als nahe dem Centro jeder⸗ 
zeit demſelben viel näher, und ohnedem auch von dem Grafen von Lottum alles 
dabei dirigiret und alſo durch Abweſenheit des Gllt. Fincken nichts dabei ver⸗ 
ſäumet wird, hergegen das ganze Detail von Ihro M. Kavallerie als von 
39 Eskadrons, und was ſonſten bei dem Flügel, da ich bei ſtehe, mir inſoweit 
ganz allein oblieget, dabei ich denn wohl, inſonderheit bei dieſem ſchweren Jahr, 
ſtets meine volle Arbeit werde haben.“ In einem königlichen Schreiben an 
Lottum vom 18. Juni heißt es dann, weil Natzmer ſich „auf gewiſſe Weiſe ent⸗ 
ſchuldiget, Wir auch dasjenige, was er deshalb anführet, eben nicht ungegründet 
befinden,“ fo habe Lottum dafür zu ſorgen, daß, falls er nicht beim Kronprinzen 
zugegen ſein könne, „jedesmal ſonſt jemand von den übrigen Generals zu kom⸗ 
mandiren, der ſolche Aufwartung bei S. L. in Acht nehme“ (Hausarchiv). 

2) Bericht Finckenſteins vom 16. Juni. 


19] Graf Albrecht Konrad von Findenftein als Soldat 19 


St. Venant bis Maubeuge lief. Und nun fand Marlborough — wir 
ſind nach den Erfahrungen im jetzigen Weltkriege nicht mehr ſo leicht 
geneigt wie kurz vorher, ihm deswegen einen Vorwurf zu machen!) — 
bei einer mit dem Prinzen Eugen vorgenommenen Erkundung, daß die 
Verſchanzungen unangreifbar ſeien, und beſchloß, es erſt wieder mit der 
Belagerung einer Feſtung, Tournay, zu verſuchen, deren Wegnahme 
für die Verbündeten immerhin von Wichtigkeit war, da durch ſie eine 
ihrer Etappenlinien, die Schelde, auf eine große Strecke geſperrt wurde). 
Die preußiſchen Generäle erfuhren davon zunächſt nichts. Als am 
Abend des 26., ſchreibt Finckenſtein, der Aufbruch befohlen wurde, 
glaubte jedermann, man würde marſchieren, „um die Feinde in ihrer 
Verſchanzung anzugreifen“, beſonders da Kolonnenwege in der Richtung 
auf ſie vorbereitet waren. Bald aber bemerkte man, daß der „Weg 
nach Tournay“ eingeſchlagen wurde. „Nachdem wir die ganze Nacht 
marſchiert, kamen wir am 27. früh dort an. Die Überraſchung des 
Kommandanten, ſich einſchließen zu ſehen, war ſehr groß, hatte er doch 
noch am Tage vorher drei Bataillone von ſeiner Garniſon zur Armee 
Villars' abgegeben“. Nachdem die Franzoſen noch am 27. aus einigen 
Vorſtellungen ſich zurückgezogen hatten, wurde Tournay ſelbſt von einer 
60 Bataillone und 60 Schwadronen ſtarken Armee (darunter 7 bzw. 
8 preußiſche) unter Marlborough eingeſchloſſen, während Prinz Eugen 
die Belagerung gegen den überliſteten Marſchall Villars, der bis zu⸗ 
letzt geglaubt hatte, ſelbſt angegriffen zu werden, mit dem übrigen 
Teil des Heeres deckte. 


Tournay. 


Tournay (flämiſch Doornick), durchfloſſen von der Schelde, war 
1667 von den Franzoſen den Spaniern entriſſen und ſogleich auf Be⸗ 
fehl Ludwigs XIV. durch den geſchickten Ingenieur Megrigny zu einer 


1) Es ſei auffällig, ſagt v. Schönaich (Zur Schlacht bei Malplaquet, Wil. 
Wochenblatt 1909), felbft für die ,gefiinftelte, abwartende, mehr mit geographi⸗ 
ſchen Punkten als der feindlichen Armee rechnenden Kriegsführung des 18. Jahr- 
hunderts“, daß fic) zwei große feindliche Heere unter bedeutenden Führern 
monatelang beobachtend gegenüberſtehen. 

2) „Da der Marſchall Villars,“ ſagt der maßvoll urteilende General 
v. Bismarck (Kausler und Bismarck, Das Leben des Prinzen Eugen von 
Savoyen, Freiburg 1839, Bd. II, S. 238) „hinter ſeinen Werken, die zum Teil 
noch durch Moräſte gedeckt waren, nicht hervor wollte, ſo war der Plan der Ver⸗ 
bündeten ganz richtig, gegen die Feſtungen, welche ihre Operationen hinderten, 
ihre Tätigkeit zu richten: jede eroberte Feſtung verſtärkte ihre Baſis und ſchwächte 
diejenige ihres Gegners.“ 

2 * 
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Feſtung erften Ranges, d. h. natürlich nach Vaubanſchem Syſtem, um- 
geſchaffen worden. Beſonders die unfern des Einfluſſes der Schelde 
in die Stadt liegende Zitadelle war nach dem Ausſpruche des großen 
Condé und Turennes das Vollendetſte, was ſie je in dieſer Art ge⸗ 
ſehen hatten. Sie bildete ein regelmäßig baſtioniertes Fünfeck; die 
zwei Fronten gegen die Stadt waren mit gewöhnlichen Halbmonden, 
die drei gegen das Feld gekehrten aber vor den Halbmonden noch mit 
Lunetten verſehen. Vor allem aber war daſelbſt eine regelmäßige Ver⸗ 
zweigung von Minen angelegt. Von einem Hauptgang aus führten 
Galerien weit in das Feld hinaus, die unter ſich wieder durch Quer⸗ 
gänge verbunden waren; zur Verteidigung dieſes ganzen Syſtems 
waren zum Schießen durchlöcherte Falltüren, Kammern für Zerſtörungs⸗ 
minen und Plätze zum Ausbrechen von Horchgängen angelegt worden. 
Die Folge davon war, daß die Belagerung von Tournay in zwei 
Perioden verlief: die erſte dauerte bis zur Wegnahme der Stadt (am 
29. Juli), die zweite bis zur Eroberung der Zitadelle (am 3. Sep⸗ 
tember). | 
Während der erften Periode ging nach Arneth, dem wir wohl 
hierin beipflichten müſſen, die Belagerung „denſelben regelmäßigen Gang 
fort, welchen alle Unternehmungen dieſer Art nach der Methode ver⸗ 
folgten, in der ſie damals betrieben wurden“. Die Zeit vom 28. Juni 
bis 6. Juli wurde namentlich zur Heranſchaffung der Belagerungs⸗ 
artillerie von Lille und Gent her, ſowie zum Aufwerfen der Ein⸗ 
ſchließungslinie verwendet; um den auf dem rechten Scheldeufer ſtehen⸗ 
den Holländern dabei behilflich zu ſein, wurde Finckenſtein am 1. Juli 
dorthin detachiert !). Dann gab Marlborough folgende Dispoſition: 
Zwei Angriffe ſollten auf dem linken, einer auf dem rechten Schelde⸗ 
ufer ſtattfinden: den auf dem rechten Ufer ſollte der holländiſche General 
Fagel, den auf dem linken am Austritt des Fluſſes der Reichsgeneral 
Schulenburg und den auf dem linken beim Eintritt des Fluſſes, den 
Finckenſtein als den „Hauptangriff“ bezeichnet, weil er ſich gegen die 
Zitadelle richtete, der preußiſche General Lottum kommandieren. Fincken⸗ 
ſtein, der als einer ſeiner drei Generalleutnants die preußiſchen Truppen 
unter ihm befehligte und als ſolcher alle drei Tage in den Laufgräben 
Dienſt hatte, befand ſich alſo mit an der gefährlichſten Stelle. Am 
7. Juli rekognoſzierte er mit Lottum den Platz für die Eröffnung des 


1) „Je fus commandé avec le Generalmajor comte de Dönhoff, bri- 
gadiers Grumbkow, Borcke et du Portail, 7 bataillons et 8 escadrons, 
pour aller de l'autre côté de l'Escaut resserrer avec les Hollandais de 
plus pres la ville, ce qui se fit avanthier.“ (Bericht vom 8. Juli.) 
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Laufgrabens und ließ dann gleich in der folgenden Nacht die hierfür 
„vom Grafen Lottum befohlenen“ Anordnungen ausführen. 

Über den Verlauf des erſten Abſchnitts der Belagerung, welcher, 
wie erwähnt, methodiſch verlief, berichtete Finckenſtein gewiſſenhaft 
ſeinem Könige, z. B. über die Entſatzverſuche Villars', das ſpäte Ein⸗ 
treffen des Geſchützes, das ſchlechte Wetter !) und die dadurch verzögerten 
Fortſchritte der Angriffsarbeiten. Seiner eigenen Tätigkeit dagegen 
gedenkt er in ſeiner Beſcheidenheit faſt gar nicht. Nur einmal er⸗ 
wähnt er, daß er eine Parallele habe ziehen laſſen, um das Angriffs⸗ 
polygon zu decken, wobei er „nur einen einzigen Mann“ verloren, und 
daß er „alle erdenkbaren Vorſichtsmaßregeln getroffen, um nicht von feind⸗ 
lichen Ausfällen überrumpelt zu werden“. Und doch hatte er ſchon an 
dem erſten Erfolge offenbar den Hauptanteil. Vermutlich auf ſeinen 
Antrag wurden die Werke auch gegen die an die Zitadelle angrenzende 
Stadtbefeſtigung (bis zum Fluſſe hin) ausgedehnt, wodurch der An⸗ 
griff, da ſich jenſeits der des holländiſchen Generals Fagel anſchloß, 
erſt die wünſchens werte Breite erhielt), und hier arbeitete er dann 
mit ſolcher Energie und ſolchem Geſchick, und zwar ganz ſelbſtändig, 
da Lottum wohl ſchon damals krank war, daß die Stadt am 28. Juli 
Chamade ſchlug und am folgenden Tage kapitulierte. Wir erfahren 
das aus einem im Geheimen Staatsarchiv befindlichen Journal über 
den Feldzug von 17092). Hier heißt es: „Den 28. pouffierte der 
Generalleutnant Finck, fo die Trandée von der Attacke des Grafen 
Lottum auf der Stadt commandirte, die Arbeit dergeſtalt, daß die 
Unfrigen auf den Palliſaden bei hellem Tage ſich logirten, und weiln 
bereits ziemliche Breſche in der Mauer vor der Stadt geſchoſſen, man auch 
die letzte Batterie, ſo den Fuß derſelben Mauer völlig ruiniren ſollte, 
ſchon meiſtens verfertiget und der Feind dieſes merkte, ſo ſteckte der⸗ 
ſelbe gegen Abend um 7 Uhr ein weißes Tuch heraus und ließ 
Chamade ſchlagen, wesfalls vorerwähnter Generalleutnant ſofort zur 
Breſche ginge und zu wiſſen verlangte, was ſie vor Otages geben 


1) „Das kontinuierliche Regenwetter incommodiret unſere Leute ungemein 
in der Tranchée, allwo fie bis über die Waden in dieſem lehmigten Terrain in 
Kot und Waſſer ſtehen“ (Tagebuch des Feldzuges von 1709 im Geh. Staatsarchiv 
Rep. 68, 73, 74 unter dem 9. Juli). 

2) Bal. den Bericht vom 6. Juli. Finckenſtein wird alſo nicht von dem 
Vorwurf getroffen: „Die Belagerung litt am verſpäteten Eintreffen der Artillerie 
und an geringer Breite der Angriffe, die kein Umfaſſen mit Geſchütz⸗ 
ſtellungen zuließ“ (v. Alten, Handbuch für Heer und Flotte). 

3) Rep. 63, 73, 74, vgl. Anm. 1. 
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wollten.“ !) Und unter dem 31. Juli: „Die Menge der Leute, fo 
währendem Stillſtande die Attackes und gemachte Brèdes beſehen, ift 
ſehr groß geweſen, müſſen aber alle bekennen, daß die Breſche auf der 
Seite von dem preußiſchen General Grafen v. Lottum die einzige ge⸗ 
weſen, ſo den Feind zur Kapitulation gebracht, da die andern beide, 
ehe man den Sturm wagen dürfen, noch einige Zeit erfordert hätte.“ 

Wie ſelbſtändig und mit welcher klugen Vorausſicht Finckenſtein 
zu Beginn des zweiten Abſchnittes der Belagerung operierte, ergibt 
ſich daraus, daß er unmittelbar nach der Kapitulation der Stadt 
Tournay ſogleich Vorbereitungen für den Angriff auf die Zitadelle 
traf. Das Tagebuch von 1709 — der General in ſeiner Beſcheiden⸗ 
heit läßt es unerwähnt — berichtet darüber unter dem 1. Auguſt: 
„Der Generalleutnant Finck, fo die Tranchée hatte, profitierte von der 
Zeit, daß die Hoſtilitäten anfangen würden, dergeſtalt, daß er eine 
Linie von 388 Schritte ziehen ließe, wodurch alle unſere gegen der 
Stadt geführte Sappes und Logements coupirt und Face gegen die 
Zitadelle gemachet wurde. Dieſe Linie ſtehet auf der rechten Hand an 
die Palliſaden des bedeckten Weges von der Stadt. Der Feind wurde 
dieſer Arbeit nicht eher gewahr, als bis die Unſeren ſich ſchon ver⸗ 
graben hatten, dahero man auch nur zwei Bleſſirte gehabt.“ 

Wegen der Krankheit des Grafen Lottum wurde unſerem Fincken⸗ 
ſtein nun auch in aller Form der Oberbefehl beim Angriff auf die 
Zitadelle übertragen. Er ſchreibt darüber am 31. Juli: „Da der 
Graf von Lottum krank iſt, hat Mylord Duc (d. i. Marlborough) mir 
ſagen laſſen, ich ſollte ihn aufſuchen, um alles mit ihm zu regeln“; und 
am 4. Auguſt: „Das Geſpräch drehte ſich um die Dispoſition für die 
Belagerung der Zitadelle, und da Herr von Lottum noch immer 
krank iſt, ſagte mir Mylord Duc, er habe zwar die Abſicht gehabt, 
mich zur Armee kommen zu laſſen, aber das ſchlechte Befinden des 
Grafen v. Lottum zwinge ihn, mich bei der Belagerung zu belaſſen.“ 
Infolge dieſer, auch durch den Kronprinzen bezeugten ?), aber in der 

1) Der Kronprinz ſchreibt am 28. Juli feinem Vater: „Gleich dieſen Augen⸗ 
blick läſſet mich der General Finck wiſſen, daß der Feind auf unſerer Seiten, allwo 
die Attacke auf der Stadt Tournay gehet, die Chamade geſchlagen. Ich bin 
allſofort nach der Tranchée geritten, und da der Feind wegen der Stadt würklich 
zu kapituliren begehret, ſo habe nicht ermangeln wollen, E. M. den Überbringer 
dieſes, den Kapitän v. Tresckow von mein Regiment, zuzuſenden und E. M. des⸗ 
falls von Herzen zu gratuliren, inſonderheit da es ſich eben getroffen, daß unter 
Kommando E. M. Generalen Dero Waffen wieder neue Gloire erworben“. 

2) Am 10., 13. und 17. Auguſt überſendet er dem Könige drei Stärke⸗ 
rapporte, mit der Begründung, es geſchehe, „weiln der Graf von Lottum noch 


23] Graf Albrecht Konrad von Finckenſtein als Soldat 28 


Literatur zum Nachteil Finckenſteins kaum erwähnten Krankheit Lottums 
bekam nun erſterer ziemlich freie Hand wenigſtens auf ſeiner Seite 
des Zitadellenangriffs, denn der Befehl auf der andern wurde wegen 
der Eiferſucht des Prinzen Eugen dem dieſem unterſtellten General 
Schulenburg übertragen. Finckenſtein meldet darüber, ebenfalls am 
4. Auguſt: „Die beiden Armeen werden morgen nach Orchies mar⸗ 
ſchieren. Mylord Duc hat mir befohlen, ihn alles, was paſſiert, wiſſen 
zu laſſen; er würde viermal wöchentlich mit dem Prinzen Eugen her⸗ 
kommen. Da dieſer ebenfalls Anſpruch auf einen Angriff gegen die 
Zitadelle erhoben hat und Mylord Duc den des Grafen Lottum als 
den ſeinigen betrachtet, ſo ſoll Herr v. Schulenburg heute Nacht den 
Laufgraben gegen die Zitadelle am Tor von St. Martin eröffnen, 
welches dann der des Prinzen Eugen fein wird.“!) 

Der Kampf um die Zitadelle von Tournay war im weſentlichen 
ein Minenkrieg (wie er auch jetzt wieder zwar nicht bei Belagerungen, 
aber im Stellungskriege geführt wird). Arneth ſagt darüber: „Das 
Eigentümliche dieſer zweiten Belagerung beſtand weniger in der Stärke 
der Befeſtigungen als in der Menge unterirdiſcher Werke, die zur Ver⸗ 
teidigung benutzt wurden. Der Minenkrieg wurde damals in beſonders 
mörderiſcher Weiſe geführt.... Die Richtigkeit dieſer Anſicht geht 
aus Finckenſteins Meldungen hervor, die außerdem erkennen laſſen, wie 
ſehr ſich infolge der geſchickten Verwendung der Minen durch den Ver⸗ 
teidiger der Angriff in die Länge zog. Am 4. Auguſt ſchreibt er: 
„Heute nacht wird man an der Parallele und dann an einer Batterie 
arbeiten. Hierauf, wenn es Minen gibt, müſſen wir darauf gefaßt 
ſein, daß man ſie explodieren laſſen wird. Inzwiſchen arbeiten unſere 
Mineure daran, ſie zu entdecken oder wenigſtens auszuwittern (à les 
découvrir ou pour le moins les éventer).“ Am 7. Auguſt: „Die 


ſehr krank“, „da der Graf von Lottum noch ſehr krank ſich befindet und noch 
nicht außer Gefahr iſt“ und „weiln die Krankheit des Grafen von Lottum noch 
continuiret“. Erft am 24. kann er berichten, Lottum befinde fih „etwas beffer” 
(Königl. Hausarchiv, Friedrich Wilhelm I. Militaria und Geh. Staatsarchiv, 
Rep. 96, 121 F.). In dem königlichen Schreiben vom 28. Januar 1710, durch 
welches Lottum für den nächſten Feldzug ſeines Kommandos in den ſpaniſchen 
Niederlanden entbunden wurde, wird dieſe Anordnung ebenfalls durch den Hin⸗ 
weis auf die Geſundheit Lottums begründet, „inmaßen Ich denn bei der Euch 
in verwichener Campagne zugeſtoßenen ſchweren Krankheit Euch gar zu verlieren 
nicht wenig in Sorgen geweſen“ (Generalftabsardiv). 

1) Grumbkow meldet am 4. Auguſt: „Le comte de Lottum s'est plaint 
par Mr. de Finck à Mylord Duc de ce qu'on ne lui laisse pas la direction 
toute seule, comme on le lui avait promis, mais on lui a répondu que 
cela ne se pouvait pas, le prince Eugène voulant avoir son attaque“. 
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Feinde haben in der vorigen Nacht eine Mine unter einem ihrer vor- 
ſpringenden Winkel, wohin wir einen Graben gezogen hatten, ge⸗ 
ſprengt. Dieſe Mine hat einen Kapitän, einen Fähnrich und 30, Sol⸗ 
daten vom Regiment Schwerin verſchüttet. Die Feinde hatten auch 
einen Ausfall gemacht, um zu ſehen, welche Wirkung ihre Mine hatte; 
da ſie aber unſere Leute auf ihrer Hut fanden, haben ſie ſich alsbald 
zurückgezogen.“ Am 11. Auguſt: „Die Belagerung geht etwas langſam, 
weil man ihre Minen ausgraben muß, woran unſere Mineure arbeiten; 
aber die Feinde laſſen alle Tage einige explodieren. Seit meinem 
letzten Brief... haben fie 15 Minen geſprengt. Geſtern ließen fie 
eine explodieren, die 8 Soldaten vom Regiment Jung⸗Dohna ver- 
ſchüttete, und heute Nacht eine andere, die außer mehreren engliſchen 
und holländiſchen Soldaten zwei vom Regiment Varenne begrub. 
Unſere Mineure haben dieſe Nacht bei den Feinden eine Art ver⸗ 
mauerter Gallerie gefunden. Sie hoffen jetzt, bis zur Hauptgallerie 
längs des gedeckten Weges vordringen zu können, deren wir uns be⸗ 
mächtigen müſſen, bevor wir eine Batterie zum Breſcheſchießen auf⸗ 
ſtellen können.“ Am 13. Auguſt: „Die Belagerung der Zitadelle geht 
ſehr langſam. Man kann nicht einen Schritt vorwärtskommen, ohne 
daß die Feinde einige Minen ſpringen laſſen, ſo daß man gezwungen 
iſt, die Mineure an der Entdeckung ihrer Hauptgallerien arbeiten zu 
laſſen ... Ich glaube daher, daß die Belagerung wohl bis zum Sep⸗ 
tember dauern wird.“ Am 18. überſendet Finckenſtein einen (leider 
nicht mehr vorliegenden) Plan der Zitadelle, auf dem alle Minen rot 
markiert waren. „Wie E. M. aus der beifolgenden Erklärung ſehen 
werden, haben unſere Mineure geſtern eine feindliche Mine entdeckt. 
Es gab dabei ein kleines unterirdiſches Gefecht, wobei einer unſerer 
Mineure von Piſtolenſchüſſen getötet wurde. Wir ſchickten dann ein 
paar mit Küraſſen verſehene Grenadiere dorthin, die in die Mine 
eindrangen, weil man ihnen einen Louisdor verſprach. Sie griffen 
die Feinde mit Handgranaten an und zwangen ſie, die Mine zu ver⸗ 
laſſen und ſich in ihre Hauptgallerie zurückzuziehen.“ Am 20. muß 
Finckenſtein melden, daß die Belagerten durch Minenſprengungen drei 
ſeiner Minen verſchüttet hätten, am 24., daß eine Exploſion den 
ganzen Laufgraben habe erzittern laſſen, und am 28., daß infolge der 
vielen Sprengungen die Werke oft zurückverlegt werden müßten. Nach 
dem Bericht vom 2. September wurden in 30 Tagen 42 franzöſiſche 
Minen entzündet. „Vorigen Donnerstag, als ich im Laufgraben Wache 
hatte, ließen ſie eine ſo große Mine ſpringen, daß 180 Mann getötet 
oder verwundet wurden.“ 
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Daß man damals, ganz in moderner Weiſe, auch zu betäubenden 
Mitteln ſeine Zuflucht nahm, um den Gegner zu ſchädigen, und daß, 
ebenſo wie heute, es „das erſte Kulturvolk der Erde“ war, welches 
damit den Anſang machte, zeigt Finckenſteins Bericht vom 24. Auguſt: 
„Geſtern haben die Feinde auf der Angriffsſeite Schulenburgs einen 
Fähnrich und 8 Soldaten um die Ecke gebracht, und zwar durch einen 
vergifteten Rauch (fumée empoisonnée), den fie in die unterirdiſche 
Gallerie einließen, wo dieſe Leute aufgeſtellt waren. Die Feinde be⸗ 
dienen ſich aller Arten von Mitteln, um uns daran zu hindern, daß 
wir ihren Minen und Gallerien näher kommen.“ 

Nicht ein einziges Wort findet ſich in allen dieſen Berichten Fincken⸗ 
ſteins darüber, welche furchtbaren Anforderungen dieſer mörderiſche 
Kampf doch auch an feine Nerven ſtellte !). Es hätte feiner Art nicht 
entſprochen, anders als in ſtillem Heldentum ſeine Pflicht gewiſſenhaft 
zu erfüllen. Nur einmal gedenkt er ſeines perſönlichen Eingreifens, 
aber bezeichnenderweiſe nur deshalb, weil es ihm hierdurch gelungen war, 
das Leben vieler ſeiner Untergebenen zu retten. Durch die große Mine 
nämlich, welche nach ſeinem Bericht vom 24. Auguſt den ganzen Lauf⸗ 
graben hatte erzittern laſſen, war nur eine Schildwache getötet worden. 
„Ohne die Vorſicht, welche ich zwei Tage vorher angewendet hatte, 
würden wir mehr als 100 Mann verloren haben, die an dem Orte 
aufgeſtellt waren, wo dieſe Mine ſprang. Als ich im Laufgraben war 
und die Poſten revidierte, wurde mir geſagt, daß man die Feinde 
arbeiten hörte, und da ich nichts hören konnte, ſagte mir ein Soldat, 
er würde es mir zeigen, daß die Feinde arbeiteten. Er ſtellte eine 
Trommel auf die Erde und legte einen Würfel darauf, der ſich fort⸗ 
während hin⸗ und herbewegte. Ich befahl nun den Leuten, die in 
dieſem Abſchnitt ſtanden, ſich zurückzuziehen und ließ nur hier und da 
einen Poſten zurück. Vierundzwanzig Stunden ſpäter ſprang die 
Mine.“ 

Trotz ſeines hohen Pflichtgefühls ſehnte ſich übrigens Finckenſtein 

1) Der Biograph Marlboroughs, Coxe, ſpricht verächtlich von dem ganz 
unmethodiſch geführten „teufliſchen Kampf in den hölliſchen Irrgängen“, deffen 
Detail „für keine Klaſſe der Leſer, ſelbſt nicht für den Ingenieur, etwas Be⸗ 
lehrendes“ darbiete. Zugegeben! Auch der Feldmarſchall Graf Haeſeler hat ja 
vor kurzem in bezug auf unſern vielfach mit Minen geführten Stellungskrieg 
geäußert, ſeine Geſchichte werde „ſchwer zu ſchreiben und langweilig zu leſen“ 
ſein. Und doch gehört die moraliſche Größe, welche bei ſolchen Minenkämpfen 
entfaltet werden muß — bei Tournay zumal auf ſeiten des Angreifers, der nur 
mittels der Sappen vorging — unzweifelhaft, wie zuerſt Clauſewitz betont hat, 
zu „den wichtigſten Gegenſtänden des Krieges“. 
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doch nach einer anderen Tätigkeit, aber nicht etwa, weil er fid den 
Anſtrengungen des Minenkrieges nicht mehr gewachſen fühlte, ſondern 
aus Ehrgeiz; er fürchtete nämlich, an der von ihm erwarteten Feld⸗ 
ſchlacht nicht teilnehmen zu können und neuer Lorbeeren verluſtig zu 
gehen. Ein ſolcher Ehrgeiz hatte ihn, wie wir ſahen, vor Höchſtädt 
ſogar bewogen, ſich einem für ihn ehrenvollen königlichen Befehle eine 
Zeitlang zu entziehen; jetzt nahm er zu einer Liſt ſeine Zuflucht. Er 
ſtellte Marlborough vor, daß, da nur vier preußiſche Bataillone vor 
der Zitadelle von Tournay lägen, während die Hauptmaſſe ſich bei der 
großen Armee befände, es doch gerecht und billig wäre, daß man ihn 
dorthin abgehen laſſe, zumal die preußiſche Infanterie dort nur von 
einem Generalmajor (Tettau) befehligt würde. Sein Wunſch ging 
aber zunächſt nicht in Erfüllung; Marlborough antwortete ihm, wie 
er am 13. Auguſt meldet, „daß er mich bei der Belagerung brauchte; 
wenn es den Anſchein hätte, als würde es zu einer Schlacht kommen, 
würde er mich rechtzeitig rufen laſſen“. Mit dieſem Troſte mußte er 
ſich begnügen und bis zur Übergabe der Zitadelle ausharren, die dann 
auch endlich am 3. September erfolgte, weniger, wie er vorausſah und 
offen zugibt, infolge der Fortſchritte des Angriffs, ſondern weil es den 
Belagerten zuletzt an allem, namentlich an Lebensmitteln, mangelte !). 
Wie ſehr der engliſche Oberbefehlshaber aber doch mit ihm zufrieden 
war, ergibt deſſen Brief an König Friedrich I. vom 4. September. 
Er teilt ihm darin die Übergabe der Zitadelle mit, rühmt Lottums 
Erfahrung und Fähigkeit und fährt dann fort: „Mais je ne puis me 
dispenser de rendre justice en même temps au lieutenant- général 
Finck, puisqu'il a aussi beaucoup contribué à notre heureux succès.“ 


Malplaquet. 


Unmittelbar nachdem die Zitadelle von Tournay gefallen war, 
wandten ſich Marlborough und Eugen, da die franzöſiſche Armee ihre 
feſte Stellung nicht verließ, zu einer anderen Belagerung, und zwar 
derjenigen der nur ſchwach beſetzten Feſtung Mons. Nun aber kam 
Leben in den franzöſiſchen Marſchall Villars; er drang in Eilmärſchen 
gegen Mons vor, um nicht auch dieſe Feſtung dem Gegner preis⸗ 
zugeben. Aber ſchneller noch waren die verbündeten Feldherrn: es 
gelang ihnen, ihr Heer zwiſchen Mons und die heranrückende Armee 
Villars' zu ſchieben. An letzterem wäre es nun eigentlich geweſen, zum 


1) An Lebensmitteln und an Kerzen „pour travailler aux mines“, fagt 
auch Grumbkow. 
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Angriff vorzugehen; wenn trotzdem der umgekehrte Fall eintrat und 
er in ſeiner, inzwiſchen wieder ſtark verſchanzten Stellung bei Mal⸗ 
plaquet (ſüdlich von Mons) von den Verbündeten angegriffen wurde, 
ſo lag das hauptſächlich an politiſchen Gründen, denn in England und 
Holland wartete man damals ungeduldig auf einen baldigen, glänzenden 
Erfolg über die Franzoſen. 

Wie jede Schlacht, ſo bietet auch die von Malplaquet der Dar⸗ 
ſtellung große Schwierigkeiten, weil die Quellen teils unausreichend, 
teils widerſpruchsvoll ſind. Nicht einmal den Anteil der einzelnen 
preußiſchen Truppenteile und der Verbände, in denen ſie gekämpft 
haben, können wir mit Sicherheit feſtſtellen !), und ähnliches gilt von 
der Tätigkeit Finckenſteins. In ſeinem eigenen Schlachtbericht erwähnt 
er mit gewohnter Beſcheidenheit von ſich ſelbſt nur, daß er auf die 
Kunde, ein folgenreicher Kampf ſtehe bevor, ſein möglichſtes getan habe, 
um von Tournay aus ſich mit dem Kronprinzen zu vereinigen und 
ſeine „Pflicht bei der Armee“ zu erfüllen. Für die Einzelheiten der 
Schlacht verweiſt er auf die Relation des Kronprinzen), der in großer 
Lebensgefahr geſchwebt, rühmt die Bravour der preußiſchen Truppen 
und läßt beſonders, wie er ſich ausdrückt, dem Grafen Lottum „Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren“, der im ſchärfſten Feuer geweſen ſei und ohne 
den „der Angriff kaum geglückt wäre“ (l’attaque aurait eu de la 
peine de réussir). Bei dieſer an ſich ja rühmlichen, aber für den 
Hiſtoriker doch recht ärgerlichen Zurückhaltung wären wir in Verlegen⸗ 
heit, was wir überhaupt von ihm melden ſollten, wenn ſich nicht aus 
dem Verlauf der Schlacht im allgemeinen ſowie aus anderweitigen 
Zeugniſſen teils mit Wahrſcheinlichkeit, teils nahezu mit Sicherheit er⸗ 
gäbe, daß er an ihr einen bedeutenden, ja geradezu entſcheidenden An⸗ 
teil genommen hat. 

Die Verbündeten ſtanden am Morgen des 11. September den in 
den Wäldern von Sart und Laniere und auf der dazwiſchen liegenden 
offenen Hochfläche von Malplaquet ausgezeichnet verſchanzten Franzoſen 
in folgender Ordnung (von rechts nach links) gegenüber?): 40 Bataillone 
Reichsarmee unter Schulenburg und 22 Bataillone Preußen und 


1) Bgl. v. Schönaich a. a. O. 

2) Gemeint damit iſt wohl die dem Tagebuch von 1709 angehängte fran⸗ 
zöſiſch geſchriebene „Relation“, nicht der ziemlich belangloſe deutſche Bericht des 
Kronprinzen (der letztere abgedruckt bei v. Schönaich und im Hohenzollern⸗ 
Jahrbuch Bd. 9). | 

3) Bgl. O. v. Schwerin, Das Regiment Gensdarmes und feine Bor: 
geſchichte. 1. Teil. Berlin 1912. 
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Engländer unter Lottum bildeten den rechten Flügel, dann folgten als 
Zentrum 10 Bataillone Briten unter Lord Orkney, etwa ebenſo viel 
Bataillone Preußen unter Finckenſtein und Hannoveraner unter Rantzau, 
den linken Flügel bildeten die Holländer unter dem Prinzen von Oranien; 
die Kavallerie ſtand, in zwei Korps formiert, im zweiten Treffen. 
Nach dem Plane der Oberfeldherren ſollte der Hauptangriff von Schulen: 
burg und Lottum gegen den im Walde von Sart ſtehenden linken 
Flügel der Franzoſen (frontal) gemacht werden, während ein den Wald 
umgehendes Korps unter General Withers (20 Bataillone und einige 
Kavallerie), eine glückliche Anordnung, auf die rückwärtigen Verbin⸗ 
dungen dieſes Flügels einzuwirken hatte; Zentrum und linker Flügel 
der Verbündeten ſollten zunächſt zurückgehalten werden. Nach einem 
etwa einſtündigen Artillerieduell brachen gegen 8 Uhr Schulenburg und 
nach ihm Lottum los. Der Kampf wogte hier längere Zeit unent⸗ 
ſchieden hin und her und kam erſt nach der Umfaſſung des franzöſiſchen 
linken Flügels durch Withers vorwärts. Inzwiſchen war auch der 
Prinz von Oranien, durch unzeitigen Eifer getrieben, etwa um 10 Uhr 
mit ſeinen Holländern vorgegangen, aber blutig zurückgeſchlagen worden 
(zwiſchen 11 und 12 Uhr). Dieſe heftigen Angriffe der Verbündeten, 
auch der mißlungene der Holländer, hatten jedoch die natürliche Folge, 
daß die franzöſiſche Mitte zu Gunſten der beiden Flügel ſtark ge⸗ 
ſchwächt wurde. Wenn man hier mit der eigenen Mitte durchbrach 
— und es wurde durchgebrochen — ſo war die Schlacht ſchon halb 
für die Verbündeten gewonnen. Es fragt ſich nun, von wem iſt die 
Initiative zum Vordringen der Mitte ausgegangen? 

Nach einigen hat Marlborough den Befehl dazu gegeben, nach 
andern Eugen und Marlbourgh, und wieder andere laſſen Orkney und 
Finckenſtein auf Grund der Sachlage ſelbſtändig handeln. Ich möchte 
annehmen, daß Finckenſtein das Hauptverdienſt an dem entſcheidenden 
Vorgehen der Mitte gebührt, und zwar aus folgenden Gründen. Marl⸗ 
borough und Eugen waren wohl zu ſehr mit der Herſtellung des 
Kampfes auf den Flügeln beſchäftigt — letzterer erhielt dabei ſogar 
einen Streifſchuß — um die Verhältniſſe im Zentrum des ausgedehnten 
Schlachtfeldes genau überſehen zu können. Als Analogon darf an⸗ 
geführt werden, daß auch Blumenthal und Moltke bei Wörth und 
Gravelotte die entſcheidenden Angriffe auf Elſaßhauſen und St. Privat 
nicht ſelbſt befohlen haben. Von Finckenſtein aber wiſſen wir, daß er 
ſchon bei Leuze und Höchſtädt ſich durch coup d' eil und Entſchloſſen⸗ 
heit ausgezeichnet hat. Er mag den Angriff alſo immerhin mit Orkney 
verabredet haben, daß die Anregung dazu aber von ihm allein aus⸗ 
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gegangen iſt, ſcheint ſich mir aus den glänzenden Urteilen der beiden 
Oberfeldherren über ihn zu ergeben. Das Urteil des Prinzen Eugen 
findet ſich in der „Europäiſchen Fama“: „Die Preußen drangen unter 
Anführung ihres ſowohl verſuchten als klugen Anführers, des Generals 
Finck von Finckenſtein, in währender Schlacht bis an den Feind durch 
und kamen an deſſen rechtem Flügel in ſeine für unüberwindlich aus⸗ 
geſchrieenen Verſchanzungen hinein, ... welcher wohlausgeſonnene und 
mit aller Klugheit und geſetztem Mute ausgeführte Kriegsanſchlag nach 
des großen Helden, des Prinzen Eugen, eigenem Urteil den glücklichen 
Ausgang der Schlacht am meiſten befördert hat.“!) Und wie der 
Herzog von Wellington ſeinen Bericht über Waterloo mit den Worten 
ſchließt: „Ich würde nicht nach meiner Überzeugung ſprechen, wenn 
ich nicht dem Feldmarſchall Blücher und dem preußiſchen Heere das 
glückliche Ergebnis dieſes furchtbaren Tages beimäße, durch den Bei⸗ 
ſtand, welchen ſie mit ſo großer Bereitwilligkeit und ſo zu rechter Zeit 
mir geleiſtet haben,“ ſo ſchloß Marlborough ſeinen Bericht über 
Malplaquet mit der Erklärung, daß die Schlacht „einzig und allein 
durch die rechtzeitige Hilfe und den mutigen Angriff der Preußen unter 
dem General Finck von Finckenſtein auf die Verſchanzungen des rechten 
Flügels der Franzoſen glücklich entſchieden worden fei.” 2) 

Der Angriff ſelbſt ging zunächſt in etwa folgender Weiſe vor 
ih). Nachdem Finckenſtein und Orkney fih der Unterſtützung der 
weiter zurückhaltenden Kavallerie verſichert hatten, führten ſie, eine 
Mulde, die gegen die Hochfläche hinaufzog, geſchickt ausnutzend, gegen 
12 Uhr mittags ihre Bataillone gegen die um die Kapelle von St. Jean 
(nördlich Malplaquet) aufgeworfenen Schanzen, den Mittelpunkt der 
franzöſiſchen Stellung, vor, erſtiegen die Redouten, überwältigten die 
Kurkölner, Bayern und Schweizer der ihnen gegenüberſtehenden drei 
franzöſiſchen Garde⸗Infanterieregimenter und faßten, allerdings unter 
ſchweren Verluſten, dort Fuß. Die Kavallerie war ſofort heran und 
zwängte ſich durch die Lücken der eroberten Befeſtigungen durch. 

Nun aber wurde der Erfolg des Tages noch einmal in Frage 
geſtellt. Marſchall Boufflers, der nach der ſchweren Verwundung 
Villars' den Oberbefehl übernehmen mußte, hatte ſich nämlich an die 
Spitze der franzöſiſchen Reiterei geſetzt und warf nun die Kavallerie 


1) Hauptſächlich mit Rüdfidt auf Finckenſteins Initiative bei Malplaquet 
betrieb wohl auch Prinz Eugen beim Kaiſer ſeine Erhebung in ven menu) 
ſtand, die am 4. Februar 1710 erfolgte. f 

2) Bgl. Förſter, Preußens Helden, Bd. 1. 

3) Bal O. v. Schwerin a. a. D. | 
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der Verbündeten, die ſich ja erſt allmählich entwickeln konnte, zu wieder⸗ 
holten Malen zurück. Dieſe Kriſe — wir folgen hier dem Berichte 
Grumbkows !) — wurde dadurch ſehr verſchärft, daß die feindliche In⸗ 
fanterie, welche noch die weiter links gelegenen Schanzen beſetzt hielt, 
einen ſehr erfolgreichen Angriff auf die neben (links rückwärts von) 
Finckenſteins Truppen befindlichen hannöverſchen Bataillone machte. 
„Cette affaire, jagt Grumbkow, ,jointe à la déroute de la cavallerie, 
aurait pu avoir de mauvaises suites. In dieſer doppelten Gefahr 
zeigte Finckenſtein eine bewundernwerte Kaltblütigkeit und Geiſtesgegen⸗ 
wart. Mit unerſchütterlicher Ruhe warf er der feindlichen Infanterie 
die drei Regimenter (Bataillone?) Varenne, du Trouſſel und Dönhoff 
entgegen, wodurch er ihrem Vordringen Halt gebot, und ließ ſie dann 
durch mehrere herbeigerufene Schwadronen in der Flanke attackieren, 
was ihren Rückzug bewirkte. Von dem Reſt ſeiner Infanterie aber, 
die ſchon vorher durch Musketenfeuer von der Bruſtwehr der eroberten 
Schanzen aus manchen franzöſiſchen Sattel geräumt hatte, ließ er nun 
mehrere Pelotons unter die nach rechts (zur Überflügelung der feind⸗ 
lichen) ſich ausdehnende verbündete Kavallerie eintreten, „lesquels firent 
avec un très grand succès feu sur la cavallerie des ennemis, de 
sorte qu'elle plia à la fin et commenca à se retirer vers les 
2 heures et demie“. Dies brachte die Entſcheidung, denn die Fran⸗ 
zoſen, ſchon auf ihrem linken Flügel zurückgedrängt und nun in der 
Mitte völlig geſchlagen, traten jetzt auch mit ihrem rechten Flügel den 
Rückzug an?). So tft, wie wir vermuten dürfen, nicht nur die 
Initiative zum Angriff des Zentrums der Verbündeten von Fincken⸗ 
ſtein ausgegangen, ſondern es iſt dieſer Angriff von ihm auch geſchickt 
vorbereitet und trotz aller Friktionen in wirkſamſter Weiſe bis zu Ende 
durchgeführt worden. Nun verſtehen wir erſt ganz die in ſo hohem 
Maße anerkennenden Urteile der beiden Oberfeldherren, die nach dem 
nicht gerade ſehr ermutigenden Anfang der Schlacht wohl ſchon im 


1) Abgedruckt bei Droyſen, Geld, der Preuß. Politik, IV. Grumbkow 
darf uns wohl als einwandfreier Zeuge für dieſen Abſchnitt des Kampfes gelten 
trotz der boshaften Charakteriſtik, welche ihm die Markgräfin Wilhelmine von 
Bayreuth zu teil werden läßt („II avait donné des marques de sa valeur 
à la bataille de Malplaquet, où il resta dans un fossé pendant tout 
le temps de l’action“). 

2) In dem Bericht eines franzöſiſchen Offiziers über die Schlacht bei Mal⸗ 
plaquet heißt es: „Ce qui a fait prendre le parti & Mr. le maréchal de 
Boufflers d'abandonner le champ de bataille, e' est que les ennemis avaient 
pénétré dans le centre et ôtaient la communication de la droite à la 
gauche“ (Geh. Staatsarchiv Rep. 96, 500 C.). 
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Geiſte mit einem unentſchiedenen, wenn nicht nachteiligen Ergebnis ge⸗ 
rechnet hatten!). | 

Zu einer vernichtenden Niederlage der Franzoſen führte der Sieg 
bei Malplaquet allerdings nicht, da die Verbündeten angeſichts der 
feſten Haltung des ſich zurückziehenden Gegners und wegen der be⸗ 
trächtlichen eigenen Verluſte eine energiſche Verfolgung, die ja freilich 
auch dem Charakter der damaligen Kriegsführung widerſprochen hätte, 
nicht wagten. Immerhin konnte man nun ungeſtört zur Belagerung 
von Mons ſchreiten, da das Gerücht von einem Entſatzverſuch ſich nicht 
bewahrheitete. Finckenſtein hat ſich dabei, wie wir aus ſeinen Be⸗ 
richten ſchließen müſſen, kaum aktiv beteiligt. Er machte noch einen 
Abſtecher nach Lille, um die dem Könige zur Erinnerung an die Ein⸗ 
nahme dieſer Stadt (im Jahre 1708) bewilligten Kanonen auszuwählen, 
und kehrte dann mit dem Kronprinzen auf deſſen Wunſch noch vor 
dem Abſchluß der Belagerung von Mons nach Hauſe zurück. 


c) 1710 und 1711. 


Der Schluß des ſpaniſchen Erbfolgekrieges hatte bekanntlich den 
ſchwächeren politiſchen Zielen entſprechend auch ein Nachlaſſen der 
kriegeriſchen Energie zur Folge. Von Finckenſtein wiſſen wir aus dieſer 
Zeit nur, daß er 1710 der Belagerung von Bethune beiwohnte und 
1711 ſich an der (kampfloſen) Einnahme der franzöſiſchen Linien vor 
Arras durch Marlborough beteiligte. 


3. Im nordiſchen Kriege (1715). *) 
Durch Verträge, die zunächſt mit Holſtein und Rußland ab⸗ 
geſchloſſen wurden, war dem König Friedrich Wilhelm I., welcher die 


1) Auch Friedrich der Große zollt Finckenſtein Anerkennung, ohne ihm 
freilich, wie Eugen und Marlborough, den Hauptanteil an dem Siege zuzubilligen. 
In den brandenburgiſchen Memoiren heißt es: „Le comte de Finek eut 
beaucoup de part & cette victoire (Malplaquet); il fut le premier qui 
forga le retranchement frangais avec les Prussiens; il forma ses troupes 
sur le parapet, et de lä il soutint la cavallerie impériale, que les Francais 
repoussèrent à deux reprises, jusqu’à ce qu'un plus grand nombre de 
troupes se joignant aux siennes vinrent mettre le dernier sceau & cette 
victoire“; und in dem den Memoiren angehängten Abfdnitt „Du militaire ete.“ : 
„Dans cette méme bataille le comte de Finck donna des marques 
de sa capacité: il emporta le retranchement français et s'y maintint, 
quoique la cavallerie impériale en füt rechassé par trois fois.“ 

2) Bal. zu dem Folgenden namentlich die gründliche Unterſuchung von 
H. Voges: „Beiträge zur Geſchichte des Feldzuges von 1715“ in „Baltijche 
Studien“, Neue Folge, Bd. 7 bis 9 Stettin, 1903—1905. 
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Neutralitätspolitik feines Vaters im nordiſchen Kriege nicht fortſetzen 
wollte, ſondern gegen Schweden Partei ergriff, die Feſtung Stettin 
und Pommern bis zur Peene einſchließlich der Inſeln Uſedom und 
Wollin und der Stadt Wolgaſt vorläufig als Sequefter übergeben 
worden, dagegen hatte er ſich verpflichtet, einem Durchbruch ſchwediſcher 
Kräfte nach Polen, Sachſen oder Holſtein entgegenzutreten. Da 
Karl XII., im November 1714 nach ſeinem Gewaltritt aus der Türkei 
in Stralſund angelangt, ſich dieſen Abmachungen nicht fügen wollte, 
mußte es im Jahre 1715 auch zwiſchen Schweden und Preußen zum 
Kriege kommen. | 

Finckenſtein, der bisher, wie wir geſehen, fid nur in Gefechten, 
Schlachten und Belagerungen ausgezeichnet hatte, nahm merkwürdiger⸗ 
weiſe an dem einen Hauptereignis dieſes Krieges, der Vertreibung der 
Schweden von der Inſel Rügen durch das Gefecht bei Streſow, gar 
keinen, an dem andern, der Eroberung von Stralſund, wenigſtens 
keinen hervorragenden Anteil, dagegen finden wir ihn, entſprechend der 
Vertrauensſtellung, die er auch weiter bei ſeinem früheren Zögling, 
dem jetzigen Könige, einnahm, vor und im Beginn des Feldzuges da⸗ 
mit beſchäftigt, ſtrategiſche Gutachten zu erteilen und größere, Crfun- 
dung und Sicherung betreffende Spezialaufträge auszuführen. Leider 
wird die Beurteilung feiner diesbezüglichen Tätigkeit durch die Lücken 
in unſerem Quellenmaterial mehrfach ſehr beeinträchtigt. 

Die erſte Kriegskonferenz, auf der Finckenſtein hervortrat, fand 
noch im Jahre 1714 ſtatt. Der König wollte damals nach Mecklen⸗ 
burg marſchieren und bei Roſtock lagern, um ein Durchbrechen der 
Schweden nach Weſten unmöglich zu machen; „der König von England 
fet mit dieſem Plan einverſtanden, habe ihn angeregt“ !). Seine 
Miniſter ſchlugen ihm jedoch vielmehr eine Zuſammenziehung feiner 
Truppen zwiſchen Oder und Peene vor, um ein Durchbrechen der 
Schweden nach Süden zu verhüten, indem ſie unter anderm darauf 
hinwieſen, daß eine Begünſtigung Englands aus politiſchen Gründen 
wenig zweckmäßig ſei. Der König war mit dieſem neuen Plane nicht 
ſofort einverſtanden; aber auch Finckenſtein mit dem gleichfalls an⸗ 
weſenden General Natzmer ſtimmte dafür, indem er vermutlich — Ge⸗ 
naueres wiſſen wir darüber nicht — die Wichtigkeit der Deckung des 
eigenen Landes betonte, und nun gab der König nach. 

Auf die Nachricht von Truppenverſchiebungen Karls XII. fand 
dann am 19. Januar 1715 abermals ein Kriegsrat unter dem Vorſitz 


1) Vgl. Droyſen a. a. O. 
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des Königs ſtatt, an dem außer den drei Kabinettsminiſtern und den 
Generälen Natzmer und Grumbkow auch Finckenſtein teilnahm. Er 
ſowie die andern Generäle, ſelbſt der vorſichtige Natzmer, rieten jetzt 
zur Eröffnung der Feindſeligkeiten, wohl im Hinblick darauf, daß Karls 
Heer noch keineswegs hinreichend gerüſtet war. Friedrich Wilhelm 
aber wagte noch nicht loszuſchlagen, ſondern wollte ſich mit einer 
Grenzpoſtierung an der Peene begnügen und ſetzte diesmal ſeinen 
Willen durch. Wie gering die Angriffsluſt des im ganzen „militäriſch— 
unkriegeriſchen“ Fürſten !) nach Finckenſteins Anſicht auch in den folgen- 
den Wochen noch war, geht aus einem Gerücht hervor, das damals 
in Berlin zirkulierte. Der franzöſiſche Geſandte Graf Rothenburg, ſo 
berichten Zeitungskorreſpondenten am 23. Februar ?), habe dieſer Tage 
bei Finckenſtein und dem Geheimrat v. Creutz geſpeiſt und mit ihnen 
„um 1000 Speziesdukaten“ gewettet, „daß keine Campagne von Seiten 
des Königs von Preußen würde eröffnet werden“, und obwohl beide 
ihm verſicherten, „der König hätte ſich ſolches einmal ſo gewiſſe vor⸗ 
genommen, daß daran der geringſte Zweifel nicht mehr zu machen“, ſo 
habe dennoch keiner von ihnen „auf des Grafen ferneres Zunötigen 
die Wette mit demſelben eingehen wollen“. 

Nun aber bemächtigten ſich gerade am 23. Februar die Schweden, 
mit denen immer noch verhandelt wurde, durch Überfall der Stadt 
Wolgaſt und zwangen die ſchwache preußiſche Beſatzung zum Abzuge. 
Dieſes offenſive Vorgehen beſtärkte den König in der ſchon vorher ge- 
faßten Meinung, Karl XII. wolle vielleicht über Uſedom und Wollin 
nach Polen durchbrechen. Er gab daher jetzt nicht nur die nötigen 
Mobilmachungsbefehle für die „ins Feld beſtimmten Truppen“, ſondern 
erteilte auch Finckenſtein, der ſich ja infolge ſeiner langjährigen Er⸗ 
fahrung hierfür beſonders eignete, den Auftrag, die bereits vorher 
von dem General v. Borcke, dem Kommandanten von Stettin, inſpi⸗ 
zierten Befeſtigungsanlagen beider Inſeln zu verſtärken bzw. zu ver⸗ 
vollſtändigen. Finckenſtein?) begab ſich demgemäß zunächſt nach 
Kammin und ließ hier gegenüber der Dievenowmündung eine Re- 
doute anlegen. Dann ging es nach Wollin, wo gegenüber den 
beiden Brücken ebenfalls eine neue Redoute angelegt und die 
alte verſtärkt, auch die Stadt ſelbſt durch Palliſaden noch mehr ge⸗ 
ſichert wurde; ohne dieſe Maßregeln, meinte Finckenſtein, hätten die 

1) So nennt ihn Erdmannsdörffer. 

2) Bal. E. Friedländer, Berliner geſchriebene Zeitungen aus den Jahren 
1713 bis 1717 und 1735. Berlin 1902. 

8) Bgl. feinen Bericht in der Beilage. 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX, 1. 3 
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Schweden hier leicht durchbrechen können. Hierauf ließ er an der 
Swinemündung auf Wollin eine Redoute „traſſieren“ etwa gegenüber 
dem auf Uſedom befindlichen Fort und befahl dem Kommandanten des 
letzteren, ſie mit Hilfe von Landbewohnern auszubauen; dadurch ſollte 
die Einfahrt in die Swine von der Seeſeite aus beherrſcht werden. 
Endlich ſchritt er auch zur Befeſtigung von Uſedom. Der Landrat der 
Inſel wurde von ihm beauftragt, mit 500 oder 600 Arbeitern an der 
Wolgaſter Fähre gegenüber der Stadt Wolgaſt ein Fort, jedenfalls 
nach ſeinen Angaben, zu errichten, was „ſehr notwendig“ ſei, und die 
Peenemünder Schanze zu verſtärken, „ſo daß nichts in das große Haff 
eindringen kann, außer unter dem Feuer der Truppen Eurer Majeſtät“. 
Da nun auch nach Ausſage der von ihm befragten erfahrenen Schiffer 
die Landung eines größeren feindlichen Korps an der ganzen pommer⸗ 
ſchen Küſte unmöglich war, ſo glaubte Finckenſtein verſichern zu können, 
daß die Schweden an keinen Durchbruch nach Polen mehr dächten. 
Er begab ſich aber trotzdem noch nach Stettin, um mit dem General⸗ 
major v. Borcke zu verabreden, daß im Fall des Bedürfniſſes 4 Bataillone 
Infanterie und 2 Regimenter Dragoner an bedrohte Stellen vorrücken 
könnten, was jedoch nach den getroffenen Vorſichtsmaßregeln nicht not⸗ 
wendig ſein werde. 

Dieſe ſtrategiſche Reiſe fand im Anfang März!) kurz vor zwei 
weiteren Konferenzen ſtatt, auf denen es ſich zum Teil auch um 
Defenſivmaßregeln handelte?). Aber ſchon im folgenden Monat ließ 
Karl XII., ohne ſich um die Verhandlungen zu kümmern, die ruhig 


1) In den Berliner geſchriebenen Zeitungen heißt es unter dem 9. März: 
„Der Generalleutnant Graf v. Finckenſtein iſt den 3. bj. nach Pommern ge⸗ 
gangen, wie man gewiß verſichern will, einige Truppen zuſammenzuziehen und 
die Schweden wieder hinauszutreiben.“ Man konnte ſich alſo in Berlin nur 
denken, daß die Reiſe mit Wolgaſt zuſammenhinge! (Val. auch die Notiz vom 
23. März: „Von der Affäre von Wolgaſt iſt es ganz ſtille. Man will verſichern, 
der Generalleutnant Graf v. Finckenſtein habe dieſerwegen ohnlängſt zwar die 
Ordres gehabt, wären aber revociret, maßen man den Ort, wenn die Armee in 
Pommern eingerücket und die Recuperirung deſſelben dienſam erachtet würde, 
man ſolchen ohne Blutvergießen wieder in Beſitz nehmen könnte.“) 

2) Nämlich um die eventuelle Verteidigung des Peene- und Ukerabſchnitts 
gegen einen feindlichen Vorſtoß. Finckenſtein gab hier folgendes Votum ab: 
„Sa Majesté ayant occupé Anclam et Demmin, on doit les bien fortifier 
et les mettre en état de défense et disposer les choses de maniére que 
rien ne passe entre ces deux villes sansque l'on puisse en étre adverti.“ 
Beſetzung der Uker zwiſchen Prenzlau und Ukermünde fei notwendig zur bes 
quemeren Verſammlung der Armee und Schonung der Magazine (Geh. Staats⸗ 
archiv, Rep. 96. 508 A.). 
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ihren Fortgang nahmen, mit Hilfe von Kriegsſchiffen, die in die Peene 
einliefen, auf Uſedom eine Truppenabteilung landen und bemächtigte 
ſich in kurzer Zeit, vom 21. bis 24. April, der ganzen Inſel. Die 
ſich uns aufdrängende Frage, ob den General hierbei eine Schuld 
trifft, iſt nicht leicht zu beantworten. Die Hauptſchuld an dem Verluſt 
der Inſel hatten jedenfalls die Kommandanten von Stettin und Wollin, 
Borcke und Schwendi, welche, nur von dem Gedanken beherrſcht, Karl 
wolle von Uſedom aus weiter vordringen, nichts, aber auch gar nichts 
für die Verteidigung bzw. Rückeroberung der Inſel taten, obwohl ſie 
von der Landung der Schweden rechtzeitig benachrichtigt waren, ſondern 
die ſchwachen Beſatzungen der drei obenerwähnten Redouten ihrem 
Schickſal überließen und ſich damit begnügten, die Gegend um Anklam 
und die Inſel Wollin unter allen Umſtänden zu halten. Urſprünglich 
hatte Finckenſtein wohl auch nur den Auftrag — ſeinen Wortlaut 
kennen wir nicht — die beiden Inſeln fortifikatoriſch zu verſtärken; er 
hat ſich dann allerdings wohl ihre Verteidigung, namentlich die 
Sperrung der Odermündungen, und zwar insbeſondere der Peene, 
leichter vorgeſtellt als fie in der Tat war!) und dem Könige, wie wir 
ſahen, auch ſo geſchildert, ebenſo wie er die Dreiſtigkeit und Unter⸗ 
nehmungsluſt Karls XII. ſicherlich unterſchätzt hat, was allerdings nach 
Clauſewitz in einem Kriege ohne Entſcheidung leicht paſſieren kann“). 
Das iſt aber auch alles, was ſich gegen ihn anführen ließe. Wäre er 
an Ort und Stelle geweſen, ſo würde er — dieſen Schluß dürfen wir 
wohl aus ſeinem früheren Verhalten ziehen — die in ſeinem Bericht 
erwähnten 4 Bataillone und 2 Reiterregimenter, von deren Verwendung 
durch Borcke wir merkwürdigerweiſe nichts erfahren, jedenfalls zweck⸗ 
mäßig eingeſetzt haben. Friedrich Wilhelm I. ſcheint ihm übrigens feine 
etwas zu optimiſtiſche Darſtellung der Lage nicht weiter verübelt zu 
haben. Er wußte, was er an ihm hatte, und bediente ſich ſeiner, wie 
wir ſehen werden, noch ein paarmal zur Ausführung beſonderer Auf⸗ 
träge. 

Die kecke Überrumpelung Uſedoms hatte zur Folge, daß der König 
ſich nun endlich zur Offenſive entſchloß und dem Bündnis der nordiſchen 


1) Vielleicht waren die Forts nicht einmal ſämtlich mit Geſchützen armiert, 
denn wir erfahren nichts von einer Beſchießung der unweit der Peenemünder 
Schanze ankernden ſechs ſchwediſchen Kriegsſchiffe. 

2) „In welchem Grade ein Angreifer unternehmend und dreiſt ſein wird, 
ift viel ſchwerer vorherzuſehen, als ob der Verteidiger etwas Großes im Sinne 
führt.“ (Skizzen zum ſiebenten Buch „Vom Kriege“, Kap. 16: „Angriff eines 
Kriegstheaters ohne Entſcheidung“.) : 
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Mächte beitrat. Doch mußte er „mit gekreuzten Armen“ noch bis in 
die zweite Hälfte des Juni warten, da er erſt dann der däniſchen 
Hilfe, die für ihn beſonders der Flotte, aber auch der Landtruppen 
wegen in Betracht kam, vollſtändig ſicher war. Den Beginn der Ope⸗ 
rationen dachte man ſich folgendermaßen. Die 30000 Mann ſtarke 
preußiſche Hauptarmee, die ſich inzwiſchen in einem Lager bei Stettin 
verſammelt hatte, ſollte, verſtärkt durch 8000 Sachſen, von Süden 
aus die Peene zwiſchen Anklam und Demmin überſchreiten und auf 
der andern Seite den 20 000 Dänen die Hand reichen, welche gleid- 
zeitig, von Weſten her, die Recknitz überſchreiten würden; etwa 
9000 Preußen unter dem General v. Arnim hatten Wollin zu be- 
ſetzen, um die Schweden auf Uſedom zunächſt zu beobachten. Es war 
eine erdrückende Übermacht, welche ſo von drei Seiten die 17000 
Schweden Karls umfaßte; ja für den Notfall konnte man ſogar noch 
auf ein im Anzuge begriffenes 40 000 Mann ſtarkes ruſſiſches Korps 
rechnen. Trotzdem wollte Friedrich Wilhelm dem berühmten Schweden⸗ 
könige gegenüber nur mit der größten Behutſamkeit verfahren. 

Er hatte ſchon im Mai dem Fürſten Leopold von Anhalt und 
Finckenſtein als ſeinen Vertrauten den Auftrag gegeben, die Peene von 
Anklam bis Demmin zu bereiſen und den Übergang bei Loitz !), wo 
nach ſeinen Nachrichten der größte Teil der ſchwediſchen Infanterie ſich 
befand, zu zerſtören. Die Generäle fanden die beiden erſtgenannten 
Städte in gutem Verteidigungszuſtande, die Zugbrücke bei Loitz aber 
ſchon aufgezogen, ſo daß es ſchien, als ob die Schweden mehr auf Ver⸗ 
teidigung als auf Angriff bedacht waren. Dieſer Eindruck wurde noch 
dadurch verſtärkt, daß ſie den Bau der Redoute, welche die Generäle 
Loitz gegenüber anlegen ließen, in keiner Weiſe ſtörten, ebenſowenig 
wie die Beſetzung der Flußübergänge bei Jarmen, ſüdlich Gützkow und 
bei Stolpe?) mit kleineren preußiſchen Truppenabteilungen. 

Wiederum aber hatte man die Angriffsluſt Karls XII. unterſchätzt. 
Am 17. Juni machten die Schweden einen Vorſtoß über die Peene, 
bemächtigten ſich der Redoute gegenüber von Loitz und hoben dann 
auch die andern eben erwähnten Poſten auf. Es war zwar nur ein 
kecker Handſtreich, bei welchem ſie nicht mehr als etwa 100 Mann Ge⸗ 
fangene machten, aber der König beſchloß nun doch, zur Erkundung 
und Sicherung ſeines jetzt beabſichtigten Vormarſches eine Avantgarde 


1) Loitz, am linken Ufer des Fluſſes, war die einzige Stadt an der Peene, 
die ſich in ſchwediſchen Händen befand. 
2) Flußabwärts von Loitz. 
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gegen den Peeneabſchnitt bis Kavelpaß !) vorzutreiben. Sie beſtand 
aus 1000 Mann Infanterie und 6 Schwadronen und wurde dem 
General Finckenſtein unterſtellt. Dieſer kam ſeinem Auftrage, deſſen 
Wortlaut wir leider wieder nicht kennen, in folgender Weiſe nach. 
Am 20. Juni meldete er aus Paſewalk, daß er mit dem Oberſten 
von Bredow in Anklam und dem Oberſtleutnant von Billerbeck in 
Demmin Verbindung geſucht habe. Da ihm eine ſchwediſche Patrouille 
von 75 Reitern bei Neue Mühle, 11/2 Meilen ſüdöſtlich Kavelpaß, ge- 
meldet ſei, werde er den Marſch zunächſt nur bis dahin fortſetzen; auch 
den voraufgeſchickten Oberſtleutnant Bellegarde mit ſeiner Freikompagnie, 
das Infanterieregiment von Heyden und den von Zehdenick her mit 
3 Schwadronen des Küraſſierregiments von Heyden im Anmarſch be⸗ 
griffenen Oberſten von Schulenburg, dem er Vorſicht für ſeine linke Flanke 
empfohlen, an ſich ziehen. Er beabſichtige aber auch, die Schweden aus 
der von ihnen eroberten Redoute bei Loitz wieder zu vertreiben und bäte 
deshalb noch um weitere Verſtärkung durch Infanterie und Kavallerie. 
Von einem Vorſtoß bis Loitz oder gar von einem Angriff auf die 
dortige Schanze wollte aber der vorſichtige König zunächſt nichts wiſſen; 
da Finckenſtein außer ſeinen eigenen 6 Schwadronen noch 3 von Heyden 
und eine ſächſiſche bekomme, ſo habe er genug, denn er ſolle bei Kavel⸗ 
paß ſtehen bleiben und nur Kavalleriepatrouillen weiter vortreiben. 
Der Befehl, diesſeit Kavelpaß ſtehen zu bleiben, wurde ihm auf ſeinen 
Bericht aus Galenbeck (weſtlich Neue Mühle) vom 21. Juni abends 
dann noch einmal eingeſchärft. 

Aus den folgenden, in Kavelpaß abgefaßten Berichten geht hervor, 
daß Finckenſtein — wohl infolge einer Bitte um Verſtärkung — 
400 Mann Infanterie nach Anklam warf, vor allem aber ſich ſeiner 
Rekognoſzierungsaufgabe ſehr gewiſſenhaft entledigte. Er ſchickte nicht 
nur auf königlichen Befehl die Freikompagnie unter Bellegarde und 
die bei ihm eingetroffene Jägerkompagnie unter dem Oberjäger Bock 
an die Peene vor, ſondern bediente ſich auch mit richtigem Verſtändnis 
namentlich ſeiner Kavallerie, um in Front und linker Flanke — die 
rechte war nicht bedroht — aufklären zu laſſen. Am 22. meldete er, 
er habe den Major v. Siring mit 60 Pferden an die Peene geſandt, 
„um eigentlich zu wiſſen, wieviel ſie auf allen Paſſagen von gedachtem 
Fluß ſtehen laffen, ob daſelbſt die Redoute (bei Loitz) ... angeleget 
wird und wieviel Leute daran arbeiten; wobei denn zugleich recomman⸗ 
diret, ſich genau zu erkundigen, was vor Poſten auch auf der Tollenſe 


— — —— — 


1) Nördlich von Friedland. 
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vom Feinde beſetzet, wie auch ob fie jenfeit ber Peene Truppen fofort 
überzuſetzen bei der Hand haben.“ Desgleichen habe er den Rittmeiſter 
Meyer nach Treptow kommandiert, „um ſowohl von dem, was dort 
paſſiret, und was etwa vor Anſtalten bei den Päſſen an der Tollenſe 
gemacht ſind, ſich genau zu erkundigen“. 

Auf dieſen Bericht antwortete ihm der König, daß er noch 
8 Bataillone und 4 Schwadronen (unter Dohna) nach Kavelpaß mar⸗ 
ſchieren laſſen werde. In ſeinem Drang nach vorwärts nahm ſich 
daher der Sieger von Malplaquet noch zweimal, am 23. und 24. Juni, 
die „Freiheit“, anzufragen, ob er denn nicht wenigſtens jetzt mit ſeinem 
Korps weiter vorgehen und „diejenigen Poſten, ſo vom Feinde auf⸗ 
gehoben, wiederum ſowohl mit Kavallerie als Infanterie“ beſetzen dürfe, 
„da man alsdann durch fleißiges Patrouilliren vorlängs der Peene 
wegen der Paſſage nicht allein geſichert, ſondern auch alle von uns ein⸗ 
zuziehende Kundſchaft ihnen benommen iſt“. Aber auch diesmal wurde 
ihm ſein Wunſch nicht erfüllt; er ſollte nur vorgehen, wenn auch die 
Schweden, die inzwiſchen das rechte Peeneufer geräumt hatten, den Fluß 
wieder überſchreiten würden. — Am 25. Juni langte Dohna mit ſeinem 
Korps bei Kavelpaß an und übernahm als Rangälterer den Oberbefehl, 
wodurch dieſe Sonderaufgabe Finckenſteins erledigt war. 

Nachdem die preußiſch⸗ſächſiſche Hauptarmee die Peene überſchritten 
und ſich mit der däniſchen vereinigt hatte, ohne auf feindlichen Wider⸗ 
ſtand zu ſtoßen, wurden die Schweden in Stralſund (am 15. Juli) 
eingeſchloſſen. Bald darauf aber wurden von Wolgaſt her Bewegungen 
feindlicher Streitkräfte gemeldet, welche, zumal die Schweden noch 
Uſedom beſetzt hielten und das Meer beherrſchten, die rückwärtigen Ver⸗ 
bindungen in der rechten Flanke zu bedrohen ſchienen. Der König 
befahl daher nicht nur dem General v. Arnim, nach Uſedom über⸗ 
zuſetzen und ſich der Inſel zu bemächtigen, ſondern ſchickte auch zwei 
Detachements nach Wolgaſt, das eine unter dem ſächſiſchen Major 
v. Siring, das andere unter Finckenſtein, um gegen die Stadt auf⸗ 
zuklären. Letzterer erhielt noch die beſondere Aufgabe, zu erkunden, 
auf welche Weiſe Arnim bei der Eroberung der Inſel Uſedom am 
beſten unterſtützt werden könnte. 

Er fand das auf einer Inſel gelegene Wolgaſter Schloß vom 
Feinde beſetzt und die Stadttore geſchloſſen. Da kein Widerſtand ge⸗ 
leiſtet wurde, ließ er die Tore aufbrechen und rückte in die Stadt ein. 
Die Beſatzung zog ſich auf das Schloß zurück. Da dieſes aber zur 
Verteidigung eingerichtet war, mußte Finckenſtein darauf verzichten, ſich 
ſeiner mittels eines Handſtreiches zu bemächtigen. Er kehrte alſo zurück 
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und meldete, wie wir vermuten dürfen, daß zur Eroberung des 
Schloſſes, Vertreibung der bei Wolgaſt ankernden ſchwediſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe und Unterſtützung der Arnimſchen Expedition ein ſtarkes Korps 
Infanterie, Geſchütze und Batteriebauten am Strande erforderlich ſeien. 
Der König, an den auch von Wolgaſt aus ein Hilferuf erging !), denn 
die Schweden hatten nach der Rückkehr Finckenſteins die Stadt vom 
Schloſſe und den Schiffen her beſchoſſen, ſandte infolgedeſſen den 
jüngeren General Dönhoff mit 3500 Mann und Artillerie dorthin; er 
vertrieb die Schweden von dem befeſtigten Schloſſe, zwang die Kriegs⸗ 
und Kaperſchiffe zum Abzuge und ließ auch ſpäter zur Erleichterung 
eines eventuellen Überganges nach Uſedom Batterien bauen. Fincken⸗ 
ſtein aber, deſſen Ratſchlag einen ſo guten Erfolg gezeitigt hatte, blieb 
von nun an als dienſttuender Generalleutnant vor Stralſund, ohne jedoch, 
wie erwähnt, bei der Belagerung militäriſch beſonders hervorzutreten. 


Mit der Einnahme von Stralſund fand die kriegeriſche Laufbahn 
Finckenſteins ihren Abſchluß. Bei zahlreichen Belagerungen und in 
mancher Schlacht hatte er ſich als ein hervorragend begabter Führer 
erwieſen und ſich auch in der Strategie durch klare, faſt immer 
treffende Auffaſſung der Lage und geſchickte Erkundungen, vor allem 
aber, ebenſo wie in der Taktik, durch den friſchen Geiſt der Initiative 
ausgezeichnet. Daß er in der Stellung eines Oberfeldherrn noch Be⸗ 
deutenderes geleiſtet hätte, möchte ich, eingedenk des franzöſiſchen Sprich⸗ 
worts: „Tel brille au second qui éclipse au premier“ nicht geradezu 
behaupten, aber doch auch nicht von der Hand weiſen. Strategen ſind 
immer Künſtlernaturen, und an künſtleriſcher Phantaſie hat es Fincken⸗ 
ſtein, dem Erbauer des prächtigen Schloſſes in Oſtpreußen, ſicher nicht 
gefehlt. — 

In der nun folgenden Friedenszeit bekam Finckenſtein, wie zum 
Schluß bemerkt ſei, außer dem ihm ſchon vorher verliehenen Infanterie⸗ 
regiment das Gouvernement von Memel, wurde General der In⸗ 
fanterie (1718), Ritter des Schwarzen Adlerordens (1728) und General⸗ 


1) „Weiln, den Poſten zu mainteniren, zu wenig Infanterie, auch bei dieſer 
ſchon hier ſtehenden nur ein Kapitän, und man ihrer noch mehr, wie auch, den 
Feind von dem alten Schloſſe als die Kapers zu delogiren, einiger achtpfündiger 
Canons bendtiget, wie Se. Excellenz der Herr Generalleutnant Finckenſtein ſchon 
berichtet haben werden, ſo habe auch hierbei ſolches Ihro Majeſtät nochmals 
melden und Dero ferneren hohen Befehl ermartend* (Immediatbericht des Kom- 
mandanten der Wolgaſter Beſatzung vom 29. Juli, Geh. Staatsarchiv Rep. 
96, 508) 
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feldmarſchall (1733); eine ganz beſondere Bedeutung aber erhielten diefe 
Friedensjahre für ihn und die Welt dadurch, daß der König ihn im 
Jahre 1718 zum Erzieher des Thronerben ernannte. Da der junge 
Prinz in erſter Linie zu einem Offizier, einem General herangebildet 
werden ſollte !), fo werden wir annehmen dürfen, daß Finckenſtein 
hierauf ſein Hauptaugenmerk gerichtet hat. Er wird ſeinen Zögling auf 
den Wert der kriegeriſchen Tugenden hingewieſen haben, die er ſelbſt 
in ſo hohem Grade beſaß, auf Ehrgeiz, Pflichtgefühl, Ausdauer, Ge⸗ 
horſam, Mut, Entſchloſſenheit, Umſicht, Geiſtesgegenwart; er wird ihn 
aber auch bei zunehmendem Verſtändnis über das Angriffs verfahren 
in einer Schlacht, über das Weſen des Feſtungskrieges, über ſtrategiſche 
Defenſive und Offenſive aufzuklären geſucht haben. Sind nun ſolche 
Belehrungen auch auf fruchtbaren Boden gefallen? Wir müßten dieſe 
Frage verneinen, wenn wir nur die Zeit der Belehrung ſelbſt ins 
Auge faſſen wollten, denn bis zu ſeinem Fluchtverſuch im Jahre 1730 
war der Kronprinz aus Haß gegen allen Zwang, mangelnder Einſicht 
und anderweitigen Neigungen ?) dem Militäriſchen abhold, und Fincken⸗ 
ſtein bekleidete ſeine Stelle als „Oberhofmeiſter“ nur bis zum Jahre 
1729. Daß aber die von dem Erzieher ausgeſtreuten Samenkörner 
ſpäter aufgegangen ſind, beweiſt zunächſt der Kondolenzbrief, den der 
Kronprinz nach dem Tode Finckenſteins im Jahre 1735 an die ver⸗ 
witwete Gräfin richtete?) und ſeine Außerung gegenüber dem Fürſten 
Liechtenſtein“). Sodann geht es aus der Bewunderung hervor, die 
Friedrich an den obenangeführten Stellen ſeiner Schriften dem ſpezifiſch 
Heldenhaften in Finckenſtein zollt. Endlich dürfen wir den Einfluß 
Finckenſteins vielleicht auch rückſchließend folgern aus den mancherlei 
Ahnlichkeiten in der Kriegsführung und dem kriegeriſchen Charakter 


1) Finckenſtein hatte ſeine Stelle nicht zuletzt deswegen erhalten, weil 
er, wie es in ſeiner Inſtruktion heißt, außer ſeiner „ſonderbaren Prudence, 
Moderation und untadligen Conduite... mit vielen in Kriegsoperationen nötigen 
Wiſſenſchaften begabet“ war. 

2) Der Neigung zur Belletriſtik ſoll Finckenſtein, wie der König ſich noch 
im Siebenjährigen Kriege erinnerte, energiſch entgegengetreten fein. (Bal. 
Memoiren und Tagebücher von Heinrich de Catt, berausg. von R. Kofer.) 

3) Mitgeteilt von Arnold im Hohenzollern⸗Jahrbuch Bd. 13 (das eigen- 
händige Original im Privatbeſitz). Der Kronprinz, indem er betont, er ſchreibe 
nicht „par un mauvais compliment ni par une eoutume ordinaire“, nennt 
darin feinen verſtorbenen Erzieher „un ami, un honnéte homme, un grand 
homme“ (an anderer Stelle: „le digne et grand homme“), der ſeine Lauf⸗ 
bahn ruhmvoll beendet habe. 

4) Der Berftorbene gehöre zu den Leuten, „qui devraient être immortels“. 
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des Meiſters und des Schülers: z. B. daraus, daß der König in 
ſeinen Schlachten, bei allem Streben nach Bedrohung der feindlichen 
Flanke, doch gelegentlich, wie Finckenſtein bei Malplaquet, auch die 
feindliche Mitte zu durchbrechen verſucht hat (mit Erfolg bei Prag, 
erfolglos bei Kolin) 1); daß auch er die von ihm angegriffenen Feſtungen 
energiſch beſchießen ließ; daß er auch in der ſtrategiſchen Defenſive, wie 
Finckenſtein im Jahre 1715, ſtets von dem Drang nach vorwärts be- 
herrſcht war, dabei ebenfalls ſeinen Gegner gelegentlich unterſchätzend; 
daß er mit ſeinem Erzieher an Heldentum gewetteifert, ja ihn noch 
weit übertroffen hat. Allerdings haben auch noch andere Faktoren, 
nicht zuletzt ſein eigenes Genie, zu dieſer Entwicklung Friedrichs als 
Feldherrn beigetragen, aber wir dürfen doch m. E. den Anteil des 
Generals daran nicht unterſchätzen, obwohl wir keine poſitiven Be⸗ 
weiſe dafür haben. Mit Recht ſagt Pauli von dem zum militäriſchen 
Mentor unſeres großen Königs, wie ſchon ſeines Vorgängers, ge⸗ 
wordenen muſterhaften Soldaten: „Niemand war würdiger, die Stelle 
eines Oberhofmeiſters Friedrichs II. zu verwalten, und niemand hat 
die Hoffnung der Völker genauer erfüllet als Finckenſtein.“ 


Beilagen 


1. Immediatberichte Finckenſteins aus dem Jahre 1706) 


Am 3. Juli berichtet F. aus Herzogenbuſch, der Kronprinz ſei 
geſund und wohl dort angekommen. Die ihm von den Feſtungs⸗ 
kommandanten in Grave und Herzogenbuſch angebotenen Ehrenbezeigungen 
habe er nicht angenommen, ſondern „incognito aller Orten paſſiren 
wollen“. Morgen gehe es weiter nach Breda und übermorgen nach 
Antwerpen. Der größeren Sicherheit des Kronprinzen wegen habe er, 
F., vom Generalleutnant Natzmer ſich noch „100 Pferde“ zur Vere 
ſtärkung der aus 150 Pferden beſtehenden Eskorte geben laſſen. „Ich 
werde fernerhin in allem ſolche Vorſichtigkeit und alle menſchliche Prä⸗ 
caution gebrauchen, damit Se. Königl. Hoheit der Kronprinz Ew. Königl. 
Majeſtät bei allem hohen Vergnügen wiederſehen können.““) 


— 


1) Nach den Untepfuchungen des Oſterreichers v. Hoen über beide Schlachten. 
(Bal. meinen Aufſatz in den „Forſchungen“ Bd. 23, 2.) 

2) Königl. Hausarchiv (König Friedrich Wilhelm I. Militaria Rep. 46 D 2). 
Nur der Schluß der Berichte: „Euer Königlichen Majeſtät alleruntertänigſter 
treuſter Knecht Finck von Finckenſtein“ eigenhändig 

3) Am 6. Juli dankt der König für diefen Bericht vom 3. und fordert 
den General wieder auf, dem Wohlergehen des Prinzen „alle erſinnliche Sorg- 
Ge E ‚geitalt Wir deshalb ein ſonderbares Vertrauen in Euch ges 
etzet haben“. | 


42 Otto Herrmann [42 


Am 8. Juli ſchreibt F. aus Antwerpen, daß der Kronprinz dort 
am 5. angekommen ſei. „Se. Königliche Hoheit haben zwiſchen Breda 
und hier ohngefähr mittags um 11 Uhr über Kopfwehe zu klagen an⸗ 
gefangen und darauf bei ſich ein Friſſonnement empfunden, ſo ſich als 
ein kaltes Fieber angelaſſen. Der Doktor Gundelsheim hat hierauf 
vor gut befunden, Se. Königl. Hoheit die Ader zu laſſen, und nach⸗ 
dem Dieſelbe dabei einige Medikamente gebrauchet, ſo hat ſich Gott ſei 
Dank das Fieber nicht allein verloren, ſondern Se. Königl. Hoheit be- 
finden ſich auch anjetzo ganz wohl.“ Morgen werde der Prinz nach 
Mecheln gehen und übermorgen zur preußiſchen Armee ſtoßen. 

Am 11. Juli berichtet F. aus Aloſt, der Kronprinz ſei über 
Mecheln am 10. nachmittags „bei der Armee und Ew. Königl. Maj. 
Truppen angelanget. Se. Königl. Hoheit haben ſofort, die Truppen 
zu ſehen, die Tour der Linie getan“. „Weilen heute frühe fouragiret 
worden, ſo ſind Se. Königl. Hoheit, um das Kommando mit zu ſehen, 
mit der Generalität dahingeweſen und um 9 Uhr vormittags wieder 
zurückgekehret. Se. Königl. Hoheit haben reſolviret, als den 14. dieſes 
von hier nach der Großen Armee unter Duc de Marlborough zu 
gehen, allwo Dieſelbe die von Ew. Königl. Majeſtät allergnädigſt deter⸗ 
minirte Zeit zubringen werden.“ 


Am 17. Juli berichtet F. dann weiter aus Heldin, der Kronprinz 
ſei in der Tat am 14. „aus der Armee bei Aloſt gegangen“ und über 
Gent und Oudenarde am 16. „glücklich und geſund in der Großen 
Armee unter Mylord Duc arriviret. Mylord Duc hat Sr. Königl. 
Hoheit 6 Escadrons nach Oudenarde entgegengeſandt unter Kommando 
des Brigadier du Chanclos, zwiſchen Oudenarde und der Hälfte des 
Weges der Armee war mit etl. Escadrons der Generalleutnant Rantzau 
zur Eskorte Sr. Königl. Hoheit poſtiret und eine gute Stunde vom 
Lager wurde Se. Königl. Hoheit vom Duc de Marlborough mit der 
Armeegeneralität empfangen.“ Der Kronprinz habe dann bei Marl⸗ 
borough zu Mittag geſpeiſt und eine Ehrenwache erhalten, „wie ſie 
der König von Engelland gehabt“. Der Herzog werde „heute Sr. 
Königl. Hoheit die ganze Armee en revue ſehen laſſen, obſchon 
Se. Königl. Hoheit noch geſtern die Tour der ganzen Linie getan“. 

Am 24. Juli berichtet F. aus dem Lager bei Helchin: „Se. Königl. 
Hoheit beſehen tagtäglich die Armee und occupiren ſich, dasjenige zu 
ſehen, was einem großen Kapitän zu wiſſen nötig“ ). 

Am 13. Auguſt meldet F. aus dem Lager bei Helchin, daß der 
Kronprinz „geſtern in Begleitung von Mylord Duc de Marlborough 
und der hieſigen Generalität nach Meiningen (Menin) geweſen, daſelbſt 
die Dispoſition der Belagerung beſehen und mkt Mylord Duc die 
Approches durchgangen ... und des Abends geſund und glücklich wieder 


1) Ein Bericht F.s vom 20., der auch den Briefverkehr betrifft, erwähnt 
ebenfalls, daß der Kronprinz „ſich tagtäglich mit Beſehung der Armées unter 
der Begleitung von Mylord Duc und der hieſigen hohen Generalität ... occu» 
piren“; der König werde ,foldes aus dem von Sr. Königl. Hoheit dem Kron- 
prinzen überſandten Diario mit mehrerem zu erſehen“ geruhen. 
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ins Hauptquartier arriviret“. Der Kronprinz gedenke heute noch 
zurückzukehren und über Oudenarde, Gent, Antwerpen am 24. in 
Minden einzutreffen. 


2. Berichte aus dem Jahre 1709) 


Am 30. April meldet F. aus Hannover, der Kronprinz ſei am 
Sonntag dort angekommen und werde am nächſten Donnerstag weiter 
nach Weſel reiſen, am 2. Mai von ebenda, der Kronprinz habe „sur 
les instantes prières de leurs Altesses Electorales“ ſeine Abreiſe um 
einen Tag verſchoben. Am 10. Mai aus „Kessel à deux lieues de 
Venlo“, der Kronprinz ſei über Weſel und Rheinberg nach Geldern 
gekommen; hier habe ihm, F., der Marquis von Hoensbruch, einer 
der erſten Seigneurs des Landes, den Wunſch ausgeſprochen, „que le 
pays de Geldre restasse sur la douce domination de Votre Majesté“, 
was möglich ſein werde, „en prenant des bonnes mesures au traité 
de paix“; der Prinz ſei dann bei Venlo, wobei die Aufrechterhal⸗ 
tung des Inkognitos Schwierigkeiten machte, unter Eskorte von 
200 Pferden über die Maas gegangen und in Keſſel angekommen, von 
wo es weiter dach Maaſtricht gehen folle. Ein längerer Bericht vom 
13. ſchildert die Ehrenerweiſungen, die dem Kronprinzen in Maaſtricht 
bezeigt wurden. Nach dem Diner bei dem Gouverneur „S. A. R. 
alla voir 4000 hommes des troupes de Württemberg qui defilerent 
devant Elle, et alla vorr une partie des fortifications de la ville. 
Hier, le 12i@me, S. A. R. vit le régiment de Varenne et après cela 
alla voir la fortification du Petersberg... aprés diner Elle vit le 
reste de la fortification comme deux régiments d'infanterie faisant 
l’exercice et deux régiments de cavallerie et deux de dragons qui 
défilérent devant S. A. R.“ Während der Kronprinz dann das Rat- 
haus befidtigte, wo man für ihn eine „collation magnifique“ bereits 
geftellt hatte — er nahm indeſſen nur ein Glas Wein — „le comte 
de Lottum arriva... avec les troupes de V. M., ce qui fit aller 
S. A. R. hors de la ville voir arriver les troupes qui passent 
aujourd’hui pour aller à Bilsen, où S. A. R. logera aussi“. Der 
Gouverneur, General v. Dopff, habe alles getan, was „une personne 
dévouée aux intérêts de V. M. peut faire“, aud der Kronprinz fei 
mit thm ,parfaitement content“. „Mr. le général Dopff m’a fait 
voir les dispositions des armées qui seront aux Pays Bas. Il se 
trouve que les troupes de V. M. seront de l’armée du prince 
Eugene, et comme S. A. R. a grand’envie de rester avec les troupes 
de V. M. et que l'instruction qu'il a plu à V. M. de donner porte 


1) Königliches Hausarchiv (König Friedrich Wilhelm I. Militaria Rep. 

46 D3): nur die Berichte vom 26. Mai und 11. Auguft find dem Geh. Staats- 

archiv (Rep. 96, 121 F) entnommen. Die Berichte ſind durchweg eigenhändig. 

örſter (Friedrich Wilhelm I., Bd. 1) hat zwar aus ihnen ſowie aus einigen 

erichten des Geh. Hofrats v. Creutz und Schreiben des Kronprinzen bereits 

eine Art Tagebuch zuſammengeſtellt, wir ſind aber, wie ich glaube, dem Andenken 
Finckenſteins ihren wortgetreuen Abdruck bzw. genauen Auszug ſchuldig. 
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que S. A. R. devrait étre avec Milord Duc, lequel selon le dire 
sera renvoyé à la Haye comme plénipotentiaire, je n’ai pas voulu 
manquer demander tout ceci très humblement à V. M. La suppli- 
ant avec un très profond respect de vouloir me faire la grâce de 
me donner là-dessus Ses gracieuses ordres, si V. M. approuve que 
S. A. R. reste avec le prince Eugène.“ !) 

Ein Bericht F.s vom 16. Mai aus Curingen meldet: „S. A. R. 
partit de Maastricht le 13ieme de ce mois... Elle a vu défiler les 
huits bataillons de V. M., quand ils se mirent en marche pour 
aller à Bilsen. S. A. R. les suivit, après qu'Elle eut déjeuné avec 
Mr. le général Dopff et avoir vu sa maison de plaisance. Elle 
arriva vers le soir dans le quartier de Bilsen, où le 14ï*"e on 
eut jour de repos. Hier, 15ieme, la marche continua à Curingen, 
aujourd’hui nous allons a Montaigne, seigneurie appartenant a 
V. M.... On parle ici plus que jamais de la paix”), même il 
y en a qui doutent que plusieurs troupes qui sont encore dans 
leur quartiers n’en sortiront pas. La stérilité de la campagne de 
ce pays ici est excessive et le fourrage est tres rare, je ne veux 
pas dire qu’il manque partout, de sorte qu'on s’attende à une 
paix inopinée, ce qu'on saura plus positivement après le retour 
du Milord Due.“ 

In dem Bericht, Weswelaer (nordöſtlich von Brüſſel) 20. Mai, 
dankt F. zunächſt für das eigenhändige Poſtſkriptum zum Schreiben 
vom 11.8) und meldet dann die Ankunft -des Kronprinzen und der 
Truppen in Weswelaer, „cing heures de Bruxelles“. „On parle ici 
beaucoup de la paix, on croit pourtant que, si elle se fait, que 
cela pourrait encore aller à un couple de mois; le retour de Milord 
Duc décidera la chose. Il faut que je dise à V. M. que le comte 
de Lottum prend tout le soin imaginable pour la personne de 
S. A. R.“ Am Schluß Wünſche für die Wiederherſtellung der Ge- 
ſundheit des Königs. 

Ein Bericht, Brüſſel 23. Mai, meldet die glänzende Aufnahme, 
welche der Kronprinz dort am 21. bei dem Erbprinzen von Kaſſel ge⸗ 
funden habe. Da die preußiſchen Truppen morgen von Gent ab— 
marſchierten, wolle er ſich morgen ihnen anſchließen. „Le prince 
Eugene n'est pas encore arrivé et l'on dit pour assuré que la 
paix est fort proche.“ 


1) In der Antwort vom 21. Mai heißt es: Wir „bleiben bei Unſerer 
Meinung, daß des Kronprinzen L. ſich bei dem Korps, welches der Duc de Marl» 
borough kommandiren wird, aufhalten ſoll. Wir hoffen auch, daß es werde wohl 
dahin zu bringen ſein, daß Unſere Truppen bei des Mylord Duc Armee bleiben, 
haben auch nicht allein dem Grafen von Lottum deshalb von neuem Ordre ge⸗ 
ſendet, ſondern auch ſonſt befohlen, dem Due de Marlborough, dem Prinzen Eugen 
und dem Etaat [d. i. den Generalftaaten] alle nötige Remonſtrationes zu machen, 
welches Ihr ſelbſt auch, wenn Ihr gedachte beide Chefs ſehen und ſprechen 
werdet, nicht zu unterlaſſen habet.“ 

2) Über die damaligen Friedensverhandlungen vgl. Förſter und Droyſen 
a. a. O. und jetzt W. Peters in den „Forſchungen“ Bd. 28, 2. 

3) Liegt nicht mehr vor. 
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Aus „Drengen pres de Gent“ berichtet F. zunächſt am 26. Mai: 
„Selon le bruit qui court ici la paix doit étre fort avancée, méme 
l'on dit qu'il y aura bientôt une trève. La stérilité du pays ici 
est extraordinaire et en France elle doit être encore plus grande... 
S. A. R. est grâce à Dieu toujours parfaitement bonne. Elle a. 
passé ce matin avec les troupes de V. M. la ville de Gent. Tout 
le monde rend justice aux troupes de V. M. disant qu'on n’en 
peut pas voir des plus belles et lestes, Selon les apparences on 
fera ici quelque séjour, et S. A. R. passera son temps à faire 
passer en revue les troupes de V. M. C'est tout ce qui se 
passe ici.“ 

Am 29. Mai: „S. A. R. a passé hier en revue les gardes et 
le Leibregiment infanterie de V. M. où il n’y avait rien à redire. 
Aujourd’hui le régiment de S. A. R. paraîtra devant les commis- 
saires, et ensuite on continuera avec les autres bataillons. Comme 
il y a si peu de fourrage ici, on sera obligé de décamper d'ici en 
peu de jours et prendre le camp de Nevele près de Deinze. Le 
bruit de la paix continue toujours, ce qui nous fera bientôt avoir 
une suspension des armes, dont V. M. sera sans doute plus ample- 
ment informé par Mr. le baron de Schmettau“. !) 

Am 2. Juni: Der Kronprinz habe die Infanterie befidtigt und 
wer de in der nächſten Woche auch die Kavallerie Revue paſſieren laſſen. 
„Ill n'y a rien de nouveau ici sinon que le bruit continue que 
la paix s'avance. Mr. le marquis de Torcy?) doit être passé à 
Bruxelles il y a trois jours pour aller à Versailles d’où il doit re- 
venir en huit jours, et l’on assure qu'il apportera les préliminaires 
signés du Roi; après peu on saura au juste quel pli prendront 
toutes ces négociations. Milord Duc et le Prince Eugène sont 
encore à la Haye; apparemment qu’ils attendent le retour de Mr. 
de Torcy.“ 

Am 5. Juni: ,J’avais cru que je pouvais par cette présente 
(se. lettre) dire positivement à Votre Majesté que la paix se ferait 
sans doute, mais il vient d'arriver une estafette à S. A. R. par 
lequel le prince Eugène mande que Mr. de Torcy lui a écrit 
que le roi de France ne voulait pas goûter les propositions de la 
paix arrêtées à la Haye comme préliminaires; aussi on se prépare 
tout de bon pour entrer en campagne. L'armée des alliés se doit 
former le 12 de ce mois et la cavallerie de V. M. qui a été 
` jusques ici campé une heure au dela de Gent a reçu ordre de 
marcher demain pour aller occuper son cantonnement de prairies 
pour pâtoyer aux environs de Deinze; l’infanterie doit suivre après 
demain. Le prince Eugène a eu dessein de venir aujourd'hui ici 
pour diner avec S. A. R., mais les nouvelles survenues l'ont 
détourné.“ Der Kronprinz, welcher fih vollkommen wohl befinde, habe 
beabſichtigt, am 6. Juni die preußiſche Kavallerie Revue paſſieren zu 


1) Preußiſcher Geſandter im Haag. 
2) Der franzöſiſche Unterhändler im Haag, ſiehe oben. 
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laffen, wegen des befohlenen Aufbruchs derſelben aber diefe Abſicht auf 
einen andern Tag verſchoben. 

Die weiteren Berichte lauten: 

Au camp de Nevele, 9. Juni: 

Depuis ma dernière lettre... les troupes de V. M. ont changé 
leur camp: l'infanterie campe ici & Nevele, la cavallerie campe 
dans divers quartiers le long de la Lys pour mieux profiter du 
pâturage. On dit que l'armée des alliés s’assemblera le 12 de ce 
mois, de sorte que nous pouvions bien marcher le 11. On con- 
tinue de dire que les ennemis campent par brigades de long de 
l'Escaut. Le fourrage doit être très rare partout, de sorte que la 
subsistance sera très difficile A trouver aussi bien de notre côté 
que du cöt& des eunemis. Milord Duc est attendu cette semaine, 
a moins que la négociation de la paix ne se renoue... 

Nevele, 12. Sunt: | 

. . . S. A. R. fut hier à Gent en espérance d’y trouver Milord 
Duc et le prince Eugene, ayant eu des nouvelles qu’ils y vien- 
draient, mais ils se sont arrêtés à Bruxelles, d’où il est venu un 
ordre & Mr. le comte Lottum comme aussi aux troupes danois et 
hessois de faire halte et s’arréter la où ils se trouveraient jusques 
à nouvel ordre et d’envoyer comme aujourd’hui un officier à Oude- 
narde pour y recevoir les dispositions ultérieures. On juge par là 
et par le bruit qui court partout que les négociations de la paix 
se renouent, même il y en a qui disent que les préliminaires ont 
été signés du roi de France au gré des alliés; dans quatre ou 
cinq jours l’on saura avec certitude le dénoument de tout. F. 
wünſcht dem König guten Erfolg feiner Selterwaſſerkur. 


Nevele, 16. Juni: 

Der Kronprinz iſt am 14., begleitet von dem Grafen Lottum, 
einer Einladung der beiden Armeeführer nach Gent zu einem glänzen- 
den Mittagseſſen, wobei der Prinz Eugen trotz des Faſttages ſich an 
das Fleiſch hielt, gefolgt. S. A. R. pria les deux princes de vou- 
loir venir diner avec lui. Ils arriverent hier matin et virent toutes 
les troupes de V. M. tant cavallerie qu’infanterie dont ils admire- 
rent la beauté et convinrent qu'on ne pouvait pas voir quelque 
chose de plus leste !); après diner ils retournèrent à Gent. A 
présent on est occupé à songer tout de bon à faire la guerre. 
V. M. sera déjà informé que le traité de paix est rompu. Milord 
Duc dit hier à table qu'entre ci et 15 jours il se pourrait bien 
passer une action, voulant attaquer l’ennemi partout où il se trouve- 
rait. Nous marchons demain et l’armée se doit assembler dans la 
plaine de Lille. On dit que les ennemis ont 200 bataillons et 


300 escadrons et qu’ils font venir toutes les troupes du Haut 
Rhin . . 2) 


1) Leste = qui est équipé de manière à exécuter avec facilité tous 
ses mouvements (Acad. fr.). , 
2) Am 25. Juni wird F., da „aller Apparence nach nun vermutlich in 
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Au camp de Willemeau, une heure de Tournay, 30. Juni: 

J’espere que V. M. aura recu la dernière lettre que je me 
suis donné l'honneur de Lui écrire le 26 de ce mois). Le même 
soir il fut dit à l'ordre de se tenir prét & marcher aussitöt que 
la retraite serait battue. Tout le monde erut que la marche serait 
pour aller attaquer les ennemis dans leur retranchement, surtout 
qu'on avait fait faire les chemins de ce cöté-la. Mais après que 
l'armée s' était mise sous les armes, on vit que c’était le chemin 
de Tournay qu'on prenait. Apres y avoir marché toute la nuit, 
on y arriva le 27 du matin. La surprise du gouverneur était fort 
grande de se voir investir, ne s’etant pas attendu à cela, ayant 
le jour de devant détaché trois bataillons de sa garnison pour 
l’armée de Mr. de Villars. On occupa le même jour trois postes 
considérables qui est St. Amand sur l’ Escarpe et Mortagne et 
Antoine sur l’Escaut. Dans ces trois postes il y a eu fort peu 
du monde des ennemis qui se sont d’abord retirés. S. A. R. 
loge ici & Dremmen et Milord Duc à Willemeau un bon quart 
d’heure d’ici. S. A. R. a à present une garde anglaise de 60 
hommes avec un drapeau tout comme Elle a eu il y a trois ans. 
On est à présent oceupé pour faire la disposition du siège; on y 
destine 60 bataillons et 60 escadrons dont il y en aura 7 bataillons 
et 8 escadrons des troupes de V. M. Les généraux qui doivent 
commander au siège seront nommés ce soir, et on croit que la 
tranch&e s’ouvrira entre ci et huit jours. 

Les ennemis sont toujours dans leur camp près de la Bassée. 
Ils ont fait un détachement qui campe sous le canon de Douai 
et attendent les ordres de la cour. 


Devant Tournay, 3. Juli: 

Depuis ma dernière lettre que je me suis donné l'honneur 
d'écrire à V. M. du 30 juin, je fus commandé avec le Général- 
major Comte de Dönhoff, brigadiers Grumbkow, Borcke et du 
Portail, 7 bataillons et 8 escadrons, pour aller de l'autre côté de 
l'Escaut resserrer avec les Hollandais de plus près la ville ce qui 
se fit avanthier. A présent on est occupé à travailler à la ligne 
de circonvallation qui sera achevée demain °). Une partie de la 
grosse artillerie est déjà arrivée de Lille; on attend celle qui doit 
venir par eau de... Gent, ainsi qu'on commencera en peu de 
jours d'ouvrir la tranchée. Les ennemis ont fait un détachement 
vers Valenciennes, Condé et Douai pour tâcher de jeter du monde 
dans la place ce qui nous oblige d’être toutes les nuits sous les 


kurzem die Operationes der Campagne angehen werden, es auch wohl gar zu 
einer Hauptaktion in denen ſpaniſchen Niederlanden kommen dürfte“, beauftragt, 
„ale menſchmögliche Präcautiones zu nehmen, damit des Kronprinzen Lbd. ſich 
nicht zu ſehr exponire. Das Beſte iſt, daß S. L. ſich von dem Duc de Marl⸗ 
borough nicht fepariren’, ſondern ſtets auch in Bataillen bei demſelben bleiben, 
wodurch Sie auch am meiſten profitiren werden“. 

1) Fehlt. N | d 

2) Vgl. den Plan von Tournay in dem Kriegsatlas der Niederlande von 
Srice, Brüſſel 1710 (Kartenſammlung der Königl. Bibliothek). 
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armes, jusqu’a ce que nos lignes de circonvallation soient achevées. 
S. A. R se porte grâce à Dieu fort bien. Avanthier le prince 
Eugene et Milord Duc dinerent chez Elle et hier, apres avoir fait 
avec ces princes le tour de la place, Elle a diné chez le prince 
Eugene. La grande armée doit faire aujourd’hui un petit mouve- 
ment, mais elle ne s'éloignera pas beaucoup d' ici. Mr. de Grumb- 
kow est incommodé d'une fluxion à l'aile, ce qui l'empêche de ne 
pouvoir pas écrire par cet ordinaire à V.M. Il ne se passe rien 
ici digne d'être mandé à V. M.“ 

Au siège de Tournay, 7. Juli: 

. . . On ouvrira ce soir la tranchée. Il y aura trois attaques: 
le comte de Lottum commandera la principale qui est celle de la 
citadelle, le général Schulenburg et le général Fagel les deux 
attaques de la ville; le premier aura la sienne à la porte de sept 
fontaines, et le second à la porte de Marie. — Le dessein a été 
d'ouvrir hier la tranchée, mais le malheur est arrivé que l'ingénieur 
de Rocques, qui devrait conduire le tout, est tombé avec son 
cheval et s’est cassé la jambe, ce qui n’embarrasse pas peu Milord 
Duc et le prince Eugène. 

Il paraît que cette campagne se commence avec de fâcheux 
contre-temps. Les ennemis ont fait prisonniers de guerre 700 
hommes qui s'étaient postés à Warneton dont il y a eu 7 hommes 
par bataillon des troupes de V. M. On y a envoyé un détache- 
ment de l’armée pour les secourir, mais il vint trop tard. Tout 
ce qu'on a pu faire, cela était de sauver 100 hommes qui étaient 
au pont Rovoye(?) et 300, qui étaient postés à Commines. 

On dit que l’Electeur de Bavière formera une armée sur la 
Meuse avec un gros détachement de l’armée de Mr. de Villars qui 
est en chemin et qui vient du Haut Rhin. Cela étant, il pourra bien 
entreprendre le siege de Huy et faire une diversion sur la Meuse. 


S. A. R.. .. dina avanthier chez les députés de l' Etat avec 
le prince Eugene et Milord Duc. Je n'ai pas pu accompagner 
S. A. R. ayant été obligé d’aller avec le comte de Lottum recon- 
naître l'endroit où l’on doit ouvrir la tranchée. Aussitôt que 
j'aurai achevé cette lettre, j'irai faire ma cour à S. A. R. et 
recevoir Ses ordres pour m'en retourner à mon camp faire les 
dispositions ordonnés par Mr. le comte de Lottum pour l’ouverture 
de la tranchée que je dois commander cette nuit. 

Au siège de Tournay, 10. Juli: 

. . . . S. À. R. se porte bien. Avanthier Milord Duc et plu- 
sieurs autres généraux dinèrent chez Elle, et hier S. A. R. alla 
avec Milord Duc à St. Amand, où Milord Albemarle leur donna 
à dîner. Aujourd'hui ils dinerent chez le comte de Lottum et 
iront ensuite voir la tranchée de la citadelle, laquelle comme aussi 
les deux de la ville sont déjà fort avancées. On travaille à présent 
aux batteries qui seront demain achevces. II serait à souhaiter 
que le gros canon füt arrivé; je crains qu'il se passera encore 
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quelques jours avant que nous l’ayons, les ennemis ayant bouché la 
riviere avec trois grands bateaux charges de pierres, ainsi qu'on est 
oblige de faire un canal pour donner un nouveau cours à la 
rivière, lequel est déja achevé; mais comme il n'est pas assez pro- 
fond pour faire passer les bateaux, on sera obligé de décharger 
le canon et le faire transporter par de petits bateaux, ce qui 
nous fera perdre beaucoup de temps. — Le chevalier Luxemburg 
est campé avec un corps volant pres de Condé pour voir s’il ne 
peut pas trouver un moment favorable de jeter du monde dans 
la place; on prend ici toutes les précautions imaginables pour que 
son dessein ne réussisse pas. — On dit que l'Evèque de Tournay 
a donné toute l’argenterie des églises pour la monnoyer. Il fait 
ici un temps extraordinaire pleuvant toujours, ce qui incommode 
beaucoup le soldat dans la tranchée. 

Devant Tournay, 16. Juli: 

. . . S. A. R. a été hier avec Milord Duc voir l'attaque de 
Mr. de Schulenburg, laquelle est fort avancée et n'est qu'à vingt 
pas de la contrescarpe de l'ouvrage à corne; mais avec tout cela 
on ne croit pas que par cette attaque ou se puisse rendre si töt 
maitre de la ville, ayant à prendre la contrescarpe de l’ouvrage 
& corne, puis cet ouvrage a corne, ensuite la contrescarpe de la 
ville et aprés encore sa demilune. Celle de Mr. Fagel se trouve 
aussi fort difficile, à cause que l’Escaut nourrit le fossé de la ville 
qui doit être fort profond, de sorte que j'espère que l’attaque de 
Mr. le comte de Lottum réussira peut-être la première, puisque 
l'on tächera de s’&couler le long de l’Escaut pour pouvoir faire 
brèche à la ville. ° 

Les ennemis ont fait deux retranchements sur le glacis de la 
contrescarpe de la Citadelle vers l’Escaut. On s’est rendu maitre 
du premier sans aucune perte; on tächera de faire cette nuit une 
paralléle vers la ville et, s’il se peut, de chasser les ennemis du 
second retranchement. 

V. M. ne trouvera pas mauvais que j’écrive ceci par avance, 
ne le pensant pas faire demain, montant ce soir la tranchée. 

R. . . . ne manque pas de se donner de mouvement pour 
voir toute chose. 

Au siège de Tournay, 21. Juli: 

. . . S. A. R. . .. visita hier matin la tranchée de la Citadelle 
et alla ensuite avec Milord Duc et le prince d’Anhalt dîner chez 
le brigadier Grumbkow. Je nai pas eu l'honneur de L’accom- 
pagner, ayant été de tranchée. 

Les attaques s’avancent toujours. Celle de Mr. de Schulen- 
burg, qui paraissait très difficile comme j'ai eu l'honneur de dire 

V. M. par ma dernière lettre, a pris contre toute attente un 
meilleur train. Car ne trouvant point de résistance du côté des 
ennemis, il a poussé un boyau !) contre toute raison de guerre et 


1) Laufgraben. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Gel. XXIX. I. 4 


50 . Otto Herrmann [50 


du génie jusques & la pallisade du chemin couvert de la ville, et 
il travaille déjà à la descente du fossé qui est sec, de sorte que, 
ses batteries étant prêtes à faire brèche, il pourrait obliger la 
ville à battre la chamade, A moins qu'il n'y eût quelque chose 
de caché dans la grande tranquillité des ennemis de le laisser 
avancer entre deux feus. On pourra être éclairci dans trois ou 
quatre jours de tout ceci. 

On vient de me faire le rapport de la tranchée de la Cita- 
delle; que la tranchée tirant vers la ville est avancée [jus] qu’à 
50 pas de la pallisade de la porte de Valenciennes, que les enne- 
mis ont fait une sortie cette nuit sur les travailleurs, que nous 
avons eu plusieurs blessés et morts, mais qu'on a remis les tra- 
vailleurs et qu'on a achevé l'ouvrage commencé. Si Mr. de Fagel 
nous aide à faire la brèche comme l'on est convenu, j'espère qu en 
quatre jours on sera en état de donner l'assaut. 

Devant Tournay, 23. Juli: 

La ville de Tournay se défend toujours. Il est vrai que 
l’attaque de Mr. de Schulenburg s’avance de plus en plus, méme 
qu'on est actuellement occupé à faire la descente dans le fossé, et 
la brèche, tant à l’ouvrage à corne qu'au ravelin et à la muraille 
de la ville, s’avance tellement qu'on espère d’être au premier jour 
maître de la ville. 

Je sors dans ce moment de la tranchée de l'attaque de la 
Citadelle. Nous avons fait cette nuit une parallèle qui embrasse 
le polygone de notre attaque, et nous n'y avons perdu qu'un seul 
homme. J’ai pris toutes les précautions imaginables que je ne 
fusse pas insulté de sorties des ennemis, — Ce matin nos mineurs 
ont découvert une mine des ennemis; j'espère qu’on découvrira 
peu à peu les autres. — S. A. R. jouit d’une bonne santé; Elle 
est venue aujourd'hui avec le prince d’Anhalt vers le dîner à la 
tranchée, ce qui ma fait prendre la liberté de lui offrir ma petite 

soupe, après que je leur ai fait voir le travail fait cette nuit.) 
| Daus l'instant même on apprend que l’armée de Mr. de Villars 
a quitté le camp de Lens et qu'il doit être arrivé avec la tête 
de son armée ce midi à Condé, pourquoi il a été ordonné à la 
grande armée de faire revenir tous les chevaux du pâturage. 

Tournay, 31. Juli: 

V. M. sera déjà informée par le courrier que S. A. R. Lui 
a envoyé que la ville de Tournay a battu la chamade dimanche 
passé du côté de l'attaque du comte de Lottum. Depuis, la capi- 
tulation a été signée le 29i*me et hier on a donné la porte de Lille 
aux alliés. S. A. R. envoie par cette poste à V. M. la capitula- 
tion sur laquelle V. M. voudra bien que je me rapporte. Les 
troupes destinées pour la garnison de Tournay doivent entrer 
aujourd'hui, et on croit que les hostilités pourraient recommencer 


1) F. hat mit Lottum über die Sicherheitsmaßnahmen für den Kronprinzen 
geſprochen. 
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demain contre la Citadelle. II y aura 30 bataillons et 20 esca- 
drons employes pour l’attaque. Le comte de Lottum étant malade, 
Milord Duc m’a fait dire de l’aller trouver pour régler toutes 
choses avec lui; j’aurai l'honneur d'en rendre compte à V. M. par 
le premier ordinaire. 

On ne sait pas encore, si la grande armée restera encore 
quelques jours ici. Toutes les apparences sont qu'elle fera un 
mouvement et quelle pourra s’avancer à Orchies. 

Mr. Gundelsheim ) arriva le 29ième, et fort à propos pour le 
comte de Lottum. 

Tournay, 4. Auguſt: 

Je me suis donné l’honneur de dire a V.M.... que Milord 
Duc m'avait fait appeler. La conversation a roulé sur la dis- 
position du siege de la Citadelle, et comme Mr. de Lottum est 
toujours malade, Milord Duc me dit qu’il avait dessein de me 
faire revenir à l’armée, mais l’incommodité de Mr. le comte de 
Lottum l'oblige de me laisser au siège, et me dit que pendant 
mon absence il ferait ma fonction auprès de S. A. R. laquelle Dieu 
merci se porte bien. 

Les hostilités ont recommencé jeudi passé et la tranchée est 
avancée jusques aux deux angles saillants des deux bastions sur 
la contrescarpe. Cette nuit on travaillera à la parallèle et en- 
suite à une batterie. Après quoi, s'il y a de mines, il se faut 
attendre qu'on les fera sauter. En attendant nos mineurs tra- 
vaillent à les découvrir ou pour le moins les éventer. 


Les deux armées marcheront demain à Orchies. Milord Duc 
m'a dit de lui faire savoir tout ce qui se passera, qu'il viendrait 
ici quatre fois par semaine avec le prince Eugène, lequel ayant 
aussi voulu avoir une attaque contre la Citadelle, Milord Duc 
prenant celle du comte de Lottum pour la sienne, ainsi Mr. 
‘de Schulenburg doit ouvrir cette nuit la tranchée vers la Cita- 
delle du côté de la porte de St. Martin qui sera celle du prince 
Eugène. 

Les hussards impériaux ont battu avanthier un gros parti des 
ennemis et ont fait prisonnier 13 officiers et plus de 100 cavaliers 
et ont pris 182 chevaux. 

P. 8. 

Après avoir fermé la lettre ... j'ai été voir Milord Duc pour 
lui faire rapport du travail qu’on a fait cette nuit à la tranchée. 
Il me dit que les ennemis de la Citadelle demandaient une trêve 
jusques au 8 de ce mois, pour avoir réponse de leur roi s'ils 
devraient remettre la Citadelle. En ce cas il nous livrerait au 
retour du courrier une porte, y ajoutant cette condition que les 
30 bataillons et 10 escadrons destinés pour le siège demeureraient 


1) Bgl. den Bericht vom 8. Juli 1706. Er ſelbſt ſchreibt ſich Gundels⸗ 
heimer. 
4 * 
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ici jusque au cinq de septembre, et que entre ci et le retour du 
courrier on ne pousse pas plus avant les ouvrages. On leur 
accordera la tréve et la dépéche du courrier, mais pour le reste 
cela sera fort ambigu. Il faut, selon toutes les apparences, qu'il 
leur manque quelque chose d’essentiel dans la Citadelle, et que 
la France veut la paix & quel prix que ce soit. La marche de 
l'armée est arrêtée jusques après demain comme aussi l'ouverture 
de l'attaque du prince Eugène. 


Tournay, 7. Auguft: 

L’armée est marchée hier matin vers Orchies, Milord Duc m’a 
dit qu'il serait demain ici avec S. A. R. et le prince Eugène pour 
voir la réponse que le marquis de Ravaignan apportera de Ver- 
sailles ayant promis d'être de retour demain à midi. Tout le 
monde se flatte qu’ils remettront la Citadelle sur les conditions 
que jai eu l'honneur de mander la poste passée à V. M. “) 


La nuit d’avanthier les ennemis ont fait une sortie sans 
aucun effet. Hier, à quatre heures après midi, ils en firent un 
autre sur une de nos sappes, nous tuérent 10 travailleurs et 
emmentrent un de nos ingénieurs prisonnier qui nous fut renvoyé 
hier. Dans cette sortie un de nos ingénieurs fut tué par nos 
propres gens, le prenant pour un Français. 

Dans ce moment l'on vient de me faire le rapport de la 
tranchée. Les ennemis ont fait sauter cette nuit une de leurs 
mines sous un de leurs angles saillants, où nous avons tiré un 
boyau (c'est-à-dire sur notre gauche). Cette mine a enterré un 
capitaine, un enseigne et 30 soldats du régiment de Schwerin. 
Les ennemis avaient aussi fait une sortie pour voir quel effet leur 
mine a fait, mais ayant trouvé nos gens sur leur garde ils se sont 
retirés aussitôt. 

Mr. le comte de Lottum est toujours incommodé; S. A. R. 
lui a laissé Mr. Gundelsheim, qui donne bonne espérance !). 


1) Am 17. Auguſt ſchreibt der König in Beantwortung obigen Berichtes 
an Finckenſtein, er hoffe „nun bald zu vernehmen, daß die Zitadelle von Tournay 
fit auch ergeben haben werde, welches darum fo viel mehr zu wünſchen ift, 
weil es ſcheint, daß, wenn ſolche Zitadelle dans les formes attackiret werden 
müßte, ſolches viel Zeit und Volk wegnehmen dörfte, zu geſchweigen, was auch 
in den übrigen noch etwa vorzunehmenden Operationes dadurch vor eine Ber- 
zögerung verurſacht werden dörfte“. W 

2) Der König ſchreibt am 10. Auguft an F., es fei ihm „gar lieb, daß 
Ihr von allem, was bei der Belagerung von Tournay bis dahin vorgegangen, 
Mir ſo umbſtändliche Nachricht gegeben. Es ſtehet zu hoffen, daß die Zitadelle 
dem Exempel der Stadt bald folgen und dadurch zu noch mehreren anderen Pro» 
greſſen ... der Weg werde geöffnet werden“. — Vom 7. Auguft ein Bericht des 
Geh. Hofrats v. Creutz über den Marſch der Armee nach Orchies; am 11. Auguſt 
berichtet C., „in Abweſenheit des Generallt. von Finck“, von dem weiteren Ergehen 
des Kronprinzen und daß Ludwig XIV. in die Übergabe der Zitadelle von 
Tournay nur willige, wenn man „einen Generalſtillſtand vor die Armées, biefe 
Campagne durch, machen wolle“. Der König antwortet ihm am 20., er ſei zu⸗ 
frieden, daß Creutz „in der Zeit, daß der Generalleutnant Finck bei der Be⸗ 
lagerung der Zitadelle von Tournay ſich befindet“, über die Begebenheiten bei 
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Tournay, 11. Auguft: 

J'espérais de pouvoir mander avec cette poste à V. M. la 
capitulation de la Citadelle, mais le marquis de Ravaignan qui 
revint jeudi passé de Versailles porta la réponse que le Roi 
demandait en même temps une trève de 4 semaines pour l'armée, 
ce qu'on a refusé, et il fut renvoyé dans la citadelle. Le siège 
va un peu lentement, à cause qu'il faut déterrer leurs mines, à 
quoi nos mineurs travaillent; les ennemis font cependant sauter 
tous les jours quelques-unes. Depuis ma dernière lettre que j'ai 
eu l'honneur d'écrire à V. M. ils en ont fait sauter 15 mines. 
Hier ils firent sauter une qui enterra 8 soldats du régiment du 
jeune Dohna, et cette nuit un autre qui enterra 2 du régiment 
de Varenne, sans compter plusieurs soldats anglais et hollandais. 
Nos mineurs ont trouvé cette nuit une espèce de galerie maçonnée. 
des ennemis. Ils espèrent de pouvoir à présent aller à la gallerie 
capitale qui est le long du chemin couvert, de laquelle il faut que 
nous soyons maîtres avant que l’on puisse placer une batterie pour 
faire brèche. 

S. A. R. se porte Dieu merci fort bien; Elle s'est fait saigner 
hier par précaution à cause des grandes chaleurs qui fait à présent. 
Le comte de Lottum est encore fort malade, Mr. Gundelsheim qui 
a soin de lui en rendra compte à V. M. 

On a fait avanthier un gros détachement de l’armée vers 
Marchiennes pour se rendre maître de ce poste, mais ayant trouvé 
de grandes difficultés de réussir on a donné ordre au detachement 
de revenir. 

C'est tout ce qui s'est passé jusques ici. 

Au camp d’Orchies dans le quartier de S. A. R., 13. Auguft: 

J’ai parlé & Milord Duc et lui ai représenté [que] comme il 
n’y a que quatre bataillons au siège de la Citadelle et le reste 
des troupes de V. M. & la grande armée, il serait juste que 
j'allasse auprès du grand nombre, n'y ayant auprès de l'infanterie 
que Mr, le généralmajor de Tettau. Milord Duc m’a répondu 
qu’il avait besoin de moi au siege; quand il y aurait apparence 
d’une affaire, il m’appellerait & temps aupres de la personne de 
S. A. R. J’espere que V. M. en sera contente aussi. 

Le siege de la Citadelle va fort lentement. On n’y peut pas 
faire un pas en avant sans que les ennemis ne fassent sauter 
quelques mines, de sorte qu'on est obligé de laisser agir nos 
mineurs pour découvrir les capitales de leurs galeries, dont il y 
en a deux: l’une qui règne le long de la contrescarpe et l’autre 
le long du bord du fossé. Avant que nous ne soyons maîtres de 
ces galleries, il est impossible de faire des batteries pour pouvoir 


der alliierten Armee berichte. „Es wäre zu wünſchen geweſen, daß die Fran⸗ 
zoſen die ihnen wegen gedachter Zitadelle offerirte Kapitulation hätten annehmen 
wollen, und fürchten Wir, daß ſolche Belagerung auch von Unſern dabei ſich be⸗ 
findenden Truppen noch viel Leute wegnehmen werde.“ 
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faire breche. Ainsi je compte que ce siege pourra bien aller 
jusque dans le mois de septembre. 

Je suis venu aujourd’hui ici pour faire ma trés humble cour 
à S. A. R. qui se porte grâce à Dieu fort bien. Elle a dessein 
d'aller demain avec Milord Duc et le prince Eugène à Tournay 
pour voir combien on est avancé avec la trauchee. Je ne man- 
querai pas de me rendre aussi souvent qu'il me sera possible 
auprès de S. A. R. laquelle a été hier avec Milord Duc recon- 
naître la situation de l'abbaye de Fellines après quoi Milord Due 
et le prince Eugène ont dîné avec S. A. R. 


Tournay, 18. Auguft: 

S. A. R. . . . m'a fait savoir ce matin on Elle viendra en ville 
pour voir les attaques, qui sont fort lentement à cause qu’il faut 
‘déterrer les mines avant qu'on puisse placer les batteries pour 
battre en brèche. Je prends la liberté d'envoyer à V. M. un 
plan de la Citadelle où toutes les mines sont marquées de rouge !). 
Comme V. M. le verra par l'explication que j'ai fait joindre à 
côté, hier nos mineurs ont découvert une mine des ennemis. Il 
y eut un petit combat sous terre à coups de pistolet, dont un de 
nos mineurs fut tué. On y envoya ensuite un couple de grena- 
diers cuirassés qui entrerent dans la mine moyennant un louisd’or 
qu'on leur promit qui chargerent les ennemis à coups de grenades 
et les obligerent à quitter cette mine et se retirer dans leur 
capitale. Les mineurs poussent à présent leurs rameaux vers la 
capitale des ennemis, mais cela va fort lentement. 

Le prince Eugène et Milord Duc sont ici depuis quatre jours. 
Jeudi passé le marquis de Ravaignan, qui est celui qui avait été à 
Paris et qui est rentré dans la Citadelle, ses propositions pour la 
trève n'ayant pas été écoutées, envoya un tambour avec une lettre 
pour Mr. de Rendrick, député de l'Etat, dans laquelle il y avait 
une de Mr. de Torcy pour Mr. le Pensionnaire. Il faut apparem- 
ment qu'il a eu ordre de la garder certaiu temps, puisqu'il ne 
l'a envoyée que 7 jours après qu'il est rentré dans la Citadelle. 
Les députés de l’Etat ont envoyé cette lettre à la Haye et on 
attend la réponse aujourd’ hui, ce qui est cause aussi que les deux 
princes attendent ici la réponse de l'Etat. Mr. Goes résident de 
l’empereur à la Haye arriva ici, passait deux jours et, après 
plusieurs conférences qu'il a eues avec le Prince Eugène, il est 
parti ce matin pour Vienne, d'où il prétend être de retour en 
quatre semaines. Tout cela fait penser qu'il y a quelque nouvelle 
proposition pour la paix. 

Tournay, 20. Auguſt: 

Je souhaiterais de pouvoir mander à V. M. que nous serons 
bientôt maîtres de la Citadelle, mais jusques ici on ne peut compter 
sur rien. Lorsque nous soyons avancés avec nos mines, les ennemis 


1) Liegt nicht bei. 
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par les leurs comblent les nôtres. Hier ils firent sauter quatre 
mines qui comblérent trois des nôtres, ainsi que d'avancer [fo!] 
on a été reculé pour quelques jours. Ce matin ils ont fait sauter 
encore une, mais qui n’a pas fait grand mal. En revanche nous 
avons découvert une de leurs mines qui était sous notre batterie 
4 mortier, chargée de 12 tonneaux de poudre. C’est un bonheur 
qu’on l’a découverte, sans quoi notre batterie avec près de 100 
hommes aurait sauté. | 

S. A. R. se porte fort bien 1). Elle a été avanthier ici voir 
les attaques et s’en est retourné hier matin comme aussi Milord 
Duc et le prince Eugene. Aujourdhui la premiere ligne de l’armée 
de Milord Duc doit passer en revue et demain ou d'après demain 
la seconde. S. A. R. m'a ordonné de me rendre à l'armée pour 
me trouver à la revue. 

On parle beaucoup de la paix. Milord Duc et le prince 
Eugène n’en veulent rien savoir; Milord Albemarle me dit hier 
qu'il savait de bonne part qu'on y travaille sous main. 


Tournay, 24. Auguſt: 

Mercredi passé... j'ai assisté à la revue qui s'est faite de 
la seconde ligne. Milord Duc et le prince Eugène admirèrent les 
troupes de V. M. et surtout l’infanterie dont il n’y en a pas dans 
toute l’armée qui en approche... Le lendemain toute l’armée 
du prince Eugène était sous les armes. | 

Je retournai ce jour-là au siège qui va toujours lentement. 
Avanthier matin les ennemis ont fait sauter une grande mine 
qui a fait trembler toute la tranchée. Par bonheur nous n’y 
avons perdu qu'une sentinelle. Sans une précaution que j'avais 
prise deux jours auparavant on y auralit] perdu plus de 100 hommes 
qui étaient postés dans l’endroit où cette mine a sauté. Comme 
j'ai été de tranchée et visitant les postes [ſo!], ou me dit qu’on 
entendait travailler les ennemis, et comme je ne pouvais rien 
entendre, un soldat me dit qu'il me ferait voir que les ennemis 
travaillaient, Il posa un tambour par terre et y mit un dé dessus 
qui se remua toujours, ce qui m’obligea de retirer le monde posté 
dans cette ligne, n'y laissant que des sentinelles de distance en 
distance. Vingt et quatre heures après la mine sauta dans le 
temps qu’on releva la tranchée, espérant qu’il y avait le double 
du monde, 

Hier, à l'attaque de Mr. Schulenburg, les ennemis ont esca- 
1 | 

1) Am 20. Auguft ſchreibt der König, der zur Erinnerung an die Erobe: 
tung von Lille im Jahre 1708 einige Kanonen zu haben wünſchte, aus Char⸗ 

enburg an den Kronprinzen: „Es wäre auch ſo unbillig nicht, wenn wegen 
der Belagerung von Tournay Uns auch dergleichen Andenken überlaſſen würde, 
und werden E. L. ſehen, wie weit Sie es deshalb bringen können. Daß im 
übrigen E. L. bei des Grafen von Lottum jetziger Unpäßlichkeit der Aufſicht 
über die Truppen ſich mit unterziehen, daran thun Sie wohl.“ — Über Lottum 
Diet Creutz am 21., er „fänget an, fih zu beſſern und bei den Stock in der 
tube herumzugehen, alſo daß man ihn hält außer Gefahr zu ſein.“ 


56 Dito Herrmann [56 


mot“ un enseigne et 8 soldats par une fumée empoisonnée qu'ils 
firent dans une gallerie sous terre oü ces gens étaient postés. Les 
ennemis se servent de toute sorte de moyens pour nous empécher 
d’approcher leurs mines et galleries. 

On a intercepté une lettre du gouverneur!) écrite à Mr. de 
Villars qu'il wa plus de viande et que le reste de provision 
manquera bientôt aussi. Ce que les déserteurs disent est ainsi 
que je crois que dans 15 jours nous en serons le maître. 

Le comte de Lottum se porte fort bien et commence déjà à 
se promener. 


Tournay, 28. Auguft: 

Je ne puis pas encore mander à V. M. le temps que nous 
pourrions être maîtres de la Citadelle. Les mines que les ennemis 
font sauter tous les jours nous font souvent reculer avec nos 
ouvrages. Hier, à l'attaque de Mr. de Schulenburg, nos mineurs 
ont fait sauter une mine dans le dessein de renverser la contres- 
carpe, mais malheureusement cette mine n’a pas seulement fait 
son effet, mais a aussi renversé une partie de nos ouvrages étant 
sautée en arrière. Cette nuit, à la même attaque, on a poussé 
deux boyaux vers la contrescarpe et on tächera & présent & les 
communiquer. Si aprés cela les ennemis ne les font sauter, on 
pourra espérer de faire brèche de ce côté-là. 


Du côté de l'attaque du comte de Lottum les ennemis ont 
déjà fait sauter trente et quatre mines, ce qui a fait reculer les 
ouvrages. Le capitaine des mineurs, qui travaille à cette attaque, 
promet d’être en état dans 7 jours de faire sauter la contrescarpe 
des ennemis, mais je compte plus sur la nécessité des vivres qu'il 
y a dans la Citadelle que sur nos mineurs. Depuis quatre jours 
plusieurs déserteurs venus de la Citadelle disent qu’ils n’ont plus 
que du pain et que du reste tout manque. Si cela est, je crois 
que les ennemis demanderont à capituler huit ou 10 jours avant 
que leur provision ait cessée, afin d'éviter d’être prisonniers de 
guerre. 

Mr. le généralmajor de Tettau, qui a été hier ici, m'a dit 
que S. A. R. se portait parfaitement bien et qu’Elle irait faire 
un tour & Lille?). 


Tournay, 2. September: 

J'espérai pouvoir mander à V. M. la reddition de la Cita- 
delle, les ennemis ayant battu hier matin la chamade, mais Milord 
Duc et le prince Eugène leur ayant déclaré qu'ils devaient se 
rendre prisonniers de guerre, les ôtages sont retournés dans leur 
Citadelle avec un air très chagrin, et les hostilités ont recommencé 
hier à quatre heures du soir. Je ne crois pas qu'ils soint en 
état de défendre encore huit jours la Citadelle ayant disette de 


— e — — 


1) Surville. 
2) Wegen der Kanonenangelegenheit vgl. S. 31 u. 55. 
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vivres, et il y a des déserteurs qui assurent que les galleries des 
mines qui sont à l’attaque de Mr. de Schulenburg doivent être 
remplies de l’eau, ce qui est cause qu’il n’ont pas pu se servir de 
ce côté-là de leurs mines. On poussera à présent avec force cette 
attaque. Les mineurs à l'attaque du comte de Lottum croient 
pouvoir être en état demain à faire sauter la gallerie qui règne 
sous la contrescarpe, après quoi on s’y pourra loger. — Depuis 
les 30 jours qu'on a attaqué la Citadelle les ennemis ont fait sauter 
42 mines. Jeudi passé que j'étais de tranchée ils firent sauter 
une si grande mine qui a tant blessé que tué 180 hommes. . ) 

Au camp de Blaregnies?), 15. September: 

V. M. voudra bien me faire la gräce de ne trouver pas mal 
de ce que je n’ai pas écrit les deux dernières postes. Les con- 
tinuelles marches et contremarches en sont la cause, car aussitöt 
que j'entendis à Tournay que se poprrait passer quelque affaire 
de conséquence, j'ai fait mon possible pour joindre S. A. R. et 
faire mon devoir à l’armée. J'y arrivai le 8, et en chemin le 
bruit courait que ce jour méme on viendrait aux mains avec les 
ennemis, mais la bataille s'est différée jusqu’à l'onzième de ce 
mois, Le combat commença à 8 heures du matin et dura jusqu'à 
4 heures après midi. Je me remets touchant toutes les parti- 
cularités qui se sont passées dans cette action sur la relation que 
8. A. R. aura faite à V. M. S. A. R. s'est trouvée pendant l’action 
partout où Milord Duc et le prince Eugène ont été, mais cela 
n'empêche pas qu'il ne se soit trouvé en grand danger, ayant eu 
deux gensdarmes tués derrière lui comme aussi le palefrenier du 
prince Eugène. Dieu soit loué qu'il nous a conservé S. A. R. 
C'est de quoi je félicite aussi bien V. M. que de la gloire que 
Ses troupes ont acquise par leur valeur et bravour. Il faut aussi 
que je rende justice à Mr. le comte de Lottum, qui a eu l’attaque 
du bois de Sars, dont il a emporté le retranchement par sa fer- 
meté, ayant poussé les ennemis jusques à leur retranchement dans 
la plaine et s'étant trouvé dans le plus grand feu de la mous- 
queterie dont il a eu deux chevaux tués et son habit percé de 
plusieurs coups. Le généralmajor Tettau eut le malheur d’être 
tué dans cette action. s'étant distingué en brave général. Si le 
comte de Lottum aurait eu le malheur d’être mis hors de com- 
bat, l'attaque aurait eu de la peine de réussir, surtout [puis] que 
la victoire balançait beaucoup sur la gauche où étaient les Hollan- 
dais, — On se prépare pour faire le siège de Mons et le prince 
de Nassau en aura la direction. Mr. de Cadogan ?) et le cheva- 


— 


+ 1) Am 3. September berichtet der Kronprinz, „daß die Zitadelle von 
PE heute frühe umb 3 Uhr ſich mit der darinnen befindlichen Garniſon 
prisonniers de guerre ergeben... Gleich dieſen Augenblick bekommt die 
noch ee Ordre zum Marſch und möchte wohl dieſen Abend aufbrechen. Ich kann 
10 erden ddt eigentlich erfahren, worauf es angeſehen und was man entrepreniren 
2) Nordöſtlich von Malplaquet. 
3) Engliſcher General. 
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lier de Luxemburg de la part de la France ont été ce matin 
chacun avec deux cent chevaux sur le champ de bataille pour 
faire retirer les blessés des ennemis et mettre les noms par écrit 
pour étre échangés, car tont ce qui est resté sur le champ de 
bataille sont nos prisonniers !). 


Au camp de Blaregnies, 18. September: 

Depuis ma dernière du 15 de ce mois que j'ai eu l'honneur 
d’écrire à V. M. nous avons été occupé à retirer nos blessés et à 
enterrer les morts ce que les ennemis ont fait de même. La perte 
est beaucoup plus grande qu'on n’a pas cru, car le nombre des 
morts et des blessés passe le 17 mille. Les ennemis en ont pour 
le moins autant. Ils font courir le bruit qu’ils veulent reprendre 
le même camp du champ de bataille. C’est ce que je ne crois 
pas, car il pourrait s’attirer la peste, l’air étant infecté par le 
puanteur de corps morts. Plusieurs officiers du détachement qu'on 
a envoyés pour que la chose se fasse en ordre pendant qu’on enterra 
les corps morts, en sont revenus malades. Nous changeons demain 
de camp pour nous approcher de plus près de la ville de Mons 
dont la tranchée se doit ouvrir aux premiers jours. S. A. R. se 
porte grâce à Dieu fort bien et est fort contente de cette 
campagne. 


Au camp d’Haine?), 22. September: 

La dernière lettre que je me suis donné l'honneur d’écrire 
a V. M.a été du 18 de ce mois. Depuis ce temps-là Milord 
Duc a voulu toujours faire marcher son armée pour s’approcher 
de plus près de Mons, mais le mouvement de cette armée s’est 
retardé jusques à avanthier matin, à cause que les Hollandais 
n’ont pu transporter la furieuse quantité de blessés qu’ils ont 
aussi vite comme on l’aurait souhaité. — Avanthier matin on 
apprit que les ennemis avaient jeté le jour précédent 1200 grena- 
diers dans la place. On croit que ceci rendra le siége plus diffi- 
cile et qu’il pourra trainer longtemps, surtout la garnison étant 
beaucoup augmentée par ce secours. 

S. A. R. a diné hier chez Mr. Gerlingen député de 1’Etat 
apres avoir été avec le prince Eugéne et Milord Duc reconnaitre 
le terrain de notre aile gauche. Aujourd’hui on en fera autant à 
l'aile droite et ensuite S. A. R. dinera chez le prince Eugène où 
j'aurai l’honneur de L’accompagner. 

Le prince Eugene dit hier que les ennemis faisaient venir de 
toutes leurs garnisons de bons bataillons pour les changer contre 


1) Der Geheimrat Creutz ſchreibt in feinem Schlachtbericht vom 12. Sep: 
tember: „S. K. H. haden geſtern auf dem Champ de Bataille bei dem General⸗ 
leutnant von Finck geſchlafen: derſelbe iſt auch ohne Gefahr verblieben und noch 
eſund, wiewohl er die ſchärfeſte Attacke mit gehabt. Alle Offiziere ſagen ein⸗ 
Dein, daß der Feind fih noch niemals fo opiniatriret als in dieſer Bataille 
und hat es lange Zeit balanciret, ehe man ihn zum Retiriren bringen können: 
ſeine Retraite hat er nach Quesnoy genommen.“ 

2) Die Haine, an der Mons liegt, iſt ein Nebenfluß der Schelde. 


59] Graf Albrecht Konrad von Findenftein als Soldat 59 


ceux qui ont été defaits à la bataille, et ils font courir le bruit 
qu'ils veulent venir secourir Mons; en ce cas nous en pourrions 
avoir une seconde bataille, les chefs de nos armées ayant résolu 
de marcher aux ennemis aussitôt qu’ils paraîtront. En ce cas-là 
je souhaite de tout mon cœur que Dieu veuille conserver la per- 
sonne de S. A. R. dans un aussi évident péril, comme il a fait 
dans la dernière bataille. 

On doit ouvrir cette nuit la tranchée dans deux endroits de 
l ville de Mons. 


Apres avoir écrit cette lettre à V. M. j'ai eu l'honneur 
d'accompagner S. A. R. à son régiment où il entendit le sermon. 
Après quoi S. A. R. alla chez le prince Eugène et en mettant 
pied à terre Elle se fit mal à la jambe gauche, ayant foulé un 
nerf (comme on dit en allemand eine Sehne verſtaut) ce qui a 
obligé S. A. R. de se mettre au lit ne pouvant pas marcher. 
Mr. Gundelsheim dit qu’en peu de jours il en sera guéri, ce qu'il 
aura aussi écrit à V. M. Du reste S. A. R. se porte fort bien; 
tout ce qui Lui fait de la peine c'est qu’Elle sera obligée de 
garder quelques jours le lit. 


Au camp d’Haine, 25. September: 

J'espère que V. M. aura reçu ma dernière lettre du 22 de 
ce mois par laquelle je me suis donné l'honneur de Lui mander 
tres humblement l'accident arrivé à S. A. R. Comme ce n’était 
qu'un nerf foulé, ce mal n’a pas eu de suites, et S. A. R. se 
porte assez bien, il faut pourtant qu’Elle ménage encore le 
pied. Mr. Gundelsheim rendra un conte exacte de la santé de 
S. A. R. 

La tranchée devant Mons n’a pas été ouverte ces jours passés 
comme je me suis donné l'honneur de le mander à V. M., l'artillerie 
et les autres appareils nécessaires pour ce siège n'ayant pu arriver 
plutôt qu’apres demain. On a cependant pris hier le moulin 
fortifié, où on a fait prisonnier un lieutenant avec 22 hommes. 


Il faut aussi que je dise à V. M. que S. A. R. ayant trouvé 
bon que j’allasse à Lille pour presser le départ de[s] canons de 
V. M. !), je partirai aujourd’hui, et comme je suis obligé de 
prendre mon chemin par Oudenarde, ce voyage pourrait bien être 
de huit jours... 


1) Bgl. S. 31, 55, 56. In dem königlichen Antwortſchreiben heißt es: „Eure 
Kommiſſion zu Lille wegen der Canons werdet Ihr hoffentlich wohl ausgerichtet 
haben und hoffen Wir, daß ſolche Canons nun endlich einmal erfolgen, dieſelben 
auch von ſtarkem Kaliber und in gutem Stande ſein werden.“ Am 8. Oktober 
meldet der Kronprinz, er habe „vorgeſtern“ beim Herzog von Marlborough ge⸗ 
ſpeiſt. „Nachdem ich demſelben vorgeſtellet, wie E. K. M. ein Gefallen geſchehen 
würde, wenn zum Andenken der ſo glorieuſen erhaltenen letzteren Bataille von 
denen in derſelben eroberten Canons einige abgegeben würden, ſo hat Milord 
u mir dero zwei zugeftanden, alfo daß E. K. M. 11 Canons überliefern 
werde.“ 
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Au camp de Haine, 6. Oktober: 

... La santé de S. A. R. est grâce à Dieu tres bonne, le 
mal qu’Elle a eu au pied est presque passé. Il est vrai que de 
temps en temps Elle ressente quelque douleur, mais cela n’em- 
pêche pas qu'Elle ne monte tout le jour à cheval. 

Le siège de Mons va fort lentement, le mauvais temps et la 
pluie continuelle en sont la cause. On se flatte pourtant qu'on 
sen rendra maitre vers la fin de ce mois... 


Au camp de Haine, 9. Dftober: 

. . . S. A. R. voyant que cette campagne va finir avec ce 
siège qui va assez lentement a résolu de partir demain matin. 
Pour cet effet Elle a fait prendre le devant à son équipage ce 
matin pour Bruxelles. Elle a dîné hier chez le prince Eugène et 
aujourd’hui chez Milord Duc et en même temps Elle a pris congé 
d’eux ...1) 

V. M. verra par la lettre de S. A. R. que Milord Duc a cru 
qu'il était dû à la valeur des troupes de V. M. de leur faire 
part des dépouilles des ennemis; ainsi il a ordonné de livrer deux 
pièces de canon de ceux qu'on a pris dans la dernière bataille °). 


3. Berichte aus dem Jahre 1715). 


[Wollin, Anfang März.] 

J'ai tardé de faire ma très humble relation à V. M. ayant 
voulu premièrement prendre connaissance du terrain des endroits 
où l'on doit travailler. J’arrivai avant hier à Cammin, d’où je 
pus aller à l’embouchure de la Dievenow, et ayant choisi un 
terrain propre à y faire une redoute, je l’ai fait tracer vis-à-vis 
de celle que les Suédois on faite et qui subsiste encore dans son 
entier sur l’île de Wollin. 

Hier je suis venu ici et j'ai fait tracer la grande redoute qu'on 
doit faire vis-à-vis du pont de cette ville, et on y racommodera 
la redoute qui est située entre les deux ponts. Pour ce qui est 
de la ville de Wollin, on la mettra facilement en état de défense, 
y ayaut un bon rempart de trois bastions et deux demis, où il y 
a en plusieurs endroits de grandes. ouvertures. On travaille déja 


1) Der Kronprinz will über Brüſſel, Antwerpen und Holland zurückreiſen, 
weil er dieſen Weg für den ſicherſten hält, und gedenkt am 24. in Weſel ein⸗ 
zutreffen. Am Fuß hat er von Zeit zu Zeit noch etwas Schmerzen. 

2) Weitere Berichte Finckenſteins (vom 12., 18., 23. Oktober und 7. No- 
vember) betreffen die Rückreiſe des Kronprinzen, die in Begleitung von Fincken⸗ 
ſtein, Generalmajor Gersdorff, Oberſtleutnant Krummenſee, Dr. Gundelsheimer, 
Geheimrat Creutz, eines Kammerdieners und dreier Lakaien inkognito erfolgte. 

3) Geh. Staatsarchiv (Rep. XI, 247 ii und Rep. 96, 502 M). Der erfte, 
nur abſchriftlich erhaltene Bericht, der in Berlin am 12. März eintraf, war im 
Original offenbar eigenhändig; bei den übrigen find nur die Unterſchriften 
(alleruntertänigſter treugehorſamſter Diener) und die königlichen Weiſungen für 
die Antwort eigenhändig. 


61] Graf Albrecht Konrad von Findenftein als Soldat 61 


actuellement pour le mettre en état de défense. On y plantera 
tout autour une bonne pallisade, et comme il y a un bon fossé, cette 
place sera mise hors d'insulte dans une quinzaine de jours. 

Je fus hier voir l’embouchure de la Swine, où j ai fait tracer 
une redoute à peu près vis-à-vis de celle qui est sur l’île d’Use- 
dom, afın de veiller & tout ce qui pourrait entrer par cette riviere 
dans le grand Haff, et j'ai ordonné à l’officier qui est commandé 
avec 40 hommes dans la redoute d’Usedom de faire venir les 
paysans du village pour raccommoder ce qui manque, ce qui se 
peut faire dans une couple de jours. 

Comme il est trés nécessaire de faire un fort & la Wolgajter 
Fähre, qui est vis-à-vis de cette ville, j'ai fait écrire au landrat 
Lepel qui a la direction de l’ile d’Usedom, pour lui demander 
500 ou 600 travailleurs pour faire ce fort et raccommoder celui 
de Peenemünde de sorte que, cela étant fait, rien ne peut entrer 
dans le grand Haff que sous le feu des troupes de V. M. 


A présent que j’ai vu la situation de la ville de Wollin et 
des environs, je trouve quil a été trés nécessaire de fortifier cette 
ville et y mettre les redoutes ci-dessus mentionnées, sans quoi les 
Suédois auraient pu facilement passer. 


J'ai parlé a plusieurs bateliers entendus qui connaissent les 
côtes d’ici jusqu'à Danzig. Ils m’ont assuré et donné des bonnes 
raisons qu'on ne pourrait pas faire de descente avec un gros corps 
tout le long des cötes de Poméranie, ainsi que je crois que les 
Suédois, apprenant les précautions qu’on prend, [ne] songent 
davantage & vouloir passer par les terres de V. M. pour aller en 
Pologne. 

Je partirai demain pour Stettin, où je reglerai avec Mr. le 
général de Borcke la disposition de faire avancer en cas de besoin 
les 4 bataillons et 2 régiments de dragons, ce que, je crois, ne 
sera pas nécessaire après les précautions qu'on prend. 


Si je ne reçois pas d’ordre de V. M. pour m’arröter dans 
ces quartiers, je partirai pour faire à V. M. ma relation de bouche 
ce que j'espère de pouvoir faire dimanche prochain. 

Les gens qui sont venus de Wolgast et Stralsund disent que 
tout est tranquille dans ces quartiers-la. 

J'ai l'honneur etc. 


Paſewalk, 20. Juni 1715: 

Berichte Ew. Königl. Majeſtät alleruntertänigſt, daß ſowohl die 
Kavallerie als Infanterie allhier wohl angelanget. Ich habe mich 
genau nach allem erkundiget, aber nichts mehres erfahren als was 
Ew. Königl. Majeſtät bereits bekannt iſt. Man will zwar ſagen, daß 
die Schweden ſowohl über die Tollenſe als Peene paſſiert ſind, wovon 
Ew. Königl. Majeſtät ſonder Zweifel vollkommene Nachricht werden 
bekommen haben durch das Schreiben, ſo ein Expreſſer vom Obriſt⸗ 
lieutenant Bellegarde überbracht, dem ich jenſeit Löcknitz begegnet. Man 
ſaget allhier, als ob 75 ſchwediſche Reuter bis an die Neue Mühle, 
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fo 1½ Meilen auf dieffett dem Kavelpaß ift, follten gewefen fein, wo- 
von ih Ew. Königl. Majeſtät morgen gewiſſe Nachricht werde geben 
können. Ich habe von hier auch ſowohl an den Oberſten von Bredow 
als Obriſtlieutenant von Billerbeck geſchrieben, meinen Marſch ihnen 
notifizieret und dabei gebeten, mir von ihrer Kundſchaft Nachricht zu 
geben. 

An den Obriſtlieutenant Bellegarde habe auch gemäß Ew. Königl. 
Majeſtät Befehl geſchrieben, daß er ſich nebſt ſeiner Kompagnie aufs 
ſchleunigſt bei mir einfinden ſoll, und weil derſelbe vor übermorgen 
Abend nicht bei mich kommen kann und der morgende Marſch nach 
dem Kavelpaß von vier ſtarke Meilen iſt, des habe mit dem General⸗ 
major von Hackeborn !) ſolches überleget und vor ratſam gefunden, 
weil man doch nicht, bevor man gute Kundſchaft vom Feinde ein- 
gezogen und im Fall der Not das Regiment von Heyden, fo in etzliche 
Tage erſt hier ſein kann, an mich ziehe, den Marſch etwas trainiere 
und als morgen nur bis an die Neue Mühle, wo die 75 ſchwediſche 
Reiter ſollen geweſen fein und [die] 2 Meile von hier iſt, marſchiere 
und übermorgen nach dem Kavelpaß, allwo ich Ew. Königl. Majeſtät 
allergnädigſte Ordres wie auch das Brot erwarten werde; ich hoffe, 
Ew. Königl. Majeſtät werden dieſes allergnädigſt approbieren. Morgen 
werde vielleicht einige Nachricht vom Feinde erhalten, welches ich all⸗ 
ſofort Ew. Königl. Majeſtät berichten werde. Der ich mit aller- 
untertänigſte Devotion und tiefſtem Reſpekt bis an mein Ende ver⸗ 
harre uſw. 

Dazu die Verfügung des Königs: „Mar.: ?) guht; ich ſchicke noch 
ein Krop von die Saxen.“ : 

Paſewalk, 21. Juni 1715. 

Dieſes Augenblicke umb 4 Uhr des Morgens erhalte das Schreiben 
vom Generalmajor von Borcke mit dem Einſchluß vom Obriſtlieutenant 
Bellegarde, ſo Ew. Königl. Majeſtät mir allergnädigſt haben kommuni⸗ 
zieren wollen. Sogleich ſchreibe ich an den Obriſten von Schulenburg, 
daß er währendem Marſch auf ſeiner Hut ſein, nach der Seit von 
Mecklenburg kleine Parteien ausſchicken, umb Kundſchaft einzuholen. 
Ich habe den ſächſiſchen Major?) nach Friedland und Kavelpaß geſchicket, 
umb zu vernehmen, was in der Gegend paſſieret; ſelbiger wird bei 
meiner Ankunft zur Neuen Mühle wieder zurück ſein können, wovon 
Ew. Königl. Majeſtät Nachricht geben werde, was er mir rapportieren 
wird. Sowie ich aus des Obriſtlieutenants Bellegarden Brief erſehen, 
ſo ſoll der Feind eine Redoute bei Loitz aufgeworfen haben; Ew. Königl. 
Majeſtät werden alſo leicht erwägen, daß ich mit der bei mir habenden 
Infanterie ſie von dar ſo leicht nicht delogieren kann, denn wo die 
Redoute an den Ort, wo ſchon eine geweſt, aufgeworfen iſt, kann 
ſelbige von Loitz ſouteniert werden, würde dazu alſo mehr Infanterie 


1) Dem Beſehlshaber der Kavallerie. 

2) D. h. Marſchall, der Kabinettsſekretär, ſoll nach den folgenden Weiſungen 
die Antwort aufſetzen. 

3) v. Siring. 
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erfordern, und da der Feind die Zeit gehabt, ſeine ganze Kavallerie 
zu Loitz zuſammenzuziehen, würde unmaßgeblich gut ſein, wenn dieſes 
Korps bis 12 Eskadrons verſtärket wird, damit man wenigſtens dem 
Feind gleich ſtark ſei. Ich werde Ew. Königl. Majeſtät allergnädigſte 
fernere Ordres erwarten und ſelbige mit großer Exactitude und un- 
ermüdeten Eifer exekutieren, der ich mit alleruntertänigſtem Reſpekt bis 
an mein Ende verharre uſw. | 

Dazu die Verfügung des Königs: „Mar.: 6 esquadrons hat er, 
8 von heyden frieget er dazu, ein Saxe, Summa 10 esquadron; er 
jol bey Cavell Pas ſtehen bleiben und auf jenfeit Cavell Pas ſtarke 
Parteien von Cavallerie ausſchicken.“ 

Galenbed, um 7 Uhr abends den 21. Juni 1715: 

Ew. Königl. Majeſtät werden aus meinen zwei abgelaſſenen 
Schreiben allergnädigſt erſehen haben, daß ich das hieſige Lager ge- 
nommen und den Rapport von dem Major Siring erwartet. Nun 
kommt derſelbe um 5 Uhr abends zurück, weiß aber nichts anderes zu 
ſagen als daß der Kavelpaß von den Schweden nicht mehr beſetzet, ver⸗ 
ſichert doch aber, daß ſie dieſſeit an der Neuen Mühle geweſen und 
einige Pferde weggenommen, auch bleſſierte Soldaten von Ew. Königl. 
Majeſtät Truppen auf Bauerwagen mit ſich geführet. Das, was ſich 
der Gegend Anklam ſoll zurückgezogen haben, wird der Sage nach auf 
1000 Mann zu Pferde geſchätzet, fo bei ...!) ſtehen. Ob dieſelbe nun 
die Peene repaſſieret, kann Niemand wiſſen, noch weniger, ob beſage 
dem Briefe des Obriſtlieutenants Bellegarde eine Redoute auf dem 
Paß zu Loitz angeleget wird und ob eine große [Menge] Truppen 
dabei kampieren, auch ob etwa jenſeit der Peene der Feind Truppen 
anrücken laſſen. Von dieſem allen verſichert zu ſein, verlanget der 
Major Siring 60 Pferde, mit welchem Kommando er dieſſeit der 
Kavelpäſſe [ſo!] Sonntages wieder zu mir zu ſtoßen verſpricht. In⸗ 
deſſen werde ich morgen dieſſeit des Kavelpaſſes kampieren und ſelbigen 
beſetzen, bis ich den gründlichen Rapport von obgedachtem Major er⸗ 
halte. In der alleruntertänigſten Zuverſicht, daß Ew. Königl. Majeſtät 
mir nicht allein expreſſe Ordres, beſonders auch dero allergnädigſte Ant⸗ 
wort auf meine alleruntertänigſte Vorſtellung werden zukommen laſſen, 
in tiefſter und treuſter Devotion verharret uſw. f 

Dazu die Verfügung des Königs: „Mar.: gut. Die Schweden 
haben ſich auf jenſeit dem Pene gezohgen; er ſoll zu Cavell-Pass auf 
dieſeit Cavell Pas ſtehen bleiben.“ 

Kavelpaß, um halb ſieben abends d. 22. Juni: 

Ew. Königl. Majeſtät allergnädigſte Ordres vom 21. dieſes habe 
dieſe Nacht in alleruntertänigſtem Reſpekt erhalten. Dieſen Morgen 
bin ich mit meinem bei mir habenden Korps allhier angelanget, da 
dann ſofort den Kavelpaß jen- und dieſſeit beſetzet, auch einen Poſten 
von Kavallerie, fo fih Nachtens herüberziehet, jenſeit gelaſſen und werde 
alſo Ew. Königl. Majeſtät Ordres zufolge das Heydenſche Regiment 


1) unleferlich. 
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und die eine Eskadron Sachſen allhier erwarten. Den Major von String 
habe heute mit 60 Pferde nach dem Peenefluß zum] Rekognoszieren 
geſandt, um eigentlich zu wiſſen, wieviel ſie auf alle Paſſagen von ge⸗ 
dachtem Fluß ſtehen laſſen, ob daſelbſt die Redoute beſage des Oberſt⸗ 
lieutenants Bellegarde Schreiben angeleget wird und wieviel Leute 
daran arbeiten; wobei denn zugleich rekommandieret ſich genau zu er⸗ 
kundigen, was vor Poſten auch auf der Tollenſe vom Feinde beſetzet, 
wie auch ob ſie jenſeit der Peene Truppen ſofort überzuſetzen bei der 
Hand haben. Vor morgen abend werde von Obgedachtem keine Nach⸗ 
richt einziehen können. Der Rittmeiſter Meyer iſt ebenmäßig dieſen 
Morgen mit 30 Pferden nach Treptow kommandiert, um ſowohl von 
dem, was dort paſſieret, und was etwa vor Anſtalten bei den Päſſen 
an der Tollenſe gemacht ſind, ſich genau zu erkundigen. Unterdeſſen 
habe hier ſichere Nachricht von den Leuten aus dem Lande erhalten, 
daß der König von Schweden in Perſon an den Peenefluß zugegen, 
auch vorgeſtern mittags als den 20. dieſes bei dem Hauptmann Paſenau 
zu Schmarſau (eine gute Meile dieſſeit Loitz) geſpeiſet, da dann dieſer 
Leute Sage nach vermutlich [ift], daß derſelbe fih noch anjetzo in der 
Gegend aufhalte. Das Schreiben von dem Herrn Oberſten von Bredow 
aus Anklam habe ebenmäßig an Ew. Königl. Majeſtät alleruntertänigſt 
beilegen ſollen [geglaubt], wobei dann noch die zuverläſſige Nachricht zu 
melden nicht ermangele, daß der König von Schweden jenſeit der Peene 
ein Pferd von der Hufe, ſeine Kavallerie zu remontieren, ausgeſchrieben, 
welche auch zuſammen fein. Einen [ſo!] Unteroffizier und 3 Gemeine, fo 
von Anklam einen Deſerteur aufzuſuchen geſchicket, ſeind verwichenen 
Dienstag hier auf dem Kavelpaß weggenommen. Bei dieſem Korps 
iſt noch alles wohl, außer daß von meinem unterhabenden Regiment 
ein Soldat, ſo aus Mecklenburg gebürtig, deſertieret. Der Oberjäger 
Bock iſt mit ſeiner Kompagnie Jäger auch allhier angelanget, vom 
Oberſtlieutenant Bellegarde habe aber weder Nachricht noch Antwort. 
Was ſowohl der Major v. Siring als der Rittmeiſter Meyer rappor⸗ 
tieren werden, davon ſoll ſofort mein alleruntertänigſter Bericht an Ew. 
Königl. Majeſtät erfolgen. 

Dazu die Verfügung des Königs: „Mar.: guht; heutte ſein 
8 Batt. und 4 Esquadron nad Cavell Pas marchieret; Bock feine 
Com. ſoll auch auf Partey ſchicken.“ 

Kavelpaß, d. 24. Juni 1715 um halb neun vormittag: 

Ew. Königl. Majeſtät allergnädigſte Ordres vom 23. dieſes habe 
ſogleich in aller Untertänigkeit erhalten. Da nun 8 Bataillon und 
4 Eskadrons noch im Anmarſch, das Heydenſche Regiment auch ſogleich 
arrivieren wird, fo nehme mir die Freiheit nochmalen, fo [wie] in 
meinem geſtrigen, alleruntertänigſt anzufragen, wie ich mich mit hieſigem 
Korps nunmehro zu verhalten, ob nämlich Ew. Königl. Majeſtät nicht 
vor nötig und gut finden, daß man die Kavel paſſiere und diejenigen 
Poſten, ſo vom Feinde aufgehoben, wiederum ſowohl mit Kavallerie 
als Infanterie beſetze, da man alsdann durch fleißiges Patrouillieren 
vorlängs der Peene wegen der Paſſage nicht allein geſichert, ſondern 
auch alle von uns einlzul]ziehende Kundſchaft ihnen benommen iſt. 


65] Graf Albrecht Konrad von Findenftein als Soldat 65 


Nach meinem geſtrigen iſt bei hieſigem Korps nichts veränderliches, er⸗ 
warte nun alfo Ew. Königl. Majeſtät allergnädigſtſen] Befehl, der ich 
in tiefſter und treuſter Devotion verharre uſw. 

Dazu die Verfügung des Königs: „Marschall: ſoll den Kavell- 
Pas nit passieren als ſoferne die Schweden den Pene passieren; aber 
ſoll ſtarke Parteien von Kavallerie ausſchicken, Kundſchafft einzuziehen.“ 

Kavelpaß, d. 24. Juni 1715 um halb 8 abends: 

Ew. Königl. Majeſtät werden meine alleruntertänigſt vom heutigen 
Dato erhalten haben, da aber binnen der Zeit beikommende zwei Briefe 
von Anklam eingelaufen, welche den bisherigen ... zu . .. ) ſcheinen, 
ſo habe ſolche Ew. Königl. Majeſtät hiebei alleruntertänigſt legen ſollen 
[geglaubt]. Der Oberſtlieutenant von Billerbeck ſchreibet auch aus 
Demmin laut ſeinem beigelegten Schreiben, daß ein Reſkript und zwei 
Briefe von ihm verloren, weswegen Ew. Königl. Majeſtät befehlen 
werden, was man i[b]n dieſerwegen fol zu wiſſen tun, auch ſowohl 
wegen der 200 Bauern, ſo dorten nichts zu eſſen haben; von der 
Partei von 100 Pferden, da er von ſpricht, iſt der Major Siring ge- 
weſen. Dieſen Morgen iſt der Oberſtlieutenant Bellegarde von Stolpe 
wieder zurückgekommen, ſaget, daß alles dort ſtille ſeie und nichts ver⸗ 
änderliches. Der Oberjäger Bock iſt heute auf Ew. Königl. Majeſtät 
allergnädigit[e] Ordres mit ein[er] Partei von feinen Leuten ebenfalls 
gegen die Peene gegangen. Was alle die Ausgeſchickten melden werden, 
ſoll ich nicht mankieren, Ew. Königl. Majeſtät allſofort zu berichten, 
als der ich in tiefſter und treuſter Devotion verharre uſw. 

Im Lager bei Kavelpaß, d. 25. Juni 1715, um 1 Uhr nachmittags: 

Ew. Königl. Majeſtät werden aus meinem alleruntertänigſt dieſe 
Nacht abgelaſſenen Schreiben?) allergnädigſt erſehen haben, wie der 
Herr Oberſtlieutenant von Thiele mit 400 Mann kommandiert [worden 
ift], in Anklam zu marſchieren, wo er denn aud) fonder einige Hinder- 
nis dieſen Morgen um 3 Uhr ankommen, indem der Rittmeiſter mit 
die 50 Pferde, ſo ihn begleitet, heute früh wieder hier. Die Quartier⸗ 
meiſter von des Herrn Grafen von Dohna bei ſich habenden Korps 
ſeind auch gleich angelangt, und wird derſelbe wohl in ein paar Stunden 
hier bei uns einrücken. Der Rittmeiſter, ſo nach Treptow geſchickt ge⸗ 
weſen, ſaget nichts anders als daß er von dem Detachement aus 
Demmin gehöret, wie ſich daſelbſt 3 Eskadrons ſehen laſſen, ſo aber 
jenſeit der Peene geweſen. Der Rittmeiſter, ſo geſtern nach der Peene 
geſchickt, iſt noch nicht wieder zurück. Sonſt ſagen die Kundſchafter, 
ſo heute von dannen kommen, daß anjetzo alles ruhig und ſtille dort 
ſei. Ich aber verharre in alleruntertänigſter und treuſter Devotion uſw. 

Dazu die Verfügung des Königs: „Mar.: guht.“ 


1) Unleſerlich. 
2) Liegt nicht mehr vor. 
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III 
Das Rheinsberger Protokoll vom 29. Oktober 1740 


| Von 
Guſtav Berthold Volz 


Am 20. Oktober 1740 ſtarb auf dem Luſtſchloſſe Favoriten bei 
Wien Kaiſer Karl VI., der letzte männliche Sproß des Hauſes Habs⸗ 
burg. Um zu verhüten, daß nach ſeinem Tode um ſein Erbe ein 
Streit entbrenne, hatte er am 19. April 1713 ein Hausgeſetz erlaſſen, 
die ſogenannte „Pragmatiſche Sanktion“, welche die Erbfolge feiner 
Töchter und die Unteilbarkeit der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
feſtſetzte. Zeit ſeines Lebens hatte er ſich bemüht, die Garantie der 
fremden Mächte, ſowie des Deutſchen Reiches für dieſes Hausgeſetz zu 
erhalten. 

Doch eben dieſe „Pragmatiſche Sanktion“ ward der Anlaß er⸗ 
bitterten Kampfes, an dem er zum Teil ſelber die Schuld trug. Mit 
dieſem Hausgeſetz hatte er eine Erbordnung, die ſein Vater, Kaiſer 
Leopold, 1703 getroffen hatte, umgeſtoßen. Ihr zufolge hatten die 
Töchter des Erſtgeborenen, ſeines Bruders Joſeph, das Erbe antreten 
ſollen, ſobald in beiden Linien die männliche Nachkommenſchaft aus⸗ 
ſtürbe. Die ältere der Töchter Joſephs I. war mit König Auguſt III. 
von Polen, die jüngere mit dem Kurfürſten Karl Albert von Bayern 
vermählt. Aber das Haus Bayern hatte außerdem noch ältere Rechte 
geltend zu machen, die auf eine Erbordnung Ferdinands I. von 1546 
zurückgingen. b 

Neben Bayern und Sachſen erſchien nun auch Preußens junger 
Herrſcher, König Friedrich II., auf dem Plan, indem er Anſprüche auf 
Schleſien erhob. 

In allen Briefen Friedrichs, ſoweit ſie uns vorliegen, war bisher 


von Schleſien nicht die Rede geweſen; nicht in dem vertraulichen 
5* 
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Schreiben aus den Küſtriner Tagen an Freund Natzmer, dem er die 
Notwendigkeit des Ausbaues der preußiſchen Monarchie auseinander⸗ 
fegt 1), auch nicht in dem Briefwechſel mit dem General von Grumbkow. 
Nur in allgemeinen Wendungen kündigt er dieſem am 24. März 1737 
an, daß der Tod des Kaiſers die Schickſalsſtunde des Hauſes Habs⸗ 
burg bilden werde: „Die Lage, in der das Haus Oſterreich ſich be- 
findet, iſt recht kritiſch. Stirbt heute oder morgen der Kaiſer, was 
für Umwälzungen wird die Welt erleben! Jeder wird ſeinen Anteil 
an der Beute haben wollen, und man wird ebenſoviel Parteien ſehen, 
als es Herrſcher gibt.“ Und am 28. Juli 1738 ſchreibt er: „Die 
Nachrichten aus Wien ſtellen ein trauriges Prognoſtikon für Deutfd- 
land im Fall des Ablebens des Kaiſers. Frankreich kann ſich kein 
ſchöneres Spiel wünſchen: was kann ihm für die Ausführung der ebr- 
geizigen Pläne, die ein Richelieu und Mazarin niemals vollenden 
konnten, beſſeres begegnen, als daß die Reichsfürſten im Hader liegen 
und Wien gegen Wien konſpiriert?“ ) Und auch nach feiner Thron- 
beſteigung findet ſich nur in ſeiner geheimen Inſtruktion vom 11. Juni 
1740 für den Oberſten Camas, der in beſonderer Sendung nach Paris 
geht, der ganz allgemeine Auftrag, die Abſichten der franzöſiſchen Re- 
gierung zu ergründen: „Ich bin der Meinung, alle ihre Pläne ſind 
darauf gerichtet, vom Tode des Kaiſers Nutzen zu ziehen. Suchen 
Sie zu erforſchen, ob die Erbfolgefrage ſie dazu veranlaſſen kann, einen 
Krieg zu unternehmen, oder ſagen Sie mir, ob Sie glauben, daß ſie 
eine abwartende Haltung beobachten werden.““) 

Getreu dem Rate, den ſein Vater Friedrich Wilhelm noch auf 
ſeinem Sterbelager ihm gegeben, „die Hände allemal ſo lange möglich 
freizubehalten“,“) hatte Friedrich nach feinem Regierungsantritt ſowohl 
mit England als mit Frankreich unterhandelt, indem er als Prüfſtein 
dafür, was er von ihnen zu hoffen habe, ihre Haltung zu den preubi- 
ſchen Erbanſprüchen auf die Herzogtümer Jülich und Berg, über die 
bei dem in Bälde zu erwartenden Tode des hochbetagten pfälziſchen 
Kurfürſten die Entſcheidung fallen mußte, und die bereits ſeit mehreren 
Jahren die europäiſchen Kabinette beſchäftigten, gebrauchte. Aber da 


1) Abgedrudt in den „Oeuvres de Frédéric le Grand“, Bd. 16, S. 3 ff. 

2) Vgl. Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und Mau- 
pertuis, hrsg. von Koſer, S. 154 und 180 (Publikationen aus den Königl. 
Preuß. Staatsarchiven, Bd. 72. Leipzig 1898). 

3) Vgl. Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen (zitiert: P. C.), 
Bd. 1, S. 5. 

4) Vgl. Hohenzollern⸗Jahrbuch 1904, S. 28. 
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er an keinem von beiden Höfen aufrichtige Geneigtheit ſah, ihm bei⸗ 
zuſtehen, hatte er ſich gehütet, ſich näher mit ihnen einzulaſſen. Und 
ſo beſaß er denn, als nun der Kaiſer ſtarb, uneingeſchränkte Hand⸗ 
lungsfreiheit, wie er ſich deſſen auch ſpäter noch im Politiſchen Teſta⸗ 
mente von 1752 als eines beſonderen politiſchen Vorteils rühmte !). 

Dagegen hatte er nicht verſäumt, ſofort die Armee mit 17 Bataillonen 
Infanterie und einem Regiment Huſaren zu verſtärken. Dieſe Ver⸗ 
mehrung ſeiner Streitkräfte, in Verbindung mit dem von ſeinem Vater 
angeſammelten Staatsſchatz, war wohl geeignet, ſeinem Auftreten und 
den Forderungen, die er etwa erhob, gewichtigen Nachdruck zu ver⸗ 
leihen. 

Am 25. Oktober war die Nachricht von dem Tode des Kaiſers 
in Berlin; am 26. gelangte ſie nach Rheinsberg, wo eben damals 
Friedrich weilte. Der Miniſter Graf Podewils, der ſie ihm über⸗ 
mittelte, bemerkte dazu: das ſei eines der größten Ereigniſſe, das in 
der gegenwärtigen Zeitlage hätte eintreten können; das Syſtem ganz 
Europas werde dadurch geändert werden. Man werde den König, der 
unter den Großmächten Europas und in Deutſchland einen hohen 
Rang einnehme, mehr umwerben denn je. „Ew. Majeſtät,“ ſchrieb er, 
„werden eine glänzende Rolle ſpielen.“ Und den Blick auf Oſterreich 
wendend, fuhr er fort: „Schrecklich wird die Verwirrung in Wien 
ſein. Ohne Geld, ohne Thronfolger, ohne Freunde, ohne Bundes⸗ 
genoſſen, und in jeder Weiſe unvorbereitet auf ein Ereignis, deſſen 
Eintritt man noch in weiter Ferne wähnte, und das nun ſo unerwartet 
gekommen ift, wird man nicht aus noch ein wen" ?) Wie ein 
Wiederhall der Worte des Miniſters klingen die, welche Friedrich noch 
am 26., unter dem tiefen Eindruck der ſoeben empfangenen Kunde 
prophetiſchen Geiſtes an Voltaire richtete: „Dies iſt der Augenblick der 
völligen Umwandlung des alten politiſchen Syſtems! Der Stein hat 
ſich gelöſt, den Nebukadnezar auf das Bild aus vier Metallen rollen 
jab, der fie alle vier zerſtörte.“ 3) | 

1) „La politique consiste plutöt & profiter des conjonctures favo- 
rables qu’à les préparer d’avance; c'est pourquoi je vous conseille de ne 
pas faire des traités anticipés sur des événements incertains et de garder 
les mains libres, pour que vous puissiez prendre votre parti selon le 
temps, les. lieux, la situation de vos affaires: en un mot, selon que votre 
intérêt l'exigera alors de vous. Je me suis bien trouvé d'en avoir usé 
ainsi l’année 1740.“ (Bgl. Küntzel, Die politiſchen Teftamente der Hohen- 
zollern. Bd. 2, S. 46. Leipzig und Berlin 1911.) 

2) Vgl. Beilage I. 

3) Vgl. Briefwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire, hrsg. von Kofer 
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Der König berief Podewils und den Feldmarſchall Schwerin zu 
ſich. Am 28. hatte er eine Unterredung mit ihnen, deren Gegenſtand 
die Erwerbung Schleſiens betraf. Über dieſe denkwürdige Konferenz 
vom 28. liegt eine Aufzeichnung von Podewils' Hand vor. Sie trägt 
die Überſchrift: „Dressé et concerté avec Son Excellence le feld - 
maréchal général comte de Schwerin à Rheinsberg le 29 d' octobre 
1740, par ordre du Roi“, ) und gibt Déi als Protokoll der Be- 
ratung. 

Den Eingang bildet die vertrauliche Eröffnung des Königs: er 
habe ſich entſchloſſen, die durch den Tod des Kaiſers herbeigeführte 
günſtige Gelegenheit zu benutzen, um, ſei es auch unter Preisgabe 
ſeiner Anſprüche auf Jülich und Berg, die Erwerbung von Schleſien 
zu machen. Darauf folgt die Erörterung der Wege, wie man zu 
dieſem Ziel gelangen könne. Podewils und Schwerin erklären, nach 
ihrem Dafürhalten gebe es deren zwei, erſtlich den Weg der gütlichen 
Verſtändigung mit dem Wiener Hofe und zweitens den entgegengeſetzten 
Weg, ſich mit den Antipragmatikern, mit Bayern, Sachſen und Frank⸗ 
reich ins Einvernehmen zu ſetzen. Im einzelnen wird nun geſchildert, 
wie man vorgehen, welche Vorſchläge man machen ſolle. 

Es komme darauf an, ſo erläutert Podewils den erſten Weg, 
Oſterreich begreiflich zu machen, daß es zuerſt mit Anerbietungen 
hervorträte; man könne aber auch, um Zeit zu erſparen, ſelbſt das 
Eis brechen. Als Aquivalent für Schleſien, das ſofort als „Fauſt⸗ 
pfand“ übergeben werden müßte, erbietet ſich der König, die Wahl des 
Herzogs von Lothringen, des Gemahls Maria Thereſias, zum Römi⸗ 
ſchen Kaiſer zu unterſtützen, den Schutz und die Garantie aller Be⸗ 
ſitzungen des Hauſes Habsburg in Deutſchland und den Niederlanden 
gegenüber jeder feindlichen Macht zu übernehmen, ferner eventuell die 
preußiſchen Erbrechte auf Jülich⸗Berg an Ofterreidh abzutreten und 
ſchließlich im äußerſten Falle auch einige Millionen Taler als Subſidien⸗ 
gelder zu zahlen 2). Ferner hätte man ſich mit den Seemächten und 
mit Rußland zu verſtändigen und mit ihrer Hilfe den Wiener Hof, 
wenn er Schwierigkeiten mache, zur Annahme der preußiſchen Vor: 
ſchläge zu beſtimmen. Ein Schutz- und Trutzbündnis Oſterreichs, 


und H. Droyſen, Bd. 2, S. 54 (Publikationen aus den Kgl. Preuß. Staats- 
archiven, Bd. 82. Leipzig 1909). 

1) Abgedruckt: P. C., Bd. 1, S. 74 — 78. 

2) Noch im September 1740 hatte der Wiener Hof durch Vermittlung eines 
jüdiſchen Emiſſärs verſucht, eventuell gegen die Verpfändung eines Stückes von 
Schleſien eine Anleihe bei Preußen aufzunehmen (vgl. P. C., Bd. 1, S. 50). 
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Preußens, Rußlands und der Seemächte hat endlich das geſchloſſene 
Einvernehmen zu beſiegeln und gegen Frankreich und alle ſonſtigen 
Gegner aufrecht zu erhalten. 

Der zweite Weg iſt die Verſtändigung mit den Antipragmatikern. 
Mit Bayern und mit Sachſen iſt ein Teilungsvertrag zu ſchließen, in 
welchem dem König Schleſien zugeſichert wird. Frankreich tritt dem 
Vertrage bei und garantiert dem König ſeine neue Erwerbung. Auch 
in dieſer Kombination wird an eine Abtretung der Anſprüche auf 
Jülich und Berg, in dieſem Fall zugunſten Bayerns, gedacht. Der 
bayriſche Kurfürſt, der von Frankreich aufgeſtellte Kandidat, erhält die 
römiſche Kaiſerkrone. Zum Schutz gegen Rußland iſt endlich ein enges 
Einvernehmen mit Schweden und Dänemark herzuſtellen und ſogar 
durch Frankreichs Vermittlung die Pforte in Bewegung zu ſetzen. 

Dieſe Erörterung ſchließt mit den Worten: „Dies beides ſind die 
einzigen Pläne, über die Ew. Majeſtät uns die Ehre erwieſen haben, 
uns geſtern zu unterhalten.“ 

Dann aber fährt Podewils fort: „Wir ſprachen noch von einem 
dritten Plane. Er lief darauf hinaus: ſollte Sachſen den Schild er⸗ 
heben und mit bewaffneter Hand, ſei es in Böhmen oder Schleſien, 
eindringen, um ſich dieſer Lande zum Teil oder ganz zu bemächtigen, 
alsdann ſollen Ew. Majeſtät autoriſiert ſein, dem ſächſiſchen Beiſpiel 
in Schleſien zu folgen, um nicht zu dulden, daß man Ew. Majeſtät 
rings in Ihren Staaten einſchließe oder das Kriegstheater an die 
preußiſchen Grenzen verlege.“ 

Freimütig erklären Podewils und Schwerin, daß ſie dem erſt⸗ 
genannten der drei Wege den unbedingten Vorzug geben: er ſei „der 
natürlichſte, ſolideſte und im Hinblick auf ſeine Folgen der am wenigſten 
gefährliche“. Weniger können fie den zweiten Weg empfehlen, zumal 
da Frankreich wegen ſeiner entfernten geographiſchen Lage nicht im⸗ 
ſtande ſei, bei Eintritt unvorhergeſehener Wechſelfälle mit allen er⸗ 
forderlichen Kräften Hilfe zu leiſten. Aber auch der dritte Weg laſſe 
ſich allenfalls rechtfertigen; zum mindeſten biete er den Vorzug, daß 
ſich viel leichter über die Abtretung eines Landes unterhandeln laſſe, 
wenn man bereits in deſſen Beſitz ſei, als bei einer gewöhnlichen Ver⸗ 
handlung. Dem Könige, ſo ſchließt die Denkſchrift, komme es zu, nun⸗ 
mehr ſeine Entſcheidung zu treffen und ſeine endgültigen Weiſungen 
zu geben, möge er dieſen Plan und die Wege zu ſeiner Ausführung 
billigen oder ändern, was ihm daran verbeſſerungsbedürftig erſcheine. 

Von den bisherigen Forſchern iſt dieſe Denkſchrift als Grundlage 
und Ausgangspunkt der weiteren Verhandlungen des Königs mit 
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Podewils betrachtet worden, aber doch nicht, ohne daß ihnen einige 
Bedenken aufgeſtiegen wären, die ſie auf verſchiedene Weiſe ſelbſt zu 
heben verſuchten. 

Zwei Schwierigkeiten waren es vor allem, die ſich ergaben. 

Die erſte gründet ſich auf die auffällige äußere Faſſung der Denk⸗ 
ſchrift. Da iſt zunächſt nur von zwei Plänen des Vorgehens die 
Rede, und es wird geſagt, das ſeien die beiden „einzigen Pläne“, über 
die der König geſprochen habe; dann aber heißt es weiter: „Wir 
ſprachen noch von einem dritten Plane.“ Ferner iſt mit Recht von Grün⸗ 
hagen!) darauf aufmerkſam gemacht worden, daß jene beiden erſten 
Pläne „eine beſtimmte politiſche Richtung repräſentieren“, während der 
dritte, ſcheinbar unlogiſch, „nur auf eine einzelne in einem vorgeſetzten 
Fall zu ergreifende Maßregel (die ſchleunige Beſetzung Schleſiens) 
hinausläuft“. Aber, ſo behauptet Grünhagen: wenngleich erſt am 
Schluſſe direkt genannt, beherrſche das Ziel, die Beſetzung Schleſiens, 
dennoch unausgeſprochen auch die im Hauptteil der Denkſchrift ge- 
machten Vorſchläge. Und dieſer „mit diplomatiſcher Feinheit“ aus⸗ 
gedachte dritte Plan verfolge eben nur den Zweck, den auf ſofortigen 
Einmarſch in Schleſien gerichteten Intentionen des Königs ſcheinbar 
entgegenzukommen, in Wahrheit aber dieſen Gedanken des Einmarſches 
„durch beſtimmte anderweitige Vorſchläge ganz ſtillſchweigend zu be⸗ 
ſeitigen“ und ſo dem Plane auf Schleſien „die allzu ſcharfe und ge⸗ 
fährliche Spitze“ zu nehmen. Ahnlich charakteriſiert auch Koſer den 
dritten Weg als „Verſuch, den Angriffsplan durch die Stellung einer 
Vorbedingung auf einen beſtimmten Fall einzuſchränken“. ?) 

Dieſe Interpretation erſcheint allzu künſtlich und gezwungen. Sie 
vermag ebenſo wenig innerlich zu überzeugen, wie meine vor einigen 
Jahren gegebene Auslegung der Denkſchrift. Dieſer dritte Plan, fo 
ſagte ich“), fei als vom König ausgehend zu betrachten; Podewils und 
Schwerin aber, ihm im Grunde ihres Herzens abgeneigt, ſuchten ihn 


1) Vgl. Grünhagen, Friedrich der Große am Rubikon (Hiſtoriſche Zeit⸗ 
ſchrift, Bd. 36, S. 107 fl.). | 

2) Bal. Kofer, Geſchichte Friedrichs des Großen (2. Aufl., Bd. I, S. 47; 
4. und 5. Aufl., Bd. I, S. 237f.; Stuttgart u. Berlin 1901, bzw. 1912). 
L. v. Ranke (Zwölf Bücher preuß. Geſchichte, Bd. 3/4, S. 329: Geſ. Werke, 
Bd. 27/28. Leipzig 1874) beſpricht nur die beiden erſten Wege und fährt dann 
fort: „Welcher von beiden aber auch eingeſchlagen werden ſollte, ſo ſind ſie 
(Podewils und Schwerin) allemal dafür, daß man ſich vor allen Dingen in 
Beſitz von Schleſien ſetzen müſſe.“ 

3) Bal. Hohenzollern⸗Jahrbuch 1910, S. 41. 
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von der Diskuſſion auszuſchließen, indem ſie ihn an die letzte Stelle 
verwieſen und gleichſam nur als Anhängſel der Denkſchrift behandelten. 
Alle dieſe Deutungen gehen darin fehl, daß ſie annehmen, der König 
würde ſich auf dieſe Weiſe von ſeiner urſprünglichen Abſicht, vor Be⸗ 
ginn der Verhandlung Schleſien zu beſetzen, haben abbringen laſſen. 
Sicher hätte er ſchnell den diplomatiſchen Kniff durchſchaut und ſchwerlich 
ſtilſchweigend und gutwillig dieſe Verdunklung des Sachverhalts im 
Konferenzprotokoll hingenommen, iſt doch nur allzu wohl bekannt, daß 
er auch mit ſeinen höchſten Räten bisweilen nicht eben glimpflich 
verfuhr. 

Indeſſen beſteht noch eine zweite Schwierigkeit. Im dritten 
Plane ſoll der preußiſche Einmarſch in Schleſien davon abhängig ge⸗ 
macht werden, daß Sachſen die Initiative gegen Oſterreich ergriff. 
Aber nicht die ſächſiſche, ſondern die bayriſche Initiative war es, die 
in der Folge für den König den Ausſchlag gab. J. G. Droyſen 
begnügt ſich denn auch mit der Feſtſtellung, daß „die zwei oder drei 
Wege, die am 29. Oktober beſprochen worden“, ſich hernach „zu etwas 
völlig anderem umgebildet“ haben !). 

Der Löſung des Rätſels werden wir nur näher kommen, wenn 
wir zunächſt den weiteren Verlauf der Verhandlung zwiſchen König 
und Miniſter, der ſich ſchriftlich abſpielte, verfolgen. 


Am 1. November kehrte Podewils aus Rheinsberg nach Berlin 
zurück. Noch an demſelben Tage ſchrieb ihm der König: „Ich gebe 
Ihnen ein Problem zu löſen. Wenn man ſich im Vorteil befindet, 
ſoll man ſich deſſen bedienen oder nicht? ich bin mit meinen Truppen 
und allem bereit; bediene ich mich ihrer nicht, ſo halte ich ein Gut in 
Händen, deſſen Gebrauch ich verkenne; bediene ich mich aber ihrer, 
dann wird man ſagen, ich ſei ſo geſchickt, daß ich meine Überlegenheit 
über meine Nachbarn zu gebrauchen wiſſe.“ ) 

Mit dieſen knappen Worten gibt der König von neuem ſeinem 
Entſchluß Ausdruck, die Gunſt des Augenblickes zur Erwerbung 
Schleſiens wahrzunehmen. Über die Frage, wie dieſe zu bewerkſtelligen 
ſei, und über den Unterſchied des Standpunktes, den Friedrich und 
Podewils in dieſer Frage einnahmen, unterrichtet uns die eigenhändige 
Nachſchrift, die er einem Erlaß vom 3. an den Miniſter beifügt. Mit 


1) Bal. J. G. Droyſen, Geſchichte der preußiſchen Politik, Teil V, Bd. 1, 
S. 150 (Leipzig 1874) Für Koſers Auslegung vgl. S. 79 Anm. 2. 

2) Bal. P. C., Bd. 1, S. 84. Nach dem Eingangsvermerk erhielt Pode⸗ 
wils den Erlaß erſt am 3. November. 
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Bezugnahme auf einen ſoeben eingelaufenen Bericht ſeines Geſandten 
am Wiener Hofe, Kaſpar Friedrich von Borcke, erklärt er zunächſt: „Man 
ift in Wien ganz hochmütig, man ſchmeichelt fih, ſelber feine Erblande 
zu behaupten, man glaubt ſchon, der Herzog ſei Kaiſer!“ Daran 
knüpft er die höchſt bedeutſame Bemerkung: „Aus dieſer Probe können 
Sie ſehen, daß ich mit meinem Urteil nicht Unrecht hatte, wir 
würden uns verrechnen, wollten wir mit Wien unterhandeln.” 1) 

Nach Anſicht des Königs hatte die militäriſche Beſetzung Schleſiens 
der diplomatiſchen Verhandlung mit Oſterreich vorauszugehen. So 
hatte er auch, als er wenige Jahre zuvor mit dem General Grumb⸗ 
kow ſeine Meinung über die Vertretung der preußiſchen Anſprüche auf 
Jülich⸗Berg tauſchte, ſich dahin ausgeſprochen, daß Preußen ſofort nach 
dem Tode des Pfälzer Kurfürſten die von ihm beanſpruchten Gebiete 
des Herzogtums Berg und außerdem noch Jülich beſetzen müſſe; er 
hatte ihm ſogar ſchon einen fertigen Plan der Verteilung der Truppen 
entwickelt. Andernfalls, ſo hatte er bereits damals erklärt, werde man 
nicht die Hälfte feiner Forderungen durchſetzen 2). Ahnlich wie damals, 
im Fall daß der Pfälzer ſtarb, wollte er jetzt nach dem Tode des 
Kaiſers verfahren. 

Noch waren jene Zeilen mit der Kritik des Wiener Hofes nicht 
in ſeinen Händen, da ſchrieb Podewils, der ſoeben das königliche 
Schreiben vom 1. empfangen hatte, am 3. an Schwerin: „Ich be- 
merke in den Briefen, die ich erhalte, nur zu ſehr, daß die Hitze zu⸗ 
nimmt, anſtatt nachzulaſſen. Wenn man aber all das geſagt hat, was 
zu ſagen die Pflicht erheiſcht, wie ich es in Ew. Exzellenz Gegenwart 
getan und wie ich es, wenn die Gelegenheit ſich bietet, noch tue, ſo 
bleibt uns nur die gloria obsequii.“ Über die politiſche Lage ſich ver⸗ 
breitend, fährt er dann fort: „Das Schlimmſte iſt, daß man bisher 


1) Bat. P. C., Bd. 1, S. 85. Die letzten Worte lauten: „Cet échantillon 
pourra vous faire voir que je n'ai pas eu tort de juger que nous nous 
blouserions (nicht: blämerions, wie es im Abdruck der P. C. irrtümlich heißt), 
si nous voulions négocier à Vienne.“ Die angezogene Stelle im Poftftript I 
des Berichts von Borde, Wien 26. Qktober, heißt: „On espere de pouvoir se 
maintenir en possession de tous les Etats héréditaires contre quiconque 
voudra les envahir. On tächera de pourvoir aussi & la süret& de ceux 
en Italie et aux Pays-Bas comme les plus éloignés. La conservation de 
cette vaste machine demandera beaucoup.“ (Berlin, Rônigl. Geheimes Staats- 
Archiv; zitiert: G. St.⸗A.) Die Antwort (Miniſterialerlaß) vom 5. November: 
P. C., Bd. 1, S. 88 f. 

2) Schreiben an Grumbkow vom 14. Februar 1737 (Briefwechſel mit 
Grumbkow, S. 149) ; 
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in Dresden und Wien über die zu machenden Vorſchläge ſtumm bleibt 
wie ein Fiſch. Aus der Beilage!) werden Sie erſehen, daß man in 
Wien hofft, ſich contra quoscunque behaupten zu können. So verläßt 
dieſer ſchreckliche Hochmut die Leute auch in ihren ärgſten Nöten nicht. 
Und in Dresden iſt man (König Auguſt III.) noch nicht angekommen. 
Auch hat man mir verſichert“ — das bezieht ſich auf eine Außerung 
des ſächſiſchen Reſidenten Siepmann) — „daß man in Untätigkeit 
bleiben würde, ſolange der Bayer nicht anfängt, daß man aber teil⸗ 
nehmen würde, ſobald der erſtere ſich rege. Gebe Gott, daß ſie es 
beide täten.“ ?) Fügen wir ſogleich die Antwort des Miniſters auf 
das königliche Schreiben vom 3. hinzu“). Darin ſagt Podewils: „Ich 
wünſchte ſehr, Bayern begönne den Tanz; dann würde auch Sachſen 
bald folgen, und man würde dem öſterreichiſchen Hochmut ſo zuſetzen, 
daß man ſich in Wien genötigt ſähe, gelindere Saiten aufzuziehen.“ 
Ja, um dieſe Wirkung zu beſchleunigen, macht er in eben dieſer Ant⸗ 
wort vom 4. dem König den Vorſchlag, der preußiſche Geſandte in 
Regensburg ſolle beauftragt werden, unter der Hand die dortigen bayri⸗ 
ſchen Vertreter „anzuſpornen, damit der bayriſche Kurfürſt den Schild 
erhöbe“. So gedachte er, Bayern und Sachſen die Initiative zu über⸗ 
laſſen und ſie als Werkzeug zu benutzen, um den Wiener Hof kirre 
zu machen und dahin zu bringen, an Preußen mit Vorſchlägen heran⸗ 
zutreten, die zur Überlaſſung von Schleſien führen ſollten. 

Wie das Schreiben an Schwerin, ſo ſteht auch die Antwort des 
Miniſters auf das vom König am 1. geſtellte „Problem“ ganz unter 
dem Eindruck der wenig tröſtlichen Meldungen Borckes aus Wien. 
Dieſe Antwort erfolgte am 3. in Form einer Denkſchrift, „Réflexions“ 
benannt 5), in der er vollkommen ſyſtematiſch zu Werke geht. Bu- 
nächſt bejaht Podewils ganz allgemein die Frage des Königs und er⸗ 
lärt: Der Fürſt, der große Streitkräfte bereit habe und feinen Nad- 
barn überlegen ſei, verkenne ſeine Intereſſen, wenn er die Gelegenheit 
nicht ausnutze. Dann aber beginnen ſeine Einwürfe. „Die Hypo⸗ 


1) Borckes Bericht vom 26. Oktober (vgl. S. 74 Anm. 1). 

2) Der Wortlaut der Mitteilung Siepmanns, über die Podewils am 2. Nos 
vember an den König berichtet, iſt abgedruckt: P. C., Bd. 1, S. 87, Anm. 1. 

3) Vgl. Beilage II. 

4) Der Bericht des Grafen Podewils vom 4. November iſt als Beilage IV 
mitgeteilt. 

5) Die „Réflexions“, ſowie der Begleitbericht des Miniſters vom 3. No» 
vember nebſt dem gleich zu erwähnenden „Projet d'une déclaration à faire“, 
ſind als Beilage III mitgeteilt. 
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theſe verlange eine Analyſe“, bemerkt er und ſtellt ſeinerſeits eine 
Reihe von Gegenfragen: iſt die Überlegenheit des Fürſten auch groß 
genug, um ſein Ziel zu erreichen? Hat er nicht Allianzen nötig, um 
nicht früher oder ſpäter zu unterliegen? Warnend weiſt Podewils 
dabei auf das Beiſpiel Ludwigs XIV.; Frankreich habe 1733 auch 
nicht unterlaſſen, ſich mit Spanien und Sardinien gegen den Kaiſer 
zu verbünden. Dann zieht der Miniſter die geographiſche Lage in 
Betracht: England und Schweden zur Zeit Guftav Adolfs hätten in 
ihrer iſolierten Lage höchſtens das Heer, das ſie ausſandten, aufs 
Spiel geſetzt und bei einem Mißerfolg ſich wie die Schnecke in ihr 
Haus zurückziehen können; Frankreich und Spanien ſeien in ſich ge⸗ 
ſchloſſene und daher machtvolle Staaten. Ganz anders ſtehe Preußen 
da, das, würde es angegriffen, ſein Heer zerſplittern müſſe, deſſen 
Rücken, Flanken, ja deſſen Herz an mehr als einer Stelle verwundbar 
ſeien. Und weiter fragt Podewils: iſt die Gelegenheit auch wirklich 
ſo günſtig? Auf den erſten Blick ſcheine es manchmal, als brauche 
man ſich nur zu bücken und aufzunehmen; aber die Medaille habe ihre 
Kehrſeite. Der Schwache, der über den Haufen geſtoßen wird, finde 
leicht einen Helfer, der ihm aus Eiferſucht auf den mächtigen Sieger 
beiſpringt. Das Schickſal Karl Guftavd von Schweden im Kampfe 
gegen Polen und Ludwigs XIV. im Kriege gegen Holland im Jahre 
1672 ſeien dafür lehrreiche Beiſpiele: ſie mußten alles wieder hergeben. 
Daraus leitet Podewils die Notwendigkeit ab, vorher zu prüfen, ob 
nicht ſtärkere oder mächtigere Nachbarn Intereſſe daran haben könnten, 
den Fürſten an der Ausführung ſeiner Pläne zu hindern und ſich der 
Behauptung ſeiner Eroberungen zu widerſetzen. Nachdem er alle dieſe 
Bedenken grundſätzlicher Art vorgebracht, ſchließt der Miniſter mit dem 
Zugeſtändnis: „Indeſſen ſind alle dieſe allgemeinen Regeln nicht ſo 
beſchaffen, daß ſie nicht Ausnahmen zuließen. Die kleinſten Umſtände 
führen eine Anderung der Sachlage herbei. So können denn auch 
das Zuſammentreffen vorteilhafter Konjunkturen, unvorhergeſehene 
Glücksfälle und günſtige Ereigniſſe oft eine Unternehmung gelingen 
laſſen und einen kühnen, unternehmenden Fürſten dazu bringen, daß 
er ſich über Erwägungen hinwegſetzt, die einen anderen vielleicht zurück⸗ 
hielten.“ 

Die „Reflexionen“ waren von einem Schreiben an den König be⸗ 
gleitet, dem, wie dem Briefe an Schwerin, der Stempel der Reſignation 
aufgedrückt iſt. Nachdem er freimütig ſeine Bedenken ausgeſprochen, 
bleibe ihm, ſo erklärt der Miniſter, nur der „Ruhm des Gehorſams“ 
— gloria obsequii, heißt es in dem gleichzeitigen Briefe an den Feld⸗ 
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marſchall — und die pünktliche Ausführung der empfangenen Befehle 
übrig. So habe er denn auch ſchon, heißt es weiter, dem ihm erteilten 
Auftrag gemäß eine „Erklärung“ entworfen, die beim Einmarſch der 
Truppen in Schleſien den fremden Mächten und ihren Vertretern 
gegenüber abgegeben werden könne. In dieſer „Erklärung“ wird der 
Einmarſch als Mittel bezeichnet, „um zu verhindern, daß ſich andere 
in den gegenwärtigen Konjunkturen einer Provinz bemächtigen, welche 
die Barriere und die Sicherheit von Seiner Majeſtät Staaten bildet, 
und um von den preußiſchen Grenzen das Kriegsfeuer fernzuhalten, 
das wegen der Erbfolge in den Landen des Hauſes Oſterreich ſich 
entzünden könnte“. 


Mehrere Tage vergingen, bevor der König das Wort ergreift, um 
Podewils Bedenken zu widerlegen. Erſt am 6. überſendet er ihm 
ſeine „Idées sur les projets politiques à former au sujet de la 
mort de l’Empereur“.?) 

Aus einem Begleitſchreiben, das Friedrich an den Miniſter richtete, 
erfahren wir den Beweggrund, der ihm die Feder in die Hand drückt. 
Es war die Meldung Borckes, daß der bayriſche Hof ſeine Anſprüche 
in Wien geltend machte?) — eine Meldung, der der König größtes 
Gewicht beilegte, hatte er doch ſchon am Tage der Rheinsberger Konfe⸗ 
renz eigenhändig den Geſandten ermahnt, auf die Haltung der Bayern 
ſorgſam Acht zu geben und durch Kurier ihn von allen Vorgängen in 
Kenntnis zu ſetzen 2). „Der Bayer will für mich vom Leder ziehen“, 


1) Abgedruckt mit dem Begleitſchreiben des Königs vom 6. November: 
P. C., Bd. 1, S. 90 f. Grünhagen (S. 127) ſchätzt den Erfolg der „Reflexionen“ 
von Podewils falſch ein. Indem er die Adreſſierung der neuen Beglaubigung 
Bordes an „Maria Thereſia, Königin zu Ungarn, Böhmen uſw.“ als „An⸗ 
erkennung“ der jungen öſterreichiſchen Fürſtin und dieſe „Anerkennung“ als eine 
von Podewils dem König „abgerungene Konzeſſion“ bezeichnet, legt er in dieſen 
rein formellen Akt eine politiſche Bedeutung und Tragweite, die dieſem gar 
nicht innewohnt. Die neue Beglaubigung war zur Fortſetzung des diplomatiſchen 
Verkehrs mit der neuen Regierung erforderlich. Überdies wurde ſie im Miniſte⸗ 
rium aufgeſetzt und mit Miniſterialerlaß vom 5. November überſandt. 

2) Bericht Borckes, Wien 29. Oktober 1740; er kam laut Eingangsvermerk 
am 5. November in Berlin an. Die Antwort (Minifterialerlaß) erfolgte am 8.: 
P. C., Bd. 1, S. 94 f. Der bayriſche Geſandte, Graf Berufe, hatte die Erb⸗ 
anſprüche ſeines Hofes unter Berufung auf das Teſtament Ferdinands I. be⸗ 
reits am 27. Oktober in Wien angemeldet und Borcke gebeten, „que je ne fisse 
aucun pas qui püt être préjudiciable aux droits et prétentions de la 
maison de Bavière, avant que je n'eusse reçu les ordres et les instructions 
de Votre Majesté à cet égard“ (G. St.-A.). ' 

3) Kabinettserlaß an Borde, Rheinsberg 28. Oktober: P. C., Bb. 1, S. 73. 
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jo ſchrieb jetzt Friedrich auf Grund des Borckeſchen Berichts am 6. an 
Podewils; das beſtärke ihn nur in ſeinen Vorſätzen. So ergeht denn 
am gleichen Tage der Auftrag an den Kanzler Ludewig in Halle, einen 
Entwurf der preußiſchen Anſprüche auf die ſchleſiſchen Herzogtümer 
zu Papier zu bringen, und zugleich an Podewils die Anfrage, ob 
Schleſien ein Manneslehen ſei — der König ſetzt ſich juriſtiſch in 
Poſitur. Ferner erhält der Miniſter ebenfalls am 6. Befehl, einen 
Auszug von den geplanten Maßnahmen für die Beſitzergreifung des 
preußiſchen Anteils am Herzogtum Berg einzureichen !); denn, wie wir 
ſehen werden, ſollten dieſe Maßnahmen dazu dienen, die militäriſchen 
Vorbereitungen für das Unternehmen auf Schleſien zu verſchleiern. 

Kommen wir wiederum auf die „Idées“ zurück. Die Podewils- 
jhen „Reflexionen“ vom 3. hatten fic) auf hiſtoriſch-politiſche Betrach⸗ 
tungen allgemeinen Charakters beſchränkt; Friedrich betrat nunmehr 
in den „Idées“ den feſten Boden der realen politiſchen Derhältnife, 
die Europa in dieſem Zeitpunkt ſeinen Blicken darbot. 

Er beginnt mit der Erklärung, daß man zur Beſitznahme Schleſiens, 
auf das man das größte Anrecht habe, die Gelegenheit des Todes 
Karls VI. ergreifen müſſe. Die Überlegenheit und Schlagfertigkeit der 
Truppen gebe Preußen eine unendliche Überlegenheit über alle anderen 
Mächte Europas. Ausdrücklich weiſt er den Gedanken zurück, ab- 
zuwarten, bis Bayern und Sachſen mit Feindſeligkeiten begonnen 
hätten 2). Im beſonderen betont er, die Vergrößerung Sachſens wider- 
ſpreche völlig den preußiſchen Intereſſen; ja, das ſächſiſche Beiſpiel 
gebe nicht einmal einen guten Vorwand ab. Im Gegenteil erheiſche 
das preußiſche Intereſſe, den Sachſen zuvorzukommen und ihre Rüſtungen 
zu durchkreuzen. 

Wegen der Frage einer Allianz, die Podewils mit ſolch lebendiger 
Sorge erfüllte, erklärte Friedrich nicht in Verlegenheit zu ſein, da er 
bei dem alten Gegenſatz zwiſchen England und Frankreich ſicher ſei, 
ſtets in einer der beiden Mächte einen Bundesgenoſſen zu finden. Nur 
der Gedanke an Rußland verurſachte ihm einige Bedenken, doch auch 
ſie fallen nicht derart ins Gewicht, daß er darum auf ſein Unternehmen 
gegen Schleſien verzichten müßte. Und fo zieht er aus ſeinem Übers 
blick über die allgemeine europäiſche Lage den Schluß: vor Winters 

1) Kabinettserlaſſe an Ludewig und Podewils, 6. November: P. C., 
Bd. 1, S. 89. 

2) Ob die Bemerkung etwa auf eine Außerung des Miniſters während 
ſeines Rheinsberger Aufenthaltes oder auf den Bericht vom A. November (vel. 
Beilage IV) ſich bezieht, iſt nicht mit Sicherheit zu entſcheiden. 
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Anfang müſſe man ſich in den Beſitz Schleſiens ſetzen, während des 
Winters verhandeln. „Dann wird man immer Partei nehmen können 
und im Beſitz des Streitobjektes erfolgreich verhandeln, während wir 
bei anderem Vorgehen alle Vorteile preisgeben; denn bei einer einfachen 
Verhandlung werden wir nie etwas bekommen, höchſtens wird man 
uns unter ſehr läſtigen Bedingungen einige Kleinigkeiten zugeſtehen.“ 
Es war das gleiche Argument, das er, wie erwähnt, in der Bergiſchen 
Erbſchaftsfrage dem General Grumbkow entgegengehalten hatte. 


Die Einwände, die Podewils auf ſeinen ausdrücklichen Befehl 
ihm machen mußte, und die dieſer noch in derſelben Nacht nieder⸗ 
ſchrieb 1), waren kaum anderer als formeller Art; denn er erklärt ſelber, 
die Darlegungen des Königs wären ſo einleuchtend, ſolide und im 
einzelnen ſo überzeugend, daß er ſehr in Verlegenheit geriete, Ein⸗ 
würfe zu erheben, die deren Kraft erſchüttern könnten. Die Ereigniſſe, 
die er im folgenden anführe, könnten wohl eintreten, aber damit ſei 
nicht gejagt, daß fie auch wirklich eintreten müßten ?). In feinen Ent- 
gegnungen vom 7. fertigt daher auch Friedrich die Einwendungen des 
Miniſters kurzerhand ab. 

Zunächſt erklärt Podewils, daß die bayriſche und die ihr vielleicht 
folgende ſächſiſche Schilderhebung wenigſtens einen plauſiblen Vorwand 
abgäben, um anderen Prätendenten auf Schleſien — damit iſt Sachſen 
gemeint — zuvorzukommen. Alsdann könne man über Schleſien mit 
Oſterreich ſelbſt in Verhandlung treten. Die Verpflichtung, gegen Ab- 
tretung Schleſiens dem Wiener Hofe ſein übriges Erbe zu retten, 
würde auf dieſe Erwerbung einen gewichtigeren Anſpruch geben als die 
immerhin anfechtbaren Rechtstitel. Darauf erwidert Friedrich kurz: 
„Die Rechtsfrage iſt Sache der Miniſter.“ 

Werde man, fragt darauf Podewils, in der Lage ſein, wenn nun 


1) Anfang und Schluß der Denkſchrift vom 7. November find als Bei⸗ 
lage V mitgeteilt; der übrige Teil nebſt Friedrichs Marginalien: P. C., Bd. 1, 
S. 91 ff. | 

2) Nach Kofer (2. Aufl., Bd. 1, S. 48; 4. u. 5. Aufl., Bd. 1, S. 240) 
tritt Podewils erſt in dieſer Denkſchrift vom 7. den „Rückzug“ an, da er nun⸗ 
mehr durch Siepmanns Erklärung (vgl. oben S. 75) und das bayriſche Vorgehen 
in Wien die in Rheinsberg aufgeſtellte Vorbedingung für die preußiſche Schild⸗ 
erhebung „in gewiſſer Weiſe“ erfüllt geſehen habe. Demgegenüber iſt darauf 
hinzuweiſen, daß Podewils ſchon am 8. unter dem Eindruck der Nachrichten aus 
Wien feinen Widerſtand aufgegeben hat (vgl. oben S. 76 und die Antwort des 
Miniſters vom 4. in Beilage IV) und die Einwände, die er noch am 7. macht, 
nach ſeinem eigenen Geſtändnis nur notgedrungen und auf Befehl des Königs, 
aber nicht mehr aus innerer Überzeugung und Gewiſſenspflicht erhoben ſind. 
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auch der Pfälzer ſtürbe, gleichzeitig die Anſprüche auf Schleſien und 
auf Berg durchzuſetzen? Der König erklärt, betreffs der letzteren ſich 
an das mit Frankreich 1739 geſchloſſene Abkommen, das ihm wenigſtens 
den größeren Teil des Herzogtums Berg zuſprach, halten und das ihm 
zugeſicherte Gebiet ſofort militäriſch beſetzen zu wollen. Den Gedanken, 
daß Oſterreich ſich um den Preis einiger Abtretungen mit Frankreich oder 
mit Bayern verſtändigen könne, bezeichnete er als ausgeſchloſſen. Auch 
ein Angriff von ſeiten der Sachſen, Hannoveraner oder Heſſen, ſo ent⸗ 
gegnete er, ſei nicht zu befürchten. Selbſt mit Rußland gedachte er 
nötigenfalls fertig zu werden. Von Polen vollends ſtehe nichts zu 
beſorgen. Friedrich ſchloß ſeine Bemerkungen: „Da alſo nichts mich 
aufhält, habe ich heute die Ordres an die Regimenter ergehen laſſen, 
und zwar,“ fuhr er ſeine Gründe nochmals zuſammenfaſſend fort, 
„erſtens infolge der Erklärung der Bayern, zweitens infolge der den 
hannöverſchen Truppen gegebenen Ordres, drittens infolge der Rüſtung 
des Königs von Sardinien, der zu hohen Preiſen maſſenhaft Pferde 
ankaufen läßt. So Gott will, werden meine Truppen Anfang Dezem⸗ 
bers in Marſch ſein, und ich hoffe, daß alles nach Wunſch geht.“ Da⸗ 
mit war die Entſcheidung des Königs endgültig gefallen. 

In den folgenden Tagen erhielt Podewils noch den Auftrag, die 
Nachricht zu verbreiten, der Pfälzer habe mehrere Ohnmachtsanfälle 
erlitten, fo daß man für fein Leben fürchte, und da die Rüſtungen 
der Berliner Regimenter Aufſehen erregen könnten, überall zu erklären, 
ſie dürften nicht überraſchen; denn der nahe Tod des Kurfürſten ſei 
Anlaß genug für den König, ſich zur Unterſtützung ſeiner weltbekannten 
Anſprüche auf Jülich und Berg in entſprechende Verfaſſung zu ſetzen; 
nicht weniger erfordere der Tod des Kaiſers und das Interregnum, auf 
die eigene und auf Deutſchlands Sicherung bedacht zu fein’), 

Als nun gar die Nachricht vom Tode der Zarin Anna Iwanowna 
am 9. in Rheinsberg eintraf, da ſchrieb der König, jetzt auch dieſer 
Sorge ledig: „Gott iſt uns günſtig, und das Schickſal ſteht uns 
bei”. *) 

So war die militäriſche Maſchine in Gang gelegt. Für die juriſti⸗ 
ſchen Argumente ſorgten Ludewig und das Miniſterium. Es blieb 
nur noch übrig, für die politiſche Verhandlung, die den zweiten Akt 


1) Kabinettserlaſſe an Podewils, H. und 9. November: P. C., Bd. 1, S. 94 
und 95 f. Am 15. ſchrieb der König noch an Podewils, daß er den Berliner 
Regimentern eine Scheinordre zum Marſch nach Halberſtadt gegeben habe: 
„j espère que cela trompera les politiques“ (ebenda, S. 102). 

2) An Podewils, 9. November: P. C., Bd. 1, S. 96. 
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des Dramas bilden ſollte, die Rollen zu verteilen. Das nächſte war 
die Inſtruktion für Borcke in Wien und für die Geſandten an den 
übrigen europäiſchen Höfen. Die Aufgabe, die Borcke erhielt, war 
folgende. Sobald das preußiſche Heer in Schleſien eingerückt war, 
hatte er dem Wiener Hofe die Beweggründe darzulegen, und zeigte 
man ſich zur gütlichen Abtretung der Provinz geneigt, folgende Zu- 
ſagen zu machen: Übernahme der Garantie aller öſterreichiſchen Be⸗ 
ſitzungen in Deutſchland gegen alle Angriffe; Abſchluß eines darauf 
bezüglichen Bündniſſes mit den Seemächten und mit Rußland; Unter⸗ 
ſtützung der Kandidatur des Herzogs von Lothringen für die römische 
Kaiſerwahl; Zahlung von Subſidien im Höchſtbetrage von 2 Millionen 
Talern und Verzicht auf die Jülich-Bergiſchen Anſprüche; doch folte 
dieſes letzte Angebot bis zuletzt aufgeſpart bleiben und den Charakter 
eines Ultimatums tragen. Endlich wurde Borcke zu der Erklärung 
ermächtigt, daß im Falle der Verwerfung ſeiner Anträge der König 
ſich auf die Gegenſeite ſtellen würde. In einem Erlaſſe vom 15. No⸗ 
vember, der im Miniſterium demgemäß aufgeſetzt wurde, ergingen diefe 
Weiſungen an den Geſandten !). 


Nachdem wir den Gang der Ereigniſſe bis zu dieſem Augenblick 
verfolgt haben, wo das Unternehmen gegen Schleſien nach allen Seiten 
eingeleitet war, kehren wir zu dem Konferenzprotokoll vom 29. Oktober 
zurück. 

Der Geſamtverlauf der zwiſchen König und Miniſter erſt mündlich 
und dann ſchriftlich geführten Beratung bietet ein ſehr merkwürdiges 
Bild. Wie das Protokoll es ſchildert, war die Beratung am 28. Oktober 
bereits ſo weit gediehen, daß die Eröffnungen und Angebote, die, je 
nachdem welchen Weg man einſchlug, den verſchiedenen Höfen gemacht, 
die Ziele, die erreicht werden ſollten, ſchon in allen Einzelheiten genau 
feſtgeſetzt waren, ſo daß es nach den Schlußworten des Protokolls nur 
noch der endgültigen Entſcheidung und der letzten Weiſungen des 
Königs bedurfte. Statt deſſen rollt Friedrich am 1. November die 
Frage nochmals auf und ſtellt das „Problem“, ob er von ſeinen Macht⸗ 
mitteln Gebrauch machen, d. h. ob er das Unternehmen ausführen ſolle 
oder nicht. Indem Podewils in ſeinen „Reflexionen“ vom 3. voll⸗ 
kommen ſyſtematiſch, von allgemeinen hiſtoriſch-politiſchen Geſichts⸗ 


1) Bericht von Podewils vom 11. mit den Marginalien des Königs und 
Miniſterialerlaß an Borde vom 15. November: P. C., Bd. 1, S. 98 ff. und 
102 ff. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. I. 6 
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punkten aus an die Beantwortung des „Problems“ herantritt, nimmt 
die Diskuſſion ganz den Charakter einer akademiſchen Erörterung an, 
bis Friedrich mit ſeiner Erwiderung vom 6. in das Fahrwaſſer der 
real⸗politiſchen Verhältniſſe zurückſteuert und erſt jetzt ſeine Entſcheidung 
fällt. Aber nicht genug damit. Während der Vorbereitung für die 
politiſche Verhandlung mit dem Wiener Hof, die der Beſitzergreifung 
Schleſiens folgen ſoll, legt der Miniſter am 11. November dem Könige 
nochmals die gleichen Bedingungen zur Begutachtung vor, wie ſie ſchon 
das Rheinsberger Protokoll enthielt. 

Wir gewinnen ſo das Bild einer doppelten Verhandlung, die den⸗ 
ſelben Weg zweimal zurücklegt. Warum aber, das iſt nun die Frage, 
fällt der König nicht bereits nach Empfang des Protokolls die auch 
von ſeinen Ratgebern umgehend erwartete Entſcheidung? Warum ſetzt 
eine neue, ſchriftliche Verhandlung ein, die, gleichſam ab ovo beginnend, 
auf allgemeine Betrachtungen ſich beſchränkt, wo es doch ſo viel näher 
lag, an die Ausführungen des Protokolls unmittelbar anzuknüpfen? 
Warum endlich — auch dieſer Punkt iſt bedeutſam — geſchieht im 
ganzen Verlauf der ſchriftlichen Verhandlung zwiſchen König und 
Miniſter des Protokolls überhaupt mit keiner Silbe Erwähn ung? 

Die Erklärung liegt darin, daß es ſich bei dieſer Denkſchrift vom 
29. Oktober um gar kein wirkliches Protokoll handelt; ſie iſt — trotz 
der entgegengeſetzten Angabe in der Überſchrift — weder auf Befehl 
des Königs entworfen noch auch ihm je vorgelegt; darum bleibt ſie 
auch in dem weiteren Meinungsaustauſch unerwähnt. 

Ihrer Einkleidung nach erſcheint ſie als ein Gutachten, das Pode⸗ 
wils und Schwerin gemeinſam aufſetzten. Sie beginnt, um kurz darauf 
zurückzukommen, mit der Eröffnung des Königs über ſeine Abſicht der 
Erwerbung Schleſiens und fährt dann wörtlich fort: „Nous avons, 
suivant les ordres sacrés de Votre Majesté, songé à mâcher et A 
digérer cette affaire avec toute l'attention qu'elle mérite, et à 
examiner le plan qu’on pourrait, selon nos faibles lumières, ob- 
server pour parvenir au but que Votre Majesté se propose. Voici 
nos idées. Il y a, selon nous, deux routes principales.“ Beide 
Wege, der der gütlihen Verſtändigung mit Wien, und der entgegen- 
geſetzte, der eines Bündniſſes mit den Antipragmatikern, werden aus⸗ 
führlich erörtert. Die Worte, mit denen dieſe Darlegung ſchließt, 
ſind von Podewils urſprünglich etwas anders gefaßt und darauf ge⸗ 
ändert, wie die folgende Gegenüberſtellung zeigt. Die Anderung iſt 
durch Kurſivpſchrift hervorgehoben. 
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Faſſung I (G. St. A.): Faſſung II (P. C., Bd. 1, S. 78): 
Ce sont-la les deux seuls Ce sont-là les deux seuls 
plans, qui se sont présentes à nos plans, sur lesquels Votre Majesté 
idées, pour parvenir au but que nous a fait Vhonneur de nous 
Votre Majesté s’est proposée pour | entretenir hier. 
faire Vacquisition de la Silesie, à 
quelque prix que ce fût. 


Nur die erſte Faſſung ſtimmt innerlich zu den Worten, mit denen 
die Darlegung der beiden Wege eingeleitet iſt. Die Anderung in der 
zweiten Faſſung, die die Mitteilung dieſer beiden Pläne dem König in 
den Mund legt, trägt einen Widerſpruch hinein; aber ſie macht aus 
dem Gutachten ein Protokoll: der König hat ſeinen Beratern — dieſer 
Eindruck ſoll erweckt werden — dieſe Wege ſelber vorgetragen. 


Derſelbe Vorgang wiederholt ſich bei den folgenden Worten, mit 
denen der dritte Plan eingeführt wird. Auch hier hat der Text ur⸗ 
ſprünglich anders gelautet: 


Faſſung J (G. St. A.): ene C., Bd. 1, S. 78): 

Il reste encore un troisiéme Nous parlämes encore d'un 
qui serait qu’en cas que la Saxe troisième qui roula sur ce qu’en 
dat faire une levée de bouclier etc. cas que la Saxe etc. 


Aus der Feſtſtellung, daß noch ein dritter Weg vorhanden 
ſei, der in dem Einmarſch in Schleſien beſtehen würde, wird die 
Angabe, daß wirklich von dieſem Plane geſprochen wurde, der auf 
die Beſetzung dieſes Landes hinauslief. 

Wie man ſieht, gehen die Eingriffe, die Podewils in dem ur⸗ 
ſprünglichen Texte vornahm, weit über äußerliche Anderungen ſtiliſti⸗ 
ſcher Art hinaus. Damit drängt ſich die Frage auf, welches Ziel er 
bei dieſen Anderungen verfolgte. Sie hängen wieder auf das innigſte 
mit der Abſicht zuſammen, die ihn zur Aufſetzung des Schriftſtückes 
beſtimmte. . 

Vergegenwärtigen wir uns zu dieſem Zwecke noch einmal den 
Standpunkt, den Podewils einnahm. So ſtark er auch die Größe des 
Augenblickes und die Gunſt der Lage empfand, die des Kaiſers Tod 
für Preußen heraufführte, ſo eifrig er die Vergrößerung der Monarchie 
und die Erwerbung von Schleſien wünſchte, ſo wenig billigte er doch 
den Weg, den ſein junger König einzuſchlagen gedachte. Nicht durch 
einen Akt der Gewalt, wie ihn die Beſetzung der Provinz darſtellt, 

6 * 
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fondern auf dem Wege gütlicher Verhandlung wollte er das erſtrebte 
Ziel erreichen. 

Wie die in den „Réflexions“ vom 3. vorgebrachten Bedenken be- 
weiſen, war Podewils keineswegs ſicher, daß der Weg der Gewalt 
zum Ziele führte. Er fürchtete davon Unheil, und konnte er auch 
dieſes nicht von ſeinem Vaterlande abwenden, ſo wollte er wenigſtens 
die Perſon ſeines königlichen Herrn decken !). 

Dieſem Zweck dient die Denkſchrift vom 29. Oktober. Gleichwie er 
darin auch ſagt, nur eine friedliche Verſtändigung mit Oſterreich er⸗ 
ſchien ihm „natürlich, ſolide und den wenigſten Gefahren unterworfen“. 
Durch die erwähnten Anderungen, die er in ihr vornahm, ſuchte er 
den Eindruck zu verſtärken, als ginge jener erſte Plan der gütlichen 
Verſtändigung tatſächlich vom Könige aus. So korrigierte er, freilich 
nicht vollſtändig, ſeinen Entwurf durch und beſeitigte ſolche bedenklichen 
Wendungen, wie die ſchon erwähnte, daß der König ſich vorgenommen 
habe, die Erwerbung „um jeden Preis“ zu machen. Er ſchob den 
Abſatz ein, man müſſe durch die Seemächte den widerſtrebenden Wiener 
Hof zur Annahme der preußiſchen Vorſchläge beſtimmen, „sans com- 
mencer par aucune voie de fait“. 2) Und da er endlich den Plan 
des Königs. Schleſien vor Beginn der Verhandlung zu beſetzen, nicht 
totſchweigen konnte, ſo ſchrieb er den Urſprung dieſes Gedankens dem 
Grafen Schwerin und ſich ſelber zu, und weil dafür die erſte Faſſung 
nicht genügte, änderte er ſie und ſetzte ſtatt deſſen: „Nous parlämes“. 
Aber er ging noch weiter und brach dem Plane — wie weit das 
mit ſeiner perſönlichen Überzeugung zuſammentraf, mag dahingeſtellt 
bleiben — die aggreſſive Spitze ab, indem er den Einmarſch in Schleſien 
von der Bedingung abhängig machte, daß Sachſen die Initiative er- 
griff und nach Böhmen oder Schleſien marſchierte, auf welch letzteres 
ja auch der ſächſiſche Hof ein begehrliches Auge geworfen hatte. Mit 
dieſem Augenblick war der König „autoriſiert“, ſelber in Schleſien ein⸗ 
zurücken, um den Sachſen zuvorzukommen und den Krieg von den 
preußiſchen Grenzen fernzuhalten. Daher das Urteil in der Denf- 
ſchrift: „La troisième route pourra toujours être justifiée en quelque 
facon.“ 

So war das Protokoll als „Rechtfertigungsſchrift“ für König 
Friedrich gedacht; ſo rechtfertigt ſich aber auch die von Podewils darin 


1) Die erſte Anregung zu dieſer Deutung verdanke ich meinem verſtorbenen 
Freunde, Herrn Profeſſor Dr. v. Sommerfeld. 
2) Vgl. P. C., Bd. 1, S. 76. 
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vorgenommene Verdunklung des Sachverhalts, eine pia fraus, die 
den Zweck verfolgte, im Falle eines unglücklichen Ausgangs des 
ſchleſiſchen Unternehmens das Odium eines Angriffskrieges von dem 
König abzuwälzen. 

Um der Denkſchrift noch ſtärker den Stempel ves Authentiſchen 
aufzudrücken, hat Podewils endlich noch in der Überſchrift die Be- 
merkung hinzugefügt: par ordre du Roi — „verfaßt auf Befehl des 
Königs“. 

Gleichwie das ganze Protokoll, fo war auch das von ihm bei- 
gefügte Datum des 29. Oktobers eine Fiktion. Aus der Denkſchrift 
ſelbſt ergeben ſich zuverläſſige Anhaltspunkte für die Zeit ihrer Ab⸗ 
faſſung. Da in dem dritten Plan nur von einer ſächſiſchen Initiative 
die Rede iſt, ſo muß die Denkſchrift jedenfalls noch vor dem 5. No⸗ 
vember entſtanden ſein, d. h. vor dem Eintreffen der Nachricht von 
der bayriſchen Schilderhebung, die für den König, wie wir ſahen, den 
letzten Ausſchlag gab; denn nur für dieſen Zeitraum bis zum 5. paßt 
die in dem Protokoll geſtellte Vorbedingung. Andrerſeits beſtand für 
Podewils, ſolange die Entſcheidung noch in der Schwebe war, kein 
Anlaß, zur Abfaſſung einer Rechtfertigungsſchrift zu ſchreiten. Erſt 
am 3. November ſtrich er die Segel; ſowohl in dem Bericht, mit dem 
er die Sendung der „Réflexions“ an den König begleitete, wie in 
dem Schreiben an Schwerin, die beide von dieſem Tage datieren, 
ſprach er von der „gloria obsequii“. Und vergleicht man den gleid- 
zeitig mit den ,Réflexions“ eingeſandten Entwurf der beim Einmarſch 
in Schleſien abzugebenden „Erklärung“ mit dem dritten Plan des 
Protokolls, ſo ergibt ſich eine ſo völlige Übereinſtimmung, daß man 
annehmen muß, beide Stücke ſind gleichzeitig entſtanden. Denn nach 
dem dritten Plan ſoll die Beſetzung Schleſiens erfolgen, „pour ne 
point souffrir qu'on la (sc. Sa Majesté) barre ainsi dans ses Etats 
de tout côté ou qu’on transporte le théâtre de la guerre sur ses 
frontières“. Die völlig gleiche Motivierung findet ſich in dem Ent⸗ 
wurf der „Erklärung“; auch dort wird Schleſien als „barrière“ 
Preußens bezeichnet !). 

Mit dem Augenblick, wo Charakter und Tendenz des angeblichen 
Protokolls vom 29. Oktober als einer zur perſönlichen Deckung des 
Königs beſtimmten Rechtfertigungsſchrift feſtgeſtellt iſt, ſcheidet es aus 


— ebe Elei 


1) Ebenſo in der Denkſchrift vom 7. November, wo Podewils dann auch 
ähnlich von der bayriſchen Schilderhebung (wie in dem Protokoll von der ſächſi⸗ 
ſchen) ſagt: „elle autorise en quelque façon Votre Majesté de s'emparer uſw. 


ge 
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der Reihe der hiſtoriſchen Beweis ſtücke. Damit fallen aber aud alle 
Schwierigkeiten, um deren Löſung die bisherige Forſchung ſich ver⸗ 
geblich bemüht hat, und ein einfaches Bild der Vorgänge entrollt ſich 
vor unſeren Augen. 

Wir faſſen es zum Schluß kurz zuſammen. 

Nachdem der König Podewils und Schwerin nach Rheinsberg be- 
rufen hatte, gibt er ihnen ſeinen Entſchluß kund, ſich ſofort in den 
Beſitz von Schleſien zu ſetzen. Die Frage der Erwerbung und der 
ſofortigen militäriſchen Beſetzung fallen für ihn in eins zuſammen. 
Anders der Standpunkt des Miniſters: er will die Anwendung von 
Gewalt vermieden wiſſen; auf dem friedlichen Wege der Verhandlung 
ſoll nach ihm Oſterreich zur Abtretung Schleſiens beſtimmt werden. 
Heftig prallen die Geiſter aufeinander. Podewils hat ſich ſpäter dafür 
auf das Zeugnis Schwerins berufen, daß er dem König alles geſagt 
habe, was ſeine Pflicht ihm zu ſagen gebot. Ohne daß das letzte 
Wort ſchon gefallen war, kehrte der Miniſter nach Berlin zurück. 
Immerhin hat er bereits Auftrag erhalten, einen Entwurf der „Er⸗ 
klärung“ aufzuſetzen, die beim Einmarſch der preußiſchen Truppen in 
Schleſien abgegeben werden ſoll. Da die Ereigniſſe noch nicht zur ſo⸗ 
fortigen Entſcheidung drängen, ergreift Friedrich nochmals das Wort; 
er ſendet am 1. November an Podewils das „Problem“ und fordert 
deſſen Löſung. 

Bevor noch das Schreiben in den Händen des Miniſters ift, hat 
ſich die politiſche Lage etwas geklärt; denn Borcke berichtet, daß der 
Wiener Hof rechne, ſich ohne fremde Hilfe zu behaupten. Damit 
ſinken die Ausſichten auf friedliche Verſtändigung. Trotzdem macht 
Podewils in den „Réflexions“. noh einen letzten Verſuch, feinen könig⸗ 
lichen Herrn zu ſeinem Standpunkt zu bekehren, doch wie er ſelbſt ge⸗ 
ſteht, ohne Hoffnung auf Erfolg. Gleichzeitig überſendet er den ver⸗ 
langten Entwurf der „Erklärung“. 

Noch ſtärkeres Licht über die allgemeine politiſche Lage verbreitet 
der nächſte Bericht Borckes, der am 5. in Berlin eintrifft. Der Ge⸗ 
ſandte meldet, daß Bayern mit der Aktion in Wien begonnen habe. 
Damit hat auch für den König die Stunde der Entſcheidung geſchlagen. 
Unverzüglich (6. November) beſchließt er die Mobilmachung und leitet 
alle notwendigen Schritte für die Ausführung des Unternehmens gegen 


„Schleſien ein. Er unterrichtet davon den Miniſter und fendet ihm 


die ,Idées“, den Überblick über die politiſche Zeitlage, mit der er feine 
Entſchließung begründet. Auch die Einwände, die Podewils auf ſeinen 
Befehl nochmals erheben muß, können an dem nunmehr gefaßten Ent⸗ 
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ſchluſſe nichts mehr ändern, um ſo weniger, als der Miniſter ſelbſt 
ihnen jede ſchlagende Beweiskraft abſpricht und damit ſchließt: er be⸗ 
haupte nicht, daß ſeine ſchwachen Einwürfe unwiderlegliche Beweis⸗ 
gründe und von der Stärke ſeien, daß ſie den Plänen Friedrichs Ein⸗ 
halt geböten. Vielmehr erklärt er, man müſſe für das Gelingen dieſer 
Pläne alles erhoffen von dem göttlichen Segen, der Tapferkeit und 
Klugheit des Königs, von der gegenwärtigen Zeitlage, die auferft 
günſtig erſcheine, und von dem glücklichen Genius, der bisher die 
meiſten Unternehmungen des erlauchten Hauſes Brandenburg gewiſſer⸗ 
maßen geleitet habe. 


Am 15. November ergeht die Inſtruktion an Borcke, die ſein 
Verhalten regelt und die Erklärungen ihm vorſchreibt, die er in Wien 
abgeben ſoll, ſobald die preußiſchen Truppen in Schleſien eingerückt 
ſind. Einen Monat ſpäter, am 16. Dezember, überſchritt Friedrich an 
der Spitze ſeines Heeres die Grenze — wie er, von ſtolzen klaſſiſchen 
Erinnerungen erfüllt, fih ausdrückt, den Rubikon !). 


Beilagen) 
L Podewils an den König 


[Berlin] 25 octobre 1740. 


V. M. aura sans doute déjà appris avant celle-ci, par de 
courrier que M. de Borcke vieut de Lui envoyer, la grande nou- 
velle de la mort inopinée de l'Empereur décédé le 20 de ce 
mois, 


C’est un de[s] plus grands événements qui aurait pu arriver 
dans la situation présente des affaires et qui va changer le système 
de toute l’Europe. V. M. qui y tient aussi bien que dans l'Empire 
le premier rang entre les grandes puissances et surtout entre [celles] 
d'Allemagne, ne laissera pas que d'être recherchée plus que jamais, 
et Elle y jouera un rôle dels] plus brillants. 


La confusion sera terrible à Vienne: sans argent, sans suc- 
cession, sans amis, sans alliance et sans les moindres arrangements 
pour un cas quon a cru fort éloigné, et aussi imprévu que celui- 
ci, on ne saura à quel saint se vouer... 


1) Friedrich an Podewils, 16. Dezember 1740: „J'ai passé le Rubicon 
enseignes déployés et tambour battant“ (P. C., Bd. 1, S. 147). 


2) Alle Beilagen find dem Königl. Geheimen Staatsarchiv in Berlin ent⸗ 
nommen. 
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ll. Podewils an Schwerin 
Berlin, 3 novembre 1740. 


Je ne remarque que trop dans les lettres que je recois, que 
l'ardeur augmente, au lieu de ralentir. Enfin, quand on a dit 
tout ce qu'on doit dire, comme je l’ai fait en présence de V. Exc. 
et que je le fais encore, quand l'occasion se présente, il nous 
reste que obsequii gloria, Le pire est qu’on est muet comme un 
poisson jusqu’ici a Vienne et a Dresde par rapport aux proposi- 
tions à nous faire. Vous verrez par l’incluse') qu'on se flatte 
à Vienne de pouvoir se maintenir contra quoscunque; aussi cette 
terrible hauteur ne les abandonne pas dans leurs plus grandes 
détresses. Et on?) n’est point encore arrivé à Dresde, Aussi on 
m'a assuré qu'on y restera dans l'inaction, tant que le Bavarois 
ne remue pas, mais quon se mettra de la partie, dès que le 
premier grouille®). Plât à Dieu qu’ils le fissent tous les deux! 


III. Podewils an den König 
1. Bericht von Podewils“) 
[Berlin] 3 novembre 1740. 


J'ai risqué sur le papier ci-joint quelques idées sur le pro- 
bléme que V. M. a bien voulu daigner me proposer. 

Elle connaitra mieux que personne combien elles sont appli- 
cables ou non au cas dont il est question, et par rapport auquel 
Elle a bien voulu permettre qu'on parle selon le devoir d'un 
honnéte homme et d'un fidéle et zélé serviteur qui n'a d'autre 
but que la gloire et les intéréts de V. M. et ceux de Son Etat et 
de Sa conronne. 


V. M. fera toujours bien de suivre Ses hautes lumiéres, et 
après avoir dit mes sentiments avec la franchise que je Lui dois, 
il ne me reste que la gloire de l'obéissance et la promptitude de 
l'exécution des ordres qu’Elle me donne. Aussi ai-je déjà com- 
mencé de mettre la main à l'œuvre, ainsi que V. M. me l’a 
ordonné®) et qu'Elle le verra par le projet ci-joint d'une décla- 
ration qu'on pourrait faire aux cours étrangères et aux ministres 
qui se trouvent ici, sur l'expédition que V. M. médite, et dont, 


1) Bordes Bericht, Wien 26. Oktober (val. S. 74 Anm. 1). 

2) König Auguft III. von Polen, der anläßlich des Reichstags in Warſchau 
weilte. 

3) Nach einer Mitteilung des ſächſiſchen Reſidenten von Siepmann in 
Berlin, über die Podewils am 2. November an den König berichtet hatte (vgl. 
P. C., Bd. 1, S. 87 Anm. 1). 

4) Antwort auf den Erlaß des Königs vom 1. November (P. C., Bd. 1, S. 84). 

5) Ein ſchriftlicher Befehl des Königs liegt nicht vor. 
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le cas existant, on pourra, si Elle trouve à propos, faire l' usage 
qu’il conviendra à Ses hauts intérêts. 


2. Réflexions sur le problème suivant: 


Si, +) quand on est dans l'avantage, il faut s’en prévaloir ou 
non et si, étant prêt avec des troupes et tout et ne s’en prévalant 
pas, on ne passe pour tenir entre les mains un bien dont on 
méconnaît l'usage, et si l’on ne‘dira pas, en s’en prévalant, qu'on 
a de l’habilité de se servir de la supériorité qu'on a sur ses 
voisins ? 


Je crois qu'on pourra sans balancer répondre, quant à la 
these en général, par l’affirmative et que tout grand prince qui 
ue se sert pas des occasions qui se présentent, et qui a des grandes 
forces en main et une supériorité sur ses voisins, méconnait ses 
intérêts, s'il ne sen prévaut pas. 

Mais l'hypothèse demande une analyse de quatre questions 
suivantes : 

1° Si les forces d'un grand prince qui se trouve dans le 
cas du probléme, et sa supériorité sur ses voisins suffisent tou- 
jours pour le but qu’il se propose? 

2° Quelle est la situation de ses Etats? 

3° Quelle est l’occasion qui se présente? et 

40 Quels sont les voisins dont il est environné et dont il 
pourrait être traversé, soit dans l'exécution de ses desseins soit 
dans la conservation de ses conquêtes ? 


Quant à la première, il me semble que, quelque grande 
que puisse être la puissance d’un prince ou sa supériorité sur ses 
voisins, il a besoin d’alliances pour des conquêtes ou des grandes 
entreprises, s’il n’y doit pas succomber tôt ou tard. 

Louis XIV, le plus grand et le plus puissant prince de son 
temps, en a fait l'expérience, et dans Ja dernière guerre de l'an 
1738 la France, quelque supérieure qu'elle se trouva en tout à 
l'Empire, crut ne pouvoir l’entamer avec sûreté et succès que de 
concert avec l’ Espagne et la Sardaigne. 

Pour la 2% question: La situation des États d’un grand 
prince décide beaucoup sur la valeur intrinsèque de ses forces et 
sur l’usage qu [il] en peut faire. 

Une puissance isolée, telle que l’Angleterre ou telle que la 
Suède l'était du temps de Gustave Adolphe avant ses possessions 
en Allemagne, risque tout au plus dans une entreprise de perdre 
l'armée qu'elle destine à une pareille expédition, sauf à elle de rentrer 
dans sa coquille en cas de’ mauvais succès. De même un Etat 


— — 


1) Der erſte Abſatz wiederholt die Frage des Königs. 
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arrondi et concentré en lui-même, tel qu'est par exemple la France, 
l'Espagne etc., dont les parties différentes se prêtent la main et 
les forces, et dont l’intérieur n'a pas besoin d’être gardé, peut 
plus facilement entreprendre une grande affaire qu'une puissance 
dont les États sont entrecoupés, dont la défense, en cas d' attaque, 
affaiblit ses forces, et dont le dos, les flancs et même le cœur du 
pays sont exposés en plus d'un endroit. 

Quant à la gieme question: L’occasion qui se présente à 
l'ambition d'un grand prince, peut être heureuse et belle du 
premier coup d'œil et ne donner d' autre peine que celle de se 
baisser et prendre dans le commencement d'une entreprise. 

Mais le revers de la médaille est souvent tout différent. Un 
voisin faible, attaqué et renversé par un autre plus fort, ne manque 
quasi jamais de trouver de l'assistance pour se relever, et s'il 
n'est pas secouru pour l'amour de ses beaux yeux, il l’est par la 
Jalousie et l’envie des autres, dont la politique ne permet pas de 
le laisser devenir la proie d'un autre qui en deviendrait trop 
puissant. 

Charles Gustave, roi de Suede, avait conquis toute la Pologne 
dans la guerre qui fut terminée par la paix d' Olive. Mais il fut 
forcé par les autres puissances, jalouses de cette conquête, de 
l’abandonner sans en garder un seul village. Louis XIV, dans 
la guerre de 1672 contre la Hollande, s était rendu le maître de 
quasi toute la République, et malgré sa puissance et ses forces il 
fut assailli de tant d’ennemis qu'on lui fit rendre gorge de tout. 

Pour la eme question sur les forces des voisins d’un 
prince qui veut se prévaloir d'une bonne occasion qui si présente, 
il est nécessaire d’examiner s'il y en a parmi ses voisins de plus 
forts et de plus formidables que lui, et si l’un de ces voisins 
peut avoir quelque intérêt à s’opposer à l'exécution de ses desseins 
ou à la conservation de ses conquêtes. 


Cependant toutes ces règles générales ne sont pas sans ex- 
ception, et les moindres circonstances changent la chose. Aussi le 
concours de conjonctures, un bonheur imprévu et des évènements 
favorables peuvent souvent faire réussir une entreprise et faire 
passer un prince hardi et eutreprenant sur toutes les considérations 
capables d'arrêter un autre. 


3. Projet d'une déclaration à faire!) 


Le Roi, en faisant entrer ses troupes en Silésie, ne s’est porté 
à cette démarche par aucune mauvaise intention contre la cour 
de Vienne. 


1) Die endgültige Faſſung der „Déclaration“, die am 13. Dezember 1740 
den fremden Geſandten in Berlin mitgeteilt wurde, ift abgedruckt in den „Preußi⸗ 
ſchen Staatsſchriften aus der Regierungszeit König Friedrichs II.“, Bd. I, 
S. 62 f., hrsg. von Koſer (Berlin 1877). 
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Mais Sa Majesté, outre plusieurs raisons très fortes qu’elle en a 
eues et qu’elle se réserve de manifester en son temps i), s’est crue in- 
dispensablement obligée d'avoir recours à ce moyen, pour empêcher 
que d’autres, dans les coujonctures présentes, ne s'emparent d’une 
province qui fait la barrière et la sûreté de ses Etats, et pour 
écarter de ses frontières le feu de la guerre qui pourra s’allumer 
au sujet de la succession des Etats de la maison d' Autriche, dont 
Sa Majesté prendra toujours les intérêts à cœur et dont la con- 
servation et l’amitié ne lui seront pas moins chères qu'elles l'ont 
été de tout temps aux rois, ses augustes prédécesseurs. 


Dazu bemerkt Podewils : | 

J'ai cru qu'il était nécessaire de glisser le passage souligné 
dans cette déclaration, pour annoncer d’avance que V. M. a eu 
un droit plus fort que celui de la convénience, et pour préparer 
le public aux déductions de prétentions pécuniaires ©) et autres sur 
quelques morceaux de la Silésie®), qu'il faudra ramasser, tant qu’on 
pourra, pour les faire valoir en cas que la cour de Vienne ne 
goûte pas les autres propositions qu'on lui fera là-dessus. 


IV. Podewils an den König‘) 


Berlin, 4 novembre 1740. 


J’avue que V. M. a eu grande raison de croire que nous nous 
blouserions, si nous voulions négocier & Vienne sur le sujet en 
question; et si, dans l’accablement où cette cour devrait naturelle- 
ment se trouver à présent, elle n’a pas renoncé à son ancien 
orgueil, ne croyant plus avoir besoin de personne et se flattant 
de tout, que ne fera-t-elle pas, si contre toute attente les cours 
de Munich et de Dresde restaient les bras croisés? 


Je voudrais pour beaucoup que la première commencit le 
branle; alors la seconde suivrait de bien près, et on entamerait 
si fort la fierté autrichienne qu'on serait obligé de filer plus doux 
à Vienne. 

Il meet venu une pensée de faire sous main, par le ministre 
de V. M. à Ratisbonne, éperonner un peu ceux de Bavière qui 
y sont, pour que l’Electeur leur maître fasse quelque levée de 
bouclier. Mais il faudrait qu'il s’y prît avec beaucoup de ménage- 
ment et comme de lui-même, pour que V. M. gardât toujours les 


1) Das turfiv Gedruckte ift in der Vorlage unterftrichen. 

2) Oſterreich war ſeit zehn Jahren zwei Renten im Betrage von 100 000 Gulden 
auf die Zölle der Maas, die es vertragsmäßig gemeinſam mit Holland an Preußen 
zu zahlen hatte, ſchuldig geblieben. 

Die Erbanſprüche. 

4) Antwort auf den eigenhändigen 1095 des Königs zu dem Erlaß vom 

3. November (vgl. oben S. 74 Anm. 1 und P. C., Bd. 1, S. 85). 
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mains libres de pouvoir Se déclarer en tout cas contre la Baviére, 
si la maison d’Autriche se préte au plan secret de V. M. 
Sur quoi j'attends Ses ordres. 


Darauf ergeht, am Rande des Berichtes, die eigenhändige Weiſung 
des Königs: Bon, envoyez-lui l’ordre d'agir en conséquence de vos 
idées, 1) 


V. Podewils an den König 


Berlin, 7 novembre 1740, à 8 heures et demie du matin. 


J'ai reçu hier à 9 heures du soir la lettre que V. M. m’a 
fait la grâce de m'écrire du 6 de ce mois. *) 

Je trouve les ,Idées sur les projets politiques à former au 
sujet de la mort de l’Empereur“, que V. M. a daigné me com- 
muniquer, si dignes de Ses grandes lumières, si solides et si bien 
détaillées que je serais fort embarrassé de faire des oppositions 
qui en puissent ébranler la force, si V. M. ue m’ordonnait pas 
expressément de le faire avec toute la liberté possible, et si, 
chaque affaire ayant un bon et un mauvais côté, je ne ramassais 
des évènements, qui pourraient exister par leur possibilité, mais 
qui n'arrivent pas toujours pour cela. 

J’avoue que la levée de bouclier que la Bavière vient de faire 
à Vienne 9) et qui sera, selon toutes les apparences, suivie de fort 
près par quelque prise de possession, soit en Autriche, soit dans 
le Tyrol ou en Bohême, et qui en pourrait attirer une pareille 
de la part de la Saxe, fournit au moins un prétexte dels] plus 
plausible[s] de prévenir ceux qui pourraient par la même raison, 
au préjudice de V. M, vouloir se saisir de la Silésie, et autorise 
- en quelque façon V. M. de S’emparer d'un pays qui fait la 
barrière et la sûreté de Ses États et sur lequel on pourrait traiter 
ensuite avec la cour de Vienne, en lui sauvant tout Je reste et en 
faisant goûter les véritables raisons de la démarche de V. M. aux 
Puissances Maritimes et à la Russie. 

Ce sera-là le motif le plus apparent; car pour la question 
de droit, il faut etc. *) 


Der Bericht ſchließt: 
Cependant V. M. voit que je ne fais, selon Ses ordres, que 
présenter le mauvais côté de cette affaire et prendre les choses 


1) Vgl. P. C., Bd. 1, S. 86 (Nr. 132). 

2) In dieſem Schreiben, das die Überſendung der „Idées sur les projets 
politiques & former au sujet de la mort de l’Empereur“ begleitete, wurde 
Podewils aufgefordert, „de faire des oppositions avec toute la liberté 
possible“ (val. P. C., Bd. 1, S. 90 f.). Die „Idées“ bildeten die Entgegnung 
auf die „Réflexions“ des Miniſters (val. Beilage IID. 

3) Bericht Bordes, Wien 29. Oktober (vgl. oben S. 77). 

4) Der folgende Teil des Berichtes von Podewils nebft der „Réponse“ 
des Königs iſt abgedruckt: P. C., Bd. 1, S. 91—93 (Nr. 141). 
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au pire de tout ce qui en peut arriver. Elle sait, au reste, mieux 
que moi que, dans les grandes affaires du monde, les choses tour- 
nent tout autrement qu'on ne le croit d’abord, et que, si la pru- 
dence veut qu’on songe & tous les cas possibles qui peuvent exister, 
l'expérience montre souvent que bien des appréhensions et de 
crainte ont été frivoles, et qu’un concours de circonstances heu- 
reuses dissipe bien des nuages que la peur enfante. 

Aussi ne prétends-je point donner ces faibles objections pour 
des raisons sans réplique et capables d’arréter les desseins que 
V. M. pourra avoir formés, pour la réussite desquels il faudra 
tout espérer de la bénédiction divine, de la valeur et de la pru- 
dence de V. M., des conjonctures d'A présent qui paraissent dels] 
plus favorables, et de l’heureux génie qui a présidé, pour ainsi 
dire, jusqu'ici à la plupart des entreprises de l’auguste maison 
de Brandebourg. 


Digitized by Google 
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IV 


Tageskalender Friedrichs des Großen 
vom 1. Juni 1740 bis 31. März 1763 


Von 


Hans Droyfen 


Der im folgenden mitgeteilte Tageskalender Friedrichs des Großen 
vom Tage ſeiner Thronbeſteigung bis zum Ende des Siebenjährigen 
Krieges ſoll nichts als ein erſter Verſuch ſein, das 1840— 1842 er⸗ 
ſchienene, noch heute unentbehrliche Werk von Rödenbeck, Tagebuch 
oder Regentenkalender aus Friedrichs des Großen Regentenleben, nach 
dem jetzt zugänglichen Material in dem betreffenden Abſchnitt zu be⸗ 
richtigen und zu ergänzen. Die Grundlagen für Rödenbecks Werk 
waren im weſentlichen die Berliner Zeitungen und die gleichzeitige ge⸗ 
druckte Literatur; jetzt ſind die Archivalien aus der Zeit des Königs 
zugänglich, vor allem ſein geſamter Briefwechſel und ſeine Rechnungen, 
die Briefe ſeiner Mutter und ſeiner Geſchwiſter, ſowie die der Königin 
Eliſabeth nebſt einer Reihe von wichtigen Tagebüchern aus dieſer Zeit, 
die ein viel reicheres und zuverläſſigeres Material und eine ſichere 
Grundlage für die Tagesdaten bieten. Rödenbeck fügte eine Anzahl 
von Stellen aus des Königs Briefen, hiſtoriſche und biographiſche 
Exkurſe bei, um ein Bild von des Königs Charakter- und Geiſtes⸗ 
entwicklung ſowie ſeiner Regententätigkeit zu geben; bei dem jetzigen 
Stande der Geſchichtsſchreibung über Friedrich den Großen konnte von 
einer Wiederholung dieſer Beigaben abgeſehen werden. 

Dieſer Tageskalender bietet die Fortſetzung des in den Forſchungen 
Bd. 25, 417 ff. mitgeteilten Tageskalenders des Kronprinzen Friedrich. 
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1740. 


Sunt (5. Pfingften, 12., 19., 26.) !). 
1. Berlin, bis 7, 
1. Audienz der Minifter. Nach⸗ 
mittags nach Charlottenburg. 
Vereidigung der Miniſter. 


— 14, Die Miniſter des Generaldirek— 
torium nach Charlottenburg. — 15. An⸗ 
fang der großen Trauer. — 16. General⸗ 
leutnant und Hofjägermeiſter v. Hake 
erhält als der erſte den neugeſtifteten 
Orden Pour, le mérite. Duhan iſt aus 
Blankenburg angekommen. — 21. Der 
Markgraf und die Markgräfin von 
Schwedt kommen an. — 22, Die Rieſen⸗ 


2. 
3. 


Der König hat fit für einen 
Freimaurer erklärt 2), 
Nach Berlin zum Gottes dienſt 
im reformierten Dom, Parade; 
mittags mit der Königin zur 
Königin⸗Mutter >). Nachmittags 
zum Gottes dienſt in die luthe⸗ 
riſche Petrikirche zu Probſt 
Reinbeck. 
7. Frühmorgens über Ruppin nach 
Rheinsberg, bis 12. 
Charlottenburg, bis 30. 
12. Nach Berlin zum Gottesdienſt 
in der Petrikirche. 
Nach Berlin zur Taufe beim 
Baron von Hake. 
Nach Berlin zur Revue. 
Nach Berlin zur Revue. 
Nach Pots dam. 
Nach Potsdam zur feierlichen 
Beiſetzung Friedrich Wilhelms I. 
Nach Berlin zur Revue. 
Nach Spandau zur Revue. 
Nach Berlin zur Revue. 
Nach Berlin zur Revue, zu 
Tiſch mit der Königin. 
30. Revue der Kadetten. Sé 
1. Gegen abend kommt die regie⸗11. 
rende Königin aus Rheinsberg: die vers | 
witwete Königin war am 31. Mai aus 13 
Potsdam nach Berlin gekommen. 5 
+ Beifegung der Leiche Friedrich Wil. 14. 
helms in der Garniſonkirche in Potsdam. 


— — 


5. 


12. 


1. 


CS 
Q0 
Ki 


4. 


RES 


> 


7. 


KL 


8. 


B SS 


Se 


1) Die 


2) Die von Bielfeld in feinen 


hinter den Monatsnamen ſtehenden 
erſt 1762 verfaßten „Lettres 


garde tut zum letzten Male Dienſt. — 


i 23. 
Leib 
dukorps. — 28. Der Minifter Podewils 
erhält den Orden Pour le mérite. Prinz 
Ferdinand von Braunſchweig wird Oberſt 
und Chef des in Königsberg in der 
Neumark liegenden Füſilierregimentes. 
Algarotti kommt aus England. — 30. 

Die erſte Nummer der Berliniſchen Nach⸗ 
richten von Staats⸗ und gelehrten Sachen 
(„Spenerſche Zeitung“) erſcheint. — Ende 
des Monats kommt der Abbé St. Pierre 
auf einige Tage nach Berlin. 


Errichtung des Erſten Bataillons 
garde und der Leibeskadron Garde⸗ 


Juli (3., 10., 17., 24., 31.). 

Charlottenburg, über Spandau, 

Nauen nach Ruppin und Rheins⸗ 

berg, bis 4. 

Über Nauen nach Charlottenburg, 

bis 7. 

5. Berlin, Audienz des däniſchen 
Geſandten Prätorius. 

Mittags aus Berlin, die Nacht in 

Lebus. 

Morgens Frankfurt a. O.; Lands. 

berg a. W., Soldin, Pyritz: Star⸗ 

gard bis 9. 

Köslin. 

Die Nacht in Wutzkow. 

Rieſenburg, bis 12. 


12. Liebſtadt. 


Angerburg. 
über Inſterburg, Gumbinnen nach 
Trakehnen, bis 16. 


Ziffern bezeichnen die Sonntage. 


familieres 


et autres“ angeführten Daten find als willkürlich erfunden nicht berückſichtigt 


worden. 


3) Bei feinen kurzen Beſuchen in Berlin von einem oder 
(„faire ane apparition“ nannte fie die Königin⸗Mutter) ging 
zur Königin⸗Mutter; febr 
Im folgenden werden diefe Befude bis auf wenige 


regelmäßig zu Tiſch oder zu Abend 
Königin dabei anweſend. 
Fälle nicht beſonders angeführt. 


mehreren Tagen 
der König tafe 
häufig war die 
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16. Über Tilſit, abends in Königsberg, 

bis 21. 

17. Zum Gottesdienſt in der Schloß⸗ 
kirche zur Predigt des General⸗ 
ſuperintendenten Quandt. 

20. Erbhuldigung. 

21. Früh nach Danzig. 

24. Nachmittags Berlin; 

burg, bis 31. 

26. Berlin. 

28. Potsdam. 

31. Berlin zum Gottesdienſt im 
Dom; Audienz des ruſſiſchen 
Geſandten Brakel und des fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten Valory. 

31. Charlottenburg. 


Charlotten⸗ 


2. Ankunft von Prätorius. — 7. Mit 
dem Könige reiſen Algarotti und Keiſer⸗ 
lingk. — 8. Bei der Revue wird Schwerin 
zum Generalfeldmarſchall ernannt. — 
16. Die Königin ſiedelt aus dem kron⸗ 
prinzlichen Palais in das Schloß über. 
— 19. Die beiden Graun und der 
Sänger Simonetti gehen nach Italien, 
um Sänger für die neue Oper anzu⸗ 
werben. — B. Fouqué wird, bald H 
feiner Rückkehr aus Dänemark, Ober 
und Regimentskommundeur. 


Anguſt (7., 14., 21., .). 

1. Charlottenburg; Berlin bis 3. 

2. Huldigung [dann nach Pots⸗ 
dam 7]. 

3. Mit dem Herzog Karl und 
Prinz Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig zur Jagd in die Jung⸗ 
fernheide, dann nach Char⸗ 
lottenburg. 

4. von Charlottenburg früh nach Ruppin 
und Rheinsberg, bis 14. 

4. Formierung des erſten Ba⸗ 
taillons Leibgarde. 

8. Nauen. 

14. Nach Potsdam; Audienz des engli⸗ 
ſchen Geſandten Guy Dickens; 
abends nach Charlottenburg. 

15. Über Potsdam, Wittenberg, nachmit⸗ 
tags in Leipzig; abends in Eilenburg. 

17. Bayreuth, bis 19. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 
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Erlangen; Raſtadt. 
Kehl: abends Straßburg, wo der 
König als Graf Dufour im „Raben“ 
abſteigt, bis 25, 
25. Abends Druſenheim. 
26. Speier, Landau. 
29. Abends in Weſel, bis 31. 
— — ° 

2. Ankunft des Herzogs Karl und 
des Prinzen Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig. — 4. Der Miniſter Thulemeier 
ſtirbt. — 7. Der Herzog Karl und 
5 von Braunſchweig reiſen 
aus Ruppin ab. — 9. Der öſterreichiſche 
Geſandte Graf Batthiany kommt an. — 
13. Abbé Langlois iſt aus Rheinsberg, 
wo er am 10. Audienz gehabt hatte, 
wieder in Berlin, und iſt am 20. wieder 
abgereiſt; er war vom Könige von Polen 
zur Beglückwünſchung geſchickt. Der 
König kannte ihn aus Königsberg (Ok- 
tober 1785) und von ſeinem Aufenthalte 
in Berlin (Mai 1736). — 19. Mit dem 
Könige reiſen Prinz Auguſt Wilhelm, 
Algarotti und Fredersdorff. — B. Kno- 
belsdorff und Keiſerlingk gehen mit dem 
übrigen Gefolge des Königs aus Berlin 
nach Weſel ab; Knobelsdorff get dann 
weiter nad Paris. — 25, Der Fürft 
Chriſtian Auguft von Zerbſt, die Fürſtin 
Johanna Elifabeth und ihre Tochter (die 
ſpätere Kaiſerin Katharina) in Berlin; 
die Fürſtin mit ihrer Tochter am 28. bei 
der Königin in Schönhauſen, das dieſer 
als Sommeraufenthalt überlaſſen war. 
— 29. Maupertuis erwartet den König 
in Weſel. 


September (4., 11., 18., 25.). 

1. Weſel, bis 11. 

2. Der König hat zwei Anfälle von 
Fieber gehabt und leidet weiter 
bis Ende Oktober an Fieber. 

Abends Schloß Moyland, bis 14. 

Abends Hamm, bis 16. 

Lippſtadt, Herford, Minden. 

Salzdahlum, bis 22. 

20. Verlobung des Prinzen Auguſt 
Wilhelm von Preußen mit der 
Prinzeſſin Luiſe von Braun⸗ 
ſchweig. 

Morgens nach Magdeburg. 

Abends in Potsdam, bis 27. 

24. Charlottenburg. 


11. 
14. 
16 
19. 


+ 


22. 
23. 
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27. Charlottenburg, bis 30. 19. Voltaire fommt nad Berlin, geht 
28. Berlin zur Audienz von Bate Her nach Rheinsberg weiter. — 24. 
thiann er Markgraf und die Markgräfin gehen 
; nay as an der 0 

1. Oberſt Stille wird Gouverneur Garniſon. — 28. Die Königin geht na 
der Prinzen Heinrich und Ferdinand. — | Berlin. — 29. Der öſterreichiſche Ges 
12. Voltaire in Moyland. — 13. Grün- ſandte Marquis Botta kommt an; ber 
dung der Loge „Zu den drei Welt- Markgraf reift ab. Anfang des Monats 
kugeln“ in Berlin. — 14. Maupertuis erhält der Prinz Auguft Wilhelm einen 
reiſt mit dem Könige nach Berlin. — eigenen Hofſtaat. Generalmajor Graf 
22. Prinz Ferdinand von Braunſchweig Truchſeß⸗Waldburg wird Hofmarſchall. 


kommt auf vier Wochen nach Berlin. — 
28. Feier der Verlobung des Prinzen Dezember (4., 11., 18., 25.). 


Auguſt Wilhelm bei der Königin-Mutter; 1. Ruppin. 
Ridtfeft des neuen Corps-de-Logis in 2. Charlottenburg; nachmittags Berlin, 
Monbijou. bis 13 


6. Antrittsaudienz von Botta. 

9, Auf dem Ball beim Minifter 
Happe. 

10. Nach Charlottenburg mit der 
Königin und dem Geſandten 
Beauvau. 

11. Zum Gottesdienft in der frans 
zöſiſchen Kirche; Abſchieds⸗ 
audienz von Beauvau. 

12. Abends auf der Maskerade bei 
der Königin auf dem Schloſſe. 

Früh Abreiſe, abends Frankfurt a. O. 

14. Mittags Croſſen, bis 16. 

ee 17. Nachts Schweidnitz. 

16. Ankunft von Beauvau. — 17. 17. Weichau, bis 18. 

a an VF von 19. Milkau, bis 21. 

ayreu . 22. Die Königin ; ; 

Geht nach Rheinsberg. — 25. Die Nachricht | oe SE ae bis 27. 

vom Tode Kaiſer Karls VI. (+ 20. Ok. 28. Gläſersdorf, bis 29. 

tober) in Berlin, am 26. in Rheinsberg. — 30. Neumark. 

27. Miniſter Podewils und Feldmarſchall 31. Pilsnitz. 

Schwerin gehen nach Rheinsberg. — 288. 

Ferdinand von Braunſchweig reiſt aus 2. Voltaire reiſt ab. Beginn der 

Rheinsberg ab. — 29. Der Markgraf und Winterfeſtlichkeiten. — 6. Wolff kommt 

die Markgräfin gehen nach Rheinsberg. aus Marburg nach Halle zurück. — 

i Ferdinand von Braunſchweig ift in 
November (6., 13., 20., 27.). Berlin angekommen. — 13. Dieſer Tage 
i : e kamen der Markgraf und die Mark⸗ 

1. Ruppin, Rheinsberg, bis 30. gräfin von Schwedt an. — 20. Alga⸗ 

afin Oates gm! Se: umo oo m deen . 

elsdorff mit Lieberkühn a ; ; 

Hoeinsberg, am 9. if gb 26. Botta reift nach Petersburg ab. 

wieder in Berliu. — 8. Suhm ſtirbt 

Ge eeh Cen ns in 1741. 

ar - — 9 Die Na 
Tode der Kaiferin Anna von Nußland San ei ley Br ae = 
(+ 28. Oktober) in Rheinsberg. — 16. | 1. Pilsnitz, vor Breslau (in der 


Graf Manteuffel verläßt Berlin. — Schweidnitzer Vorſtadt), bis 2. 


Oktober (2., 9., 16., 23., 30.). 
1. Charlottenburg, bis 5. 
2. Berlin zur Abſchiedsaudienz 
von Batthiany. 
4. Nach Potsdam. 
5. Ruppin und Rheinsberg, bis 15. 
15. Abends Berlin, bis 19. 
18. Audienz des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten Marquis Beauvau. 
19. Mittags über Charlottenburg, Nauen 
nach Ruppin und Rheinsberg, bis 31. 13 
25. Audienz der Lütticher Depu⸗ 7 
tierten. 


— — . www — — 
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3. Breslau, bis 6. 

3. Empfang der Breslauer Depu⸗ 
tierten im Lager; Einzug in 
Breslau. 

Nothſürben, bis 7. 
Marſchwitz bei Ohlau, bis 9. 
Klein⸗Oels, bis 10. 
Grottkau; Nowag, bis 12. 
Woitz, bis 13. 

Ottmachau, bis 25. 

Abreiſe nach Berlin. 

Langenbielau, Schweidnitz. 
Neuſtädtl. 
Mittags Berlin, bis 31. 


5. Die Markgräfin von Bayreuth 
reift ab. — 8. Prinz Auguft Wilhelm 
und Keiſerlingk reiſen nach Breslau: 
Keiſerlingk erkrankt unterwegs am Fieber. 
— 29. Prinz Auguſt Wilhelm kommt 
mit dem Könige zurück. 


Februar (5., 12., 19., 26.). 


Berlin, bis 4. 

Ruppin, bis 9. 

Nachmittags Berlin, bis 14. 

Potsdam, bis 16. 

Berlin, bis 19. 

18. Abends auf der Geſellſchaft bei 
Graf Gotter. 

Früh Abreiſe; Frankfurt a. O.; 

abends Croſſen, bis 20. 

Rauſchwitz, bis 22, 

Liegnitz, bis B. 

Schweidnitz, bis 25. 

Reichenbach; Frankenſtein, bis 28. 

27. Silberberg, Wartha, Franken⸗ 
berg und zurück; Gefecht bei 
Baumgarten. 


4. Prinz Auguſt Wilhelm und 
Ferdinand von Braunſchweig reiſen mit 
dem Könige. — 13. Das Erſte Bataillon 
Leibgarde rückt in Potsdam ein, geht 
am 16. nach Breslau. — Chaſot erhält 
als Major das Kommando über die 
neuerrichteten Jägerkompagnien. — 19. 
Ferdinand von Braunſchweig reiſt mit 
dem Könige. — 28. Nächſtverwichener 
Tage iſt Graf Rothenburg aus Paris 
angekommen. 
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| März (5., 12,, 19., 26.). 
1. Strehlen, bis 2, 
3. Bei Brieg. 

Mollwitz, bis 5. 

Ohlau, bis 7. 

Groß⸗Tinz. 

Schweidnitz, bis 21. 

12. Bei dem Tedeum wegen der 
Einnahme von Glogau. 
Bärsdorf (Bettelsdorf), bis 23, 
Nimptſch, bis 24. 
Strehlen, bis 26. 
Ottmachau, bis 29. 
Neuſtadt, bis 31. 


11. Die Nachricht von der Ein⸗ 
nahme Glogaus (in der Nacht 8./9.) in 
Berlin. — 12. Maupertuis und Graf 
Rothenburg gehen nach Breslau. — 
20. Prinz Auguſt Wilhelm kommt mit 
ſeinem Regiment zur Armee. — 24. Der 
öſterreichiſche General Wallis aus Glogau 
kommt nach Berlin, bleibt bis 29. Juni. 
— 25. Jordan iſt nach Breslau zum 
Könige abgereiſt. — 27. Auf der Cour 
bei der Königin zur Feier des Geburts⸗ 
tages der Königin⸗Mutter ſingt die eben 
aus Italien angekommene Sängerin 
Farinella. 


April (2. Oſtern, 9., 16., 23., 30.). 


Neuſtadt; Jägendorf, bis 4. 
Neuſtadt, bis 5. 

Friedland, bis 7. 

Michelau, bis 8. 

Pogarell, bis 10. 

Pampitz; Schlacht bei Mollwitz. 
Ohlau, bis 20. 

Lager bei Mollwitz (vor Brieg) 
bis 30. ö 


4. Ende der Woche geht Pöllnitz 
nach Breslau. — 13. Die Nachricht von 
Mollwitz in Berlin. Kardinal Singer. 
dorff wird nach Breslau gona gebt 
19. nach Wien. — 14, Oberft Camas 
ftirbt in Breslau. — Mitte des Monates 
ebt Jordan auf ein paar Tage in das 

ager vor Brieg. — 16. Tedeum im 
Dome in Berlin wegen Mollwitz. — 


= Graf Rothenburg erhält ein Dra- 


gonerregiment. — 26. Marſchall Bele- 
7* 
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iste und Valory kommen in das Lager, | 
bis 2. Mai. — 27. Beiſetzung des bei 
Mollwitz gefallenen Markgrafen Friedrich 
von Schwedt im Dome in Berlin. — 
Ende des Monats kommt Oberſt Schmettau 
aus Wien, wird 5. Mai Oberſt und 
Flügeladjutant. 


Mai (7., 14., 21. Pfingſten, 28.). 
1. Lager bei Mollwitz, bis 26. 

13., 19. Ohlau. 
26. Lager bei Grottkau, bis 31. 

28. Ottmachau. 


| 

2. Chaſot erhält eine Schwadron 

im Regiment Bayreuth» Dragoner. — 
7. Lord Hyndford kommt zum Könige. 
— 9. Die Nachricht von der Einnahme 
von Brieg in Berlin. — 11. Keiſerlingk 
geht nach Breslau, kommt Ende des 
Monats wieder nach Berlin zurück. — 
12. Maupertuis kommt nach ſeiner Ge⸗ 
fangennahme bei Mollwitz aus Wien in 
Berlin an und geht am 30. nach Paris 
weiter. 17. Generalfeldmarſchall 
Schmettau kommt aus Wien in Berlin 
an, geht Ende des Monats zum Könige 
und wird 12. Juni Feldmarſchall und 
Grandmaitre d'artillerie. — 25. Feld⸗ 
marſchall Adrian von Borde und der 
Hofprediger Jablonski fterben in Berlin. 


Juni (4., 11., 18., 25.). 

1. Lager bei Grottkau, bis 9. 

Lager bei Friedewalde, bis 13. 

Hermsdorf (Hauptquartier Mog⸗ 

witz), bis 17. 

Wanſen, bis 19. 

Lager bei Strehlen, bis 30. 

25. Audienz von Valory und dem 
ſpaniſchen Geſandten Graf 
Montijo. | 


1. Die Königin: Mutter legt bie | 


Trauer ab. — 3. Pöllnitz in Breslau 
bis Ende Oktober. — 10. Algarotti 
kommt aus Turin zurück. — 3. Prinz 
Heinrich und dann Prinz Ferdinand 
bekommen die Pocken. | 


Suli (2., 9., 16., 23., 30). | 
1. Lager bei Strehlen, bis 31, | 


— ͤ—2 


Im Juli ift Jordan beim Könige 


d 
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tm Lager, 19. Auguft wieder in Breslau. 
— 25, Euler fommt aus Petersburg. — 
Ende des Monats Pöllnitz im Lager. 


Auguſt (6., 13., 20., 27.). 
„Lager bei Strehlen, bis 20. 
9. Die fremden Geſandten kommen 
in das Lager. 
10. Revue im Lager. 
20. Lauterbach. 
21. Reichenbach, bis 31. 


1. Feldmarſchall Schmettau kommt 
von der Armee nach Berlin, reiſt am 
2. nach München. — 7. Die engliſchen 


| Gefandten Robinſon und Hyndford beim 


Könige, bis 9. — 13. Die Nachricht 
von der Beſetzung Breslaus (10.) in 
Berlin. — 28. Probſt Reinbeck ſtirbt in 
Schönwalde. Der ruſſiſche Geſandte 
Brakel gibt ein Feſt zu Ehren des Ge⸗ 
burtstages des Herzogs Anton Ulrich 
von Braunſchweig. 


September (3., 10., 17., 24.). 


1. Lager bei Reichenbach, bis 8. 

8. Tepliwoda. 

9. Großnoſſen (Münſterberg), bis 10. 

10. Woitz, bis 13. 

13. Lager bei Riemersheide (Neuen⸗ 
dorff, an der Neiße), bis 26. 

27. Lager bei Ober⸗Lomsdorf, bis 28. 

28. Kalteck, bis 30. 


5. Grundſteinlegung des Opern- 
re in Berlin in Gegenwart der 
rinzen Heinrich und Ferdinand. — 6. 
Valory kommt in das Lager. — 17. Alga- 
rotti geht zum Könige. 


Oktober (1., 8., 15., 2., 29.). 
1. Kalteck, bis 3. 
3. Lager dei Friedland, bis 13. 

9. In Kleinſchnellendorf. 
Lomſchick, bis 16. 
Zülz. 
Schnellenwalde, bis 18. 
Lindewieſe, bis 20. 
Lager bei Neunz (bei der Neiße, 
bei Neiße), bis 31. 


2. 
Kon 


13. 


17. 
18. 
20. 


~ 


1 von Roucoulle ſtirbt. — 


15. rmation des Prinzen Heinrich. 


101] 


Tageskalender Friedrichs des Großen 


101 


— Im Oktober erhält der Marquis Thronumwälzung in Rußland (5.) in 


d' Argens die Kammerherrnwürde. 


November (5., 12., 19., 26.). 

1. Neiße, bis 4. 

4. Ankunft in Breslau, bis 9. 

5. Zum Gottes dienſt in der Stifts⸗ 
kirche. 
7. Huldigung. ; 

Früh Abreiſe nach Berlin. 

Glogau. i 

Frankfurt a. O., Fürſtenwalde. 

Köpenick; mittags Berlin, bis 16. 

Charlottenburg: Beſichtigung des 

Schloßbaues; Potsdam, bis 19. 

Charlottenburg, bis 20. 

Berlin, bis 30. 

22. Nach Charlottenburg zum Emp⸗ 
fang des Herzogs und der Her⸗ 
zogin und der Prinzeſſin Luiſe 
von Braunſchweig. 

26. Konfidenztafel. 


4. Die Nachricht von der Erobe⸗ 
rung von Neiße in Berlin. — 5. Tedeum 
im Dom in Berlin. Miniſter Podewils 
erhält den Schwarzen Adlerorden und 
wird am 6. in den Grafenſtand erhoben. 


Dezember (3., 10., 17., 24., 31.). 


1. Berlin, bis 31. 

7. Beſichtigung des Neubaues des 
Opernhauſes und des Schloſſes 
Monbijou. 

23. Potsdam, bis 25, 
27. Nach Charlottenburg mit der 
Königin. 
30. Zur Taufe beim Flügeladju⸗ 
tanten Oberſt Schmettau. 
31. Charlottenburg. 


1. Beginn des Karnevals. — 8. 


Berlin. — Zum Karneval iſt die Fürſtin 
von Zerbſt mit ihrer Tochter gekommen. 


1742. 

Januar (7., 14, 21., 2B. ). 

Berlin, bis 13. 

12. Nach Potsdam. 

Über Charlottenburg nach Potsdam, 

bis 16. 

Charlottenburg, bis 17. 

Mittags Berlin. 

Abreiſe aus Berlin; 

Elſterwerda. 

Mittags in Dresden, bis 20. 

Abends in Auſſig. 

Abends Prag, bis 22. 

21. Zuſammenkunft mit dem fran- 
zöſiſchen Intendanten Sey⸗ 
chelles. 

Altbunzlau, Königgrätz. 

Abends Glatz, bis 26. 

Landskrone, bis 28. 

27. Zuſammenkunft mit dem Che⸗ 
valier de Saxe. 

Olmütz, bis 31. 


Seit Anfang des Monats Alga⸗ 
rotti in Dresden. 6. Vermählung 
des Prinzen Auguft Wilhelm. — 9. Der 
Geſandte Brakel ſtirbt. — 10. Diefer 
Tage iſt Ferdinand von Braunſchweig 
angekommen. — 17. Pöllnitz kommt in 
Bayreuth an und geht mit der Mark⸗ 
gräfin nach Frankfurt a. M. zur Kaiſer⸗ 
krönung (12. Februar). — 18. Prinz 
Heinrich reift mit dem Könige. — 20. 
Der Markgraf und die Markgräfin von 
Schwedt, die Anfang Dezember an⸗ 
ekommen ſind, ſind abgereiſt. — 24. 

ahl Karls VII. zum Römiſchen Kaiſer. 
Die Herzogin Sophie von Eiſenach, die 
Tochter des Markgrafen Albrecht, kommt 


1. 


nachts in 


aus Köpenick, deſſen Schloß ihr der 
König als Wohnſitz überlaſſen hat, nach 


Quantz tritt in die Dienſte des Königs. Berlin. — 25. Prinz Heinrich trifft 


— 13. Die Oper Rodelinde wird auf 
dem Schloßtheater aufgeführt, am 19. 
wiederholt. — 16. Herzog Karl Eugen 
von Württemberg kommt mit ſeinen 
Brüdern Ludwig und Friedrich nach 
Berlin. — 20. Die Markgräfin von 
Ansbach kommt und bleibt bis 1. Fe⸗ 


mit 


dem Könige zuſammen. — 27. 
D' Argens kommt in Berlin an. 
Februar (4., 11., 18., 25.) . 


1. Olmütz, bis 5. 
5. Wiſchau. 


bruar. — 21. Die Nachricht von der 6. Jednowitz, bis 8. 


102 Hans Droyſen 1102 
8. Gurein, bis 9. 17. Schlacht bei Czaslau und Chotuſitz. 
9. Groß⸗Biteſch, bis 11. 18. Lager bei Czaslau, bis 28. 
9. Zuſammenkunft mit Moritz von 28. Lager bei Brzeſczy, bis 30. 
Sachſen. | S = 
12. Trebitſch, bis 15. . D'Argens reift nach Stuttgart. 
15 Se a bis 16 — 15. Die Herzogin⸗Witwe von Würt- 
"pe P | temberg reift ab. — 17. Graf Rothen: 
16. Schelettau, bis 19. burg wird Generalmajor und erhält auf 
20. Groß⸗Biteſch; Znaim, bis 28, dem Schlachtfelde den Schwarzen Adler: 
Se he. | orden. — 20. Die Nachricht von Czas⸗ 
1. Die Markgräfin von Ansbach a ae — 21. Tedeum im Ber- 
reift ab. — 2. Die Herzogin -Witwe ine NW 


Maria Augufta von Württemberg kommt 
an. — 26. Prinz Ludwig von Braun: | 
ſchweig kommt aus Petersburg an, 
bleibt bis 1. März. — 27. Vor einigen 
Tagen ift Pöllnitz zurückgekommen. | 


März (4., 11., 18., 25. Ofteru). 


1. Znaim, bis 9, 
9. Pohrlitz, bis 13. = 
13. Groß⸗Selowitz, bis 31. | 


25. 


Sunt (3., 10., 17., 24.). 


1. Lager bei Ruttenberg (Malleſchan), 


bis 25. 
Kolin (2). 


28. Früh Abreiſe aus Königgrätz. 
27. 
29. Früh Neiße, bis 30. 


Nachmittags Glatz. 


2. Belle isle und Hyndford zum 


30. Zuſammenkunft mit Moritz von Könige. — 5. Belle ⸗isle geht nach 
Sachſen. Dresden. — 11. Abſchluß der Friedens⸗ 
u ar ‚ präliminarien in Breslau. — 13. Die 


23. Pollnig geht zum Könige und. 


Königin⸗Mutter bezieht die neuen Ge: 


| | d mächer in Monbijou. — 14, Czernit⸗ 
bleibt bis zum Schluſſe des Feldzuges ſcheff gibt ein Feſt zu Ehren der Krönung 
bei ihm. — 24. Der ruſſiſche Geſandte der Kaiſerin Elifabeth. — 22. Veröffent- 
Graf Czernitſcheff kommt an. — 30. lichung des Friedens im Lager. — 23. 
Feldmarſchall Schwerin geht von der Dieſer Tage iſt der Ballettmeiſter Pottier 
Armee nach Neiße. und die Tänzerin Roland angekommen. — 
: | 26. Prinz Auguft Wilhelm, Heinrich 

April (1., 8, 15., 22., 29.). und Ferdinand von Braunſchweig reiſen 
mit dem Könige. — 30. Feierliche Ver⸗ 


1. Groß⸗Selowitz, bis 5. kündigung des Friedens in Berlin. 
5. Wiſchau, bis 7. Ferdinand von Braunſchweig erhält den 
7. Proſtnitz, bis 8. Schwarzen Adlerorden. 
9. Littau. 
10. Möglitz. Juli (1. 8., 15., 2, 29.). 
11. Mähriſch⸗Trübau, bis 12. 1. Neiße. 
13. Zwittau, bis 14. 2. Brieg, bis 3. 
14. Leutomiſchl, bis 15. 3. Breslau, bis 9. 
16. Hohenmauth. | 7. Auf dem Fefte des Kardinal 
17. Chrudim, bis 30. | Sinzendorff. 
nn Ze | B. Zur Predigt des Kardinals 

7. Prinz Auguſt Wilhelm und Sinzendorff in der Stifts 
Ferdinand von Braunſchweig kommen kirche. 
um e 9. Glogau, bis 11. 

11. Frankfurt a. O., bis 12. 


Mai (6., 13. Pfingſten, 20., 27.). 


1. Chrudim, bis 15. | 
15. Hermannſtetz; Ruttenberg, bis 16. 


13. 


Mittags Berlin, bis 13. 
Nachmittags Charlottenburg, bis 17. 
14. Berlin. 
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16. Berlin: Audienz von Gzernit- | Königin. — 19. Pöllnitz geht nach 


ſcheff. 
17. Pots dam, bis 29. 
29. Charlottenburg, bis 31. 
30. Berlin. 


8. Dankfeſt für den Frieden im 
Berliner Dom. — 10. Das Erſte 
Bataillon Leigarde rückt aus Ruppin 
in ſeine neue Garniſon Potsdam. — 
13. Knobelsdorff, Jordan und Keiſer⸗ 
lingk gehen mit nach Charlottenburg. 
Fel dmarſchall Graf Seckendorff in Berlin. 
— 21. Feldmarſchall Schwerin aus Karls- 
bad zurück in Berlin. — 25. Valory 
kommt an. — 26. Die Markgräfin von 
Schwedt kommt an. Definitivfrieden von 
Berlin. — 31. Knobelsdorff wird Sur⸗ 
intendant aller königlichen Schlöſſer und 
Direkteur en chef aller Bauten in den 
königlichen Provinzen. — Dieſer Tage 
ift d Argens angekommen. 


Auguſt (5., 12., 19., 26.). 

. Charlottenburg, bis 3. 

1. Berlin. 

2. Nachträgliche Feier des Ge- 
burtstages der Prinzeſſin Ul⸗ 
rike. Verleihung des Diſtel⸗ 
ordens an Lord Hyndford. 

Potsdam, bis 8. 

Charlottenburg, bis 14. 

9. Berlin; nach der Aufführung 
von Crebillons Radamiste et 
Zénobie zurück. 

10. Potsdam. 

12. Berlin. 

Potsdam, bis 20. 

15. Berlin. 

Abends nach Magdeburg. 

Magdeburg; Vechelde zum Beſuch 

der Herzogin von Braunſchweig. 

Bielefeld. 

Minden, bis 23, 

B. Lippſtadt; Hamm. 

24. Mittags Weſel, bis 25. 

28. Nachmittags Aachen, bis 31. 


EH 


8. 


14, 


20. 
21. 


22. 


4. Die Königin: Mutter und die 
Königin nach Charlottenburg. — 11. 
Eeer von Camas wird in den Grafen: 
tand erhoben und Oberhofmeiſterin der 


Aachen. — 20. Prinz Heinrich und 
Ferdinand von Braunſchweig gehen mit 
dem Könige. — In der Nacht 20./21. 
brennt die Akademie in Berlin ab. 


September (2., 9., 16., B., 30.). 
1. Aachen, bis 7. 

7. Weſel. 

8. Bielefeld. 

Salzdahlum. 

Magdeburg; Potsdam, bis 15. 
Berlin, bis 16. 

Abreiſe aus Berlin; abends Croſſen. 
Glogau. 

Nachmittags Breslau. 

Neiße, Brieg. 

Abends Schweidnitz. 

Jauer, Liegnitz, Glogau. 


2. Voltaire in Aachen, bis 7. — 


| 16. Prinz Auguft Wilhelm, Heinrich und 


Ferdinand von Braunſchweig begleiten 
den König. 


Oktober (7., 14., 21., B.). 


Glogau; Frankfurt a. O. 

Mittags Berlin, bis 3. 
Charlottenburg, bis 6. 

4. Nach Berlin. 

5. Nach Berlin. 

Potsdam, bis 13. 

Ruppin, Rheinsberg, bis 14. 
Oranienburg; Berlin, bis 17. 
Charlottenburg, bis 21. 

Potsdam, bis 23. 

Charlottenburg, bis 27. 

25. Nach Berlin. 

Berlin, bis 29.; Beſuch bei dem 
kranken Oberſt Senning. 
Charlottenburg: Potsdam, bis 31. 


30. Graf Rothenburg aus Küſtrin 
in Potsdam. 


November (4., 11., 18., 25.) . 
1. Potsdam, bis 29. 
8. Nach Berlin zur Feier des 
Geburtstages der Königin und 
der Prinzeſſin Amalie. 


1. 
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20: Nad Berlin zur Audienz des 
öſterreichiſchen Geſandten Graf 
Richecourt. 


21. Beſichtigung des Opernhauſes 12. 


in Berlin; nach Potsdam zurück. 
27. Charlottenburg. 
29. Charlottenburg, bis 30. 


1. Der Sänger Porporino tritt in 
den Dienſt des Königs. — 13. Der 
franzöſiſche Geſandke de la Chetarbie, | 
der unlängſt aus Petersburg angekommen 
iſt, reiſt nach Paris. — 19. Graf Riche⸗ 
court kommt an. — 20. Letzte Auf⸗ 
führung auf dem Theater im Berliner 
Schloſſe — 29. Die im Juni in Paris 
angekaufte Antikenſammlung des Kardi⸗ 
nals Polianac kommt in Charlottenburg 
an. „Vermählung Keiſerlingks, 
wobei des Königs Luſtſpiel: „le singe 
de la mode“ aufgeführt wird. 


Dezember (2., 9., 16., B., 30.). 
1. Charloltenburg; Berlin zur Probe 
von Grauns „Cesare e Cleo- 

patra“, bis 30. 

11. Nach Charlottenburg. 

15. Nach Charlottenburg zum Emp⸗ 
fang des Herzogs und der Her⸗ 
zogin von Braunſchweig. 

31. Potsdam. 


1. Beginn des Karnevals. — 7. 
Eröffnung des Opernhauſes mit „Cesare 
e Cleopatra“ mit Porporino, Paolino 
und der Molteni. — 8. Der Koadjutor 
Schafſgotſch aus Breslau beim Könige. 
12. Der Markgraf und die Mart: | 
gräfin von Schwedt kommen an. — 
13. promovida Schwerin kommt an. 
— 29. Prinz Auguſt Wilhelm erhält 
das Schloß in Oranienburg geſchenkt. — 
Anfang Dezember oder Ende November 
kommt der Präſident d'Eguilles, der 
Bruder des Marquis d'Argens an. 


1743. 
Januar (6., 13., 20., 27.). | 
1. Berlin, bis 12, | 
3. Mit dem Herzog von Braun- 
ſchweig und dem Fürſten Viktor 
von Bernburg zur Jagd in die 
Jungfernheide. i 
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9. Audienz des kurpfälziſchen Ge⸗ 
ſandten Beckers, abends bei der 
Königin. 

Potsdam, bis 14. 
14. Mittags Berlin, bis 18. 
18. Abends Charlottenburg, bis 22. 
21. Nach Berlin zur Audienz des 
Kardinals Sinzendorff. 

Potsdam, bis 25. 

. Berlin, bis 29. 
29. Potsdam, bis 31. 


4. Der Fürſt von Bernburg, der 
den 28. November angekommen war, 
reiſt ab. — 11. Aufführung der Oper 
Clemenza di Tito von Haſſe. — 12. Der 
Herzog und die Herzogin von Braun⸗ 
ſchweig reiſen ab. — 17. Markgräfin 
Marie Dorothea, die Witwe des Mart- 


22. 


grafen Albrecht, ſtirbt. — 19. Kardinal 


Sinzendorff kommt nach Berlin, bleibt 
bis 11. Februar. — 28. Prinz Georg 
Wilhelm von Darmſtadt beim Könige: 
er erhält im Herbſt eines der neuerrich⸗ 
teten Füſilierregimenter; Februar 1747 
tritt er in preußiſche Dienfte. — 27. 
Kardinal Fleury ſtirbt. | 


Februar (3., 10., 17., 24.). 


1. Potsdam, bis 28. 

19. Nach Berlin. 

20. Nach Charlottenburg, wo Kam⸗ 
merjunker von Sievers den 
Andreasorden überreicht. 

21. Über Berlin zurück. 


März (3, 10., 17., 24., 31.). 
1. Potsdam, bis 17. 

5. Berlin, abends nach Charlotten⸗ 

burg. 

6. Berlin, bis 7. 
Morgens Berlin, bis 21. 
Abreiſe nach Schleſien; 
Croſſen. 

23. Abends Breslau, bis 28. 
28. Nachmittags Neiße, bis 31. 
Abends Schweidnitz. 

11. Prinzeſſin Ulrike wird Koad⸗ 
jutorin von Quedlinburg. — 21. Prinz 
Heinrich, Ferdinand von Braunſchweig 


kd 


21. abends 
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und der Prinz Georg Wilhelm von 
Darmſtadt begleiten den König. — 12. 
25. Graf Münchow, Chefpräſident der 
beiden Kammern in Schleſien, erhält 
den Schwarzen Adlerorden. 


April C., 14. Oftern, 21., 28). 25. 


17. 
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11. Nach Berlin. 

Früh nach Pots dam, bis 17. 
13. Der König trinkt Brunnen. 
Magdeburg, bis 25. 

18. Generalrevue. 

Pots dam, bis 29. 


1. Schweidnitz, Liegnitz, Glogau. 29. Mittags Berlin, bis 30. 

2. Frankfurt a. O. a Charlottenburg. 

3. Nachmittags Berlin, bis 5. RN 4 | e 

5, Ü . . Die Königin und die Prin- 
? en tad Pors van; | zeſſinnen gehen mittags nach Charlotten» 

“se bcm ad burg. — 17. Prinz Heinrich, Ferdinand 

22. Nachmittags Berlin, bis 24. von Braunſchweig, Prinz Georg Wil⸗ 
24. Über Charlottenburg nach Potsdam, helm von Darmſtadt begleiten den König. 


} 


bis 30. 


11. Graf Rothenburg in Potsdam. 1 
— 26./27. In der Nacht ſtirbt der Ober⸗ 


hofmeiſter der Königin⸗Mutter, v. Brandt. 2. 

— 27. Der öſterreichiſche Gefandte Mar⸗ 4. 
queſe Botta kommt an. 

Mai (5., 12., 19., 26.). e 

1. Potsdam, bis B. 14, 

2. Mittags nach Berlin zur Audienz 15. 

von Botta, bis 3. 16. 

16, Nad Berlin. 18. 

17. Revue. 19. 

23. Nachmittags Charlottenburg, bis 25. | 21, 
23. Abends nad) Berlin. 

25. Berlin, bis 31. 25. 
25. Generalrevue. 27. 
27. Manöver bei Schöneberg. 28. 
30. Abends Ball in Charlottenburg. 


29. 
Seit Anfang des Monates Graf 
Rothenburg in Aachen. — 7. Ridecourt 
reiſt ab. Kardinal Sinzendorf erhält 
den Schwarzen Adlerorden. — 13. Die 
Königin⸗Mutter zieht nach Monbijou. — 
17. Domvrobft Schaffgotſch kommt an. 
— 26. Landgraf Wilhelm von Kaſſel 
kommt an, bleibt bis 2. Juni. — 29. 
Aufführung von Clemenza di Tito. 


der 


1. 

Juni (2. Pfingſten, 9, 16., B., 30.) . 2. 
1. Berlin, bis 7. PA 
2. Rad Charlottenburg. 8 

6. Nat Charlottenburg zur Mi. 9. 
miniſterrevue. | 10. 

8. Charlottenburg, bis 12, 11. 


Rheinsberg. — 3. 


in Berlin. — 
Graf 
ſchen 


Juli (7., 14., 21., 28.). 


„Potsdam, bis 2. 


Rheinsberg, bis 4. 

Stettin, bis 9. 

8. Generalrevue. 
Rheinsberg. 

Potsdam, bis 14. 
Charlottenburg, bis 15. 
Berlin, bis 16. 

Nachmittags Cüſtrin, bis 17. 
Frankfurt a. O., Croſſen. 
Glogau, bis 20. 

Früh Breslau; Hundsfeld, bis 25. 
22. Generalrevue. 
Nachmittags Breslau, bis 27. 
Ohlau; Brieg, bis 28. 
Oppeln, bis 29. 

Ratibor, bis 31. 


2. Jordan und Pöllnitz gehen nach 
ie Nachricht von 
Schlacht bei Dettingen (27. Juni) 
Ende des Monats iſt 
inzendorf, der Biſchof der Mähri⸗ 
rüder, in Berlin. 


Auguſt (4., 11., 18., 25.). 


Oderberg; Neuſtadt, bis 2. 
Neiße, bis 6. 

Frankenſtein, Glatz. 

Braunau, Tannhauſen. 
Schweidnitz, bis 10. 
Landshut, Schmiedeberg. 
Hirſchberg, Goldberg, Liegnitz. 
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12. 
13. 
15. 
16. 


Früh Glogau. 

Abends Berlin, bis 15. 
Charlottenburg, bis 16. 
Berlin; Potsdam, bis 28. 

24. Mittageſſen auf dem Wind⸗ 
mühlenberge bei Potsdam. 
Früh Berlin; Charlottenburg, bis 30. 

29. Nach Berlin. 
Berlin; Potsdam, bis 31. 


28. 
30. 


D 


1. Erſte Sitzung der Nouvelle 
Société Litteraire in Berlin. — 24. 
Der Ballettmeiſter Pottier wird ent⸗ 
laſſen. — 29. Die Königin und die 
Prinzeſſinnen gehen nach Charlotten- 
burg zur Einweihung des neuen Flügels 
am Schloſſe. — 30. Der Geſandte Pode⸗ 
wils kommt mit Voltaire aus Brüſſel 
in Berlin an. 


September (1., 8., 15., 22., 29.). 


„Potsdam; Charlottenburg, bis 4. 

2. Manöver bei Schöneberg; 
Berlin. 

3. Berlin. Audienz des Kaiſer⸗ 
lichen Geſandten v. Spon. 

Berlin, bis 5. 

Potsdam, bis 10, 

Mittags Deſſau; abends Halle. 

Früh aus Halle: Zeitz, Gera, Hof. 

Nachmittags Bayreuth, bis 15. 

Nürnberg: nachmittags Ansbach, 

bis 20. 

18. Mit dem Feldmarſchall Graf 
Seckendorff nach Wendringen 
in das Lager der kaiſerlichen 
Truppen. . 

Mittags Bayreuth, bis 22, 

Leipzig, bis 24., Zuſammenkunft 

mit Gotzkowski. 

Potsdam, bis 30. 

30. Manöver in Potsdam: Er⸗ 
ſtürmung einer Redoute. 


pe 


Anfang des Monats fommt Graf 
Rothenburg aus Aachen zurück. — 10, 
Voltaire reift mit dem Könige, bleibt 
während deffen Reife nach Ansbach in 
Bayreuth und fommt Anfang Oftober 
wieder nad Potsdam. — 13, Die Her: 
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zogin⸗Witwe von Württemberg in Bay» 
teuth. — 16. Oberft Senning ftirbt. 


Oftober (6., 13., 20., 27.). 


Potsdam, Charlottenburg, bis 4. 
2. Berlin, bis 3, 

Berlin; Potsdam, bis 9. 
Berlin, bis 11. 

Potsdam, bis 22. 

Berlin, bis 24. 

Potsdam, bis 31. 


1. 


4. 
9. 
11. 
22. 
24. 


| 10. Zur Feier des Geburtstages 
der Prinzeſſin Amalie wird der Saal 
im Opernhauſe mit der Oper Clemenza 
di Tito eingeweiht. — 12. Voltaire reiſt 
ab und geht über Braunſchweig nach 
Brüſſel. — 16. Botta reiſt aus Berlin 
ab; Wolff wird Vizekanzler der Uni⸗ 
verſität Halle. 25. Die Königin⸗ 
Mutter zieht aus Monbijou in das 
Schloß. 


November (3., 7., 10., 17., 24.). 
1. Potsdam, bis 5. 
5. Berlin, bis 9. 

5. Zu einem Piknik bei Prinz 
Heinrich, zu dem auch die 
Königin⸗Mutter kommt. 

Potsdam, bis 19. 

12. Nach Nauen. 
Über Spandau nach Berlin, bis 21. 

Potsdam, bis 30. 

25. Nach Brandenburg. 
30. Nach Charlottenburg zum Feſte 
des Andreasordens. 


30. Der Ballettmeiſter Lani tritt 
zum erſten Male auf. 


Dezember (1., 8., 15., 22., .). 
1. Charlottenburg: Berlin, bis 31. 
17. Nach Potsdam. 
31. Nach der Oper nach Potsdam. 


| 


1. Beginn des Karneval; die 
Opern: Artaſerſe und Catone in Utica 
von Graun. — 2. Bei der Tafel auf 
dem Schloſſe, an der die Königin⸗Mutter, 
die Königin und die Prinzejfinnen en 
5 


nehmen, wird zum erften Male 
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goldene Service benutzt. — 11. Die 
Markgräfin von Schwedt kommt mit 
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Marz (1., 8., 15., 22., 29. Oſtern). 


der Prinzeſſin Luiſe Friederike Bo, 1. Potsdam, bis 11. 
Württemberg an. — B. Der Landgraf 4. Berlin, bis 5. 
Wilhelm von Caſſel kommt an. — 25. 11. Berlin, bis 13 
Vor einigen Tagen ift der Sünger| 3 d So | 
Salimbeni angekommen. 13. Frankfurt a. O. beim Feldmarſchall 
Schwerin; Croffen. 
15. Nachmittags Breslau, bis 20. 
44. g ’ 
rs 20. Neiße, bis 25. 
Januar (5., 12., 19., 26.). 25. Oblau. 
1. Berlin. 26. Schweidnitz. 
2. Potsdam, bis 3. 27. Kotzenau, Sagan. 
3. Berlin, bis 31. 28. Nachmittags Schweidnitz. 
3. Zur Probe der Oper Catone. 29. Peitz; Nachmittags Berlin, bis 31. 
9. Zu Tiſch nach „ 5 en : 
29. Zur Feier des Geburtstages der „10. Stille wird Generalmajor un 
* Suite von SCHER erhält das in Halberſtadt liegende 
NEIN AM Küraſſierregiment. — 17. Schaffgotſch 
bei der Königin. wird Koadjutor von Breslau. Die Ber- 
31 lobung der Prinzeſſin Ulrike mit dem 


„Nach der Oper nach Potsdam. 


Thronfolger von Schweden wird am 


Hofe bekannt gegeben. 


11. Der Landgraf von Caſſel reiſt 
ab. Die Fürſtin von Zerbſt mit ihrer 
Tochter kommt und reiſt am 16. nach 
Petersburg. — 18. Der Herzog Karl 1, 
Friedrich von Württemberg wird mit 12. 
dem Fürſtentum Oels belehnt. — 19. 
Pöllnitz wird nach Bayreuth geſchickt. — 
B. Die Königliche Akad⸗mie der Wiſſen⸗ 
ſchaften hält ihre erſte Sitzung auf dem 
Schloſſe. — 24. Der König unterzeichnet 


die Statuten der Akademie. 16. 


Februar (2., 9, 16., B.). 


1. Potsdam, bis 29. 

5. Berlin zur Mündigkeitserklä⸗ 
rung des Herzogs Karl Eugen 
von Württemberg. 

19. Berlin, bis 20. 
20. Rheinsberg, bis 22. 


28. 


30. 


Potsdam. 


April (5., 12., 19., 26.). 
Berlin; Potsdam, bis 12. 
Charlottenburg, bis 16. 

13. Berlin. 

15. Berlin zur Audienz des unga⸗ 
riſchen Geſandten Graf Roſen⸗ 
berg. 

Potsdam, bis 26. 

25. Nach Spandau. 

Charlottenburg, bis 30. 

28. Berlin zur Audienz, in der 
Czernitſcheff ſeinen Nachfolger 
Graf Beſtucheff vorſtellt. 

29. Nach Berlin. 


1. Pöllnitz erhält ſeinen Abſchied. 


— 6. Prinz Heinrich ſiedelt nach Pots- 


8. Der Herzog von Württemberg 
reiſt über Potsdam nach Stuttgart. — 
9. Die Markgräfin von Schwedt reiſt 
ab. — 11. Feldmarſchall Graf Secken⸗ 
dorff in Berlin, bis 17., 12.— 15. in 
Potsdam. — 20. Graf Rothenburg reiſt 
nach Paris. — 23. Verlobung des Her⸗ 
zogs Karl Eugen von Württemberg mit 
der Prinzeſſin Eliſabeth Friederike von 
Bayreuth. 


17. 


1. 


dam über. — 14. 
den Prinzeſſinnen nach Charlottenburg. 
— 15. Graf Beſtucheff kommt an. — 


ſtand erhoben. — 
von Schwedt kommt an. 


Die Königin geht mit 


Schaffgotſch wird in den Fürſten⸗ 
18. Die Markgräfin 


Mai (3., 10., 17., 24. Pfingſten, 31.). 


Potsdam, bis 20. 
18. Nach Berlin. 
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20. Früh Abreiſe nach Pyrmont. 
21. Rathenow, Wolfenbüttel. 
22. Abends Pyrmont, bis 31. 


2. Der ſchwediſche Kammerherr 
Graf Horn kommt an, hat den 5. Audienz 
bei der Königin⸗Mutter und der Prin⸗ 
zeſſin Ulrike. — 5. Die Barbarina kommt 
an, tritt am 13. zum erſten Male auf 
dem Theater im Schloſſe auf. — 6. Die 
Königin ⸗Mutter zieht nach Monbijou. — 
8. Die Markgräfin von Schwedt reiſt 
ab. — 31. Graf Teſſin kommt an. 
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17. Vermählung der Prinzeſſin 
Ulrike. 

Charlottenburg, wo am 21. ein 
Feſt zur Feier der Vermählung 
der Prinzeſſin Ulrike gegeben 
wird. 

In Schönhauſen auf dem Feſte 
der Königin. 

Abſchiedsaudienz des Grafen 
Teſſin. 


Potsdam, bis 27. 


20. 


23. 


25 


8 


27. Berlin, bis 30. 


Juni (7., 14., 21., 28.). 


1. Pyrmont, bis 9. 
11. Nachmittags Potsdam, bis 15. 
15. Charlottenburg, bis 16. 


| 


Horn. 

Potsdam, bis B. 

Berlin, bis 24. 

22. Audienz des Grafen Teſſin. 
Charlottenburg mit der Königin, 
den Prinzeſſinnen und dem Grafen 
Teſſin. | 
Potsdam, bis 30. 

30. Auf dem Fefte beim Grafen 
Teſſin. 


17. 
23. 


24 


Ki 


25. 


15. Verlobung des Markgrafen Karl 
mit der Prinzeſſin Marie Amalie von 
Raffel. — 25. Keiſerlingk wird in den 
Grafenſtand erhoben. 29. Graf 14. 
Rothenburg kommt aus Paris zurück. 


Prinz Heinrich erhält das Schloß in 15. 
Rheinsberg geſchenkt. — 30. Prinz 17. 
Auguſt Wilhelm erhält den Titel: Prinz 18. 
von Preußen. UI 

Suli (5., kä 19., 26.). Eis 
1. Potsdam, bis 9. 23. 


3. Nach Charlottenburg, zum Emp: | 26. 
pfang der Herzogin von Braun- | 27. 
ſchweig, dann nach Berlin, 29. 
bis 4. | 
9, Nah Charlottenburg, bis 10. | 
10. Berlin, bis 26. 
11. Potsdam, bis 13. 
14. Zur Taufe beim Grafen Keiſer⸗ 
lingk. 


30. Potsdam, bis 31. 


Darmſtadt in Berlin. — 14. Die 
gräfin von Ansbach reift ab. 
Auguſt Wilhelm und Prinz Heinrich be⸗ 
gleiten den König. — 
gräfin von Schwedt reiſt ab. 


4. Die Markgräfin von Schwedt 


kommt mit ihrer älteſten Tochter Doro⸗ 
thea und der Prinzeſſin Luiſe Friederike 
16. Berlin, Audienz des Grafen von Württemberg an. — 9. 
die Herzogin und die Prinzeſſinnen gehen 
nach Charlottenburg. — 13. Der Herzog 
von Braunſchweig kommt an. — 14. 
Die Markgräfin von Ansbach kommt an. 
— 26. Die Prinzeſſin Ulrike reift ab. — 
31. Der Herzog und die Herzogin von 
Braunſchweig reiſen ab. 


Auguft (2., 9., 16., 23., 30.). 
1. Potsdam, bis 14. 


Die Königin, 


3. Berlin, bis 5. 
9. Berlin, bis 11. 

10. Der König befiehlt, daß der 
Weinberg bei Potsdam ter⸗ 
raſſiert werden ſoll. 

Treuenbrietzen, Wittenberg. 

Früh Jeſſen. 

Roſenfeld. 

Lichtenſee. 

Groß⸗Döbritz, bis 20. 

Weißig. 

Neuntmannsdorf. 

Peterswalde, bis 26. 

Hermsdorff (Auffig). 

Lowoſitz, bis 29. 

Budin, bis 31. 


10. Die Erbprinzeſſin Karoline von 
ie Mark⸗ 


Prinz 
29. Die Mart- 
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September (6., 13., 20., 27.). 


1. Minkowitz. 

2. Lager vor Prag, bis 19. 
19. Kundratitz, bis 21. 

21. Porſchitſch. 

2. Lager bei Biſtritz, bis B. 
25. Wolitz, bis 26. 

26. Miltſchin. 

27. Tabor, bis 30. 

12. Markgraf Friedrich Wilhelm 
von Schwedt fällt. Pöllnitz wieder in 
Berlin, wo er 22. verhaftet wird bis 
Mitte Oktober. — 19. Die Nachricht 
von der Eroberung van Prag in Berlin. 
20. Tedeum im Dome in Berlin. — 
25. Friedrich Wilhelm (II.) geboren. — 
Im September verläßt Goiter Berlin 
und geht nach Gotha. 


Oktober (4., 11., 18., B.). 
Tabor (Zaborſchi). 
Moldau⸗Tein, bis 3. 

Lager bei Zirnau, bis 7. 
Moldau⸗Tein, bis 9. 

Lager bei Bechin, bis 11. 
Witetz, bis 14. 

Auras, bis 16. 

Popowitz. 

Konopiſcht, bis 25. 

Lager bei Picheli, bis 31. 
Schwarz ⸗Koſteletz. l 


2. Beiſetzung des Markgrafen 
wo Wilhelm im Tome in Berlin. 
aron Sparr kommt aus Schweden, 
bleibt bis Anfang November. Der 
Kupferſtecher Schmidt kommt aus Paris 
zurück. — 11. Taufe Friedrich Wil: 
helms (II.). — 21. Die Königin⸗Mutter 
zieht aus Monbijou in das Schloß. — 
a Lord Hyndford reift nach Peters- 
urg. 


November (1., 8., 15., 22., 29.). 
1. Böhmiſch⸗Brod, bis 3. 

3. Planian, Kaurzim. 

4. Groß⸗Gbell, bis 8. 

8. Neu⸗Kolin, bis 10. 

11. Bohdanetz, bis 16. 

17. Tirnowo, bis 19. 
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20. Woſitz, bis 22. 

23. Königgrätz, bis 28. 
27. Neuſtadt (Tzſchirnitz). 
28. Nachod, bis 30. 


4. Feldmarſchall Schwerin erhält 
die Erlaubnis, von der Armee nach 
Prag, dann nach Schwerinsburg zu 
gehen. — 19. Prinzeſſin Marie Amalie 
von Kaſſel ſtirbt. 


Dezember (6., 13., 20., 27.). 
Nachod (zwiſchen Politz und Deutſch⸗ 
Czerweray). 

Braunau, bis 3. 

„ Tannhauſen, bis 6. 

Schweidnitz, bis 13. 

Glogau, Croſſen. 

Frankfurt a. O., nachmittags Berlin, 
bis 17. 

Potsdam, bis 20. 

Berlin, bis 21. 

Früh nach Croſſen. 

Schweidnitz. 

Frankfurt a. O., mittags Berlin, 
bis 31. 

31. Potsdam. 


6. Prinz pero geht von der 
Armee. — 7. Maupertuis kommt aus 
Paris. — 17. Ferdinand von Braun- 
ſchweig wird Generalmajor und Kom- 
mandeur des Erſten Bataillons Leib⸗ 
garde. — 19. Prinzeſſin Amalie wird 
Coadjutorin von Quedlinburg. — 20. 
| Beginn des Karneval. — 21, Die Opern: 
Lucio Papirio und Aleſſandro e Poro 
von Graun. — 24. Die Markgräfin 
von Schwedt kommt an. — 31. Prinz 
Albert von Braunſchweig kommt an. 


1745. 


Januar (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Potsdam, bis 4. 
4. Berlin, bis 21. 
6. Abends bei Graf Rothenburg. 
7. Verleihung des Andreasordens 
an Herzog Georg Ludwig von 
Holſtein⸗Gottorp und dem Erb⸗ 
prinzen Leopold von Zerbſt. 
13. Der König befiehlt den Bau 
{ 
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des Luſthauſes auf dem Wein⸗ 27. Lager von Nieder⸗Pomsdorf(Nieder⸗ 


berg bei Potsdam. 
Potsdam, bis 25, 
Berlin, bis 31. 


26. Die Nachricht vom Tode Kaiſer 
Karls VII. (T 20.) in Berlin. 


Februar (7., 14., 21., .). 
„Berlin, bis 5. 

2. Charlottenburg; Mittagstafel 
im neuen Flügel des Schloſſes. 
. Potsdam, bis 28. 

10. Berlin, bis 11. 

11. Audienz des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten Chevalier de Courten; 
nach Potsdam zurück. 

Uber Charlottenburg nach Ber⸗ 
lin, bis 18. 

Berlin: Audienz des kurmainzi⸗ 
ſchen Geſandten Grafen Erthal: 
bis 25. 

Berlin. 


mà 


n 


— 
D 
Ki 


> 


26. 


5. Die Fürſtin Anna Luife von 
Anhalt: Deffau ſtirbt. — 7. de Courten 
kommt an. — 19. Maupertuis geht mit 
Pöllnitz nach Potsdam. — 21. Tedeum 
wegen der Befreiung Schleſiens von der 
öſterreichiſchen Invaſion im Dome in 
Berlin. 


— ͤ Gũ⁹—¾m . . ßiſ— 


"A 


langen), bis 29. 
30. Kamenz. 


14. Grundſteinlegung von Sans- 
ſouci. Die Königin⸗Mutter reiſt nach 
Oranienburg zum Prinzen Auguſt Wil⸗ 
helm, am 17. nach Rheinsberg zum 
Prinzen Heinrich und kommt 22. wieder 
nach Berlin. — 20. Die Königin geht 
nach Köpenick. — 24. Die Prinzen Auguft 
Wilhelm und Heinrich gehen zur Armee, 
wo ſie 28. ankommen. 


Mai (2., 9., 16., B., 30.). 


1. Kamenz, bis ‚26. 
1. Glatz. 
16. Glatz. 
27. Lager bei Frankenſtein, bis 30. 
30. Lager bei Reichenbach (zwiſchen 
Reichenbach und Faulbriid), bis 31. 


5. Der Erbprinz von Darmſtadt in 
Berlin, geht 8. zur Armee. — 21. Valory 
beim Könige. — 22. Friede zu Füßen. 
— 24. Jordan ftirbt. — 25. Bielfeld 
wird Sousgouverneur bei Prinz Ferdi⸗ 
nand. 


Juni (6. Pfingſten, 13., 20., 27.). 


1. Lager zwiſchen Schweidnitz und 
Striegau (Jauernik), bis A 


März (7., 14., 21., 28.) . Schlacht bei Hohenfriedberg. 

1. Potsdam, bis 10 5. Rohnſtock, Bolkenhain, bis 6. 

2. Berlin bis 4 | 6. Tedeum im Lager. 
10. Potsdam, bis 15. 1 e nen. et 
J | aah unk 5 | 
EN in Zait 
23. Neiße bis 31 14. Lager bei Groß⸗Portitzſch, bis 17. 

„ : 17. Lager bei Dumkow, bis 18. 


reiſen nach Paris ab. — 15. Prinz 21. 
Albert von Braunſchweig reiſt mit dem 22. 
Könige. — 23. Die Markgräfin von 
Schwedt reiſt ab. — Im März verläßt 


Nahorzan, bis 20. 
Platina. 


Groß⸗Diwetz, bis 30. 


6. Die Nachricht von Hohenfried⸗ 


Gotter den preußiſchen Dienſt. Porporino 
geht auf Urlaub nach Italien. 


April (4, 11., 18. Oftern, 25.). 
1. Neiße, bis 26. 


berg in Berlin. — 8. Tedeum im Dom 
in Berlin. — 9. Der ſchwediſche Oberſt 
Hamilton kommt mit den Freiwilligen 
an, geht 14. zur Armee. — 24. Der 
Miniſter von Görne ſtirbt. 
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Juli (4., 11., 18., 25.). 


1. Lager bei Groß⸗Diwetz (Ruſſek), | bleibt bis 4. November. — 24, D 


bis 18. 
18. Schwarza. 
19. Lager bei Chlum, bis 31. 


6. General St. Germain kommt aus 
München an. — 15. Gotter erhält ſeinen 
Abſchied. — 20. Die Barbarina geht 
nach Aachen. 


Auguft (1., 8., 15., 22., 29.). 
1. Lager bei Chlum, bis 23, 
24. Lager bei Semnonitz, bis 31. 


13. Keiſerlingk ſtirbt. — 24. Die 
Barbarina iſt zurück. Maupertuis iſt 
aus Paris angekommen. 


September (5., 12., 19., 26.). 
1. Lager bei Semnonitz, bis 18. 
18. Chalkowitz (Jaromirz). 
19. Lager bei Eipel, bis 20. 
20. Lager bei Staudenz, bis 29. 
30. Deutſch⸗Prausnitz; Schlacht bei 
Soor. 


Tageskalender Friedrichs des Großen 


111 


in Berlin; reift 22. ab. — 23. Vize⸗ 
kanzler Woronzoff kommt nach Berlin, 
ie 
Königin⸗Mutter zieht aus Monbijou in 
das Schloß. — 28. Maupertuis Ber: 
mählung. 


November (7., 14., 21., 28.). 

Mittags Berlin, bis 4. 

2. Nach Charlottenburg. 

Nach der Konfidenztafel nach Pots⸗ 

dam, bis 10. 

Berlin, bis 16. 

13. Der König beſichtigt die von der 
Prinzeſſin Ulrike dem Prinzen 
von Preußen geſchickten Lapp⸗ 
länder und Renntiere. 

15. Nach Potsdam. 

Rückreiſe nach Croſſen, wo der König 

auf der Rückreiſe den an den Pocken 

erkrankten Prinzen Heinrich beſucht, 

bis 17. 

Liegnitz. 

Lager bei Adelsdorf, bis 19. 

Lager bei Obermittelau, bis 2. 

Groß⸗Walditz. 


1. 
4. 


10. 


16. 


17. 
18. 
20. 
22. 


e 23. 

3./4. Überfall auf Valory in Jaro- | 24. 
mirz. — 13. Herzog Franz von Loth- | 25, 
ringen wird zum römiſchen Kaifer ge- | 
wählt. — 22. Knobelsdorff geht zum 


Hennersdorf, Naumburg a. Queis. 
Troitſchendorf. 
Görlitz, Moys. 


26. Joachimſtein. 


Könige, kommt 4. November wieder. — 27. Oſtritz, bis 29. 
30. Prin Albert von Braunſchweig 29. Görlitz, bis 30. 
fällt. — Im September reiſt Beſtutcheff— —— | 
aus Berlin. ‘ 5 nn 1 0 1 
un inand von Braunſchweig reiſen 
Oktober (3., 10., 17., 24., 31.). SE dem nn = 11, Die erbeuteten 
1. Lager bei Soor (Prausnitz), bis 6. Fahnen und Standarten werden in die 
6 ae bei — LR GE erliner Garniſonkirche gebracht. — 28. 
> A Die Fürftin von Zerbſt kommt aus 
16. Lager bei Schatzlar, bis 18. Petersburg in Berlin an. — 27. Prinz 
19. Lager bei Liebau, bis 20. Heinrich kommt noch krank aus Croſſen 
20. Giesmanndorf. nach Berlin. 
21. Rohnſtock, bis 30 | 
30. QUE Dezember (5., 12., 19., 26.). 
31. Croſſen. 1. Görlitz, bis 4. 
re 4. Guben. 
5. Die Nachricht von Soor in| 5. Bautzen, bis 11. 
sen — ée aoe dudes oni d 11. Kamenz. 
eriin. — 14. Vor etlichen Tagen ift Bee Go ee 
Graf Zinzendorf, der Biſchof der Herren. | 12. Königsbrück, bis 14. 
huter, angekommen, bleibt bis 22. — 14. Radeburg. 
17. Oberſt Hamilton mit den Freiwilligen 15. Meißen. 
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16. Wilsdruf (vor Dresden), bis 17. 
18. Dresden, bis 27. | 
19. In der Oper Arminio von 
Haſſe. 
26. Zum Gottes dienſte 
Frauenkirche. 
28. Wuſterhauſen beim Prinzen von 
Preußen; nachmittags Berlin, bis 30. 
28. Beſuch beim kranken Duhan. 
30. Über Charlottenburg nach Pots dam, 
bis 31. 


in der 


16. Die Nachricht von der Schlacht 
bei Keſſelsdorf in Berlin. — 19. Tedeum 
im Dome in Berlin wegen der Cin- 
nahme von Dres den. — 21. Der engliſche 
Geſandte Villiers kommt nach Dresden. 
— 25. Friedensſchluß zu Dresden. — 
26. Franz von Braunſchweig erhält das 
Regiment ſeines bei Soor gefallenen 
Bruders. — 27. Die Markgräfin von 
Schwedt kommt an. — 29. Beginn des 
Karnevals; die Opern: Adriano in 
Siria und Demofonte, re di Tracia von 
Graun. 


1746. 


Januar (2., 9., 16., B., 30.). 
1. Pots dam, bis 6. 
6. Berlin, bis 24. 

11. Mit Knobelsdorff nach Char⸗ 
lottenburg. 

22. Mit dem Herzog von Braun⸗ 
ſchweig, der im Grunewald ge- 
jagt hat, zu Tiſch nach Char⸗ 
lottenburg. 


24. Nach der Oper nach Potsdam, bis 31. 


31. Nach Berlin. 


1. Knobelsdorff geht nach Potsdam. 
— 3. Duhan ftirbt. — 6. Der Herzog 
und die Herzogin von Braunſchweig mit 
der Prinzeſſin Karoline kommen über 
Potsdam nach Berlin, bis 25. Januar. 
Der ſächſiſche Generalleutnant Erblandes- 
marſchall von Hinterpommern Graf Flem⸗ 
ming in Berlin. — 11. Gotter auf kurze 


Zeit in Berlin. — 12. Verkündigung des 


Friedens in Berlin. — 16. Tedeum im 
Dome in Berlin. — 18. Darget wird 
secretaire des commandements des Kö- 
nigs. — 24. Darget lieſt in der Akademie 
des Königs Eloge de Jordan vor. — 28. 
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Der ſächſiſche Geſandte von Bülau 
kommt nach Berlin zurück. — 31. Len⸗ 
tulus kommt aus der Schweiz. 


Februar (6., 13., 20., 27.). 
1. Berlin, bis 26. 


2. Der König ſtürzt mit dem 
Pferde. 

12. Potsdam, bis 14. 

20. Konfidenztafel. 

21. Beim Prinzen von Preußen. 

22. Audienz von Villiers, beim 
Markgrafen Karl. 

23. Beim Grafen Rothenburg. 


26. Potsdam, bis 28. 


1. Maupertuis wird Präſident der 
Akademie. — 2. Der ſchwediſche Leut⸗ 
nant Zögen bringt die Nachricht von 
der Geburt des Kronprinzen Guftav 
(geb. 24. Januar). — 3. Die Markgräfin 
von Schwedt reift ab. — 20. Villiers 
kommt als engliſcher Geſandter nach 
Berlin. — 2. Lentulus wird Major 
und Flügeladjutant. 


März (6., 13., 20., 27.). 
1. Potsdam, bis 31. 

15. Berlin, bis 17. 

16. Beim Grafen Rothenburg. 

25. Berlin, bis 28. 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin Mutter; Aufführung 
der Oper Somno di Scipione 

von Graun. 


2. Der kurpfälziſche Geſandte Beckers 
kommt an. 


April (3., 10. Oſtern, 17., 24.). 
1. Potsdam, bis 30. 

4. Nach Spandau. 

12. Charlottenburg, bis 13. 

13. Berlin, bis 14. Beim Weg⸗ 
gang aus Berlin hat der König 
einen Abſzeß am Bein gehabt. 
Berlin, Audienz von Ginkel, 
bis 21. 

Über Charlottenburg 
Potsdam. 


20. 


21. nach 


113] 


10. Konfirmation des Prinzen 26. 
Ferdinand. — 14. Herzog Ferdinand 
von Bevern ſtirbt. — 15. Ginkel kommt 
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25. Generalrevue. 
Charlottenburg, bis 29. 
26. nach Berlia. 

28., 29. Feſte. 


nach Berlin und bleibt 20.— 29. in Pots⸗ 
dam. — 17. Ferdinand von Brauns 
ſchweig kommt aus Potsdam und geht 
18. nach Braunſchweig. 


29. Potsdam, bis 30. 


9. Voltaire und Dalembert werden 
Mitglieder der Akademie. — 21. Die 
Markgräfin von Schwedt reiſt ab. — 
27. Die Königin⸗Mutter geht nach Char⸗ 
lottenburg, wohin am 28. die Königin 
und die Prinzeſſin Amalie folgen. — 
In der zweiten Hälfte des Monates 
ſiedelt Prinz Ferdinand und Bielfeld 


Mai (1. 8, 15., 22., 29.). 


+ Potsdam, bis 13, 
4. Berlin, bis 5, 
5. Charlottenburg, bis 6. 


CES 


6. Über Spandau nad Berlin. 

12. Audienz von Villiers und dem 
ſardiniſchen Geſandten Graf 
Duperron. 

Abreiſe nach Pyrmont; 

Neudorf. 

Salzdahlum, bis 17. 

16. Wolfenbüttel. 

Pyrmont, bis 31. 

18. Beginn der Brunnenkur. 
22. Erkrankung an der Gicht. 


b 


0 


13. Kloſter 


14. 5, 


17. 


6. Das Rhinozeros, das am 28. April 
nach Potsdam gekommen war, kommt 
nach Berlin. — 9. Die Königin⸗Mutter 
zieht nach Monbijou. — 10. Die Königin 
geht nach Charlottenburg. Das Regle⸗ 
ment für die Akademie wird erlaſſen. — 
13. Pang Heinrid, Rothenburg, Darget, | 
Quanz, die beiden Benda und Salim: | 
beni gehen mit dem Könige. — 17. Der 
Herzog von Braunſchweig begleitet den 
König nach Pyrmont, wohin der Land: | 
graf Wilhelm von Kaſſel und Gotter 
nachkommen. 30. Die Markgräfin 
von Schwedt kommt an. 


15. 


24. 


nach Potsdam über. 


Juli (3., 10., 17., 24., 31.). 


Potsdam, bis 5. 

1. Abendeſſen in Sansjouci „aux 
treillages“. 

Nach Oranienburg zum Prinzen 

von Preußen, bis 8. 

6. Nach Schloß Friedrichstal. 

Nach Rheinsberg zum Prinzen Hein⸗ 

rich, bis 15. 

11. Der König bläſt in einem Kon⸗ 
zert. 

Über Nauen, Neuruppin nach Pots⸗ 

dam, bis 24. 

15. Beſuch auf dem Weinberg, nach 
Potsdam zurück. 

19. Beim Mittageſſen für die Jagd⸗ 
geſellſchaft des Prinzen Ferdi⸗ 
nand in einem Wäldchen „ganz 
dicht beim Weinberge“. 

Über Charlottenburg nach Berlin, 

bis 26. 


26. Croſſen. 


Juni (5. Pfingſten, 12., 19., 26.). 28. 


1. Pyrmont, bis 8, 28. 
9. Saldern; Zuſammenkunft mit = 
Herzogin von Braunſchweig. Der 
König hat ein Geſchwür am Fuß. 
10. Potsdam, bis 26. 
15. Berlin zur Abſchiedsaudienz von 
Czernitſcheff und Audienz von 


Beckers, der als kurbayri⸗ 
ſcher Geſandter akkreditiert 
wird. 


Glogau, bis 27. 

Breslau, bis 31. 

29. Auf der Geſellſchaft des Kardi⸗ 
nal Sinzendorff. 

30. Generalrevue. 


— — 


4. Die Königin⸗Mutter und die 


Prinzeſſin Amalie gehen nach Oranien- 
burg. — 
— 12. Der Miniſter Danckelmann ſtirbt. 
— 15. Die Königin⸗Mutter kommt aus 
Rheinsberg zurück. — 20. Der Vize⸗ 


6. Maupertuis reiſt nach Paris. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 8 


114 


Hand Droyfen 


kanzler Woronzoff kommt nach Potsdam 


bis 21., geht 


22. nach Berlin bis 28. 


Auguſt (7., 14., 21., 28.). 


holm. — 
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24. Die erfte Weintraube in 


Sansſouci geerntet. 


Oktober (2., 9, 16., B., 30.). 


1. Breslau. 1. Potsdam, bis 3. 
2. O18; Kreuzburg. bis 3. 3. Charlottenburg, bis 4. 
3. Koſel, bis 4. 4. Berlin, bis 7. 
4. Neiße, bis 7. 7. Charlottenburg, bis 8. 

6. Grottkau, Strehlen, Münſter⸗ 9. Potsdam, bis 24. 

berg. 12. Zur Taufe bei Oberſtleutnant 

7. Kamenz, Glatz. v. Kleiſt. 
8. Schweidnitz, bis 9. 24. Berlin, dis 27. 
9. Freiburg, Jauer. 27. Potsdam, bis 31. 
11. Berlin. 29. Beſuch auf dem e 
12. Potsdam, bis 31. Von der ſchleſi⸗ 31. Berlin. 


ſchen Reiſe kommt der König krank 
zurück; außer Hämorrhoiden ſeit 
Ende Juli hatte er „un accident 
a l'aine de la jambe droite“, 


7. Die Königin ⸗Mutter und die 
Prinzeſſin Amalie kommen nach Char⸗ 
lottenburg zur enei gnn der neuen 


Galerie. — 12. Die 
fo daß er den ganzen Tag ran | got und Blumenthal 
15 


iniſter Schaff⸗ 
nach Potsdam, 


mußte. bis — 2. Hinrichtung des Ge⸗ 
21. Das Geſchwür am Bein des heimen a. pabr Die en 
. , i Eu eorges aus Dresden in Po an 
Königs wird durch einen Ein- geht 26. nach Berlin. — . 27. 
ſchnitt operiert. kaiſerliche Geſandte Graf Berne’ 
25. Gichtanfall. kommt an. 
30. Der König geht zum erſten Male 5 
wieder aus. November (6., 13., 20., 27.). 
1. Pots dam, bis 29. 
ik eren 1 nach 5 3. Nach Charlottenburg. 
ab. — 16. Graf Pandulfini und Abb 9. Nach Berlin zur Feier des 
SE ee — 27. Rothen- Geburtstages der Prinzeſſin 
Amalie. 
10. Über Charlottenburg zurück. 
September (4., 11., 18., B.). 16. Berlin, bis 17. 
1. Potsdam, bis 13. B. Berlin, bis 24. 
1.—3. Die Wunde des Königs 24. Audienz des Grafen Bernes. 


wird mit Höllenſtein behandelt; 30. Über Charlottenburg nach Berlin. 


am 6. hat er noch etwas Ge⸗ 
ſchwulſt am Bein. 


13. Charlottenburg: Berlin, bis 16. 


16. Potsdam, bis 30. 


5. Villiers reift ab. — 8. Salim- 


1. Die Königin⸗Mutter zieht aus 


Monbijou in das Schloß. An die Stelle 
des bisherigen Kopiſten des Königs 


Gaillard tritt Bigot. 


17. Lord⸗ 


marſchall Keith en SC Wi bt 10. 
3. inifter 


nach Leipzig. 


beni ſeit ein paar Tagen in Potsdam. Mardefeld kommt aus Teteroburg zurück. 


. Maupertuis kommt aus Paris — 21. Der König gibt die Erlaubnis 
nach Potsdam: ift 24. in Berlin. Ruden- und den Platz für den Bau einer katho⸗ 
ſchiold und der ſchwediſche Geſandte in liſchen Kirche in Berlin. — 28. Fouqué 
Dresden, Wulfenſtierna, in Potsdam. — kommt aus Glatz und geht über Berlin 
28. Wulfenitierna reift 29. nach Stod- | nach Potsdam. 
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Dezember (4., 11., 18., 25.). 


1. Berlin, bis 31, 

2. Zur Tafel mit der Königin 
bei der Königin⸗Mutter, wo 
vom goldenen Service geſpeiſt 
wird; nachher Aufführung der 
Oper Fabricio. 

Der König beſichtigt den für 
den Bau des Invalidenhauſes 
beſtimmten Bauplatz. 

11. Feſt zu Ehren des Andreas⸗ 

ordens. 
31. Potsdam. 


10. 


1. Beginn des Karneval; die Opern 
Gaio Fabricio von Graun und Arminio 
von Haſſe. — 18. Franz von Braun⸗ 
ſchweig kommt an. — 20. Die Mark⸗ 
gräfin von Schwedt kommt an. 


1747. 
Januar (1., 8., 15., 22., 29). 


1. Potsdam, bis 2. 

2. Berlin, bis 13. 

13. Potsdam, bis 16. 

16. Berlin, bis 31. 

31. Nach der Oper nach Potsdam. 


5. Coadjutor Graf Schaffgotſch 
kommt nach Berlin, bis 22 8. 
d' Argens kommt aus Dresden zurück. — 
20. Marquis Paulmy kommt aus 
Dresden, wird 9. Februar Mitglied der 
Akademie, iſt 11. beim Könige und reiſt 
12. ab. 29. Der ruſſiſche Geſandte 
Graf Keiſerlingk kommt an. 


Februar (5., 12., 19, 28.). 


1. Potsdam, bis 28. 
13. Abends hat der König einen 
Schlaganfall. 
18. Der König hat Fieber, das ſich 
am 26. wiederholt; in der 
Nacht 27.128. Nierenkolik. 


2. Youque geht nach Glatz zurück. 
— 5. Der Geſandte Graf Finckenſtein 
und Fräulein v. Kneſebeck kommen aus 
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Schweden wieder; Finckenſtein geht 8. 
nach Potsdam, wird 25. Staatsminiſter 
und Geſandter in Petersburg. — 11. 
. von Braunſchweig geht nach 

raunſchweig, kommt Anfang des nächſten 
Monates wieder. 


März (5., 12., 19., 26.). 


1. Potsdam, bis 15. 
9. Audienz von Keiſerlingk. 
14. Der König geht zum erſten 
Male wieder aus. 
15. Berlin, bis 17. 
15. Der König erkrankt von neuem. 
17. Potsdam, bis 25. 
25. Berlin, bis 28, 
25. Zur Probe von Grauns Feste 
galante. 
28. Potsdam, bis 31. 


5. Die Markgräfin von Schwedt 
reift ab. — 7. Cocceii wird Großkanzler. 
— In der Nacht 7./8. ſtirbt der Mi⸗ 
niſter Caſpar Wilhelm v. Borcke. — 
Mitte des Monats ſtirbt Fräulein 
v. Joucourt, die frühere Gouvernante 
der Prinzeſſin Amalie. — 18. Algarotti 
kommt aus Dresden zurück und geht 
19. mit Maupertuis nach Potsdam. 


April (2. Oſteru, 9., 16., 23., 30.). 
1. Potsdam, bis 30. 

5. Berlin, bis 7. 

6. Nachträgliche Feier des Ge⸗ 
burtstages der Königin⸗Mutter, 
Aufführung der Feste galante. 
Über Charlottenburg zurück. 
19. über Spandau nach Berlin. 
20. Über Charlottenburg zurück. 
26. Zu Tiſch nach Sansſouci. 


7. 


In der Nacht 5./6. ſtirbt der ſächſi⸗ 
idhe Generalleutnant Graf Flemming. — 
5. Fürſt Leopold von Deſſau ftirbt. — 
10. Maupertuis erhält den Orden Pour 
le mérite. — 11. Algarotti wird Kam- 
merherr und erhält 2. Mai den Orden 
Pour le mérite. — 22, Rudenſchiold 
in Potsdam, bis 27. — 25. Ginckel 
ſtirbt. — Im April tritt der Bildhauer 
Adam in den Dienſt des Königs. 

8 * 
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Mai (7., 14, 21., 28. Pfingſten). 
1. Potsdam, bis 21. 1 


+ 


Hans Droyſen 


[116 


Juli (2., 9., 16., B., 30.). 
Potsdam, bis 7. 


1. Einweihung von Sansſouci. 5. Audienz des kaiſerlichen Ge⸗ 
3. Über Spandau nach Berlin, ſandten Graf Chotek. 
bis 4. 7. Ruppin, bis 8. 
10. Über Spandau nach Char⸗ 8. Revue. 
lottenburg. 8. Rheinsberg, bis 9. 
19. Zu Abend in Sansſouci ge- 10. Nachmittags Stettin, bis 15. 
geſſen. 10. Generalrevue. 
19. Generalrevue, die Nacht darauf 15. Charlottenburg, bis 17. 


in Sansſouci. 
21. Charlottenburg, bis 23. 
21. Nach Berlin. 
23. Berlin, bis 31. 
23. Beſuch bei dem kranken General 
Goltz. 
24. Generalrevue. 


17. 


16. Nach Berlin. 

Potsdam, bis 31. 

17. Abendeſſen in Sansſouci. 

Die Nacht vom 19.20. in Sans: 
fouct. 

24. und 26. in Sansſouci. 

29. Berlin, bis 30. 


4. Graf Chotek kommt an, geht 5. 


2. Grundſteinlegung des Invaliden⸗ 
hauſes. — 6. Die Königin⸗Mutter 
nach Monbijou. — 7. und 8. Johann 
Sebaſtian Bach in Potsdam: ſpielt am 
7. vor dem Könige. — 14. Zwei Fürſten 
Colonna in Berlin. — 30. Die Mart- 


nach Potsdam, bis 10. — 5. Die Aſtrua 


ads fingt in Potsdam. — 11. Grundſtein⸗ 


legung der katholiſchen Kirche in Berlin. 
— 16. Letzter Gottesdienſt im Dome 
in Berlin. 24. Der König unter: 
ſchreibt ſich zum erſten Male „Philo- 


— 


gräfin von Schwedt kommt an und bleibt 
bis 21. Juni. Vor einigen Tagen iſt 
die Sängerin Aſtrua angekommen. 


Juni (4., 11., 18., 25.). 1. 


Berlin; nach der Revue bei Tempel⸗ 
hof nach Potsdam, bis 11. | 
9. In Sansſouci. 
Brandenburg, bis 12. 

Magdeburg, bis 18. 

13. Generalrevue. 

Potsdam, his 20. 

Charlottenburg, bis 22, 

20. Nach Berlin. 

Potsdam, bis 30. | 
23. Abends in Sansfouci. 


1. 


11. 
12. 
8, 
18, 
20. 17. 


22. 


20. 
21. 
1. Darget lieft in der Akademie 
des Königs Mémoire pour servir 4 25 
l’histoire de Brandebourg vor. — . 
14. Der Herzog von Braunfchweig in D' 
Magdeburg, bis 17. — 15. d'Argens 29. 
reiſt nach Paris. — 22. Die Aſtrua 30 
ſingt in Charlottenburg. = 


sophe de Sanssouci“. 


Auguft (6., 13., 20., 27.). 

Potsdam: Charlottenburg, bis 8. 

1. Berlin, zum kranken General 
Goltz. 

2.—8. Feſte; Aufführung der Sere- 
nata Il re pastore. 

3. Nach Berlin zum kranken Gene⸗ 
ral Goltz. 

Potsdam, bis 17. 

16. Manöver bei Bornſtädt. 

Berlin, bis 20. 

18. Zum Konzert bei der Königin⸗ 
Mutter. 

Potsdam, bis 21. 

Charlottenburg, bis 25. 

22.—24. Feſte. 

Berlin, bis 28. 

Früh nach Cüſtrin, bis 29. 

Frankfurt a. O., Croſſen. 

Glogau, bis 30. 


4. General Goltz ſtirbt. — 7. Herzog 
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Friedrich Wilhelm von Holftein - Bed 23. Audienz des ſchwediſchen Ges 
wird Gouverneur von Berlin. — 15. ſandten Höpken. 

Die n an en En 
na otsdam, geht 17. na erlin. — Di , 

17. ar arts 855 ame Geen e GE 

an, bleibt bis 11. September. — Im d ien in Sans. 

Juli wird die Bioliothet aus Rheins Morante fommt aus Wien in Sans 

derg nach Sansſouci gebracht. es i de 

g aus Berlin. — 6. Abbe Baftiani in 

| Berlin und Potsdam, bis 17. — 7. Der 

September (3., 10., 17., 24.). Geheime Kriegsrat Schumacher ftirbt. — 

: Ne , | Grundſteinlegung des neuen Domes 

1. Breslau; abends Gräbſchen, bis 4. in Berlin. — 23. Rudenſchiold reift nach 


2. Generalrevue. 5 de a GE Ce Graf 
e Rivières kommt mit dem Kammer- 
S ee = herrn Graf Neipperg aus München und 
DÉS PRES geht 20. nach Potsdam, bis 29. No- 
8. Coſel; Neiße, bis 9. vember. 
10. Glatz. 
11. Franckenſtein, Glatz. November (5., 12., 19., 26.). 
13. Schweidnitz. 1. Potsdam, bis 30. 
14. Jauer, Glogau. 1. Berlin, bis 3. 
16. Frankfurt a. O.: Berlin, bis 17. 21. Berlin, bis B. 
17. Potsdam, bis 30. 27. Der König hat ein Geſchwür 


Ende des Monats leidet der König am Bein infolge eines Ader⸗ 
an Magenkrämpfen und Hämor⸗ laſſes gehabt. , 
rhoiden. 30. Feſt des Andreasordens. 


1. Die Markgräfin von Bayreuth reiſt 4. Die Königin⸗Mutter zieht aus 
ab und trifft ſich in Halle 3.—8. mit dem Monbijou in das Schloß. — 12. Die 
Herzog und der Herzogin von Braun- Herzogin Chriſtine Luiſe von Blanken⸗ 
ſchweig. — 5. Der niederländiſche Ge- burg ſtirbt. — 27. Fouqué kommt aus 
ſandte Graf Gronsfeld kommt an. — Glaß und bleibt bis 24. Februar. — 
16. Feldmarſchall Keith kommt nach 30. Friedrich Wilhelm (II.) zieht in das 
Berlin, wird 18. preußiſcher Feldmar⸗ Schloß in Berlin; Profeſſor Nicolas 
ſchall, geht 20. nach Potsdam. — 22. Beguelin wird ſein Erzieher. 

Der Erbprinz Chriſtian Friedrich von 

Gotha und fein Bruder Chriſtian Franz Dezember (3., 10., 17., 24., 31.). 
in Potsdam. — 26. Der ſardiniſche Ge⸗ 1 tab bis 5. 

ſandte General Chriſtoph Daniel v. d. 1. Potsdam, bi 

Schulenburg kommt aus Potsdam nach 5 Berlin, bis 31. 

Berlin und geht dann wieder nach 17. Audienz des Grafen Grons⸗ 
Potsdam. — 28. Kardinal ee feld. 


ſtirbt. 23. Potsdam, bis 25. 


Oktober (1., 8., 15., 22., 29.). | 5 


1. Potsdam, bis 16. 
Anfang des Monates kam der König 


10. Beginn des Karneval; die 
Opern: Wiederholung der Feste galante 
und Cinna on Graun. = m eng 
; j kommt aus Paris wieder. er Arzt 

mar Hämorrhoiden nicht nach Cothenius aus Halberſtadt wird vom 

Berlin. Könige nach Potsdam berufen und be⸗ 

16. Berlin, bis 21. handelt di in ee SE 
17. Beſichtigung der vom Bildhauer ausſchließlich. Fürſt Leopold von Deſſau 
, , kommt nach Berlin. — 17. Balletmeiſter 

van re Se dee verfertigten Sodi und der Tänzer Boucher kommen 

Statuen in der Börſe. aus Paris und treten in den Dienſt 
21. Potsdam, bis 31. des Königs. — 20. Die Markgräfin von 
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Schwedt kommt an, ebenfo Fürſt Leo- 
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20. Aufführung von Le joueur. 


pold von Deffau. — 22. Feldmarſchall 25. Berlin, bis 28. 


Schwerin kommt an und bleibt bis 
9. Januar. — 25. Weitere Tänzer kommen 
aus Paris. — 30. Prinz Heinrich ge⸗ 
boren. 


1748. 


Januar (6., 13., 20., 27.). 
Berlin, bis 12. 

5. Konfidenztafel. 

Potsdam, bis 15. 

Berlin, bis 31. 

16. Taufe des Prinzen Heinrich. 
17. Auf der Hochzeit von Lentulus. 
24. Feier des Geburtstages des 


1. 


12. 
15. 


Königs bei der Königin⸗Mutter; 


abends bei der Königin. 
29. Konfidenztafel. 
Potsdam. 


4. Cothenius wird Hofrat. — 8. 
Der Augenarzt Hilmer kommt zu länge⸗ 
rem Aufenthalt nach Berlin. — 21. 
en Roloff ſtirbt. 6. Der 

erzog, Karl Friedrich von Württem⸗ 
bera - OIS kommt, bleibt bis 2. Februar. 
— 25. Darget lieſt in der Akademie des 
Königs: „Vie de Frédéric - Guillaume“ 
und die „Ode sur le rétablissement 
de l'académie des sciences“ vor. — 
30. General Walrave kommt aus Neiße. | 


31. 


Februar (4., 11., 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 29. 
28. Nach Berlin. 


7. Samettrie kommt an und geht 
mit Algarotti am 12. nach Potsdam. — 
10. Walrawe wird verhaftet. — 18. 
Lordmarſchall Keith kommt in Potsdam 
an. Ferdinand von Braunſchweig geht 
nach Braunſchweig. 


März (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Potsdam, bis 25. 


12. Nach Berlin zur Probe von 
Europa galante, bis 14. | 


15. Intermezzo: La serva pa- 
drona. | 


16.—18. Aufführung von L'école 


du monde. 


26. Zur Probe von Europa ga- 
lante. 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter; Aufführung 
von Europa galante. 

28. Potsdam, bis 31. 


5. Schaffgotſch wird in den Fürſten⸗ 
ſtand erhoben und vom Papſt als 
Biſchof von Breslau beftätigt. — 7. Der 
Maler Vanloo kommt aus Paris und 
tritt in den Dienſt des Königs. — 11. 
Die Markgräfin von Schwedt reiſt ab. 
— Anfang März kommen die neuen 
Schauſpieler, darunter Crichi, aus Dres- 
den und treten in den Dienſt des 
Königs. 


April (7., 14. Oſtern, 21., 28.) . 
1. Potsdam, bis 30. 
6. Abſchiedsaudienz von Bernes. 
17. Berlin; Audienz des ſchwedi⸗ 
ſchen Geſandten in Petersburg 
Graf Bark; Beſuch bei dem 
kranken Miniſter Podewils, 
bis 18. 
Generalrevue. Intermezzo mit 
der Barbarina. 
Intermezzo. 
Mittags in Sansſouci; Inter 
mezzo mit der Barbarina. 
Intermezzo. 


19. 


22. 
25. 


30. 


6. Miniſter Mardefeld in Potsdam. 
— 13. Graf Bark kommt an. — 18. 
Bernes reiſt nach Petersburg ab. — 
27. Algarotti reiſt aus Berlin ab; der 
engliſche Geſandte Ritter Legge kommt 
an. Feldmarſchall Schwerin 
kommt nach Potsdam, bleibt bis 7. Mai. 
— Ende des Monats beginnt der Um⸗ 
bau des Theaters im Schloſſe in 


| Potsdam. 


Mai (5., 12., 19. 26.). 
1. Potsdam, bis 24. 
1, Nach Berlin zur Audienz von 
Legge. | 
12., 19. Sansfouct. 
22. Generalrevue. 
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24. Charlottenburg; abends Berlin; 
dann zurück nach Charlottenburg, 
bis. 26. 

26. Berlin, bis 30. 

27. Generalrevue. 
29. Manöver bei Mariendorf. 


7. Knobelsdorff kommt aus Deſſau 
zurück. — 12. Die Bildhauer Michel 
und Fontenai kommen aus Paris und 
treten in den Dienſt des Königs. — 
15, Die Königin: Mutter zieht nach 
Monbijou. — 30. Darget lieft in der 
Akademie des Königs: „Vie de Fré- 
déric I.“ und „Eloge de Goltz“ vor. 


Sunt (2. Pfiugften, 9., 16., B., 30.). 


1. Berlin, bis 3. 

3. Potsdam, bis 24, 
8. Brunnenkur, bis 20.3 jeit 13. 

in Gansfouct. 

2/25. In der Nacht Abreiſe nach 
Magdeburg. 

25, Über Magdeburg in das Lager bei 
Pitzpuhl, bis 28, 
28. Revue. | 

23.129. Die Nacht in Ziegefar. 

. Potsdam. 


9. Frau von Blaſpiel, die Obers 
hofmei ſterin der Prinzeſſin Amalie, ſtirbt. 
— 19. Herr von Neal kommt aus dem 
Haag in Berlin an. — 20. Der ſächſi⸗ 
ſche Geſandte von Bülau beim Könige. 
23. Prinz Ferdinand ſchreibt von 
dem eben vollzogenen Bekenntniswechſel 
von Pöllnitz. 


— 


Juli (7., 14., 21., S.). 


1. Potsdam, bis 5. 

5. Berlin, bis 7. 

Abreiſe nach Stettin, bis 11. 

8. Revue. 

Oranienburg. 

Berlin, bis 14. 

Potsdam, bis 31. 

16. Abſchiedsaudienz von Beckers; 
Tafel in Sansſouci. 
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umgebauten Schloßtheater mit 
der Aſtrua. 

Intermezzo: Matrimonio per 
forza. | 
Berlin, bis 28. 

Oper mit der Aſtrua. 
Intermezzo: Don Tabarano. 


24. 


27. 
29. 
30. 


4. Lamettrie wird Mitglied der 
Akademie. — 5. Die Barbarina geht 
nach England. — 10. Schaffgotſch kommt 
nach Berlin, geht 12. nach Potsdam und 
reiſt 31. ab. — 24. Beckers reiſt ab. 


Auguſt (4., 11., 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 5. 
1. Nachmittags nach Sansſouci, 
zum dort zu wohnen“. 
5. Charlottenburg, bis 12. 
5. Nach Berlin. 
7.—12. Feſte in Charlottenburg. 
12. Potsdam, bis 21. 

15. Sansſouci; Valorys Audienz; 
Manöver. 

17. Sansſouci; Manöver. 

19. Manöver. 

22. Intermezzo. 

24. Abſchiedsaudienz von Höpken 
und Audienz des württembergi⸗ 
ſchen Oberftleutnants Yrküll. 

31. Berlin; Beſuch beim kranken Prinzen 
von Preußen. 


7. Die Königin ⸗Mutter, die Königin 
und die Prinzeſſin Amalie gehen nach 
Charlottenburg. die fremden Geſandten 
folgen am 9. — 15. Valory reiſt über 
Seals nach Paris. — 21. Frau von 

annenberg beim Könige. — 27. Borige 
Woche ift der Bauplatz für das Palais 
des Prinzen Heinrich abgeftedt. — 24. 
Yxküll kommt an und bleibt bis 10. Df- 
tober. — 31. Höpken reift ab. — Im 
März wird an Stelle von Bigot Pierre 
Vigne Kopiſt des Königs. 


September (1., 8., 15., 22., 29.). 


1. Berlin; Abreiſe nach Schleſien. 
Mittags Frankfurt a. O., Croſſen 


19. Aufführung von Acis und 2. Glogau, bis 3. 
Galathea von Haſſe auf dem 3. Breslau, bis 8. 
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4. Revue bei Neukirch. 
5. Manöver der Natzmerſchen Hur 
ſaren. 
8. Brieg, bis 10. 
10. Neiße, bis 11. 
12. Kamenz; Glatz, bis 13. 
17. Schweidnitz. 
18. Berlin, bis 19. 
19. Potsdam, bis 30. 
22. Brunnenkur, bis 8. Oktober. 


10. Prinz Heinrich und Ferdinand 
reifen nach Bayreuth. ~ 26. Vermäh⸗ 
lung der Prinzeſſin Eliſabeth Friederike 
von Bayreuth mit Herzog Karl Eugen 
von Württemberg in Bayreuth. — 30. 
Maupertuis reiſt nach Paris. 


Oktober (6., 13., 20., 27.). 


1. Potsdam, bis 30. 

5. und 8. Intermezzo. 

7. Probe zur Oper Iphigenie. 

11. Berlin; Audienz des Grafen 

Chotek, bis 12. 
30. Berlin, bis 31. 

1. Der König ſchenkt dem Marquis 
d'Argens das vor dem Brandenburger 
Tor in Potsdam gelegene Luſthaus, das 
früher dem Markgrafen Karl gehört hatte, 
das „Marquiſat“. — 2. Zwei Grafen 
Lamberg in Potsdam. — 5. Die ver⸗ 
witwete Prinzeſſin Wilhelmine von An⸗ 
halt⸗Köthen in Potsdam. Graun zur 
Probe in Potsdam. Frau von Katſch, 
die frühere Oberhofmeiſterin der Königin, 
ftirbt. — 6. Graf Chotef kommt an. — 
11. Prinz Heinrich und Ferdinand 
kommen aus Bayreuth zurück. — 14. 

Baſtiani kommt nach Potsdam, bleibt 
bis Anfang November. — 16. Der 
ſchwediſche Rittmeiſter Graf Bark kommt 
mit der Nachricht von der Geburt des 
Prinzen Karl (7. Oktober), geht 20. nach 
Potsdam, bis 26., bleibt in Berlin bis 
21. November. — 24. Die Königin⸗ 
Mutter zieht aus Monbijou in das 
Schloß. 


November (3., 10., 17., 24.). 
1. Potsdam, bis 30. 
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7.18. in der Nacht kommt Lobkowitz 
an. — 11. Podewils kommt aus Wien 
in Potsdam an, bleibt bis 20. — 12. 
Feldmarſchall Schwerin kommt an, bleibt 
bis 25. — 17. Konſiſtorialrat Simonetti, 
der ſeit Anfang des Monats in Pots⸗ 


dam war, predigt in der Garniſonkirche 


| 


in Potsdam. — 19. Einweihung des 
Invalidenhauſes. — 20. Franz von 
Braunſchweig in Potsdam, bis 22. — 
22. Die verwitwete Herzogin Eliſabeth 
Sophie von Meiningen, die Tochter des 
Großen Kurfürſten, ſtirbt in Römhild. 
23. Gotter auf der Rückreiſe aus 
Wien in Berlin. — 27. Graf Wilhelm 
von Lippe in Potsdam. à 


Dezember (1., 8., 15., 22., 29.). 


1. Potsdam, bis 4, 
4. Berlin, bis 24, 

8. Abſchiedsaudienz von Legge. 
12. Beſuch des Invalidenhauſes. 
Probe der Oper Iphigenie. 
Potsdam, bis 27. 

Berlin, bis 31. 
Potsdam. 


24. 
27. 
31. 


8. Beginn des Karneval: die Opern 
Cinna und Iphigenie von Graun. Der 
Miniſter Mardefeld ſtirbt. — 10. Der 
Fürſt von Coswaren⸗Loos kommt nach 
Berlin, geht nach ſeiner Vermählung 
(3. Februar) nach Brüſſel zurück. — 
22. Legge reiſt ab. — 24. Fouqué kommt 
nach Potsdam, bleibt bis 4. März. — 
31. Feldmarſchall Schwerin kommt und 
bleibt bis 4. Februar. 


1749. 
Januar (5., 12., 19., 26.). 


1. Berlin, bis 14. 
5. Audienz des ſchwediſchen Ge⸗ 
ſandten Graf Wulfenſtierna. 
7. Belehnung des Fürſten Lobto- 
witz mit dem Fürſtentum Sagan. 
13. Belehnung des Biſchofs Schaff⸗ 
gotſch mit Grottkau und Neiße. 
14. Potsdam, bis 17. 


18. Nach Berlin zur Audienz des 17. Berlin, bis 31. 


Fürſten Lobkowitz, bis 19. 


| 


i 


24. Feier des Geburtstages des 
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Königs bei der Königin⸗Mutter 
und der Königin. 
29. Feier des Geburtstages der 
Prinzeſſin von Preußen. 
31. Nach der Oper nach Potsdam. 


2. Der Tänzer Levoir kommt aus 
Paris und tritt in den Dienſt des 
Königs. — 4. Wulfenjtierna kommt an. 
— 5. Schaffgotſch kommt an, erhält 18. 
den Schwarzen Adlerorden, bleibt bis 
22. — 14. Algarotti aus Italien zurück. 
— 21. d' Argens heiratet die Tänzerin 
Babette Cochois. — B. Darget lieſt in 
der Akademie des Königs Abhandlung 
„De la superstition“ vor. — 30. Graf 
Manteuffel ſtirbt in Leipzig. — 31. 
Ferdinand von Braunſchweig geht nach 
Wolfenbüttel, bleibt bis Mitte März. 


Februar (2., 9., 16., 23.). 
1. Potsdam, bis 28. 

2. Intermezzo: Il impresario mit 
Cricchi. 

3. und 8. Intermezzo: Il bevitore. 

14. Der König iſt von einer Kolik 
wiederhergeſtellt. 

22. Aufführung von Le joueur. 


— — — 


4. Der Prinz von Preußen geht 


nach Bayreuth. — 13. Finckenſtein kommt 
aus Petersburg und geht 14. nach 
Potsdam bis 19. — 15. Der Tänzer 
Boucher ift feit 4 Tagen deſertiert. — 
23. Rothenburg erkrankt ſchwer an 
Blaſengries; nachdem ihn Lamettrie 5 
Tage behandelt hatte, kommt Lieberkühn 
auf Befehl des Königs zu ihm. 


März (2, 9., 16., B., 30.). 


1. Potsdam, bis 25. 
1. Intermezzo: Don Tabarone. 
3. Nach Berlin zur Audienz des 
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26. Intermezzo: II bevitore. 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin ⸗ Mutter; Aufführung 
von Angelica e Medoro. 

28. Potsdam, bis 31. 

2. Der Prinz von Preußen kommt 
aus Bayreuth zurück. Delbene kommt 
an. — 4. Der ruſſiſche Geſandte Groß 
kommt an. — 6. Feldmarſchall Schwerin 
erhält den Befehl, nach Berlin zu 
kommen. — 12. Finckenſtein reiſt nach 
Paris. — 18. Die verwitwete Erbprin⸗ 
zeſſin Henriette Marie von Württemberg 
bezieht das Schloß von Köpenick. — 
22. Ferdinand von Braunſchweig geht 
nach Braunſchweig auf ein paar Tage. 
— 25. Keiſerlingk reiſt ab. 


April (6. Oſtern, 13., 20., 27.). 

1. Potsdam, bis 26, 

14.—25. Intermezzi. 

16. Intermezzo: Capitano Ga- 
loppo von Haſſe. 

Berlin, bis 28. 

Abreiſe nach Schleſien, 

furt a. O., Croſſen. 

Glogau. 

Breslau. 


Frank⸗ 


19. Valory kommt aus Paris. — 
22. Maupertuis kommt aus Paris zu⸗ 
rück. — 27. Balletmeiſter Denis und 
ſeine Frau treten zum erſten Male vor 
dem Könige auf. Ä 


Mat (4., 11., 18., 25.). 
Breslau, bis 4, 

2. Generalrevue. 
Oblau, Koſel; Ratibor, bis 6. 
Neiße, bis 9. 
Glatz, Frankenſtein. 
Schweidnitz. 


1. 


4. 

6. g 

9. 
10. 


fpanifden Gefandten Delbene. | 11. 

17. Nach Berlin zur Abſchieds⸗ 12. 
audienz von Keiſerlingk. An⸗ 14. 
trittsaudienz von Groß. Probe 16. 
von Angelica e Medoro von 
Graun; bis 18. 


28. Berlin, bis 28. | 


25. Hauptprobe von Angelica e 
Medoro. 


Landshut, Schweidnitz. 

Liegnitz. 

Berlin, bis 16. 

Potsdam, bis 31. 

25. Der König hat einen Gicht⸗ 
anfall am Fuß, ſo daß er 
einige Tage liegen muß. 


9. Herzog Friedrich Eugen von 
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5 in a: E von Chotek: Antritt3audienz 
olowrat kommt an. — Ende des Monats des Marquis bl is 28. 
kommt Finckenſtein aus Paris wieder. | ; SE 


Sunt (1. Pfingften, 8., 15., 22., 29.). 
1. Potsdam, bis 30. 

In der erſten Hälfte des Monats 
(bis 20.) hat der König Gicht 
und Fieber, das er mit Quins 
quina behandelt. 

19. Intermezzo: La finta Tedesca. 

23. Nach Berlin. Beſuch bei dem 
kranken Feldmarſchall Keith. 

28. Generalrevue. 


1. Prinz Heinrich ſpeiſt zum erſten 
Male wieder beim Könige. — 5. Herr 
und Frau von Morrien beim Könige zu 
Tiſch. — 18. Die Königin⸗Mutter und 
Pamen Amalie gehen nach Potsdam, 
bis 23. — 19. Valory geht nach Pots- 
dam. — 23, Puebla fommt an. 


September (7., 14., 21., 28.). 
1. Potsdam, bis 30. 


1. bis 3. Manöver. 
13. Probe der Oper Coriolan von 


30. Berlin. Graun. 
2. Finckenſtein wird Kabinetts⸗ bis 19. 


22. Nach Berlin zur Audienz des ſpa⸗ 
niſchen Geſandten in Schweden, 
Marquis Grimaldi. 

23. Über Charlottenburg zurück. 

25. Sansſouci. 


— 


minifter. — 27. Prinzeſſin Amalie geht 
nach Potsdam, bis 28. 


Juli (6., 13., 20., 27.). 


1. Berlin, bis 6. 
1. Generalrevue. 
4. Manöver bei Tempelhof. 
6. Potsdam, bis 8. 
8. Ruppin, bis 9. 
9. Potsdam, bis 31. 
12. Sansſouei. 
13. Brunnenkur in Sangfouci; fie 
hatte nicht den gewünſchten 
Erfolg. 1. Manöver. 
15. Manöver. 15. Berlin, bis 16. 
30. Nach Berlin; Beſuch des In- 17. Intermezzo: II finto pazzo, 
validenhauſes, bis 31. wiederholt 25. 
er = i 1 er 19. Intermezzo: La scolara fatta 
À n der Afa emie , 
Königs han: „Des moeurs“ vor. FFC 


— 13. Moritz von Sachſen in Pots- p o 
dam, bis 16. — 18. Diefer Tage ift die t s 
Barbarina wieder in Berlin angekommen. 19. Die Königin⸗ Mutter zieht aus Mon⸗ 
— 24. Wulfenſtierna in Potsdam, bis 26. bijou in das Schloß, Prinz Ferdinand 
von Preußen ſchreibt aus Potsdam: 
Anguft (3., 10., 17., 24., 31.). Nous voilà au milieu du carneval, 
1. Potsdam, bis 31. es plaisirs semblent se succéder les 
15. Sans ſouci. uns les autres; trois fois il y a 
d assemblées en ville et trois fois inter- 
16. Nach Berlin; Beſichtigung des mezzi.“ — 29, Der däniſche Gefandte 
Baues des Palais des Prinzen Baron von Roſenkrantz kommt an. 
Heinrich; bis 17. 


19. Feſte in Sansſouci, bis 22. November (2., 9., 16., 23., W.). 
27. Nach Berlin; Abſchiedsaudienz | 1. Potsdam, bis 28, 


5. Graf Wilhelm von Schaumburg⸗ 
vippe eye in Potsdam an, bleibt bis 
18. 8. Chotek reiſt ab. 10. Die 
Marquiſe du Chatelet ftirbt. — 19. Graun 


17. Brunnenkur in Sansſouci, 
geht mit der Kapelle nach Potsdam. 


Oktober (5., 12., 19., 26.). 
1. Pots dam, bis 31. 
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2. Intermezzo: La scolara fatta Moskau, reiſt am 27. ab. — 17. Vor 


maestra, wiederholt 6. 

4. Nach Berlin zur Audienz von 
Roſenkrantz. | 

Mitte des Monats ift der König 
krank an ſeinem „alten Leiden“ 
geweſen. 

19. Nach Berlin zur Abſchieds⸗ 
audienz von Höpken, bis 20. 

W. Berlin, bis 30. 


1. Feldmarſchall Herzog 5 
Wilhelm von Holſtein⸗Beck, ſeit 7. Auguſt 
Gouverneur von Berlin, ſtirbt in Königs⸗ 
berg, Feldmarſchall Keith wird Gouver⸗ 
neur von Berlin. — 20. Fouqué in 
Potsdam. 


Dezember (7., 14., 21., B.). 
1. Berlin, bis 24. 
1. Audienz von Beckers. 
24. Potsdam, bis 26. 
28. Berlin, bis 31. 
27. Bei der Königin zu Tiſch. 


2. Beginn des Karneval; die Opern 
Coriolano von Graun und Wieder⸗ 
holung von Angelica e Medoro. — 
11. Der Miniſter v. Marſchall ſtirbt. — | 
30. Feldmarſchall Schwerin kommt an. 
Der däniſche Miniſter Graf Lynar reift 
nach Petersburg weiter. — Ende des 
Monats kommen Fürſt Leopold von 
Deſſau und Gotter nach Berlin. 


1750. 


| 
| 
Januar (4., 11., 18., 25.). 
1. Berlin, bis 30. 

4. Bei der Königin. 

13. Pots dam, bis 15. | 
16. Zur Cour bei der Königin. 
19. Charlottenburg. 

24. Bei der Königin⸗Mutter und 
der Königin. 

25. 

Markgräfin von Schwedt. 

Belehnung des Fürſten Auers⸗ 

berg mit Münſterberg. 


30. 


8. Lord Hyndford kommt aus 


Feier des Geburtstages bei der 


kurzem hat der Flötenvirtuoſe Wend- 
ling in Potsdam vor dem Könige ge⸗ 
fpielt. — 22. Darget lieft in der Afa- 
demie des Königs: Dissertation sur les 
raisons d'établir ou d'abroger les 
lois vor. 


Februar (1., 8., 15., 22.). 


1. Potsdam, his 28. 
13. Intermezzo: II conte imagi- 
nario; wiederholt am 16., 
23., 26. 
23. Die coliques hémorroidales, 
an denen der König ſchon am 
14. gelitten hatte, ſind vorbei. 


—— 


3. Diefer Tuge find Fürft Leopold 
von Deſſau und Feldmarſchall Schwerin 
abgereiſt. — 6. Prinz Ferdinand geht 
zu feinem Regimente nach Neu⸗Ruppin, 
bis 24. März. — 16. Die Markgräfin 
von Schwedt reiſt ab; Valory in Pots⸗ 
dam, bis 20. — 22. Die Kapelle nach 
Potsdam. — 26. Die Feldmarſchallinnen 


Schmettau und Wallis nach Pots dam. 


März (1., 8., 15., 22,, 29. Oſtern). 


1. Potsdam, bis 30. 

1. Intermezzo: Il matrimonio 
per forza, am 3. wiederholt. 
Berlin, bis 5. 

Beſichtigung der vom Könige 
von Frankreich geſchickten Sta⸗ 
tuen. 

Berlin; Audienz des franzöſi⸗ 
ſchen Geſandten Lord Tyr⸗ 
connel; Beſichtigung des neuen 
Domes; Probe von Fetonte 
von Graun; bis 25, 

28. Der König krank. 


4. 
11. 


2⁴. 


30. Berlin, bis 31. 


31. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter: Aufführung 


21. Ritter de la Touche kommt an. 
— 22. Gotter beim Könige. — 22./ . 
Tyrconnel kommt an. — 31. Die Mark⸗ 
gräfin Philipp von Schwedt ſtirbt in 
Herford. 
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April (5., 12., 19., 26.). 
1. Berlin; Potsdam, bis 30. 
15. Berlin, bis 16. 
22. Berlin zur Abſchiedsaudienz 
von Valory und Antrittsaudienz 
von Tyrconnel; bis B. 


4. Die Aſtrua geht auf vier Monate 
nach Turin. — 5. Gotter reift ab; 
Valory und Tyrconnel in Potsdam, 
bis 7. — 9. La Touche in Potsdam, 
bis 17. — 11. Der engliſche Augenarzt 
Taylor kommt in Potsdam an, am 1 
beim Könige, geht 14. nach Berlin, bis 
20. — 14. Der ſchwediſche Oberſt Scheffer 
in Potsdam. — 25. La Touche iſt 
wieder abgereift. — 27. Valory in Pots⸗ 
dam, bis 30. — Gegen Ende des Mo⸗ 
nats (vor dem 25.) kommt Darnaud an. 


Mai (3., 10., 17. Pfingſten, 24., 31.). 


1. Potsdam, bis 17. 

2. Berlin; abends in Sans ſouci. 

7. Sansſouci. 

15. Generalrevue. 

17. Berlin, bis 23, 
18. Generalrevue. 
20. Manöver bei Tempelhof, eben⸗ 
ſo am 22. 
B. Pots dam, bis 31. 
25. Miniſterrevue. 
31. Berlin. 

1. Herzog Friedrich Eugen von 
Württemberg geht zu dem ihm verliehe⸗ 
nen Dragonerregiment nach Treptow a. R. 
— 9. Knobelsdorff in Potsdam, bis 11. 
— 16. Fürſt Leopold von Deſſau in 
Potsdam. — 18. Valory reift ab. — 
21. Dieſer Tage iſt Graf Turpin an⸗ 
gekommen, bleibt bis 17. Juli. — 27. 
Argens geht auf unbegrenzten Urlaub. 
— 28. Dieſer Tage iſt Feldmarſchall 
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3. 
4. 


Köslin. 

Wuſtrau, bis 5. 

5. Riefenburg, Wehlau. 

8. Petersdorf, bis 10. 

10. Königsberg, bis 16. 

16. Danzig. 

19. Stargard, bis 20. 

Freienwalde. Berlin. 

Potsdam, bis 30. 

30. Beginn der Brunnenkur in 
Sansſouci. 


15. Lady Tyrconnel kommt an. — 
25. Tyrconnel in Potsdam, bis 27. — 
Der Sänger Careſtini kommt an und 
tritt in den Dienſt des Königs für 
Salimbeni, der im März an der Schwind⸗ 
ſucht erkrankt war und ſeine Stimme 
verlor; Careſtini ſingt am 5. Juli vor 
der Königin in Schönhauſen. — 29, 
Knobelsdorff geht nach Potsdam. 


Juli (5., 12., 19., 26.). 


1. Sansſouci, bis 14. 


1. Beginn der Brunnenkur. 

8. Intermezzo: Il conte imagi- 
ginario, 14. wiederholt. 

15. Potsdam, bis 31. 

16. Berlin zur Audienz des engli⸗ 
ſchen Geſandten Williams, bis 
17. 

18. Intermezzo: Monsieur 
Pourcougnac von Haſſe. 

27. Berlin zur Audienz des tarta- 
riſchen Geſandten und zur 
Probe des Karuſſell, bis 28, 


de 


6. Der franzöſiſche Brigadier Glaus 
bitz kommt aus Stockholm, bleibt bis 
Februar 1757. Graf Turpin in Pots- 


Schwerin, der mit ſeinem Regimente dam, bis 12. — 7. Williams kommt an. 
zur Revue gekommen war, wieder ab- Die Erbprinzeffin Karoline von Darm⸗ 
gereiſt. — 29. Die Königin⸗Mutter zieht ſtadt in Sansſouci; geht dann nach 
nach Monbijou. — Ende des Monats Berlin, bis 11. — 10. Voltaire kommt 
kommt die Sängerin Riccinelli an olan und geht gleich weiter nach Pots- 
ſingt am 1. Juli vor der Königin⸗Mutter. dam. — 11. Der Geigenſpieler Felice 
in Potsdam. — 25. Die Aſtrua kommt 
Juni (7., 14., 21., 28.). zurück; der tartariſche Geſandte iſt eben 
1. Berlin. bi angekommen. — 28. Graf Bark bringt 
„Berlin, bis 2. die Nachricht von der Geburt des Prinzen 
2. Stargard. Adolf Friedrich von Schweden. 
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Auguſt (2., 9., 16., 23., 30.). 
1. Potsdam, bis 11. 
4. Manöver. 
9. Konzert und Intermezzo. 
10. Ball in Sansſouci. 
11. Berlin, bis 14. 
14. Charlottenburg, bis 22. 
15. Intermezzo: Don Tabarano. 
16. Konzert. 


Tageskalender Friedrichs des Großen 


Mauvais Riche von Arnaud. 27. 


125 


von ihm bewohnte Haus ab⸗ 
brennt. 
Breslau, bis 11. 
Ohlau; Brieg, bis 12. 
Neiße, bis 15. 
Schweidnitz, bis 18. 
Berlin; zur Markgräfin von Bay⸗ 
reuth und zur Königin⸗Mutter. 
22. Potsdam, bis 27. 
Berlin, bis 29. 


10. 
11. 
12. 
16. 
21. 


19. Intermezzo: il Conte imagi- |29. Potsdam, bis 30, 


17. 
nario. 
20. Konzert. Potsdam, bis 21. 
21. Intermezzo. 
2. Berlin, bis 31. 
22. Aufführung von 


wiederholt am 24. 
24. Manöver bei Britz. 
25. 
am 27. wiederholt. 
Aufführung von Iphigenie von 
Graun; wiederholt am 28., da⸗ 
nach beim Prinzen von Preußen 
und am 30. 
Bei der Königin⸗Mutter in 


Monbijou. 


36. 


September (6., 13., 20., 27.). 
1. Berlin; Küftrin, bis 3. 
4. Grünberg; Glogau, bis 6. 
6. Hunds feld, bis 10. 
7. Generalrevue. 


8. Der König verlegt ſein Quar⸗ 
da das 


tier nach Görlitz, 


1. Cothenius wird zum königlichen 
Leibarzt mit dem Wohnſitz Potsdam er⸗ 
nannt. — 5. Die Markgräfin von SC 
reuth geht nach Sansſouci, kehrt am 8. 


Fetonte; wegen Erkrankung nach Berlin zurück. 


— 6. Der Markgraf von Bayreuth reiſt 
aus Potsdam weiter. Einweihung des 
neuen Domes in Berlin. — 7. Prine 


Karuſſell auf dem Schloßplatze; zeſſin Sophie von Bernburg, die Schweſter 


von Markgraf Karl, ſtirbt. — 19. Die 
Markgräfin von Schwedt reiſt ab. — 
20. Profeſſor König kommt aus dem 
Haag und beſucht Maupertuis; er bleibt 
bis Ende November. — 25. Voltaire 
wird Kammerherr. — 27. Aufführung 
von Voltaires Rome sauvee im Schloſſe 
bei der Prinzeſſin Amalie. 


Oktober (4., 11., 18., B.). 


Potsdam, bis 31. 
1. bis 3. Manöver. 

4. Berlin zur Markgräfin, bis 6. 
17. Berlin zur Markgräfin, bis 18. 
22. Audienz des däniſchen Konfe⸗ 
renzrates Grafen Samſon. 
Berlin, bis 29. 
Abſchiedsaudienz des däniſchen 
Geſandten Rofenfrant und An- 
trittsaudienz des Kammerherrn 
von Thiemen. 

Probe von Mitridate 
Graun. 


1. 


27. 
28, 


KI von 


14. Die Markgräfin in Potsdam. — 
15. Ferdinand von Braunſchweig geht 
über Berlin nach Braunſchweig. — 17. 


Thiemen kommt an. — Mitte des Mo- 


nats erhält Voltaire den Orden Pour 
le mérite. — 29. Die Kapelle nach 
Potsdam, bis 1. November. 
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November (1., 8., 15., 22., 29.). 
1. Potsdam, bis 30. 
10. 
14. Intermezzo: Monsieur de 
Pourcougnac. 
Intermezzo: Philosopho con- 
vinto d'amore. 


23. Berlin zur Markgräfin, bis 24, 


17. 


10. Aufführung von Voltaires 
Rome sauvée im Schloſſe zu Berlin 


vor den Kammern der Prinzeſſin Amalie. 


— 14. Annaud wird entlaſſen und reiſt 
22. nach Dresden. Die Kapelle geht 
nach Potsdam, bis 1. Dezember. — 23. 
Der Augenarzt, Hofrat und Profeſſor 
Hillmer in Berlin, 27. bis 29. in Pots⸗ 
dam, dann in Berlin. — 26. Roſenkrantz 
reiſt ab. Die Markgräfin in Potsdam. 
— 30. Moritz von Sachſen ſtirbt. — 
Ende des Monats kommt Fouqué und 
bleibt bis Anfang Februar. 


Dezember (6., 13., 20., 27.). 


1. Potsdam, bis 16. 
16. Berlin, bis 31. 
17. Zur Probe von Fetonte. 


2. Der ruſſiſche Geſandte Groß 
reiſt plötzlich ab. — 7. Hofmarſchall 
Graf Wülknitz empfängt für den Fürſten 
Joſeph Friedrich von Hohenzollern, 
vom Könige die Belehnung mit der 
Erbkämmererwürde. — In der erſten 
Hälfte des Monats iſt Tyrconnel längere 
get in Potsdam. — 15. Beginn des 

arneval: die Opern: Fetonte und Mitri- 
date von Graun. — 16. Voltaire geht 
nach Berlin. — 31. Fürſt Leopold von 
Deſſau kommt, bleibt bis Anfang Februar. 


1751. 
Januar (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Berlin, bis 30. 


5. Der König leidet ſeit ein paar 


Tagen an Rheumatismus. 

16. Potsdam, bis 18. 

24. Feier des Geburtstages des 
Königs bei der Königin-Mutter 
und der Königin. i 
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29. Feier des Geburtstages des 
Prinzen von Preußen. 


Berlin zur Markgräfin, bis 11. 30. Potsdam, bis 31. 


3. Die Kaiſerin⸗Witwe Elifabeth 
Chriſtine ſtirbt. — 4. Voltaires Prozeß 
mit dem Schutzjuden Hirſch beginnt. — 
5./6. Die verwitwete Herzogin von Eiſe⸗ 
nach, Anna Sophie Charlotte, die 
Schweſter des Markgrafen Karl, ſtirbt 
in Sangershauſen. — 8. Ferdinand von 
Braunſchweig kommt zurück. — 9. Auf⸗ 
führung von Voltaires Rome sauvee 
bei der Prinzeſſin Amalie. 


Februar (7., 14., 21., 28.). 
1. Potsdam, bis 28. 


4. Der Gefandte Podewils kommt 
aus Wien, geht nach Potsdam. — 9. 
Abbé Baftiani geht nach Potsdam. Der 
| Baumeifter Bibbiena aus Dresden fommt 
in Berlin an. — 10. Der Minifter 
Münchow nach Potsdam. — 18. Das 
Urteil in Voltaires Prozeß wird gefällt. 


März (7., 14., 21., 28.). 


1. Potsdam, bis. 25. 
4. Berlin; Abſchiedsaudienz von 


Williams. 

5. Beſuch beim kranken Graf 
Rothenburg; nach Potsdam 
zurück. 


9. Sansſouci; der König hat 
Fieber, ebenſo 25.; 28, ,ébulli- 
tion de sang“. 

26. Berlin, bis 31. 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter; Aufführung 
von Grauns Armide. 

31. Konfidenztafel. 


8. Williams reiſt ab. — 10. Vol⸗ 
taire geht nach Potsdam und bezieht 
das Marquiſat. — 18. Hochzeit des 
Legationsrats von Voß mit Fräulein 
von 5 — 24. Die in einem 
Pavillon des Potsdamer Stadtſchloſſes 
befindliche Kapelle wird abgeriſſen, da⸗ 
für eine Reihe prächtiger ne ein: 
geridtet. 
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April (4, 11. Oſtern, 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 30. 
1. Berlin zum kranken Grafen 
Rothenburg. 
12. Intermezzo, ebenſo 19. 
19. Berlin zu Graf Rothenburg, 
bis 15. 


16. Die Nachricht vom Tode des 
Königs von Schweden Can 5.) kommt 
nach Berlin. — 21. Der Sänger Romani 
geht auf einige Zeit nach Italien. — 
30. Der Großkanzler Cocceii in Potsdam. 


Mai (2, 9., 16., 23., 30.). 


1. Potsdam, bis 20. 

1. Berlin; zur Revue der Gens⸗ 
darmes und Zietenhuſaren bei 
Tempelhof. 

Beſuch bei dem an den Pocken 
erkrankten Prinzen Friedrich 
Wilhelm (II.); nach Potsdam 
zurück. 

Miniſterrevue. 

Revue; nachher Tafel in dem 
neuerbauten Marmorſaale des 
Stadtſchloſſes. 

20. Abends über Charlottenburg nach 

Berlin, bis 27. 

22. Generalrevue. 

24. Manöver, ebenſo 26. 

27. Potsdam, bis 31. 
31. Abreiſe nach Magdeburg. 


2. 


15. 
19. 


1. Die Markgräfin von Schwedt 
kommt und bleibt bis 30. — 4. Freders⸗ 
dorf ift ſoeben nach Paris abgereift. — 
13. Die Markgräfin Heinrich von Schwedt 
wird nach Kolberg gebracht. — 15. Graf 
Rothenburg geht nach Potsdam. — 22. 
Cothenius reiſt nach Bayreuth zur kranken 
Markgräfin. — 23 Der holländiſche 
Oberſt v. Totleben in Potsdam. — 31. 
Feldmarſchall Schwerin, der zur Revue 
gekommen war, geht nach Frankfurt a. O. 
zurück. 


Juni (6., 13., 20., 27.). 
1. Lager bei Pitzpuhl, bis 6. 


Tageskalender Friedrichs des Großen 
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von Deſſau, Kloſter Neudorf; Salz⸗ 
dahlum, bis 9. 

8. Nach Braunſchweig. 
Hagenburg, beim Grafen Wilhelm 
von Lippe, Minden, bis 10. 
Bielefeld, bis 12. 

Bielefeld, Herford; Lingen, bis 13. 
Emden, bis 16. 

14. Fahrt auf dem Dollart. 

15. Aurich. i 

Emden, Wefel, bis 21. 
Lippſtadt, Bielefeld, 
bis 22. 

Hornburg, Minden, Bückeburg. 
Potsdam, bis 30. 


Halberſtadt, 


18. Der Geſandte Chambrier kommt 
aus Paris nach Weſel, wird vom König 
während ſeiner Krankheit beſucht und ſtirbt 
26. — 19. Die drei Brüder des Königs 
gehen nach Cleve; Prinz Auguſt Wilhelm 
und ein paar Tage pus Prinz di⸗ 
nand gehen nach lzdahlum, Prinz 
Heinrich reift ins Reich. — 25. Graun 
mit der Kapelle geht nach Potsdam. — 
28. Cothenius kommt aus Bayreuth 
zurück. 


Juli (4., 11., 18., 25.). 


1. Potsdam, bis 31. | 
2. Nach Berlin zu Graf Rothen- 
burg und Feldmarſchall Keith, 


bis 3. 
11. Beginn der Brunnenkur in 
Sansſouci. 
15. Der König geht wieder nach 
Sansſouci. | 
16. Intermezzo: Philosopho” con- 


vinto d’amore von Agricola 

mit der neuen Schauſpielerin 

Manſi. 

Intermezzo: Il bevitore mit 

der Sängerin Bona. 

Ende der Brunnenkur; der 

König zieht in das Stadtſchloß. 
26. Ende der Intermezzi. 

31. Berlin. 


21. 
24. 


9. Graf Rothenburg erkrankt ſchwer; 
der König ſchickt ihm Cothenius und 


6. Magdeburg, zu Mittag beim Fürſten Lamettrie. — 24. Graf Rothenburg geht 
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nach Potsdam. — 27. Der ſächſiſche La serva scaltra fünfmal. — Die Auf⸗ 


Generalleutnant Graf Cofel fommt in 
Berlin an, geht 29. nad Potsdam und 
bleibt da bis 1. Oftober. Prinz Friedrid 
Erdmann von Cöthen geht nach Potsdam. 
29. Lord Hamilton in Potsdam. — Ende 
des Monats erhält die Sängerin Bona 
ihren Abſchied. 


Auguſt (1., 8., 15., 22., .). 


1. Potsdam, bis 22. 
4. Nach Berlin. 

10. Nach Berlin zur Prinzeſſin von 
Preußen; Audienz des franzö⸗ 
ſiſchen Marſchalls Graf Löwen⸗ 
dahl; bis 11. 

12. Zur Taufe bei Major von 
Saldern. 

14. „Esclopé à la moitié, tout 
pres de la goutte sans étre 
goutteux“, ſchreibt der König. 

19. Manöver, bis 21. 

22. Berlin, bis 25. 
23. Taufe der Prinzeſſin Wil⸗ 
helmine. 
25. Cüſtrin, bis 27. 
28. Glogau, bis 29. 
29. Breslau, bis 31. | 

Beſichtigung des neuerbauten 

Schloſſes. 
31. Ohlau, Marſchwitz. 


1. Winterfeld kommt aus Karlsbad 
Inc geht den 2. nach Potsdam. Lord 
arſchall geht nach Potsdam. — 6. 
Knobelsdorff kommt aus Potsdam au. 
rück. — 7. Prinzeſſin Wilhelmine ge⸗ 
boren. Prinz Heinrich in Bayreuth. — 
8. Löwendahl kommt an, geht 15. nach 
Potsdam, reiſt 24. ab. — 11. Feldmar⸗ 
fhal Graf Schmettau ftirbt. — 14. Kno: | 
belsdorff geht nach Potsdam. — 21. 
Prinz Heinrich kommt von ſeiner Reiſe 
zurück. — 26. d Argens kommt zurück, 
geht 27. nach Potsdam. — 28. Lord 
Marſchal geht als Geſandter nach Paris; 
erhält Ende des Monats den Schwarzen 
Adlerorden. — Vom November 1750 
bis Auguſt 1751 ſind folgende Inter⸗ 
mezzi aufgeführt worden: Philosopho 
convinto d'amore zehnmal, Preciosa 
ridicula zweimal, La riecaratrice dive- 
nuta donna ſechsmal, I birbi fünfmal, 


führungszeit des Intermezzo: Die liſtige 
Witwe, läßt ſich nicht feſtſtellen. 


September (5., 12., 19., 26.). 
1. Lager von Marſchwitz, bis 8. 

2. Generalrevue; der König über- 
reicht Fouqué den Schwarzen 
Adlerorden. 

8. Neiße, bis 12. 
12. Schweidnitz. 

15. Berlin, bis 16. 
16. Pots dam, bis 30. 

26. Der König erkrankt an coliques 
hémorroidales. 


13. Prinz Heinrich der Jüngere 


zieht auf das Schloß; der jüngere 


Beguelin wird fein Hofmeiſter. — 23. 
Die polniſche Gräfin Poninska in Pots- 
dam, bis 27., dann in Berlin bis An⸗ 
fang Oktober. — 25. Erbprinz Karl 
Georg Lebrecht von Bernburg, in Pots- 
dam angekommen, tritt in preußiſche 
Dienſte. — 28. Der franzöſiſche Ge- 
ſandte in Genua, Guimont, kommt an. 
— 30. Der Aſtronom La Lande aus 
Paris kommt an. Major v. Borcke, der 
am 24. September zum Gouverneur des 
Prinzen Friedrich Wilhelm (II.) ernannt 
iſt, kommt aus Potsdam nach Berlin. 


Oktober (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Potsdam, bis 31. 
8. Nach Berlin; Audienz des fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten Guimont, 
bis 9. 
16. Intermezzo: Il Giocatore mit 
der neuen Schaufpielerin. 
20. Zur Taufe beim Oberft Keith. 
25. Probe von Britannicus. 
26. Abſchiedsaudienz von Chaſot. 
27. Intermezzo: la riccaratrice 
divenuta donna von Agricola. 


10. Guimont reift über Potsdam 
zurück. — 16. Prinz Franz von Braun: 
ſchweig in Potsdam; Fürſt von Coos- 
waren Von kommt nach Potsdam, tritt 
als Oberkammerherr in preu ßiſche Dienfte. 
— 18. Die Königin⸗Mutter zieht aus 
Monbijou in das Schloß; der Erbprinz 


von Köthen in Potsdam. — 25. Die 
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Kammermuſiker gehen nach Potsdam bis 
4. Mai. Chaſot geht nach Potsdam. — 
31. Fredersdorf kommt zurück. 


November (7., 14., 21., 28.) . | 
1. Potsdam, bis 30. | 


4. Nad Berlin, bis 5. 

7. Intermezzo: La riccaratrice 
divenuta donna, wiederholt 
am 11. 

17. Schluß der Intermezzi. 

22. Nach Berlin; Audienz des 
niederländiſchen Geſandten Graf 
Gronsfeld. 


1. Generalleutnant v. Bredow kommt 
aus Halberſtadt nach Potsdam und bleibt 
den Winter über. — 4. Chaſot geht auf 
Urlaub nach Paris. — 7. Labeaumelle 
kommt an und bleibt bis Mai 1752. — 
11. Lamettrie ſtirbt. — 17. Gronsfeld 
kommt an und bleibt bis Mai 1752. — 
18. Der ſpaniſche Oberſt Marquis Ulloa 
in Potsdam. 

| 


Dezember (5., 12., 19., 26.). 


1, Potsdam, bis 5, 

5. Berlin, big 31. 
20. Bei Graf Rothenburg. 
25. Potsdam, bis 27. 
30. Bei der Königin. 


4. Der Herzog, die Herzogin und 
die Prinzeſſin Karoline von Braun⸗ 
ſchweig kommen in Potsdam an, gehen 
den 6. nach Berlin. — 5. Beginn des 
Karneval: die Opern Armida und Bri⸗ 
tannicus von Graun. — 12. Fouqué 
kommt aus Glatz und bleibt bis Ende 
Januar. — 16. Fürſt Leopold von 
Deſſau ſtirbt. — 24. Der Herzog von 
Braunſchweig reiſt nach Hauſe bis 8. Ja⸗ 
nuar. — 29, Graf Rothenburg ſtirbt. — 
30. Feldmarſchall Schwerin kommt an 
und bleibt bis Ende Januar. Dieſer 
Tage kommt der franzöſiſche Maréchal 
de camp, Herzog Friedrich von Württem⸗ 
berg. und fein Bruder Friedrich Eugen 
in Berlin an. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. I. 


Tageskalender Friedrichs des Großen 


26. Die 
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1752. 


Januar (2., 9., 16., B., 30.). 
1. Berlin, bis 28. 

16. Mit dem Herzog von Braun⸗ 
ſchweig, der im Grunewald ge⸗ 
jagt hat, zu Tiſch nach Char⸗ 
lottenburg. 

26. Potsdam, bis 31. 


24. Darget lieſt in der Akademie 

des ah Eloge de la Mettrie vor. — 

raunſchweiger reifen ab; der 

Erbprinz von Köthen geht mit nach 

Potsdam bis 29. und tritt im Februar 
in preußiſche Dienſte. 


Februar (6., 13., 20., 27.). 
1. Potsdam, bis 2. 
25. Nach Berlin, bis 26. 


1. Der däniſche Miniſter Graf 
Lynar kommt aus Petersburg. — 17. 
Chaſot erhält feinen Abſchied. — 26. 
Herzog Ludwig von Württemberg in 
Pots dam, bis 2. März. Prinz Franz von 
Braunſchweig kommt aus Braunſchweig 
nach Potsdam zurück, geht 7. März zu 
ſeinem Regiment. Der ansbachiſche Ge⸗ 
heimrat von Hutten in Pots dam bis 29; 
dann in Berlin bis 8. Mai. 


März (5., 12., 19., 26.). 
1. Potsdam, bis 31. 
2. Rad Berlin, bis 3. 
24. Nad Berlin, bis 28, 
25. Zur Probe von Orpheo von 


Graun. 
27. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter. Aufführung 


von Grauns Orpheo. 


12. Lord Tyrconel ſtirbt. — 14. 
Darget geht nach Frankreich zurück. — 
„Lady Tyrconel reift ab. — 28. Ron- 
firmation der Prinzeſſin Dorothea in 
Schwedt. 


April (2. Oſtern, 9., 16., 23., W.). 


1. Potsdam, bis 31. 
7. Intermezzo: I birbi, mit der 
9 


130 


Hans Droyfen 


[130 


neuen Tänzerin Sempelina, 19. Potsdam, bis 24. 


wiederholt 12, 20. | 
Der König erholt fih allmählich 
von einem vierzehntägigen 
Gichtanfall. 

Berlin, bis 26.3 der König 
kommt mit einem neuen Anfall 
von Podagra zurück. 


25. 


6. Careſtini geht nach Italien. — 
20. Die Tänzerin Reggiana tritt in den 
Dienſt des Königs. — 27. Fouqué in 
Potsdam, bis 29. Mai. 


Mai (7., 14., 21. Pfingſten, 28.). 
1. Potsdam, bis 24. 
Gichtanfall, der am 6. beginnt 
vorüberzugehen. 
Letztes Intermezzo: I birbi. 
Der König reitet. zum erſten 
Male wieder aus. 
Generalrevue. 
24. Berlin, bis 29. 
25. Generalrevue. 
26., 27. Manöver bei Tempelhof. 
28. Kammerkonzert. 
29. Manöver bei Tempelhof. 


Anfang des Monats kommt Fürſt 
Borgheſe nach Berlin. — 5. Graf La⸗ 
ranguais, Derog von Brancas und 
Graf Labruyère kommen aus Potsdam 


nad Berlin, bleiben bis Mitte Juni. — 


18. Der Fürſt von Köthen in Potsdam. 
— 27. Dieſer Tage reiſt Fredersdorf 
nach Aachen und Spaa. 


Juni (4., 11., 18., 25.). 


1. Potsdam; nachmittags Abreiſe nach 
Magdeburg. 

2. Lager bei Pitzpuhl (Körbelitz), 
bis 6. 
3. Revue. 

7. Abends Potsdam, bis 11. 


Mittags Berlin, bis 12. 

Früh nach Stettin, bis 16. 

13. Revue. 

Königsberg i. N., bis 18. 
Freienwalde; Berlin, Kammer- 
konzert mit dem Sänger Donini. 


18. 


24. Charlottenburg, bis 28. 

24. Empfang der Braut des Prinzen 
Heinrich, Prinzeſſin Wilhelmine 
von Kaſſel. 

25. Vermählung des Prinzen 
Heinrich. 

26. Artilleriemanöver bei Reiniden- 
dorf; Charlottenburg Auffüh⸗ 
rung des Guidizio di Paride 
von Graun. 

27. Intermezzo I birbi. 

28. Potsdam, bis 30. 


1. Die Akademie hält ihre erſte 
Sitzung in den prächtig für ſie her⸗ 
gerichteten Räumen im königlichen Stalle 
auf der Dorotheenſtadt. — 2. Der 
Herzog und der Erbprinz von Braun⸗ 
ſchweig, Fürſt ns von Anhalt im 
Lager bei Pitzpuhl. — 3. Gräfin Finden- 
ſtein, die Oberhofmeiſterin der Königin⸗ 
Mutter, ſtirbt. — 4. Die verwitwete 
Herzogin von Württemberg aus Köpenick 
in Potsdam, bis 6. — 10. Fed- 
marſchall Lehwald kommt von der 
Stettiner Revue nach 10 Jahren zum 
erſten Male wieder nach Berlin, bleibt 
bis 1. Juli. — 13. Die ansbachiſchen 
Offiziere, darunter der Sohn des Mark⸗ 
grafen, von Falkenhauſen, in Berlin, 
bis 29; der Sänger Donini kommt in 
Potsdam an. — 19. Ferdinand und 
ranz von Braunſchweig gehen zur 
ermählung ihrer Schweſter Juliane 
(24. Juli). — 21. Fräulein von Mont: 
bail ſtirbt. — 22. Die Markgräfin von 
Schwedt kommt an, ebenſo der Erbprinz 
Friedrich von Kaſſel, der bis 10. Auguſt 
bleibt. — 26. Prinz Heinrich bezieht das 
Schwerinſche Palais Wilhelmſtraße 73 
(das jetzige Hausminiſterium). 


CSC? 


Juli (2., 9., 16., 23., 30.). 


1. Potsdam, bis 31. 
11. Nach Sansſouci; Brunnenkur 
bis 22. 

12. Überreichung des Seraphinen⸗ 
| ordens durch den ſchwediſchen 
| Generalmajor v. Lieven. 

15. 3n Potsdam, bis 17. 
24. Übungen an dem vom Oberſt 

Balbi erbauten Polygon, bis 31. 
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28. Audienz des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten Chevalier de la Touche. 


—ʒ — 


1. Lieven kommt an, dek mit Wulfen- 
ftierna nach Potsdam. — 11. Der Prinz 
Borgheſe reiſt ab. — 14. Der Hof⸗ 
poet Villati ſtirbt. — 17. Die Braun- 
ſchweiger Prinzen kommen zurück. — 
21. Grauns Tochter ſingt vor der 
Königin⸗Mutter. La Touche 
kommt an, geht 28. nach Pots dam, bis 29. 
25. Die Markgräfin von Schwedt 
reiſt ab. 


Auguft (G., 13, 20., 27.). 


1. Potsdam, bis 28. 
1. Berlin, bis 2. 

7. Die Königin⸗Mutter, die Prin⸗ 
zeſſin Heinrich und Amalie 
kommen nach Sansſouci. 

Der König nach Sansſouci. 
Intermezzo: II philosopho. 
Ball in Sansſouci. 

und 16. Manöver bei Eiche. 


neuen Tänzerin Oliviera. 
Über Spandau nach Berlin, 
bis 2. 
Intermezzo: II philosopho, 
mit der Oliviera. 
Intermezzo: II giocatore; 
Schluß der Intermezzi. 
29. Berlin, bis 31. 

30. Artilleriemanöver 

Wedding. 


auf dem 


Anfang des Monats: Graf Gilet 
in Berlin. — 10. Die Königin⸗Mutter 
mit den Prinzeſſinnen wieder in Berlin. 
18. La Touche in Potsdam. Dieſer 
Tage ſind die neuen Tänzerinnen 
Santiniana und Oliviera angekommen. 
Mitte des Monats kommt de 
Prades an und tritt in den Dienſt des 
Königs. 


September (3., 10., 17., 24.). 


1. Berlin; Cüſtrin, bis 2. 
2. Frankfurt a. O.; Grünberg, bis 3. 
3. Glogau, bis 4. 
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5. Schalkau, bis 7. 

5. Revue. 

Breslau, bis 9. 

Cofel, bis 10. 

Brieg, bis 11. 

Neiße, bis 15. 

Glatz, bis 16. 

Schweidnitz, bis 18. 

17. Unterredung mit den Alteſten 
der Kaufmannſchaft. 

Liegnitz, Glogau, Frankfurt a. O. 

Berlin, bis 20. 

Potsdam, bis 30. 


4. Die Königin⸗ Mutter und die 
Prinzeſſinnen gehen nach Oranienburg 
und Rheinsberg, bis 8. — Anfang des 
Monats kommt Fredersdorf aus Aachen 
zurück. — 14. La Lande reiſt ab. — 18. 
Der ſchwediſche Reichsrat Scheffer kommt 
an, geht 24. bis 25. nach Potsdam, reiſt 
29. wieder ab. 27. Der Sänger 
„Ricciarelli fingt vor dem Könige. — 
29. Prinz Friedrich von Württemberg 


kommt nach Potsdam. 


Intermezzo: 1 birbi mit der 


Oktober (1., 8., 15., 22., .). 


1. Potsdam, bis 31. 
4. Berlin, bis 6. 

Bei dem Brande der neuen 
Münze in der Nacht 4./5. 
leitet der König ſelbſt die 
Löſcharbeiten. 

Generalrevue. 

und 25. Probe von Haſſes 

Didone abandonnata. 

Brunnenkur bis Anfang No⸗ 

vember. 


5. 


11. Die Königin⸗Mutter zieht aus 
Monbijou in das Schloß. — 10. General 
Stille ſtirbt. Vor einigen Tagen iſt 
der Hofpoet Tagliazuechi angekommen. — 
14. Der am 9. in den Dienſt des Königs 
getretene Sänger Ricciarelli geht mit 
Urlaub nach Prag. — 22, Ferdinand 
von Braunſchweig geht auf das ihm 
verliehene Gouvernement Prig. — 27. 
Careſtini kommt zurück. — 29, Graf 
Pembroke kommt in Berlin an. 


9 * 
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November (5., 12., 19, 26.). | 


| 
1. Potsdam, bis 30. 
2. Berlin, bei dem kranken Mau- 
pertuis, bis 3. 
6. Probe von Didone. 
7. Intermezzo. 

27. Berlin, bis 28. 

7. Die Kammermuſik in Potsdam, 
bis 6. Dezember. — 29. Die Präſidenten 
von Aſchersleben, Gröben, Rothenburg, 
Plathen, Maſſow nach Potsdam. — 30. 
Der Miniſter Münchow nach Potsdam. 
Fouqué kommt an, geht 1. Dezember 
nach Potsdam und bleibt bis 30. Januar. 


Dezember (3., 10., 17., 24., 31.). 


1. Potsdam, bis 8. 

2. Berlin, bis 3. 
8. Berlin, bis 31. 

8. Zur Probe von Didone. 

25. Nach der Oper nach Potsdam, 

bis 29. 

8. Beginn des Karneval: die Opern 
Orpheo und Didone. — 24. Verbrennug 
der Diatribe du Docteur Akakia auf 
dem Gensdarmenmarkt. — 26. Prinz 
Ludwig von Württemberg reiſt nach 
Stuttgart. — 30. Fürſt Auguft Wil- 
helm von Köthen kommt an, bleibt bis 
1. Februar. 


1753. 
Januar (7., 14., 21., 28.). 


1. Pots dam, bis 9. 
9. Berlin, bis 30. 
17. Nach Spandau. 
29. Feier des Geburtstages der 
Prinzeſſin von Preußen. 
30. Potsdam, bis 31. 


1. Voltaire ſchickt den Orden Pour 
le mérite und den Kammerherrnſchlüſſel 


zurück. — 13. Baſtiani beim Könige, 
bis 8. April. — 24. de Prades lieſt in 


der Akademie des Königs Eloge de 
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Februar (4., 11., 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 28. 


1. Der Fürſt von Köthen reift ab, 
wird am 3. Generalleutnant. — 2. Al: 
garotti reift nach Italien. 


März (4, 11., 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 25. 
1. Berlin, bis 2, 
3. Probe zur Oper Sylla. 
12. Der König hat einen leichten 
Gichtanfall. 
25. Berlin bis 28. | 
27. Feier des Geburtstages der 
Königin- Mutter; Aufführung 
der Oper Sylla von Graun. 
28. Über Spandau nad Potsdam, 
bis 31. 


2. Die Kapelle mit Graun nad) 
Potsdam, bis 17. April. — Anfang des 
Monats wird das Theater im Schloſſe 
in Potsdam geändert. — 18. Zwei 
Fürſten Corſini kommen an, gehen nach 
Potsdam zurück. — 25. Voltaire reiſt 
aus Potsdam ab. — 22. Haſſe und der 
Sänger Monticelli aus Dresden kommen 
in Berlin an, gehen 30. nach Potsdam, 
bleiben bis Ende April in Berlin. 


April (1., 8., 15., 22, Oſtern, 29.). 

1. Potsdam, bis 16. 

4. Bu Tijd nah Sansfouci. 

14., 15. Feſte zu Ehren der Mart- 
gräfin von Ansbach in Pots- 
dam und Sansſouci. 

Früh Berlin, bis 26. 

23. Zum Feſt in Charlottenburg. 

24. Bei der Markgräfin von Ans- 
bach. Aufführung der Oper. 
Didone. 

Abends Potsdam, bis 30. 

28. In Sansſouci. 

über Döberitz nach Berlin. 


1. Haſſe beim Könige. — Anfang 


+ 


Stille vor. — 26, Brand des Schloſſes des Monats wird der junge Francheville 
in Bayreuth. — 30. Die Kammermuſik an Stelle von Pierre de Vigne Kopiſt 
nach Potsdam, bis 24. Februar. — 31. des Königs. — 7. Haſſe und Monti⸗ 
Voltaire in Potsdam, bis 3. Februar. celli in einem Konzert beim Könige. 
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Der Fürſt Corfint in Potsdam. — 13. Froulay kommt an, bleibt bis 10. OF 
Die Markgräfin von Ansbach kommt in tober. — 16. Heuſchrecken in Pankow 
Potsdam an, geht 16. nach Berlin, reift | und Roſenthal. Die Leibeskadron Garde 
28. nach Braunſchweig. — 14. Mau⸗ du corps kommt aus Charlottenburg nach 
pertuis in Potsdam, bis 18. — 16. | Potsdam als ihrer ſtändigen Garnijon. — 
Cothenius wird nach Bayreuth zur 26. Darget erhält feinen Abſchied. 
kranken Markgräfin geſchickt. — 29. 


Maupertuis reiſt nach Frankreich. Juli (1., 8., 15., 22, 29.). 
Mai (6., 13., 20., 27.). 1. Sansſouci, Potsdam, bis 10. 
; : 10. Spandau; Döberitz, bis 11. 
. Berlin, Frankfurt a. O., Croffen, j ' | 
i ae ee nen n SE nachmittags Berlin, 
, bis A 
4 5 12. Potsdam, bis 31. 
6. Breslau, bis 8. 21. Nach Döberitz. 


12. Schweidnitz. 28. Artilleriemanöver bei Reinicken⸗ 
14. Berlin, bis 15. dorf, über Spandau, Döberitz 
16. Potsdam, bis 30. nach Potsdam. 

ER Manöver. 29. Probe des Paftorale: Tri- 


24., 25. Miniſterrevue. ompho della fedelta. 
30. Berlin, bis 31. 30. Aufführung des Paſtorale. 


8. Nachmittags in Neiße, bis 12. 27. Berlin; Audienz von Froulay. 


A ; ` 2. Franz von Braunſchweig kommt 

jan EE N 0 reift zurück, geht 5. zu ſeinem Regiment. — 
6 en 21. Die Königin⸗Mutter ieht 7. Voltaire reiſt aus Frankfurt ab. — 
ne `; 30 8 ire 1 5 13. Fouqué kommt nach Berlin. — 21. 
15 Ger M am. A Graf Heſſenſtein kommt an, 3. Auguſt 
M. an. | in on 5 a te mit 

Graun nach Potsdam, bis 14. Aug. Cridi 

Sunt (3., 10. Pfingſten, 17., 24.). kommt ae 1 Potsdam; die 
1. Berlin; Stargard. Sängerin Manſi geht nach Potsdam. — 
2. Stargard; Köslin, bis 3. 30. Froulay in Potsdam. — 31. Heu⸗ 


3. Stolpe, Schlawe. ſchrecken in Berlin. 
4. Königsberg, Lager bei Kalkhof, Auguſt (5., 12., 19., 26.). 


bis 9. 
5. Manöver. 1. Potsdam, bis 28. 


9. Königsberg, bis 10. | 3. Wiederholung bes Triompho 


11. Berlin, bis 15. de fedelta. 
15. Früh Potsdam, bis 30. 9. Intermezzo: La serva scaltra, 


18. Audienz des Geſandten des wiederholt 13. 
Malteſerordens am franzöſi⸗ 17. Berlin, bis 18. 


ſchen Hofe, Bailli de Froulay. 21. Nach Döberitz. 
25. Nach Sansſouci. 28. Berlin, bis 31. 
26. Brunnenkur in Sansſouci, bis . 
3. Juli. 1. Fürſt Joſeph. Wilhelm Franz 


von Hohenzollern⸗Hechingen kommt an, 

e 13. bis 14. in Potsdam, reiſt 11. Sep⸗ 
1. Der Reſident Freitag fordert tember wieder ab. — 3. Graf Heſſen⸗ 
Voltaire den Orden, den Kammerherrn ſtein in Potsdam. — 10. Chaſot erhält 
ſchlüſſel und den Band Poeſien des ſeinen Abſchied. — 15. Richtfeſt in 
Königs ab. — 4. gran von Braun- Monbijou. — 16. Graf Aranda in 
ſchweig reift nach Kopenhagen. — 6. Potsdam. — 20. Feldmarſchall Leh- 
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wald in Potsdam. — 25. Gotter | 28. Philipp Emmanuel Bach ſpielt auf 
kommt aus Molsdorf nach Berlin. — einem von dem Künſtler Hohlfeld er⸗ 
28. Der Herzog und Erbprinz von fundenen Klavier bei der Königin. 
1 ff ch an, 

geben 31. nach Berlin: Der Erbprinz 
von Ansbach kommt an, geht 30. nach November (4., 11., 18., 25.). 
Berlin. — 29, Der Fürſt von Köthen 1. Breslau, bis 3. 


ON QU 5. Berlin, bis 11. 
6. Probe von Fedelta del Amore. 
September (2. 9., 16., 23., 30.). 1; Potsdam, bis 8. 
1. Potsdam; Lager bei Spandau 8. Feier des Geburtstages der 
(Döberitz), bis 12. Königin. 
12. Potsdam, bis 30. 11. Potsdam, bis 30. 
17. Berlin. 10. Beginn der Intermezzi. 
12. Intermezzo: La serva scaltra, 
ae l iederholt am 17. 
1. Prinz Friedrich Wilhelm (II.) mie : 
kommt Ge das ee bei Döberitz. — 24. Intermezzo: Il giocatore. 


7. Die von zn 

mit ihrer älteſten Tochter Dorothea an, 7. Der Mark 

„ ee . graf von Bayreuth 
bleibt bis 2. Oktober. 16. Knobels⸗ kommt an; er und die Markgräfin gehen 
dorffſtirbt. — 18. Feldmarſchall Schwerin, 12. nach À 


l mer tsdam; iſt 12., di 
der bei den Manövern in Döberitz war, | Markgräfin 1 15. en: a 


ift abgereift. — 20. Der Herzog und Ravelle i 3 z: ` 
Erbprinz von Braunſchweig reifen ab. | gotſch a 1 ya he 
— 21. Ferdinand von Braunſchweig 16. nach Potsdam, bis 22. — 20, rid 
reift über Wolfenbüttel nach Kopen⸗ und die Manſi werden verabſchiedet, 


hagen. — B. Die katholiſche Kirche in ; 
' ' | . gehen nach Oftern 1754 aus dem Dienft 
Potsdam wird eingeweiht. Der Mi- des Königs. 25. Die Aſtrua, die 


niſter Münchow ſtirbt. ihren Abſchied gefordert hatte, in Pots⸗ 
(dam. — 28, Gotter geht nach Berlin, 

Oktober (7., 14., 21., 28.). wird Generalpoftmeifter. — W. Ber: 

| mählung des Herzogs Eugen von Würt⸗ 

1. Potsdam, bis 8. temberg mit der Bringefitn Dorothea in 


5. Abſchiedsaudienz von Froulay. Schwedt. 
8. Berlin, bis 14. 

13. Aufführung von Sylla. Dezember (2., 9., 16., 23., 30.). 
14. Potsdam, bis 17. 1. Potsdam, bis 27. 


17. Berlin, bis 24. 1. Intermezzo: II philosopho. 
19. Bei der Markgräfin, ebenſo 8. Intermezzo: I birbi, wieder⸗ 


20., 22. 26 holt 10., 11. 
24. Potsdam, bis 26. u 12. Schluß des „Karnevals von 
26. Berlin, bei der Markgräfin. Potsdam“. 
„ |27. Berlin, bis 31. 


28. Glogau, bis 30. 
30. Breslau, bis 31. = i 

18. Herzog und Herzogin Eugen 
von Württemberg kommen aus Schwedt 
2. Der Erbprinz von Ansbach reiſt nach Berlin. — 14. Gotter geht nach 


über Potsdam nach Braunſchweig. — Potsdam. — 24. Ferdinand von Braun- 
4. Die Markgräfin von Bayreuth kommt ſchweig kommt aus Kopenhagen zurück. 
in Potsdam an, geht 8. nach Berlin. — — 27. Beginn des Karneval: die 


17. Der ſchwediſche Major von Falken⸗ Opern Sulla und Cleofide von Agricola. 
berg bringt die Nachricht von der Ges | — Ende des Monats kommt Feldmarſchall 
burt der Prinzeſſin Albertine (8.). — Schwerin und bleibt bis 1. Februar. 
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1754. 


Januar (6., 13., 20., 27.). 
1. Berlin, bis 30. 
19. Abſchiedsaudienz des Prinzen 
Ludwig von Württemberg. 
29. Feier des Geburtstages der 
Prinzeſſin von Preußen. 
30. Pots dam, bis 31. 


6. Fouqué in Berlin, bleibt bis 
28. Februar. — 21. Prinz Ludwig von 
Württemberg reift ab. — 24. De Prades 
lieſt in der Akademie des Königs Eloge 
de Knobelsdorff vor. — Prinz 
Friedrich Wilhelm (II.) erhält Offiziers⸗ 
degen und Portepee. Der Künſtler Hohl⸗ 
feld zeigt dem Könige das von ihm er⸗ 
baute Klavier. — 30. Franz von Braun- 
ſchweig reiſt nach Braunſchweig, bis 
26. März. 


Februar (3., 10., 17., 24.). 
1. Potsdam, bis 27. 
27. Berlin. bis 28. 


7. Schaffgotſch in Potsdam, bis 10., 
reift am 13. mit Baſtiani ab. 


März (3., 10., 17., 24.). 
1. Potsdam, bis 31. 

23. Berlin, bis 28, 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter. Aufführung 
von Semiramide von Graun. 
Audienz des däniſchen Kammer⸗ 
herrn v. d. Ahlefeldt. 

30. Intermezzo: Bertholdino mit 
Paganini. 


10. Der aus franzöſiſchen Dienſten 
kommende Oberſt v. Krockow wird der 
Königin vorgeſtellt. — 13. Die neuen 
Schauſpieler für das Intermezzo: Paga⸗ 
nini und Frau, Sidotti und und Croce 
kommen in Potsdam an. — 14. Frau 
Paganini fingt vor dem Könige. — 16. 
Der däniſche Oberſt Prinz Friedrich Karl 
von Bevern kommt aus Stettin, geht 
21. nach Potsdam, bis 23., reiſt 29. 
ab. — 21. Die Schuchſche Schauſpieler⸗ 
truppe ſpielt im neuen Mädchen⸗Waiſen⸗ 
hauſe in Pote dam. — 22, Der Cheva- 
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lier Maſſon kommt an. — 25. Darnaud 
kommt aus Dresden an. — 30. Graf 
Heſſenſtein reiſt ab. 


April (7., 14. Oſtern, 21., .). 
1. Potsdam, bis 30. 

1. Intermezzo: La serva scaltra 
mit Paganini und Frau und 
Sidotti, wiederholt am 3. 
Intermezzo: Bertholdino, wies 
derholt am 20. | 
Nach Berlin zum kranken Genes 
raf v. Hake, bis 19. 
Intermezzo: Die drei Buck⸗ 
ligen, wiederholt am 24. 

Bei Prinz Heinrich zu Tiſch. 


9. 


3. Darnaud SCH über Potsdam 
nach Dresden. .Maſſon wird 
Kammerherr. — 10. Konfirmation der 
Prinzeſſin Luiſe von Schwedt. — 11. 
Aufführung der Paſſionsmuſik von Graun, 
der die beiden Königinnen beiwohnen. — 
12. Chriſtian von Wolff ſtirbt in Halle. 
Frau von Morrien, Frau von 
Dankelmann und die Gräfin Keiſerlingk 
in Potsdam. — 26. Die Schuchſche 
Schauſpielertruppe kommt nach Berlin, 
nachdem ſie in Potsdam 28 Stücke auf⸗ 


geführt hat. 


Mai (5., 12., 19., 26.). 
1. Potsdam, bis 24. 

11. Nach Berlin zum kranken Gene⸗ 
ral v. Hake; Charlottenburg. 

12. Über Charlottenburg, Spandau 
zurück. 

14.—16. Miniſterrevue. 

22. Berlin, bis 27. 

22. Zum kranken General v. Hake; 
Audienz des Herzogs von Gi⸗ 
ſors. 

23. Generalrevue. 

24., 25., 27. Revuen und Manöver. 

27. Potsdam, bis 31. 
31. Berlin, Neuenhagen, Freienwalde. 


kd 


1. Die Schuchſche Schauſpieler⸗ 
truppe gibt ihre erſte Vorſtellung in 
Berlin. — 5. Agricola nach Potsdam. 
— 7. Die Kammermuſik geht nach Pots⸗ 
dam. — 15. Der Herzog von Giſors 
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kommt an, bleibt bis 8. Juni. — 3. 
Feldmarſchall Keith wird aus Paris 
zurückberufen. Feldmarſchall 
Schwerin geht in das Lager bei Stargard. 


+ 


Dans Droyfen 
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— 24. Der Herzog von Richmond und 
Lord Lennox, die Mitte des Monats an⸗ 
gommen find, in Potsdam. — 28, 

ie Kammermuſik nach Potsdam bis 
24. Auguft. — 30. Algarotti erhält 


Juni (2. Pfingſten, 9., 16., 23., 30.). ſeinen Abſchied. 


1. Lager bei Stargard, bis 4. 

1. Revue. 

Stargard, Amt Neuhaus, Berlin, 
bis 5. | 
Nachmittags Potsdam, bis 10, 
Nachmittags nach Magdeburg; Pitz⸗ 
buhl, bis 13. | 
Magdeburg, bis 15. 

Durch das Hohenſteiniſche und 
Mansfeldiſche nach Halle, bis 17., 
Nacht 17./ 18. Gera. 

Bayreuth, bis 21. 

Abends Leipzig, bis B., wo der 
König im Blauen Hecht wohnt. 
Bitterfeld, Oranienbaum beim. 
Prinzen Dietrich; abends Potsdam, 
bis 30. | 
26. Berlin; Charlottenburg, bis 27. 
27. Uber Spandau zurück. 


18. Die Markgräfin von Ansbach 
kommt nach Bayreuth, der Markgraf 
und der Erbprinz kommen 20. — — 
Careſtini erhält ſeinen Abſchied und geht 
nach Rußland. — 26. Maupertuis kommt 
aus Paris über Potsdam zurück. 
30. Die Gemahlin des Feldmarſchalls 
Schwerin ſtirbt. Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig kommt aus Braunſchweig zurück. 


4. 


Auguſt (4., 11., 18., 25.). 
1. Potsdam, bis 31. 

6. Intermezzo: La nobilta de- 
lusa. 
Spandau. 
Berlin; Charlottenburg, bis 15. 
Intermezzo: Bertholdino. 
Lager bei Spandau, bis 30. 


9. 
14. 
B. 
26. 


6. Die Generalin Lentulus ftirbt. — 
11. Die Königin-Mutter in Oranien: 
burg, 6i8 12, — 12, Die Aftrua und 
der Sänger Romani gehen nach Prag, 
bis 12. September. — 13. Cothenius 
kommt aus Bayreuth wieder. — 14. 
Die venetianiſchen Nobili Emo und 
Mazolini in Potsdam. — 17. General 
v. Hake ſtirbt. — 19. Prinz Friedrich 
Wilhelm (II.) ſiedelt mit dem Grafen 
Borcke nach Potsdam über. Feldmar⸗ 
ſchall Schwerin kommt nach Potsdam. 
— 20. Winterfeld kommt aus Karlsbad 
zurück. 


September (1., 8., 15., 22., 29.). 
1. Potsdam; Berlin, bis 3. 
3. Cüſtrin, bis 4. 
5. Glogau, bis 6. 
6. Lager bei Golau, bis 8. 
7. Revue. 


Juli (7. 14., 21., 28.). | 9. Breslau, bis 11. 
1. Potsdam, bis 31. 11. Brieg, bis 12. 
8. Nach Sansſouci zur Brunnen⸗ = a oy oa 
fur, bis 23, s etpe, à 
Die Nacht 20./21. in Potsdam. | cb SE 10 
26. Berlin, bis 27. ? et + 
31. Intermezzo: La nobilta de- |19. a > 
lusa Agricol . Frankfurt a. O. 
Gees | E aia 24. Berlin: Potsdam, bis 30. 


11. Cothenius geht nach Bayreuth. 
Mitte des Monats geht Winterfeld nach 


4. Lord Marſchall Keith geht als 


Karlsbad. — 12. Podewils geht nach 
Potsdam, bis 22. — 18. Lord Mar⸗ 
ſchall Keith wird nach ſeiner Rückkehr 
aus Paris Statthalter von Neuchatel. 


Gouverneur nach Neufchatel. — 10. Der 
Markgraf und die Markgräfin von Bay⸗ 


reuth reiſen nach Montpellier. 
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Oftober (6., 13., 20., 23.). 
1. Potsdam, bis 31. 

14. Der König fann wegen Krant- 
heit nicht nach Berlin. 
Berlin, bis 18. 

Der König hat einen Anfall 
von Hämorrhoiden. 


17. 
22. 


24. 
von Graun. 
Intermezzo: 
scuola. 


29 Maestra di 


+ 


17. Graf Choiſeul in Potsdam. — 
20. Feldmarſchall Schwerin heiratet Frau 
v. Wakenitz. — 22. Die Kapelle mit 
Graun nach Potsdam, bis 3. Dezember. 


Monbijou in das Schloß. 


November (3., 10., 17., 24.). 


1. Potsdam, bis 30. 

4. Intermezzo: Maestro di seuola. 
Letztes Auftreten von Paganini. 
wiederholt 12. 

Berlin, bis 19. 

Intermezzo: Maestro di scuola. 
Intermezzo: II philosopho mit 
Crichi und Frau Paganini. 

14. Fouqué geht über Berlin nach 
Potsdam. — 22. Vermählung des Erb⸗ 
prinzen von Ansbach mit der Prinzeſſin 
Karoline Friederike von Gotha. — 23. 
Gotter kommt auf der Rückreiſe aus 
Cleve in Potsdam an und bleibt bis 
Mitte Mai 1755. — 2. Schaffgotſch 
kommt über Berlin nach Potsdam. 


Dezember (1., 8., 15., 22., W.). 
1. Potsdam, bis 20. 

2. Intermezzo: Maestro di Scuola. 
Schluß des Carneval von 
Potsdam. 

20. Berlin, bis 31. 


18. 
20. 
25. 


20. Beginn des Karneval; die 
Opern Montezuma und Semiramide. — 
31. Feldmarſchall Schwerin kommt an. 
Unter den in dieſem Jahre auf⸗ 
geführten Intermezzo wird noch Cleofide 
genannt. 


— 
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und 25. Probe von Montezuma 


30. Die Königin⸗Mutter zieht aus 
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1755. 


Januar (5., 12., 19., 26.). 
1. Berlin, bis 29. 
| 7. Potsdam, bis 9. 
29. Morgens nach Potsdam, bis 31. 


9. Der Herzog und die Herzogin 
Eugen von Württemberg reiſen nach 
Stuttgart. — 25. Fürſt Oginski kommt 
lan. — 30. Fouqué und Schwerin 
gehen nach Potsdam. 


Februar (2., 9., 16., 23.). 
1. Potsdam, bis 28, 


1. Die Markgräfin von Schwedt, 
die ſeit Anfang November in Berlin 
iſt, reiſt wieder ab. — 4. Schwerin reiſt 
ab. Der Sänger Toſoni kommt in 
Potsdam an. — 5. Franz von Braun: 
ſchweig geht nach Braunſchweig, bis 
27. März. — 9. Chaſot in Potsdam, 
bis 22. — 10. Der Erbprinz von Bern⸗ 
burg in Potsdam, bis 22., reiſt 28. aus 
Berlin. — 15. Die Gräfin Keiſerlingk 
ſtirbt. — 18. Fouqué ift abgereift. — 
19. Schaffgotſch reiſt aus Potsdam, geht 
22. aus Berlin. — Ende des Monats 
die Bildergalerie ins Sansſouci fertig. 


März (2., 9, 16., 23., 30. Oſtern). 
1. Potsdam, bis 31. 

13. Berlin, bis 14. 
31. Berlin, zur Königin ⸗Mutter. 


1. Chaſot reiſt ab. — 4. Landgraf 
Georg von Caſſel ftirbt. — 6. Der 
Kammerſänger Paolino Tedeſchi geht 
dieſer Tage auf 6 Monate nach Italien. 

i Franz von Braunſchweig und 
Herzog Friedrich Eugen von Württem⸗ 
berg in Potsdam, gehen 25. nach Berlin. 
25. Die Königin in der Probe von 
Grauns Tod Jeſu im Dom. . 
Aufführung von Graun Tod Jefu. Der 
Herzog Eugen von Württemberg kommt 
zurück, geht 27. nach Treptow a. R. — 
31. Bielfeld verläßt den Hof und geht 
auf ſein Gut Treben. 


April (6., 13., 20., 27.). 


1. Berlin, bis 2. 
1. Feier des Geburtstages der 


— 
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Königin Mutter. Aufführung 
der Oper Ezio von Graun. 
2. Potsdam, bis 30. 

2. Der König bekommt einen An⸗ 
fall von Gicht und am 8. von 
Podagra. Die letzten 12 Tage 
ſeiner Krankheit hat der König 
täglich Konzert, in dem er ſpielt 
und Porporino ſingt. 

Der König reitet zum erſten 
Male wieder aus, um die 
Stadt herum. 

Der König zum erſten Male 
wieder beim Exerzieren im 
Luſtgarten. 


temberg kommt zurück, bleibt bis 11. — 
17. General Linger ftirbt. — 16. Frau 
von Wylich ſtirbt. 


Mai (4., 11., 18. Pfingſten, 25.). 


4. Die Herzogin Eugen von Würt⸗ 
1. Potsdam, bis 28. 


14. Berlin. 

15. Über Spandau zurück. 

18. Manöver: Sprengung einer 
Mine. 

21. Revue. 

22. Berlin, bis 26. 


B., 24., 26. Manöver bei Tempelhof. 
27., 28. Minifterrevue. 

Morgens aus Berlin, Neuenhagen, 
Freienwalde. 


29. Stargard, bis 31. 


28. 


1. Die Königin⸗Mutter zieht nach 
Monbijou. — 8. Dieſer Tage kommt 
ürſt Oginski aus Dresden zurück, ſpielt 
3. vor der Prinzeſſin Amalie. — 20. 
Die Verlobung des Prinzen Ferdinand 
mit der Prinzeſſin Luiſe von Schwedt 
wird am Hofe bekannt gemacht. — 29. 
Schwerin reiſt nach Karlsbad. 


Juni (1., 8., 15., 22., .). 

1. Stargard, nachmittags in Schwedt, 
bis 2. 

2. Berlin; Potsdam, bis 5. 

5. Abends Abreiſe. 

6. Lager bei Pitzpuhl, bis 8. 
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7. Manöver. 

Braunſchweig, Salzdahlum, bis 11. 
Minden, bis 12. 

Bielefeld, bis 13. 

Nachmittags Lingen, bis 14. 
Emden, bis 16. 

Lingen, bis 17. 

Weſel, bis 19. 

Abends Moyland. 

Nachmittags nach Nimwegen. Ut⸗ 
recht, Amſterdam, Arnheim, Utrecht, 
bis B. 

Weſel, Hamm, Lippſtadt. 

Hameln; abends Abreiſe aus Sal⸗ 
dern. 

27. Mittags Potsdam, bis 30. 

30. Berlin. 


6. Der Herzog und der Erbprinz 
von Braunſchweig im Lager von Pit: 
puhl, gehen mit dem Könige 9. nach 
Braunſchweig. — 9. Ferdinand von 
Braunſchweig wird Gouverneur von 
Magdeburg und Chef des Regimentes 
Bonin. — 10. Dieſer Tage geht Graf 
Heſſenſtein, der Mitte April bis Mai in 
Dresden geweſen war, nach Schweden 
zurück. — 17. Dalembert in Weſel. 
Lord Stanhope kommt in Berlin an, 
geht 28. nach Potsdam. 


Juli (6., 13., 20., 27.) 

1. Berlin; Potsdam, bis 31. 

2. Beginn der Brunnenkur 
Sansſouci, bis 19. 
Der König geht aus dem Kon⸗ 
zert zur Feuersbrunſt in Neuen⸗ 
dorf und leitet die Löſcharbeiten. 
Spandau; Berlin, bis 25, 
Der König ſtürzt beim Emp⸗ 
fange der Königin⸗Mutter mit 
dem Pferde und verletzt ſich 
ſchwer im Geſicht. 
Intermezzo: Baroneſſe Arbella 
in der Orangerie; dann Kammer⸗ 
konzert. 
Intermezzo Georgione. 
merkonzert. 


in 


22. 


24. 
28. 


29. 


30. Kam: 


9. und 10. Fürſt Oginski in Gang, 
fouci, wo er dem Könige auf der Harfe 
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und Bioline vorfpielt. — 8. Podewils | 
und der Miniſter Bord in Potsdam. 
Podewils wohnt in Sansſouci. 
19. Die Prinzeſſin Amalie wird nach 
dem Tode der Herzogin von Holſtein⸗ 
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Schulenburgiſche 
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29. Intermezzo: Maestro di scuola. 


| 30. Nachmittags Potsdam. 


11. Prinz re bezieht das 


alais in der Wilhelm⸗ 


Gottorp (16.) Abtifiin von Quedlinburg. | ftraße (Reichskanzlerpalais). — 17. Die 


— 20. Der neue Sänger Luini kommt 
in Potsdam an. — 26. Latouche nad 
Potsdam, bis 30. Die Kammermuſik 
nach Potsdam. — 28. Die Königin⸗ 
Mutter und die Prinzeſſin Amalie gehen 
abends nach Sansſouci, bis 31. | 


Auguft (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Potsdam, bis 21. 

2. Konzert. | 
3. Konzert, in dem der König 
felbft ſpielt. | 
6. Der König zum erften Male nad 

dem Sturz mieber au Pferde. 

19. Über Spandau nad Berlin. 
21. Lager bei Spandau, bis 28. | 


29. Potsdam, bis 31. 


Anfang des Monats wird Samuel 
Villaume Kopiſt des Königs an Stelle 
von Francheville. — 4. Ferdinand von 
Braunſchweig geht nach Magdeburg. — 
6. Der Herzog Auguſt Wilhelm von 
Köthen ſtirbt. — Mitte des Monats 
kommt der Sänger Stefanino aus Bay⸗ 
reuth nach Potsdam und bleibt bis Ende 
März 1756. 


September (7., 14., 21., 24.). 

1. Potsdam, bis 2. 

2. Berlin, bis 3. 

3. Früh Abreiſe; Grünberg, bis 4. 

4. Glogau; die Nacht in Koſſenblut. 

5. Neiße, bis 7. 

6. Manöver. 

Lager bei Tzſchirne, bis 15. 

Glogau, Frankfurt a. O. bei Schwe⸗ 

rin; nachts Berlin, bis 20. 

Auf der ſchleſiſchen Reife hat der König 
ſtark an Hämorrhoiden gelitten. 

Nachmittags Potsdam, bis 26. 

Charlottenburg, bis 30. 

27. Vermählung des Prinzen Ferdi⸗ 
nand. 

28. Aufführung der 


Serenata: — 20. 


Markgräfin von Schwedt kommt an. — 
27. Dieſer Tage iſt der franzöſiſche Bau⸗ 
meiſter Servandoni aus Dresden an⸗ 
gekommen, geht Anfang Oktober nach 
einem Beſuche in Potsdam wieder zu⸗ 
rück. — 28. Dankfeſt 
Gë den Augsburger Religionsfrieden. 


ur Erinnerung 


Oktober (5., 12., 19., 26.). 


1. Potsdam, bis 31. 
2. Der König in Sansſouci, bid 18., 
gebraucht Bäder von Freien⸗ 
walde Waſſer zur Stärkung 
ſeiner Beine; am Schluß der 
Kur erkältet er ſich und be⸗ 
kommt Kolik. 
6. und 10. in Potsdam. 
11. Manöver bei Borne. 
21., B. Wiederholung der Sere⸗ 
nata. 
2. bis 18. d' Argens beim Könige 
in Sansſouci. — 14. Prinzeſſin Amalie 
zieht aus Monbijou in das Schloß. — 
15. Graf von Bückeburg in Berlin und 
Potsdam, bis 27. — 20. Die Kapelle 
in Potsdam, bis 24. — 22. Großkanzler 
Cocceii ſtirbt. — 25. Präſident Jariges 
in Potsdam, bis 26. Dieſer Tage iſt 
der kaiſerliche Kammerherr Velgtojojo an⸗ 
gekommen. — 30. Fürſt Cooswaren-⸗Looz, 
aus Brüſſel zurüngekommen, geht 31. 
nach Berlin. 


November (2., 9., 16., 23., 30.). 


1. Potsdam, bis 30. 
13. Berlin, bis 14. 
18. Probe von Fratelli nemici. 
30. Intermezzi, bis 12. Dezember. 


2. Die Markgräfin von Schwedt 
reiſt ab. — 3. Die Königin⸗Mutter zieht 
aus Monbijou in das Schloß. — 7. 
Gotter kommt aus Molsdorf zurück. — 
17. Die Kapelle in Potsdam vom 19. 
bis 27., dann vom 30. bis 12. Dezember. 
Fouqué in Potsdam. — 


ké 


Tempio d'amore von Agricola. Schaffgotſch geht über Berlin am 24. nach 
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Potsdam. — 29. Ferdinand von Braun- 
ſchweig kommt aus Magdeburg nach 
Potsdam und bleibt bis 27. Februar. 


Dezember (7., 14., 21., 28.). | 
1. Potsdam, bis 21. 
2. Intermezzo: Baronesse d' Ar- 
bella. 
4. nach Berlin; zu Tiſch bei der. 
Prinzeſſin Amalie; bis 5. 
8. Intermezzo, ebenſo 11. 
21. Nachmittags Berlin, bis 31. 
29. Charlottenburg, Intermezzo. 


15. Die Miniſter Schulenburg, 
Gröben, Aſchersleben, Rothenburg nach 
Potsdam zur Abrechnung, bis 18. — 17. 
Chafot nach Potsdam. — 22. Beginn 
des Karnevals; die Opern Ezio und Fra- 
telli nemici. — 23. Dieſer Tage gehen 
Schaffgotſch und Chaſot nach Berlin. 


1756. | 


Sanuar (4., 11., 18., 25.). | 


1. Berlin, bis 31. 

6. Potsdam, bis 8., dann nach 
Berlin, Probe von Fratelli 
nemici. | 

14. Offentliche Audienz des Herzogs 
von Nivernois. 

18. und 25. zur Cour bei der 
Königin. 

31. Nach der Oper Potsdam. 


1. Hauptmann von Zitzewitz wird 
Gouverneur des jüngeren Prinzen Hein: 
rich. — 11. Der Herzog von Nivernois 
kommt in Potsdam an, geht 12. nach 
Berlin. — 21. Fouqué und Schaffgotſch 
gehen nach Potsdam. 


Februar (1., 8., 15., 22., 29.). 


1. Potsdam, bis 29. 
21. Intermezzo: Baronesse d' Ar- 
bella. 
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Weſtminſtervertrages. — 10. Diefer Tage 
iſt Chaſot abgereiſt. — 16. Orginski 
reiſt über Potsdam nach Dresden. — 
20. bis 23. Die Kapelle in Potsdam. — 
21. Der Herzog von Nivernois in Pots- 
dam, wohnt im Schloſſe bis 23. — 23, 
Fouqusé reift ab. 


März (7., 14, 21., W.). 
1. Potsdam, bis 31. 

5. Nach Berlin zur Abſchieds⸗ 
audienz von La Touche; bis 6. 
Intermezzo: La cacciatrice 
mit Crichi und Frau Paganini. 

13. Intermezzo. 

25. Nachmittags nach Berlin, bis 28, 

26. Abſchiedsaudienz des Herzogs 
von Nivernois. 

27. Feier des Geburtstages der 
Königin⸗Mutter. Aufführung 
von Merope von Graun. 

5. Kabinettsrat Vockerodt ſtirbt. — 

10. Der Herzog von Nivernois in Pots- 
dam, bis 13. — Die Kapelle in Potsdam, 
bis 14. — 16. Vermählung der Prin⸗ 
zeſſin Anna Amalie von Braunſchweig 
mit Herzog Ernſt Konſtantin von Weimar 
in Braunſchweig. — 20. Valory kommt 
in Berlin an. — B. Der Herzog von 
Nivernois und Valory in Potsdam, 
bis 24. — 25. La Touche reift über 
Potsdam nach Paris. — 29. Prinz 
Heinrich kommt aus Rheinsberg nach 
Potsdam, geht 27. Mai mit nach Berlin. 
— 31. Prinzeſſin Heinrich in Potsdam 
auf der Reiſe nach Kaſſel. 


April (4, 11., 18. Oſtern, 25.) . 
1. Potsdam, bis 30. 

20. Nach Berlin. 

21. Über Spandau zurück. 

27. Intermezzi bis 2. Mai. 

28. Intermezzo: Il impresario. 


11. 


3. Der Herzog von Nivernois auf 
der Rückreiſe in Potsdam, bis 4. — 6. 
Prinzeſſin Amalie auf der Reiſe nach 


22. Intermezzo: Philosopho mit Quedlinburg in Potsdam, bis 7. — 


Crichi und Frau Paganini. 


28. Intermezzo. 


5. Die Berliner Zeitungen bringen 


8. Schaffgotſch reiſt nach Breslau. — 
11. Inthroniſation der Prinzeſſin Amalie 
als Abtiſſin in Quedlinburg. — 13. 
Der Erbprinz Friedrich von Kaſſel nach 
Berlin, 15. nach Potsdam, bis 19. — 


die Nachricht von der Unterzeichnung des 22. Paganini und Frau und Croce er⸗ 
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halten die on. ir vier a. 9, Chorin. 
aus des Königs Dienft zu gehen. — 10. Mittags Berlin; abends Potsdam, 
23, ed déi in et = e erlin EES 
bis 24. — ie Kapelle in Potsdam 3 | | 
Die neue Tänzerin Oliviera tanzt vor Die Nacht 13.114. in Sansſouci. 
dem Könige, wird aber nicht engagiert. — | 14. Abends Abreiſe nach Magdeburg. 
Di i nn > 15. Lager bei Pitzpuhl, bis 18. 
otsdam e ; ine e : 
Truppe engliſcher Kinder als Seiltänzer Die Nacht 18.119, Ziegeſar 
ſind, gibt ihre erſte Vorſtellung im 19. Früh Sansſouci, bis 30. 
„Langen Stall“. 20. Potsdam. 
30. Berlin. 
| Mat (2., 9., 16., 23., 30.). | 


1. Potsdam, bis 27. 1. Die Sängerin Manfi geht aus 
1. Intermezzo: II Impresario, | Fotsbam, — 4. Maupertuis in Pots- 


: dam. Schwerin nach Stargard zur 
ſtatt der dritten Aktes Auffüh⸗ Revue, 9. in Berlin. — 7. Die neuen 


rung der Komödie von Pantalon sale für 8 Intermezzi, une 

u d ueri, tommen in Potsdam an. Mau- 

Fonte x und Golombine. pertuis geht nach Paris. — 12. Prin- 

8 Nad Berlin. _ | aeffin Amalie geht nach Schwedt, bis 
Die Nacht 11./12. in Sansſouci. 3. SE e = 15. ar Rönigin- Mutter 

2. Die Nacht in Sansfouci. zieht na onbijou. Der Erbprinz von 
24 N e Braunſchweig im Lager bei Pitzpuhl. — 
S . B. Mitchell in Potsdam; Winterfeld in 
25. Revue. Potsdam, bis 30.; Befehl an Keith, 
27. Berlin, bis 31. Schwerin und die anderen in Karlsbad 
27. Generalrevue. ſich aufhaltenden Offiziere, zurückzu⸗ 


31. Manöver. kehren. 


31. Abends Potsdam. 


31. it ee bis 1. Juni. Inli (4., 11., 18., 25.). 


1. Berlin; Potsdam. 


1. Abſchluß des Bündniſſes zwischen 1. Sansjouci zur Brunnentur, 
Oſterreich und Frankreich. — 2. Der bis 17. 
Herzog Friedrich Eugen von Württem⸗ 7. Intermezzo: II impresario 
berg kommt nach Potsdam, ken 3. nach in der Orangerie letztes Auf- 
Stuttgart. — In der Nacht RH. kommt taen. Don Crichi:; an 10 
Lord Mitchell ri ebt nad Potsdam, | d f 
bis 12. — ' die Fürſtin Marie wiederholt. 
Eleonore Sab cl, die Schwester des Die Nacht vom 17.18. in 


alten Fürſten Leopold von Deſſau, ſtirbt. Potsdam, bis 26. 
Prinzeſſin Heinrich kommt auf der Rüd- „ 

reiſe von Kaſſel durch Potsdam. — 11. „Berlin r Audienz von Valory 
Mitchell in Potsdam, bis 13. — 25. und Mitchell. 

Valory und Mitchell in Potsdam, bis 26. 27. Über Spandau zurück. 
— 27. Winterfeld wird Generalleutnant 29. Intermezzo: Philosopho, wie⸗ 
und erhält das Hakeſche Regiment; der derholt am 31 

Erbprinz von Raffel wird Generalleut⸗ R 
nant, erhält das Gouvernement in Wefel 
und das Salmuthſche Regiment. 


9. Schwerin kommt aus Schwerins⸗ 
burg, geht 10. nach Sansſouci, bis 19. 

11. Erſte Anfrage in Wien. — 
17. Lord Marſchall Keith auf der Rück⸗ 
reiſe aus Neufchatel in Potsdam. — 
21. Winterfeld geht aus Berlin nach 
Ha bleibt bis 6. Auguft. — 

Der Erbprinz von Raffel geht nach 
Weſel. — 26. Klinggräfens Audienz in 


Juni (6. Pfingſten, 13., 20., 27.). 
1. Sansſouci, bis 4. 
4. Potsdam, bis 5. 


5. Berlin; Abreiſe nach Stettin. 
6. Stettin, bis 9. 
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Wien. Die Grafen Horn und Brahe in wort. — 13. Die Schuchſche Schau: 
Stockholm hingerichtet. — 28. Schwerin | fpielertruppe mit den Seiltänzern gibt 


wieder in Potsdam. Graf Sinzendorff ihre erſte . in Berlin. 
in Potsdam, bis 11. Auguſt. Die Kapelle 16. Puebla reiſt aus Be 


in Potsdam, bis 6. Auguſt. 


Auguſt (1., 8., 15., 22., .). 
1. Sansſouci, bis 28. 
Intermezzo: II philosopho. 
Nach Berlin, bis 8. 
Nach Berlin, bis 20. 
Mit der Königin bei 
Königin⸗Mutter. 


der 


29. Überſchreitung der ſächſiſchen 20. 
Grenze. Jüterbogk. 
30. Seyda. 


26. 
31. Lager bei Modwig [Marxdorf oder 27. 


Möllnitz). Seyda. | 


2. Die Antwort aus Wien kommt 
an; zweite Anfrage in Wien. — 4. 
Nachts geht Schwerin aus Potsdam 
nach Schleſien. — 12. Ferdinand von 
Braunſchweig in Potsdam, bis 15. — 
21. Prinz Friedrich Wilhelm ſiedelt nach 
Berlin über, Graf Borcke übernimmt 
die Aufſicht über Prinz Heinrich den 
jüngeren. — 25. Klinggräfens Bericht 
vom 21. kommt abends an. — 26, Dritte 
Anfrage in Wien. — 29, Beſetzung Leip- 
zigs durch Ferdinand von Braunſchweig. 


September (5., 12., 19., 26.). 
Pretzſch, bis 2. 
Torgau, bis 3. | 
Strehlen. | 
Lommaͤtzſch. | 
Roth⸗Schönberg, bis 7. | 
Wilsdruf. | 
Vor Dresden; | 
Dresden. | 

Dresden; Groß⸗Sedlitz, bis 27. | 

11. Der König erhält die dritte 

Antwort aus Wien. | 

Zehiſta. | 

Johnsdorf. 

Türnitz. 

Welmina. 


Einmarſch in 


2. Klinggräfen übergibt die dritte 
Anfrage in Wien, erhält am 6. die Ant⸗ 


13. 
Ausmarſch aus Potsdam⸗Beelitz. 14. 


rlin ab. — 19. 
Einmarſch in Böhmen; der Flügeladju⸗ 
tant und Oberſt von Krockow erhält ein 
Dragonerregiment. — 29, Der ſchwedi⸗ 
ſche General Horn wird der Königin⸗ 
Mutter vorgeſtellt. 


Oktober (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Schlacht bei Lowofit. 
2. Lager bei Lowoſitz, bis 13. 
Arbesau, bis 14. 
Struppen, bis 19. 
Peterswalde. 
Hlinay, bis 25. 
Neudorf (Neuhof bei Hohendorf). 
Schönwalde. 

Groß-⸗Sedlitz, bis 31. 


21. 


28. 


3 Die Nachricht vom Siege bei 
Lowoſitz in Berlin. — 10. Tedeum im 
Tome in Berlin. — 11. Mitchell reift 
zum Könige. — 14. Diefer Tage ift 
Klinggräfen aus Wien nach Berlin zurüd- 
gekehrt. — 17. Die Nachricht von der 
Kapitulation bei Pirna (15.) in Berlin. 


November (7., 14., 21., 28.). 
1. Groß-Sedlik, bis 13. 
14. Dresden, bis 31. 
21. In der Kreuzkirche zur Predigt 
| bes Superintendenten Am Ende 
über den Zinsgroſchen. 
22. In der katholiſchen Kirche zum 
Cäcilienfeſt. 
Freiberg, Leipzig. 
Leipzig, Lützen, Dresden. 
In der Frauenkirche zur Pres 
digt des Feldpropſtes Decker. 


23. 
24. 
28. 


3. Valory reift nach Paris zurück. 
— 6. Die Königin⸗Mutter zieht aus 
Monbiiou in das Schloß. — 9. Die 
Schuchſche Truppe geht nach Breslau. 
16. Pitt wird Staatsſekretär. 


Dezember (5., 12., 19., 26.) . 
1. Dresden, bis 31. 


3. In der katholiſchen Kirche zum 
Xaveriusfeft. 
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5. Konzert der ſächſiſchen Kapelle, 
dann in der Frauenkirche. 

12. Beſuch der verwundeten Offi⸗ 
ziere, des Generalleutnants 
von Kleiſt und Oberſtleutnant 
von Zieten. 

26. Zum Gottesdienſt in der Kreuz: 
kirche. 


13. Der bisherige Geſandte in 
Paris, Knyphauſen, geht nach Dresden. 
Die Erbprinzeſſin Karoline von Darm⸗ 
ſtadt kommt aus Prenzlau nach Berlin. 
— 17. Der Arzt Lieberkühn ſtirbt in 
Berlin. — 20. Haſſe geht über Erlangen 
nach Italien. — 21. Quanz und Benda 

ehen nach Dresden. — 22. General- 
eutnant Graf Schmettau kommt aus 
Berlin in Hannover an. — 27. Der 
Oberftleutnant und Kurator der Aka⸗ 
demie von Keith ſtirbt in Berlin. 


1757. 


Januar (2., 9., 16., 23., 30.). 
Dresden, bis 4. 
Abends Berlin, bis 12. 
5., 6., 8., 10. mit der königlichen 
Familie bei der Königin⸗Mutter. 
11. Bei der Königin⸗Mutter. 
Potsdam, bis 13. 
Dresden, bis 28. 
Bautzen. 
Görlitz; Hainau. 
mit Schwerin. 


1. 
4. 


Zuſammenkunft 


4. Prinz Heinrich kommt mit dem 
Könige und geht am 12. wiede: mit 
ihm weg. — 5. Damiens Attentat auf 
Louis XV. — 6. Mitchell kommt aus 
Dresden nach Berlin. — In der Nacht 


10/11. kommen der Prinz von Preußen 


und Prinz Ferdinand aus Dresden nach 
Berlin. — 12. Finckenſtein nach Pots⸗ 
dam. — 13. Mitte des Monats erkrankt 
die Königin⸗Mutter ſchwer. — 29. Die 
Aftrua reift aus Berlin, nachdem fie 
den erbetenen Abſchied erhalten hat. 


Februar (6., 13., 20., 27.). 


1./2. Görlitz, Biſchoffs werder. 
3. Dresden, bis 28. 
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1. Prinz Ferdinand reiſt nach 
Dresden. — 11. Der Prinz von Preußen 
kommt aus Berlin in Dresden an. — 
24. Letztens iſt Porporino zu den täg⸗ 
lichen Konzerten des Königs nach Dresden 
befohlen. — 28. Mitchell kommt aus 
Berlin in Hannover an. 


März (6., 13., 20., 27.). 


1. Dresden, bis 24. 
12. Aus Dresden und zurück. 
24. Lockwitz, bis 31. 


3. Mitchell kommt aus Hannover 
zurück, und kommt 8. aus Berlin in 
Dresden an. — 27. Zur Feier des Ge⸗ 
burtstages der Königin⸗Mutter wird auf 
dem Schloßtheater in Berlin: „Il Philo- 
sopho di campagna“ aufgeführt. — 
29. Dieſer Tage kommt Knyphauſen 
aus Dresden nach Berlin zurück. 


April (3., 10. Oſtern, 17., 24.). 


1. Lockwitz, bis 20. 
6. Nach Freiberg und zurück. 


20. Ottendorf, bis 22. 

22. Peterswalde, Auſſig; Nollendorf 
bis B. | 

B. Hlinai, bis A4, 

25. Tſchiſchkowitz, bis 26. 

27. Slaventin. 

28. Charwatetz, bis 30. 

30. Welwaren. 


2. Der Kammerdiener des Königs, 
Glaſow, wird verhaftet und nach Magde⸗ 
burg gebracht. — 5. Pitt legt ſein Amt 
nieder. — 9. Fredersdorff erhält den 
erbetenen Abſchied; ſein Nachfolger wird 
der N der Leibkompagnie Leining. 

itte des Monats erkrankt die Königin⸗ 
Mutter von neuem ſchwer. — 24. Die 
Nachricht von dem Gefecht bei Reichen⸗ 
berg (21.) in Berlin. — 26. Die Her⸗ 
zogin von Braunſchweig kommt mit ihrer 
Tochter Karoline in Berlin an. 


Mai (1., 8., 15., 22., 9. Pfingſten). 
1. Tuchanieritz. 

2. Weleslavin, bis 6. 

6. Schlacht bei Prag. 


— 


144 Dong Droyjen [144 


7. Weleslavin, Klein⸗Michle (Lager | 


vor Prag), bis 31. | 4, Beifegung der Königin⸗Mutter 


im Dome zu Berlin. — 6. Cothenius 
9. Die Königin⸗Mutter zieht nach erhält den Titel: Geheimrath. — 7. 
Monbijou. Die Nachricht von der Dieſer Tage hat die Prinzeſſin Amalie 
Schlacht bei Prag in Berlin. — 15. wieder das Schloß in Berlin bezogen. — 
Tedeum im Dome zu Berlin. — 17. Die 7. Leihenpredigt auf die Königin⸗Mutter. 
Herzogin von Braunſchweig reift ab. — — 29. Pitt tritt wieder in das Mi- 
18. Die Königin zieht in das Marſchall⸗ niſterium. — 30. Der Prinz von Preußen 
ſche Palais in der Wilhelmſtraße, bis kommt in Dresden an. — 31. Die Nach⸗ 
11. Auguft. — In der Nacht 23./24, richt von der Schlacht bei Haſtenbeck (26.) 
wird Prinz Ferdinand bei einem Aus- in Berlin. 
fall verwundet. 


Juni (5., 12., 19., 26.). 


Lager vor Prag, bis 12. 
Abmarſch von Prag. Letzte Pfennig. 


Auguſt (7. 14., 21., 28.). 


Weifenberg, bis 15. 
5. Der König hat die Nachricht 


1. 1. 


13. 


14. Mallotitz, bis 17. von Haſtenbeck. 
18. Schlacht bei Kolin. Nienburg. 15. Bernſtadt, bis 25, 
19. Klein⸗Michle. 1̃856. Hirſchfeld. 
20. Brandeis (Alt⸗Bunzlau), Nienburg, 17. Dittelsdorf, bis 20. 
bis 21. 26. Bautzen. 
22. Böhmiſch⸗Liſſau, bis 24. 27. Groß⸗Harthau, bis 28. 
24. Brandeis, Alt⸗Bunzlau. 29. Dresden, bis 30. 
25. Melnik. 30. Klein⸗Hamberg. 
26. Gaſtorf. 31. Lager bei Tannenberg (Lommatſch). 
27. Leitmeritz, bis 31. : 


3. Markgraf Friedrich von Ansbach 
de? — Pesne 1 in Berlin. — 
der königlichen Schauſpiele, ſtirbt in % Botter kommt aus Molsdorf nach 
Berlin. — 24. Die Nachricht von Kolin | Berlin. — 17. Klinggräfen ſtirbt. — 
in Berlin. — 28. Tie Königin⸗Mutter 19. Trauermuſik für die Königin⸗Mutter 
ftirbt in Monbijou. — Ende des Mo; in der Petrikirche in Berlin. — 31. 
nats (vor dem 27.) ſtirbt der ältere Der Prinz von Preußen geht von 
Béguelin, der Erzieher des Prinzen Dresden nach Torgau. — Ende des Mo» 
Heinrich in Berlin. nats verläßt der Erbprinz von Darm⸗ 


ſtadt den preußiſchen Dienſt. 
Juli (3., 10., 17., 24., 31.). 


4. Baron von Sweerts, der Direktor 


September (4., 11., 18., 25.). 


1. Leitmeritz, bis 21. | 
1. Der König erhält die Nachricht 1. Döbeln. 
vom Tode der Königin-Mutter. 2. Colditz. 


21. Selowitz, bis 22. 3. Grimma, bis 4, 
22. linai, bis B. . Rötha, bis 7. 
23. Luſchitz (Loſchtſchitz). 7. Pegau. 
24. Nollendorf. 8. Neſſa. 
25. Gös. 9. Naumburg, bis 10. 
26. Pirna, bis 27. 10. Der König erhält die Nachricht von 
28. Hartha. der Schlacht bei Jägerndorf. 
29. Bautzen, bis 30. 11. Köſen, Braunsroda. 
29. Zuſammenkunft mit dem 12. Krautheim, Buttelſtädt. 
Prinzen von Preußen. 13. Ilversgehofen, Erfurt. 
31. Weißenberg. 14. Dittelſtädt. 
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14. Der König erhält die Nachricht 
von Winterfelds Tod (8). 

Gotha. 

15. Der König beſucht die Her⸗ 
zogin Luiſe Dorothea. 

Quenſtedt, Dittelſtedt. 

16. Der König erhält die Nach⸗ 
richt von der Konvention von 
Kloſter Zeven (S.). 

Kerpsleben (bei Erfurt), bis 27. 

Buttelſtädt, bis 30. | 
1. Der Pring von Preußen fommt 

aus Dresden in Torgau an. — 8. Die 

Prinzeſſin Heinrich, Amalie und die 

Erbprinzeſſin von Darmſtadt gehen nach | 

Potsdam und Sansſouci. — 9. Die 

Nachricht von Jägerndorf in Berlin. — 

11. Der Prinz von Preußen geht von 

Torgau nach Wittenberg. — 17. Die 

Markgräfin von Schwedt kommt aus 

Schwedt in Berlin an. — 18. Der 

ſchwediſche Geſandte Wulfenſtierna reiſt 

aus Berlin ab. — 20. Die Nachricht 
von der Konvention von Kloſter Zeven 
in Berlin. — 21. Der preußiſche Bes | 
fanbte Solms kommt aus Stockholm in 

Berlin an. — Im September geht Biel- 

feld von ſeinem Gut nach Hamburg, wo 

er bis nach dem Frieden bleibt. 


15. | 


16 


© 


— . — — 


Oktober (2., 9., 16., B., 30.). 


Buttelſtedt, bis 3. 
Buttſtedt, bis 10. 
Eckartsberga, bis 13. | 
Naumburg. 
Weißenfels, bis 15. 
Leipzig, bis 17. | 
15. Unterredung mitGottideb ; Be, 
fud bein Prinzen von Preußen. 
Eilenburg, bis 18. 
Torgau. 
Schweinitz; Annaburg, bis 20. 


Gooſchwitz, bis 24. 

Torgau, Eilenburg. 

Leipzig, bis 30. 

26. Unterredung mit Gottſched. 
Lützen, bis 31. 

Weißenfels. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geld. XXIX. 1. 
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3. Der Prinz von Preußen kommt 
in Leipzig an. — 14. Der Hofrat und 
Fiskal April beim preußiſchen Geſandten 
Plotho. — 16. Der Hof flieht aus 
Berlin nach Spandau, kehrt 18. wieder 
17. Hadif in Berlin. — 
23. Der Hof ſiedelt nach Magdeburg 
über, wo er am 28. ankommt. — 28. 


| Die Aftrua ſtirbt in der Nähe von Turin. 


November (6., 13., 20., 27.). 

Deblitz am Berge. 

Schladeback; Weißenfels 3. 

3. Brauns dorf. 
Roßbach. 
Burgwerben; Schlacht bei Roßbach. 

Spielberg, bei Weißenfels. 

. Freiburg, bis 8. 
Merſeburg, bis 9. 
10. Leipzig, bis 12. 
13. Eilenburg. 

14. Torgau, bis 15. 

16. Mühlberg. 

7. Großenhain. Der König erhält die 
Nachricht vom Falle von Schweid⸗ 
nig (14. ). 

Königsbrück, bis 19. 
„Großenhain. 

Camenz. 
Bautzen. 
Maltitz. 
Görlitz. 
Naumburg au Queiß, bis 26. 
24. Der König erhält die Nachricht 
von der Schlacht bei Bres⸗ 
lau (22). 

Deutmannsdorf. 

Lobedau. 


KL? 


27. 


28. Parchwitz, bis 30. 


4. Die Erbprinzeſſin von Darm⸗ 
ſtadt kommt aus Berlin in Magdeburg 
an und geht 10. nach Darmſtadt. — 
5. Seydlitz erhält den Schwarzen Adler⸗ 
orden. — 6. Die Nachricht von Roß bach 
in Magdeburg, 10. in Berlin. Prinz 
Heinrich geht infolge ſeiner Verwundung 
über An nach Leipzig. — 9. 
Ferdinand von Braunſchweig erhält das 
Kommando der alliierten Armee, kommt 
15. nach Magdeburg, bleibt da bis 21., 
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kommt 24. in Stade an. — 13. Tedeum Knyphauſen reift nach Breslau und 
im Dome zu Berlin. — Mitte des Mo- | bleibt bis Mitte März. — 3. Finden- 
natë wird be Prades in Leipzig ver- | ftein kommt aus Magdeburg nach Berlin, 
haftet und nach Magdeburg gebracht. — geht 5. nach Breslau. — 5. Die Königin 
17. Der Prinz von Preußen kommt aus kommt aus Magdebura nach Berlin 
Leipzig in Berlin an, geht 23. nach zurück. — 8. Finckenſtein kommt in 
Oranienburg. Die Königin Maria Jo- Breslau an. — 11. Prinzeſſin Amalie 
ſepha von Polen ſtirbt. kommt aus Quedlinburg zurück. — 12. 
Prinzeſſin Ferdinand, die kurz vorher 
aus Schwedt nach Berlin zurückgekommen 
war, kommt mit der Herzogin von 


Dezember (4., 11., 18., 25.). 


p itz, bis Württemberg in Breslau an. Freder- 
A as > dorff ſtirbt in Potsdam. — 22. Prin- 
De 5 zeſſin Amalie kommt in Breslau an. — 
5. Schlacht bei Leuthen; Liſſa. 30. Prinzeſſin Heinrich kommt aus 
6. Neukirch. Magdeburg in Berlin an. — Cothenius 
8. Dürgoy, bei Breslau, bis 19. geht nach Breslau. 
19. Vor Breslau, bis 21. 
21. Breslau, bis 24. Februar (5., 12., 19., 26.). 
21. Unterredung mit Tralles. 1. Breslau, bis 28. 
22. Zum Dankgottesdienſt in der 24. Nach Schweidnitz und zurück, 
Eliſabethkirche. Der König lei- bis 28. 
det ſeit 8 Tagen an der Kolik, Le 
ift Mitte Januar wiederher⸗ 3. Prinzeſſin Amalie reiſt aus 
geſtellt. Breslau ab, kommt 7. in Berlin an. — 
23. Canth. 6. Fürſtbiſchof Schaffgotſch kommt in 
24. Laaſen Wien an. — 7. Prinz Heinrich kommt 
Es | in Halle an. — 12. Die Prinzen Friedrich 
25. Striegau, bis 30. Wilhelm (II.) und Heinrich kommen aus 


30. Breslau, bis 31. Magdeburg nach Berlin zurück. 55 
ECEE EES Fahnen un ee von Leuthen 
f ; werden in das Berliner Zeughaus ge- 

7. Die Nachricht von Leuthen in bracht. — 25. Dieſer Sone ott Ber 

sn = a 1 928 Marquis be rune in Zerbſt verhaftet 

Ee | ‚und nach Magdebu bracht. 

kommt nach Berlin. u alan (20 Ai $ a rg gebrach 

der Kapitulation von Breslau (20.) in 

Berlin. — 25. Tedeum im Dome a März (5., 12., 19., 26. Oftern). 

Berlin. — 29. Mitchell, d Argens und 

die königliche Kapelle gehen nach Breslau. 1. Breslau, bis 14. 

dArgens kommt den 6., Mitchell ein 15. Rammenau (Neuhof). 

paar Tage früher an. Mitchell bleibt 16. Zedlitz. 

bis 1. ae: an Ae aan Landshut, bis 18. 

April. rinzeſſin Amalie geht na 

Quedlinburg. — 31. Prinzeſſin Ferdi⸗ 19. Kloſter Grüſſau, bis 31. | 

nand geht nach Schwedt. | 25. Seit ein paar Tagen leidet der 

König an Kolik, ift Anfang 


1758. | 


April wieder gefund. 
Januar (1., 8., 15., 22, 29.) 2. Findenftein kommt aus Breslau 
1. Breslau, bis 31. nach Berlin zurück. — 8. Fräulein von 


Redern, die Erzieherin der Prinzeſſin 

Wilhelmine, ſtirbt. — 11. Der Erbprinz 

1. Der frühere franzöſiſche Geſandte Friedrich von Kaſſel in Berlin, reiſt 12. 

de la Chetardie ſtirbt in Hanau. An» ab, kommt 16. in Breslau an. — 13. 
fang des Monats erkrankt Prin; Ferdi- de Catt kommt in Breslau an und tritt 
nand in Breslau ſehr ſchwer. — 2. fein Amt als Vorleſer des Königs an. — 
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19. Prinzeſſin Ferdinand und die Her- 
zogin von Württemberg kommen aus 
Breslau wieder in Berlin an. — 23. 
Aufführung der Graunſchen Paſſion in 
den Zimmern der Prinzeſſin Amalie, 
am 24. bei der Königin. 


April (2., 9., 16., 23., 30.). 

Kloſter Grüſſau, bis 19. 

10. Antrittsaudienz des engliſchen 
Geſandten Porte. 

12. bis 15. Der König krank. 

Schwenkfeld, bis 20. 

Nimpſch, bis 22. 

Münſterberg, bis 24. 

Glatz. 

Neiße, bis 27. 
Neuſtadt, bis 28. 

28. Jauerwitz, bis 29. 

29. Troppau, bis 30. 


Li 


19. 
21 + 
23. 
24. 
24. 
27. 


1. Der engliſche außerordentliche Ge- 
ſandte Generalmajor Yorke kommt in 
Berlin an, reiſt 4. zum Könige. — 6. 
Herzog Auguſt Wilhelm von Bevern kommt 
aus ſeiner Gefangenſchaft in Breslau an. 
Mitchell geht nach Kloſter Grüßau. — 
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Dienſte und erhält ein Freibataillon. — 
27. Prinzeſſin Amalie geht nach Oranien⸗ 
burg mit Profeſſor Dr. Meckel. — 28. 
le Ernft Conftantin von Weimar 
tirbt. 


Suni (4., 11., 18., 25.). 


1. Smirſchitz, bis 2. 
2. Klein⸗Latein, bis 18. 

9. Olmütz, bis 11. 

15. Nach Olmütz. Der König er⸗ 
hält die Nachricht vom Tode 
des Prinzen von Preußen. 

18. Smirſchitz (Lager bei Proßnitz), 

bis 30. 


12. Der Prinz von Preußen ſtirbt 
in Oranienburg. — 17. Yorke kommt 
nach Berlin zurück, reiſt 21. wieder nach 
dem Haag. — 28. Die Nachricht vom 
Siege des Herzogs Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig bei Crefeld (23.), in der der 
Herzog von Giſors fällt, in Berlin. — 
27. Prinzeſſin Amalie geht nach 
Schwedt. 


Juli (2, 9., 16., B., 30.). 


10. Sophie von Danckelmann wird Er⸗ 


zieherin der Prinzeſſin Wilhelmine. — 1. Smirſchitz, bis 2. 

13. Feldmarſchall Lehwald kommt in 2. Brzesko, bis 3. 

Berlin an. — 15. Die Nachricht von der 3, Mähriſch⸗Trübau, bis 4. 
Eroberung von Schweidnitz (12.) in 5. Zwittau, bis 6. 


Berlin. — 27. Die Schuchſche Truppe 
kommt in Berlin an und gibt 1. Mai ihre 
erſte Vorſtellung. — 29. Der Prinz von 
Preußen geht nach Oranienburg. 


Mai (7., 14. Pfingſten, 21., .). 


1. Troppau, Alt⸗Zeſchdorf. 13. 
2. Beutſch, Domſtadt, Gibau. 15. 
3. Starnau. 23. 
4. Littau, bis 7. 26. 

5. Nach Oleſchau und zurück. 30. 
7. Aſchmeritz, bis 11. SE 

11. Smirſchitz (bei Proßnitz), bis 31. 
13. Nach Prödlitz und zurück, bis 14. 
20. Nach Hoſtiletz. 


21. Nach Konitz, bis 2. 


2. Die Herzogin von Württemberg 
geht nach Schwedt. — 


von Preußen im 
niſter von Viereck ſtirbt in Berlin. — 
17. Die verwitwete Herzogin von Braun⸗ 
Dech Antoinette Amalie, fommt mit 
ihren bei 

reiſt am 31. Juli über Potsdam und 
18. Der ſchwe⸗ Sausſouci zurück, wohin die Königin 


Leutomiſchl, bis 8. 

Hohenmauth. 

Gruſowa, bis 10. 

Neu⸗Holitz, bis 11. 

Rokitno, bis 13. 

Königgrätz, bis 15. 

Opotſchna (bei Königgrätz), bis 3. 
Königgrätz, bis 25. 

Roßnitz, bei der Metau, bis 30. 
Jeſſenitz, bis 31. 


11. Beiſetzung der Leiche des Prinzen 


ome zu Berlin. Mi⸗ 


den Töchtern nach Schönhauſen, 


diſche Oberſt Hordt tritt in preußiſche ſie begleitet. 
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Auguft (6., 13., 20., 27.). 
Jeſſenitz, an der Metau, bis 2. 
Klinay (Klinge), bei Skalitz, bis 4. 
Wiſſoki bei Nachod, bis 5. 
Politz (Medau). bis 6. 
Wernersdorf, bis 9. 

Grüſſau, bis 10. 

Landshut, bis 11. 

Rohnſtock, bis 12. 

Liegnitz. 

Heinzendorf, bis 14. 
Hermsdorf bei Polkwitz. 
Dalkau. 

Beuthen, Neuſalz, Wartenberg. 
Plothow, bis 18. 

Croſſen, bis 19. 

Zielenzig, bis 20. 

Frankfurt a. O., bis 21. 
Gorgaſt, Lager bei Cüſtrin. 
Güſtebieſe, Ploſſow, bis 24. 
Neudammer Mühle, bis 25. 


Cüſtrin (bei Tamſel). 

Lager bei Zorndorf. 
Tamſel, bis 31. 

29. SE bei der Armee. 


13. Prinz Ferdinand, der im Lager 
bei Grüſſau erkrankt ift, geht nach Lands⸗ 
hut, dann nach Schweidnitz: Mitte OF 
tober ift er in Breslau. — 18, Prin- 
zeſſin Amalie und die Herzogin von 
Württemberg kommen aus Schwedt nach 
Berlin. — 20. Die Prinzeſſin von 
Preußen iſt mit ihren Kindern nach 
Potsdam gegangen; die beiden Prinzen 
gehen von da kurze Zeit nach Rathenow. 
— 26. Die Nachricht von Zorndorf in 
Berlin. — Ende des Monats geht Argens 
nach Hamburg und bleibt da dis Mitte 
April 1759. 


September (3., 10., 17., 24.). 


1. Blumberg, bis 2. 
2. Cüſtrin, Manſchow, bis 3. 
3. Mülroſe, bis 4. 
4. Beeskow; Trebatſch, bis 5. 
4. Beſuch der Prinzeſſin Amalie 
und Finckenſteins, bis 5. 
5. Lübben, bis 6. 
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26. 
27. Rammenau, bis 30. 


Schlacht bei Zorndorf; Lager bei 
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Dobrilugt, bis 8. 
Elſterwerda, bis 9. 
„Großenhain; Groß⸗Dobritz, bis 11. 


8. 


11. Wahnsdorf, bis 13. 
11. In Dresden, bei Prinz Heinrich. 
14. Der König leidet an ſtarker 
| Kolit. 
13. Schönfeld, bis 26. 


16. Nach Fiſchbach. Beſuch bei Prinz 
Heinrich. Der König leidet an 
Magenframpf und Augen⸗ 
ſchmerzen bis Ende des Monats. 

Hauswalde, bis 27. 


3. Tedeum im Dome zu Berlin, — 


21. Die Prinzeſſin von Preußen kommt 
aus Potsdam in Magdeburg an. 


Oktober (1., 8., 15., 22., .). 


1. Rammenau, bis 7. 

4. Der König leidet an Magen- 
krämpfen, bis 8. 

7. Bautzen, bis 10. 

Radewitz, bis 14. 

Überfall bei Hochlirch; Lager bei 

Bautzen (Doberſchütz, Weiſenberg), 

bis 24. 

17. Der König erhält die Nachricht 
vom Tode der Markgräfin von 
Bayreuth. 

20. Beſuch des Prinzen Heinrich. 

24. Ullersdorf, bis 26. 

26. Görlitz, bis 29, 

28. Nach Lauban. 

30. Lauban, bis 31. 


— — = — 


14. Prinz Franz von Braunſchweig 
fällt. — 16. Maupertuis ommi T wer- 
krank in Baſel an. — 19. ach 
richt von Hochkirch in Berlin. — Sc Die 
Nachricht vom Tode der Markgräfin von 
Bayreuth in Berlin. — 30. Prinz Karl 
Emil wird in Magdeburg geboren. 


November (5., 12., 19., 26.). 
1. Lauban, Löwenberg, bis 2. 
2. Pombſen, bis 3. 
3. Jauernik, bis 5. 
5. Girlsdorf, bis 6. 
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Groß⸗Noſſen, bis 7. | 

Neiße, bis 8. 

Girlsdorf. 

Schweidnitz, bis 11. 

Rohnſtock, bis 12. 

Schönau, bis 13. 

Löwenberg, bis 15. 

14. Der König leidet an Ausſchlag 

am ganzen Körper. 

Lauban, bis 16. 

Görlitz, bis 17. 

Maltiz, bis 18. 

Bautzen, bis 19. 

Pulsnitz, bis 20. 

Dresben, bis 30. | 
| 

2. Die Leiche des Prinzen Franz 

von Braunſchweig kommt durch Schön⸗ 

hauſen, bleibt da bis 5. — 12. Tedeum 

im Dome zu Berlin wegen des Entſatzes 

pon Neiße (6.). — 24. Die jungen 

Prinzen kommen aus Potsdam nach 

Berlin zurück. 


Dezember (3., 10., 17., 24., 31.). | 


Dresden, bis 9. | 
Torgau. | 
Kottbus, Sprottau. 

Parchwitz. 

Breslau, bis 31. 


1. Der holländiſche Geſandte Verelſt 
kommt in Berlin an, geht 24. nach 
Breslau, wo er 26. ankommt. — An⸗ 
fang des Monats geht Finckenſtein nach 
Dresden. — 9. Ferdinand von Braun: | 
ſchweig wird Feldmarſchall. Prinz 
Friedrich Wilhelm erhält den Titel: 
Prinz von Preußen. — 10. Die Prinzen 
Friedrich Wilhelm (II.) und Heinrich 
ommen aus Berlin nach Torgau. 
— 14. Nach der Ankunft des Königs 
in Breslau reiſt Prinz Ferdinand nach 
Schwedt. — 17. Mitchell kommt aus 
Dresden nach Berlin, geht 23. nach 
Breslau, kommt 27. an. — Reichsgraf 
Seckendorff wird in Meuſelwitz verhaftet 
und nach Magdeburg gebracht, wo er bis 
Mai 1759 bleibt. 


= 
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1759. 


Januar (7., 14., 21., 28.). 
1. Breslau, bis 31. 


5. Die Prinzeſſin von Preußen 
kommt aus Magdeburg nach Berlin. — 
12. Prinzeſſin Anna von Oranien ſtirbt. 
— 15. Berelft kommt aus Breslau nach 
Berlin. — 18. Prinz Heinrich kommt 
aus Dresden nach Berlin, geht 1. Fe⸗ 
bruar über Dresden nach Schleſien. — 
18./ 19. ſtirbt Generalleutnant Penna- 
vaire. 


Februar (4., 11., 18., 25.). 
1. Breslau, bis 28, 


3. Beiſetzung des bei Hochkirch ge⸗ 
fallenen Feldmarſchalls Keith in der 
Garniſonkirche in Berlin. — In der 
Nacht 15./16. ſtirbt Prinz Carl Emil. 
28. Der Erbprinz Friedrich von 
Kaſſel wird Generalleutnant und Vize⸗ 
gouverneur von Magdeburg. 


März (4., 11., 18., B.). 
1. Breslau, bis 21. 
23. Schweidnitz, bis 24. 
24. Rohnſtock, bis 31. 


29. Prinzeſſin Amalie geht von 
Berlin nach Schwedt. 


April (1., 8., 15. Oſtern, 22., .). 


1. Rohnſtock; Bolkenhain, bis 11. 
5. Hirſchberg; Kemnitz, bis 6. 
10. Nach Landshut und Grüſſau. 

12. Landshut, bis 28. 

2. Neiße. 

30. Deutſch⸗Kamnitz, Oppersdorf. 


= 


12. Aufführung von Pergoleſes 
„Stabat mater“ bei der Königin, am 
13. im Berliner Dom. — 19. Die Rad- 
richt vom Siege Ferdinands von Braun- 
ſchweig bei Bergen (13.) in Berlin. — 
Ende des Monats geht Cothenius nach 
Schwedt, bis 10. Mai. 


Mai (6., 13., 20., 27.). 


1. Oppersdorff, Zuckmantel. 
2. Neiße. 
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3. Landshut, bis 27. 16. Lebus: Madlitz, bis 17. 
20. Nach Liebau. 18. Fürſtenwalde, bis 29, 
27. Reich⸗Hennersdorf, bis 31. 30. Bornow. 


31. Waldau. 


20. Die Fürſtin Caroline von Zerbſt.— - 

ſtirbt. — 26. Guiſchard (Quintus Icilius) 3. Die Nachricht von Minden in 
wird Major und erhält ein Freibataillon. Berlin. — 8. Graun ſtirbt. — 13. Die 
l Nachricht von Kunersdorf in Berlin; 
Juni (3. Pfingſten, 10., 17., 3.) . der bof reift Fr ni E er 

ich. : 15. anfommt. — 15. Prinz inand 
1. Reich ee bis 30. geht mit be Senf nad Stettin, 
ne | er wohin die bei Kunersdorf verwundeten 
2. Feldmarſchall von Kalkſtein pen, Generale Seydlitz und Herzog Eugen 
Dieſer Tage iſt die Schuchſche Truppe von Württemberg kommen. — Ende des 
aus Breslau nach Berlin gekommen, Monats geht Argens nach Tangermünde, 


bleibt bis Mitte Auguſt. — 6. Prin⸗ S : 
zeſſin Amalie kommt aus Schwedt zurück. bann nach Wolfenbüttel, bis 10. Sep 


tember. 
Juli (1., 8., 15., 22., 29.). September (2., 9., 16., B., 30. ). 
1. Reich⸗Henners dorf, bis 5. 1. Lübben; Waldow, bis 16. 
5. Rohrbach; Hirſchberg, bis 6. 5. Nach Sagan. 
. 6. Lähn; Walters dorf, bis 10. 7. Der König erhält die Nach⸗ 
10. Lager bei Schmottſeifen (Dürings⸗ richt von der Kapitulation von 
voriverf), bis 29. Dresden (4.). 
24. Der König erhält die Nachricht 16. Lübben, Vetſchau, bis 17. 
von der Schlacht bei Kay (23). 17. Kottbus, bis 19. 
29. Sagan, bis 31. 19. Forſt. 
31. Chriſtianſtadt. 20. Linderode bei Sorau, Schönwalde. 


1. Frau von Mauvertuis reiſt nach roy 1 a bis 22, 


Baſel. — 26. Die Nachricht von Kay 

in Berlin. — 27. Maupertuis ſtirbt in | 25. Braunau, bis 30. 

Baſel. — 31. Die jungen Prinzen gehen — —— 

nach Potsdam, von da am 10. Auguſt 20. Vermählung der Prinzeſſin 


nach Magdeburg. Karoline von Braunſchweig mit dem 
verwitweten Markgrafen Friedrich von 
Auguſt (5., 12., 19., 26.). Bayreuth. 
1. Chriſtiansſtadt, Sommerfeld. | Oktober (7., 14., 21., 28.). 
2. Markersdorf. ` 
8 ; 
3. Beeskow. e 


Glogau. 

Zerbau, bis 7. 

Groß⸗Gaffron, Köben; Sophienthal 

bis 27. 

17. Der König erkrankt an der 
Gicht an den Füßen und der 
linken Hand. 

27. Der König muß ſich nach Köben 
tragen laſſen. 


3. Der König erhält die Nach = 

richt von dem Siege bei Minden 8. 

(1. Aug.). ` 

4. Mülroſe, bis 6. à 
7. Wulkow, bis 10. 

11. Reitwein. 

12. Schlacht bei Kunersdorf. | 

12.13 Dammhaus bei Reitwein. i 

| 


13. Stſcher. | à 
14. Reitwein, bis 16. 27. Köben bis 31. 
14. Der König iſt ſchwer erkrankt, 3. Die drei jungen Prinzen von 


bis 18. Braunſchweig in Magdeburg, bis 19. 
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November (4., 11., 18., 25.). | Ende des Monats leidet der König 
1. Glogau, bis 7. an einer „fluxion à la joue 
Sagan. qui me fait souffrir le mar- 
9. Triebel, Spremberg, bis 10. tires. 
10. Görlitz. — — 
11. Elſterwerda, bis 12. 31. Der Landgraf Wilhelm von 


13. Hirſchſtein. Zuſammenkunft mit Kaſſel ſtirbt. 
Prinz Heinrich. 
14. Lörſchnitz: Kröges, bis 17. Februar G. 10., 17., 24.). 
Die Krankheit des Königs ift vor⸗ l- Freiberg, bis 29. 
über, wenn er auch noch ſchwach 
auf den Füßen iſt. 7. de Catt wird Mitglied der Aka⸗ 


, Mils j demie. — 10. Prinz Heinrich geht krank 
17. Tembach (Lager bei Bilébruf) bis 18. nach Wittenberg, bleibt bis 17. April. — 


18. Kaufber; Wilsdruf, bis 29. . 20. Bei der Gefangennahme des Gene- 
22. Der König erhält die Nachricht rals von Czettritz kommt ein Exemplar 

von Maren (21). von des Königs „Principes généraux 

30. Freiberg. de la guerre“ in die Hände der Oſter⸗ 


reicher. — 22. Bei der Beſetzung von 
Schwedt durch die Ruſſen werden der 
Anfang des Monats Argens in Markgraf Friedrich Wilhelm und Herzog 

Glogau (?). — 7. Frau von Maupertuis Eugen von Württemberg gefangen. 
Shak niet er à Lire SE wird | 

berhofmeiſterin der Prinzeſſin Amalie. „ 9., 16., B., 30.). 
— 10. Die Herzogin⸗Witwe von Braun⸗ | März (., 9, 16, 28., 30.) | 
ſchweig kommt mit ihren Töchtern nach 1. Freiberg, bis 31. 
Magdeburg, bleibt bis 25. — 22. Der 
Prinz von Preußen und Prinz Heinrich 
der Jüngere kommen aus Magdeburg 
nach Berlin. — 26. Die Königin und 
die Prinzeſſin von Preußen kommen 
aus Magdeburg nach Berlin. — 29. Prin⸗ 
zeſſin Heinrich kommt aus Magdeburg 
nach Berlin. Prinz und Prinzeſſin April (6. Oſtern, 13., 20., 27.). 
Ferdinand kommen aus Stettin über , Í 
Schweot in Berlin an. 1. Freiberg, bis 24. 
24. Wilsdruf. 


Dezember (2., 9., 16., 23., R.). 2 1 x 27. Wi 
1. Freiberg, bid 3, 2. ager ve eißen, bis 31. 
3. Wilsdruf, bis 5. | 

6. Freiberg, bis 30. 
31. Pretz ſchendorf. 


18. Die Königin, die Prinzeſſin von 
Preußen und Prinzeſſin Amalie gehen 
nach Magdeburg. — 19. Prinzeſſin 
Heinrich geht nach Magdeburg. 


9. Argens ſchickt dem Könige das 
erſte Exemplar der „Poésies diverses“. 
— 11. Fürſt Moritz von Anhalt ſtirbt. — 
17. Der Buchhändler Voß zeigt das Er⸗ 
2. Prinzeſſin Amalie kommt aus ſcheinen der „Poésies diverses“ an. — 
Magdeburg nach Berlin. — W. Der 21. Prinz Heinrich kommt aus Witten⸗ 
Erbprinz von Braunſchweig kommt zum berg nach Berlin, reiſt 24. über Sans⸗ 
Könige und bleibt bis 19. Januar. een nad Torgau. 


Mat (4., 11., 18, 25. Pfingſten). 


190; 1. Meißen, bis 31. 
Sanuar (5., 12., 19., 26.). KE leet te 
1. Pretzſchendorf, bis 10. 5. Prin; Ferdinand kommt in 


10. Freiberg, bis 31. Stettin an. 
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Sunt (1., 8., 15., 22., 29.). | - 
1. Meißen, bis 14. 
15. Proſchitz, bis 17. 
18. Meißen; Radeburg, bis 25. 

25. Der König erhält die Nachricht 


von Fouqués Niederlage Gd Ee 
tirb 


Landshut (23.). 
26. Groß⸗Dobritz, bis 30. 


| 
| 
Quii (6., 13., 20., 27.). | 
| 


1. 
1. Grob: Dobrig. 3, 
2. Quoosdorf, bis 3. 3. 
4. Pulsnitz. 11. 


5. Marienſtern. 

6. Rieder⸗Gurka. 

8. Schmölln. 

8. 9. Bautzen. 

10. Weißig, bis 11. 

12. Hof⸗Lößnitz, Wahne dorf. 

13. Grüne Wieſe, bis 15. | 

15. Griina, bis 21. 

22. Leubnitz, bis 29. 

29. Keſſelsdorf, bis 30. | 
29. Der König erhält die Nachricht 

von der Eroberung von Glatz 1. 
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Berlin. 
krank nach Breslau, iſt dann im Oktober 
in Glogau, wo er bis 26. März 1761 
bleibt. — 24. Baron v. Morrien, der 
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19. Die Nachricht von Liegnitz in 
28. Prinz Heinrich geht 


der Königin ⸗ Mutter, 
t. — 31. Tedeum im Berliner Dom. 


September (7., 14., 21., 28.). 


Pilzen, bis 3. 

Jauernik. 

Bunzelwitz, bis 11. 

Börnchen, Kander. 

Der König leidet ſeit fünf Tagen 
an Krämpfen „zum Erſticken“, am 
16. geht es beſſer. 

Baumgarten, bis 16. 
Johannisdorf. 

Dittmannsdorf (Reußendorf), bis 30. 


13. Der Leibarzt des Königs, Dr. 


Eller, ſtirbt. 


Oktober (5., 12., 19., 26.). 
Dittmannsdorf, bis 6. 


| durch Laudon (26.). 7. Bunzelwitz. 
30. Wilsdruf. 8. Jauer, Berchtels dorf. 
31. Schieritz. 9. Primkenau. 
SSS ü 10. Konrads dorf. 
29. Podewils ſtirbt in Berlin. 11. Sagan, bis 12. 
Auguft (3., 10., 17., 24., 31.). 13. Golfa. 
guſt ( Sé RE ) 14. Guben, bis 15. 
1. Großenhain; Dallwitz, bis 3. 16. Wald 
3. Koetzſch ° aldow. 
D 17. Lübben, bis 20. 
4. Radibor. 
21. Dahme. 
5. Arnsdorf. 
6. Rothwaſſer 5 
: j 23. Wittenberg. 
7. Bunzlau, bis 8, 24. Prehjuhn 
9. Hohendorf, Goldberg. Es e ` 
| l 25. Coswig. 
11. 12. Seichau. 26. Joni 
12. Liegnitz, bis 14. 5 
gutß, 27. Roßlau; Kemberg, bis 28. 


14. 15. Pfaffendorf. 29 

15. Schlacht bei Liegnitz: Parchwitz, 31. 
bis 16. | 

16. Neumarkt, bis 18. 

19. Hermannsdorf (vor Breslau), bis 30. 

30. Ptſchederwitz. 

31. Költſchen. 


ſetzen Berlin bis 12. (13.). 
Georg II. ſtirbt. — 31. Prinz Ferdi⸗ 
nand kommt aus Stettin in Berlin an. 


Düben, bis 30. 
Eilenburg. 


9. Die Ruffen und Oſterreicher be: 


+ 
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November (2., 9., 16., B., 30.). 


1. Thalwig. 

2. Lang⸗RNeichenbach, bis 3. 

3. Schlacht bei Torgau; Torgau, bis 6. 

6. Strehlen. 

7. Cavertitz. Der König erhält die 
Nachricht vom Tode Georgs II. 

8. Meißen (Nieder⸗Muſchwitz), bis 14. 


14. 
18. 


Unckersdorf, bis 16. 
Neuſtadt, bis 23. 


23. Der König hat ſeit 8 Tagen 


an Bruſtſchmerzen gelitten. 
24. Meißen, bis 30. 


— ee aa 


6. Die Nachricht von Torgau in 
Tedeum im Dome in 


Berlin. — 9. 
Berlin. Aufführung des Graunſche 
Tedeum in der Petrikirche. — 


mit Alvensleben. 
Tode Georgs II. in Berlin. — B. D 
Miniſter von Katt ſtirbt in Berlin. 


Dezember (7., 14., 21., B.). 


1. Meißen, bis 8. 
8. Leipzig, bis 31. 
18. Unterredung mit Gellert. 


Anfang des Monats kommt die 


Schuchſche Truppe nach Berlin, gibt 
14. die erſte Vorſtellung, bleibt bis 
10. Februar. — 8. Mitchell kommt aus 
Meißen, wo er 3 angekommen war, nach 
Leipzig. — 12. Finckenſtein, Argens und 
die Kapelle (darunter Faſch) gehen nach 
Leipzig. — 19. Die beiden jungen 
Prinzen reiſen zum Könige. 


1761. 


Januar (4.. 11., 18., 25.). 
1. Leipzig, bis 31. 
20. Unterredung mit Gotzkowski. 


13. Die Prinzen kommen aus 
Leipzig nach Magdeburg zurück. — 26. 
Der Marſchall Belle⸗isle ſtirbt. 

Februar (1., 8., 15., 22.). 
1. Leipzig, bis 28, 


März (1., 8., 15., 22. Oſtern, 29.). 
1. Leipzig, bis 17. 
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11. Ver⸗ 
mählung von Fräulein von Keiſerlingk 
Die Nachricht vom 
er 

| 
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18. Chemnitz, Freiberg. 
20. Meißen, bis 31. 
28. Prinz Heinrich beim Könige. 


Mitte des Monats kommt Fincken⸗ 
ſtein aus Leipzig wieder nach Berlin. — 
23. Argens aus Leipzig wieder in 
Berlin. — 30. Prinz Heinrich kommt 
in Berlin an. 


April (5., 12., 19., 26.). 
| 1. Meißen, bis 30. 


| 3. Die verwitwete Herzogin von 
Braunſchweig kommt mit zwei Töchtern 
nach Magdeburg und bleibt bis 21. Mai. 
— 14. Finckenſtein geht nach Meißen. — 
18. geht Prinz Heinrich aus Berlin 
CS eißen. 


Mai (3., 10., 17., 24., 31.). 
Meißen. 

Schlettau. 
Strehlen, bis 4. 
Nieder⸗Quoolsdorf. 
Marienſtern. 
Rodewis. 

Görlitz, bis 9. 
Thiemendorf. 
Harpers dorf. 
Poiſchwitz. 
Hausdorf, bis 14. 
Kunzendorf, bis 31. 


3. 


6. 


10. 
11. 
12. 
13. 

15. 


19. Prinz und Prinzeſſin Ferdinand 
kommen aus Berlin in Magdeburg an. 
Juni (7., 14., 21., .). 

| 1. Kunzendorf, bis 30. 


| 11. Mitchell kommt in Magdeburg 
an. — 30. Generalleutnant von Goltz 
ſtirbt. 


Juli (5., 12., 19., 26.). 


. Kunzendorf, bis 6. 
. Pilzen, bis 21. 
21. Nimptſch. 

22. Münſterberg. 
23. Stephansdorf; 
bis 29. 


Ss 


=] 


Gießmannsdorf, 
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25. Nach Ottmadau. 
30. Neuſtadt. 
31. Oppersdorf. 


Auguft (2., 9., 16., 23., 30.). 
Oppersdorf, bis 4. 
Schönbrunn. 

Strehlen, bis 9. 
Pilsnitz. 
Jerſchendorf, bis 13. 
Lohnig. 
Wahlſtadt (Nikolſtadt), bis 19. 
Ober⸗Gäbers dorf. 
Bunzelwitz, bis 31. 


9. Prinz Heinrich von Braun⸗ 
ſchweig ſtirbt an ſeiner 20. Juli er⸗ 
haltenen Verwundung. Prin⸗ 
zeſſin Sophie Charlotte von Strelitz, die 
Braut Georgs III., wird in Perleberg 
im Auftrage des Königs begrüßt. 


September (6., 13., 20., 27.). 
Bunzelwitz, bis 25. 

Pilzen, bis 27. 

Strehlen. 

Siegroth. 

EE bis 30. 


1. Mitchell kommt nach Magdeburg 
und bleibt bis Mai. 


Oktober (4., 11., 18., 25.). 


1. Groß⸗Noſſen, bis 5. 

3. Der König erhält die Nach- 
richt von der Eroberung von 
Schweidnitz (1.) durch Laudon. 

5. Schönbrunn. 
6. 


Strehlen (Woiſelwitz), bis 31. 
5. Pitt erhält ſeine Entlaſſung. 


November (1., 8., 15., 22., 29.) . 
1. Strehlen (Woiſelwitz), bis 31. 


15. Der tartariſche Geſandte Muſta⸗ 
pha Aga beim Könige bis Ende No⸗ 
vember. — 29. Taufe der Prinzeſſin 
Friederike Eliſabeth, Tochter des Prinzen 
Ferdinand (geboren 1. November). 


Hans Droyſen 
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Dezember (6., 13., 20., 27.). 
1. Strehlen, bis 8. 
9. Breslau, bis 31. 
26. Der König erhält die Nach⸗ 
richt von der Übergabe Colbergs 
an die Ruſſen (16.). 


4. Citatio edietalis wegen Hoch⸗ 
verrates gegen den flüchtigen Baron 
Warkotſch. 15. Yakub Aga in 
Breslau, bis 20. 


1762. 


Januar (3., 10., 17., 24., 31.). 
1. Breslau, bis 31. 

19. Der König erhält die Nach⸗ 
richt vom Tode der Kaiſerin 
Eliſabeth. 

Ende des Monats 


leidet der 
König am Fieber. | 


5. Kaiſerin Elifabeth von Rußland 
ſtirbt. Die Nachricht am 19. in Berlin. 
— 24, Aufführung einer von der Rar- 
ſchin edichteten Kantate in Magdeburg: 
die Karſchin in Magdeburg. 
Oberſt Gudowitſch in Ma 
von 


28. Konfirmation des 
Preußen. — Im Laufe des Monats 
kommt Lord Marſchall Keith aus Eng⸗ 
land zurück und geht Anfang April 
wieder nach Neuenburg. 


agdeburg. i 
rinzen 


Februar (7., 14., 21., 28.). 

Breslau, bis 28. 

11. Die Hämorrhoiden, an denen 
der König ſeit einem Monat 
gelitten hat, ſind ſeit zwei 
Tagen vorbei. 


ES 


€ 


| 20. Gudowitſch kommt in Bres- 
lau an. 
j 


März (7., 14, 21., 28.). 
Breslau, bis 31. 
1. Ter Konig leidet an „fièvre 
de fluxion“, bekommt Ende 
des Monats einen Rückfall. 


à 


e 


or 


| 7. Die verwitwete Herzogin von 
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Braunſchweig, Antoinette Amalie, ſtirbt. 


ſchweig, bis 18., dann zur Frau von 
11. Miniſter von Boden ſtirbt. — 


Kannenberg auf ihr Gut bis 27.; mit 
16. Wafſenſtillſtand in Pommern. — ihr gehen die Prinzeſſin von Preußen 
25. Finckenſtein und Hertzberg kommen und die Prinzeſſin Heinrich. — 17. Prin- 
aus Magdeburg in Breslau an. — 29. zeſſin Heinrich, 18. die Prinzeſſin von 
Der gefangene Oberſt Graf Hordt kommt Preußen und Prinzeſſin Amalie aus 
aus Petersburg in Breslau an. — 30. Hundisburg wieder in Magdeburg. — 
Tzſchernitſcheff in Breslau, bis 1. April, 22. Markgraf Karl ſtirbt in Breslau. — 
den 31. beim Könige, der ihm den 27. Die Nachricht vom Siege des Prinzen 
Schwarzen Adlerorden verleiht. Der GH von Braunſchweig bei Wil- 
t 


Prinz von Preußen kommt aus Magdes helmsthal (24.) in Berlin. — 30, Fincken⸗ 
burg in Breslau an. ein und Hertzberg aus Breslau wieder 


in Berlin. 
April (4., 11. Oftern, 18., B.). 
1. Breslau, bis 30. 


— 


11. Prinzeſſin Philippine wird in 


Schwedt eingeſegnet. — 18. Prinzeſſin 
Amalie, Prinz und Prinzeſſin Ferdi⸗ 
nand in Braunſchweig, bis 30. — 22. 
Dieſer Tage kommt Mitchell aus Magde⸗ 
burg und geht nach Breslau. Der Ge⸗ 
heime Finanzrat Grunemann ſtirbt. 


Mai (2., 9., 16., 23., 30. Pfingften). 


1. Breslau, bis 15. 
16. Bettlern, bis 31. 


5. Friedensſchluß mit Rußland. — 


17. Cothenius nach Breslau zum Mark⸗ 


rafen Karl berufen. — 20. Die Shud- 
che Truppe wieder in Berlin aus Bres⸗ 
lau. — 21. Finckenſtein erhält den 
Schwarzen Adlerorden. — 22. Der Ober- 
hofmeiſter der Königin von Kannen⸗ 
berg ſtirbt. — 23. Dankfeſt wegen des 
riedens bei der Armee. — 24. Feierliche 

erkündigung des Friedens in Berlin. 
28. Graf Gotter ftirbt. — 30. Tedeum 
wegen des Friedens im Berliner Dom. 
— 31. Prinz und Prinzeſſin Ferdinand 
kommen aus Magdeburg nach Berlin. 
Graf Woronzoff, der rufſiſche Geſandte 
für England, kommt nach Breslau, iſt 
am 11. Juni in Berlin, reift 18. weiter. 


Juni (6., 13., 20., 27.). 
1. Bettlern, bis 28. 
29. Klein⸗Tinz, bis 30. 
30. Der König geht in das Lager 
der Ruſſen. 


— 


3. Die Verkündigung des 22. Mai 


| 
D 


Juli (4., 11., 18., 25.). 


Klein⸗Tinz, Gnichwitz (Sachwitz), 
bis 2. 
3. Bunzelwitz, bis 5. 


6. Neudörfchen, Baumgarten. 

7. Reichenau; Seitendorf, bis 19. 

18. Der König erhält die Nachricht 
von der Abſetzung Peters III. 
(9. Juli). 

Bögendorf, bis 25. 

21. Gefecht bei Burkersdorf. 

Dittmannsdorf, bis 31. 

31. Der König erhält die Nach⸗ 
richt vom Tode Peters (III.) 
(17. Juli). 


19. 


26. 


1. Feldmarſchall Lehwald geht nach 
Preußen. — 5. Verkündigung des Frie⸗ 
dens mit Rußland in Königsberg. Wieder» 
beſitzergreifung en Den . 
Pringeffin Charlotte und Therefe Natalie 
von Braunschweig in Magdeburg, bis 30. 
20. Der Komponiſt und Klavierſpieler 
Nichelman ſtirbt in Berlin. — 22. Tzſcher⸗ 
nitſcheff zieht mit den Ruſſen ab. — 23. 
Die Nachricht vom Tode Peters III., 
in Berlin. 


Auguſt (1., 8., 15., 22., 29.). 
1. Dittmannsdorf, bis 12. 
12, Peterswalde, bis 30. 
31. Peiskendorf. 


6. Feldmarſchall Lehwald kommt 
in Königsberg an. — 9. Prinzeſſin 
Amalie kommt aus Magdeburg nach 
Berlin. — 19. Die Nachricht vom Ges 
fecht bei Reichenbach (16.) in Berlin. — 


— 


mit Schweden geſchloſſenen Friedens in 25. Prinz und Prinzeſſin Ferdinand 


Berlin. — 14. Die Königin geht nach 
Hundisburg zur Herzogin von Braun⸗ 


| und gehen nach 


kommen aus Magdeburg in Berlin an 
chwedt. 
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September (5., 12., 19., 26.). | 
1. Peterswalde, bis 23. 
24. Bögendorf, bis 30. 


Anfang des Monats kommt der 
Prinz von Preußen nach Leipzig. — 
5. Argens kommt in Leipzig an. — 14. 


13. Prinz Ferdinand wird in Sonnen⸗ 
burg als Herrenmeiſter des Johanniter⸗ 
ordens gewählt und inftalliert. — 17. 
Prinzeſſin Amalie kommt aus Sonnen- 
burg nach Berlin. — 24. Prinz und 
Prinzeſſin Ferdinand aus Schwedt wieder 
in Berlin. — In dieſem Monat ſtirbt 
Auguſte von Tettau (Finette). 


Oktober (3., 10., 17., 24., 31.). 


1. Bögendorf, bis 9. 
10. Peterswalde, bis 31. 


11. Die Nachricht von der Erobe⸗ 
rung von Schweidnitz (19.) in Berlin. — 
31. Die Nachricht von dem Siege bei 
Freiberg (29.) in Berlin. 


November (7., 14., 21., 28.). 


1. Peterswalde; Löwenberg, bis 2. 
2. Der König erhält die Nachricht 
von Freiberg. 
Sprottau. 
Sorau, Lauban. 
Meißen (2). 
Torgau, bis 8. 
Meißen, bis 31. 
9. Nach Freiberg zum Prinzen 
Heinrich, bis 10. 


| 


4. 
5. 


| 


3. Unterzeichnung der Friedens- 
präliminarien. — 4. Der Prinz von 
Preußen aus Breslau in Berlin, geht 
14. nach Meißen. Tedeum im Dome 
zu Berlin. — 9. de Catts Hochzeit in 
Berlin. — 10. Lord Mitchell aus Breslau 
in Berlin. — 15. Waffenſtillſtand im 
Weſten. — 19. Prinz Ferdinand kauft 
Friedrichsfelde. — 24. Waffenftillftand 
un Often. — 29. Der ſächſiſche Geheim⸗ 
rat Fritſch beim Könige. 


Dezember (5., 12., 19., 26.). 
Meißen. | 
Leipzig; Jena, bis 3. 

Weimar; Gotha, bis 4. | 
In Gotha Unterredung mit Pütter. 
Leipzig, bis 31. 


1. 
2. 
3. 


on 


0 


K 


Prinz Heinrich kommt nach Leipzig. — 
15. Finckenſtein geht nach Leipzig. Der 
jüngere Prinz Heinrich kommt nach 
Leipzig. — 24. Ferdinand von Braun⸗ 
ſchweig kommt in Braunſchweig an. — 
26. Hertzberg geht nach Leipzig. — 30. 
Erſte Sitzung der Friedenskommiſſion 
in Hubertusburg. 


1763. 


Januar (2., 9., 16., B., 30.). 
1. Leipzig, bis 31. 


5. Prinz Heinrich kommt aus Leipzig 
in Berlin an. — 21. Prinzeſſin Ferdi⸗ 
nand geht nach Schwedt. 


Februar (8., 13., 20., 27.). 


1. Leipzig, bis 17. 
17. Hubertusburg. 
18. Meißen. 

19. Dahlen, bis 28. 


Anfang des Monats kommt Ferdi⸗ 
nand von Braunſchweig nach Leipzig. 
— 3. Prinz Heinrich geht nach Rheins- 
berg, bis 7. — 5. Die beiden jungen 
rinzen in Gotha, bis 9. Januar, über 
Weimar 10. wieder nach Leipzig. — 
10. Abſchluß des Pariſer Friedens. — 
13. Prinzeſſin Heinrich kommt aus 


Magdeburg nach Berlin. — 15. Ab- 


ſchluß des Friedens. — 16. Die Rad- 
richt vom Friedensſchluſſe in Berlin. 
Die Königin kommt aus Magdeburg 
zurück. — 18. Der Prinz von Preußen 
geht nach Meißen. — 19. Die Prin⸗ 
zeſſin von Preußen wieder in Berlin. 
Der jüngere Prinz Heinrich und d'Argens 
aus Leipzig wieder in Berlin. — 

Markgraf Friedrich von Bayreuth ſtirbt. 


März (6., 13., 20., 27.). 
1. Dahlen, bis 13. 
13. Torgau, bis 14. 
15. Moritzburg, Zuſammenkunft mit 
dem Kurprinzen von Sachſen. 
16. Leipzig. Moritzburg, Bautzen. 
17. Löwenberg, Goldberg. 
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18. Jauer, Striegau; Schweidnitz, 31. Empfang der Deputationen. Mittags 


bis 21. Cour beim Könige. 
22. Frankenſtein, Glatz. | 
B. Neiße; Brieg, bis 24. | 1. Ratififation des Friedens. — 
24. Breslau, bis 28. 4. Finckenſtein in Berlin. — 5. Feier⸗ 
29. Deutſch⸗Keſſel. liche Verkündigung des Friedens in 


a Berlin. — 6. Dankfeſt im Dome. — 
0. Kunersdorf, Frankfurt a. O., abends | 12. Knyphauſen kommt aus London in 
Berlin, bis 31. Berlin an, geht 13. nach Torgau, iſt 


30. In Taßdorf Unterredung a 16. an dee 2 16. CN SE 
„ : von Preußen in Berlin. — 29. Ferdi: 
Nüßler; abends Begrüßung nand von Braunſchweig in Berlin, nach 
durch die königliche Familie bei dem er 19. als Domherr in Magdeburg 
der Königin. eingeführt war. 


überſicht über die wichtigſten bennbten Hilfsmittel. 


Die Berliner Zeitungen. 

Wolff. Berliner geſchriebene Zeitungen aus dem Jahre 1740. 1912. 

Hiſtoriſch⸗genealogiſche Nachrichten. 

Helden⸗, Staats⸗ und Lebensgeſchichte Friedrichs des Anderen. 

Die Briefe des Königs im Geh. Staatsarchin: dazu Œuvres de Frédéric le 
Grand, Bd. 16 ff., und Publikationen aus den Königl. Preußiſchen Staats⸗ 
ardiven 72, 81, 82, 86. 

Die Briefe der übrigen Mitglieder des Königlichen Hauſes im Königlichen 
Hausarchiv. 

Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen, zum Teil ergänzt aus der 
Immediatcorreſpondenz mit Podewils und den Minutenbüchern des Geh. 
Staatsarchivs. 

v. Stille, Campagnes du Roi. 1762. 

Kriegsberichte Friedrichs des Großen. Militärwochenblatt, Beiheft 1875, 1876, 
1877. 

v. Orlich, Geſchichte der ſchleſiſchen Kriege. 1841. 

v. Schöning, Der Siebenjährige Krieg. 

Generalſtabswerk über die ſchleſiſchen Kriege. 

Chatull⸗ und Theaterrechnungen des Königs im Königlichen Hausarchiv. 

Graf Lehndorff, Dreißig Jahre am Hofe Friedrichs des Großen (von 1750 
an), 1907, und Nachtrag 1, 1910. 

Die Tagebücher der Lieutenants im Erſten Bataillon Leibgarde, von Miltitz 
(1740 — 1752) und v. Scheelen (1750—1756) im Kriegsarchiv des Großen 
Generalſtabes, zum Teil abgedruckt: Urkundliche Beiträge und Forſchungen 

zur Geſchichte des Preußiſchen Heeres, Heft 10, 1906. 

Die Tagebücher de Catts, Publikationen, Bd. 22. 

Die Tagebücher der Prinzeſſin Heinrich in Berner⸗Volz, Aus der Zeit des 
Siebenjährigen Krieges, 1908. | 
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V. 
Bernadotte vor Großbeeren 


Von 


Bernhard Schmeidler 


Friederich in ſeiner Geſchichte des Herbſtfeldzugs 1813 hat über 
Bernadotte als Feldherrn im ganzen nicht günſtig geurteilt !): er fei 
zwar ein geſchickter Unterführer, aber für eine leitende Stellung wie 
1813 nicht geeignet geweſen, da habe ihm die Überfiht und Ent⸗ 
ſchloſſenheit gefehlt. Das ſei dann von den ihm unterſtellten Preußen 
in übertriebenem Argwohn als böſer Wille gedeutet worden, und ſo 
ſei damals ein viel zu ungünſtiges Urteil über den Kronprinzen von 
Schweden zuſtande gekommen, das bis auf die Gegenwart nachwirke. 
Man habe an verſteckte politiſche Motive, ſelbſt an Verrat geglaubt, 
wo einfache Unentſchloſſenheit, manchmal auch, wo überlegene ſtrategiſche 
Einſicht vorgelegen hätten. Friederich iſt bemüht, überall das rechte 
Maß einer von ihm für objektiv gehaltenen Beurteilung herzuſtellen; 
in der Hauptſache weicht er damit von der bisherigen, wenigſtens von 
der preußifch = deutfchen Literatur doch meiſt in der Richtung einer 
günſtigeren Beurteilung von Bernadotte und einer ungünſtigeren der 
Preußen ab. Er hat mit ſeiner Neigung ſchon manchen Widerſpruch 
gefunden; die folgenden Darlegungen werden zeigen, daß auch ſeine 
Darſtellung des Verhaltens von Bernadotte und überhaupt der Vor⸗ 
gänge vor der Schlacht von Großbeeren?) viel mehr, als bisher wahr⸗ 
genommen worden iſt, einſeitig zu Gunſten des Kronprinzen gefärbt 
und unhaltbar iſt. 

Es handelt ſich um die Frage, ob Bernadotte in den Tagen von 

1) Friederich I, S. 349 ff., beſonders S. 354 ff. 

2) I, S. 385—416. | 
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Großbeeren, etwa vom 21. bis 23. Auguft, eine Schlacht ſüdlich von 
Berlin gewollt hat, ob er insbeſondere am 22. vormittags in einer 
Konferenz zu Philippsthal bei Saarmund den Gedanken eines Rückzugs 
hinter Berlin vertreten und nur auf Bülows Einſpruch aufgegeben 
hat oder nicht, ob er am 23. mittags unmittelbar vor Beginn der 
Schlacht den Befehl an Bülow zum Rückzug auf den Weinberg von 
Tempelhof dicht vor Berlin erteilt hat. Nach Friederich hätte der 
Kronprinz in jenen Tagen!) den Plan einer ſtrategiſch großgedachten 
Schlacht gehabt?); wenn auch der tatſächlich errungene Erfolg von 
Großbeeren durch Bülow erfochten worden iſt, ſo ſei doch nicht be— 
rechtigt, zu ſagen, daß jener eine Schlacht nicht wollte, und daß er es 
an ſachgemäßen, notwendigen Maßregeln hätte fehlen laffen 8). Die 
Szene von Philippsthal ijt nach Friederich bei den Preußen legen: 
dariſch entſtellt und von dem Rückzugsbefehl am 23. mittags iſt bei 
ihm gar nicht die Rede. Einige Punkte ſind nach ihm problematiſch, 
die Berichte bieten ihm unlösbare Widerſprüche; er greift nur die ihm 
geſichert ſcheinenden Punkte heraus und kommt mit feiner Darſtellung 
im ganzen zu einer vollen Rechtfertigung und Anerkennung für Berna⸗ 
dotte, zu einer mehrfach recht harten Beurteilung Bülows und der 
Preußen. 

Neueſtens hat H. Ulmann in ſeiner Geſchichte der Befreiungs⸗ 
kriege natürlich auch Großbeeren eine Darſtellung gewidmet“), er ijt 
darin der Wirklichkeit erheblich näher gekommen, dem Verdienſt von 
Bülow als dem eigentlichen Sieger von Großbeeren viel mehr gerecht 
geworden. Aber auch er hat ſich in dem einen wichtigen Punkte der 
Konferenz von Philippsthal an Friederich angeſchloſſen 5), hat den 
anderen nicht minder wichtigen Punkt des Rückzugsbefehls von Berna- 
dotte unmittelbar vor der Schlacht ebenſo wie Friederich völlig unerwähnt 
gelaſſen. Auch ſeine Darſtellung gibt alſo die Wirklichkeit in ent⸗ 
ſcheidenden Punkten nicht richtig wieder. Die preußiſchen Generale 


1) Nach dem Buch von Swederus, Schwedens Politik und Krieg 1810 
bis 1814 (2 Bände, 1866) hätten die Preußen überall durch übel angewandten 
Eifer, Mißtrauen und Unfähigkeit die großangelegten Pläne des Prinzen durch 
kreuzt und erſchwert, beſonders für Großbeeren II, S. 53. Swederus mit 
ſeiner kindlichen Art der Verteidigung des Prinzen und der Angriffe auf die 
Preußen kommt bekanntermaßen nur als wertvolle Materialſammlung in 
Betracht. 

2) I, S. 397 f. 

3) I, S. 413 f. 

4) II. S. 79—85. 

5) S. 80, Anm. 1. 
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ſind wegen der „Legende von Philippsthal“ und wegen ihres ganzen 
Verhaltens zu Bernadotte hart angegriffen und geſcholten worden, die 
Verteidigung des Andenkens von Männern wie Bülow, Boyen und 
Reiche gegen unbegründete Vorwürfe iſt wohl eine lohnende und be⸗ 
rechtigte Aufgabe. Das wird der folgenden Unterſuchung ihren In⸗ 
halt und eine Rechtfertigung zu ihrer Vorlegung geben. 

Die „Legende von Philippsthal“, wie erweiſt fie doch Friede- 
rich!) als eine ſolche? Es handelt fih um die Beſprechung Berna- 
dottes mit Bülow, Wintzingerode und Stedingk am 22. Auguſt 
1813 vormittags um 9 Uhr, in der der ſchwediſche Kronprinz nach 
Darſtellung der Preußen?) die Abſicht eines Rückzugs hinter Berlin 
geäußert haben ſoll. Wie es mit der poſitiven Begründung dieſer 
Nachricht ſteht, wird ſich nachher zeigen, zunächſt ſei nachgeprüft, worauf⸗ 
bin fie Friederich negativ verwirft. Er druckt vorher ab und be- 
ſpricht den Schlachtbefehl des Kronprinzen vom 21. abends, ſchließt 
daran einen Brief des Kronprinzen an Blücher aus der Nacht vom 
21. zum 22. früh 2 Uhr und fährt dann fort: „Nichtsdeſtoweniger 
behauptet eine ... Erzählung“ uſw. Der Inhalt des Schlachtbefehls 
und des Briefes ſind ihm alſo offenbar die Hauptargumente zur Ver⸗ 
werfung der preußiſchen Erzählung. Aber er ſchließt weitere an, wenn 
er ſagt: „Sie (die Erzählung) vermag auf keinen Fall einer hiſtoriſchen 
Kritik gegenüber ſtandzuhalten, ſie muß vielmehr, ſo ſchade es auch um 
dieſe den Geiſt der preußiſchen Truppen deutlich wiederſpiegelnde Geſchichte 
ift, als Legende betrachtet werden.... Wir haben bei der Charakte⸗ 
riſtik des Kronprinzen ausführlich dargelegt, daß die geſamte politiſche 
Lage desſelben eines Sieges dringend bedurfte, daß die Erlangung 
eines ſolchen geradezu eine Exiſtenzfrage für ihn bedeutete. Hier bot 
ſich die Gelegenheit: Der Kaiſer war ferne, die ſtrategiſche und taktiſche 
Lage waren günſtig“ uſw. Friederich entwickelt alſo, warum, nach 
ſeiner Auffaſſung der Sachlage, der Kronprinz den Willen zur Schlacht 
haben mußte. Endlich reiht er noch einige quellenkritiſche Argu- 
mente an. | 

Am leichteſten wiegt wohl die von Friederich gegebene all- 
gemeine Darſtellung der Sachlage. Es iſt doch erſt die Frage, ob 
der Kronprinz wirklich von ihr dieſelbe Auffaſſung gehabt hat wie 


1) 1, S. 385—389. 

2) v. Quiſtorp, Geſchichte der Nordarmee im Jahre 1813, 1, S. 242, 
nach Anm. 174 (dieſe iſt abgedruckt ebenda ILI, S. 276) beruhend auf Mitteilung 
des Generals Weyrach vom Jahre 1859. Varnhagen von Enſe, Bülow, 
S. 203 f. | 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Gel. XXIX. I. 11 
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Friederich; die „Abſurdität“, zu der die Annahme des von Bernas 
dotte vertretenen Rückzuges führen ſoll, beſagt nichts gegenüber poſi⸗ 
tiven Quellenzeugniſſen, man muß die allgemeine Auffaſſung nach 
dieſen bilden, nicht dieſe nach der allgemeinen Auffaſſung ummodeln 
wollen. In der Tat ſchließt auch Friederich ſeine allgemeinen Dar⸗ 
ſtellungen erſt an vorhergehende Argumente an, die ihm offenbar die 
entſcheidenden jind: der Schlachtbefehl vom 21. abends und der Brief 
an Blücher vom 21./22. nachts. Aber beide Argumente ſind weit 
davon entfernt, beweiskräftig zu fein. Der Befehl vom 21. abends!) 
enthält in der Tat bie Worte: „Alle Truppen bereiten ſich zur Schlacht 
vor“, aber er iſt keine eigentliche Schlachtdispoſition, wie es z. B. der 
Befehl vom 22. abends iſt. Den Truppen werden beſtimmte Stellungen 
angewieſen, es wird jedoch kein Angriff befohlen, keine einheitliche 
Schlachtidee ausgeſprochen. In Wahrheit konnte der Kronprinz auch 
auf dem gewählten Gelände von Saarmund am 22. gar keine Schlacht 
erwarten; auch nach den für die Franzoſen unerwartet günſtigen Gefechten 
vom 22. ſind ſie doch erſt am 23. nachmittags bei Großbeeren auf der 
Höhe von Saarmund in Fühlung und ernſten Kampf mit den Preußen 
geraten. Soviel Schätzung mußte der Kronprinz doch haben, daß er 
wiſſen konnte, ob es am 22. in der von ihm gewählten Stellung zu 
einer Schlacht kommen konnte oder nicht. Daher iſt ſein Befehl vom 
21. abends nur ein ſolcher zur Aufſtellung der Armee für eine kommende 
Schlacht, keine Dispoſition für die Schlacht ſelbſt. Genau bezeichnet 
ſind nur die Punkte und Linien für den Rückzug, gewiß eine lobens⸗ 
werte Vorſicht, aber eben keinen Beweis für einen entſchiedenen An⸗ 
griffswillen. Ergibt ſich ein ſolcher nun etwa aus Bernadottes Brief 
an Blücher 2), Friederichs weiterem Argument gegen die „Legende 
von Philippsthal“? Bernadotte ſchreibt: „Meine Vorpoſten ſind 
geſtern von den Truppen des Herzogs von Reggio angegriffen worden. 
Seine Armee wird auf etwa 80 000 Mann geſchätzt. Ich werde 
höchſtens eine gleiche Anzahl verſammeln können. Je marche pour 
lui livrer bataille“. Die letzten franzöſiſch mitgeteilten Worte über- 
ſetzen Quiſtorp und Friederich nicht richtig und viel zu beſtimmt: 
„Ich bin im Begriff, ihm eine Schlacht zu liefern.“ Sie heißen viel 
unbeſtimmter: „Ich marſchiere, um ihm eine Schlacht zu liefern“, und 

1) Abgedruckt bei Friederich I, S. 386. Die Sammlung: Recueil des 
ordres et mouvements ... du Prince royal de Suède ... en 1813 et 14 
(Steckholm 1838) war mir nicht zugänglich. 

2) Vollſtandig bei Quiſtorp S. 241 f., das hier in Betracht kommende 
Stück auch bei Friederich S. 387. 


163] Bernabotte vor Großbeeren 163 


jind in dieſer Faſſung buchſtäblich richtig. Um Mitternacht follten nad) 
dem Befehl vom 21. abends Bernadottes Schweden aufbrechen und 
morgens früh zwiſchen 5 und 6 Uhr bei Saarmund ſtehen. Alſo im 
Augenblick, wo er feinen Brief ſchrieb (2 / Uhr nachts), waren feine 
Truppen in der Tat auf dem Marſche. Aber „im Begriff zu ſchlagen“ 
war er damit noch lange nicht. Und klingt etwa der Brief an Blücher 
ſonſt febr ſchlachtenluſtig? Bernadotte ſchätzt den Gegner auf 80 000 
Mann, die ihm gewordenen Nachrichten ſprachen nur von 70 000 (in 
Wahrheit waren es kaum 64000) 1). „Ich werde höchſtens eine gleiche 
Anzahl verſammeln können“; aber er hatte in Wahrheit 98 000 Mann 
zur Verfügung?), und mußte das als Oberbefehlshaber doch wohl 
wiſſen. 70 000 (vielleicht kann man ſagen: 80 000) rückten gegen 
98000 an nach allem, was er wiſſen mußte und konnte, er aber 
ſchrieb, etwa 80 000 gegen höchſtens 80 000. Zit ein Feldherr, der 
die Zahlen ſo zu ſeinen Ungunſten wider beſſeres Wiſſen verſchiebt, 
wohl ſehr angriffsluſtig geweſen? Schwerlich! Und an wen ſchrieb 
Bernadotte die Worte: „Je marche pour lui livrer bataille?“ An 
den Marſchall Vorwärts, der unabläſſig und ungeſtüm zum Angreifen 
und Schlagen drängte. Ihn ſollten die Worte beruhigen und zufrieden⸗ 
ſtellen, während daneben die Zahlenſchätzungen gleich darauf vor- 
bereiteten, daß der Kampf gegen den höchſtwahrſcheinlich überlegenen 
Gegner doch eine ſchwere Sache ſein werde. Der Brief Bernadottes 
an Blücher iſt keineswegs ein Zeugnis für ſeinen Willen zur Schlacht, 
viel eher umgekehrt ein ſolches für ſeine Bedenklichkeit und Neigung 
zum Ausweichen vor einem als überlegen geſchilderten oder geglaubten 
Gegner. 

Die wichtigſten Sachargumente Friederichs beweiſen keines⸗ 
wegs, daß Bernadotte unmittelbar am 22. eine große Schlacht gegen 
die Berliner Armee ſchlagen wollte; Sachlage und Zeugniſſe ſchließen 
durchaus nicht aus, daß er am 22. früh vielmehr mit dem Vorſchlag 

1) Friederich S. 380 und S. 366. Nach Friederich S. 413 „war irr⸗ 
tümlicherweiſe auch das Korps Victor als zur Berliner Armee gehörig gemeldet 
worden“, für den 23. nachmittags, für den Friede rich diefe Bemerkung macht, 
würde alſo die Berechnung des Kronprinzen berechtigt ſein. Daß jene irrtümliche 
Meldung ſchon in der Nacht des 21./22. vorlag, ift aber nach Frieder ichs eigener 
Darſtellung wohl ausgeſchloſſen, wenn er ſchreibt (S. 386): „Berechnete man die 
zur Verſügung ſtehenden Truppenteile (der Nordarmee) ... rund mit 74000 Mann 
Infanterie und 24000 Mann Kavallerie, fo ergab dies nach allen bisher über 
die feindliche Stärke eingegangenen Meldungen eine ſo bedeutende 
Übermacht, daß an einem großen Erfolg nicht zu zweifeln war“. 

2) Friederich S. 386. 

11* 
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zu einem neuen feiner vielbeliebten Rückzüge hätte hervortreten können. 
Da geht es nicht an, die preußiſchen Zeugniſſe kurzerhand ohne nähere 
Unterſuchung als unmöglich beiſeite zu ſchieben, zum eigenen Bedauern 
Friederichs, da ſie den Geiſt der damaligen preußiſchen Armee ſo 
trefflich widerſpiegeln. Sollten Zeugniſſe, die ſo vortrefflich zu anderen 
ſonſt bekannten Dingen paſſen, nicht ganz und gar wahr ſein? Es 
ſind zwei, die voneinander unabhängig ſind. Varnhagen in ſeinem 
Leben Bülows (1854) mit ſeiner pointierten Erzählung von den 
Knochen (Bülows), die vor Berlin bleichen ſollen, nicht rückwärts, mag 
ja ein nicht unverdächtiger Zeuge ſein; immerhin ſchreibt er aus 
Bülowſcher Familientradition !). Man darf Zeugniſſen von Gét, 
ſtellern, die ſich öfters als unzuverläſſig erwieſen haben, darum noch 
nicht überall den Glauben verſagen noch nach dem Grundſatze ver⸗ 
fahren: „Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht“. Ein anderes Mal 
kann es doch wahr ſein. Aber Varnhagens Zeugnis iſt hier ganz 
untergeordnet, da uns ein viel wertvolleres zur Verfügung ſteht, von 
General Weyrach?) aus dem Jahre 1859, der 1813 Kapitän und 
Adjutant Bülows war. Er war alſo bei jener Szene zugegen und er 
gibt ausführlich Bülows Argumentation gegen den Kronprinzen wieder; 
ſeine Ausſage iſt in keinem Punkte von der Varnhagens abhängig 
oder eine Wiederholung derſelben?), ſie iſt beſtimmt und deutlich. Es 
liegt nicht der Schatten eines Grundes dafür vor, ihn einer falſchen 
Erinnerung oder gar einer Erfindung zu beſchuldigen, es geht einfach 
nicht an, ſein klares und gewichtiges Zeugnis mit einer Handbewegung 
beiſeite zu ſchieben. Dann ſind ſich aber vielleicht Weyrach und Varn⸗ 
hagen ſogar gegenſeitig eine Stütze; ſie finden in Bernadottes Befehl 
vom 21. abends und in ſeinem Brief an Blücher eher eine Unter⸗ 
ſtützung als eine Widerlegung; was nötigt dazu, die Erzählung von 
dem Rückzugsvorſchlag Bernadottes in der Konferenz von Philippsthal 
als eine Legende zu bezeichnen? 

1) Man vergleiche ſeine Nachweiſung der geſamten Hilfsmittel am Schluß 
des Bandes. 

2) Geſchichte der Nordarmee I, 242 mit Anmerkung 174. 

3) Umgekehrt beruft ſich Varnhagen in ſeiner „Nachweiſung“ uſw. auf 
„Mündliche und handſchriftliche Mitteilungen des Herrn Generals der Infanterie 
von Weyrach“. Indem Varnhagen nicht das überliefert, was Weyrach bei 
Quiftorp, könnte er über Weyrachs Mitteilungen hinaus feine Erzählung zurecht 
gemacht und entſtellt haben; er könnte ebenſo gut weitere Mitteilungen Weyrachs 
getreu überliefern, die dieſer an Quiſtorp fo nicht gemacht hat. Auf jeden 
Fall bleibt Weyrach unanfechtbarer, primärer Zeuge für die Mitteilungen bei 
Quiſtorp. 


165 Bernadotte vor Großbeeren 165 


Friederich bringt ſchließlich, wie bemerkt, ein paar quellenkritiſche 
Argumente. Boyen in ſeinen Erinnerungen wiſſe nichts von der 
Szene von Philippsthal. Aber Memoiren ſind eine mit Vorſicht zu 
benutzende Quelle; man muß fie ganz kennen, um ſie richtig zu be- 
nutzen. Boyen III, S. 148 ſagt über Dennewitz: „Da ich keine 
ausführliche Schlachtbeſchreibung zu geben beabſichtige, ſondern nur mich 
immer auf das beſchränke, was ich ſelbſt geſehen oder perſönlich an- 
geordnet habe, ſo führt mich dieſes nun auf die Ereigniſſe auf unſerem 
rechten Flügel zurück“. — Am Morgen des 22. iſt er aber ſchwerlich in 
Philippsthal geweſen, hat, wie er ausführlich befchreibt !), das Gefecht bet 
Wittſtock mitgemacht. Daß er vorher bei Philippsthal dabei geweſen ſein 
könnte, iſt in Anbetracht aller Umſtände ſo gut wie ausgeſchloſſen. Vollends 
unerheblich iſt der von Reiche am 28. Auguſt 1848 erſtattete Bericht. 
Er gibt nur das Reſultat der Unterredung wieder (das ja auch in 
dem erhaltenen und bekannten Befehl des Kronprinzen niedergelegt iſt), 
geht gar nicht darauf ein, wie es zuſtande gekommen iſt. Wenn 
Reiche, „der?) mit Vorliebe alles Ungünſtige über den Kronprinzen 
berichtet“ (in ſeinen privaten Memoiren), nicht ſagt (in einem offiziellen, 
35 Jahre nach den Ereigniſſen erſtatteten Bericht), daß dieſer Beſchluß 
nur unter Reibungen zuſtande gekommen ſei, iſt das dann ein Beweis 
dafür, daß ſolche Reibungen nicht exiſtiert haben? Daß ein ſolches 
Argument gar nichts beweiſt, ſo wenig wie alle bisherigen, zeigen am 
beſten die hier unmittelbar folgenden Sätze Friederichs, die jeden Leſer 
ſeiner bisherigen Darlegungen eigentlich im höchſten Grade befremden 
müſſen: „Wir nehmen daher an, daß in der Unterredung bei Philipps⸗ 
thal nur eine Beſprechung der Kriegslage ſtattgefunden und die Mög⸗ 
lichkeit einer Schlacht erwogen wurde. Der Kronprinz wird ſeinem 


1) Boyen ſagt S. 113 f.: „Der Feind, der ſich am 22. des Morgens gegen 
Trebbin bis Zoſſen unſerer Linie gegenüber ausgebreitet hatte, griff dieſe gegen 
Mittag an.... Ich war gleich bei den erſten Schüſſen nach Wittſtock geeilt..... 
Da ich mich in dem Augenblick des feindlichen Angriffs auf Wittſtock dort be⸗ 
fand und das Gefecht mitmachte ... Die „erften Schüſſe“, von denen Boyen 
ſpricht, ſind erſt gegen 1 Uhr mittags gefallen, Boyen hätte alſo wohl vorher 
Zeit gehabt, um 9—9½ Uhr an der Konferenz von Philippsthal teilzunehmen. 
Aber hätte er bei der hier ſoeben klargelegten durchaus perſönlichen Art ſeiner 
Be richterſtattung feine Teilnahme an dieſer wichtigen Konferenz, wenn er dabei 
geweſen wäre, unerwähnt laſſen können? Das einzig Wahrſcheinliche, faſt kann 
man ſagen, das einzig Mögliche iſt, daß Bülow ſeinen Generalſtabschef nicht 
mit nach Philippsthal genommen hat, ſondern ihn bei den Truppen belaſſen hat, 
damit er ihn im Notfall beim Angriff des Feindes vertreten könne. 

2) Friederich S. 388. 
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Charakter entſprechend Bedenken, vielleicht auch Zweifel in die Leiſtungs— 
fähigkeit der bisher noch ungeprüften Landwehren geäußert haben. 
Bülow wird ihn in dieſer Beziehung mit energiſchen Worten beruhigt 
und ſchließlich wird man ſich über die Annahme einer Schlacht geeinigt 
haben“. Hier tit mit allerhand „wird“ und „vielleicht“ ſchließlich fait 
der ganze Inhalt der preußiſchen Erzählungen (insbeſondere derjenigen 
Weyrachs) aufgenommen, nur der Punkt des poſitiven Rückzugs⸗ 
vorſchlags Bernadottes ausgeſchloſſen. Nicht fo kann man mit hiſto— 
riſchen Zeugniſſen umſpringen. Man begreift nicht, warum Friederich 
die preußiſchen Erzählungen erſt für völlig unhaltbar erklärt hat, wenn 
er mehr als drei Viertel davon ſchließlich in ſehr ſubjektiver und un⸗ 
beſtimmter Form doch annimmt. Die „Legende“ von Philippsthal iſt 
keineswegs eine ſolche; es liegt durchaus kein Grund vor, die Er— 
zählung, Bernadotte habe am 22. Auguſt früh wieder einmal, wie ſo 
oft, einen Rückzug hinter Berlin vorgeſchlagen und ſich dabei eine 
gründliche Abfuhr von den Preußen geholt, zu bezweifeln !. 

Wie man beſonders das Argument des Schlachtbefehls von Berna⸗ 
dotte vom 21. abends zu werten hat, zeigen ſehr deutlich parallele 
Vorgänge vom 22. abends und 23. früh, die Friederich merkwürdiger⸗ 
weiſe faſt völlig mit Stillſchweigen übergangen hat?). Am 22. abends 
hat der Kronprinz einen ausführlichen Schlachtbefehl erlaſſen 2), der 
diesmal im Unterſchied zu dem vom vorhergehenden Abend eine wirf- 
liche Schlachtdispoſition enthält. Die Idee iſt, den Feind, wenn er 
an der bei Saarmund —Heinersdorf—Ruhlsdorf ſtehenden Nordarmee 
vorbeimarſchieren will, von ſeinem linken Flügel her zu packen „und 
in die Seen und Moräſte zwiſchen Köpenick und Wuſterhauſen zu 
werfen“. Ein Angriff des Generals Wobeſer von Südoſten her ſollte 
die Schwierigkeiten des Feindes bedeutend verſtärken und ſie im Fall 
des Gelingens zu einer Art Kataſtrophe der Berliner Armee er— 
weitern. 

Die Idee iſt gewiß vortrefflich“), ſie könnte auch ſehr gut er- 
1) Man beachte doch auch den Befehl von Saarmund (9 ¼ Uhr morgens). 
der das Reſultat der Beſprechung iſt. Der Kronprinz weiſt den Truppen ihre 
Stellungen an; ſie haben „in dieſer Lage den Feind bis Mittag zu erwarten. 
Sollte eine Rückzugsbewegung angetreten werden, ſo gehen“ uſw. Die einzige 
poſitive Eventualdispoſition iſt eine Anordnung für den Rückzug! Iſt das etwa 
eine Widerlegung der preußiſchen Erzählungen? 

2) Ulmann II, S. 82 hat die hier gemeinte Erzählung Boyens Heran 
gezogen, aber doch nicht ausreichend verwertet. 

3) Abgedruckt u. a. bei Friederich I, S. 395f. 

4) Ulmann II, S. 81 wendet ſich unter Berufung auf den Schlachtbefehl 
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klären, warum Bernadotte feine Truppen jo weit weſtlich von der 
wahren Anmarſchſtraße des Feindes über Großbeeren — Heinersdorf 
konzentrierte; es wäre eine Falle, um den Feind arglos erſt aus den 
Wäldern vordringen zu laſſen und ihn mit furchtbarem Stoß dann 
von der Seite zu treffen. Aber durch zwei Umſtände wird es ganz 
unmöglich gemacht, an die Ernſthaftigkeit dieſer Abſicht zu glauben. 
Wollte Bernadotte wirklich den Feind überraſchend überfallen und 
glaubte er, daß er mit ſeiner Hauptmacht auf der Heinersdorfer Straße 
anrückte, ſo mußte er ihm dieſe ſcheinbar möglichſt freigeben, um ihn 
umſo beſſer von der Seite packen zu können. In der Tat befahl die 
Dispoſition vom 22. abends dem General Bülow, „ſich mit ſeinem 
rechten Flügel Ruhlsdorf ſo zu nähern, daß er ſich an den linken 
Flügel des Zentrums der ganzen Armee anlehnt“. Dieſer Befehl war 
nach Boyens Erzählung!) Bülow höchſt unangenehm, weil er darin 
nur die Einleitung zu einem weiteren Rückzugsmanöver ſah?). Am 
23. früh?) fandte er Boyen zum Kronprinzen, um ihm (Bülow) eine 


vom 22. abends gegen Friederich S. 398 und 413, der die Untätigkeit des 
Kronprinzen am 23. nachmittags mit der Furcht vor einem gegen ſeinen (des 
Kronprinzen) rechten Flügel gerichteten Stoß überlegener Kräfte erklären will. 
Friederich meint wohl, daß der Kronprinz zwiſchen jenem Schlachtbefehl und 
dem 23. nachmittags neue Nachrichten erhalten habe, die jene Befürchtung in 
ihm erweckten. — Allerdings ein zielbewußter und feft zum Angriff entſchloſſener 
Feldherr, deſſen großzügiger, für ſeine ganze Armee gültiger Plan ſo ſchnell 
durch Meldungen über Teilvorgänge umgeſtoßen wird! Man vergleiche die Kritik 
in dieſer Richtung bei Boyen S. 112. 

1) Boyen III, S. 117ff. Boyen nimmt auf dieſen Befehl vom 22. 
abends Bezug mit den Worten: „Gleich hinterher kam noch der Befehl, daß das 
Bülowſche Korps ſich auf dem linken Flügel des ſchwediſchen Korps an das- 
ſelbe anſchließen ſollte“. Der vorhergehende Befehl, aus dem Boyen in An⸗ 
lage 63 einen perſönlichen Auszug gibt, iſt nicht, wie bei Boyen S. 558 ſteht, 
„vom 23. Auguſt des Morgens“, ſondern vielmehr der von Saarmund vom 
22. morgens 9 Uhr. 

2) Boyen ©. 118 gibt eine Betrachtung über die Schwierigkeiten und die 
Ungunſt der Aufſtellung bei Ruhlsdorf als einer Defenfivftellung, die zum An- 
griff ſchlecht geeignet fei; Quiſtorp S. 263 und Friederich S. 397 bemerken, 
daß die Stellung für eine Verteidigungsſchlacht (mit der Front nach Süden) 
allerdings ungeeignet, für einen Angriff (mit der Front nach Oſten) aber ſehr 
günſtig gewählt geweſen ſei. Dabei unterſcheiden ſie ſich nur darin, daß 

uiſtorp offenbar mit Recht meint, der wahre Angriffswille habe dem Prinzen 
gefehlt, während Friederich nicht an dieſem Willen für den 22. abends 
zweifelt. 
e 3) Boyen fhreibt S. 118: „Denn als mit Tages⸗Anbruch das 3. Armee: 
Corps dem erhaltenen Befehl gemäß Ruhlsdorf verließ, ſchickte mich Bülow mit 
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möglichſt ſelbſtändige Stellung an der Heinersdorfer Straße aus- 
zuwirken. Hätte nun der Kronprinz wirklich ernſthaft die Abſicht der 
Umfaſſungs⸗ und Überfallsſchlacht gehabt, jo hätte er fie hier energiſch 
gegen Boyen vertreten und darauf hinweiſen müſſen, daß Bülow mit 
ſeinem gewünſchten Linksabmarſch dieſe ſchöne ſtrategiſche Dispoſition 
höchſtens ſtöre und in Frage ſtelle. Die Preußen wären dann ſicher 
nicht die Männer geweſen, einer ernſthaft vertretenen großzügigen Idee, 
die auf die Vernichtung des Feindes abzielte, Schwierigkeiten zu be⸗ 
reiten. Statt deſſen äußerte der Kronprinz nur die lebhafteſten und 
ſtets wiederholten, von Boyen in ſarkaſtiſchſter Darſtellung wieder⸗ 
gegebenen Bedenken, ob die Preußen ſich auch gut ſchlagen würden; 
von der Idee von ſeiner (des Kronprinzen) Mitwirkung, von dem 
Überfall auf den Feind von feiner linken Flanke her ift zwiſchen den 
beiden Männern überhaupt nicht die Rede geweſen, ſondern nur von 
einer Frontalſchlacht zwiſchen Bülow und den auf der Heinersdorfer 
Straße gegen ihn anrückenden Franzoſen 1). Ein Feldherr, der ſich fo 
leicht das Konzept zu einer großzügig angelegten Schlacht durch ſeine 
Unterführer, die er leicht überzeugen und ſchlimmſtenfalls doch direkt 
kommandieren kann, verderben läßt, hat keinen Anſpruch darauf, daß 
man dieſe ſeine angeblichen Schlachtpläne für ernſt, für mehr als 
dem Auftrage an den Kron⸗Prinzen, ihm bey demſelben außerhalb des Lagers 
eine detachierte Stellung auszumitteln; der um dieſe Zeit von dem 4. Franzöſi⸗ 
ſchen Corps unternommene Angriff auf die Tauentzienſchen Poſten bey Blanken⸗ 
felde gab hierzu eine gültige Veranlaſſung“. Die weitere draſtiſche Erzählung 
zeigt, daß die Szene zwiſchen Bülow und dem Kronprinzen nicht allzuſpät an⸗ 
geſetzt werden kann. Zwiſchen Tauentzien und den Franzoſen „begann (QOuiſtorp 
S. 273) der Kampf anſcheinend ſchon am frühen Morgen. Man hörte ſeit 6 Uhr 
das Feuer knattern“. Quiſtorp ſchreibt der Sachlage und Boyens Dar- 
ſtellung entſprechend S. 271 mit Recht: „Als aber um 10 Uhr der Kanonen: 
donner von Blankenfelde herüberhallte und Boyen von feiner mündlichen Vor- 
ſtellung beim Kronprinzen zurückkehrte“. Friederich S. 402 ändert das 
zu Unrecht in: „Als gegen 10 Uhr von Blankenfelde heftiges Geſchützfeuer her⸗ 
überhallte, ſandte General von Bülow ſeinen Chef des Stabes, Oberſt von Boyen, 
zum Kronprinzen nach Ruhlsdorf“. Boyens Miſſion ift damit zu ſpät angeſetzt. 

1) Hier iſt auch auf die Befehle des Kronprinzen aus der Nacht des 22./23 
an Bülow und Tauentzien hinzuweiſen (Ouiſtorp S. 263), die nur von ſelb⸗ 
ftindiger Verteidigung Tauentziens und der Vorbereitung angriffsweiſen Bor- 
gehens Bülows ſprechen, aber einer Mitwirkung des Kronprinzen im Sinne der 
vorher entwickelten allgemeinen Schlacht mit keinem Wort mehr gedenken. Weit 
entfernt, daß dieſe Befehle eine Einzelausführung des Generalbefehls vom 22. 
abends darſtellen, wie es Friederich ©. 397 f. anzuſehen ſcheint, laffen fie viel- 
mehr die eben erſt dargelegte Idee der allgemeinen Überfallsſchlacht bereits völlig 
wieder fallen. 
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Worte nimmt. Und wenn es noch eines Beweiſes dafür bebürfte, 
ſo iſt es das Verhalten Bernadottes am 23. nachmittags, als es 
wirklich zur Schlacht zwiſchen Bülow und den Franzoſen gekommen 
war. Weder das vom Kronprinzen ja gebilligte !) Feſthalten Bülows 
an der Heinersdorfer Straße, noch das Anrücken ſelbſt ſtärkerer Maſſen 
des Feindes gegen die Schweden und Ruſſen brauchte den Schlacht⸗ 
plan des Kronprinzen völlig zu nichte zu machen, noch immer konnte 
er mit ſeiner Streitmacht oder wenigſtens einem erheblichen Teil der⸗ 
ſelben ſich von der Seite auf den Feind ſtürzen und damit zu deſſen 
ſchnellſter Vernichtung beitragen?). Aber eine dahingehende, durch 
Reiche überbrachte Aufforderung Bülows lehnte er ab; er geſtattete 
Bülow, an ſeinem Teil zu ſchlagen, erklärte aber, nicht mitwirken zu 
können. „Chacun défend son front (alſo mag es Bülow nur tun), 
jai l'ennemi devant moi“ (alſo kann ich nicht bei Bülow mitwirken) 
waren ſeine Worte. Welcher Unbefangene wird aus allen dieſen Um⸗ 
ſtänden einen anderen Schluß ziehen als den, daß der Kronprinz nie⸗ 
mals ernſtlich zu ſchlagen gedacht hat? Und hat ihm wirklich Bülow“) 
damit Unrecht getan, und tun wir ihm Unrecht, wenn wir ihm zu⸗ 
trauen, daß der ſchöne Schlachtplan vom 22. abends beinahe eine Finte 
war, beſtimmt, Bülow von der Heinersdorfer Straße wegzubringen, 
und nachher, wenn der Feind ſie eingeſchlagen hätte, ihm doch den 
Marſch auf Berlin freizugeben? Jedenfalls hat er bereits in der 
ſpäteren Nacht des 22.23. den Gedanken der allgemeinen Schlacht, an 
der er ſelbſt beteiligt wäre, völlig fallen gelaſſen, und am Morgen 
des 23. auch gegen jede Sonderaktion der Preußen die lebhafteſten 
Bedenken geäußert. Dieſe Vorgänge des 22./23. werfen aber ein ſehr 
lehrreiches Licht auf die des 21./22. Vom 22. abends liegt wirklich 
ein genauer und ausführlicher Schlachtentwurf vor, und doch hat ihn 
Bernadotte bereits nach wenigen Stunden leicht aufgegeben. Da ſollte 
die ganz allgemeine Dispoſition vom 21. abends, die eine Schlacht 
unmittelbar am nächſten Tage gar nicht vorſieht, ein Beweis dafür 
fein, daß der Kronprinz am 22. morgens keine Rückzugsgedanken ge- 
äußert habe? Das Argument wiegt federleicht und gibt nicht den 
mindeſten Grund ab zu der Behauptung, die preußiſche Darſtellung 
von Philippsthal ſei eine Legende. 

Friederich hat die Boyenſche Erzählung, die für das Verhalten 


— 


1) Befehl um 1 Uhr in der Nacht, Qu iſtorp S. 264. 
2) Quiſtorp S. 278 betont das mit vollem Recht. 
3) Boy en II, S. 118. 
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und die Geſinnung des Kronprinzen in den entſcheidenden Tagen fo 
charakteriſtiſch ijt, faſt ganz mit Stillſchweigen übergangen !); nicht 
anders verfährt er mit der Behauptung der Preußen, unmittelbar vor 
der Schlacht bei Großbeeren, in den Nachmittagsſtunden des 23. habe 
Bernadotte an Bülow den Befehl zum Rückzug auf Tempelhof, ſüdlich 
von Berlin, gegeben!). Reiche und Friccius?) überliefern die Kunde 
von dieſem Befehl. Er darf natürlich nicht mit der allgemeinen, 
eventuellen Rückzugsdispoſition vom 21. abends zuſammengeworfen 
werden“), er ift ein davon vollſtändig verſchiedener, beſtimmter, für 
ſich erfolgter Befehl. Der klaſſiſche Zeuge für die Tatſache, daß er 
eingegangen iſt, iſt Reiche. Er iſt im Hauptquartier Bülows dabei 
geweſen, als er eintraf, ſeine Schilderung der Vorgänge, die ſich da⸗ 
mals abgeſpielt haben, ift neuerdings mit vollem Recht von Ul mann?) 
als glaubwürdig angenommen worden. Es beſteht kein Widerſpruch 
zwiſchen Reiches und Boyens Erzählungen oder nur ein ganz unter⸗ 
geordneter ſehr geringfügiger Art“). Reiches Anſpruch, er habe Bülow 

1) Er erwähnt fie ganz kurz S. 402: bei ſeinen Betrachtungen S. 413 
hätte er ſie unbedingt mit berückſichtigen und werten müſſen, was er dort ganz 
unterlaſſen hat. 

2) Merkwürdigerweiſe läßt auch Quiſtorp S. 278 f. dieſen Befehl ganz 
unerwähnt, ebenfo Ulmann ©. 84. 

3) Geſchichte des Krieges in den Jahren 1813 und 1814, I, S. 261. 

4) Wie es Swederus II. S. 58—60 tut, der ſich damit die Widerlegung 
der „preußiſchen Lügen? ſehr leicht gemacht hat. 

5) II, S. 84 f. mit Anmerkung 1—3. Frieder ich hat in recht unmetho 
diſcher Weiſe allerlei unvereinbare Widerſprüche, die nicht vorhanden ſind, zwiſchen 
den Darſtellungen von Boyen und Reiche oder zwiſchen dieſen und den Befehlen 
des Kronprinzen ſehen wollen, und benutzt das dazu, um in ganz ungerecht⸗ 
fertigter Weiſe die Preußen und ihre Erzählungen auszuſchalten, ſie als un⸗ 
zuverläſſig zu behaupten und überall nur ſeinem verherrlichten Kronprinzen das 
Wort zu geben. 

6) Boyen, der bei Beginn des Angriffs der Franzoſen auf Großbeeren 
fih von Bülow und feinem Stab entfernt hatte, nimmt III, S. 121 das Ber- 
dienſt für ſich in Anſpruch, als erſter Bülow, den er im Freien traf, zum An 
griff ermuntert zu haben; dann erſt habe Bülow an Reiche den Befehl ge— 
geben, zum Kronprinzen nach Ruhlsdorf zu reiten. Dieſe Anordnung der Er⸗ 
eigniſſe iſt mit Reiche I, S. 299 f. gar nicht oder nur auf die künſtlichſte Weiſe 
vereinbar. Eine gewiſſe Konkurrenz in der Darſtellung der beiden Männer iſt 
um ſo eher anzunehmen, als eine ſolche in eigentümlichſter Weiſe auch bei der 
Schlacht von Dennewitz hervortritt (Reiche I, S. 312 f. und Boyen III, S. 151), 
wo beide durch Inſtruierung des Hauptmanns von Rüchel-Kleiſt die Brigade 
v. Borſtell richtig dirigiert und ſich dadurch beide das gleiche ſehr wichtige Ver⸗ 
dienſt um den Gang der Schlacht erworben haben wollen. Die Bemerkung von 
Reiche I, S. 312 über Boyen ift wenig freundlich. 
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den Rat gegeben, dem Befehl nicht zu folgen, ſondern auf eigene Fauſt 
anzugreifen, iſt durch eine auf Bülow ſelbſt zurückgehende, zuverläſſige 
Überlieferung geſichert!). ft aber Reiches Darſtellung in dieſem 
wichtigen Punkte wahrheitsgetreu), jo muß auch die Vorausſetzung 
dazu, daß ein Rückzugsbefehl vorgelegen habe, richtig ſein. Es iſt un⸗ 
möglich, anzunehmen, Reiche habe die Szene ſelbſt richtig in Erinne— 
rung gehabt und die Vorausſetzung dazu erdacht oder ſich eingebildet. 
Im übrigen erſteht ihm ein weiterer Zeuge für den Rückzugsbefehl in 
Friccius, der als Major ein Landwehrbataillon in Bülows Korps 
kommandierte. Er iſt zwar beim Stabe und der entſcheidenden Szene 
nicht dabei geweſen, denn er weiß nichts von dem Auftreten Reiches, 
er hat alſo nur aus den Erzählungen in der Armee und den Offiziers 
kreiſen von dem Rückzugsbefehle gehört. Aber er bezeugt doch eben 
damit, daß bei Bülows Truppen und beſonders beim Offiziers korps die 
Erzählung von dem Rückzugsbefehl des Kronprinzen verbreitet war 
und allgemeinen Glauben genoß; wollte man ſie anzweifeln, ſo müßte 
man beweiſen, daß ſie ſchon lange vor dem Hervortreten von Reiche 
mit ſeinen Memoiren und dem perſönlichen Anſpruch, den er erhebt, 
von den Preußen böswillig zum Schaden und zur Verkleinerung des 
ſchwediſchen Kronprinzen erfunden worden ſei. Daran iſt nicht zu 
denken, an dem Rückzugsbefehl Bernadottes an Bülow in den frühen 
Nachmittagsſtunden des 23. iſt nicht zu rütteln. 8 

Es iſt eine Reihe von nicht unwichtigen Momenten, zu deren 
Aufklärung dieſe Ausführungen dienen ſollten und hoffentlich dienen 
werden. Am 21. abends hat Bernadotte einen allgemeinen Befehl zur 
Aufſtellung ſeiner Armee erlaſſen, in dem von der kommenden Schlacht 
die Rede ift. Am 21./ 22. nachts ſchreibt er in recht wenig zuverſicht⸗ 
licher Weiſe darüber an Blücher. Am 22. morgens will er wieder 
den Rückzug antreten und wird nur durch den energiſchen Wider— 
ſpruch Bülows daran gehindert. Am 22. abends erläßt er eine groß: 
zügig gedachte Dispoſition für eine Entſcheidungsſchlacht, die aber 
dabei die fatale Nebeneigenſchaft hat, Bülow vom Feinde und der 
geraden Straße auf Berlin wegzuziehen. Bereits in den weiteren Be⸗ 
fehlen der Nacht des 22.23. beſchäftigt er ſich nur mit der Sonder⸗ 
aktion des Bülowſchen Korps, am 23. früh äußert er auch dagegen 


1) Der im Briefe Müfflings vom 16. April 1818 zitierte Ausſpruch Bülows 
beſagt charakteriſtiſcher Weiſe, Reiche habe ihm „am Tage von Großbeeren zu- 
erſt geraten, ohne weitere Befehle auf den Feind loszugehen“. 

2) Die Zuverläſſigkeit ſeiner Darſtellung für Dennewitz iſt neuerdings von 
Rachfahl in dieſen Forſchungen Bd. 25. 26 erwieſen worden. 
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die lebhafteſten Bedenken. Von feinem ſchönen Plane des 22. abends 
iſt nie wieder die Rede, er hat nicht den mindeſten Wert auf ſeine 
Ausführung gelegt, hat nachher, als es zum Kampf kam, nicht das 
mindeſte zu ſeiner Verwirklichung getan. Und am frühen Nachmittag 
des 23., als Bülow den Entſcheidungskampf beginnen will, befiehlt er 
den Rückzug. Daß Bernadotte der Sieger von Großbeeren ſei, hat 
ſelbſt Friederich nicht direkt zu behaupten gewagt, obgleich ſeine Dar⸗ 
ſtellung von Unrichtigkeiten zu Gunſten des Kronprinzen und zu Un⸗ 
gunſten der vielfach von ihm getadelten Preußen ganz durchſetzt iſt. Aber 
auch Ulmann iſt, das kann man nach den obigen Darlegungen ſagen, 
dem Verdienſt von Bülow in entſcheidenden Punkten nicht gerecht ge⸗ 
worden. Bülow hat zweimal, am 22. früh und am 23. nachmittags, 
den vom Oberbefehlshaber gewünſchten oder befohlenen Rückzug ver⸗ 
eitelt bzw. nicht angetreten. Er hat als Soldat und Patriot den 
Feind erwartet und geſchlagen, wo er ihn fand und er zu erwarten 
war, an der geraden Straße nach Berlin; der Kronprinz entwickelte 
mit Worten ſchöne ſtrategiſche Pläne, die er nicht ausführen wollte. 
Wer es bedauert, daß aus Bernadottes ſo ſchön angelegten großzügigen 
Plänen nichts geworden iſt, mag dies ja tun; jeder unbefangene Be⸗ 
urteiler ſeines Charakters und der ganzen Sachlage wird überzeugt 
ſein, daß auch aus dieſen Plänen ohne Bülows Dazwiſchentreten nichts 
anderes geworden wäre als aus allen anderen Maßregeln des Kron⸗ 
prinzen: weitere Rückzüge und, in dieſem Falle, eine Preisgabe von 
Berlin. 
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VI 


Die kirchliche Baulaſt in der Mark Brandenburg 
in den rechtlichen Entſcheidungen 


Von 


Georg Arndt! 


Unter den Fragen, die die Verwaltung und Verwertung des kirch— 
lichen Vermögens betreffen, ſteht die Frage nach der kirchlichen Baulaſt, 
d. h. nach der Verpflichtung, die kirchlichen Gebäude: Kirche, Pfarre, 
Küſterei nebſt Wirtſchaftsgebäuden und Witwenhaus zu bauen und in 
baulichen Stand zu erhalten oder wenigſtens zu ihrer Errichtung, 
Unterhaltung und Erneuerung beizutragen, an erſter Stelle. Darf 


1) Literatur: Altmann, Albrecht, Praxis der Preußiſchen Gerichte in 
Kirchen-, Shul- und Chefaden. Leipzig, 1861. — Arndt, Georg, Die fré, 
liche Baulaſt in der Mark Brandenburg (geſchichtliche Entwicklung), in: Jahrbuch 
für brandenburgiſche Kirchengeſchichte. Band 13 (S. 119—181); Schluß in 
Band 14 (unter der Preſſe). — Baulaſt, Die kirchliche — nach märkiſchem Pro- 
vinzialrecht. Urkundenbuch, herausgegeben vom Magiſtrat zu Berlin. Berlin, 
1899. Nebſt Nachtrag. Berlin, 1900. — Beiträge zur Frage, inwieweit aus der 
kurbrandenburgiſchen Viſitationsordnung von 1573 eine Kirchenbaulaſt der 
politiſchen Gemeinde herzuleiten ift. Berlin, 1899—1900. — Ebmeyer, Zu 
ſammenſtellung des Brovingial-, Kirchen⸗ und Schulrechts der Kur- und Neu- 
mark Brandenburg. Frankfurt a. O., 1853. — Eiſenberg und Stengel, 
Beiträge zur Kenntnis der Juſtizverfaſſung. Berlin, 1795—1804, ſeit 1799 von 
Stengel allein herausgegeben. — Entſcheidungen des Königlichen Obertribunals. 
Berlin, 1837—1879. — Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts. Berlin, 
1877 ff. — Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen. Leipzig, 1880 ff. -- 
Entſcheidung des Reichsgerichts vom 13. Juni 1904. Abgedruckt auf Ver⸗ 
anlaſſung des Magiſtrats. Berlin, 1904. — Fiſcher, Die Kirchen⸗ und Pfarr⸗ 
baulaſt der Stadt Berlin ſowie der märkiſchen Dörfer und die Konfiftorial: 
ordnung von 1573, und Die Flecken⸗, Dörfer⸗ und Ackerordnung von 
1702. Berlin, 1898. — Hoffmann, Repertorium der Preußiſch⸗Brandenburgi⸗ 
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doch dieſe Frage nicht nur ein geſchichtliches, ſondern ein ungemein 
praktiſches und vor allem ein kirchenrechtliches Intereſſe beanſpruchen; 
iſt ſie doch beſonders wichtig in erſter Linie für die Kirchengemeinden, 
damit ihre kirchlichen Gebäude in gutem Stande erhalten bleiben und 
vor Verfall geſchützt werden; ferner für die geiſtlichen Leiter und die 


ſchen Landesgeſetze. Züllichau, 1800. —- Dolge, Friedrich, Die branden- 
burgiſche Konſiſtorialordnung von 1573 und ihre Kirchenbaupflicht. Berlin, 
1904. — Holtze, Friedrich, Die Kodifikation des neumärkiſchen Rechts vom 
Jahre 1799, in den „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Ge⸗ 
ſchichte“. Band XV. Leipzig, 1902. S. 318—359. — Holtze, Friedrich, 
Geſchichte des Kammergerichts in Brandenburg-Preußen. Berlin, 1890 ff. 
Band I—IV. — Holtze, Friedrich, 500 Jahre Geſchichte des Kammergerichts. 
Berlin, 1913. — v. Houwald, Otto Frhr., Zuſammenſtellung der Beftim- 
mungen des Neumärkiſchen und Kurmärkiſchen Provinzialrechts über Kirchen-, 
Pfarr- und Küſterbauten mit den betr. Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts. 
Frankfurt a. O., 1883. — Kammergericht, Urteil vom 13. März 1908. Ab- 
gedruckt auf Veranlaſſung des Magiſtrats. Berlin, 1903. — v. Kamptz, Jahr- 
bücher für die preußiſche Geſetzgebung. Band 14. — (Kaufmann, G., Bei- 
träge zur Frage uſw. (ſiehe oben). — Klette, G. M., Rechtsverhältniſſe bei 
Kirchen⸗, Pfarr-, Küſter⸗ und Schulhausbauten in den Provinzen des Preußi⸗ 
ſchen Staates. Neuruppin, 1865. — Kletke, G. M., Das evangeliſche Kirchen⸗ 
recht des Preußiſchen Staates. Berlin, 1868 — Kletke, G. M., Das evan⸗ 
geliſche Schulrecht des Preußiſchen Staates. Berlin, 1868. — v. Kunow, Das 
Provinzialrecht der Neumark. Berlin, 1836. — Mathis, Juriſtiſche Monats- 
ſchrift. Berlin, 1805—1811. — Riedner, Johannes, Die Entwickelung des 
ſtädtiſchen Patronats in der Mark Brandenburg. Stuttgart, 1911. (73. und 
74. Heft der Kirchenrechtlichen Abhandlungen, herausgegeben von Profeſſor 
Dr. Ulrich Stutz). — Nitze⸗Gebſer, Die Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſetze 
der evangeliſchen Landeskirche in Preußen. Berlin, 1912. — Obertribunal, Ent- 
ſcheidungen 1837—1879. — Obertribunal, Präjudizienſammlung. — Oberverwal- 
tungsgericht, Entſcheidungen. — Rackwitz, Arthur, Die Kirchenbaupflicht der 
Brandenburgiſchen Konſiſtorial⸗Ordnung von 1573 in: Schriften des Vereins 
für die Geſchichte der Neumark. Heft XX. — Reichsgericht, Entſcheidungen in 
Civilſachen. — Riedel, Magazin des Provinzial» und ſtatutariſchen Rechts der 
Mark Brandenburg. Berlin, 1837. — v. Scholtz und Hermensdorff, Das 
Provinzialrecht der Kurmark Brandenburg. 1. Ausgabe. Berlin, 1834. 2. Aus⸗ 
gabe, 1854. — Sonnenſchmidt, Geſchichte des Königl. Preußiſchen Ober: 
tribunals. Berlin, 1879. — Stengel, Beiträge zur Kenntnis der Juſtiz⸗ 
verwaltung. — Striethorſt, Archiv für Rechtsfälle aus der Praxis des Ober: 
tribunals. Berlin, 1851—1880. — Truſen, Das preußiſche Kirchenrecht. Berlin, 
1894. — Urkundenbuch über die kirchliche Baulaſt nach märkiſchem Provinzial⸗ 
recht. Herausgegeben vom Magiſtrat zu Berlin, nebſt Nachtrag. 1899, 1900. —- 
Urteil des Kammergerichts vom 13. März 1903. — Weiſe, Der Streit um die 
kirchliche Baulaſt in der Kurmark Brandenburg, insbeſondere Berlin, in: 
Deutſche Zeitſchrift für Kirchenrecht. 3. Folge. Band 13. Tübingen und 
Leipzig, 1903. 
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berufenen Vertreter dieſer Kirchengemeinden, denen in beſonderer Weiſe 
die Fürſorge für die kirchlichen Gebäude obliegt; weiter für die Kirchen⸗ 
patrone, die durch dieſe ihre Stellung in einem näheren Verhältnis zu 
dieſen Gebäuden ſtehen; nicht weniger auch für die kirchlichen und 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörden, die in ſtreitigen Fällen zwiſchen Kirchen⸗ 
gemeinden und Patronen und anderen Verpflichteten entſcheiden und 
vermitteln und wenn irgend möglich einen Ausgleich herbeiführen 
ſollen. 
Oft jedoch iſt es den vermittelnden Behörden recht erſchwert, ja 
fait unmöglich, einen ſolchen Ausgleich herbeizuführen, weil es ent- 
weder an der Kenntnis der geſchichtlichen Unterlagen oder am guten. 
Willen auf Seiten der ſtreitenden Parteien fehlt; oft handelt es ſich 
aber um grundſätzliche Fragen von hoher Wichtigkeit und weittragender 
Bedeutung, daß kein anderer Weg als der des Prozeſſes übrig bleibt. 
Und die Prozeſſe wieder um die Verteilung und Aufbringung der 
kirchlichen Baukoſten gehören meiſt zu den ſchwierigſten und lang- 
wierigſten Rechtsſtreitigkeiten, weil es zu ihrem Beginn oft an den 
notwendigen geſchichtlichen Kenntniſſen fehlt und die erforderlichen Unter⸗ 
lagen erſt mühſam geſucht und beigebracht werden müſſen. 

Wohl zu keinem Prozeß über die vorliegende Frage der kirchlichen 
Baulaſt iſt ſoviel geſchichtliches, allgemein- und lokalgeſchichtliches 
Material von den Parteien beigebracht und von den zuſtändigen Ge⸗ 
richten geprüft worden als in dem Prozeß der St. Markuskirchen⸗ 
gemeinde in Berlin gegen die Stadtgemeinde ebenda. Liegt doch 
zwiſchen dem Erkenntnis der erſten Inſtanz, des Königl. Landgerichts 
in Berlin vom 12. März 1897, und der Entſcheidung des Königl. 
Kammergerichts vom 12. März 1903 ein Zeitraum von vollen ſechs 
Jahren; umfaßt doch das gedruckte Erkenntnis des Berufungsgerichts 
141 Folioſeiten. Obwohl hierin die wichtigſten Kirchenordnungen, Ver⸗ 
ordnungen, Inſtruktionen und Reſkripte erwähnt und verwertet ſind, ſo 
war es doch unmöglich, eine vollſtändige Darſtellung der geſchichtlichen 
Entwicklung der kirchlichen Baulaſt in der Mark Brandenburg zu 
geben, da es ſich in dem erwähnten Prozeß in erſter Linie um die 
Beitragspflicht des Patrons und der Eingepfarrten und der politi⸗ 
ſchen Gemeinde innerhalb einer Stadt der Mark Brandenburg 
handelte. 

Um aber eine möglichſt vollſtändkge Überſicht über die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung der kirchlichen Baulaſt innerhalb der Mark für Stadt 
und Land den intereſſierten Kreiſen darzubieten, hat der Verfaſſer das 
in der reichen Literatur und in den Aktenbeſtänden der ſtaatlichen 
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Archive vorhandene Material geſammelt und dargeſtellt; die Veröffent⸗ 
lichung dieſes Materials in dem „Jahrbuch für brandenburgiſche Kirchen- 
geſchichte“ hat im 13. Jahrgang!) begonnen und wird in dem folgenden 
Jahrgang fortgeſetzt bzw. vollendet werden. Wir verweiſen daher für 
das Verſtändnis des folgenden Artikels auf die dort gegebene ge- 
ſchichtliche Darſtellung. 

Nicht weniger wichtig und intereſſant iſt die Frage, welche Be⸗ 
handlung und Beurteilung die kirchliche Baulaſt in der Rechtſprechung 
während eines Zeitraums von ein und einem halben Jahrhundert er- 
ſahren hat, und wie die Entſcheidungen in den vorgekommenen Streit⸗ 
fällen ſeitens der verſchiedenen Gerichte ausgefallen ſind. Geben uns 
doch alle dieſe Erkenntniſſe und Entſcheidungen davon Kunde, welche 
Kirchenordnungen, Verordnungen und Reſkripte die Gerichte als gültig 
anerkannt, wie ſie ſie gedeutet, ausgelegt und angewandt haben. 

Für das im nachfolgenden behandelte Gebiet?) kommen in Betracht 
die Entſcheidungen des Kammergerichts, des früheren Apellationsgerichts 
für die Mark Brandenburg; ferner die Entſcheidungen des Altmärkiſchen 
Obergerichts, das nur eine Deputation des Kammergerichts war, aber 
ſeit 1743 dem letzteren untergeordnet wurde; weiter die Entſcheidungen 
des ſeit Anfang des 18. Jahrhunderts ins Leben gerufenen Ober— 
appellationsgerichts oder Obertribunals, das am 1. Oktober 1879 auf- 
gehoben wurde; die Entſcheidungen des ſeit 1879 als „Kammergericht“ 
bezeichneten Oberlandesgerichts für die Provinz Brandenburg ſowie der 
Oberlandesgerichte für die Provinz Sachſen in Naumburg und für die 
Provinz Pommern in Stettin wegen der zu dieſen Provinzen ge— 
ſchlagenen früheren Gebietsteile oder Ortſchaften der Kur- oder Neu⸗ 
mark, und endlich die Entſcheidungen des ſeit dem 1. Oktober 1879 
in Leipzig errichteten Reichsgerichts in Zivilſachen. 

Während es den Gerichten erſter Inſtanz und den Berufungs— 
gerichten ſelbſtverſtändlich freiſteht, das beigebrachte geſchichtliche und 
rechtliche Material zu prüfen und zu bewerten, iſt das Reichsgericht als 
Reviſionsinſtanz in ſeinen Befugniſſen durch die Beſtimmungen der 
„SS 549 und 562 der Zivilprozeßordnung, § 6 des Einführungsgeſetzes 
zu dieſer Ordnung, der Verordnung vom 28. September 1879 und 
deren Bekanntmachung vom 11. April 1880 dahin beſchränkt, daß die 


1) S. 11971. 

2) Über die Gerichtsverfaſſung der Mark Brandenburg vergleiche Dolge, 
Geſchichte des Kammergerichts in Brandenburg-Preußen. Berlin 1890 ff., Bd. 1 
bis IV. Derſelbe, 500 Jahre Geſchichte des Kammergerichts. Berlin 1913. 
— Sonnenſchmidt, Geſchichte des Obertribunals. 
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Entſcheidung des Berufungsgerichts über das Beſtehen und den In— 
halt ſolcher Geſetze, welche ſich nicht über den ganzen Umfang zweier 
preußiſcher Provinzen erſtrecken, für die auf die Reviſion ergehende 
Entſcheidung maßgebend iſt. Das Reichsgericht hat daher, weil der 
Geltungsbereich der für die Mark Brandenburg erlaſſenen Ordnungen 
und Verordnungen ſich nicht über den Umfang zweier ganzen preußi— 
ſchen Provinzen erſtreckt, bei ſeinen Entſcheidungen nur zu prüfen, ob 
bei der Anwendung der provinzialgeſetzlichen Beſtimmungen irgend— 
welche Rechtsnormen von dem Berufungsgericht verletzt worden ſind 1). 

Alle dieſe von den verſchiedenen Gerichten gefällten Erkenntniſſe 
beanſpruchen zwar keine unbedingte Unfehlbarkeit; denn wie die Mit- 
glieder dieſer Gerichte gewechſelt, ſo wechſeln auch ihre Anſichten. 
Mögen auch die jeweiligen Glieder des betreffenden Gerichtshofs be— 
ſtrebt geweſen ſein, das Recht möglichſt objektiv feſtzuſtellen, ſo ſind 
dieſe Entſcheidungen doch der Ausdruck ihrer ſubjektiven Auslegung, 
die ſie den kirchlichen Geſetzen gegeben haben; ſie ſind und bleiben ge— 
ſchichtliche Zeugniſſe der Auslegung berufener Männer. So hoch auch 
die Bedeutung iſt, die wir allen dieſen Entſcheidungen beimeſſen, ſo 
halten wir uns trotzdem für berechtigt, alle dieſe Urteile auf Grund 
der beſtehenden Verordnungen nachzuprüfen, um feſtzuſtellen, wie weit 
dieſe Erkenntniſſe den erlaſſenen Verordnungen ſowie dem Geiſt ihrer 
Zeit und den rechtlichen Anſchauungen unſerer Zeit entſprechen. 

Um nun jedem Leſer es zu ermöglichen, ſich über alle ſchwebenden 
Fragen ein eigenes Urteil bilden zu können, haben wir verſucht, die 
rechtlichen Entſcheidungen aus der vorhandenen Literatur und aus den 
Akten der Behörden möglichſt vollſtändig zu ſammeln und ſie nach den 
wichtigſten Punkten inhaltlich wiederzugeben. Wir haben fie in zeit- 
licher Folge?) geordnet und mit Nummern verſehen, um bei ihrer An- 
führung fie als Beilage Nr. ... bezeichnen zu können. 

Überbliden wir alle dieſe Erkenntniſſe, fo find es die verſchiedenſten 
Fragen, auf die ſie uns Aufſchluß und Auskunft geben. 


a) Kurmark und Altmark. 


Da die kirchenrechtliche Entwicklung der Mark eine große Anzahl 
vom Landesherrn in biſchöflicher Gewalt erlaſſener kirchlicher Ordnungen 


1) Weiſe, Der Streit um die kirchliche Baulaſt in der Kurmark Branden⸗ 
burg, insbeſondere Berlin, S. 181. l 
2) Nur ganz vereinzelt ift die zeitliche Folge nicht inne gehalten, um die 
Erkenntniſſe dreier Inſtanzen in derſelben Sache hintereinander zu geben. 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 12 
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namentlich bezüglich der kirchlichen Baulaſt aufzuweiſen hat, fo werfen 
wir zunächſt die Frage auf: 

Welche Kirchenordnungen, Verordnungen, Reſkripte, 
Inſtruktionen uſw. begegnen uns in dieſen Erkennt⸗ 
niſſen, und welche Gültigkeit haben fie ihnen au: 
erkannt? 

In erſter Linie iſt da die Viſitations- und Konſiſtorialordnung 
von 1573 zu nennen. Sie iſt nicht etwa wie fo manche ältere Ber- 
ordnung aus damaliger Zeit bald in Vergeſſenheit geraten und erſt in 
letzter Zeit bei Gelegenheit der Prozeſſe gegen die Stadtgemeinde 
Berlin wieder ausgegraben !), ſondern fie ift feit ihrem Erlaß fort- 
dauernd in Geltung geblieben, von neuem durchgeſehen, überarbeitet 
und in Streitfragen von den zuſtändigen Behörden herangezogen 
worden; ſpätere Reſkripte und Verordnungen haben auf ſie und ihre 
Beſtimmungen wiederholt Bezug genommen. 

So führen auch die verſchiedenen Gerichte wie das alte Kammer— 
gericht in den. Jahren 1798 und 1826 und beſonders das Königl. 
Obertribunal von 1844 bis 1877 wiederholt ſowohl bei Kirchen-, 
Pfarr- und Küſtereibauten als bei der Behegung der Kirchhöfe und 
bei der Verpflichtung einzelner Klaſſen der Eingepfarrten die obige 
Ordnung von 1573 als Geſetz an, deſſen Beſtimmungen ihre Gültig— 
keit für die Verteilung der kirchlichen Baukoſten nicht verloren hätten 
(Beilage Nr. 11, 12, 21, 25, 29, 30, 31, 36, 37, 41, 43, 45). 

Auch das Reichsgericht, das bereits in ſeinem Erkenntnis vom 
5. Mai 18822), betreffend Erbpachtverträge über Pfarrgrundſtücke 
dieſe Ordnung von 1573 als geltendes Geſetz voll anerkannt hatte, 
beruft ſich in allen ſeinen Entſcheidungen über die kirchliche Baulaſt 
von 1892 bis 1907 auf dieſe Ordnung (Beilage Nr. 46, 48, 55, 58). 
Es iſt ein beſonderes Verdienſt des Königlichen Kammergerichts ſowie 
ſeines Mitgliedes des Geh. Juſtizrats Dr. Friedr. Holtze, die Be- 
deutung der Konſiſtorialordnung von 1573 geſchichtlich beleuchtet und 
klargeſtellt zu haben (Beilage Nr. 54). 

Sie iſt hiernach nicht ein mit den Landſtänden durchberatenes, 
gehörig verabſchiedetes Geſetz, mag auch der Kurfürſt den Rat der 
Stände eingeholt haben, ſondern eine unter der Oberleitung des Kanzlers 
von verſchiedenen Beamten bearbeitete, aus der kurfürſtlichen Kanzlei 


1) Vgl. Fiſcher, Die kirchliche Baulaſt, S. 9. — Niedner, Die Ent- 
wickelung des ſtädtiſchen Patronats, S. 67. 
2) Entſcheidungen in Civilſachen, Bd. 7, S. 230 ff. 
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erlaſſene Verordnung mit kirchlichem Charakter, die nicht vom Kur— 
fürſten ſelbſt unterſchrieben, ſondern lediglich mit dem vom Kanzler 
geführten Sekret des Kurfürſten beſiegelt worden iſt. Sie iſt eine 
aus dem alten biſchöflichen Aufſichtsrecht hergeleitete, mit Geſetzeskraft 
für den Umfang des damaligen Staates erlaſſene kurfürſtliche An— 
ordnung zur Regelung des kirchlichen Lebens in ſeinem Lande, zu der 
et der Zuſtimmung der Stände nicht bedurfte. Sie wollte das Kirchen— 
weſen, das ſich damals in einer recht üblen Verfaſſung befand, ordnen 
und eine in jeder Beziehung für ſeine Untertanen verbindliche Rechts— 
norm ſchaffen. Hierbei lag es dem Landesherrn fern, Neuerungen und 
weſentliche Veränderungen des beſtehenden Gewohnheitsrechts ein— 
zuführen, in Privatrechte einzugreifen und vorhandene Verpflichtungen 
zu ändern oder zu vergrößern; er wollte keine neuen Verpflichtungen 
auferlegen, ſondern nur die bereits durch Gewohnheitsrecht beſtehenden 
Verpflichtungen aufs neue einſchärfen. 

Die Ordnung von 1573 ijt unzweifelhaft als allgemeines Landes- 
geſetz für den damaligen Umfang des Staates erlaſſen. Durch die 
Einverleibung verſchiedener Erwerbungen des 17. Jahrhunderts in das 
Hohenzollernſche Hausgebiet ſanken all die Landesgeſetze dieſer Gebiete 
in dem einheitlichen preußiſchen Staate zu Provinzialgeſetzen 
herab. So hörte auch die als Landesgeſetz erlaſſene Konſiſtorialordnung 
von 1573 auf, ein allgemeines Landesgeſetz zu ſein, und wurde im 
Laufe der Zeit, jedenfalls zur Zeit des Erlaſſes des Allgemeinen Land- 
rechts, zum Provinzialgeſetz herabgedrückt, das als ſolches für den Um⸗ 
fang der heutigen Provinz Brandenburg mit Ausſchluß des Kreiſes 
Luckenwalde und der Niederlauſitz und für die zur Provinz Sachſen 
geſchlagene Altmark nebſt Teilen des Zauchiſchen Kreiſes und den zur 
Provinz Pommern geſchlagenen Gebietsteilen in Geltung geblieben ift !). 

Auch das Reichsgericht hat 1904 dieſe Darlegungen ſowie die 
Rechtsgültigkeit der Ordnung von 1573 voll anerkannt (Beilage Nr. 55); 
ſo hat ſie noch heute ihre rechtsverbindliche Kraft. 

Viſitationsabſchiede von 1574 ſind ſowohl vom Königlichen Kammer⸗ 
gericht (Beilage Nr. 54) als vom Königlichen Landgericht in Potsdam 
(Beilage Nr. 56) herangezogen, von erſterem zum Beweis, daß die 
Pflicht für Patrone und Eingepfarrte nur eine Ehrenpflicht ſei, und 
von letzterem, daß die Baupflicht den Chriſten, d. h. den Mitgliedern 
der Kirchengemeinde, obliege. Keine erzwingbare Pflicht, ſondern nur 


— — 


— 


1) Holtze, Die brandenburgiſche Konſiſtorialordnung von 1573, S. 38 ff. 


— Weiſe a. a. O. S. 163. 
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eine invitatio, zu den Baukoſten beizutragen, lieft das Kammergericht 
(Beilage Nr. 54) auch aus der Viſitations-Inſtruktion von 1600 
heraus. Auf die Verordnung vom 3. Januar bzw. 8. Februar 1699 
beruft ſich das Obertribunal 1859 (Beilage Nr. 35) für die Verteilung 
der Beiträge zwiſchen Mutter- und Tochtergemeinden, und im Jahre 
1870 (Beilage Nr. 40) auf die Verteilung dieſer Beiträge innerhalb 
derſelben Gemeinde zwiſchen Bauern und Koſſäten. Auch das Kammer: - 
gericht bezieht ſich 1903 (Beilage Nr. 54) auf den Inhalt dieſer Ver- 
ordnung, der als etwas ganz Selbſtverſtändliches bezeichnet wird. 

Eine beſondere Bewandtnis hat es mit der Flecken-, Dorf- und 
Ackerordnung vom 16. Dezember 1702, aus deren BR 4 und 5 man 
die Baupflicht der politiſchen Gemeinde hat beſtätigt ſehen oder 
wenigſtens als „allgemeine Ortsangelegenheit“ hat erkennen wollen. 
Wiederholt haben die Gerichte dieſe Dor fordnung neben der Kon— 
ſiſtorialordnung von 1573 als Provinzialgeſetz herangezogen und ſie 
ſogar auf ſtädtiſche Verhältniſſe anwenden wollen. Doch bereits im 
Jahre 1896 (Beilage Nr. 48) erklärte das Reichsgericht, daß die Dorf— 
ordnung von 1702 nur für „das platte Land“ erlaſſen ſei, und 
noch näher führt das Kammergericht 1903 (Beilage Nr. 54) aus, daß 
ſie nach Form und Inhalt eine für alle damaligen preußiſchen 
Amter oder Domänen erlaſſene Ordnung darſtellt 1). Sie ijt 
daher nach unſerer Anſicht weder als Landesgeſetz noch als märkiſches 
Provinzialgeſetz anzuſehen, von dem wohl keiner behaupten wird, daß 
ſie ein heute noch gültiges Geſetz darſtellt. 

Betreffs des Verbotes, Kirchengelder zu Pfarrbauten auf dem 
Lande zu verwenden, ſowie betreffs der Verteilung der Baukoſten nach 
der Qualität der Güter (Ackersmann und Koſſäten), und betreffs der 
Lieferung der Materialien ſeitens der Patrone iſt zu wiederholten 
Malen in dieſen Erkenntniſſen auf die Verordnungen vom 11. Dezember 
1710 (Beilage Nr. 11, 12, 15, 26, 27, 29, 37, 40, 50, 54, 57), 
vom 11. Januar 1711 (Beilage Nr. 18) und vom 7. Februar 1711 
(Beilage Nr. 2, 5, 7, 12, 16, 19, 26, 27, 29, 36, 37, 40, 50, 54) 
Bezug genommen. Während das Obertribunal 1865 dieſe Verord— 
nungen auch auf Stadtkirchen anwandte (Beilage Nr. 37), betont das 
Kammergericht 1903 (Beilage Nr. 54) und 1907 (Beilage Nr. 57), 
daß dieſe Verordnungen nur für ländliche Verhältniſſe erlaſſen 
ſeien. 

Ferner werden wegen der Materialienlieferung ſeitens des Patrons 


1) Weiſe a. a. O. S. 170. 
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folgende Verordnungen herangezogen: vom 20. Februar 1712 (Beilage 
Nr. 15, 18) vom 11. Mai 1712 (Nr. 18), vom 15. Februar 1714 
(Nr. 18); die Viſitations-Inſtruktion von 1715 (Nr. 54); wegen der 
wüſten Bauernhöfe die Verordnung vom 22. Juni 1717 (Nr. 6); 
wegen der Beiträge der Mitglieder von mater und filia der Bericht 
vom 7. Auguſt 1724 (Nr. 35); wegen der Verpflichtung des Patrons 
zur Lieferung der Hauptmaterialien und der Gemeinde zur Herbei— 
ſchaffung der Nebenmaterialien (Rohr, Stroh, Lehm) das Hofreſkript 
vom 27. September 1738 (Nr. 16, 29) und die Reſkripte vom 
9. April 1748 und 6. Auguft 1748 (Nr. 29, 5); wegen der Bei- 
träge der Büdner zu kirchlichen Bauten das nur für die Altmark 
geltende Deziſum der Geſetzkommiſſion vom 13. September 1782 
(Nr. 24, 36, 40); wegen der Materiallieferungen (Haupt- und Neben- 
materialien) das Deziſum derſelben Kommiſſion vom 24. Januar 1789 
(Nr. 16, 29, 47) und die Deklaration vom 28. November 1796, die 
die Verordnung vom 11. Dezember 1710 als wirkliches, von dem da— 
maligen höchſten Landesherrn vollzogenes und gehörig publiziertes 
Provinzialgeſetz anerkannt habe!) (Nr. 15, 19, 29) und endlich wegen 
des Schlagens und Sprengens der Feldſteine das Hofreſkript vom 
22. Januar 1806 (Nr. 29) und wegen der Surrogate für Feld- und 
Ziegelſteine das Hofreſkript vom 22. März 1806 (Nr. 47). 

Daß die provinzialgeſetzlichen Regeln durch die neuere kirchliche 
Geſetzgebung, durch das Geſetz vom 14. Mai 1873 (betr. den Austritt 
aus der Kirche), durch die Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 
10. September 1873 und durch das Geſetz vom 25. Mai 1874 (betr. 
die vorſtehende Ordnung) nicht aufgehoben ſeien, betonen Obertribunal 
und Reichsgericht in vollkommener Übereinſtimmung (Beilage Nr. 42, 
44, 46). 

Auch das Verhältnis des Provinzialrechts zum Allgemeinen Land— 
recht wird nicht unerwähnt gelaſſen und hervorgehoben, daß nach dem 
Publikationspatent vom 5. Februar 1794 und nach der Einleitung 
zum Allgemeinen Landrecht S 3 Gewohnheitsrechte und Obſervanzen 
bis zur Vollendung des Provinzialgeſetzbuchs beſtehen bleiben ſollen 
(Beilage Nr. 23), daß gemäß § 710 des Allgemeinen Landrechts Teil II 
Titel 11 Provinzialgeſetze und ununterbrochene Gewohnheiten betr. Auf— 
bringung kirchlicher Baukoſten weitere Geltung behalten ſollen (Beilage 
Nr. 34, 46), daß unter rechtskräftigen Erkenntniſſen in dem ans 
gezogenen $ 710 nur Erkenntniſſe, die zwiſchen den ſtreitenden Par- 


1) Weiſe a. a. O. S. 166. 
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teien ergangen find, gemeint feien (Nr. 55), daß Forenſen von Bei— 
trägen zu kirchlichen Bauten befreit ſeien (Nr. 32), ſowie, daß unter 
„Kirche“ in § 568 des Allgemeinen Landrechts II, 11 nicht nur das 
Kirchengebäude, ſondern die kirchliche Anſtalt und Ein rich— 
tung zu verſtehen ſei (Nr. 53, 58). 

Das Kammergericht erwähnt auch die Schulenburgiſche Kirchen— 
ordnung von 1644, ohne dabei ihrer Vorgängerin vom Jahre 1572, 
die alſo ein Jahr vor der brandenburgiſchen Konſiſtorialordnung von 
1573 erſchienen iſt, zu gedenken; ſie ſcheint ihm entgangen zu ſein 
(Beilage Nr. 54). 

Wir hatten oben erwähnt, daß das Allgemeine Landrecht II, 11 
§ 710 neben den Provinzialgeſetzen auch Ortsgewohnheiten als gültige 
Regeln für die Verteilung und Aufbringung der kirchlichen Baukoſten 
hat beſtehen laſſen, auch wenn dieſe Obſervanzen vom Allgemeinen 
Landrecht abweichen. Im Anſchluß hieran drängt ſich uns die 
Frage auf: 

Können ſich Obſervanzen und Gewohnheitsrechte 
bilden, die von den Beſtimmungen des märkiſchen 
Provinzialrechts oder einer allgemeinen märkiſchen 
Landesobſervanz abweichen? 


Bezüglich der Bildung und Geltung von „ununterbrochenen 
Gewohnheiten“ ſtimmen die höchſten Gerichtshöfe, das frühere 
Obertribunal und das Reichsgericht darin überein, daß unter dieſen 
Gewohnheiten, die ſich auch bezüglich der Kirchbaulaſt zwiſchen Patronat 
und Kirchengemeinde, zwiſchen mehreren Patronen einer Kirchen— 
gemeinde, zwiſchen den Gemeindeangehörigen und den Forenſen, zwiſchen 
zwei Kirchengemeinden ſowie zwiſchen Kirchengemeinde und politiſcher 
Gemeinde bilden können, nur ſolche verſtanden werden, auf die das 
Geſetz verweiſt oder die etwas beſtimmen, was das Geſetz unentſchieden 
gelaſſen hat, und dem Geſetz zuwiderlaufende Obſervanzen nur dann, 
wenn ſie bereits vor der Publikation des Allgemeinen Landrechts nach 
dem damals geltenden Rechte entſtanden waren, ſowie daß die Frage, 
welcher Zeitraum und wie viel Fälle zur Begründung einer Ob— 
ſervanz notwendig ſind, der richterlichen Entſcheidung in jedem Einzel— 
falle zuſteht Tu 

Für die Mark Brandenburg war durch die Konſiſtorialordnung 
von 1573 ſowie durch das Reſkript vom 11. Dezember 1710 die Ver⸗ 


— — — — — 


1) Rige- Gebſer, Die Verfaſſungs- und Verwaltungsgeſetze der evange: 
liſchen Landeskirche in Preußen. Berlin 1912, S. 190f. 
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wendung von Kirchengeldern zu Pfarrbauten auf dem Lande verboten. 
Trotzdem hatte ſich in Blindow eine über 100 Jahre dauernde Ge— 
wohnheit gebildet, nach der die Kirchenkaſſe ſtets die Reparaturkoſten 
der Pfarre bezahlte. Während der Inſtruktionsſenat des Kammer— 
gerichts im Jahre 1798 eine praescriptio immemorialis (Verjährung) 
als vorhanden annahm, behauptete der Oberappellationsſenat desſelben 
Gerichts, daß ſich gegen das Landesgeſetz ſowie beſonders gegen die 
als Provinzialgeſetz anerkannte Verordnung vom 11. Dezember 1710 
keine gegenteilige Obſervanz bilden, alfo auch keine praescriptio im- 
memorialis ſtattfinden könne. Das Geheime Obertribunal jedoch ſtellte 
1799 das Erkenntnis erſter Inſtanz wieder her mit der Maßgabe, daß 
abgeſehen von den Hand⸗ und Spanndienſten und den vom Patron 
zu liefernden Materialien die übrigen Geldkoſten (Arbeitslöhne) auf 
Grund der langjährigen Obſervanz aus der Kirchenkaſſe entnommen 
werden dürften (Beilage Nr. 11, 12, 18). 

In einem anderen Prozeſſe wegen Befreiung der Bürger von 
allen Beiträgen zu Pfarrbauten behauptete das Kreisgericht zu Beeskow 
1851, daß ſich eine Lokalobſervanz gegen eine allgemeine Landes⸗ 
obſervanz nicht ausbilden könne, während der Zivilſenat des Kammer- 
gerichts 1852 annahm, daß ſich eine dem Geſetz entgegenſtehende Lokal⸗ 
obſervanz allerdings ausbilden könne (Beilage Nr. 30). 

Das Obertribunal hatte in ſeinem Erkenntnis vom 4. Januar 
1865 behauptet, daß es in der Kurmark bei Stadtkirchen Landes- 
obſervanz ſei, daß als ſonſtige Bauverpflichtete außer dem Patron, 
ſofern nicht nach Ortsobſervanz die Kämmerei ſämtliche Koſten trägt, 
die Orts⸗ oder die Stadtgemeinde und neben dieſer nur die Cin- 
gepfarrten einer dem ſtädtiſchen Kirchſpiel zugeſchlagenen Landgemeinde 
anzuſehen ſeien. Während dieſes Gericht ſich dabei beſonders auf die 
wenig klaren und nicht verſtändlichen Ausführungen von Scholtz in 
dem Entwurf des märkiſchen Provinzialrechts !) ſtützte, fand es in 
ſeinem Erkenntnis vom 29. September 1871 den Satz von der kommu⸗ 
nalen Baupflicht unmittelbar in der Konſiſtorialordnung von 1573. 
Als ſich die St. Markuskirchengemeinde in Berlin in ihrem Prozeß 
gegen die dortige Stadtgemeinde auf dieſe Erkenntniſſe berief, um die 
Baupflicht der Berliner Stadtgemeinde zu beweiſen, erklärte das Reihs- 
gericht in ſeiner Reviſionsentſcheidung, daß ſich auf Grund dieſer Ge⸗ 
richtsentſcheidungen kein Gewohnheitsrecht bezüglich der Bau- 
pflicht der Stadtgemeinde gebildet habe, noch habe bilden können, da 


1) Erſte Ausgabe 1834. Zweite Ausgabe 1854. 
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die obenerwähnte, namentlich mit Berufung auf Scholtz angebahnte 
Rechtſprechung nicht Unterlage einer ſelbſtändigen gewohnheitsrechtlichen 
Bildung zu werden vermochte (Beilage Nr. 55). 

Nach der Beantwortung dieſer beiden Fragen, die mehr den 
Charakter von Vorfragen tragen, gehen wir nun zu der Frage über: 

Wie urteilen die nachſtehend abgedruckten gericht— 
lichen Erkenntniſſe über die einzelnen Teile der kirch— 
lichen Baupflicht? 

Bei der Beantwortung dieſer Frage werden wir einige grund— 
ſätzliche Fragen über die Bedeutung „Gemeinde“ und den Charakter 
der Baulaſt voranſtellen und darnach — in Übereinſtimmung mit 
den üblichen Zuſammenſtellungen des märkiſchen Provinzialrechts von 
Ebmeyer und v. Houwald!) — den Stoff nach der Eigenſchaft 
der kirchlichen Gebäude (Land- und Stadtkirchen, Pfarrwohnungen 
in Land und Stadt, Küſterwohnungen) ſowie nach der Beſchaffen— 
heit der Baukoſten (Hand- und Spanndienſte, Lieferung der Bau- 
materialien und übrigen Baukoſten) und nach der Verteilung 
zwiſchen Kirchenkaſſe, Patron und Eingepfarrten 
ordnen. 

Zunächſt haben wir die Frage zu beantworten: 

Wen verſtehen die gerichtlichen Erkenntniſſe unter 
der in der Konſiſtorialordnung von 1573 und in den 
folgenden Verordnungen und Reſkripten genannten 
„Gemeinde“ als der Geſamtheit der bei Unvermögen der 
Kirchenkaſſe neben dem Patron Verpflichteten? 

In den uns bekannt gewordenen Erkenntniſſen aus den Jahren 
1784, 1798/99, 1804, 1818, 1819 und 1847 werden bei den märki⸗ 
ſchen Dorſkirchen, den ſtädtiſchen Pfarren, den Küſtereien und bei 
den geiſtlichen Bauten die Eingepfarrten, Pfarrkinder, chriſt⸗ 
liche Gemeinde als diejenigen bezeichnet, die neben dem Patronats- 
beitrag und neben den Hand- und Spanndienſten die übrigen Geld— 
beiträge aufzubringen haben?) (Beilage Nr. 5, 14, 16, 18, 19, 26); 
nur in zwei Fällen, 1787 (ländlicher Pfarrbau) und 1847 (Bau einer 
Küſterei), werden die „Untertanen“ und die „Dorfs-Einwohner“ (in 
Übereinjtimmung mit der Ordnung von 1573) als die Verpflichteten 
genannt; eine Bezeichnung, die ebenſo gut auf die Eingepfarrten ge— 
deutet werden kann als auf die politiſche Gemeinde (Beilage Nr. 7. 25). 

Nachdem das Obertribunal 1850 (Beilage Nr. 28) erklärt hatte, 


1) Siehe Literaturangabe (S. 173, 174). 
2) Weiſe a. a. O. S. 167. 
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daß „ſämtliche zu einer Kirche Cingepfa rte rüdjichtlid der Ber- 
pflichtung zu Kirchen- und Pfarrbauten dem Patron gegenüber als 
eine Kirchengemeinde anzuſehen ſeien“, bezeichnet dasſelbe Gericht 
in ſeinem Erkenntnis vom 25. April 1851 (Beilage Nr. 29) zu wieder⸗ 
holten Malen „die Eingepfarrten“ !) als diejenigen, die nach der 
märkiſchen Obſervanz neben dem die Hauptmaterialien liefernden Patron 
verbunden ſeien, außer den Hand- und Spanndienſten die Neben- 
materialien zu beſchaffen und den Arbeitslohn zu bezahlen; ja, es ſagt 
ausdrücklich, daß „nach der Konſiſtorialordnung von 1573 bei Un- 
vermögen des Kirchenärars die Koſten vorkommender Bauten und Repa- 
raturen der Kirchen von dem Patron und den Kirchengemeinen 
beſtritten werden müßten“, und ſetzt in dem folgenden Satz ſofort an⸗ 
ſtatt „Kirchengemeine“ den Ausdruck „Eingepfarrte“ ). 

Handelte es ſich hier um ein „Städtchen“, die ſo oft den Dörfern 
gleichgeſtellt wurden, ſo erklärte dasſelbe Gericht in ſeinem Erkenntnis 
vom 3. Dezember 1852 (Beilage Nr. 30), daß nach der Ordnung von 
1573 bei Stadt pfarreien die Baukoſten bei mangelndem RKirden- 
vermögen von dem Patron und den Eingepfarrten aufgebracht 
werden ſollten. 

In dieſen beiden Erkenntniſſen hat das Obertribunal den Auz- 
druck „Gemeinde“ in der Ordnung von 1573 als „Kirche n gemeinde“ 
oder „Eingepfarrte“ gedeutet, wie es nach unſrer Anſicht der 
Charakter einer Kirchen ordnung für kirchliche Bauten auch er- 
fordert, und wie es dem bis 1573 in der Mark geltenden gemeinen 
Kirchenrecht entſprach. Sind die „Eingepfarrten“ aber die Verpflich⸗ 
teten, fo haben die Baulaſten für die kirchlichen Gebäude einen per- 
ſönlichen Charakter. Es iſt uns daher vollkommen unverſtändlich, 
wie das Obertribunal in demſelben Jahre, am 17. Dezember 1852 
(Beilage Nr. 31) die Baulaſt für eine „dingliche Parochiallaſt“ er⸗ 
klären konnte und hinzufügte, daß die Konſiſtorialordnung von 1573 
die politiſche Gemeinde inſofern nicht von der Kirchen gemeinde 
unterſcheide, als es ſich um die Verpflichtung zu den Parochiallaſten 
handele. Wenn auch das Wort „Gemeinde“ in der Ordnung von 
1573 in verſchiedenem Sinne vorkommt, fo tft es uns doch felbit- 
verſtändlich, daß dieſer Ausdruck überall, wo es ſich um kirchliche 
Angelegenheiten handelt, im Sinne von „Kirchen gemeinde“ gedeutet 


1) Weiſe a. a. O. S. 167. 

2) Vgl. Fiſcher, Die kirchliche Baulaſt, S. 16, der die Ausdrücke „Ein- 
gepfarrte“ und „Kirchengemeinde“ hervorhebt und betont, daß das Wort 
„bürgerliche Gemeinde“ als unzutreffend vermieden wurde. i 
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werden muß, namentlich wo er abwechſelnd mit „Pfarrkinder“ oder 
„Eingepfarrte“ gebraucht wird. Und wenn das Obertribunal hinzu— 
fügt, daß der Geſetzgeber die Verpflichtung zu den Parochiallaſten, be 
ſonders zu Kirchen-, Pfarr- und Küſtereibauten auf den ,Mit- 
gebrauch der kirchlichen Gebäude“ begründe, ſo folgt daraus 
nur, daß z. B. Altlutheraner und Reformierte, wenn ſie am Ort keine 
eigene Kirche beſitzen, als Eingepfarrte angeſehen werden und zu fird- 
lichen Baukoſten beitragen ſollen; aber es folgt daraus noch längſt 
nicht, daß die Baulaſt eine dingliche Laſt iſt, zu der Juden und 
Katholiken beiſteuern müßten. 

Nachdem das Obertribunal von ſeiner früheren klaren Anſchauung, 
daß „Gemeinde“ in der Ordnung von 1573 mit „Kirchengemeinde“ 
und „Eingepfarrten“ gleichbedeutend fet, abgewichen war, ift es auf 
dieſem Wege weiter fortgeſchritten und zu dem Erkenntnis vom 4. 
Januar 1865 (Beilage Nr. 37) gelangt, das in der Rechtſprechung 
eine ſo verhängnisvolle Rolle geſpielt und zu weiteren Irrtümern 
Veranlaſſung gegeben hat!). Das Obertribunal behauptete nämlich mit 
beſonderer Berufung auf den von v. Scholtz ausgearbeiteten Entwurf 
des Kurmärkiſchen Provinzialrechts, daß bei ſtädtiſchen Kirchenbauten 
außer dem Patronatsbeitrag die übrigen Koſten von der Stadt— 
gemeinde und den Eingepfarrten getragen werden müßten; es 
fet Landesobſervanz in der Kurmark, daß die Orts- oder Stadt- 
gemeinde, d. h. die zu ſtädtiſchen Dienſten und Laſten Beitragspflichtigen 
und neben dieſen die dem ſtädtiſchen Kirchſpiel eingepfarrten Mit⸗ 
glieder einer Landgemeinde dieſe übrigen Koſten bezahlten. 
Die Kirchengemeinde ſei bei dem Repartitionsmodus gar nicht intereſſiert, 
ſondern nur die Orts gemeinde; in der Mark Brandenburg ſei bei 
Stadtkirchen die Baulaſt eine Kommunallaſt und von den Mit- 
gliedern der Stadtgemeinde ohne Unterſchied, ob ſie zu den Einge— 
pfarrten der betreffenden Kirche gehören oder nicht, zu tragen. 

Die Ausführungen und Begründungen dieſes Urteils ſind ſowohl 
vom Königlichen Kammergericht in ſeinem Erkenntnis vom 12. März 
1903 als in der Schrift von dem Geh. Juſtizrat Dr. Holtze über 
„Die Brandenburgiſche Konſiſtorialordnung von 1573 und ihre Kirchen— 
baupflicht“ ?), die mit den geſchichtlichen Ausführungen des Urteils des 
Kammergerichts zum größten Teil wörtlich übereinſtimmt, eingehend 
geprüft und gewertet worden. Beide weiſen darauf hin, daß die Zitate 


1) Beije a. a. O. S. 171 f. 
2) S. 151 fl. 
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aus dem Scholtzſchen Entwurf ungenau angeführt und zum teil un— 
zutreffend wiedergegeben ſind, daß Scholtz etwas anderes ſage, als im 
Urteil ſtehe; Scholtz bezeichne ja in § 435 ſeines Entwurfs in erſter 
Linie die Eingepfarrten in den Städten als die Verpflichteten; es ſei 
doch unmöglich, unter dieſen Eingepfarrten nur die in einem Kirchſpiel 
eingepfarrten Mitglieder einer Landgemeinde zu verſtehen. Die Schluß— 
folgerung, daß die Baulaſt bei den Städten der Mark eine Kommunal: 
laſt ſei, ſei ohne jeden Wert. Zur Erklärung dieſes ſonderbaren Urteils 
könne nur angeführt werden, daß Scholtz gerade in dieſem Teile ſeines 
Entwurfs nicht ſehr klar iſt, ſowie daß es dem Obertribunal an den 
notwendigen geſchichtlichen Unterlagen gefehlt hat.“ e 
Hätte das Obertribunal fih in feinem Urteil darauf beſchränkt, 
feſtzuſtellen, daß, wie Magiſtrat und Stadtverordnete in den Jahren 1821 
bis 1823 unzweideutig erklärt hatten, in Frankfurt a. O. die Rammerei- 
kaſſe (und nicht die Kirchengemeinde) alle von dem Patron und den Ein- 
gepfarrten aufzubringenden Koſten bei Kirchenbauten und Reparaturen 
bei nichtausreichendem Kirchenvermögen und zwar bei den ſämtlichen 
Stadtkirchen (abgeſehen von den beiden reformierten und der katholiſchen 
Kirche) getragen hat!) und auf Grund dieſer Ortsobſervanz weiter zu 
tragen habe, fo wäre das Urteil nicht anzufechten. Aber in der vor- 
liegenden Form und Begründung unterliegt es den ſchwerſten Bedenken. 


Auf derſelben Stufe wie das vorſtehend gekennzeichnete Erkenntnis 
ſteht die Entſcheidung des Obertribunals vom 29. September bzw. 14. 
Oktober 18717) (Beilage Nr. 41), das die kirchliche Baulaſt, ſoweit 
ſie nicht von den Patronen zu tragen ſei, den Eingepfarrten und den 
onſt in dem Orte (Dorf oder Stadt), wo die Kirche ſich befinde, zu 
Gemeindelaſten und Dienſten Verpflichteten auferlegt, ohne daß dabei 
die Verſchiedenheit der Religion von Einfluß ſei, d. h. die Baulaſt 
werde als eine Kommunallaſt bezeichnet. Um 1573 hätte unter 
den Mitgliedern der Stadt⸗ und Dorfgemeinden in der Mark im 
weſentlichen eine Verſchiedenheit der Religion nicht mehr reſp. noch nicht 
beſtanden. Unter „Gemeinde“ in der Ordnung von 1573 müſſe die 
politiſche Gemeinde verſtanden werden. Da dieſe Anſicht aber nur 
mit großer Schwierigkeit aus Kapitel 13 der Konſiſtorialordnung ab- 
geleitet werden konnte, berief ſich das Gericht für das in der Stadt 
Berlin gelten ſollende Recht auf die Dor fordnung von 1702, die 
deutlich erkennen laſſe, daß die Kirchenbauten zugleich „allgemeine 


1) Niedner a. a. O. S. 217, 232 Anm. 1. 
2) Weiſe a. a. O. S. 172. 
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Ortsangelegenheiten“ feien. Gegen die Anführung der Dorf- 
ordnung muß eingewendet werden, daß fie, wie ſchon ihr Name beſagt, 
als Dorf ordnung gar nicht auf ſtädtiſche Verhältniſſe angewendet 
werden kann. Ferner erheben wir die größten Bedenken, ſie als ein 
„Provinzialgeſetz der Mark Brandenburg“ anzuſehen, weil ſie weder 
für die Mark allein noch für den ganzen damaligen preußiſchen Staat, 
auch nicht einmal für alle preußiſchen Dörfer, ſondern nur für die 
preußiſchen Amtsdörfer, in denen ſich Königliche Domänen befanden, 
erlaſſen ift. Inhaltlich hat fie die kirchliche Baulaſt in dieſen Amts— 
dörfern weder für eine allgemeine Ortsangelegenheit — ein unklarer, 
von Scholtz gemünzter Ausdruck! — noch weniger für eine Kommunal— 
laſt erklären wollen, ſondern ſie hat nach unſerer Anſicht nur den 
Parochialzwang, d. h. die Verpflichtung der in dem betreffenden 
Dorfe wohnenden Nicht⸗Evangeliſch-Lutheriſchen (Reformierte und Ka- 
tholiken), an die Kirche und Geiſtlichen und Kirchenbedienten perſönliche 
Abgaben und Leiſtungen zu entrichten, auch auf die kirchliche Bau- 
lajt ausgedehnt oder, falls diefe Verpflichtung ſchon vorhanden war, 
nachdrücklich in Erinnerung gebracht. Da dieſe Nichtmitglieder der 
Kirchengemeinde doch die Dienſte des Ortspfarrers bei Amtshandlungen 
in Anſpruch nehmen mußten, ohne ſeiner Konfeſſion anzugehören, 
ſollten ſie auch zu den kirchlichen Baukoſten an Kirchen, Pfarren und 
Küſtereien ebenſo wie die Eingepfarrten beitragen. Tragen dieſe Bei- 
träge demnach einen perſönlichen, aber keinen dinglichen Cha— 
rakter, ſo iſt es eine ſelbſtverſtändliche Folgerung, daß mit der Auf— 
hebung des Parochialzwanges in den Jahren, 1806 und 1809 auch 
dieſe Verpflichtung aufgehoben iſt; dadurch haben die angeführten 
SS 4 und 5 der Dorfordnung für unſere Zeit ihre rechtliche Gültig— 
keit verloren. 

Auf diefe beiden Erkenntniſſe des Obertribunals von 1865 und 
1871 fußt das Urteil des Kammergerichts vom 11. bezw. 25. März 
1892 (Beilage Nr. 45) 1) in Sachen der Stadtgemeinde Berlin gegen 
die Johannes-Evangeliſt⸗Gemeinde ebenda, indem es behauptete: Die 
Kirchenbaupflicht der politiſchen Gemeinde jet nach der Konſiſtorial— 
ordnung von 1573 und der Dorfordnung von 1702 unbedenklich. Da 
es damals Kirchengemeinden mit ſelbſtändiger Perſönlichkeit nicht ge— 
geben hat und weil politiſche und Kirchengemeinde damals übereinge— 
ſtimmt hätte, ſei die Fürſorge für die Unterhaltung des Kirchenweſens 
erklärlicherweiſe den politiſchen Gemeinden auferlegt worden. Von 


1) Weiſe a. a. O. S. 173. 
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dieſen Behauptungen gelten dieſelben Einwendungen, die wir gegen 
die Ausführungen der Erkenntniſſe von 1865 und 1871 erhoben haben; 
die Unzuläſſigkeit der Berufung auf die Dorfordnung von 1702 haben 
wir gleichfalls bereits dargetan. Daß die Baulaſt bei den Verhand— 
lungen über das Provinzialrecht im Jahre 1836 als eine Kommunal- 
laft aufgefaßt worden fet, entſpricht, wie wir in einem ſpäteren Auf: 
ſatz zeigen werden, nicht den Tatſachen; die obige Behauptung war 
nur von einem Deputierten vertreten worden. Daß der Grundſatz 
der Verpflichtung der politiſchen Gemeinde in der Rechtſprechung 
ſtets Anerkennung gefunden habe, widerſpricht den tatſächlichen Ver— 
hältniſſen; dafür können nur die beiden Erkenntniſſe von 1865 und 
1871 angeführt werden, während in acht Erkenntniſſen die Ein- 
gepfarrten als Verpflichtete bezeichnet worden ſind. 


In dem in derſelben Sache ergangenen Reviſions-Erkenntnis war 
das Reichsgericht !) — entſprechend den Beſtimmungen der Zivilprozeß— 
ordnung — betreffs der Beurteilung des Inhalts der Normen des 
märkiſchen Provinzialrechts an die Entſcheidung des Berufungsgerichts 
gebunden; es erklärte aber in ſeinem Erkenntnis vom 16. Dezember 
1892 (Beilage Nr. 46), daß nach der Konſiſtorialordnung von 1573 
von den Koſten der Kirchenbauten bei Stadtkirchen, ſoweit das Kirchen— 
vermögen nicht ausreiche, der Patron die Hauptmaterialien, die Stadt- 
gemeinde und die Eingepfarrten alles übrige zu beſchaffen 
hätten; es ſtänden alſo die Baupflicht der Stadtgemeinde und die 
Baupflicht der Kirchengemeinde nebeneinander. — So wichtig in 
dieſem Satze die Betonung der Baupflicht der Kirchengemeinde 
(der Eingepfarrten) iſt, ſo verſtehen wir nicht, was die Einſchiebung 
der Stadtgemeinde hier bedeuten ſoll 2); es handelt fic) doch gerade um 
die Frage, ob unter „Gemeinde“ in der Ordnung von 1573 die 
Stadtgemeinde oder die Kirchen gemeinde verſtanden werden fol. — 
Auch läßt das Reichsgericht die Dorfordnung von 1702, die von der 
Religion ausdrücklich abſehe, noch gelten und ſagt: „Die allgemeine 
Verpflichtuug der politiſchen Gemeinde beruhe auf den beiden P ro- 
vinzialgeſetzen von 1573 und 1702, während die Dorfordnung 
doch nicht als Provinzialgeſetz angeſehen werden kann. Wir können 
daher, abgeſehen von der betonten Baupflicht der Kirchen gemeinde, 


1) Weiſe a. a. O. S. 173f. 

2) Auch Weiſe a. a. O. S. 174 erklärt, daß diefe Ne ben einanderſtellung 
von Stadtgemeinde und Kirchengemeinde unerklärt geblieben ſei und auch ſeit⸗ 
dem noch nicht habe aufgeklärt werden können. 
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dem Urteil des Kammergerichts!) und von Dr. Holtze?) nicht ganz 
beiſtimmen, daß das Reichsgericht durch ſein Erkenntnis von 1892 in 
der durch Irrtum und Mißverſtändnis beeinflußten Rechtſprechung end— 
lich Klarheit geſchaffen habe. 

Dieſes Lob gebührt zunächſt dem Königlichen Landgericht in Berlin, 
das in ſeinem Erkenntnis vom 9. November 1897 (Beilage Nr. 50) 
zwar irrtümlich die Dorfordnung von 1702 neben der Ordnung von 
1573 als ordnungsmäßig veröffentlichtes und von jeher als rechtsver— 
bindlich anerkanntes Geſetz bezeichnet, aber auf der anderen Seite klar 
ausſpricht, daß nach erneuter Prüfung der Ordnung von 1573 die 
ſubſidiäre Baupflicht der politiſchen Gemeinde als ſolcher, d. h. als 
beſonderen Rechtsſubjekts als eine privatrechtliche Verpflichtung nicht 
mehr aufrecht erhalten werden könne, ſondern daß dieſe Pflicht bei Un— 
vermögen der Kirchenkaſſe außer dem Patronatsbeitrag den Parochia— 
nen obliege, wie auch in den Verordnungen von 1710 und 1711 die 
Eingepfarrten als die Verpflichteten bezeichnet würden. Auch ſei 
keine Landesobſervanz vorhanden, die dieſe ſubſidiäre Kirchenbaupflicht 
zur Kommmunallaſt gemacht habe; auch Scholtz habe ſie in ſeinem 
Entwurf nicht behauptet, und die Deputierten ſeien bei der Beratung 
dieſes Entwurfs im Jahre 1836 über die Frage, ob Parochial- oder 
Kommunallaſt, nicht einig geweſen. 

Das größte Verdienſt aber, in dieſen ſchwierigen Fragen wirklich 
Klarheit geſchaffen zu haben, hat ſich das Königliche Kammergericht mit 
ſeinem auf eingehenden geſchichtlichen Studien beruhenden Urteil vom 
12. März 1903 (Beilage Nr. 54) erworben 2). Denn es hat nach 
unſerer Anſicht den unwiderleglichen Beweis erbracht, nicht nur, daß 
unter dem „gemeinen Kaſten“ die — wenn auch von bürgerlichen De— 
putierten verwaltete — Kirchen kaſſe, ſondern auch daß unter „Ge— 
meinde“ in der Ordnung von 1573 nicht die politiſche, ſondern 
die Kirchen gemeinde, die Summe der Eingepfarrten verſtanden wer- 
den müſſe. Dieſer Nachweis wird ſowohl aus dem damaligen Sprad- 
gebrauch erbracht, als beſonders durch den Hinweis, daß nach dem bis 
dahin geltenden gemeinen Recht die Parochianen, die Cinge- 
pfarrten zu kirchlichen Baukoſten herangezogen wurden, wie ſie auch 
in ſpäteren Verordnungen, Inſtruktionen als die Verpflichteten ge- 
nannnt wurden. Das Reichsgericht hat in ſeinem Reviſions-Erkenntnis 


1) S. 80. 
2) S. 155. 
3) eife a. a. O. S. 177 Ff. 


191] Die kirchliche Baulaft in der Mark Brandenburg 191 


dieſe Auslegung — gemäß ſeiner Zuſtändigkeitsbeſtimmung — als 
maßgebend hingeſtellt. 

In der gleichen Weiſe wie das Kammergericht deutete das Land— 
gericht zu Potsdam in ſeinem Erkenntnis vom 29. November bezw. 
19. Dezember 1902 (Beilage Nr. 56) den Ausdruck „Gemeinde“ auf 
die Eingepfarrten, womit das Kammergericht als Berufungsinſtanz 
am 7. Mai 1907 (Beilage Nr. 57) unter Hinweis auf ſeine genauen 
Ausführungen von 1903 einverſtanden war. 

Wer aber dieſen Ausführungen der ordentlichen Gerichte zuſtimmt, 
daß unter „Gemeinde“ ſeit 1573 die Kirchengemeinde als Summe 
der Eingepfarrten verſtanden werden muß, für den ergibt ſich 
hieraus notwendig die Folgerung, daß die Beitragspflicht der Einge— 
pfarrten keine Kommunal-, ſondern eine Parochiallaſt, keine dingliche, 
ſondern eine perſönliche Laſt darſtellt, die auf der perſönlichen Zuge— 
hörigkeit zu der betreffenden Kirchengemeinde beruht, mag auch die Laſt 
auf den Dörfern nach der Beſchaffenheit des Grundbeſitzes verteilt 
und aufgebracht werden. Die Heranziehung der Nicht-Mitglieder einer 
lutheriſchen Kirchengemeinde zu kirchlichen Baukoſten durch die Dorf— 
ordnung von 1702 erklärt ſich nicht dadurch, daß die Baulaſt zu einer 
„allgemeinen Ortsangelegenheit“ gemacht wird, ſondern am einfachſten 
durch die Ausdehnung des Parochialzwanges auf die kirchliche Baulaſt. 

Gehen wir nun zu den einzelnen Teilen der kirchlichen Baulaſt 
über und beginnen wir mit den 


Stadtkirchen. 


Betreffs der Hand- und Spanndienſte bei ſtädtiſchen Kirchen 
liegt keine beſondere rechtliche Entſcheidung vor; wohl aber erwähnt 
das Erkenntnis des Obertribunals vom 4. Januar 1865 in Anlehnung 
an Scholtz' Provinzialrecht, daß dieſe Dienſte bei Stadtkirchen zu den 
übrigen Koſten geſchlagen und mit dieſen von den Verpflichteten auf- 
gebracht werden, daß jedoch die einem ſtädtiſchen Kirchſpiel eingepfarrten 
Landgemeinden das Recht haben, die auf fie entfallenden Hand- und 
Spanndienſte in natura zu leiſten oder in Geld zu bezahlen (Beilage 
Nr. 37). Betreffs der übrigen Koſten, die zunächſt aus dem Kirchen⸗ 
vermögen entnommen werden ſollten — Lieferung der Materialien 
und Bezahlung der Arbeitslöhne, — hatte ſich, wie es bei den Land⸗ 
kirchen der Fall war, die Praxis gebildet, daß bei Unvermögen der 
Kirchenkaſſe der Patron die Hauptmaterialien und die Gemeinde, unter 
welcher nicht die politiſche, ſondern die Kirchen gemeinde zu verſtehen 
iſt, die Nebenmaterialien und die Bezahlung der Arbeitslöhne über- 
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nahm. Die Gerichte waren offenbar der Anſicht, daß diefe bei Unver- 
mögen der Kirchenkaſſe eintretende ſubſidiäre Verpflichtung von 
Patron und Eingepfarrten eine rechtliche, juriſtiſch erzwing— 
bare Pflicht darſtelle, mochte man auch unter der verpflichteten 
Gemeinde eine Zeit lang die politiſche Gemeinde verſtanden haben. 

Auf Grund einer erneuten und eingehenden Prüfung an der Hand 
geſchichtlicher Unterlagen iſt das Kammergericht in ſeinem Urteil von 
1903 (Beilage Nr. 54) zu dem Ergebnis gelangt, daß dieſe dem Patron 
und den Eingepfarrten in der Ordnung von 1573 und ſpäteren Ber- 
ordnungen auferlegte Verpflichtung keine juriſtiſch erzwingbare 
Pflicht, ſondern nur eine Ehrenpflicht bedeute, die nicht einklag⸗ 
bar ſei !). Denn das gemeine Kirchenrecht kenne keine ſolche rechtliche 
Verpflichtung ſür Patron und Eingepfarrte, was zugegeben werden 
muß. Die Ordnung von 1573 habe in dieſem Punkte die alten Regeln 
aufrecht erhalten und keine neuen Pflichten auferlegen wollen, was der 
Landesherr trotz ſeiner biſchöflichen Gewalt ohne Genehmigung der 
Stände nicht hätte tun dürfen. Auch ſpätere Verordnungen und Viſi⸗ 
tations⸗Inſtruktionen enthielten in dieſem Punkte keine rechtliche Ber- 
pflichtung, ſondern nur eine invitatio, eine Ermahnung an Patron und 
Eingepfarrte, dieſer Ehrenpflicht nachzukommen. 

Gegen diefe Ausführungen des Kammergerichts haben fih mannig- 
fache Stimmen erhoben. Rackwitz?) hat durch eine große Anzahl 
Beiſpiele aus der Ordnung von 1573 den Nachweis zu erbringen ver- 
ſucht, daß der Ausdruck „ſchuldig ſein“ und „ſollen“ eine zwingende 
juriſtiſche Pflicht beſage. Wenn es uns auch zweifelhaft erſcheint, ob 
der Verfaſſer der Ordnung von 1573 den Unterſchied zwiſchen erzwing— 
barer Pflicht und Ehrenpflicht klar und ſcharf im Auge gehabt hat, ſo 
hat das Kammergericht auf der anderen Seite den geſchichtlichen Nach— 
weis erbracht, daß bei den ſämtlichen Kirchenbauten Berlins ſeit alters 
weder Patron noch Kirchengemeinden Beiträge mit dem Bewußtſein 
der rechtlichen Verpflichtung geleiſtet, ſondern daß der Patron ſeine 
Ehrenpflicht durch treue Fürſorge und freiwillige Beihilfen und die 
Parochianen ihre Ehrenpflicht durch rege Teilnahme an den Kollekten 
erfüllt hätten. Trotz langen Schwankens in der Entſcheidung über 
dieſe ungeheuer ſchwierige Frage müſſen wir dem Kammergericht in 
dem Punkte Recht geben: Wenn die Ordnung von 1573 wirklich den 


1) Weiſe a. a. O. S. 179. 
2) Die Kirchenbaupflicht der Brandenburgiſchen Konſiſtorial-Ordnung von 
1573, S. 22—34. 
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Patronen und Eingepfarrten die rechtliche Verpflichtung, zu ſtädtiſchen 
Kirchenbauten beizutragen, auferlegt hätte, ſo wäre es doch höchſt wunder— 
bar, warum dieſe Beſtimmung in Berlin niemals zur Anwendung 
gebracht wäre. So wird es in der Mark Brandenburg außer Berlin 
noch andere Städte geben, in denen weder dem Patron noch den Ein— 
gepfarrten eine rechtliche Verpflichtung zu Beiträgen obliegt. Auf der 
anderen Seite gibt auch das Kammergericht zu, daß in manchen Städten 
der Mark auf Grund langjähriger Übung mit dem Bewußtſein 
rechtlicher Verpflichtung oder durch Verträge Orts obſervanz fid 
gebildet habe, nach der dem Patron und den Eingepfarrten oder ſogar 
der Stadtgemeinde die ſubſidiäre Baupflicht obliegt. 

Abweichend von den Erkenntniſſen des Obertribunals von 1865 
und 1871 (Beilage Nr. 37 und 41) und des Kammergerichts von 1892 
(Beilage Nr. 45), die auch Erweiterungs- und Neubauten von ſtädti⸗ 
ſchen Kirchen in Folge von Vergrößerung der Gemeinden auf Grund 
der Ordnung von 1573 den zu Reparaturarbeiten Verpflichteten auf- 
erlegt hatte, hat ſich die neuere Judikatur (Landgerichte, Kammergericht, 
Reichsgericht) in ihren Erkenntniſſen ſeit 1897 bis heute (Beilage Nr. 49, 
51, 52, 54, 55, 56, 57) auf den Standpunkt geſtellt, daß die ſonſt 
Verpflichteten keine Pflicht hätten, zu derartigen Neu- und Erweiterungs⸗ 
bauten einen Beitrag zu leiſten, da die Ordnung von 1573 ſich nur 
auf beſtehende Kirchen beziehe und an Neubauten, die durch Vergröße⸗ 
rung der Gemeinden veranlaßt ſeien, gar nicht gedacht habe. Noch 
weniger liege dieſen Verpflichteten es ob, für dieſe neuen Kirchen einen 
Bauplatz unentgeltlich herzugeben (Beilage Nr. 41 und 48). 

eff der 

Landkirchen 
ergeben die Grtenntniffe folgendes Reſultat: 

In Übereinſtimmung mit den Verordnungen vom 11. Dezember 
1710 und 7. Februar 1711 follen die Untertanen die Hand- und 
Spanndienſte leiſten (Beilage Nr. 5) und zwar, wie es das Reſkript 
vom 17. Juni 1712 vorſchrieb, die Ackerleute allein die Spanndienſte 
und die Koſſäten die Handdienſte (Beilage Nr. 36); die Verpflichtung 
der letzteren werde nur dann verändert, wenn in den Separation- 
Rezeſſen über die Abfindung der Koſſäten aus den Gemeinheiten be⸗ 
ſondere Abreden getroffen wären (Beilage Nr. 36). Nur wenn eine 
beſondere befreiende Obſervanz einwandfrei nachgewieſen wird, ſind die 
Eingepfarrten von der Leiſtung der Hand- und Spanndienſte SE 


(Beilage Nr. 39). 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. I. 13 
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Die übrigen Baukoſten, die baren Geldausgaben für die 
Bauleute ſollen zunächſt aus dem Kirchenärar entnommen werden 
(Beilage Nr. 5, 18, 19). Beſitzt die Kirche eigene Haiden, ſo muß 
das Bauholz zuerſt aus dieſen entnommen werden (Beilage Nr. 38). 
Iſt die Kirchenkaſſe unvermögend, fo müſſen Patron und Ein- 
gepfarrte ſubſidiariſch eintreten; zwar habe die Ordnung von 1573 
das Beitragsverhältnis zwiſchen Patron und Eingepfarrten nicht näher 
feſtgeſetzt, doch habe die Landes obſervanz dieſes Verhältnis dahin nor- 
miert, daß der Patron die Materialien (Holz, Kalk und Steine) 
liefere und die Eingepfarrten alles übrige, beſonders die baren 
Geldausgaben bezahlen ſollten (Beilage Nr. 5, 18, 29). Altere Er⸗ 
kenntniſſe aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts (1769 und 
1776) hatten die Verordnungen vom 11. Dezember 1710 und 7. Februar 
1711, daß „die Patrone alle Materialien an Holz, Steine, Kalk und 
dergleichen anſchaffen“ ſollten, dahin ausgelegt, daß der Kirchenpatron 
verpflichtet ſei, die ſämtlichen Materialien, die er regulariter als 
Produkte feines Gutes beſitze, anzuſchaffen habe, da ſonſt der Zuſatz 
„und dergleichen“ ganz überflüſſig ſein würde (Beilage Nr. 2); 
ja das Kammergericht hatte 1776 den Patron für verpflichtet erklärt, 
alle Materialien, wenn er fie auch auf ſeinen Gütern regulariter 
nicht gewinnen könne, als Nägel, Gips, Draht, Rohr, Stroh und 
Farben herzugeben (Beilage Nr. 3), obwohl dasſelbe Gericht 1764 
behauptet hatte, daß das Stroh zum Decken seeundum praxin nicht mit 
unter die Materialien zu rechnen ſei (Beilage Nr. 1). Die ſpätere 
Judikatur, beſonders das Obertribunal hat die Verpflichtung der Patrone 
in den Verordnungen von 1710 und 1711 in ſeinem Erkenntnis vom 
25. April 1851 dahin ausgelegt, daß der Zuſatz „und dergleichen“ 
nicht alle Materialien ohne Ausnahme bedeute, ſondern nur die Art 
des Materials bezeichnen wolle, d. h. die Haupt materialien (Holz, 
Steine und Kalk), ſowie deren Surrogate, ſtein- und kalkartige Sub- 
ſtanzen und Stoffe (Gips, Ziegelſteine, Zink, Eiſen), namentlich wenn 
ſie an Stelle der oben bezeichneten Materialien (Holz und Steine) 
verwandt werden (Beilage Nr. 29). In dieſer Lieferung der Haupt⸗ 
materialien und deren Surrogate erſchöpft ſich die Verpflichtung des 
Patrons; als Beſitzer von kontribuablen Hufen iſt er nur dann ver— 
pflichtet, für kirchliche Bauten beizuſteuern, wenn er von dieſen zu 
Gemeindelaſten beizutragen hat (Beilage Nr. 26). Sind mehrere Ge- 
meinden zu einer Kirchengemeinde vereinigt, ſo hat der Patron der 
Muttergemeinde zwei Drittel und der Patron der Tochtergemeinde nur 
ein Drittel des Patronatsbeitrages zu entrichten (Beilage Nr. 10). 
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Selbſtverſtändlich gilt dieſe Verpflichtung nur dann, wenn die Tochter⸗ 
gemeinde keine eigene Kirche beſitzt. 

Alle übrigen Koſten ſind bei Unvermögen der Kirchenkaſſe von 
den Eingepfarrten aufzubringen, auch dann, wenn ſie etwa obſervanz⸗ 
mäßig von den Hand- und Spanndienſten befreit fein ſollten (Beilage 
Nr. 39). Die Verteilung der Baukoſten unter den Eingepfarrten 
geſchieht nicht nach der Hufenzahl, ſondern nach der Qualität der 
Güter (Ackerhof, Koſſätenhof) ohne Rückſicht auf den Hufenbeſitz (Bei⸗ 
lage Nr. 26). Ob angeſeſſene Wirte als Ackerleute oder als Koſſäten 
anzuſehen ſeien, richte ſich nach der Verfaſſung jedes Landes und Ortes 
und nach der Größe ihres Beſitzes. Bäuerliche Wirte ſeien nach der 
Größe ihres Beſitzes nicht mehr als Koſſäten, ſondern als Halbbauern 
zu betrachten und daher zu den Ackerleuten zu rechnen und müßten 
gleich ihnen zu Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten beitragen (Beilage 
Nr. 27). Auf einen Ackersmann ſollen nach der Verordnung vom 
11. Dezember 1710 ſtets zwei Koſſäten gerechnet werden. Die Müller 
und Krüger ſollen wie die Koſſäten, die Schmiede wie die Büdner 
oder Häusler oder Grundſitzer herangezogen werden (Beilage Nr. 40). 
Die Büdner in der Altmark ſollen gemäß dem Deziſum der Geſetz⸗ 
Kommiſſion vom 13. September 1782 nur ein Viertel von dem Bei⸗ 
trag eines Ackersmanns oder die Hälfte von dem eines Koſſäten zu 
geiſtlichen Bauten beitragen (Beilage Nr. 24). Da dieſes Deziſum 
aber nur für die Altmark geſetzliche Kraft habe, werde in der Rur- 
mark der Beitrag der Büdner nach dem Allgemeinen Landrecht beſtimmt; 
hiernach müßten fie nach demſelben Verhältnis zu Kirchenbauten bei- 
tragen, in welchem ſie, gegen einen Bauern oder Koſſäten gerechnet, 
zu den Gemeindelaſten beizutragen haben würden (Beilage Nr. 40). 
Zu den Baukoſten, die den Eingepfarrten obliegen, gehören, da der 
Patron nur die Hauptmaterialien und deren Surrogate zu liefern hat, 
auch die Nebenmaterialien, wie Lehm, Rohr, Stroh, Glas, Blei, Kacheln 
und dergleichen (Beilage Nr. 29). 

Sowohl nach dem Urteil des Obertribunals vom 13. Dezember 
1850 (Beilage Nr. 28) als nach dem des Reichsgerichts vom 8. Januar 
1887 (Beilage Nr. 44) ſind ſämtliche zu einer Kirche Eingepfarrte 
als eine „Kirchengemeinde“ anzuſehen; Kirchengemeinde iſt identiſch 
mit der organiſierten Geſamtheit der Eingepfarrten. Die Auffaſſung, 
die zwiſchen der Kirchengeſellſchaft als Korporation und der Geſamtheit 
der Eingepfarrten einen Weſensunterſchied ſtatuiere, entbehre der geſetz⸗ 
lichen Begründung, da ſchon im Allgemeinen Landrecht Kirchengeſellſchaft 


und Kirchengemeinde gleichbedeutend ſeien (Beilage Nr. 44). 
| | 13 * 
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Die Beitragspflicht der Mitglieder der Mutter- und Todter- 
gemeinden wird in Anlehnung an die Verordnung vom 3. Januar bzw. 
8. Februar 1699 dahin näher beſtimmt, daß ein beitragspflichtiges Mit— 
glied einer Filialgemeinde, d. h. einer ſtändig zur Hauptkirche ein- 
gepfarrten Gemeinde nur die Hälfte desjenigen Beitrags zu zahlen habe, 
den ein Beitragspflichtiger gleicher Qualität in der Hauptgemeinde zu ent- 
richten habe (Beilage Nr. 35, 40). Eingepfarrte Rittergutsbeſitzer, 
die nicht zugleich Patron ſind, ſind den Meiſtbeteiligten in der Haupt⸗ 
gemeinde gleichzuſtellen, haben aber, wenn ſie außerhalb, d. h. im Filial 
wohnen, nur die Hälfte dieſes Beitrags zu zahlen (Beilage Nr. 35, 40). 

Forenſen ſind nicht zu den Eingepfarrten zu rechnen, ſind alſo 
von der Verpflichtung, zu Kirchen- und Pfarrbauten beizuſteuern, befreit 
(Beilage Nr. 32). 

Über den Beitrag des Patrons und der Mitglieder einer Gaſt— 
gemeinde, die keine eigene Kirche beſitzt, liegt kein gerichtliches Er— 
kenntnis vor; nach den geltenden Verordnungen von 1699 und dem 
Gutachten des Konſiſtoriums von 1724 tragen Patron, Bauern, Koſſäten 
und Büdner einer Gaſtgemeinde nur ein Viertel von dem bei, was 
der Patron und die Verpflichteten gleicher Eigenſchaft der Hauptgemeinde 
zu entrichten haben. 

Über die Beitragspflicht der Beſitzer von wüſten Bauern— 
höfen fällte das Obertribunal 1837 das Urteil, daß der Nachweis, 
daß ein wüſter Bauernhof vor 1624 oder zu einem Ritterſitz ein: 
gezogen ſei, allein noch nicht hinreiche, die Gutsherrſchaft von der Ver— 
pflichtung, zu den Koſten der Kirchen- und Pfarrbauten beizutragen, 
zu befreien; ſondern die Befreiung gelte nur von ſolchen wüſten Bauern— 
höfen, die im Kataſter von 1624 nicht mehr erwähnt ſeien, falls nicht 
Verjährung dargetan werden könne (Beilage Nr. 6 und 22). 

Über die Anſchaffung und Unterhaltung von Orgeln, Glocken und 
Kirchturmuhren find uns keine rechtlichen Entſcheidungen bekannt ge: 
worden. Jedoch liegt nach dem Urteil des Kammergerichts vom Jahre 
1826 die Behegung der Kirchhöfe einſchließlich der Materialien 
der Gemeinde ob ohne Konkurrenz des Patrons; werden aber Gebühren 
für die Grabſtellen bezahlt, ſo iſt die Unterhaltung des Geheges aus 
der Kaſſe zu bezahlen, in die dieſe Einnahmen fließen (Beilage Nr. 21). 

Was die 

Pfarrwohnungen in der Stadt 
angeht, ſo ſollen deren bauliche Unterhaltungskoſten zunächſt aus dem 
Kirchenvermögen beſtritten werden; erſt dann wenn dieſes unvermögend 
iſt, ſollen Patron und Eingepfarrte ſubſidiariſch eintreten (Beilage 
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Nr. 19, 20, 30); und zwar ſoll der Patron die Materialien (Holz, 

Kalk und Steine) liefern, während die Eingepfarrten die übrigen 

Materialien (Stroh, Eiſen, Blech uſw.) und die Geldkoſten beitragen 

jolen (Beilage Nr. 15, 16, 17); zu den Verpflichtungen der Ein- 

gepfarrten gehören auch die Hand- und Spanndienſte, die aber in der 

Regel zu den übrigen Baukoſten geſchlagen werden N Nr. 37). 
Dagegen ſoll zu den 


Pfarrwohnungen auf dem Lande 

in der Regel das Kirchenvermögen nicht verwandt werden, wie es die 
Konſiſtorialordnung von 1573 und die Verordnungen von 1710 und 
1711 vorgeſchrieben haben. Nur dann, wenn fih eine langjährige 
Obſervanz abweichend von dieſer allgemeinen Regel gebildet hat, dürfen 
nach der Entſcheidung des Obertribunals vom 8. April 1799 die Pfarr- 
baukoſten aus der vermögenden Kirchenkaſſe entnommen werden (Bei⸗ 
lage Nr. 13). Kann eine ſolche Ortsgewohnheit nicht nachgewieſen 
werden, ſo ſind die ſämtlichen Koſten — ohne Rückſicht auf etwa vor⸗ 
handenes Kirchenvermögen (Beilage Nr. 9, 19, 20, 30) — von Patron 
und Eingepfarrten zu übernehmen; und zwar ſoll der Patron die 
Materialien (Holz, Kalk und Steine) (Beilage Nr. 5) oder, wie es das 
Obertribunal 1851 (Beilage Nr. 29) näher beſtimmte, wie bei den 
Landkirchen die Hauptmaterialien (Holz, Kalk und Steine, auch Eiſen 
ſtatt Holz, Zinkplatten ſtatt Ziegelſteine zur Bedachung des Kirchturms) 
und deren Surrogate (ftein- und kalkartige Subſtanzen und Stoffe, 
Ziegelſteine, Gips uſw.) liefern. Über dieſe Lieferung der Haupt⸗ 
materialien geht die Verpflichtung der Patrone nicht hinaus, falls 
nicht eine davon abweichende Obſervanz mit dem Bewußtſein der recht⸗ 
lichen Verpflichtung nachgewieſen wird (Beilage Nr. 59). Ebenſo können 
die Untertanen nur durch Verjährung verbindlich werden, die 
Materialien zum Pfarrbau herzugeben (Beilage Nr. 7). Sonſt ſind 
die Eingepfarrten nur zur Leiſtung der Hand- und Spanndienſte, zur 
Lieferung der Nebenmaterialien (Lehm und Stroh) und zur Bezahlung 
der baren Geldausgaben verpflichtet (Beilage Nr. 5, 29). Wegen 
weiter Entfernung iſt jedoch die Gemeinde berechtigt, das vom Patron 
gelieferte Bauholz zu verkaufen und ſtatt deſſen gleiches in der Nähe 
anzukaufen (Beilage Nr. 13, 17). 

Sind mehrere Patrone vorhanden, ſo trägt der Patron der 
Muttergemeinde zwei Drittel und der der Tochtergemeinde ein Drittel 
bei (Beilage Nr. 44). 

Wird für eine Parochie die Gründung einer zweiten Predigerſtelle 
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und damit die Erbauung eines zweiten Predigerhauſes notwendig, fo 
ijt der Patron verpflichtet, zur Erbauung dieſes Hauſes den Patronats- 
beitrag zu leiſten, da er nach Allgemeinem Landrecht II. 11 § 568 
verpflichtet iſt, für die Erhaltung der Kirche, d. h. der kirchlichen 
Anſtalt zu ſorgen; das neue Diakonathaus war an die Stelle eines 
Erweiterungsbaues des vorhandenen Pfarrhauſes getreten (Beilage 
Nr. 53). Aus denſelben Gründen iſt er verpflichtet, trotz der divisio 
eines beneficium auch für die abgetrennte Kirchengemeinde den Patronats- 
beitrag für ein neues Pfarrhaus zu leiſten (Beilage Nr. 58). 

In zugeſchlagenen und Gaſtgemeinden zahlt jeder 
Bauer und Koſſat zu den Reparaturen der Pfarrgebäude nur ein 
Viertel von dem, was ein Bauer und Koſſat der Hauptgemeinde gibt 
(Beilage Nr. 4). 

Betreffs der Beitragspflicht von Nicht- Mitgliedern einer 
Kirchengemeinde zu kirchlichen Baukoſten hatten ſowohl Kammer⸗ 
gericht im Jahre 1876 als Obertribunal am 18. Juni 1877 (Beilage 
Nr. 42) entſchieden, daß die aus der Landeskirche ausgetretenen alt⸗ 
lutheriſchen Bauernhofsbeſitzer, trotzdem fie eine eigene Kirche und 
Schule am Orte hatten, zu den Koſten für die Reparatur der Pfarre 
beizutragen hätten, weil nach der Dorfordnung von 1702 die Beitrags- 
pflicht ohne Unterſchied der Religion vom Wohnſitz im Pfarrbezirk 
abhängig ſei und weil dieſe Beſtimmung weder durch die General: 
konzeſſion von 1845 noch durch die Geſetze vom 14. Mai 1873 und 
25. Mai 1874 aufgehoben fet. Die Beitrags verpflichtung beruhe nicht 
auf der Mitgliedſchaft zur Kirchengemeinde, ſondern unabhängig von 
der Konfeſſion auf dem Wohnſitz im Pfarrbezirk (Beilage Nr. 42). 
Wir zweifeln jedoch nicht daran, daß die Gerichte heute, wo man dieſe 
Beitrags verpflichtung nicht mehr als eine dingliche noch als eine Rom- 
munallaſt, ſondern als eine auf der per ſönlichen Zugehörigkeit zur 
Kirchengemeinde beruhende Parochiallaſt betrachtet, zu einem freifpreden- 
den Erkenntnis gelangen würden. 

Über die Verpflichtung der Pfarrer zur Beſtreitung der fogenann- 
ten kleinen Reparaturen an ihren Dienſtwohnungen liegt uns 
kein Erkenntnis vor; vermutlich hat kein Pfarrer dieſe ihm durch die 
Ordnung von 1573, ſowie durch Reſkripte und Herkommen auferlegte 
Verpflichtung beſtritten. 


Ebenſo wie die Pfarrwohnungen auf dem Lande ſollen auch die 


Küſterwohnungen 
ohne Heranziehung des Kirchenvermögens von Patron und Unter- 


199] Die kirchliche Baulaſt in der Mark Brandenburg 199 


tanen baulich unterhalten werden. Der Patron hat die Materialien 
zu liefern (Beilage Nr. 5, 10); auch muß er die zum Küſterſchulbau 
erforderlichen Steine nach den Hofreſkripten vom 22. Januar und 
22. März 1806 ausgegraben und geſprengt verabfolgen, da ſie ſonſt 
kein Baumaterial darſtellen (Beilage Nr. 47). Die Untertanen 
oder, wie es in der Ordnung von 1573 heiße, die Dorfsein wohner 
haben die Küſterhäuſer ohne Zutun der Küſter baulich zu unterhalten, 
indem fie die Gand- und Spanndienſte leiſten und die baren 
Geldausgaben bezahlen (Beilage Nr. 5 und 25). Der Beitrag 
der Mitglieder der Gemeinde ſei keine Kommunallaſt, ſondern eine mit 
dem Wohnſitze in einer Parochie verbundene allgemeine Laſt (Bei⸗ 
lage Nr. 43). — Dient das Küſterhaus zugleich als Schullokal, ſo 
gelten für alle Reparaturen die für Pfarrgebäude geltenden Vorſchriften 
(Beilage Nr. 33). — Der Streit zwiſchen Grundſitzern und 
Koſſäten (in der Altmark) über ihr Verhältnis zum Beitrag eines 
neuen Küſterhauſes iſt unter den Streitenden ohne Konkurrenz der 
Patrone auszumachen und zur rechtlichen Entſcheidung zu bringen 
(Beilage Nr. 14). — Die Beſitzer eines Rittergutes, das in einer 
Kirchengemeinde eingepfarrt iſt, ſind auch, ohne Patrone zu ſein und 
ohne auf dem Rittergute zu wohnen, doch verpflichtet, als ſogenannte 
Dorfherren zum Neubau einer Küſterei beizutragen, weil dieſe Laſt weder 
eine perſönliche, noch eine Kommunallaſt iſt, ſondern eine Laſt ding⸗ 
licher Natur iſt, für die es ohne Einfluß iſt, ob der Rittergutsbeſitzer 
auf dem Rittergut ſeinen Wohnſitz hat oder nicht (Beilage Nr. 43). 


b) Neumark 


Fragen wir auch hier zunächſt nach den Kirchen ordnungen, 
Verordnungen und Reſkripten, auf die ſich die gerichtlichen 
Erkenntniſſe berufen, jo begegnen uns außer einigen ſchon bei der Rur- 
und Altmark angeführten die Ordnungen, die für die Neumark 
allein erlaſſen ſind und nur hier Geltung beſeſſen haben und zum 
großen Teil noch haben. 

Es werden folgende erwähnt: Die Neumärkiſche Kaſten⸗ 
ordnung von 1540 betreffs der Reparaturen der Pfarrwohnungen 
und der Heranziehung des Kirchenvermögens zu dieſen baulichen Koſten 
(Beilage Nr. 75); die Konſiſtorialordnung von 1573 in der⸗ 
ſelben Frage und wegen der Erhaltung der Kirchenfenſter durch die 
Gilden und Gewerke (Beilage Nr. 64, 75); die Flecken⸗Ordnung 
vom 16. Dezember 1702 wegen der Heranziehung der Alt⸗ 


200 Georg Arndt [200 


Lutheraner zu Parochiallaſten (Beilage Nr. 82); die Verordnung 
vom 11. Dezember 1710 wegen der Heranziehung der Patrone 
und Eingepfarrten zu Pfarrbaukoſten (Beilage Nr. 76, 79); die Ver⸗ 
ordnung des Konſiſtoriums vom 7. Februar 1711 wegen 
der Verpflichtung der Eingepfarrten einer ſtädtiſchen Kirchengemeinde 
zu Hand- und Spanndienſten und Geldbeiträgen bei einem Pfarrbau 
(Beilage Nr. 61, 75, 79); das Reſkript vom 11. Mai 1712 
wegen der Lieferung von Bauholz zu Kirchen bauten Königlichen 
Patronats (Beilage Nr. 79); die Reſkripte vom 17. Juni und 
14. Juli 1712 betreffs der Verteilung der Beiträge der Eingepfarrten 
nach der Hufenzahl (Beilage Nr. 65, 79); das Reſkript vom 
28. Oktober 1773 wegen der baulichen Unterhaltung der Kirchen- 
ſcheunen (Beilage Nr. 74); die Entſcheidung der Geſetz⸗ 
kommiſſion vom 2. Februar 1789 wegen Pfarrbauten (Bei⸗ 
lage Nr. 79) und die Generalkonzeſſion für die Alt⸗-Luthe⸗ 
raner vom 23. Juli 1845 wegen ihrer Heranziehung zu Parochial⸗ 
laſten (Beilage Nr. 82). 

Was die einzelnen Teile der kirchlichen Baulaſt betrifft, ſo ergeben 
die Erkenntniſſe die Anwendung folgender Grundſätze und Regeln. 

Bei 

Stadtkirchen 

ſind die Gilden und Gewerke nach der Ordnung von 1573 ver⸗ 
pflichtet, auch in Zukunft die Kirchenfenſter zu unterhalten, auch wenn 
in ihren Privilegien nichts von dieſer Verpflichtung geſagt iſt und falls 
ſie nicht ausdrücklich durch Geſetz aufgehoben iſt (Beilage Nr. 64). 

Der Austritt aus der Landeskirche und der Anſchluß an 
eine andere vom Staat anerkannte Religionsgeſellſchaft befreit nur von 
den perſönlichen, aber nicht von den dinglichen Parochiallaſten 
(Beilage Nr. 80). Es kommt dann darauf an, ob das Gericht die 
Verpflichtung, zu kirchlichen Baukoſten beizutragen, für eine perſön⸗ 
liche oder dingliche Laſt erklärt. Falls ſie nicht durch Obſervanz 
zu einer dinglichen Laſt geworden iſt, iſt ſie nach unſerm Dafürhalten 
eine perſönliche Laſt der Eingepfarrten. 

Bei 

Laudkirchen 

ſind die Hand- und Spanndienſte von der Gemeinde und zwar 
die Spanndienſte von den Bauern und die Handdienſte von den 
Koſſäten zu leiſten (Beilage Nr. 70, 81). Wenn Eingepfarrte, die 
weder Bauern noch Koſſäten ſind, auf Grund eines Beſchluſſes der 
Gemeindeorgane zu Hand- und Spanndienſten herangezogen werden, 
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ſind jedoch von allen Geldbeiträgen frei, wenn ſie keine ſolchen Hufen 
ſo iſt über dieſe Frage der Rechtsweg zuläſſig, weil die Beſtimmungen 
über die Verteilung der Baulaſt durch die Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung von 1873 und durch das Geſetz vom 25. Mai 1874 nicht 
aufgehoben ſind (Beilage Nr. 87). 

Die verſchiedenen Patrone eines Kirchſpiels haben unter ſich 
den vom Patronat ihrer Kirche beizutragenden Teil der Materialien 
nach dem Verhältnis ihres Anteils am Patronatsrechte aufzubringen 
(Beilage Nr. 69). 

Die Eingepfarrten, die keine kontribuablen Hufen beſitzen, 
ſind frei von den Beiträgen zu Baukoſten; ein Rittergutsbeſitzer, der 
nicht Patron iſt, hat nur dann beizutragen, wenn nachgewieſen wird, 
daß er kontribuable Hufen beſitzt (Beilage Nr. 81). 

Die Koloniſten ſind ſchuldig, zu kirchlichen Bauten nach der 
Hufenzahl beizuſteuern, und Hand- und Spanndienſte zu leiſten, 
Spanndienſte jedoch nur dann, wenn ſie mit Geſpann verſehen ſind 
(Beilage Nr. 71, 72, 78). 

Alt⸗Lutheraner ſind von den aus der Parochialverbindung 
fließenden Abgaben nicht befreit (Beilage Nr. 82). 

Die Kirſchenſcheunen ſind zu den Kirchengebäuden zu rechnen 
und nach denſelben Grundſätzen zu unterhalten (Beilage Nr. 74). 

Zu den Reparaturen der 


ſtädtiſchen Pfarrwohnungen 
müſſen die Eingepfarrten nicht nur die Hand- und Spanndienſte leiſten 
oder mit Geld bezahlen, ſondern ſie ſind auch bei Unvermögen der Kirchen⸗ 
kaſſe verpflichtet, die Pfarrgebäude zu reparieren (Beilage Nr. 75, 76). 
Bei 
ländlichen Pfarrwohnungen 
folen die ſämtlichen Bauern die Fuhren und die Koſſäten die Hand- 
dienſte nach der Reihe verrichten (Beilage Nr. 65, 66, 70, 79). 
Der Patron ſoll die Materialien (Holz, Steine und Kalk) liefern 
(Beilage Nr. 79). Sind mehrere Patrone in einem Kirchſpiel 
vorhanden, ſo hat jeder Patron der Tochterkirchen ebenſoviel beizutragen 
als der Patron der mater, alſo bei drei Patronen jeder ein Drittel 
(Beilage Nr. 85). . Der Patron einer Filialkirche ift nur dann vom 
Patronatsbeitrag befreit, wenn die befreiende Obſervanz nachgewieſen 
wird (Beilage Nr. 84). 
Die Eingepfarrten ſind nur dann zu Pfarrbaukoſten ver⸗ 
pflichtet, wenn ſie kontribuable Hufen beſitzen (Beilage Nr. 78), ſie 
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befigen (Beilage Nr. 65, 66). Müller, Krüger und Schmiede find 
nicht als Eingepfarrte, ſondern nur als Beſitzer von kontribuablen 
Hufen heranzuziehen; ihr Beitrag richtet fih nach der Hufenzahl; be- 
ſitzen ſie keine Landung, ſo ſind ſie von dieſen Leiſtungen frei (Beilage 
Nr. 62, 63, 65, 66). 
Betreffs der 
Küſterwohnungen 

gelten dieſelben Grundſätze wie bei den Pfarrgebäuden auf dem Lande 
(Beilage Nr. 65, 66). Der Beſitzer eines Vorwerks iſt wie jeder 
Eingepfarrte frei von Beiträgen, wenn er keine kontribuablen Hufen 
beſitzt (Beilage Nr. 86). Das Neumärkiſche Provinzialrecht iſt durch 
das Geſetz vom 21. Juli 1846 aufgehoben, ſoweit es ſich um einen 
Erweiterungsbau des Schullokals handelt (Beilage Nr. 83). Bei 
Bauten und Reparaturen der Schulgebäude auf dem Lande gelten in 
Ermangelung von provinzialrechtlichen Beſtimmungen die Vorſchriften 
des Allgemeinen Landrechts (Beilage Nr. 77). Die Beſitzer von wüſten 
Hufen ſind verpflichtet, zu allen kirchlichen Reparaturbauten (Kirche, 
Pfarre und Küſterei) ebenſo wie die übrigen Beſitzer von kontribuablen 
Hufen beizutragen (Beilage Nr. 67, 68). 


Nach dieſer zuſammenfaſſenden Überfict und Darſtellung der 
wichtigſten Fragen und einzelnen Teile der kirchlichen Baulaſt in der 
Mark Brandenburg auf Grund rechtlicher Erkenntniſſe, bieten wir nun 
dieſe rechtlichen Entſcheidungen im Auszug unter Hervorhebung der 
wichtigſten Punkte dar, zugleich mit genauer Angabe, wo diefe Cnt- 
ſcheidungen gedruckt oder in den Akten der Behörden zu finden ſind, 
um es jedem Leſer zu ermöglichen, unabhängig von unſerer im Vorher: 
gehenden geäußerten eng ſich ſelbſt über die ftrittigen Punkte ein 
Urteil zu bilden. 


Beilagen 
a) Kurmark und Altmark (Nr. 1 bis 60) 


1. 


1764, 6. April. Kammergericht. In Sachen der Vettern v. Beeren 
gegen die Untertanen zu Groß- und Kleinbeeren, daß das Stroh 
zum Decken secundum praxin nicht mit unter die Materialien zu 
rechnen ſei !). 


1) Riedel, Magazin I, S. 444. 
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2 


1769, 30. Auguft. Kammergericht. In Sachen der Gemeinde 
zu Garz gegen die Kirchenpatrone daſelbſt. Nach dem Reſkript vom 
7. Februar 1711 ift der Patron verpflichtet, die ſämtlichen Materialien, 
die er regulariter als Produkte ſeines Gutes beſitzt, anzuſchaffen, widrigen⸗ 
falls der Zuſatz: „und dergleichen“ ganz überflüſſig fein würde !). 


3 


1776, 21. Juni. Kammergericht. In Sachen des Fiskus gegen 
die Gemeinde zu Barſeckow. Der Patron iſt verpflichtet, alle Mate⸗ 
rialien, wenn er ſie auch auf ſeinen Gütern regulariter nicht gewinnen 
kann, als Nägel, Gips, Draht, Rohr, Stroh und Farben herzugeben 2). 


4. 
1780. Erkenntnis in Sachen von Saldern gegen die Gemeinde 
zu Barenthien. 
Aus einzelnen zugeſchlagenen und Gaſtgemeinden gibt ein jeder 
Bauer und Koſſat zu den Reparaturen der Pfarrgebäude den vierten 
Teil deſſen, was ein Bauer in der Hauptgemeine gibt?). 


Ue 


1784, 18. November. Kammergericht. In Sachen der Kirche zu 
Lanz gegen das Amt Eldenburg. Da die märkiſchen Dorfkirchen nie- 
mals (oder höchſt ſelten) ſo viel Einkünfte beſitzen, um die Bauten und 
Reparaturen an der Kirche und den geiſtlichen Gebäuden ohne Zutun 
der Patrone und Eingepfarrten zu beſtreiten, ſo muß nach märkiſchem 
Gewohnheitsrecht der Patron zu den Kirchengebäuden die Materialien 
an Holz, Steinen und Kalk unentgeltlich geben, müſſen die Untertanen 
die Hand⸗ und Spanndienſte zum Bau leiſten, die baren Geldausgaben 
für die Bauleute und dergleichen aus dem Kirchenärar genommen 
und wenn dies nicht zureicht, auch die letzteren von den Eingepfarrten 
bezahlt werden. Bei den Pfarr- und Küſtereigebäuden müſſen die 
Patrone gleichfalls die Materialien liefern, die Untertanen aber außer 
den Hand: und Spanndienſten auch die baren Geldausgaben über— 
nehmen, da letztere nicht aus dem Kirchenärar entnommen werden 
dürfen. Dieſe Obſervanz ſei durch die Verordnung vom 7. Februar 
1711 und durch das Reſkript vom 6. Auguſt 1748 beſtätigt worden. 
Die Klauſel: „wenn die Kirchenmittel nicht zum Bau und Reparatur 
derſelben hinreichet“ benehme dieſem Gewohnheitsrecht nichts. Wenn- 
gleich die Kirche Vermögen habe, ſo werde es doch allemal unzureichend, 
ſobald der Kirche das beneficium, freies Bauholz, Kalk und Steine zu 
erhalten, entzogen werde; denn ſobald ſie dieſe aufs teuerſte nebſt dem 
Transport bezahlen müſſe, ſo fehle es an dem übrigen baren Gelde, 


1) Riedel, Magazin I, S. 444. 

2) Ebenda I, S. 444 f. 

3) Eiſenberg und Stengel, Juriſtiſche Beiträge 1, S. 84. — Vgl. 
Kletke, Rechtsverhältniſſe, S. 166. — Truſen, Kirchenrecht, S. 433. 


204 Georg Arndt | [204 


welches zum Kirchenbau erfordert werde. Auch würden die Untertanen 
ſonſt gänzlich ruiniert, was der königlichen Intention gänzlich zuwider 
wäre. Die Verordnung verbiete ausdrücklich die Verwendung des 
Kirchenvermögens zu Reparaturen an den Pfarrwohnungen. 

Das vorſtehende Erkenntnis erſter Inſtanz wurde ſowohl von der 
Appellationsinſtanz am 15. Juni 1786 als in der Reviſionsinſtanz am 
11. Dezember 1786 unter Billigung der angeführten Gründe beſtätigt !). 


6 


1785. Altmärkiſches Obergericht. In Sachen von Lüderitz wider 
die Eingepfarrten zu Schöneberg. Die ſchon vor dem Jahre 1624 
wüſte geweſenen und den Rittergütern einverleibten Bauerngüter 
ſind beſage der Verordnung vom 22. Juni 1717 (Mylius, Corp. 
Constit. March. P. V. Sect. III, p. 363) und nach der Obſervanz von 
allen öffentlichen und gemeinen Laſten frei; und dieſe Einverleibung 
wird auch dadurch nicht aufgehoben, daß zu der Bewirtſchaftung eines 
folden Hofes beſondere Gebäude aufgeführt find ?). 


7 


1787. Altmärkiſches Obergericht. In Sachen der Gemeinde zu 
Deut gegen v. Jagow. Die Untertanen können auch durch Verjährung 
verbindlich werden, die Materialien zum Pfarrbau herzugeben, 
weil die Verordnung vom Jahre 1711 eigentlich nur zum Vorteil der 
Kirche verbietet, die Pfarrbauten aus dem Kirchenvermögen zu be— 
ſtreiten 5). 

8. 

1793, 25. Mai. Altmärkiſches Obergericht. In Sachen der Koſ— 
ſaten gegen die Ackersleute in Algenſtedt, Amt Neuendorf. Daß zu 
Algenſtedt ſowohl als zu Caſſieck ein jeder gleiche Laſt tragen und zu 
den gedachten Bauten und Reparaturen von den Koſſaten derſelbe Bei⸗ 
trag an Fuhren, Handdienſte und Gelde geleiſtet werden müſſe, als 
von den Adersleuten “). 

9; 

1793— 1795. Drei Inſtanzen. In Sachen der Kirchen zu Rohls— 
dorf und Brügge gegen den von Rohr auf Penzlin; 

1794— 1795. In Sachen der Kirche zu Falkenhagen gegen die 
von Quitzow und von Rohr; 

1794—1795. In Sachen der Kirche zu Beveringen gegen das 
Kloſter Marienflies; 

In Sachen der Kirche zu Vettin gegen von Winterfeld; 

In Sachen der Kirche zu Wollin gegen die Gebrüder von Eickſtedt. 


1) Riedel, Magazin I, S. 421—423, 433. — Ebmeyer, Zufammen- 
ftelung, S. 21, — Fiſcher, Kirchliche Baulaſt, S. 34. 
2) E a und Stengel, Beiträge zur Kenntnis der Juſtizverfaſſung 
S. 96 


3) Ebenda Bd. VII, S. 239. 
4) Riedel, Magazin J, S. 452. 
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In allen dieſen Erkenntniſſen wurde darauf erkannt, daß der 
Patron ohne Rückſicht auf das etwa vorhandene Vermögen der Kirchen— 
kaſſe verbunden ſei, zur Reparatur der Pfarr- und Küſtergebäude die 
Materialien an Holz, Steinen und Kalk unentgeltlich herzugeben !). 


10. 


1797, 31. Auguſt. Kammergericht. In Sachen des Landrats von 
der Lippen auf Bruſendorf als Patron der Mutterkirche zu Stücken 
gegen das Amt Saarmund als Patron der Tochterkirche zu Seddin 
und Friesdorf. Das Amt als Patron von zwei Tochterkirchen hat 
nur ein Drittel der Patronatskoſten beizutragen, während der Patron 
der Mutterkirche zwei Drittel zu entrichten hat?). 


11. 


1798, 12. März. Inſtruktionsſenat des Kammergerichts. In 
Sachen der Kirche zu Blindow gegen den Magiſtrat in Prenzlau als 
Patron und gegen die Gemeinde in Blindow, desgleichen gegen von 
Wedel auf Kraag als Patron der in Blindow eingepfarrten Filial⸗ 
gemeinde zu Dauer. — Der Oberkonſiſtorialfiskal hatte beantragt, daß 
die vorläufig aus dem Kirchenärar entnommenen Koſten zur Reparatur 
des Pfarrhauſes zu Blindow von dem Magiſtrat in Prenzlau als 
Patron und der Gemeinde in Blindow wiedererſtattet würden. Die 
Kirche wurde jedoch abgewieſen mit der Begründung: Trotz der Be- 
ſtimmung der Konſiſtorial-Ordnung von 1573 und des Reſkripts vom 
11. Dezember 1710, zu den Pfarrbauten keine Kirchengelder zu ver- 
wenden, habe die Kirchenkaſſe bisher, über 100 Jahre hindurch, ſtets 
die Reparaturkoſten der Pfarre bezahlt; es ſei alſo praescriptio imme- 
morialis vorhanden. Da die Kirche vermögend ſei, könne ſie die Koſten 
allein bezahlen. 

12. 

1798, 4. Oktober. Oberappellationsſenat des Kammergerichts in 
derſelben Sache. Nach der Konſiſtorial⸗Ordnung von 1573 und den 
Reſkripten vom 11. Dezember 1710 und 7. Februar 1711 ſind Patron 
und Gemeinde allein zu der Pfarrhaus-Reparatur verpflichtet und 
dürfen diefe Koſten nicht aus dem Kirchen vermögen beſtritten werden. 
Gegen dieſes Landesgeſetz, ſowie beſonders gegen die Verordnung vom 
11. Dezember 1710, die ein wirkliches vom Landesherrn vollzogenes 
und publiziertes Provinzialgeſetz ſei, ſowie gegen das Reſkript vom 
20. Januar 1714, könne ſich keine gegenteilige Obſervanz bilden, könne 
auch keine praeseriptio immemorialis ſtattfinden; das Kammergericht 
und das Obertribunal habe dergleichen konträre Obſervanz und Ver⸗ 
jährung in älterer und neuerer Zeit als unſtatthaft verworfen; auch 
nach der Deklaration vom 28. November 1796 ſolle bis zum Erlaß 
des Märkiſchen Provinzialgeſetzbuchs nach der Verordnung von 1710 
weiter verfahren werden. 


1) Riedel N ©. 481. 
2) Ebenda . 464 f. 
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13. 

1799, 8. April. Geheimes Obertribunal in derſelben Sache. 
Das Erkenntnis der erſten Inſtanz wurde wiederhergeſtellt mit der 
Maßgabe, 

daß es bei der Erklärung der Gemeinde von Blindow, die Spann- 
und Handdienſte zum Pfarrbau unentgeltlich leiſten zu wollen, ſein 
Bewenden habe, auch der Magiſtrat zu Prenzlau ſchuldig ſei, diejenigen 
Materialien, welche derſelbe auf ſeinen Kämmereigütern beſitzt, beſonders 
das Bauholz unentgeltlich zum Pfarrbau herzugeben, (d. h. die übrigen 
erforderlichen Gelder, namentlich die Arbeitslöhne durften aus der 
Kirchenkaſſe entnommen werden) !). 


14. 

1798 - 1799. Als zu Rengerslage (Altmark) im Jahre 1798 
die Erbauung eines neuen Küſterhauſes notwendig geworden war, 
konnten die Grundſitzer und Koſſäten über ihr Verhältnis zum Bei- 
trage unter ſich nicht einig werden. Die Patrone leiſteten einſtweilen 
den Vorſchuß aus dem Kirchenärar und trugen bei dem Altmärkiſchen 
Obergerichte darauf an, daß die Eingepfarrten zur Erſtattung desſelben 
und zugleich angehalten würden, das Verhältnis des Beitrags unter 
ſich allein, ohne Konkurrenz der Patrone auszumachen. 

Als das Obergericht dieſen Antrag ablehnte und die Erklärung 
der Patrone darüber verlangte, gegen wen ſie die Klage anſtellen wollten 
und nach welchem Verhältnis ſie die Koſten von Koſſäten und Grund⸗ 
ſitzern forderten, wandten ſich die Patrone am 21. Juli 1799 an das 
Juſtizdepartement mit dem Antrage, daß dem Obergericht aufgegeben 
werde, zuvor über die Präjudizialfrage zwiſchen den Koſſäten und 
Grundſitzern unter ſich ohne Konkurrenz der Patrone zu entſcheiden. 
Das Juſtizdepartement befahl darauf am 12. Auguſt 1799 dem Ober⸗ 
gericht, dem Antrag entſprechend zu verfahren. Letzteres erhob zwar 
am 16. September 1799 ſeine ausführlich begründeten Bedenken, erhielt 
jedoch am 30. September 1799 vom Juſtizdepartement die Reſolution: 


„daß es bei der vorigen Verfügung umſovielmehr gelaſſen werde, 
als nur die Koſſäten und Grundſitzer über ihr Verhältnis in An⸗ 
ſehung des Koſtenbeitrags vernommen und im Fall der fih zeigen- 
den Differenz ſolche zwiſchen denſelben zur rechtlichen Entſcheidung 
eingeleitet werden müſſe“ ). 


15. 


1803, 10. Februar. Inſtruktionsſenat des Kammergerichts. In 
Sachen des Domkapitels zu Havelberg gegen die Gemeinde in M. Das 
Domkapitel als Patron hat Holz, Kalk und Steine, die Gemeinde alle 


1) Stengel, Beiträge, Bd. 15, S. 118—127. — Mathis, Juriſtiſche 
Monatsſchrift, Bd. 6, S. 250 — 260 (gibt für das Erkenntnis der erſten Inſtanz 
den 19. März an). — Scholtz, Provinzialrecht II, S. 335. — Kletke, Kirchen⸗ 
recht S. 489. — Derſelbe, Rechtsverhältniſſe, S. 169. 

2) Stengel, Beiträge, Wd. 15, S. 155—160. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 
niſſe, S. 301—304. 
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übrigen Materialien, namentlich Eiſen und Blech zu liefern und zu 
bezahlen, außerdem hat letztere die nötigen Koſten und Fuhren zu 
leiſten, beſonders das Holz aus dem Kapitelsforſt anzufahren. Das 
Gericht berief fic) hierfür auf die kurmärkiſche Obſervanz, die Ber- 
ordnung vom 11. Dezember 1710, das Reſkript vom 20. Februar 1712 
und die Deklaration vom 28. November 1796. 

16. 

1804, 4. Januar. Oberappellationsſenat des Kammergerichts in 
derjelben Sache. Das Erkenntnis der erſten Inſtanz wurde beſtätigt 
mit folgender Begründung: Die Verwendung der Kirchengelder zu Pfarr— 
bauten in der Zeit von 1619—1769 ijt, weil der Provinzialverfaſſung 
zuwider, ein Mißbrauch und ungeſetzlich geweſen; das Edikt vom 7. 
Februar 1711, daß Kirchenvermögen zu Pfarrbauten nicht verwandt 
werden ſoll, iſt durch die Deklaration vom 27. September 1738 ſowie 
durch die Entſcheidung der Geſetzkommiſſion vom 24. Januar 1789 
dahin näher beſtimmt, daß der Patron Holz, Kalk und Steine, die 
Eingepfarrten aber alle übrigen Materialien (Eiſen, Blech uſw.) zu 
liefern und letztere außerdem noch alle übrigen Koſten zu tragen haben. 


17. 


1805, 28. Januar. Geheimes Obertribunal in derſelben Sache. 
Die Gemeinde iſt ſchuldig, von den Materialien nichts weiter als das 
erforderliche Stroh unentgeltlich herbeizuſchaffen, außerdem die Hand⸗ 
und Spanndienſte zu leiſten, den Arbeitslohn der Handwerker zu be- 
zahlen und für deren Speiſung und freies Obdach zu ſorgen; betreffs 
des Holzes aus der Kapitelsheide habe die Gemeinde die Freiheit, 
dieſes Holz zu verkaufen und ſtatt deſſen gleiches in der Nähe von 
M. zur Erleichterung der Anfuhr zu kaufen ). 


18. 


1818, 9. Februar. Inſtruktionsſenat des Kammergerichts in Sachen 
des Kirchenärars in Gerswalde gegen den Präſidenten C. L. B. von 
Arnim daſelbſt als Patron. 

Nach gemeinem katholiſchen und proteſtantiſchen Kirchenrecht müſſe 
jede chriſtliche Gemeinde die zu ihren gottesdienſtlichen Hand⸗ 
lungen beſtimmten Gebäude in baulichen Würden erhalten. Dieſen 
Grundſatz, daß bei unzureichendem Kirchenvermögen in subsidium zur 
Wiederherſtellung der Kirchengebäude die Pfarrkinder?) und der 
Patron der Kirche die Koſten hergeben müſſen, halte auch die Kon⸗ 
ſiſtorialordnung von 1573 in Kapitel 13 und 25 feſt. Mit Berufung 


1) Mathis, Monatsſchrifſt, Bd. 6, S. 237—250. — Kletke, Rechts- 
e S. 169. Derſelbe, Kirchenrecht, S S. 489. 

2) In v. Kamptz Jahrbüchern (Bd. 14, S. 279—290) ift irrtümlich Pfarr- 
länder anftatt Pfarrkinder (Parochiani) gedruckt. Vgl. (G. Kaufmann) 
Beiträge zur Frage, inwieweit aus der kurbrandenburgiſchen V 
von 1573 eine Kirchenbaulaſt der politiſchen Gemeinden 92. 78. ift, S f. 
Urteil des n vom 13. März 1903 (gedruckt 73 f 
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auf die Verordnungen vom 11. Januar 1711, 20. Februar 1712, 
11. Mai 1712, 15. Februar 1714 wird betreffs des Beitrags des 
Patrons als märkiſches Provinzialrecht bezeichnet: 


„daß die Kirchen-Patroni nur in subsidium, nur wenn die Kirchen 
keine Mittel, kein eigenes Vermögen haben, verbunden ſind, das 
nötige Holz, Steine und Kalk zu den Kirchen-Reparaturen und den 
Wohnungen der Kirchen-Bedienten herzugeben“. 

Eine beſondere entgegenſtehende Obſervanz für die Kirche in Gers— 
walde iſt weder behauptet noch erwieſen. Seit länger als 100 Jahren 
ſind dieſe Ausgaben aus dem Kirchenvermögen beſtritten, das auch 
jetzt dazu imſtande iſt. 


19. 


1819, 4. Januar. Oberappellationsſenat des Kammergerichts. In 
derſelben Sache. Das Erkenntnis der erſten Inſtanz wird betreffs der 
Kirchen bauten beſtätigt, daß bei Unvermögen der Kirchenkaſſe der 
Patron und die Eingepfarrten verpflichtet ſind, die Koſten zu 
tragen. Betreffs der Wohnung der Kirchenbedienten war die Appellations⸗ 
Inſtanz der Anſicht, daß die Verpflichtung der Patrone zur Material⸗ 
Lieferung nach märkiſchem Provinzialrecht für die Städte zwar eine 
ſubſidiariſche, jedoch auf Grund der Verordnungen vom 20. Januar 
und 7. Februar 1711 und der Deklaration vom 28. November 1796 
für die Dörfer eine pringipale fet, da auf dem Lande das Kirchen⸗ 
vermögen zum Bau und Reparatur der Pfarrgebäude nie angewandt 
werden ſolle. Da aber die Verordnung von 1711 ſich ſelbſt nur auf 
eine angebliche bisherige Obſervanz gründe und nach SS 6 und 7 des 
Publikationspatents zum Allgemeinen Landrecht eine gegenteilige Ob— 
ſervanz zu Recht beſtehe und da dieſe letztere für die Pfarr- und 
Küſtergebäude von Gerswalde durch die Kirch-Rechnungen ſeit 1681 
erwieſen und vom Konſiſtorium nichts dagegen erinnert ſei, ſo dürfte 
auch für letztere Gebäude das Kirchenvermögen verwandt werden. 


20. 

1820, 7. Februar. Geheimes Obertribunal. In derſelben Sache. 
Die Erkenntniſſe der erſten und zweiten Inſtanz werden von der Re- 
viſionsinſtanz beſtätigt !). 

21. 

1826... . Kammergericht. 

Die Behegung der Kirchhöfe liegt in Gemäßheit der Konſiſtorial— 
Ordnung von 1573 der Gemeinde ohne Konkurrenz des Patrons ob; 
fie muß den Kirchhof unterhalten und auch die Materialien dazu ber- 
geben, ſobald die Grabſtellen nicht bezahlt werden, widrigenfalls die 


1) v. Kamptz, Jahrbücher für die Preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtsverwaltung, Bd. 14, S. 279—290. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 
niſſe, S. 182. — Die kirchliche Baulaſt nach märkiſchem Provinzialrecht. Ure 
kundenbuch. Nachtrag, S. 18—22. — Truſen, Kirchenrecht, S. 431. 
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Unterhaltungskoſten aus der Kaſſe zu nehmen ſind, in welche die Ein— 
nahme fließt !). 
22. 

1837. Präjudiz des Geheimen Obertribunals. Nach märkiſchem 
Provinzialrechte reicht der Nachweis, daß ein wüſter Bauernhof ſchon 
vor dem Jahre 1624 oder daß er zur Anlegung eines Ritterſitzes 
eingezogen worden, allein noch nicht hin, die Gutsherrſchaft von der 
Verpflichtung zu befreien, zu den aus dem Beſitze eines ſolchen Hofes 
fließenden öffentlichen und Gemeinde- oder Parochiallaſten, namentlich 
auch zu den Koſten der Kirchen- und Pfarrbauten beizutragen; vielmehr 
tritt eine ſolche Befreiung, wo nicht etwa Verjährung dargetan worden, 
nur bei ſolchen eingezogenen wüſten Bauernhöfen ein, die im Kataſter 
von 1624 nicht mehr erwähnt ſind ). 

23. 

1837, 18. Februar. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. In 
den Provinzen, in welchen das Provinzial-Geſetzbuch noch nicht 
vollendet iſt, ſind auch jetzt noch die von den Vorſchriften des 
Allgemeinen Landrechts abweichenden Gewohnheits rechte und Ob- 
ſervanzen in geſetzlicher Kraft. | 
Publ.⸗Patent zum A. L.⸗R. vom 5. Februar 1794 § VII und 
Einl. zum A. L.⸗R. § 35). 


24. 


1837, 20. März. Präjudiz des Geheimen Obertribunals. In 
der Kurmark kommt das Deciſum der Geſetzkommiſſion vom 13. Sep⸗ 
tember 1782 und das dadurch feſtgeſetzte Beitragsverhältnis eines 
Büdners zu geiſtlichen Bauten nicht zur Anwendung; vielmehr wird 
in Ermangelung erwieſener Spezial-Obſervanz das Beitragsverhältnis 
nach den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts reguliert“). 

(In dieſer Entſcheidung liegt enthalten, daß das Deciſum vom 
13. September 1782 für die Altmark, für die es erlaſſen war, geſetz⸗ 
liche Geltung hat). 

25. 

1844, 29. März. Präjudiz des Geheimen Obertribunals. Die 
Beſtimmung der Konſiſtorial⸗Ordnung von 1573, kraft deren die Dorfs- 
einwohner die vor Alters geweſenen Küſterhäuſer bauen, beſſern und 
erhalten ſollen, ohne der Küſter Zutun, legt ihnen (erſteren) die Ver⸗ 
pflichtung auf, deren Inſtandhaltung im weiteſten Sinne, mit Einſchluß 
der kleinen Reparaturen zu bewirken ). 


1) Riedel, Magazin I, S. 465. — Ebmeyer, Zuſammenſtellung, S. 32. 

2) Die Präjudizien des Geh. Ober⸗Tribunals, Bd. I, S. 208, Nr. 259. — 
Kletke, RKechtsverhältniſſe, S. 171. — Truſen, Kirchenrecht, S. 433. 

3) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 2, S. 232 ff. 

4) Die Präjudizien uſw. I, S. 208 f., Nr. 221. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 
niſſe, S. 182. — Striethorft, Archiv, Bd. 78, S. 50. — Truſen, Kirchen⸗ 
recht, S. 432. — Kletke, Kirchenrecht, S. 460. | 

5) Präjudizien⸗Sammlung I, S. 209. — Kletke, Rechtsverhältniſſe, 
S. 193. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 14 
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20. 

1847, 21. Oktober. Erkenntnis des Königl. Obertribunals, betr. 
Beitrags-Verpflichtung des Patrons durch den Beſitz kontribuabler Hufen. 

Der Beſitz kontribuabler Hufen ſeitens der Gutsherrſchaft begründet 
nach kurmärkiſchem Provinzialrecht ihre Verpflichtung zu Geldbeiträgen 
bei geiſtlichen Bauten nicht ohne Weiteres; es kommt vielmehr darauf 
an, ob die Gutsherrſchaft zu den Gemeindelaſten beizutragen 
habe, in welchem Falle ſie auch zu Beiträgen für kirchliche Bauten 
verpflichtet iſt. 

Überdies entſcheidet nach kurmärkiſchem Provinzialrecht bei der 
Frage, wie die Baukoſten unter den Eingepfarrten zu verteilen ſind, 
nicht die Hufenzahl, ſondern obſervanzmäßig und gemäß Verordnung 
vom 11. Dezember 1710 und 7. Februar 1711 die Qualität der 
Güter ohne Rückſicht auf den Hufenbeſitz ). 


97 


ale 

1847, 13. Dezember. Erkenntnis des Geheimen Obertribunals. 
In Sachen der Gemeinde Kerzendorf gegen drei zu ihr gehörige Wirte. 
Die Gemeinde hatte beantragt, daß die Beklagten verurteilt würden, 
ebenſoviel wie jeder Bauer zu den Kirchen-, Pfarr- und Schulbauten 
beizutragen; letztere wollten jedoch als Koſſaten oder Halbbauern nur 
zwei Drittel von demjenigen leiſten, was jeder Bauer beitrage. Das 
Gericht I. Inſtanz hatte die Kläger abgewieſen, der Richter II. Inſtanz 
dagegen auf Grund der Konſiſtorial-Verordnung vom 7. Februar 1711 
die Beklagten nach dem Antrage verurteilt. Dieſes Erkenntnis wurde 
auf eingelegte Reviſion von dem Geheimen Obertribunal beſtätigt. 

Nach märkiſcher Obſervanz ſowie nach den Verordnungen vom 11. 
Dezember 1710 und 7. Februar 1711 erfolge die Repartition der 
Geldbeiträge zu Kirchen- und Pfarrbauten in der Art, daß auf einen 
Ackersmann (Bauern) zwei Koſſäten gerechnet würden, ohne dabei auf 
die Hufen zu reflektieren. Es komme hier weſentlich darauf an, ob 
die Beklagten zur Klaſſe der Ackersleute oder der Koſſäten zu rechnen 
ſeien. Nun beſtimme den Unterſchied zwiſchen Ackersleuten und Koſ— 
ſäten freilich kein Landesgeſetz. Im allgemeinen gelte im Norden 
Deutſchlands als Bauer oder Ackersmann ein ſolcher, der einen 
geſchloſſenen, zu einem gewiſſen Hofe gelegten Ackerbeſitz in der Feld— 
mark des Dorfes mit Pferden bewirtſchafte, womit überdies die gleich— 
mäßige Benutzung des Gemeindelandes und der gleichmäßige Genuß 
der aus der Gemeindeverfaſſung herfließenden Vorteile verbunden ſei; 
als Koſſäte dagegen derjenige, welcher zwar eine Niederlaſſung in der 
Gemeinde habe und einzelne Ackerſtücke oder Gärten beſitze, jedoch an 
dem Gemeinderechte gar keinen oder nur einen geringen Anteil habe. 
In beiden Klaſſen Tonne es nun wieder Unterſchiede nach der Größe 
des Beſitzes geben, namentlich Voll- und Halbbauern, von denen aber 
doch die Letzteren durch die oben angezogenen Kriterien von den Koſſäten 


— nn 


1) Striethorſt, Ardhio für Rechtsfälle, II, S. 306. — Kletke, Rechts⸗ 
verhältniſſe, S. 183. — Derſelbe, Kirchenrecht, S. 460. 
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ſich unterſcheiden. Weſentlich komme es dabei auf Verfaſſung jedes 
Landes und Ortes an. — Da nun nach den örtlichen Verhältniſſen 
die drei Beklagten als bäuerliche Wirte, wenn auch nicht als Vollbauern, 
ſo doch als Halbbauern, nicht aber als Koſſäten im Sinne der Märki⸗ 
ſchen Obſervanz zu betrachten ſeien, ſo zählten ſie zur Klaſſe der Ackers⸗ 
leute und müßten daher gleich dieſen zu den Kirchen-, Pfarr- und 
Schulbauten beitragen !). 
28. 

1850, 13. Dezember. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. Sämt⸗ 
liche zu einer Kirche Eingepfarrte ſind rückſichtlich der Verpflichtung zu 
Kirchen- und Pfarrbauten dem Patron gegenüber als eine Kirchen— 
gemeinde anzuſehen, und haben daher in einem über dieſe Verpflichtung 
entſtandenen Prozeſſe auf die den Korporationen zur Anbringung der 
Rechtsmittel verſtattete Doppelfriſt Anſpruch *). 


29. 


1851, 25. April. Erkenntnis des Geheimen Obertribunals. In 
Sachen der im Städtchen B. eingepfarrten Gemeinden gegen den Fiskus 
als Patron. 

1. Die Märkiſche Obſervanz in Beziehung auf das Beitrags- 
verhältnis des Patrons und der Eingepfarrten, bei Kirchen- und 
Pfarrbauten, iſt dahin als feſtgeſtellt anzunehmen, daß der Patron die 
Hauptmaterialien zum Bau — namentlich Holz, Steine, Kalk, ſowie 
dahin zu rechnende ſtein- und kalkartige Subſtanzen und Stoffe z. B. 
Ziegelſteine, Gips uſw. zu beſchaffen hat, die Eingepfarrten aber 
außer den Hand- und Spanndienſten und dem Arbeitslohne alle Neben- 
materialien, zu welchen auch Lehm und Stroh zu rechnen ſind, auf— 
zubringen haben. 

2. Vermöge dieſer Verpflichtung, die Hauptmaterialien zu beſchaffen, 
iſt der Patron auch ſchuldig, nicht bloß unter allen Umſtänden Holz, 
Steine, Kalk und dergleichen Subſtanzen zum Bau zu liefern, ſondern 
auch die auf Anordnung der geiſtlichen Oberen zum Bau verwendeten 
Surrogate jener vorbenannten Hauptmaterialien z. B. anſtatt des 
Holzes verbrauchtes Eiſen oder ſtatt der Ziegelſteine verwendete Zink⸗ 
platten. Verordnung vom 11. Dezember 1710 und 7. Februar 1711. 
In dieſem Prozeſſe handelte es ſich um die Koſten für die Bedachung 
des Kirchturms, deren Erneuerung i. J. 1833 notwendig geworden 
war. Auf Anordnung der Regierung in Potsdam waren zur Be⸗ 
dachung des Kirchturms anſtatt der Ziegelſteine Zinkplatten verwandt 
worden, weil dieſe Art der Bedeckung dauerhafter und vorteilhafter 
ſei. Die Gemeinde forderte die Koſten für die Zinkplatten vom Fiskus, 
während die Regierung nur diejenige Summe zahlte, welche ein Ziegel⸗ 
ii gekoſtet haben würde. Die Gemeinde beantragte, den verklagten 


1) Altmann, „an der Preußiſchen Gerichte in Kirchen⸗, Schul» und 
Eheſachen, S. 104—106. — Truſen, Kirchenrecht, S. 433. 
2) Sire e che, Bd. J, S. 146. — Kletke, Kirchenrecht, S. 448. 
14 * 
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Fiskus zu verurteilen, das für die Zinkbedachung erforderliche Material 
an Zink und Eiſen auf ſeine Koſten anzuſchaffen und herzugeben. Das 
Kreisgericht zu Potsdam erkannte am 24. Oktober 1849 dieſem Antrag 
entſprechend. Auf die vom Verklagten dagegen eingelegte Appellation 
änderte jedoch die erſte Abteilung des Civil-Senats des Kammergerichts 
am 13. Juni 1850 das erſte Erkenntnis und wies die Kläger mit 
ihren Anträgen ab. Auf die gegen dieſe Entſcheidung von den Klägern 
eingelegte Reviſion ſtellte der erſte Senat des Obertribunals am 25. 
April 1851 das erſte Erkenntnis wieder her. 

Dieſes Gericht ſtellte zunächſt feſt, daß die Regierung nicht als 
Patron, ſondern als geiſtliche Oberbehörde die Zinkbedachung des Turmes 
angeordnet habe; die Gemeinde hätte dagegen Rekurs an das geiſtliche 
Miniſterium einlegen können, habe aber keinen Widerſpruch dagegen 
erhoben; jetzt handle es fih nur um die Frage, wem nach den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften die Aufbringung dieſer Koſten obliege. 

Nun verordne die in der Mark Geltung habende Konſiſtorial⸗ 
ordnung von 1573 bloß allgemein, daß bei dem Unvermögen des 
Kirchenärars die Koſten vorkommender Bauten und Reparaturen der 
Kirchen von dem Patron und den Kirchengemeinen beſtritten 
werden müßten, ohne jedoch das Beitragsverhältnis ſelbſt feſtzuſetzen. 
Dagegen ſei das letztere in der Mark unbeſtritten, einer allgemeinen 
Landesobſervanz zufolge, dahin normiert worden, daß der Patron die 
Materialien zum Bau an Holz, Steinen und Kalk liefert, alles Übrige 
aber von den Eingepfarrten aufgebracht werde. Dieſe Obſervanz 
ſei auch ſpäter durch die, mittelſt Konſiſtorialverordnung vom 7. Februar 
1711 ihrem Inhalte nach mitgeteilte Königliche Kabinetsorder vom 
11. Dezember 1710, die zufolge der Königl. Deklaration vom 28. 
November 1796 als ein wirkliches, von dem damaligen höchſten Landes- 
herrn vollzogenes und gehörig publiziertes Provinzialgeſetz anerkannt 
worden ſei, dahin beſtätigt worden, „daß, was die Kirchen und Pfarr— 
gebäude betreffe, es bei der bisherigen Obſervanz dergeſtalt verbleiben 
ſolle, daß die Patroni alle Materialien an Holz, Steinen, Kalk und 
dergleichen anſchaffen müßten“, und dieſes Geſetz müſſe daher auch 
im vorliegenden Falle als nächſte Norm der Entſcheidung dienen. 

Zwar der Beiſatz „und dergleichen“ verpflichte den Patron nicht 
zur Lieferung aller Materialien, ſondern er wolle nur die Art des 
zu liefernden Materials bezeichnen. Der Patron ſei auch nicht ver— 
pflichtet, das Material zu Wänden und Bedachung an Kirchen- und 
Pfarrgebäuden zu liefern, wenn dazu nur Lehm und Stroh oder 
Rohr verwendet würden (val. Hofreſkript vom 27. September 1738 
und 9. April 1748; Konkluſum der Geſetz-Kommiſſion vom 24. Januar 
1789). 

Nach der Obſervanz folle unzweifelhaft der Patron ſämtliche zum 
Bau erforderlichen Hauptbaumaterialien für die äußere Umfaſſung 
oder innere Einrichtung des Gebäudes, die Eingepfarrten jedoch 
außer ben Handdienſten und Fuhren die ſämtlichen Neben materialien 
liefern. Zu den Hauptmaterialien gehören aber nicht nur Holz, Steine 
und Kalk, ſondern entſprechend dem Hofreſkript vom 22. März 1806 
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auch deren Surrogate wie Zink und Eiſen, die auf Anordnung der 
geiſtlichen Oberen aus Gründen der Zweckmäßigkeit ſtatt Holz und 
Steinen verwandt werden ſollten. Der Patron habe auch bei künfti— 
gen Reparaturen des Turms das erforderliche Zink und Eiſen zu 
beſchaffen 1). 

30. 

1852, 3. Dezember. Erkenntnis des Geheimen Obertribunals. In 
Sachen der Eingepfarrten zu S. gegen Kirchenvorſtand und Fiskus 
(als Patron). 

In der Mark Brandenburg find nur bei Landkirchen die Ein- 
gepfarrten, ohne Rückſicht auf ein etwa vorhandenes Kirchen— 
vermögen, zu den Pfarrbauten beizutragen, verpflichtet, wogegen bei 
Stadtkirchen die Koſten zu ſolchen Bauten zunächſt aus dem Kirchen— 
vermögen beſtritten werden müſſen. 

Die Groß⸗ und Kleinbürger, die durch Reſolut der Regierung zu 
Potsdam zur Entrichtung von Beiträgen zu den Reparaturkoſten der 
Oberfarre zu S. in der Mittelmark herangezogen waren, beantragten 
mit Berufung auf eine ſeit zwei Jahrhunderten beſtehende Lokalobſervanz 
vollſtändige Befreiung von dieſen Beiträgen, wurden jedoch vom Kreis— 
gericht zu Beeskow am 20. Mai 1851 abgewieſen, weil fih eine Lokal- 
obſervanz gegen eine allgemeine Landes-Obſervanz nicht ausbilden könne. 
Auf die von den Klägern eingelegte Appellation erkannte jedoch der 
Civil⸗Senat des Kammergerichts unterm 18. März 1852 abändernd nach 
dem Antrage der Kläger; der Appellationsrichter nahm zwar gleichfalls 
an, daß provinzialrechtlich die Pfarrbauten gon den Cingepfarrten 
aufzubringen ſeien, daß ſich aber eine dem entgegenſtehende Lokalobſervanz 
aller dings ausbilden könne und auf Grund der Akten nadgemiefener- 
maßen ausgebildet habe, wie auch die Regierung in wiederholten Ber- 
fügungen das Beſtehen einer derartigen Verfaſſung anerkannt habe. 

Auf die Reviſion der Verklagten beſtätigte der erſte Senat des 
Obertribunals am 3. Dezember 1852 das Appellations-Erkenntnis, 
jedoch mit folgenden abweichenden Gründen. Die Viſitations- und 
Konſiſtorialordnung von 1573 unterſcheide ganz ausdrücklich zwiſchen 
Stadt⸗ und Landgemeinden und beſtimme für die Stadtpfarreien, daß 
die Koſten der Bauten und Reparaturen aus dem Gemeinen Kaſten 
d. h. aus dem Kirchenvermögen entnommen und erſt in Er— 
mangelung deſſen von dem Patron und den Eingepfarrten auf- 
gebracht werden ſollten. Für die ſtädtiſchen Pfarren in der Mark ſei 
die Verpflichtung der Eingepfarrten nur eine ſubſidiariſche. Somit 
ſtehe den Klägern die geſetzliche Beſtimmung unzweifelhaft zur Seite 
und komme es weniger auf den Nachweis einer beſonderen Obſervanz 
an. Das Kirchenvermögen ſei auch ſtets ausreichend geweſen; die Be— 
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. ) Truſen, Kirchenrecht, S. 431. — Entſcheidungen des Königl. Ober- 
tribunals, Bd. 21, S. 313—327. — Präjudiz⸗ Sammlung II, S. 112. — 
recht i thorſt, Archiv II, S. 97 f. — Fiſcher S. 16, 44. — Kletke, Kirchen⸗ 
redt, S. 459. Derſelbe, Rechtsverhältniſſe S. 172. — Ebmeyer S. 24 f. — 
Scholtz II, S. 321. 
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freiung der Kläger erſtreckt Déi nur ſoweit, als der Kirchenfonds der 
Oberfarre ausreichend tit und bleibt!). 


31. 


1852, 17. Dezember. Erkenntnis des Geheimen Obertribunals. 
In Sachen der Gemeinde Zaatzke gegen den Altlutheraner Jonas ebenda. 
Nach Märkiſchem Provinzalrecht tit jeder Grundbeſitzer des Parohial- 
bezirks, ohne Rückſicht auf die Konfeſſion, zu den dinglichen Parohial- 
la ſten verpflichtet. 

Die Konſiſtorialordnung von 1573 unterſcheide zwar die politiſche 
Gemeinde inſofern nicht von der Kirchengemeinde, als es ſich 
um die Verpflichtung zu den Parochiallaſten handele. Der Geſetzgeber 
gründe die Verpflichtung zu den Parochiallaſten, beſonders zu Kirchen-, 
Pfarr⸗ und Küſtereibauten auf den Mitgebrauch der kirchlichen 
Gebäude; der Kläger — ein Lutheraner — habe in keiner Weiſe dar- 
getan, daß ſich in ſeinem Wohnorte eine altlutheriſche Kirchengemeinde 
gebildet und daß diefe gottesdienſtliche Gebäude errichtet habe ). 


32. 
1854, 20. September. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. 
Im § 260 und § 710 A. L.⸗R. II, 11 tft den Forenſen die Ver: 
pflichtung, zu Kirchen- und Pfarrbauten beizutragen, nicht auferlegt ?). 


33. 


1854, 29. November. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. 
Dient das Küſterhaus. zugleich zum Schullokal, fo treten hin— 
ſichtlich der Koſten zu Bauten und Reparaturen desſelben die bei Pfarr- 
gebäuden geltenden Vorſchriften ein, auch wenn der Bau lediglich zu 
Schulzwecken vorgenommen wird. 

Das Märkiſche Provinzialrecht enthält keine von dem vorſtehenden 
Grundſatze abweichende Beſtimmung “). 


34. 


1857, 28. September. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. 
Eine ununterbrochene Gewohnheit nach § 710 des A. L-R. 
findet als Prinzipalnorm für die Baulaſt in betreff der Kirchen- und 
Pfarrgebäude auch auf das Verhältnis zwiſchen dem Patron und der 
Kirchengemeinde Anwendung. Eine ſolche ununterbrochene Gewohnheit 

1) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 25, S. 66 72. — Ur- 
kundenbuch des Magiſtrats zu Berlin, S. 136—139. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 
AR 173. Derſelbe, Kirchenrecht, S. 490. — Truſen, Kirchenrecht, 


2) Archiv für Rechtsfälle, Bd. 8, S. 134—137. — Altmann, Praris der 
Preußiſchen Gerichte, S. 329 f. — Urkundenbuch; Nachtrag, S. 24 f. — Kletke, 
Rechtosverhältniſſe, S. 184. Derſelbe, Kirchenrecht, S. 460 f. — Truſen, 
Kirchenrecht, S. 294. 

3) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 28, S. 355 ff. — 
Kletke, Kirchenrecht, S. 446. 

4) Striethorſt, Archiv, Ad. 16, S. 41. — Klette, Rechtsverhältniſſe, 

S. 193. — Derſelbe, Kirchenrecht, S. 506. 
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kann auch aus dem Zeitraum nach Emanation des A. L.-R. dargetan 
werden. Zum Beweiſe derſelben iſt der Nachweis der bloßen Tatſache 
des wiederholten Handelns nicht geeignet; die Handlungen müſſen viel- 
mehr die Meinung des Handelnden von der rechtlichen Notwendigkeit 
ihrer Handlungen, die Überzeugung von der Exiſtenz eines befolgten 
Rechts ſatzes zu erkennen geben. Der Bildung der rechtsgiltigen Obſervanz 
ſteht ein Rechtsirrtum der Handelnden nicht entgegen. Zum Nachweiſe 
eines Gewohnheitsrechts ſind frühere richterliche Entſcheidungen ein 
geeignetes Beweismittel 1). 
35. 


1859, 21. März. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. Nach 
dem Kurmärkiſchen Provinzialrecht beträgt der Beitrag eines beitrags— 
pflichtigen Mitgliedes der Filialgemeinden d. h. der für beſtändig zur 
Hauptkirche eingepfarrten Gemeinden die Hälfte desjenigen Beitrages, 
welchen ein Beitragspflichtiger gleicher Qualität in der Hauptgemeinde 
zu zahlen hat. 

Eingepfarrte Rittergutsbeſitzer, die nicht zugleich Patrone der 
Kirchen find, find den Meiſtbeteiligten in der Hauptgemeinde gleich— 
zuſtellen und haben daher, wenn ſie außerhalb wohnen, die Hälfte des 
ganzen Beitrages eines Meiſtbeteiligten zu leiſten ?). 

(Kabinetsordre vom 3. Januar 1699. Konſiſtorialverordnung vom 
8. Februar 1699. Bericht des Oberkonſiſtoriums vom 7. Auguſt 1724). 


36. 

1863, 23. September. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. 
Nach Altmärkiſchem Provinzialrechte ſind Ackerleute allein, nicht auch 
die Koſſäten, verpflichtet, die Spanndienſte zu den Kirchenbauten und 

eparaturen zu leiſten. 

Durch die Abfindung der Koſſäten aus den Gemeinheiten wird 
der Umfang der ihren Höfen anklebenden Leiſtungen für die Gemeinde 
und die kirchlichen Inſtitute nur dann verändert, wenn hierüber in 

m Separations-Rezeß beſondere Abreden getroffen worden ſind ?). 

(Konſiſtorialordnung von 1573. — Dorfordnung von 1702, § 4. — 
Verordnung vom 7. Februar 1711. — Entſcheidung der Geſetzkommiſſion 
vom 13. September 1782. A. L.⸗R. II, 7. 88 37—41; II, 8. 88 714 
bis 715). 

37. 

1865, 4. Jannar. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. In 
Sachen der Stadtgemeinde zu Frankfurt a. O. gegen die Kirchengemeinde 
zu St. Gertraud ebenda. 

— — — 


) Striethorſt, Archiv, Bd. 27, S. 71. — Riette, Kirchenrecht, 
S. 488, 475 borf ch chenrech 


S. 19 Striethorft, Archiv, Ad. 33, S. 80 ff. — Kletke, Rechtsverhältniſſe, 

e SC Derfelbe, Kirchenrecht, S. 461. — Scholtz, Provinzialrecht, II, 
. ). Striethorſt, Archiv, Bd. 50, S. 265 ff. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 

ee, S. 304. Derfelbe, Kirchenrecht, S. 480. — Trufen, Kirchenrecht, 
+ 492, 433 u. 442 Anm. 297. — v. Houwald S. 23. 
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In dieſem Prozeß handelte es fih um die beiden Fragen: 

1. Erſtreckt ſich die geſetzliche Mitbaulaſt des Patrons auch auf 
den Fall, wenn das Bedürfnis zur Erweiterung reſp. Vergrößerung 
der Kirche durch einen An- oder Neubau entſtanden iſt? und 


2. Wem liegt bei Stadt kirchen in der Churmark provinzials 
rechtlich die Kirchenbaulaſt ob, ſoweit ſie nicht vom Patrone zu 
tragen iſt? 

Die Repräſentanten und der Vorſtand der St. Gertrauden-Kirchen⸗ 
gemeinde hatten den Bau einer neuen Kirche mit 1500 Sitzplätzen für 
notwendig und obſervanzmäßig die Stadtgemeinde, mit Ausſchluß der 
Eingepfarrten, allein zur Tragung der Baufojten für verpflichtet er— 
achtet. Die Königl. Regierung hatte hierauf mittelſt des im Rekurs— 
wege vom Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten unterm 11. Oktober 
1861 bejtätigten Reſoluts vom 1. Dezember 1860 als Interimiſtikum 
den Neubau der Kirche mit 1200 Sitzplätzen für erforderlich erachtet, 
die Koſten des Neubaus allein der Stadtgemeinde auferlegt und den 
Magiſtrat als Patron aufgefordert, einen Neubauplan der Regierung 
vorzulegen. Gegen dieje Feſtſetzung ſowie gegen die St. Gertrauden- 
Kirchengemeinde beſchritt der Magiſtrat den Rechtsweg mit der Be— 
hauptung, daß nach gemeinem deutſchen Kirchen-, als nach Märkiſchem 
Provinzial- und ebenfalls auch nach Allgemeinem Landrecht der Patron 
nur zur Erhaltung einer beſtehenden Kirche, nicht aber zu einem Ver— 
größerungs- oder Neubau verpflichtet ſei. Die verklagte Kirchengemeinde 
jedoch beſtritt dieſe Behauptung, behauptete ihrerſeits die Obſervanz, 
daß die Baukoſten immer nur aus ſtädtiſchen Mitteln gezahlt worden 
feien, und beantragte, die Klägerin wenigſtens zur Lieferung der Haupt⸗ 
materialien und deren Surrogaten zu verurteilen. 

Während das Kreisgericht zu Frankfurt am 22. Juni 1863 die 
Kirchengemeinde nach dem Klageantrage verurteilte, wies das Appella— 
tionsgericht ebenda am 20. Januar 1864 die Klägerin ab, und der 
erſte Senat des Obertribunals beſtätigte am 4. Januar 1865 dieſes 
Erkenntnis mit folgender Begründung: 

Nach dem Allgemeinen Landrecht liege dem Patron nicht nur die 
Erhaltung der beſtehenden Kirche, ſondern auch ein wegen vermehrter 
Seelenzahl nötig befundener Erweiterungsbau ob. Auch das Märkiſche 
Provinzialrecht ſtimme in ſoweit mit dem Allgemeinen Landrecht überein, 
als es abweichend von den Grundſätzen des gemeinen deutſchen Kirchen— 
rechts dem Patron. die Verbindlichkeit, zu Kirchenbauten beizutragen, 
ganz unbedingt auferlege. Abweichend vom Allgemeinen Landrecht ſei 
durch die Verordnung vom 11. Dezember 1710 (7. Februar 1711) 
der Patron ſowohl bei Land- wie bei Stadtkirchen zur Lieferung der 
Hauptmaterialien verpflichtet. Über die Mitbaulaſt des Patrons in der 
Mark ſei niemals eigentlich Streit geweſen; auch ſei die andere Frage 
längſt dahin entſchieden, daß bei Land- wie bei Stadtfirden die 
Baulaſt nur eine ſubſidiariſche fet. Die Baupflicht der Patrone 
in der Mark beruhe auf Landesobſervanz. Die ganz allgemeine 
Vorſchrift der Konſiſtorialordnung von 1573 (Kap. 13) umfaſſe alle 
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Arten von Bauten, Neubauten wie Reparaturen, und es fehle jeder 
Beweis dafür, das nach der beſtehenden Landesobſervanz bei Erweiterungs-, 
An- und Neubauten anderweite und beſondere Regeln gegolten haben. 
Fehlten aber für ſolche Fälle in dem Märkiſchen Provinzialrecht der- 
gleichen Ausnahmebeſtimmungen, ſo bleiben auf ſie die allgemeinen 
Rechts regeln rückſichtlich der Baulaſt überhaupt anwendbar. In der 
anerkannten Eigenſchaft als Patron der St. Gertraudenkirche könne 
die Klägerin daher mit Rückſicht auf die unſtreitige Unzureichendheit 
des Vermögens dieſer Kirche und auf die im vorliegenden Prozeſſe 
nicht in Zweifel geſtellte Notwendigkeit ihres Neubaues in dem von 
der kirchlichen Obrigkeit für erforderlich erachteten Umfange, auf eine 
Befreiung von der ihr geſetzlich obliegenden Patronatsbaulaſt nicht 
Anſpruch machen. 

Bezüglich der anderen Frage, wer außer dem Patronatsbeitrage 
die übrigen Baukoſten zu tragen habe, führt das Erkenntnis im 
Anſchluß an den Entwurf des Provinzialrechts von Scholz §§ 432 bis 
452 aus, daß nach der ganz allgemein beſtätigten Obſervanz ſowohl 
bei Land- und Sta dr kirchen der Patron die Hauptmaterialien, die 
Stadtgemeinde und die Eingepfarrten aber alles Übrige zu 
beſchaffen hätten, wenn nicht durch Lokalobſervanz in den Städten die 
Kämmerei ſämtliche Koſten trage. Wenn aber der Patron nur die 
gewöhnlichen Baumaterialien gebe, und die übrigen Koſten von den 
Eingepfarrten und der Stadtgemeinde getragen würden, ſo würden die 
Hand⸗ und Spanndienſte zu den übrigen Koſten geſchlagen, und nur 
den bei Stadtkirchen eingepfarrten Landgemeinden ſtehe die Wahl zu, 
dieſe auf ſie repartierten Dienſte in natura zu leiſten. Endlich würden 
in dieſen Fällen die Koſten bei den Stadtkirchen von den Eingepfarrten 
auf eben die Art aufgebracht, wie andere gemeine perſönliche Laſten 
und Abgaben nach jedes Orts Verfaſſung. 


Als Landesobſervanz in der Kurmark bei Sradtkirchen müſſe an- 
genommen werden, daß die Orts- oder die Scadtgemeinde, wo 
die Kirche liegt, reſp. die zu ſtädtiſchen Dienſten und 
Laſten Beitragspflichtigen und neben dieſen ſolche Ein— 
gepfarrte anzuſehen ſind, welche zu Landgemeinden gehören, 
die dem ſtädtiſchen Kirchſpiel zugeſchlagen ſind. 

Was aber den Repartitionsmodus der Beiträge zu Stadtkirchen— 
bauten unter den Mitgliedern der Stadtgemeinden betreffe, ſo mangle 
es an provinzialrechtlichen Beſtimmungen. 

Nach allem müſſe angenommen werden, daß in der Mark Branden⸗ 
burg rückſichtlich der Stadt kirchen die Baulaſt, ſoweit ſie nicht dem 
Patron, ſondern den Gemeinden obliege, als Kommunallaft von den 
Mitgliedern der Stadtgemeinden ohne Unterſchied, ob ſie zu 
den Eingepfarrten der betreffenden Kirche gehören oder nicht, 
zu tragen iſt, und daß ſie, außer in ihrer Eigenſchaft als Teil- 
nehmer einer ſtädtiſchen Kirchengemeinde, nur dann noch beſonders bei⸗ 
tragspflichtig find, wenn fie zu einer bei der Stadt kirche mit ein- 
gepfarrten Land gemeinde gehören. Die Kirchen gemeinde als 


218 Georg Arndt [21 8 


ſolche ſei daher gar nicht intereſſiert. Die Beitragsleiſtung liege nach 
Landes obſervanz der Gemeinde des Orts ob). 


38. 


1865, 13. Januar. Erkenntnis des Obertribunals. Beſitzt die 
Kirche eigene Haiden, aus denen das zum Bau oder zur Reparatur 
erforderliche Holz entnommen werden kann, ſo fällt die Pflicht des 
Patrons, welche re vera nur ſubſidiariſch ift, beziehungsweiſe weg?). 


39. 


1866, 28. Mai. Erkenntnis des Obertribunals. Weder nach 
altmärkiſchem Provinzialrecht, noch nach dem Allgemeinen Landrecht iſt 
anzuerkennen, daß die Eingepfarrten einer Landkirche, welche bei aus⸗ 
reichendem Kirchenvermögen obſervanzmäßig von Hand- und Spann: 
dienſten befreit waren, nach eingetretener Unzulänglichkeit des Kirchen 
vermögens auch von den übrigen Kirchenbaubeiträgen befreit ſind ?). 


40. 


1870, 4. März. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. In 
Sachen des Rittergutsbeſitzers S. in B. gegen die Geſamtheit der 
übrigen Eingepfarrten ebenda. Erſterer war zu der kirchlichen Baulaſt 
nach der Hufenzahl ſeines Beſitzes herangezogen worden und klagte 
daher gegen die Kirchengemeinde. Während das Kreisgericht zu Frankfurt 
a. O. am 7. Januar 1869 den Kläger abwies, erkannte das Appellations⸗ 
gericht daſelbſt am 18. Juni 1869 nach dem Klageantrage, und der 
erſte Senat des Obertribunals beſtätigte am 4. März 1870 das Appella⸗ 
tionsurteil mit folgenden Gründen. 


Der Rittergutsbeſitzer S. ſei zwar in B. eingepfarrt, aber obwohl 
Beſitzer des als Rittergut anerkannten Vorwerks in S. nicht Patron 
der Kirche, da fih der Magiſtrat zu Frankfurt a. O. das Patronats- 
recht vorbehalten habe. Bezüglich der von den Eingepfarrten auf— 
zubringenden Koſtenbeiträge beſtehe für die Kurmark die Rechtsregel, 
daß die Repartition der außer der dem Patrone obliegenden Lieferung 
der Haupt-Baumaterialien zu den Kirchen, rein. Pfarr- und Küſterei⸗ 
bauten erforderlichen Koſten zunächſt nach der Qualität der Höfe, von 
welchen zu den Gemeindelaſten beigetragen wird, ohne Rückſicht auf 
die Hufenzahl dergeſtalt erfolgt, daß auf einen Bauer zwei Koſſäten 
gerechnet werden oder aber eine Bauernahrung noch einmal ſoviel bei— 
trägt als ein Koſſätenhof. Dieſe Regel beruhe auf einer uralten 
Obſervanz, die ſchon in der Verordnung vom 3. Januar (8. Februar) 


1) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 52, S. 261—276. — 
Urkundenbuch des Magiſtrats, S. 144—149. — Fiſcher, Kirchenbaulaſt, S. 42 f. 
— Holtze, Die Brandenburger Konſiſtorialordnung von 1573, S. 151 f. — 
Truſen, Kirchenrecht, S. 4:33. 

2) Striethorſt, Archiv, Bd. 56, S. 275. — v. Houwald, S. 35. — 
Truſen, Kirchenrecht, S. #31. 

3) Striethorſt, Archiv, Bd. 64, S. 125. — Truſen, Kirchenrecht, 
S. 441 Anm. 246, u. S. 471. — v. Houwald S. 25. 
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1699 beſtätigt und durch die Verordnungen vom 11. Dezember 1710 
(7. Februar 1711) ausdrücklich ſanktioniert ſeien. In der Kurmark 
habe ſich in Betreff der bäuerlichen Beſitzer die Obſervanz noch weiter 
dahin ausgebildet, daß Müller und Krüger einem Koſſäten, und Schmiede 
einem Büdner oder Häusler (auch Grundſitzer ſchlechthin genannt) gleich 
gerechnet würden. Inſoweit gelten im weſentlichen gleiche Grundſätze 
auch in der Altmark. Während aber, was die Grundſitzer (Büdner, 
Häusler) betreffe, für die Altmark auf Grund der Entſcheidung der 
Geſetzkommiſſion vom 13. September 1782 der Satz, daß vier Grund- 
fier auf einen Ackersmann (Bauer) und zwei Grundſitzer auf einen 
Koſſäten zu rechnen, als ein obſervanzmäßig geltender angeſehen werde, 
ſo ſei dies für die Kurmark nicht anerkannt; für letzere gelte der 
Satz, daß Grundſitzer in demſelben Verhältniſſe zu den Kirchenbau⸗ 
koſten beizutragen hätten, in welchem ſie, gegen einen Bauer oder 
Koſſäten gerechnet, zu den Gemeindelaſten beizutragen haben würden. 
(Vgl. Präjudiz vom 20. März 1837). — Auch in Betreff der Patrone, 
inſofern ſie Ruſtikalſtücke im Kirchſpiele beſitzen, oder in früherer Zeit 
wüſte Stellen und Höfe eingezogen haben, gelten beſondere provinatal- 
rechtliche Beſtimmungen in der Kurmark. — 

In Übereinſtimmung mit den Beratungen der Stände über das 
Märkiſche Provinzialrecht gelte der Grundſatz: Ein Rittergutsbeſitzer 
des Orts, der nicht zugleich Patron tit, trägt, wo nicht durch Lofal- 
verfaſſung etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, in der Art bei, wie derjenige 
Beſitzer einer Dorfſtelle, der am meiſten leiſtet (oder wie ein 
Eingepfarrter erſter Klaſſe). In dieſer Form ſei dieſer Grund⸗ 
ſatz ſowohl in das Provinzialrecht der Kurmark (Scholz § 444) als 
der Altmark (Goetze E 488) aufgenommen worden ). 


: 41. 


1871, 29. September und 14. Oktober. Erkenntnis des Königl. 
Obertribunals. In Sachen der Zwölf-Apoſtel⸗-Gemeinde zu Berlin 
gegen die Stadtgemeinde ebenda. Im Jahre 1868 klagte die Zwölf— 
Apoſtel⸗ Gemeinde zu Berlin, die von dem ländlichen Gemeindebezirke 
aus der Parodie Alt-Schöneberg abgetrennt und mit dem Stadtbezirke 
von Berlin vereinigt worden war, gegen die Stadtgemeinde Berlin 
auf Hergabe eines Bauplatzes zu einer neuen Kirche und aller zum 
Bau erforderlichen Materialien, ſoweit ſolche nicht dem Patron 
zur Laſt fielen. Während das Stadtgericht zu Berlin am 8. Dezember 
1869 auf Abweiſung der Klägerin erkannte, weil die Konſiſtorial⸗ 
ordnung von 1573 nicht auf die Errichtung neuer Kirchen in neu 
errichteten Parochien ausgedehnt werden dürfe, erkannte das Kammer⸗ 
gericht am 29. September 1870 auf Verurteilung der Verklagten nach 
dem Klageantrage. Der erſte Senat des Obertribunals aber ſtellte in 
ſeinen Sitzungen vom 29. September und 14. Oktober 1871 das erſte 
Erkenntnis wieder her mit folgenden Gründen. 


1) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 63, S. 363-374. — 
Truſen, Kirchenrecht, S. 432 Anm. — Striethorſt, Archiv, Bd. 78, S. 50. 
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Zwar ſei es nach Märkiſchem Provinzialrecht abweichend vom ge— 
meinen deutſchen Rechte Rechtsnorm, daß die kirchliche Baulaſt, ſoweit 
ſie nicht von den Patronen zu tragen ſei, den Eingepfarrten und 
den ſonſt in dem Orte (Dorf oder Stadt), wo die Kirche ſich be- 
finde, zu Gemeindelaſten und Dienſten Verpflichteten 
obliege, ohne daß dabei die Verſchiedenheit der Religion von Einfluß 
ſei, d. h. dieſe Baulaſt werde als eine Kommunallaſt bezeichnet. 
Zur Zeit der Publikation der Konſiſtorialordnung von 1573 hätte 
unter den Mitgliedern der Stadt- und Dorfgemeinden in der Mark 
im Weſentlichen eine Verſchiedenheit der Religion nicht mehr reſp. noch 
nicht beſtanden. Auch die Dorfordnung von 1702 (SS 4 und 5) mit 
ihrem Hinweis auf die Viſitationsordnung laſſe deutlich erkennen, daß 
die Kirchenbauten zugleich allgemeine Ortsangelegenheiten ſeien. Unter 

„Gemeinde“ in der Konſiſtorialordnung von 1573 müſſe die po⸗ 
litiſche Gemeinde verſtanden werden; auch finde dieſe Ordnung ſehr 
wohl auf Neu- und Erweiterungsbauten Anwendung. 

Trotzdem ſei der Anſpruch der Klägerin nicht begründet, weil es 
ſich im vorliegenden Falle um einen Bau handele, der nicht als Er— 
weiterungsbau einer ſchon vorhandenen ſtädtiſchen Kirche aufgefaßt 
werden könne, ſondern die Errichtung einer ganz neuen Kirche für einen 
der Stadt Berlin erſt zugeſchlagenen, zu einem nicht ſtädtiſchen Pfarr— 
bezirke gehörig geweſenen ländlichen Diſtrikte zum Zwecke habe. Für 
dieſe Fälle ſeien die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts 
maßgebend. Die provinzialrechtlichen Beſtimmungen über die Beiträge 
des Patrons und der ſonſt Verpflichteten ſind nicht ohne weiteres auf 
Neubauten von Kirchen, welche weder die Wiederherſtellung, noch die Er— 
weiterung bereits beſtehender Kirchen betreffen, in Anwendung zu bringen. 
Der Umſtand, daß die kirchlichen Verwaltungsbehörden das Ausſcheiden 
dieſes neuen kirchlichen Gebietsteiles aus der Landparochie Alt-Schöne— 
berg angeordnet und zugleich beſtimmt haben, dieſer neue Teil des 
Stadtgebietes ſolle einen eigenen Pfarrbezirk mit eigener Kirche bilden, 
könne für fih allein die Pflicht der Stadtgemeinde zur Tragung ſämt— 
licher Koſten des Baues dieſer neuen Stadtkirche — abgeſehen vom 
Patronatsbeitrag umſo weniger begründen, als dieſe Kirche nicht unter 
ſtadtiſchem, ſondern unter landes herrlichem Patronate — wie Mlt- 
Schöneberg — ſtehen ſollte !). 


42. 

1877, 18. Juni. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. In 
Sachen von 9 aus der Landeskirche ausgetretenen Alt-Lutheranern 
gegen die Kirchengemeinden Brieſt und Fredersdorf. 

Die obigen 9 altlutheriſchen Bauernhofsbeſitzer zu Fredersdorf 
(Filial von Brieſt), welche aus der Landeskirche ausgeſchieden ſind und 
eine beſondere lutheriſche Gemeinde mit eigener Kirche und Schule 


D Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 66, S. 153—185. — 
Urkundenbuch des Magistrats, S. 149 f. — Fiſcher, Kirchenbaulaſt, S. 45—47. 
— Truſen, Kirchenrecht, S. 441 Anm. 296. 


221] - Die kirchliche Baulaſt in der Mark Brandenburg 221 


bilden, waren zu den Koſten für die Reparatur der Pfarrgebäude ſo⸗ 
wie zu den Koſten für die Verſetzung des Pfarrers H. an die landes- 
kirchliche Pfarre zu Brieſt herangezogen. Sie nahmen jedoch Freiheit 
von Beiträgen zu dieſen Parochiallaſten (Pfarrbau- und Umzugskoſten) 
in Anſpruch und erhoben Klage. Das Kreisgericht zu Angermünde hielt 
den Klageanſpruch im vollen Umfange für begründet, während das 
Kammergericht am 18. Dezember 1876 die Kläger mit ihren Anſprüchen 
abwies. Die von den Klägern eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde wurde 
am 18. Juni 1877 vom Obertribunal zurückgewieſen, weil die auf 
der Dorfordnung von 1702 (SS 4 und 5) beruhende Beitragspflicht 
zu den Pfarrbaukoſten ohne Unterſchied der Rerigion von dem Wohn- 
fige im Pfarrbezirke abhängig fet und weil diefe provingtalredtlice 
Regel durch die Generalkonzeſſion vom 23. Juli 1845 ſowie durch die 
Geſetze vom 14. Mai 1873 und vom 25. Mai 1874 nicht aufgehoben 
ſeien. Die Verpflichtung zu den Pfarrbaukoſten und den Pfarrer: 
Umzugskoſten beruhe nicht auf der Mitgliedſchaft zur Kirchengemeinde, 
ſondern unabhängig von der Konfeſſion auf dem Wohnſitze im Pfarr- 
bezirke. Das Geſetz vom 14. Mai 1873 (§ 3) befreie die aus der 
Kirche Ausgetretenen nur von den Leiſtungen, welche auf der perſönlichen 
Kirchen⸗ und Kirchengemeindeangehörigkeit beruhen, dagegen nicht von 
Leiſtungen, welche auf beſtimmten Grundſtücken haften oder von allen 
Grundſtücken des Bezirkes oder doch von allen Grundſtücken einer ge- 
wiſſen Klaſſe in dem Bezirke ohne Unterſchied des Beſitzers zu ent- 
richten ſind. 

In der Mark beruhe die Verpflichtung zu Beiträgen zu den 
Pfarrbau⸗ und Umzugskoſten auf dem Wohnſitze und derartige 
Laſten feien durch das Geſetz vom 14. Mai 1873 nicht aufgehoben, 
ebenſowenig wie durch das Geſetz vom 24. Mai 1874 (§ 31, Nr. 6), 
da dieſer Paragraph die beſtehende Verpflichtung zu kirchlichen Leiſtungen 
nicht habe ändern wollen. 


43. 


1877, 12. November. Erkenntnis des Königl. Obertribunals 7). In 
Sachen der Rittergutsbeſitzer S., F. A. v. A. in Neudorf gegen die 
Kirchengemeinde Friedenfelde. 

Die obigen Rittergutsbeſitzer, welche nicht das Patronat beſitzen, 
waren von der Kirchengemeinde Friedenfelde zu Beiträgen zum Neubau 
der Küſterei herangezogen worden. Sie nahmen Befreiung von dieſen 
Beiträgen in Anſpruch, weil ſie auf dem in Friedenfelde eingepfarrten 
Rittergute Neudorf keinen Wohnſitz hätten. 

Das Kreisgericht zu Templin wies die Kläger ab, aber das Rammer- 
gericht erkannte am 19. März 1877 den Klageanſpruch als begründet 
an. Auf die Reviſion der verklagten Kirchengemeinde ſtellte das Ober⸗ 
tribunal am 12. November 1877 das erſte Erkenntnis wieder her und 
zwar aus folgenden Gründen. 


Lë . —ę—T—8 


1) Entſcheidungen des rl Obertribunals, Bd. 80, S. 124—133. — 
Truſen, Kirchenrecht, S. 434 f. | 
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Obſervanzmäßig gelte in der Kurmark in Betreff der Verpflichtung 
zu Beiträgen zu den Bauten und Reparaturen der Küſtereigebäude das⸗ 
ſelbe, was rückſichtlich der Pfarrbaubeiträge üblich ſei. Nach der Kon⸗ 
ſiſtorialordnung von 1573 (Kap. 25) werde die Unterhaltung der 
Pfarrgebäude den Collatoren, Dorfherren und ganzer Gemeinde 
auferlegt, und unter dieſen Dorfherren ſeien diejenigen Ritterguts⸗ 
beſitzer zu verſtehen, welche nicht Patrone ſind. Die Konſiſtorial⸗ 
ordnung von 1573 mache aber die den Dorfherren auferlegte Ver⸗ 
pflichtung nicht von dem Wohnſitze auf dem Gute abhängig. Die 
Rittergutsbeſitzer gehörten nicht zur Dorfgemeinde, deren Mitglieder 
nach der Dorfordnung von 1702 zu den Kirchen-, Pfarr- und Küſterei⸗ 
bauten beitragen ſollen. Die provinzialrechtliche Verpflichtung des nicht 
patronatberechtigten Rittergutsbeſitzers in Anſehung der kirchlichen Bau— 
ten gehe neben der Verpflichtung der Gemeinde her. Für die Mit⸗ 
glieder der Gemeinde ſei die Baubeitragspflichtigkeit eine allgemeine 
Ortsangelegenheit, nicht eine eigentliche Kommunallaſt, ſondern 
eine mit dem Wohnſitze in einer Parochie verbundene all⸗ 
gemeine Laſt. Dagegen für die nicht patronatsberechtigten Ritter⸗ 
gutsbeſitzer iſt die Baubeitragspflichtigkeit weder eine perſönliche, noch 
eine Kommunallaſt, da ſie ja nicht zur Dorfgemeinde gehören, ſondern 
eine Laſt dinglicher Natur, für welche es ohne Einfluß iſt, ob 
der klagende Rittergutsbeſitzer auf dem Rittergute ſeinen Wohnſitz hat 
oder nicht!). | 

44. ) 

1887, 8. Januar. Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachen der 
Kompatrone der Filialkirche zu Z. gegen die Kirchengemeinde Groß-W. 
und Z. 

Durch das Reſolut der Königlichen Regierung zu P. vom 
9. Februar 1884 iſt der Bau eines neuen Pfarrhauſes zu W. für not⸗ 
wendig erklärt und angeordnet. Der Pfarrſprengel umfaßt die Ge— 
meinden Groß-W. als Muttergemeinde mit dem Landesherrn als Patron 
und Z. als Tochtergemeinde, deren Patronat den Eigentümern des 
Rittergutes Z. zuſteht. Nach der Feſtſetzung des gedachten Regierungs- 
reſolutes ſind die Baukoſten in der Art aufzubringen, daß das landes— 
herrliche Patronat zwei Drittel, das Kompatronat zu Z. ein Drittel 
des Wertes der Patronatsmaterialien an Holz, Steinen und Kalk zu 
vergüten, von den übrigen Koſten hingegen, einſchließlich der Hand— 
und Spanndienſte, die Kirchengemeinde Groß⸗W. zwei Drittel und das 
Kompatronat zu Z. ein Drittel zu tragen hat. — Die Kompatrone zu 
Z. ſind gegen dieſe Verteilung klagbar geworden, da ſie ſich nur zu 
ein Drittel des Wertes der Patronatsmaterialien für verpflichtet hielten. 
Die beklagten Kirchengemeinden hatten unter anderem eingewendet, daß 
der ſtreitige Anſpruch nicht gegen ſie, ſondern nur gegen die verpflichteten 
Eingepfarrten, welche durch die Gemeindekirchenräte nicht vertreten 
würden, verfolgt werden könne. Aus dieſem Grunde haben das Land— 
gericht in Neu-Ruppin und das Kammergericht in Berlin auf Abweiſung 


1) Entſcheidungen des Kgl. Obertribunals, Bd. 81, S. 53—62. 
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der Klage erkannt und den Klägern überlaſſen, die zu dem fraglichen 
Bau verpflichteten Eingepfarrten als einzelne gemeinſchaftlich zu 
verklagen. Dieſe Ausführung der Vorinſtanzen beruht jedoch nach der 
Entſcheidung des Reichsgerichts vom 8. Januar 1887 in mehrfacher 
Hinſicht auf Verletzung von Rechtsnormen. Die Worte „Kirchengefell- 
ſchaft“ und „Kirchengemeinde“ find im Sinne des Allgemeinen Qand- 
rechts von gleicher Bedeutung und unter dieſen ſind die einzelnen 
Lokalverbände (Kirchengemeinden) zu verſtehen. Die Kirchengemeinde 
ijt identiſch mit der organiſierten Geſamtheit der Eingepfarr⸗ 
ten, und die letztere bildet diejenige Korporation, von welcher bezw. 
gegen welche vermögensrechtliche Anſprüche, die die Kirchengemeinde be- 
treffen, geltend zu machen ſind. Schon das Obertribunal hat aus— 
geſprochen, daß die zu einer Kirche Eingepfarrten in ihrer Geſamtheit 
eine privilegierte Korporation, nämlich die Kirchengemeinde, bilden und 
als ſolche namentlich auch wegen der Kirchenbaulaſt in Anſpruch ge— 
nommen werden können; dieſe Anſicht hat bereits die Billigung des 
Reichsgerichts gefunden. Die ſpäter davon abweichende Auffaſſung des 
Obertribunals, das zwiſchen der Kirchengeſellſchaft als Korporation und 
der Geſamtheit der Eingepfarrten einen Weſensunterſchied ſtatuiert, iſt 
ſchon auf dem Boden des Allgemeinen Landrechts unhaltbar; ſie ent⸗ 
behrt der geſetzlichen Begründung; denn nach dem Allgemeinen Lanb- 
recht ſind Kirchengeſellſchaft und Kirchengemeinde gleichbedeutend; ihr 
ſind die Rechte einer privilegierten Korporation erteilt. Auch die 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 kennt 
nur die Kirchengemeinden als Träger der juriſtiſchen Perſönlich— 
keit und ſieht in ihnen gleichfalls die organiſierte Geſamtheit der zu= 
gehörigen Perſonen. Ferner unterliegt es keinem gegründeten Bedenken, 
daß gegenwärtig die Kirchengemeinden in allen ihren Vermögens- 
angelegenheiten, zu welchen nach vorſtehendem auch die gemeinſamen 
Angelegenheiten der Cingepfarrten als ſolchen gehören, von den Ge- 
meindekirchenräten vertreten werden. Hiernach iſt bei Streitigkeiten 
über die den Eingepfarrten als ſolchen obliegende Kirchenbaulaſt die 
Kirchengemeinde paſſiv legitimiert, und wird dieſelbe hierbei durch den 
Gemeindekirchenrat vertreten !). 


45. 


1892, 11. März. Urteil des Königl. Kammergerichts in Sachen 
der Stadtgemeinde Berlin gegen die Johannes-Evangeliſt-Gemeinde 
ebenda wegen Erweiterungsbau der unzureichend gewordenen Kirche. 

Nach Abdruck der Paragraphen der Viſitationsordnung von 1573 
und der Dorfordnung von 1702 führt das Urteil folgendes aus: Die 
Kirchenbaupflicht der politiſchen Gemeinde iſt nach dieſen ordnungs⸗ 
mäßig veröffentlichten und von jeher als rechtsverbindlich anerkannten 
Geſetzen unbedenklich. Daß in der Viſitationsordnung unter Gemeinde 
nicht die kirchliche, ſondern die politiſche Gemeinde gemeint 


1) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. 17, S. 192—198. 
— Die kirchliche Baulaft. Urkundenbuch. Nachtrag, S. 26—29. 
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ift, ergibt ſich Schon daraus, daß es Kirchengemeinden mit ſelbſtändiger 
Perſönlichkeit in der Mark nicht gab, ſondern daß vielmehr die Pfarr- 
kirchen beſondere, mit eigener rechtlicher Perſönlichkeit verſehene Stif— 
tungen waren. Dieſe treten nach der Viſitationsordnung prinzipal als 
Bauverpflichtete ein; da es ein anderes mit Vermögensrecht ausgeſtattetes 
kirchliches Organ, insbeſondere keine Kirchengemeinde gab, ſo 
konnte als die ſubſidiär Verpflichteten nur die politiſche Gemeinde 
gemeint ſein. Dieſelbe Gemeinde, die für die Wohnungen der Schmiede 
und Hirten zu ſorgen hat, wird auch für die kirchlichen Bedürfniſſe 
herangezogen. War zur Zeit des Erlaſſes der Viſitationsordnung, als 
tatſächlich die politiſchen und kirchlichen Gemeinden überein— 
zuſtimmen pflegten, die Fürſorge für die Unterhaltung des Kirchen— 
weſens in letzter Linie nur ganz erllärliher Weiſe den politiſchen 
Gemeinden auferlegt, ſo erhielt die Vorſchrift eine ganz beſondere Be— 
ſtätigung durch die Acker-, Fleden= und Dorfordnung vom Jahre 1702, 
nachdem inzwiſchen die Kurfürſten (ſeit 1613) ſich dem reformierten 
Bekenntnis zugewandt hatten, und aller Orten reformierte Gemeinden 
entſtanden. — Insbeſondere fet bei Gelegenheit der im Jahre 1836 
mit den ſtändiſchen Deputierten gepflogenen Verhandlungen über das 
Provinzialrecht der Mark Brandenburg anerkannt worden, daß die 
Baupflicht in der Mark als eine Kommunallaſt aufgefaßt werden 
müſſe. Auch in der Rechtsſprechung habe der angegebene Grundſatz 
ſtets Anerkennung gefunden !). 


46. 


1892, 10. November. Urteil des Reichsgerichts in derſelben Sache. 
Gegen das vorſtehende Urteil des Kammergerichts vom 11. März 1892, 
welches die Stadtgemeinde verurteilt hatte, von den auf 200 000 Mark 
veranſchlagten Koſten die nach Abzug des Patronatsbeitrages verbleibende, 
auf 110000 Mark berechnete Summe zu tragen, hatte die Stadt⸗ 
gemeinde Reviſion eingelegt. Das Reichsgericht erachtete jedoch die 
Reviſion nicht für begründet mit folgenden Entſcheidungsgründen: 

Das Berufungsgericht habe angenommen, daß die von der ver— 
klagten Kirchengemeinde behauptete Kirchenbaupflicht der klagenden 
politiſchen Gemeinde auf den Beſtimmungen des Märkiſchen 
Provinzialrechts, nämlich der Viſitationsordnung von 1573 und der 
Dorfordnung von 1702 beruhe. Dieſe Beurteilung des Inhalts von 
Normen des Märkiſchen Provinzialrechts fet nach X 511 der Zivil— 
prozeßordnung für das Reviſionsgericht maßgebend; es müſſe aber 
geprüft werden, ob die fernere Annahme, daß jene provinzialrechtlichen 
Normen noch Geltung haben, eine Verletzung von reviſibelen Rechts— 
normen enthalte. Dieſe Frage ſei zu veneinen. 

Durch das Allgemeine Landrecht Teil II, Tit. 11, § 710 ſei das 
Provinzialgeſetz ausdrücklich aufrecht erhalten; dieſes letztere ſei auch 
durch die neue Kirchengeſetzgebung (Kirchengemeinde- und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1878 § 81, Geſetz vom 25. Mai 1874) 


1) Beiträge zur Frage ulm. S. 415 f. 
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nicht aufgehoben, da durch diefe Beſtimmungen die kirchliche Bau- 
pflicht Dritter nicht betroffen ſei. Nach der Viſitationsordnung 
von 1573 habe von den Koſten der Kirchenbauten bei Stadtkirchen, 
ſoweit das Kirchenvermögen nicht ausreiche, der Patron die Haupt— 
materialien, die Stadtgemeinde und die Eingepfarrten aber 
alles übrige zu beſchaffen. Hier ſtehe die Baupflicht der Stadt— 
gemeinde und der Kirchengemeinde neben einander. 

Ferner habe die Dorfordnung von 1702 unter ausdrücklicher Be— 
zugnahme auf die Viſitationsordnung von der Religion ausdrücklich 
abgeſehen. Die allgemeine Verpflichtung der politiſchen Gemeinde 
beruhe auf den beiden Provinzialgeſetzen von 1573 und 1702. — Das 
Reichsgericht erachtete weiter den Beweis für die Behauptung der 
Stadtgemeinde nicht für erbracht, daß ſeit geraumer Zeit eine ununter- 
brochene Gewohnheit beſtehe, nach der in Berlin beſtehende Kirchen— 
gebäude vom Patron zu unterhalten, beziehungsweiſe neu zu bauen, 
und Kirchen für neu zu errichtende Kirchengemeinſchaften von demjenigen, 
der das Patronat übernommen, allein oder mit Hilfe freiwillig Bei- 
tragender zu errichten ſeien. Endlich könne die Baupflicht der Klägerin 
(Stadtgemeinde) ſchon jetzt in Anſpruch genommen werden, da unſtreitig 
das Kirchen vermögen der Beklagten (Kirchengemeinde) und der Patronats⸗ 
beitrag nicht ausreichend ſei und nur der aufzuwendende Reſtbetrag von 
der Stadtgemeinde gefordert fei. Die Kirche der von der Sophien- 
Kirchengemeinde abgetrennten Johannes⸗Evangeliſt⸗Kirchengemeinde be- 
ſtehe ſeit über 30 Jahren und ſei mit Unterſtützung der Stadtgemeinde 
erbaut; der Bezirk der Johannes⸗Evangeliſt⸗Kirchengemeinde gehöre feit 
alters ihrem ganzen Umfange nach zum Stadtbezirk. — Aus allen 
Melen Gründen mußte die Reviſion zurückgewieſen werden !). 


47. 


1895, 9. April. Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts. 

Nach Märkiſchem Provinzialrecht muß, ſofern nicht örtliche Normen 
ein Anderes ergeben, der Kirchenpatron die zu Küſterſchulbauten 
erforderlichen Steine ausgegraben und geſprengt verabfolgen. 

Rittergutsbeſitzer L. zu B. hatte als Patron der Kirche zu B., 
mit deren Küſterei die Schule herkömmlich verbunden ijt, Fundament- 
ſteine hergegeben und erhob gegen die ſich weigernde Schulgemeinde 
Klage auf Erſtattung der ihm durch Ausgraben und Sprengen der 
Steine erwachſenen Koſten. 

Die erſte Inſtanz gab dem Kläger Recht, der Bezirksausſchuß 
jedoch wies ihn ab, und das Oberverwaltungsgericht hielt das Berufungs— 
urteil aufrecht. 

Nach Märkiſchem Provinzialrecht habe der Patron die Baumaterialien 
ſelbſt zu verabfolgen, und zu dieſem Zwecke müßten die Steine auë- 
gegraben und geſprengt fein, da fie vorher keine Baumaterialien dar⸗ 


— — o 


1) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilfaden, Bd. 31, S. 204—211. 
= Det über die kirchliche Baulaſt, S. 162—168. — Fiſcher 
a. a. O. S. 6f. 
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ſtellen. Nach den Hofreſkripten vom 22. Januar und 22. März 1806 
fallen die Koſten für das Sprengen der Steine dem Patron zur Laſt. 
(Entſcheidung des Obertribunals Band 21, Seite 326. Verhandlungen 
über das Märkiſche Provinzialrecht Seite 79 ff.). Die Verordnung 
vom 22. März 1806 habe auch in dem Revidierten Entwurf von 1841 
§ 56 Aufnahme gefunden. Nach dem Conclusum vom 24. Januar 
1789 gehöre das Sprengen der Steine nicht zu den Obliegenheiten 
der Eingepfarrten, ſondern des Kirchenpatrons. Das Ausgraben der 
Steine ſtelle zwar einen Handdienſt dar, liege aber dem Patron ob, weil 
nicht⸗- ausgegrabenen Steinen nicht die Eigenſchaft von Baumaterialien 
beigelegt werden könne, nach dem Bericht der Kurmärkiſchen Kammer 
vom 27. Januar 1784 dürfe nicht einmal das Sammeln von Feld- 
ſteinen den Eingepfarrten aufgebürdet werden!). 


48. 


1894, 21. Dezember. Erkenntnis des Landgerichts Berlin I; 

1896, 28. Februar. Erkenntnis des Königlichen Kammergerichts; 

1896, 7. Dezember. Erkenntnis des Reichsgerichts in Sachen der 
St. Johannes-Evangeliſt-Kirchengemeinde gegen die Stadtgemeinde Berlin 
wegen Feſtſtellung der Verpflichtung zum Pfarrhausbau und Beſchaffung 
eines Grundſtücks dazu. 

Das Landgericht bejahte die Frage nach der Verpflichtung der 
Stadtgemeinde zum Pfarrhausbau, verneinte jedoch die Pflicht zur 
Beſchaffung eines Baugrundſtückes; diefe Verpflichtung liege der 
politiſchen Gemeinde weder durch ein Provinzialgeſetz noch durch Ob— 
ſervanz ob. 

Das Kammergericht trat dieſer Anſicht bei; die Verpflichtung 
zur Beſchaffung der Bauſtellen gehöre weder nach dem gemeinen 
noch nach dem Provinzial-, noch nach dem Allgemeinen Landrecht 
zur kirchlichen Baulaſt, ſondern nach gemeinem Recht zur Fundation 
der Kirche, während die Baulaſt bei Unzulänglichkeit der Kirchenkaſſe 
den Parochianen oblag und ſich in den eigentlichen Baukoſten er- 
ſchöpfte. Das ſei auch der Standpunkt des Allgemeinen Landrechts. 

Dem Reichsgericht ſtand es nicht zu, die Richtigkeit der Aus- 
legung des Provinzialgeſetzes nachzuprüfen, daß nach der Viſitations— 
ordnung von 1573 in Ermangelung eines zureichenden Kirchenver— 
mögens die politiſche Gemeinde die Pflicht habe, die Kirchen und 
Pfarreien in den Städten zu bauen und im baulichen Zuſtande zu 
erhalten, daß für ſie aber nicht auch die Verbindlichkeit beſtehe, 
die erforderlichen Bauplätze herzugeben oder zu beſchaffen oder zu 
ihrer Beſchaffung Beiträge zu leiſten. Dieſer letztere Anſpruch ſei 
unbegründet. — Die Dorfordnung von 1702 ſei für das platte Land 
erlaſſen und könne daher zur Begründung des Anſpruchs nicht heran— 
gezogen werden ?). 


1) Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 28, S. 160—162. 
2) Urkundenbuch über die kirchliche Baulaſt, S. 168. Nachtrag S. 30 f. 
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49. 


1897, 17. April. Erkenntnis des Landgerichts Berlin I in Sachen 
der Stadtgemeinde Berlin gegen die St. Markus⸗Kirchengemeinde betr. 
Beitrag zum Bau der Samariterkirche. Innerhalb der St. Marfus- 
Kirchengemeinde war die Samariterkirche als Nebenkirche gebaut, und 
„die Stadtgemeinde war durch das Reſolut vom 9. Auguſt 1893 zur Zahlung 
ihres Beitrags angehalten worden und hatte dieſen auch am 25. Februar 
1896 im Wege der Zwangsvollſtreckung gezahlt. Sie war darauf gegen 
die St. Markus⸗ Kirchengemeinde klagbar geworden und forderte im 
Rechtswege dieſen Betrag zurück. 

Da nun eine künftige Teilung der St. Markus⸗Parochie ſchon 
vor Beginn des Baues der Samariterkirche in Ausſicht genommen 
war, da ferner nach dem Allgemeinen Landrecht Teil II, Tit. 11 
§ 699 das zu bauende und zu beſſernde Kirchengebäude in einer ſchon 
beſtehenden Parochie gelegen ſein muß und eine Gemeinde mit Pfarrer 
und Gemeindevertretung vorausſetzt, und da endlich nach SS 176, 177 
des Allgemeinen Landrechts Teil II, Tit. 11 eine Kirchengeſellſchaft 
auf die Erlaubnis zum Bau einer neuen Kirche nur Anſpruch machen 
kann, wenn ſie hinlängliche Mittel zum Bau und zur Erhaltung eines 
ſolchen neuen Kirchenſyſtems nachweiſen kann, fo erkannte das Qand- 
gericht, daß das Reſolut vom 9. Auguſt 1893 zu Unrecht ergangen 
und aufzuheben und die St. Markus-Kirchengemeinde verpflichtet fet, 
den von der Stadtgemeinde zwangsweiſe gezahlten Betrag zurückzuzahlen, 
da der Zwang widerrechtlich war!). 


50. 


1897, 9. November. Erkenntnis des Landgerichts Berlin J in 
Sachen der Stadtgemeinde Berlin gegen die St. Simeons-⸗Kirchen⸗ 
gemeinde betr. Baukoſten zum Neubau der Kirche. 

Auf Antrag der Kirchengemeinde erließ der Königl. Polizeipräſident 
die reſolutoriſchen Entſcheidungen vom 20. April 1895 und 7. April 
1896, deren formelle Berechtigung vom Landgericht nicht beſtritten 
wurde. Was nun die materielle Frage betrifft, ob die Stadt⸗ 
gemeinde Berlin bei unzureichendem Kirchenvermögen verpflichtet iſt, die 
Koſten, welche nicht vom Patron zu beſtreiten ſind, aufzubringen, ſo 
hat das ehemalige Königl. Obertribunal in dem Rechtsſtreit der Zwölf- 
Apoſtel⸗Kirchengemeinde gegen die Stadt Berlin am 14. Oktober 1871 
und in dem Rechtsſtreit der Stadt Berlin ‚gegen die St. Johannes⸗ 
Evangeliſt⸗Kirchengemeinde im Jahre 1892 für ſchon beſtehende ſtädtiſche 
Kirchen ſie bejahend beantwortet. Das Kammergericht hatte in ſeinem 
Urteil vom 11. bezw. 25. März 1892 ausgeführt, daß die 
ſubſidiäre Kirchenbaupflicht der Stadtgemeinde Berlin auf geſetzlicher 
Grundlage, auf den zwei ordnungsmäßig veröffentlichten und von jeher 
als rechtsverbindlich anerkannten Geſetzen (Viſitationsordnung von 1573 
und Dorfordnung von 1702) beruhe. Dieſe Beurteilung des Inhalts 
der beiden Geſetze habe das Reichsgericht gemäß § 511 der Zivilprozeß⸗ 


1) Die kirchliche Baulaſt. Urkundenbuch uſw. S. 173 f. 
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ordnung für fih als maßgebend erachtet und in feinem Urteil vom 
10. November 1892 nur die Frage verneint, ob die beiden Provinzial— 
geſetze durch die neuere Geſetzgebung aufgehoben feien. 

Bei der jetzt gebotenen erneuten Prüfung des Jn: 
halts der Viſitationsordnung von 1573 könne aber die 
Anſicht des Kammergerichts, daß in dieſem Geſetz den 
politiſchen Gemeinden als ſolchen d. h. als beſonderen 
Rechtsſubjekten die ſubſidiäre Kirchenbaulaſt als eine 
privatrechtliche Verpflichtung auferlegt worden ſei, 
nicht feſtgehalten werden. Bei der Auslegung der Beſtimmung 
Kapitel 13 der Viſitationsordnung von 1573 ſei in erſter Linie auf 
den übrigen Inhalt des Geſetzes ſelbſt zurückzugehen, dabei aber zu 
berückſichtigen, daß es ſich um ein mehr als 300 Jahre altes Geſetz 
handele, und daß die Ausdrucksweiſe zur Zeit des Erlaſſes des Geſetzes 
vielfach eine andere als die jetzige war, daß eine feſte Geſetzesterminologie 
nicht exiſtierte, und daß das Geſetz nicht ſo präziſe redigiert iſt, wie 
man heutzutage beſtrebt iſt, die Geſetze zu redigieren. 

Der Ausdruck „Rat und Obrigkeit“ und „Gemeine“, der wieder- 
holt gebraucht werde, neben dem Ausdruck „Zuhörer“ ſei ſo zu ver— 
ſtehen, daß im Falle des Unvermögens der fabrica des Kirchenvermögens 
die Baukoſten der Pfarrkirchen von den Parochianen aufzubringen 
ſeien, zumal zu jener Zeit die Dorfgemeinden noch gar nicht zu ſelb— 
ſtändigen Korporationen zuſammengefaßt waren, ebenſowenig wie die 
damaligen Kirchengemeinden noch keine eigene vermögensrechtliche Perſön— 
lichkeit beſaßen. Auch in der Dorfordnung von 1702 werde die Bau— 
pflicht nicht den Gemeinden als ſolchen, ſondern allen Einwohnern 
ohne Unterſchied der Konfeſſion auferlegt. Ebenſo nennen die Ver— 
ordnungen vom 11. Dezember 1710 und 7. Februar 1711 die Cin- 
gepfarrten als die ſubſidiär neben dem Patron Verpflichteten. Auch 
jet keine Landesobſervanz vorhanden, welche die ſubſidiäre Kirchen— 
baupflicht zur Kommunallaſt gemacht habe. Auch Scholtz habe keine 
ſolche behauptet, und die ſtändiſchen Deputierten wären i. J. 1836 
über die Frage, ob die Kirchenbaulaſt eine Parochiallaſt oder 
Kommunallaſt ſei, nicht einig geweſen. Eine beſondere Lokalobſervanz 
für die ſubſidiäre Kirchenbaupflicht der Stadtgemeinde Berlin ſei zweifellos 
nicht vorhanden. Die Stadtgemeinde war daher berechtigt, die unter 
Vorbehalt gezahlten 100 000 Mark zurückzufordern ). 


` 51. 

1899, 13. März. Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachen der 
Heilig-Kreuz-Kirchengemeinde in Berlin gegen den Königl. Preußiſchen 
Fiskus betreffend die Verpflichtung des Patrons zur Tragung der 
Baukoſten einer zweiten Kirche. 

In der Heilig-Kreuz-Kirchengemeinde ſollte neben der bereits vor— 
handenen eine zweite Kirche erbaut werden; die Gemeinde nahm den 
Fiskus als Patron in Anſpruch, der aber ſeine Beitragspflicht nicht 


1) Die kirchliche Baulaſt. Urkundenbuch um. S. 174—180. 
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anerkannte. Das Polizeipräſidium in Berlin entſchied jedoch durch 
Reſolut vom 4. Juni 1896, daß der Bau notwendig ſei und der 
Stadtgemeinde Berlin und dem Patrone die Verpflichtung obliege, 
nach Maßgabe des Märkiſchen Provinzialrechts die Koſten des Neubaues 
zu tragen, ſoweit ſie nicht anderweit Deckung finden ſollten. Der 
Fiskus beſchritt gegen dieſes Reſolut den Rechtsweg, und das Landgericht 
entſchied, daß der Fiskus nicht verpflichtet ſei, einen Beitrag zu leiſten. 
Das Berufungsgericht wies die Berufung der Kirchengemeinde zurück, 
und das Reichsgericht wies die von ihr eingelegte Reviſion zurück. 
Nach der unanfechtbaren Feſtſtellung des Berufungsgerichts enthalte 
das Märkiſche Provinzialrecht keine Beſtimmung über die Frage, 
ob der Patron verpflichtet ſei, zu dem Neubaue eines durch das Wachs— 
tum der Kirchgemeinde nötig gewordenen zweiten Gotteshauſes neben 
dem ſchon beſtehenden und auch weiterhin zu gottesdienſtlichen Zwecken 
beſtimmten Kirchengebäude beizutragen. Nach dem Allgemeinen Land— 
recht bezieht ſich die Unterhaltungspflicht des Patrons nur auf das 
beſtehende Kirchengebäude; zu dem zweiten, erſt zu errichtenden Kirchen⸗ 
gebäude iſt der Landesherr in kein Patronatsverhältnis getreten. Der 
Fiskus iſt daher nicht verpflichtet, einen Patronatsbeitrag zu dieſem 
Baue zu leiſten !). 
52. 

1900, 6. Februar. Urteil des Reichsgerichts in Sachen der 
Kirchengemeinden Hohenzell, Bellings und Ahlersbach gegen das Kloſter 
Schlüchtern. 

Alle Vorſchriften über die kirchliche Baulaſt, ſo auch die Be— 
ſtimmungen des Tridentinums beziehen ſich nur auf beſtehende Kirchen 
und Pfarrhäuſer ?). 

53. 

1899, 16. November. Urteil des Reichsgerichts in Sachen des 
preußiſchen Fiskus wider die Kirchengemeinde Pankow wegen der Frage: 
Erſtreckt ſich die Patronatsbaulaſt auf ein infolge der Einrichtung einer 
zweiten Predigerſtelle — Diakonat — notwendig gewordenes Diakonats— 
gebäude auch dann, wenn dasſelbe nicht einen Erweiterungsbau, ſondern 
ein für ſich beſtehendes Gebäude bilden ſoll, während zugleich das vor— 
handene Pfarrgebäude unverändert beſtehen und ſeinem bisherigen 
Zwecke, als Wohnung des Pfarrers zu dienen, erhalten bleibt? 

Die Kirchengemeinde Pankow und die Kirchengemeinde Niedere 
Schönhauſen, deren jede ihre eigene Kirche mit ſonntäglichen Gottes- 
dienſten beſitzt, bilden die Geſamtparochie Pankow. Da wegen der 
Vermehrung der Seelenzahl das eine geiſtliche Amt nicht mehr aus- 
reichte, wurde durch gemeinſchaftliche Verfügung des Konſiſtoriums der 
Provinz Brandenburg und der Regierung zu Potsdam vom 14. Juli / 
1. Auguſt 1893 eine zweite Predigerſtelle — Diakonat — mit dem 
Sitz in Pankow errichtet und 1896 beſchloſſen, an Stelle der bisherigen 


— — — 


1) Die kirchliche Baulaſt. Urkundenbuch uſw. Nachtrag, 2 — 
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Mietswohnung für den Diakonus ein bejonderes auf einem vom Pfarr: 
garten abgezweigten Bauplatze herzuſtellendes Diakonatsgebäude zu 
erbauen. Da der Fiskus den Beſtand ſeines Patronates über das 
neu zu errichtende Diakonatsgebäude überhaupt nicht anerkannte und 
daher einen Patronatsbeitrag verweigerte und da auch die Regierung 
zu Potsdam bei der Regulierung des Interimiſtikums die fiskaliſche 
Patronatsbaulaſt verneinte, beſchritt die Kirchengemeinde den Klageweg 
und beantragte, feſtzuſtellen, daß der beklagte Fiskus verpflichtet ſei, 
die zu dem Diakonatshausneubau in Pankow erforderlichen Haupt⸗ 
materialien an Holz, Steinen und Kalk bezw. deren Erſatzſtoffe, als 
Patronatsleiſtüngen zu liefern. 

Das Landgericht Potsdam erkannte nach dem Klageantrage, und 
das Kammergericht wies die Berufung des Beklagten zurück. Die 
hiergegen eingelegte Reviſion wurde vom Reichsgericht gleichfalls zurück— 
gewieſen mit folgender Begründung. In dem vorliegenden Falle 
handele es ſich nicht um die Errichtung eines zweiten Kirchengebäudes, 
ſondern um eine an das vorhandene Kirchengebäude ſich anſchließende 
Einrichtung als Beſtandteil der an das vorhandene Kirchengebäude ſich 
anknüpfenden kirchliche Anſtalt. 

In Übereinſtimmung mit dem Berufungsgericht verſtand das 
Reichsgericht unter „Kirche“ in § 568 des Allgemeinen Landrechts II, 
11 die „kirchliche Anſtalt oder. Einrichtung“ und hielt den 
Patron für verpflichtet, mit den anderen Verpflichteten dafür einzuſtehen, 
daß für die kirchliche Anſtalt ſtets die für ihre Zwecke erforderlichen 
Gebäude vorhanden ſeien, ohne Rückſicht auf eine etwaige Erhöhung 
des Bedarfes infolge von nach Begründung des Patronates in den 
Verhältniſſen der Kirchengemeinde eingetretenen Anderungen. Obwohl 
das vorhandene Pfarrgebäude unverändert beſtehen und ſeinem bis— 
herigen Zwecke, als Wohnung des Pfarrers, erhalten geblieben und 
obwohl es ſich nicht um einen Erweiterungsbau an dem vorhandenen 
Pfarrgebäude, ſondern um ein für ſich beſtehendes Diakonatsgebäude 
handelt, ſo iſt doch das geſonderte Diakonatsgebäude an die Stelle 
eines Erweiterungsbaues getreten, da das alte Pfarrhaus als Wohnung 
für zwei Geiſtliche nicht genügte und durch einen Erweiterungsbau an 
ihm dem Bedürfnis nicht abzuhelfen war; iſt doch der Neubau auf 
einem Teil des Pfarrgartens errichtet. Die Patronatsbaulaſt erſtreckt 
ſich auch auf Pfarrgebäude, deren Errichtung infolge der Anſtellung 
eines zweiten Geiſtlichen, zur Bewältigung der vermehrten, außerhalb 
des Kirchengebaͤudes auszuübenden Seelſorge innerhalb der Kirchen— 
gemeinde, erforderlich geworden iſt. Hiernach iſt der Fiskus verpflichtet, 
zu dem notwendig gewordenen Diakonatsgebäude in Pankow den in 
der Mark obſervanzmäßigen Patronatsbeitrag zu leiſten ). 


54. 
1903, 12. März. Urteil des Königl. Kammergerichts in Sachen 
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der Stadtgemeinde Berlin gegen die Kirchengemeinde St. Markus 
ebenda megen der Kirchenbaupflicht in Berlin. 

Gegen das Urteil des Landgerichts Berlin I vom 12. März 1897 
(ſiehe oben), durch welches das Reſolut des Königl. Polizeipräſidenten 
in Berlin in Sachen betr. den Bau der Samariterkirche vom 9. Auguſt 
1893 aufgehoben war, hatte die St. Markus-⸗Kirchengemeinde Berufung 
eingelegt; das Königl. Kammergericht wies jedoch die Berufung zurück 
mit folgender ſehr eingehender Begründung auf Grund urkundlichen 
Quellen materials: 

Die Kirchenbaupflicht in der Mark Brandenburg iſt durch die 
Viſitationsordnung von 1573 geregelt, die eine mit Geſetzeskraft für 
den Umfang des damaligen Staates erlaſſene landesherrliche Verord— 
nung dargeſtellt, die aus dem alten biſchöflichen Aufſichtsrecht her— 
zuleiten iſt, die aber im gewiſſen Sinne den Charakter einer Notſtands⸗ 
verordnung trägt, da ſich das Kirchenwefen in einer recht üblen Verfaſſung 
befand. Sie will nirgends in Rechte der Städte und des Adels ein- 
greifen, ſondern ſie ſchließt ſich nur dem beſtehenden Brauch an. In 
Kapitel 13 legt fie die Erhaltung und die Erneuerung der vor- 
handenen Stadtkirchen den „gemeinen Kaſten“, d. h. den Kirchen⸗ 
kaſſen auf, die unter Leitung des Magiſtrats von Bürgerdeputierten 
verwaltet werden. Iſt zur Bezahlung der Koſten einer Reparatur 
nicht genügend Geld in der Kirchenkaſſe vorhanden, ſo ſollen die Orts⸗ 
obrigkeit, d. h. die Räte als die Schutzherrn der Kirche, und die Ge- 
meinde, d. h. die Kirchen gemeinde, die Eingepfarrten (nicht die 
politiſche Gemeinde!) als Benutzer derſelben an die Ehrenpflicht 
gemahnt werden, die Kirche wieder zu Gottes Ehren in ſtand zu ſetzen, 
ebenſo wie die Pfarrkinder, die Bewohner des Pfarrſyſtems in Kap. 25 
angehalten werden, mit den Patronen die Pfarrgebäude baulich zu er- 
halten. Unter „Gemeinde“ ift in Kap. 13 und 25 die Summe 
der Eingepfarrten zu verſtehen. Irgendwelche Regeln, nach welchen 
Quoten der Rat und die Eingepfarrten im Bedürfnisfalle die Koſten 
aufzubringen haben, gibt die Konſiſtorialordnung nicht; ſie enthält nur 
eine invitatio und gibt nur Direktiven, aber keine feſten Regeln. Der 
Ausdruck „ſchuldig fein” bedeutet keine juriſtiſch erzwing⸗ 
bare Pflicht, ſondern nur eine jedem Chriſten ſelbſtverſtändliche 
Ehrenpflicht. — Hiernach ijt die Kirchenbaupflicht in der Viſita⸗ 
tionsordnung von 1573 ebenſo geordnet, wie im gemeinen Kirchenrecht 
und wie im Tridentinum. — Dieſe Auslegung der Viſitationsordnung 
wird beſtätigt durch die Viſitationsabſchiede von 1574, die Viſitations⸗ 
inſtruktion vom 9. Februar 1600, die auch nur eine invitatio enthält, 
und durch die Kirchenordnung derer von der Schulenburg von 1644. 
Unerheblich iſt der Erlaß des Konſiſtoriums vom 8. Februar 1699; 
die Verordnungen vom 11. Dezember 1710, 11. Januar und 7. Februar 
1711 beziehen ſich unmittelbar auf ländliche Verhältniſſe; die Dorf- 
ordnung von 1702 iſt nur für das platte Land, für alle könig⸗ 
lichen Amtsdörfer erlaſſen und verpflichtet die ſämtlichen Bewohner, 
ohne Unterſchied der Konfeſſion, zu kirchlichen Baubeiträgen. Auch in 

der Viſitationsinſtruktion vom 7. März 1715 ift unter Gemeinde die 
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Kirchengemeinde zu verſtehen. Die Schaffung des Amtskirchen— 
Revenüen-Direktoriums von 1720 ſpricht gegen die Verpflichtung der 
Stadtgemeinde. — Die Ordnung von 1573, die urſprünglich als all 
gemeines Landesgeſetz für den damaligen Umfang des Staates erlaſſen 
war, hat infolge der Zuwachſungen der Mark, d. h. der Vergröße— 
rungen des hohenzollernſchen Hausgebietes, aufgehört, allgemeines 
Landesgeſetz zu fein und ift im Laufe der Zeit, jedenfalls zur Zeit der 
Emanation des Allgemeinen Landrechts zum Provinzialgeſetz herab— 
gedrückt und als ſolches erhalten geblieben. — Bei den Kirchenbauten 
hat man ſich bei mangelndem Kirchenvermögen ſo geholfen, daß man 
die außer dem Patronatsbeitrag aufzubringenden, auf die Eingepfarrten 
entfallenden Koſten durch Kollekten zu bekommen ſuchte. Wenn in 
einzelnen Städten bei Inſuffizienz der Kirchenkaſſe die Kämmerei 
das meiſte oder alles gezahlt hat, fo ift dies ohne rechtliche Bers 
pflichtung geſchehen. — Das Urteil geht dann näher auf die Robi- 
ſikationsverſuche des Märkiſchen Provinzialrechts und auf die Judikatur 
betreffend die Kirchenbaulaſt ein, weiſt auf die Mängel in dieſen Vers 
ſuchen und in den Rechtsſprüchen hin, die durch die ungenaue Kenntnis 
der geſchichtlichen Verhältniſſe hervorgerufen ſeien, und kommt zu dem 
Reſultat, daß auch nach Scholtz die kirchliche Baulaſt in der Regel 
eine Parochialpflicht und nur in Ausnahmefällen eine 
kommunale Pflicht geweſen ſei. Durch wenig klare Bemerkungen 
von Scholtz iſt auch die Entſcheidung des Obertribunals vom 4. Januar 
1865 herbeigeführt, die manche bedenkliche Schlüſſe enthält. Dagegen 
habe das Reichsgericht in ſeinem Erkenntnis vom 16. Dezember 1892 
neben der Stadtgemeinde auch die Kirchengemeinde als baupflichtig 
bezeichnet. Auf Grund dieſer eingehenden geſchichtlichen Unterſuchungen 
ſtellt das Kammergericht folgenden Satz auf: „Neubauten und 
Reparaturen einer Stadtkirche ſind nach Märkiſchem 
Recht aus dem Kirchenvermögen zu bezahlen. Bei Un⸗ 
vermögen desſelben hat der Patron die Ehrenpflicht, 
mit den Eingepfarrten das Fehlende zu beſchaffen.“ 
Dieſe Ehrenpflicht, die juriſtiſch nicht erzwingbar iſt, be- 
zieht ſich aber lediglich auf die Erhaltung der vorhandenen und 
der Obhut der Räte anvertrauten Kirchen, aber nicht auf die Cr- 
bauung neuer, durch die Vergrößerung der Gemeinden notwendig 
werdenden Kirchen. — In dem zweiten Teile der Entſcheidungsgründe 
prüft das Kammergericht die Frage, ob die Stadtgemeinde Berlin bei 
Unvermögen der Kirchenkaſſe regelmäßig die Koſten für Bauten und 
Reparaturen der Kirchen ohne Rückſicht auf das Patronatsverhältnis 
bezahlt habe, d. h. ob dieſe Kirchenbaupflicht in Berlin ſubſidiär eine 
Kommunallaſt geweſen ſei. Auf Grund einer Überſicht über die Ent— 
wicklung Berlins ſeit 1573 und auf Grund eines umfaſſenden Akten— 
materials über die einzelnen Kirchen Berlins kommt das Kammergericht 
zum Endergebnis, daß die Stadt weder zum Bau neuer Kirchen, noch 
zu den Reparaturen für Kirchen, die nicht dem Patronat des Rats 
unterworfen waren, etwas geleiſtet habe, dagegen bei Unvermögen der 
Kirchenkaſſen der ſtädtiſchen Patronatskirchen in Baufällen in der ver- 
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ſchiedenſten Weiſe den Kirchengemeinden beigeſprungen ſei, ohne daß ſich 
eine juriſtiſche Verpflichtung auf die Leiſtung eines beſtimmten 
Quantums ausgebildet habe; der Patron habe ſeine Ehrenpflicht 
durch treue Fürſorge und die Parochianen durch Teilnahme an den 
Kollekten erfüllt. — Hiermit ſtimmen auch die corpora bonorum des 
Magiſtrats überein, wenn auch die Stadt aus beſonderen Gründen in 
einzelnen Fällen mehr getan hat als ihre Pflicht war. — Aus allen 
dieſen Gründen war die Berufung zurückzuweiſen !). 

Gegen dieſes Urteil legte die Kirchengemeinde Reviſion bei dem 
Reichsgericht ein, das jedoch 

55. 

1904, 13. Juni, die Reviſion zurückwies. Nach Darlegung des 
Streitpunktes faßte das Reichsgericht das Urteil des Kammergerichts 
in den weſentlichſten Punkten zuſammen und machte geltend: Da der 
Geltungsbereich der Konſiſtorialordnung von 1573 ſich nicht über den 
ganzen Umfang zweier Provinzen Preußens erſtrecke, ſei die Entſchei⸗ 
dung des Berufungsgerichts über den Inhalt der Konſiſtorialordnung 
in Gemäßheit der § 562, 549 der Zivilprozeßordnung, § 6 des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zu dieſer Ordnung, der Kaiſerlichen Verordnung vom 
28. September 1879 für das Reviſionsgericht maßgebend. Die Rüge, 
daß § 286 der Zivilprozeßordnung bei Ausmittelung des Inhalts der 
provinzialrechtlichen Beſtimmungen verletzt ſei, ſei nicht begründet. Vom 
Berufungsgericht ſei maßgebend feſtgeſtellt, daß die Konſiſtorialordnung 
eine rechtliche Verpflichtung der politiſchen Gemeinden zur Kirchen⸗ 
baulaſt nicht anerkenne. Auch § 710 Teil II Titel 11 des A. L.⸗R. 
ſei nicht verletzt, da unter den darin genannten rechtskräftigen Erkennt⸗ 
niſſen nur unter den Parteien ſelbſt ergangene Erkenntniſſe verſtanden 
werden können; und ſolche find unter den beiden Parteien nicht er- 
gangen. Auch konnte ſich auf Grund des Urteils des Obertribunals 
vom 4. Januar 1865, das ſich auf eine von Scholtz (irrtümlich) an⸗ 
genommene märkiſche Landesobſervanz gründet, kein Gewohnheitsrecht 
bilden, für welches eine beſtimmte Zeitdauer nicht erforderlich war. 
Auch hat das Berufungsgericht mit Recht verneint, daß die klagende 
Stadtgemeinde bei den Vorarbeiten für das Allgemeine Landrecht be- 
züglich der kommunalen Baulaſt der Stadtgemeinde Anerkenntniſſe ab- 
gegeben hat. Somit war die Reviſion zu verwerfen 2). 

56. 

1902, 29. November bezl. 19. Dezember. Erkenntnis des Königl. 
Landgerichts in Potsdam in Sachen der Stadtgemeinde Brandenburg 
gegen die Kirchengemeinde St. Katharinen ebenda. 


Im Jahre 1896 war eine gründliche Reparatur der Dienſtwohnung 
des Archidiakonus notwendig geworden. Da beide Parteien ſich nicht 


1) Urteil des Königl. Kammergerichts vom 13. hid 1903. Abdruck auf 


Veranlaſſung des Magiftrats. Berlin 1903, S. 1—-14 | 
2) Entſcheidung des Reichsgerichts. Abdruck auf Veranlaſſung des Magi- 


ſtrats. Berlin 1904. 
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für verpflichtet hielten, die Hotten zu tragen, forderte die Kirchen— 
gemeinde den Koſtenbetrag von der Stadtgemeinde in den Jahren 1898 
und 1899 vergeblich. Als nun 1899 eine Reparatur der Subrektors⸗ 
dienſtwohnung und deren Anſchluß an die Kanaliſation erforderlich 
wurden, und nachdem 1900 die Entwäſſerung für Küſterhaus, Diako⸗ 
natswohnung, Jungfernſchulhaus, Archidiakonatswohnung, Oberprediger— 
haus und Predigerwitwenhaus ausgeführt war, entſchied die Königl. 
Regierung durch Reſolut vom 1. Dezember 1900, daß die Stadtgemeinde 
dieſe Koſten zu zahlen habe, vorbehaltlich des Rechtswegs. Dieſer wurde 
von der Stadtgemeinde beſchritten, die die Rückzahlung der bezahlten 
Koſten für die Entwäſſerungsanlagen verlangte, weil ſie nur den üblichen 
Patronatsbeitrag für Kirche und Pfarrhäuſer anerkannte (Lieferung der 
Baumaterialien bei Inſuffizienz der Kirchenkaſſe); die Kirchengemeinde 
dagegen behauptete, daß der Magiſtrat 1838 anerkannt habe, daß die 
Konſiſtorialordnung von 1573 für die unter dem Patronat des Magi⸗ 
ſtrats ſtehende St. Katharinenkirche Platz greife; da die Kirchenkaſſe und 
Kirchengemeinde unvermögend ſeien, müſſe die Stadtgemeinde als Patron 
nach märkiſchem Recht die Baukoſten allein tragen und zwar als Patron 
die Hauptmaterialien liefern, während die Kämmerei die auf die Ein⸗ 
gepfarrten entfallenden Koſten als Kommunallaſt übernehmen müßte. 

Das Landgericht in Potsdam erkannte zwar die Konſiſtorialordnung 
von 1573 als rechtsverbindliches Geſetz an und bejahte die Inſuffi⸗ 
zienz der Kirchenkaſſe, legte aber die Beſtimmung der Ordnung von 
1573 (Kapitel 13) dahin aus: Wenn der gemeine Kaſten, d. h. das 
Kirchenvermögen, nicht ausreiche, ſo ſei jeder Zuhörer oder Untertan 
oder nach dem Viſitationsabſchied von 1574 jeder Chriſt verpflichtet, 
zu den Baulaſten beizutragen. Da die Konſiſtorialordnung nur das 
bisherige Kirchenrecht wiederholt und ſanktioniert, aber nicht die 
politiſchen Gemeinden zu Trägern der Kirchenbaupflicht habe machen 
wollen, und da die Kabinettsorder vom 11. Dezember 1710 ſich nur 
auf Dorfgemeinden beziehe, ſo ſeien die Eingepfarrten, aber nicht 
die volitiſchen Gemeinden als Verpflichtete bezeichnet; die Stadtgemeinde 
als Patron habe nur die Hauptmaterialien (2709 Mk.) zu liefern. 

Gegen dieſes Erkenntnis legten beide Parteien Berufung ein; der 
Prozeß ruhte jedoch, bis die Prozeſſe der Kirchengemeinden St. Markus 
und St. Simeon in Berlin gegen die Stadtgemeinde Berlin zur Ent- 
ſcheidung gekommen waren. Darauf entſchied 


57. 


1907, 7. Mai das Königl. Kammergericht in dieſer Sache und 
wies die Berufung der Kirchengemeinde zurück und verurteilte ſie, an 
die Stadtgemeinde die geſamten gezahlten Koſten einſchließlich des 
Patronatsbeitrages, im ganzen 1991 Mk. zurückzuzahlen. In den 
Entſcheidungsgründen führte das Kammergericht aus: Es unterliege 
keinem Bedenken, daß die ſämtlichen Baulichkeiten als Pfarr- bzw. 
Küſterbauten zu betrachten ſeien und zu gelten haben, da ſie dafür 
beſtimmt waren; ſie ſeien auch bisher aus der Kirchenkaſſe erhalten 
worden. Für dieſe Gebäude gelte nicht das Allgemeine Landrecht, 
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ſondern das märkiſche Provinzialrecht. Unter Berufung auf ſein Er⸗ 
kenntnis vom 13. März 1903 wiederholt das Kammergericht ſeine 
darin ausgeführte und näher begründete Anſicht, daß in den märkiſchen 
Städten der Magiſtrat als Patron nur die Ehrenpflicht habe, 
mit den Eingepfarrten bei unzureichendem Kirchenvermögen dafür zu 
ſorgen, daß Kirche und Pfarre im baulichen Stande erhalten bleiben. 
Dieſe Ausführungen ſeien von keiner wiſſenſchaftlichen Seite angegriffen 
worden. Auf dem Lande hätten ſich die Verhältniſſe nach den Re⸗ 
ifripten von 1710 und 1711 anders geſtaltet. Für die Städte 
gäbe es keine geſetzliche Beſtimmung, die den Patron einer märkiſchen 
Stadtkirche verpflichte, bei zureichender oder unzureichender fabrica die 
ganzen oder fehlenden Koſten oder einen Teil derſelben (Haupt⸗ 
materialien) herzugeben. Wo eine folche Pflicht in einer märkiſchen 
Stadt vorhanden ſei, beruhe ſie nicht auf dem Provinzialrecht, ſondern 
auf Verträgen, Judikaten und ununterbrochenen Gewohnheiten. — In 
Brandenburg hätte in den weitaus meiſten Fällen das Kirchenvermögen 
ausgereicht, um die kirchlichen und Pfarrbauten im weiteſten Sinn in 
brauchbarem Zuſtande zu erhalten. Alle Beiträge, die der Magiſtrat 
1851, 1852 (Glockenſtuhl), 1856 (Kirchendach), 1863 (Verſchönerung 
der Faſſade) und 1885 (Turmuhr) zu kirchlichen Bauten geleiſtet, ſeien 
nur Ehrengaben des Patrons, die juriſtiſch nicht einklagbar ſeien. 
Eine die Stadtgemeinde zu Baubeiträgen verpflichtende Obſervanz ſei 
nicht nachgewieſen. 1840 habe ſich der Magiſtrat geirrt, daß er die 
Hauptmaterialien (= Us der Gefamtfoften) hergeben müſſe, weil er 
irrtümlich angenommen, daß das Allgemeine Landrecht zur Anwendung 
komme. Die Stadtgemeinde ſei nicht verpflichtet, die Hauptmaterialien 
als Patronatsbeitrag bei unzureichender fabrica herzugeben !). 


58. 


1907, 31. Januar. Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachen 
des preußiſchen Fiskus gegen die evangeliſche Kirchen emeinde in Nieder- 
ſchönhauſen, betreffend Baulaſt des Kirchenpatrons in Falle der divisio 
beneficii. 

Die Kirchengemeinde Pankow und Niederſchörchauſen waren bis 
zum 1. Mai 1896 zu der Geſamtparochie Pankow vereinigt; durch die 
Errichtung eines ſelbſtändigen geiſtlichen Amtes für Niederſchönhauſen 
war hier ein beſonderes Pfarrhaus nötig geworden. Zu dem Umbau 
des dortigen Küſter⸗ und Schulhauſes zum Pfarrhaus verlangte die 
Kirchengemeinde, daß der Fiskus, der unſtreitig Patron von Pankow 
und Niederſchönhauſen iſt, die Hauptmaterialien (7000 Mk.) liefere, 
während der Fiskus dieſe Baupflicht beſtritt. Das Landgericht in 
Potsdam erklärte den Klageanſpruch der Kirchengemeinde für gerecht⸗ 
fertigt, das Kammergericht in Berlin wies die dagegen eingelegte Be- 
rufung und das Reichsgericht in Leipzig die Reviſion zurück, letzteres 
mit folgender Begründung: Unter Kirche in § 568 Teil II Titel 11 
Des A. L. R. fei die kirchliche Anſtalt oder Einrichtung, d. h. die Ge- 


1) Akten des Magiſtrats in Brandenburg. IV. K. Nr. 135. 
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ſamtheit von Sachen und Rechten zur Befriedigung religiöſer und fird- 
licher Bedürfniſſe zu verſtehen, für die der Patron die Pflicht habe, 
zu ſorgen. Die Kirchen in der Mark ſeien beſondere Stiftungen mit 
juriſtiſcher Perſönlichkeit, die durch das Allgemeine Landrecht nicht 
beſeitigt ſeien. Nach märkiſchem Recht (Konſiſtorialordnung von 1573) 
müſſe der Patron zu kirchlichen Bauten die Hauptmaterialien liefern; 
es ſei gleichgültig, ob ein neues Haus gebaut oder ein anderes Haus 
ausgebaut werde. Der Patron müſſe zur Beſchaffung der Wohnung 
für den zweiten Geiſtlichen beitragen; dabei ſei es gleichgültig, ob der 
Stifter ein ſelbſtändiges oder abhängiges beneficium habe ſchaffen 
wollen; ſein Wille könne für eine ſpätere Trennung eines abhängigen 
benefeeium nicht in Betracht kommen. Der Patron ſei verpflichtet, 
zu Erweiterungs- und Neubauten der Kirchen- und Pfarrgebäude bei— 
zutragen. Die Feſtſtellungen des Berufungsgerichts über Beſtehen und 
Inhalt des märkiſchen Rechts und der Konſiſtorialordnung von 1578 
jeien für das Reviſionsgericht maßgebend 1). 


59. 

1911, 15. November. Erkenntnis des Königl. Landgerichts in 
Stendal in Sachen des Rittergutsbeſitzers Ludolf von Alvensleben in 
Calbe a. Milde und der Parzellenbeſitzer des vormaligen Rittergutes 
Groß-Engerſen als Patrone des Diakonats zu Calbe a. M. gegen die 
Kirchengemeinde ebenda. 

Die Kirchengemeinde verlangte von den Klägern die Bezahlung 
der ſämtlichen Koſten eines von ihr beſchloſſenen Diakonatsgebäudes 
zu Calbe a. M. Die Königl. Regierung hatte am 4. Juli 1908 feſt— 
geſetzt, daß die Patrone die baren Koſten des Neubaues als Solidar— 
ſchuldner tragen ſollten, abgeſehen von den Hand- und Spanndienſten. 
Der Miniſter hatte dieſen Beſchluß am 21. November 1908 beitätigt. 
Zwar waren die Patrone v. Alvensleben, die Rechtsvorgänger der 
jetzigen Kläger, durch zwei rechtskräftige Erkenntniſſe vom 6. Mai 1734 
und 5. Februar 1739 für verpflichtet erklärt worden, zu baulichen 
Reparaturen am zweiten Diakonatsgebäude die Hauptmaterialien — Holz, 
Kalk und Steine — zu liefern. Nun behauptete die Kirchengemeinde, 
es habe ſich entgegen dieſem Rechtszuſtand eine Obſervanz höherer Bei— 
tragspflicht der Patrone zu Neubauten und Reparaturen am Diakonat 
gebildet, während die Patrone erklärten, es habe ſich eine Obſervanz 
gänzlicher Laſtenfreiheit gebildet, höchſtens wären ſie zur Lieferung der 
Hauptmaterialien verpflichtet. 

Auf Grund eingehender Prüfung des von beiden Seiten bei— 
gebrachten geſchichtlichen Materials kam das Landgericht zu der Ent— 
ſcheidung, daß weder die von der beklagten Kirchengemeinde behauptete 
Obſervanz der alleinigen Bauverpflichtung der Patrone, noch die von 
den Patronen behauptete Obſervanz gänzlicher Laſtenfreiheit erwieſen 
ſei, und daß es mithin bei dem in den Erkenntniſſen von 1734 und 
1739 feſtgelegten Rechtszuſtand verbleiben müſſe, daß die Kläger die 


1) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen, Hd. 65, S. 146—151. 
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Hauptmaterialien zu liefern haben. Da ſowohl nach dem Allgemeinen 
Landrecht als nach Götze, Das Provinzialrecht der Altmark, der 
Patron ſtets nur ſubſidiär, d. h. nach dem Kirchenvermögen eintrete, 
und da das Diakonat als unvermögend zu betrachten ſei, ſo hätten die 
Patrone, denen das Patronatsrecht zu gleichen Rechten und Pflichten 
zuſtehe, als Inhaber einer gemeinſamen Verpflichtung die Haupt— 
materialien zu gleichen Teilen zu liefern. 


60. 


1913, 20. Januar. Erkenntnis des Königl. Oberlandesgerichts 
zu Naumburg in derſelben Sache. 

Gegen das vorliegende Urteil des Landgerichts in Stendal legte 
die Kirchengemeinde Berufung ein. Da die Patrone keine Berufung 
eingelegt hatten, hatte die Berufungsinſtanz nur die Frage zu prüfen, 
ob die Kläger die geſamten Baukoſten zu tragen hätten (außer den 
Hand⸗ und Spanndienſten), oder ob ihre Beitragspflicht auf die Liefe- 
rung der Hauptmaterialien beſchränkt ſei. Für dieſe Frage kämen nur 
der Neubau im Jahre 1817, die Bauverpflichtungstabelle von 1818 
und die Reparatur von 1863 in Betracht. Für den Neubau, den die 
Patrone im Jahre 1817 ſchließlich allein bezahlt haben, fehlt das Be— 
wußtſein der rechtlichen Verpflichtung; die Tabelle von 1818 iſt nur 
ein Entwurf des damaligen Superintendenten in Calbe, der unvoll- 
ſtändig ſei, und die Reparatur von 1863 mache bei dieſer Beweislage 
nichts aus. Der Nachweis der behaupteten Obſervanz, daß die Patrone 
die Koſten für das Diakonat allein bezahlt hätten, ſei als mißlungen 
anzuſehen und daher die Berufung zurückzuweiſen; die Patrone ſeien 
nur zur Lieferung der Hauptmaterialien verpflichtet. 


b) Neumark (Nr. 61—87). 


61. 

1751. Urteil der Neumärkiſchen Regierung zu Cüſtrin in Sachen 
der Bürgerſchaft zu Schönfließ gegen den Oberpfarrer K. namens der 
Kirche ebenda wegen der Leiſtung der Hand- und Spanndienſte. 

Obwohl der Streit, inwieweit betreffs der Hand- und Spann⸗ 
dienſte vor den Eingepfarrten erſt die Kirchenkaſſe heranzuziehen ſei, 
durch einen zwiſchen der Kirche und der Bürgerſchaft getroffenen, vom 
König konfirmierten Vergleich von 1738 dahin beigelegt war, daß die 
Gemeinde (d. h. doch die Kirchengemeinde, die Eingepfarrten) beim 
ordentlichen Kirchen- und Pfarrbau die Fuhren und Handdienſte 
unentgeltlich zu leiſten habe, die Baumaterialien und Handwerks⸗ 
leute aber aus der Kirchenkaſſe bezahlt werden ſollten, weigerte ſich die 
Gemeinde, als die neumärkiſche Kriegs- und Domänenkammer beim 
Neubau des Oberpfarrhauſes im Jahre 1749 die Leiſtung der Fuhren 
von ihr forderte. Als der Magiſtrat in Vertretung der Eingepfarrten, 
die als die Verpflichteten angeſehen wurden, bei der Kammer vorſtellig 
wurde und, um dieſe Leiſtung in natura von den Eingepfarrten ab⸗ 
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zuwälzen, vorſchlug, das Bauholz für Geld anfahren zu laffen, in der 
Hoffnung, dadurch von dieſer Verpflichtung befreit zu werden, erteilte 
die Kammer den Beſcheid, daß die Stadt die Bau- und Holzfuhren 
zu dem Oberpfarrhauſe verrichten müßte, und daß weder aus der 
Stadtkaſſe noch von den Kirchenrevenüen etwas dazu ver- 
wendet werden dürfe. (Unter „Stadt“ ſind ohne Zweifel die auch 
als Bürgerſchaft bezeichneten „Eingepfarrten“ zu verſtehen, 
da eine Zahlung aus der Stadtkaſſe ausdrücklich verboten wird.) 
Die Sache kam zum Prozeß, und die Neumärkiſche Regierung entſchied 
im Jahre 1751, daß nach einer generalen Obſervanz die Ein- 
gepfarrten zu dergleichen Gebäuden den Arbeitslohn hergeben und 
die Fuhren tun oder mit Gelde bezahlen müßten, auch dieſerhalb unter 
den Eingepfarrten in den Städten und auf dem Lande kein Unter⸗ 
ſchied gemacht werde, wie dies durch das Reſkript vom 7. Februar 
1711 ausgemacht ſei; die Eingepfarrten von Schönfließ ſeien daher 
auch verpflichtet, das vom König als Patron gelieferte freie Holz auf 
ihre Koſten anfahren zu laſſen !). 


62. 


1756, 22. Dezember. Erkenntnis in Sachen des Müllers Kettner 
und übrigen Einwohner zu Quartſchen wider die Gemeinden zu Zicher, 
Dermützel und Kutzdorf. 

Der Müller und Krüger werden für ſchuldig erkannt, aus dem 
Grunde, weil fie Landung beſaßen, nach Proportion beier ihrer Von: 
dungen nach Hufenzahl zu den Pfarrgebäuden in Zicher den Beitrag 
zu leiſten, dagegen wurden die übrigen mit keiner Landung verſehenen 
Einwohner zu Quartſchen von der Leiſtung ſothanen Beitrags entbunden. 


63. 

1759, 6. April. Appellationserkenntnis in derſelben Sache. 

Obgleich von beiden Seiten gegen obiges Erkenntnis appelliert 
wurde, beſtätigte doch die Appellationsinſtanz die obige Sentenz erſter 
Inſtanz ). 

64. 

1765 und 1767. Erkenntnis in Sachen der Gewerke zu Königs: 
berg i. N. wider die Kirchenproviſoren. 

Bei der deutlichen Dispoſition des Geſetzes (Kirchenordnung von 
1573 betr. Beſſerung und Erhaltung der Kirchenfenſter durch die Gilden 
und Handwerker) releviert der Umſtand, daß in den neueren Privilegien 
des Beitrags zu den Fenſterreparaturen nicht gedacht worden, nichts, 
da vielmehr die fortgeſetzte Verbindlichkeit, die Fenſter wieder herzuſtellen, 
aus der nicht geſchehenen Abänderung des obigen Geſetzes erhellt, ſo— 
lange ſolche weder tacita noch expresse lege nachgewieſen worden ?). 


1) Nach Riedner a. a. O. S. 129 f. 
= a ek DCH zur brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, XV, 
S. 356, à 

3) Hoffmann, Repertorium der Preußiſch-Brandenburgiſchen Landes: 
geſetze, S. 229. 
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65. 

1767. Erkenntnis in Sachen des Müllers Hollſtein zu Vietz gegen 
die Kirche daſelbſt, vertreten durch den Hoffiskal Kirchhof. 

In der Neumark werden die zu den Pfarr- und Küſtergebäuden 
erforderlichen Gelder von den Eingepfarrten z. B. Müllern, Schmieden 
uſw. nicht in der Eigenſchaft als Eingepfarrte, ſondern nur als Be- 
ſitzer kontribuabler Hufen, nach der Hufenzahl aufgebracht; die Fuhren 
aber werden von ſämtlichen Bauern und die Handdienſte von den 
Koſſäten nach der Reihe verrichtet. Eingepfarrte, welche keine fon- 
tribuable Hufen beſitzen, ſind von allen Geldbeiträgen frei. 

Reſkript vom 17. Juni und 12. Juli 1712. Regierungsbericht 
vom 18. Januar 1752 1). : 

66. 

1767, 31. Dezember. Appellationserkenntnis in derſelben Sache. 

Das vorſtehende Erkenntnis wurde beſtätigt *). 


67. 


1779, 13. Januar. Appellationserkenntnis in Sachen der Witwe 
von Pförtner auf Fritſchdorf und Deutſch-Sagar wider den Haupt- 
mann von Braun auf Deutſch⸗Sagar. Letzterer hatte fih geweigert 
und wurde verurteilt, von den bei ſeinem Gute mit in Kultur habenden 
drei wüſten Hufen zu den zu Deutſch-Sagar vorfallenden Bauten und 
Reparaturen bei den Kirchen-, Pfarr und Küſtergebäuden verbältnis- 
mäßig ebenſo als die übrigen kontribuablen Hufen beſitzenden Parochianen 
und Untertanen der Witwe von Pförtner den Beitrag zu leiſten. 


68. 


1779, 7. Juli. Reviſionserkenntnis in derſelben Sache beſtätigte 
lediglich das vorſtehende Appellationserkenntnis “). 


69. 


1789, 23. Februar. Appellationserkenntnis in Sachen der Pfarre 
und Gemeinde zu Guſcht und des Amtes Drieſen als Patrons der 
Kirche zu Guſcht und Lubiath wider den v. Brand auf Lipke als 
Patron der dortigen Kirche und der Gemeinde daſelbſt. 

Die Patrone haben unter ſich den von dem Patron ihrer Kirche 
keizutragenden Teil der Materialien nach Verhältnis ihres Anteils 
am Patronatsrechte aufzubringen“). 


70. 


1790, 10. September. Erkenntnis in Sachen der Gemeinde zu 
Zorndorf wider die Gemeinde zu Wilkersdorf. | 


1) Stengel, Beiträge I, 84 Nr. 15. — Kletke, . amne 
S. SCH Der elbe, Séi, Š 494. — v. Houwald a. a. D. 
Forſchungen XV, 
A orfdungen XV, S. 341. 
orſchungen XV, S. 346. 
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Auch bei den Kirchenbauten hat die Gemeinde die Hand- und 
Spanndienſte zu leiſten und zwar müſſen die Koſſäten die Handdienſte 
und die Bauern die Spanndienſte der Reihe nach verrichten !). 


71. 

1790, 8. März. Erkenntnis der Königl. Regierung zu Cüſtrin 
in Sachen der Gemeinde zu Brenckenhofsbruch, Gottſchimmerbruch, 
Alt⸗ und Neu⸗Schöningsbruch wider die Gemeinde zu Hohen-Kartzig 
und Alt⸗Carbe. 

Die Regierung erkannte ſowohl die Koloniſten zu Brenckenhofs— 
bruch und Konſorten als die auf der Höhe belegenen Gemeinden zu 
Hohen⸗Kartzig und Konſorten für ſchuldig, zu den kirchlichen Bauten 
nach Hufenzahl aufzubringen und gleich denſelben Hand- und Spann— 
dienſte dabei zu verrichten. — Dieſes Erkenntnis wurde jedoch 


72. 

1791, 9. September durch das Appellationserkenntnis dahin ab- 
geändert, daß die benannten Koloniſten das erforderliche Stroh nach 
Hufenzahl aufzubringen nicht gehalten, ſondern von der Strohlieferung 
freizuſprechen ſeien, und daß kein Mitglied der gedachten Rolonijten- 
gemeinden Spanndienſte zu dieſen Bauten zu leiſten ſchuldig ſei, ſondern 
ſelbige nur Handdienſte dabei zu verrichten verbunden ſeien. — Dieſes 
reformatoriſche Erkenntnis wurde 


73. 


1792, 23. April durch das Reviſionserkenntnis dahin abgeändert, 
daß das Erkenntnis erſter Inſtanz wieder herzuſtellen ſei, jedoch mit 
der Einſchränkung, daß zu den Spanndienſten nur diejenigen Mit- 
glieder der benannten Koloniſtengemeinden, die mit Geſpann verſehen 
jind, nach dem erkannten Verhältniſſe beizutragen gehalten feien ?). 


74. 

1802, 4. Juni und 

1803, 18. Jannar. Judikat in Sachen der Gemeinde zu Nabern 
wider die Kirche daſelbſt. 

Wenngleich durch das Reſkript vom 28. Oktober 1773 in einem 
ſpeziellen Falle feſtgeſetzt worden, daß zur Erbauung der Kirchenſcheunen 
die Materialien aus den Kirchenmitteln zu nehmen, ſo werden die 
Kirchenſcheunen doch in der Regel zu den Kirchengebäuden gerechnet, 
und es finden beim Bau derſelben eben die Grundſätze wie bei den 
letzteren "ott !). 

75. 


1815, 15. April. Erkenntnis des Oberlandesgerichts zu Frankfurt 


1) v. Kunow, Das Provinzialrecht der Neumark, II, S. 243. 
oo AV, S. 352 und Kritik des Appellationserkenntniſſes, 


3) Kletke, Rechtsverhältniſſe, S. 189 f. Derſel be, Kirchenrecht, S. 464. 
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a. O. in Sachen des Fiskus gegen Magiſtrat und Bürgerſchaft zu 
Lippehne wegen Bau des Oberpfarrgebäudes. 

Obwohl die Neumärkiſche Regierung dem Magiſtrat zu Lippehne 
im Jahre 1814 geſchrieben hatte, daß nach der Neumärkiſchen Kaſten⸗ 
ordnung, der Konſiſtorialordnung von 1573. in Übereinſtimmung mit 
der Verordnung vom 7. Februar 1711 zu den Bauten der Pfarr⸗ 
wohnungen in den Städten principaliter das Kirchenvermögen zu 
verwenden ſei, und wenn dieſes nicht zureiche, die Stadtgemeinde den 
fehlenden Bedarf hergeben müſſe, lehnte die ſtädtiſche Vertretung die 
Bauverpflichtung ab und ließ es auf einen Prozeß ankommen. Das 
Oberlandesgericht als erſte Inſtanz ſprach die Stadt zwar frei, 
aber nur, weil das Kirchenvermögen zureichend ſei, bejahte aber die 
ſubſidiäre Baupflicht der Gemeinden (Kirchengemeinden) in den Städten 
auf Grund oben angeführter Ordnungen. Aber das Kammergericht 
entſchied in zweiter Inſtanz 


76. 


1815, 21. Dezember, daß die Beklagten ſchuldig ſeien, die Koſten 
aufzubringen, weil nach der Viſitationsordnung die Eingepfarrten 
bei Unvermögen der Kirchenkaſſe verpflichtet ſeien, die Pfarrgebäude zu 
reparieren. Nach dem Reſkript vom 11. Dezember 1710 ſollten die 
Eingepfarrten principaliter eintreten und aus dem Kirchenkaſten 
kein Vorſchuß zu den Pfarrgebäuden entnommen werden. Hiernach 
ſei es nicht zweifelhaft, daß die Beklagten d. h. doch die Eingepfarrten 
in Lippehne, die ſich durch den Magiſtrat hatten vertreten laſſen, un- 
bedingt zu den betr. Koſten verpflichtet ſeien. 

Dieſes Urteil wurde vom Geheimen Obertribunal beſtätigt !). 


77. 


1834, 17. Juli. Erkenntnis des Geheimen Obertribunals in 
Sachen Birkner und Freiert wider das Dominium zu Frauendorff. 

Dieſes Erkenntnis billigte den Grundſatz des Oberlandesgerichts 
zu Frankfurt a. O., daß bei Bauten und Reparaturen der Schul⸗ 
gebäude auf dem Lande in Ermangelung von provinzialrechtlichen Be- 
ſtimmungen die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts zu Grunde 
zu legen ſeien ?). 

78. 

1843, 9. Auguſt. Präjudiz des Königl. Obertribunals. In der 
Neumark werden zu den Pfarrbaukoſten nur von den Beſitzern kon⸗ 
tribuabler Hufen Beiträge geleiſtet 5). 


79. 


1847, 14. Auguft. Erkenntnis des Königl. Obertribunals I. Senat. 
Nach dem Provinzialrecht der Neumark erſtreckt ſich die Beitragspflicht 


1) Nach Riedner a. a. O. S. 214—216. 
2) v. Kunow S. 260f. | 
3) e eee I, S. 209 Nr. 1819. — Kletke, Rechtsverhält⸗ 
niſſe, S. 190. Derſelbe, Kirchenrecht, S. 494. — v. Houwald S. 67. 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 16 
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des Patrons bei Pfarrbauten auf die Lieferung der Materialien an 
Holz, Steinen und Kalk, wogegen die angeſeſſenen Wirte die 
übrigen Materialien, die Hand⸗ und Spanndienſte, ſowie die baren 
Koſten an Handwerkerlöhnung uſw. herzugeben und zu leiſten ver⸗ 
bunden ſind. 

Verordnung vom 11. Dezember 1710. Konſiſtorialverordnung 
vom 7. Februar 1711. Entſcheidung der Geſetzkommiſſion vom 24. Januar 
1789. Hofreſkript vom 2. Februar 1789. Reſkript vom 17. Juni 
und 14. Juli 1712 und Verordnung vom 11. Mai 1712). 


80. 


1854, 8. Februar. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. Der 
erklärte Austritt aus einer Gemeinde der evangeliſchen Kirche befreit 
den Austretenden von den bisher getragenen Parochiallaſten noch nicht, 
ſondern nur erſt dann, wenn er einer andern vom Staate anerkannten 
Religionsgeſellſchaft ſich angeſchloſſen hat. 

Nach Neumärkiſchem Provinzialrecht befreit der unterſchied der 
Religion nicht von den dinglichen, wohl aber von den perſönlichen 
Parochiallaſten z. B. dem Kirchenſtellengelde ?). 

(Der Prozeß bezog ſich auf die Verhältniſſe der Stadt Rothenburg, 
früher zum Croſſener Kreiſe der Neumark gehörig). 


81. 


1855, 30. November. Erkenntnis des Königl. Obertribunals in 
Sachen des Rittergutsbeſitzers K. zu G. (in der Neumark) gegen die 
Dorfgemeinde zu G. 

Die Königliche Regierung hatte auf Antrag der Gemeinde zu G. 
den Rittergutsbeſitzer ebenda für verbunden erachtet, zu den Koſten und 
Fuhren des Kirchenbaues zu G. gleich einem Ganzbauer beizutragen. 
Gegen dieſen Beſchluß hatte der Rittergutsbeſitzer, der behauptete, von 
allen Pfarr- und Kirchenbaulaſten befreit zu ſein, den Rechtsweg be⸗ 
ſchritten. Die Gemeinde dagegen behauptete, daß das Rittergut G. 
außer mehreren freien auch aus einer halben kontribuablen Hufe beſtehe. 

Das Kreisgericht zu Frankfurt wies unterm 1. November 1854 
den Kläger mit feiner Klage ab, und das Appellationsgericht zu Frant- 
furt beſtätigte unterm 23. März 1855 dieſe Entſcheidung. Die gegen 
das Appellationsurteil erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde wurde unterm 
30. November 1855 vom erſten Senat des Obertribunals für begründet 
erachtet, in der Sache ſelbſt aber noch nicht definitiv erkannt. Nach 
den Reſkripten vom 17. Juni und 14. Juli 1712 ſollen die Gelder 
zur Erbauung und zur Verbeſſerung der Pfarrgebäude nach den Hufen 
aufgebracht, die Fuhren aber von den ſämtlichen Bauern und die 
Handdienſte von den Koſſäten nach der Reihe verrichtet werden. Ein⸗ 


1) Striethorit, Rechtefälle, Bd. II, Nr. 41, S. 29. — Klette, Redtö- 
verhältniſſe, S. 190 f. Derſelbe, Kirchenrecht, S . 494. 

2) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, KN 27, 5.375. — Abstke, 
Kirchenrecht, S. 124, 125, 379. . Rehtövergältniffe S. 191. 
Striethorſt, Archiv Bd. XII, 110. 
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gepfarrte, welche keine kontribuable Hufen beſitzen, ſind von allen 
Geldbeiträgen frei. Dieſe Obſervanz bezieht fih nicht bloß auf Pfarr-, 
ſondern auch auf Kirchenbauten. In der Neumark nun hat, wie das 
Obertribunal bereits unterm 9. Auguſt 1843 erkannt hat, inſoweit 
durch Verträge, rechtskräftige Erkenntniſſe und ununterbrochene Ge- 
wohnheit nicht etwas anderes beſtimmt iſt, ein Rittergutsbeſitzer, wenn 
er nicht zugleich Patron iſt, zu dem Bau der Kirchen- und Pfarrgebäude 
nur inſofern beizutragen, als er kontribuable Hufen beſitzt. 

Da der Beweis, daß der Rittergutsbeſitzer K. eine halbe kon⸗ 
tribuable Hufe beſitze, nicht erbracht war, konnte in der Hauptſache 
noch nicht erkannt, ſondern mußte zuvörderſt auf Aufnahme des Be- 
weiſes rückſichtlich dieſer Behauptung reſolviert werden !). 

82. 

1861, 15. März. Erkenntnis des Königl. Obertribunals. Nach 
der im Kottbuſer Kreiſe geltenden Fleckenordnung vom 16. Dezember 
1702 ſind die Alt⸗Lutheraner von den aus der Parochialverbindung 
fließenden Laſten und Abgaben nicht befreit. 

Allgemeines Landrecht II, 11 § 261. — Dorfordnung vom 16. De⸗ 
zember 1702, §§ 4, 5. Generalkonzeſſion für die Alt⸗Lutheraner vom 
23. Juli 1845, § 10%), 


88. 


1862, 13. September. Erkenntnis des Königl. Obertribunals 
über Lokalobſervanzen in Betreff der Verpflichtung zum Bau und zur 
Unterhaltung der zugleich zur Küſterwohnung dienenden Schullokale, 
insbeſondere nach Neumärkiſchem a te; Rechtsweg über die 
Baupflicht für künftige Fälle. 

a) Das Geſetz vom 21. Juli 1846 über den Bau und die Unter⸗ 
haltung der Schul- und Küſterhäuſer findet auch da Anwendung, wo 
bis zu deſſen Erlaß eine von den landrechtlichen Vorſchriften abweichende, 
beziehungsweiſe mit dem § 3 jenes Geſetzes nicht übereinſtimmende 
Lokalobſervanz beſtanden hat. 

b) Handelt es ſich daher lediglich um die Pflicht zur Unterhaltung 
des Schulgebäudes als ſolchem, ſowie um die Beitragspflicht zu den 
Koſten von, ihren Grund in den Bedürfniſſen der Schulanſtalt 
habenden Erweiterungs bauten und Reparaturen, ſo greift der § 3 
des en Geſetzes Platz. 

c) Der § 8 a. a. O. iſt auch an die Stelle des Neumärkiſchen 
Provinzialrechts getreten. Allgemeines Landrecht II. 11. § 710. II. 12. 
SS 29, 34, 87. 

d) Zu den ſchulbaupflichtigen Hausvätern eines Ortes find die da- 


— ——— — — 


1) Entſcheidungen des 8 Obertribunals, Bd. 31, S. SE — 
Riette, ca Pt tas . 191. Derfelbe, Kirchenrecht, . 465. — 


v. Houwald S. 
2) SH Archiv, Bd. 41, Nr. 13, S. 49. — Kletke, Rechts⸗ 


verhältniſſe, S 
16 * 
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ſelbſt nicht wohnenden, wenngleich auf einem Grundſtücke angeſeſſenen 
Perſonen nicht zu rechnen. Allgemeines Landrecht II. 12. SS 24, 34. 

e) Beſtreiten die ſchulbaupflichtigen Perſonen ihre Baupflicht über- 
haupt, ſo iſt hinſichtlich der Feſtſetzung dieſer Verpflichtung auch für 
künftige Falle der Rechtsweg zuläſſig !). 


84. 


1864, 11. Jannar. Erkenntnis des Königl. Obertribunals in 
Sachen des Königl. Fiskus als Patrons zu Tornow gegen den Nitt- 
meiſter v. K. als Patron der Filialkirche zu Dietersdorf. 

Der Fiskus verlangte von dem Beklagten die Rückerſtattung von 
einem Drittel des Wertes der von ihm gelieferten Hauptmaterialien zu 
den in den Jahren 1855 bis 1859 auf dem Pfarrgehöfte in Tornow 
vorgenommenen, teils Neu-, teils Reparaturbauten. Der Patron des 
Filials berief ſich auf obſervanzmäßige Befreiung von den Leiſtungen. 

Das Kreisgericht zu Landsberg a. W. verurteilte am 4. Dezember 
1861 den Beklagten nach dem Klageantrage, das Appellationsgericht 
zu Frankfurt a. O. dagegen erkannte am 15. Dezember 1862 auf 
Abweiſung des Klägers, weil der Einwand obſervanzmäßiger Befreiung 
allein ſchon begründet und durchgreifend ſei; denn in den Jahren 1820 
bis 1854 habe der Fiskus als Patron der Kirche zu Tornow in 13 
ununterbrochenen Fällen den Patronatsbeitrag an Materialien ganz 
aus ſeinen Mitteln hergegeben und hierbei in der Meinung rechtlicher 
Notwendigkeit gehandelt. Die gegen das Appellationsurteil vom Fiskus 
erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde wurde am 11. Januar 1864 vom Königl. 
Obertribunal zurückgewieſen, weil ſich auch über das Beitragsverhältnis 
mehrerer beteiligten Kirchenpatrone eine gültige Obſervanz bilden könne, 
und weil dieſer Obſervanz keine provinzialrechtliche Beſtimmung ent⸗ 
gegenſtehe; denn die Provinzialgeſetze enthalten über dieſe Verteilung 
keine Beſtimmung, und die von v. Kunow angegebene Verteilung, daß 
der Patron einer Filialkirche zu den Materialien ebenſo viel beitrage 
als der Patron der Mutterkirche, beruhe auch nur auf Obſervanz ?). 


85. 

1864, 15. Inli. Erkennntnis des Königl. Obertribunals in 
Sachen des Rittergutsbeſitzers P. als Patron der Mutterkirche Wrechow 
wider den Fiskus als Patron der beiden Tochterkirchen Zachow und 
Altenkirchen über die Frage, in welchen Verhältniſſen die Patrone unter 
ſich zu der Baulaſt der gemeinſchaftlichen Pfarrgebäude beizutragen 
haben, ob, wie der Kläger beanſprucht, alle drei Kirchenpatrone eine 
gleiche Beitragsquote (je ein Drittel) zu leiſten haben, oder ob, wie 
der beklagte Fiskus einwendet, der Kläger als Patron der Mutterkirche 
noch einmal ſoviel wie der Patron jeder der beiden Tochterkirchen bei— 


1) Striethorſt, Archiv, Uo. XLVII, Nr. 9, S. 32. — Kletke, Rechts⸗ 
verhältniffe, S. 199. | 
2) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 51, S. 288--298. — 


— 


v. Houwald S. 35, 69. 
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zutragen habe, alſo ob die Beitragsquote des Beklagten zwei Drittel 
oder nur die Hälfte betrage. | 

Durch die gleichlautenden Erkenntniſſe des Kreisgerichts zu Königs— 
berg N.⸗M. und des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O. vom 
6. Januar und 22. Juni 1863 iſt der beklagte Fiskus verurteilt 
worden, dem Kläger den Geldwert der in einem Pfarrbaufalle vom 
Jahre 1862 gelieferten Materialien nicht bloß zur Hälfte, ſondern zu 
zwei Dritteln zu erſtatten, auch in Zukunft bei allen Pfarrbauten in 
Wrechow zwei Drittel der Patronatsbeiträge zu leiſten. 

Die gegen das Appellationsurteil vom beklagten Fiskus eingelegte 
Nichtigkeitsbeſchwerde wurde am 15. Juli 1864 vom Obertribunal 
zurückgewieſen, da es in der Neumark allgemeine Obſervanz ſei, daß 
die Patrone der Tochterkirchen zu Kirchen⸗ und Pfarrbauten ebenſoviel 
beizutragen haben wie der Patron der Mutterkirche !). 


86. 

1875, 15. Januar. Erkenntnis des Königl. Obertribunals in 
Sachen des Beſitzers G. des nach Grunow eingepfarrten Vorwerkes 
Lippenze gegen die nach Grunow eingepfarrten Beſitzer kontribuabler 
Hufen wegen Heranziehung zu den Koſten eines neuen Küſterhauſes 
im Dorf Grunow. 

Der Beſitzer G. war durch das Reſolut der Regierung zu Frankfurt 
a. O. vom 29. Dezember 1869 mit einem nach Verhältnis der von 
ihm zu entrichtenden Grundſteuer bemeſſenen Beitrage herangezogen 
worden und beſchritt dagegen den Rechtsweg mit dem Antrage, die 
gedachten Hufenbeſitzer für ſchuldig zu erklären, ſeine Befreiung als 
Beſitzer des Vorwerks Lippenze von allen zu den Küſtereibauten in 
Grunow zu leiſtenden Geldbeiträgen anzuerkennen. 

Durch gleichlautende Erkenntniſſe des Kreisgerichts zu Zielenzig 
vom 5. Januar 1874 und des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O. 
vom 8. Juni 1874 wurden die Beklagten nach dem Antrage des 
Klägers verurteilt. Gegen dieſes Appellationsurteil erhoben die Be⸗ 
klagten Nichtigkeitsbeſchwerde, die aber am 15. Januar 1875 vom 
Königl. Obertribunal zurückgewieſen wurde mit der Begründung: Nach 
Neumärkiſchem Provinzialrecht ſind alle Eingepfarrten, welche keine 
kontribuablen Hufen beſitzen, von allen Geldbeiträgen zu Pfarrbauten 
frei. Da zu dem Vorwerk Lippenze keine kontribuablen Hufen gehören 
und da durch das Geſetz betreffend die anderweite Regelung der Grund⸗ 
ſteuer vom 21. Mai 1861 §§ 1, 5, 11 die Beitragspflicht zu kirchlichen 
Laſten und Bauten nicht berührt worden ſei, weil dieſes Geſetz nur 
die ſtaatliche Grundſteuer regele, ſo war die Nichtigkeitsbeſchwerde 
zurückzuweiſen. Eingepfarrte, die kontribuable Hufen nicht beſitzen, 
jind auch ferner von allen Geldbeiträgen zu kirchlichen Bauten befreit ?). 


1) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 54, S. 316—329. — 
Striethorſt, Archiv, Bd. 53, S. 350. — Kletke, Kirchenrecht, S. 494 f. 

2) Entſcheidungen des Königl. Obertribunals, Bd. 74, S. 132 — 137. — 
v. Houwald, S. 45. 
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87. 

1880, 8. Januar. Entſcheidung des Reichsgerichts in Sachen 
der Kirchengemeinde D. wider Tr. und Genoſſen über die Frage: 
Unter welchen Umſtänden iſt über Beiträge zum Kirchenbau, welche 
durch eine von der aufſichtführenden Regierung exekutoriſch erklärte 
Umlage unter die Mitglieder der Kirchengemeinde verteilt ſind, der 
Rechtsweg zuläſſig? 

An der Kirche zu D. war ein Neubau des Turmes ausgeführt. 
Die Kirchengemeindeorgane beſchloſſen, die hierzu erforderlichen Hand- 
und Spanndienſte auf ſämtliche Pfarrgemeindemitglieder zu verteilen, 
und dieſer Beſchluß wurde von der Königl. Regierung zu Frankfurt a. 
O. für vollſtreckbar erklärt. Drei eingepfarrte Kläger hielten den Be⸗ 
ſchluß für ungeſetzlich, weil nach dem in D. geltenden Neumärkiſchen 
Provinzialrechte die Handdienſte von den Koſſäten, die Spanndienſte 
von den Bauern zu leiſten wären und die Kläger zu den Koſſäten und 
Bauern nicht gehörten. Sie verlangten Wiedererſtattung der bereits 
eingezogenen Beiträge. Die Kirchengemeinde behauptete die Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges auf Grund von § 31, Nr. 6 der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalordnung vom 10. September 1873 und Artikel 3 und 9 
des Geſetzes vom 25. Mai 1874 und nach § 15 des Geſetzes vom 
24. Mai 1861. 

Das Kreisgericht in Soldin erkannte auf Unzuläſſigkeit, dagegen 
das Appellationsgericht in Frankfurt a. O. auf Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges; die von den Beklagten eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde wurde 
vom Reichsgericht aus folgenden Gründen zurückgewieſen: In Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Königl. Obertribunal (Erkenntnis vom 7. November 
1877; Entſcheidungen Band 81, S. 75) ſei anzunehmen, daß die über 
die Verteilung der Kirchenbaulaſt, namentlich bezüglich der Perſonen 
der Beitragspflichtigen, beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
durch § 31 Nr. 6 der K.⸗G. und S.⸗O. von 1873 und Artikel 9 des 
Geſetzes vom 25. Mai 1874 aufgehoben ſeien. 

Die in § 81, Nr. 6 erwähnten Umlagen bezögen ſich, wie im 
Erkenntnis des Obertribunals vom 7. November 1877 mit Recht an- 
genommen ſei, auf gewiſſe neue Abgaben und Leiſtungen, welche mit 
den in § 15 des Geſetzes vom 24. Mai 1861 gemeinten nicht identiſch 
ſeien; namentlich bezögen ſich die Umlagen jenes § 31, Nr. 6 nicht 
auf die Leiſtungen zum Kirchenbau. — Sodann ſetze § 15 des Geſetzes 
vom 24. Mai 1861 voraus, daß die exekutoriſch angeordnete Einziehung 
einer Umlage in Gemäßheit geſetzlicher Beſtimmung erfolgt ſei. Ob 
dies zutreffe, ſei nicht Sache der Verwaltungsbehörde, ſondern gehöre 
zur richterlichen Kognition. 

Endlich handele $ 15 nur von beſtändigen Kirchenabgaben und 
Leiſtungen. Die vorliegende Laſt gehöre nicht zu den beſtändigen 
Laſten und Abgaben. Daher wäre die Nichtigkeitsbeſchwerde zurück— 
zuweiſen !). 


1) Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen, Bd. I, S. 140 — 143. 
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Kleine Mitteilungen 


Eine bisher unbekauute Urkunde zur Geſchichte der Mark 
Brandenburg 


Mitgeteilt von Herman v. Petersdorff 


In der im Staatsarchiv zu Stettin befindlichen Bohlanſchen 
Sammlung fand ſich die folgende, jetzt unter die allgemeinen geiſtlichen 
Urkunden des genannten Archivs eingereihte, in den Urkundenwerken, 
auch bei Krabbo, nicht enthaltene Urkunde. 


1276, Auguft 23., Stargard i. Meckl.!) 


Die Markgrafen Otto V. und Albrecht III. von Brandenburg 
ſchenken dem Marienkloſter in Dünamünde einen See Primoi und 50 
dabei liegende Hufen des Dorfes Schneidlingen, die früher Conrad 
von Snetlyng von ihnen zu Lehen gehabt hatte, mit allen Rechten 
und Nutzungen. (Beglaubigte Abſchrift aus dem Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts.) 

In nomine sancte et individue trinitatis. Humane actiones a 
memoria hominum laberentur, si non litterarum testimonio firma- 
rentur, fidele nonque testimonium habet scriptura, que intervenienti- 
bus hominibus ea que sibi commendantur non sinit aliquatenus 
interire. Hine est quod nos Otto et Albertus dei gracia marchiones 
Brandenborgenses recognoscimus et tenore presentium protesta- 
mur, quod nos monasterio sancte Marie in Dunemunde stangnum 
quoddam Primoi et quinquaginta mansos adiacentes ville Snetlynghe 
cum omni iure ac utilitate donavimus perpetuo possidendos sicut 
et dominus Conradus de Snetlynge stangnum et mansos a nobis possi- 
derat antedictos. Ut autem hec donatio per nos et suceessores nostros 
prefragabiliter observetur, presentem paginam inde conscribi fecimus 
et sigillorum nostrorum appensione roborari. Testes vero qui pre- 
dicte donationis interfuere sunt milites dominus Hinricus de Woden- 
sveghe, dominus Henricus de Heydebrek, dominus Arnoldus de 


1) Bal. me ER des Papftes Honorius vom 13. November 1 edruckt 
Riedel, dipl. Brand. I, 2 S. 305; un Cod. L Brand. 
I, S. 25, a 333 Live, Eſth⸗ u. Ruri. Urt. „Buch VI, 44, N. sch om: Urt.» 


Bud IL, 


248 Kleine Mitteilungen [248 


Geherde, dominus Conradus de Snetlynghe, dominus Guntherus 
de Reberghe, dominus Hinricus Spule, dominus Willekinus Man- 
duvel et quam plures homines fide digni. Acta sunt hec anno 
dominice incarnationis millesimo ducentesimo septuagesimo sexto 
decimo Kalendarum Septembris in Stargard. 

Auscultata fideliterque collationata est hec presens copia per 
me Jacobum Ghyse, clericum Caminensis diocesis, publicum inperiali 
auctoritate notarium; et concordat cum suo vero originali de verbo 
ad verbum, quod protestor manu mea propria. 


Die Chronik des preußischen Landratskollegiums, 
der Sabre 1656—1661 


Mitgeteilt von Dr. Guftav Sommerfeldt in Königsberg i. Pr. 


Auf wichtige von Georg Abel von Tettau während des nor- 
diſchen Kriegs in den Jahren feit 1656 tagebuchartig gemachte Auf- 
zeichnungen wurde von mir in anderm Zuſammenhang ziemlich aus⸗ 
führlich hingewieſen: Altpreußiſche Monatsſchrift 49, 1912 Seite 285 ff. 
Es erſcheint angemeſſen, diefe zunächſt für den unmittelbaren Geſchäfts⸗ 
gebrauch des vom Landtagsdirektor Wolff von Kreytzen geleiteten 
Königsberger Kollegiums der Landräte beſtimmten, und unter dem 
jedesmaligen friſchen Eindruck der Ereigniſſe entſtandenen Niederſchriften, 
jo wie ſie im Folianten 667 des Königlichen Staatsarchivs zu Königsberg 
ſich vorfinden, dem genaueren Wortlaut für die Jahre 1656/57 nach 
hier zunächſt zur Kenntnis zu bringen. 

Georg Abel von Tettau iſt am 5. Oktober 1618 als Sohn des 
Landhofmeiſters Johann Eberhard von Tettau geboren, und wurde 
1650 zum Amtshauptmann in Ragnit ernannt, nachdem er ſeit 25. April 
1645 in erſter Ehe verheiratet war mit Katharina Barbara von 
Lehndorff, Tochter des Johann von Lehndorff, Amtshauptmanns zu 
Pr.⸗Eylau. In der Eigenſchaft eines Landrats und Mitgliedes der 
Landesdirektion, welche letztere Stellung er ſeit 1654 bekleidete, bezog 
er ein Gehalt von 44 Thalern 40 Groſchen. Am 12. Januar 1657 
wurde er aus Ragnit als Landvogt nach Fiſchhauſen verſetzt, am 
14. Januar 1666 von da nach Schaaken; 1667 bis 1675 war er 
Amtshauptmann zu Brandenburg, als Nachfolger des 1667 verſtorbenen 
Jonas Kaſimir Freiherrn zu Eulenburg, und am 25. November 1677 
iſt Tettau zu Königsberg als Obermarſchall des Herzogtums Preußen 
geſtorben 1).. Seine im Folianten 667 hier und da verſtreuten, und 


1) Erleutertes Preußen I, S. 110 und W. J. A. v. Tettau, Urkundliche 
Geſchichte der von Tettauſchen Familie. Berlin 1878, S. 260—267. Auf die 
unwandelbare Treue, mit der G. A. von Tettau dem Kurfürſten anhing, und 
ibn mit öfteren Nachrichten über die Stimmung der einheimiſchen Bevölkerung 
verſorgte, weiſt auch K. Breyſig hin in: Urkunden und Aktenſtücke zur Ges 
ſchichte des Kurfürſten Friedrich Wilhelm, Bd. XV, S. 478, Anm. 1. 
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zwiſchen die „Landtagsbedenken“ eingefchalteten Eintragungen!) find 
unter dem unmittelbaren Drang der Ereigniſſe entſtanden, und geben 
den mächtigen Eindruck wieder, den ſpeziell das mannhafte Auftreten 
des damals längere Zeit in Königsberg ſich aufhaltenden Kurfürſten auf 
die Beamtenſchaft des Kollegiums gemacht hat. Im Jahre 1656 ge- 
hörte Tettau zu denjenigen Landräten, die ſich, ohne dazu ermächtigt 
zu ſein, wohl mit Rückſicht auf die kriegeriſchen Zeitläufte, längere 
Zeit von dem Sitz ihrer Amtshauptmannsſchaft fernhielten. Es erging 
daher am 10. November 1656 an Tettau der Befehl, ſich, wenn er 
die Ungnade des Kurfürſten vermeiden wolle, ungeſäumt nach Ragnit 
zurückzubegeben ). 

„Den 28. Martii 1656. Uff hievor beſchehenes Anſuchen haben 
die vom Herrenſtande und Landrhäte uffs neue die Herren Oberrhäte 
angetreten und gebeten, das Friedensproject, ſo hievor, da der Schwediſche 
Reichscantzler“) alhie zur Stelle geweſen, auch die Tractaten volent- 
zogen, und einer erbahren Landtſchafft nachrichtlich eines und das andere 
vorgeleſen, folgendts darauf durch den Secretarium Kalauen *) das 
Friedensbedencken im nahmen einer erbahren Landtſchafft abgefaſſet 
worden, numehro ſambt dem Instrumento paeis zu meniglicher Wiſſen⸗ 
ſchafft ausgegeben, und alſo die Consilia in jetzt ſtehendem Landtage 
deſto mehr gefodert und deſto feſter ſtabiliret werden, auch nicht allein 
quoad publicum, sed etiam quoad privatum statum formandum 
firmatum, worauf man ſein Weſen einrichten könne, wie billich und 
nötigk, vor ſich haben möge, welches, nachdem die Herren Oberrhäte 
ſich entſchuldiget, daß ſolch Project bey ihnen nicht obhanden, auch das 
Instrumentum pacis bis hiehero ihnen nicht eröfnet, ſondern nur obiter 
vorgeleſen worden, ſie Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit zu hinter⸗ 
bringen an ſich genommen, bevorab da ſie auch nachgehendts von der 
Ritterſchafft und Adel durch einen Außſchus ihres Mittels gleichergeſtalt 
des wegen belanget und angehalten worden. 


Den 30. Martii hat uff wiederhohletes Anhalten dherer vom 
Herren ſtande und Landrhäte Herr Oberburggraff Albrecht von Kalnein 
im Nahmen der ſämptlichen Herren Oberrhäte entdecket, daß Seine 
Churfürſtliche Durchlauchtigkeit einen Extract des Instrumenti pacis 
den Ständen ausgeben zu laſſen nicht abgeneiget, die Publication aber 
ſolches Iustrumenti aus gewiſſem Reſpect und ex conventione, jo mit 
Königlicher Mayeſtät in Schweden getroffen, noch zur Zeit nicht aus⸗ 
geben könten, ſondern durch dhero Reſidenten zuvor Anregung zu thun 
gehalten, ſolches auch ehſtes ins Werck richten wolten. 

Den 31. Martii haben Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit einen 


1) Blatt 39 ff., faft ausnahmslos eigenhändig. Die ſpäteren Lagen des 
ſehr umfangreichen Bandes find übrigens ohne Seiten- oder Blattzählung ge- 


blieben. | 
2) Königliches Staatsarchiv zu Königsberg, Konzeptenarchiv Nr. 1060. 

3) Oxenſtjerna. éi 

4) Fabian Kalau, Oberſekretär der Oberratsſtube; vgl. Mitteilungen der 
Masovia 14, S. 30, 43, 48 ff. 
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Außſchus von allen Ständen zu erfodern, und fold) Instrumentum 
ihnen vorleſen zu laffen fih erflehret, fo aber nadblieben. 

Den 1. Aprilis ſeindt die ſämptliche Stände zu den Herren Ober- 
rhäten gegangen und gebeten, weil uber alles Verhoffen theils Dienſt⸗ 
flüchtige und die in den Städten Königspergk geworbene Soldaten 
zur Schwediſchen Armee abgeſchicket werden ſollen, auch bereits im 
Marche begriffen, dabenebenſt den kleinen Städten gewieße Stückpferde 
und Manſchafft zu lieferen ufferleget, damit ſolches, als den Pactis 
und der allgemeinen Sicherheit zuwiederlauffend, abgeſtellet, und alles 
in ſeiner Obſervantz beybehalten bleiben möge, iſt Ihrer Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit der Churfürſtin den 2. Aprilis ein Präſent von 
20,000 Reichsthaler, uff Michaelis jetzlauffenden Jahres abzutragen, 
von einer erbahren Landſchafft verſprochen, und die darüber abgefaſte 
Obligation in einem güldenen Käſtlein, 500 Ducaten wiegend, durch 
einen Außſchus der gantzen Landſchafft übergeben, und durch Herrn 
Haubtman zu Raſtenburgk, Herrn Hans Ditrich von Tettau und Herrn 
Chriſtoff Rödern, aus dem Mittel der Herren Landrhäte uberantwortet, 
auch von höchſtgedachter Churfürſtlicher Durchlauchtigkeit mit beſondern 
Gnaden uffs und angenommen worden. 

Den 5. Aprilis uff abermahl beſchehenes Anhalten der ſämptlichen 
Stände, damit die Dienſtflüchtige nicht abgeführet die Städte Königs⸗ 
pergk ihrer geworbenen Völcker nicht entnommen, auch die kleinen Städte 
mit der anbefohlenen Manſchafft und Stückpferden nicht beläſtiget werden 
mögen, zu endlicher Nachricht erhalten, daß Seine Churfürſtliche Durd= 
lauchtigkeit dieſes Mahl unumbgänglich 200 Dienſtflüchtige abſchicken 
müſte, ſelbige aber meiſtentheils von der Freyen Söhnen genommen 
werden ſolten, den Städten Königspergk!) auch ihre Soldaten, jo be- 
weibet, und nicht freywillig mitziehen wolten, nicht weggenommen, 
und den kleinen Städten vor dieſesmahl nur die Manſchafft, — vor 
welche ſie nuhmehro nicht, wie hievor angedeutet, hafften dürfften —, 
uffgeleget ſein ſolte, die Stückpferde auch ſie anderweit wieder bey⸗ 
zuſchaffen, wenn gleich eines oder das andere umbfallen würde, nicht 

ehalten, und dieſes alles ihnen zu keinem Nachtheil oder ſchädlichen 
Volge weder vorjetzo, noch ins künfftige angerechnet und zugeleget 
werden ſolte. 

Den 8. Aprilis haben die von der Ritterſchafft aus dem Ober- 
lande bey den Herren Landrhäten ſich angegeben und vorgeſchützet, daß 
ſie theils aus alter Gewohnheit, theils aus Dürfftigkeit zu dhem von 
Einer erbahren Landſchafft gewilligten Präſent, ſo Ihrer Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit, der Churfürſtin, von 20 000 Reichsthaler uff negſt⸗ 
kommenden Michaelis abgetragen, und die darüber gegebene Obligation 
wieder eingelöſet werden ſoll, ſich nicht mit mehrem, als mit der Helffte, 
nemblich 7 Grofden von jeder Hube, verſtehen könten, bevorab fie 
auch dazu nicht inſtruiret wehren, worauff ihnen geantwortet, daß man 
ihnen keine Gewohnheit, woraus ſie allem Anſehen nach ein Jus 
quaesitum ſich einbilden möchten, geſtändigk ſein könte, ſondern daß 


1) Vorlage hier Königsbergk, ſonſt meiſt Königspergk. 
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fie bishero in algemeinen Willigungen weniger als die andern beiden 
Kreiſe gegeben, ea ratione beſchehen wehre, weil das Oberland wegen 
vorigen Krieges fih weniger als die andern Creiſe erhohlet, voxjetzo 
aber, da der Natangiſche Creyß durch den jüngſt ergangenen Schwediſchen 
March und dabey erfolgter Stationslieferung mit gleicher, wo nicht 
mit mehrer, Ruin beleget, und nichts deſto weniger annnoch bies 
4 Gulden monatlich zu Verpflegung der Churbrandenburgiſchen Armée 
dargibet, das Oberland aber nur ufs höchſte 2 Gulden von jeder Hube 
zu ſolchem Behuff abträget, jetzo ſeine Dürfftigkeit vor den andern 
Kreiſen mit Fug nicht allegiren, und zum Behülff anführen könte, 
ſondern eine Gleichheit darinnen gehalten werden müſte, in mehrer 
Anmerkung, das Quantum der beſagten 20,000 Reichsthaler bewilligter⸗ 
maßen nuhmehro unumbgänglich erhoben werden wolte, die von der 
Ritterſchafft auch dem Oberlande bey ausgefertigter Obligation und be⸗ 
ſchehener Ubergab derſelben zwar hinc inde discursweiſe etwaß erwehnet, 
aber endlich ſtilſchweigendt beruhet, und auch damahls beyleuffig in 
gehaltener Conferentz vom Residuo allerdings, ſo aus ſolchen 15 Groſchen 
von jeder Hube herkommen würde, und wohin dasſelbe dem Lande zum 
beſten angeleget werden ſolte, bald eine, bald eine andere Nothwendig⸗ 
keit zugleich mitangeführet, dahero nicht abzuſehen, wie die aus dem 
Oberlande hievon einige Exemption nehmen, weniger eine erſtandene 
Volge ſich anmaßen wolten oder könten, in ſonder Betrachtung, daß, 
wenn discrepanter gegeben werden ſolte, — wiewol davon jetzo zu 
reden nicht mehr res integra iſt —, die Obligation nicht liberiret, 
weniger uff den Überſchuß zu Abtragung anderer Erhebligkeit einige 
Rechnung würde gemacht werden können. Das Residuum uber dieſe 
20,000 Reichsthaler auß der Hubenzahl und auß dem Vermügen be⸗ 
willigtermaßen herkommend, iſt von den Ständen beredet, daß es Herrn 
Haubtman zu Brandenburgk, jetziegem Direktori des Collegii der Land⸗ 
rhäte, Herrn Wolff von Kreitzen 1), dann Herrn Höverbecken?) und 
Herrn Carl Fridrih von Olſchnitzen 8), fo bey Erhaltung der koniglichen 
Confirmation zu Warſau anno 1649 ihnen fitem interponiret, zu 
ihrer Befriedigung und Erſtattung deſſen, ſo ſie damahls vorgeſchoſſen, 
cum Intereſſe, wie bilih, zugewendet werden foll. 
Friedenßbedencken“), ſo im nahmen einer erbahren Landſchafft da 
ſie meiſtentheils ſich und des Ihrige in Königspergk gefliehet, innerlich 
mit Churbrandenburgiſcher Beſatzung, cuius vestigia adhuc tenent, 
beleget, eußerlich mit Schwediſcher Macht umbgeben, und das gantze 
Oberlandt und Natangen durchzogen, in Contribution geſetzet geweſen, 
und folgendts zu Schwediſcher Tevotion in allen Stücken geöffnet ſich 
befunden, auch Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Ambtheuſer 
occupiret worden, und all unſer Weſen depertitae salutis geſchienen, 


1) Wolff von Kreytzen, der Direktor des Landratskollegiums und des 
Landtags. | Sun 

2) Johann von Hoverbeck, der kurfürſtliche Bevollmächtigte und jetzt immer 
mehr hervortretende Diplomat. 

3) Hinter durchſtrichenem Schlubuth. 

4) Zum Teil ergänzt aus Blatt 8b des Folianten. 
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uff das damahls von dem Herrn Schwediſchen Reichscantzler Ochſenſtern 
vorgelegte Project durch den Secretarium Kalau abgefaſſet worden 1). — 
Zuvor aber ift gegen die Herren Oberrhäte, auch durch fie gegen Seine 
Churfürſtliche Durchlauchtigkeit, gar bewegliche Anregung gethan, warumb 
die Friedenstracktaten einig und allein durch Seiner Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit frembde Rhäthe geführet und geſchloſſen, und Niemand, 
weder von den Herren Oberrhäten, noch von anderweit Landesbedienten 
im geringſten adhibiret worden. Worauff Seine Churfürſtliche Durch⸗ 
lauchtigkeit eröffnet, daß ſolches in keiner andern Intention, und keiner 
andern Urſach halber beſchehen, als weil Seine Churfürſtliche Durch⸗ 
lauchtigkeit den Anfang der Tractaten durch dhero geheimbte Rhätte 
in Pomeren bereits machen laſſen, nnd alfo diefelbe nicht füglicher und 
völliger auch, als durch ſie, gefodert und ausgeführet werden mögen. 
Absentes fuere dominus patruelis meus?), ego et dominus Christo- 
phorus Röder“). 

Diefe Zeit hindurch [Anfang Mai 1656] * ein Moscovitiſcher, 
wie auch ein Tartariſcher Geſandter an Seine Churfürſtliche Durch⸗ 
lauchtigkeit zu Beſicherung beſtendiger Freundtſchafft abgeferttiget, zu 
Königspergk angelanget, ſolenne Audience gehabet und allem Anſehen 
nach begnüglich dimittiret worden, wiewol mehr dilatoria als cathegorica 
resolutione, indhem fie beiderſeits missionem conjunctionis cum armis 
Suecicis urgiret '). Das der Tartariſche Geſandte aber nur ſuboriret 
geweſen, wiewol auch fein mangelhaftes Creditiv alſoforth Zweiffel 
erreget, iſt nachgehendts erkündiget worden. Geſtalt dan auch ein 
Reußiſcher Pfaff, Pater Daniel genant £), ſich alhie eingefunden, und 
als Geſandter des Zaporoviſchen Heeres ſich ausgegeben, auch in der 
Stadt defrayiret, auch gröſten Theils hiedurch mit Seiner Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit Leibkuttſcher zu Schlos gefüret, und zur Taffel ge⸗ 
holet worden. 

Den 22. Maji ſeindt die Stände dimittiret mit der Beding, nach 
dem Oſterfeſt alſoforth ſich wieder zu Königspergk einzufinden, in 
größerer Anzahl zu erſcheinen und alsdan eines Landtagesſchluſſes ge⸗ 
wertigk zu ſein. Bey welcher Dimiſſion die Landtſtände bey Churfürſt⸗ 
licher Durchlauchtigkeit mündliche Audience in dhero Cammer gehabet, 
durch den Herrn Directorem, Herrn Haubtman zu Brandenburgk, ihr 


1) Das „Bedenken“, undatiert, aber in den April 1656 gehörig, folgt 
Blatt 58— 65. 

2) Johann v. Lehndorff, Amtshauptmann zu Pr. Eylau, wird ge⸗ 
meint fein. 

3) Das weiterhin folgende iſt zunächſt beigefügt dem „Bedenken“ vom 
5. Mai 1656, das die ſämtlichen Stände auf die kurfürſtliche Propoſition vom 
22. März 1656 vorbrachten. 

4) Bal. Mitteilungen der Masovia 14, S. 16—17. 

5) Die Worte „wiewol — urgiret“ ſtehen am Rande, und ſind von anderer 
Hand, vermutlich eines der kurfürſtlichen Sekretäre, gegeben, vielleicht Sand oder 
Hempel. Anderes über die Landtage von 1656 und 1657 findet ſich auch vor 
im Etatsminiſterium 87e. 

6) Pater Daniel, „Abt von Athen“, kam auch zum Schwedenkönig Karl X.; 
val. Graf A. Schlippenbach, ur Geſchichte der Hohenzolleriſchen Souverä⸗ 
nität in Preußen, Bd. I, Berlin 1906, S. 108 jf. 
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und des Landes gegenwertige und bevorſtehende Noth beweglich vor- 
getragen, und folgende Schrifft, damit ſolches den Landtagesactis bey⸗ 
behalten ſein möge, Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit perſöhnlich 
uberreichet, welche auch darauf gar gnädigſt ſelbſt geantwortet, daß ſie 
bey Tag und Nacht kein Ruhe hätten, auch in Dhero Actionen kein 
ander Abſehen führeten, als dieſe Lande in beſtendige Ruhe zu ſetzen, 
conteſtirend, daß ſie den ſämptlichen Ständen, nachdhem ſie ſich bishero 
in allem ſo wilfärigk und unterthänigſt erwieſen, mit beharlichen Gnaden 
beygethan wehren und verbleiben wolten, gnädigſt geſinnend, daß ſie 
uff den 13. Junii zu Erlangung eines gnädigen Landtagſchluſſes alhie 
unfeelbar ſich geſtellen möchten. 

Den 21. Junii haben die anweſende Stände, nachdhem fie bereits 
den 13. Junii ſich gehorſambſt eingefunden, ingeſambt bey den Herren 
Ober⸗ und Regiementsrhäten ſich angegeben und gebeten, weil ſie in 
ſo geringer Anzahl jetzo zugegen, in bevorab kaum 8 oder 4 auß dem 
Mittel der Herren Landrhäte, fo nicht in Kriegesdienſten oder Accis⸗ 
verwaltungen und anderweit ufgetragenen Verrichtungen begriffen, 
oder mit Leibesunpäfſligkeit behafftet fein, ubrigk fih befunden 1), am 
allermeiſten bey beharlich vorgehender Exekution (welche die Offictrer 
nach Belieben und ohne Urſach offters ſich anmaßen), ein Jeder Landt⸗ 
man ſeinem Hausweſen beyzuwohnen genothdrenget, dabenebenſt Seine 
Churfürſtliche Durchlauchtigkeit mit ſo vielen Erheblichkeiten beläſtiget, 
das ſie das geeignete Bedencken durchzugehen, und den Landtagesſchlus 
darüber den Ständen zu ertheilen, wie vor alſo nach, behindert ſich 
finden. Damit aus ſolchen und andern wichtigen Urſachen die ſämpt⸗ 
liche Stände uff eine andere füglichere Zeit beſcheiden, dieſes mahl 
erlaſſen, die von der Ritterſchafft und Adel aber zu ihrer Wiederkunfft 
mit gebührender Landtageszehrung verſehen, die Straßen von dhenen 
täglichen vorfallenden Gewaltthätigkeiten gereiniget und geſichert, indeſſen 
mit Annehmung folgender Schrifft die Stände jetzo dimittiret werden 
möchten. Worauff durch den Herrn Oberburggraff eröffnet, das die 
Herren Oberrhäte in die geſuchte Dimiſſion nicht willigen könten, ſondern 
die anweſenden bis zu Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Wieder⸗ 
kunfft ſich alhier uffhalten, die abweſende Deputirte auch anhero ver⸗ 
ſchrieben werden ſolten, indeſſen und alſoforth die Herren Oberräthe 
ſolch Anſuchen Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit berichtlich und 
in übergebener Schrifft zu hinterbringen, und weil es communis causa. 
alle Sorgfeltigkeit darinnen und anderweit höchſten Vermügens an- 
zulegen verſprochen. 

Den 1. Julii ift Warſau?) wieder von Polniſcher Seiten durch 
einen Accord eingenommen, und der darinnen commandirende General 
Wittenberg nach Caminiec Podolsky abgefüret worden, woſelbſt er auch 
anno 1658 Todes verfaren BL 


— —)————— — 


1) Korr.: befinden. 

2) Die Stadt Warſchau. 

3) Die Worte „mofelbft — verfaren“ find in blaſſerer Tinte ſpäter nach⸗ 
getragen. Das Ausführlichere über die Gefangennahme und den Tod Witten- 
bergs erzählt S. von Pufendorf. 
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Den 8. Julii ift eine erbahre Landtſchafft, wiewol zu felbiger 
Zeit niemandt als ich!) von den Landrhäten zu Königsbergk geweſen, 
nachdhem ſie umb gnädigſte Dimiſſion und Ertheilung eines gnädigſten 
Landtagabſchiedes, ſambt der geſuchten Aſſecuration, abermahls unter- 
thänigite Anregung gethan, erlaſſen, und zwar dergeſtalt, daß fie bey 
jetzo ſo vielen Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit beykommenden 
Verrichtungen des Landtagesſchluſſes nicht habhafft werden könne, ſondern 
deſſen in Ambtern eheſtes gewertig ſein ſolte, und dieſelbe Ihro be⸗ 
harlicher Gnade allewege beſichert fih halten ſolte ). 

Den 13. Julii ift Herr Somnitz?), Pomeriſcher Cantzler und 
Brandenburgiſcher geheimbter Rhat, auch Herr Höverbeck, gleichfals 
Churbrandenburgiſcher geheimbter Rhat, nacher Pomeren und Marckt 
Brandenburg, Ihrer daſelbſt habenden Function nachzuſetzen, von hier 
abgereiſet. Dobroginsky“), bisher geweſener Reſident bey ihrer Majeſtät 
in Schweden, zu Keyſerlicher Mayeſtät verſchicket worden.“ 

(Es folgen verſchiedene, die Akziſeverteilung betreffende Rubriken, 
deren erſte beginnt): „Conſignation deſſen, ſo vom 20. Januar 1656 
an zur Sommer- und Winterverpflegung aus dem gantzen Hertzogthumb 
Preußen und dem Biſchoffthumb Ermlandt, ungeachtet die Branden- 
burgiſche Armée den 10. Julii und zuvor zum Theil an die Grentze 
und uber die Grentze gegangen, und nur wenige Regiementer in 
Quartieren und uff den Frontieren verblieben, an baarem Gelde ge- 
fallen, den Schaden und alle Thätigkeiten — ſo weit höher als die 
ordinar Contribution und Stationsuflage ſich belauffen, — ſowol von 
Schwediſchen als Churbrandenburgiſchen Völckern ungerechnet. Nach⸗ 
dhem vom 1. Februario endlich die Rechnung zu machen verordnet, iſt 
bies den 1. Junii aus dem Hertzogthumb und Biſchoffthumb an weiter 
Verpflegung verordnet und gefallen, vom 1. Junii zur Sommer: 
verpflegungk bies den 1. Septembris etc.“ 

„Ob zwar in verwichenen 1655. Jahres gehaltener Convocation 
von den ſämptlichen Ständen die Accisordnung durch gewiſſe Deputirte 
abgefaſſet, alle dabey vorgehende Mängel, Misbreuche und Unterſchleiffe 
beſchnitten, verpönet, auch alle Koſten, ſo uff die Bedienten gehörig, 
uffs genauſte uberſchlagen und eingerichtet, dabenebenſt zu richtiger 
Berechnung derſelben gewiſſe Ober⸗Creißcaſtenherren benennet, ſo iſt 
doch ſolches von Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit in andere Ber- 
faſſung geſetzet, ſolcher geſtalt, daß die General- und Specialrechnung, 
auch Direction, der Acciſe, Herrn Johann Ernſt von Wallenrodt, 
churfürſtlich Brandenburgiſch-Preußiſchen geheimbtem, auch Landrhat 
und Haubtman zu Tapiau), ſambt dem Generalkriegscommiſſariat 
allein uffgetragen, und zu ſolchem Behuff zwey Adſeſſoren oder Accis⸗ 
rhäte, — welche die Rechnungen der Einnahm und Ausgabe führen 


1) D. i. Tettau; die obigen Worte ſind am Rande nachgetragen. 

2) Von der Hand des Landrats durchkorrigiert, ſtatt „möchte“. 

3) Kurfürſtlicher Diplomat, gleich von Hoverbeck. 

4) Statt v. Dobrezenski; aus dem Lager des Schwedenkönigs Karl X. 
nach Wien als ſtändiger Geſandter beim Kaiſer. 

5) Vgl. Mitteilungen der Masovia 13, S. 7 ff.; 15, S. 162 und 176 ff. 
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und ihm zur Handt gehen folen, — als Secretarium Kittelman!) 
und Kalliſch, zugeordnet, dem Generalkriegscommiſſariat aber als Krieges⸗ 
ſecretarium Chriſtoff Ruëppner, Cammerverwandter, und andere unter⸗ 
ſchiedliche Kriegescommiſſarii in den Creyſen und in allen Ambtern 
ſambt vielen Commiſſariatſchreibern und Bedienten beſtellet; die andere 
Accisbediente gröſten Theils verendert, und zwar der Adel insgeſambt 
abgedancket und erlaſſen, an ſtadt der Greiß: und Obercaſtenherren in 
jedem Creiſe ein Oberinſpector der Accis, und einem jeden Oberinſpectori 
ein Inſtigator zugeordnet worden: uff Samblandt iſt Herr Georg 
Friderich von Polentz, Churfürſtlich Brandenburgiſch-Preußiſcher Landt⸗ 
rhat und Haubtmann zu Barten; uff Natangen Herr Fabian Wilhelm 
von Königseck, und im Oberlande Herr Chriſtoph Röder, Churfürſtlich 
Brandenburgiſch-Preußiſcher Landrhat, und im Biſchoffthumb Ermlandt 
Herr Sebaſtian von Waldau zu ſolcher Oberinſpection mit gewiſſer 
hiernach folgender Inſtruction beſtellet, und einem Jeden unter ihnen 
ein Inſtigator zugegeben worden.“ 

(Die nach Königsberg gepflüchteten Polen und deren Güter be⸗ 
treffend, iſt) „von Koniglicher Mayeſtät in Schweden ſeiten der Schwediſche 
Reſident Herr Wolfsbeck?), wegen Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtig⸗ 
keit Herr Fabian Graff und Burgrab zu Dhona als Commiſſarius 
hiezu verordnet.“ 

„Anno 1656, den 28.—30. Julii iſt das Treffen zwiſchen König⸗ 
licher Mayeſtät zu Pohlen einer ſeiten, ſambt der Tartariſchen Hülffe, 
dan zwiſchen Königlicher Mayeſtät zu Schweden und Churfürſtlicher 
Durchlauchtigkeit zu Brandenburg andern Theils bey Warſau gehalten, 
die Polniſche Partie geflüchtet, und Warſau wieder occupiret, aber von 
Schwediſchen ſeiten endlich bies uff wenige Heuſer raſiret worden. 

Den ...) Septembris abermahl ein!) Moscowitiſcher Ge- 
ſandter anherokommen, qui supra fas et decorum multa sibi 
arrogavit, credentiarias suas suae serenissimae celsitudini, in elec- 
torali solio locatae, nescio quo fastu stans offerre recusavit’), 
abituriens autem sese mitiorem praebuit.” 

„Alle und jede in den Ambtern gefallene Verpflegungsgelder ſeindt 
krafft abſonderlich ergangenem Befeel dem Herrn Generalkriegs⸗ 
commiſſario “) zu feiner Diſtribution einzuliefern anderweit verordnet, 
und alle vorige Aſſignationen uffgehoben.“ 


1) Über Lazarus Kittelmann: Mitteilungen der Masovia 14, S. 11. 

2) Von der Hand Tettaus überſchrieben. — Es ſtand urfprünglih „Klop⸗ 
man”. Aus Bartholomäus Wolfsbergs Berichten an den König Karl A. findet ſich 
einiges für diefe Zeit gedruckt vor in den Mitteilungen der Masovia 14, S. 36 ff. 

Ein Schreiben Tettau d. d. Ragnit, 6. Auguft 1656 an die Oberräte zu Königs- 
berg mean eines ruſſiſchen Kuriers Sobolewski, ſiehe ebenda 14, S. 22—23. 
3) In der Vorlage offen gelaſſen. 

D Bogdanov; vgl. Mitteilungen der Masovia 14, S. 31 u. 35 ff. Die 

Verabſchiedung Bogdanoos aus Königsberg erfolgte am 23. Ceptember 1656. 

„stans offere recusavit“ von Hand Tettaus nachträglich überſchrieben. 
Urfprünglic ftand: solio locatae offerens, sed abituriens sese mitiorem 
praebui 

6) von Wallenrodt, fiehe oben. 
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„Uff den 9. Octobris ſeindt die Landrhäte durch die Herren 
Oberrhäte nach Königsberg verſchrieben, den 11. Octobris haben die 
wenige Anweſende ſich angegeben, ihnen gehorſamb die Erſcheinung ge— 
bührend conteſtiret, und die Urſach ihres Erforderns erkündiget, worauff 
die Herren Oberrhäte im nahmen Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtig⸗ 
keit ſolche ihre Anherokunfft und ſchuldige Bezeugung gerühmet, und 
eröffnet, daß Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit den Herren Land⸗ 
rhäten eines und das andere vorzutragen entſchloſſen, ſolches auch 
bereits in gewiſſe Puncta gerichtet, vorjetzo aber wegen allerhand 
ander weit beykommenden Angelegenheiten ſolche Propoſition annod) 
nicht geſchehen laſſen könte, ſondern man ſich bis zu völliger Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit habenden Gelegenheit gedulden ſolte, 
indeſſen die Anzahl der Herren Landrhäte ſich auch verſtärcken würde. 
Nachdhem aber zu ſolcher Propoſition eine Zeit nach der andern ver— 
ſchoben, und die algemeine Landesnoth Seiner churfürſtlichen Durch— 
lauchtigkeit abermahl vorzutragen hocherheblich befunden, ja ein jedes 
Moment des Schweigens einen unwiederbringlichen Verluſt angedrauet, 
bevorab durch die Szameiter bereits in den Littauſchen Ambtern aller⸗ 
hand Feindſeligkeiten verubet worden, die Tartaren auch anderwerts 
cum valitissimo agmine rerumque bellicarum omnium apparatu con- 
spicuo bey Oletzko, Lyck etc. im Anzuge begriffen, und alfo dies Hertzog— 
thumb allenthalben dem Untergang unterworffen befunden, haben die 
Herren Landrhäte, ehe und wan Seine churfürſtliche Durchlauchtigkeit 
die Propoſition an ſie gelangen zu laſſen gemeinet, umb Audience bey 
deroſelben durch die Herren Ober- und Regiementsrhäte angehalten, ſo 
ihnen auch tilatorie verſprochen, aber nicht verſtattet werden können, 
dannenhero fie ihrer Schuldigkeit zu fein erachtet, des Landes bôdit- 
trüngender Noth in eigentlicher Bewantnüß der Sachen ſchrifftlich ab- 
zufaſſen, und dieſelbe in unterthänigſter Dhemut klagend und flehend 
vorzuſtellen, und zu wirklicher Überreichung derſelben abermahlige 
Audience zu ſuchen. — Weil aber Seine Churfürftlide Durchlauchtigkeit, 
wie vor alſo auch nach ſich dazu behindert befunden, bevorab des Herrn 
Graffen von Sluppenbachs !) Anbringen und Negociren expediret ſein 
wollen, indeſſen die traurige Zeitung erſchollen, daß von den Pohlen 
und Tartaren unter dem Commando des Herrn Grosſchatzmeiſters 
Goönchefsky?) die bei Lyck unter dem Commando des Herrn General: 
lieutenante und Graffen zu Waldeck?) beſtandene Churbrandenburgiſche 
Armee geflüchtet, und das Ambt Lyd, Oletzko, Angerburg etc. mit 
Brennen und Plündern, auch mit dienſtbarem Wegführen der Leute, 
ufs jämmerlichſte und grauſambſte verheeret, haben die Herren Lanb- 
rhäte, damit ſie ihr Gewiſſen bey Gott und der Nachwelt befreyet 
machen mögen, die Herren Oberrhäte unableslich angefallen, und ſie 


J) Vgl. die Publikation des Grafen A. von Schlippenbach über die 
wichtigſten Aktionen dieſes feines Vorfahren, und Mitteilungen der Masovia 
14, S. 40 ff. 

2) von Gonſewski. 

3) Graf Georg Friedrich von Waldeck, der Reorganiſator der kurbranden⸗ 
burgiſchen Armee. 
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dahin endlich bewogen, daß fie die uffaeridtete hienächſt folgende Schrifft 

‚Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit perſöhnlich uberbracht, und 

Communicationem ihres Ohrtes in höchſtmügender Embſigkeit zu 

forden, auch ſelbſt Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit ufs be- 

weglichſte vorzuſtellen verſprochen. Da dan der Herr Cantzler in War⸗ 

heit ſeine gegen das Vaterland führende Vorſorge ſowol bey Seiner 

Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit als bey Dhero geheimbten Rhäten und 

Miniſtris gar treulich vermerden laffen, und benebenſt dem Herrn 

Oberburggraffen bey Ihrer Wiederkunfft Seiner Churfürſtlichen Durch— 

lauchtigkeit landesvätterlichen Eyffer zu Wiederbringung des lieben 

Friedens sancte conteſtiret, und den Herren Landrhäten zu ihrer und 
derer ſämptlichen alhie von den Ständen Anweſenden Audience neue 

Hoffnung ertheilet. Inzwiſchen die Herren Landrhäte, damit ſie ihres 

Theils alle g ſo an Sorgfalt und Wachſamkeit von ihnen er⸗ 
fodert werden könte, gebührend beobachten und kein Augenblick daran 
verabſäumen möchten, nachgehende Schrifft uff zuvor erhaltene Audience 
bey Ihrer Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit, meiner gnädigen Frauen, 
durch einen Außſchus von allen Ständen, — indhem der meiſte Adel 
leider naher Königsberg geflohen —, den 16. Octobris in Dhero 
Gemadh uberreichet !), und dabey allerhuldtreichen landesmütterlichen 
Interceſſion und Forderungk gnädigſt verſichert worden, daß es in 
Warheit zu unſterblichem Ruhm bies uff die Nachfarn allewege bey- 
behalten ſein muß!). Woruff folgendts den 18. Octobris Seine 
Churfürſtliche Durchlauchtigkeit, mein gnädigſter Herr, in dhem Gemach, 
und in Anweſenheit Dhero Oberhofmeiſters Herrn Schwerinen.?), der 
anweſenden Landtſchafft gleichmeßige gnädige Audience verſtattet >), 
auch dabey mit Annehmung anderweit ufgerichteter unterthänigſter 
Bitſchrift Dhero landesfürſtliche Neigung zu Wiederuffrichtung des ver— 
lohrnen Friedens gar feyerlich bezeuget, alle Mügligkeit verheißen, und 
bey vorfallender Begebenheit mit den Landrhäten zu communiciren, 
gnädigſt ſich veranlaſſet. Den 19. Octobris ſeindt uff abermahliges 
Anregen die Herren Landrhäte bey den Herren Oberrhäten geweſen, 
berichtet, daß, wen Seine churfürſtliche Durchlauchtigkeit ihnen alhie 
vorjetzo nichts zu proponiren hetten, ſie, und inſonderheit die Haubt⸗ 
leute, zu Beobachtung deſſen, ſo ihre Schuldigkeit in den Ambtern 
erfodert, nicht ein geringes alhie verabſäumeten, bittend, damit ſie bey 
ſo geſtalten Sachen nicht vergeblich alhie uffgehalten ſein möchten. 
Worauff ihre Timiſſion erfolget, dergeſtalt daß bey anderweit einfallender 
Nothwendigkeit Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit die Landrhäte 
wieder anhero zu betagen entſchloſſen. Sobaldt aber das obſtehende 


— 


1) Am Rande nachgetragen: „Capitaneus Rastenburgensis verba fecit. — 
Ex coneilio terrestri praesentes fuere Capitaneus Rastenburgensis, capi- 
taneus Ragnetensis, capitaneus Bartensis et capitaneus Marienwerdensis“. 

2) Otto von Schwerin, der ſpätere Oberpräſident, Staatsminiſter des Kur⸗ 
fürſten Friedrich Wilhelm. i | : 

3) Am Rande nachgetragen: , Wolfgangius a Kreitz, capitaneus Bran- 
denburgensis verba feeit“. 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 17 
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Treffen bey Lyda !), worinnen der Fürſt Radzivil gefangen worden, 
vorgegangen, hat Herr Goönſchefsky ?) zur Friedenshandlung 2 Cavalliers 
anhero abgefertiget, auch nachgehendts Seine furftlide Durchlauchtigkeit 
der Ermländiſche Biſchoff intermediatorias partes zu vertreten, oder 
vielmehr die behörige Präparatoria zu machen, nachdhem hievor ein 
Pater“) societatis Jesu vorangeſchicket geweſen, abgereiſet, welchem der 
Franzöſiſche Geſandte monſieur de l'Ombres gefolget, auch die Herren 
Staden 4) nicht wenigk cooperiret, Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit 
aber ſambt dem gangen Hofſtad, weil die Peſt allerdings uf Dhero 
Reſidence an einem Tapicirer ausgebrochen, nach Neuhaus *), und endlich 
nach Labiau, in höchſter Eylfertigkeit ufgebroden. 


Den 28. Octobris iſt Herr Landvogt zu Schaden Baro ab Eulen- 
burgks) als Geſandter zu dem Moscovitiſchen Czaren wieder zu 
Schacken ankommen, und den ... ) Novembris alhie angelanget in 
Königspergk. 

Auh denen Ambtern Oletzko, Lyck, Rein Dörffer von den Pohlen 
und Tartaren eingeäſchert, Perſohnen mänlichen und weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, Adel und unadelichen Standes, gefangen von den Tartern 
weggeführet. In ben Ambtern Ragnit, Inſterburgk und Tilſith außer⸗ 
halb Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Vorwerke und anderer 
adelichen und Cölmiſcher Leute Höffe, Dörffer von Szameiten geplündert 
und faſt ingeſambt bies uff etzliche wenige Häuſer darinnen in die 
Aſche geleget, geſtalt denn auch der Flecken Ragnit, bieß uff wenige 
Wohnungen, den 21. Octobris unter dem Commando des Crispinen 
eingeäſchert, nadbbem er mit Plündern und Brennen in dem Uber- 
Mümmeliſchen Creiſe ſelbigen Ambtes den 21. Septembris den Anfang 
gemachet. 

Den 17. Octobris hat der Moscoviter die Belagerung vor Riga 
uffgehoben. Den 24. Octobris, nachdhem Herr Generallieutenant und 
Graff zu Waldeck ſeine diſſipirte Völcker colligiret, und Herr General⸗ 
feldzeugmeiſter und Graff Steinbock Schwediſcher ſeiten zu ihm geſtoßen, 
ift mit dem Herrn Goönchefsky abermahl ein Treffen zu Wagenſchoß 
gehalten £), daſelbſt bey 600 Pohlen niedergemachet, und Fürſt Radzivil 
wieder ſalviret, auch den 27.%) Octobris alhie in Königspergk angelanget. 
Die Tartern aber ſeind bey dieſem Treffen nicht geweſen, ſondern be⸗ 
reits zurückgekehret, wie obſtehet, mit Abführung großen Guttes und 
ſo vieler tauſendt unſchuldiger Seelen. 

1) Lyck. 

2) von Gonſiewski ſchloß bald darauf mit den kurfürſtlichen Unterhändlern 
den wichtigen Vertrag von Wirballen: Mitteilungen der Masovia 14, S. 127. 

3) Nowieski. Das 8 an bei Pierre des Rovers, Lettres 
1655—1659. Berlin 1859, S. 

4) Holland. 

5) Neuhauſen. 

6) Jonas Kaſimir Freiherr zu Eulenburg: vgl. Mitteilungen der Masovia 
14, S. 111 u. 124 ff. 7) In der Vorlage offen gelaſſen. 

8) Auch bei Raud bar, Georg Friedrich von Waldeck I, S. 143 wird das 
gegen Gonſiewski gelieferte zweite Treffen als dasjenige bei Wagenſchoß be- 
zeichnet. 9) Nachträglich korrigiert 25. 
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Den 28. Octobris ijt Herr General und Graff Königsmarck mit 
unterſchiedlichen Oberofficirern und mit etzlichen hundert Centner Pulverß, 
auch uber 200 geworbener Soldaten, zu Dantzig eingebracht, nachdhem 
er zu Königlicher Majeſtät in Schweden ſich zu begeben entſchloſſen 
geweſen, geſtalt dan auch bemelte Stadt Dantzig unterſchiedliche reich 
beladene Schieffe oder Gefäße, ſo in Schweden gehen ſollen, kurtz vor 
dieſem eröbert. Eodem die Herr Reichßcantzler Ochßenſtirn !) zu Frauen- 
burgk Todes verblichen. 

Den 6. Novembris Herr Obriſte Schoneich?), nachdem er zu 
Landtſchutz commendiret, und uff unterſchiedliche uberſtandene Sturme 
ſich endlich Seiner Königlichen Mayeſtät zu Pohlen ſambt den ſeinigen 
uff Gnade und Ungnade ergeben, zu Königspergk alhie wieder an⸗ 
gelanget, und von beſagter Königlichen Mayeſtät ſambt ſeinen Officirern 
ingeſambt ohn Rantzon losgelaſſen, die Knechte aber unterſtecket worden, 
nachdem er und ſeine Officirer, und zwar dieſelben, ſo Preußen ge⸗ 
weſen, mittelſt einem cörperlichen Eide, nimmer wieder die Crohn 
Pohlen zu dienen verſprochen, diejenige, ſo auswertiger Nation befunden, 
innerhalb Jahres und Tages wieder Konigliche Mayeſtät und die 
Crohn Pohlen ſich nicht brauchen zu laſſen ſich verpflichtet. 

Den 6. Novembris Herr Höverbeck, nachdhem er von Seiner Chur⸗ 
fürſtlichen Durchlauchtigkeit beſonderlich zur Fortſtellung der Tractaten 
erfordert, wieder in Preußen angelanget. 

Den 11. Novembris ſeindt gewiſſe Deputirte von Koniglicher 
Mayeſtät zu Schweden an Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit —, 
nachdhem die zu Brandenburgk mündlich uffgenommene Conference be⸗ 
hindert worden —, zu Labiau angelanget, und Herr Generalfeldzeug⸗ 
meiſter Sparr mit einem Theil der Infanterie und der Artillerie dem 
Herrn Großſchatzmeiſter Goönchefsky, fo bey Wirbalova ſich mit einer 
itarden Armée befunden, entgegen zu gehen, ſambt einem Theil der 
Cavallerie, in die Littauſche Ambter uffgebrochen. 

Den 9. Novembris s) der Moscovitiſche Geſandte mit Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit einen beſtändigen Frieden zu ſchlüßen, 
und zugleich mit der Crohn Schweden die Friedenstractaten mittelſt 
Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Intermediation vorzunehmen, 
zu Labiau angelanget, und Audience gehabet. Indeſſen aber nichtß 
deſtoweniger vom Moscovitiſchen Czaren auch ein Geſandter, die Rati- 
fication der zu Wilda 4) getroffenen Friedenshandlung einzuhohlen, an 
Konigliche Mayeſtät zu Pohlen und die Crohn abgeſchicket worden. 

Den 11. Novembris Herr Präſident Kleiſt zu Fiſchhauſen an⸗ 
kommen, fih zu Königlicher Mayeſtät in Denmardt zu begeben 5), und 


1) Oxenſtjerna, oben S. 249, 252. 

2) Georg von Schönaich (+ 1664), Chef eines Dragonerregiments; vgl. 
Mitteilungen der Masovia 18, S. 9, Anm. 1. 

3) Im Manuffript verſchrieben: Octobris. Der ruſſiſche Hofjunker Johann 
Francbekov hatte fdon am 7. November beim Kurfürſten in Labiau Audienz: 
Mitteilungen der Masovia 14, S. 128. 

4) Wilna. | 

5) Uber die Beziehungen zwiſchen Kurbrandenburg und Dänemark im 
Jahre 1656: Mitteilungen der Masovia 14, S. 43 ff. 
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vermutlich darob zu fein, damit Konigliche Mayeſtät und die Crohn 
Denmarckt wegen ihres ratione commerciorum an der Conſervation 
des Hertzogthumbs Preußen hafftenden Intereſſe nicht Hand abziehen, 
ſondern zu glücklicher Vermittelung der Polniſchen und Schwediſchen 
Tractaten ihre Vermügenheit ſambt andern Intereſſenten auch anlegen 
mögen.“ 

(Für Dezember 1656 bis April 1657 fehlen Aufzeichnungen von 
Tettaus. — Er fährt dann fort): 

„1657, im Majo. Bey Negocirung des Ungriſchen Abgeordneten, 
Herrn Liſola !), und bey Anweſenheit des Herrn Ermbländiſchen Biſchoffs ?), 
die wenig anweſende Landrhäte folgende Schrifft abgefaffet®), aber die- 
ſelbe von einem und dem andern damahls zu ubergeben bedencklich 
gefunden und, quoad calcar aliunde adjiceretur, sese penitus ex- 
pectorandi, annoch in etwas anzuhalten geſchloſſen worden. Auch iſt 
Ragozky“) mit einer ſtarcken Armée in Bohlen gerüdet, mit Brennen, 
Rauben und Morden große Grauſamkeiten verubet, große Verwüſtungen 
gemachet, ja nichts unterlaſſen, fo feindtſelig erdacht werden magk. 
Im Beſchluß des Maji Herr Doctor Jehna ?) von hier abgereiſet, 
damit er dem Reichß⸗ und keyſerlichen Wahltage beywohnen möchte, 
mit Ihrer fürſtlichen Gnaden Herrn Graff Mauritz von Naſſau £), 
Hochmeiſtern des Johanniterordens, und mit Herrn Verweſern von 
Löben zu Berlin ſich zuſammenzuthun. — Im Junio iſt eine Heeres⸗ 
macht vom Könige in Ungarn von 10,000 Mann unter dem Commando 
des Herrn General Hatzfeldts der Crohn Pohlen zum Succurs an— 
gelanget. Im Junio Herr Höverbeck wieder von hier in die Churmarckt 
Brandenburgk dimittiret, hingegen Herr Cantzler Somnitz') auß Pommern 
anhero gefodert, und angelanget. Sodann iſt Obriſter Dhemut, welcher 
im Biſchoffthumb Ermlandt zu werben gehabet, nebenſt andern Officirern, 
worunter auch Capitainlieutenant Gattenhöffen, ſo hievor unter Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Armée gedienet, ſich befunden, anhero 
von Allenſtein zur Hafft gebracht worden, aber endlich dimittiret und 
fren gelaſſen; und ift in dieſem Monat Warſaus) von den Coſacken 


1) Franz Freiherr von Liſola, der bekannte öſterreichiſche Staatsmann. 
Zahlreiche Kriegsakten zur Geſchichte der Jahre 1656 und 1657 (beſonders Ein⸗ 
oi der aussen) fiehe im Königlichen Staatsarchiv zu Königsberg, Briefardiv 

, 38, 26—29. 

2) Wenzeslaus von Leszezynski, Bifchof des Ermlands, 1644—1659. 

3) Das betreffende „Bedenken“ ift, da die Abfertigung unterblieb, im 
Folianten 667 nicht zur Niederſchrift gelangt. Auch bei Breyſig ift vom 
Februar bis Auguſt eine Lücke in den Akten vorhanden. 

4) Über das zweifelhafte, mehreren Parteien ſich zuwendende Verhalten des 
oe ene von Siebenbürgen im Jahre 1656: Mitteilungen der Masovia 
14, ©. 21. 

5) Der Geheime Rat Friedrich von Jena, kurbrandenburgiſcher Diplomat. 

6) Johann Moritz Ge t zu Naſſau, Herrenmeiſter der Ordensballei Branden- 
burg in den Jahren 1652 — 1679, feit 29. Oktober 1647 auch kurbrandenburgiſcher 
Wirklicher Geheimer Rat und Statthalter von Kleve, Mark und Ravensberg. 
Er ſtarb am 20. Dezember 1679 zu Bergenthal bei Kleve: A. v. Winterfeld. 
Geſchichte des ritterlichen Ordens St. Johannis. Berlin 1859, S. 7386 — 741. 

7) Loren: Chriſtoph von Somnitz, Kanzler des Herzogtums Pommern. 

8) Warſchau. 
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gantz und gar bemoliret und außgebrandt. — Im Julio iſt unfere 
Armee allererſt zu Felde gegangen, Tycozin wieder erobert worden, 
unter Commando Herrn Generalfeldzeugmeiſtern von Sparren. Seine 
Konigliche Mayeſtät in Schweden hat dhero Völcker ingeſambt außer 
dhenen, ſo zu Beſatzung in Cracau unter dem Generalmajor Würtz, 
und in Poſen, dann in Elbing, Marienburg, Mewe, Graudentz und 
dem Dantziger Haubte nöthig geweſen, zuſammengezogen und dem Könige 
in Denmarckt !), welcher bereits ins Stifft Bremen gerücket, auch bereits 
etzliche Schwediſche Schieffe in der Ooſtſee weggenommen, entgegen- 
zuziehen und zu wiederſtehen, gantz Pohlen quitiret. Doch haben im 
Junio und Julio die Dähniſchen Waffen ſolch Progreß gehabet, daß 
ſie das Stifft Bremen und Fehrde eingenommen. Auch iſt im Julio, 
nachdem ein Ungriſcher Abgeſchickter, Herr Viola ?), bey Seiner Chur⸗ 
fürſtlichen Durchlauchtigkeit einkommen, und zu dem künfftigen Reichs⸗ 
und Waaltage des Keyſers, Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit 
Affection geſuchet, danebenſt die Vermittelung des Friedens zwiſchen 
höchſtgedachter Churfürſtlicher Durchlauchtigkeit und der Cron Pohlen 
uff ſich genommen, im Gegentheil von Franzöſiſcher ſeiten Monſieur 
d' Avancourt pro continuando contra Poloniam bello angelanget, und 
Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit allerhand Offerten an Gelde 
und Manſchafft vorgetragen, haben die damahlß ohngefehr anweſende 
Landrhäte, weil Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit ſie perſönlich 
nicht antreten können, bey den Herren Oberrhäten ſich angegeben, und 
gebeten, ſie möchten an ihrem vermögenden Ohrte, nachdhem ſie Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit täglich in Perſon anzutreten die Ge: 
legenheit vor ſich hatten, vorjetzo dahin invigiliren, damit Seine Chur⸗ 
fürſtliche Durchlauchtigkeit die Mittel, fo zum Frieden bedienlich, er- 
greiffen, und bey vorgehenden Tractaten dieſer Lande wolhergebrachte 
Freyheiten und Gerechtigkeiten unverrückt beybehalten bleiben möchten, 
welches ſie auch an ſich genommen, und zu beobachten verſprochen; 
folgendts aber, und mehrer Sicherheit halber, inſonderheit damit die 
Landrhäte in keinem Stücke an ſich etwas erwinden laſſen mögen, 
nechſtgehende Schrifft ausgefertiget, und den Herren Oberrhäten, weil 
die Landrhäte zur Audience nicht gelangen mögen, zu behöriger In— 
ſinuirung zugeſtellet worden“: 

(Es ſchließt ſich der Wortlaut des in K. Breyſig's Veröffent- 
lichung fehlenden Wortlauts des Spezialbedenkens der Landräte — 
undatiert, aber ſicher vom Mai 1657 — an. Die Einführungsworte 
lauten: „Euer Churfürſtliche Durchlauchtigkeit, alß einen chriſtlichen, 
hochlöblichen und friedliebenden Potentaten, umb möglichſte 5 
des hochgewünſchten Friedens mit der Cron Pohlen .. ..“). — 

29. Julii haben die anweſende Herren Landrhäte Seiner Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit uber der glicklichen Geburt des Churprintzen durch den 
Herrn Jonas Cafimir von Eulenburgks), welcher naher Brandenburgk 


1) ang 8 Friedrich III. von Dänemark. 
2) Der bige. 
3) Für die Beziehungen, die in den fpäteren Jahren noch zwiſchen Tettau 
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in des Herrn Wolff von Kreytzen Stelle, jo dem Herrn Obermarſchall 
von Kitlitz ſuccediret, damahls verſetzet, in der Thorſtube vor der 
Predigt gratuliret. — Auch ift im Julio abermahl durch des Goendefaty !) 
Armee ein Einfall ins Ragnitiſche und Inſterburgiſche geſchehen, wo⸗ 
durch, nachdem alles, ſo begegnet, mit Feuer und Schwert niedergeleget 
worden, beſagte beybe Ambter ?), und abſonderlich Ragnit, faſt in 
gentzlichen Ruin gerahten. Weswegen der Ungriſche Herr Abgeſandte 
Lifola und Herr Somnitz von feiten Seiner Churfürſtlichen Durch⸗ 
lauchtigkeit zum Herrn Goönchefsky gereiſet, fih darüber beſchweret, Herr 
Gsonchefsky ſich entſchuldiget, und endlich ein Stilſtand der Waffen 
durch ſie verhandelt, und anderweit heimliche Communication beſchehen, 
davon, wie hievor in allem andern, die Landrhäte keine Nachricht, als 
ex conjecturis und ex consequenti haben mögen.“ (Es folgt die 
in Altpreußiſche Monatsſchrift 46, Seite 493 genannte Supplik der 
drei Städte Königsberg an den Kurfürſten vom 25. Auguſt 1657 
betreffs der Schotten und andern Ausländer). 

„Wegen allerhand Simulteten, zwiſchen Herrn Generalmajorn 
Kannenbergk und Herrn Generalmajorn Dörffling, iſt Herr General⸗ 
major Kannenbergk Gouverneur zu Minden worden, und von hier 
dahin abgereiſet, Herr Generalmajor Dörffling aber Generallieutenant 
worden) und die Cavallerie commandiret, und Herr Obriſter Görtzke 
den Generalwachtmeiſterplatz vario multorum ambientium molimine 
erhalten, wie denn auch dem Herrn Generalmajor Kannenbergk zu 
ſeiner gentzlichen Satisfaction der Generallieutenanttitul zugleich bey 
feinem Abſcheide conferiret worden. Nachdhem Monſieur d' Avancourt 
wieder abgereiſet, iſt Monſieur Blondel von Franzöſiſcher Seiten, ut 
animus serenissimae celsitudinis occupari posset, in deſſen Stelle 
wieder alhie ankommen. i | 

Den 1. Septembris unſere Armée bey Wainrowa(?)*), und nad- 
dhem ein Stilftandt, wiewol indefinito tempore, und bis uff fernere 
Ordre ausgeblaſen worden, uffgebroden, fih durch Podlaſchen zurüd- 
gezogen, und bey Johansburg ſich geſetzet, folgendtß im Oberlande, bieß 
die Brücke uber die Weyßel verfertiget, einquartiret worden, wodurch 
das Oberland auch die legte Olung empfangen, und die Armee außer 
dem Corpo, ſo alhie verblieben, allererſt den 27. und 28. Octobris 
uber die Weißel uberkommen. 


und dem Amtshauptmann zu Brandenburg, Jonas Kaſimir Freiherrn zu Eulen⸗ 
burg, beſtanden haben, iſt ein Schreiben bezeichnend, das Eulenburg d. d. 
Brandenburg, 9. Auguſt 1660 an von Tettau, damaligen Landvogt von Fiſch⸗ 
haufen, jedoch zu Königsberg befindlich, richtete, und das am Schluß des 
Folianten 667 originaliter beigefügt ſich vorfindet. Eulenburg entſchuldigt ſich 
darin, daß er wegen der Peſt, die zu Brandenburg in zwei Wohnhäuſern auf⸗ 
getreten iſt, die Reiſe nach Königsberg augenblicklich nicht machen könne. 
9 1) Vinzenz Corvin von Gonſiewski, der ſchon genannte Großſchatzmeiſter 
olens. 

2, Vorlage: „gentzliche“. 

3) Im Patent für den Generalleutnant Georg Derfflinger vom 11. Juni 
1657 war noch beſonders vermerkt, daß inbetreff des Ranges, des Kommandos 
und Avancements ihm kein anderer vorgezogen werden ſoll. 

4) In der Vorlage undeutlich. 
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Den 1. Septembris des Herrn Graffen zu Waldeck!) Regiement 
zu Pferde, ſo nebeſt ihm in Pommern gehen ſollen, bey Mewe von den 
Dantzigern geſchlagen, aber bey hinzukommendem Schwediſchen Succurs 
die Dantziger den kürtzern gezogen, Graff von Waldeck aber naher 
Halberſtadt una cum comite Sluppenbachio ?), navi Pomeraniam usque 
vectu, zuvor fih begeben als Stadhalter daſelbſten. 

Den 4. Septembris die Herren Landrhäte von Seiner Churfürſt⸗ 
lichen Durchlauchtigkeit, weil ſie mit dhenenſelben in hohen Angelegen⸗ 
heiten zu communiciren hatten, verſchrieben, und den 7.2) zu der 
Propoſition durch den Herrn Cantzler in der Oberrhatſtuben der An⸗ 
ſang gemachet, wie folget: Es hetten Seine Churfürſtliche Durchlauchtig⸗ 
keit aus unumbgänglichen und dem gantzen Lande hochangelegenen 
Urſachen die Herren Landrhäte und die 3 Bürgermeiſtere aus den 
3 Städten Königspergk, weil ſie in höchſter Geheimb ſich mit denſelben 
zu berahten hetten, in ſolcher Eyl beruffen wollen, und weil ſolches 
aus allerhand Erhebligkeit eine Zeit hindurch annoch in Verſchwügen⸗ 
heit beruhen müſte, zuvor ſich deſſen beſichern wollen, und dannenhero 
gnädigſt geſinneten ſolches mit Handſtreckung uffs neue zu beſtärcken 
und zu beſtetigen. Worauff die Herren Landrhäte und gedachte 3 Bürger⸗ 
meiſtere anfangs beſtürtzet worden, und gebeten, Seine Churfürſtliche 
Durchlauchtigkeit möchten in Dhero getreue Rhäte und Diener, welche 
ihren Eidt und Pflichte vor ſich haben, kein Zweiffel ſetzen, und weil 
ihnen in dhenen anvertrauten Sachen das Silentium ohnedem ob- 
gelegen, keine Difference hiedurch vermercken laſſen, ſondern feſtiglich 
trauen, daß, wie fie durch den Handſchlag nicht mehr als durch den 
geleiſteten Eid gehalten ſein könten, daß ſie auch ohne ſolche Verneurung 
zu aller Pflichtſchuldigkeit ſich allewege veranlaſſet halten, und einfinden 
würden, worauff der Herr Cantzler ſolches an Seine Churfürſtliche 
Durchlauchtigkeit hinterbracht, indeſſen das Logement, ſo die Hertzogin 
auß Churland betreten, einzunehmen uns angedeutet worden, woſelbſt 
Herr Oberburggraff und Herr Obermarſchal in Perſon von Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit abgeſchicket kommen, und anfangs in 
gemein eröfnet, daß ſolches Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit nicht 
aus einigem Mistrauen gegen fie und gegen ihre bekante Derterttet, 
ſondern damit ſie untereinander deſto mehr verbunden, und ſolches uff 
keinerley Weiſe propuliret werden möchte, vorjetzo ins Werck zu richten 
vor nöthig befindeten, Solches auch öfters bey Dhero Rhäten in gar 
geheimen Sachen zu uben gewonet wehren, folgendts dem Herrn Directori 
in geheimb, endlich (civitatibus*) exclusis) den Herren Landrhäten 
ingeſambt entdecket, daß dieſes wegen dehrer von Städte, ſo hiezu mit 
beruffen ſein, und beſorglich das Silentium gegen die Ihrigen in Ver⸗ 
geſſen ſtellen möchten, eigentlich erfunden, ſolches, aber weder jetzo 
noch künfftig zu einigem Nachtheil ausſchlagen oder gemeinet ſein ſolte, 


1) Georg Friedrich Graf von Waldeck. 

2) Der oben genannte Graf Schlippenbach. 
3) Korrigiert aus 6. 

4) Vorlage: „civitatatibus“. 
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worauff in folder Beſchaffenheit die Erklehrung allerſeits erfolget, daß, 
weil Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit hiedurch aus beſonderen 
Gnaden mittelſt Dhero Handkus dhenen Herren Landrhäten und an⸗ 
weſenden Bürgermeiſtern zu mehrer Eröffnung aller Pflichtſchuldigkeit 
einen ſolchen neuen Zutrit verſtatten wolten, daß es nicht anders als 
in unterthäniger Wilfärigkeit, fo oft es Seiner Churfürſtlichen Durg- 
lauchtigkeit belieben wolte, uff- und angenommen und werkſtellig ge- 
machet werden ſolte, angemercket kein kräftiger Bandt des beſtendigen 
Vertrauens zwiſchen der Herrſchafft und Unterthanen geknüpffet werden 
könte, als wenn ſie unter einander ſich in Landesangelegenheiten ſelbſt 
beſprechen und unterreden möchten. Welches dann Herr Oberburggraff 
und Herr Obermarſchal an Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit zuruck⸗ 
gebracht, und uff der Thorſtube !), da Seine Churfürſtliche Durch⸗ 
lauchtigkeit gar allein geweſen, auch die Thüre allewege geſchloſſen worden, 
dem Herrn Cantzler in Beyſein des Herrn Oberburggrafen und Herrn 
Obermarſchal proponiret, daß Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit 
mit Gnaden vermercketen, daß die Herren Landrhäte und 3 Bürger⸗ 
meiſtere uff beſchehenes gnädigſtes Anſinnen ſich unterthänigſt einfinden 
wollen, und in höchſter Verſchwiegenheit, ſo ihnen beygebracht werden 
ſolte, bey ſich zu behalten erböttig wehren, worauf zu völliger Sicherung 
deffen manus et osculatio erfolget, und Herr Cantzler vortgefaren, 
daß ihnen auch menniglich wiſſend wehre, nachdhem dieſe Lande uber 
Verhoffen in einen grauſamen Krieg und darauff erfolgete gegenwertige 
Ruin geſetzet, daß Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit alſoforth und 
jemehr und mehr dahin ſich befließen, damit der verlorene Friede 
wiedergebracht werden möchte, welches bishero, ungeachtet aller angelegten 

Embſigkeit, keines weges zu Werck gerichtet werden können, nuhmehro 
aber uff Polniſcher feiten einige gutte Hofnung ſich erblicken ließe, 
dherer gegenwertig man ſich billich zu bedienen hette, ſolches alles 
aber alſo bewand wehre, das es ohne Offenſion eines oder des andern 
Theils nicht beſchehen könte, alſo gar das wir entweder mit der Cron 
Pohlen — die Schweden ausgeſchloſſen —, Friede gemachet, oder der 
Bündtnis, ſo Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit mit der Cron 
Schweden getroffen, ferner nachgeſetzet werden müſte, uff einer und 
andern Seiten allemahl Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit und 
Dhero Lande in Gefahr und Feindſeligkeit geraten könten, und zwar 
das wenn die Waffen wieder die Cron Pohlen ferner gefüret werden 
ſolten, das wenige übrige Theil dieſes Landes, ehe man ſich davor 
hütten würde, in Rauch und Dampff uffgehen müſte, anderer Seiten 
vor Schweden bey ereugender Gelegenheit ein gleichmeßiges vorſtoßen 
könte. Angemercket, die Schweden das geringſte Einlaſſen mit der Cron 
Pohlen vor eine Contravention deſſen, ſo Seine Churfürſtliche Durch⸗ 
lauchtigkeit mittelſt einem gewiſſen Pacto uffgerichtet, halten und an= 
nehmen würden, — welches Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtig⸗ 
keit eigene Worte, womit Seiner Durchlauchtigkeit Herr Cantzler in 
ſeiner Rede gleichſam interumpiret, geweſen ſein. Indeſſen aber bey 


1) Nämlich das Gemach über dem Südportal des Schloſſes. 
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ſo zweiffelhafftem Stande dennoch dasjenige, ſo am zuträglichſten iſt, 
zu ergreiffen fein wolte, als wenn Seine Churfürſtliche Durchlauchtig⸗ 
keit von denen Herrn Landrhäten und den Herrn Bürgermeiſtern dero 
einrächtiges Bedencken, wohin Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit 
ſich hinzuwenden, und wie entweder mittelſt der Neutralitet oder 
anderweit der liebe Friede wiedergebracht werden möchte, forderſambſt 
gewertigk. — Wan dan hiebey uff alle Begebenheit neue Anſtalt ver⸗ 
füget werden müſte, wie und welcher geſtalt diejenigen Völcker, ſo im 
Lande zu deſſen Bewarung verbleiben müſſen, verſehen und verpfleget 
ſein mögen, Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit aber ehſtes Dhero 
hohen Angelegenheit nach ſich anderweit erheben müßte, und hierinnen 
forderſame Entſchlißung verſtattet werden wolte, würden Sie gleichfals 
in müglichſter Sorgfeltigkeit und uffs eylfertigſte dahin bedacht ſein, 
damit zureichende Mittel zu der alhie verbleibenden Soldatesca gefunden 
werden mögen. Worauf durch Herrn Haubtman zu Brandenburg 
als Directorem des Landtrhats nach genommenem Abtrit geantwortet, 
das die anweſende Landrhäte und Bürgermeiſter, allewege ihrer Schuldig⸗ 
keit ſich erinnernd, dasjenige fo von Seiner Churfürftliden Durch⸗ 
lauchtigkeit ihnen anvertrauet, in geheimer Bewarung zu halten an 
ñh nichts erwinden laffen, dabey auch in höchſtmögender Cylfertigfeit 
und Uffrichtigkeit, was zu Beforderung des lieben Friedens gehörig, 
durch ihr Bedenden zu eröffnen gar geneiget, erfreuten béi gar unter- 
thänig, das Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit Dherer Landrhäte 
Schriffte, ſo ſie in dieſem Stücke unterſchidlich, und ſo offt als ſie es 
dazu bringen können — alles andern Abſehens ungeachtet —, treulich 
abgefaſſet, in gnädigſte Conſideration nuhmehro gezogen, nicht zweifelendt, 
der höchſte Got ſolche friedliebende Neigung durch gutte wolmeinende 
Vorſchläge ferner beſtetigen und alſo gedeyhen laſſen werde, das der 
algemeine Friede daraus erwachſen könne, wozu ſie dan auch, die ander⸗ 
weit begehrte Mittel betreffend, damit die alhie bleibende Soldatesca 
ihr Tractament haben möge, alle mügliche und nötige Anſtalt zu ſuchen 
ihres Ohrtes, ſo viel an ihnen iſt, nichts ermangeln laſſen wolten. 
Dabey unterthänigſt gebeten irgend zu entdecken, worauf ſie ihr Be⸗ 
dencken in dem erſten Punct eigentlich gründen ſolten, weil ihnen gar 
nicht wiſſend, was bishero vieleicht vorgangen. Worauf Seine Chur- 
fürſtliche Durchlauchtigkeit theils ſelbſt, theils durch den Herrn Cantzler 
wiederholet, das fie darinnen ihre Meinung, wie Seine Churfürftliche 
Durchlauchtigkeit und dieſe Lande zum Friede gelangen mögen, bey⸗ 
ſamen tragen, und Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit zu ihrer 
endlichen Erklerung vorlegen ſolten. 

Endlich haben Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit zu dhenen 
drey Bürgermeiſtern ſich abſonderlich gewendet und, den erſten Punct 
geheimb zu halten, ſie abermahl angeredet, den andern Punct aber, 
als das Subjectum dieſer Betagung, damit der Verdacht im übrigen 
gehoben ſein könne, auszugeben und, wie gewönlich, zu ſeiner Zeit an 
die ihrigen zu hinterbringen, Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit 
Abreiſe aber annoch, ſo viel müglich, bey der Gemeine verſchwiegen 
halten, und im Vertrauen einem und dem andern nur dieſelbe zu ent⸗ 
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decken erinnert fein wolten; tunc dimissio facta, et manus osculatio 
pignoris loco pro observando silentio et taciturnitate subsecuta ; 
nachgehendts aus dem Mittel der Herren Landrhäte zwey abgeſchicket, 
bey den Herren Regiemtsrhäten Anſuchung gethan, ob ſie ihres Ohrtes, 
und zwar nach dem Exempel, da der König in Schweden vor der 
Stadt mit feiner Armee geſtanden, geſchehen, ihr Bedencken in causa 
hac communi et tam ardua diesmahl auch nicht vorgängig eröffnen 
wolten, weil den Hercen Landrhäten garnicht wiſſend, was bereits 
hierinnen vorgegangen ſein möchte, und ob ſie in dem erſten Puncte 
ihr Bedenden insheſondere und votis seortim, oder conjunctim 
mit den drey Bürgermeiſtern, einrichten ſolten. Worauf die Herren 
Oberrhäte ihr Bedencken, weil ſie proponiret, zu eröffnen bey ſich an⸗ 
geſtanden, in einem und dem andern aber per indirectum Communi- 
cation zu thun nicht unterlaſſen wolten. Bey welcher Unterredung 
dherer aus dem Mittel der Herren Landrhäte mit dhenen Herren 
Oberrhäten allerdings die Secretarii inzwiſchen aus der Oberrhatſtube 
uff Befeél gegangen. Sonſten die Herren Oberrhäte vermeinet, das, 
wie die Herren Bürgermeiſter nicht nomine eivitatum alhie erſchienen, 
die Herren Landrhäte auch nicht als der erſte Standt, ſondern als 
Rähte betaget wehren, und alſo ingeſambt ihre notam zuſammenziehen, 
und ein Bedencken daraus, den erſten Punct betreffendt, abfaſſen könten. 
Königsberg, den 8. Septembris !). 

Darauf haben Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit reſolviret, 
uff den 24. Septembris in der Eyl eine Convocation außſchreiben zu 
laſſen, und ſol dieſelbe vor Dhero Uffbruch innerhalb 6 Tage geendigt 
werden. Indeſſen ſind Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit den 14. Sep⸗ 
tembris mit Herrn Liſola, Königlich Ungariſchem Geſandten, und Dhero 
geheimbten Rhäten, Herren Schwerin, Somnitz, nach Welau gereiſet, da⸗ 
ſelbſt mit Herrn Goönchefsky wegen der Friedenstractaten zu ſchlüßen. 

Den 25. Septembris iſt in Gegenwart Seiner Churfürſtlichen Durch⸗ 
lauchtigkeit und Dhero Rhäte und Hofſtadt nachfolgende Propoſition 
durch den Herrn Cantzler Kospoth im Moskowitiſchen Gemache beſchehen ). 

Nach beſchehener Propoſition und darauf erfolgete Beantwortung 
in generalibus die Landſchafft in dem Moscowitiſchen Gemache von 
Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit zur Taffel behalten, und alſo 
bezerhet worden, das den folgenden Tagh nichts vorgenommen worden. 

Den 27. Septembris haben die Herren Landrhäte per maiora 
endlich einhellig geſchloſſen, das wegen des ſo augenſcheinlichen Ruin 
des Landes kein Hubenſchoß zu willigen, ſondern weil vermöge der 


1) Folgt das Bedenken der Landräte und der drei Bürgermeifter mit dem 
Anfang: „Es ift nicht Menſchenwerk“: hierfür ift bei Breyſig XV, S. 385 
bis 389 nur eine ältere Supplik der drei Städte Königsberg vom 22. Auguſt 
1657 gedruckt, feiner noch ein zweites undatiertes Bedenken der Landräte, be⸗ 
treffend die Defenſion des Landes, und wie die zurückbleibenden Kriegstruppen 
zu verpflegen wären. 

2) Die Propoſition, gan; von der Hand von Tettaus in dem Folianten 667 
geſchrieben, hat die richtige Datierung: Königsberg, den 25. September 1657. — 
Nach anderer Vorlage findet ſich der Wortlaut mitgeteilt bei Breyſig, Ur⸗ 
kunden und Aktenſtucke XV, S. 389—391. 
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Propoſition die Acciſe zur Defenſion nicht gureidt, die Acciſe ex nunc 
uffhören, und anſtatt derſelben die Anlage, wie dieſelbe anno 1627 
üblich geweſen, uff ein Jahr lang ergehen fol, doch mit allen Con⸗ 
ditionen, das dieſelbe aus allen Ständen von den Caſtenherren ad⸗ 
miniſtriret werde.“ 


Ein ungedruckter Brief Blüchers ans dem Jahre 1798 
Mitgeteilt von Adolf Haſenclever 


Den hier veröffentlichten Brief fand ich unter den in Ehringhauſen 
bei Remſcheid ruhenden nachgelaſſenen Papieren meines Urgroßvaters 
Joſua Haſenclever !); er wird ihn aus der Hinterlaſſenſchaft feines 
Schwiegervaters, des im Jahre 1820 verſtorbenen Kaufmannes Johann 
Gottfried Haſenclever?) in Frankfurt a. Main, übernommen haben. 
Woher die Bekanntſchaft zwiſchen Blücher und ſeinem Frankfurter 
Korreſpondenten ſtammt, ob ſie erſt durch das Dienſtverhältnis des 
Sohnes in Blüchers Regiment geknüpft worden iſt, oder ob ſie ſchon 
älteren Datums war, vermag ich nicht anzugeben; da Johann Gottfried 
Haſenclever bis zum Jahre 1798 nicht politiſcher Korreſpondent Blüchers 
geweſen tft®), wird man annehmen müſſen, daß frühere Beziehungen 
nicht beſtanden haben; die Möglichkeit bleibt beſtehen, daß die Zu⸗ 
gehörigkeit beider zum Freimaurerorden von Anfang an eine etwas 
mehr perſönliche Note in den Briefwechſel hineingetragen hat. Zunächſt 
handelt es ſich lediglich um den Wunſch des Vaters, ſeinen Sohn 
Johann Heinrich“), welcher als Carabinier feit 41/2 Jahren, ohne be: 
ſondere Anerkennung von ſeiten ſeiner Vorgeſetzten gefunden zu haben, 
in Blüchers Regiment Dienſte getan hatte, die Entlaſſung aus dem 
Militärverhältnis zu erwirken, um ihn einen anderen, den fauf- 
männiſchen Beruf, ergreifen zu laſſen ?). Da jedoch der Vater nicht 


1) Vgl. über ihn meine Mee Er Mitteilungen in der Zeitſchrift des 
bergiſchen Geſchichtsvereins Bd. (1905), S. 1 ff., ſowie Joſua Haſenclever: 
„Erinnerungen aus meinem Leben“. (Als Manufkript gedruckt.) 

2) Geb. 1743 in Remſcheid; geſt. 1820 in Frankfurt a. M.: nähere bio⸗ 
graphiſche Angaben vermag ich über ihn nicht zu bringen. 

3) Blücher an Johann Gottfried Haſenclever. ünſter, 2. Oktober 1798 
(Kanzleihand, mit eigenhändiger Unterſchrift und Nachſchriſt): „Für die mir ge⸗ 
fälligſt mitgeteilten politiſchen Nachrichten ſage ich Ew. Hochedelgeboren meinen 
verbindlichſten Dank. Dieſelben würden mich außerordentlich verbinden, wenn 
Sie mir von Zeit zu Zeit, womöglich alle 14 Tage, die Neuigkeiten, welche Sie 
dort zu erfahren die beßte Gelegenheit haben, gütigſt mittheilen wollten; wobei 
ich EC? anmerken muß, daß für dergleichen Briefe ich allein das Poſtgeld tragen 
müßte.“ 
4) Geb. 1773, geſt., als Handelsmann in Frankfurt a. M,, 1810. 

5) Blücher an Johann Gottfried Haſenclever. Münſter, 20. Juli 1798. 
(Kanzleihand mit eigenhändiger Unterſchrift): „Es thut mir ſehr leid, daß ich auf 
Ew. Hochedelgeboren Schreiben vom 10ten d. nicht auf die gewünſchte Art zu 
antworten im Stande bin. Dero Sohn erhält von dem Rittmeiſter von Hancke 
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wußte, ob fein Cohn nad dem ungebunbenen Reiterleben der legten 
Jahre zu dieſem Berufe taugen werde, bat er zunächſt um eine Be- 
urlaubung von drei Monaten nach Frankfurt, eine Bitte, welche Blücher 
aus Gründen politiſcher Natur abſchlagen mußte. Daraufhin erfolgte 
die endgültige Entlaſſung !) Heinrich Haſenclevers unter dem 2. Oktober 
1798, begleitet von einem in warmen Tönen gehaltenen Schreiben 
Blüchers ). 

Auf das Dankſchreiben des Vaters“), das zudem noch recht er- 
wünſchte Nachrichten politiſcher Natur aus Frankfurt a. M. gebracht 
hatte, antwortete Blücher mit dem hier mitgeteilten Briefe, deſſen Ver⸗ 
öffentlichung keiner beſonderen Rechtfertigung bedarf, zumal wir aus 
dieſer Epoche ſeines Lebens nur recht wenige unmittelbare Zeugniſſe 
von ihm beſitzen !). 

Weitere Stücke aus dieſer Korreſpondenz habe ich leider nicht auf- 
zuſinden vermocht. 


General von Blücher an Johann Gottfried Haſenclever. Münſter, 
| 30. Oftober 1798. 


Kanzleiſchreiben mit eigenhändiger Unterſchrift. 


Hochedelgeborener, 
Hoch zu ehrender Herr! 
In Rückſicht Ew. Hochedelgeboren habe ich dero Sohn den Abſchied 
mit Vergnügen ertheilet, und wünſche ich nur, daß er deroſelben wohl⸗ 
meinenden Rath und väterlichen Ermahnungen annehmen und gehorſam 


nicht allerdings die vorteilhafteſten Zeugniſſe, und ich kann ihm alſo zu einer 
weiteren Erhöhung im Militair nicht behülflich ſein. Demſelben, ſo wie Ew. 
Hochedelgeboren wünſchen, auf 3 Monate nach Frankfurt, als an einem Orte, 
wo fremde Truppen ſtehen, zu beurlauben, ſtehet nicht in meinen Kräften. 
Sollten dieſelben dero Sohn in irgend einer andern Carriere beſſer fortzuhelfen 
glauben, ſo will ich in dieſem Fall ihm ſeinen Abſchied nicht vorenthalten, ſo 
wie ich denſelben auch bey meinem Regimente recht gern behalten will, wenn 
dieß Ew. Hochedelgeboren Gutdünken gemäß ſein ſollte. Ich werde hierinn es 
ganz und allein auf dero Willensmeinung beruhen laſſen, und hoffe hierdurch 
einen Beweis zu geben, daß ich mit viel Hochachtung ſei 
Ew. Hochedelgeboren 
gantz Ergebenſter Freund und diener 
ũ cher. 
(Das geſperrt Gedruckte eigenhändig.) 

1) Der Abſchied vom 2. Oktober 1798, von Blücher eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben, liegt vor. 

2) Beſonders Blüchers eigenhändige Nachſchrift zu ſeinem Schreiben vom 
2. Oktober zeigt, daß der Carabinier Heinrich Haſenclever ſich das perſönliche 
Wohlwollen ſeines Regimentskommandeurs erworben hatte: „Gott gebe, daß ihr 
Sohn in der newen laufbahn, worin ſie ihn bringen wollen, gantz ihren wünſchen 
entſpreche; ich werde gewiß aufrichtigen Antheill dran nehmen.“ 

3) Nicht mehr vorhanden. 

4) Val. W. v. Unger, Blüchers Briefe. Vervollſtändigte Sammlung des 
Generals E. v. Colomb (Stuttgart⸗Berlin 1913), S. 27—29. Aus dem Jahre 
1798 iſt bisher überhaupt kein Brief Blüchers bekannt geworden. 
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Folge leiſten wollen, alsdann er im Civil⸗Stande gewiß noch fein Glück 
machen, ein vorzügliches Mitglied der menſchlichen Geſellſchaft werden 
und nicht nötig haben wird, der Trompete zu folgen. 

Für die mir gefälligſt mitgetheilten intereſſanten Nachrichten ſage 
ich denen ſelben den verbindlichſten Dank und erſuche Ew. Hochedel⸗ 
geboren zugleich, mich in der Folge mit mehreren dergleichen und was 
ſich in daſiger Gegend ereignet, beliebigſt zu regalieren, dagegen ich 
auch nicht ermangeln werde, denenſelben die hieſigen Vorfallenheiten 
mitzuteilen. 

Jetzt iſt hier alles wieder ruhig, ohnerachtet es vor wenig Wochen 
den Anſchein hatte, daß wir auch aufs neue mit den Franzoſen wieder 
anbinden würden. Um einen Durchbruch der Demareations-Lienie zu 
verhüten !), welchen die Franzoſen zu intendieren ſcheinen, habe ich 
einen Theil der unter meinem Commando ſtehenden Truppen marſchieren 
laſſen müſſen, inzwiſchen iſt es bis jetzt nur noch bey den Demon- 
strations geblieben, und das von den Franzoſen ſich im Coellniſchen 
Sauerlande geſammelte Corps hat ſich wieder zurückgezogen. In 
Brabant?) aber fo wohl als in Holland herrſchet das größte Miß⸗ 
vergnügen und im erſteren haben einige Städte ſich ſchon denen Re— 
quisitions der Franzoſen wiederſezzet, wodurch beſonders in Antwerpen 
ein großes Blutvergießen entſtanden, indem die Einwohner die franzöſiſche 
Beſazzung gezwungen haben, mit einem Verluſte von 800 Mann ſich 
in die Citadelle zu werfen. Der Verluſt der Einwohner iſt indeſſen 
auch beträchtlich geweſen. Im Holland iſt gleichfals alles in der größten 
Gährung, die wahrſcheinlich bey den anhaltenden Forderungen der 
Franzoſen eheſtens zum Ausbruch kommen möchten. 

Es ſcheint, als wenn das Glück fidh jezzt von den Franzoſen ge- 
wandt und ihre unglückliche Epoche anfängt, bey der ich ihnen nicht 
viel Gutes prophezeihe, denn da fie zur See ruiniret find), möchten 
ſie zu Lande wohl ſchwerlich mehr große Projecte durchſezzen, weil ſie 
durch ihre unbilligen Forderungen ſich den Has und die Abneigung 
aller zugezogen haben. Gutwillig werden wir ihnen unſere Cleviſchen 
Länder ſicher auch nicht abtreten, und es ſcheint mir ganz, daß 
wir nur einen bequemen Zeitpunkt abwarten, um uns ſolche wieder 
zu verſchaffen, da wir ganz zum Schlagen in Bereitſchaft ſtehen, und 
im Stillen Zurüſtungen machen; fo iſt unter anderen Weſel ver- 
proviantirt und mit mehreren Truppen die Beſazzung verſtärket worden. 
Alles dies läßt mich mit Gewißheit hoffen, daß wir bey einem neu 
ausbrechenden Kriege nicht untätig bleiben werden. 


1) Nach Meldungen aus Paris befürchtete man einen franzöſiſchen Angriff 
a a ooer, (Sybel, Geſchichte der Revolutionszeit, Bd. V [Stuttgart 1879], 


2) Bgl. zu den Unruhen in Holland und Belgien A. Sorel, „L' Europe 
et la révolution française“, Bd. V7 (Paris 1907), S. 362 f., ſowie L. de 
Lanzac de Labori, „La domination française en Belgique“, Bd. I (Paris 
1895), S. 222—227. 

3) Infolge der Schlacht bei Aboukir am 2. Auguft 1798; am 14. Sep» 
tember war die Nachricht in Paris eingetroffen. 
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In der Erwartung, mich von den daſigen Ereigniſſen bald mit 
mehreren wichtigen Nachrichten zu verſehen, beharre ich mit voller 
Hochachtung 

Ew. Hochedelgeboren 
ganz Ergebenſter Freund und 
diner 
Blücher. 
Münſter, 
den 30ten Octbr. 1798. 
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Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Kgl. Akademie d. W. zu Berlin 


Ausgegeben am 3. Februar 1916 


Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen 
Bericht der HH. von Schmoller und Hintze 


Der 37. Band der ‚Politiſchen Correſpondenz Friedrichs des Großen“ liegt 
im Manufkript bis auf die Regifter fertig vor. Er reicht vom Mai 1775 bis 
Ende Februar 1776. 

Im Vordergrund des Intereſſes Debt in dieſem Bande bereits die Frage 
der bayeriſchen Erbfolge. Nachdem der König im April 1775 von der Abſicht 
des Wiener Hofes, Bayern gegen die öſterreichiſchen Niederlande einzutauſchen, 
erfahren hatte, war er unabläſſig bemüht, die öſterreichiſchen Pläne und die Auf⸗ 
faſſung des Verſailler Hofes näher zu erforſchen. Aber er lehnte ab, bereits 
ſelbſt zu der Frage Stellung zu nehmen, da er alle weiteren Entſchließungen 
von den Umſtänden beim Eintritt des Erbfalles abhängig machen wollte. 

Dieſer Frage gegenüber tritt der Streit um den öſterreichiſchen und preußi⸗ 
ſchen Grenzzug in Polen, der den Hauptgegenſtand der letzten Bände ausgemacht 
hatte, faſt ganz zurück. Die Verhandlung, die der Wiener Hof Ende 1775 von 
neuem mit den polniſchen Delegierten eröffnete und die im Januar 1776 bereits 
zu einer vorläufigen Einigung führte, bildet das Vorſpiel der Schlußverhand⸗ 
lung zwiſchen Preußen und Polen, die ſich freilich noch bis zum Herbſt 1776 
hinzog. Ihre Einleitung vertagte der König im Hinblick auf den zweiten Beſuch, 
den fein Bruder, Prinz Heinrich, im Frühjahr und Sommer 1776 in Peters- 
burg abſtattete. Mit den Vorbereitungen für die neue Verhandlung mit Polen 
und für Heinrichs Reiſe ſchließt der Band. 

Die Drucklegung des Bandes muß wegen der in Ausſicht ſtehenden Unter⸗ 
brechung der Arbeiten des Herausgebers durch militäriſche Dienſtleiſtungen bis 
auf die Friedenszeit verſchoben werden. Prof. Volz war infolge einer Be⸗ 
ſchädigung im Heeresdienſt von Februar bis Juni krank, wird aber ſeitdem 
als garniſondienſttauglich noch gelegentlich zu militäriſchen Verrichtungen heran⸗ 
gezogen. 
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Acta Borussica 


Bericht der HH. von Schmoller und Hintze 


Wir hatten fdon im letzten Berichte zu melden, daß unfer älteſter Mit: 
arbeiter, Dr. Rachel, am 15. November 1914 als früherer Offizier zum Heeres: 
dienſte eingezogen wurde. Er iſt ſeither leicht verwundet worden, hat aber, 
wiederhergeſtellt, von neuem zum Heere abgehen können. 

Auch unſer zweiter Mitarbeiter, Dr. Reimann, iſt ſeit 1. April 1915 
freiwillig ins Heer eingetreten, iſt leicht verwundet worden, befindet ſich aber 
in raſcher Wiederherſtellung. 

Für die Bearbeitung der preußiſchen Finanzen im 18. Jahrhundert wurde 
von der Akademiſchen Kommiſſion Dr. Andreas Walther gewonnen. Da 
er ſich aber, kaum angeſtellt, auch freiwillig für den Heeresdienſt meldete und 
Ende September eingezogen wurde, ſo iſt auch von ſeiner Tätigkeit wie von der 
der anderen Mitarbeiter zunächſt nichts zu berichten. 
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Neue Erſcheinungen 


I Zeitſchriftenſchau 
1. Oktober 1915 bis 31. März 1916 


Hohenzollern⸗Jahrbuch. 19. Jahrgang. Berlin-Leipzig 19151). 

S. I-IV: Otto Hintze, Zum Hohenzollernjubiläum 1915. [Eine präg⸗ 
nante, wundervolle Zuſammenfaſſung der Leiſtungen des Hohenzollern⸗ 
hauſes in Brandenburg⸗Preußen.] 

S. V—XVII: Otto Hintze, Der Krieg 1915. [Kurze Überficht über den 
Krieg 1915 als Ergänzung des Aufſatzes von demſelben Verfaſſer im 
vorigen Jahrgang.] 

S. 1—46: A. von Janſon, König Friedrich Wilhelm III. und die 
preußiſchen Prinzen in den Befreiungskriegen 1813—1815. [Eine vors 
zügliche Schilderung der Beteiligung des Königs und der Prinzen an 
den einzelnen kriegeriſchen Ereigniſſen der Zeit.] 

S. 47—51: Melle Klinkenborg, Stellung des königlichen Kabinetts 
in der preußiſchen Behördenorganiſation. [Es wird namentlich das 
Verhältnis des Kabinetts im Hinblick auf die früheren Behörden be⸗ 
handelt und deſſen Entſtehung erörtert. Alteſte Kabinettsorder vom 
1. April 1713 iſt in Abbildung beigefügt.] 

S. 52-80: Hans Droyſen, Vom Hofe König Friedrichs I. aus den 
Jahren 1709—1711. [Mitteilungen aus den Briefen der Kronprinzeſſin 
an den Kronprinzen und aus den Berichten des Hannöverſchen Rates 
in Berlin, von Heuſch, die namentlich über das Verhältnis zur Königin 
Sophie Luiſe und die Kataſtrophe vom Dezember 1710 neues Licht 
verbreiten.] 

S. 81—105: Guftan Berthold Volz, Friedrich der Große und die 
Osmanen. [Die wechſelnden Phaſen der Orientpolitik Friedrichs des 
Großen werden in folgenden Kapiteln geſchildert: I. Stellung der 
Osmanen im europäiſchen Staatenſyſtem und die erſten preußiſch⸗ 
türkiſchen Beziehungen. II. Bündnispläne während der Epoche des 
Siebenjährigen Krieges. III. Plan eines Defenfivbundes nach dem 
Hu bertusburger Frieden. IV. Die preußiſche Friedensvermittlung 
während des ruſſiſch⸗türkiſchen Krieges 1768—1774. V. Abflauen 


— — — —ñ— 


1) Beſprechung bleibt vorbehalten. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 18 
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der Beziehungen, Pläne einer Garantie des osmaniſchen Reiches und 
der Bayriſche Erbfolgekrieg. VI. Plan eines Dreibundes zwiſchen 
Preußen, Rußland und der Türkei. VII. Zurückhaltung König 
Friedrichs. Die Kriſis des Jahres 1783. Ausgang. VIII. Schluß⸗ 
betradtung. | 

S. 106— 123: Georg Lenz, Die Tafelſervice Friedrichs des Großen aus 
der Berliner Porzellanmanufaktur. 

S. 14-141: Paul Bailleu, Reifebriefe des Prinzen Wilhelm (Kaifer 
Wilhelms des Großen) an ſeine Schweſter Prinzeſſin Charlotte, Groß⸗ 
fürſtin Alexandra Feodorowna. [Die Briefe, deren Urſchriften im 
Winterpalaſt in Petersburg beruhen, find in zwei Abſchnitten: I. Rhein- 
lande 1819 und II. Italien 1822 geteilt.] 

S. 142—169: Paul Seidel, Die Wohnräume Friedrichs des Großen im 
Schloß Sans ſouci. [Ergänzung zu dem im 15. Jahrgang (1911) ver- 
öffentlichten Aufſatz: Friedrichs des Großen Tätigkeit als Bauherr. 
Anlagen. I. Schilderung des Beſuches des Marquis de Bouillé in 
Potsdam, Auguſt 1784. II. Inventar der Möbel von Schloß Sans⸗ 
ſouci vom 20. März 1782. III. Schreiben König Friedrich Wilhelms II. 
vom 9. Juli 1792 an den Hofmarſchall von Marwitz über die an den 
Kaſtellan Gadel geſchenkten Möbel aus Sansſouci. IV. Rechnungs⸗ 
auszüge aus den Bauakten von Sansſouci. Beigabe von vorzüglichen 
photographiſchen Aufnahmen der Innenräume von Sansſouei durch 
die Königl. Meßbildanſtalt.] 

S. 170—181: Bogdan Krieger, Die Sonderausſtellung der Königlichen 
Hausbibliothek auf der Internationalen Ausſtellung für Buchgewerbe 
und Graphik. Leipzig 1914. 

S. 182—205: Chriſtoph Voigt, Beziehungen des Großen Kurfürſten 
zu der Stadt Amſterdam. 

S. 206—224: Georg Schuſter, Aus dem Briefwedfel des Prinzen Wil- 
helm des Alteren von Preußen und feiner Gemahlin Prinzeſſin 
Marianne. [Es werden zunächſt die Briefe aus den Tagen der Er⸗ 
hebung und des Frühjahrsfeldzuges 1813 mitgeteilt.] 

. 225—228: Fritz Arnheim, Friedrich Wilhelm I., Friedrich der Große 
und die Berliner Droſchkenkutſcher. 

. 228: Paul Seidel, Friedrich der Große und die Berliner Sänften⸗ 
träger. 

. 228—230: Paul Seidel, Notizen über die Beziehungen der Königin 
Sophie Dorothea zur bildenden Kunſt. 

. 230: Paul Seidel, Eine Erinnerungstafel an Andreas Schlüter im 
Berliner Schloß. i 


A Q QA Q 


Brandenburgia. Monatsblatt der Geſellſchaft für Heimatkunde der 
Provinz Brandenburg. XXIII. Jahrgang. Berlin 1914/ö15. 
S. 12—16 und 17—20: Paul Alfred Merbach, Wallenſtein in der 
Mark Brandenburg. 
S. 31—82: Strafe der Völlerei in der Mark. [Kurzweiliger Revers An- 
drefen von Roebell des nicht Vollſaufſens halber dd. Cüſtrin, den 
26. Januar 1577.) 
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. 33—45: A. Kiekebuſch, Das von einer Düne verſchüttete bronzezeit⸗ 


liche Dorf bei Wutzetz an der Nackeler Grenze im Kreiſe Ruppin. 


. 45—55: Niebour, Conrad von Rappard, der Begründer des märki⸗ 


ſchen Braunkohlenbergbaues. [Eine genaue, auf Familiennachrichten 
zurückgehende Biographie.) 


. 66—69: Chr. Voigt, Zur Geſchichte des Havelberger Schiffbaues. 


[Ergänzung zu dem gleichbetitelten Aufſatz des Verfaſſers im Jahr⸗ 
gang 1912. 


S. 97—110: Emil Bahrfeldt, Ein märkiſcher Groſchenfund aus dem 


W G Q 
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15. und 16. Jahrhundert. [Fund zu Beenz bei Lychen.) 


. 111—114: Paul Braun, Ein Beitrag zur Geſchichte Neudamms. 


[Mitteilungen an der Hand einer Familienchronik der Tuchmacher⸗ 
familie Jahn aus den Jahren 1703—1762.) 


145— 154: Robert Mielke, Zur Beſiedelungsgeſchichte der Provinz 


Brandenburg im 12. Jahrhundert. [Intereſſante Forſchung, nament: 
lich auf Grund der Haustypen.) 


. 155—161: E. Haaſe, Gottfried Arnold. [Kurze eh auf Grund 


des Dibeliusſchen Werkes.] 
— XXIV. Jahrgang. Berlin 1915 / 16. 


. 1—19: Paul Alfred Merbach, Michael Kohlhas⸗Dramen. Ein 


brandenburgiſches Kapitel vergleichender Literaturgeſchichte. 


. 19—28: E. Friedel, Benjamin Raule und Kaules Hof. 
. 23—25: P. E. Nichter, Zu Wilhelm Dilichs Anſicht und zur Ge- 


ſchichte von Brück i. M. 


. 88-48: Niebour, Die brandenburgiſchen Abgeordneten der Frank⸗ 


furter Nationalverſammlung. [Genaue Aufzählung mit kurzen Bio- 
grapbien.] 


. 48—52: Chr. Voigt, Von Admiral Gijfeld van Lier. [Über das 


Grab des Ubmirals.] 


S. 65—89: Hans v. Hülſen, Friedrich Auguft von Staegemann. Bor- 


Q Q 


S. 


trag. [Abriß von Staegemanns Leben, Charakteriſtik ſeiner Perſön⸗ 
lichkeit und eine Zergliederung feines dichteriſchen Werkes.) 


. 97-108: Konrad Haebler, Die liturgiſchen Drucke des Bistums 


Lebus. 


. 108-116: H. Eichhoff, überſicht über die Entwicklungsphaſen des 


Ortsnamens Potsdam. 


. 129—142: Chr. Voigt, Georg Strube, ein märkiſcher Dichter (1640 


bis 1702). 
142—150: Albert Kiekebuſch, Der Rötepfuhl. Ein Beitrag zur Ge- 
fchichte der Flurnamen. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 1915. 
S. 86—87: Hermann Gilow, Die Hellwigſche Jungmannſchaft als 


eine Vorläuferin der jetzigen Jugendkompagnien. [Der Geheime 
Legationsrat Friedrich Hellwig und ſein Sohn, der Wirkliche Geheime 
Rat Otto Hellwig leiteten in den 60er und 70er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts eine Jungmannſchaft.] 

18 * 
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S. 87-89: Wilhelm Schonack, Berlin und Umgegend im Urteil des 
jungen Geibel. 

S. 94—96 und S. 100—103: Heinrich Stümcke, Kronprinz Fritz und 
Katte auf der Bühne. [Im ganzen haben 24 Dramatiker die Kron: 
prinzentragödie von 1730 behandelt. Die älteften Verſuche ſtammen 
aus dem Jahre 1795 (anonym) und 1809 (Boirie und Lemaire, 
La jeunesse du grand Frédéric, Melodrama), dann folgt 1834 
Georg Schlumbergers Trauerfpiel „Leutnant von Katt oder des 
Kronprinzen Flucht 1834“. Unter den weiteren Behandlungen iſt 
Moſens „Sohn des Fürſten“ (1847), Otto Ludwigs Fragment 
„Friedrich von Preußen“, Laubes „Prinz Friedrich“ 1847 und Wil⸗ 
helm Meinholds „Der alte deutſche Degenknopf oder Friedrich der 
Große als Kronprinz und fein Vater“ zu nennen.] 


— Berlin 1916. 


S. 5—6: Heinrich Stümcke, Kronprinz Fritz und Katte auf der Bühne 
(Schluß). [Die neueren dramatiſchen Darſtellungen, insbeſondere von 
Guſtav Weck (1900), Otto v. d. Pfordten (1902), Hermann 
Burte (1914), Emil Ludwig (1914), Paul Ernſt (1915) werden 
beſprochen.] 

S. 6: Ein Siegeslied von 1763. [Ein Gedicht der Luiſe Karſch, das 
der Prinzeſſin Amalie gewidmet war.] 

S. 10—11: Emma Golmick, Aus meinen Berliner Erinnerungen. 


Zeitſchrift für die Geſchichte und Altertumskunde Ermlands. XIX. Band. 
Braunsberg 1915. 


S. 395 — 408: Max Bär und Georg Lühr, Die Bafallenliften über das 
Ermland aus den Jahren 1774 — 1776. 

S. 409—438: Fleifde, Dompropft Dr. Franz Dittrich. [Nachruf auf 
den langjährigen Vorſitzenden des hiſtoriſchen Vereins für Ermland. 
unter genauer Mitteilung feiner Beröffentlichungen.] 

S. 439—458: Röhrich, Zur Lage des Geſindes im Ermland des 17. und 
18. Jahrhunderts. 

S. 459—472: Dombrowski, Ermlands Erbhuldigung im Jahre 1772. 

S. 512—533: Jof. Kolberg, Die Kirchenbücher des Bistums Ermland. 


Hiſtoriſche Monatsblätter für die Provinz Poſen. Jahrgang XVI. 
Poſen 1915. 


S. 161—181: K. Raffel, Ein ärztliches Kulturbild aus Südpreußen. 
[Eine vorzügliche Überſicht über die preußiſchen Maßregeln zur Orga— 
nifation des Geſundheitsweſens nach der Beſitzergreifung.] 

S. 181—184: G. Haupt, Zur Baugeſchichte des Raczynskiſchen Palais 
in Poſen. 


— Jahrgang XVII. Poſen 1915. 


S. 1—10: Arthur Kronthal, Die Poſener Wappen⸗ und Stadtfarben. 
S. 10—22: J. Koſtrzewski, Überſicht der Erſcheinungen auf dem Ge- 
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biete der Poſener Provinzialgeſchichte im Jahre 1914 nebſt Nachträgen 
zum Jahre 1913. Polniſche Literatur. 

S. 25—31: Martin Schultze, Die vorgeſchichtlichen Germanen in der 
Provinz Poſen. . 

S. 31—37: Jacob Jacobſon, Dr. A. E. Wolff, erſter ſüdpreußiſcher 
Medizinalaſſeſſor in Poſen. [Angaben über ſein Leben.] 


Oberſchleſien. Monatsſchrift, hrsg. von P. Knötel. Jahrgang 14. 
Kattowitz 1915. | 


. 3—12, 46—56: P. Knötel, Schleſien als Grenzland. [Zum Teil im 
Anſchluß an Partſch, Schleſien, Eine Landeskunde. 

151—154: E. Miſſalek, Vom oberſchleſiſchen Handel zur Zeit 
Friedrichs des Großen. 

. 198—204: J. Chrzaßcez, Der Abbruch der Oderbrücke bei Krappitz 
im Jahre 1741. [Die Brücke wurde aus ſtrategiſchen Gründen von 
preußiſchen Truppen abgebrochen, eine neue ſtehende Brücke wurde 
erſt 1887 gebaut.] 

. 217—221: J. W. Schemmel, Eine Erinnerung aus dem Jahre 1848. 
[Betrifft den Bauernaufſtand im Kreiſe Roſenberg.] 

S. 571—580: M. Laubert, Eine Denkſchrift Joh. Sam. Richters über 

das oberſchleſiſche Elementarſchulweſen vom Jahre 1821. [Der viel⸗ 

fach gemeinnützig und literariſch tätige Verfaſſer war 1816—1838 

Konſiſtorialrat in Oppeln. 


Oberſchleſiſche Heimat. Zeitſchrift des Oberſchleſiſchen Geſchichtsvereins. 
Band 11. Oppeln 1915. 


S. 117—131: J. Slawik, Das Eichendorffgeſchlecht in Deutſch- Krawarn 
[Das aus der Mark ſtammende Geſchlecht v. Eichendorff wurde durch 
den kaiſerlichen Rittmeiſter Jakob v. E. während des Dreißigjährigen 
Krieges im Fürſtentum Jägerndorf anſäſſig.] 


Schleſiſche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte 
Schleſiens. Jahrgang 1915. 
S. 40-42: Aus der Familiengeſchichte des Geſchlechts v. Frankenberg. 
S. 49-60: H. Wendt: Schleſiſches vom Wiener Kongreß. III. [Vgl. 
dieſe Zeitſchrift 28, S. 342. 
— Jahrgang 1916. 
S. 11—16: Aus der Familiengeſchichte des Geſchlechts v. Frankenberg. 


G 
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Neues Laufſttziſches Magazin. Zeitſchrift der Oberlauſitziſchen Gefell- 
ſchaft der Wiſſenſchaften. Bd. 90. Görlitz 1914. 


S. 31—146: R. Jecht, Der Oberlauſitzer Huſſitenkrieg und das Land der 
Sechsſtädte unter Kaiſer Sigmund. Teil 1I. [Behandelt die Jahre 
1430—1432. Teil I erſchien in Bd. 87 (1911) des Neuen Lauſitziſchen 
Magazins und außerdem als beſonderes Buch.] 
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Jahresbericht des Reiger Kunfl- und Altertumdpereind. Neiße. 


Jahrg. 17 (1914), S. 17—26: Dittrich, Andenken an die Zeit der Frei» 
heitskriege im Neißer Muſeum. 

Jahrg. 18 (1915), S. 26—37: Dittrich, Grabdenkmäler adeliger Perſonen 
auf Neißer Friedhöfen. (Betr. vorwiegend Offiziersfamilien.) 


Schriften des Vereins für Geſchichte der Neumark. Heft 32. Lands⸗ 
berg a. W. 1915. 


S. 1—49: Köppel, Tagebuch und Briefe meines Vaters aus dem Kriege 
1813/14 nebſt kurzem Lebensabriß [des ſpäteren Pfarrers Köppel, der 
als Jäger im Colbergſchen Infanterieregiment den Feldzug 1813/14 
mitmadte]. 

S. 51—88: Arthur Kern, Briefe aus der Zeit der Reform und der Ve: 
freiung 1811—1818. [Es handelt fih um Briefe des Ludwig Schoetz, 
der 1808 in Frankfurt a. O., ſpäter am Thaerſchen Inſtitut zu 
Moegelin ſtudierte, an dem Feldzuge 1813—1815 teilnahm und dann 
bei der Generalkommiſſion in Frankfurt a. O. angeſtellt wurde, an 
ſeinen früheren Kommilitonen Ludwig Kern, ſpäteren Landesälteſten 
in Breslau. Die Briefe betreffen namentlich Albert Thaer und ſein 
Inſtitut.] 

S. 89— 192: Oskar Seeliger, Geſchichte des Kirchſpiels Schmarſe. [Die 
Geſchichte des im Kreiſe Züllichau⸗Schwiebus gelegenen Dorfes geht 
bis 1251 zurück. Es werden alle Seiten der Entwicklung berück⸗ 
ſichtigt.] 

S. 193—205: Rehmann, Ein Beitrag zur Aufhebung des Judenſchutz⸗ 
geldes. [Genaue Statiſtik über die Judenfamilien der Neumark.) 


— — — Heft 33. Landsberg a. W. 1915. 


S. 1—104: Maximilian Schultze, Das 1. und 2. Neumärkiſche Land- 
wehr⸗Kavallerie⸗Regiment. [Es iſt eine überaus ſorgfältige, auf Akten 
beruhende Darſtellung der Kriegstätigkeit der beiden Neumärkiſchen 
Landwehr⸗Kavallerie⸗Regimenter von 1813 — 1815. 

S. 167—182: Rehmann, Eine wiedergefundene Inſchrift. [Es handelt 
ſich um die Grabinſchrift der Gräſin Lichtenau mit einigen Mitteilungen 
nach Akten des Guts Lichtenau.) 


Einundvierzigſter und zweiundvierzigſter Jahresbericht des Altmärkiſchen 
Vereins für vaterländiſche Geſchichte zu Salzwedel. Seehauſen 1915. 


S. 3—7: Adler, Werner von der Schulenburg. [Nachruf auf den lang- 
jährigen Vorſitzenden des Vereins, Landrat von der Schulenburg. 

S. 8—9: Adler, Carl Ferdinand Max Schulle. [Nachruf auf den lang⸗ 
jährigen Bibliothekar.) 

S. 12—19: G. Liebe, Die altmärkiſche Landmiliz 1757. [Auf Grund der 
Akten des Magdeburger Staatsarchivs.) 

S. 20—29: H. Rofendorf, Die kurfürſtlichen Beftätigungen der Hats- 
wahlen in den altmärkiſchen Städten. [Ein Beitrag zur Verfaſſungs⸗ 
geſchichte der altmärkiſchen Städte.] 
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S. 30—42: Albert Küſter, Kultivierung des Seidenbaues in Calbe an 
der Milde. (Es handelt ſich um die Zeit von 1746—1775 nach Akten 
des Magiſtrats zu Calbe. 

. S. 43—53: Gaedke, Reuter Joh. Hennig Piepenbring aus Hildesheim 
und der Marienkirchturm zu Salzwedel. [Löſchung des Feuers, das 
durch Blitzſchlag im Marienkirchturm entftanden war, 19. Mai 1724, 
und Belohnung des Reuters. 


Zeitſchrift des Harzvereins für Geſchichte und Altertumskunde. 48. Jahr⸗ 
gang. Wernigerode 1915. 
S. 28 — 56: G. Arndt, Die kirchliche Baulaſt in dem Bereich der früheren 
Grafſchaft Hohenſtein. 
S. 81—132: G. Arndt, Die kirchliche Baulaſt im Stifte Quedlinburg, in 
der Reichsfreiherrſchaft Schauen und in der freien Reichsſtadt Nord⸗ 
hauſen. 


Zeitſchrift des Vereins für Kirchengeſchichte in der Provinz Sachſen. 
Jahrgang 12. Magdeburg 1915. 

S. 50—89: K. Schapper, Zur Geſchichte des Altmärkiſch⸗Prignitzſchen 
Geſangbuchs (Fortſetzung folgt). 


Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen. 80. Jahrgang. 
Hannover 1915. 

S. 207—315. Margarete Moll, Die Ritterbürtigen im Braunſchweiger 
Lande. Ein Beitrag zur Standesgeſchichte des ſpäteren Mittelalters. 
[Die Unterſuchung wird auf Grund genauerer Feſtſtellungen der 
Standesverhältniſſe von 10 Familien geführt, darunter die für die 
brandenburgiſche Geſchichte wichtigen Geſchlechter von der Aſſeburg 

(S. 263), Saldern (S. 281) und v. Alvensleben (S. 291).] 


Zeitſchrift der Geſellſchaft für Schleswig ⸗Holſteiniſche Geſchichte. 45. Band 
Leipzig 1915. 

S. 86—115: F. Cierpinski, Die Politik Englands in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage im Anfange des Jahres 1864. [Fortfegung des 
Aufſatzes: „Die Politik Englands ... von 1861 bis Anfang Januar 
1864“ im vorigen Hefte; vgl. Forſchungen Bd. 28, S. 343. 

S. 310—328: Graef, 1864. Schleswig⸗Holſtein und das Ausland. [Nach 
Berichten der franzöfiſchen Diplomaten: Über den Urſprung des Krieges 
1870/71. 


Düſſelderſer Jahrbuch. Band 27. Düſſeldorf 1915. 


S. 1—144: Otto Kolhorn, Markgräfin Anna Sophia von Branden- 
burg und die Vorgeſchichte ihrer Vermählung. 1609—1614. [Es handelt 
fih um die Markgräfin Anna Sophia, Tochter des Kurfürſten Johann 
Sigismund. Der Plan ihrer Vermählung mit dem Pfalzgrafen Wolf⸗ 
gang Wilhelm von Pfalz⸗Neuburg hängt bekanntlich eng mit dem 
jülich⸗cleviſchen Erbfolgekrieg zuſammen, und ihre ſpätere Verheiratung 
mit dem Herzog Friedrich Ulrich von Braunſchweig hat, wie K. zuerſt 
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nachweiſt, als Hintergrund ein Erbanfallsrecht des welfiſchen Hauſes 
an den jülich⸗cleviſchen Landen. K.S gehaltvolle Abhandlung muß daher 
auf die allgemeine brandenburgiſche Politik jener Zeit und die allgemeine 
Lage und Charakteriſtik der beteiligten Fürſtlichkeit eingehen. Er ſetzt 
ſich daher vielfach mit der Darſtellung Koſers in deſſen Geſchichte der 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Politik auseinander und unterſtreicht ba: 
bei die Bedeutung der Kurfürſtin Anna. In zwei beſonderen Ab⸗ 
ſchnitten werden einerſeits die geſamte Tradition über die „Düſſel⸗ 
dorfer Ohrfeige“ und andererſeits die Motive des Kurfürſten Johann 
Sigismund von Brandenburg bei ſeinem Übertritt zum reformierten 
Glauben genau gewürdigt.] 


Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins. 48. Bd. Elberfeld 1915. 


S. 1— 104: Otto Hollweg, Kurbrandenburgiſche Kirchenpolitik am Nieder⸗ 
rhein von 1672 — 1683. I. [Der vorliegende erfte Teil behandelt die 
Religionsverhandlungen Kurbrandenburgs mit Pfalz⸗Neuburg bis zum 
Weſeler Vergleich 1677. 


Mouatsſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins. 1915. 


Nr. 1: A. Haſenclever, Ein Ehrenhandel zwiſchen Auguſt von der 
Heydt und Landrat Georg Binde 1844. [Wegen beleidigender Auße⸗ 
rungen H.s im Verwaltungsrat der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft.] 

Nr. 12: A. Haſenclever, Zur Geſchichte der Volksſchule in Ehring⸗ 
hauſen bei Remſcheid während der Jahre 1813—1821 [nach Akten des 
damaligen Schulvorſtandes Joſua Haſenclever]. 


Naſſauiſche Aunalen. 43. Band. 1914 und 1915. Wiesbaden 1915. 


S. 105—199: A. Gerhardt, Das preußiſche Militärlazarett im Schloſſe 
zu Runkel a. d. Lahn 1813—1814. [Auf Grund der Akten des Staats- 
archivs zu Wiesbaden.] 

S. 266— 373: A. Merker, Ludwig Harſcher von Almendingen. Ein 
Kechtsgelehrter, Schriftſteller und Staatsmann des beginnenden neun: 
zehnten Jahrhunderts. [Der naſſauiſche Juriſt und Publiziſt H., 
deſſen literariſches Hauptwerk „Politiſche Anſichten über Deutſchlands 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft“ 1814 erſchien, geriet in⸗ 
folge ſeiner Beteiligung an dem Anhalt⸗Bernburg⸗Schaumburgſchen 
Erbſtreit, bei dem es ſich hauptſächlich um in Preußen belegene Güter 
(Schloß Zeitz, Dorf Belleben, Aſcherslebenſche und Gaterslebenſche 
Seeländereien) handelte, in Konflikt mit preußiſchen Miniſterien 
(v. Kircheiſen und Schuckmann, Geheimrat v. Kamptz, Klindworth) 
1819— 1826.) 


Die Fränkiſche Alb. Zeitſchrift des Fränkiſchen Albvereins. Jahr⸗ 
gang 1916. Nürnberg. 
Nr. 2: Erich Kolde, Der Rathsberg bei Erlangen als königl. preußiſche 
Feſtung. Ein Projekt aus dem Jahre 1705 [nach Akten des Geheimen 
Staatsarchivs zu Berlin]. 
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ſtorreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Geſchichts⸗ und 

Altertumsvereine. 63. Jahrgang. Berlin 1915. 
Sp. 249—257: Max Bär, Zur Bibliographie der Rheinprovinz. [Er⸗ 
gänzung zu dem Aufſatz von V. Loewe, Einiges über Bibliographien 

der Territorialgeſchichte. Ebenda Sp. 105— 120. 
Sp. 262—265: M. Klinkenborg, Ein Inventar des Archivs der branden⸗ 
burgiſchen Provinzialverwaltung. [Bericht über das im Drucke be⸗ 

findliche Inventar und über deffen Anlage.) 


Archivaliſche Zeitſchrift. Dritte Folge. Erſter Band. München 1915. 


S. 211—275: Auguſt Jegel, Fürſt und Adel in den ehemaligen Fürſten⸗ 
tümern Ansbach und Bayreuth. lüberſichtliche, auf dem geſamten 
Aktenmaterial beruhende Schilderung des Verhältniſſes bis in die 
preußiſche Zeit.] 


Deutſche Geſchichtsblätter. Band XVII. Gotha 1916. 
S. 1—15: Guſtav Sommerfeldt, Maſuriſche Geſchichtsforſchung. 


Hiſteriſche Zeitſchrift. Der ganzen Reihe 115. Band. Dritte Folge. 
19. Band. München und Berlin 1916. 

S. 278—310: E. Müſebeck, Das Verhalten der preußiſchen Regierung 
im Fichteſchen Atheismusſtreit. [Es werden zunächſt nach neu er⸗ 
mittelten Akten die Vorgänge dargeſtellt, die die preußiſche Regierung 
bewogen, ein Einſchreiten gegen Fichte abzulehnen, um ſodann ihr 
Verhalten ideengeſchichtlich mit dem inneren Charakter jener Zeit zu 
beſtimmen. Als Beilagen werden gegeben: 1. Verzeichnis der an⸗ 
geſchuldigten Stellen aus der Abhandlung von Fichte; 2.—5. Gut- 
achten der Oberkonſiſtorialräte Andr. Jak. Hecker, Joh. Friedr. Zöllner, 
Friedr. Sam. Gotifr. Sack, Wilh. Abrah. Teller.] 

S. 311—323: W. Biereye, Die Wendeneinfälle der Jahre 1178, 1179, 
1180 und die Herausforderung Heinrichs des Löwen zum Zweikampf 
durch Markgraf Dietrich von Landsberg. 

S. 587—569: Albrecht Dühr, Probleme der Arndt- Biographie. [Er⸗ 
örterung der Probleme im Anſchluß an E. Müſebecks Biographie. 
Bd. I.] 


Hiſtoriſches Jahrbuch. 36. Band. München 1915. 


S. 815—820: J. v. Pflugk⸗Harttung, Hinter der Schlachtlinie von 
Belle⸗Alliance. [Es wird die panikartige Flucht hinter der Front des 
Wellingtonſchen Heeres beſonders auf Grund hannöverſcher Berichte 
erörtert.] 


Preußiſche Jahrbücher. 163. Band. Berlin 1916. 

S. 49—100: Joachim Kühn, Bismarck und der Bonapartismus im 
Winter 1870/71. [Eine detaillierte Unterſuchung der Beziehungen Bis- 
marcks zu dem Bonapartismus ſeit dem Sturze der napoleoniſchen 
Regierung.] | 
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Zeitſchrift der Savigny-Stiftung für Nechtsgeſchichte. Germaniſche Ab- 
teilung. 36. Band. Weimar 1915. 
S. 24—136: Wilhelm v. Brüneck, Zur Geſchichte der Gerichtsverfaſſung 
Elbings. [Die vorpreußiſche Zeit mit kurzem Hinsweis auf die Ande⸗ 
rungen nach 1772. 
S. 478—482: Jacob Grimm über Savigny. (Mitteilung zweier Briefe 
Grimms an A. Fr. Rudorff vom 28. und 31. Juli 1862 über ſein 
Verhältnis zu Savigny. 


Zeitſchrift für Politik. VIII. Band. Berlin 1915. 


S. 381—426: A. Brückner, Die leitenden Ideen der polniſchen Politik 
von 1795—1863. [Überſichtliche Skizze im Anſchluß an das polniſch 
geſchriebene Buch von Wilhelm Feldmann, Geſchichte des polniſchen 
politiſchen Denkens in der Zeit nach den Teilungen. Band I: bis 
1863. Krakau 1914.] 


Zeitſchrift für Volkswirtſchaft, Sezialypolitit und Verwaltung. 24. San) 
. Wien 1915. 
S. 501—675: Joſef Buzek, Die Organiſation der Verwaltung und die 
Verwaltungsreformbewegung in Preußen. [Schluß.] 


Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft 
im Deutſchen Reihe. 40. Jahrgang. München⸗Leipzig 1916. 

S. 1—19: Guſtav Schmoller, Fünfhundert Jahre Hohenzollernherr⸗ 
ſchaft. [Eine Überſicht im Anſchluß an Hintzes: „Die Hohenzollern 
und ihr Werk“. In der Einleitung die intereſſante Mitteilung, daß 
Hintze urſprünglich mit Schmoller und Koſer das Werk ſchreiben ſollte, 
daß aber Schmoller es durchſetzte, daß Hintze allein die Aufgabe über: 
nahm. „Sie mußte von einer Feder, aus einem Guſſe ausgeführt 
werden, um zu wirken“. 

S. 21—53: Georg Jäger, Der preußiſch⸗deutſche Staat und feine Macht⸗ 
organiſation. 


Der deutſche Herold. Zeitſchrift für Wappen⸗, Siegel⸗ und Familien⸗ 
kunde. 46. Jahrgang. Berlin 1915. 


S. 121—123: C. v. Bardeleben, Die Huldigung des Markgrafen Albrecht 
von Brandenburg und das vreubifde Wappen im Jahre 1525. [Ein 
Bericht des Biſchofs von Camienitz über die Huldigung liegt der 
Schilderung zu Grunde.] 


Vierteljahrſchrift für Wappen, Siegel und Familienkunde. 44. Jahr- 
gang. Berlin 1916. 
S. 6—48: K. v. Flanß, Die von Schwichow in Vommern, auch Preußen 
und Poſen. 
Nationale Nundſchan. Jahrgang 1916. Berlin⸗Wilmersdorf. 


Heft 9, S. 801—309: G. B. Volz, Friedrichs des Großen hiſtoriſche 
Schriften im Lichte der modernen Forſchung. 
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S. 310—323: Wilhelm (Willy) Rath, Amors Tempel. [Der Tempel 
der Liebe. Ein Feſtſpiel von König Friedrich II. Deutſch von W. Rath. 


Die Grengbaten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von Georg Cleinow. 74. Jahrgang. Berlin 1915. 
Nr. 40: Otto Ritter von Terzi, Das deutſche Volkserwachen in Ofter- 
reich. Einige Baufteine zur [Vor-] Geſchichte des Zweibundes. - 
N. 42: P. Sſymank, Die Hohenzollern und die akademiſche Jugend. 
— 75. Jahrgang. Berlin 1916. 
Nr. 3: G. Rauter, Slaviſche Ortsnamen im Brandenburgiſchen. 
Nr. 10: Simon, Schleiermacher als Patriot. 


Nr. 11: C. Bornhak, Der geſchloſſene Handelsſtaat Fichtes. 
Nr. 12: S. Stern, Die Drientpolitik Friedrichs des Großen. 


Konſervative Monatsſchrift. 74. Jahrgang. Berlin 1915/16. 
Heft 1: H. v. Petersdorff, 500 Jahre Hohenzollernherrſchaft. 
Heft 2—4: M. v. Szezepanski, Albrecht von Stole Gedanken über 
Heerweſen und Krieg. 
Heft 3: Dunckmann, Abendmahlsgebete, aufgeſchrieben von Sr. Maj. 
dem Könige Friedrich Wilhelm IV. [1805— 1845. Nach im Beſitz 
des Herausgebers befindlichen Aufzeichnungen.] 


Weſtermaunß Monatshefte. Hrsg. von F. Düſel. 60. Jahrgang. 
Braunſchweig 1915/16. 


Heft 2: K. Th. Zingeler, Friedrich I. von Brandenburg. 


Dentſche Nundſchau. Hrsg. von Bruno Hake. 42. Jahrgang. 
Berlin 1915 / 16. 


Heft 1: O. Hintze, Das Werk der Hohenzollern. Eine Jubiläumsbetrachtung. 
Heft 1—4: H. Freiherr v. Egloffſtein, Carl Bertuchs Tagebuch vom 
Wiener Kongreß. [B., Buchhändler in Weimar, war in der Frage 
der Preßfreiheit und des Nachdruckverbots zum Kongreß zugezogen.] 
Heft 2: S. Stern, Juliane von Krüdener. [Eine Erinnerung an die 
Tage der Heiligen Allianz.) 
F. Tönnies, Vor 100 Jahren. [Wiener Kongreß.) 
Heft 4: K. Toth, Fürſt Karl von Ligne, der arbiter elegantium des 
18. Jahrhunderts. 
Heft 5: J. Kühn, B. V. Ephraims Pariſer Geheimſendung von 1790/1. 
Das Ende einer politiſchen Legende. 
Heft 6: E. Müſebeck, Ernſt Moritz Arndt in den politiſchen Strömungen 
nach den Freiheitskriegen. 
J. Krauter, Die Politik Oſterreichs im griechiſchen Freiheits⸗ 
kampf (1822—1829). 


Denutſche Revne. Eine Monatsſchrift. Hr3gb. von Richard Fleiſcher. 
41. Jahrgang. Stuttgart 1916. 
Januar: K. v. Scala, Otto von Bülow. [Ein Mitarbeiter Bismarcks 
beim deutſch⸗öſterreichiſch⸗zungariſchen Bündnis.] 
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Öfterreichifche Nundſchan. Hrsg. von Leopold Frhr. v. Chlu⸗ 
medy, Dr. Karl Gloſſy, Dr. Felix Frhr. v. Oppen⸗ 
heimer. 46. Band. Wien 1916. 


Heft 1: L. Brügel, Eine Denkſchrift Bismarcks über die Pariſer Kommune. 


[Vom 17. Juni 1871, an Beuſt gerichtet.] 


Voſſiſche Zeitung. Sonntagsbeilage 1915. 


Nr. 43: H. Kühn, Hohenzollernfürſten als Paläſtinafahrer. 
Nr. 48: R. Eucken, Fichtes Reden. 


Na. 


52: M. Morris, Bismarck als Journaliſt. 


— 1916. 


Nr. 
Nr. 


1: M. Morris, Wie vorher. 
4: © Kaeber, Die Hohenzollern und ihr Werk. [Beſprechung des 
Werkes von Hintze.) 


Militar Wochenblatt. 1915. 
(Nachtrag zu Bd. 28, 2: 


Nr. 


Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 


Nr. 


Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 


Nr. 


Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 


Nr. 


148—153: v. Blume, Die Kriegslage im Oſten und ihre Ent⸗ 
wicklung. 

152/153: Kowno. 

153/154: Weichſelübergang. 

159: v. Blume, Sedan. 

165: Behandlung der amtlichen Kriegsberichte unſerer Gegner.) 


175 ff.: Amtliche Mitteilungen des Großen Hauptquartiers, der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Heeresleitung und des Admiralſtabes der Marine. 
Kriegstagebuch. Neueſte Ereigniſſe. — Der türkiſche Krieg mit den 
Dreiverbandsmächten. 

175: Bei der Bug⸗Armee. (Schluß.) 

175/181/182: v. Blume, Die Kriegsereigniſſe in Rußland. 

176: v. Blume, Die neue Durchbruchsſchlacht im Weſten. 

183: v. Blume, Ergebnis der bisherigen Kriegsführung gegen 
Rußland. 

186—191: Schloenbach, Die Königl. Preußiſche Ranglifte des 
Jahres 1799. 

196 ff.: Immanuel, Rückblick auf den bisherigen Verlauf des Feld- 
zuges in Serbien. Der Feldzug in Serbien bis Ende Oktober 1915. 
Der Feldzug in Serbien im November 1915. [Inzwiſchen als Buch 
erſchienen.) 

198 ff.: v. Blume, Der Balkanfeldzug im Rahmen der allgemeinen 
Kriegslage. 

214215: v. Blume, Optimismus und Peſſimismus. 

225: Immanuel, Kitchener. 


232: S Saloniki. 
Albanien. 
2.35 236: „ Der Feldzug in Montenegro, Albanien, Mazedonien. 
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Nr. 1 ff.: Amtliche Mitteilungen uſw. 


Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 
Nr. 


Immanuel, Der Feldzug in Montenegro, Albanien, Mazedonien. 


. 34: v. Blume, Rückblick und Ausblick beim Jahreswechſel 1915/16. 
5/6: Die Feftung London [mit Skizze, 
. 7: Immanuel: Der Heilige Krieg des Islam. 


Unſere Lenkſchiffe in gegneriſcher Beleuchtung. 


. 9: v. Blume, Gallipoli und Saloniki. 

. 11: Englands Blockadepolitik. 

. 12/13: v. Blume, Montenegro. | 

. 15/16: Ein neuer Sieg in der Verteidigungsſchlacht. [Über die Kämpfe 


in Oſtgalizien vom 24. Dezember 1915 bis 15. Januar 1916.) 
v. Polſter, Der jetzige Stand des Luftfahrzeug⸗ und Kraftfahr⸗ 
weſens unſerer Gegner und ihre Hilfsquellen. [Schluß in Nr. 17/18. 


. 25/26: Die gefährdete Einheit in der franzöſiſchen Oberleitung. 


Der Geologe im Kriege. 


. 27/28: Die Geſchichte einer großen Offenſive. 


Die Feſtung Saloniki. 


. 29: Nach der Einnahme von Modlin (Nowo⸗Georgiewsk). 


Die Zerſtreuung der engliſchen Streitkräfte. [Nach der „Nation“. 


. 30: v. Blume, Die Lage auf dem Balkankriegsſchauplatz. 


Die Denkſchrift der deutſchen Regierung über die Behandlung be⸗ 
waffneter Handelsſchiffe vom 8. Februar. 


. 31: Die Lage am Tigris und am Kaukaſus. [Nach engliſcher Dar: 


ſtellung.] 


. 32: Angriffs- oder Ermüdungsſtrategie? [Nach italieniſchen Zeitungen.] 
. 33/34: v. Blume, Kriegsleitung. 
. 85: Die Bedeutung der deutſchen Zeppelin⸗Angriffe. [Nach dem „Nieuwe 


Courant “.] 


. 36: v. Blume, Erzerum. 
37/38: v. Blume, Der Vorſtoß nördlich von Verdun. 


J., Erzerum. Ein Blick auf die Vergangenheit und Gegenwart 
dieſer Feſtung. [Schluß in Nr. 39.) 


. 40: Immanuel, Verdun. [Mit Skizze.] 


Kleinmütigkeit und Verbitterung in Frankreichs Heer und Volk. 

[Nach franzöſiſchen Originalbriefen.] 

42: v. Blume, Die Kriegslage bei Verdun. 

43: J., Die Vogeſen in der Kriegsgeſchichte. 

44/45: v. Blume, Fortſetzung des Angriffs auf Verdun. 

47: v. Blume, Kut el Amara. [Mit Skizze. ] 

48/49: Die Landesverteidigung in Tirol und Vorarlberg. 

52: Die engliſche Niederlage am Tigris. [Vom 21. Januar 1916. 
Nach der „Morning Poſt“.] 


Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine. Geleitet von Keim. 


1915 


Heft 529: Rhazen, Von Lemberg und dem Narew bis Breſt⸗Litowsk. 
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Heft 530: v. Rigter, Der dritte Abſchnitt des Angriffs auf die Darda- 


nellen. 

v. Welck, Belgiens Schuld. [Schluß in Heft 581.) 

Bald, Benedeck. [.Die Behauptung Alters (vgl. Forſchungen 
Bd. 26), wonach B. das Opfer einer gegen ihn verſchworenen Adels- 
und Generalsclique war, wird zurückgewieſen; B. ſei vielmehr als 
Feldherr unterlegen, weil „es ihm am nötigen Selbſtvertrauen fehlte, 
nachdem er fic) unter kleineren Verhältniſſen ſtets als tapferer, ſchnei ⸗ 
diger Soldat, als energiſcher, ſcharfblickender Truppenführer bewährt 
hatte ... Alle Rechtfertigungsverſuche können B. niemals zum Feld- 
herrn machen, aber er ſelbſt hat ſich auch niemals zum Feldherrn be⸗ 
rufen gefühlt, er wollte nur Erzieher der Truppen ſein.“] 


Heft 531: Rhazen, Von Breſt⸗Litowsk bis zum neuen Balkanfeldzug. 


Woelki, Maſſenheere und Befeſtigung. [Letztere muß ſich den 
erſteren anpaſſen.] 


1916. 
Heft 532: Rhazen, Des Balkankrieges erſter und zweiter Abſchnitt. 


Immanuel, Moltke und die Anfänge der deutſchen Seemacht. 

Woelki, Zur Verſtärkung von Stellungen. [„Das Zurückfallen 
in die alte Lineartaktik bedeutet ſicherlich keinen Fortſchritt und kann 
nicht als der Weisheit letzter Schluß gelten, wenn ſie nur auf bloße 
Abwehr gerichtet iſt.“] 


Heft 533: v. Richter, England und die allgemeine Wehrpflicht. 


Rhazen, Neues von den Armeen unſerer Gegner. [I. Frank⸗ 
reich. II. Rußland.] 

Die Organiſation der Landwehr im Großherzogtum Poſen durch 
den erſten kommandierenden General in demſelben, den General⸗ 
leutnant Auguſt von Thümen. [Nach Papieren des Generals und 
Akten des Kriegsminiſteriums bearbeitet von ſeinem Enkel, dem Major 
Karl v. Thümen. Enthält auch intereſſante Mitteilungen über die 
politiſchen Verhältniſſe.] 


Heft 534: v. Welck, Einige kurze militäriſche Betrachtungen. [Der Verf. 


vergleicht unſere heutige Armee mit der von 1870/71 in bezug auf 
Organiſation, Leitung, Bewaffnung, Kampfweiſe uſw.; man glaube 
dabei, „nicht in ein anderes Jahrhundert, ſondern in ein anderes 
Zeitalter verſetzt zu ſein.“] 

v. Richter, Das Ende des Dardanellenunternehmens. 

Rhazen, Des Balkankrieges dritter Abſchnitt. 


II Bücher 
A. Beſprechungen 


Die Beſprechungen werden in gleicher Weiſe, wie im vorigen Bande, dem 


zweiten Hefte vorbehalten. 
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B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


von Below, Georg, Deutſchland und die Hohenzollern. Eine Kriegsgedenkrede. 
S. Hirzel, Leipzig 1915. Mk. 0.80. | 

Brackmann, A., Oſtpreußiſche Kriegshefte auf Grund amtlicher und privater 
Berichte. Heft 2. Die Fluchtbewegung und Flüchtlingsfürſorge. Heft 3. 
Die zweite Beſetzung Oſtpreußens und die Wirkung des Krieges auf Land⸗ 
wirtſchaft und Handel der Provinz. S. Fiſcher, Berlin 1915—1916. Je 
Mk. 1.—. 


Brandenburg, Erich, Die Reichsgründung. 2 Bände. Quelle & Meyer, Leipzig 
1916. Lwbd. Mk. 14.—. 


Brandenburg, Erich. Unterſuchungen und Aktenſtücke zur Geſchichte der Reichs⸗ 
gründung. Quelle & Meyer, Leipzig 1916. Mk. 16.—. 


von Caemmerer, Hermann, Die Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg 
und der beiden erſten Könige von Preußen. (Veröffentlichungen des Vereins 
für Geſchichte der Mark Brandenburg.) Duncker & Humblot, München⸗ 
Leipzig 1915. Mk. 16.—. 


Droyſen, H., Aus den Briefen der Herzogin Philippine⸗Charlotte von Braun⸗ 
ſchweig 1732 — 1801. I. Band. 1732 — 1768. (Quellen und Forſchungen zur 
braunſchweigiſchen Geſchichte. VIII. Band.) J. Zwisler, Wolfenbüttel 1916. 
Mk. 4.—. 


Friedensburg, Walter, Kurmärkiſche Ständeakten aus der Regierungszeit Kur⸗ 
fürſt Joachims II. 2. Band. 1551—1571. (Veröffentlichungen des Vereins 
für Geſchichte der Mark Brandenburg). Duncker & Humblot, München⸗ 
Leipzig 1916. Mk. 24.—. 


Haedecke, Richard, Die Schlacht bei Dennewitz, ein Sieg Bernadottes. Studie 
zur Vorgeſchichte des 6. September 1813. Schall & Reutel, Berlin 1916. 
Dalle, Guftav, Theodor von Schön und die Steinſche Wirtſchaftsreform. Zur 
gleich ein Beitrag zu einer Biographie Th. von Schöns. K. F. Köhler 1915, 

Leipzig 1915. Mk. 4.—. 

Haufe, Richard, Der deutſche Nationalſtaat in den Flugſchriften von 1848/49. 
K. F. Köhler, Leipzig 1915. 

Heigel, K. Th., Politiſche Hauptſtrömungen in Europa im 19. Jahrhundert. 
3. Aufl. (Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſenſchaftlich gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellungen. Bändchen 129). B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin 
1915. Geb. Mk. 1.25. 

Joachimſen, Paul, Vom deutſchen Volk zum deutſchen Staat. Eine Geſchichte 
des Nationalbewußtſeins. (Aus Natur und Geiſteswelt. Sammlung wiſſen⸗ 
ſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen. Bändchen 511.) B. G. Teubner, 
Leipzig⸗Berlin 1916. Geb. Mk. 1.25. 


Kolshorn, Otto. Unſer Mackenſen. Ein Lebend- und Charakterbild. E. S. 
Mittler & Sohn, Berlin 1916. Mk. 1.—. 

Kühn, Joachim, B. V. Ephraims Geheimſendung nach Paris 1790/91. Ein 
Beitrag zur Kabinettspolitik Friedrich Wilhelms II. Inauguraldiſſer tation 
der philoſophiſchen Fakultät zu Gießen. Gießen 1916. 
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Loebl, Alfr. H., Der Sieg des Fürſtenrechtes auch auf dem Gebiet der Finanzen 
vor dem Dreißigjährigen Kriege. (Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche For- 
ſchungen, herausgegeben von G. Schmoller und M. Sering. Heft 187.) 
Duncker & Humblot, München⸗Leipzig 1916. Mk. 3.50. 


Frhr. v. Richthofen, Günther, Die Politik Bismarcks und Manteuffels in den 
Jahren 1851—1853. Berliner Diſſertation. W. Weber, Berlin. Mk. 2.—. 

Schmidt⸗Ewald, Walter, Die Entſtehung des weltlichen Territoriums des Bis⸗ 
tums Halberſtadt. (Abhandlungen zur mittleren und neueren Geſchichte, her⸗ 
ausgegeben von Georg v. Below, Heinrich Finke und Friedrich Meinecke. 
Heft 60.) Dr. W. Nothſchild, Berlin⸗Leipzig 1916. Einzelpreis Mk. 3.20. 
Subſkriptionspreis Mk. 2.80. 

Tornius, Valerian, Die Baltiſchen Provinzen. (Aus Natur und Geiſteswelt. 
Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemeinverſtändlicher Darſtellungen. Bändchen 542.) 
B. G. Teubner, Leipzig⸗Berlin. Geb. Mk. 1.25. 

Warda, Arthur, Briefe an und von Johann George Scheffner. Erſter Band. Erſter 
Teil. (Veröſſentlichungen des Vereins für Geſchichte von Dit: und Weft- 
preußen.) Duncker & Humblot, München⸗Leipzig 1916. Mk. 5.—. 

Zaddach, Carl, Lothar Bucher bis zum Ende ſeines Londoner Exils (1817 bis 
1861). (Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Geſchichte . 
Herausgegeben von Karl Hampe und Hermann Oncken. Heft 47). Carl 
Winter, Heidelberg 1915. Mk. 4.20. 


III. Schulprogramme und Univerfitätsſchriften 
1914 und 1915 


W. Bled, Die politiſchen Parteien und die Poſener Frage in den Jahren 184849. 
Poſen 1914. Greifswalder Diff. vom 10. Auguft 1914. 96 S. 8° [Aus 
Zeitſchrift der Hiſtoriſchen Geſellſchaft für die Provinz Poſen. Jahrg. 29.) 

K. Bruns⸗Wüſtefeld, Beiträge zur Geſchichte der Koloniſation und Germani⸗ 
ſierung der Uckermark. Berlin 1915. Kieler Diff. vom 20. Juli 1915. 
54 S. 89% [Soll ſpäter vollſtändig erſcheinen unter dem Titel: Die Ucker⸗ 
mark in flavifder Zeit, ihre Koloniſation und Germanifierung.] 

A. Clauſen, Die Stellung Leopold von Gerlachs zum Abſchluß des preußiſchen 
Verfaſſungswerkes unter Friedrich Wilhelm IV. Weida 1914. Leipziger 
Diff. vom 9. Dezember 1914. 78 S. 8. 

P. Czygan, Aus der Zeit der Not vor hundert Jahren. Nach den Akten des 
Königl. Staatsarchivs zu Königsberg in Preußen. I. Beilage zum Pro- 
gramm der Städtiſchen Oberrealſchule zu Königsberg i. Pr. X, 104 S. 89. 

P. Eſch, Die preußiſche Miniſterialverfaſſung, ihre Entwicklung und gegenwärtige 
Geltung. Greifswalder Diff. vom 11. Auguft 1915. 58 S. 8°. 

W. Friedrich, Der deutſche Ritterorden und die Kurie in den Jahren 1300 bis 
1330. Königsberger Diſſ. vom 30. April 1915. XVI, 128 S. 8°. 

©. Glow, Die Schülermatrikel des Köllniſchen Gymnaſiums 1656—1767 qu 
ſammengeſtellt und eingeleitet. Beilage zum Jahresbericht des Köllniſchen 
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Gymnafiums in Berlin 1914. 30 S. 49 Auch im Buchhandel bei Weid⸗ 
mann in Berlin.) 


H. Gollub, Der Große Kurfürſt und Polen von 1660 bis 1668. Berliner Diſſ. 
vom 5. Auguſt 1914. 140 S. 8°. 


B. Grünberg, Der Ausgang der Pommerelliſchen Selbſtändigkeit. Berliner 
Diff. vom 21. Dezember 1914. 63 S. 8. Vollſtändig in Hiſtoriſche 
Studien von Ebering.] 


R. Hacdede, Bernadotte und die Schlacht bei Dennewitz. Gießener Diff. vom 
3. Dezember 1915. 48 S. 8°. 


G. Haſſe, Theodor von Schön und die Steinſche Wirtſchaftsreform. Zugleich 
ein Beitrag zu einer Biographie Th. von Schöns. Leipziger Diſſ. vom 
22. Januar 1915. 166 S. 80. 

R. Haufe, Die Anſchauungen über Gebiet, Staatsform und Oberhaupt des 
deutſchen Nationalſtaates in den Flugſchriften der Jahre 1848/49. Leipzig 
1914. Leipziger Diff. vom 25. Februar 1915. XII, 200 S. [Soll im Bud: 
handel erſcheinen unter dem Titel: Der deutſche Nationalſtaat in den Flug⸗ 
ſchriften von 1848/49 bei Koehler in Leipzig. 

K. B. Herberger, Die Stellung der preußiſchen Konſervativen zur ſozialen Frage 
1848 — 1862. Meißen 1914. Leipziger Diff. vom 30. November 1914. 77 S. 
8° [Auch im Buchhandel. 

H. Heſſelbarth, Licht über die Vorgeſchichte des Krieges 1870/71. Jahresbericht 
des Oſtendorf⸗Realgymnaſiums zu Lippſtadt 1914. S. 1—8. 4°, 


O. Hollweg, Kurbrandenburgiſche Kirchenpolitik am Niederrhein von 1672 bis 
1683. 1. Teil. Elberfeld 1915. Bonner Diſſ. vom 21. Mai 1915. 104 S. 
8. [Aus: Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins. Jahresheft für 1915.) 


H. L. King, Brandenburg and the English revolution of 1688. Oberlin, 
Ohio 1914. Freiburger Diſſ. 1914. 61 S. 8. 


H. Klaje, Pommern im Jahre 1813. Ein Beitrag zur Geſchichte der Befreiungs⸗ 
kriege in einzelnen Bildern. Teil 2. Beilage zum Jahresbericht des Königl. 
Dom: und Realgymnaſiums zu Kolberg. 1915. 111 S. 8°. 


M. Kloſe, Grünberger Familiennamen. Teil 2. Beilage zum Jahresbericht des 
Friedrich⸗Wilhelm⸗Realgymnaſiums in Grünberg i. Schl. 1914. 12 S. 4°. 


J. Kolberg, Aus dem Briefwechſel der Erzbiſchöfe Johann und Olaus Magnus 
von Uppfala mit Biſchof Johannes [de Curiis) Dantiscus von Kulm und 
Ermland. Braunsberg. Akadem. Verzeichnis der Vorleſungen. Sommers 
ſemeſter 1915. S. 1—67. 8°. 


J. Kolberg, Aus dem Leben der letzten katholiſchen Biſchöfe Schwedens. 2. 
Johann Magnus von Uppſala und Herzog Albrecht von Preußen. Brauns⸗ 
berg, Verzeichnis der Vorleſungen. Sommerſemeſter 1914. 


O. Kolshorn, Der Plan einer Vermählung des Pfalzgrafen Wolfgang Wilhelm 
von Pfalz⸗Neuburg und der Tochter des Kurfürſten Johann Sigismund von 
Brandenburg Markgräfin Anna Sophia (1598—1659). Ein Beitrag zum 
Jülich⸗Kleveſchen Erbfolgeſtreit (1609 — 1614). Düſſeldorf 1914. Greifswalder 
Diff. vom 2. Januar 1915. VIII, 80 S. 8“. [Vollſtändig in: Düſſeldorfer 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 1. 19 
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Jahrbuch, unter dem Titel: Die Vorgeſchichte der Vermählung der Tochter des 
Kurfürften Johann Sigismund von Brandenburg Markgräfin Anna Sophia. | 


J. Kramer, Die diplomatiſche Tätigkeit des Kurfürſtlich⸗Brandenburgiſchen Ge⸗ 
heimen Rates Samuel von Winterfeldt in den Jahren 1624—1627 und der 
gegen dieſen geführte Strafprozeß. Bonn 1915. Bonner Diff. vom 12. März 
1915. 97 S. 8°. 


O. Kriegk, Die Geſchichte des Biergeldes in der Kurmark Brandenburg. Göttinger 
Diff. vom 24. Auguft 1915. 70 S. 80. [Aus: Forſchungen zur Branden: 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte. Bd. 28.) 

L. Krix, Friedrich Wilhelm I. und die katholiſche Gemeinde Potsdam. Berliner 
Diff. vom 4. Oktober 1915. 77 S. 89, 


G. Küntzel, Kaiſer Wilhelm II. und das Zeitalter der deutſchen Erhebung von 
1813. Rede bei der Kaiſergeburtstagsfeier am 27. Januar 1915. Frank⸗ 
furt a. M. 1915. (Frankfurter Univerſitätsreden 1915, 1.) 36 S. 8°. 


H. Kunau, Die Stellung der preußiſchen Konſervativen zur äußeren Politik 
während des Krimkrieges (1853—1856). Halle 1914. Hallenſer Diff. vom 
3. Oktober 1914. VII, 65 S. 8°. [Vollſtändig als: Hiſtoriſche Studien, 
hrsg. von Feſter. Heft 5.) 

©. Loening, Johann Gottfried Hoffmann und fein Anteil an der ſtaatswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſetzgebung Preußens. Teil 1. 1765—1813. Halle 1914. 
Tübinger Diff. vom 16. September 1914. VIII, 88 S. 8°. 


F. Löwenthal, Der preußiſche Verfaſſungsſtreit 1862 — 1866. Altenburg 1914. 
Münchener Diff. 1914. 342 S. 8% (Auch im Buchhandel.] 

N. Lohmann, Aus Treptows Vergangenheit. Eine Geſchichte des Ortes bis 
zum Jahre 1876. Beilage zum Jahresbericht des Realgymnaſiums i. E. in 
Berlin-Treptow 1914. 39 S. 8°. 


F. von Maſſow, Die Unverletzlichkeit des Monarchen nach preußiſchem Recht. 
Greifswalder Diff. vom 21. Dezember 1914. 104 S. 8°. 


F. Muskate, Die Induſtrialiſierung des deutſchen Oſtens. Graudenz 1914. 
Heidelberger Diſſ. 1914. 105 S. 80. 


O. Oberft, Zur Verſchuldung und Entſchuldung des bäuerlichen Beſitzes in den 
öſtlichen Provinzen Preußens. Jena 1914. Freiburger Diff. 1914. VI, 
205 S. 8. [Auch im Buchhandel.] 


W. Peters, Die Franche-Comté, Neuchatel und die oraniſche Sukzeſſion in den 
Plänen der preußiſchen Politik während des ſpaniſchen Erbfolgekrieges. [Kap. 7 
bis 12.] München und Leipzig 1915. Berliner Diff. vom 17. Mai 1915. 
63 S. 8° (Vollſtändig in: Forſchungen zur Brandenb. und Preußiſchen 
Geſchichte. Bd. 28.) 


A. Pfefferkorn, Die Entwicklung des lateiniſchen Unterrichts am Preußiſchen 
Kadettenkorps. Bromberg 1915. Erlanger Diff. vom 15. Februar 1915. 
107 S. 8°, 


W. Raddatz, Die Überſiedelung des Deutſchen Ritterordens von Paläſtina nach 
Venedig und Marienburg (1291—1309). Halle 1914. Hallenſer Diff. vom 
10. Dezember 1914. 62 S. 8°. 
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d. Reincke⸗Bloch, Fichte und der deutſche Geiſt von 1914. Rede, gehalten bei 
der Aulafeier der Univerſität Roſtock am 28. Februar 1915. Roftod 1915. 
31 S. 80. 

6. Freiherr vou Richthofen, Die Politik Bismarcks und Manteuffels in den 
Jahren 1851—1858. Leipzig 1915. Berliner Diff. vom 4. März 1915. 
VIII, 138 S. 8°. 

J. Roebers, Die Einrichtung der Provinzialſtände in Weſtfalen und die Wahlen 
zum erſten weſtfäliſchen Provinziallandtag. Münſter 1914. Münſterer Diſſ. 
vom 15. Januar 1915. VIII, 38 S. gn [Soll vollſtändig im Buchhandel 
erſcheinen.] 

F. Nuof, Johann Wilhelm von Archenholtz. Ein deutſcher Schriftſteller zur 
Zeit der franzöſiſchen Revolution und Napoleons (1741—1812). Berlin 
1915. Jenenſer Diff. vom 6. Oktober 1915. XVII, 26 S. 8°. [Voll⸗ 
ſtändig als: Hiſtoriſche Studien, hrsg. von Ebering. Heft 131.) 


E. Salomon, Die parlamentariſche Öffentlichkeit. Nach preußiſchem und deut- 
idem Staatsrecht. Greifswalder Diff. 1915. 71 S. 80. 

E. Schäfer, Friedrich Wilhelm von Grumbkows Rolle in der auswärtigen preußi⸗ 
ſchen Politik, vornehmlich in den Jahren 1782—1735. Ein Beitrag zu einer 
Biographie Grumbkows. Marburger Diff. vom 5. November 1914. VIII, 
104 S. 80. 


O. Scholz, Die wirtſchaftspolitiſche Tätigkeit der Breslauer Kaufmannſchaft 
unter Königl. preußiſcher Herrſchaft bis zum Jahre 1811. Breslauer Diſſ. 
vom 4. Mai 1915. VI, 68 S. 80. [Soll vollftändig erſcheinen u. d. T.: 
Die Korporation der Kaufmannſchaft zu Breslau 1339— 1858. 

M. Spahn, Bismarck und die deutſche Politik in den Anfängen unſeres Jahr⸗ 
hunderts. Straßburg. Kede zur Feier des Geburtstages des Kaiſers 1915. 
27 S. 8°. 


H. Tümpel, Anfänge und Fortſchritte des Einheitsſtaates in Brandenburg⸗ 
Preußen im Zeitalter des Abſolutismus (1609—1806). Kapitel 1,2. Breslau 
1915. Berliner Diff. vom 25. Februar 1915. XVIII, 62 S. 8° [Sol 
vollſtändig erſcheinen in: Unterſuchungen zur Deutſchen Staats⸗ und Rechts. 
geſchichte.] 

A. Werminghoff, Der Rechtsgedanke von der Unteilbarkeit des Staates in der 
deutſchen und brandenburg-preußifchen Geſchichte. Rede, gehalten bei der 
Hohenzollernfeier am 21. Oktober 1915. Halle 1915. 31 S. 8°. [Halliſche 
Univerſitätsreden. 1.] 


P. Werner, Stellung und Politik der preußiſchen Hanſeſtädte unter der Herr- 
ſchaft des Ordens bis zu ihrem Übertritt zur Krone Polen. Königsberger 
Diff. vom 16. Juni 1915. XII, 189 S. 8°. 

U. von Wilamowitz⸗Möllendorf, Rede zur Feier des hundertjährigen Geburts⸗ 
tages des Fürſten Bismarck, gehalten in der Aula der Königl. Friedrich- 
Wilhelms⸗Univerſität am 1. April 1915. Berlin 1915. 22 S. 40. 


M. Wildgrube, Die politiſchen Theorien Ludwig von Gerlachs. Heidelberger 


Diff. 1914. 139 S. 8°. 
19 * 
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M. Wirth, Die Induſtrie der Grafſchaft Mark und die franzöſiſche Schutzzoll⸗ 
geſetzgebung 1791—1813. Münſterer Diff. vom 4. Juli 1914. [ Vollſtändig 
als: Münſterſche Beiträge zur Geſchichtsforſchung. N. F. Heft 34.] 


E. Wunderlich, Die Oberflächenformen des norddeutſchen Flachlandes zwiſchen 
Elbe und Oder. Berliner Diff. vom 24. Februar 1915. 58 S. 8% [Sol 
vollſtändig im Buchhandel erfdeinen.] 


K. Zugwurſt, Weimar und Preußen 1849—1851. Wiſſenſchaftl. Beilage zum 
Jahresbericht des Karl-Friedrich⸗Gymnaſiums in Eiſenach 1915. 25 S. 4°. 
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Noch einmal das Porträt Friedrichs des Großen 
Eine Entgegnung von J. Lul ves 


Gegen die Beweisführung meiner Schrift: „Das einzig 
glaubwürdige Bildnis Friedrichs des Großen als 
König“ !), daß dieſes in der Studie des hannoverſchen Hofmalers 
Johann Georg Zieſienis (1716—1776), zur Zeit im Provinzialmuſeum 
zu Hannover, uns erhalten ſei, wendet ſich Prof. G. B. Volz in 
einer Beſprechung meiner Schrift (im vorhergehenden Hefte dieſer Zeit⸗ 
ſchrift Bd. 28, Heft 2, Seite 610 ff.). | 

Er hält mir vor, daß ich von einem wenig zuverläſſigen Be- 
richte des Malers und Kunſthiſtorikers Fiorillo ausgehe, und daß ich 
mich auf die Angaben zweier Briefe, die ein anderer Forſcher auf⸗ 
gefunden habe, ſowie auf die angeblich nur für Reklamezwecke berechnete 
Unterſchrift auf dem Stiche des Bildniſſes von der Hand des Hunter, 
ſtechers Verhelſt ſtütze. 

Während feiner 46 jährigen Regierungszeit hat Friedrich gemäß 
ſeiner Abneigung keinem Künſtler eine Porträtſitzung gewährt, mit 
einem Ausnahmefall jedoch; dieſer war bislang nur bekannt durch den 
Bericht Fiorillos. Demgemäß hatte ich von der einzig bekannten An⸗ 
gabe auszugehen. Aber ich habe ſie in meiner Schrift nicht zur Grund⸗ 
lage meiner Beweisführung gemacht, ſondern ſie einer ſcharfen Kritik 
unterzogen. Die einzelnen kritiſch anfechtbaren Punkte zitiert zwar 
Volz, unterdrückt aber den Hinweis, daß ſie ſämtlich von mir ſtammen. 

Urheberin des Bildniſſes war des Königs Schweſter, Charlotte 
Philippine, die regierende Herzogin von Braunſchweig. Selbſtverſtänd⸗ 
lich lag da die Vermutung nahe, daß in dem noch vorhandenen Brief⸗ 
wechſel zwiſchen König und Herzogin eine Erwähnung der Bilbnis- 
angelegenheit vorkommen dürfte. Da der Briefwechſel damals gerade 
für eine in Vorbereitung begriffene Ausgabe abgeſchrieben war, ſo 
wandte ich mich mit Anfragen an den Herausgeber; nach einigem Suchen 
machte er mich gütigſt auf zwei Erwähnungen aufmerkſam?), die nun- 


— 


1) Hahnſche Buchhandlung. Hannover und Leipzig 1913. 

2) Darauf allein bezieht ſich meine Note 41 auf Seite 18. Hier aus- 
einanderzuſetzen, warum mir damals ein längerer Aufenthalt in Berlin zum 
Studium der Briefe leider nicht möglich war, würde zu weit führen. Der ver⸗ 
dienſtvolle Herausgeber hat übrigens in ſeinem Abdruck („Quellen und For⸗ 
ſchungen zur braunſchweigiſchen Geſchichte“, VIII, 183) die Porträtfrage in 
keiner Weiſe berührt. 
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mehr gedruckt vorliegen. Daß ich letztere direkt nach den Originalen 
wiedergegeben habe, beweiſen die Varianten und Ergänzungen (in 
meinen Noten 40/41, Seite 17 f.) gegenüber der Ausgabe, und daß ich 
mit meiner neuen — übrigens damals von dem Herausgeber energiſch 
angegmeifelten — Datierung des Bildniſſes auf den 18.19. Juni 1763 
(ſtatt vor dem Siebenjährigen Kriege) im Rechte bin, iſt das einzige, 
was mir Volz, wenigſtens nach ſeinem Schlußſatz, zuzugeſtehen über 
ſich gewinnt. 

Nach ſeiner Anſicht iſt „ein bündiger Beweis, daß Friedrich für 
das Bild von Zieſenis geſeſſen hat — denn das iſt der Kernpunkt der 
Frage — nicht erbracht“. Aber der liegt ja gerade in dem Wort— 
laut jener Briefe der Auftraggeberin! Warum begehrt nach 
dieſen jedermann, mit Heißhunger eine Kopie des Porträts zu beſitzen? 
Warum bildet jenes Porträt das Glück des Künſtlers, „der die Ehre 
hatte, Sie hier zu malen“? Warum hat er immer einen Hof von Be⸗ 
wunderern des Bildniſſes in ſeinem Hauſe? Warum vor allem hat 
denn die Herzogin noch nach dem Beſuche des Bruders ein ſo ge— 
waltiges Intereſſe, durchaus das Originalbild bei ſich zu haben, „das mir 
gehört, und auf das ich mein Siegel gedrückt habe, damit es mir nicht 
vertauſcht werde?? Warum nennt fie das wohl unter ihren Augen 
entſtandene Porträt „ein ſo koſtbares Gemälde“, „für mich das liebſte 
und koſtbarſte Denkmal“? Etwa deshalb, weil ihr Wunſch nach einer 
Porträtſitzung des königlichen Bruders — abgeſchlagen worden iſt, und 
der Künſtler den gefeiertſten Monarchen Europas nur aus der Ferne, 
vielleicht vom Fenſter aus bei ſeinem Spaziergange, hat beobachten 
oder gar ſpäter aus dem Gedächtnis hat auf der Leinwand wieder- 
geben dürfen? Nein! Weil vielmehr die ſonſt nie gewährte Porträt- 
ſitzung, ein Unikum im Leben des vielbeſchäftigten großen Königs, tat⸗ 
ſächlich ſtattgefunden hat, — vermutlich ſogar, wie ſchon an- 
gedeutet, in Gegenwart der Herzogin. 

Eine andere Antwort exiſtiert nicht für die deutlichen und dringen- 
den Fragen, welche ſich aus den Briefen der Herzogin ergeben; deren 
Wortlaut läßt unbedingt auf eine Beteiligung des Königs bei der 
Herſtellung des Porträts, alſo auf eine Sitzung, ſchließen! 

Neben dieſen Briefen find die übrigen Momente meiner Beweis— 
führung von untergeordneter Bedeutung. Willkürlich hat aus dieſen 
Volz das letzte, ohne Erwähnung der übrigen, herausgegriffen, es als 
angeblich zweiten Hauptbeweisgrund ausgegeben, um an ihm ſein 
Kritikerlicht leuchten zu laſſen. 

Bei meinen nach Möglichkeit ausgedehnten Nachforſchungen !) hatte 
ich in mehreren, teilweiſe voneinander abweichenden Abzügen einen 
bis dahin nicht berückſichtigten, nur von Nagler erwähnten 
Kupferſtich des Mannheimer Stechers Egidius Verhelſt nach dem Zieſenis— 
ſchen Friedrichs-Porträt feſtgeſtellt. Da war es, m. E. wenigſtens, un⸗ 
erläßlich, zu der Eriftenz diefed Stiches, zu der Unterſchrift und zu den 


1) Sie haben ſich über die einſchlägigen Archive und die e 
Kunſtſammlungen Mitteleuropas erſtreckt (vgl. Note 8, 46, 48, 50, 51 uſw. 
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ſonſtigen Angaben auf ihm, Stellung zu nehmen. Stehen dieſe im Wider⸗ 
ſpruch mit den Ergebniſſen aus jenen Briefen? Oder beſtätigen fie fie? 

In der Unterſchrift: „Peint par Mr. Zicenis, e'est l’unique pour 
qui le Roy c’est assis pour se faire peindre“, fehe ich ſehr wohl 
eine „pointierte Faſſung“, die Anſpielung auf ein hiſtoriſches Faktum, 
als Proteſt gegen die anderen Porträts des Königs mit der nicht 
ſeltenen Angabe „d’apres nature“ oder einer ähnlichen, die im beſten 
Falle nur auf eine aufmerkſame Beobachtung, aber nie auf eine Porträt- 
ſitzung ſchließen laſſen darf. Wirklich geringfügig ſind, beſonders für 
unſere Zwecke, die von Volz hervorgehobenen Verſehen in Verhelſts 
Angaben auf dem Stiche, einſchließlich des fehlerhaften Geburtsdatums 
Friedrichs. Archivaliſch-diplomatiſche Genauigkeit darf man in den 
einem Künſtler fernliegenden Zutaten nicht erwarten, deren Ausführung 
er wahrſcheinlich einem Gehilfen überlaſſen hat. 

Eingehend habe ich in meiner Schrift die Frage behandelt: Warum 
wir annehmen dürfen, daß ſich der große König nach neun und elf 
Jahren nicht mehr daran erinnerte, einmal im intimſten Familienkreiſe auf 
das Drängen der ihm beſonders naheſtehenden braunſchweigiſchen Schweſter 
hin, mehr genötigt als freiwillig, geſtattet zu haben, daß ihn, während 
ſeines Geſprächs mit anderen, abſeits ein Künſtler beobachten und por⸗ 
trätieren dürfe (S. 25 ff.)? 1) Warum wir weiter in Friedrichs 
düſteren, teils in Peſſimismus, teils in Sarkasmus übertreibenden 
Selbſtſchilderungen aus dem Mai 1759, November 1760, März 
1768 ufw., zumeiſt aus den traurigſten Wochen des Siebenjährigen 
Krieges, mit einer ſchwer gedrückten, finſteren Stimmung (S. 16 und 24), 
dagegen in jenen Salzdahlumer Junitagen 1763 mit der beſten Laune 
und Güte, — gemäß dem gleichzeitigen Berichte des Augenzeugen 
d'Alembert (S. 19 f., 25), — bei dieſem ſtaunenswert ausdrucksfähigen 
und ungemein lebhaften Nervenmenſchen zu rechnen haben? Meine 
eingehenden Begründungen in der Erörterung dieſer Fragen tut der 
Kritiker leichthin als „kühne Sophiſtik und Verlegenheitsargumen⸗ 
tierung“ ab, die „keiner ernſtlichen Widerlegung bedürfe, die ſich ſelbſt 
richte“. Außerſt einfach und billig! ö 

Jene Selbſtſchilderungen Friedrichs, die Zeugniſſe für fein Aus⸗ 
ſehen verdanken wir der wertvollen Zuſammenſtellung?) des mit meiſter⸗ 


1) Will man durchaus ein Vergeſſen dieſer Begebenheit bei dem vielbeſchäf⸗ 
tigten König ausſchließen, ſo bleibt doch noch die Frage offen, ob er nicht in 
ſeinen beiden Außerungen eine Reſerve hat machen wollen. 1772 ſagt er, daß 
weder ſeine Porträts, noch ſeine Medaillen ähnlich ſeien, weil er ſich niemals 
malen laſſe. Sehr wohl kann er da nur an ein Sichmalenlaſſen beſonders für die 
Offentlichkeit gedacht haben. Jenes Porträt war aber im intimſten Familien⸗ 
kreis, faſt gegen ſeinen Willen, entſtanden, und nur für die Schweſter be⸗ 
ſtimmt, Kopien allenfalls für Familienmitglieder, das vermutlich ſogar ohne 
ſeine Einwilligung, wie er auch von anderen Bildniſſen ſeiner Perſon auffallender⸗ 
weiſe nichts wußte (3. B. von ſeiner Büſte in der Berliner Porzellanmanufaktur; 
vgl. Friedrich der Große in der Kunſt, S. 18). Die Reſerve in feiner Ze 
merkung an d'Alembert von 1774: „Soviel es von mir abhing, habe ich 
mein Antlitz dem Pinſel der Maler entzogen“, habe ich bereits auf S. 27 meiner 
Schrift hervorgehoben. | 

2) Hohenzollern⸗Jahrbuch I (1897), S. 88—104. 
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hafter Beherrſchung des Stoffes aus dem Vollen feines umfaſſenden 
Wiſſens ſchöpfenden Biographen des Königs, Reinhold Kofer. Aber 
leider hat Kofer davon abgeſehen, den an fih febr charakteriſtiſchen Auße⸗ 
rungen des Monarchen an jener Stelle eine kritiſche Begutachtung bei⸗ 
zufügen, die für uns ſehr wertvoll geweſen wäre. 

Dieſe Unterlaſſung hat, neben Argumenten aus A. von Tayſens 
Schrift, mich in einem früheren, in Eile für die „Tägliche Rundſchau“ 
niedergeſchriebenen Artikel, der das Berliner Publikum noch, kurz vor 
Schluß der Friedrichs-Ausſtellung, auf das eben eingetroffene Bildnis 
(vgl. S. 13 Note 30) aufmerkſam machen follte, dazu verleitet, feine 
Entſtehung den letzten Jahren vor Ausbruch des Siebenjährigen 
Krieges zuzuweiſen !). Das iſt aber nicht fo ſchlimm. Bedenklicher ift 
es dagegen, daß jene wohl zufällige Unterlaſſung unbeabſichtigt nam⸗ 
hafte Vertreter der bildenden Kunſt in der Gegenwart, bei der Dar⸗ 
ſtellung Friedrichs in Szenen aus den Jahren kurz vor oder kurz nach 
Beendigung des Krieges, zu einer übertriebenen, allzu gebrechlichen Auf⸗ 
faſſung des Herrſchers veranlaßt haben dürfte. Daß meine kritiſche 
Beurteilung der mitunter draſtiſchen Selbſtſchilderungen des Königs, 
unter Berückſichtigung der derzeitigen näheren Umſtände (S. 15 ff.), 
zutreffend iſt, darüber darf ich wenigſtens beruhigt ſein; denn 
ſonſt hätte Volz nicht verfehlt, ſofort Proteſt anzumelden, ſtatt ſich 
mit einer ſachlich nichts ſagenden Bemerkung zu begnügen. 

Bei der Bewertung dieſes Porträts kommt m. E. alles auf die 
Beantwortung der Hauptfragen an: Zeigt jene Studie Merkmale einer 
Naturaufnahme? Wen ſtellt ſie dar? Wer iſt der Künſtler? Auf 
dieſe von mir auf S. 6f., 12 f. behandelten Fragen geht der Kritiker 
nicht ein! Daß das ein nicht zu verdeckendes Manko in ſeiner Be⸗ 
ſprechung iſt, welche, damit einſeitig, die für die Geſchichte Friedrichs 
doch nicht ſo ganz unwichtige Angelegenheit wenig fördert, hat er 
ſchließlich ſelbſt empfunden. Er lehnt die Entſcheidung der künſtle⸗ 
riſchen Frage, alſo hier die Hauptſache, wegen Inkompetenz mit 
den Worten ab: „Die Entſcheidung der Frage endlich, ob wir in der 
berühmten [? feit wann?] Studie... tatſächlich das Urbild beſitzen, 
darf den Kunſtgelehrten überlaſſen werden“; trotzdem kann er aber 
der Verſuchung nicht widerſtehen, noch zum Abſchied ein anſcheinend 
ungünſtiges Urteil gegen mich anzubringen, das „ſachlich-gediegene Ur, 
teil des berufenſten Sachverſtändigen“, des Direktors des Hohenzollern⸗ 
Muſeums, Paul Seidel, der in der... Einleitung zum Jubiläums⸗ 
werk der Akademie der Künſte ſchreibt: „Das Bild entſpricht in keiner 
Weiſe der Vorſtellung, die wir uns nach den literariſchen Beſchreibungen 
der Zeit vom König zu machen imſtande ſind, und befremdet durch die 
Spießbürgerlichkeit ſeiner Auffaſſung“. 

Die Wiedergabe dieſes Zitats charakteriſiert die mir gegenüber 
beobachtete Arbeitsmethode des Referenten in bedenklichſter Weiſe: 
Das Zitat tit unvollſtändig! Warum fehlt der unmittelbar 


1) Auf dieſe frühere Datierung habe ich ſelbſt bereits in Note 39 Seite 17 
hingewieſen. 
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darauf folgende Satz: „Es kann aber ſchon aus dem Grunde bei einer 
Aufzählung bemerkenswerter Bildniſſe Friedrichs nicht übergangen 
werden, weil der König wirklich dazu geſeſſen hat“?!) 
Warum iſt das ausgelaſſen? Weil durch dieſen Zuſatz der Haupt⸗ 
einwurf des Referenten gegen mich entkräftet wird! 

In der Hauptſache wiederholt dort Seidel eigene frühere Be⸗ 
merkungen, die er 1897 im Hohenzollern-Jahrbuch I, S. 110 gegeben 
hat, als das hannoverſche Friedrichs⸗Porträt noch nicht bekannt war )). 

Jetzt aber, wo es auf der Jubiläumsausſtellung aus der hannover- 
ſchen Verborgenheit hervorgeholt war, haben ſeine Worte in jenem hier 
herausgehobenen Satzſchluß eine Ergänzung gefunden, die für V. 
peinlich iſt. 

Volz ſagt auch des weiteren nicht, daß in demſelben 
Werke, welches, wie erwähnt, von der höchſten ſachverſtändigen Kunſt⸗ 
behörde Preußens, von der Berliner Akademie der Künſte, Heraus- 
gegeben iſt (S. 40 Nr. 20), jenes Bild bezeichnet wird, als: „Johann 
Georg Zieſenis, Friedrich der Große, Studie nach dem Leben“. 

Da in dem Verzeichnis nirgends ſonſt eine derartig „pointierte“ 
Bezeichnung angewandt worden iſt, ſo dürfte dadurch die Überzeugung 
zum Ausdruck gebracht ſein, daß es ſich hier um eine wirkliche 
Porträtſitzung handelt?), und nicht, wie bei den minder auf- 
fallend markierten Bildniſſen von der Hand eines Franke, Chodowiecky, 
einer Therbuſch vim. nur um eine mehr oder weniger flüchtige Be⸗ 
obachtung. 

Jener Bezeichnung entſprechend ift dasſelbe Friedrichs⸗Bildnis mit 
der Angabe: „Friedrich der Große, Olſtudie von Zieſenis“, in den 
4. Band der neuen Überſetzung der „Werke Friedrichs des Großen“ (1913) 
aufgenommen, die niemand anders herausgibt als — G. B. Volz! 

Zu einem etwaigen Reviſionsurteil über die Authentizität des 
Porträts, als nach der Natur aufgenommenen Urbilds der Zieſenisſchen 
Friedrichs⸗Bildniſſe, bot ſich des weiteren eine geeignete Möglichkeit 
auf der „Jahrhundert⸗Ausſtellung Deutſcher Kunſt“ zu Darmſtadt 
1914! Und das Ergebnis? Von jenen Bildniſſen, an Zahl wie mir 
bekannt gegen acht, iſt nach ſtrenger Auswahl nur das hier be— 
ſprochene ausgeſtellt worden; in dem Monumentalwerke über die 
Ausſtellung von Georg Biermann, „Deutſches Barock und Rokoko“ 


1) Von mir ſelbſt bereits zitiert auf S. 14 meiner Schrift, Note 32. 
2) Vgl. i im „Jahrbuch der Königl. Preuß. Kunſtſamm⸗ 


Fo 
m jener denkwürdigen Friedrichs⸗Ausſtellung ihrem kaiſerlichen Protektor, 


endeter rear Une Wiedergabe. — Das Bildnis beginnt weiter durch Re- 
produktion im „Corpus imaginum“ der „Photographiſchen Geſellſchaft“, im 
„Daheim“ (1914, Nr. 17), H. v. Stein, Helden und Welt (Inſelverlag) uſw. 


allmählich volkstümlich zu werden. 
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(1914) wird es als Originalwerk verzeichnet (Bd. II, S. 457)! Als 
folded ift es in ſämtlichen Berichten über jene Ausſtellung, die es er- 
wähnen, behandelt worden, außer in dem des „Hannoverſchen Kurier“. 

Namhafte Kunſthiſtoriker und Kenner der friderizianiſchen Periode 
wie P. J. Meyer in Braunſchweig und H. Mackowsky in Berlin 
haben Déi in ihren Beſprechungen !) völlig zuſtimmend über die Glaub- 
würdigkeit des Bildniſſes geäußert. 

Eine gründlich durchgeführte Unterſuchung in gleichem Sinne auf 
Grund des geſamten Œuvre von Zieſenis, deſſen künſtleriſche Be⸗ 
deutung ſeit der Darmſtädter Ausſtellung weit höher, als vorher ge- 
ahnt, einzuſchätzen iſt, wird ſich aus der bereits fertig ausgearbeiteten 
Biographie des Künſtlers von Dr. F. Bleibaum aus Hannover er⸗ 
geben, deren Druck der inzwiſchen ausgebrochene Krieg verzögert hat. 

Aber nicht allein nach der künſtleriſchen Seite hin ſollte, wenigſtens 
meiner Idee gemäß, die Authentizität dieſes einzigartigen Friedrichs⸗ 
Bildniſſes klar geſtellt werden. Im Anſchluß an die grundlegende 
Unterſuchung Wilhelm Waldeyers „über die Bildniſſe Friedrichs 
des Großen und ſeine äußere Erſcheinung“ (Akademiſche Feſtrede, Berlin 
1900) habe ich mich bemüht, eine anatomische Vergleichung des 
Bildniſſes, beſonders der dargeſtellten Kopfpartien mit der Totenmaske 
des großen Königs anzuregen. Bei den erſten Vertretern des Faches 
an der Berliner Univerſität fand ich für dieſe Idee verſtändnisvolles 
Entgegenkommen. Für den zum Spätſommer 1914 angeſetzten Natur⸗ 
forſcher⸗ und Arztetag in Hannover folte möglichſt vor dem Gemälde 
ſelbſt ein entſprechender Vortrag eines Anatomen in Ausſicht genommen 
worden; das alles iſt durch den Kriegsausbruch verhindert worden. 

Alſo mit den mir erreichbaren Mitteln der Wiſſenſchaft, und 
nicht wie Volz ſo geiſtvoll mir nachſagt, durch „kühne Sophiſtik und 
Verlegenheits-Argumentierung“ gilt es mir, die „naturgetreue Studie 
zu retten“. 


Zur obigen Replik von Lulves bemerke ich folgendes: 


1. Wer heute zu beweiſen vermag, ein Bild Friedrichs gehöre der 
Epoche vor dem Siebenjährigen Kriege an, und morgen zu beweiſen 
unternimmt, daß dasſelbe Bild — trotz aller Leiden und Schrecken 
des inzwiſchen erlebten Krieges — in die Zeit nach dem Kriege falle, 
wer ſich zu der Behauptung verſteigen kann, daß bei der Erklärung 


1) Im „Braunſchweigiſchen Magazin“, Januar 1914, bzw. in „Kunſtchronik 
und Kunftwart” (E. A. Seemann, Leipzig), 1. Oktober 1913. Bal. auch meine 
inzwiſchen im Verlage von Theodor Schulze, Hannover 1914, erſchienenen ere 
gänzenden Schriften: „Iſt das hannoverſche Bildnis Friedrichs des Großen das 
einzig glaubwürdige aus ſeiner Regierungszeit?“ und „Zur Kritik der 
neuen Hypotheſe über die Entſtehung des hannoverſchen Bildniſſes Friedrichs 
des Großen“, in denen ſich unter anderem neues Material über die Erwerbung 
des Bildniſſes durch König Ernſt Auguſt von Hannover (1851) und zur Be⸗ 
urteilung der anatomiſchen Vergleichs merkmale mit anderen Friedrichs 
bildern findet. i | 
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des Königs, er laſſe ſich niemals malen, nur an Bilder zu denken ſei, 
die „für die Offentlichkeit“, aber nicht für den Familienkreis beſtimmt 
waren, und wer in der Einſchränkung, die Friedrich 1774 mit den 
Worten hinzufügt: „ſoviel es von mir abhing“, die einfach nur be- 
ſagt, er könne den Malern, die auch ohne Sitzung ihn malten, das 
Malen nicht verbieten, wer, ſo wiederhole ich, in dieſer Einſchränkung 
ſogar noch eine verſtohlene „Erinnerung“ an die Braunſchweiger Epi⸗ 
ſode von 1763 wahrnehmen will — darf ſich der beklagen, wenn ſeine 
Beweisführung als „Sophiſtik und Verlegenheits-Argumentierung“ 
charakteriſiert wird? 

2. Da L. im übrigen nur die gleichen Argumente wie in ſeiner 
erſten Schrift zuſammenſtellt, dieſe aber durch ihre Wiederholung nicht 
an innerer Beweiskraft gewonnen haben, ſo verweiſe ich auf meine 
früheren Ausführungen. 

3. Der Vorwurf, ich hätte machiaveliſtiſch nur die erſte Hälfte 
des Zitats von Seidel gebracht, in der er ſich über die künſtleriſchen 
Qualitäten des Bildes von Zieſenis äußert, dagegen die zweite Hälfte 
unterſchlagen, in der er das Bild als Studie nach dem Leben be— 
zeichnet, erledigt ſich ſehr einfach; denn, lehne ich das Ergebnis der 
L.ſchen Unterſuchung ab, ſo verſteht ſich eo ipso, daß ich damit auch die 
Seidelſche Anſicht („daß der König wirklich zu dem Bilde geſeſſen hat“), 
die ſich in dieſem Punkte mit L. deckt und ſich auf dieſelben Argu- 
mente (Fiorillos Bericht und das Siegel der Herzogin Charlotte auf 
der Rückſeite der Olſtudie) ſtützt, in gleicher Weiſe ablehne. Da L. 
aber, wie es ſcheint, auf ausdrückliche Beſtätigung deſſen beſonderes 
Gewicht legt, erweiſe ich ihm gern den Gefallen. Ganz unabhängig 
von der Anſicht über die Entſtehung des Bildes iſt jedoch das Urteil 
Seidels über die künſtleriſchen Qualitäten desſelben, und nach wie vor 
halte ich es für durchaus zutreffend, wenn er die Auffaſſung des Königs 
durch Zieſenis als „ſpießbürgerlich“ charakteriſiert. 

4. Aus dem Umſtande endlich, daß im vierten Bande der von 
mir herausgegebenen deutſchen Ausgabe der Werke Friedrichs des 
Großen ſich zu dem Bilde des Königs die Angabe findet: „Olſtudie 
von Zieſenis“, ſcheint L. mir einen Strick drehen zu wollen. Aber 
wo ſteht geſchrieben, daß „Olſtudie“ und „Studie nach dem Leben“ 
ohne weiteres das gleiche bedeuten? Denn nur um die Feſtſtellung 
des letzteren ijt es L. doch zu tun. Nebenbei fet bemerkt, daß der künſt⸗ 
leriſche Teil der Ausgabe, wie in Bd. 1 verzeichnet ſteht, in den Händen 
von Herrn Dr. Bock, Direktorialaſſiſtent am Königlichen Kupferſtich⸗ 
kabinett zu Berlin, gelegen hat. 6. B. Volz. 
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Erklärung. 


Auf Seite 115 meiner Studie über die „Geneſis der Emſer 
Depeſche“ ſage ich über die von Ludwig Rieß in den Forſchungen 
1918, Seite 189 zum erſten Male veröffentlichte „Emſer Depeſche 
König Wilhelms vom 11. Juli 1870“: „die Bedeutung dieſes neuen 
Dokumentes liege nicht da, wo ſie ſein Herausgeber in ſeinem krauſen, 
nicht durch Sachkenntnis ausgezeichneten Kommentar geſucht habe“. 
Wenn mir Ulmann in einer Beſprechung der Deutſchen Literatur⸗ 
zeitung meinen unduldſamen Ton gegen andere Fachgenoſſen vorgeworfen 
hat, ſo gebe ich ohne weiteres zu, gegen leichtfertige Arbeiten unduld⸗ 
ſam geweſen zu ſein. Wer heute die durch den Krieg verurſachten 
Verwüſtungen auf dem geſchichtlichen Felde beobachtet, wird es nicht 
für überflüſſig halten, wenn Verletzung und Nichtbeachtung aller Zunft⸗ 
regeln auf dem Gebiete, wo ſie in den Jahren vor dem Kriege ſchon 
am häufigſten waren, ſtreng geahndet wird. Wie hätte ich einen Fach⸗ 
genoſſen ſchonen folen, der (a. a. O. 187) von poſtumen Veröffent- 
lichungen Eulenburgs und Radziwills über die Emſer Tage ſpricht, 
der S. 208 mir für „gründlichſte Belehrung“ dankte und trotzdem den 
Pariſer Botſchafter v. Werther wieder mit dem Münchner Geſandten 
Georg v. Werthern verwechſelte, der Sybel (S. 208) wegen der Ab⸗ 
reiſe Werthers aus Ems berichtigen wollte, obwohl das Datum ſchon 
ſeit 1870 urkundlich feſtſteht, der auch in den bereits durch Benedetti 
und Gramont mitgeteilten franzöſiſchen Akten Chronologie und Zu⸗ 
ſammenhänge in Verwirrung brachte. In der ſchroffen Zurückweiſung 
ſolcher Entgleiſungen ſtehe ich keineswegs allein da. E. Brandenburg 
hat zuerſt mit Recht fogar an Ottokar Lorenz, den ſein Alter 
und ältere Verdienſte nicht vor der Torheit ſeines „Kaiſer Wilhelm“ 
ſchützten, ein Exempel ſtatuiert. 

Selbſtverſtändlich hat jeder Angegriffene das Recht, ſich dagegen 
zu wehren, und ich würde kein Wort darüber verlieren, wenn Herr 
L. Rieß den Angriff mit Gegenangriff beantwortet hätte. Was mich 
zu einer Erklärung veranlaßt, iſt vielmehr die Tatſache, daß juſt Herr 
Rieß 1915 auf S. 627 ff. der Forſchungen meine Monographie be⸗ 
ſprochen hat. Der Grundſatz, daß der Kläger nicht zugleich Richter in 
eigener Sache ſein kann, ſollte doch wohl auch für Rezenſenten gelten. 
Verſchiedener Standpunkt und frühere kritiſche Auseinanderſetzungen 
mit einem Autor können an ſich noch kein Hindernis fein für Über- 
tragung der Beſprechung eines Buches an einen ſachkundigen Referenten. 
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Hier aber handelt es ſich doch um etwas anderes. Die Sachkunde des 
Herrn Rieß war ja gerade von mir beſtritten worden. Wollte Herr 
Rieß ſeine Sachkunde erweiſen, ſo durfte das m. E. nicht in einer 
Beſprechung geſchehen, die meinen Angriff auf ſeine Entgleiſungen mit 
Stillſchweigen übergeht und in dem uneingeweihten Leſer den Eindruck 
erwecken muß, daß das, was er lieſt, ein Urteil ſei, während es in 
Wahrheit ein Racheakt iſt. 

Aus dieſem Grunde darf ich es mir wohl verſagen, mich mit dieſer 
Pſeudorezenſion auseinanderzuſetzen. Abweichende Anſichten werden mich 
nie unduldſam finden, wenn ihr Vertreter das Material wirklich be: 
herrſcht. Liegt aber der Verdacht vor, daß der Rezenſent vielfach nur 
deshalb B ſagt, weil der Autor A gejagt bat, fo ijt dieſer gewiß nicht 
verpflichtet, zu jedem Widerſpruch Stellung zu nehmen. Wie aber 
verhält es ſich mit der Sachkunde des Herrn Rieß in ſeiner zweiten 
Emſer Studie, zu der er ſich etwas länger vorbereitet hat? S. 637 
überführt er mich eines Überſetzungsfehlers. „Amends“ bedeute näm⸗ 
lich nicht Entſchuldigung, ſondern Entſchädigung, Schadenerſatz. Ganz 
recht: amends heißt wörtlich weder Entſchuldigung, noch Entſchuldigungs⸗ 
brief, aber es kann nicht mit Schadenerſatz überſetzt werden, da es 
keinen Sinn gibt, Frankreich wolle von König Wilhelm keinen 
Schadenerſatz verlangen. „France would not call upon His Majesty 
to make her any amends“ läßt ſich nach dem Zuſammenhange nur 
überſetzen: Frankreich wolle von König Wilhelm keine Genugtuung ver- 
langen. Die Genugtuung aber war der am 12. Juli 1870 von 
Gramont vorgeſchlagene Entſchuldigungsbrief, was Lyons ohne Kenntnis 
der Szene zwiſchen Werther und Gramont nicht wiſſen konnte, was 
aber in Gramonts Ausdruck Genugtuung für den Eingeweihten ent- 
halten iſt. Herr Rieß hat mir lehrhafte Breite vorgeworfen. Es 
ſcheint, daß ich Seite 173 meiner Studie für ihn doch nicht breit 
genug geweſen bin. 


Halle a. S. ` Richard Weiter. 


Gegenerklärung des Herausgebers. 


Herr Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. Feſter wies mich im 
Februar d. J. brieflich auf ſeinen Angriff gegen Herrn Prof. Dr. 
Rieß hin und forderte mich auf zu erklären, daß ich Herrn Rieß 
die Rezenſion ſeines Buches nicht übertragen haben würde, wenn ich 
dieſe Tatſache gewußt hätte. Dieſe Zumutung lehnte ich mit dem An⸗ 
heimgeben ab, daß Herr Feſter ſelbſt eine Erklärung oder Entgegnung 
einſenden möge. Herr Feſter nahm das Anerbieten an und über- 
ſandte am 22. Mai 1916 die oben abgedruckte Erklärung, die ich viel- 
leicht im Intereſſe ihres Verfaſſers hätte unterdrücken ſollen. Ich mochte 
ſie aber nicht zurückweiſen, da ſie mehr gegen mich als gegen Herrn 
Rieß gerichtet iſt. Trotz der Ausführungen des Herrn Feſter werde 
ich auch weiterhin an dem Grundſatz feſthalten, daß ein Rezenſent 
weder Richter noch Kläger, ſondern ausſchließlich kritiſcher Berichterſtatter 
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iſt. Bei der Auswahl der Rezenſenten werde ich, wie bisher üblich, 
in erſter Linie den Mitarbeiterkreis der Forſchungen berüdfichtigen. 
Ich kann insbeſondere nicht zugeſtehen, daß ein Fachgenoſſe ſich in den 
Forſchungen als Rezenſent nur dann betätigen darf, wenn er zuvor 
als ſachkundig von Herrn Feſter anerkannt worden iſt. 

Es genügt wohl, die Unterſtellung, daß die Forſchungen zu einem 
Racheakt mißbraucht ſeien, niedriger zu hängen. 

M. Klinkenborg. 


Antwort des Rezeuſenten. 


Der Verſuch des Herrn Geh. Rats Prof. Dr. Feſter, unter 
Berufung auf den ſachlichen Zuſammenhang ſeine falſche Überſetzung 
des engliſchen Wortes „amends“ mit „Entſchuldigung“ als Baſis 
ſeiner Entdeckung zu retten, ſcheitert ſchon nach den Regeln der Herme⸗ 
neutik an der von ihm ſelbſt zugegebenen Tatſache, daß der engliſche 
Botſchafter Lord Lyons, der dieſes Wort am 13. Juli 1870 in 
ſeinem Berichte an ſeinen Chef in London brauchte, von der angeblich 
von Gramont noch „nicht ganz vergeſſenen“ Entſchuldigung, die er am 
Tage vorher zum Gebrauch des Königs von Preußen entworfen hatte, 
garnichts wußte. Um aber ſeine Ablehnung der richtigen Überſetzung 
von „amends“ zu rechtfertigen, behauptet jetzt Herr Geh. Rat Feſter, 
daß der engliſche Botſchafter ebenſowenig etwas von einer „Genugtuung“, 
„Entſchädigung“, „Kompenſation“ gewußt habe, die Frankreich ver- 
langen wollte, ehe der Verzicht des Erbprinzen eingetroffen war. Dieſe 
neue Behauptung läßt ſich leicht aus 4 Aktenſtücken widerlegen, die 
in der bekannten „Quellenſammlung zur deutſchen Geſchichte“ 1913 
von niemand anders als Richard Feſter herausgegeben worden ſind. 
Dort findet ſich nämlich zunächſt im Bericht des engliſchen Botſchafters 
vom Tage vorher, alſo dem 12. Juli, der Paſſus: „It (the French 
nation) has, in fact, already raised a ery that the settlement of 
the Hohenzollern question will not be sufficient, and that France 
must demand satisfaction on the subject ofthe Treaty 
of Prague“ (Nr. 466). Wenn der Botſchafter tags darauf als 
Reſultat ſeines Ausdrucks von „surprise and regret that this de- 
claration to the Chamber had not consisted of a simple announce- 
ment that the whole question with Prussia, as well as with Spain, 
was at an end“ die Verſicherung Gramonts berichten kann, daß „she 
(France) would not call upon His Majesty to make her any 
amends“, jo kann er das doch nur fo aufgefaßt haben, daß Frant- 
reich nun doch keine Forderung einer „Genugtuung“, (satisfaction ou 
the subject of the Treaty of Prague) ſtellen werde, wie die öffent⸗ 
liche Meinung es verlangte. Daß der Botſchafter poſitive Unterlagen 
für ſeine Auffaſſung von „amends“ im richtigen Sinne hatte, beweiſt 
ein Artikel des „Moniteur universel“ vom 8. Juli 1870, worin ſteht: 
„Le moins qui puisse aujourd'hui nous satisfaire et que nous 
devons demander, e' est la confirmation formelle de l'exécution 
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absolue du traité de Prague dans sa lettre et dans son 
esprit, c’est-à-dire liberté des Etats du Sud d' Allemagne; par 
conséquence, evacuation de la fortresse de Mayence quni 
fait parti du Sud, renonciation.... (Nr. 336). Ebenſo hatte in 
der Kammer, wie der Miniſterpräſident dem Kaifer Napoléon meldete, 
die Rechte erklärt, daß man ſelbſt im Falle der für Frankreich günſtigen 
Löſung der Hohenzollern-Affaire ſich nicht damit begnügen, ſondern 
„die Frage des Prager Friedens aufnehmen und Preußen entſchloſſen 
zwiſchen die Annahme eines Kongreſſes und den Krieg ſtellen müſſe“ 
(Nr. 440). Am 13. Juli hat denn auch Bismarck dem engliſchen Bot⸗ 
ſchafter Lord Loftus in Berlin gejagt, daß er aus Paris durch nicht— 
amtliche Mitteilung wiſſe, „daß andere Forderungen (elaims) geſtellt 
werden würden“ (Nr. 534). 

Alſo kann gar kein Zweifel beſtehen, was Lord Lyons meinte, 
wenn er von „amends“ ſprach, die Frankreich nach der Verzichtleiſtung 
nicht mehr vom König von Preußen verlangen werde, indem es ſich 
begnügte „to take some precautions“, die allerdings dem engliſchen 
Botſchafter überflüſſig zu ſein ſchienen. Von dem berüchtigten „Vor⸗ 
ſchlag des Entſchuldigungsbriefes“ iſt keine Spur in dem Bericht zu 
finden; am allerwenigſten von der nach Feſters Meinung dem Herzog 
Gramont ſchuld zu gebenden Vergeßlichkeit, „die dem preußiſchen Bot⸗ 
ſchafter anvertraute Idee wieder an ſich zu nehmen“, nachdem er „die 
Idee des Entſchuldigungsbriefes völlig aufgegeben“ hatte. (S. 173). 

Demnach behält auch in dieſem, von Herrn Geh. Rat Prof. Dr. 
Feſter nicht erkannten „Zuſammenhange“ das Wort „amends“ ſeinen 
richtigen, in jedem engliſch⸗deutſchen Wörterbuche zu findenden Sinn. 


Ludwig Rieß. 
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König Friedrich Wilhelm III., 
Hardenberg und die preußiſche Verfaſſungsfrage 
(Dritter Teil) 


Von 
Paul Haake 


Am 20. Dezember 1815 hatte der zwei Wochen vorher aus Frank⸗ 
reich nach Berlin zurückgekehrte Fürſt Hardenberg eine Unterredung 
mit dem Geh. Staatsrat Niebuhr und eröffnete ihm, daß er als einer 
der königlichen Kommiſſare an den Verhandlungen über die Preußen 
zu verleihende Konſtitution teilnehmen ſolle !); Hardenberg gab dabei 
der Hoffnung Ausdruck, daß die Arbeiten bis Ende März oder doch 
im April würden zum Abſchluß kommen können — noch am Ende des 
Jahres 1815 ſcheint alſo ſeine Abſicht dahin gegangen zu ſein, die 
Frage der Einführung von Provinzial- und Reichsſtänden in Preußen 
auf dem Wege zu löfen, den er bei der Unterzeichnung des Verfaſſungs⸗ 
verſprechens vom 22. Mai im Auge hatte: durch Einberufung einer 
mehrere Wochen in der Hauptſtadt tagenden Verſammlung, die ſich aus 
königlichen Kommiſſaren und angeſehenen, von den Oberpräſidenten 
vorgeſchlagenen Eingeſeſſenen aller Provinzen zuſammenſetze. Zwei 
Monate ſpäter ſprach der Staatskanzler mit dem Miniſter des Innern 
v. Schuckmann über Niebuhrs geplante Miſſion in Rom und bemerkte 
dabei, er habe zwar die Abſicht gehabt, Niebuhr vorher noch Geſchäfte 
anzuweiſen, daraus würde aber jetzt nichts, und ſo hindere ihn nichts 


— — 


. 1) Niebuhr an feine Schwägerin, die Hensler, Berlin 23. Dezember 1815 

(LebenSnadridten über Barthold Georg Niebuhr, 2. Band. Hamburg 1838, 

S. 156). Pa | 
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an feiner Abreiſe nach Italien!). Ahnlich erging es dem zum Präſi⸗ 
denten der Verfaſſungskommiſſion in Ausſicht genommenen Großkanzler 
Beyme, den Hardenberg am 12. Dezember 1815 mit einem verbind⸗ 
lichen, Hoffnung auf baldige neue Verwendung erweckenden Briefe be⸗ 
grüßte ?). Am 12. Januar ſchrieb Beyme an feine Tochter: „Noch ift 
die vorbehaltene umſtändliche Abrede des Staatskanzlers mit mir nicht 
erfolgt, und er alſo vielleicht ſelbſt noch nicht über die Zeit der Aus⸗ 
führung mit ſich einig. Es iſt ſehr möglich, daß die neue Organiſation 
der Regierungen erſt ganz beendigt ſein ſoll“, und in einem Briefe 
Beymes vom 9. Februar hieß es: „Miniſter von Bülow wollte zwar 
verſichern, daß die Regierungs-Organiſationen jetzt recht vorrücken 
würden, aber Merckel [der Oberpräſident von Schleſien] meinte, daß, ehe 
alles hierauf Bezughabende beendigt würde, gewiß noch das ganze Jahr 
darüber verfließen könne. Verbinde ich damit die Nachricht in der 
Hamburger Zeitung aus einem Pariſer Blatte, daß es mit Eröffnung 
des Bundestages zu Frankfurt noch ebenſo weit im Felde ſei als mit 
Einführung einer landſtändiſchen Verfaſſung, ſo werde ich noch lange 
Zeit warten können, ehe ich zu meiner Beſtimmung gelange.“ Beyme 
iſt auf den Poſten, der ihm um die Wende der Jahre 1815 und 1816 
zugedacht war, nie berufen worden; die vom Staatskanzler bis dahin 
geplante Verfaſſungskommiſſion iſt überhaupt nicht zuſammengetreten. 

Wann hat Hardenberg ſeinen urſprünglichen Plan fallen laſſen? 
Was hat ihn dazu beſtimmt? 

In dem im Berliner Geheimen Staatsarchiv ruhenden Nachlaß 
des Staatskanzlers befinden ſich von Altenſteins Hand „Einige Be⸗ 
merkungen über die Organiſation der höchſten Verwaltungsbehörden des 


— + 


1) Niebuhr an Gneiſenau 24. Februar 1816 (Pertz⸗Delbrück, Das Leben 
des Grafen Gneiſenau, 5. Bd., S. 81). : 

2) Beymes Nachlaß in Parſow. (Siehe Forſch. z. brand. u. preuß. Geſch., 
28. Bd., S. 212.) Der öſterreichiſche Geſandte in Berlin, Graf Zichy, berichtete 
dem Fürſten Metternich am 23. Dezember 1815: „Le grand Chancelier Beyme, 
qui vivoit depuis un tems considérable à la campagne dans la plus par- 
faite retraite, a reparu sur l'horizon à Berlin; il a eu dernièrement plu- 
sieurs conférences avec le Chancelier Prince de Hardenberg, qui l'a con- 
sulté relativement au travail de la nouvelle constitution, dont on a fait 
la promesse il y a quelque tems aux états, et on a l'intention de nommer 
Mr. Beyme Commissaire Royal et Président pour assister aux séances 
délibératives de l'assemblée de la représentation nationale; ce choix paroit 
avoir l'approbation de toutes les personnes, qui veulent le bien; il faut 
attendre, s’il justifie la confiance, qu'on lui accorde (Wiener Haus-, Hofe 
und Staatsarchio, Preußen 113). 
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preußiſchen Staates“ !). In einem vom 18. März datierten Begleit⸗ 
ſchreiben bemerkte Altenſtein: „Euer Durchlaucht haben mich mit ſo 
vielem gütigen Vertrauen aufgefordert, Ihnen meine Anſichten über 
einige in Beziehung auf das Ganze ſowohl als auch rückſichtlich der 
zugedachten Wirkſamkeit wichtige neue Anordnungen nach meiner Über⸗ 
zeugung mitzuteilen, daß ich zumal bei Hochdero Zuſicherung, von dieſen 
Außerungen ohne meine Zuſtimmung keinen Gebrauch machen zu wollen, 
meinem Gefühl ganz folgen und mich in der Anlage ganz offen ausſprechen 
darf.“ Hardenbergs privates Erſuchen an Altenſtein, ein Gutachten 
auszuarbeiten, habe ich nicht finden können, doch reicht das Vorliegende 
ja auch hin, um feſtzuſtellen, daß ſich ſpäteſtens im Februar 1816 
bedeutſame Organiſationsideen im Kopfe des Staatskanzlers zu einem 
neuen Programm zu verdichten begannen, und daß auch die Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit dadurch berührt wurde. 

Altenſtein erklärte, bei der Prüfung des Zuſtandes der oberſten 
Verwaltungsbehörden dränge ſich zunächſt die Frage auf, ob die Mi⸗ 
niſterien ſo vollſtändig organiſiert ſeien, daß ſich die Erreichung des 
Zweckes mit Sicherheit von ihnen erwarten laſſe; ihre Erörterung er⸗ 
gebe, daß man die Aufgaben für die höchſte Verwaltung noch gar nicht 
klar überſehen könne. Weder die Bedürfniſſe der neuen noch der⸗ 
jenigen älteren Provinzen, die geraume Zeit von Preußen getrennt 
waren, ſeien ſchon zur Genüge bekannt, und es müſſe die ganze frühere 
und jetzige Lage und der Geiſt der Zeit ſehr ernſtlich und kräftig be⸗ 
rüdſichtigt werden, wenn eine wahre, nicht bloß ſcheinbare Vereinigung 
ſtattfinden ſolle; auch lägen noch keine Pläne vor, wie ſich die wich⸗ 
tigſten Verwaltungszweige geſtalten würden; es müſſe erſt feſtſtehen, 
was für den preußiſchen Staat nach ſeiner politiſchen Lage und nament⸗ 
lich nach den hinzugekommenen Landesteilen ganz unerläßlich erforderlich 
ſei, und was Preußen außerdem im freien Aufſtreben zur höchſten 
Kraftäußerung als Ziel erfaſſe. Von weſentlichem Einfluß auf die 
ganze Verwaltung und vorzüglich auf die Stellung der höchſten Be⸗ 
hörden werde ferner der Anteil ſein, den die Nation an der Geſetz⸗ 
gebung erhalten ſolle; je nachdem darüber weitere Beſtimmungen er⸗ 
folgen, würden Veränderungen in der Form und im Gang der Sachen 
erforderlich werden, durch das Hinzutreten mehrerer Ratgeber Er⸗ 
ſchwerungen und Erleichterungen des Geſchäftsbetriebs eintreten. Zur⸗ 
zeit ſeien die Miniſterien kaum imſtande, nur das Gewöhnliche der 


1) B. St. A. R. 92, Hardenbergs Nachlaß, H 13, Gutachten der Staats- 
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Verwaltung mit Sicherheit und wohltätig für das Ganze zu erledigen; 
auch fehle es unter den oberſten Behörden an einer ſpeziellen Be⸗ 
arbeitung für einige ſehr wichtige Verwaltungszweige, für das Ganze 
der Geſetzgebung und der Komptabilität; ohne beſondere Anſtalten hier⸗ 
für könne die allgemeine Aufſicht des Staatskanzlers darauf nicht 
wirkſam ſein, und dieſer Mangel ſei beſonders empfindlich, da ſich der 
preußiſche Staat früher durch ſpezielle Einrichtungen für dieſe wich⸗ 
tigen Gegenſtände auszeichnete, und da ſich jetzt die Sehnſucht aller 
Völker gerade auf eine Teilnahme an der Verwaltung rückſichtlich dieſer 
Gegenſtände richte. Nachdem Altenſtein die Unzulänglichkeit der gegen⸗ 
wärtigen Zentraladminiſtration erörtert hatte, legte er ſich die zweite 
Frage vor, ob nicht bei dieſer Lage der Dinge die Organiſation ſchon 
jetzt, ſoweit es dieſer Zuſtand geſtatte, zu vervollſtändigen ſei und was 
deshalb geſchehen müſſe; er beantwortete ſie in bejahendem Sinne und 
machte verſchiedene Detailvorſchläge, deren Aufzählung hier unterbleiben 
kann; nur ein paar Schlußſätze dieſer Betrachtungen, die vor allem 
auf die Bildung eines innigen und feſten Vereinigungspunktes zur Be⸗ 
ratung für die oberſten Verwaltungsbehörden, auf ein richtig orga⸗ 
niſiertes, kräftig zuſammengehaltenes Miniſterium, auf die Neuſchaffung 
eines Staatsrats und auf die Einführung einer Volksrepräſentation 
hinauslaufen, ſeien im Wortlaut wiedergegeben: „Iſt der Geſichtspunkt 
der Verwaltung einmal ganz feſtgeſtellt, ſo kann erſt, wenn die Nation 
eine Theilnahme erhält, für die ihr vorbehaltenen Gegenſtände die Be⸗ 
rathung mit den Repräſentanten erfolgen. Dieſe bringen ihr eigen⸗ 
thümliches, ſich gegen jede unnöthige Beſchränkung durch die Verwaltung 
richtendes Intereſſe zur Sprache und ſuchen die unbefangenen Anſichten 
aus dem Standpunkt des bürgerlichen Lebens geltend zu machen. Iſt 
eine ſolche Behörde auch nicht vorhanden, jo kann doch noch nach er- 
folgter vollſtändiger Feſtſtellung des Gegenſtandes durch die verwalten⸗ 
den Behörden eine weitere Berathung behufs der Sanction ſtattfinden. 
Bey dieſer kann es rathſam ſein, mehrere Stimmen zu hören. Findet 
namentlich keine Volksrepräſentation ſtatt, ſo kann es zuträglich ſein, 
ſolche einigermaßen durch mehr Vollſtändigkeit und Verſchiedenheit der 
Stimmen bey dieſer letzten Berathung zu erſetzen. In dem Vorſtehen⸗ 
den iſt das Weſentliche des Unterſchiedes zwiſchen dem Staatsrath, dem 
Miniſterium und der Volksrepräſentation angegeben. Es iſt ein ver⸗ 
gebliches Bemühen, dieſe verſchiedenen Behörden mit ihren ſo ver⸗ 
ſchiedenen Zwecken in eine vereinigen zu wollen.“ Endlich warf Alten⸗ 
ſtein noch die dritte Frage auf, ob nicht für die Geſetzgebung und die 
Komptabilitat ſchon jetzt eigene Miniſterien gebildet werden könnten 
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und ſollten, oder ob es ratſam ſei, dieſe Verwaltungszweige vorerſt 
nur den Konferenzminiſtern zur Bearbeitung zu überlaſſen: „Die Sache 
iſt von der höchſten Wichtigkeit, da die Sehnſucht aller Völker nach 
einem Antheil oder nach einer Einwirkung auf die Verwaltung ſich 
größtentheils darauf reduciret, über dieſe beiden Punkte mehr Sicher⸗ 
heit und Zuverſicht zu haben. Mehr Aufmerkſamkeit der Regierung 
auf dieſe Gegenſtände wird daher die Nation ſehr beruhigen, wenn 
auch nicht befriedigen. Erhält dieſe eine Einwirkung, ſo iſt es wichtig, 
daß die Verwaltung gehörig vorbereitet und ganz würdig auftrete.“ 
Die baldige Einſetzung beſonderer Miniſterien für die Geſetzgebung und 
die Komptabilität ſtoße auf Schwierigkeiten; denn ſolche Miniſter 
brauchen auch ein zahlreiches Departementsperſonal; die nähere Orga⸗ 
niſation eines Geſetzgebungsdepartements ſtehe aber in der genaueſten 
Verbindung mit der Entſcheidung der Frage über den der Nation ein⸗ 
zuräumenden Anteil an der Geſetzgebung, eund ſolange hierüber nichts 
entſchieden ſei, ſcheine auch jene kaum möglich. Es bleibe wohl nichts 
übrig als die Vorbereitung der künftigen Geſtaltung, die ſchon an ſich 
ein ſehr wichtiger Gegenſtand ſei, zu einem Hauptpunkt der Wirkſam⸗ 
keit der Konferenzminiſter zu machen; dieſe werden die vorhandenen 
Lücken in den oberen Verwaltungsbehörden möglichſt auszufüllen und 
eine beſſere Organiſation, wenn ſie rätlich ſcheint, im Einklang mit 
allen übrigen notwendigen Veränderungen vorzubereiten haben; ſo 
werde der Verfaſſung im allgemeinen nicht vorgegriffen und keine Ver⸗ 
anlaſſung zu der Beſorgnis gegeben, als wolle man durch ein Geſetz⸗ 
gebungsdepartement die Teilnahme der Nation an der Geſetzgebung 
erſetzen. Ebenſo müſſe ſchon vor der Bildung eines förmlichen Departe⸗ 
ments für die Komptabilität darauf hingearbeitet werden, die ſo nötigen 
Überſichten und Rechenſchaften nicht bloß formell, ſondern auch materiell 
und ſo zu erhalten, daß hieraus mit den übrigen Hilfsmitteln ein 
Verwaltungszweig gegen den andern abgewogen und mit ihm richtig 
kombiniert, das Ganze aber in ſeinem größeren Leben überſehen werden 
könne: „ſowie der Nation eine Theilnahme an der Geſetzgebung rück⸗ 
ſichtlich der Beſteuerung gegeben wird, muß alles für dieſen Punkt 
ſchon in hoher Vollkommenheit vorbereitet ſein, denn bei dem erſten 
Schritt erfolgt auch ſogleich Anregung“. 

Altenſteins Ausführungen ſind auf den Staatskanzler gewiß nicht 
ohne Eindruck geblieben; Beweis dafür iſt ein Schreiben Hardenbergs 
an Beyme vom 4. April 18161): „Ew. Excellenz geſtern verfehlt zu 


1) Beymes Nachlaß in Parſow. 
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haben, bedaure ich recht febr. Ich wünſche Ihnen zu Ihrer Reife 
nach Pommern Geſundheit und Vergnügen. Gegen die Zeit Ew. 
Excellenz Zurückkunft wird hoffentlich die Organiſation der Regierungen 
und Oberlandesgerichte vollendet ſein, und es wird dann möglich werden, 
das Ganze durch die Anordnung des Staatsraths und der ſtändiſchen 
Verfaſſung zu vollenden. Vielleicht wird es mir möglich, Ew. Excellenz 
den Plan dazu nach Pommern zu ſchicken und mir Ihre einſichts volle 
Meinung darüber ſchriftlich zu erbitten. Ich empfehle mich Ihrer fort⸗ 
dauernden Freundſchaft beſtens und bitte die Verſicherung meiner vor⸗ 
züglichen Hochachtung und Ergebenheit anzunehmen.“ Hardenberg war 
nun offenbar entſchloſſen, die Verfaſſungsangelegenheit eine Weile ruhen 
zu laſſen und erſt den Ausbau der Adminiſtration zum Abſchluß zu 
bringen 1); vielleicht war das ſchon halb und halb feine Abſicht, als er 
ſich Altenſteins Gutachten erbat; zum mindeſten hat dieſes ihn im 
weiteren Verfolgen des abbiegenden Weges beſtärkt. Die um⸗ und neu- 
geformten Provinzen ſollten erſt ſamt und ſonders mit einem feſten 
Gewebe ſie zuſammenhaltender Behörden überzogen werden, ehe Pro⸗ 
vinziallandtage eingeführt würden; dem Auseinanderſtreben der ver⸗ 
ſchiedenen Landesteile ſollte eine reicher gegliederte Zentralverwaltung 
vorbeugen, ehe die in Ausſicht genommene Nationalrepräſentation ins 
Leben trete; der neuen, an ihre Spitze zu ſtellenden Behörde, dem 
Staatsrat, wird Hardenberg jetzt ſchon eine entſcheidende Rolle bei der 
Ausarbeitung der künftigen Verfaſſung zugedacht haben. Von der im 
Jahre 1815 geplanten Kommiſſion war nun nicht mehr die Rede; am 
22. Dezember 1816 kam Stägemann, der erſte Gehilfe des Staats- 
kanzlers bei der Löſung des konſtitutionellen Problems, noch einmal 
in einem Promemoria kurz auf ſie zu ſprechen, als er die zu ihren 
Mitgliedern von den Oberpräſidenten vorgeſchlagenen Eingeſeſſenen der 
einzelnen Provinzen in einer Tabelle zuſammenſtellte ?); „wie gering 
nun auch,“ hieß es darin, „die Zahl der Kommiſſarien aus der Zahl 
der Staatsbeamten beſtimmt werden möge, ſo iſt doch an ſich nicht zu 
leugnen, daß eine zu zahlreiche Verſammlung gebildet werden würde, 


1) Hardenberg an Gneiſenau, Berlin 15. März 1816: „Rühle wird von 
mir über die Conſtitution gehört werden. Es gehört auch zu dem Reich der 
Lügen, daß die Idee derſelben aufgegeben ſei. Es iſt nur durchaus nöthig, erft 
die Organiſation der adminiſtrirenden Behörden zu vollenden“ (Pertz⸗Delbrück, 
Leben Gneiſenaus, V. Bd., S. 92). 

2) B. St. A. R. 74, H 3 IX, Nr. 19. Das Promemoria ift abgedruckt in 
der Richter ſchen Diſſertation: Friedrich Auguſt von Staegemann und das 
Königliche Verfaſſungsverſprechen vom 22. Mai 1815, auf S. 73 und 74. 
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wenn alle dieſe vorgeſchlagenen Perſonen an der Kommiſſion theil⸗ 
nehmen ſollten“. Hat Stägemann mit dieſen Worten den auch für 
Hardenberg maßgebenden Gedanken zum Ausdruck gebracht oder haben 
den Staatskanzler noch andere Rückſichten bzw. dieſe allein ihn beſtimmt, 
ſeinen urſprünglichen Plan zu ändern? 

In ſeinem Aufſatz über den erſten Verfaſſungskampf in Preußen 
und im 2. Band ſeiner „Deutſchen Geſchichte“ hat Heinrich v. Treitſchke 
mit großem Nachdruck auf die ſachlichen Hinderniſſe hingewieſen, die 
der baldigen Einführung einer Volksvertretung nach dem zweiten 
Pariſer Frieden im Wege ſtanden; niemals in der neueren Geſchichte, 
ſagte er, hatte eine Großmacht ſo ſchwierige Aufgaben zu löſen wie 
Preußen nach dem Jahre 1815. Das dem Neide Europas mühſam 
entrungene Gebiet mußte einer gleichmäßigen Verwaltung unterworfen 
werden; es galt eine Unſumme zentrifugaler Kräfte an den Gedanken, 
Preußen zu ſein, zu gewöhnen; es galt die Ausländerei im Inlande, 
die Kleinſtaaterei im Großſtaate zu bekämpfen. Jene patriotiſchen 
Feuergeiſter, die ſchon im Jahre 1816 einen preußiſchen Reichstag ver⸗ 
ſammelt ſehen wollten, forderten das Unmögliche. Ganz gewiß konnten 
die unzähligen widerſtrebenden Elemente des Staates nur durch die 
anhaltende Gemeinſchaft politiſcher Arbeit und Parteiung zu lebendiger 
Staatsgeſinnung erzogen werden, aber die Grundlagen der Verwaltung 
mußten doch erſt feſtſtehen, ehe man die Krone mit parlamentariſchen 
Formen umgab. Dieſe Millionen ſchwediſcher und polniſcher, ſächſiſcher 
und franzöſiſcher Herzen bedurften der Zeit, um ihren Kummer aus⸗ 
zuweinen, in die neuen Verhältniſſe ſich zu finden. Sollte man die 
partikulariſtiſchen Vorurteile, die tauſend verletzten örtlichen Intereſſen 
eines politiſch noch gänzlich ungeſchulten Volkes ſogleich im parlamen⸗ 
tariſchen Kampfe aufeinanderplatzen laſſen? Nein, vor dem Jahre 1820 
etwa war ein preußiſcher Reichstag kaum möglich. Eine weitere große 
Aufgabe, die nächſt der Organiſation der Verwaltung dem Staate ob⸗ 
lag, war die Wunden auszuheilen, die der Krieg geſchlagen hatte, den 
gänzlich zerrütteten Wohlſtand des Volkes wiederherzuſtellen; erſte 
Vorbedingung für das wirtſchaftliche Erſtarken blieb aber die Herjtellung - 
des öffentlichen Kredits, die Tilgung der Schulden, die Anſammlung 
eines neuen Staatsſchatzes; dazu war ein gleichmäßiges Steuerweſen 
für die geſamte Monarchie unerläßlich. Das erſchöpfte Volk hatte 
jedoch von dem Frieden eine weſentliche Herabſetzung der Steuerlaſt 
erwartet; verarmt, befangen in kindlichen nationalökonomiſchen Vor⸗ 
ſtellungen, hielt man allgemein die Wohlfeilheit der Verwaltung für 
das höchſte politiſche Gut, und als der Ertrag der neuen Steuern an⸗ 
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fangs hinter dem Voranſchlage zurückblieb, ſchien die Härte und Tor: 
heit des preußiſchen Finanzſyſtems der öffentlichen Meinung ſonnen⸗ 
klar erwieſen — bei ſolcher Stimmung der Gemüter vermochte nur 
ein ſtarker monarchiſcher Wille jene ſegensreiche Reform zu ſchaffen, 
vermochte nur die unentwegte Ausdauer des Miniſters Klewitz und 
ſeiner Beamten ſie aufrechtzuerhalten inmitten leidenſchaftlicher Ver⸗ 
wünſchungen. Auch die vor kurzem eingeführten Inſtitutionen, die 
militäriſchen vor allem, mußten erſt während einiger Jahre feſtgewurzelt 
ſein im Volke, bevor ein preußiſcher Reichstag möglich war; die Klagen 
wollten nicht aufhören über die erdrückende Laſt der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht, die allerdings allen Lebensgewohnheiten der Zeit widerſprach, 
und wie es der neuen Ordnung des Heerweſens erging, erging es im 
Grunde allen Reformen der Stein⸗Hardenbergiſchen Tage. Ringsum 
Vorurteile und Selbſtſucht, überall ſtreitende örtliche und geſellſchaft⸗ 
liche Intereſſen, alle Grundlagen des konſtitutionellen Lebens im 
Werden. Der allmählichen Verſöhnung ſo mannigfacher Gegenſätze war 
die politiſche Stille des abſoluten Staates ſehr förderlich, und da die 
Natur der Leiſtungskraft der Völker Schranken ſetzt, ſo erſcheint es 
zum mindeſten fraglich, ob Preußen vermocht hätte, zur ſelben Zeit 
alle jene ſchweren Aufgaben der inneren Ausgleichung und Einigung 
zu löſen und das bewegte Leben des konſtitutionellen Staates zu be⸗ 
ginnen. Ein letztes großes Hindernis lag dann noch in der auswärtigen 
Politik; ſtand dem preußiſchen Miniſterium ein Reichstag zur Seite, 
vereinigten ſich die Vorurteile des preußiſchen Gewerbeſtandes mit dem 
Haſſe der ſüddeutſchen Liberalen, fo ging wahrſcheinlich der Plan eines 
deutſchen Zollvereins in die Brüche, ſo wurde Deutſchlands wirtſchaft⸗ 
liche Einigung erſchwert, wo nicht unmöglich, und nach Einführung 
einer Repräſentativverfaſſung mußte fi Preußens Stellung zu Oſter⸗ 
reich, ja ſeine geſamte europäiſche Politik ſofort verſchieben. Ein kon⸗ 
ſtitutionelles Preußen, das bedeutete Auflöſung oder doch Lockerung 
des Bundes der Oſtmächte; der konſtitutionelle Staat ſtand völlig ver⸗ 
einſamt, fand in den deutſchen Kleinſtaaten weder mächtigen noch 
treuen Beiſtand, ſah ſich vielleicht auf die Seite Frankreichs hinüber⸗ 
gedrängt, jedenfalls gezwungen zu rüſten, auf der Wacht zu ſtehen — 
das will ſagen: er mußte über ſeinen Schatten ſpringen, er mußte 
brechen mit ſeiner Politik des Sparens, der ſtillen Sammlung der 
Kräfte, die ihn allein wieder erheben konnte, und ſich bereit halten, 
die große Machtfrage der deutſchen Zukunft vor der Zeit zu löſen. 
Ein echter Staatsmann vermochte vielleicht noch 1820 den Staat in 
die Wege des konſtitutionellen Lebens hinüberzuführen, ohne die Allianz 
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der Oſtmächte gänzlich aufzugeben, ohne die deutſche Frage zur Unzeit 
in Fluß zu bringen; jedenfalls entſprach die friedliche Politik der 
nächſten Jahre nicht bloß der perſönlichen Neigung des Königs, fondern 
der Lage des preußiſchen Staates. 

Die Schwierigkeiten, die Preußen beim Übergang zum Konſtitutio⸗ 
nalismus überwinden mußte, dürfen gewiß nicht gering angeſchlagen 
werden; ſelbſt Gneiſenau, auch in dieſer Hinſicht doch keine ängſtliche 
Natur, meinte Ende März 1816, bei der jetzigen Stimmung der Ge: 
müter, aufgereizt wie fie find, empfehle es ſich, mit Verfaſſungs⸗ 
entwürfen behutſam vorzugehen, und ihre Ausführung langſam reifen 
zu laffen ). Eine ftarte gegen Rußland und gegen Oſterreich gerichtete 
Erregung durchzitterte am Ende des Jahres 1815 und auch noch einige 
Zeit nachher die an den politiſchen Ereigniſſen inneren Anteil nehmen⸗ 
den Preußen; Rußland wollten ſie nicht wohl, weil ſie die richtige 
Empfindung hatten, daß der Zar ihre Hoffnungen auf größeren Land⸗ 
erwerb bei den Friedensverhandlungen zerſtörte und daß er überhaupt 
keine Rußland ebenbürtige Macht, alſo auch kein ſtarkes Preußen und 
kein einiges Deutſchland wünſchte; dem Wiener Kabinett waren ſie 
feindlich geſinnt, weil die öſterreichiſchen Diplomaten ihre nationalen 
und konſtitutionellen Beſtrebungen durchkreuzt und erreicht hatten, daß 
der deutſche Bund ein loſer Staatenbund blieb ohne eine das ganze 
Volk repräſentierende Inſtitution. Und nicht nur die deutſche Ein⸗ 
heitsbewegung hätte in einem preußiſchen Reichstag fortgeglimmt und 
nach einiger Zeit der zunächſt unbedingt notwendigen, auf längeren 
Frieden hinzielenden auswärtigen Politik Schwierigkeiten bereiten 
können — auch die innere, die eine ſtraffere Einheit des Staates und 
ſeine finanzielle und wirtſchaftliche Geſundung anſtreben mußte, wäre 
durch die Mitwirkung eines Parlaments wohl kaum erleichtert worden; 
Schmoller ſcheint mir Recht zu haben mit ſeinem Urteil über das 
preußiſche one und Zollgeſetz vom 26. Mai 1818: Hätte damals 


D Gneifenau an Müffling, Coblenz 25. März 1816. Drei Tage fpäter riet 
er in einem Briefe an Boyen, zunächſt bloß Provinzialverſammlungen ein- 
zuführen, „die geachtetſten Männer jeder Provinz in denſelben zuſammenzuberufen, 
und ſie über ihr Provinzialwohl, Aufbringen der Abgaben, Unterrichtsanſtalten uff. 
beratſchlagen zu laſſen: Haben ſie ſich einige Zeit hindurch geübt, dann kann 
man aus ihnen die fähigſten und beſonnenſten auswählen, um ſie über das Wohl 
der Geſamtmonarchie verhandeln zu laſſen. Später erſt kann man nach und nach 
die Provinzen ihre Abgeordneten ſelbſt wählen laſſen. Verfährt man nicht auf 
dieſe Weiſe, ſo geht es ohne ſtürmiſche Auftritte in der Verſammlung nicht ab, 
und dieſen iſt unſere Verwaltung nicht gewachſen“ (Pertz⸗ Delbrück, Leben 
Gneiſenaus, V. Bd., S. 87 u. 101). 
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eine raſchgebildete Volksvertretung über Preußens Wirtſchaftspolitik be- 
raten und diskutieren ſollen, ſo wären die Zerriſſenheit des Staates 
und die Gegenſätze der provinziellen und ſonſtigen Intereſſen zu ſchroff 
zutage getreten. Auch Hardenberg mögen alſo hin und wieder Be⸗ 
denken ſolcher Art aufgeſtiegen ſein, zumal im November 1815, als er 
am 18. d. M., ärgerlich über Blüchers Eigenmächtigkeit beim Rück⸗ 
marſch aus Frankreich, an Friedrich Wilhelm III. ſchrieb, Seine Majeſtät 
könne nicht dulden, daß die Autorität der Krone in ein falſches Licht 
gerate, und daß man aus ſeiner Armee einen über politiſche Fragen 
deliberierenden und nach Gutdünken handelnden Körper mache, da das 
geradezu zur Auflöſung des Staates führen würde!); ſeine Zirkel, 
insbeſondere die der auswärtigen Politik, wollte der Staatskanzler ſich 
nicht ftören laſſen, und über Preußens Stellung zu ſeinen Nachbarn 
ging auch Hardenbergs unabänderliche Meinung und Abſicht dahin: 
La politique du Roi restera toujours la méme: pacifique, franche, 
conciliatoire, jalouse de conserver l'amitié de la Russie; en entre- 
tenant la meilleure intelligence possible avec l’Autriche, je tächerai 
toujours de répondre aux intentions du Roi en marchant sur cette 
ligne et faisant servir notre union avec ces deux grandes puissances 
au maintien de la tranquillité et de la paix gen£rale?). Aber 
lagen die Dinge denn wirklich jo ſchlimm, daß vor dem Jahre 1820 
ein preußiſcher Reichstag ganz unmöglich war? Eine Frage, die ich 
auf Grund der mir bekannt gewordenen Tatſachen nicht ſo beſtimmt 
wie Treitſchke zu bejahen wage — jedenfalls ſcheint Altenſtein dieſe 
Anſicht nicht gehabt zu haben; niemand wird aus ſeinem oben mitgeteilten 
Gutachten herausleſen, daß er in der baldigen Einführung einer National- 
repräſentation eine ſchwere Gefahr ſah, — im November 1815 äußerte 
er ſich ſogar in geradezu entgegengeſetztem Sinne?) — gewiß aber 
gehörte auch Hardenberg nicht zu den hoffnungsloſen Peſſimiſten. Ein 
Parlament mit weitgehenden Kompetenzen — ja, das mochte Preußen 


1) Hiſtoriſche Zeitſchrift, 95. Bd., S. 442. 

2) Hardenberg an General v. Schöler, den preußiſchen Geſandten in 
Petersburg, Berlin 25. November 1816 (B. St. A. AAI, R. I, Rußland 44). 

3) Varnhagen v. Enſe erzählt im 7. Bande ſeiner Denkwürdigkeiten 
und vermiſchten Schriften (Leipzig 1846, S. 262), daß im November 1815 auch 
Alten ſtein durch Frankfurt a. M. kam. „Ein preußiſches Parlament, fon in 
Wien ſeierlich verſprochen, glaubte er ganz nahe und war verſichert, dasſelbe 
würde das ruhmvollſte Beiſpiel von edler Eintracht des Volks und der Regierung 
darſtellen. Solchen Hoffnungen konnte ich nur ſehr bedingt beiſtimmen; ich 
meinte, wir würden zwar zu allem gelangen, aber weder ſo ſchnell, noch ſo leicht, 
als er es vorausſetze: es würde Zeit und Kampf erforderlich ſein.“ 
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verderblich werden können, aber weitgehende Kompetenzen brauchte 
man ihm doch vorläufig noch nicht zu geben; zum mindeſten 
ſchien es dem Staatskanzler bedenklicher, ganz taub zu bleiben gegen 
die Forderung der öffentlichen Meinung nach einer Repräſentativ⸗ 
verfaſſung, als ſich in abſehbarer Zeit auf parlamentariſche Kämpfe 
einzurichten. Als der Oberpräſident von Poſen, Zerboni di Spoſetti, 
von den Edelleuten ſeiner Provinz unabläſſig mit zweifelnden Fragen 
beſtürmt, wann die Arbeiten der Verfaſſungskommiſſion beginnen würden, 
und ob der Plan einer Konſtitution wirklich noch zur Ausführung 
kommen dürfte, am 21. März 1816 den Statthalter Fürſten Anton 
Radziwill um Anweiſung erſuchte, welche Auskunft er im Wieder⸗ 
holungsfalle geben ſolle, und Radziwill dieſes Geſuch acht Tage ſpäter 
ins Staatskanzleramt weiterbeförderte, antwortete Hardenberg, „daß 
bey Anfragen oder mündlichen Unterredungen über die der Monarchie zu 
gebende Verfaſſung jede unbeſtimmte und Beſorgniſſe erregende Auße⸗ 
rung ſorgfältig vermieden werden müſſe; es könne ſtets unbedenklich 
zu erkennen gegeben werden, daß die in dem Edikt vom 22. Mai 1815 
ausgeſprochene Abſicht Sr. Majeſtät unabänderlich feſtſtehe, und daß 
nur die Organiſation der Landesbehörden und der Juſtizverwaltung 
und andere das Wohl des Ganzen betreffende dringende Angelegen⸗ 
heiten die Zuſammenberufung der Volksrepräſentation bis jetzt ver⸗ 
hindert hätten, daß aber baldmöglichſt zur Einrichtung der Provinzial⸗ 
ſtände und einer Repräſentation der Nation geſchritten werden würde“ 4). 
Den Arnswaldiſchen Kreisſtänden wurde am 26. April 1816 auf eine 
Eingabe bedeutet: „Die Beſchwerde, welche die Herren Stände des 
Arnswaldiſchen Kreiſes in Ihrer Vorſtellung vom 13. v. M. über die 
Verfügung des Kgl. Finanzminiſteriums in Rückſicht auf die Wahl 
des Kreiseinnehmers rege machen, wird ſich von ſelbſt erledigen, ſobald 
die Ausführung der Verordnung Sr. Maj. vom 22. May v. J. er⸗ 
folgt fein wird, welches binnen kurzem bevorſteht“?), und an die 
Niederlauſitzer Stände ſchrieb Hardenberg am 26. Dezember 1816: 
„S. M. haben Sich am 22. Mai 1815 § 2 ausdrücklich vorbehalten, 
die vorhandenen Provinzialſtände dem Bedürfniſſe der Zeit gemäß ein⸗ 
zurichten. Der vorjährige Krieg, deſſen Folgen und die durch politiſche 
Hinderniſſe verzögerte Organiſation der inneren Verwaltung haben es 


1) Die Reinſchrift dieſes Beſcheides trägt das auffallend ſpäte Datum: 
Berlin, 16. Juni 1816. Was dem Fürſten Radziwill zu antworten fei, hat 
Rother vorher ſchon mit ungefähr denſelben Worten am Rande des Radzimillichen 
Schreibens vom 29. März bemerkt (B. St. A. R. 74, H IX Nr. 19). 

2) B. St. A. R. 74, H IX Nr. 20. | 
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unmöglich gemacht, mit der Ausführung dieſer Verordnung vorzugehen, 
und jetzt erſt nach Beſeitigung der mehrſten Hinderniſſe wird die an⸗ 
gemeſſene Einleitung zur Vollziehung einer Maßregel getroffen werden, 
durch welche S. M. Ihrem Volk ein Pfand Ihres Vertrauens zu 
geben beſchloſſen haben. Ich kann Ihnen hierüber die beſtimmteſte 
Zuſicherung ertheilen und hoffe, daß Sie hierin alle Beruhigung finden 
werden, da ſie nur die Wohlfahrt der Provinz bezwecken“ ). Als 
Zerboni zu Beginn des Jahres 1817 einige Wochen in Berlin weilte 
und, da er von neuem ſehr lebhaft nach der verſprochenen Bolts- 
repräſentation befragt wurde, den Staatskanzler am 4. Februar kurz 
vor ſeiner Rückreiſe bat, ihm rückſichtlich der zu erwartenden Kon⸗ 
ſtitution etwas Oſtenſibles mit nach Poſen zu geben, erfüllte ihm der 
Staatskanzler ſeinen Wunſch am nächſten Tage mit dieſen Worten: 
„Ew. Hochwohlgeboren wünſche ich von Herzen eine glückliche Reiſe. 
In Abſicht auf die wichtige Frage wegen der Volksrepräſentation ſtehe 
ich nicht an, Folgendes zu antworten, und überlaſſe Ihnen, wo Sie 
es für räthlich halten, dieſem gemäß vertrauliche Eröffnungen zu machen, 
um die Gemüther zu beruhigen. Es iſt allerdings fortwährend die 
Abſicht der Regierung, eine der Nationalität angemeſſene Repräſenta⸗ 
tion zu bilden; nur hat ſie geglaubt, die Organiſation der admini⸗ 
ſtrierenden Behörden vorangehen laſſen zu müſſen und bey der großen 
Verſchiedenheit der [die] preußiſche Monarchie conſtituierenden, zum 
Theil ganz neuen Provinzen mit Bedacht und Vorſicht zu Werke gehen 
zu müſſen. Jene Organiſation wird nun bald vollendet werden. Der 
Staats Rath, deffen Einrichtung nahe bevorſteht, wird der Schlußſtein 
ſeyn. Zugleich wird der Anfang mit der Repräſentation gemacht 
werden. Noch ſteht zwar weiter nichts dieſerhalb feſt als das Kgl. 
Edict vom 22. May 1815. Man wird aber vermuthlich mit den 
Provinzialverfaſſungen beginnen, diefe dem Geiſt und den Bedürfniſſen 
der einzelnen Provinzen gemäs anordnen und ſich darüber mit einſichts⸗ 
vollen Eingebohrenen berathen. Aus den ſo entſtandenen Provinzial⸗ 
verfaſſungen ſoll alsdann die allgemeine hervorgehen. Ich glaube, daß auf 
diefe Weiſe alle billige Wünſche ihre Befriedigung finden werden.“?) 
Die Behauptung, es ſei Hardenberg mit der Einführung von 
Provinzial- und Reichsſtänden nicht Ernſt geweſen, entbehrt alfo der 
Berechtigung. Er würde vielmehr, — ſo darf man vielleicht ſagen — 
wenn er ganz freie Hand gehabt hätte, die geplante Verfaſſungskommiſ⸗ 


1) B. St. A. R. 89, B III 11 Vol. I. 
2) B. St. A. R. 74, H IX Nr. 19. Eigenhändiges Konzept Hardenbergs, 
Berlin 5. Februar 1817. 
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ſion im Frühjahr oder Sommer 1816 einberufen haben. Wahrſcheinlich 
nahm er davon Abſtand der Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe. 
Man würde ſich ſonſt die plötzliche Anderung ſeines Programms am 
Anfang dieſes Jahres gar nicht erklären können. 

Wem anders zu Liebe aber ſollte Hardenberg das Projekt einer 
aus königlichen Kommiſſaren und Eingeſeſſenen der Provinzen zuſammen⸗ 
geſetzten Verfaſſungskommiſſion ad acta gelegt haben als ſeinem 
Monarchen? Was veranlaßte nun Friedrich Wilhelm III., dies zu 
verlangen und ſich nun an den Wortlaut ſeines Verſprechens vom 
22. Mai 1815 nicht mehr genau zu halten? 

Es würde mehr als kühn ſein zu behaupten, daß ihm keines der 
von Treitſchke geltend gemachten Bedenken gekommen ſei; ob ſie ihn 
alle und welche mehr, welche weniger beunruhigten, läßt ſich nicht ſagen; 
vergeſſen wir aber insbeſondere nicht, daß er jetzt mehr denn je einen 
dauernden Frieden und in erſter Linie ein gutes Einvernehmen mit 
Rußland wünſchte. Recht unangenehm dürften den König dann die 
Vorgänge in Württemberg berührt haben; die Ankündigung einer 
württembergiſchen Verfaſſung hatte ja im Januar 1815 ihn und 
Hardenberg mitveranlaßt, auch für Preußen eine Konſtitution entwerfen 
zu laſſen, die dann freilich in Wien nicht fertig wurde; die ſcharfen 
Kämpfe, die Krone und Parlament in Stuttgart nun miteinander 
ausfochten, hat Friedrich Wilhelm III. gewiß nicht aus dem Auge 
verloren. Die württembergiſche Ständeverſammlung, die am 15. März 
1815 eröffnet wurde, wollte ſich die an dieſem Tage von König 
Friedrich I. angekündigte Verfaſſung nicht einfach aufoktroyieren laſſen; 
ſie erhob vielmehr den Anſpruch, in gemeinſamen Beratungen mit Ver⸗ 
tretern der Regierung die Wiederherſtellung und Modifizierung des 
alten guten Rechts und ſeine Ausdehnung auf die neuhinzugekommenen 
Landesteile zu vereinbaren; als der König ſie vertagte, weil ſie zum 
Teil unannehmbare Forderungen ſtellten, wandten ſich die Stände an 
die Staatsminiſterien von Hannover, Preußen und Dänemark als die 
Garanten der alten Landesverfaſſung mit der Bitte um Vermittlung, 
die nicht beantwortet wurde; die Mitte Oktober wieder einberufene 
Verſammlung blieb auch noch mehrere Wochen wenig zugänglich, und 
erſt als der König ihren Wünſchen mehr entgegenkam und am 13. No⸗ 
vember 14 Fundamentalpunkte als Grundlage für weitere Unterhand⸗ 
lungen bekanntgab, lenkte die Oppoſitionspartei etwas ein, und es 
konnte eine aus Regierungsbeamten und Ständemitgliedern gebildete 
Kommiſſion eingeſetzt werden, die einen neuen Verfaſſungsentwurf aus⸗ 
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arbeiten ſollte!). Die Lehre von der Volksſouveränität wurde zwar 
von den Altrechtlern im allgemeinen ebenſo abgelehnt wie von ihren 
Gegnern 2); immerhin ſchränkten nach ihrer Anſicht die 1806 von der 
Krone eigenmächtig aufgehobenen Fundamentalgeſetze der überlieferten 
Verfaſſung die Hoheitsrechte des Landesherrn nach wie vor ein; dieſe 
alten Landesverträge zu ſchützen hielten ſie, Bürgerliche und Edelleute, 
für ihr Recht und ihre Pflicht, und bei der Vereinbarung einer Ver⸗ 
faſſung für den vergrößerten Staat betrachteten ſie den Landtag und 
den König als zwei einander völlig gleichſtehende Kompaziszenten. 
Den Anſchauungen Friedrich Wilhelms III. entſprach dieſe auf die 
dualiſtiſche Staatstheorie der früheren Stände zurückgehende Auf⸗ 
faſſung ſicherlich nicht; er, der am 26. September 1815 mit dem Zaren 
und Kaiſer Franz zuſammen die heilige Allianz unterzeichnete, das 
Gelübde, in bezug auf ihre Völker ſich als Familienväter zu betrachten 
und ſie im Geiſte der Brüderlichkeit zu leiten, um die Religion, den 
Frieden und die Gerechtigkeit zu ſchützen, er hatte eine andere Meinung 
von dem Verhältnis der Untertanen zu ihrem Herrſcher, und wenn ihm 
auch die übrigen Spezialforderungen der württembergiſchen Stände 
weniger anſtößig erſchienen ſein mögen, ſo dürfte doch das von ihnen 
in Anſpruch genommene Steuerbewilligungs⸗, ⸗erhebungs⸗ und ⸗ver⸗ 
waltungsrecht ſein Allerhöchſtes Mißfallen erregt haben. 

Nicht gegen die altſtändiſche Staatstheorie, ſondern gegen die 
Lehre von der Volksſouveränität richteten ſich die Expektorationen der⸗ 
jenigen Perſönlichkeit in der näheren Umgebung Friedrich Wilhelms III., 
die den preußiſchen König ſchon im Laufe des Jahres 1815 wohl am 
rührigſten und erfolgreichſten warnte, dem Beiſpiel des Württembergers 
zu folgen, des Wirklichen Geheimen Legationsrats Friedrich Ancillon; 
daß das Verfaſſungsverſprechen vom 22. Mai erſt zwei Wochen nach 
der Schlacht bei Belle Alliance in der Geſetzſammlung erſchien, daß die 
interimiſtiſche Nationalrepräſentation im Juli 1815 nach Hauſe geſchickt 
wurde, daß die von Hardenberg geplante Kommiſſion nicht zuſammen⸗ 
trat, iſt, wenn nicht alles täuſcht, vornehmlich das Werk dieſes Meiſters 
der Intrige geweſen. In ſeiner Junidenkſchrift hatte Ancillon dringend 
abgeraten, mitten im Kriege die Verfaſſungsfrage aufs neue zur Sprache 


1) Karl Göz, Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg. Tübingen 
1908. Geſchichtliche Einleitung. Bal. auch die dort angegebene ältere Literatur. 

2) Albrecht Liſt, Der Kampf ums gute alte Recht (1815—1819), nach 
feiner ideen: und parteigeſchichtlichen Seite (Tübingen 1913) und die Beſprechung 
von F. Winterlin in den Württembergiſchen Vierteljahrsheften für Landes- 
geſchichte, N. F. 22. Jahrgang, 1913, S. 351—357. 
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zu bringen, zur Freude der Brauſeköpfe eine Zentrale zu ſchaffen, wo 
die Konſtitutionsidee gefördert werde; eine jetzt zur Ausarbeitung einer 
Verfaſſung einberufene Nationalrepräſentation könne leicht in die Ver⸗ 
ſuchung geraten, ſich Rechte anzumaßen, die ſich mit dem Anſehen eines 
Monarchen nicht vertrügen; das Richtige ſei, erſt einen Staatsrat und 
Provinziallandtage zu organiſieren, und wenn dieſe ſich einige Jahre 
bewährt hätten, die Zeiten ruhiger, die Finanzen beſſer, die Untertanen 
für eine Konſtitution mehr reif geworden ſeien, durch ein kleines, aus 
etwa 35 Mitgliedern der Provinzialſtände zuſammengeſetztes Komitee 
einen Verfaſſungsplan entwerfen und ihn durch den Staatsrat prüfen 
und überarbeiten zu laſſen und dieſe Charte, wenn der König ſie ſank⸗ 
tioniere, als ein freies Gnadengeſchenk der Krone zu publizieren. In 
einem am 3. Juli 1815 an Friedrich Wilhelm gerichteten Schreiben 
ſprach ſich Ancillon gegen die Abſicht des Staatskanzlers aus, ein 
Konſtitutionskomitee auf Grund von Vorſchlägen der Oberpräſidenten 
zu bilden; letztere ſeien zum Teil ſchon befangen oder würden dem 
Parteigeiſt gewiß nicht unzugänglich bleiben; erſt recht ſei das von 
ihren Kandidaten zu befürchten. In dem Buche über Souveränität 
und Staatsverfaſſungen endlich, das Ancillon dem Könige im Oktober 
zuſchickte, griff er Hardenberg ziemlich unverblümt in folgenden Sätzen 
an: „Es iſt die Krankheit des Zeitalters, die von den Vätern ererbten 
altertümlichen Formen zu verachten, ſie wie geſchmackloſe Gefäße um⸗ 
zuſchmelzen, nach einem verjüngten oder vergrößerten Maßſtabe, den 
man von Anderen entlehnt oder aus der Ferne ſich verſchreibt, zu 
verwandeln und ſie in neuer Geſtalt zur Schau zu ſtellen. Die gang⸗ 
bar ſte Sprache ift jetzt diefe: Was der Zeitgeiſt laut fordert, muß ihm 
eingeräumt werden. Wehe aber einer jeden Regierung, die dem Zeit⸗ 
geiſt allein fröhnt und ihm ängſtlich folgt oder nachſchwimmt! Sie 
wird leicht Gefahr laufen, den Wahn des Augenblicks für ein volks⸗ 
tümliches Bedürfnis anzuſehen, die laut werdende Stimme für die 
allgemeine Sprache der Leidenſchaften und des Eigennutzes für die 
Sprache der Vernunft, die Meinung des Tages für die der Jahr⸗ 
hunderte zu halten. Eine jede Regierung muß den Geiſt der Zeiten 
kennen, um den Geiſt der Zeit zu beurteilen, und ihm weder zu viel 
noch zu wenig nachgeben; pe darf fih nie zu feiner blinden Verehrerin 
erniedrigen; ſie muß die Vergangenheit des Volks, die Wurzel alles 
Volkstümlichen, ſtets vor Augen haben, um feinen gegenwärtigen 
Zuſtand zu begreifen und ihm die Zukunft vorauszuſehen oder vor⸗ 
zubereiten — dann erſt nimmt ſie den ihr gehörenden Standpunkt ein. 
Von dieſer Höhe aus wird fie den Zeitgeiſt auffaſſen, prüfen und, 


320 Paul Haake 16 


weſſen Geiſtes Kind er ſei, entſcheiden; von dort aus wird ſie ihn 
abwechſelnd, ſeinem einſtmaligen Charakter gemäß, billigen oder verwerfen, 
benutzen oder bekämpfen, immer leiten und beherrſchen. Diejenigen, 
die da ſcheinen Verfaſſungen gemacht zu haben, haben nur das, was 
ſich allmählich gebildet und als Herkommen exiſtierte oder was ſchon in 
den allgemeinen Bedürfniſſen lag, beſtimmt angegeben und feſtgeſetzt. 
Die Verfaſſungen der alten und neuen Welt, die gelebt und heilſam 
gewirkt haben, ſind alle von der Natur, den Umſtänden, den Begeben⸗ 
heiten, den Verhältniſſen ausgegangen. Keiner kann angeben, wann 
fie geboren find, weil fie ſich langfam aus dem Drange und ben 
Bedürfniſſen der Zeiten emporgearbeitet haben. Keiner kann ihren 
Verfaſſer nennen, weil ſie ſich gewiſſermaßen von ſelbſt gemacht und 
nur teilweiſe in gegebenen Perioden verbeſſert oder vielmehr ausgeſprochen 
worden ſind. Man kann eine jede Verfaſſung, ohne ihr Grundgewebe 
zu zerſtören, nach den veränderten Verhältniſſen allmählich abändern 
und, indem man ihre Formen veredelt, belebt, vereinfachet, ausdehnt, ſie 
den Fortſchritten des Volks immer mehr anpaſſen und ſo der relativen 
Vollkommenheit immer näher bringen. Viel, ſehr viel Gutes läßt ſich 
auch in Preußen auf dem Wege, den die Weisheit des Königs vor⸗ 
gezeichnet und eingeſchlagen hat, hoffen und erwarten. Wenn die 
Regierung dieſem Sinne und dieſem Geiſte treu bleibt, wenn man 
damit anfängt, die Provinzialſtände zu organiſieren, und dieſe Ver⸗ 
ſammlungen als eine notwendige Vorbereitung zu einer zweckmäßigen 
Ausbildung der Nationalſtände anſiehet, ſo werden wir unſere Eigen⸗ 
tümlichkeit behaupten und bewahren, ſo wird das Neue aus dem Alten 
hervorgehen; das Neue wird Wurzel ſchlagen, das Alte wird geläutert 
und verſchönert hervortreten. Alfo werden wir ohne ſklaviſche Nad- 
ahmung, ohne plötzliche Umwandlungen, ohne gewagte Neuerungen in 
Hinſicht der uns angekündigten Verbeſſerungen einen in der Tat volks⸗ 
tümlichen Gang befolgen, unſere wichtigen Familienangelegenheiten mit 
ruhiger Beſonnenheit und in ſchöner Eintracht anordnen, die Einheit 
der Souveränität mit der Vielſeitigkeit der Beratung, mit den 
Gemeingeiſt befördernden Formen verbinden und Fürſt und Volk, wie 
es immer dei uns war, in dem vollkommenſten Einklang erhalten“. 
Die Notwendigkeit langſamen Vorgehens hat Ancillon auch in den 
Wochen nach dem Erſcheinen dieſes Buches, wo er nur konnte, immer 
wieder betont; in einer Geſellſchaft beim Prinzen Auguſt an einem 
der letzten Tage des Januar dozierte er, man könne die Provinzialſtände 
einrichten, aber um des Himmelswillen keine allgemeinen Landſtände. 
Man möge immerhin Vorarbeiten zu einer Konſtitution machen, aber 
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die müßten hingelegt werden und reifen; nach 50 Jahren könnte man 
ſie vielleicht ins Werk richten. Man möge das Schiff bauen, aber es 
nicht eher in See laſſen, als bis man befahrene Mannſchaft hätte. 
Und um darzutun, daß es der Nation ganz an Subjekten fehle, von 
denen ſie bei einer Volksrepräſentation Heil zu erwarten hätte, behauptete 
er, Staatsbeamte könnten gar nicht gewählt werden, die Miniſter aus⸗ 
genommen, Generale und Oberoffiziere um keinen Preis — ja da liege 
unſere eigentliche Gefahr!!) | 

Es war das Geſpenſt einer dem Vaterlande drohenden Revolution, 
einer Infizierung des preußiſchen Volkes und Heeres mit dem Gift 
des Jakobinismus, wodurch Ancillon alle ängſtlichen Gemüter, ins⸗ 
beſondere den König einzuſchüchtern und gegen den Hardenbergſchen 
Plan einzunehmen wußte; ich halte die Annahme für nicht zu gewagt, 
daß Friedrich Wilhelm III. vornehmlich durch dieſe Einflüſterungen, 
durch Betrachtungen, wie ſie der Schluß des Ancillonſchen Buches 
enthielt, andern Sinnes gemacht und beſtimmt wurde, die Einberufung 
einer Verfaſſungskommiſſion, wie ſie der Staatskanzler ſich dachte, und 
die baldige Einführung von Reichsſtänden zu verhindern. „Nach 
meiner Überzeugung“, erklärte Ancillon, „war die franzöſiſche Revo- 
lution, obgleich von allgemeinen Urſachen vorbereitet, nicht von ſolchen 
unvermeidlich herbeigeführt; Vorſicht und Feſtigkeit von Seiten der 
Regierung hätten dieſer großen Bewegung vorbeugen und ausweichen 
können. Es iſt allgemein bekannt, daß die Zerrüttung der Finanzen 
die erſte Veranlaſſung und die Gelegenheitsurſache der Revolution 
geweſen iſt. Bei dem überſchwenglichen Nationalreichtum, den Frankreich 
beſaß und der es in Stand ſetzte, die ſehr koſtſpielige Staatsumwälzung 
und einen langen Krieg gegen das geſamte Europa zu bezahlen, wäre 
es damals ein leichtes geweſen, die Einnahme und die Ausgabe wieder ins 
Gleichgewicht zu bringen. Hätte der unglückliche Ludwig XVI. die 
von ihm genehmigten Pläne Calonnes durchgeſetzt, anſtatt den Miniſter 
fallen zu laſſen und ihn den Hofleuten aufzuopfern, wären die 
Immunitäten der Geiſtlichkeit und des Adels aufgehoben, die Laſten 
des Staates gleihrräßig verteilt und die Provinzialſtände eingeführt 
worden, ſo würde der König die ungeteilte Ehre der Herſtellung der 
Finanzen eingeermiet haben. Von dem Augenblick an, wo der König 
von Frankreich, indem er die Stände verſammelte, den Gährungsſtoffen, 
die im politiſchen Körper ſchlummerten oder e un geſetz⸗ 


1) Niebuhr an Gneiſenau, Berlin 2. SKS 1816 nn Delbrüd, 
Leben Gneiſenaus, 5. Bd., S. 78). 
Forſchungen 1. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2 21 
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mäßigen Mittelpunkt zur Vereinigung gab, wo er durch die Formen, 
die Zeit, den Ort der Zuſammenberufung der Stände, die Auflöſung 
der alten Verfaſſung ſelbſt herbeiführte und der Nationalverſammlung 
das Daſein gab, ereignete ſich alles Folgende von ſelbſt und mußte ſich 
gerade ſo ergeben. Sobald die Nationalverſammlung aus den Trümmern 
der Generalſtände allmächtig hervorgegangen war, trat mit ihr und 
in ihr als vermeintliches Prinzip des Lebens das Prinzip des politiſchen 
Todes auf als Grundlage des zu beginnenden Werks, die Mine, die 
es notwendig ſprengen mußte; es erhob ihr mächtiges Haupt die 
Volksſouveränität, dieſer alles zermalmende Rieſe, der das Gebäude, 
welches er tragen ſollte, gleich beim Entſtehen zerſtörte und, was auf 
ihm ruhen ſollte, in einer beſtändigen Bewegung erhielt; ſo wie nach 
dem Mythus die Giganten, die dem Atna zur Unterlage dienten, die 
ſchrecklichen Bewegungen und die furchtbaren Ausbrüche desſelben ver⸗ 
urſachten. Die grundloſe Lehre der Souveränitat des Volks entwickelte 
die Leidenſchaften, die im Buſen der Urheber der Revolution ſchlummerten, 
und gab ihnen eine unerhörte Verwegenheit; mit dem Worte Volks⸗ 
ſouveränität im Munde begingen, verdeckten, entſchuldigten, rechtfertigten 
ſie alle möglichen Verbrechen; unter dieſer Firma haben ſie alle Begriffe 
verkehrt, alle Wörter verdreht, die Sittenlehre ſowie die Sittlichkeit 
vergiftet, die Religion aus den Herzen wie aus den Tempeln verbannt, 
die Tugenden und Laſter zuſammengeworfen, dem Verbrechen das 
Gepräge der Pflicht, der Pflicht das Gepräge des Verbrechens aufgedrückt, 
die widerſprechendſten Dinge, die konſtitutionelle Monarchie, die Republik, 
das Direktorium, das Konſulat, das Kaiſertum erſchaffen und vernichtet. 
Dies alles war nicht die Folge von Zufälligkeiten, ſondern das natürliche 
und notwendige Reſultat der Grundlehren, von welchen in Frankreich 
alles ausging. Dasſelbe, mit einigen unweſentlichen Abänderungen, 
wird einem jeden Volk und zu einer jeden Zeit ergehen, wo dieſe 
Grundſätze aufkommen und in die Wirklichkeit treten werden. Es 
wäre Zeit, daß die anderen Völker Europas, ſchrecklich gewarnt und 
belehrt, in ihren Buſen griffen und den in ihm liegenden Keim ebenſo 
blutiger Irrtümer erſtickten und herausriſſen! Nur unbegrenzte An⸗ 
hänglichkeit an die Geſetze, unerſchütterliche Ehrfurcht für das Prinzip 
der Rechtmäßigkeit, feſte Überzeugung, daß der König und der Staat 
unzertrennlich ſind, wahrer Gemeingeiſt und nicht deſſen elendes 
Surrogat, der Parteigeiſt, ſind von Seiten der Völker das Palladium 
der Nationalfreiheit und Unabhängigkeit, die erſten und notwendigen 
Bedingungen der Dauer und des Flors der Monarchien. In den 
edlen Geſinnungen der Fürſten und in dem hohen, vaterländiſchen 
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uneigennützigen Sinn der Völker hat die wahre Freiheit ihre Wurzeln 
geſchlagen. Der Geiſt, der heutzutage die Herrſcher und Beherrſchten 
durchdringt und beſeelt, iſt entſcheidender für die ſchöne Zukunft von 
Europa als alle geſchriebenen Verfaſſungen; dieſer Geiſt wird ſich 
allmählich immer zweckmäßigere Formen erſchaffen und, ohne der Zeit 
vorzugreifen, die Menſchheit in ihrer ganzen Fülle und in ihrer ganzen 
Pracht aufgehen laſſen!“ 

Ancillon beſaß, ſeitdem Friedrich Wilhelm III. ſeine Junidenkſchrift 
kannte, das Vertrauen des Königs in der Verfaſſungsangelegenheit in 
ſehr hohem Grade, und er iſt gewiß nicht der einzige ſeiner Diener 
geweſen, der das Verſprechen vom 25. Mai 1815 mißbilligte, die 
Wiederherſtellung, Um: und Neubildung von Provinzialſtänden für viel 
nützlicher und dringlicher hielt als die Einführung von Reichsſtänden 
und, um ihre Organiſation nach ſeinen Wünſchen zu beeinfluſſen, die 
Revolutions furcht des Königs aufs eifrigſte ſchürte; Friedrich Wilhelms 
Schwager, Herzog Karl von Mecklenburg, Fürſt Wittgenſtein und der 
Generaladjutant v. d. Kneſebeck — um nur Männer ſeiner nächſten 
Umgebung zu nennen!) — glaubten zweifellos an die Richtigkeit der 
Schmalz'ſchen Denunziation, an die Exiſtenz umſturzlüſterner Parteien 
im preußiſchen Volke und ſahen im Geiſte wohl auch das Heer bereits 
bedenklich verſeucht, vielleicht ähnlicher Aſpirationen voll wie die fran⸗ 
zöſiſche Armee vor dem Auftreten Napoleons — konnte Preußen nicht 
Gleiches erleben wie ſein Nachbar im Weſten? Konnte unſerm Vater⸗ 
lande nicht auch beſchieden ſein, was Ancillon berichtete? „Je länger 
der Krieg dauerte, deſto mächtiger wurde das Heer. Die Krieger 
entwöhnten ſich der geſellſchaftlichen Verhältniſſe und entfeſſelten ſich 
immer mehr aller bürgerlichen Bande; ſie ſetzten die Gewalt der Waffen 
über die Macht der Geſetze; die Heerführer erhielten bald mehr Anſehen 

1) „Am Hofe hat man ſich anfänglich ſehr für Herrn Schmalz erklärt, auch 
die beiden Miniſter Schuckmann und Kircheiſen; der erſte hat jetzt umgeſtimmt, 
und man glaubt, daß der König unwillig iſt, daß man ihn verleitet, dem leeren 
Charlatan einen Gnadenbeweis zu geben“ (Niebuhr an Gneiſenau, Berlin 
18. Dezember 1815), Pertz⸗Delbrück, Leben Gneiſenaus, 5. Bd., S. 163. 
Caroline von Humboldt berichtete dem Gatten, Berlin 2. November 1815: 
„Schuckmann, will man für gewiß wiſſen, hat Schmalz für die Schrift bei 
ſeinem Zurückkommen aus dem Bade umarmt. Zichy hat, wie ich unwider⸗ 
ruflich weiß, in ſeiner Dummheit geſagt, da er das Geben des Ordens erfahren: 
Nun erft kann ich meinem Kaifer für die Geſinnungen des Königs einftehen‘“ 

(Briefwedfel V, S. 113). Acht Tage fpäter ſchrieb Wilhelm v. H. an die Gattin, 
daß Kneſebeck ſehr für die Schmalziſche Schrift war und ſie auch dem König 
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als die Regierung, und da der Staat Dë in eine große Kriegsanſtalt 
verwandelt hatte, ſo folgte ganz natürlich, daß in den Augen der 
bewaffneten Menge das Heer die Nation und das Lager der Staat 
wurde. Bonaparte kam und bemächtigte bé gewaltſam der Gewalt. 
Das Volk hatte ſeinen rechtmäßigen und gerechten König entthront und 
beugte ſich mit einer grenzenloſen Hingebung, ja mit Eifer und Freude 
unter das Joch des tyranniſchen Kronräubers“. An die Möglichkeit, 
daß ſich im Hohenzollernſtaate ähnliche Dinge vorbereiteten, ſcheinen 
doch, ſo unſinnig das Gerücht auch war, um die Wende der Jahre 
1815/16 viele, Preußen und Ausländer, geglaubt zu haben; der 
badiſche Geſandte ſchrieb am 20. Dezember, ſobald Blücher nach Berlin 
zurückkomme, werde cette armée exaltée dem Könige eine Bittſchrift 
überreichen und fordern, daß das Heer wie einſt Cromwells Dragoner 
durch Armeedeputierte in dem preußiſchen Reichstage vertreten werde; 
alle Diplomaten Oſterreichs und der Mittelſtaaten, ſo urteilte Heinrich 
v. Treitſchke 1), ſahen Preußen bedroht durch das radikale Deutſchtum 
ſeines Heeres. Schlimm war, daß auch Zar Alexander I., der Intimſte 
der Intimen des preußiſchen Königs, ein Zerreißen aller Bande des 
Gehorſams und der Disziplin nicht für unmöglich hielt und den Freund 
in ſeiner Furcht immer wieder beſtärkte: im Geſpräch mit ruſſiſchen 
Generalen erklärte er es ſchon im September für nicht ausgeſchloſſen, 
daß man dem verbündeten Monarchen gegen ſeine eigene Armee werde 
zu Hülfe kommen müſſen; Zar Alexander iſt wahrſcheinlich bemüht 
geweſen, Schmalz erſt einen württembergiſchen und dann auch einen 
preußiſchen Orden zu verſchaffen; am 24. Oktober, drei Tage nach 
Friedrich Wilhelms Ankunft in Berlin eingetroffen, ſcheint er, der 
hier bis zum 9. November verweilte, an dem Verbot von Görres 
Rheiniſchem Merkur und dem Edikt gegen die geheimen Geſellſchaften 
in Preußen gleichfalls nicht unbeteiligt geblieben zu fein ?). Mit auffallendem 

1) Preußiſche Jahrbücher, 29. Bd., S. 336. Wilhelm v. Humboldt ſchrieb 
am 9. September 1815 an ſeine Gattin: „Endlich, und das iſt nur zu wahr und 
ſchadet jetzt mehr als je, haben die anderen Kabinette, und namentlich Oſterreich, 
eine Furcht vor den, wie ſie es nennen, revolutionären Elementen, die bei uns 
und in unſerer Armee herrſchen folen” (Briefwechſel V, S. 58). 

2) S. M. le roi a décoré le Sr. Schmaltz, auteur d'une brochure contre 
le Tugendbund, de l'ordre de l'aigle rouge; cela a fait grande sensation. 
Je sais de très bonne source que l’empereur Alexandre prête une trés 
grande attention aux manigances de cette secte et qu’il a énoncé le désir 
de les surveiller et de réprimer cet esprit ennemi de tous les gouverne- 
ments (Zichy an Metternich, Berlin 11. November 1815, W. A.). Stägemann 
ſagte zu Achim v. Arnim, wenn ein Verbot des „Rheiniſchen Merkurs“ erfolge, 
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Nachdruck beglückwünſchte er den König am 15.27. Januar 1816 zu 
den weiſen und energiſchen Maßregeln, die er getroffen, um die vom 
geraden Wege abweichenden Tendenzen der Geheimbünde zu zügeln, 
deren Seitenſprünge ſchon Grund zu berechtigter Sorge hätten geben 
können !); offenbar war er damals noch ganz im Banne der Fantafien 
ſeines Vertrauten Pozzo di Borgo, der einige Wochen vorher behauptet 
hatte, das preußiſche Kabinett ſtehe unter dem übermächtigen Einfluß 
des Großen Hauptquartiers und der Monarch ſelbſt werde von ſeinen 
erſten Generalen nur noch geduldet; demokratiſche Maximen mit Herrſch⸗ 
ſucht verbunden, eine im Kriegsrat entworfene Konſtitution, eine von 
den Einfällen und Anſprüchen des Militärs diktierte auswärtige Politik, 
deutſcher Patriotismus und der unverkennbare Plan, die zu erobern, 
die zur Freiheit aufzurufen man ſich den Anſchein gebe, geſchwätzige 
Frömmelei ohne Glauben und ohne Wärme, aber mit aller Schärfe 
ſektireriſchen Geiſtes und den Myſterien eines Geheimbundes: das 
ſeien die Gedanken, die dieſe Aufrührer erfüllten, die zu Hauſe ein zu 
kleines Feld für ihren Tatendrang hätten, ſich daher auf die anderen ſtürzen 
und dem Jakobinismus der Klubs in den Armeen Eingang verſchaffen 
möchten 2). Mit Recht hat Friedrich Meinecke dazu bemerkt, ein 
mächtig aufſtrebendes, von Rußland nicht mehr abhängiges Preußen 
konnte dem Zaren nicht erwünſcht fein?) — im eigenen Intereſſe wett- 
eiferte Alexander mit Schmalz und Janke, Ancillon und Kneſebeck, 
Wittgenſtein und Karl von Mecklenburg in heißem Bemühen, den 
königlichen Freund ſcharf zu machen gegen den im Volk und in der 
Armee ſich immer mehr ausbreitenden Zeitgeiſt. 

Hardenberg traf erſt am 8. Dezember, vier Wochen nachdem der 
Zar Berlin verlaſſen hatte, in der preußiſchen Hauptſtadt wieder ein; 
die Warnungen der Bangemacher waren inzwiſchen auf den König 
weiter eingeſtürmt; bei der ungeheuren Erregung, die die Ende Oktober 
erfolgte Auszeichnung von Schmalz, Niebuhrs ungefähr gleichzeitig 
herausgekommene Entgegnung und etwas ſpäter erſchienene Broſchüren 


ſo ſei die Veranlaſſung ruſſiſche Anforderung über ein paar Artikel gegen den 
Kaiſer (Arnim an Görres 23. Januar 1816. Görres Geſammelte Schriften, 
8. Bd., S. 483). N 

1) Paul Bailleu, Briefwedfel König Friedrich Wilhelms III. und der 
Königin Luiſe mit Kaiſer Alexander I. Leipzig 1900, S. 269. 

2) Correspondance diplomatique du comte Pozzo di Borgo et du 
comte de Nesselrode 1, S. 217/18. 

3) Friedrich Meinecke, Das Leben des G. F. M. Hermann von Boyen 


II, S. 73. | 
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entrüſteter Patrioten ſowie Antworten des fih wehrenden Hetzers 
hervorriefen, blieben ſie auf Friedrich Wilhelm III. gewiß nicht ohne 
Eindruck. Was ſollte Hardenberg da tun? Konnte er es unter 
dieſen Umſtänden unumwunden mit den Freunden der konſtitutionellen 
und der nationalen Einheitsbewegung halten, auch mit den populären 
Stürmern und Drängern? Konnte er die von Niebuhr und 44 Mit⸗ 
unterzeichnern ſeiner Petition gewünſchte Unterſuchung zulaſſen? Er, 
der ohne Wiſſen des Königs und ſicherlich nicht in ſeinem Sinne die 
Beſtrebungen Gruners und des Hoffmannſchen Bundes eine Zeit lang 
gebilligt und ſogar zu Gruners Mahnung: „Halten Sie es mit dem 
deutſchen Volke gegen deſſen Regierungen!“ nachſichtig geſchwiegen hatte 
und der nun in Schmalzens Erwiderung auf die Niebuhrſche Schrift 
leſen mußte: „Nachdem 1814 Paris erobert und der Tyrann geſtürzt 
war, fiel jeder entſchuldbare Vorwand, (geheime Geſellſchaften zu bilden), 
weil der, daß auch noch nicht alle Gefahr vorüber fey, doch zu banb- 
greiflich wichtig iſt. Aber nun erhob ſich erſt das Gerücht von ſolchen 
Bünden mit verſtärkter Kraft. Auch wurde der Zweck derſelben laut 
genannt, gar ein anderer als die bisherigen, nämlich Vereinigung des 
ganzen Teutſchlands unter Einer Regierung, wo möglich ſogar unter eine 
republicaniſche; und dafür Krieg der Teutſchen gegen Teutſche, Aufſtand, 
Zerrüttung aller beſtehenden Verhältniſſe?“ 1) Klang das nicht fo als 
ob der gefährliche Ohrenbläſer vom Hoffmannſchen Bunde und des 
Staats kanzlers Beziehungen zu ihm etwas wußte, oder war es wenigſtens 
nicht denkbar, daß dieſe durch eine förmliche Unterſuchung ans Tages— 


1) „Über des Herrn B. G. Niebuhrs Schrift wider die meinige, politiſche 
Vereine betreffend“, S. 6 und 7. Auf S. 10 bemerkte Schmalz: „Ein hod- 
verehrter Reifender, ein Ausländer, erzählte mir im Auguft dieſes Jahres 
1815], als er auf feiner Reife durch Teutſchland Berlin beſuchte, wie das Ge» 
rücht folder Bünde überall Haß und Mißtrauen gegen Preußen in ganz Deutſch⸗ 
land aufrege, weil jene ſich rühmten, in Preußen ihr Centrum unter dem 
Schutze bedeutender Männer zu haben. Ein hoher Fremder von einem teutſchen 
Hofe beſtätigte dieſes bey ſeinem hieſigen Aufenthalte.“ In dem „Letzten Wort 
über politiſche Vereine“ (Berlin 1816, S. 9) ſagte Schmalz: „An drei regierende 
auswärtige Fürſten habe ich jene Schrift [Berichtigung einer Stelle in der 
Bredow Venturiniſchen Chronik vom Jahre 1808] geſandt, weil ich Bünde in 
ihren Ländern tätig wußte“, und auf S. 10: „Nur dagegen, daß Conſtitutionen 
gegen den Willen der Souveräne durchgeſetzt werden ſollen, habe ich geredet. 
Das iſt doch wohl allenthalben Hochverrath? Ich halte aber jede Conſtitution 
für gut (und auch die ganz allein), welche ſich aus der Eigenthümlichkeit einer 
Nation von ſelbſt allmählich und in der Stille gebildet hat; und halte jede für 
abſolut ſchlecht, welche ein Mann ſo niederſchreibt, er ſey Solon oder Koppe.“ 
Auch dieſe Sätze mußten Hardenberg wohl nachdenklich ſtimmen. 
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licht kamen? Mußte Hardenberg in ſolchem Falle nicht das ganze 
Vertrauen ſeines Monarchen verlieren? Mußte er es nicht auch dann 
einbüßen, wenn er jetzt, nachdem Blücher gewagt hatte, die ihm zu⸗ 
gegangenen Weiſungen außer Acht zu laſſen, nicht mit der vom König 
verlangten Energie gegen die nationalen und liberalen Heißſporne 
vorging? Ja, er mußte es! Friedrich Wilhelm III. war nun einmal, 
als ſein Staatskanzler aus Paris zurückkehrte, vollſtändig im Banne 
der Revolutionsfurcht und der Männer, die ſie in ihm erweckten; 
Ancillon, Kneſebeck, Wittgenſtein und Herzog Karl ließen ſich nicht 
flugs beſeitigen und die ruſſiſchen Einflüſterungen nicht über Nacht 
unwirkſam machen; nur ganz allmählich durfte Hardenberg hoffen, den 
König von ſeinen Suggeſtionen zu befreien, vor allem indem er in 
Petersburg die Beſorgniſſe vor den preußiſchen Jakobinern zerſtreute; 
gelang das, ſo war es auch möglich, in der Verfaſſungsangelegenheit 
weiter vorwärts zu kommen, vielleicht ſogar mit Hülfe des Zaren, der 
ja Ende November Polen eine Konſtitution verlieh und wohl ſchon 
damals nicht abgeneigt war, ſpäter auch ganz Rußland Provinzial⸗ 
und Reichsſtände zu geben. | , 
Hardenberg hat fo gehandelt, daß die Annahme diejer Tendenz 
bei ihm nicht unberechtigtigt erſcheint. Er kontraſignierte am 3. Januar 
die Allerhöchſte Kabinettsorder, die das weitere Erſcheinen des Rheiniſchen 
Merkurs verbot; er ſchlug drei Tage ſpäter Niebuhr und ſeinen Freunden 
die erbetene Unterſuchung ab!) und erneuerte das am 20. Oktober 1798 
erlaſſene Edikt wegen Verhütung und Beſtrafung geheimer Verbindungen 
durch eine Kgl. Verordnung, worin es hieß, S. M. habe mit gerechtem 
Mißfallen den Parteigeiſt bemerkt, der ſich bei dem Streit über die 
Exiſtenz von Geheimbünden in Preußen äußerte; er verſchaffte dem 
Protektor des Hoffmannſchen Bundes, Juſtus Gruner, am 18. Januar 
zwar den Adel !), ſchob ihn aber dann als preußiſchen Geſandten nach 


1) Friedrich Wilhelm III. erklärte in der Kabinettsorder an „Niebuhr und 
Conſorten“ (Berlin 6. Januar 1816), er finde eine Unterſuchung „weder nöthig 
noch räthlich, weil der größte Theil derſelben von niemand beſchuldigt worden 
iſt, und da, wo perſönliche Beſchuldigung aus dem Inhalt jener Schriften her⸗ 
geleitet werden mögte, der Weg Rechtens offen ſteht, die Ernennung einer 
Commiſſion aber nur dazu geeignet ſeyn würde, den Partheygeiſt aufs Außerſte 
zu bringen. Dagegen wird der Zweck der Beruhigung aller wohlgeſinnten Staats. 
bürger durch die unter dem heutigen Dato ergehende Verordnung erreicht“ 
(B. St. A. R. 74 J VIII Nr. 2). 

2) Zichy berichtete dem Fürſten Metternich am 2. Februar 1816 aus Berlin: 
„Le Prince de Hardenberg m'a prévenu, qu'il avait l'intention d' envoyer 
Mr. Justus Gruner comme ministre en Suisse; il pretend qu'il pourra en 
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der Schweiz ab und verjegte den gegen Görres nicht ſcharf genug 
aufgetretenen Generalgouverneur der niederrheiniſchen Gebiete Sack als 
Oberpräſidenten nach Stettin. Während der Staatskanzler das Verbot 
der Geheimen Geſellſchaften ſelbſt konzipierte, arbeitete der im Aus⸗ 
wärtigen Amt beſchäftigte Ancillon in Hardenbergs Auftrag das 
Neujahrsglückwunſchſchreiben aus, das General v. Schöler, Preußens 
Geſandter am ruſſiſchen Hofe, nach Petersburg mitnehmen ſollte; 
mit faſt überſchwänglicher Wärme wurde darin auf die ſtärkenden 
Wirkungen hingewieſen, die die gemeinſam verlebten Jahre des Unglücks 
und des Glücks auf die Freundſchaft des Königs, die für ihn eine 
wahre Religion geworden ſei, auf die Dankbarkeit ſeiner Untertanen 
für Rußland und auf die Konformität der Prinzipien beider Regierungen 
ausgeübt hätten: wir werden einander unaufhörlich attachiret bleiben, wir 
hatten und werden nur ein Ziel haben, den Frieden in der Welt auf 
die Baſis der Ordnung und der Gerechtigkeit zu ſtellen, wir werden 
beide desſelben Glücks teilhaftig werden, ungeſtört für das Wohl der 
Völker arbeiten zu können, die uns die Vorſehung anvertraut hat, 
unſere Kräfte und unſere Herzen werden darin eins ſein, ihnen den 
Frieden nach Außen und die Ruhe im Innern zu ſichern ). Schmalzens 
Inſultierung durch den Gardeleutnant v. Plehwe konnte freilich dem 
Zaren noch keine beſſere Meinung von dem in der preußiſchen Armee 
herrſchenden Geiſte beibringen; ein Exzeß, der ſich gleichfalls im 
Dezember 1815 beim Durchmarſch ruſſiſcher Truppen durch Eilenburg 
ereignete, und der Bericht des Großfürſten Konſtantin, der den Zu⸗ 
ſammenſtoß unnötig aufbauſchte und die Provokationen der ruſſiſchen 
Offiziere und Mannſchaften einſeitig verſchwieg ?), nahm Alexander 
tirer meilleur parti hors du pays qu'en l’employant dans l'administration 
interieure. Je me suis permis de faire quelques observations à ce sujet 
et à combattre l'idée de pouvoir se servir d'un homme qui ne jouit de la 
confiance de personne, mais je me suis appercu qu'il doit y avoir des 
relations et considerations toutes particulières, qui obligent le Chancelier 
de ménager cet individu et qui surtout l'engagent à le contenter et 
l’&loigner en meme tems d'ici (W. A. Preußen 113). 

1) Paul Bailleu, Briefwechſel Friedrich Wilhelms III. und Alexanders 1., 
S. 267/68. 

2) Als das Ergebnis vorläufiger Ermittelungen teilte Hardenberg dem 
General v. Schöler am 2. Mai 1816 mit: „Quelque incomplets qu’ils soient, 
ils prouvent du moins que le delit n'est ni aussi grave ni aussi gratuit 
qu'on se plait à le représenter, que les torts ont été partagés, qu'il y a 
eu de la part des officiers et des soldats russes des provocations bien 
fortes. Dans le rapport, que le grand duc Constantin a adressé à l’Empe- 
reur sur cette funeste rixe et que Mr. d'Alopaeus [der ruſſiſche Geſandte in 
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dann auch gegen das preußiſche Volk von neuem ein; „was dieſer 
Monarch“ berichtete Schöler am 2. April n. St., im Anſchluß an 
Betrachtungen über den Eilenburger Vorfall, „über eine nicht günſtige 
Stimmung hinzuſetzte, die in Preußen gegen Rußland überhaupt ſtatt⸗ 
finden ſoll, mußte mich ebenſo ſehr befremden als es mich ſchmerzte.“ 
Hardenberg ſandte infolgedeſſen ſogleich in einer Königlichen vom 
3.115. April datierten Antwort auf das Dankſchreiben des Zaren eine 
neue Beruhigungspille nach Petersburg; Friedrich Wilhelm III. mußte 
abermals beteuern, daß die Notwendigkeit, das Ergebnis geweinſamer 
Arbeiten zu ſchützen, ſtets der Gegenſtand ſeiner Sorge ſein werde, 
und daß er hoffe, ihre Völker werden endlich zur wohlverdienten Ruhe 
und Glückſeligkeit gelangen; zur Zeit gelte es nur noch auf die leichte 
Erregbarkeit der Geiſter, eine natürliche Folge der politiſchen Agis 
tationen, beſänftigend einzuwirken !). In einem Reſkript vom 2. Mai 
wurde Schöler angewieſen, den Zaren davon zu überzeugen, daß die 
Freundſchaft des Königs ebenſo aufrichtig wie unveränderlich ſei, und 
daß die Gefühle der großen Maſſe der Nation, des geſunden, aufge⸗ 
klärten, unparteiiſchen Teils unſeres Volkes den Gefühlen des Souveräns 
vollkommen entſprächen; der allgemeine Wunſch gehe dahin, mit Rußland 
in beſtmöglichem Einvernehmen zu leben und die Bande zwiſchen beiden 
Staaten noch feſter zu knüpfen: einige falſche oder exaltierte Köpfe, 
die ſich einbildeten, Rußland allein habe ſie gehindert, Frankreich zu 
zer ſtückeln, und die ihm das übelnähmen, machten nicht die Nation 
aus, repräſentierten ſie nicht in ihrer Totalität. Die unfreiwilligen 
Laſten, die die häufigen Durchzüge der Ruſſen in den letzten Jahren 
den preußiſchen Provinzen auferlegten, die Exzeſſe und Plünderungen, 
von denen dieſe Durchmärſche hin und wieder begleitet waren, hätten 
in dieſem oder jenem Diſtrikt wohl Animoſität hervorrufen können, 
aber ſolche Eindrücke verſchwänden mit den Urſachen, die ſie hervor⸗ 
riefen; Schöler könne dem Zaren der vollen Wahrheit gemäß verſichern, 


Berlin] m'a communiqué, il régne une partialité revoltante; tous les faits 
y sont exagérés ou présentés sous un faux point de vue; & le croire on 
drot que l'excès d'Eilenbourg est un attentat atroce et prémédité, et 
cependant il me paroit que l'événement n'a aucun de ces caractères et 
que c'est plutôt un grand malheur qu’un grand crime“ (B. St. A. AAI, 
R. I Rußland 24). Daß die ruſſiſchen Truppen bei ihrem Rüdmarid viel Anlaß 
zu Klagen gaben, geht u. a. auch aus dem 3. Bande von Jofeph Görres Gee 
ſammelten Schriften (S. 384 ff.) und aus dem Briefe Caroline v. Humboldts an 
ihren Gatten vom 9. November 1815 (Briefwechſel V, S. 119) hervor. 
1) Paul Bailleu a. a. O. S. 271. 
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daß das preußiſche Volk und fein König in dem Wohlwollen für 
Rußland ebenſo miteinander harmonieren wie in allen anderen Be⸗ 
ziehungen. Daß Alexander I. auch im Frieden noch eine Armee von 
6 700 000 Mann unterhielt und dies u. a. damit motovierte, er 
wolle immer bereit ſein, ſeinem Berliner Freunde zu Hülfe zu kommen 
und die Revolutionen, die ſich in Preußen vorbereiteten, zu unterdrücken, 
beſtimmte den Staatskanzler, durch Ancillon ein neues Schreiben für 
Friedrich Wilhelm III. an den Zaren aufſetzen zu laſſen !), worin 
geſagt wurde, daß die öffentliche Ordnung hier nie geſtört oder bedroht 
worden ſei und die meiſten Preußen der Perſon des Monarchen und 
ſeiner Regierung ſo aufrichtig anhingen, daß Se. Majeſtät zu ihrem 
Gehorſam im Frieden das gleiche Vertrauen haben könne wie zu ihrem 
Opfermut im Kriege; das Schreiben iſt nicht abgegangen — wir wiſſen 
nicht, aus welchen Gründen ?); dafür befahl Hardenberg Schöler am 
19. Juni, den Zaren bei jeder Gelegenheit merken zu laſſen, daß die 
ſtarke militäriſche Rüſtung Rußlands den Berliner Hof nicht beunruhige, 
daß ſie aber bei andern Mächten Furcht und Verdacht wecken und 
Gefahren heraufführen könne, und daß, wenn ein neuer Krieg in 
Europa ausbreche, alles, was durch ſo viel Blut erkauft und mit ſo 
großer Mühe errungen worden ſei, wieder aufs Spiel geſetzt und viel⸗ 
leicht für immer verloren werde. Was Alexanders Berufung auf die 
Revolutionen betreffe, die angeblich in Deutſchland und beſonders in 
Preußen im Anzuge ſeien, ſo könne man darin nur Vorwände eines 
ſchlecht unterrichteten fremden Herrſchers ſehen: nous avons de man- 
vaises têtes chez nous, comme il y en a partout, mais le gouverne- 
ment saura bien les contenir, concilier une sage liberté avec le 
maintien de l'autorité royale et empêcher que l'ordre public ne 
vienne à être troublé. Schöler wurde beauftragt, dem Zaren zu 
jagen, que nous avons chez nous des hommes excentriques, des 
esprits inquiets et turbulents, mais qu'ils forment une faible mino- 


1) Paul Bailleu a. a. O. S. 271/72. 

2) Vielleicht war darauf Schölers Bericht vom 2. Mai mit von Einfluß 
und die Bemerkung: „man darf nicht hoffen, den Kaiſer Alexander durch Vor⸗ 
ſtellungen zu einer Anderung ſeiner Anſichten zu bringen: dies kann nur dadurch 
erreicht werden, wenn man alles, was den unausbleiblichen Folgen der Über- 
ſpannung zur Entſchuldigung gereichen würde, geſchickt und in der Art zu ent⸗ 
fernen fudt, daß Kaiſer Alexander die Veranlaſſung und Gründe zu einer Ber- 
minderung der Armee gleichſam Selbſt aus Quellen ſchöpft, gegen welche Er 
nicht mißtrauiſch fein kann'. In einem P. S. vom 6. Mai hieß es: „In An 
ſehung von Preußen fügte der Zar hinzu, daß der Geiſt der Unruhe ſich ver- 
liere, welches den zweckmäßigen Maßregeln der Regierung beizumeſſen ſei.“ 
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rité, que la masse de la nation est pure, saine et fidele, attachée 
à la personne du roi et au gouvernement et que l’opinion publique 
suffiroit seule pour étouffer et réprimer tout ce qui serait dans 
un autre sens que le sien, et qu'à son défaut le gouvernement 
saurait bien tenir la main à ce que l'exagération de quelques in- 
dividus ne trouble pas la tranquillité publique. Un reste d’effer- 
vescence, fruit naturel du mouvement national et des événements 
extraordinaires, auxquels nous devons notre salut, ne doit pas 
allarmer. Il disparaîtra à mesure que les anciennes habitudes et 
les travaux pacifiques reprendront le dessus, Le peuple est aussi 
soumis au roi dans la paix qu'il lui a été dévoué pendant la guerre. 
L'ordre public n’a été troublé nulle part, les lois sont observées, 
la discipline respectée, le service de l’État se fait avec le plus 
grand ordre et sans aucune espèce de secousse; tout se passe chez 
nous comme autrefois. Tels sont les faits et les idées que vous 
présenterez à l’empereur dans votre première audience. Vous ne 
manquerez pas de lui faire sentir en même tems, de quelle im- 
portance il est pour nous que S. M. Impériale paroisse entière- 
ment rassurée sur notre intérieur. Nous avons le plus grand 
intérêt à cultiver l’amitié de l’empereur et vous ne devez jamais 
perdre cet intérêt de vue. Der General tat jein Bejtes und fonnte 
ihon am 6. Juli melden, daß das Vorſchützen von Unruhen, die in 
Deutſchland und in Preußen zu befürchten ſein ſollten, in Petersburg 
aufgehört habe; einige Tage ſpäter ſagte der ruſſiſche Staatsſekretär 
Graf Capodiſtrias zu Schöler, von Preußen habe man fortdauernd die 
beſten Nachrichten, und er glaube verſichern zu können, daß der Zar 
in dieſer Hinſicht ferner keine Beſorgniſſe mehr hege — Hardenbergs 
Taktik trug offenbar gute Früchte, und die Bahn zu den letzten Zielen 
ſeiner inneren Politik ſchien wieder etwas mehr frei zu werden. 

Die ſtille Hoffnung, die der Staatskanzler hegen mochte, ſein Ver⸗ 
faſſungsplan werde ſchließlich von ruſſiſcher Seite nicht nur nicht ge⸗ 
hemmt, ſondern ſogar gefördert werden und der „Liberalismus“ 
Alexanders I. auf Friedrich Wilhelm III. ſtimulierend wirken, hatte 
natürlich nur dann Ausſicht in Erfüllung zu gehen, wenn die Kon⸗ 
ſtitutionsentwürfe der preußiſchen Regierung nicht ſchroff mit den 
Ideen des Zaren kontraſtierten; für eine im vollen Sinne des 
Wortes liberale Verfaſſung war ſchwerlich Unterſtützung von Peters⸗ 
burg her zu erwarten. Ein die Macht der Krone ſtark einſchränkendes 
Parlament hat nun ſicherlich auch Hardenberg von vornherein nicht ge⸗ 
wünſcht; weſentlich mehr als was Alexander I. den ruſſiſchen Polen 
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gewährte, wollte er den polnifden und anderen Untertanen der Hohen⸗ 
zollern wohl auch nicht zugeſtehen: Glaubensfreiheit und Freiheit der 
Preſſe, Schutz vor geſetzwidriger Verhaftung und das Recht aus⸗ 
zuwandern und Hab und Gut zu verkaufen, Schutz des Eigentums und 
Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz, die Beſetzung der wichtigſten 
Amter mit Landeskindern und eine aus Vertretern der Regierung und 
zwei Kammern gebildete Nationalrepräſentation; im Grunde ſollte dieſe 
in Berlin wie in Warſchau und Petersburg eine bloß beratende Körper⸗ 
ſchaft werden und die Entſcheidung und die Anregung zur Legislative 
dem Herrſcher und ſeiner die neuen Geſetze vorbereitenden Behörde, 
dem Staatsrat, verbleiben ). Einem preußiſchen Reichstag etwas weiter- 
gehende Kompetenzen einzuräumen, als die Charte vom 12.25. No⸗ 
vember 1815 dem polniſchen zugeſtand, wäre Hardenberg auch in 
freierer Lage wohl kaum geneigt geweſen; dagegen wichen ſeine An⸗ 
ſichten über die in Preußen wünſchenswerte Zuſammenſetzung der 
Nationalrepräſentation von denen des Zaren — und ſo können wir 
gleich hinzufügen — auch von denen Ancillons erheblich ab; in dieſer 
Hinſicht mußte der Staatskanzler ſeine Überzeugung zweifellos opfern, 
wenn er bei der weiteren Verfolgung des Verfaſſungsplanes auf ruſſi⸗ 
ſchen Beiſtand rechnen wollte. Hardenberg wünſchte eine wirkliche Ver⸗ 
tretung des ganzen Volkes, die er für eine unerläßliche Konzeſſion an 
die Forderungen der öffentlichen Meinung hielt, und meinte wie ſein 
Gehilfe in der Verfaſſungsfrage, Friedrich Auguft Stägemann, jeder 
Staatsbürger müſſe an der Wahl der Nationalrepräſentanten teil⸗ 
haben ); Stägemann ſprach ihm gewiß aus der Seele, als er am 
17. Februar 1815 an einen Freund ſchrieb, der Frhr. v. Stein wolle 
dem Ariſtokratismus des Vorurteils und des Geldes zu viel ein⸗ 
räumen ?). Den polniſchen Reichstag bildeten zwei Kammern, die der 
Senatoren und die⸗der Landboten und der Gemeindedeputierten; Sena⸗ 
toren mußten mindeſtens 85 Jahre alt und vornehmen Geblüts ſein 
und eine jährliche Kontribution von 2000 polniſchen Gulden zahlen, 
die Mitglieder der zweiten Kammer das 30. Jahr vollendet haben und 
mindeſtens 100 Gulden kontribuieren; die Zahl der Landboten, die 


— — — — 


1) Die Charte constitutionelle du royaume de Pologne de 1815 ift 
abgedruckt in der Sammlung des Grafen d' Angeberg, Recueil des traités, 
conventions et actes diplomatiques 1762—1862. Paris 1862, S. 707—724. 

2) Franz Rühl, Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter 
Friedrich Wilhelm III., vorzugsweiſe aus dem Nachlaß von F. A. von Stäge⸗ 
mann, 2. Bd. Leipzig 1900, S. 52. 

3) Ebenda Einleitung S. XVII. 
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dem Adel angehören und auf Diſtriktsverſammlungen der Edelleute 
gewählt werden ſollten, war auf 100, die der Gemeindedeputierten, die 
die kommunalen Arrondiſſements zu wählen hatten, auf 67 normiert 
worden. Hardenberg und Stägemann waren nicht für allzu reſpekt⸗ 
volle Konſervierung des Alten, ſondern meinten, den ſozialen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und geiſtigen Wandlungen der letzten Jahrzehnte unter 
Wahrung des monarchiſchen Charakters des Staates ſtark Rechnung 
tragen und eine weitere Umbildung von oben her begünſtigen zu müſſen; 
der Zweck der Charte vom 15./27. November 1815 lief nicht darauf 
hinaus, etwas weſentlich Neues zu ſchaffen und der modernen Ent⸗ 
wicklung in Polen Tür und Tor zu öffnen; in dem Reichstag, den ſie 
ſchuf, bedeutete der Adel zwar nicht mehr ſo viel wie in früheren Zeiten 
der nationalen Selbſtändigkeit, aber ein erhebliches Übergewicht über 
Bürger und Bauern behielt er doch auch jetzt noch, und eine ähnliche 
Richtung verfolgten auch Ancillons Vorſchläge. Der Zweck des bürger⸗ 
lichen Vereins, ſo führte er aus, ſei nicht der größtmögliche Einfluß 
der Geſamtheit der Staatsbürger, ſondern die harmoniſche Entwicklung 
der Menſchheit im Volke; als erſte Bedingungen derſelben bezeichnete 
er Freiheit und Sicherheit oder rechtmäßigen Zwang, der allein der 
Freiheit Schutz ſei; frage man alſo, wer muß berufen werden, um 
das Volk zu vertreten? — ſo laute die richtige Antwort: diejenigen, 
bei denen man mit der größten Freiheit den meiſten Sinn für die⸗ 
ſelbe vorausſetzen kann, diejenigen, die für die Sicherheit und Feſtig⸗ 
keit der bürgerlichen Ordnung das meiſte Intereſſe haben müſſen — 
das ſeien unſtreitig die Eigentümer. „Das Eigenthum, dieſe ſonder⸗ 
bare und myſtiſche Verwebung der Perſonen mit den Sachen und der 
Sachen mit den Perſonen, iſt die eigentliche Kette des Staatsgewebes. 
Alſo müſſen die politiſchen Rechte der Staatsbürger im unmittelbaren 
Verhältnis zu ihrem Eigentum ſtehen, und ein beſtimmtes anſehnliches 
Vermögen iſt die erſte Bedingung der Eigenſchaft eines Repräſentanten. 
Mag immerhin vielleicht ein Mann von Genie von der National- 
repräſentation ausgeſchloſſen werden — es iſt minder gefährlich, bd 
dieſem Verluſt auszuſetzen, als Gefahr zu laufen, den Neuerungs⸗ 
ſüchtigen, den Unkundigen, denjenigen, die in gewaltſamen oder ge⸗ 
wagten Unternehmungen für ihren Stolz, ihre Eitelkeit, ihre Habſucht 
alles zu gewinnen und nichts zu verlieren haben, den Eingang in die 
geſetzgebende Macht zu erleichtern.“ Freie Eigentümer hielt auch Harden⸗ 
berg für eine notwendige Vorausſetzung der Einführung einer Verfaſſung !), 


— 


1) In feinem Verfaſſungsentwurf vom 3. Mai 1819 ſagte Hardenberg: 
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aber er wollte jedem Staatsbürger die Möglichkeit geben, ein folder 
zu werden und die wirtſchaftliche Entwicklung auf das ungehemmte 
Spiel aller vorhandenen Kräfte gründen; er wollte den Bauernſtand 
ſogar unter nicht unbeträchtlichen Opfern für den Adel auf eigene 
Füße ſtellen und auch den Übergang von Rittergütern in bürgerliche 
Hände nicht verhindern oder erſchweren. Ancillon dagegen kam von 
ſeiner radikalen Neuerungen prinzipiell abholden, die agrariſchen Tradi⸗ 
tionen hütenden Staatstheorie aus zu einem weſentlich anderen Schluſſe; 
er glaubte vor allem der Ariſtokratie eine privilegierte Stellung im 
Staate und ihren Grunbbefit ſichern, und ihr dann auch eine beſondere 
Rolle im Verfaſſungsleben zuweiſen zu mͤſſen 1). So wie ein jeder 
organiſcher Körper, erklärte er, habe ein jeder Staat permanierende und 
veränderliche Beſtandteile; das Beharrliche müſſe durch etwas Beharr⸗ 
liches, das Fließende durch etwas Fließendes repräſentiert werden; dem 
erſten entſprächen Erbrepräſentanten, dem zweiten Wahlrepräſentanten, 
dem erſten unbewegliches unveräußerliches Eigentum, dem zweiten be⸗ 
wegliches, veräußerliches; die Souveränität könne alſo in einer monarchi⸗ 
ſchen Verfaſſung nicht füglicher geteilt werden als zwiſchen König und 
Adel auf der einen Seite und Wahlrepräſentanten des Volks im 
ſtrengen und eigenen Sinne des Wortes auf der andern. Die zwei 
Hauptcharaktere des Adels ſeien Erblichkeit des Titels und unveräußer⸗ 
liches Landeigentum; beides eigne ihn ganz beſonders zu einer ver- 
mittelnden Gewalt; er ſtehe dem Volke näher als der König und dem 
Könige näher als das Volk, habe mit beiden Berührungspunkte und 
doch ein von dem ihrigen verſchiedenes eigenes Intereſſe und könne, 
wo die Souveränität geteilt ſei, am beſten zwiſchen den beiden Schalen 
der Wage die verbindende Zunge abgeben. Zu dieſem Zwecke müſſe 
jedoch der Adel großer Landeigentümer ſein. Hätte er kein großes Ver⸗ 


„Eine ſtändiſche Verfaſſung, an der die ganze Nation Theil nehmen ſoll, ſetzt 
freye Eigenthümer in allen Ständen voraus“ (Alfred Stern, Geſchichte 
Europas ſeit den Verträgen von 1815 bis zum Frankfurter Frieden von 1817, 
1, Bd., S. 650). 

1) Ich gehe der Frage feiner Beeinfluſſung durch Mitglieder der agrariſch⸗ 
feudalen Altpreußenpartei nicht nach in der Hoffnung, daß Friedrich 
Meuſels urfprüngli als Einleitung zum 2. Bande feiner Marwitzpublikation 
geplante Unterſuchung über die Entſtehung konſervativer Parteianſchauung in 
Preußen einige Aufſchlüſſe darüber bringen wird. Ancillons Anſichten deckten 
ſich z. B. ebenſo mit denen Adam Müllers (Über Feudalismus und Anti- 
feudalismus Oktober 1810, F. A. L. von der Marwitz II, S. 156—162) wie mit 
denen der adligen Gutsbeſitzer des Mohrungenſchen Kreiſes im Frühjahr 1814 
(Georg Friedrich Knapp, Die Bauernbefreiung und der Urſprung der Land⸗ 
arbeiter in den älteren Teilen Preußens II, S. 353—855). 
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mögen, fo würde er keine Unabhängigkeit in feinen Verhältniſſen zu 
dem Fürſten und keine Achtung von ſeiten des Volkes genießen. Der 
Adel würde dann auf Unkoſten des Staats leben und könnte kein 
Gegengewicht der königlichen Gewalt bilden, oder er würde ſich dem 
Handel und dem Gewerbe hingeben. Sobald er aber nur ein beweg⸗ 
liches Vermögen hätte, würde er ſich mit dem ganzen Volk vermiſchen, 
dieſelben Anſichten, dasſelbe Intereſſe mit ihm teilen und, in einem 
fließenden Zuſtande begriffen, nicht mehr die Permanenz repräſentieren. 
Solle deshalb der Adel fortwährend großer Landeigentümer ſein, ſo 
müßten die bürgerlichen Geſetze die Veräußerlichkeit ſeiner Güter ver⸗ 
hindern und verbieten. Die Einrichtungen der Lehen und Majorate, 
die mit dem Daſein des Adels zuſammenhängen, könnten in gewiſſer 
Hinſicht nachteilig ſein, zumal wenn ſie ſich auf eine zu große Zahl von 
Ländereien erſtreckten oder wenn der Adel ſelbſt in einem Lande zu 
zahlreich ſei; ſie hätten aber große Vorteile, wenn ſie in den gehörigen 
Schranken verblieben; in Preußen ſei jedenfalls die Exiſtenz des Adels 
ein Glück: er gebe einen herrlichen Stoff zu einer guten Verfaſſung, 
er allein mit einem erblichen König könne dazu dienen, das Beharr⸗ 
liche im Staate zu repräſentieren. Während Stägemann ſeine Anſicht 
über die Struktur, die den parlamentariſchen Verſammlungen zu geben 
ſei, dahin ausſprach: „erhalten die einzelnen Provinzen Preußens 
ſtändiſche Verfaſſungen, ſo muß auch die Nationalrepräſentation aus 
den einzelnen Ständen gebildet werden; daraus entſpringt eine ver⸗ 
derbliche Eiferſucht der Stände; es wird nicht das allgemeine öffent⸗ 
liche Wohl beraten und beſchloſſen, ſondern das Wohl der einzelnen 
Stände“ 1), war Ancillon ganz Feuer und Flamme für die ſtändiſche 
Verfaſſung; ſie war, ſagte er, früher in allen Landen deutſcher Zunge 
ein herrliches Prinzip des Lebens; noch jetzt iſt dieſes Prinzip nicht 
ausgeſtorben, ſondern enthält den Keim eines neuen Lebens; ſie iſt 
einer mannigfaltigen Entwicklung fähig, und ſehr leicht kann ſie das 
Mittel zu einer höheren Vervollkommnung der Staatsmaſchine ab⸗ 
geben. Sie kann verbeſſert werden; weſentliche Abänderungen ihrer 
Formen ſind ſogar notwendig, wenn ſie zweckmäßig und wohltätig 
wirken ſoll; allein man veredle ſie, anſtatt ſie abzuſchaffen; man halte 
das Prinzip feſt, welches ihr zur Grundlage dient, indem man es auf 
eine neue Art anwendet. Das Eigentum hat bei uns wie in den 
anderen deutſchen Staaten große Veränderungen erfahren. Die Geiſt⸗ 
lichkeit hat wenig oder gar kein Landeigentum mehr; es iſt ein Übel 


1) Franz Rühl, Briefe und Aktenſtücke II, S. 52. 
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in mancher Hinſicht, aber ein Übel, dem nicht wieder abgeholfen werden 
kann. Das Landeigentum iſt nicht ausſchließlich in den Händen des 
Adels. Der Bauernſtand hat ſich gehoben, er wird und muß immer 
mehr durch Wohlſtand und Bildung zur geſetzmäßigen Freiheit reif 
werden. Das bewegliche Eigentum hat ſich in einer ſehr ſchnellen 
Progreſſion vermehrt und ſich ins Unendliche mit allen Teilen des 
Staats verzweigt. Die Formen der Repräſentation können alſo nicht 
dieſelben bleiben. Durch eine neue Anwendung der alten Grundſätze 
muß das Rechte zu wählen und die Wahlfähigkeit eine größere Aus⸗ 
dehnung erhalten; das unbewegliche und das bewegliche Eigentum wird 
eine ſehr natürliche Einteilung der Nationalrepräſentation in zwei 
Stände abgeben — damit ſollte wohl die von Ancillon gewünſchte 
Gliederung in zwei Kammern, die eine aus Erb», die andere aus Wahl- 
repräſentanten zuſammengeſetzt, begründet werden. Weitere Einzel⸗ 
heiten verriet der vorſichtige Theoretiker vorläufig noch nicht weder für 
den nach ſeiner Meinung ja erſt in 50 Jahren realiſierbaren Reichstag 
noch für die früher möglichen Provinziallandtage; in bezug auf letztere 
ſagte er nur andeutungsweiſe: Wenn in einem großen Reiche die Pro⸗ 
vinzen, aus denen es zuſammengeſetzt iſt, ſehr ungleichartige Beſtand⸗ 
teile bilden, fordert die Einheit des Staates nicht, daß alle Provinzen 
nach denſelben Geſetzen regiert werden. Die politiſche Einheit beſteht 
in der Einheit der ſouveränen Gewalt und nicht in der Einförmigkeit 
der Geſetze. Die Einheit des Nationalgeiſtes iſt weit mehr in der 
Gleichheit der Gefühle, welche die Staatsbürger beleben, in der gemein⸗ 
ſamen Liebe zum Vaterlande als in der Einheit der Formen und der 
Begriffe zu ſuchen und anzutreffen. 

Am 29. Mai 1816 erging die Allerhöchſte Deklaration des Edikts 
vom 14. September 1811 wegen Regulierung der guts herrlichen und 
bäuerlichen Verhältniſſe, die den Wünſchen des grundbeſitzenden Adels 
weit entgegenkam, den Umkreis der regulierbaren Bauerngüter ſtark 
einſchränkte und die Gutsherren nicht nur bei der Auseinanderſetzung 
beſſer entſchädigte, ſondern ihnen auch geſtattete, Bauernſtellen, deren 
Inhaber von ihrem Recht der Regulierung keinen Gebrauch machen 
wollten, auszukaufen und wüſte Höfe ohne weiteres einzuziehen, 
und in den voraufgegangenen und den folgenden Wochen trat die 
Verfaſſungsangelegenheit in eine neue Entwicklungsphaſe — wer wagt 
da noch einen Kauſalzuſammenhang zwiſchen den Maßnahmen der 
preußiſchen Regierung und Ancillons Agitation in Abrede zu ſtellen !) 


1) Caroline v. Humboldt ſchrieb am 6. Mai 1816 an den Gatten: „Der 
Glaube an Ancillons Gefährlichkeit und weitausſehende Pläne iſt allgemein“ 
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und zwar, da die Anſichten. des letzteren Hardenbergs Programm in 
mehreren Punkten jo ſchroff widerſprachen, ein erzwungenes Zurüd- 
weichen des Staatskanzlers? Er mußte ſeinen Verfaſſungsplan ändern 
auf Wunſch des Königs. Das Buch Ancillons hatte im Verein mit 
den mündlichen Einflüſterungen ſeiner Geſinnungsgenoſſen und des 
Zaren offenbar einen tiefen Eindruck auf Friedrich Wilhelm III. 
gemacht und ihm ſeiner Meinung nach volle Klarheit darüber verſchafft, 
was er zu tun und zu laſſen habe; er glaubte feſt an die Richtigkeit 
der ihm von ſo verſchiedenen Seiten her zugegangenen Warnungen 
und Mahnungen !); er ſah jetzt die preußiſche Monarchie am Scheide⸗ 
wege entweder einer glücklichen Zukunft oder der Revolution entgegen, 
und er hielt es für ſeine Hauptpflicht, auf der Hut zu ſein und alle 
die Fehler zu vermeiden, durch die Ludwig XVI. 2 ½ Jahrzehnte 
früher das Unheil über Frankreich heraufbeſchworen hatte. Sanierung 
des vom Zeitgeiſte in falſche Bahnen gelockten Volkes und Kräftigung 
des durch die Not der letzten Jahre geſchwächten grundbeſitzenden 
Adels und dadurch zugleich der durch das Dogma der Volksſouveränität 
gefährdeten Macht der Krone: das erſchien dem König nun als die 
wichtigſte Aufgabe ſeiner Regierung; eine Nationalverſammlung jetzt ins 
Leben zu rufen, wäre bei der Zerrüttung der preußiſchen Finanzen” 
in ſeinen Augen heller Wahnſinn geweſen; gegen Provinzialſtände, in 
denen der Ariſtokratie ein dauerndes Übergewicht geſichert blieb, hatte 


(Briefwechſel V, S. 242). Wie berechtigt er war, zeigt u. a. folgende Stelle aus 
einem Briefe Ancillons an den preußiſchen Kronprinzen, Carlsbad 14. Juny 
1816: „Der StaatsCanzler feſſelt hier alle Gemüther durch feine angeborene 
Würde und ſeine Liebenswürdigkeit. Leider ſind ſeine nächſten Umgebungen 
nicht die ihm angemeſſenſten; er erſcheint wie ein ſchlecht eingefaßter Edelſtein; 
der gewaltige Koref hält ihn gefangen durch die Zauberkraft ſeiner Kunſt“ 
(Ch. H. A. König Friedrich Wilhelms IV. Korreſpondenz mit Ancillon). 

1) Das geht aus der Antwort hervor, die er dem Leutnant Plewe gab. 
Dieſer, fo berichtete Caroline von Humboldt dem Gatten am 6. Mai (Brief: 
wechſel V, S. 241), „aus Preußen gebürtig, iſt mit Urlaub bei ſeinem Vater in 
Preußen geweſen; beim Zurückkommen meldet er ſich beim König, wie es alle 
thun müſſen. Der König fragt: ‚mie es ginge?“ Der Plewe antwortet: „Schlecht. 
Eure Rajeftät‘, ſagt er, ‚find nicht fo bedient, find bis auf wenig Ausnahmen nicht 
fo vertreten, wie Sie es zu fein verdienen.“ Darauf fragt der König: ‚Wie das 
zu verſtehen fei?’ Und nun erfolgt von dem Leutnant eine Auseinanderſetzung, 
wie der Landmann gedrückt, wie das Verſprochene nicht erfüllt, wie der Name 
des Königs mißbraucht werde. Der König hat erwidert: „Plewe, Sie find 
exaltirt oder andere Menſchen gebrauchen Sie zu ihren Zwecken“, worauf dann 
der Plewe verſichert hat, daß er die lautere Wahrheit ſage, und für alles ein⸗ 
ſtehen wolle, was er geſagt habe.“ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 22 
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er nichts einzuwenden und zur Zeit wohl auch noch nichts dagegen, daß 
ſpäter einmal aus ihnen ein allgemeiner Landtag mit lediglich beratenden 
Rechten hervorgehe wie in Polen und vielleicht noch in Rußland. 
Darüber hinaus den König zu weiteren Zugeſtändniſſen fortzureißen 
war wohl überhaupt, zum mindeſten im Frühjahre 1816 ſchlechthin 
unmöglich; ſein oberſter Ratgeber hätte ebenſogut ſein Abſchiedsgeſuch 
einreichen wie auf der genauen Einlöſung des Verſprechens vom 
22. Mai 1815 beſtehen können; die langſame, an die provinziellen 
Traditionen anknüpfende Ausarbeitung einer Verfaſſung durch eine 
königliche Behörde, den Staatsrat, war bei Friedrich Wilhelm III. 
vermutlich ſchon vor den Weihnachtstagen eine beſchloſſene Sache. 
Eine ſolche Krönung der Zentralverwaltung war nun wohl auch 
Hardenberg nicht unſympathiſch, wenn die Omnipotenz des Staats⸗ 
kanzlers dadurch nicht eingeſchränkt wurde, und ſie war, von Ancillon ſo 
warm empfohlen, nach Rußlands Vorgang nicht gut zu umgehen; ſo 
gab er nach und ließ das Projekt, eine aus Eingeſeſſenen der Provinzen 
und königlichen Beamten zuſammengeſetzte ſelbſtändige Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion einzuberufen, fallen; Bedenken, wie fie Ancillon hegte, daß 
einer ſolchen konſtitutierenden Verſammlung auch in Preußen eine 
° Assemblée législative und ein Nationalkonvent folgen könnte, werden 
bei Hardenberg fchwerlich mit im Spiele geweſen fein. Gewiß war 
es ihm Ernſt mit dem, was er am 15. März 1816 an Gneiſenau 
ſchrieb: „Ich werde nicht ruhen, bis Ordnung, Subordination und 
Gehorſam im Staat wieder hergeſtellt find” ) — die anderen Ideen 
aber, über die Ancillon und Genoſſen zeterten, mit Stumpf und Stil 
ausrotten wollte er nicht; er äußerte ſogar zu Dorow, um die 
Beſorgniſſe der Mitglieder des Hoffmannſchen Bundes aus Anlaß der 
Verordnung vom 6. Januar zu zerſtreuen ?): „Ich erkenne es febr 
wohl, was Hoffmann für Preußen gewirkt hat; wie kann ihn das 
bewußte Dekret beunruhigen? Es iſt ja deutlich darin die Rede von 
der Zukunft, doch nie an Vergangenheit gedacht!“ Bis zu einem 
gewiſſen Grade glaubte Hardenberg auch jetzt noch den Forderungen 
des Zeitgeiſtes entgegen kommen zu müſſen, damit der zweifellos an⸗ 
haltenden, am Rhein ſogar wachſenden Unzufriedenheit und Ungeduld 
der Boden entzogen werde; zu ihnen gehörte in erſter Linie eine 
wirklich den Namen einer Volksvertretung verdienende Nationals 


1) Pertz⸗Delbrück, Leben Gneiſenaus, V. Bd., S. 92. 
2) Friedrich Meinecke hat darauf ſchon in ſeiner Schrift über die deut⸗ 
iden Geſellſchaften und den Hoffmannſchen Bund auf S. 63 Anm. 1 Hingewiefen. 
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repräſentation; jedenfalls wollte er die Preußen auf einen Reichstag 
nicht ſo lange warten laſſen wie Ancillon und hoffte wohl, die Be⸗ 
denken des Königs dagegen mit Hülfe des Zaren ſchon im Laufe dieſes 
und des folgenden Jahres überwinden zu können. 


Als der Frühling feinen Einzug hielt, tat Hardenberg zur Aus- 
führung ſeines neuen Verfaſſungsplanes die erſten Schritte; im 
Auguſt 1816 war eine etwa 3 Dutzend Paragraphen umfaſſende Ver⸗ 
ordnung über die Organiſation des Staatsrats im Entwurf bereits 
fertig; am 19. d. M. hat Stägemann, am 25. Auguſt der Wirkliche 
Geheime Rat von Klewitz Bemerkungen dazu, der erſte in Berlin, der 
zweite in Doberan niedergeſchrieben !). Beide machten im einzelnen 
mehrere Ausſtellungen, die hier übergangen werden können; einen 
ſchwerer wiegenden Mangel erblickte Stägemann in der Vorausſetzung 
des von ihm kritiſierten, anſcheinend Rotherſchen Entwurfs, daß durch 
den Staatsrat, der nach § 7 in Komitees geteilt und hiernach mit 
den verſchiedenen Arbeiten beſchäftigt werden ſolle, die Geſetzkommiſſion, 
eine bei ihrer Errichtung am 29. Mai 1781 dem Staatsrat nicht 
untergeordnete Körperſchaft, entbehrlich gemacht werde und der Staats⸗ 
rat ſie einfach erſetzen könne. „Dieſes“ — erklärte Stägemann — 
„halte ich für unausführbar“, und Klewitz ſchloß ſich dem an mit den 
Worten: „Die Geſezzes Entwürfe laſſen ſich nicht nach und in den 
Miniſterialabteilungen des Staatsraths debattieren, wie der G. St. R. 
von Stägemann ſehr gut ausgeführt hat, und es ift dazu eine ſechste 
Abtheilung, die Geſezzkommiſſion, nöthig, in welcher auch die Nazional 
Repräſentation ihre berathende Konkurrenz und der Staatsſekretair 
einen nützlichen Vorſitz finden wird“. Am Schluſſe ſeines Gutachtens 
bemerkte Stägemann: „Was ad 8 36 von der Volks Repräſentation 
geſagt wird, iſt rathſam ganz wegzulaſſen; dagegen würde vielmehr 
unmittelbar nach vollzogener Organiſation oder noch beſſer gleichzeitig 
die in der Verordnung vom 22. May v. J. zugeſicherte Commission 
zu ernennen und in Würkſamkeit zu ſetzen ſeyn“ — ob er dieſe dem 
Staatsrat untergeordnet und aus ſeinen Mitgliedern zuſammengeſetzt 
und nur durch Zuziehung einiger Notabeln verſtärkt wiſſen wollte, 
oder ob er damals noch an ſeinem alten Plane eines ſelbſtändigen 


1) B. St. A. R. 74 H XV 8 Vol. Ib. Der erſte Entwurf der Verord⸗ 
nung, den ich nicht habe finden können, ſtammt wahrſcheinlich aus Rothers Feder; 
Rother hat am Rande der Stägemannſchen Bemerkungen mehrmals Zuſätze ge⸗ 
macht: „ilt geſchehen“, „ift in dem Entwurf aufgenommen worden“ uſw. Der 
älteſte mir bekannte Entwurf, der von Rother geſchrieben iſt und das Datum 


Dezember 1816 trägt, umfaßte 37 Paragraphen. 
22 * 
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Verfaſſungskomitees hing, bleibt im Dunkeln; erft am 22. Dezember 
1816 hatte er letzteren gewiß endgültig aufgegeben, als er vorſchlug, den 
Entwurf einer Organiſation der Provinzialſtände in jeder einzelnen 
Provinz durch Sonderkommiſſionen vorbereitend ausarbeiten zu laſſen, 
durch Kommiſſionen, die notwendig aus Mitgliedern der drei Stände 
beſtehen müßten, wogegen die Hauptkommiſſion zu Berlin dieſes Er⸗ 
forderniſſes nicht bedürſe, da § 5 der Verordnung vom 22. Mai 1815 
nur beſage, ſie werde aus einſichtsvollen Staatsbeamten und Ein⸗ 
geſeſſen der Provinzen zuſammengeſetzt werden!). Nun war auch 
Hardenberg gewiß ſchon im Frühjahr 1816 darüber im Klaren, daß 
er die von den Oberpräſidenten vorgeſchlagenen Honoratioren nicht nach 
Berlin kommen und mit einigen königlichen Beamten zu dem in Wien 
verſprochenen Verfaſſungskomitee zuſammentreten laſſen könne — über 
die beſte Art der Reaktivierung des Staatsrats gelangte er auch im 
Herbſt noch zu keinem endgültigen Entſchluſſe; er hielt es für gut, 
erſt noch Beyme, dem er am 12. Juni Eröffnungen über ſeine künftige 
Verwendung im Staatsdienſt gemacht hatte?), zu bitten, ſeine Gedanken 
über die Volksvertretung, Provinzialſtände, Staatsrat und Geſetz⸗ 
kommiſſion zu Papier zu bringen?); eine Denkſchrift Klewitzens vom 
24. September, der die Wiederherſtellung der Provinzialminiſterien 
verlangte und Hardenberg riet, vorläufig nur Provinzialſtände zu bilden, 
mag zu der neuen Verzögerung mit beigetragen haben“). Beyme 
erkärte in dem Gutachten, das er dem Staatskanzler am 21. Oktober 
zugehen ließ, folgendes: „Die Bewegungen, welche überall die in 
unſern Tagen unternommenen Verſuche zu Einführung repräſentativer 

1) B. St. A. R 74 H IX Nr. 19. Stägemanns Promemoria vom 22. De- 
zember 1816 iſt abgedruckt in der Diſſertation von Edmund Richter, F. A. 
von Staegemann und das Kgl. Verfaſſungsverſprechen vom 22. Mai 1815, auf 
S. 73/74. 

2) Beyme ſchrieb am 14. Juni 1816 an ſeinen Schwiegerſohn v. Gerlach 
aus Steglitz: „Ich habe ehegeſtern in einer kleinen Geſellſchaft beim Herrn 
Staatskanzler geſpeiſet und bei dieſer Gelegenheit endlich die ſehr gewünſchte 
ausführliche Unterredung mit Sr. Durchlaucht über meinen künftigen Beruf ge 
habt, nach welcher ich nunmehr den Plan ſelbſt ausarbeiten werde“ (Beymeſcher 
Nachlaß in Parfow). 

3) Beyme ſchickte das erbetene Gutachten Steglitz 21. Oktober 1816 dem 
Staatskanzler mit einem Begleitſchreiben ein, deſſen Anfang lautete: „Euer 
Hochfürſtliche Durchlaucht haben verlangt, daß ich Denenſelben meine Gedanken 
über Volksvertretung, Provinzialſtände, Staatsrath und Geſetz⸗Commiſſion bey 
Tero Zurückkunft ſchriftlich übergeben fol" (B. St. A. R. 92, Hardenbergs Rad- 
laß H 13). 

4) Preußiſche Jahrbücher, 29. Bd., S. 348. 
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Verfaſſungen begleiten, beweiſen, wie weiſe es wäre, daß man fidh bey 
uns nicht damit übereilt, ſondern die Ausführung der Verordnung 
vom 22. May 1815, wie es ſcheint, bis nach feſter Begründung der 
Verwaltung verſchoben hat. Denn die Verwaltung muß den Sitten 
erſt den Ton und den Geſetzen ihre Bedeutung geben, ſonſt werden in 
der Täuſchung über die Güthe und in Erwartung des Erfolgs von 
Verfaſſungsverſuchen leicht die wahren Maßregeln verſäumt, nehmlich 
das Volk ſo zufrieden zu machen, daß es ſeine Lage gegen die Gefahren 
und Schreckniſſe einer Staats Veränderung nicht vertauſchen mag. 
Zu dieſem Zweck und zu gäntzlicher Rechtfertigung des Aufſchubs iſt 
aber vor allen Dingen erforderlich, die Regierung ganz in dem Geiſte 
einer ſolchen freyen Verfaſſung zu führen, vermöge deſſen König 
Friedrich II. ſelbſt ſich bloß den erſten Diener des Staates nannte. 
Eine dieſer Idee angemeßene Regierungsart wird zugleich dazu dienen, 
ſowohl die Regierenden zu Leitung eines freyen Volks geſchickt als 
die Regierten einer politiſchen Freyheit fähig zu machen. Dies ſetzt 
aber die Exiſtenz und zweckmäßige Einrichtung des Staats Raths vor⸗ 
aus.“ Beyme ging dann des Näheren auf die Organiſation ein, die 
dieſem zu geben ſei, wobei ihm Rothers erſter Entwurf nicht zur Hand 
geweſen zu ſein ſcheint; er ſchlug vor, ihn in 4 Abteilungen für die 
Finanzen, das Innere, den Krieg und die Geſetzgebung zu gliedern; 
die materiellen Verhandlungen der letzteren riet er nebſt den Ab⸗ 
ſtimmungen der einzelnen Mitglieder unter Nennung ihrer Namen in 
einem offiziellen Journal zu veröffentlichen, weil nur dadurch dem 
Geiſte der Zeit ein vollkommenes Genüge geſchehen könne. Die 
Stellung der Geſetzkommiſſion ſei die eines Ausſchuſſes oder einer 
wiſſenſchaftlichen Deputation des Staatsrats; ſie müſſe für ihr Gut⸗ 
achten vollkommene Unabhängigkeit und Freiheit erhalten. Sie ſtehe 
mit keiner andern Behörde in Korreſpondenz; jedes Miniſterium lege 
ſeine Geſetzvorſchläge dem Staatsrat vor; dieſer laſſe ſie an die 
Kommiſſion gelangen und faſſe, wenn ſie von ihr begutachtet worden 
ſind, ſeinen Beſchluß, der, um Geſetzeskraft zu erhalten, nur noch der 
Sanktion des Königs und der Veröffentlichung im offiziellen Geſetzblatt 
bedürfe. „Nach Errichtung des Staatsraths und der Geſetz Commission 
wird die befohlene Wiederherſtellung und Anordnung der Provinzial⸗ 
ſtände der erſte und wichtigſte Gegenſtand ſeiner Berathung ſeyn müſſen. 
Er iſt gleich wichtig für die innere und äußere Politik des Staats. 
Wenn die letztere nicht größere Eile gebietet, ſo ſcheint eine gründliche 
geſchichtliche Vorbereitung durch die Provinzialbehörden das Zweckmäßigſte 
zu ſeyn, zu deren Leitung die angekündigte Commission zuſammen⸗ 
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berufen oder auch die Geſetz Commission beſtimmt werden könnte, worin, 
wenn der Staatskanzler ſelbſt den Vorſitz führte, der Präſident 
die Stelle des Vicepräſidenten einnehmen würde. Denn es kommt 
auf nichts weniger als darauf an, ob die Wiederherſtellung des 
Lehr⸗, Wehr⸗ und Nähr⸗Standes in Würde, Pflichten und Sitten 
überhaupt möglich, rathſam oder gar nothwendig iſt. Die Kirche iſt 
in ihren Grundfeſten erſchüttert; der Adel hat die Wehrpflicht dem 
ſtehenden Heere und der Volksbewaffnung überlaſſen und dadurch alle 
ſeine Vorzüge bis auf den perſönlichen Rang, zu deſſen Behauptung 
er kein Vermögen hat, eingebüßt; der Bürgerſtand iſt durch Aufhebung 
der Innungen und durch die Gewerbefreyheit aufgelöſet, und der 
Bauernſtand iſt ſoeben erſt aus der Leibeigenſchaft entlaſſen und betritt 
mit unverdorbenem Gemüthe und unverſchuldetem, ihm auf Koſten 
des Adels geſchenkten Guthe den Schauplatz der Welt. Dabey ſind 
alle Vorſtellungen, worauf das aus den Trümmern der heidniſchen 
Welt errichtete Chriſtliche Staaten Gebäude ruhete, wankend geworden 
und haben einer unſeligen Verſtimmung der jungen Welt Platz ge⸗ 
macht, welche nun einmal alles Alte und Poſitive nicht mehr mag, 
aber nichts an die Stelle zu ſetzen weiß als den unermeßlichen Dünkel 
willkührlicher Theorien. Unter ſolchen Umſtänden, fürchte ich, iſt es 
ebenſo unmöglich, die Stände wie ſie waren herzuſtellen als irgend 
eine geweſene Form wiederzuerwekken; nie kann, was war, dasſelbe 
wieder werden. Es offenbaret ſich mehr und mehr (ſchreibt Joh. Müller 
ſchon anno 1793 im V. Bande ſämtl. Werke) eine große Criſis derer, 
welche der genius saeculi durch alte Religioſität, Diſciplin und Wach⸗ 
ſamkeit bezwingen, und deren, die in demſelben arbeiten mögten in der 
Hoffnung ihn zu leiten, daß er nicht ausſchweift. Beides braucht 
erſtaunliche Weisheit und Kraft. Aber finaliter praedominiren kann 
iezt noch keine Parthey, bis die Vorſehung ſo oder anders das öffentl. 
Schickſal entſcheidet; und nie war ihr Rath ſo geheimnißvoll, nie 
wunderbarer ihr Weg in Leitung der Menſchen. Selig ſind, die noch 
nichts ſehen und doch gläuben! Dieſe Criſis iſt noch heute unent⸗ 
ſchieden, und ich weiß darin für mein Vaterland keinen beßeren Rath 
als den, daß es ſeine Verwaltung im Geiſte einer freien Verfaſſung 
ordne und ſein Kriegsheer in die beſtmöglichſte und nachdrucksvollſte 
Verfaſſung ſetze. Durch dieſes beides allein iſt Preußen von ſeinen 
Monarchen groß gemacht worden; dadurch allein kann es noch größer 
werden, weil es nicht ſtehen bleiben kann. Nam imperium facile his 
artibus retinetur, quibus initio partum est (Sallustius).“ 

Als Beymes Gutachten in die Hände des Staatskanzlers gelangte, 
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ſcheint dieſer gehofft zu haben, nun ſchnell vorwärts kommen zu 
können; Scharnweber ſchrieb am 31. Oktober 1816 an ihn, er ver⸗ 
nehme, daß Seine Durchlaucht jetzt damit beſchäftigt ſein ſolle, die 
letzte Hand an die Bildung der Repräſentation und des Staatsrats zu 
legen und er bat, in Neuhardenberg vorſprechen und auch noch einige 
Bemerkungen über diefe Gegenſtände zur Erwägung ſtellen zu dürfen !); 
Rother, der beauftragt wurde, ein neues Projekt der Organiſation des 
Staatsrats zu entwerfen, glaubte ſchon den 1. Januar als den Tag 
ſeiner Eröffnung darin anſetzen zu können. Doch verzögerte ſich dieſe 
noch um ein volles Vierteljahr; der Wunſch Hardenbergs, die höchſte 
beratende Körperſchaft der Monarchie zu einer neuen Stütze ſeiner 
eigenen omnipotenten Stellung und zu einem geeigneten allzeit 
bereiten Werkzeug für ſeine innerpolitiſchen Pläne auszugeſtalten, blieb 
ſeinen Gegnern natürlich nicht verborgen und reizte ſie zu wiederholten, 
in ſkrupelloſer Wahl der Mittel ſich gegenſeitig überbietenden Ver⸗ 
ſuchen, dem Staatsrat eine Organiſation nach ihrem Sinne zu ver⸗ 
ſchaffen und möglichſt viele ihnen genehme Mitglieder hineinzubringen; 
dieſe Kämpfe haben mehrere Wochen, ja Monate angedauert und ſchließ⸗ 
lich mit einer Preisgabe verſchiedener Poſitionen auf beiden Seiten 
geendigt. Am 5. Januar 1817 machte Ancillon von der Erlaubnis 
Gebrauch, dem Staatskanzler einige Bemerkungen über den Rotherſchen 
Dezemberentwurf, das Reſultat gemein ſamer Debatten in Karlsbad 
und Berlin, überreichen zu dürfen, und erkärte genauere Angaben über 
die auf die künſtige Konſtitution bezüglichen Fragen, über die Zuſammen⸗ 
ſetzung und die Arbeiten des Verfaſſungskomitees und des Plenums 
für ebenſo unerläßlich wie eine ſchärfere Inſchutznahme der geſamten 
Adminiſtration gegen Einmiſchungen des Staatsrats?); um dieſelbe 
Zeit oder ſchon etwas früher hatte ſich der Generaladjutant v. d. Kneſebeck 
mit Vorſchlägen, die wohl mehr das Ganze der Staatsverfaſſung als 
die Organiſation des Staatsrats im Beſonderen betrafen, unmittelbar 
an den König gewandt, der ihm den Aufſatz am 11. Januar mit der 
Bitte zurückſchickte, ihn auch Hardenberg zugehen zu laſſen?); am 


1) B. St. A. R. 74 H XV Vol. Ib. 

2) Zu beachten iſt auch folgende Stelle in Ancillons Schreiben vom 
5. Januar: Que veut en effet Votre Altesse en créant le Conseil d'Etat? 
Prévenir le despotisme ministeriel, qui n'existe pas aujourd'hui, mais qui 
pourroit naitre dans la suite; créer une instance, qui éclaire toutes les 
questions générales de législative et d' administration. 


3) Ich habe den Aufſatz leider nicht finden können. Die eigenhändige Ant⸗ 
wort des Königs lautete: „Die mir von Ihnen eingereichten Vorſchläge zur Ein⸗ 
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10. Januar ſandte endlich noch Miniſter v. Brockhauſen dem Staats⸗ 
kanzler „einige Bemerkungen über den Staatsrath“ ein, deſſen Wirkungs⸗ 
kreis in 7 Aufgaben beſtehen ſollte: alle Geſetzentwürfe und Verord⸗ 
nungen, die die allgemeine Verwaltung beträfen, zu erörtern und ab⸗ 
zufaſſen, über Kolliſionen in den verſchiedenen Adminiſtrationen zu 
entſcheiden, weſentliche Differenzen mit dem Auslande wie Grenz⸗ und 
Handelsſtreitigkeiten zu erörtern und in wichtigen Momenten im engen 
Ausſchuß ein Gutachten über die einzuſchlagende Politik abzugeben, 
über gerichtliche Anklagen in Staatsſachen gegen höhere Beamte die 
Unterſuchung zu führen und als letzte Inſtanz ein Urteil abzugeben, 
die jährliche Rechenſchaftslegung einer jeden Verwaltung zu prüfen, 
die Organiſation der Landesrepräſentation zu erörtern und definitiv 
feſtzuſetzen, die ſtändiſchen Beratungen zu leiten und die Verfügungen 
der Regierung zu vertreten und zu entwickeln. Nachdem am 27. Februar 
auch noch Boyen auf Hardenbergs Wunſch ſeine Anſichten über die 
ratſame Erörterung von Militärangelegenheiten in der mehr und mehr 
zur Frucht heranreifenden Körperſchaft in einer kurzen Denkſchrift 
niedergelegt hatte, ſetzte der Staatskanzler am 6. März ſeinen Namen 
unter die wie er meinte nun endgültige Faſſung des von ihm ver⸗ 
beſſerten zweiten Rotherſchen Entwurfs und legte ſie dem Könige kurz 
darauf vor; dieſer nahm zunächſt keinen Anſtoß daran, wurde aber 
dann doch, vermutlich infolge neuer Einflüſterungen Ancillons, Kneſe⸗ 
becks oder Wittgenſteins, ängſtlich und ließ Hardenberg am 10. März 
durch den Kabinettsrat Albrecht auffordern, die Verordnung erſt noch 
Wittgenſtein und Kneſebeck zur Durchſicht mitzuteilen ). Friedrich 
Wilhelm III. konnte ſich wohl vor allem mit zwei Paragraphen nicht 


leitung einer feſtzuſetzenden Staatsverfaſſung ſind ſehr durchdacht und wohl ge⸗ 
eignet, um ein fo hochwichtiges Geſchäft ohne Übereilung zu Stande zu bringen. 
Leider nur iſt der jetzige lebendige Zeitgeiſt einem ſolchen bedächtigen Verfahren 
wenig hold, es iſt alſo ſchwerlich zu erwarten, daß der hier angegebene Gang 
des Geſchäftes beſonderen Beifall finden mögte. Ob wir bey aller möglichen 
Vorſicht auf dieſen überhaupt Rechnung machen dürfen, daran zweifle ich eben 
ſo ſehr als an der Dauerhaftigkeit eines ſo zu begründenden Gebäudes, ſolange 
dieſer Zeitgeiſt der herrſchende bleibt. Ich habe Ihren Aufſatz, den ich Ihnen 
wieder zurückſchicke, mit vielem Intereſſe geleſen und wünſche, daß Sie ihn dem 
Staatskanzler mittheilen” (Ch. A. Rep. XLIX, Acta des Oberfammerberrn . .. 
Fürſten Wittgenſtein, betr. Einführung einer ſtändiſchen allg. Landesverfaffung 
in Preußen ... Vol. I). 

1) Vgl. meinen Aufſatz „Die Errichtung des preußiſchen Staatsrats im 
März 1817“ im 27. Bande der Forſchungen zur brand. u. preuß. Geſchichte 
S. 247—265! 
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recht befreunden, die Hardenberg dem Rotherſchen Entwurfe am Schluſſe 
eingefügt hatte und die die baldige Einlöſung des Verſprechens vom 
22. Mai 1815 in Ausſicht ſtellten; Albrecht ſchrieb, daraus entnähmen, 
wie S. M. aus Flugblättern erſehen hätten, die Schriftſteller allerlei 
Anlaß zu Deutungen und Folgerungen; man könne und müſſe er⸗ 
warten, daß ſie ſich gleich über die neue Verordnung hermachen und 
ſie in gewohnter Weiſe rezenſieren würden; es komme alſo darauf an, 
alles auch im Ausdruck zu vermeiden, was zu Klaubereien Anlaß 
geben könnte, und deshalb würde es ſeiner Majeſtät ſehr angenehm ſein, 
wenn der Staatskanzler den Entwurf des Edikts den genannten 
beiden Herren vorlegen wollte. Es iſt möglich, daß dieſe von vorn⸗ 
herein ähnliche Bedenken hatten wie der König und, hauptſächlich um 
ein Liebäugeln mit den popularen konſtitutionellen Tendenzen zu ver⸗ 
hüten, in die Staatsverordnung vor ihrer Veröffentlichung Einſicht zu 
nehmen wünſchten: Wittgenſtein hat offenbar zudem befürchtet, Harden⸗ 
berg könne verſuchen, mit ihm ein neues Mittel zur Kaltſtellung un⸗ 
willkommener Opponenten zu erlangen; er glaubte das ſchon aus der 
den Miniſtern am 9. März zugegangenen Notifikation herausleſen zu 
müſſen, wonach letztere ihre künftige Stellung aus der Verordnung 
über den Staatsrat erſehen ſollten, und zur Gewißheit wurde ihm 
dieſe Vermutung, als Hardenberg auf ſeine Bitte, den Entwurf auch 
noch Bülow und Schuckmann zu zeigen, erwiderte, das ſei nicht ſeine 
Abſicht, da er den Miniſtern eben durch dieſe Verordnung einen Kapp⸗ 
zaum anlegen wolle. Bülow und Schuckmann, denen der Staatskanzler 
auf Drängen Wittgenſteins ſchließlich doch noch Abſchriften des Ent⸗ 
wurfs zugehen ließ, übten dann an ihm eine ſehr ſcharfe Kritik; 
Wittgenſtein tat es in einem Schreiben an Hardenberg vom 16. März, 
worin er dagegen proteſtierte, daß verantwortliche Miniſter in die 
Kategorie von Departementsräten herabgedrückt würden, ohne daß 
man ſie vorher über ihre Meinung befrage, und worin er davon abriet, 
die Verfaſſung und die Einführung von Ständen in der Verordnung 
zu erwähnen; er glaube — ſchrieb er — daß man dieſen Gegenſtand 
nicht eher öffentlich berühren dürfe, als bis man darüber ganz im Reinen 
ſei, was man eigentlich wolle, bis Grundſätze darüber feſtſtänden, und 
bis der König einen Entſchluß gefaßt habe. Eine Abſchrift dieſes 
Briefes und der Bülowſchen und Schuckmannſchen Gutachten ſandte er 
Friedrich Wilhelm III. am ſelben Tage zu; Hardenberg mußte darauf 
feinen Entwurf nochmals einer Korrektur unterziehen und alles ſtreichen, 
was dem Staatsrat den Charakter einer über den Miniſterien ſtehenden 
Körperſchaft hätte geben können; er mußte auch noch auf einige von 


346 Paul Haate [42 


den Kompetenzen, die er dem Präſidenten des Staatsrats d. h. fid 
ſelbſt zugedacht hatte, verzichten — die Hoffnung, die Wittgenſtein und 
Genoſſen haben mochten, einen unmittelbaren Verkehr des Staatsrats 
mit dem Monarchen unabhängig vom Staatskanzler herſtellen zu 
können, ging freilich auch nicht in Erfüllung. Was die den Ständen 
zu verleihenden Rechte betraf, ſo wurde der Ausdruck „Teilnahme der 
künftigen Landesrepräſentation an der Geſetzgebung“ geändert in 
„Einwirkung bei der Geſetzgebung“; ſchon früher, ſchon aus der 
Faſſung des 6. März hatte Hardenberg am 11., 12. oder 13. d. Mts. 
diejenigen beiden Paragraphen ausgeſchieden und in eine beſondere 
Verordnung umgewandelt, die den konſtitutionellen Erwartungen 
neue Nahrung gaben: „Unſer Staats Rath fol ſich ſogleich mit den 
Einleitungen beſchäftigen, die wir vermöge Unſerer Verordnung vom 
22. May 1815 wegen der zu bildenden Repräſentation der Nation 
und der ſtändiſchen Verfaſſung Unſerem Staatskanzler übertragen hatten, 
die aber wegen der eingetretenen Hinderniſſe bisher unterblieben ſind; 
desgleichen foll eine der erſten Arbeiten des Staats Raths die Prüfung 
des entworfenen Abgaben Syſtems ſeyn“. 

Daß gerade dieſe beiden Aufgaben als die dringendſten bezeichnet 
wurden, die der Löſung harrten, hatte gewiß einen tieferen Grund, 
einen inneren Zuſammenhang; die Ernennung zweier Kommiſſionen 
des Staatsrats am ſelben Tage, am 30. März 1817, der einen zur 
Ausarbeitung eines Konſtitutionsplanes, der anderen zur Prüfung 
eines vom Finanzminiſter vorgelegten Geſetzentwurfs über die Steuer⸗ 
verfaffung !), war ſchwerlich ein Zufall. Mit der Einberufung der 
Etats généraux zum Zwecke der Sanierung der Finanzen — fo be 
tonten Ancillon und ſeine Freunde immer und immer wieder — nahm 
das Verderben in Frankreich ſeinen Anfang; hätte Ludwig XVI. die 
Staatsſchuld nach Calonnes Plänen zu tilgen verſucht, hätte er aus 
eigener Machtvollkommenheit für eine gleichmäßige Verteilung der 
Staatslaſten geſorgt und es bei den Provinzialſtänden genug ſein 
laſſen, ſo würde niemand dem Träger der Krone die Ehre des 
Reformators ſtreitig gemacht oder gar ihn ins Unglück geſtürzt haben; 
mit den unklugerweiſe zu Helfershelſern erhobenen Generalſtänden 
traten die gefährlichen Elemente auf den Schauplatz, die ſich dann von 
der teufliſchen Lehre der Volksſouveränität betören ließen und ſchließlich 


1) Siehe die beiden Kabinetsorders vom 30. März 1817 im Wortlaut bei 
F. Sailer, Der preußiſche Staatsrath und ſeine Reactivirung (Berlin 1884), 
S. 127—129. 
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Rebellen und Königsmörder wurden. Um Ahnliches in Preußen zu 
verhüten, dürften jedenfalls den Landesrepräſentanten, wenn ſie zu 
gemeinſamen Tagungen einberufen werden ſollten, nicht dieſelben Auf⸗ 
gaben zugewieſen werden wie den Etats généraux; die Finanzen 
müßten erſt von der Krone allein geordnet werden; dieſe Neuregelung 
müſſe mindeſtens ebenſo ſchnell oder vielmehr ſchneller vor ſich gehen 
als der Ausbau der parlamentariſchen Organiſationen. In einem 
eigenhändigen Schreiben, welches Friedrich Wilhelm III. dem Staats⸗ 
kanzler am 12. April 1817 zugehen ließ !), hob er beſonders hervor, 
„daß erſt dann, wenn die Arbeit wegen Organiſation der Provinzial⸗ 
ſtände beendigt ſeyn wird, der Gegenſtand der eigentlichen Landes⸗ 
repräſentation vorgenommen werden darf“; er ſei entſchloſſen, den 
Fortgang dieſer höchſtwichtigen Angelegenheit feſt im Auge zu behalten, 
um bei ihrer Entſcheidung vollkommen unterrichtet zu ſein, und befehle 
daher dem Miniſter Staatsſekretär von Klewitz, die vollſtändigen 
Protokolle ſämtlicher Verhandlungen der Verfaſſungskommiſſion regel⸗ 
mäßig dem Kabinetsrat Albrecht zu überſenden; während Abweſenheit 
des Königs oder Hardenbergs ſollten die Verhandlungen ganz unter⸗ 
bleiben. Mit größter Beſtimmtheit erklärte der Monarch, daß er, wie 
ſchon in der Verordnung vom 22. Mai 1815 ausgeſprochen ſei, den 
Landes repräſentanten nur eine beratende Stimme bei der Geſetzgebung 
mit ausdrücklicher Ausſchließung aller Einmiſchung in die Adminiſtration 
einzuräumen gedenke, und daß der ihm vorzulegende Entwurf lediglich 
dahin gerichtet ſein dürfe. „Sollten“ — ſo ermahnte er den Staats⸗ 
kanzler — „einzelne Mitglieder der Kommiſſion Gegenſtände zur 
Sprache bringen wollen, die dieſen Grundſätzen entgegen wären, ſo 
haben Sie ſie augenblicklich zur Ordnung zu verweiſen und ſorgfältig 
darauf zu wachen, daß alle Debatten unterbleiben, die nicht vollkommen 
mit dieſen Grundſätzen übereinſtimmen, da ich das Wohl des Staats 
nicht gegen ungewiſſe Verſuche auf das Spiel zu ſetzen gedenke 
und die Erſcheinungen in fo viel(en) anderen Staaten leider deutlich 
beweiſen, wie groß die Zahl derjenigen, die zu eigennützigen Zwecken 
die Völker zu ihrem eigenen Verderben irre zu leiten ſuchen. Da die 
Kommiſſion zuvörderſt die Beſtimmungen, nach welchen die Eingeſeſſenen 
der Provinzen zu ihren Verhandlungen einzuberufen ſind, zu berathen 
hat, ſo erwarte ich darüber zu meiner weiteren Entſchließung Ihren 


1) B. St. A. Rep. 89 E XVI 2 Secreta aus den Jahren 1816—1821. 
Vol. II, Korreſpondenz König Friedrich Wilhelms III. mit Hardenberg, betr. 
Landſtände und Verfaſſung 1817, 1819. 
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Vortrag. Jene Eingeſeſſenen find auf das Strengſte zu verpflichten, 
bis zur Entſcheidung dieſer Angelegenheit ſich aller vorläufigen Mit⸗ 
theilungen und Bekanntmachungen zu enthalten, um nicht ohne Noth 
Stoff zu boshaften Auslegungen zu geben“. Möglichſter Ausſchluß 
der Offentlichteit, kein übereiltes Tempo beim Ausbau des Verfaſſungs⸗ 
werkes, entſchiedene Wahrung der vollen Souveränität der Krone: das 
waren offenbar die Gedanken, die den König beim Herantreten an die 
zum Konſtitutionalismus führende Bahn am ſtärkſten bewegten und 
beherrſchten. 

In ſeinem Briefe an Hardenberg vom 12. April 1817 iſt ein 
gereizter, ärgerlicher Ton nicht zu verkennen, er klingt wie eine ſcharfe 
Warnung vor bereits lauernden gefährlichen Elementen. Dieſer Un⸗ 
wille des Königs mag ſich einmal aus der Kenntnisnahme der nicht 
gerade ehrerbietigen Kritik erklären, die in jenen Tagen die Majorität 
der am 3. März von ihrem neuen Herrſcher, Wilhelm I., wieder ein⸗ 
berufenen württembergiſchen Stände an dem Verfaſſungsentwurf ihrer 
Regierung übten, einer Kritik, die letztere ſchließlich am 26. Mai ver⸗ 
anlaßte, die Verſammlung vor die Alternative „Annehmen oder 
Ablehnen“ zu ſtellen, und als die Stände letzteres wählten, ſie am 
4. Juni abermals nach Hauſe zu ſchicken; er erklärt ſich ferner aus 
den ſich mehrenden Anzeichen wachſender Ungeduld der preußiſchen 
Untertanen, beſonders in den weſtlichen und öſtlichen Grenzprovinzen; 
kamen doch immer wieder Anfragen von ſtändiſcher Seite, ob und 
wann ihnen aufs neue zuſammenzutreten erlaubt ſei, und auch in der 
Tagesliteratur nahmen die mehr oder weniger offenen Mahnrufe kein 
Ende. Am 5. Februar 1817 brachte das Weimarer Oppoſitionsblatt 
einen Abdruck des angeblichen politiſchen Teſtaments des Freiherrn 
vom Stein, der natürlich großes Aufſehen erregte; das nächſte Erfordernis, 
hieß es darin, ſei eine allgemeine Nationalrepräſentation; jeder aktive 
Staatsbürger, er beſitze hundert Hufen oder eine, er treibe Landwirt⸗ 
ſchaft oder Fabrikation oder Handel, er habe ein bürgerliches Gewerbe 
oder er ſei durch geiſtige Bande an den Staat geknüpft, habe ein 
Recht auf Repräſentation; von der Ausführung oder Beſeitigung eines 
ſolchen Planes hänge Wohl und Wehe des Staates ab, denn nur 
auf dieſem Wege allein könne der Nationalgeiſt poſitiv erweckt und 
belebt werden. Alle kleineren Mängel in Preußens Verfaſſung, nament⸗ 
lich der Finanzeinrichtungen, würden ſich gewiß bald beſeitigen laſſen, 
wenn man nur die Ziele des Verfaſſers mit Ernſt verfolge; es ſchien, 
als ob dieſe am 24. November 1808 an den Staatsrat gerichteten 
Worte ihn auch jetzt aufſtacheln ſollten, für unverzügliche Einberufung 


45] König Friedrich Wilhelm III., Hardenberg u. d. preuß. Verfaffungsfrage 349 


von Vertretern des Volkes Sorge zu tragen und ihnen einen erheblich 
ins Gewicht fallenden Anteil an der Geſetzgebung zu überlaſſen. 
Friedrich Wilhelm III. iſt durch dieſe Veröffentlichung, wenn ſie ihm 
zu Geſicht kam, gewiß nicht minder unangenehm berührt worden wie 
durch das Selbſtbewußtſein der württembergiſchen Stände; ich möchte 
faſt annehmen, daß er bei „denjenigen, die zu eigennützigen Zwecken 
die Völker zu ihrem eigenen Verderben irre zu leiten ſuchen“, auch 
den Verfaſſer und die Verbreiter des politiſchen Teſtaments mit im 
Sinne hatte. 

Eine Art Erwiderung auf dieſe Publikation ſollte vielleicht auch 
die Denkſchrift ſein, die der neue Miniſter⸗Staatsſekretär Klewitz am 
28. April zu Papier brachte; er hat ſie erſt am 7. Juni 1817 
Hardenberg eingeſchickt !); es ift alfo nicht unmöglich, daß er fie vorher 
dem Könige überreichte und daß Friedrich Wilhelm III., nachdem er 
ſie geleſen, Klewitz wie einige Monate vorher Kneſebeck aufforderte, 
auch dem Staatskanzler davon Kenntnis zu geben. „Was erwarten 
die preußiſchen Länder von ihrem König“, fragte der von Friedrich 
Wilhelm III. ohne Zweifel ſehr hoch geſchätzte Mann, „und was kann 
der König inbezug auf Volksvertretung und Landesverfaſſung ihnen 
gewähren?“ Seine Antwort lautete: „Es iſt das jemals Beſtandene, 
ſoweit es noch paßt, nicht ein neues Ideal, wonach ſie ſich ſehnen; 
jenes hatte nach ihrer Eigenthümlichkeit ſich entwickelt; dieſes würde 
derſelben fremd ſeyn und deshalb jeder Verſuch, es ihr aufzudringen, 
dennoch verunglücken. Woran ſie alſo gewöhnt waren und was 
jemals ſie hatten, auch wieweit es noch herzuſtellen iſt, das muß für 
einen jeden Ländertheil, ſo wie er vormals ein Ganzes bildete, erörtert 
und ausgemittelt werden, und dabei wird ſich dann finden, daß der 
König nicht allein dieſes, ſondern mehr noch gewähren kann, nicht bloß 
ohne Bedenken, ſondern ſogar mit Nutzen für König und Land. Durch 
dieſes Mehr wird zugleich eine Ausgleichung oder allgemeine Verfaſſung 
für die verſchiedenen Länder oder Provinzen ſich bilden laſſen; aber 
zuerſt müßte das jemals Beſtandene einzeln ausgemittelt werden, und 
das wird auf dem ſicherſten und kürzeſten Wege nur an Ort und 


— Le — — 


1) Der Begleitbrief lautete: „Bald nach Eröffnung des Staatsraths und 
Niederſetzung der Kommiſſion für Repräſentation und Verfaſſung ſchrieb ich, um 
mich ſelbſt vorzubereiten und zu ſammeln, meine Gedanken hierüber nieder. 
Seitdem haben neuere Ereigniſſe, namentlich die württembergiſchen, mich in 
meinen Anſichten beſtärkt, und ſo halte ich mich denn verpflichtet, ſie in der An⸗ 
lage E. D. zur Prüfung anheimzuſtellen“ (B. St. A. Rep. 77 D XIV B 19, 
Nachrichten und Anſichten über Ständeverfaſſung überhaupt, 1815—1818). 
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Stelle mit Hülfe der ſachkundigſten Eingeborenen und Einſaſſen ge- 
ſchehen können.“ Über den Entwurf einer Gemeindeverfaſſung, der 
ein darauf berechneter Verband der Ortſchaften zu Gemeinden, der 
Gemeinden zu Kreiſen, der Kreiſe zu Bezirken, der Bezirke zu Provinzen 
zu Grunde liegen müſſe, — „dieſe Einrichtung iſt ſo weſentlich und 
muß als erſtes dringendes Bedürfniß ſo nothwendig vorangehen, daß 
erſt darauf die Bildung von Provinzialſtänden und auf dieſe von 
Landes- oder Volksvertretern gegründet werden kann“ — über das 
Maximum und das Minimum der den Ständen einzuräumenden Rechte 
und über die beſondere ſtändiſche Verfaſſung einer jeden Provinz 
müßten in dieſen ſelbſt die Oberpräſidenten oder den Umſtänden nach 
beſondere Abgeordnete oder beide teils mit den etwa vorhandenen 
Ständen teils mit den verſtändigſten ausgezeichnetſten Männern jeden 
Standes, Adeligen, Bürgern und Bauern, Geiſtlichen und Gelehrten, 
beraten; an ſolchen, die das Vertrauen ihrer Mitbürger beſäßen, 
werde es weit weniger fehlen, wenn ſie nicht aus ihren Verhältniſſen 
heraus nach Berlin berufen, ſondern vielmehr zur Rückſprache mit 
ihnen vertraute Kommiſſare in den Provinzen ernannt oder in dieſelben 
geſchickt würden; er ſelbſt, Klewitz, habe als Civilgouverneur zwiſchen 
Elbe und Weſer dergleichen verſtändige Männer dem Staatskanzler 
auf ſein Verlangen bezeichnet, und von anderen Behörden werde dasſelbe 
geſchehen ſein. Seine eigene Anſicht über den den Ständen zu ge⸗ 
währenden Einfluß auf die Landesverwaltung und die Geſetzgebung 
formulierte Klewitz alſo: die Adminiſtration Preußens ſtehe dem Landes⸗ 
herrn allein zu, aber es müſſe den Provinzen und ihren Vertretern 
erlaubt ſein, über Bedrückung durch die Verwaltungsbehörden an 
höchſter Stelle Beſchwerde zu führen, Verbeſſerungsvorſchläge einzureichen 
und für das Abgabenweſen Ratſchläge zu geben — „nicht über die 
Frage ob, fondern nur über die Frage wie wünſchen hierbei die 
Provinzen gehört zu werden; kein Bewilligungsrecht, keinen Ent⸗ 
ſcheidungsantheil verlangen fie, ſondern nur eine Berathung mit ihnen 
über die erträglichſte Weiſe der Hebung und Vertheilung“. Ebenſo 
ſei es inbezug auf die Geſetzgebung: „kein Recht der Initiative oder 
des Veto verlangen ſie, nur eine Berathung mit ihnen, wie ein Geſetzes⸗ 
entwurf ihrem Zuſtande gemäß ſei“; den ſchon vorhandenen Geſetzen 
gegenüber müſſe ihnen gleichfalls der Weg begründeter Beſchwerden 
und motivierter Verbeſſerungsvorſchläge offenſtehen. „Aus den Be- 
ſtimmungen über alle dieſe Gegenſtände wird eine ſtändiſche Verfaſſung 
hervorgehen und eine Konſtitution für dieſe theils die Wünſche der 
Provinzen erfüllen, theils rathſamer ſein als eine Konſtitution für 
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Verfaſſung des Königreichs, die für Selbſtändigkeit des preußiſchen 
Landesherrn in Faſſung und Ausführung nicht ohne Schwierigkeiten 
und Bedenken ſein mögte. Dagegen wird die hervorgehende Conſtitution 
für die ſtändiſche Verfaſſung allgemein fein und keine Beſorgniß ge- 
theilter Provinzialverhältniſſe übrig laſſen“. | 

Die Klewitzſchen Ratſchläge find nicht ungehört verhallt; Harden⸗ 
berg trug ihnen Rechnung, als er am 7. Juli der Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion des Staatsrats in ihrer erſten und vorläufig einzigen 
Sitzung präſidierte, — ob mit oder ohne ſanften Druck von oben, 
muß dahin geſtellt bleiben. Die Anſprache, mit der er ſeinen Antrag 
einleitete, zeugte nicht gerade von warmen Sympathien für die ſtändiſchen 
Traditionen; „die einzelnen Provinzen“, ſagte er, „die den Staat des 
Großen Kurfürſten bildeten, hatten Stände, deren Mängel uns die 
Geſchichte zeigt; ſie lehrt uns, daß ſie nicht zum Nutzen des Staates 
wirkten, ſondern eigentlich nur Wächter der Privilegien einzelner Ab⸗ 
teilungen der Staatsbürger und wahre Hemmräder in der Staats⸗ 
maſchine waren; ähnliche Einrichtungen fanden in allen nach und nach 
hinzugekommenen Ländern der Monarchie ſtatt.“ Überzeugt, daß eine 
beſſer geregelte, allen Klaſſen der Einwohner zugute kommende und den 
Bedürfniſſen der Zeit angemeſſene Verfaſſung notwendig ſei, habe der 
König den freiwilligen Entſchluß gefaßt, ihnen eine ſolche zu geben; 
er wolle die künftigen Stände gern über neue Geſetzentwürfe hören, 
ihnen aber nur eine beratende Stimme einräumen; von aller Ein⸗ 
miſchung in die Verwaltung müßten ſie ausgeſchloſſen bleiben. Bevor 
die Kommiſſion des Staatsrats ihre Arbeiten beginne, ſolle ſie ſich mit 
der Zuziehung der Eingeſeſſenen der Provinzen beſchäftigen. Es 
komme hierbei vor allen Dingen darauf an, das Geſchichtliche und den 
gegenwärtigen Zuſtand der Verfaſſung jeder Provinz genau zu kennen. 
Dieſe Kenntniſſe würden ſich unſtreitig beſſer und vollſtändiger an Ort 
und Stelle in den Provinzen ſelbſt erwerben laſſen als durch Heran⸗ 
ziehung von Eingeſeſſenen zu den Beratungen der Kommiſſion. Dem⸗ 
nach könne man jetzt nur vorbereitende Schritte tun, und er ſchlage 
vor, Kommiſſare aus ihrer Mitte zu ernennen, die in den bevorſtehen⸗ 
den Ferien des Staatsrats die Nachrichten, deren man bedürfe, in den 
Provinzen perſönlich einſammeln und fih unter Zuziehung der Ober⸗ 
präſidenten mit Männern von Einſicht, Patriotismus und Kenntniſſen 
darüber beſprechen, ohne jedoch förmliche Verſammlungen weder der 
bisherigen Landſtände noch anderer Eingeſeſſenen zu veranlaſſen. Aus⸗ 
gerüſtet mit den erworbenen Kenntniſſen, würden dieſe Kommiſſare 
nach Wiedereröffnung des Staatsrats der Verfaſſungskommiſſion die 
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Ergebniſſe vorlegen, und die Kommiſſion könnte dann dem Plenum ein 
gründliches Gutachten unterbreiten. 

Drohte nicht, wie Heinrich v. Treitſchke meinte, die ganze Arbeit 
durch ein ſolches Verfahren von vornherein erheblich verzögert zu 
werden? Mußte nicht die Einzelbefragung mehrerer Hundert In⸗ 
dividuen ein buntes Chaos wild durcheinander wirbelnder Meinungen 
zutage fördern, das nur langſam und mühſam entwirrt und geordnet 
werden konnte? Gewiß hat ſich auch Hardenberg das nicht verhehlt, 
und ſein Vertrauen zu den drei Männern, die er als Kommiſſare vor⸗ 
ſchlug, Altenſtein, Beyme und Klewitz, wird ſchwerlich gleich groß ge⸗ 
weſen ſein; den Miniſter⸗Staatsſekretär hat er doch wohl nur dem 
Könige zuliebe mit auf die Liſte geſetzt, und ſeine Erklärung, daß ſich 
die provinziellen Verhältniſſe an Ort und Stelle beſſer und vollſtändiger 
ſtudieren ließen als in Berlin in Staats ratsſitzungen, zu denen man 
Delegierte der einzelnen Landesteile hinzuziehe, ſollte ſchwerlich beſagen, 
daß auf dieſe Weiſe die erforderlichen Informationen zugleich ſchneller 
gewonnen würden. Dürfte ſich aber auch Hardenberg, als er Klewitzens 
Vorſchlag akzeptierte, der Gefahr, daß die Verfaſſungsangelegenheit und 
insbeſondere die Einführung von Reichsſtänden auf die lange Bank ge⸗ 
ſchoben werden könnte, wohl bewußt geweſen ſein, ſo beachte man doch, 
ehe man ihn wegen ſeiner Nachgiebigkeit tadelt, zweierlei: einmal, daß 
der Staatsrat auf ein Vierteljahr in die Ferien ging, vor dem Herbſt 
alſo die Verfaſſungsberatungen in ihm überhaupt nicht wieder auf⸗ 
genommen werden konnten, und ſodann, daß erſt andere wichtige 
Arbeiten zum Abſchluß gekommen ſein mußten, ehe man Landtage ins 
Leben rief: die Ausarbeitung einer Kommunal- und Kreisordnung und 
die Sanierung der Finanzen, und daß dieſe Aufgaben vorausſichtlich 
auch erſt in einer Reihe von Monaten zu löſen waren. „Immer 
langſam voran“ war die nun einmal der Verfaſſungsfrage durch ſach⸗ 
liche Gründe und perſönliche Verhältniſſe gleichzeitig diktierte Parole; 
Hardenberg konnte ſich nicht über ſie hinwegſetzen; er wird gewiß nicht 
geglaubt haben, durch eine zeitraubende Enquete noch eine beſonders 
empfindliche Verzögerung hervorzurufen, die bei energiſcherem Wider⸗ 
ſtand gegen Klewitzens Vorſchlag ſich hätte vermeiden laſſen. 

Daß die Neuordnung des Finanzweſens auf erhebliche Schwierig⸗ 
keiten ſtoßen werde, hatte ſich ſchon bei den zwei Dutzend Sitzungen 
herausgeſtellt, die noch vor der Eröffnung der Verfaſſungskommiſſion 
die andere am 30. März 1817 geſchaffene Kommiſſion des Staatsrats 
abhielt; das Reformprogramm des Finanzminiſters, des Grafen Bülow, 
das ihren Beratungen zugrunde gelegt wurde, fand ſo gut wie gar 
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keinen Beifall, und ein eigenes aufzuſtellen fühlte ſich die Kommiſſion 
entweder nicht befugt oder nicht gewachſen 1). Sie entſchloß fih zwar am 
20. Juni, denjenigen Teil des Bülowſchen Geſetzentwurfs, der die Be: 
ſteuerung des Verkehrs mit dem Auslande betraf, mit einigen Ab- 
änderungen zur Annahme zu empfehlen; von den auf die inländiſchen 
Erzeugniſſe vorgeſchlagenen Verbrauchsabgaben verwarf ſie jedoch die 
Mahlſteuer ganz und die Fleiſchſteuer in der von Bülow befürworteten 
Art und Weiſe; die übrigen, meinte ſie, könnten wohl unter gewiſſen 
Modifikationen in einem ſonſt zweckmäßigen allgemeinen Steuerſyſtem 
Platz finden, ein ſolches ſtelle aber der Geſetzentwurf des Miniſters 
nicht dar, insbeſondere werde auf die in den einzelnen Provinzen doch 
gar zu verſchiedene Grundſteuer zu wenig Rückſicht genommen. Der 
Wunſch der Kommiſſion, in jeder Provinz mit Eingeſeſſenen beraten 
zu laſſen, wie ihre Steuerquote am beſten aufzubringen ſei, erregte 
natürlich bei den Angſtlichen Entſetzen, und insbeſondere Schuckmann 
glaubte vorauszuſehen, daß dann Preußen in die Lage gebracht werde, 
in welcher ſich in Frankreich unter Calonnes Miniſterium die Revolu⸗ 
tion entwickelte, daß die zuſammenberufenen Notabeln, ſtatt Steuer⸗ 
vorſchläge und Repartitionen zu machen, erſt eine Konſtitution und 
gewählte Volksrepräſentanten mit Vollmachten zur Verhandlung über 
die Konſtitution und demnächſt zur Steuerbewilligung fordern würden; 
wolle ſich Se. Majeſtät keine Konſtitution aufdringen laſſen, ſolle in 
Preußen kein Necker mit Etats généraux auftreten, fo müſſe man ein 
Steuer⸗ und Finanzſyſtem von oben aus feſtſetzen, wodurch das Staats⸗ 
bedürfnis gedeckt werde; „dies muß feſtſtehen, ehe an der Verfaſſung 
gearbeitet werden kann, wenn man nicht in allen oder den mehrſten 
Provinzen würtembergiſche Auftritte haben will“ ?). Das Reſultat der 
ſich daran anſchließenden Kämpfe, die durch einen wuchtigen Angriff 
der an den Staatsratsſitzungen teilnehmenden Oberpräſidenten auf die 
geſamte Verwaltung noch erheblich verſchärft wurden, war eine von 
Hardenberg aufgeſetzte und an ihn gerichtete Kabinettsorder vom 
23. Juni, welche den Finanzminiſter anwies, einen neuen Geſetz⸗ 
entwurf mit Berückſichtigung der Bemerkungen der Kommiſſion aus⸗ 
zuarbeiten, und den Oberpräſidenten befahl, den Rat einſichtsvoller 
Eingeſeſſenen ihrer Provinzen über die neueinzuführenden Steuern ein⸗ 


1) Das Nähere ſiehe bei Carl Dieterici, Zur Geſchichte der Steuer⸗ 
reform in Preußen von 1810 bis 1820. Berlin 1875. 

2) Schuckmann an Hardenberg, Berlin 4. Juni 1817 (B. St. A. R. 92, 
Hardenbergs Nachlaß H 14 B, Ausſchuß aus der zur Prüfung des Entwurfs 
zum neuen Steuerſyſtem angeordneten Kommiſſion 1817/20). 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 23 
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zuholen, dabei aber alle Förmlichkeiten und die Geftalt ſtändiſcher Vers 
ſammlungen zu vermeiden; dieſe Befragungen und die Aufſtellung 
eines neuen Steuergeſetzentwurfs im Miniſterium erforderten natürlich 
geraume Zeit und ebenſo die Prüfung der Geſamtbedürfniſſe des Staats⸗ 
haushalts, die am 3. Mai auf Antrag der Staatsratskommiſſion dem 
Miniſterium unter Zuziehung von Humboldt, Schön, Ladenberg und 
Rother übertragen wurde. Da die Ergebniſſe dieſer Kontrolle das 
Vertrauen in Bülows Verwaltung noch ſtärker erſchütterten als die 
Angriffe Schöns und Wilhelm v. Humboldts in Wittgenſtein, Kirch⸗ 
eiſen und Schuckmann, ſo mußte Hardenberg ſchließlich im Herbſt auch 
noch eine Umbildung der Miniſterien vornehmen; ganz beſeitigen konnte 
er die Genannten wohl nicht, da der König ſie deckte; daß die Bülow, 
Kircheiſen und Schuckmann abgenommenen Zweige ihrer Verwaltung 
Klewitz, Beyme und Altenſtein als ſelbſtändige Miniſterien übergeben 
wurden, wird man gleichfalls mit auf den perſönlichen Wunſch Friedrich 
Wilhelms III. zurückführen dürfen ). 

Die Aufſtellung neuer Steuergeſetzpläne war nun Klewitzens 
Sache; die andere Arbeit dagegen, deren Erledigung dieſer im April 
1817 als erſtes dringendes Bedürfnis vor der Einführung von Pro⸗ 
vinziallandtagen bezeichnete, der Entwurf einer Gemeindeverfaſſung, 
gehörte nach wie vor in das Reſſort Schuckmanns. Nachdem fih das 
Staatsminiſterium Ende 1815 ſchlüſſig geworden war, das Köhlerſche 
Projekt einer für Stadt und Land geltenden Kommunalordnung zu 
verwerfen, ſoweit es aber angängig fei, in den wiedereroberten und 
neuhinzugekommenen Provinzen die Städteordnung vom 19. November 
1808 und auf dem platten Lande die durch das Allgemeine Landrecht 
kodifizierte Gemeindeverfaſſung einzuführen und an die Spitze der Kreis⸗ 
verwaltung überall Landräte zu ſtellen?) hatte Schudmann 1816 eine 
Reviſion der Städteordnung vornehmen und den Entwurf auch den 
Oberpräſidenten und Regierungen weſtlich der Weſer zur Begutachtung 


1) Nach Treitſchke äußerte der König, bei Veränderungen von Perſonen 
ſei große Vorſicht nötig, man laufe Gefahr, ungerecht zu fein. Freilich erklärte 
ſich auch Hardenberg ſchon am 10. Oktober 1817 in einem Briefe an Friedrich 
Wilhelm III gegen Bülows und Schuckmanns Entlaffung: „Bey allen Mängeln, 
davon kein Menſch frei ift, würde eine Wahl ſchwer halten, die auf Männer fiele, 
welche dem Ideale beffer entſprächen“ (B. St. A. R. 92, Hardenbergs Nachlaß 
H 15 a, Acta betr. die Veränderungen bei den Minifterial: und oberen Be- 
hörden 1817). 

2) Siehe zum Folgenden die ſehr ſummariſche Darſtellung von Friedrich 
Keil, Die Landgemeinde in den öſtlichen Provinzen Preußens und die Verſuche, 
eine Landgemeindeordnung zu ſchaffen. Leipzig 1890, S. 114 ff. 


51] König Friedrich Wilhelm III., Hardenberg u. d. preuß. Verfaſſungsfrage 355 


zugehen laſſen; zugleich teilte er ihnen mit, daß die Landgemeinden 
eine beſondere Kommunalordnung erhalten würden, und daß man nicht 
beabſichtige, den Regierungen außer den Landratsbehörden und nächſt 
dieſen den Polizeidirektionen und Magiſtraten in den Städten und den 
Dorfſchulzen oder Vorſtehern auf dem platten Lande noch andere 
Polizeiinſtanzen unterzuordnen oder den nicht mit Magiſtraten ver⸗ 
ſehenen Ortſchaften, beſonders des platten Landes, eigene Gemeinde⸗ 
vorſtände zu bewilligen, ſondern daß man vielmehr dem Weſten im 
weſentlichen dieſelbe Verwaltungsordnung zu geben gedenke, die in den 
alten Provinzen öſtlich der Elbe beſtehe, und deren Wiederherſtellung 
reſp. Einführung zwiſchen Elbe und Weſer allgemein gewünſcht und 
ohne Schwierigkeiten zu bewirken ſein werde. Dieſe Ankündigung 
fand am Rhein und in Weſtfalen faſt überall lebhaften Widerſpruch; 
die Behörden glaubten im Einvernehmen mit der Einwohnerſchaft ſich 
durchgehends für die Beibehaltung der beſtehenden, aus der weſtfäliſch⸗ 
franzöſiſch⸗bergiſchen Geſetzgebung hervorgegangenen Gemeindeverfaſſung 
unter gewiſſen Beſchränknngen erklären zu müſſen, und fie verwarfen 
insbeſondere den Plan, dem platten Lande eine andere Verwaltungs⸗ 
form als den Städten zu geben und erſterem das Inſtitut der früheren 
Mairien, der jetzt ſogenannten Bürgermeiſtereien, zu entziehen, um 
ihnen Dorfſchulzen oder Vorſteher zu ſubſtituieren; die Beibehaltung 
der mehrere Gemeinden umſpannenden Bürgermeiſtereien bezeichnete die 
Düſſeldorfer Regierung am 15. Februar 1817 als „die größte Wohl⸗ 
that, welche der Staatskaſſe durchaus nichts koſtet, die allgemeine Ver⸗ 
waltung aber in jeder denkbaren Hinſicht unglaublich erleichtert“ ). 
Der König, von dem beſonderen Nutzen dieſer Einrichtung bei dem 
damals herrſchenden Fruchtmangel durch einen Zeitungsbericht der 
Düſſeldorfer Regierung perſönlich überzeugt, ließ darauf dem Miniſter 
des Innern am 29. März eine Kabinettsorder zugehen, er wolle die 
Bürgermeiſtereien in ihrer jetzigen Ordnung ferner beibehalten wiſſen, 
ſofern nicht beſondere Bedenken dagegen obwalteten und beſondere 
Hinderniſſe entgegenſtünden; Schuckmann und Bülow blieben trotzdem 
bei ihrer Anſicht und mißbilligten es in einem Erlaß vom 5. April 
an die Koblenzer Regierung, daß auch auf dem rechten Rheinufer, wo 
man keine Bürgermeiſtereien vorgefunden habe, ſolche ohne vorher ein⸗ 
geholte Genehmigung eingeführt worden ſeien; dem Befehl des Königs, 
ein Gutachten darüber abzugeben, inwiefern ſich die unter dem Namen 


1) B. St. A. R. 77 CCCXI, Kommunalſachen, Generalia 5 Vol. I und II, 
1808 — 1819. 
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von Bürgermeiſtereien, Kreis: oder Gemeindeämtern fortbeftehenden 
Mairien zur ferneren Beibehaltung empföhlen und welche Gründe dafür 
und dagegen ſprächen, konnte ſich Schuckmann freilich nicht entziehen, 
und am 30. April erging ein Rundſchreiben des Miniſters an die 
Oberpräſidenten v. Ingersleben, von Solms-Laubach und v. Vincke 
und an die Regierungen der weſtlichen Provinzen mit der Bitte um 
Vorſchläge, unter welchen Modifikationen die Beibehaltung der Mairien 
Allerhöchſten Ortes zu beantragen und wie die Gemeindeverwaltung 
überhaupt zu geſtalten fein dürfte, um fie den Grundzügen der preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung im weſentlichen anzupaſſen, ohne die aus der fremden 
Geſetzgebung hervorgegangenen Einrichtungen, welche ſich bewährt hätten, 
zu zerſtören. Nachdem über dem Eintreffen dieſer Vorſchläge, die ſamt 
und ſonders für weitgehende Konſervierung plädierten, der Sommer 
und Herbſt verſtrichen war und Schuckmann erfahren hatte, daß auf 
einer Verſammlung der Ober- und Regierungspräſidenten des Weſtens 
in Godesberg bei Bonn Vincke es übernommen habe, eine für die 
weſtlich der Weſer gelegenen Provinzen vorzuſchlagende Gemeindeordnung 
zu entwerfen, forderte ihn Schudmann am 12. Dezember 1817 auf, 
ihm dieſen Entwurf ſobald wie möglich zugehen zu laſſen; am ſelben 
Tage ſchrieb er an den Oberpräſidenten v. Bülow in Magdeburg, die 
Regierungen des Herzogtums Sachſen hätten wiederholt den Wunſch 
geäußert, daß den Kommunen eine Gemeindeverfaſſung und -verwaltung 
gegeben werden möge, welche ihren eigentümlichen, von denjenigen der 
Kommunen öſtlich der Elbe vielfach verſchiedenen Bedürfniſſen überall 
entſpreche; er bat Bülow, einen ſolchen Plan auszuarbeiten und dem 
Miniſterium des Innern zur Prüfung einzuſenden. 

Daß eine Reform des Kommunalweſens vor dem Ausbau der 
ſtändiſchen Verfaſſung erforderlich ſei, war im Laufe des Jahres 1817 
mehr und mehr auch Hardenbergs Überzeugung geworden; vielleicht 
hat ihn der Wunſch, dieſe Verhältniſſe in Stadt und Land im Weſten 
ſelbſt zu ſtudieren, veranlaßt, nachdem er ſich von dem ſchweren Leiden, 
das ihn im Sommer plagte, durch eine Kur in Pyrmont erholt hatte, 
nach dem Rhein zu reifen und dort ein paar Wochen zuzubringen !); 
jedenfalls machte ihm der Augenſchein jene Überzeugung erſt recht zur 


1) Er wollte erſt ſchon von Karlsbad aus, wohin er den König begleitet 
hatte, mit Friedrich Wilhelm III. zuſammen nach dem Rhein reiſen; ſeine Er⸗ 
krankung — Wilhelm v. Humboldt ſchrieb am 19. Auguſt an Caroline: „Viele 
glauben, daß er nur noch febr kurz zu leben babe”, und am 30.: „Es geht 
ſichtbar mit dem Manne zu Ende“ — zwang ihn, ſeinen Plan aufzugeben und 
die Rheinreiſe zu verſchieben. 
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Gewißheit. Am 6. Januar 1818 ſchrieb er aus Engers an Schuckmann, 
er wünſche zu wiſſen, in welcher Lage ſich die Organiſation des 
Kommunalweſens zur Zeit befände, ob zu der beabſichtigten neuen 
Kommunalordnung bereits ein Entwurf vorliege, und ob er ſchon von 
den dabei konkurrierenden Miniſterien in Beratung genommen ſei; er 
erbat ſich darüber mit umgehender Poſt ausführlichen Bericht; ſobald 
er orientiert ſei, werde er nötigenfalls Maßregeln treffen, welche die 
baldige Erreichung des Zwecks ſichern. Noch ehe die vom 13. Januar 
datierte Antwort Schuckmanns in Hardenbergs Hände gelangte, ließ er 
die Regierungen in Koblenz, Trier und Aachen, um ſie von der Be⸗ 
arbeitung der für ſie ſehr läſtigen Kommunalſachen zu befreien und 
die Gemeinden auf den Übergang zur Mündigkeit vorzubereiten, durch 
den Oberpräſidenten v. Ingersleben auffordern, Gutachten einzureichen, 
in welchen Fällen die Gemeinden von der den Regierungen obliegenden 
Kuratel jetzt gleich ganz zu entbinden ſeien, in welchen dieſe Kuratel 
beſſer den Landräten übertragen, und in welchen ſie den Regierungen 
vorzubehalten ſein werde; bis die im Miniſterium des Innern vorbereitete 
Kommunalordnung als Geſetz bekannt gemacht werden könne, dürfte 
noch geraume Zeit, vielleicht noch zwei Jahre, verfließen; ſeine, des 
Staatskanzlers, Abſicht ſei aber, noch während ſeiner Anweſenheit am 
Rhein eine entſcheidende Verfügung zu treffen !). Ende Januar befahl 
Hardenberg auch Vincke von den Regierungen ſeines weſtfäliſchen Ober⸗ 
präſidialbezirks diesbezügliche Gutachten und Vorſchläge einzuziehen, 
damit er, der Staatskanzler, ſie bei der Konferenz benutzen könne, 
die er noch mit den Oberpräſidenten des Weſtens zu halten be⸗ 
abſichtige; da er aus Schuckmanns Antwort vom 13. d. M. erfuhr, 
daß Vincke mit dem Entwurf einer von ihm und ſeinen Kollegen ge⸗ 
meinſchaftlich zu beantragenden, für den weſtlichen Teil der Monarchie 
beſtimmten Kommunalordnung beſchäftigt ſei, erſuchte er ihn zugleich 
am 28. Januar, dieſe Sache vor allem zu beſchleunigen und ſchon jetzt 
eine Abſchrift des Entwurfs einzuſchicken; er wolle die zur Prüfung 
desſelben zu ernennende Kommiſſion ſelbſt beſtimmen, damit dieſer 
wichtige Gegenſtand noch während ſeines Aufenthalts am Rhein definitiv 
reguliert werde. Vincke tat wie ihm befohlen, und ſchickte ſeinen Ent⸗ 
wurf auch Schuckmann ein, der daran am 27. Februar eine ſachlich 
ſcharfe Kritik übte; von Hardenberg konnte ich eine Empfangsbeſcheini⸗ 


1) B. St. A. R. 77 DXXI, Acta privata (des Miniſters v. Schuckmann), 
Nr. 24 Akten Fascikul enthaltend eine mit dem Oberpräſidenten Herrn v. Vincke zu 
Münſter gepflogene Korreſpondenz über den Entwurf einer neuen Kommunal⸗ 
ordnung 1818. 
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gung irgendwelcher Art nicht auffinden, dagegen lag mir ein Bericht 
des Koblenzer Regierungspräſidenten v. Schmitz-Grollenburg vom 
6. März 1818 an Schuckmann vor mit der Meldung, daß der Staats— 
fangler von dem Regierungspräſidium innerhalb vier Wochen ein gründ- 
liches Gutachten über die Einführung einer ſtändiſchen Verfaſſung in 
den Rheinprovinzen und einen Entwurf einer Kommunalordnung ein- 
gefordert habe, außerdem die Abſchrift eines Briefes Hardenbergs an 
Vincke aus Schloß Engers vom 12. März, er habe bei einer Zu— 
ſammenkunft mit den Oberpräſidenten in Koblenz und Köln v. Ingers- 
leben und den Grafen v. Solms-Laubach erſucht, ihre Regierungen zur 
Ausarbeitung geſchichtlicher Überblicke über die früheren ſtändiſchen 
Verhältniſſe in ihren Bezirken und zweckmäßiger Vorſchläge für ihre 
Wiederherſtellung und Umgeſtaltung zu veranlaſſen, und bitte Vincke, 
ein Gleiches zu tun; die ſtändiſche Verfaſſung ſolle hauptſächlich auf 
eine gute Kommunaleinrichtung gegründet und eine Kommunalordnung 
für Land- und Stadtgemeinden beſonders und eine Bezirksordnung für 
einen vorläufig „Amt“ zu nennenden Bezirk entworfen werden. Es 
liegt klar am Tage, daß Hardenberg in dieſen Wochen ſich redliche 
Mühe gab, neuen Schwung in die ganze Angelegenheit zu bringen; 
er merkte offenbar, daß ſie bedenklich ins Stocken zu geraten drohe; 
er ſah bei der wachſenden Ungeduld der Bevölkerung von einem völligen 
Stillſtand böſe Folgen voraus und griff, um das Tempo zu beſchleu— 
nigen, ſelbſt mit in die Speichen. Am 6. Januar, an demſelben 
Tage, an dem er Schuckmann aufrüttelte, gingen auch Mahnſchreiben 
von ihm ab an die drei vom Staatsrat in die Provinzen geſchickten 
Kommiſſare, die inzwiſchen Miniſter geworden waren und infolge der 
Übernahme der neuen Amtspflichten noch keine Zeit gefunden hatten, 
über die Ergebniſſe ihrer Reiſe zu referieren: „Bei meiner jetzigen 
Anweſenheit in den Rheinprovinzen habe ich mich von neuem über— 
zeugt, daß wegen der der Nation zu gebenden Verfaſſung bald ent⸗ 
ſcheidende Schritte geſchehen müſſen. Ich finde mich daher veranlaßt, 
Euer Hochwohlgeboren um die möglichſte Beſchleunigung Ihres in dieſer 
Angelegenheit zu erſtattenden Berichts zu erſuchen. Binnen 4 Wochen 
werden alle zur Sache gehörigen Materialien in meinen Händen ſein, 
und ich erſuche daher Euer Hochwohlgeboren recht dringend, mir bis 
dahin auch Ihren Bericht behufs der weiteren Einleitungen zukommen 
zu laſſen“ !). Auf ein Promemoria Stägemanns vom 11. Januar, 
welches ſich gegen die vom Komitee der oſtpreußiſchen und litauiſchen 


1) B. St. A. R. 74 H 3 IX Nr. 19, Bildung einer Volksrepräſentation 
1815—1822. 
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Stände beantragte Einberufung eines oſtpreußiſchen Landtages aus- 
ſprach, ſetzte Hardenberg am 20. Januar folgende Randbemerkung: 
„Ich ſtimme dieſem P. M. vollkommen bey. Täglich erwarte ich den 
Bericht der drey im vorigen Jahre in die Provinzen geſchickten Herren 
Miniſter von Altenſtein, von Beyme und von Klewitz. Sodann wird 
die ſtändiſche Angelegenheit ſogleich wieder im Kommitte des Staats- 
raths in Bewegung gebracht und Sr. Kgl. Majeſtät baldmöglichſt ein 
vollſtändiges Gutachten vorgelegt werden. Es iſt dringend nöthig, 
einen Beſchluß in dieſer wichtigen Sache zu faſſen“ !). An Altenſtein 
aber ſchrieb Hardenberg am 5. Februar ungeduldiger 2): „Ihr Bericht 
wegen der landſtändiſchen Verfaſſung iſt ungemein dringend. Es thut 
mir ordentlich weh, Sie, wertheſter Freund, treiben zu müſſen, da es 
gewis niemand weniger bedarf als Sie, allein es muß durchaus auch 
in dieſer Sache vorwärts. Hier iſt das doppelt nöthig,“ und ſieben 
Tage ſpäter auch noch aus Engers: „Meine Abſicht iſt, eine vollſtändige 
Bearbeitung der Verfaſſungsangelegenheit, ſoweit fie die Rhein- und 
vielleicht die weſtfäliſchen Provinzen betrifft, hier vorzunehmen, ſo daß 
ich ſie dem Comite des Staatsraths übergeben kann. Wir können ſehr 
füglich mit einzelnen Provinzen anfangen. Schicken Sie mir, ſobald 
es Ihnen möglich iſt, was Sie fertig machen können, wenn es auch 
keine ganz vollſtändige Ausarbeitung iſt! Auf die älteren Verhält⸗ 
niſſe wird es wenig ankommen. Aber Ihre Ideen über die neu zu 
beſtimmendeſn] wünſche ich ſehr zu wiſſen.“ 

Hardenbergs Hoffnungen, die im Frühjahr 1818 dahin gegangen 
zu ſein ſcheinen, das Werk der Bildung von Provinzialſtänden ſtückweiſe 
in Angriff zu nehmen und mit den weſtlichen Provinzen in Bälde 
einen glüdverheißenden Anfang zu machen, deffen Krönung kurz darauf 
beratende Reichsſtände ſein ſollten, ſind vergeblich geweſen. Nicht etwa 
weil Schuckmann, ärgerlich über das perſönliche Eingreifen des Staats- 
kanzlers die Arbeiten an der Kommunalordnung nun einfach ruhen 
ließ, oder gar weil ein Ausgleich zwiſchen den Rheinlanden und Weſt⸗ 
falen unter ſich und eine Annäherung ihrer kommunalen und ſtändiſchen 
Verhältniſſe an die des Oſtens ganz unmöglich geweſen wäre, ſondern 
vornehmlich weil der König aufs neue die Bremſe zog; es war ihm 
natürlich ein Leichtes, den Wagen, den ſein Kanzler in ſchnellere 
Bewegung ſetzen wollte, nicht ins Rollen kommen zu laſſen. Er hegte 


1) B. St. A. R. 74 J IV, Oſtpreußen Nr. 2, Acta der Geh. Reg. des 
Staäatskanzlers betr. die Angelegenheiten der oſtpreußiſchen Landſchaft. 

2) B. St. A. R. 92, Altenſteins Nachlaß Nr. 4a, Schreiben Hardenbergs 
an Altenſtein 1797 — 1829. 
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für feine Untertanen im Weſten überhaupt geringere Sympathien ſchon 
vom September 1815 an, als der Gutsbeſitzer J. F. Benzenberg in 
einer als Handſchrift gedruckten Broſchüre „Wünſche und Hoffnungen 
eines Rheinländers“ vortrug, worunter ſich Sätze befanden wie dieſe: 
„Nicht ohne Trauern ſah das Volk wie bald nachher das Wort, das 
der König (1815) in feinem (Beſitzergreifungs) Patente zu uns ſprach, 
daß er ſeine neuen Provinzen geſetzmäßig regieren würde, und daß 
das Volk durch ſeine Stellvertreter Antheil an der Geſetzgebung, An⸗ 
theil an der Bewilligung der Steuern nehmen ſolle, wie es ihm ſchien, 
misverſtanden wurde. Wie bey der Erbhuldigung in Aachen die 
Stellvertreter des Volks nicht vom Volke gewählt, ſondern von der 
Regierung bezeichnet wurden, und wie der große Moment unbenutzt 
vorübergieng, wo in einer verhängnißvollen Zeit der neue Regenten⸗ 
ſtamm und das Volk ſich innig mit einander verbinden ſollten. Blöde 
ſtanden wir in Aachen vor der leicht aufgeſchlagenen Bühne und ſahen, 
wie das Feſt faſt ein franzöſiſches wurde ohne deutſche Herzlichkeit 
und Fülle des Lebens, wie die Feder das Wort führte, wie Worte 
geſprochen wurden, die niemanden rührten, und wie nach franzöſiſcher 
Weiſe den folgenden Tag in den Zeitungen verkündet wurde, wie doch 
alles ſo gar herrlich geweſen. Unſere Trauer war nicht bitter — ſie 
war ernſt. Wir wußten, daß wir ſchweren Tagen entgegen gingen — 
ſolchen Tagen, an denen die Völker gewogen werden — und wir fürch⸗ 
teten, wir und die Regierung möchten dann nicht feſt genug ineinander⸗ 
gegoſſen ſeyn und zu leicht befunden werden. Der Menſch will eine 
rechtliche Verfaſſung nicht allein ihres Werthes wegen, ſondern wegen 
ſeiner Würde. Das iſt es, was die Zeit bewegt. Es iſt der Wunſch 
unſeres Volkes, daß ſeine Stellvertreter vom ganzen Volke gewählt 
werden, und daß ſich in ihnen der Schwerpunkt der phyſiſchen und 
moraliſchen Kraft der Nation befinde. Jede Vertretung iſt gut, die 
Form mag ſeyn wie ſie will, wenn ſie nur den wahren Schwerpunkt 
des Volkes in ſich ſchließt, und wenn ſie ſo eingerichtet iſt, daß dieſer 
ſich immer in ihr findet, auch wenn die fortſchreitende Zeit ihn in 
andere Stände bringt. Eine wahre Stellvertretung wird das Volk 
bekommen, wenn in jeder Gemeine die Hausväter unter ſich den 
Zwanzigſten zum Wahlmanne wählen, wenn ein jeder wählbar iſt, der 
mehr als 10 Thaler Steuern bezahlt. Verſammeln ſich die Wahl⸗ 
männer aller Gemeinen eines Kantons im Hauptorte desſelben und 
wählen unter ſich wieder den zwanzigſten, ſo würde dieſes ungefähr 
10 Wahlherren für den Kanton geben. Dieſe Wahlherren wählten 
dann mit den Wahlherren der übrigen Kantone die Deputierten des 
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Kreiſes für den Landtag. Die Weisheit der Regierung, die das Ganze 
überſieht, kennt und leitet, ſchlägt die Geſetze vor. Die Stände be⸗ 
willigen oder verwerfen nach ihrer redlichen Überzeugung. Die Völker 
fallen nur dann in Anarchie, wenn ſie ſich betrogen glauben; ſie 
kommen nie dahin, ſolange ſie einem andern vertrauen, der für ſie 
denkt und regiert. Nur dann fangen Sie an, für eigene Rechnung 
zu denken, Geſetze zu geben und auszuführen, wenn ſie glauben, von 
der Regierung und von ihren Ständen hintergangen zu ſeyn.“ Be⸗ 
gannen die Deutſchen das nicht jetzt ſchon zu glauben? Fingen ſie 
nicht bereits an, für eigene Rechnung zu denken? Waren die immer 
lauter werdenden Stimmen der Preſſe, die Vorgänge beim Wartburg- 
feſt, die Verfaſſungskämpfe in Württemberg, die unverkennbare er⸗ 
wartungsvolle Erregung der Rheinländer bei der Ankunft erſt des 
Königs, dann des Staatskanzlers in ihrer Provinz nicht deutliche 
Sturmzeichen einer ſchlimmen Zukunft? Friedrich Wilhelm III., von 
ſeinem Schwager, dem Herzog von Mecklenburg, Wittgenſtein, Ancillon 
und Freunden immer von neuem aufgehetzt gegen den angeblich der 
Revolution zutreibenden Zeitgeiſt, war im Frühjahr 1818 feſt davon 
überzeugt und entſchloſſen, mehr auf der Hut zu ſein denn je; auch 
Hardenberg, vor deſſen bedenklicher Popularitätshaſcherei er im Februar 
ſogar von öſterreichiſcher Seite gewarnt wurde, glaubte er nun ſchärfer 
auf die Finger ſehen und ihn ernſtlich mahnen zu müſſen, daß er in 
der Verfaſſungsangelegenheit ohne ſein Wiſſen keinen Schritt vorwärts 
tue; da der Staatsrat im Juni ja wieder auf 3 Monate in die 
Ferien ging und er ſelbſt, der König, für den Sommer eine Reiſe 
nach Rußland plante, war es wohl ſchon im Frühjahr ſeine Abſicht, 
die ſtändiſchen Projekte bis zum Herbſt ruhen zu laſſen, vielleicht auch 
fie vorher mit dem Zaren und Kaifer Franz auf dem Fürſtenkongreß, 
den Metternich bereits im März vorſchlug, vertraulich zu beſprechen. 

Zwei Spezialaffären waren es, in denen Hardenberg nicht nach 
dem Wunſche ſeines Monarchen gehandelt hatte und die Friedrich 
Wilhelm III. veranlaßten, dem Kanzler ſeine Unzufriedenheit in 
längeren Schreiben zu erkennen zu geben: Hardenbergs Stellungnahme 
zu der mecklenburgiſchen Anfrage beim Bundestage über die Aus⸗ 
führung des 13. Artikels der Bundesakte und ſein Verhalten in 
Engers gegenüber Görres und den Unterzeichnern der Koblenzer 
Adreſſe. Die auf die Bundesdebatte bezügliche, vom 18. Februar 1818 
datierte Kabinetsorder des Königs lautete !): „Ich finde in der Berliner 


1) B. St. B. R. 92. Hardenbergs Nachlaß G 24, die Abſtimmung Preußens 
am Bundestage über den 13, Artikel, die Landſtände betr. 1818. 
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Zeitung von geſtern eine Erklärung, die Preußen über die landſtändiſche 
Angelegenheit bei der Bundes verſammlung dahin abgegeben hat, daß 
binnen Jahresfriſt der weitere Fortgang der Sache bis zur definitiven 
Feſtſtellung einer landſtändiſchen Verfaſſung für die geſamten preußiſchen 
Bundesſtaaten nach ihrer provinziellen Beſchaffenheit ſowohl als nach 
dem gemeinſamen Centralzuſammenhang wieder zur Anzeige gebracht 
werden ſoll. Sie wiſſen es im Allgemeinen und aus Meiner vom 
12. April v. J. an Sie gerichteten Order, welche Wichtigkeit Ich auf 
die landſtändiſche Angelegenheit lege, und Ich hätte wohl erwarten 
können, daß eine diesfällige Erklärung bei der Bundesverſammlung 
nicht ohne Meine ausdrückliche Genehmigung abgegeben wäre, ſtatt 
daß Ich erſt aus den Zeitungen Kenntnis davon erhalte. Außerdem 
aber mißfällt Mir dieſe Erklärung aus mehreren Gründen.“ Erſtens 
habe die Bundesverſammlung nicht gefragt und auch kein Recht zu 
fragen, wie weit es in Preußen mit der landſtändiſchen Verfaſſung 
gekommen ſei. „Zweitens kann Ich, einverſtanden mit Ihren eigenen 
Mir vielfältig vorgetragenen Anſichten, nicht geſtatten, daß dieſe mit 
großen Schwierigkeiten verknüpfte Sache darum, weil ſie verzögert zu 
ſein ſcheint, jetzt beeiligt werde, und es iſt daher die Frage, ob ſie 
binnen Jahresfriſt ſonderlich vorgerückt ſein wird, wenn man erwägt, 
daß Sie ſelbſt und die mit dieſer Angelegenheit beauftragten Staats⸗ 
beamten, von ſo vielen andern fortlaufenden Geſchäften gedrängt, dieſem 
wichtigen Geſchäft nur die wenige übrig bleibende Muße widmen 
können; dann aber entſteht nach Jahresfriſt die Verlegenheit, eine der 
Würde des Staats unangemeſſene, entſchuldigende Erklärung, daß nur 
ſo viel als geſchehen iſt habe geſchehen können, abzugeben, und die 
Meinung der Übelgeſinnten, als ob mit Abſicht gezögert werde, ge— 
winnt immer mehr Eingang. Was verſprochen iſt, wird in Erfüllung 
gehen; der Zeitpunkt muß aber abgewartet werden. Wer zudringlich 
nachfrägt, will die Regierung drängen, die allein nur urteilen kann, 
ob der Moment zur Einführung einer weſentlichen Abänderung in der 
bisherigen Verfaſſung des Staats erſchienen ſei, und er muß daher in 
ſeine Schranken zurückgewieſen werden. Eine Erklärung des Staats, 
die dem nicht entſpricht, vielmehr nach einer beſtimmten Friſt die 
Nachfrage anregt, kann daher Meinen Beifall nicht erhalten, vielmehr 
wünſche Ich aus angeführten Gründen, daß eine nachträgliche 
Erklärung in Abſicht der feſtgeſetzten Jahresfriſt, die mir auf allen 
Fall zu kurz zu ſein ſcheint, abgegeben werden möge. Ich theile Ihnen 
dies vertraulich mit und erneuere meine Order vom 12. April 1817, 
nach welcher Ich von jedem Schritt, der in der landſtändiſchen An⸗ 
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gelegenheit geſchehen ſoll, zuvor unterrichtet ſein will.“ Hardenberg 
wurde durch dieſen Beweis Allerhöchſten Mißfallens ſehr niedergedrückt; 
erſt am 10. März fand er die geeignete Form für ſeine Rechtfertigung: 
er erklärte, daß ihm nichts heiliger ſei und mehr am Herzen liege, als 
nach den Befehlen ſeines Herrn zu handeln, daß er gegen die ihm 
vorgeſchriebenen Grundſätze nicht habe verſtoßen wollen, daß er geglaubt 
habe, S. M. wegen ſolcher Schritte, die gar nichts Entſcheidendes be⸗ 
träfen, mit Anfragen zu behelligen. Preußen habe ſich nicht verpflichtet, 
die wichtige Sache binnen Jahresfriſt wirklich zuſtande zu bringen, 
ſondern nur verſprochen, der Bundes verſammlung hiſtoriſch anzuzeigen, 
was dann geſchehen ſein werde. „Die Sache mit Stillſchweigen zu 
übergehen war unmöglich; weniger zu ſagen als geſagt worden iſt, 
im entgegengeſetzten Sinn zu ſprechen, würde einen böſen Eindruck in 
E. K. M. Staaten und in ganz Deutſchland gemacht haben und ſehr 
mislich geweſen ſeyn.“ „Der Andrang nach repräſentativen Verfaſſungen 
iſt allgemein, es iſt das immer lauter werdende Verlangen der gegen⸗ 
wärtigen Epoche; es wird faſt allgemein nicht bloß in Deutſchland, 
ſondern in Europa durch die Landesherrn ſelbſt theils aufgeregt theils 
genährt. E. K. M. dürfen nicht dem Anſchein Platz geben als ob 
Höchſtdieſelben zurückblieben; alles kommt darauf an, den Geſichtspunkt 
feſtzuhalten und von den Unterthanen nicht verlaſſen zu ſehen, daß 
E. K. M. als freyes Geſchenk bewilligen, was Sie bewilligen, alles 
kommt darauf an, Höchſt Ihre Regierung, Ihre Gerechtigkeit, Ihre 
landes väterliche Fürſtenſorge immer mehr anerkannt zu ſehen, Ihnen 
die Liebe und das Zutrauen Ihrer Unterthanen immer mehr zu er⸗ 
werben, ohne Ihrer Autorität etwas zu vergeben.“ „Ich hege die 
Überzeugung, daß wir alles anſtrengen müſſen, die einzelnen Provinzial⸗ 
verfaſſungen herzuſtellen, welches in vielem Betracht nützlich ſeyn wird. 
Ich glaube, daß dieſes nach und nach geſchehen könne, ſo wie wir mit 
einer Provinz nach der andern fertig werden, weil es nicht möglich iſt, 
bei ihren großen Verſchiedenheiten, bei ihren zum Theil ſehr ge⸗ 
gründeten Anſprüchen alle nach einerley Form einzurichten; daraus 
wird ſich endlich die allgemeine Landtagsverfaſſung bilden“ — das 
Wort „müſſen“ hat Hardenberg in ſeinem eigenhändigen Konzept ſelbſt 
geſtrichen — „welche das Edict von 1815 zuſagt. Iſt dieſes nach 
Jahresfriſt nicht vollendet, ſo ſehe ich gar keine Verlegenheit, dem 
Bundestage eine der Würde des Staats völlig angemeſſene ander⸗ 
weitige Darſtellung der Sache zu machen, und getraue mir ſolche ſo 
einzurichten, daß der Staat dadurch auf keine Weiſe compromittirt 
werde“; letzteres würde dagegen gewiß der Fall ſein, wenn man jetzt 
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eine nachträgliche Erklärung abgäbe; zu ihr wiſſe er, Hardenberg, 
wirklich keine ſchickliche Wendung. Der König verzichtete dann auch 
am 21. März auf dieſe und gab ſich mit der Abſtimmung am Bundes⸗ 
tage und der Rechtfertigung ſeines Kanzlers zufrieden; der Befehl, 
jeden Schritt, der in der landſtändiſchen Angelegenheit geſchehen ſolle, 
zu melden, blieb aber beſtehen. 

Nicht ſo leicht wurden ſich Hardenberg und der König über die 
Koblenzer Adreſſe und Profeſſor Görres einig, der am 12. Januar 
dem Staatskanzler die vorſichtige Mahnung an das Verſprechen vom 
22. Mai 1815 überreichte und ein paar Tage ſpäter eine Broſchüre 
herausbrachte, worin er dem Bericht über die der Deputation gewährte 
Audienz einige in recht ſcharfem und ſelbſtbewußtem Tone gehaltene 
Betrachtungen über die innere Lage hinzufügte; er ſprach da von der 
vor 2 Jahren erſonnenen Lüge einer geheimen Geſellſchaft, die den 
Staat bedrohe, von verrückten Köpfen, die ihr Leben damit zubringen, 
Phantasmen zu bebrüten und großzuziehen, und die ſich auch dieſes 
Geſpenſtes annahmen, von kniffigen und zettelnden Schalksknechten, 
die es ihrem Vorteile angemeſſen fanden, die neuen Schrecken umzutragen, 
von der preußiſchen Regierung, deren helle, klare Anſicht gleichfalls be⸗ 
fangen und betrübt zu ſein ſchien und die der freien Rede unwürdige 
Feſſeln anlegte; er ſpottete über die, die nicht ahnen, daß ſie ſelbſt es 
ſind, die durch ihre unbehutſame Oppoſition, die nichts geſtatten will, 
indem ſie den Brand der Geiſter noch mit dem Zornesfeuer der 
moraliſchen Entrüſtung verſtärken, es am Ende dazu bringen, daß alles 
geſtattet werden muß: „Dieſes Feuer, hat es einmal im geiſtigen Reich 
gezündet, es pflanzt ſich von Haupt zu Haupt fort; jeder zündet ſein 
Licht beim andern an, und die Flamme nimmt ſtetig zu in wachſender 
geometriſcher Progreſſion; die löſchen ſollen, werden am Ende ſelbſt 
mit angeſteckt, und es ergeht zuletzt doch was Rechtens iſt, und was 
die Entwicklung der Geſchichte gebietet.“ Hardenberg glaubte zwar 
Görres wegen ſeiner unſchicklichen Sprache öffentlich zurechtweiſen zu 
müſſen, erklärte aber ſein Benehmen in einem Briefe an den König 
ſonſt für einwandsfrei und die Koblenzer Adreſſe wegen ihres Tones 
nicht für tadelnswert !); nur weil die Einſammlung fo vieler Unters 
ſchriften den Anſchein eines Mißtrauens in die königlichen Zuſagen 
erwecke, dürfe ſie nicht ungerügt bleiben; er legte daher den Entwurf 


1) Hardenberg an Friedrich Wilhelm III., Engers 19. Februar 1818 
(B. St. A. R. 92, Hardenbergs Nachlaß H Lin Acta betr. die Koblenzer 
Adreſſe 1817718. 
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einer dementſprechenden Antwort des Monarchen bei, worin Friedrich 
Wilhelm III. dem Wunſche Ausdruck geben ſollte, daß die Rheinländer 
ſeiner unabläſſig auf ihr Wohl gerichteten landesväterlichen Geſinnungen 
eingedenk bleiben und die Entwicklung der von ihm getroffenen Maß⸗ 
regeln ruhig erwarten würden. Der König dagegen, durch Wittgenſtein, 
der ihm im Februar auch zwei Alarm⸗Depeſchen Metternichs vorleate !), 
in jenen Tagen gegen die vermeintlichen Revolutionäre in Preußen 
wieder beſonders ſcharf gemacht, wollte die Sünder nicht ſo billig 
davon kommen laſſen; Görres' Broſchüre, ſchrieb er am 23. Februar 
an Hardenberg, ſei ein abermaliger Beweis von den höchſt verderblichen 
Umtrieben in den Rheinprovinzen, von der Regierung zu erzwingen, 
was etwa nicht gewährt werden könnte; verdiene ſchon das Sammeln 
der Unterſchriften für die Petition und die gleichgültige Haltung des 
Oberpräſidiums und der Regierung die ernſthafteſte Rüge, ſo erſt recht 
die Herausgabe der Schrift, die den über die Verfaſſung und die 
Staatseinrichtungen im Weſten ſchon oft ſehr ungebührlich aus- 
geſprochenen Tadel allgemein verbreite und Unzufriedenheit in den 
Gemütern wecken und unterhalten müſſe. „Wer auf dieſe Weiſe das 
Volk von der Regierung abwendig macht und die Regierung dem 
Volke preisgiebt, kann da nicht weiter geduldet werden;“ Görres ſei 
daher vom Rhein anderswohin zu verſetzen und der Name des Cenſors 
zu melden, der den Druck ſeiner Broſchüre geſtattete; ihn zu beſtrafen 


1) Am 5. und 19. Januar ſchrieb Metternich an Wittgenſtein und ſchickte 
ihm Auszüge aus einem Bericht Zichys: il existe chez vous méme un foyer 
tout monté, tout conséquent dans sa marche, tout révolutionnaire dans 
ses vues, qu'il faut extirper sans grace ni rémission... il faut sévir 
partout, mais avant tout à Berlin möme... il faut les poursuivre, 
et le résultat de cette marche ne peut &tre que celui de les placer extra 
statum nocendi ou de les compromettre vis-a-vis de leur parti par le fait 
même qu'ils reculeront le même jour où ils se verront attaqués. Wittgen- 
Hein dankte dafür am 6. Februar 1818 und erwiderte: „Da der Inhalt Ihrer 
beiden Depeſchen und die Auszüge Ihrer vertrauten Briefe an den Fürſten 
Hardenberg vorzüglich zu meinem Wirkungskreis gehören, ſo habe ich geglaubt, 
es wagen zu dürfen, ſie Sr. Maj. vorzulegen, und ich halte mich verpflichtet, zu 
bemerken, daß der Inhalt dieſer piecen Allerhöchſtdenenſelben ſehr intereſſant 
geweſen iſt und daß des Königs Maj. die Geſinnungen und Anſichten Sr. Kaiſerl. 
Maj. auf das Innigſte theilen. Die bei uns ſtattgefundene Begünſtigung ge⸗ 
wiſſer exaltirter Ideen und Anſichten iſt dem Charakter Sr. Maj. des Königs 
im Höchſten zuwider, und wenn hier und da in einzelnen Fällen denen Anträgen 
des Fürſten Hardenberg nachgegeben worden iſt, ſo hat dieſes allein aus perſön⸗ 
lichen Riidfidten gegen dieſen ſonſt fo verdienten Staatsmann ſtattgefunden“ 
(Ch. H. A., Briefe Metternichs an Wittgenſtein, Vol. I). 
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und dem Oberpräſidenten und der Koblenzer Regierung feine gerechte 
Unzufriedenheit mit ihrer Läſſigkeit zu erkennen zu geben, den Landrat 
dagegen, der die ordnungswidrige Aufforderung der Gemeinden in 
ſeinem Kreiſe nicht geſtatten wollte, und die Gemeinde an der Moſel, 
welche ſich mit ihrer Lage zufrieden erklärte, zu belobigen, behielt ſich 
der König noch vor. Hardenberg erwiderte am 10. März, er halte es 
für gut, daß der Zugang zum Throne jedem offen ſtehe; die Annahme 
aller Petitionen gebe den unſchätzbaren Vorteil, die Wahrheit zu er⸗ 
fahren und jeden in Furcht und im Zaume zu halten, der ihrer bedürfe; 
Ingersleben und die Koblenzer Regierung hätten alſo ſeines Erachtens 
nicht unrecht gehandelt. Görres' Druckſchrift dagegen ſei tadelnswert; 
er, Hardenberg, beabſichtige, die Adreſſe, die darauf zu erteilende Ant⸗ 
wort des Königs!) und ein Schreiben von ihm ſelbſt, dem Staats⸗ 
kanzler, an Görres drucken und im Publikum verbreiten zu laſſen; 
Entwürfe des letzteren und der Kabinettsorder lege er bei. Görres 
empfehle er nach Berlin zu berufen, um ihn im Kultusminiſterium 
wegen des rheiniſchen Univerſitäts- und Schulweſens zu hören; da⸗ 
durch würde er wenigſtens für den Augenblick aus dem Weſten ent⸗ 
fernt, lerne preußiſches Weſen und die Welt näher kennen und werde 
ſeine Anſichten berichtigen. Friedrich Wilhelm III. gab dem von 
Hardenberg eingeſchickten Entwurf einer Kabinettsorder ſein Placet nicht, 
weil, wie er am 21. März antwortete, er es für ſeine Pflicht halte, der⸗ 
gleichen veranſtaltete Erinnerungen an die Erfüllung einer landesherr⸗ 
lichen Zuſage für frevelhafte Ungebühr zu erklären und die Bittſteller 
nachdrücklich in ihre Schranken zurückzuweiſen; das tat er dann auch 
deutlich genug; ſein Beſcheid auf die Koblenzer Adreſſe lautete: „Ich 
werde beſtimmen, wann die Zuſage einer landſtändiſchen Verfaſſung in 
Erfüllung gehen ſoll, und Mich durch unzeitige Vorſtellungen im 
ruhigen Fortſchreiten zu dieſem Ziele, worüber ohnlängſt noch eine 
Erklärung bei dem Bundesverein abgegeben iſt und dem gemäß weitere 
Vorbereitung erfolgen wird, nicht wendig machen laſſen. Der Unter⸗ 
thanen Pflicht iſt es, im Vertrauen auf Meine freie Entſchließung, die 
jene Zuſicherung gab und den betr. Artikel der Bundes-Acte ver⸗ 
anlaßte, den Zeitpunkt zu erwarten, den Ich, von der Überſicht des 
Ganzen geleitet, zu ihrer Erfüllung geeignet finden werde.“ ?) Die 


1) Der Kabinettsrat Albrecht überſandte dem Staatskanzler am 28. Februar 
„zwey nach Sr. Maj. höchſteigenem und alleinigem Befehl aufgeſetzte Cabinets- 
ordres“; er habe fie, fügte Albrecht hinzu, ſelbſt geſchrieben, „damit nichts davon 
ohne Hardenbergs Willen transpiriren könne“ (B. St. A. R. 92, H 15½). 

2) B. St. A. R. 89 E XVI 2 Sekieta aus den Jahren 1816—1821, Vol. I, 
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von Hardenberg geplante Publikation billigte der König und wollte 
auch die Rüge der Görresſchen Druckſchrift dem Ermeſſen des Staats⸗ 
kanzlers überlaſſen; an dem ihm vorgelegten Entwurfe hatte er aber 
auszuſetzen, daß die Petition der Koblenzer „an ſich tadellos“ genannt 
wurde, und außerdem erſchien ihm Hardenbergs Stellung als oberſter 
Staatsbeamter einen andern Ton zu erfordern als den der bloßen Be- 
lehrung und Berichtigung einem Manne gegenüber, „der nach ſeinem 
vor Augen liegenden Plan durch angemaßte Volksvertretung imponiren 
will und alles, was von der höchſten Staatsgewalt in den Rhein- 
provinzen angeordnet iſt, ſeiner öffentlich ausgeſprochenen Kritik unter⸗ 
wirft, alſo nur im Ton der entſchiedenſten Mißbilligung ſeines Be⸗ 
nehmens in ſeine Schranken gewieſen werden kann.“ Als Hardenberg 
den Empfang dieſer Order mit den Worten beſtätigte, er werde in den 
erſten Tagen des April die Rückreiſe antreten, Seiner Majeſtät per⸗ 
ſönlich Vortrag halten und dann bitten, mit vollſtändiger Sachkenntnis 
zu entſcheiden, antwortete der König am 3. April: „Wenn wider Er⸗ 
warten meine Befehle nicht abgegangen ſein ſollten, ſo muß ſolches 
ſofort geſchehen. Ich ehre, wie Ihnen aus vieljähriger Erfahrung be- 
kannt iſt, Ihre ſtets aus der reinſten Geſinnung entſpringende, auf 
Grund Ihrer umfaſſenden Anſicht gegründete Meinung über jede 
Staatsangelegenheit. Die vorliegende gewährt aber durchaus kein 
anderes Reſultat als welches in Meinen Verfügungen vom 21. März 
enthalten iſt.“ Schon in Leipzig angelangt, mahnte Hardenberg am 
14. April noch einmal ſchriftlich zur Sanftmut: es komme alles darauf 
an, die Maßregeln ſo zu wählen, daß ſie auf der einen Seite der 
Würde und Autorität des Monarchen entſprächen, auf der andern 
aber die Anhänglichkeit und das Vertrauen nicht kompromittierten, die 
ſich am Rhein immer mehr der preußiſchen Regierung zuwendeten und 
die zu befeſtigen ſein ganzes Beſtreben geweſen ſei; ein einziger 
falſcher Schritt könne alles vereiteln. Am 20. traf er wieder in 
Glienicke ein, am 23. in Berlin; am folgenden Tage hielt er dem 
Könige Vortrag. Seine Bemühungen hatten nur geringen Erfolg: 
Landrat Moritz erhielt ſtatt des von Friedrich Wilhelm in Ausſicht 
genommenen roten Adlerordens bloß ein Belobungsdekret, und in der 
an Ingersleben abgehenden Note genehmigte der König die Ande⸗ 
rungen, die der Kanzler vorſchlug; die Order an die Koblenzer Re- 
gierung, deren Schluß Hardenberg mildern wollte, blieb unverändert, 


Konzepte zu Kabinettsordren, welche zu beſonderer Geheimhaltung beſtimmt und 
vom Geh. Kabinettsrat Albrecht eigenhändig mundiert zu ſein ſcheinen. 
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und der Beſcheid an die Unterzeichner der Petition gleichfalls; die Ge: 
meinde Hatzenport, die, wie der Kanzler behauptete, nur deshalb nicht 
unterſchrieben hatte, weil ſie fürchtete, die Zehnten möchten dann wieder 
eingeführt werden, wurde durch ein Schreiben, welches ihr die Aller⸗ 
höchſte Zufriedenheit kundtat, ausgezeichnet. 

Was den König zu dem allen bewog, hat wohl am beſten ſein 
Geheimer Kabinettsrat Albrecht in einem eigenhändigen Briefe an 
Hardenberg am 22. März ausgeſprochen ): „Herr Görres will aus 
guter oder ſchlimmer Abſicht eine Reichsconſtitution ſobald als möglich 
herbeiführen; er ließ eine Schrift drucken, aus welcher die beweglichen 
Rheinländer entnehmen müſſen, daß Preußen, von inneren Parteien 
zerriſſen, eine ſchwache, wetterwendiſche Regierung an der Spitze, eine 
ſehr precaire Exiſtenz habe, die nur durch eine kräftige Reichsconſtitution 
zu erhalten ſey. Allem Anſchein nach iſt der Anhang die Schrift und 
die Schrift der Anhang. Aus dieſer Demarche entnimmt der König, 
daß die Rheinländer augenſcheinlich bearbeitet werden, um eine Reids- 
conſtitution zu bitten, vorerſt blos erinnernd an das Verſprechen 
“einer landſtändiſchen Verfaſſung, fie zu fordern, wenn ſie nicht bald 
gewährt wird, und Zeitumſtände, die man für die Zukunft im Auge 
hat, zu benutzen, und ſie mit oder ohne die jetzige Regierung, wie ſich 
das im Laufe der Begebenheiten ſtellen wird, zu erobern. Dergleichen 
Bittſchriften ſind nach S. M. Meinung der Vorläufer zu weiteren 
Schritten; die große Zahl der Bittenden ſoll imponieren; einige von 
ihnen kommen ins Zimmer, bringen ihr Geſuch ſehr milde an und 
zeigen auf die Tauſende, die auf der Straße ſtehen, das nehmliche 
Geſuch zu thun. — Dieſer Geſichtspunkt, der ſich dem König aus 
dem ganzen Hergang der Sache aufgedrungen hat, hat Ihn zu den 
beifolgenden Verfügungen (am 21. März) bewogen; das Unrecht würde 
aber auf die Seite der Regierung übergehen, die ſo zu ihren Unter⸗ 
thanen ſpricht, wenn ſie nicht, ſobald als es ſein kann, Schritte zu 
dem verheißenen Ziele thäte, aus welchen erſichtlich wird, daß ſie es 
ernſtlich meine und nicht durch eine Hinterthür entſchlüpfen wolle. 
Deshalb ſind die Beſchiedenen ausdrücklich auf die vom H. Grafen 
v. d. Goltz in Frankfurt abgegebene Abſtimmung und was der⸗ 
ſelben gemäß verfügt werden ſolle verwieſen und E. Durchl. von 
S. M. aufgefordert, nach Hochdero Rückkunft weitere Schritte zu 
machen. Wenn aus der Zeiten Hintergrunde nicht neue große Ereigniſſe 
vortreten, die das Geſchäft unterbrechen, ehe es ganz vollendet iſt, ſo 


1) B. St. A. R. 92, Hardenbergs Nachlaß H Lux ` 
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würde es meines unterthänigſten Ermeſſens eine Furchtſamkeit auf 
Seiten der Regierung verraten, wenn ſie nicht feſten Schrittes dem 
von ihr ſelbſt aufgeſteckten Ziele entgegen gehen wollte. Wolken am 
Horizont dürfen ſie nicht erſchrecken; bricht ein Ungewitter los, ſo muß 
das erſt vorübergehen; nur bei ſturmloſer Zeit kann ein neu gepflanzter 
Baum gedeihen.“ 

Noch waren die linden Lüfte nicht erwacht, die an höchſter Stelle 
zu gärtneriſchen Experimenten ermutigten; wenigſtens für Reichsſtände 
ihien dem König die Zeit noch lange nicht gekommen!). In Harden- 
bergs Tagebuch leſen wir zum 26. April 1818 folgende Notiz: 
„Je nécrirai plus à Goerres comme je me l’&tois proposé.“ 2). 
Der Staatskanzler wußte jetzt, daß die Wünſche der Rheinländer 
ſich ſobald nicht würden erfüllen laſſen, daß Ancillon, Wittgenſtein 
und ihre Freunde das Tempo der Verfaſſungsarbeiten auch weiterhin 
beſtimmten. 


1) Der Eingang des königlichen Beſcheides auf die Koblenzer Adreſſe vom 
21. März 1818 lautete: „Weder in dem Edikt vom 22. May 1815, noch in dem 
13. Artikel der Bundes⸗Akte ift eine Zeit beſtimmt, wann die landſtändiſche Ber- 
faſſung eintreten ſoll. Nicht jede Zeit iſt die rechte, eine Veränderung in der 
Verfaſſung des Staats einzuführen.“ Dieſes Urteil bezog ſich in erſter Linie 
auf die Gegenwart. 

2) B. St. A. R. 92, Hardenbergs Nachlaß L 41 XXI. Teil. 
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Die Erwerbung der Marl Brandenburg 
durch das Haus Hohenzollern 


Von 
J. v. Pflugk⸗Harttung 


1 
Huldigung und Ereigniſſe 1415 


Die Hergänge, welche zur Erlangung der brandenburgiſchen Mark. 
grafen⸗ und Kurwürde führten, ſind nur ungenügend bekannt. 

An urſprünglicher und gleichzeitiger Überlieferung beſitzen wir 
außer Urkunden rechtlichen Inhalts nur auf die Huldigung bezügliche 
Angaben des Lehnskopiariums Friedrichs I. Sie beſagen: im Jahre 
1415 am 22. Oktober hätten die Bewohner Berlins gehuldigt, „das 
auch die anderen Städte thun werden und ſollen, in der Form, die 
hiernach geſchrieben ift“. Es folgt nun der bekannte Eid: „Wir 
huldigen und ſchwören Herrn Friedrich und ſeinen Erben, Markgrafen 
zu Brandenburg, eine rechte Erbhuldigung, als unſerm rechten Erb- 
herrn, nach Ausweis ſeiner Briefe, getreu, gewärtig und gehorſam zu 
ſein, ſeinem Frommen zu werben und Schaden zu wenden ohne Ge⸗ 
fährde, als uns Gott helfe und die Heiligen“ 2). 

Hieran reiht ſich die Angabe: daß Mittenwalde am 26. Oktober 
und Frankfurt a. O. am 29. Oktober gehuldigt haben. Dies alles iſt 
mit gleicher Tinte und Hand geſchrieben. Nun kommt ein freier Raum 
und dann von anderer Hand: „Die von der Brieſe haben gehuldigt am 
28. Mai 1416“. Nach dem Außeren und der Sachlage darf angenommen 


1) Geh. Staatsarchiv zu Berlin Rep. 78, 2 (Lehns kopiarien), C. M. 10, 
Friedrich I., 1411—1424 Bl. 19. 
24 * 
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werden, daß noch mehr Städte huldigten, deren Eintragung aber ver- 
geſſen oder ſonſtwie unterlaſſen wurde. Bei der Statthalterhuldigung 
1412 (ebenda Bl. 17) finden ſich außer Berlin und Kölln 28 Städte 
genannt, von denen zwei nachgetragen ſind. Beſonders bezeichnend 
dürften die Angaben über die Huldigung der Markgräfin Barbara ſein, 
der Gemahlin von Friedrichs Sohn Johann. Ihr verſchrieb König 
Sigismund am 25. Auguſt 1411 ſieben Städte als Leibgeding !). 
Dieſe Schenkung beſtätigte Markgraf Friedrich am 26. Mai 1416?) 
in vollem Umfange. Schon am nächſten Tage erfolgte die Eides- 
leiſtung?), aber nach dem Lehnsbuche nicht von ſieben, ſondern nur 
von fünf Städten, ſo daß ihrer zwei fehlen. Unter den obwaltenden 
Umſtänden läßt ſich annehmen, daß ihre Huldigung ſpäter als der Ein⸗ 
trag ſtattfand, oder daß ſie vergeſſen wurden, mithin ein Fall wie 
bei der Niederſchrift von 1415 vorliegt. 

Daß wir mit der Vermutung, es hätten 1415 noch weitere Städte 
gehuldigt, recht haben, beweiſt ein Abdruck Raumers in ſeinem 
Codex Dipl. Brandenb. Cont. I, S. 76. Danach huldigten vom 
22. Oktober 1415 bis zum 28. Februar 1416 eine ganze Reihe Städte, 
als erſte Berlin, als zweite Mittenwalde, als letzte Potsdam. Leider 
ſagt Raumer nicht, woher er die Angaben hat. Es iſt ſogar nicht 
einmal ſicher, ob er ſie einer einzelnen Vorlage entnahm, oder ob er 
ſie ſeinerſeits zuſammenſtellte. Letzteres ſcheint das wahrſcheinlichere zu 
ſein, weil ſchon der Hinweis auf Beſtätigungen dahin deutet. Im 
übrigen hat der Herausgeber augenſcheinlich unſere Stelle des Lehns⸗ 
kopiariums gekannt und ihre Angaben verkürzt wiedergegeben, freilich 
nicht ohne kleine Veränderungen“). So ijt beim Berliner Cide und 
bei dem der Herren v. d. Briefe der Text des Eides in die Huldigungs— 
angabe verarbeitet. | 

Die Mitteilung des Lehnskopiars, daß außer Berlin auch die 
anderen Städte den Eid leiſten werden und ſollen, deutet auf Verhand⸗ 
lungen, in denen die Eidesformel feſtgeſtellt wurde. Nach der Berliner 
Huldigung begab ſich der Kurfürſt auf die Reiſe und nahm an Ort 
und Stelle den Schwur der einzelnen Städte entgegen. 


= mon = 


1) Mon. Zoll. VII, 15. 

2) Riedel, Cod. A. IX, 401; Mon. Zoll. VII, 393. 

3) So Riedel, Zehn Jahre, S. 277. Geh. Staatsarchiv Rep. 78, 2 
(Friedrich J.) Bl. 12a. Im Kodex findet ſich freilich kein Datum. 

4) Auch die Huldigungsliſte hat Raumer (Cod. Cont. I, 66) dem Lehns⸗ 
kopiar entnommen und ſie dann aus anderen Quellen am mr weitere 
geführt. , 
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»Von einer Ständeverſammlung und einem Eide der Stände in 
Berlin iſt im Lehnskopiar nichts geſagt, im Gegenteil, die Ausdrucks⸗ 
weiſe ſchließt letzteren aus, denn es hätte dann heißen müſſen: hohe 
Geiſtlichkeit, Adel und Städte hätten geſchworen, nicht bloß Berlin. 
Nach der Vorlage können wir nur annehmen, in Berlin fanden ſich 
geladene Vertreter der märkiſchen Städte zuſammen, in deren Gegen— 
wart nach erfolgter Feſtſtellung Bürgermeiſter und Rat von Berlin 
den Eid leiſteten. 

Daß auch Edelleute in der Hauptſtadt weilten, wie die drei 
Herren von Werle, Balthaſar, Wilhelm und Chriſtof, und zwar am 
21. Oktober, beweiſt eine Urkunde von dieſem Tage ). 


Ein in mancher Hinſicht anderes Bild als das Lehnskopiar ergibt 
die Schilderung der Märkiſchen Chronik des Brandenburger Stadt⸗ 
ſchreibers Engelbert Wuſterwitz, welche freilich nicht im Original, ſondern 
nur in der Bearbeitung des Hafftiz vom Ende des 16. Jahrhunderts 
erhalten blieb. Stark benutzt wurde der ältere Chroniſt dann von 
Andreas Angelus in ſeinem Breviarium und den Annalen, ebenfalls am 
Ende des 16. Jahrhunderts. Die Texte der Annalen und des Hafftiz 
find von Heidemann nebeneinander abgedrudt?). Neuerdings lieferte 
Tſchirch eine gute Textausgabe von Wuſterwitz⸗Hafftiz “). Wir folgen 
dieſer mit Nachvergleichung der verſchiedenen Handſchriften, namentlich 
des Spandauer Kodex, der ſich im Geh. Staatsarchive zu Berlin be— 
findet“). Beſſer erhalten blieb das Stück der Magdeburger Schöppen⸗ 
chronik, das von 1411 bis 1420 ziemlich ſicher ebenfalls von Wuſter⸗ 
witz herrührt 5), der eine Zeitlang Magdeburger Syndikus war. 

Bevor wir auf die Darſtellungen von Wuſterwitz eingehen, ſei 
noch kurz bemerkt, daß er als Zeitgenoſſe in beſtimmten Amtsſtellungen 
wirkte, und deshalb nicht unparteiiſch ſchrieb. Er ſteht auf Seiten 
der Städte und der Hohenzollern, die Geiſtlichkeit tritt ſtark zurück, 
außer Probſt Waldow, der Biſchof von Brandenburg wurde, hingegen 
erweiſt er ſich dem Adel großenteils, den Quitzows geradezu feindlich“). 

Dadurch drängt ſich unſeres Erachtens das Ungünſtige über den 
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1) Riedel, C. D. B. III, S. 239. 

2) J. Heidemann, Engelbert Wuſterwitz Märkiſche Chronik. Berlin 1878. 

8) O. Tſchirch, 43. und 44. Jahresbericht des Hiſtoriſchen Vereins zu 
Brandenburg a. d. Havel. Brandenburg 1912, S. 17—59. 

4) Geh. St. A. Prov. Brandb. 16, 1c, B. Nr. 40 (41, 42 wiel 

5) Tſchirch S. 6 ff.; Text S. 60—68. . 

6) Bal. auch Sello in Zeitſchr. für preuß. Geſch. und Landeskunde 
XVII, 296. 
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Adel oft mehr hervor, als nach der Geſamtſachlage angebracht fein 
dürfte. Eine genaue kritiſche Unterſuchung über Stellung und Glaub- 
würdigkeit Wuſterwitzens wird notwendig ſein. e 

Nun erzählt Wuſterwitz in der Bearbeitung von Hafftiz: Am 
18. Oktober 1415 ſei Burggraf Friedrich vom Koſtnitzer Konzil nach 
Berlin gekommen, wohin er den ganzen Adel und die Städte ver⸗ 
ſammelte und ihnen vorlegte des Kaiſers Sigismund und ſeines Bruders 
offene Briefe !), in denen diefe alle Einwohner der Mark, wes Standes 
und Würden ſie wären, von Eid und Huldigung entbanden und ihnen 
den genannten Friedrich zum Herrn gaben. Nachdem die Schriftſtücke 
öffentlich verleſen waren, haben alle dort verſammelten Herren und 
Stadtvornehme „durch ſtimme und erzehlung“ des Berliner Propſtes 
Waldow dem Herrn Friedrich laut ſeiner Briefe gehuldigt und Pflicht 
geleiſtet. 

Die Städte widerſetzten ſich etwas, weil ſie meinten, der König 
von Ungarn, dem fie als Erbherrn gehuldigt hätten, müffe fie perſönlich 
von ihrer Verpflichtung löſen. Aber ſie ſind doch durch die Räte zur 
Huldigung bewogen und überredet. Dann iſt Friedrich in der ganzen 
Mark herumgezogen, um in Städten und Flecken die Huldigung ent⸗ 
gegenzunehmen. So hat er die Mark mit allen Gerechtſamen und kur⸗ 
fürſtlicher Ehre erlangt. 

Nach dieſer Darſtellung ſind Adel und Städte zu Berlin ver— 
ſammelt. Ihnen werden die in Betracht kommenden Briefe Sigis⸗ 
munds und Wenzels im Originale zur Einſichtnahme vorgelegt, dann 
laut und öffentlich vorgeleſen, worauf der Propſt Waldow für Adel 
und Stadtvornehme dem Hohenzoller huldigt. Anders iſt die Stelle 
doch kaum zu verſtehen. Beide Teile huldigten nicht ſelber, ſondern 
taten es durch eine vom Propſte geſprochene Eidesformel. Möglich 
wäre: die einzelnen Adligen einigten ſich auf keine gemeinſame Formel, 
und vor allem der Einſpruch der Städte übte eine Nachwirkung. Die 
Huldigung durch den Propſt könnte ſomit einen Ausgleich bedeuten, die 
Überbrückung von Wiederſtand. Durch das Eintreten des Geiſtlichen 
erhielt ſie eine feierliche Form. Schließlich ließe ſich auch annehmen, 
daß ein Wort wie „bewogen“ oder „vorgeſprochen“ ausgefallen iſt !), 
ſo daß auch der Propſt die Parteien veranlaßte zu huldigen, wie es 
die Räte geſondert bei den Städten machten. 


1) Tſchirch S. 54. Vgl. die bei Riedel B. III, S. 231 ff., Mon. Zoll. 
VII, S. 307 abgedruckten Benachrichtigungen, ſowie den Lehnsbrief vom 
30. Apr. 1415. : 

2) So bei Angelus. Bal. weiter hinten. 
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Bemerkenswert iſt die handelnde Perſönlichkeit des Propſtes Waldow. 
Bei den Verhandlungen über die Huldigung König Sigismunds in 
Berlin 1411 war er Bevollmächtigter des Luxemburgers geweſen ). 
Jetzt trat er ein für den von dieſem ae Mann, und fpäter 
wurde er Biſchof von Brandenburg. 

Von dem Verhalten des anweſenden Adels unterſcheidet Wuſter⸗ 
witz das der Städte. Er ſagt, ſie widerſprachen anfangs zum Teil, 
weil ſie die bloß briefliche Entbindung vom Eide nicht als genügend 
erachteten, ſondern dieſelbe „mit hände und munde” vorgenommen 
wünſchten. Dieſe Anſicht lag um ſo näher, als die Huldigung Sigis⸗ 
munds von den ausdrücklich dafür nach Ungarn geſandten Bevollmäch⸗ 
tigten perſönlich geleiſtet war. Nun aber legten ſich die Räte, in erſter 
Linie doch gewiß diejenigen Friedrichs, ins Mittel. Sie werden dar⸗ 
getan haben, daß Sigismund ſich nie ſelber um die Mark kümmerte, 
eine ſolche Entbindung alſo ſachlich bereits beſtehe, und die formale 
Angelegenheit doch durch die ausdrücklichen Briefe des Königs er⸗ 
dedigt fet, um fo mehr, als nicht die geringſte Ausſicht obwalte, daß 
der König nach der Mark zur Eidesentbindung kommen könne, weil er 
mit Reichsgeſchäften in entfernten Landen viel zu viel zu tun habe. 
Wie wir noch ſehen werden, entſprach dies dem Wortlaut der könig⸗ 
lichen Urkunde. Nach Erkenntnis der Richtigkeit dieſer Tatſachen ließen 
ſich die Städte überreden, ihre Bedenken fallen und huldigten in obiger 
Weiſe. Dann machte Friedrich eine Rundreiſe durch die Mark und 
ließ ſich auch von den Städten einzeln perſönlich den Eid ablegen. 

Das ergäbe: Anerkennung durch den Adel, Widerſpruch und Ein⸗ 
lenkung der Städte, und ſchließlich Eid durch den Propſt, oder, wenn 
ein Wort ausgefallen: gemeinſame Huldigung durch Adel einer- und 
Städte anderſeits. Abweichend das Lehnskopiar, wonach auf der Berliner 
Tagung, am 22. Oktober, Berlin geſondert ſchwur, am 26. Oktober 
Mittenwalde uſw. Hier findet ſich alſo der Sondereid einer einzelnen 
Stadt, mithin eine dritte Handlung, an die ſich die auch von Wuſterwitz 
erwähnte Rundreiſe durch die Mark ſchloß. Wir hätten damit zwei oder 
drei Stufen der Huldigung, erſt die des Adels, dann die der Städte, beide 
wohl auf dem Marktplatze, und ſchließlich die Berlins, gewiß im Rathauſe. 

Ob alle Städte auf der Berliner Tagfahrt vertreten geweſen, 
wiſſen wir nicht; jedenfalls waren ſie wohl eingeladen und beſaßen das 
Recht der Anweſenheit, welches ſie im weſentlichen benutzt haben werden. 


, 1) Tſchirch S. 60 „von des koninges wegen“. Vgl. aud Riedel, Zehn 
Jahre, S. 27. 
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Anderſeits hatte ſich aber nur ein Teil des Adels eingeſunden, wie 
aus der Wendung hervorgeht, „ſo weit ſie verſammelt (da verſamlet) 
waren“. Von der Geiſtlichkeit ſchweigen die Berichte, obwohl ſie ſich 
in ihren Hauptgliedern ſicher beteiligte. Das gleiche gilt auch von den 
Freibauern und freien Nichtſtadtbürgern. 

Das Huldigungsweſen war zu einer Zeit, wo Privat- und Staats- 
recht ſtark ineinander übergingen, ſehr ausgedehnt. So wurde z. B. 
auch, wie ſchon erwähnt, der noch jugendlichen Barbara, der Gemahlin 
Johanns, des Sohnes Friedrichs, gehuldigt. Die Sache lag dabei 
folgendermaßen: Ihr wurden vom Könige Sigismund ſieben märkiſche 
Städte als Leibgeding für Lebenszeit zu voller Verfügung überwieſen. 
Aber ſie ſollten für Markgraf Friedrich und ſeine Erben allezeit offen 
ſein zu allen Kriegen und Geſchäften. Es handelte ſich alſo nur um 
eine Privatſchenkung auf Lebenszeit, die der Markgraf dann auch ſpäter 
als Landesfürſt beſtätigte. Weder hier noch dort iſt von Huldigung 
der Städte die Rede, und dennoch wurde ſie 1416 der Frau Barbara, 
Markgräfin zu Brandenburg, geleiſtet in der Form, daß die Städte 
ihr „ihr lebtag untertänig, gewertig und gehorſam ſein wollen“, nach 
Ausweis der Briefe Sigismunds und Friedrichs !). 

Wie ſehr man derartige Huldigungen als eine perſönliche Leiſtung 
anſah, zeigt die Verhandlung 1411 für König Sigismund, über die 
Wuſterwitz berichtet, daß ſämtliche Anweſenden einzeln befragt wurden, 
ob ſie Sigismund anerkennen wollten, was alle bejahten. Ahnlich ſo 
wird die Sache auch jetzt gehandhabt ſein. 

Der betreffende Hergang böte dann etwa folgendes Bild: Friedrich 
lädt die Märker ein, zur Huldigung nach Berlin zu kommen, dabei 
überſendet er Abſchriſten der Briefe, worin König Sigismund (und 
König Wenzel) ſie der ihm geleiſteten Verpflichtung entläßt ?). Auf 
dem Berliner Tage werden dieſe Briefe dann im Original vorgelegt. 
In einigen derſelben iſt ausdrücklich auf die königlichen Majeſtätsbriefe 
verwieſen, welche Sigismund wegen der Übertragung der Kur und des 
Erzkämmeramtes für den Zollern ausgeſtellt hat. Das bezieht ſich auf 
die Urkunde vom 15. April, welche ebenfalls damit abſchließt, daß die 
Märker dem Zollern huldigen ſollen und er, der König, ſie zu dieſem 
Zwecke, von ihm früher als Erbherrn getaner Huldigung und Gelübde 
losſage. Natürlich wurde auch dieſes wichtige Schriftſtück den Ver⸗ 
ſammelten unterbreitet. 


— — — — 


1) Lehnskopiar Geh. Siaatéarchib 78. 2 (Friedrich I.) Bl. 12 a. Bgl. vorn. 
2) Riedel B III, S. 231. 
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Die Schöppenchronik berichtet: „Am 18. Oktober kam Markgraf 
Friedrich nach Berlin und legte (brachte) König Sigismunds und 
Wenzels Briefe den Herren, Mannen und Städten der Mark vor. Auf 
Grund dieſer Schriftſtücke wurde dem Burggrafen Friedrich eine Huldi- 
gung geleiſtet von Herren, Mannen und Städten“. Wie man ſieht, 
entſpricht dieſe kürzere Darſtellung der eingehenderen. 

Einige Abweichungen hat dagegen Angelus !): „Am 18. Oktober 
kam Markgraf Friedrich von Konſtanz nach Berlin, wo er allen Adel 
und die von den Städten verſammelte, denen er die Briefe vorlegte, 
daß er zum Markgrafen gemacht ſei. Nachdem ſie öffentlich verleſen, 
haben alle Einwohner hohen und niederen Standes, welche beiſammen 
waren, dem Markgrafen laut feiner mitgebrachten Schriftſtücke gebulbigt 
wie nachfolgt und ihnen der Berliner Propſt Waldow vorgeſprochen 
hat.“ Der nun verzeichnete Eid iſt jener des Lehnskopiars, doch mit 
Weglaſſung von zwei Stellen: von „nach Ußwiſung Irr brieve“ und 
„Ihrem fromen zu werben und ſchaden zu wenden ongeverde“. Es 
folgt dann der Abſchnitt, daß ſich die Städte „anfänglich ein wenig 
geweigert“ hätten, und ſchließlich die Mitteilung über die Rundreiſe, 
mit dem Zuſatze, daß die Städte und Flecken „in vorgeſetzter form“ 
die Huldigung leiſteten. 

Leicht erkennt man die weitgehende Abhängigkeit von Wuſterwitz, 
doch nur um ſo bemerkenswerter erſcheinen die Anderungen. Zunächſt 
gibt Angelus nicht den genaueren Inhalt der vorgelegten Briefe, wie 
der Stadtſchreiber, namentlich nicht, daß die Märker dadurch ihres 
älteren Eides entbunden ſeien ?), dafür teilt er den Wortlaut des 
Eides mit, und vor allem, er trennt nicht das Verhalten des 
Adels und der Städte, ſondern faßt den ganzen Huldigungsakt in 
ſeinen verſchiedenen Außerungen dahin zuſammen, daß alle Einwohner, 
hohen und niederen Standes, die dort verſammelt waren, den Mark⸗ 
grafen anerkannten. Danach haben alſo nicht bloß Adel und Städte 
„gehuldigt und geſchworen“, ſondern überhaupt alle Brandenburger. 
Es wird hier unterſchieden zwiſchen Adel und Städten, die gerufen 
find und denen die Rechtstitel vorgelegt wurden einer- und dem branden⸗ 
burgiſchen Geſamtvolke hohen und niedrigen Standes anderſeits ?), dem 
man die Briefe nur öffentlich verlas. Aus dieſer Sonderung läßt ſich 
ſchließen, daß Adel und Städte die Befugnis beſaßen, beim Vorlegen 


1) J. Heidemann, Engelbert Wuſterwitz S. 102. 

2) Im Abſatze vorher geben beide den Inhalt der Verleihungsurkunde. 

3) Die Stelle iſt nicht unbedingt klar. Sie beſagt: und ihnen die brieffe 
vorgeleget ... Nachdem nu ſolche brieffe öffentlich abgeleſen.“ 
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der Urkunden fie auch prüfen zu dürfen; denn welchen Sinn folte 
ſonſt das anfängliche Vorlegen im Gegenſatz zum ſpäteren öffentlichen 
Verleſen haben. Sie durften alſo die Schriftſtücke auf Inhalt, Echtheit 
und Unechtheit einſehen, was in weiterer Linie das Recht des Ein⸗ 
ſpruchs bedeuten würde, falls ſie oder einzelne unter ihnen alles oder 
Teile für zweiſelhaft oder gar für unecht hielten. Wohl bei dieſer 
Gelegenheit erhoben die Städte ihre Einwendung, welche die Räte be⸗ 
ſeitigten. Dieſer Einſpruch kann tatſächlich kaum anders als bei der 
Prüfung ſtattgefunden haben. Wenn er in dem Engelſchen Texte räumlich 
davon getrennt ſteht und ans Ende als ein beſonderer Hergang gerückt 
wurde, ſo beruht das auf der Erzählungsfolge des Wuſterwitz, die wir 
ſchon bei Hafftiz kennen lernten. Von dem niederen Volke iſt nichts 
geſagt. Es kann dies darauf beruhen, daß ihm keine Befugniſſe zu⸗ 
ſtanden, kann aber ebenſogut mit der Kürze der nicht immer klaren 
Darſtellung zuſammenhängen. Nun kommt das öffentliche Verleſen vor 
der Geſamtheit hohen und niederen Standes, die dann huldigt. Ob 
aus dieſer Geſamtheit heraus noch Einſpruch erhoben werden durfte, 
oder ob nur eine formale Mitteilung zu bloßer Kenntnisnahme in Be⸗ 
tracht kommt, bleibt ungewiß. Da es fic) um keine gewöhnliche Huldi⸗ 
gung eines Fürſten, ſondern um die Anerkennung eines neuen Herrſcher⸗ 
hauſes handelte, ift ein letztes Einſpruchsrecht nicht ganz ausgeſchloſſen. 
Immerhin genügt die Annahme der bloßen Zuhörerbefugnis. 

Nach dem älteren Spandauer Text des Wuſterwitz !) huldigten „alle 
herren und erbaren“, alſo der Adel und die vornehmen Stadtbürger, der 
Heidemannſche drückt es aus (S. 102): „alle ſtädte und die von adel“, 
während Angelus hat „alle einwohner“. Man könnte demnach an⸗ 
nehmen, daß nach jedesmaligem Vorſprechen des Berliner Probſtes 
erſt der Adel, dann die Städte und ſchließlich „alle einwohner nidriges 
ſtandes“ geſchworen haben, worauf die Einzelhuldigungen der Städte, 
zunächſt Berlins, für ſich erfolgten. Daß auch die unteren Volks⸗ 
ſchichten in Betracht kamen, ergibt ſich aus den königlichen Briefen, 
welche ausdrücklich die geſamte Bevölkerung der Mark nennen. So 
heißt es in der Urkunde, durch die Sigismund dem Zollern die Mark 
als Kurfürſtentum überwies (Mon. Zoll. VII. S. 302): „Und wir 


1) So die Handſchriſten im Geh. Staatsarchide zu Berlin, Prov. Brandenb. 
Rep. 16 1. C, Nr. 40, fol. 133; Nr. 41, fol. 113; Nr. 42, fol. 73. „Erbar“ 
wird ziemlich ausſchließlich nur von beſſeren Stadtbürgern gebraucht, ſpäter hat 
man die Stadträte gern damit tituliert. Bal. auch Schiller und Lübben, 
Mittelhochd. Wörterbuch I, S. 712; SES in Chroniken d. deutſch. 
Städte VII, S. 245, 257. 
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ſagen ouch doruff alle und iglich vorgenannte furſten und preleten, 
geiſtliche und werntliche, Graven, herren, Rittere, knechte, Manne, 
burggraven, vogte, Amptleute, Landrichtere, Richtere, Burgermeiſtere, 
Schepphene, Ratlude, Burgere und Innewonere aller und 
iglicher Stete und Dorffere, und alle andere zu der vor- 
genannten marke gehorende und Dorynne wonende, aller 
und iglicher yr huldung, glubde und eyde, uns, als yrem 
rechten erbherren getan, ledig und loes mit diſem brif.“ Sämtlich 
ſollen ſie ſich „an die vorgenannten fridrich und ſeyn Erben, als an 
rechte und ware Marggraven ze brandenburg und yre rechte erbherren, 
Ffurbaszwere Halden und In alfo gewonlide glubde und huldung tun.“ 
Hier iſt auf das Beſtimmteſte die Geſamtheit der Markbewohner ihres 
früheren Eides entbunden, um dem Zollern als Nachfolger des bis— 
herigen Markgrafen zu huldigen. Es handelt ſich alſo nicht um die 
Stände, ſondern um weit mehr: um das brandenburgiſche Volk. 

Nach alledem muß zweifelhaft erſcheinen, ob man die Tagung in 
Berlin als Ständeverſammlung bezeichnen darf. Von der Geiſtlichkeit, 
namentlich den Stiftern, wiſſen wir nichts, aber davon abgeſehen, 
fehlte ein Teil des Adels, voran die Quitzows, mit denen erſt ſpäter 
ein Abkommen erfolgte, dahingegen waren anweſend die mecklenburgiſchen 
Herren von Werle und das niedere Volk. Demnach dürfte eine Ber- 
ſammlung der Bewohner von ganz Brandenburg ſtattgefunden haben ), 
ſoweit ſie kommen wollten, mit Hinzutritt von auswärtigen Edlen und 
Großen. Das iſt viel mehr als eine bloße Ständeverſammlung, ohne 
ſie auszuſchließen und in der Prüfung der Urkunden tätig zu ſehen. 

Die Hauptſtütze des neuen Kurfürſten bildeten die Städte. Sie 
galt es, möglichſt ſicher in der Hand zu haben. Das geſchah durch 
einen Geſamteid nur ungenügend, weil ſie nicht oder nur teilweis 
vertreten ſein konnten. Deshalb hatte jede von ihnen einzeln der 
Perſon des Herrſchers den Eid abzulegen, zuerſt Berlin, der Hauptort 
der Kurmark, dann Frankfurt, derjenige der Neumark, wobei unterwegs 
Mittenwalde berührt wurde uſw. Dieſe Perſonalhuldigungen, welche 
den Fürſten zu einer Rundreiſe nötigten, bargen aber ſicher nicht allein 
eine Pflicht, ſondern auch ein Recht der Städte. Es handelte ſich 
um Leiſtung und Gegenleiſtung. Der Fürſt ſtellte ſich der Gemeinde 
vor, wofür dieſe ihn in ſeiner Würde anerkannte. Der ganze Her⸗ 
gang beruht augenſcheinlich auf der allmählich erlangten Macht und 

1) Vgl. auch Hintze, Die Hohenzollern, S. 69, über die noch nicht ers 
folgte Durdbilbung der Stände und der „gemeinen Landſchaft“ als deren Ber- 
tretung. | 
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Selbſtän digkeit des in den Geſchlechtern und Zünften dargeſtellten 
Bürgertums !). Bei ihrem Fortbeſtande unter Friedrich I. hat auch 
ſein Nachfolger noch die Rundreiſe gemacht?). Doch gerade dieſer, 
Friedrich II., verſtand mit feſter Fauſt die fürſtliche Hoheit zu Naren, 
und fo kam der Brauch in Abnahme *). 

Bereits vorn verwieſen wir darauf, daß die Eides formel für 
Friedrich I. bei Angelus kürzer iſt, als die des Lehnskopiars. Es kann 
darauf beruhen, daß dieſer etwas wegließ, wofür ſich geltend machen 
läßt, daß ſich die Worte „nach Ußwiſung Irr brieve“ des Ropiar- 
ſchwurs ungefähr im erzählenden Texte des Angelus als „laut ſeiner 
mitgebrachten brieffen“ wiederfinden. Ebenſo möglich iſt aber auch, 
daß der Maſſeneid, den Probſt Johann von Waldow vorſprach, kürzer 
geweſen iſt, als der einzelſtädtiſche, der das Eintreten für das Wohl— 
ergehen des Markgrafen beſonders betont. Vielleicht wollte ein Teil 
des Adels noch nicht ſo weit gehen, während die unteren Volksſchichten 
dafür überhaupt nicht oder doch nur nebenſächlich in Betracht kamen. 

Nicht ohne Schwierigkeiten erweiſt ſich auch die Feſtſtellung des 
Datums der Huldigung, obwohl man durchweg ohne Anſtoß den 
21. Oktober dafür nennt, gewiß weſentlich fußend auf Riedel, Zehn 
Jahre aus der Geſchichte der Ahnherrn des preußiſchen Königshauſes, 
S. 260. Anders freilich u. a. Goldſchmidt, Berlin in Geſchichte 
und Gegenwart, S. 20, wonach die geſamten Städte der Mark au 
den 22. Oktober zur Huldigung beſchieden find. 

Als Datum beſitzen wir den Ankunftstag bei Wuſterwitz und 
Angelus, den 18. Oktober. Am 21. iſt die Urkunde der Herren von 
Werle zu Berlin ausgeſtellt, welche Friedrich bereits als Markgrafen 
bezeichnet und ihn als ſolchen vorausſetzt. Dort heißt es, entſprechend 
der ſtädtiſchen Erbhuldigung: „fromen czu werben, ſchaden czu wenden“, 
ferner daß die drei Urkunder die Lande und Leute der Mark ſchützen 
wollen. Der Sondereid Berlins erfolgte am 22. Oktober. Demnach 
läßt ſich kein beſtimmter Tag für die Erbhuldigung angeben, ſondern 
nur ſagen, daß ſie zwiſchen dem 18. und 21. geſchah, wahrſcheinlich 
am 20. Oktober. 

Hier ſcheint ſich nun bei Wuſterwitz ein Fehler zu finden. Angelus 
läßt Balthaſar von Werle erſt am Tage Severi, am 22. Oktober, 


1) Hintze, Die Hohenzollern, S. 62 ff. 

2) Wadzeck und Wippel, Geſchichte der Erbhuldigungen, S. 38. 

3) Ebendort S. 43, 51, 57, 63. Joachim I. hat noch in Frankfurt die 
Huldigung entgegengenommen. Über die Huldigung von Hans S. 63. Die An⸗ 
gelegenheit dedarf noch näherer Prüfung. 
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huldigen, was bei Hafftiz zu Severini, aljo zum 23. Oktober wird !). 
Demgegenüber liegt, wie wir eben ſahen, bereits unter dem 21. Oktober 
eine Urkunde von Balthaſar, Wilhelm und Chriſtof von Werle vor, 
worin ſie ihre Beſitzungen vom Markgrafen zu Lehn nehmen und dabei 
ſagen, daß ſie ihm „rechte erbhuldung getan“. Uberdies treten drei 
Beteiligte auf, bei Wuſterwitz nur Balthaſar. 

Es dürfte ſich hier um eine ſelbſtändige, wohl ſpätere Eintragung 
von Wuſterwitz handeln, welche eng mit den Quitzowwirren in Ju- 
ſammenhang ſteht. Ohne Verbindung mit der geſchilderten Huldigung 
beginnt er einen neuen Abſchnitt in rein chronikaliſcher Form als etwas 
ganz Neues: „Im ſelbigen jahre am tage Severi hat herr Balthafar.... 
fH gegeben unter den genannten herrn Friederich .... hat ihm in 
Berlin in Gegenwart vieler herren adels und ſtädte geſchworen und 
gehuldet.“ Wuſterwitz nennt auch die Gründe für das Verhalten des 
Herrn von Werle, die aber bereits als unwahrſcheinlich angezweifelt 
wurden ). Ebenfalls darin müſſen wir der Urkunde folgen, daß nicht 
bloß Balthaſar, ſondern außer ihm noch Wilhelm und Chriſtof von 
Werle in Berlin weilten und huldigten. Die Urkunde äußert ſich zu 
beſtimmt ſelbſt bei der Siegelung, als daß man Vertretung von 
Wilhelm und Chriſtof durch Balthaſar annehmen könnte. Sachlich 
wird er wohl in den Vordergrund getreten ſein. — So begegnen wir in 
dieſem Abſchnitte zwei, wahrſcheinlich drei Fehlern. Für den abſeits 
ſtehenden Bericht über die Erbhuldigung durch die Märker beſagt er nichts. 

Bemerkt mag noch werden, daß Wuſterwitzens Erzählung augen⸗ 
ſcheinlich nur einen Teil der Huldigung enthält, und zwar den wichtigſten, 
den rechtsverbindlichen. Außerdem ſind ſicher noch kirchliche Feiern und 
weltliche Feſtlichkeiten veranſtaltet worden. Dieſe Dinge galten als Zu⸗ 
behör bei ſolchen Anläſſen. In Berlin fanden ſich die Vorbedingungen 
dafür gegeben. Eine bedeutende Zahl von angeſehenen und maßgebenden 
Perſönlichkeiten war verſammelt, und Friedrich weilte dort offenbar 
7 Tage lang, vom 18. bis zum 25. Oktober, denn erſt am 26. nahm 
er in dem nahen Mittenwalde die Huldigung entgegen. 


Fragen wir nun, was denn eigentlich dem Hohenzollern verbrieft 
war, woraufhin die Märker ihm huldigten. Wir beſitzen dafür zwei 
Quellengruppen: 1) die Urkunden und 2) die Angaben bei Wuſterwitz. 

Betrachten wir jene zunächſt. Am 30. April 1415 verbriefte König 


— + + 


1) Tſchirch S. 55, Anm. 1; Heidemann ©. 103. 
2) Riedel, Zehn Jahre, S. 261, 387. Bal. Heidemann, EES 
Wuſterwitz, S. 103, Bun 2. 
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Sigismund dem Burggrafen Friedrich den Beſitz der Mark mit Zu⸗ 
behör !). Dieſer Erlaß bildet ein Schulbeiſpiel für die damaligen 
Anſchauungen, in denen Staats-, Lehna- und Privatrecht zuſammen⸗ 
floſſen und deshalb der Ausbildung von Landeshoheit und Hausmacht 
jo günſtig waren. Die erſte Hälfte des Schriftftüdes iſt durchaus 
ſtaatsrechtlicher Art. Demnach verleiht Sigismund ſelbſtändig dem 
Hohenzollern die Mark kraft römiſch königlicher und erblicher Macht, 
die er an derſelben gehabt hat, alfo als Reichs- und Landesoberhaupt. 
Es geſchieht amtlich unter Beirat der meiſten Kurfürſten, anderer 
Fürſten und Getreuen. Die Gründe der Verleihung werden einzeln 
aufgeführt. Sie haben als ſtaatliche zu gelten, außer etwa, daß der 
König dem bisherigen Landesverweſer die gehabten Unkoſten durch 
ſeine Maßnahme zurückerſtatten will. Der Schluß kennzeichnet ſich 
als Gemiſch von Staats- und Lehnsauffaſſung einer: und Privat- 
recht andrerſeits, mit Überwiegen des erſteren. Stirbt Friedrich ohne 
Erben, ſo ſoll die Mark an Sigismund und ſeine Erben, bei deren 
Mangel an ſeinen Bruder Wenzel und deſſen Erben heimfallen. 
Friedrich muß Sigismund, Wenzel und der Krone Böhmens ſtets 
hilfsbereit ſein wider Jedermann. Dasſelbe gilt für die Erben. Die 
Bewohner der Mark haben ſich an Friedrich und ſeine Erben zu halten 
und die übliche Huldigung zu leiſten, freilich mit Berückſichtigung des 
Wiederkaufrechts. Dieſer privatrechtliche Wiederkauf umfaßt nun das 
Mittelſtück der Urkunde. Er lautet dahin, daß Sigismund und ſeine 
männlichen Erben oder, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, fein Bruder 
Wenzel und deſſen Mannesnachkommen die Mark um 400 000 Gulden 
zu jeder Zeit wieder erſtehen können. 

Am 3. Mai?) erließ nun Friedrich eine Gegenertlärung , eine 
Anerkennung der an ihn geſtellten Forderungen, freilich nicht als Mart- 
graf von Brandenburg, ſondern noch als Burggraf von Nürnberg. 
wie er bé auch fonft bis zur Huldigung in Berlin nennt 2). In 
gleicher Weiſe hielten es auch Sigismund“) und die Reichsfürſten 5). 
Erſt nach der Huldigung, am 21. Oktober, bezeichneten die Herren 
von Werle den Markgrafen als Erzkämmerer, eine Titulatur, die nun 
auch Friedrich verwendet. 


1) Riedel, Cod. Dipl. Brandenb., Bd. III, S. 226—229; Mon. Zoll. 
VII, 299—302. 
2) Riedel, B. III, S. 229; Mon. Zoll. VII, 304. 
3) Riedel, C. I, 81. 
4) Riedel IV, 91; IX, 96; XX, 2543 B. III, 232, 233, = 237; c- 
III, 40. 
5) Riedel, B. III, 235, 236, 237; C. I, 76, 77. 
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An jenem 3. Mai beurkundete der Hohenzoller !), daß der römiſche 
König Sigismund ihm die Mark famt Kur⸗, Erzkanzleramt und 
anderem Zubehör gegeben und ihn zum Markgrafen der Mark gemacht 
habe. Er gelobe für ſich und ſeine Erben, dem Könige und ſeinen ehelichen 
männlichen Erben die Mark für 400 000 Gulden zum ſofortigen und 
ſteten Rückkaufe zur Verfügung zu halten. Sterbe er und ſeine Erben 
ohne Nachkommen, ſo falle die Mark koſtenfrei an den König und 
ſeine Erben heim. Er verpflichte ſich, nichts gegen den König und 
ſeine Erben zu unternehmen. Bis hierhin entſpricht der Revers den 
Beſtimmungen der königlichen Urkunde. Nun kommt etwas Neues: 
Werde Friedrich mit Willen Sigismunds römiſcher König, ſo ſolle die 
Mark ebenfalls an Sigismund und ſeine Erben frei zurückfallen. Gemeint 
iſt jedenfalls, daß Sigismund Kaiſer und Friedrich römiſcher König 
und ſein Nachfolger wird. Für die Mark bedeutet dies dann Heimfall 
an das Luxemburgiſche Haus. Das erſcheint hart für Land und Fürſt, 
für letzteren, weil er nunmehr als römiſcher König außer der Burg- 
grafſchaft Nürnberg keine Territorialmacht beſitzt. Näher hätte gelegen, 
daß Friedrich bei den neuen Anforderungen gerade die Mark behielte. 
Die Tatſache wird darauf zurückgehen, daß Sigismund den Zollern 
als römiſchen König nicht zu mächtig wiſſen und er den Luxemburgiſchen 
Hausbeſitz doch nur im äußerſten Falle geſchmälert ſehen wollte. Die 
Königswürde ließ Pé gleichſam als Entgelt für die Übertragung der 
Mark anſehen, womit dieſe wieder ihrem alten Beſitzer zuſtand. 

Friedrich gelobt nun, entſprechend der Vorurkunde, für ſich und 
ſeine Erben ſamt der Mark ſich den Königen Sigismund, Wenzel und 
ihren Erben ſtets hilfsbereit und gewärtig zu erweiſen, jene ſollen nie 
wider dieſe ſein und auch die Krone zu Böhmen nicht wider ſie. 
Gleichfalls in allen Reichsſachen wird Friedrich immer zu Sigismund 
halten, er wird deſſen ehelichen Leibeserben das beſte raten und mit 
der Mark und ſeiner ganzen Macht ſeinem Herrn, dem Könige, ſo lange 
er lebt, treu bleiben. 

Wenn dieſe Beſtimmungen im weſentlichen auch der Vorurkunde 
entlehnt find, fo bieten fie doch als Hintergrund: Sigismund erhält bas 
ganze Schwergewicht der Mark für ſich und ſeine Zwecke zur Verfügung, 
ſelbſt noch möglichſt für feine Erben 2). Bei der Kur jedes römiſchen 


1) Vgl. auch Riedel, Zehn Jahre, S. 226. 

2) Riedel, Zehn Jahre, S. 227, nimmt an, die Urkunde ſei ſo gehalten, 
um die Zuſtimmung König Wenzels zu ermöglichen. Tiefe Abſicht können wir 
sticht darin finden, ohne damit fagen zu wollen, daß ſie ſie ausſchlöſſe. Von 
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Königs will der Zoller ſtets mit König Sipismunds und König 
Wenzels Erben einhellig ſtimmen 1). Dies birgt eine ungemein drückende 
und weitreichende Verpflichtung, denn ſie bedeutet nicht nur, dauernd 
ein Mitglied des Hauſes Luxemburg zu wählen, ſondern ſich auch deſſen 
etwaigen Schwankungen in der Wahlpolitik anzuſchließen, ſelbſt wenn 
ſie dem Intereſſe des Markgrafen widerſprechen ſollten. Dabei iſt nicht 
von männlichen Erben, ſondern von ehelichen Etben geſprochen, ſo daß 
ſich der Zoller auch nach der weiblichen Seite der Luxemburger, folglich 
dem Hauſe Oſterreich gegenüber band. 

Das Zugeſtändnis iſt gleichzeitig eine Erweiterung der Böen de 
Zum Schluſſe gelobt der Zoller noch, für alles, was in dieſem Brieſe 
von dem Könige Sigismund und ſeinen Erben geſchrieben ſtehe, bei 
deren Tod für ſich und ſeine Erben dem Könige Wenzel und ſeinen 
Erben verbunden zu ſein. 

Demnach bedeutet die Urkunde Friedrichs keineswegs eine bloße 
Beſtätigung derjenigen Sigismunds, ſondern ſie hält ſich ſelbſtändig 
in ſehr wichtigen Dingen. Sie überweiſt Sigismund mehr, als in der 
Vorurkunde der Fall war. Für die Königswahl werden die Luxem⸗ 
burgiſchen Erben deutlicher hervorgehoben, obwohl ſich die Stellung⸗ 
nahme Friedrichs ſchon aus den übrigen Beſtimmungen ergibt. Etwaigen 
Einſprüchen Wenzels gegenüber fanden ſich Friedrich ſowohl wie Sigis⸗ 
mund gedeckt, weil die Rechte des Böhmenkönigs in vollem Umfange 
gewahrt blieben, freilich ohne daß er ſeine Zuſtimmung gegeben hätte 
oder auch nur befragt worden wäre. 

Obwohl immer und immer wieder großes Gewicht auf die rechtliche 
Zuläſſigkeit des Rückkaufes gelegt wird, fo erſchien die tatſächliche Gefahr 
eines ſolchen doch gering, weil weder Sigismund noch Wenzel eheliche 
männliche Nachkommen beſaßen, die Summe ſehr hoch war und eine 
Wiedererwerbung den gealterten Luxemburgern Schwierigkeiten auf» 
bürdete, die fie eben los fein wollten). 


Gehen wir nun zu den erzählenden Darſtellungen über, zunächſt 
zur märkiſchen und zur Schöppenchronik. Obwohl beide von demſelben 
Verfaſſer cperrabren, lauten ihre Texte doch in manchen Beziehungen 
einem Schutz⸗ und Trutzbündniſſe mit Böhmen kann keine Rede ſein, da die Be⸗ 
ſtimmung nur aus der Vorurkunde entlehnt ift. 

1) „Das wir in der ture eines iglichen Romiſchen kunigs den vorgenannten 
unfer herren funig Sigmundes und funig Wentzlawes erben alcyeit nachfolgen, 
mit In einhelliglich ou kiſen.“ 

2) Näheres Riedel, Zehn Jahre, S. 229. 
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verſchieden, namentlich bietet der märkiſche eine eingehendere Schilderung 
der Ereigniſſe, welche in der Schöppenchronik auf die bloße Angabe der 
Erbhuldigung zuſammengeſchrumpft iſt. 

In der Schöppenchronik heißt es!), daß Friedrich in Berlin die 
Briefe Sigismunds und Wenzels vor die Herrn, Mannen und Städte 
der Mark gebracht habe. In dieſen Briefen ſtand geſchrieben, daß Sigis- 
mund „mit vulbord Wentzlaes“ die Mark und Kurwürde dem Hohen⸗ 
zollern wegen mancherlei Dienſte, die er ihm und den Seinen geleiſtet, 
überwieſen habe mit der Bedingung: wenn Sigismund oder Wenzel 
ohne männliche Erben ſtürben, ſo ſollte Friedrich mit ſeinen die 
Mark für immer beſitzen. Hätten jene aber Erben, welche das Land 
wieder zu haben wünſchten, ſo dürften ſie es von Friedrich oder deſſen 
Erben wieder für 400 000 ungariſche Gulden erwerben; aber Herren, 
Mannen und Städte ſollten nicht eher ihrer Huldigung entbunden ſein, 
bis der Zoller den letzten Gulden voll erhalten habe. 

In dieſem Stücke findet ſich eine Unſtimmigkeit. Erſt iſt von 
den Briefen Sigismunds und Wenzels die Rede; dann verlautet: in 
dieſen Briefen ſtand, daß Sigismund mit Zuſtimmung ſeines Bruder 
Wenzel dem Zollern die Kurmark gäbe. Erſteres deutet auf zwei 
ſelbſtändige Erlaſſe, letzteres paßte beſſer zu einer Urkunde, und zwar 
Sigismunds, in der die Genehmigung Wenzels zum Ausdruck ge— 
bracht war. 


Llaſſen wir nun dieſe Schwierigkeit zunächſt beiſeite, fo bleibt, daß 
König Sigismund und König Wenzel, oder er in Gemeinſchaft mit 
dieſem, die Mark an Friedrich überwieſen hat. Wenden wir uns jetzt 
der märkiſchen Chronik des Engelbert Wuſterwitz zu, die bekanntlich nicht 
im Originaltexte, ſondern nur in den Auszügen vorliegt, welche ihr 
Andreas Engel (Angelus) um 1592 für ſein Breviarium und dann 
um 1598 für feine Annales Marchiae Brand enburgicae und um 
1595 Peter Hafftiz für ſein Microchronologicon oder Michrochronicon 
entnahmen ?). Am nadften ſchloß Hafftiz Dé der Vorlage an. Der 
Vergleich beider Benutzer gibt den ungefähren Text von Wuſterwitz. 


1) Tſchirch im 43. und 44. Jahresbericht des Hift. Vereins zu Branden- 
burg a. H., S. 65. 

2) Vgl. J. Heidemann, Engelbert Wuſterwitz' Märkiſche Chronik, S. 1 
Di3 19; Derſelbe, Zur Kritik von Peter Hafftiz' Microchronologicon, in Forſch. 
zur deutſchen Geſchichte XVIII, 392-408; Sello, Die fog. Märk. Chronik des 
Engelbert Wuſterwitz uſw., in Zeitſchr. für preuß. Geſch. und Landeskunde XVII, 
280—316; Tſchirch, 43. und 44. Jahresbericht des Hift. Vereins zu Branden- 
burg a. H., 1912, S. 1—16. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 25 
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Die Darſtellungen zerfallen für unfere Hergänge in zwei Abſchnitte: einer 
verſetzt uns auf das Konzil von Konſtanz, wo Friedrich die Mark 
erhält, der andere berichtet die Vorgänge in Berlin. Für den zweiten 
Teil geben Engels Annalen den Wuſterwitz als Quelle an!), und dem- 
gemäß iſt es auch bei Hafftiz der Fall, für den erſten hingegen nennen 
jene Juſtus und Buchholcerus. Ziehen wir deren Texte heran. Da 
zeigt ſich, daß aus Buchholzer nur der Anfang entſtammen kann, 
die Nachricht von der Verbrennung des Johannes Huß auf dem Konzile 
zu Konſtanz, wobei freilich Buchholzer richtig den 6. Juli nennt, 
wogegen Engel den 5. Juli bietet?). 

In der Folge ſtellen wir nun die Texte von Engel und Jobſt 
(Juſtus) s) der leichteren Überſicht wegen zuſammen. 

Angelus: | Juſtus: 

(1415) „hat Kayſer Sigismundus: Sigismundus... hat... Fride- 
die Mard Brandenburg ſampt der ricum 4 Burggrafen zu Nürrenbergk 
Chur [für] 400 000 gülden erblich |... anno 1417 auff dem Concilio 
verliehen und zu ewigen zeiten zu zu Coſtnitz damit (Marck Branden⸗ 
beſitzen gegeben Herrn Fridertden burgk) belehnet, jedoch mit dem ge- 
diß Namens dem fünfften, Burg: dinge, wo Keyſer Sigmund unnd fein 
graffen zu Nürnberg, jedoch mit Bruder König Wentzel in Behmen 
dieſer angehengten condition, da menliche Erben verließen, die da 
ſich's möchte zutragen, daß der luſt zur Marck Brandenburgk hetten, 
Kayſer oder ſein bruder Wenceß⸗ ſollten ſie jm oder ſeinen erben 
laus einen Manserben zeugeten, ſo 100 000 (aliis 400 000) Ungeriſche 
folte gedachter Marggraff Friderich Gülden zuvoraus für fein intereſſe 
demſelben dieſe Landſchafft ſamt der geben, und wenn ſolch' Geld erleget 
Chur widerumb abtreten. Würde were, ſo ſolte er und ſeine Erben 
aber ſolches verbleiben, ſo ſolte er von der Marck abſtehen. Aber ſie 
beydes behalten.“ | haben keine menliche Erben gezeuget, 

derhalben die Mard Brandenburgk 
bey den Burggrafen zu Nürnbergk 
8 ‚blieben bis auff diefe zeit +). 
1) Annales Marchiae Brandenburgicae, das ift ordentliche verzeichnuß 
und beſchreibung ... durch M. Andream Angelum. 1598, Frankfurt a. O. Bl. 196; 
J Heidemann, Engelbert Wuſterwitz' Märkiſche Chronik, S. 101. 
2) Isagoge chronologica id est Opusculum ad annorum scriem... 
conscriptum ab Abrahamo Bucholcero. Gorlicii 1580. 
3) Genealogica oder Geburtlinien und Ankunfft des Löblihen Chur- und 
Fürſtlichen Haus zu Brandenburgk, durch Wolfgangum Jobſten 1562. 
4) Sello in Zeitſchr. XVII, S. 310 hat dieſe entſcheidende Stelle S. 85 
überfehen und kennt nur die verkürzte auf S. 87. 
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Ein Vergleich beider Stellen lehrt, daß Engel den Jobſt nicht 
einfach ausgeſchrieben haben kann. Jobſt nennt Friedrich den. A. 
Engel ihn den 5. Burggrafen, Jobſt hat als Jahreszahl 1417, 
Engel 1415, jener verlegt die Sache alfo auf die Belehnungs-, dieſer 
auf die Huldigungszeit, Jobſt iſt nicht ſicher, ob es ſich um 100 000 
oder 400 000 Gulden handelt, Engel bringt glatt 400000. Das 
Übrige könnte bei Engel mit ſehr freier Benutzung aus ſeiner Vorlage 
ſtammen. Letztere weiß klar und deutlich: die Belehnung erfolgt nur 
bedingt in der Weiſe, daß, wenn Sigismund oder Wenzel Mannserben 
hinterlaſſen, welche die Mark wieder haben wollen, ſie jenen oder 
dieſen nach Zahlung einer beſtimten Summe zurückzugeben iſt. Weit 
weniger deutlich tritt der Sachverhalt bei Engel zutage. Da verleiht 
Sigismund die Mark für 400 000 Gulden erblich, wenn aber er oder 
fein Bruder Wenzel einen Mannserben zeugen, ſo ſoll Friedrich dieſem 
die Mark wieder abtreten, bekommen ſie keinen, ſoll er ſie behalten. 
Von einer Rückzahlung und einer Rechtswahrung auch für Sigismund 
und Wenzel findet ſich nichts. Umgekehrt wird gerade die Gelbrüd- 
zahlung bei Jobſt betont: ſie muß im voraus und vollſtändig erlegt 
werden, erſt dann brauchen die Zollern von der Mark zurückzutreten. 
Jobſt bietet hier alſo den klareren Text. Schließlich enthält Engel 
noch gewiſſermaßen einen Satz mehr: wenn die Luxemburger kinderlos 
bleiben, ſo ſoll der Zoller die Mark behalten. Freilich läßt ſich dies 
aus Jobſtens letztem Satze folgern. 

Es handelt ſich bei Engel alſo im beiten Falle um eine freie, 
ungeſchickte Benutzung feiner Vorlage mit Herzuziehung anderer Nad- 
richten oder Eigenkenntniſſe. Sein Text iſt wertlos, dagegen könnte 
der des Jobſt von einigem Gewichte ſein, wenn er nicht weſentlich 
jünger wäre als die Ereigniſſe. Dieſer Umſtand macht es wahrſcheinlich, 
daß er ſeine Kenntniſſe irgendwo andersher entlehnte, und zwar hat 
er die Wuſterwitzſche Schöppenchronik oder einen ähnlichen SEH 
herangezogen, wie der Vergleich zeigt: | 


Schöppenchronik: Juſtus: 

„weret dat koning Segemund to] „wo Keyſer Sigmund unnd fein 
Ungeren und koning Wentzlawe van Bruder König Wentzel in Behmen 
Behmen ... erven [vorher „erven menlide Erben verließen, die da 
mansgeſchlechte“] gewunnen, de der | luft zur Mard Brandenburg hetten, 
vorgeſchrevener marke wedder to ſolten fie ihm oder feinen erben 
hebbende begereden, ſo ſcholden de 100 000 (aliis 400 000) Ungeriſche 
fe loſen van borchgreven Frederike Gilden zuvoraus für fein inter⸗ 

25 * 
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edder van ſinen erven vor 400,000 eſſe geben, und wenn ſolch Geld 
rober ungerſchen gulden ... ed erleget were, fo folte er und feine 
were denne dat bordgreven Frede- Erben von der Mard abſtehen.“ 
rike und ſinen erven de leſte pen⸗ 

ninge van den 400 000 gulden 

worde vol und betalt.“ | 


Hiermit kommt auch der Jobſtſche Bericht in Wegfall, und es 
bleibt nur der der Schöppenchronik. 

Nun gelangen wir zu der Hafftizſchen Darſtellung. Von ihr nahm 
Heidemann an, daß ſie wie die des Engel aus Buchholtzer und Jobſt 
entnommen fet, und zwar in noch mangelhafterer Weiſe !). Prüfen 
wir dies nach, fo muß zunächſt beachtet werden, daß der durch Heide- 
mann veröffentlichte Text ein überarbeiteter und ſchlechterer iſt als der, 
den Tſchirch?) mitteilte. Wir verweiſen deshalb auf Tſchirch: „dem 
genanten herrn Friederich burggrafen die Marke zu Branden⸗ 
burg gegeben mit ſolcher condition“; Heidemann: „hochgedachten 
herrn Friederichen burggraffen die Brandenburger Marde erb- 
lichen verkaufft und gegeben, zu ewigen Zeiten zu be- 
ſitzen mit folder condition“. Hier ijt klar, wie eine ſpätere Huf- 
faſſung auf den Wortlaut verändernd und zwar im böſen Sinne 
eingewirkt hat?). Demnach kommt der Heidemannſche Druck für uns 
in Wegfall, wir benutzen den von Tſchirch. | 

Vergleichen wir dieſen mit dem auch ſonſt von Hafftiz bisweilen 
verwendeten Breviarium Engels, ſo finden wir mit einigen ſtiliſtiſchen 
Anderungen genau denſelben Wortlaut“). Nur zwei wichtige Ab: 
weichungen liegen vor: 1. Engel bringt: „hat keyſer Sigismundus 
die Mark Brandenburg erblich verliehen“, wogegen Hafftiz angibt: 
„hat kaiſer Sigismundus und ſein bruder Wenceslaus König 
zu Behmen, dem genanten herrn Friederich burggrafen die Marke 
zu Brandenburg gegeben“, und 2. Engel nennt als Wiedererwerbs⸗ 
fumme 140 000 ungariſche Gulden, Hafftiz dagegen 104000. 

Dieſe beiden Eigenheiten erſcheinen als ſehr merkwürdig, da ſie 


1) Heidemann S. 101, Anm. 4. 

2) 43. und 44. Jahresbericht des Hiſtor. Vereins zu Brandenburg a. H. 
S. 54. 
3) Vgl. auch Tſchirch S. 5. 

4) Rerum Marchicarum Breviarium ete. durch M. Andream Engelium. 
Wittenberg 1593, S. S6. Heidemanns Angabe, Hafftiz habe hier aus Jobſt und 
Buchholzer entlehnt, iſt ganz unhaltbar, was ſachlich ſchon der Wortlaut beweiſt, 
dann auch die Tatſache, daß Hafftiz ſonſt dieſe beiden Darſteller nicht benutzt. 
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augenſcheinlich nicht zufällig ſind, ſondern auf Abſicht beruhen, wenigſtens 
erſtere. Verſuchen wir, ob ſich Gründe hierfür finden laſſen. Engel 
entlehnte den Text ſeines Breviariums zum größten Teile dem Wuſter⸗ 
witz, nennt daneben aber allerlei andere Quellen, z. B. beim vorausge⸗ 
gangenen Abſatze deren drei: Reineccius, Buchholcerus und Henninges. 
Für unſere Mitteilung fehlt ein Urſprungszeugnis, was zunächſt darauf 
deutet, ſie ſei aus Wuſterwitz genommen. Dann folgt die Angabe, Kaiſer 
Sigismund habe den Straußbergern befohlen, dem Burggrafen Friedrich 
als Kurfürſten zu huldigen. Sie lautet in Einzelheiten ſo genau, 
daß geſchloſſen werden darf, der Straußberger Bürger habe ſie dem 
Straußberger Archive entnommen. 

Stellen wir nun den Engelſchen Annalentext dem des Engelſchen 
Breviariums gegenüber, ſo finden wir, daß jener teilweis anders 
gefaßt und unklarer iſt, auch richtig 400 000 Gulden bringt, während 
das Breviarium 140 000 hat, aber dennoch zeigen ſich weitgehende 
wörtliche Übereinſtimmungen: 


Breviarium: | Annalen: 

Anno Chriſti 1415 (in welchem | Im 1415 jahr (in welchem 
Johannes Hug den 5. Julii, Frey: Johannes Huß den 5. Julii frey- 
tags nach St. Ulrich, zu Coſtnitz tags nach St. Ulrich zu Coſtnitz 
auffm Concilio iſt verbrandt worden) auffm Concilio iſt verbrand worden) 
hat Keyſer Sigismundus die Mark hat Kayſer Sigismundus die Mard 
Brandenburg erblich verliehen und Brandenburg ſampt der Chur 
zu ewigen zeiten zu beſitzen ge- für 400 000 gülden erblich ver- 
geben Burggraff Friederichen von liehen und zu ewigen zeiten zu be— 
Nürnberg, jedoch mit der Condition, figen gegeben herrn Friederichen 
wenn... dif namens dem fünfften, 

burgraffen zu Nürnberg, jebod mit 
dieſer angehengten condition, 
da... 


Hier ſtimmen die beiden Texte wörtlich überein, felbft in der falſchen 
Angabe des 5. Juli, die richtig auf den 6. Juli gelautet hätte, nur 
daß in den Annalen einige ergänzende Zuſätze gemacht wurden. Engel 
entnahm den Wortlaut alſo dem älteren Breviarium für die jüngeren 
Annalen. In der Folge geht die Darſtellung ziemlich auseinander, 
doch deuten Einzelheiten, z. B. das Wort „abtreten“, auch hier noch auf 
Zuſammenhang. Für dieſen Teil und die Zuſätze mag Jobſt heran⸗ 
gezogen ſein, worauf z. B. die Zählung des Burggrafen deuten könnte, 
obwohl Engel ſie als „fünfter“, Jobſt ſie als „vierter“ angibt. Statt 
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„abtreten“ bietet dieſer „abſtehen“. Daß auf Engels Verweiſe nicht 
allzuviel zu geben ift, hat bereits Selo erkannt!). 

Nach alledem bleibt wahrſcheinlich, daß wir im Engelſchen Brevi- 
arium den Text der Märkiſchen Annalen des Wuſterwitz beſitzen, viel⸗ 
leicht etwas verkürzt. Auffallend bliebe dann die falſche Guldenangabe, 
doch läßt ſich auch dafür eine Antwort finden. In der Originalurkunde 
Sigismunds ſteht nämlich: „vierstund hunderttauſend hungeriſche Gulden“. 
Dieſe Zahl dürfte Wuſterwitz gewiſſenhaft in der urſprünglichen Form 
übernommen haben, Jobſt verſtand ſie aber nicht und las 140 000, 
entſprechend Hafftiz der 104000 hat, wie wir noch ſehen werden. 
Gerade dieſer Fehler deutet ganz beſonders auf die Vorlage des Ori- 
ginals oder eines gewiſſenhaften Chroniſten. 

Wie ſteht es nun mit Hafftiz? Er fand in Engels Breviarium und 
Wuſterwitzens Annalen ziemlich denſelben Wortlaut, konnte alſo mühelos 
aus beiden ſchöpfen. Prüfen wir ſeine Arbeitsart, ſo findet ſich, daß 
er das Breviarium für dieſe und die ältere Zeit nur ſelten, z. B. 
1413?) benutzt hat, dann geſchah es häufiger, ſeit 1426 faſt aus- 
ſchließlich? ). Hiernach liegt die Annahme näher, daß er dort, wie 
überhaupt das meiſte ſonſt, unmittelbar aus Wuſterwitz ſchöpfte, um 
ſo mehr, als er in der Guldenzahl auf eine andere Vorlage als Engel 
zurückgehen muß. Dagegen könnte man auch auf Entlehnung aus dem 
Breviarium ſchließen, weil dieſem u. a. der vorhergehende Abſatz des 
Hafftiz entſtammt. Freilich hat er: „auf demſelben Concilio zu 
zu Coſtnitz“, womit er auf den dritten vorangehenden Abſatz verweiſt, 
während Engel die Jahreszahl 1415 bietet und das Konzil bloß daneben 
in einigen eingeklammerten Worten erwähnt. Viel anfangen läßt ſich 
damit nicht, um ſo weniger, als Hafftiz ſolche Zeitanknüpfungen liebt. 

So muß denn die Beantwortung der Frage, ob gemeinſame Quelle 
oder Benutzung des Engel, zunächſt unſicher bleiben, bis wir nachher 
darauf zurückkommen. An ſich erſcheint unwahrſcheinlich, daß Wuſterwitz 
nichts über die rechtliche Verleihung der Mark, d. h. über Sigismunds Ur⸗ 


1) Zeitſchr. XVII ſpricht von „eitel Spiegelfechterei“, wenn Engel fidh bee 
züglich ſeiner Darſtellung auf Jobſt beruft. — So verdienſtvoll die Gegenüber⸗ 
ſtellung der Engelſchen Annalen mit Hafftiy durch Heidemann in vielen Be 
ziehungen iſt, ſo fehlt ihr doch eine notwendige Vorarbeit, die Einzelauseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den Engelſchen Annalen und ſeinem Breviarium, da das 
Breviarium dem Wuſterwiß bisweilen näher ſteht als die Annalen. Forſch. 
XVIII, S. 407 urteilt Heidemann: Das Microchron. beſtehe im weſentlichen 
aus der Märkiſchen Chronik des Wuſterwitz und dem Breviarium des Angelus. 

2) Hafftiz S. 90; Engel, Breviarium, S. 84. 

3). Heinemann S. 9. 
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kunde gejagt haben ſollte, nun gar, als er für den Markgrafen ein- 
genommen war und ſonſt hervorhob, was ihm nützen konnte. Ganz 
beſonders auffallend aber mußte ein Schweigen in den Annalen 
daſtehen, da derſelbe Wuſterwitz in der Schöppenchronik den Inhalt 
der Urkunde verhältnismäßig ſehr ausführlich behandelt, obwohl ſie 
hierher weit weniger als dorthin gehört. 

Der Text des Hafftiz lautet: „Auf demſelbigen concilio zu 
Coſtnitz .. .. hat kaiſer Sigismundus und fein bruder Wenceslaus, 
könig zu Behmen, dem genanten herrn Friederich burggrafen die 
Marke zu Brandenburg gegeben mit ſolcher condition, ſo er und ſein 
bruder könig in Boehmen ohne erben männliches geſchlechts von dieſer 
welt abſcheiden würden, ſolte der genante herr Friederich die Marke 
(wie geſagt) beſitzen und behalten. Da ſie aber männliche erben ver— 
laſſen würden und ſie die Marke von herrn Friederich oder ſeinen 
erben wieder fordern würden, ſo ſolte herrn Friederichen oder ſeinen 
erben 104 000 ungeriſche gulden gegeben werden, und er folte ihnen 
hernach die Marke wieder abzutreten ſchuldig ſein“ !). 

Hiernach haben alſo beide Brüder, Sigismund und Wenzel, dem 
Zollern die Mark verliehen, wogegen Engel ſowohl im Breviarium 
als in den Annalen ausſchließlich Sigmund nennt. Es bleibt damit 
nur, daß die Vorlage bloß deſſen Namen enthielt?), und Hafftiz ihn 
zuſetzte, oder daß jene die beiden Fürſten brachte, und Engel die Angabe 
Wenzels wegließ, fei es, daß er die Urkunde Sigmunds abſchriftlich 
kannte, ſei es aus anderen Gründen. Da wir ſchon vorher andeuteten, 
daß Engel das Straußberger Stadtarchiv verwertet hat, wäre eine un- 
mittelbare Entlehnung nicht ausgeſchloſſen. Hiemit bleibt dann, daß 
Hafftiz aus Wuſterwitz und nicht aus Engel ſchöpfte. Wuſterwitz hat 
jedenfalls Wenzel genannt, denn er ſagt in der Schöppenchronik, daß 
Friedrich nach Berlin Briefe Sigmunds und Wenzels brachte, worin 
ſtand, daß jener mit Zuſtimmung ſeines Bruders die Mark an Friedrich 
gab. Dies würde zu Hafftiz Bericht ſtimmen, daß Kaiſer Sigismund 
und Wenzel gemeinſam dem Hohenzollern das Land verliehen. 

Damit geraten wir in einen Widerſpruch unſerer beſten darſtelle⸗ 
riſchen und in der Schöppenchronik durchaus zeitgenöſſiſchen Quelle 
mit den Urkunden, ſowohl den Vorurkunden, wie der Haupturkunde, 
welche von Sigismund ausgeſtellt iſt, und a von ihm allein ohne 
Beteiligung zen 


1) Tſchirch, Stadt S. 54 , | | 
2) Gleichviel, wie wir uns das Berjältni3 von Hafftiz zu Cu denken. 
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Vergleichen wir zunächſt noch den Wortlaut der Schöppenchronik mit 
dem Hafftizſchen, entweder direkt oder indirekt auf den der Wuſterwitzſchen 
Annalen zurückgehenden, ſo findet ſich: die Schöppenchronik verzeichnet 
die Verdienſte Friedrichs, auf die hin er die Mark erhält, bei Hafftiz 
ijt davon nicht die Rede. Beides läßt fih mit der Haupturkunde oer: 
einigen. Dagegen erſcheint der Rückkauf hüben und drüben nicht gleich 
geordnet. In der Urkunde heißt es: Wenn Sigismund ſamt ſeinen 
männlichen Erben oder, falls ſolche nicht vorhanden, Wenzel und deſſen 
männliche Erben die Mark von Friedrich oder ſeinen Erben wiederhaben 
wollen, fo können jie fie für 400 000 Gulden zurückkaufen und zwar 
zu jeder Zeit, ohne Widerſpruch und Verzug. Die Schöppenchronik 
ſagt: Friedrich und ſeine Erben ſollen die Mark endgültig behalten, 
wenn die beiden Luxemburger ohne Erben ſterben. Erzielen ſie aber 
Erben, ſo können dieſe die Mark für 400 000 Gulden heimfordern. 
Hier ſind alſo zwei Fälle unterſchieden: der „ohne“ und der „mit“ 
Erden. „Ohne“ Erben verbleibt die Mark dem Zollern; find Erben 
vorhanden, können ſie ihre Rechte geltend machen, aber wohl bemerkt, 
nur dieſe, nicht auch die Väter. Wir haben damit einen großen Unter= 
ſchied gegenüber den Beſtimmungen der Originalurkunde. Dieſe läßt 
den Wiederkauf ſtets ſchon bei Lebzeiten Sigismunds und Wenzels zu, 
bei Wuſterwitz können erft deren Erben handeln („fo ſcholden de [erven] 
fe [de marke] loſen“). Es fragt ſich nun, wie wir dies auffaſſen 
wollen. Dem Wortlaute nach iſt an dem Aufſchub der Einlöſung nicht 
zu zweifeln. Dagegen läßt ſich ſachlich einwenden: wenn der Rück- 
erwerb noch zu Lebzeiten der Erben zuläſſig blieb, ſo muß er es unter 
den Vertragſchließenden erſt recht geweſen ſein. Die Undeutlichkeit 
ginge dann auf mangelhafte Formulierung Wuſterwitzens zurück. Solch 
eine Annahme ijt möglich, aber keineswegs ſicher. Die Darftellung 
der Schöppenchronik iſt durchaus zeitgenöſſiſch, ſonſt klar und zuverläſſig. 
Halten wir uns deshalb an ihren Wortlaut, ſo handelt es ſich um 
eine wichtige Veränderung zu Gunſten des Hohenzollern, welche darin 
beſtand, daß die Luxemburger nicht ſtets, wann ſie wollten oder konnten, 
die Mark wieder zu übernehmen berechtigt waren, ſondern daß dies 
erſt nach ihrem Tode, mithin weſentlich ſpäter zuläſſig wurde, wenn 
die Mark ſich ſchon in die hohenzollernſche Herrſchaft eingelebt hatte; — 
das bedeutete natürlich zugleich eine weſentliche Erſchwerung. 

Sehen wir nun, inwiefern die ſonſt erhaltenen Darſtellungen 
denen der Schöppenchronik ent- oder widerſprechen. Da findet ſich bei 
Hafftiz ein ſehr nahe verwandter Text. Auch bei ihm haben wir die 
Zweiteilung: 
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Schöppenchronik: | Hafftiz: 

„underſcheide, weret dat foning condition, fo er [Sigismundus ] 
Segemund to Ungeren und koning und fein bruder [Wenceslaus] könig 
Wentzlawe van Behmen an erven in Boehmen ohne erben männliches 
mansgeſchlechte vorſtorven, ſo ſcholde geſchlechts von dieſer welt abſcheiden 
borchgrave Frederik und fine erven würden, folte der genante herr 
de marke to Brandenborch beſitten Friederich die Marke beſitzen und 
to ewigen tiden. behalten. 


Wer aver dat fe erven gewunnen, Da fie aber männliche erben ver- 
de der vorgefchrevener marke wedder laſſen würden und fie die Marke 
to hebbende begereden, ſo ſcholden von herrn Friederich oder ſeinen 
de fe loſen van borchgreven Frede- erben wieder fordern würden, fo 
rike edder van ſinen erven vor ſolte herrn Friederichen oder ſeinen 
400 000 roder ungerſchen gulden.“ erben 104,000 ungeriſche gulden 

gegeben werden.“ 


Die Ahnlichkeit der beiden Texte iſt augenſcheinlich. Da Hafftiz 
nicht aus der Schöppenchronik entlehnt hat, ſondern aus Wuſterwitz' 
Annalen oder, wie wir ſahen, höchſtens aus Jobſts Breviarium, ſo 
ſteht hier nichts im Wege, bei ihm die Niederſchrift des Wuſterwitz 
anzunehmen, der dann für die Schöppenchronik und die Annalen in 
weitreichender Übereinſtimmung gearbeitet hätte, was ja auch ſchon an 
ſich wahrſcheinlich iſt. | 

Wieder begegnen wir der Zweiteilung: „ohne“ und „mit“ Erben. 
Erſtere bietet keine Schwierigkeit. Dagegen iſt die andere weniger 
klar, beziehungsweiſe wird erſt klar unter Herzuziehung der Schöppen= 
chronik. Demnach bezieht ſich das zweite „ſie“ entſprechend dem „de“ 
der Chronik auf die Erben, auf die auch noch der Ausdruck „verlaſſen“ 
deutet. „Hinterlaſſen“ kann man Erben erſt nach ſeinem Tode. Die 
Stelle entſpricht alſo der bereits beſprochenen, daß nur den Erben dads 
Recht des Handelns zuſteht. Selbſt der Schluß des Abſatzes läßt ſich 
dafür geltend machen: „und er ſolte ihnen hernach die Marke wieder 
abzutreten ſchuldig ſein“. Hier kann mit „ihnen“ nicht auf Sigis⸗ 
mund oder Wenzel hingewieſen ſein, die doch nur einzeln, nicht aber 
gemeinſam die Mark zurückerwarben, ſondern nur auf eine Mehrheit: 
auf die Erben oder auf die Luxemburger als ſolche. 

Etwas anders liegt die Sache beim Breviarium Engels. Auch 
hier iſt die Zweiteilung. Dann heißt es: „ſo ſie (Sigismund oder 
Wenzel) aber menliche Erben ließen, ſolten dem Burggraffen oder ſeinen 
Erben 140 000 Ungeriſche Gülden gegeben werden, und er ſolte ihnen 
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darnach die Marck widerumb abzutreten ſchüldig ſein“! Augenſchein⸗ 
lich kann kaum ein Zweifel obwalten, daß das „ihnen“ auf „ſie“ weiſt, 
daß den beiden Luxemburgern die Mark wieder ausgeliefert werden 
muß, obwohl es ſachlich und ſtiliſtiſch richtiger geweſen wäre, wie in 
der Urkunde, die Abtretung an den einzelnen erfolgen zu laſſen, der 
die Summe zahlt. 

Treten wir hiermit an den Hafftizſchen Wortlaut, ſo ließe ſich 
annehmen, das zweite „ſie“ bezöge ſich auf das vorangehende, womit 
wir die Auffaſſung des Breviariums hätten: Hinterlaſſen Sigismund 
oder Wenzel männliche Erben, ſo können ſie das Land zurückkaufen. 
Tatſächlich ift der Text des Hafftiz und der Engels eigentlich ganz der- 
ſelbe, nur daß jener den Zwiſchenſatz bringt: „und ſie die Marke von 
herrn Friederich oder ſeinen erben wieder fordern würden“, der bei 
Engel fehlt, ſich aber in der Schöffenchronik mit den Worten findet: 
„de der vorgeſchrevener marke wedder to hebbende begereden“. Hat 
Hafftiz dieſen Satz nicht aus dem Breviarium entnehmen können, findet 
er ſich aber bei ihm und in der Schöppenchronik, ſo dürfte damit als 
ziemlich ſicher entſchieden fein, daß der ganze Abſchnitt in der aus- 
führlicheren Form den Wuſterwitzſchen Annalen angehört hat!). Die 
bereits beſprochene Nennung von Wenzel bei Hafftiz und in der 
Schöppenchronik, nicht aber im Breviarium, kommt beſtätigend hinzu. 
Hafftiz und Engel ſchrieben jene ziemlich wörtlich aus, wobei Engel 
hier, wie auch ſonſt, verkürzte. Manche kleinere, namentlich ſtiliſtiſche 
Abweichungen erklärt auch der Umſtand, daß die Annalen entweder im 
Niederdeutſch oder Hochdeutſch der Wende des 14. zum 15. Jahr⸗ 
hunderts niedergeſchrieben?) wurden, welche die beiden Benutzer in die 
Mundart ihrer Zeit übertrugen. Da ſie keineswegs immer wortgetreu 
verfuhren, fo ergibt ſich daraus mancherlei. Ebenfalls ijt bei Ber- 
gleichungen dieſer Texte mit dem der Schöppenchronik an deren nieder- 
deutſche Sprache zu erinnern. 

Als Ergebnis der Unterſuchung haben wir alſo, daß die Texte des 
Wuſterwitz in Annalen und Schöppenchronik übereinſtimmen, aber von 
dem der Originalurkunde recht weſentlich abweichen. Erſteren zufolge 
verlieh nicht nur Sigismund, ſondern er und Wenzel die Mark dem 
Zollern, und konnte der Rückkauf erſt nach dem Tode der beiden Brüder 
durch die Erben geſchehen. 


1) Bgl. auch Sello in Zeitſchr. für preuß. Geſch. u. Landeskunde XVII, 
S. 310. , | | 
2) Vgl. Heinemann S. 11. Anders Third S. 6. 
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Auch in einer anderen Hinſicht ſtimmen die Urkunden und die 
Erzählertexte nicht genau überein. Die Schöppenchronik ſagt: „heren, 
mannen und ſtede ſcholden der huldinge nicht los ſin, ed were denne, 
dat... de leſte penninge van den 400 000 gulden worde vol und be- 
talt“. Auch bei Hafftiz findet ſich hiervon ein Anklang, er berichtet 
erſt, daß die Summe an Friedrich zu zahlen ſei, um dann fort— 
zufahren: „und er ſolte ihnen hernach die Marke wieder abzutreten 
ſchuldig ſein“. In der Haupturkunde verlautet nur: „von In (Friedrich) 
wider kauffen mogen um 400 000 hungriſcher gulden“; ſolch ein Wieder⸗ 
kauf ſoll allzeit geſtattet ſein ohne Verzug und Gegenrede. Hier alſo 
liegt der Ton auf der Berechtigung der Luxemburger, während dort 
das Recht des Hohenzollern mehr hervorgehoben wird. Die Haupt- 
urkunde entſpricht im weſentlichen der vom 8. Juli 1411, wo es ſich 
um die bloße Verweſerſchaft und die erſte Summe von 100 000 Gulden 
handelt. Hier iſt nur geſprochen „von genczlich und redlich vor be— 
czalen“ und von der Wiederabtretung des Amts durch den Beſitzer !). 

So wenig Gewicht auf letzteres gelegt werden mag, ſo kommen 
wir doch über die Tatſache nicht hinweg, daß der einzige gleichzeitige 
Geſchichtsſchreiber etwas über in Berlin vorgelegte Urkunden berichtet, 
deren Inhalt dem der erhaltenen, namentlich dem der Haupturkunde, 
nicht entſpricht und zwar in dem rechtlich wichtigſten Punkte, in der 
Zuſtimmung Wenzels zur Kurfürſtenerhebung. An der Möglichkeit, 
ſich den Wortlaut oder wenigſtens den richtigen Inhalt der Ver⸗ 
leihungsurkunden zu verſchaffen, konnte es Wuſterwitz ſchwerlich fehlen. 
Beſchäftigte doch der Übergang der Markgrafſchaft auf das neue 
Herrſcherhaus die Gemüter aufs ſtärkſte. Da nun von dem Sigis— 
mundſchen Originale mannigfache Abſchriften angefertigt und erſtrebt 
wurden, von denen auch noch einige erhalten blieben ?), darf man ver⸗ 
muten, daß Wuſterwitz es gekannt hat, jedenfalls es kennen konnte. 
Wenn er dennoch abweichend davon berichtet, und zwar zu verſchiedenen 
Zeiten an verſchiedenen Stellen, ſo muß das beſtimmte Urſachen gehabt 
haben; — welche, wiſſen wir zunächſt nicht. Es erſcheint ſogar nicht 
ausgeſchloſſen, daß Wuſterwitz bei der großen Menſchenanſammlung in 
Berlin zugegen geweſen iſt. Ihm als Hiſtoriker lag das beſonders 


— 


1) Riedel B. III, 180; Mon. Zoll. VII, S. 4. Den Gegenſtand be⸗ 
handelt Riedel, Zehn Jahre, S. 43 ff. 

2) So z. B. das Exemplar für Berlin: F. Voigt, Urtunden- Bud zur 
Berliniſchen Chronik, S. 331. Unter den geringen Wortabweichungen mag er⸗ 
wähnt werden, daß dieſes Stück am Schluſſe nicht „und eyde“ hat, wie das 
Original, wenn es nicht in „ghelobunghe“ fott „glubde“ ftedt. 
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nahe, und 1412 läßt er fid) dort nachweiſen, offenbar zu derſelben 
Zeit, wie der Hohenzoller wegen der Landesverweſerhuldigung ). 
Jetzt handelte es ſich um einen zweiten entſprechenden, für die Mark 
fait noch wichtigeren Hergang. Die Möglichkeit, fih genaue Kenntniſſe 
anzueignen, ſteht außer jedem Zweiſel, und Wuſterwitzens guten Willen 
hierzu dürfen wir getroſt annehmen, da er ſich auch ſonſt vortreffliche 
Nachrichten verſchafft hat. 

Damit gelangen wir zu zwei Möglichkeiten: entweder überlieferte 
Wuſterwitz verſehentlich oder abſichtlich eine falſche Tatſache, oder es 
hat wirklich Urkunden gegeben, die den erhaltenen nicht entſprechen. 
Zwar ſtand der Geſchichtsſchreiber mit ſeiner Stimmung auf ſeiten des 
Hohenzollern, während er dem Adel abgeneigt war, doch liegt kein 
Grund vor, eine ſo weitgehende Entſtellung anzunehmen, ſelbſt wenn 
man ſagt, ſie lautet indirekt zu Gunſten des Hohenzollern. Gegen 
ſolche Vermutung ſpricht die Gewiſſenhaftigkeit des Mannes, der Um- 
ſtand, daß er durch die ſonſt erhaltenen Abſchriften leicht entlarvt 
werden konnte, und der, daß ſich die Angaben in zwei zu verſchiedenen 
Zeiten geſchriebenen Werken befinden, deren Darſtellungsform nicht tiber= 
einſtimmt, die mithin nicht voneinander abgeſchrieben ſind. 

Als das Wahrſcheinlichere bliebe demnach, daß in Berlin tatſächlich 
andere oder wenigſtens teilweis andere Belege vorgezeigt und verleſen 
wurden, die nicht bloß nicht erhalten blieben, ſondern die auch nicht 
ordnungsmäßig aus den luxemburgiſchen Kanzleien hervorgingen. Der 
Grund für ihr Daſein läge auf der Hand. Es handelte ſich darum, 
etwaigen erwarteten und tatſächlich eingetretenen Widerſprüchen ſeitens 
der Märker bei der Huldigung möglichſt zu begegnen und ſie ſchon 
„auf Grund der Briefe“ hinfällig zu machen, denen zufolge nicht nur 
Sigismund, ſondern auch Wenzel dem Zollern die Mark verlieh, und 
zwar für die Dauer ihres Lebens. 


Die Rechtslage war keineswegs klar und deshalb fraglich, ob 
Sigismund durch ſeine Verbriefung nicht die ihm zuſtehenden Befug⸗ 
niſſe überſchritt. 

Nämlich im Jahre 1374 hatte Kaiſer Karl IV. auf bündigſte 
Weiſe unter Zuziehung der Landesvertreter die Mark Brandenburg 
mit der Krone Böhmen untrennbar verbunden. Dieſe Feſtſetzung barg 
den ſtetigen Heimfall des einen Gebietes an das andere, wofür alle 
etwa eintretenden entgegenwirkenden Ereigniſſe nichts weiter als Ver⸗ 


— = — — 


1) Heidemann S. 3. 
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zögerungen des Endergebniſſes bedeuteten. Die Mark und Böhmen 
bildeten einen ſicheren Beſitz des Hauſes Luxemburg. Freilich, ſchon 
Karl teilte ihn unter ſeine beiden Söhne Wenzel und Sigismund, aber 
durchaus im Sinne der Familienzuſammengehörigkeit. Demgemäß 
wurde dem Böhmenkönige Wenzel auch ausdrücklich die Mark zu- 
geſprochen für den Fall, daß Sigismund ohne Leibeserben bleibe oder 
ſeine Nachkommenſchaft erlöſche. 

Als Sigismund die Mark an Jobſt verpfänden wollte, geſchah es 
in der Weiſe, daß Wenzel ſeinen Vetter Jobſt bevollmächtigte, kraft 
ſeiner Zuſtimmung („von unſer wegen“) ſich mit ſeinem Bruder Sigis⸗ 
mund über das Land zu verſtändigen. Er bittet die Märker, den Ge⸗ 
boten Jobſts zu gehorchen !). Dieſer Erlaß ijt vom 15. April 1388. 
Erſt am 22. Mai beurkundete Sigismund den Vollzug: die Verpfän⸗ 
dung an die Markgrafen Jobſt und Procop von Mähren; doch geſchah 
es mit ausdrücklicher Erwähnung ſeiner Brüder Wenzel und Johann ?). 
Hierbei hält ſich wieder alles im Rahmen des luxemburgiſchen Geſamt⸗ 
hauſes, da Wenzel und Sigismund, bzw. deren etwaige Nachkommen, 
die Erben der beiden Pfandbeſitzer waren. Durch den Heimfall der 
Mark an Sigismund mit Jobſts Tod ſtanden die Dinge alſo juriſtiſch 
genau ſo wie bei der erſten Teilung durch Kaiſer Karl IV. Zwar 
war inzwiſchen ein Viertel Jahrhundert verſtrichen, aber von Rechts 
wegen durfte Sigismund nicht allein über die Mark verfügen, ſondern 
nur in Gemeinſchaft mit Wenzel. Ja, da es ſich bei der Erhebung 
des Zollern um eine Entfremdung der Mark vom luxemburgiſchen 
Hausbeſitz handelte, ſo lagen die Dinge noch viel dringlicher als bei 
der Übertragung an Jobſt. 

Prüfen wir deshalb genau, wie ſich die Dinge in dieſer Hinſicht 
entwickelt haben. 

Bereits Riedel erkannte“), daß die Art der Ernennung des 
Zollern mit den Zerwürfniſſen der beiden luxemburgiſchen Königs— 
brüder zuſammenhing. Sigismund und Wenzel lebten in Hader wegen 
der römiſchen Krone. Am 9. Juli 1411 erfolgte in Prag der Ber- 
gleich über das Reich und am 8. Juli die Beſtallung Friedrichs durch 
nn in Ofen“). Dies fdeint in Zuſammenhang zu fteben, 


1) Riedel, B. III, S. 96. 

2) Riedel, ebendort S. 97. 

8) Riedel, Zehn Jahre, S. 37; vgl. auch Brandenburg, König Sigis⸗ 
mund und Kurfürſt c S. 43; e Die Hohenzollern und as Werk,. 
S. 29 f. 

4) Mon. Zoll. VIL S. 1. 
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obwohl auffallend bleibt, daß die Beſtallung früher als der Vergleich 
geſchah. Möglich iſt, daß Sigismund von deſſen bevorſtehendem Ab⸗ 
ſchluß ſichere Nachricht hatte; immerhin pflegt man zu warten, bis ein 
ſolcher wirklich vollzogen wurde, namentlich in dieſem Falle, wo es nach 
dem langen Zögern ſchwerlich auf einige Tage ankam. Auch die Ber- 
öffentlichung der Ernennung ſchon am 11., alſo zwei Tage nach dem 
Vergleich, zeugt von großer Eile, ſelbſt wenn man annimmt, daß durch 
beſchleunigte Überbringung des Schriftſtückes von Prag nach Ofen, hier 
deſſen Inhalt bereits bekannt war. Ganz ausgeſchloſſen iſt deshalb 
ſchwerlich, daß Gründe für Sigismunds Verhalten mitgewirkt haben, 
die wir zwar nicht kennen, die aber in ſeinem Verhältnis zum Burg— 
grafen beruhten. Waltete ein Zuſammenhang zwiſchen Anerkennung 
und Ernennung ob, ſo muß er einſeitig auf Sigismunds Seite ge— 
ſucht werden, denn Wenzel hatte keinen Grund, die ihm ſehr unlieb⸗ 
ſame Anerkennung ſeines Bruders auszuſprechen, um dieſen den Zollern. 
der ihm, dem Böhmen, bei der Königswahl entgegengearbeitet hatte, 
auszeichnen zu laſſen, oder gar, weil er denſelben bereits ausgezeichnet 
hatte. Freilich konnte Wenzel ſo etwas bei der räumlichen Entfernung 
am folgenden Tage noch nicht wiſſen, um ſo weniger, als die Sache, 
wie wir ſahen, augenſcheinlich im Geheimen geſchah. Unſeres Erachtens 
liegen die Urkunden zeitlich zu nahe bei- und örtlich zu weit von⸗ 
einander, um halbwegs ſichere Schlüſſe zuzulaſſen. 

Von entſcheidender Bedeutung war natürlich das Geld. Un⸗ 
fraglich bildete die Verſchreibung von 100 000 Gulden eine Sider- 
ſtellung Friedrichs: am 11. Juli eine glatte, am 8. Juli eine ver⸗ 
klauſulierte inſofern, als Sigismund von ſich und ſeinen Erben oder 
Nachkommen, Markgrafen zu Brandenburg, redet, nicht auch von Wenzel 
und deſſen Nachkommen. Dennoch galt die Sicherſtellung tatſächlich 
auch dieſen gegenüber, denn für den Fall eines Erlöſchens der Sigis- 
mundſchen Linie waren ſie deren Erben. Wenzel fielen damit auch die 
von Sigismund geſchaffenen Einrichtungen und Verpflichtungen zu. 
Freilich konnte er geltend machen, daß fie ohne feine Einwilligung ere 
folgt ſeien und er ſie deshalb nicht anerkenne. 

So handelt es fih immerhin um einen etwas zweifelhaften Sad- 
verhalt. Kein Wunder, daß man die Verſchreibung einerſeits zu ver⸗ 
ſtärken und andrerſeits Wenzel ihr geneigt zu machen ſuchte. Letzteres 
geſchah auf einem Umwege. Der mit dem Böhmenkönige in guten 
Beziehungen ſtehende Herzog Rudolf von Sachſen wurde durch die 
Verlobung ſeiner Tochter mit einem Sohne des Burggrafen Friedrich 
gewonnen, wobei Sigismund ihr eine Mitgift von 50 000 Gulden 
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auf die Mark Brandenburg in der Weiſe verſchrieb, daß ſie dem burg⸗ 
gräflichen Haufe abs eine auf der Mark beruhende Forderung zu ftatten 
kam!). Gewiß unter Vermittelung des Herzogs und veranlaßt durch 
andere Umſtände genehmigte und beſtätigte ſchließlich Wenzel am 
15. Dezember die Verleihung der märkiſchen Hauptmannſchaft an den 
Zollern und die Verſchreibung der 100 000 Gulden, allerdings nur 
gegenüber Sigismund, ſeinen Erben und Nachkommen, ſo lange, bis 
ſie die 100 000 Gulden bezahlt haben. Bei dieſen findet ſich der 
Zuſatz: „und ſulche Summe geldes, dorumb er geſchaczt wurde, wo er 
ſein ſelbs leybe und perſon in krige oder Streyte von der egenannten 
Marcke zu Brandenburg wegen, die weile er die in howptmannſchafft 
weyze ynnehaben ſol, an geverde dernider lege und gefangen wurde, 
nach lawte und ynnebalt der egenannten brive, die fie von dem 
egenannten unſerm Bruder doruber haben, genczlich und gar gerichtet 
und beczalet werde“. Augenſcheinlich bezieht ſich dies auf Sigismunds 
Urkunde vom 8. Juli 1411, wo gegen Ende ein eee Ab⸗ 
ſchnitt ſteht. 

Jene Verbriefung Wenzels vom 15. Dezember 14112) beſagt: 
Er, der römiſche König und König von Böhmen, ſei durch Friedrich 
mit demütigem Fleiße gebeten, daß er der Hauptmannſchaft ſammt der 
Verſchreibung von 100000 Gulden zuſtimmen („unſern guten willen 
und gunſt zu geben“) und die darüber erteilten Briefe Sigismunds 
befeſtigen und beſtätigen möge. In Anbetracht der Dienſte und Treue 
des Bittſtellers, die er früher bewieſen und in Zukunft leiſten möge, 
genehmigt und beſtätigt er das Geſchehene, ſetzt und will, daß Friedrich 
und ſeine Erben dem Fürſtentum der Mark als Hauptmann und 
Verweſer vorſtehen, bis Sigismund oder ſeine Erben ihnen die 
100 000 Gulden ausgezahlt haben. Die Sigismundſchen Briefe Fe- 
ſtätigt er noch beſonders, gleich als wenn ſie von ihm ſelber geſchrieben 
wären, unbeſchadet der Einlöſung der Mark durch ihn, ſeine Nachkommen 
und die Krone Böhmens, die er ſich kraft dieſes Briefes durchaus vor— 
behält. Sie ſoll auch ohne allen Widerſpruch geſtattet ſein, wenn die 
Veranlaſſung und der Fall eintreten. 

So verſtehen wir die letzten Sätze, welche nicht ganz in Ordnung 
ſind. In der Vorlage lauten ſie: „unſchedlich doch uns und unſern 
nachkomen kunigen und der Cron zu Behem an der lozung des 
egenannten Furſtentums der Marke zu Brandemburg mit ihren landen 

1) Näheres Riedel, Zehn Jahre, S. 47. 

2) Mon. Zoll. VII, 31. 
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und lewten, die wir uns mit crafft dicz brives medticlid behalden, 
der fie uns auch an alles widerſprechen [gejtaten follen], wenn das zu 
ſchulden und zu falle fumet” ). 

Wie man ſieht, hält ſich dieſe Urkunde durchaus im Rahmen der 
luxemburgiſchen Überlieferung. Dem Zollern und feinen Erben wird . 
nur die Statthalterwürde und die Geldverſchreibung beſtätigt, aber 
ausdrücklich das Wiedereinlöſungsrecht durch den König, ſeine Erben 
und die Krone Böhmens vorbehalten, und zwar unbeſchränkt. 

Am nächſten Tage?) bewilligte Wenzel die Verſchreibung Sigis⸗ 
munds über die 50000 Gulden Ehegeld für Barbara von Sachſen 
und Friedrichs Sohn. Auch diesmal bleibt die Einlöſung ausdrücklich 
beſtehen. 

In Folge dieſer beiden Erlaſſe ſtellte Burggraf Friedrich am 
18. Dezember eine Gegenurkunde für König Wenzel aus?), mit der 
Angabe, daß dieſer, ſein lieber gnädiger Herr, aus beſonderer Gnade 
zu der Hauptmannſchaft der Mark und der Verſchreibung der 100 000 
Gulden des Königs Sigismunds „ſeinen guten Willen und Gunſt 
gegeben“ und die Briefe, die er darüber von Sigismund beſitze, gnädig⸗ 
lich beſtätigt habe. Friedrich gelobt bei ſeinem Fürſtenworte für ſich 
und alle feine Nachkommen, daß, wenn Sigismund erblos ſtürbe, ohne 
die 100 000 Gulden bezahlt zu haben, ſo werde er ſich mit der Mark 
an König Wenzel, ſeine Erben und die Krone von Böhmen und an 
niemand anders halten als an den ordentlichen und natürlichen Erb⸗ 
herrn der Mark, ihm untertänig, gehorſam und gewärtig ſein und zu 
Dienſten bleiben, wie es jetzt mit König Sigismund der Fall. Hieran 
ſchließen ſich Beſtimmungen über die Abtretung der Mark allein an 
Wenzel nach etwaiger Gefangennahme. Weder Friedrich noch ſeine 
Erben in der Mark ſollen geſtatten, daß jemand aus derſelben Wenzel, 
ſein Königreich oder die Krone Böhmens oder Zubehör irgend angreife 
oder ſchädige, ihnen vielmehr wider alle Feinde und Widerſacher nach 
beſtem Vermögen mit der Mark getreulich Beiſtand leiften “). 

Deutlicher und beſtimmter, wie es hier geſchehen, können die Rechte 
Wenzels auf die Mark und die Anerkennung derſelben durch deren 
zeitweiligen Hauptmann nicht ausgeſprochen werden. Darin liegt auch 
der Grund, daß der Vöhmenkönig den Hohenzollern und feine Nad- 
folger überhaupt in dem von Sigismund übergebenen Amte anerkannte. 


1) Mon. Zoll. VII, 32. 

2) Ebenda 33. 

3) Ebenda 35. 

4) Vgl. auch noch Mon. Zoll. VII, 37. 
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Er vermochte ſich kaum beſſer zu ſichern, als es durch den Revers des 
Burggrafen geſchah. Menſchlichem Ermeſſen nach ſchien die An⸗ 
gelegenheit jetzt ſachlich und rechtlich geordnet. Wenn dennoch alles 
anders kam, ſo überſchritten eben Sigismund und Friedrich ihre 
Befugniſſe. 

Fragen wir nun, was wurde denn eigentlich bei und für die 
Huldigung in Berlin vorgelegt? Die Schöppenchronik berichtet, daß 
Friedrich dorthin brachte König Sigismunds und König Wenzels „breve“. 
Ob hierunter eine gemeinſame Urkunde oder zwei verſchiedene gemeint 
ſind, iſt nicht ganz klar, doch ſollte man in erſterem Falle die Wendung: 
„einen bref, breve“ oder dgl. erwarten; die gewöhnliche Einheitsform 
ift bref", „breif“ und nicht breve’). Überdies findet fih gleich nachher 
auf dieſe „breven“ verwieſen, was auf deren zwei deutet, einen von 
jedem Fürſten?). Von dieſen könnte zunächſt der Sigismundſche Brief 
als unſere Originalurkunde vom 30. April gelten, eine Wenzelſche gibt 
es nicht. Jene Angaben ſtimmen zu den Annalen, obwohl es hier nicht 
mit gleicher Deutlichkeit zum Ausdrucke gelangt, denn es iſt nur geſagt, 
Sigismund und Wenzel hätten Friedrich die Mark verliehen, nicht auch, 
daß ſie Briefe dem Adel und den Städten vorlegten. Sachlich kommt 
die Überweiſung aber auf dasſelbe, auf die durch jeden bezw. beide 
Brüder hinaus. Ferner zeigt die Stelle, daß die Verleihung, wenn 
ſie in zwei Urkunden geſchah, in ziemlich gleichlautender Form erfolgt 
ſein muß. Der Hergang ſtimmt jedoch inſofern nicht, als die beiden 
Luxemburger ihn auf dem Conzil von Konſtanz vollzogen haben ſollen, 
wo Wenzel gar nicht anweſend war. Der oben gegebenen Wendung „in 
dieſen breven” entſpricht auch ſchlecht die Fortſetzung „was geſchreven, 
dat Koning Segemund van Ungeren mit vulbord Wentzlaes ſins 
broder .. .. geven de marke to Brandenborch“, denn wenn es fih nur um 
Zuſtimmung Wenzels handelte, würde dies mehr auf eine einzelne 
Urkunde deuten, und dem ſteht wieder die Mehrzahl „geven“ im Wege. 
übrigens beſitzen wir ja auch keine Zuſtimmungsurkunde, da Sigis- 
mund in der überlieferten allein von fih aus verfügt. Man könnte 
nun annehmen, daß Wuſterwitz aus der Berückſichtigung der Wenzel⸗ 
{den Rechte die Einwilligung des Königs von Böhmen ſeinerſeits ge- 
folgert hat, doch geraten wir damit ſtark in das Gebiet der unbegrenzten 


1) Bal. Schiller u. Lübben, Mittelniederd. Wörterb. I. 422; doch ift 
das lateiniſche „breve“ bisweilen von Einfluß geweſen. 
2) Es erſcheint unzuläſſig, hier etwa an eine Überſetzung von litterae“ 
Zu denken, da Wuſterwitz deutſch ſchrieb. | ~ l 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 26 
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Möglichkeiten, und die Angabe von Sigismunds und Wenzels Briefen 
bringen wir auch damit nicht fort. Wie übrigens die Stellen der 
Schöppenchronik und der Annalen in keinem unmittelbaren Zuſammen— 
hange ſtehen, wird dadurch nahe gelegt, daß erſtere nur einen König 
„Segemund van Ungeren” kennt, wogegen die Annalen von „kaiſer 
Sigismundus“ ſprechen, was ſchwerlich allein auf Hafftiz zurückgeht. 

Es ließe ſich ſchließlich noch annehmen: Da es tatſächlich Urkunden 
Wenzels gibt, ſo werden ſie den Brandenburgern bei der Huldigung 
vorgelegt ſein. Dafür könnte man geltend machen, daß in dem 
Reverſe Herzog Rudolfs von Sachſen und des Burggrafen Friedrich 
für König Wenzel vom 18. Dezember über die 50 000 Gulden Heirats- 
gut verlautet: Die Mark ſei an Wenzel und feine Erben abzutreten, 
ſobald die Summe „von In genczlich und gar gerichtet werden und 
beczalet find“ 1), worin fih ein gewiſſer Anklang an die Mitteilung des 
Vollausbezahlens der Schöppenchronik findet. 

Bei näherer Betrachtung erſcheint aber eine derartige Vermutung 
unzuläſſig. Der betr. Anklang iſt nur allgemein und durch die Sach— 
lage gegeben, außerdem findet er ſich nicht in einem Briefe Wenzels. 
Dieſe beziehen ſich ausdrücklich nur auf die Hauptmannſchaft und die 
50 000 Gulden, wobei jedesmal das Wiederkaufsrecht des Königs be— 
ſtimmt vorbehalten blieb. Auch in der Verleihung Sigismunds für 
Friedrich vom 8. Juli 1411 iſt von voller Auszahlung die Rede. 
Solche Schriftſtücke paßten nicht nur nicht zu der jetzt begehrten Huldi— 
gung, ſondern erſchienen weit eher geeignet, deren Verweigerung zu be— 
wirken. Sie können deshalb kaum hervorgeholt ſein. 

Nach alledem bleibt kaum etwas anderes übrig, als uns an die 
Wuſterwitzſche Angabe der Sigismundſchen und Wenzelſchen Urkunden 
zu halten, die von ziemlich gleichem Wortlaute waren, der aber mit 
dem des überlieferten kaiſerlichen Originals inſofern nicht überein— 
ſtimmte, als er das Wiederkaufsrecht auf Sigismunds und Wenzels 
Erben beſchränkte. 

Ein ſolches Ergebnis führt alsdann notwendig zu der be— 
fremdlichen Vermutung, daß nach dem Vorbilde des Sigismundſchen 
Originals mit ungefährem Wortanſchluſſe zwei neue Urkunden ber: 
geſtellt wurden, von denen wenigſtens eine auf Wenzels Namen lautete 
und damit dem gewünſchten Zwecke dienſtbar gemacht werden konnte. 
Auffallend iſt freilich, daß nichts von ihnen erhalten blieb. Sucht man 
nach einer Erklärung hierfür, ſo ließe ſie ſich in der geſchaffenen Sach— 


— 


1) Mon. Zoll. VII, 37. 
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lage finden. Nach erfolgter Huldigung erſchienen die unechten Urkunden 
nicht nur zwecklos, ſondern unter Umſtänden gefährlich. Man ſorgte 
deshalb, daß ſie verſchwanden, wogegen das Original Sigismunds 
blieb und durch Abſchriften bekannt gemacht wurde. Ein ſolcher 
Hergang bot inſofern keine beſonderen Schwierigkeiten, als Verluſte 
von Urkunden im Mittelalter oft vorkommen !) und das kaiſerliche 
Stück ſowohl nach Inhalt wie Wortlaut mit den anderen im weſent⸗ 
lichen übereinſtimmte. Dieſe Annahme ermöglicht die Beibehaltung 
der gleichzeitigen Darſtellung von Wuſterwitz?). 

Das Fehlen von Wenzels Namen in dem ſpäteren Breviarium 
Engels ergäbe ſich dann daraus, daß er 1. überhaupt verkürzte und 
2. wahrſcheinlich die richtige Sigismundſche Urkunde kannte, wie er 
ja auch von einer ſolchen für Strausberg weiß. Da die verunedteten 
Stücke ſehr bald nach den Ereigniſſen verſchwunden ſein müſſen, war 
natürlich zu Engels Zeit nichts mehr von ihnen übrig. 

Daß bei den Vertragsurkunden nicht alles in Ordnung war, 
dürfte ſich aus folgender Tatſache ergeben: Im Jahre 1424 ſandte 
Sigismund Abſchriften derſelben an Witold von Lithauen mit der 
Bitte, ſie geheim zu halten: „et illnd petimus per vos secretum 
teneri“ ?). 

Wie die Dinge lagen, ließ ſich Wenzels Einwilligung zur Ab— 
tretung der Mark, alſo zu einer ſtarken Schmälerung des luxemburgiſchen 
Hausbeſitzes, eben nicht gewinnen. Andrerſeits hatte Sigismund allen 
Anlaß, ſeinen Bruder nicht zu reizen und dadurch die Übertragung 
noch weiter zu erſchweren. Das Ergebnis dieſes Zwieſpalts beſtand 
in einer ſchiefen Lage gegenüber den Märkern, welche die Huldigung 
leiſten ſollten. Hieraus ließe ſich die Tatſache erklären, daß die von 
König Sigismund ausgeſtellte und die vom Markgrafen Friedrich vor⸗ 
gelegten Urkunden nicht miteinander übereinſtimmen, und zwar, wie 
wir ſahen, um eine beſſere Unterlage für die Huldigung zu erlangen, 
um ſie den Beteiligten zu erleichtern. Dies ergibt zwei Möglichkeiten: 
1. die Anderungen geſchahen ohne Wiſſen Sigismunds, rein von 
Zollernſcher Seite aus, oder 2., fie wurden mit Kenntnis, wenigſtens 
ſtillſchweigender Genehmigung Sigismunds vorgenommen. Letzteres 
erſcheint zunächſt unwahrſcheinlich, iſt es aber keineswegs. Ohne die 


1) Selbſt in der Urkunde Sigismunds vom 11. Juli begegnen wir einem 
Hinweiſe auf Schriftſtücke, die ſich genau genommen nicht nachweiſen laſſen. 

2) Sello, Zeitſchr. XVI, S. 284, erklärt Wuſterwitzens Annalen für 
nichts als ein an einzelnen Stellen ausgeführtes Tagebuch. 

3) Brandenburg, König Sigismund, S. 43 Anm. 3. 

, 26 * 
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Zuſtimmung Wenzels blieb Sigismund eben nur, nach eigenem Er- 
meſſen zu urkunden; hierbei gedachte er des Bruders bloß da, wo es 
unumgänglich notwendig war: bei dem Vorbehalte der Rückerwerbung. 
Auf dieſe Weiſe deckte er ſich ſelber den Rücken. Was dann in Berlin 
geſchah, war nicht ſeine Sache. Lag aber die Huldigung als vollzogene 
Tatſache vor, ſo ließ ſich von keiner Seite mehr viel machen. 

Demnach dürfte Sigismund für den Hergang kaum ganz zu ent— 
laſten ſein. Er wollte dem Zollern wohl, ſah ſich zu ſeinen Maß— 
nahmen genötigt, und doch behielt er möglichſt den eigenen Nutzen im 
Auge, ohne den der Mark vorwalten zu laſſen. Die Abtretung war 
und blieb rechtlich nur eine bedingte. Wenn er einmal 400 000 Gulden 
zuſammengebracht hatte, oder ein anderer Fürſt ihm das Geld gab, ſo 
konnte er ſich das Land wieder aneignen oder es einem andern unter 
vorteilhafteren Bedingungen verleihen. Freilich erſchienen ſolche Dinge 
nicht gerade wahrſcheinlich, um ſo weniger, als die Luxemburger ſich 
in ſteter Geldnot befanden und es ſich doch ſchließlich um Fürſtendinge 
handelte. Aber immerhin, die rechtliche Möglichkeit beſtand. 

Nehmen wir nun eine Verunechtung ſeitens des Zollern und 
ſeines Anhanges an, ſo will der Vorgang nicht viel bedeuten. Das 
Fälſchungsweſen ſpielte im Mittelalter eine Rolle, von der man heut- 
zutage keinen Begriff hat. In der mehr naiven Anſchauungsweiſe 
und in den oft verworrenen, nicht juriſtiſch nachweisbaren Verhältniſſen 
verfertigte man ſich ſelber Rechtstitel, die man nötig zu haben glaubte. 
Ein großer Teil des weltlichen Beſitzes des Papſttums beruhte auf 
einer Fälſchung, die Durchführung der geiſtlichen Hoheit der Nachfolger 
Petri auf den unechten Dekretalen Pſeudo-Iſidors, und ſo geht es 
weiter bis zum geringſten Kloſter, bis zur Fälſchung von Heiligen- 
gebeinen und heiligen Röcken. Die damaligen Menſchen beurteilten die 
Sache eben anders als die Gegenwart. 

Die Beſtimmungen des Sigismundſchen Originals und der Ur— 
kunde Friedrichs konnten und mußten in der Tat ſchwere Bedenken 
bei den Brandenburgern bewirken. Anders der Wortlaut des ihnen 
nach Wuſterwitz vorgelegten: da fanden ſie ſich und den, dem ſie 
huldigten, weit mehr geſichert. Für Nachprüfung und Textbedenken 
blieb bei der allgemeinen Unruhe des Hergangs wenig Material und 
Muße. Friedrich legte den Rittern und Städten die Stücke erſt an 
Ort und Stelle vor, und die Zeit drängte. 

Nach Wuſterwitz haben ſich die Städte „ein wenig“ widerſetzt, 
weil ſie meinten, da ſie Sigismund als Erbherrn gehuldigt hätten, 
müſſe er ſie perſönlich (mit hände und munde) freigeben. Sie ſind 
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dann durch die Räte, offenbar Hohenzollernſche, zur Huldigung ge- 
bracht und überredet worden. Der dem Hohenzollern günſtig geſonnene 
Erzähler weiſt hier nur auf formalen Widerſtand. Das kann richtig 
ſein, unmöglich wäre jedoch auch nicht, daß die Städte auch noch aus 


anderen Gründen zurückhielten, daß namentlich das Heimfallrecht der 


Luxemburger Anſtoß erregte, und dies den eigentlichen Grund für den 
Wunſch nach perſönlicher, möglichſt rechtsverbindlicher Untertanenentlaſſung 
bildete. Da über dieſe Dinge ſicher vorher geſprochen wurde, ſo lag 
es beſonders nahe, dieſem Übelſtande ſchon im voraus durch die ver— 
unechteten Urkunden zu begegnen. An ſich erſchien ja unerhört, daß 
man eine Markgrafſchaft, mit der die Erzkämmerer- und Kurfürſten⸗ 
würde, alſo ein doppeltes Reichsamt verbunden war, zu jeder Zeit 
zurücknehmen konnte, ganz abgeſehen von dem unſicheren Rechtsſtand— 
punkte, der dadurch den Märkern zugemutet wurde. Dieſe ſchwache 
Stelle in der Übertragung konnte von böswilligen Zungen um ſo 
leichter derartig ausgelegt werden, das Zollerſche Haus hätte die Mark 
nicht durch Verdienſte, ſondern durch Geld erſtanden, als das Original 
ausdrücklich von einem Wiederkaufe (von In wider kauffen mogen) 
wußte. Durfte doch ſpäter einem Holzendorf und Rochow in den 
Mund gelegt werden, daß ſie wohl Achtung hätten vor einem Fürſten mit 
angeſtammten Rechten, aber nicht vor dem reichen Geldmanne, der eben 
nur die Säckel voll genug gehabt habe, um ſich landesherrliche Rechte 
über die Mark zu erkaufen !). Auch dem hochdeutſchen Franken konnten 
die ſelbſtbewußten niederdeutſchen Brandenburger zunächſt kaum fonder- 


lich zugetan ſein, kam er doch 1411 als völliger Fremdling ins Land, 


ohne jegliche innere Beziehung zu ſeinen Bewohnern. Deshalb ging 
ſchon bei der erſten Landeshauptmannshuldigung keineswegs alles glatt 
vonſtatten?). Damals wurde ein Doppeleid geleiſtet, wobei die Erb⸗ 
huldigung ausdrücklich auf Sigismund lautete. 

Auffallen könnte ſchließlich noch, daß Wenzel, der doch gewiß 
nachträglich den Hergang erfuhr, keinen Widerſtand leiſtete, wenigſtens 
wiſſen wir nichts von einem ſolchen. Aber auch hier laſſen ſich die 


Dinge erklären. Ein Einſpruch nach vollzogener Huldigung mußte 


tatſächlich wert⸗ und wirkungslos bleiben. Wenzel war alt und ab⸗ 
geſtumpft, hatte ſchon ſo viel Unerquickliches erlebt und ſtand noch 
derartig mitten in allerlei Verwicklungen, daß er kaum Luſt verſpürte, 


1) Klöden, Die Quitzows und ihre Zeit III, 138, 210, 510; Riedel, 
Zehn Jahre, S. 252. 

2) Näheres in der ſpäter folgenden Abhandlung II. Vgl. auch Riedel, 
Zehn Jahre, S. 65 ff. 
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ſich neue aufzuladen und ſich den Zollern zum Gegner zu machen, 
der ihm als Vermittler viel mehr nützen konnte. So ließ er dieſe 
Dinge wie vieles andere gehen. Für wen ſollte er beſonders handeln? 
Beſaß er doch keine Erben. Er widerſprach der Erhebung nicht, er— 
kannte ſie aber ebenſo wenig an. 


überblicken wir zum Schluß das Ganze, fo finden wir, daß es 
ſich in der wichtigen Verleihungsſache um eine ſchwierige Frage der 
wiſſenſchaftlichen Kritik handelt: um den Gegenſatz der gleichzeitigen 
Angaben eines vertrauenswürdigen Erzählers zu dem, was an Ur— 
kundenmaterial erhalten blieb. Würde nur der kaiſerliche Erlaß in 
Betracht kommen, ſo könnte kein Zweifel obwalten, auf welche Seite ſich 
die Entſcheidung zu neigen hat; da aber immerhin mit der Möglichkeit 
gerechnet werden muß, daß mancherlei vorhanden war, was nicht er- 
halten blieb, ſo läßt ſich der Bericht des Wuſterwitz, dem wir ſonſt 
glauben und mit Recht folgen, nicht ohne weiteres beſeitigen. 
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Beiträge 
zur Geſchichte der Luckenwalder Textilinduſtrie 


Von 


Luiſe Bamberger 


Einleitung 


Im Jahre 1680 fiel Luckenwalde, das zu dem magdeburgiſchen 
Rentamte Zinna gehörte, mit dem Herzogtum Magdeburg den Be- 
ſtimmungen des Weſtfäliſchen Friedens zufolge an Brandenburg. Es 
wurde 1773 der beſſeren Lage wegen im Austauſch gegen den Zieſar⸗ 
ſchen Kreis mit der Kurmark vereinigt. Dieſe beiden Tatſachen wurden 
auch für ſeine wirtſchaftliche Entwicklung bedeutungsvoll. 

Das „Städtchen“ lag an dem direkten Wege von Berlin über 
Herzberg und Jüterbog nach Sachſen. Daß trotzdem die Hauptverkehrs⸗ 
ſtraße nach Leipzig in einem Bogen um Luckenwalde herum über Belitz, 
Treuenbrietzen führte, hatte einen hiſtoriſch-fiskaliſchen Grund: „Wer 
(im 16. Jahrhundert) mit Viehherden von Berlin über Trebbin, 
Luckenwalde weiterging, wurde zurückgeholt und beſtraft; denn nur die 
Straßen über Belitz oder Brandenburg waren erlaubt, weil auf dieſen 
je zwei, auf jenem Wege nur ein Zoll paffiert wurde“ !). Im Prager 
Frieden war das 13 km entfernte Jüterbog, das ebenfalls zu Magde⸗ 
burg gehört hatte, Sachſen zugeſprochen worden, ſodaß die neue 
ſächſiſche Grenze nahe an Luckenwalde vorbeiführte. 

Das Städtchen ſelbſt erſtreckte ſich am rechten Ufer der Nuthe 
zu beiden Seiten der Landſtraße. Seinen Abſchluß bildete gegen 


1) Hugo Radel, Die Handels-, Bol: und Akziſepolitik Brandenburge 
Preußens bis 1713 (Acta Borussica, 1. Bd., Berlin 1911, S. 9). 
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Norden das Trebbiner, gegen Süden das Süterboger Tor. Erſt im 
18. Jahrhundert erweiterte es ſich durch Anlage von „Vorſtädten“ 
über dieſe Grenzen hinaus. 

Trotz ſeines ländlichen Charakters beſaß Luckenwalde eine Reihe 
von Innungen: neben der nicht handwerksmäßigen Schützengilde, die 
ſchon vor 1471 beſtanden haben ſoll !), und der Innung, die die Wein- 
herren 1556 bildeten, finden wir aus dem Jahre 1493 das Statut 
der Leinwebergilde?), aus 1559 das der kombinierten Schneider- und 
Schmiedeinnung, die ſich 1681 gütlich ſcheiden wollen, da die Zahl 
der Meiſter ſo groß iſt, „daß der Raum bei der Morgenſprache fehle 
und die Meinungen zu verſchieden ſeien“. Aus dem Jahre 1595 
ſtammt das Privileg der Schuſter, Pantoffelmacher und Lohgerber, die 
unter den Unruhen des Dreißigjährigen Krieges ſehr zu leiden hatten, 
ſodaß 1684 das Handwerk „bis auf ſechs ausgegangen iſt“. Im Jahre 
1686 laſſen die Leinweber ihr Privileg erneuern, „damit unſere vor— 
mals ausgegangene Innung fih in etwas verbeſſere“. Aus dem Jahre 
1704 datiert das Privileg der Stel- und Radmacher, aus 1716 das 
der Müller, aus 1717 der Bäcker und aus 1723 der Fleiſcher. Tud- 
und Zeugmacher gibt es bis 1680 in Luckenwalde noch nicht; ſie 
werden erſt unter der Herrſchaft der Hohenzollern dort angeftedelt 3). 

Die Begründung und Entwicklung der Luckenwalder Tud: und 
Zeugweberei iſt bisher Gegenſtand zweier Abhandlungen von Feig 
und Händler geweſen!). Als Ergänzungen dazu find die nad- 
ſtehenden Ausführungen zu betrachten. Sie ſchildern in vier Kapiteln 
den Verſuch des Großen Kurfürſten, in Luckenwalde eine Wollmanu— 
faktur zu ſchaffen, die Anfänge der Luckenwalder Tuchmacherinnung 
unter Friedrich Wilhelm J. nebſt einigen Tabellen über die weitere 
Entwicklung der Luckenwalder Wollinduſtrie und die Geſchichte des 
Wollmaggzins und der „Geraer Zeugfabrik“ in Luckenwalde. 


1) Bakſchat, Die Gemeinde Luckenwalde vom Jahre 12851562. Jüter⸗ 
bog 1905, S. 16. 

2) Georg Wilhelm Hoppe, Eine mittelalterliche Leinwebergilde zu 
Luckenwalde (Forſchungen zur brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, 
24. Bd. Leipzig 1911, S. 529). 

3) Alle gegenteiligen Behauptungen laſſen ſich nicht aus den Akten belegen. 
Siehe auch Hoppe S. 529. 

4) Johannes Feig, Die Begründung der Luckenwalder Wolleninduſtrie 
durch Preußens Könige im achtzehnten Jahrhundert (Forſchungen zur branden⸗ 
burgiſchen und preußiſchen Geſchichte, 10. Bd. Leipzig 1898) und Guftav 
Händler, Gründungsgeſchichte der Luckenwalder Tudinduftrie und der Seren 
Kolonieſchule. Privater Druck. Luckenwalde ca. 1902. ; 
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Alle angeführten Tatſachen entſtammen, ſoweit die Literatur nicht 
beſonders angegeben iſt, dem Aktenmaterial des Magiſtrats und der 
ſtädtiſchen Sammlung für Heimatkunde in Luckenwalde !), ſowie des 
Königlichen Geheimen Staatsarchivs in Berlin 2). | 


Erſtes Kapitel | 
Eine Manufakturgründung des Großen Rurfiriten?) 


Beim Regierungsantritt des Großen Kurfürſten befand ſich die 
märliſche Tuchmacherei in einer traurigen Lage. Die ehemals blühende 
Induſtrie war ſeit dem 16. Jahrhundert ſtark zurückgegangen. „Nicht 
nur, daß die zahlreichen Tuchmacher- und Tuchhändlergilden verarmten 
und damit der ſtädtiſche Wohlſtand allgemein zurückging; es bildete 
ſich auch der für die ganze Volkswirtſchaft ungünſtige Zuſtand heraus, 
daß die in der Mark reichlich fallende Wolle roh ausgeführt und 
fertige Tuche von außen eingeführt wurden. Und zwar waren es nicht 
ſo ſehr die feinen und teuren engliſchen, niederländiſchen, franzöſiſchen 
und ſpaniſchen Tuche, die den einheimiſchen den Abſatz entzogen, . 
ſondern die feit dem 16. Jahrhundert ſtark aufblühende Landtuch⸗ 
fabrikation in Sachſen, den Lauſitzen und Schleſien, in Liſſa, Rawitſch 
und Frauſtadt. Dem konnte nur in beſchränktem Maße die Anfied- 
lung niederländiſcher Tuchmacher und Färber in Brandenburg, Wittſtock 
und der Altmark unter Joachim II., in Zielenzig, lens und 
Kroſſen durch Markgraf Johann nigen wire +) 

Dieſen Zuſtand hatte der Dreißigjährige Krieg noch verſchlimmert. 


1) Da dieſe Akten nicht regiſtriert ſind, konnten ſie bei den einzelnen 
Kapitelüberſchriften nicht als Quelle angegeben werden. 

2) Herrn Dr. E. P. Reimann in Neubabelsberg bin ich für ſeine liebens⸗ 
würdige Unterftügung bei meiner Arbeit zu beſonderem Danke verpflichtet ; 
ebenſo Herrn Erſten Bürgermeiſter Mannkopf und Herrn Oberſtadtſekretär 
Händler in Luckenwalde, die mir das dortige Material in entgegenkommendſter 
Weiſe zur Verfügung ſtellten. 

3) Akten des Geh. Staatsarchivs in Berlin: Rep. 52, 264 Kloſter Zinna; 
Rep. 78, IV L 13, 1; Generaldirektorium Kurmark, Titel 213 Nr. 1. — ites 
ratur: O. Meinardus, Beiträge zur Gefdidte der Handelspolitik des Großen 
Kurfürſten, Hiſtoriſche Zeitſchrift. Band 66, München und Leipzig 1891; Hug o 
Rachel, Die Handels-, Bol- und Akziſepolitik Brandenburg⸗Preußens bis 1713. 
1. Bd. Berlin 1911; Guſtav Schmoller, Zur Geſchichte der deutſchen Klein- 
gewerbe im 19. Jahrhundert. Halle 1870; Derf eine a SEA 
Tucher⸗ und Weberzunft. Straßburg 1881. 5 

4) Radel I, S. 685/86. 
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Eine Anderung trat erſt ein, als der Große Kurfürft in den fiebsiger 
und achtziger Jahren der Tuchmacherei und dem Woll- und Tuchhandel 
ſeine Aufmerkſamkeit in verſtärktem Maße zuwendete. Im Jahre 1678 
machte er durch Einrichtung des General-Kommerzkollegs in Berlin 
den Verſuch, ein eigenes Reſſort für Kommerzienſachen zu begründen !), 
und durch Erlaß mehrerer Edikte in den Jahren 1686—1688 ſuchte 
er die Wollmanufaktur zu fördern?). 

Bei dieſen Verſuchen zur Hebung der Induſtrie galt es vor allen 
Dingen, die Konkurrenz Sachſens zu ſchlagen. Der Kurfürſt ſchuf 
deshalb eine Art induſtriellen Werbeſyſtems, indem er durch das 
General⸗Kommerzkolleg?) geſchickte ſächſiſche Spinner und Weber unter 
Verſprechungen und Geldzuwendungen in das Land ziehen ließ )). 
Dieſe angeſetzten Handwerker arbeiteten in der Regel für ſelbſtändige 
kaufmänniſche Verleger oder für Faktoren. 

Auch in Luckenwalde wurde eine derartige Faktorei errichtet )?. 
Durch den Kommerzienrat Printzen, der 1684 Aſſeſſor des General⸗ 
Kommerzienkollegs wurde, ließ ſich Chriſtian Mauhl aus Schandau bes 
ſtimmen, nach Luckenwalde zu kommen und dort als Faktor ein Unter⸗ 
nehmen, beſtehend aus Zeugweberei, Strumpfwirkerei, Tuchmacherei und 
-⸗Schererei, zu begründen und mit ſächſiſchen Handwerkern aus Schandau 
zu beſetzen ). Es wurde ihm dazu ein Haus mit vier „Logiamenten“ 
gebaut“). Die Wollſpinner mußte er ſelbſt heranziehen; fie erhielten zu 
ihrer Unterſtützung jährlich einen Teil der 8 — 10 Wiſpel ) Roggen, 


1) Meinardus S. 487. 
, 2) Schmoller, Die Straßburger Tuder: und Weberzunft, S. 23; 
Derſelbe, Zur Geſchichte der deutſchen Kleingewerbe, S. 24; Rachel I 
S. 685 86. 

3) Meinardus S. 488. 

4) Radel I, S. 761. 

5) Dieſe Gründung iſt meines Wiſſens noch nirgends erwähnt; denn 
Sch moller gibt an, daß 1723 die Tuchmacherei in Luckenwalde noch unbekannt 
war (Studien über die wirtſchaftliche Politik Friedrichs des Großen (Jahrbuch 
für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft, herausgegeben von Guſt av 
Schmoller, 11. Jahrgang, 1887, S. 820). Nach Feig beherbergte Luckenwalde 
noch am Anfang des 18. Jahrhunderts in ſeinen Mauern keinen einzigen 
Zug, und Zeugmacher (Begründung der Luckenwalder Wolleninduſtrie uſw. 
S. 80) Ebenſo erwähnt Händler, daß Friedrich Wilhelm I. die erſten 
Tuchmacher nach Luckenwalde zog (Gründungsgeſchichte uſw. S. 1). 

6) Siehe Anlage 2. 

7) Das Jahr der Niederlaſſung iſt nirgends angegeben. Vermutlich er⸗ 
folgte ſie im Jahre 1684, in dem Printzen Aſſeſſor des Kommerzkollegs wurde. 

8) 1 Wiſpel = 24- 25 Scheffel. 
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die das Amt Zinna für die Armen in Luckenwalde zu liefern hatte. 
Dem Landſchaftseinnehmer Balthaſar Handtſchken, Beſitzer der eine halbe 
Stunde von Luckenwalde entfernt auf dem Wege nach Jüterbog liegen- 
den Lindenberger Kornmühle, wurde am 18. November 1691 geltattet, 
für die Luckenwalder Tuchmacher eine Walkmühle zu errichten !). 


Gefährlich für die neugeſchaffene Manufaktur war die Nähe 
Jüterbogs, deſſen Bürgern in handelspolitiſcher Beziehung Gleichſtellung 
mit den kurbrandenburgiſchen Untertanen, bzw. Bevorzugung vor dem 
übrigen Ausland zugeſichert war?). Um die Luckenwalder davor zu 
ſchützen, wurde Handtſchken ausdrücklich verboten, Tücher für die Jüter⸗ 
boger zu walken. Auch ſonſt ſollte Luckenwalde im Umkreiſe ein 
Monopol behalten, ſo daß dem Erbpächter Martin Heinrich Malten in 
Zinna ſein Geſuch um Anlage einer Wollmanufaktur abgeſchlagen wurde, 
„weil dergleichen Nahrung in die Städte und nicht auf das Land 
gehöre“. 

Das Unternehmen des Chriſtian Mauhl ſcheint ſich aber trotzdem 
nicht entwickelt zu haben. Er ſelbſt legte das dem Luckenwalder Steuer⸗ 
einnehmer Soetefleiſch zur Laſt, der ſechs Jahre nach der Niederlaſſung 
Mauhls durch den magdeburgiſchen Amtsrat Willmann zum Manu— 
fakturinſpektor in Luckenwalde ernannt wurde. Die „Tuchfabrik“ wurde 
gleichzeitig von dem Unternehmen abgetrennt und ihm mit dem halben 
Haus „als Freiwohnungen für ſeine Leute“ überlaſſen, während Mauhl 
für ſeine Handwerker Miete zahlen mußte. — Auch ſonſt fühlte er 
ſich durch Soetefleiſch geſchädigt: er behauptete, der Steuereinnehmer 
hätte ihn zur Akziſe doppelt und zur Kapitationsſteuer ?) bedeutend zu 
hoch veranlagt. Mauhl warf ihm ferner vor, er hätte die „Fabrik“, 
zu deren Anlage Soetefleiſch 15000 Taler vorgeſchoſſen haben will, fo 
ſchlecht geführt, daß die Leute heimlich weggingen und Mauhl ſich der 
Tuchmacherei wieder annehmen mußte. Ferner klagte er den Steuer⸗ 
einnehmer an, er hätte im Kreiſe die Prieſter- und Bauernwolle auf⸗ 
gekauft und ausgeführt und durch ſein Beiſpiel Unbefugte, entgegen 
den kurfürſtlichen Verordnungen, dazu veranlaßt“). Auch den Gewand⸗ 

1) Siehe Anlage 3. 

2) Als Entſchädigung für die Abtrennung Jüterbogs von Magdeburg 
(Rachel I, S. 761 bis 766). 

3) Eine ſeit 1707 eingeführte Kopfſteuer. 

4) Auch die „Tuchmacher der 4 Reſidenzſtädte beſchuldigten den Land⸗ 
ſchaftseinnehmer zu Luckenwalde, daß er viele Tauſend Steine einkaufe, während 
bei den dortigen Manufakturen keine 200 verarbeitet würden“ (Rachel I 
S. 693). | 
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ſchnitt hätte Soetefleiſch unbefugt 21 Jahre lang in feinem Haufe be- 
trieben !). 


Im Jahre 1709 wandte fih Mauhl an Friedrich I. mit der Bitte, 
feinen Schwiegerſohn, den Apotheker Chriſtoph Meyern, zu feiner Unter- 
ſtützung heranziehen zu dürfen, damit nach feinem Tode die Manu- 
faktur fortgeſetzt werden könne ?). Es wurde ihm geantwortet, „daß 
der Supplikant ſich wegen dieſer Punkte, ſo die Lehnskanzlei nichts 
angehen, an das General-Kriegskommiſſariat wenden müſſe“. Mit 
dieſer Antwort ſcheint das ganze Unternehmen erledigt zu ſein, ſo 
gründlich, daß acht Jahre ſpäter, als Friedrich Wilhelm I. wieder 
Tuchmacher in Luckenwalde anſetzt, mit keinem Wort darauf zurück— 
gewieſen wird. 


Zweites Kapitel 
Die Anfänge der Luckenwalder Tuchmacherinnung“ 


Unter der Regierung Friedrich Wilhelms I., im Jahre 1717, ließen 
fih ſächſiſche Koloniſten in Luckenwalde zum zweiten Male nieder “). 
Im folgenden Jahre kamen ſie um Erteilung eines Innungsprivilegs 
ein ), das ihnen 1724 auf Grund der 1723 erlaſſenen „Königlichen 
Tud- und Zeugmacher- auch Schauordnung“ nach Zahlung von 


1) Die Vorwürfe, die ſich gegen die ſchlechte Amtsführung Soetefleiſchs als 
Steuereinnehmer richten, liegen zwar außerhalb unſeres Themas, beſtätigen aber 
die Berechtigung der obigen Klagen. Eine Unterſuchung, die 1707 von der Magde⸗ 
burger Ober⸗Steuerdirektion gegen Soetefleiſch wegen unrichtiger Adminiſtration 
vorgenommen wurde, führte zu ſeiner Amtsentlaſſung und Arretierung. Erſt 
1713 wurde er gegen Stellung einer Kaution aus dem Arreſt entlaſſen. 

2) Siehe Anlage 1. 

3) Geh. St.⸗A. Rep. 52, 264 Kloſter Zinna; Generaldireftorium Kurmark, 
Titel 212 Nr. 2; ebenda Titel 142 Sekt. a Nr. 1. — Literatur: Johannes Feig, 
Die Begründung der Luckenwalder Wolleninduſtrie durch Preußens Könige im 
18. Jahrhundert (Forſchungen zur brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, 
10. Bd. Leipzig 1898); Guſtav Händler, Gründungsgeſchichte der Luden: 
walder Tuchinduſtrie und der Geraer Kolo nieſchule. Privater Druck. Ludens 
walde ca. 1902. 8 

4) Sie hatten auf Grund des Koloniſtenedikts vom 27. September 1717 
(abgedruckt bei Händler S. 1—2) folgende Vorrechte: 1. Freiheit von der Kon⸗ 
ſumtionsakziſe für 3 Jahre; 2. Freiheit von allen bürgerlichen Laſten (Cine 
quartierung uſw.) für 6 Jahre; 3. Freiheit von jeder Werbung für ſich, ihre 
Kinder und Hausgenoſſen; 4. unentgeltliche Lieferung des zum Hausbau nötigen 
Holzes. MÉ f 

5) Siehe Anlage 4. 
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25 Talern an die Rekrutenkaſſe bewilligt wurde!). Es enthält neben 
einer Reihe von geſellſchaftlichen und Disziplinarvorſchriften im weſent⸗ 
lichen folgende Beſtimmungen: Die Lehrzeit beträgt vier, die Wander- 
zeit zwei Jahre. Wer Meiſter werden will, muß ein Meiſterſtück 
machen, doch braucht er nicht bei einem Meiſter am Ort gearbeitet zu 
haben. Die Tuche müſſen der Schauordnung von 1723 entſprechen, 
ſonſt bekommen ſie nicht das Siegel des Schaumeiſters, und der Tuch— 
macher wird überdies beſtraft. Kein Meiſter darf mehr Wolle, als er 
ſelbſt verarbeitet, kaufen. Tuch, das er außerhalb der Stadt auf Jahr- 
märkten oder bei einem Meiſter einer anderen Stadt kauft, darf er 
zwar „in derſelben Stadt“ ) verkaufen, aber nicht unter einem Taler 
für die Elle, mit Rückſicht auf ſeine Mitmeiſter. Auch für öffentliche 
Märkte gilt dieſer Mindeſtpreis. Auf der „Grampelkammer“ der 
Meiſter darf keine Wolle zur Herſtellung halbwollener Zeuge und ähn- 
licher Stoffe bearbeitet werden, um die Tuchmacher vor der Konkurrenz 
dieſer Gewerbe zu [hüten ?). 

Die gang mittellofen Meiſter hatten in der erſten Zeit mit vielen 
finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen, trotzdem die Belaſtung durch die 
Konſumtionsakziſe ſür ſie am Anfang nicht in Betracht kam. Sie 
gaben am 5. Juni 1721 zu Protokoll“), fie hätten kein Kapital zu 
günſtigem Wolleinkauf, deshalb könnten ſie ſtets nur ſoviel einkaufen, 
wie ſie verarbeiteten und wieder verkauften. Jahrmärkte beſuchten ſie 
nicht, ſondern ſobald fie ein Stück fertiggeſtellt hätten, brächten fie es 
ſofort dem Berliner Kaufmann zum Verkauf. Ein Vorſchuß zum 
Wolleinkauf wäre ihnen zwar ſehr erwünſcht, da ſie dann den Kauf⸗ 
leuten nicht ſo ausgeliefert wären; aber da ſie die dazu nötige Kaution 
doch nicht ſtellen könnten, müßten ſie darauf verzichten. Der durch 
das Wollausfuhrverbot vom 20. April 1718, das auch für den „Lucken⸗ 


1) Siehe Anlage 5. 

2) D. h. in Luckenwalde. 

3) Im Jahre 1725 richtete die Innung ein Meiſterbuch ein, in dem die 
Eintragungen von 1718 an nachgeholt ſind. Es hat auf den erſten zwei Seiten 
folgenden Inhalt: „Laus deo. Wird mit Gott der Anfang gemachet. Als ein 
Stammbuch, worinnen derer Namen zu finden ſein, welche Meiſter geworden. 
Im Jahr anno 1725 den 19ten Februar. Stammbuch, darinne zur Nachricht 
anzutreffen, wie auf Sr. Königl. Majeſt. in Preußen ausgegangenen aller⸗ 
gnädigſten Patentis, worinnen unterſchiedliche Beneficies denen Wollarbeitern 
verſprochen, wir Tuchmacher, wie folget uns in Luckenwalde zur Wohnſtadt er⸗ 
wählet, ſind die erſten geweſen.“ Es folgen dann für das Jahr 1718 ſechs 
Namen, für 1721 zwei, 1722 und 1724 je ein, für 1725 vier Namen u. .f. 

4) Bericht des Steuerrats Heidenreich. 
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waldſchen Kreis“ galt, verbilligte Wollpreis fet für jie bedeutungslos, da 
die Kaufleute ihnen den Preis für ihre Ware dementſprechend ſtellten. 
Auch der Streit wegen des mutuellen commercii mit Sachſen beträfe 
ſie nicht, da ſie keine ſächſiſche Wolle verarbeiteten. 

Trotzdem ſtieg im Laufe der nächſten 20 Jahre die Zahl der 
Meiſter bis auf 33. Davon ſtammten 28 aus Sachſen, einer aus der 
Kurmark, einer aus Polen und zwei waren Stadtkinder. Allmählich 
fanden ſie auch Abſatz auf der Leipziger Meſſe, wo ſie durch ihren 
ſpäteren Obermeiſter Jänichen!) verlegt wurden, der die von Friedrich 
Wilhelm I. geſtiftete Walkmühle in Erbpacht erhielt. Schmoller 
bezeichnet ihn als „Begründer der Luckenwalder Induſtrie“ und ſagt 
von ihm: „Er baute eine Walkmühle und Färberei mit 9000 Taler 
Koſten, erwarb einiges Vermögen, zog gegen 40 Tuchmacher nach fidh, 
beſchäftigte die meiſten in Luckenwalde befindlichen und ſorgte. für Abſatz 
in Leipzig, ſogar auch für die Tuchmacher anderer kleiner Städte. Er 
bat wiederholt, ihn zum Fabrikeninſpektor zu ernennen. Er hat dieſen 
ſonſt ſchlechten und unbekannten Ort in Aufnahme und Bekanntſchaft 
gebracht.“ ?) 


Drittes Kapitel 
Das Luckenwalder Wollmagazin?) 


Unter den Vorſchlägen des Miniſters von Derſchau „zur Verbeſſe— 
rung des Nahrungsſtandes der kurmärkiſchen Städte“ vom 22. Januar 
1770 iſt an erſter Stelle die Anlage von lokalen Wollmagazinen 
genannt. Um ſie ins Leben zu rufen, wurde im folgenden Jahre die 
„Inſtruktion an die Adminiſtratores der publiken Wollmagazine in 
verſchiedenen kurmärkiſchen Städten“ erlaſſen, mit gutem Erfolg, denn 


1) 1749 unterzeichnet er das Protokollbuch als Obermeiſter. 

2) Studien über die wirtſchaftliche Politik Friedrichs des Großen (Jahrbuch 
für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen Reich. Heraus- 
gegeben von Guſtav Schmoller. 11. Jahrgang 1887, S. 820. Die weitere 
ſteigende Entwicklung der Luckenwalder Tuchmacherei ſchildern Fe ig (S. 91 ff.) 
und Händler (S. 9 ff.). Einige Tabellen mögen daher nur noch ihre Dar- 
ſtellungen ergänzen (fehe Anlagen 6—9). 

3) Geh. St.⸗A., Generaldirektion Kurmark, Titel 258 Nr. 8. — Literatur: 
Hugo Roehl, Beiträge zur Preußiſchen Handwerkerpolitik (Staats- und ſozial⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchungen, herausgegeben von Guſtav Schmoller, 17. Bd., 
Heft 4. Leipzig 1900); Kurt von Rohrſcheidt, Vom Zunftzwang zur Ge: 
werbeſreiheit. Berlin 1898. 

4) Siehe auch das folgende Kapitel S. 419 Anm. 4. 
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im Jahre 1772 beſtanden in 33 kurmärkiſchen Städten Wol- und 
Garnmagazine. 

Sie waren folgendermaßen organiſiert !). Aus der 1737 be- 
gründeten Hauptwollmagazinkaſſe in Berlin wurde in der Regel dieſen 
Spezialmagazinen ein Vorſchuß in Geſtalt von Wolle oder von Geld 
zum Wollankauf gegeben. Die Spezialmagazine kreditierten wieder 
den Meiſtern den Betrag für vier, ſeit 1786 für ſieben leichte Steine?) 
ſo lange, bis ſie ihre Ware verkauft oder im Magazin niedergelegt 
hatten; dann erſt ſollten ſie neuen Vorſchuß erhalten. An keinen ver— 
mögenden Fabrikanten oder verlegten Meiſter durfte Wolle abgegeben 
werden ?). 

Dieſe Einrichtung wurde auch für Luckenwalde bald von Bedeutung. 
Hier hatte ſchon 1756 der Luckenwalder Magiſtrat einer Tabelle über 
die dortigen Wollarbeiter die Bemerkung zugefügt, „daß es zum Beſten 
der Tuchmacher und Zeugmacher “) gereichen würde, wenn Se. Majeſtät 
ein Kapital (2000 Taler) zur Anlegung eines Wollmagazins vorſchießen 
würde“. Dies geſchah nicht. Ebenſo wurde noch Anfang 1773 das 
Geſuch eines Luckenwalder Tuchmachers um einen Vorſchuß zum Woll— 
ankauf abgewieſen, „da dazu kein Fonds vorhanden war“. Nachdem 
aber in demſelben Jahre Luckenwalde zur Kurmark verlegt worden 
war, wandten ſich am 2. Auguſt 1773 die dortigen Tuchmachermeiſter 
an den König mit der Bitte um 3000 Taler aus dem Hauptfonds 
zur Anlage eines Wollmagazins, und zwar zum Ankauf ſchleſiſcher 
Wolle. Die ungefähr 100 Meiſter verfertigten jährlich 2000 Stück 
Tuch, „ſo faſt größtenteils nach auswärtigen Landen auf denen Meſſen 
zu Leipzig und Braunſchweig, wie auch nach der Schweiz abgeſetzet 
wurden“. „Infolge der geweſenen teuren Jahre an Lebensmitteln und 
demnächſt nach fortdauernden hohen Wollpreiſen“ 5) wäre ein Rückgang 
eingetreten, dem man durch beſſere Ware mit Hilfe der guten ſchleſiſchen 
Wolle entgegenzutreten hoffte. 


Am 6. Auguſt 1774 wurde für Luckenwalde die Anlage eines 
Wollmagazins mit einem Fonds von 2000 Talern bewilligt. Aber die 


1) Siehe auch v. Rohrſcheidt S. 56 ff. 

2) Ein Stein Wolle: in Preußen ca. 1014 kg. 

3) Dem Entrepreneur der Geraer Zeugfabrik in Luckenwalde wurde darum 
fein dies bezügliches Geſuch mit der Begründung abgeſchlagen, „daß dieſer Fonds 
nur für bedürftige Handwerker, nicht für Entrepreneurs ſei“. 

4) Luckenwalde hatte damals 55 Tuchmacher und 3 Zeugmacher. 

5) Dre Jahre 1770 big 1774 waren die „Hungerjahre' (Schmoller. 
Kleingewerbe, S. 22). 
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daran geknüpften Hoffnungen follten fih nicht verwirklichen. Als bei 
der Begründung das Tuchmachergewerk zuſammentrat, gaben zwar 
59 Meiſter ihren Wollbedarf an, der den bewilligten Vorſchuß noch 
um 1625 Taler überſtieg. Das bedeutete aber auch den Höhepunkt. 
Schon im folgenden Jahre verlangten nur noch 19 Tuchmacher einen 
Vorſchuß, und 13 erklärten, „daß ſie es refüſieren müſſen, von dort 
ihre Wolle zu beziehen, weil fie das Geld nicht frühzeitig genug er- 
halten hätten, dann aber vorzüglich, weil ſie ihre Hantierung bei ſo 
hohen Wollpreiſen und geringem Abſatz der Tücher einſchränken müſſen, 
wie ſie denn in dem verwichenen Jahre mit der Magazinwolle mit 
Schaden gearbeitet hätten“. Mit Mühe nur erreichte der Luckenwalder 
Magiſtrat in der Folgezeit, daß 12 Meiſter weiter um Vorſchuß baten, — 
gemeldet hatten ſich nur ſechs, — „damit man des Königs Gnade nicht 
abweiſe“. 

Daß das Magazin ſeinen Zweck, den kleinen Tuchmachern eine 
Hilfe zu ſein, ſo gänzlich verfehlte, mag einmal an der ungenügenden 
Verwaltung gelegen haben. Sie wurde anfänglich von ſtädtiſchen Be- 
amten — zuerſt dem Bürgermeiſter, dann dem Kämmerer — ausgeübt, 
die augenſcheinlich den Wolleinkauf nicht verſtanden und unvorſichtig 
Vorſchüſſe gaben. Aber auch die ſpäteren fachmänniſchen Rendanten 
— Luckenwalder Tuchfabrikanten — konnten die Lage nicht mehr ver⸗ 
beſſern. Es handelte ſich hierbei um eine typiſche Erſcheinung, die ſich 
auch in anderen Städten verfolgen läßt !). Die allen gemeinſchaſtlichen 
Urſachen ſieht der Kriegs- und Domänenrat Adler in den hohen Woll⸗ 
und Getreidepreiſen der Jahre 1771—1773, der zu hohen Proviſion 
(5% ), welche die an fih armen Tuchmacher zahlen müſſen und die 
ihren Gewinn verſchlinge, und in dem Mangel an privatem Kredit 
inſolge der Vorzugsſtellung der königlichen Kaſſenvorſchüſſe. Dazu 
komme, daß es für die Meiſter ſchwer ſei, den Verbrauch eines Jahres 
im voraus zu beſtimmen, und daß die Rückzahlungen an das Magazin 
an einem ungünſtigen Zeitpunkt zu erfolgen hätten. 

Auf dieſen Bericht hin ſucht die Regierung von 1786 an die 
Wirkſamkeit der Magazine durch Verſtärkung der Fonds und Er— 
höhung der Vorſchüſſe zu befördern. Auch Luckenwalde bekommt von 
da an einen Fonds von 3500 Talern, und die Weber ſtatt des bis— 


1) 1778 weiſt das Straßburger Wollmagazin 950 Taler, 1779 das Wriezener 
880 Taler Reſtſchulden auf. Im gleichen Jahre findet ein Inventurverkauſ des 
aufgehobenen Perleberger Magazins ſtatt. 1782 geht das Wollmagazin zu 
Stendal ein. Eine Anzahl anderer Städte, z. B. Strausberg, verzichten über⸗ 
haupt darauf. . 
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herigen Vorſchuſſes von vier, von jetzt an einen ſolchen von ſieben 
leichten Steinen Wolle. Trotzdem bleibt die Lage unverändert. Die 
Tuchmacher können nicht um neue Vorſchüſſe einkommen, da ſie nicht 
fähig ſind, ihre bisherigen Schulden zu bezahlen. Wir finden fort— 
während als Antwort auf die Drohungen von Regierung und Magiſtrat 
mit der Pfändung klägliche Geſuche der Meiſter um Aufhebung oder 
wenigſtens Stundung der Schulden; 1788 gehen ſieben von ihnen 
ſelbſt nach Berlin und bitten um Aufſchub, „ſonſt könnten ſie nicht 
zurück, da ſie dann gepfändet würden“. Die größte Armut herrſcht 
unter ihnen: in einem Bericht von 1791 leſen wir, „daß die Armut 
der Tuchmacher und Wollarbeiter in Luckenwalde unbeſchreiblich groß 
ſei, und daß viele mit Weibern und Kindern nicht einmal Stroh zu 
einem Nachtlager hätten, ſondern auf Tannennadeln lägen“. 

Seit April 1898 ſtehen die Geſchäfte des Magazins ganz ſtill. 
Der Magiſtrat kann die früheren Schulden wegen der ſchlechten Zeiten 
nicht mehr eintreiben. Die Verſchuldeten ſind jetzt auch gar nicht mehr 
ſelbſtändige Handwerker. Am 14. Dezember 1812 berichtet der 
Magiſtrat, „daß die Schuldner nicht zahlen können, da ſie ſich von 
Wollſpinnen und Weberei ernähren, deren Arbeit den bemittelten 
Meiſtern gehört, für welche ſie arbeiten, mit einem Wort, als Geſellen. 
Keiner der Reſtanten habe mehr als einen Stuhl; ſehr wenige ſeien 
darunter, die ihre Stühle gebrauchen können, indem ſie dazu keine 
Mittel haben, ihre Wolle anzuſchaffen“. 48 Tuchmacher ſind (natürlich 
aus früheren Zeiten) dem Magazin noch mit 518 Talern 12 Gr. 3 Pf. 
verſchuldet. Faft alle find Arbeiter in der Fabrik von Gottlieb Buſſe !). 
Nur bei ganz wenigen kann die Schuld noch hypothekariſch eingetragen 
werden, da die meiſten kein Grundſtück mehr haben. In einer Liſte 
der Schuldner finden wir faſt hinter jedem Namen die Bemerkung: iſt 
in dürftigen Umſtänden, lebt von Lohn. Bei den meiſten werden die 
Reſtſchulden geſtrichen; nur noch wenige ſind zu allmählicher Zahlung 
fähig, und mühſam treibt der Magiſtrat das Geld ein. 1814 be⸗ 
richtet er: „In hieſiger Stadt hat die Exiſtenz eines Wollmagazins 
feit mehreren Jahren aufgehört“. Noch bis 1825 laſſen ſich die Mb- 
rechnungen verfolgen, dann hören ſie ganz auf?). 


— — — e 


1) Buſſe war damals der bedeutendſte „Tuchſabrikant“ in Luckenwalde und 
Beſitzer der de Vinsſchen Fabrik. (Siehe folgendes Kapitel.) 

2) Daß die Wollmagazine. fih damals im allgemeinen nicht mehr bewährten 
und die von ihnen verſorgten kleinen Tuchmacher überall Lohnarbeiter bei den 
wohlhabenden „Fabrikanten“ wurden, zeigt Röhl S. 8081. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch XXXI. 2. 27 
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Viertes Kapitel 
Die Geraer Zeugfabrik!) 


Als im Jahre 1780 durch den Brand der Stadt Gera ?), in der 
die durch Herzog Alba vertriebenen Niederländer eine blühende Zeug— 
weberei ë) mit gut organiſiertem Verlagsſyſtem, lebhaftem Handel auf 
der Leipziger Meſſe und ſtarker Ausfuhr nach der Schweiz, Italien 
und Polen geſchaffen hatten, 208 Zeugweber obdachlos wurden“), er: 
griff die preußiſche Regierung die gute Gelegenheit, um die in der 
Mark noch wenig betriebene Zeugweberei einzuführen?) und fid das 
Geraer Abſatzgebiet zu ſichern. Mehrere Kabinettsorders an das 
V. Departement vom 15. Oktober 1780 und den ſolgenden Tagen 
beſtimmten, daß ein Etabliſſement von mindeſtens 40—50 Webſtühlen 
und einer Anzahl feiner Spinner, zum Anlernen der einheimiſchen, zu 
begründen ſei, und zwar an irgendeinem Ort nahe der ſächſiſchen 
Grenze. Nur dürfe dieſer Platz nicht weiter als Gera von Leipzig 
entfernt ſein, da ja der Abſatz auf der dortigen Meſſe der Hauptzweck 
des Etabliſſements ſei. Ein Verleger ſei möglichſt bald zu ermitteln. 
Der Kriegsrat Calvinus aus Halle ſolle ſich bei der nächſten Leipziger 
Meſſe eine exakte und komplette Muſterkarte mit Maßen und Preiſen 


1) Geh. St.⸗A., Fabrikendepartement Kurmark, Titel 115 Nr. 9, Titel 241 
Nr. 119, 164, 322; Generaloireftorium Kurmark, Titel 142, Stadt Luckenwalde, 
Bd. 7, Sekt. a Handwerker; Titel 246 Nr. 2; Titel 258 Nr. 4, da. — Lite⸗ 
ratur: Johannes Feig, Die Begründung der Luckenwalder Wolleninduſtrie 
durch Preußens Könige im 18. Jahrhundert (Forſchungen zur brandenburgiſchen 
und preußiſchen Geſchichte, 10. Bd. Leipzig 1898); Kurt Finkenwirth, Die 
Gera-Greizer Textilinduſtrie. Greiz 1910; Guſtav Händler, Gründungs- 
geſchichte der Luckenwalder Tuchinduſtrie und der Geraer Kolonieſchule. (Pri- 
vater Druck.) Luckenwalde ca. 1902; Reinhold Koſer, Geſchichte Friedrichs 
des Großen, Bd. 3. Stuttgart und Berlin 1913; Kurt von Rohrſcheidt, 
Vom Zunſtzwang zur Gewerbeſreiheit. Berlin 1898: Guſtav Schmoller. 
Studien über die wirtſchaftliche Politik Friedrichs des Großen. Jahrbuch für 
Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen Reich, herausgegeben 
von Guſtav Schmoller, 11. Jahrg. 

2) 18. September 1780 (Geſchichte von Gera und deffen nächſter Umgegend. 
von Ferdinand Hahn. Gera 1855, 2. Teil, S. 91). Nach Feig fand der 
Brand Geras 1775 und die Gründung des Luckenwalder Etabliſſements 1717 ſtatt. 

3) Wollene Zeuge beſtanden aus feinerem Geſpinſt als Tuche und wurden 
nicht gewalkt, ſondern nur gepreßt. 

4) Bericht des preußiſchen Sekretärs Lieber. 

5) Luckenwalde hatte 1753 drei, 1764 zwei, zeitweiſe nur einen Zeugmacher. 
Vorher und nachher wird die Zeugweberei dort nicht erwähnt. 
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der Geraer Stoffe zu verſchaffen ſuchen. Zur Begründung des Unter⸗ 
nehmens habe die Manufakturkaſſe vorläufig 10 000 Taler zu geben. 

Eine Reihe von Orten im Herzogtum Magdeburg, der Grafſchaft 
Mansfeld und der Kurmark wurden in Vorſchlag gebracht. Zur 
engeren Wahl kamen ſchließlich Zieſar, Belitz und Luckenwalde. 
Zieſar ſchied aus, da es dort „an gutem und weichem Fließwaſſer für 
die Färberei fehle, 5—6 Meilen im Umkreis keine feine einſchürige 
Wolle, welche allein zu dergleichen leichten Zeugen gebraucht werden 
kann, zu haben, die dortige Spinnerei kaum für die dortigen 14 Tud- 
macher ausreiche und Kalk und Steine merklich teurer ſeien als bei 
Luckenwalde“ 1). Auch Belitz erſchien nicht geeignet, „da es ganz und 
gar keine Zufuhr hat, und können alſo die Leute nicht ſo wohlfeil 
leben und arbeiten, und muß ich in der Gegend noch immer erlauben, 
ihre Bedürfniſſe in Sachſen zu kaufen“. Und gerade wohlfeile Lebeng- 
und Arbeitsbedingungen waren nötig, „damit der Preis unſerer Waren 
nicht höher wie die Geraſchen zu ſtehen kommt; ſonſten, wenn die Sachen 
teurer ſind, wie Fremden die Waren verkaufen, ſo haben wir keinen 
Debit und behalten unſere Sache auf dem Halſe und der Endzweck 
wird nicht erreicht“ 2). 

So entſchied ſich der König für Luckenwalde, deſſen Lage, zwiſchen 
Leipzig und Frankfurt a. O. einen guten Abſatz auf den dortigen 
Meſſen zu ſichern ſchien und „wo er glaubte, daß am mehrſten da zu 
profitieren von der feinen Spinnerei für die daſigen Tuchmacher; denn 
wenn die das lernen bei der Wolle, ſo können dann auch feinere 
Tücher dorten gemacht werden“ ?). 

Nun galt es, die Geraer zur Anſiedlung zu veranlaſſen“). Man 
wandte das früher vom König empfohlene Werbeſyſtem an und ſuchte, 
die Koloniſten durch eine Reihe von Vorrechten anzulocken. Es wurde 


1) Kabinettsorder vom 2. März 1781. 

2) Kabinettsorder vom 2. November 1780. 

3) Kabinettsorder vom 16. März 1781. 

4) Die Beftrebungen Friedrichs des Großen zur Heranziehung von Solos 
niſten hatten bereits unmittelbar nach dem Hubertusburger Frieden eingeſetzt. 
In einer Inſtruktion vom 29. März 1763, das Manufakturweſen betreſſend, 
wurde die Kriegs⸗ und Domänenkammer angewieſen, längs der ſächſiſchen Grenze 
Handwerker heranzuziehen und ihnen ſoſort Berliner Kaufleute als Verleger zu 
verſchaffen. Im Jahre 1770 wurde ein Retabliſſementsplan für die Kurmark 
aufgeſtellt, der, als er 1775 im weſentlichen durchgeführt war, auf Wunſch des 
Königs noch weiter fortgeſetzt wurde. Nachdem Luckenwalde 1773 mit der Kur⸗ 
mark vereinigt worden war, konnte es in dieſen Plan einbezogen werden. (Siehe 
auch Koſer, Geſchichte Friedrichs des Großen, Bd. 3, S. 185 ff.) . 

27 


420 Luiſe Bamberger 116 


ihnen zugeſichert: freie Reiſe und 2 Groſchen Zehrungsgelder pro Perſon 
und Meile, Lieferung von Handwerkszeug, Wollen- und Garnvorſchuß, 
Freiheit von der Werbung für ſich ſelbſt, ihre Kinder und alle mit- 
zubringenden Perſonen, Befreiung von der Konſumtionsakziſe für 3, 
von allen bürgerlichen Laſten für 15 Jahre, freies Meiſter- und Bürger⸗ 
recht, freie Wohnung und bei guter Führung der vererbliche Beſitz 
eines eigenen Hauſes mit Gartenland. Die Werber ſollen ferner den 
Webern vorſtellen, „daß der Preis der Wolle in hieſigen Landen 
wenigſtens 40 Prozent wohlfeiler als in der Gegend von Gera iſt, 
die auswärtigen Fabrikwaren auch auf der Frankfurter Meſſe 8 Prozent 
Tranſito und 2 Prozent Meßakziſe bezahlen müſſen, wogegen die ine 
ländiſche Fabrikation ganz frei von Abgaben, Zoll und Akziſe ift, wes- 
halb denn allem Anſchein nach, wenn die Fabrikation nach Geraiſcher 
Art hier im Lande eingeführet wird, die damit handelnden Kaufleute 
einen weit vorteilhafteren Handel als ſelbſt in Gera damit treiben und 
demnach wohlfeiler, als die Geraer bisher getan, dieſelben verdienen 
laſſen können“. 

Die erſten Werber, der Bürgermeiſter Schmidt, der aus Gera 
ſtammte, und der Kriegsrat Avenarius aus Mühlhauſen, hatten wenig 
Erfolg und wurden bald abberufen. Glücklicher mar ihr Nachfolger, 
der Sekretär Lieber, trotzdem die Werbung auf viele Schwierigkeiten 
ſtieß: die Kurfürſten von Heſſen und von Sachſen und der Herzog von 
Braunſchweig bemühten ſich ebenfalls, die Geraer in ihr Land zu 
ziehen; der Graf Reuß ſuchte dagegen nach Kräften, die Zeugmacher 
zurückzuhalten. Mit aller Vorſicht müſſen die Werber vorgehen; 
Schmidt wird empfohlen, nicht im Reußiſchen, ſondern in einer Eur- 
ſächſiſchen Stadt zu wohnen und anzugeben, er gehe wegen der könig— 
lichen Salzfaktoreien nach Hof im Bayreuthiſchen. Lieber, der feine 
Werbetätigkeit auf das gothaiſche Ronneburg ausgedehnt hat, muß auf 
Einſpruch der dortigen Regierung nach Zeitz gehen, und nach einer Be— 
ſchwerde des kurſächſiſchen Departements der auswärtigen Angelegenheiten 
bekommt er ſtrenge Weiſung aus Berlin, „ſich in Abſicht kurſächſiſcher 
Fabrikanten in Acht zu nehmen, indem auf deren Verführung Leibes— 
und Lebensſtrafen in neueren kurfürſtlichen Edikten geſetzt ſind“. 

Bis zum 17. Juni 1781 find 13 Zeugmacherfamilien, 5 Spinne— 
rinnen, 1 Färber, 2 Stuhlſetzer, 2 Wollkämmer und 1 Wollfammer- 
burſche aus Gera und Ronneburg über Halle, Treuenbrietzen nach 
Luckenwalde gekommen. Im Auguſt beſteht das Etabliſſement aus 
63 Seelen, und Lieber wird, da er wegen ſeiner Werbungen aus Zeitz 
ausgewieſen iſt, befohlen, nach Luckenwalde zu gehen, „anjetzo Lucken— 
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walde ſchon dergeſtalt mit Koloniſten angefüllet iſt, daß man mehrere 
nicht aufnehmen kann, bevor die Häuſer für ſie fertig werden“. 

Bis dahin werden die Anſiedler mietweiſe teils in Luckenwalde, 
teils in Belitz untergebracht. Im Januar 1783 ſind auch die letzten von den 
für ſie beſtimmten 18 maſſiven Weber- und 12 Fachwerkſpinnerhäuſern 
gebaut und werden durch das Los verteilt. Sie liegen „nicht an der 
Landſtraße, wie die andern Häuſer in Luckenwalde, ſondern auf der 
Treuenbrietzener Seite!). Wenn man von Trebbin nach Zinna geht, 
ſo können ſie nicht eher in die Augen fallen, als wenn man ſich auf 
den Bauplatz begibt“. Die dadurch gebildete „Geraer Vorſtadt“ iſt 
ohne direkte Verbindung mit der Stadt, ſo daß man trotz der räum— 
lichen Nähe nur mit einem großen Umweg hineinkommt. Bei ſchlechtem 
Wetter ſind die Geraer, „des üblen Weges halber ganz abgeſchnitten“, 
daher bitten ſie um einen eigenen Gottesdienſt und eine eigene Schule, 
die ihnen 1789 bewilligt wird?). Dem ganzen Unternehmen liegt ein 
noch für Belitz entworfener Etabliſſementsplan für einen Kaufmann, 
einen Färber, einen Appreteur, 18 Fabrikanten und 24 Spinner 
zu Grunde). Die darin angeſetzten 39 254 Taler werden im März 
1782 aus der Städtekaſſe angewieſen. 

Die dringendſte Sorge gilt zuerſt der Garnbeſchaffung: noch fehlt 
es an Spinnern (es find ca. 200 nötig), da die in Luckenwalde an- 
ſäſſigen vollauf für die dortigen Tuchmacher beſchäftigt ſind. Der 
Plan, für die Geraer ein beſonderes Wollenmagazin zu errichten, wird 
deshalb auch nicht ausgeführt. Soweit ſie Wolle verlangen, ſoll das 
Magazin der Tuchmacher aushelfen, aus dem bis 1782 die Zeugmacher 
1288 Pfund erhalten“). Statt Gewährung eines Garnvorſchuſſes wird 
am 3. Juni 1781 zwiſchen der Königl. General-Oberfinanz⸗, Kriegs⸗ 
und Domänendirektion und dem Berliner Kaufmann Joh. Gottfried 
Richter (ſpäter Richterſche Erben) ein Vertrag abgeſchloſſen, demzufolge 
er gegen einen Vorſchuß von 2000 Talern den Geraern 1 Jahr lang 
— oder bis 4000 Pfund geliefert ſind, — Garn, meiſt pommerſches, 
zu geben hat. Ebenſo übernimmt er das Kettenſcheren. Schließlich 
wird durch Reſkript vom 20. Februar 1882 ein Plan aufgeſtellt, um 
die erforderlichen Spinner in Trebbin, Zoſſen, Belitz, Mittenwalde und 
Saarmund zu beſchäftigen 5). 


1) An der jetzigen Friedrichſtraße. 

2) Händler S. 34 ff. 

8) Siehe Anlage 10. 

4) Die Reſtſchulden dafür werden ihnen 1784 erlaffen. 
5) Siehe auch Händler S. 19/20. 
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Eine mindeſtens ebenſo brennende Frage ift die nach dem Abſatz 
der Zeuge. Urſprünglich ſollen die Weber ſelbſt dafür ſorgen. Aber 
ſie ſind zu arm dazu. Am 23. Februar 1782 berichtet der Lucken⸗ 
walder Magiſtrat: „Die Armut hieſiger Geraer Meiſter iſt ſo groß, 
daß keiner fähig iſt, für eigene Rechnung zu arbeiten“. Es fehlen 
ihnen auch die Anſtalten zum Fertigmachen der Ware: Appretur und 
Färberei; und mehr noch als an den nötigen Mitteln mangelt es ihnen 
wohl an Fähigkeiten und Kenntniſſen. So muß vor allem ein Ver— 
leger geſucht werden. Die Richterſchen Erben, ebenſo wie die Entre— 
preneure der drei Berliner Wollenzeugfabriken: Johann Georg Wegely, 
Johann Chriſtoph Lange und Du Titre, lehnen den Verlag ab. Auch die 
„Alteſten der teutſch und franzöſiſchen kombinierten Kaufmannſchaft von 
der Tuch⸗ und Seidenhandlung“ finden niemand unter ihren Mit- 
gliedern. Sie alle geben als Grund der Abſage die Überfüllung 
ihrer eigenen Warenlager infolge des ſchlechten Abſatzes an, den ſie 
auf die augenblickliche allgemein ſchlechte wirtſchaftliche Lage infolge 
des „Seekrieges“, auf die hohen Lebensmittelpreiſe und dementſprechenden 
Löhne und auf das Überhandnehmen der Kattune zurückführen. 


So entſchließt man fih zu einem beſonderen ausländiſchen Unter- 
nehmer für das Geraer Etabliſſement; denn der Vorſchlag des Lucken⸗ 
walder Magiſtrats, der König möge das Unternehmen für eigene Rechnung 
betreiben, wird vom V. Departement abgelehnt, „weil durch dergleichen 
Verwaltung niemalen etwas Zweckmäßiges beſchaffet werden kann, da 
derjenige, der damit befaſſet wird, keine freie Hände hat, hinfolglich 
nichts wagen und alſo auch den ganzen Vorteil nicht herausbringen 
kann, der bei einer uneingeſchränkten Dispoſition möglich iſt“. Vor⸗ 
läufig wird aber den Webern freigeſtellt, für eigene Rechnung zu 
arbeiten oder ihre Waren der Geh. Regiſtratur des V. Departements 
abzuliefern. Die meiſten verzichten auf den Selbſtverlag. Nach einem 
Bericht des Kriegsrats Goslich vom 8. September 1782 ſind nur vier 
Stühle für eigene und 19 Stühle für Rechnung der Fabrikationskaſſe 
im Gange. Zur beſſeren Kontrolle der Arbeit wird der Meiſter 
Bodinus einer der wenigen tüchtigen Weber, der auch für die 
Richterſchen Erben gearbeitet hat, zum Werk- und Schaumeiſter 
beſtimmt. Er hat nach ſeiner Inſtruktion !) gegen eine feſte Ent⸗ 
ſchädigung außer der Schau das Sortieren und Färben der Garne 
zu übernehmen?). Dem urſprünglich für die Altmark eingeſetzten 


— — u — 


1) Siehe Anlage 11. 
2) Siehe auch Händler S. 2. 
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Fabrikkommiſſar Kober wird befohlen, „nach Luckenwalde zu gehen, die 
dortige Fabrik nach Geraer Art unter ſeine beſondere Aufſicht zu 
nehmen und einen Plan zu entwerfen, wie die Geraer bis zur Er— 
mittlung eines beſonderen Verlegers zu beſchäftigen ſeien“. Nach ſeiner 
Inſtruktion !) hat er die Aufträge entgegenzunehmen und darauf zu 
achten, daß nur die vorgeſchriebenen Waren angefertigt werden, die 
von ihm und Bodinus zu prüfen ſind. Die fertigen Zeuge ſind von 
ihm abzunehmen und alle 8—14 Tage an die Hauptmanufafturnieder- 
lage in Berlin abzuliefern. Arbeitslohn und Zurichtungskoſten werden 
den Webern auf ſeine Anweiſung durch den Bürgermeiſter Neubauer, 
der die Fabrikationskaſſe führt, ausgezahlt. Eine genaue Statiſtik über 
die Herſtellungskoſten für jedes Stück und die monatlich abgelieferte 
Warenmenge wird Kober zur Pflicht gemacht. 

Daß ſelbſt noch jetzt, am Ausgang des 18. Jahrhunderts, die 
Beibehaltung der Innungsform einem Bedürfnis entſprang, geht aus 
einem Antrag Kobers vom Anfang des Jahres 1782 hervor. Er 
ſchreibt: „Ein Privileg für die Geraer Webermeiſter ſei höchſt nötig, 
weil ſonſt die Verwilderung ſich dergeſtalt vergrößern würde, daß die 
Lehrburſchen und Geſellen, ohne abzuarbeiten, von einem Meiſter zum 
andern liefen, wie ſchon jetzt geſchieht.“ „Auch wäre es aus der Ur- 
ſache nötig, weil die auswärtigen Meiſter glaubten, daß ſie hier als 
Krauter arbeiten und für ihr dort verlaſſenes Meiſter- und Bürger⸗ 
recht, welches an 100 Taler koſte, in Luckenwalde dergleichen wieder⸗ 
aufzufinden, nicht verſichert wären.“ Auch der Geh. Finanzrat Hart⸗ 
mann betont ?), das Zunftprivileg „fei baldmöglichſt zuſtande zu bringen, 
da es die Notwendigkeit erfordert, daß die daſigen Meiſter nach Hand⸗ 
werksgebrauch Geſellen fordern, beſonders . auch Lehrjungens auf⸗ 
nehmen und losſprechen können“. 

So bekommen die Zeugmacher am 7. Auguſt 1782 ihr von dem 
Kriegs⸗ und Steuerrat Richter ausgefertigtes, ſehr umfangreiches 
„Spezialprivilegium und Gildebrief des Wollenzeugmachergewerks zu 
Luckenwalde“, das auf Grund der „den kombinierten Zeug: und Raſch⸗ 
machern in unſeren Landen gegebenen Generalprivilegien“ vom 22. Auguſt 
1735 errichtet ijt®), Der Inhalt entſpricht den damals üblichen 
Patenten“). Die Beſtimmungen über alle das Privatleben betreffen- 
den Handwerksſitten ſind ſehr liberal. Gegen die vielen Handwerks⸗ 


1) Siehe Anlage 12. 

1) 2. September 1782. 

3) Geh. St.⸗A. Titel 142, Stadt Luckenwalde, Sekt. a, Handwerker, Nr. 7. 
4) Siehe v. Nohrſcheidt S. 8 ff. 
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mißbräuche wird energiſch vorgegangen. Alle öffentlich- rechtlichen Be- 
fugniſſe ſind der Innung genommen. Die Lehrzeit iſt für einen 
Meiſterſohn auf drei, für andere auf vier Jahre feſtgeſetzt. Jeder 
Lehrling muß lejen und ſchreiben können und die fünf Hauptſtücke 
aus dem Katechismus wiſſen. Die Wanderzeit beträgt drei Jahre. 
Dienſt⸗ und Militärjahre werden in einem beſtimmten Verhältnis 
darauf angerechnet. Mutzeit und Mutjahre ſind verboten. Das Ge— 
werk ſoll ungeſchloſſen ſein. „Wer die Zeugmacherinnung vor— 
geſchriebenermaßen nicht gewonnen ..., dem fol auch das Zeugmacher— 
handwerk ſo wenig vor ſich allein als auch noch weniger mit Geſellen 
und Jungen zu treiben erlaubet ſein. Jedoch werden diejenigen, ſo 
zwar eigene Wollfabriken, aber das Zeugmacherhandwerk nicht gelernet 
haben, dazu aber allerhand wollene Zeuge machen, hierunter nicht ver— 
ſtanden, ſondern ſelbigen bleibet nach wie vor frei, ſich in die Innung 
zu begeben oder nicht“ !). Jeder Meiſter darf ſo viele Geſellen halten, 
wie er will, aber nur einen Lehrling. Über das Meiſterſtück ſind ge— 
naue Vorſchriften gegeben. Die herzuſtellenden Stoffe ſind genannt: 
„Calamanque, Camelotte, Etamine, Baracan, Serge de Rom, Serge de 
Nimes, wollene Fälbel, Plüſche, Crepons, Drogeths, bunte und ge— 
ſtreifte Flanelle, halbbaumwollene Flanelle, ſchafwollene Flanelle, 
Raſche, Serge und ſonſt allerlei Zeuge, ſie mögen Namen haben wie 
ſie wollen, bereits erfundene oder noch zu erfindende, wie ſolche auch 
zur Zeit in der Stadt Gera oder ſonſt an andern ein- oder ausländi— 
ſchen Orten fabriziret werden, oder noch fabriziret werden möchten.“ 
Vorſchriften über den Wolleinkauf, das Zubereiten, Färben und Preſſen, 
den Verkauf der Zeuge werden gegeben. Die Arbeit wird folgenber- 
maßen geregelt: „Einem Meiſter ſoll verſtattet ſein, ſechs Stühle in 
ſeinem Hauſe oder Werkſtatt zu haben. Wenn er aber mehr Arbeit 
von Nöten hätte, als auf ſechs Stühlen verfertiget werden kann, muß 
er ſolche andern Meiſtern des Gewerks hingeben, damit denen Armen 
aufgeholſen und dieſelben nicht unterdrücket werden mögen. Hingegen 
ſoll keinem Meiſter verſtattet werden, bei einem Geſellen des Gewerks 
außer ſeiner Werkſtatt, viel weniger einem, der das Handwerk nicht 
gelernet, Arbeit hinzugeben und anfertigen zu laffen... Hiernächſt 
ſteht zwar jedem Meiſter, der bei Mitteln ift, auch frei, feinen Mit- 
meiſter mit Wolle zu verlegen, und, wenn er nicht für ſich zu arbeiten 


1) Der Unterſchied zwiſchen Handwerker und Fabrikant liegt nach dem 
Prüfungs protokoll des Fabrilantenkommiſſars Lube (Nachfolger Kobers) darin. 
„daß der Handwerker im kleinen arbeitet, der Fabrikant im großen; erſterer iſt 
aünftig, was bei dem Gibrifanten nicht notwendig tft”. 
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hätte, ihm Arbeit hinzugeben. Es muß aber die Arbeit mit dem 
billigen, vom ganzen Werke angezogenermaßen determinirten Lohn be- 
zahlet ... werden.“ 

Ihre Hauptaufgabe, Steigerung der Zahl der Geſellen und Lehr— 
linge, hat die Innung nicht erfüllt. 1785 kommen allerdings auf 
22 Meiſter zuſammen 28 Geſellen und Lehrlinge, 1801 aber auf 
20 Meiſter nur 10 Geſellen und 4 Lehrlinge !). Dafür verſchärft fie 
das ſchwierige Verhältnis zwiſchen den auf ihren Zunftprivilegien be— 
ſtehenden Webern zu dem ſpäteren Verleger de Vins, dem in ſeiner 
Konzeſſion ausdrücklich zugeſichert iſt, daß er ſich nicht an einige an— 
maßliche Innungs- und Gewerksprivilegien“ zu kehren habe?). Es 
handelt ſich hierbei meiſt um die Frage der drei- oder vierjährigen 
Lehrzeit. Sogar einen regelrechten Geſellenaufſtand gibt es infolge— 
deſſen: ein Meiſter hat einem andern beim Branntwein vorgeworfen, 
daß er ein Pfuſcher ſei, weil er dreijährige Geſellen habe. Auf dieſe 
Beleidigung hin weigern ſich 11 „Dreijährige“, weiterzuarbeiten, bis 
ihnen dafür Genugtuung geworden ſei. Ebenſo lehnt es die Innung 
ab, einen aus Magdeburg berufenen „dreijährigen“ Leinen- und 
Zeugwebermeiſter aufzunehmen, da er bei ihnen nicht zunftfähig ſei. 
De Vins, der die Erlaubnis hat, auch unzünftige Arbeiter zu beſchäf— 
tigen, erklärt dagegen, daß ein geſchickter Leinweber mit dreijähriger 
Lehrzeit, der noch 4 Wochen unterwieſen werde, meiſt beſſer arbeite 
als die hieſigen drei- bis vierjährigen Wollarbeiter. Dies fei „ein 
Umſtand, der einem Fabrikanten, der auf gute Ware hält und ſich an 
den Handwerkskram nicht binden läßt, nicht gleichgültig ſein kann“. Die 
Weber machen daraus in einer Eingabe an die Regierung eine Lebens- 
und Prinzipienfrage: „Sollte aber dennoch das hohe Kollegium dieſes 
unſer Anſuchen nach dem Privilegio unterſchätzen und ſolches völlig 
vernichten, ſo müſſen wir ſolches uns gefallen laſſen und Se. Kgl. 
Maj. das uns erteilte Privileg ſubmiſſeſt retradiren, weil ſolches als⸗ 
dann keinen Nutzen, und derart endlich der Wille des Herrn Entre— 
preneurs erfüllt würde, daß ein Fabrikant kein Privilegium braucht, 
ſondern Arbeit verfertigen läßt, von wem ſie ihm nur konveniret; und 
dieſe Retradirung beſſer wäre, als eine einſchleichende Pfuſcherei zu 
bewilligen“. Sie erhalten aber nur zur Antwort, daß der Unterſchied 
zwiſchen drei⸗ und vierjähriger Lehrzeit eine „Handwerksgrille“ ſei, und 
man droht ihnen mit einer Strafe von 25—50 Talern, eventuell ſogar 


— _ 
nn 


1) Siehe Anlage 6. 
2) Siehe Anlage 13. 
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mit Gefängnis- und Karrenſtrafe. Die Beziehungen zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Innung bleiben dauernd ſo geſpannt, daß, als im all⸗ 
gemeinen das Inſtitut der Fabrikenkommiſſare für überlebt erklärt 
wird, die kurmärkiſche Kammer nach Kobers Tode ausdrücklich beſtimmt: 
„Die Koberſche Stelle darf nicht aufgegeben werden wegen der unauf- 
hörlichen Streitigkeiten zwiſchen Entrepreneur und Ouvriers“. 

Mit der Schilderung dieſer Streitigkeiten ſind wir aber dem 
Gange der Ereigniſſe vorausgeeilt. Wir kehren nun in das Jahr 1782 
zurück, bei deſſen Beginn noch kein Verleger für die Geraer Meiſter 
gefunden iſt. Der Kriegsrat Goslich unterhandelt deswegen auf der 
Frankfurter Reminiſzere-Meſſe mit dem Ronneburger Kaufmann Guths— 
muths, der ſich zuerſt weigert, den Verlag zu übernehmen wegen des 
geringen Meßverkehrs und der Qualität der Waren, die teils zu grob, 
teils außer der Mode ſeien, und wegen des nicht ausreichenden Sorti— 
ments. Schließlich erklärt er ſich bereit, ſtellt aber ſo hohe Forde⸗ 
rungen, daß die Verhandlungen daran ſcheiterten. Statt ſeiner wird 
der ſchon erwähnte Thomas de Vins aus Frankfurt a. M. gewonnen, 
der 15 Jahre lang als Buchhalter in der Goslerſchen Fabrik in Magde⸗ 
burg tätig war !). 

Am 22. November 1782 wird ihm von Kober das Unternehmen 
mit allen dazu gehörigen Gebäuden übergeben, das er nach 10 Jahren, 
wie verſprochen, laut Erbverſchreibung vom 15. Oktober 1792 zum 
Eigentum erhält. Aus der Konzeſſion vom 17. Oktober 1782 er⸗ 
gibt ſich ſeine merkwürdige Stellung zwiſchen der Regierung und den 
Koloniſten ?). Er wird in großem Maße, und doch nicht ausreichend, 
mit Geldmitteln aus den königlichen Kaſſen unterſtützt, hat aber dafür 
den Koloniſten gegenüber — neben vielen Rechten — weitgehende 
wirtſchaftliche Verpflichtungen ?). 

Aus den „monatlichen Extrakten“ des Fabrikkommiſſars geht her⸗ 
vor, daß das Unternehmen 

1783 aus 13 Zeugmachern beſteht, 
1785 „ 17 R und 3 Flanellwebern, 
1788 „ 18 , À : 
Im ganzen umfaßt es 
1785 . . 206 Seelen, 
1788 .. 301 d 


1) Gosler galt für den erften Kaufmann Magdeburgs (Schmoller, 
Studien über die wirtſchaſtliche Politik Friedrichs des Großen, S. 823.) 

2) Siehe Anlage 13. 

3) Siebe hierüber auch Zeig S. 883; Händler S. 22/23. 
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Vorhanden ſind 
1783 . . 38 Stühle, davon 29 bezogen, 
1785. 50 „ „ 43 „ 
1788 55 „ „ 48 „ 

Mit wenigen Ausnahmen wird auf allen Stühlen für Rechnung 
des Verlegers gearbeitet; im September 1782 ſind nur 4 Stühle 
füt eigene Rechnung der Weber bezogen, im Februar 1783 neun, im 
März und April desſelben Jahres ſechs. Später hören wir nichts 
mehr darüber, und alle diesbezüglichen Bitten der Fabrikanten werden 
von der königlichen Kammer abgeſchlagen: als 1786 ein Meiſter auf 
einem dritten Stuhl, den de Vins nicht beſetzen will, für eigene Red- 
nung arbeiten möchte, meint der damalige Kommiſſar Lube, der Nad- 
folger Kobers, „daß es ſeinem Ermeſſen nach nicht zwecklich, daß eigene 
Ware und zugleich für die Fabrik in einer Werkſtatt gefertigt werde“. 
1793 macht der Zeug- und Raſchmachergeſelle Friedrich Salomon den 
Verſuch, vom Verlage der Fabrik unabhängig zu werden, wohl ver— 
anlaßt durch das Reſkript vom 29. März 1792, „daß jedem Raid: 
und Zeugmacher, der in einer Stadt, außer Berlin, fein Gewerbe be- 
treiben wollte, im Bedürfnisfalle 1—2 ſchmale Stühle, ſowie Geſchirr 
aus der Hauptmanufakturkaſſe angeſchafft werden ſollten“ !!). Er bittet 
um einen Vorſchuß zum „Selbſtetabliſſement“, da er als Stadtkind 
keinen Anſpruch auf die Benefizien der Koloniſten habe. Dadurch 
würde er in den Stand geſetzt, ſelbſt Zeuge zu machen; „ſo würde 
mancher ſowohl hieſiger als ländlicher Einwohner abgehalten werden, 
ſeinen Bedarf an dergleichen Ware im Auslande zu holen, da ſich 
allhier außer der Fabrik (welche ihre Zeuge alle im ganzen auf Meſſen 
debetiret), im ganzen Diſtrikt kein Zeugmacher vorfindet; daher ein 
jeder, der dergleichen in Elle oder in geringerem verlangt, allererſt nach 
Berlin und Potsdam, maßen er ſolches näher haben will, im Ausland 
holen muß“. Aber die Kriegs- und Domänenkammer meint dazu, 
„daß das Unternehmen des Salomon zu viel Unterſtechereien mit den 
dortigen Fabrikarbeitern und Spinnern, ſowie zu viel Streitigkeiten 
mit der dortigen Wollzeugfabrik Anlaß geben wird. Wenn indeſſen 
der Salomon reſolviren ſollte, ſich in anderen akziſebaren Orten, wo 
er hinlänglich Nahrung zu erwerben ſich verſprechen könne, zu eta⸗ 
bliren, ſo wird ſich die Kammer für ein bis zwei Stühle verwenden.“ 
So nimmt man zu Gunſten des de Vins den Handwerkern ihre Selb» 
ſtändigkeit oder treibt ſie aus der Stadt. 


1) v. Kohrſcheidt S. 54. 
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Trotz alledem entwickelt ſich das Unternehmen von vornherein 
nicht fo, wie man gehofft hat!). Von Anfang an hat der Entre— 
preneur mit Geldmangel zu kämpfen. Der Kriegsrat von Heerlem 
ſchreibt am 2. November 1784 in einem Bericht, „daß ohne ſchleunige 
Unterſtützung die Fabrik binnen wenigen Wochen zum StiUllſtand 
kommen muß“. De Vins muß den König um einen zinsfreien Vor— 
ſchuß von 6000 Talern, in jährlichen Raten von 1000 Talern rück— 
zahlbar, bitten. Da ihm das Geld nicht bewilligt wird, verpfändet er 
im folgenden Jahre bei der Königl. Bank in Frankfurt a. O. Waren 
im Werte von 6677 Talern 14 Sgr. gegen einen Vorſchuß von 
3000 Talern. Im April 1785 will er den Schutzjuden Caſpar Jacob 
mit einer Einlage von 6000 Talern gegen 5 Prozent Verzinſung als 
Teilhaber aufnehmen; doch ſchließt das General-Judenreglement die 
Juden von der Wollentrepriſe aus, und er muß darauf verzichten, 
trotzdem es heißt: „Daß die Fabrik ihren Wollbedarf nicht zur richtigen 
Zeit ſchaffen kann, beweiſt, daß fih ihr kritiſcher Zeitpunkt nähert: feit 
6 Monaten hält ſich de Vins durch die Unterſtützung guter Freunde 
aufrecht, die jetzt auch verſagt. Die einzige Rettung wäre die Aſſo— 
ziation mit dem Schutzjuden.“ So muß er im Oktober desſelben 
Jahres ſchon wieder um einen Vorſchuß „zur Vermehrung der Stühle“ 
einkommen und erregt dadurch den Unwillen des Königs über dieſe 
„Dreiſtigkeit“; die geforderten 8000 Taler werden ihm aber gegen 
Eintragung einer Hypothek auf die Fabrik bewilligt. 1788 iſt der 
Abſatz fo ſchlecht, daß de Vins langſamer arbeiten und die Fabrikanten— 
zahl vermindern muß. 1796 nimmt er bei der Witwe Bernhard in 
Luckenwalde eine neue Hypothek von 15 000 Talern auf. Trotzdem 
kann er das Unternehmen nicht halten und unterhandelt 1799 mit 
dem Berliner Bankier Liebermann Marcus Schleſinger über deſſen 
Verkauf. Da aber das Fabrikendepartement auf die Forderung Sdle- 
ſingers (Erlaubnis zur Herſtellung halbſeidener und baumwollener 
Waren, Aufhebung der Vorrechte der Koloniſten), nicht eingeht, kommt 
die Übernahme nicht zuſtande ?). Auch ein Kaufangebot des Berliner 
Kaufmanns Wegely darf de Vins nicht annehmen. 1801 ſchließt er 
mit der Berliner Firma Hotho & Welper einen Vertrag, demzufolge 
ſie ihm zur Weiterarbeit 1000 Taler geben und ſich verpflichten, der 
Witwe Bernhard, die auf Zahlung ihrer Hypothek drängt, 3000 Taler 
zu zahlen. Dafür kaufen Hotho & Welper die vorhandenen Garne, 


1) Siehe dagegen Feig S. 84-86. 
2) Siehe auch Ländler S. 28. 
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Fabrikmaterialien und Waren, ſoweit ſie für ſie brauchbar ſind, zum 
Inventurpreis vom 30. Juli 1800 mit 20 Prozent Rabatt und über- 
nehmen die Eintreibung der ausſtehenden Forderungen. Als ſie aber 
dieſe Rechte geltend machen wollen, wird ihnen ſeitens des Fabriken⸗ 
departements bedeutet, daß dieſer Vertrag ungültig ſei und ſie nur 
berechtigt ſeien, die Waren des de Vins als Kommiſſionäre zu ver- 
kaufen und die ſich dabei ergebende Proviſion zum Ausgleich ihrer 
Forderung zu benutzen. Sie geben daraufhin ihre Beziehungen zu der 
de Vinsſchen Fabrik auf. Infolge des ſchlechten Abſatzes kann de Vins 
in dieſem Jahre 17, im folgenden 19 Weber wochenlang nicht be— 
ſchäftigen. Die Pauſen werden immer größer, und die Arbeiter fordern 
dafür die ihnen zugeſicherten „Feirungsgelder“, die de Vins nicht 
zahlen will und kann !). Der Fiskus ſelbſt klagt, trotzdem feine Hypo— 
thek bereits 1786 gelöſcht war, im Juli 1802 die de Vins ſeinerzeit 
überlaſſenen 8000 Taler ein, da er die geſtellten Bedingungen nicht 
erfüllt habe. Die Forderung muß aber hinter der Hypothek der 
Witwe Bernhard zurückſtehen, und der Prozeß wird ſchließlich zu Un— 
gunſten des Fiskus' entſchieden. Doch wird damit der Konkurs des 
Entrepreneurs nicht mehr aufgehalten. Über allen Verſuchen ſeiner 
Gläubiger, ihre Forderungen einzutreiben, ſtirbt er und hinterläßt die 
Fabrik mit einer Unterbilanz von mehr als 10000 Talern). 

Perſönliche Schwierigkeiten hatten de Vins noch die letzte Spann- 
kraft genommen: er ſelbſt wurde krank; ſein Sohn, den er am 
1. Januar 1796 als Teilhaber aufgenommen hatte, mit dem er aber 
nur dreiviertel Jahr zuſammenarbeitete, verdächtigte ihn bei der kur⸗ 
märliſchen Kammer, er habe der Unterſuchungskommiſſion“) falſche 
Abſchlüſſe vorgelegt. Auch andere Anklagen wurden laut: feine Geſamt⸗ 
ausfuhr wäre größer als ſeine Geſamteinfuhr; er müſſe alſo Kontre⸗ 
bandehandel treiben. Der Inſpektor Kober, dem ja durch de Vins ein 
Teil ſeines Machtbereichs entzogen war, befand ſich in beſtändiger 
Oppoſition gegen den Entrepreneur, der ſich häufig über ſeine Schikanen 
beklagte. 

Daß de Vins jedenfalls nicht untüchtig war, erkannte ſchon 1784 
der Kriegsrat von Heerlem an: Er ſagte, „es könne de Vins nicht ab- 
geſprochen werden, daß er in der kurzen Zeit alles getan habe, was 
irgend ein Entrepreneur bei einem ſo ſchwierigen Etabliſſement mit 


1) über den Streit hierüber ſiehe Feig S. 87. 

2) Siehe auch Feig S. 88. 

3) De Vins war verpflichtet, ſich jederzeit einer Kontrolle durch das General- 
direktorium zu unterwerfen. gi 


430 Luiſe Bamberger [126 


einem fo mäßigen Fonds zu leiſten im ftande geweſen fer”. Ebenſo 
„geht aus dem Gutachten des Kaufmanns Brock hervor, daß die Fabrik 
bereits wirklich 8 / Prozent auf die Fabrikation verdient habe. Das 
fei alles Mögliche, was von einer Fabrik, die erft feit 18/4 Jahr in 
einer Provinzialſtadt von einer fremden Kolonie errichtet worden, er- 
wartet werden könne. Wer aber verlangen wolle, daß eine ſeit 
18/4 Jahren errichtete Fabrik alle faux frais, die zu ihrer Errichtung 
nötig geweſen, decken ſollte, würde erkennbar verraten, daß er die un— 
geheuren Schwierigkeiten nicht kennte, welche mit Anlegung einer Fabrik 
in einem Provinzialort, wo niemals dergleichen Fabrik exiſtiert hat, 
verbunden wären.“ 

Daß de Vins dieſe Schwierigkeiten nicht überwinden konnte, lag 
einmal an der ungenügenden finanziellen Grundlage feines Unter- 
nehmens. Heerlem fährt in ſeinem obigen Bericht fort: „Es ſei eine 
wahre Unmöglichkeit, mit einem baren Fonds von 14 030 Talern (fo 
viel hatte de Vins nach Abrechnung der empfangenen Waren und 
Materialien erhalten) eine Fabrik von 36—40 Stühlen in Gang zu 
bringen und in unverrücktem Etendue zu erhalten. Es iſt daher nach 
dem Sentiment des Commissarii von ſeiten des de Vins ein ſehr un— 
überlegtes Unternehmen, daß er als ein Mann von ausgebreiteten 
Handlungs- und Fabrikenkenntniſſen dieſe Entrepriſe ohne eigenes oder 
unzulängliches Vermögen habe übernehmen können.“ 

Zu dieſen finanziellen Schwierigkeiten geſellten ſich ſolche des Ab— 
ſatzes, die von Heerlem nicht erwähnt werden. Die Nachfrage nach 
baumwollenen und halbſeidenen Zeugen war damals bedeutend größer 
als nach den wollenen, die de Vins vertragsgemäß arbeiten laſſen 
mußte. Er ſtellte immer wieder feſt, daß er für die wollenen Zeuge, 
beſonders für die Geraer Ware, keine Abnehmer fände. Deshalb ver- 
langte auch Liebermann Marcus Schleſinger das Recht, „baumwollene 
und halbſeidene Stoffe anzufertigen“, Hotho & Welper wollten nur 
noch zwei Sorten wollener Zeuge, Perkane und feine Kamelottes, ab— 
nehmen ). 

Soweit Nachfrage nach wollenen Zeugen beſtand, wurde fie durch 
die beſſere und billigere engliſche Ware befriedigt. Der Ronneburger 
Kaufmann Guthsmuths ſagte 1782 aus, „daß die Engländer ſeit einem 
Jahr dieſen Geraiſchen Handelszweig ſchon faſt gänzlich verdorben und 


1) Auch in Gera war man immer mehr zur Fabrikation baummollener, 
halbſeidener und ſeidener Stoffe übergegangen, da der Abſatz wollener Zeuge 
immer mehr abnahm (Fin kenwirth S. 90 fl.). 
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unterminiret hätten, indem ſie diejenigen Waren von dieſer Art, ſo ſie 
vorher nach ihren amerikaniſchen Kolonien geſandt hätten, jetzt nach Italien 
und der Schweiz ſchickten, dieſe Länder damit faſt überſchwemmten und für 
ſolche geringe Preiſe verkauften, daß die Geraer und Ronneburger nichts 
dazu verrichten könnten“ ). Und die Klagen über die Schädigungen 
von Handel und Gewerbe durch die Seekriege in der zweiten Hälfte 
des 18. und am Beginn des 19. Jahrhunderts kehren immer wieder. 

Dieſen ungünſtigen Abſatzverhältniſſen, ſowie den neuen Anforde- 
rungen des Marktes durfte aber de Vins nicht Rechnung tragen, da 
er durch eine verfehlte und überlebte Organiſation an unzureichende 
Arbeitskräfte gebunden war. Es handelte ſich hier nicht mehr, wie 
früher, um Koloniſten, die ihr Vaterland aus den edelſten Beweggründen 
verlaſſen hatten und ſo reiche moraliſche Kräfte in die neue Heimat 
brachten; ſondern es waren oft untüchtige Exiſtenzen, die nur aus den Kolo— 
niſtenvorrechten Vorteil ziehen wollten. In dem Beſtreben, möglichſt 
viele Anſiedler zu finden, ſcheinen die Werber jeden genommen zu 
haben, der ſich ihnen anbot. Wir hören daher fortgeſetzt Klagen über 
die Faulheit und Untüchtigkeit der Arbeiter. So urteilt z. B. der 
Luckenwalder Tuchfabrikant Buſſe, der Käufer der de Vinsſchen Fabrik: 
„Der Auswurf aller Nationen ſei in unſer Vaterland gezogen und 
ihm eine Freiſtatt in demſelben eingeräumt“. Und in einem Gutachten 
des Geheimen Finanzrats v. Borcke wird von der „halsſtarrigen und 
wenige Fähigkeiten beſitzenden Kolonie“ geſprochen. 

Ihre Halsſtarrigkeit beweiſen die Geraer beſonders in der Lohn— 
frage. Von Anfang an beanſpruchen fie höhere Lohnſätze als die in 
Gera üblichen, trotzdem die dortigen Löhne die in Berlin gezahlten 
überfteigen ?). Und als von der Regierung für die Zeuge, die auch in 
Berlin hergeſtellt werden, der Berliner, für alle andern der Geraer 
und Ronneburger Lohn feſtgeſetzt wird, erklären fie: „Schließlich 
müßten fie allergehorſamſt ganz offenherzig bekennen, daß bei jo be= 
wandten Umſtänden, wenn ihnen auch nur das Geraiſche Meiſterlohn 


— — + — 


1) v. Borde gibt allerdings zu, daß in Preußen das Geld 6% leichter 
ſei als in Gera. N 

2) „. . . . Die Waren der Engländer, deren Zeuge von feinerer Wolle, 
egalerem Geſpinſte und von ſchönerer Farbe ſeien, und die durch Verbot der 
Garn- und Wollenausfuhr, durch Prämien, die auf die Exportation der Waren. 
geſetzt wären, und überhaupt durch ein feftes Handelsſyſtem alle Staaten bes 
ſiegten ... „Italien, das immer noch eines der Hauptabſatzländer für reußiſche 
Wollenwaren geweſen war, wird durch die Siege Napoleons in den Jahren 1796 
und 1797 dem Handel verſchloſſen“ (Finken wirth S. 90). 
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nach vorgeſchriebenem Detail gereicht werden follte, fie hier zu Lande 
ihr Konto nie finden würden, und wenn ſie ſolches alles ſo vorher 
gewußt, ſie lieber da geblieben wären, wo ſie hergekommen ſind, weil 
ihnen am Ende doch nichts weiter als Elend und Armut übrig oder 
jie wohl gar wieder zurücktreiben müßten“ !). 

Dieſen Leuten gegenüber waren dem Verleger die Hände unie: 
Nach dem urfpriingliden Plan folte das Unternehmen genau nach 
Geraer Muſter geleitet werden, ein an ſich unpraktiſcher und undurch— 
führbarer Gedanke, wie der Kriegsrat von Heerlem anerkannte. Er 
ſagte in einem Bericht an das V. Departement vom 16. März 1783: 
„Die Wohlfeilheit der Geraer Artikel gründet ſich teils auf die wohl— 
feilen Preiſe aller Lebensmittel, teils aber und hauptſächlich auf die 
ſeit undenklichen Jahren dort ſubſiſtuirende Spinnereien. Dieſe aus 
der weſentlichen Beſchaffenheit eines jeden Landes entſpringende Ver— 
hältniſſe laſſen ſich nicht ſo leicht wie die Familien verpflanzen, und 
daher entſteht die Schwierigkeit, dergleichen fremde Fabrikation im 
Lande zu ſouteniren.“ Aber man ging noch über das Vorbild hinaus. 
Schon Gutsmuths tadelte das, als man ſich wegen Übernahme des 
Verlags an ihn wandte. Er ſagte, „daß die Anlage der Luckenwalder 
Fabrik darin ganz und gar von der Geraiſchen abzuweichen ſcheint, 
daß der Verleger jener Fabrik für die Verfertigung der Zeuge zu 
ſorgen habe, während der Geraer Kaufmann ſich nicht weiter darum 
bekümmere, als daß er höchſtens die Deſſins angäbe, wonach er Ware 
einzukaufen geſonnen ſei, und für alles übrige, die Appretur aus⸗ 
genommen, den Fabrikanten ſorgen laſſe. Es fei der Geraer Rauf- 
mann nicht einmal ſchuldig, die nach ſeinem Deſſin verfertigten Waren 
dem Fabrikanten abzunehmen, wenn ſie ſchlecht gearbeitet wären, und 
dieſes ſei das einzige Mittel, die Fabrikanten zu guter Arbeit zu ge— 
wöhnen“. 

über die Bindung an den feſtgeſetzten Lohn beklagt ſich de Vins, 
wenn er meint: „Der Entrepreneur einer Fabrik müſſe in Abſicht 
des Arbeitslohns freie Hand haben, um ſolchen nach Verhältnis des 
Abſatzes und der Zeitumſtände erhöhen und erniedrigen zu können, 
wenn er nicht in der Folge zugrunde gehen und dem Intereſſe der 
Arbeiter aufgeopfert werden ſolle.“ Seine Auffaſſung, daß umgekehrt 
die Abhängigkeit der Arbeiter vom Verleger auch für dieſe ſelbſt in 


— mm — — 


1) Eine von dem Bürgermei ſter Schmidt aufgeſtellte vergleichende Tabelle 
beſtätigt allerdings, daß in Gera die Lebensmittelpreiſe bedeutend niedriger als 
in Luckenwalde und Verlin waren. (Siehe Anlage 14.) 
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moraliſcher und wirtſchaftlicher Beziehung nachteilig ſei, entſpricht der 
herrſchenden Zeitrichtung. Er ſagt: „Es iſt bekannt, daß Fronarbeiter 
wenig tun und daß es nichts hilft, wenn ihnen der Fronherr gegen 
einen einzigen Tag gute Arbeit 4 Frontage erlaſſen will, und daß der 
Zwang alle Induſtrie unterdrückt.“ Daß er ſelbſt auch den Fronherrn 
geſpielt haben mag, geht aus den Klagen der Weber über den „Blut⸗ 
ſauger“ hervor: ſie beſchweren ſich über zu geringen Lohn, über 
ſchlechte Garne, unbrauchbare Zwirnmühlen, über Vorenthaltung ihrer 
Erbverſchreibungen, die de Vins ihnen zuzuſtellen hatte. Als ſich 
wieder einmal ein Weber über ihn beklagt, präziſiert de Vins 
ſeinen Unternehmerſtandpunkt ſehr ſcharf: „Überhaupt iſt dieſer alte 
Menſch ein Stümper, der vermöge ſeines abgelebten Körpers von der 
Arbeit nicht viel abkriegen kann. Iſt dies aber meine Schuld? Ich 
kann ſolchen Leuten Herzenskummer nicht abhelfen; wenn ich ihnen den 
Lohn ihrer Arbeit reiche, ſo liegt das übrige bei ihnen.“ 

Das Verfehlte der ganzen Organiſation wird von der kurmärkiſchen 
Kammer folgendermaßen gekennzeichnet !): „Die Idee, ein Fabriken⸗ 
etabliſſement mit einem Koloniſtenetabliſſement zu verbinden ... ., ift 
nicht füglich vollkommen ausführbar, denn beide Etabliſſements haben 
ein ganz verſchiedenes Intereſſe, welches ſich ohnmöglich vereinbaren 
läßt, und dieſes iſt die Urſache, daß dergleichen kombinirte Etabliſſe⸗ 
mentis immer unvollkommen bleiben und der dabei beabſichtigte Endzweck 
niemals erreicht wird. Die Fabriken zu Zinna und Luckenwalde gaben 
hiervon einen ſehr einleuchtenden Beweis ab. Soll eine Fabrik mit 
Succeß errichtet, pouſſiret und zu einer verhältnißmäßigen Größe empor⸗ 
gebracht werden, ſo muß der Entrepreneur freie Hand haben, mittel⸗ 
mäßige, ſchlechte, faule und eigennützige Arbeiter ohne Prozeß und 
weitere Rückſicht auf ihre Koloniſteneigenſchaft zu verabſchieden, und 
dagegen tüchtige, mit wenigem Arbeitslohn zufriedene Ouvriers an— 
zujtellen, fie mögen Cin- oder Ausländer fein. Er muß freie Hand 
haben, die Fabrikation zu verſtärken, zu verändern, einzuſchränken, ſo⸗ 
wie es der Abſatz und die Handlungskonjunktur erfordern. Das kauf⸗ 
männiſche Negere verträgt keine Feſſeln dieſer Art, und dennoch werden 
dieſe notwendig, wenn benefizirte Ausländer bei der Fabrik conſerviret 
werden folen. Im Gegenteil, folen Koloniſten⸗-Familien im Land mit 
Beſtand etabliert, zu tüchtigen Bürgern im Staat angezogen und über 
die gewöhnlichen Freijahre conſerviert werden, ſo muß ihnen Gelegen⸗ 
heit gegeben werden, ſich durch Fleiß und Induſtrie über die erſten 


1) General- Dir. Fabr. Dep. Titel 241, Nr. 164, Vol. 18 (6. Auguft 1787). 
Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 28 
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Stufen der äußerſten Armut herausarbeiten zu können. Dieſe Gelegen- 
heit werden ſie aber nie erhalten, ſo lange ſie von der Dispoſition des 
Entrepreneurs abhängen ... Die gewöhnliche Folge folder finanz- 
widrigen Combinaisons iſt, daß beide Etabliſſements in der Kindheit 
bleiben und nach Verlauf von einigen, mit Unterſuchungen gegen⸗ 
ſeitiger Beſchwerden durchwebten Jahren entweder ganz verfallen oder 
in ihren Fundamental⸗Einrichtungen umgeſchmolzen werden.“ 

Daß dieſe Umſchmelzung nicht erfolgte, daß unter der Herrſchaft 
des wirtſchaftlichen Liberalismus noch die Gedanken einer merkanti⸗ 
liſtiſch⸗protektioniſtiſchen Wirtſchaftsauſfaſſung wirkſam bleiben ſollten, 
führte zum Zuſammenbruch der auf ungenügender finanzieller Grund⸗ 
lage aufgebauten Unternehmung )). 


Schluß. 

So finden wir ein gleiches Schickſal bei den Luckenwalder Manu⸗ 
fakturgründungen des Großen Kurfürſten und Friedrichs des Großen. — 
Beide Herrſcher verfolgten denſelben Zweck: Beſiedlung des durch die 
vorhergehenden langen Kriege entvölkerten Landes, Bereicherung des 
Staates durch Schaffung blühender Manufakturen. Aber beide Unter⸗ 
nehmungen waren erfolglos: die Gründung des Großen Kurfürſten 
ſtand am Anfang eines neuen Wirtſchaftsabſchnittes, war das Werk 
des eben energiſch einſetzenden Merkantilismus' und konnte ohne ſtarken 
Schutz noch nicht beſtehen. Die Gründung Friedrichs des Großen 
ſtand an der Schwelle zweier Wirtſchaftsepochen und ging an eben 
dieſer Zwiſchenſtellung zugrunde. Dazwiſchen entwickelte ſich langſam 
und ſtetig unter der vollen Herrſchaft des Merkantilſyſtems die Lucken⸗ 
walder Tuchmacherei, die, als der Liberalismus einſetzte, bereits ſtark 
genug war, ſich ſelbſt zu erhalten und ſich auf der gewonnenen Grund⸗ 
lage weiter auszubauen). 


Anlage 1 


Eingabe des Chriſtian Mauhl vom 30. Januar 1709?) 


Ohne weitläuftiges Anführen, iſt Ew. Königl. Maj. noch aller⸗ 
gnädigſt wiſſend, wie ich vor mehr als Jahresfriſt meine Notdurft 


1) Der neue Beſitzer der Fabrik, der kapitalkräftige Tuchfabrikant ue, 
ſuchte daher auch fofort alle mit dem Unternehmen verknüpften Zwangsverpflich⸗ 
tungen zu löſen. (Siehe Feig S. 88 fl.) 

2) Siehe Feig S. 92 ff. 

3) Geh. StA. Rep. 78 IV, L 13, 1. 
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wegen der Luckenwaldiſchen Wollmanufaktur vorgeſtellet, anbei gebeten, 
weil ich nuhmehro alt und baufällig würde, 1) meinen Tochtermann 
Philipp Chriſtoph Meyern, Apotheker, und welcher in ſolchen Affairen 
ſchon ziemlich inſtruiret, mir zu adjungiren, damit er ferner das Werk 
begreifen und heute oder morgen nach meinem Tode der Manufaktur 
abwarten und vorſtehen könnte, 2) demſelben ein Frei-Apotheken⸗ 
Privilegium zur Anrichtung einer medizinaliſchen Offizin, wie die Mitten⸗ 
waldiſchen und Zoſſenſchen Städte erhalten, ihm erteilen, und 3) mit 
der Manufaktur⸗-Bewohnung oder Haufe denſelben und feine Erben 
belehnen möchten. Solches alles werden die hinc inde eingegebenen 
Schriften mit mehrerem beſagen. 

Wenn nun auf ſolch mein alleruntertänigſtes Nachſuchen 2 mal 
Reſcripta ausgefertiget und mir pro Inſinuatione zugeſtellet, in ſolchen 
beiden als 1) an die halliſche Regierung und 2) an den Hofrat Stein- 
häuſer anbefohlen worden, ihre Relation und Gutachten von allen 
forderſamſt einzuſenden, ſo habe ſolche Schriften und Reſcripta auch 
der Gebühr ausgelöſet und gehörigen Orts inſinuiret, weiter aber 
bis dato in meinem Scopo nicht reuſſiren können. 

Dieweilen denn mir das Werk ſehr viel gekoſtet, ehe es zum Stande 
gebracht, ich auch ſeit meiner Bedienung der Manufaktur in Lucken⸗ 
walde, ſo ſich in die zwanzig Jahren und drüber erſtrecket, meine Media 
ziemlich angewandt, ins Werk geſtecket und noch ein ehrliches drinnen 
ſtecken habe, welches wohl ſchwerlich bei meinen Lebzeiten herausziehen 
möchte; ſo werde gemüßiget, Ew. Königl. Maj. nochmalen ganz unter⸗ 
tänigſt dieſe Sache vorzuſtellen, anbei allergehorſamſt zu bitten, in Regard 
das Manufakturenhaus tagtäglich ins Abnehmen gerät, weil bald hier, 
bald da neue Eingriffe beſtehen, und bald von dieſem, bald von jenem 
Abbruch gegeben wird, ja, ſo ich bis dato, ohne zeitigen Ruhm zu 
melden, die Konſervation der Manufaktur nicht nur mit mein und der 
Meinigen höchſtem Schaden obſerviret, vielleicht das Haus (welches 
kaum auf 400 Taler äſtimiret werden will), auch bloß in 4 Logia⸗ 
menten beſtehet, wovon ich die Hälfte und den anderen Teil der ge⸗ 
weſene Inſpektor beſeſſen, längſtens in Grund verfallen wäre, als wolle 
Ew. Königl. Maj. allergnädigſt geruhen, meine vorige und jetzige aller⸗ 
untertänigſte Petita allergnädigſt zu ponderiren, mithin denenſelben zu 
deferiren, damit in meinem Alter noch einig Soulagement und nach 
meinem Tode die Meinigen desjenigen, jo ich in die Faktorei geitedet, 
ſich noch zu erfreuen haben mögen. 

Und nachdem Martin Heinrich Malten, Erbpächter i in Kloſter Zinna, 
ſonſt ein Weißgerber ſeiner Profeſſion und in Jüterbog wohnhaft, ſich 
unterſtanden, per supplicatum anzuhalten, ihm eine Wollmanufaktur 
nach Kloſter Zinna zu legen und de novo aufzurichten zu erlauben, 
wie die copeil. Beilage a supplicato und dero allergnädigſte Reſolution 
sub Lit. A!) mit mehrem zeiget, dieweil aber, wann ſeinem Petito defe⸗ 
riret worden wäre, meine unter Handen habende Manufaktur in totalen 
Ruin hätte geraten müſſen, ſo ſage alleruntertänigſten Dank vor die dem 


1) Nicht abgedruckt. 
28 * 
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Supplicanten allergnädigit erteilte abſchlägige Antwort und Nefolution 
mit angehängter gehorſamer Bitte, die in der Beilage sub Lit. B?!) ent- 
haltene Punkten allergnädigſt zu conſideriren, mith. Reflection darauf 
zu nehmen und alſo allergnädigſt darin zu conſentiren, daß mir ſolche 
angedeihen und ich die Lieferung der Strümpfe an die Regimenter und 
Milice in und außerhalb der Garniſonen, wie die Namen haben, tun und 
alfo die Königl. Manufaktur befördern, viele arme Leute mit Wollen- 
Spinnen ſich ernähren, welches durch die Jüterboger Abnehmung ins 
Stocken geraten, wie beigebracht und alſo das Königl. Intereſſe ver⸗ 
beſſert werden möge, worüber dann allergnädigſte gewührige ( ) Refolus 
tion erwarte und dagegen erſterbe als Ew. Kgl. Maj. 
alleruntertänigſter treugehorſamſter Knecht 
Chriſtian Mauhl, Faktor in Luckenwalde. 


Anlage 2 
Beilage Lit. B. 


Eigentliche und wahre Beſchaffenheit der luckenwaldiſchen 
anufaftur °) 


1) Bin ich auf gnädigſten Befehl Ihro Königl. Maj. höchſt— 
ſelbigſten Herrn Vaters glorwürdigſten Andenkens von dem allbereit 
verſtorbenen Kommerzienrat, Herrn von Printzen, von Dresden ſelbſt ab— 
geholt und höchſtgedachter Ihro Kurfürſtl. Durchl. vorgeſtellet worden, 
wovon ich annoch Briefe und Siegel aufzuweiſen habe. 

2) Hat mich der felig verſtorbene Herr Obermarſchall von Grumbkau 
nach meiner Erlaſſung zu Schandau faſt gezwungen, dieſen Ort zu 
beziehen und die gewiſſe Verſicherung getan, daß das hieſige Manufaktur— 
haus bloß für mich erbauet würde, dannenhero ich, ehe es fertig worden, 
über ein halb Jahr darauf warten und mich mit meinen Leuten, ſo 
ich von Schandau mitgebracht, im Winter und der größten Kälte, (weil 
das Städtchen unlängſt abgebrannt war), auf einer Kammer behelfen, 
auch letzlich das Werk zu beſchleunigen, meine Leute ſelbſt Hand an— 
legen laſſen müſſen. 

3) Habe ich all mein zeitlich Glück und Wohlfahrt zu Dresden, 
auch dasjenige, ſo mir andern Orts, als zu Halle im Hoſpital Cyrian 
und zu Leipzig, angetragen worden, der hieſigen Manufaktur wegen 
verſchlagen. 

4) Iſt die hieſige Fabrik durch mich und auf meine Koſten mit 
Zeugwebern, Strumpfwirkern, Tuchmachern und Tuchſcherern beſetzet 
worden und habe ganzer 6 Jahr alles treulich fortgeſchaffet, bis mir 
‘von Herrn Kammerrat Creutzen, als Ambtshauptmann, und Herrn 
Ambtsrat Willmannen der hierige damalige Accisdirektor Soetefleiſch zum 
Manufaktur-Inſpektor vorgeſetzet, und mir anbefohlen worden, ihm 
das paler pang und die Tuchfabrik abzutreten. 

1) Siehe Anl. 2, 

2) Geh. St. A. Rep. 78 IV, L 13, 1. 
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5) Dieſer neue mir damals aufgedrungene Inſpektor führete die 
Fabrik dermaßen ſtark fort, daß er der Manufaktur allen Zugang ab— 
ſchnitt. Die Tuchmacher taten mir allen Verdruß, als wenn ſie mich 
gar aus dem Haus treiben wollten, dahero ich gemüſſiget wurde, bei 
Ihro Königl. Maj. alleruntertänigſt einzukommen und das halbe Haus, 
ad dies vita, auszubitten, worüber ich auch ein allergnädigſtes Dekret 
erhalten, ſo der Inſpektor bei ſich behalten und mir nicht geben 
wollen. 

6) Wie aber die Tuchfabrik unerfahrenen Leuten anvertraut und 
eigennützig getrieben wurde, gingen die Tuchmacher meiſt alle heimlich 
durch. Daher ich, um keine Verantwortung zu haben, alles wieder 
über mich nehmen, die ledigen Logiamenter mit meinen Leuten ganzer 
9 Jahr beſetzen und das ganze Weſen alleine fortſchaffen müſſen, 
würde es wohl auch länger mit dem größten Ernſt fortgetrieben haben, 
wenn man mich nicht ermüdet und mir die beſten Accidentia ab— 
genommen hätte, denn es hat 


7) der Herr Inſpector der Manufaktur den Wollhandel ab— 
genommen und allein in ſeinem Hauſe getrieben, welchem andere Auf— 
käuferen, ſo keinen Verſtand von ſolchem Handel gehabt und beim 
Pfluge erzogen worden, nachgefolget ohne alle Scheu und wider Ihro 
Königl. Maj. allergnädigſt ausgeſchriebene Manifeſta die Prieſter— 
und Bauerwolle im ganzen Kreiſe und ſonſten aufgetrieben, und mit 
Vorbewußt und Hülfe gewiſſer Leute aus dem Lande geführet, zu 
nicht geringem Nachteil und Verſchmälerung des Königl. hohen In⸗ 
tereſſe. 

8) Hat er den Gewandſchnitt an die 20 Jahr in feinem Haufe 
geführet. 

9) Haben ſeine Leute, ſo er hineingeſetzet, alle die Freiwohnungen 
genoſſen, hergegen die meinigen mit Miete beleget. 


10) Hat er mich mit doppelter Acciſe beleget, indem ich ſowohl 
die Wolle als auch die Waren veracciſen müſſen. 

11) Bin ich allemal bei der Kapitation-Steuern als ein Kapi⸗ 
taliſt von etl. 1000 Talern angeſehen und damit überſetzet worden. 

12) Hat oftgemeldeter Herr Inſpektor das Dekret, fo ich zur Auf: 
nahme der hieſigen Spinnerei bei Ihro Königl. Maj. ausgewürket, 
von ſich gegeben, daß ich nunmehro nicht weiß, wieviel Scheffel Korn 
aus dem Amt Zinna auf die Wollſpinner iſt verordnet worden. Da⸗ 
hero nunmehr, weil in 3 bis 4 Jahren wenig oder wohl gar 
nichts gefallen, die Spinnerei hieſiges Orts, da die Leute häufig Flachs 
erbauen, gänzlich ruiniert und eingegangen, ungeachtet ich zuvor mit 
meinem größten Schaden die hieſige Spinnerei in Stande gebracht 
und die 20 Jahr über mehr als 25 arme Kinder das Beug- und 
Strumpfmachen auf meine Koſten erlernen laſſen, ſo ſich meiſt alle in 
Ihro Königl. Maj. Landen geſetzet und das Königl. hohe Intereſſe 
vermehren helfen. Übrigens beziehet man ſich auf die in der Supplik 
enthaltenen alleruntertänigſte Petita und hoffet, deren allergnädigſte 
Reſolution balde zu erhalten. 
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Anlage 3 


Dekret für Bathaſar . ‚zu Lindenberg 
vom 18. April 1691) 


S. Kurf. Durchl. zu Brandenburg, unſer gnädigſter Herr, er— 
klären Sich nach reifer Erwägung der Sachen-Umbſtände auf des Suppli⸗ 
canten untertänigſtes Anſuchen hiermit in Gnaden dahin, daß dem— 
ſelben zu Beförderung und deſto beſſerer Accomodirung des Tudmader: 
gewerks zu Luckenwalde auf feine Hotten eine Walkmühle bei der 
ſogenannten Lindenbergiſchen Kornmühlen anzurichten verſtattet ſein 
ſolle; geſtalt dann ſolches hiermit gnädigſt concediret wird, jedoch daß 
ſolcher Mühlenbau von der jährlichen von der Kornmühle ſchuldigen 
Pacht als 4 Scheffel Roggen und 5½ Thlr. an Gelder nichts dadurch 
abgehe, auch keine Tücher von Jüterbog und anderen Orten, welche 
ſonſten in die zu dem Ambte Zinna gehörige Walkmühle bishero ge— 
bracht worden, darinnen zur Walke angenommen werden ſollen. 

Daniel Ludolf von Danckelmann. 


Anlage 4 


Geſuch der Luckenwalder Tuchmacher um ein Privile 
vom 5. Oktober 1718?) È | 


Wir find gemüßiget worden, uns gewiſſe Innungsarticul auf: 
zuſetzen und zwar dahero, weil wir 1) ohne denſelben zu Luckenwalde 
feine Ordnung halten können, 2) weil in Ermangelung einer Hand— 
werksordnung die ausländiſchen bei ſich anſtehen, ſich bei uns nieder⸗ 
zulaſſen, indem ſie ſich der Zunftmäßigkeit, worunter ſie einmal ſein, 
verluſtig machen, und nachhero von andern nicht mehr dafür geachtet, 
ſondern, wie notoriſch, ihnen allerhand Verdruß in Weg geleget wird, 
3) weil wir ohne dieſelben nicht Burſchen fordern, Jungen lehren und, 
damit ſie an andern Oertern fortkommen, nicht dergeſtalt losſprechen 
können und, weil 4) dadurch alle Streitigkeiten, ſo wir mit andern 
Tuchmachern auf denen Jahrmärkten bis hierher gehabt, dergeſtalt ge— 
leget werden, daß ſolche nicht ferner entſtehen können: es gelanget 
demnach an Ew. Königl. Maj. unſere alleruntertänigſte Bitte hiermit, 
dieſelbe wollen allergnädigſt geruhen, und in die anliegenden Innungs— 
articul zu conſentiren und confirmiren, wofür wir erſterben 

Ew. Königl. Maj. 
alleruntertänigſte vier aus Sachſen nach dem Edikt vom 27ten Sept. 
b. a. nach Luckenwalde gezogene Tuchmacher 
Joh. Frid. Plöſe. 
George Heinstorff. 
Abraham Graff. 
Joh. Gottlieb Triepel. 


1) Geh. St. A. Rep. 52, 264 Kloſter Binna. 
2) Ebenda. 
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Anlage 5 


Junftprivileg der Luckenwalder Tuchmacher vom 4. Auguft 
1724. (Entwurf)!) 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König in Preußen ıc.... 

Urkunden hiermit und bekennen, demnach uns die Tuchmacher der 
Stadt Luckenwalde alleruntertänigſt zu vernehmen gegeben, welcher— 
geſtalt ſie zum Aufnehmen und gemeinſamen Nutzen beſagter Stadt 
und Innung ein gewiſſes Privilegium und Innungs-Articul gleich 
andern Städten entworfen, die ſie dann, nachdem ſolche von unſerer 
Magdeburg. Kriegs- und Domänenkammer revidiret, übergeben, und aller— 
untertänigſt gebeten, daß wir ſolche gewohnlichermaßen allergnädigſt 
approbiren und confirmiren möchten, welche von Wort zu Wort lauten, 
wie folget: 

Art. 1. Sollen jährlich zwei Morgenſprachen ordentlich als den 
Donnerstag nach Faſtnachten und den Mittwoch nach Pfingſten ge— 
halten werden und auf ſolchen ſich ein jeder Meiſter ohngefordert bei 
dem Obermeiſter einzufinden gehalten ſein. Es ſoll aber ein jeder bei 
ſolcher Morgenſprache oder andern außerordentlichen Zuſammenkunft 
ſich beſcheidentlich und ſonderlich die jüngſten gegen die älteſten folder- 
geſtalt bezeigen und aller unhöflichen Reden gänzlich enthalten; wer 
darwider handeln wird, derſelbe fol der Kämmerei 12 gr und dem 
Handwerk auch ſoviel ohne einzige Widerrede zu erlegen ſchuldig ſein; 
wo aber jemand bei denen Zuſammenkünften Gottesläſterung verübet 
oder fluchet, ingleichen wann ſonſten was Straffälliges paſſiret, wes- 
halb die Strafe in gegenwärtigen Articuln nicht determiniert, oder 
ſolches dergeſtalt beſchaffen, daß es eine höhere Strafe, als hierinnen 
enthalten, meritiret, ſo ſoll der Beiſitzer aus dem Magiſtrat, ſo denen 
Handwerkszuſammenkünften jedesmal beiwohnen muß, verbunden ſein, 
ſolches ſofort dem Ambte zur Unterſuchung und Beſtrafung anzuzeigen. 
Dafern aber bei der Zunft zwiſchen denen Meiſtern und Geſellen oder 
jenen und denen Lehrjungen oder dieſen und denen Geſellen Händel 
occasione des Handwerks vorfielen und ſolche ſogleich von dem Ober— 
meiſter nach dem Inhalt dieſer Articul nicht abgetan werden konnten, 
ſollen dieſe Differenzien von dem Commissario loci und dem Ambte 
conjunctim unterſuchet und entweder von denenſelben nach der Polizei- 
Ordnung und Edikten abgetan oder zur Deziſion an die Kriegs- und 
Domänenkammer zu Magdeburg unverzüglich berichtet werden. 

Art. 2. Soll auch keiner an Sonn- und Feſttagen weder vor 
noch nach der Predigt zu arbeiten im geringſten befugt ſein, ſondern 
er ſoll mit vorberührter Strafe angeſehen werden, wovon die eine 
Hälfte die Kämmerei und die andere Hälfte das Handwerk haben ſoll. 

Art. 3. Wenn einer oder der andere, er ſei eines Meiſters Sohn 
oder Frembder, nach Handwerks-Gewohnheit Meiſter zu werden ge- 


3) Geh. St. A. General⸗Direktorium Kurmark Titel 142, Nr. 1, Stadt 
Luckenwalde, Sekt. a. 
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ſonnen iſt, ſo ſoll derſelbe ſich bei dem Altmeiſter gebührend angeben, 
desfalls aber an keine Zeit gebunden fein, ſondern ſobald er ſich ge- 
meldet und feinen Geburts- und Lehrbrief produziret, zugelaſſen 
werden, dafür dann eines Meiſters Sohn ſowohl als ein Frembder 
5 gr zu geben ſchuldig ſein ſoll. 

Art. 4. Derjenige, welcher Meiſter werden will, er ſei eines 
Meiſters Sohn oder ein Frembder, ſoll fein Meiſterſtück fertig machen 
und desfalls ſo wenig wegen des Mutens als daß er bei einem Meiſter 
zuförderſt muß gearbeitet haben, weil dergleichen durch publizirte 
Edicta ausdrücklich bei denen Wollarbeitern aufgehoben, an eine ge— 
wiſſe Zeit gebunden ſein, ſondern wann er ſich meldet, ohne Auf— 
enthalt dazu admittiret werden. Soviel aber die Eigenſchaften des 
Meiſterſtücks, als desſelben Länge und Breite betrifft, wird das Gewerk 
desfalls lediglich auf die Königl. Tuch- und Zeugmacher- auch Schau— 
ordnung sub dato Berlin 30. Jan. 1723 und insbeſondere ad § 15 
von Tuchmachern verwieſen, und damit hierunter um ſoviel weniger. 
concediret, noch der Meiſter werden will, vom Gewerk chikaniret werde, 
hat derjenige, welcher von Magiſtratsperſonen als Beiſitzer dem Gewerk 
jedesmal ernennet werden wird, ſorgfältig dahin zu ſehen, daß der 
Königl. Schauordnung hierunter erakt nachgelebet und derſelben zu⸗ 
wider auf keine Weiſe gehandelt werden möge. 

Art. 5. Wenn nun einer nach Verfertigung ſeines der voran— 
gezogenen Schauordnung gemäß tüchtig befundenen Meiſterſtücks, wo— 
rüber die Alt- und Schaumeiſter nach ihren Pflichten judiziren müſſen, 
zum Meiſterrecht gelaſſen worden, derſelbe, er ſei eines Meiſters Sohn 
oder ein Frembder, fol 12 gr. 3 Pf. Keſſel- und Rahmgeld und der 
Kirchen 2 d Wachs abzutragen verbunden ſein, gleichergeſtalt es dann 
auch mit denenjenigen gehalten wird, welche eines Meiſters Witwe oder 
eines Meiſters Tochter heiraten. Keiner aber von denen Meiſtern, er habe 
dann ehehaften Krankheit oder eine notwendige Reiſe vorzuſchützen, 
fol, wann die Morgenſprache gehalten wird, bei 6 gr. Strafe aus- 
bleiben. 

Art. 6. Wenn ein Meiſter einen Lehrjungen annehmen will, ſoll 
und muß der Junge vor allen Dingen von ehelicher Geburt und Her- 
kommens, auch aus einem reinen und keuſchen Ehebette gezeuget und 
von frommen und chriſtlichen Eltern geboren oder wenigſtens eines 
ankerbend Maculs von Sr. Königl. Maj. in Preußen, unſerm aller⸗ 
gnädigſten Herrn, legitimiret ſein, auch ſoll derjenige Lehrjunge, ſo 
frembd und das Handwerk zu lernen geneiget tft, ehe und bevor Der- 
ſelbe aufgedungen, ſeinen Geburtsbrief untadelhaft nebſt 2 Talern in 
die Handwerks lade einlegen; mit dem Meiſter aber, bei welchem der 
Junge lernen will, ſoll er außer 4 gewöhnliche Lehrjahre und Bette, 
ſo er mit in die Lehre bringet und nach ausgeſtandenen Lehrjahren 
wieder mitnimbt, ſo gut als er kann, ſich zu ſetzen ſchuldig ſein, und 
wenn er nach Endigung der Lehrjahre vor dem Handwerk losgeſprochen 
werden ſoll, muß derſelbe 8 gr, eines Meiſters Sohn aber 5 gr vor 
die Zuſammenkunft entrichten, ſonſt ſeind letztere an keine Lehrjahre, 
fo wie die Frembden, gebunden; beide müſſen aber 2 Jahre, wann fie. 
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losgeſprochen, auf das Handwerk, um ſich tüchtig zu machen, wandern, 
anderſt keiner zur Mutung gelaſſen werden ſoll. 

Art. 7. Muß kein Tuch auf eine andere Art verfertiget werden, 
als in der Königl. Schauordnung, welche Art. 4 allegiret, vorgeſchrieben. 

Art. 8. Soll zwar keinem Meiſter verwehret ſei, außerhalb denen 
Jahrmärkten Tuch von einem Meiſter aus der Nachbarſchaft oder 
anderen Orten in hieſigen Königl. Landen zu kaufen und ſolches in 
derſelben Stadt zum feilen Kauf zu haben, doch muß, denen anderen 
Meiſtern zum Nachteil, dergleichen Tuch die Elle unter einem Taler 
nicht verſchnitten werden. Damit nun auf öffentlichen Märkten ſolcher 
Verkauf und Aufbietung auch unterbleiben möge, ſo ſoll gleichfalls nicht 
unter einem Taler die Elle Tuch, wohl aber darüber verkaufet werden, 
und welcher nun hinkünftig dawider handeln wird, derſelbe ſoll des 
Duds verluſtig fein, welches halb der Kämmerei und halb dem Hand- 
werk anheimfallen ſoll; und da in der Königl. Schauordnung § 36 
No. 6 umbſtändlich verordnet, wie es ſowohl wegen der Tuchſcherer 
als anderer Handwerker, ſo ſich des Tuchhandels anmaßen, gehalten 
werden ſoll, daß nämlich ſie die im Lande fabrizirten Tücher ballenweiſe 
auf die ein- und ausländische Meſſe führen oder außer Landes verſenden, 
des Tuchhandels aber innerhalb Landes außer denen Meſſen fi gänz- 
lich enthalten, als hat es dabei ſein lediges Verbleiben, wie denn 

Art. 9. keinem einheimiſchen Meiſter geſtattet werden ſoll, mehr 
Wolle, als er ſelbſt verarbeiten kann, aufzukaufen und ſolche hernach 
einem andern Meiſter außer der Stadt und Handelsleute wieder zu über⸗ 
laſſen, ſolches iſt bereits durch die Königl. Reſkripte vom 12. Jan. 
1717 und 16. Dez. c. a. genugſam entſchieden, wobei es alſo lediglich 
verbleibet und keines neuen Articuls bedarf. 

Art. 10. Würde das Handwerk von dem jüngſten Meiſter zu- 
ſammengefordert und ein oder der andere, wie § 1 bereits erwähnet, 
ſich unbeſcheidentlich mit Worten, es ſei im Trunke oder nüchterner 
Zeie, bergeftalt gegen den andern beweiſen, daß geringe Berbal- 
Injurien dabei vorliefen, ſollen ſelbige bei der Innung ſofort abgetan 
und etwa höchſtens mit 12 gr. beſtrafet werden, dieſe geringe Strafe 
aber halb der Kämmerei und halb dem Gewerk anheimbfallen; wann 
es aber zu härteren und Real-Injurien kommen ſollte, bleibet causae 
cognitio dem Kgl. Ambte, und bleibet ſodann die zu diktirende Strafe 
dem Ambte. 

Art. 11. Soll keine Wolle auf der Meiſter Grampelkammer ver⸗ 
fertiget, gefärbet und umb ein gewiß Geld oder umbſonſt ausgearbeitet 
werden, woraus folgends halbwollen Zeug und andere Waren mehr 
vor den Leinweber gewürket und gemachet werden könnten, ſo dem 
Handwerk zum Nachteil geſchehen; wer dawider gehandelt, ſoll vor jedes 
Krampfund 6 gr. Strafe dem Handwerk zu erlegen ſchuldig ſein. 

Art. 12. Wenn der Altmeiſter inskünftig durch den jüngſten 
Meiſter außerhalb der Morgenſprache das Gewerk würde notwendiger 
Geſchäfte halber, ſo bisher zur ordentlichen Morgenſprache nicht aus⸗ 
geſetzet werden können, zuſammenfordern zu laſſen vor nötig findet, 
ſoll keiner von der Zusammenkunft ausbleiben, ſondern binnen einer 
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Stunde fih einfinden, bei Strafe von 1 gr, fo alsbald erleget 
werden muß. : 

Art. 13. Wenn ein Meiſter, fein Weib, deffen Kinder oder Ge- 
finde, welches auf dem Handwerk gearbeitet, nach Gottes Willen mit 
Tode abgehen würde, ſo ſoll von denen Eheleuten des Gewerks und 
zwar aus jedem Hauſe wenigſtens einer von beiden, entweder der Mann 
oder das Weib, ehrenhalber der Leiche zu folgen ſchuldig ſein, die 
jüngſte Meiſter aber gehalten ſein, die Leiche zu tragen, es wäre denn 
zur Zeit contagieuſer Krankheiten, oder daß einer ehehaft Krankheit 
vorzuwenden hätte, verreiſet oder notwendig zu verreiſen bereit wäre, 
derſelbe ſoll entſchuldiget ſein, ſonſt aber jedesmal 1 gr Strafe erlegen, 
ſo oft, als dieſem Articul nicht Folge geleiſtet wird. 

Art. 14. Seind die jüngſte Meiſter, es ſeien nur einer oder 
ihrer mehr, welche das Meiſterrecht in einem Jahr gewonnen haben, 
gleichergeſtalt ſchuldig, einer umb den andern dem Altmeiſter in Hand- 
werksſachen und wann eine Zuſammenkunft von dem Handwerk an- 
geſtellet wird, der Gewohnheit nach allezeit aufzuwarten. 

Art. 15. Soll ein jeder, wenn er nach Erlegung des Meiſter— 
rechts ſich in den Stand der Ehe zu begeben geſonnen ift, mit epr- 
licher Leute Kind ſich einzulaſſen; auch ſoll ein jeder Frembder, wenn 
er geheiratet, von ihren Eltern des ehrlichen Herkommens und der Ge— 
burt halber ein Zeugnis dem Handwerke zur Nachricht beibringen, bei 
Strafe und Verluſt ſeines Handwerks und Meiſterrechts. 

Art. 16. Muß und ſoll hinfüro auch keiner ſeinem andern Mit⸗ 
meiſter ſein Geſinde abſpenſtig machen, oder mit allzu hohen Lohn 
dingen, und damit keiner bevorteilet werde; ſo ſoll, wenn der Meiſter 
einen Wurf abwürken laſſen wird, keiner nicht mehr als 6 gr davor 
zu nehmen noch zu entrichten ſchuldig ſein, ingl. bei einem Meiſter 
Pfund drei und halb berliniſch Gewichte Wolle zu grampeln nur einen 
Groſchen und zu ſpinnen drei Groſchen; welcher dawider handeln wird, 
derſelbe ſoll von dem Handwerk mit 12 gr Strafe allezeit beleget 
werden: welcher Meiſter aber ſeinem Mitmeiſter mit Liſt und böslicher 
Ziele einen Lehrjungen von der Arbeit abwendig machen würde, der— 
ſelbe ſoll mit vorhergehender nur itzo berührter Strafe ſechsfältig an— 
geſehen werde, und der Junge der angetretenen Lehre, oder der allbereit 
ausgeſtandenen Zeit gänzlich verluſtig ſein. 

Art. 17. Stehet einem jeden Meiſter frei, ſobald er einen Lehr⸗ 
jungen freiſprechen laſſen, zu beſſerer Fortſetzung ſeines Handwerks 
wieder einen anderen annehmen zu, dürfen, und fol er desfalls an 
keine Zeit gebunden ſein. 

Art. 18. Wird einem jeden Meiſter bei fünf gr. Strafe auf— 
erleget, alle ſeine ſchuldige Gefälle, ſie mögen Namen haben, wie ſie 
immer wollen oder können, dem Handwerke am Mittwoch nach Pfingſten 
allezeit gebührend und ſonder einziges Anmahnen zu entrichten. 

Art. 19. Auf was Art und Weiſe die Tücher von denen Tuch⸗ 
machern fabriziret, und ſowohl zum aus- als einländiſchen Debit 
tüchtig gemachet werden ſollen, ſolches beſaget die ſchon mehr angezogene 
Kgl. Schauordnung umbſtändlicher, insbeſondere der § 33 vom Tuch⸗ 


t 
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machen Sekt. 15; wie dann auch denen Schaumeiſtern in nur an- 
gezogener Schauordnung deutlich vorgeſchrieben, was ſie bei der Tuch— 
ſchau ihrem Eide nach zu obſerviren haben, worauf dann die ſämbtlichen 
Tuchmacher verwieſen werden. Gleichergeſtalt j 

Art. 20. Dezidiret oft angeführte Schauordnung dasjenige, was 
wegen Haltung der zur Stempelung nötigen Siegel und Bleie an— 
geführet werden kann. 

Art. 21. Sollte ein oder ander Tuchmacher ſich unterſtehen, ein 
oder mehr Stück Tücher, an welchen nicht das Acciſe-, Stadt- und 
Handwerksſiegel gehangen, heimlich zu verkaufen und deffen über- 
führet werden, ſoll derſelbe jedesmal in 5 Thaler Strafe halb zur 
Kämmerei zu Anſchaffung nötiger Feuer-Inſtrumente und halb dem 
Handwerke verfallen. 

Art. 22. Vor alle und jede Tücher, welche nicht der Kgl. Schau- 
ordnung gemäß tüchtig und gut fabriziret, wird das Schaumeiſter— 
Siegel nicht nur vorgeſchlagen, ſondern es werden auch die Tuchmacher 
jedesmal nach der Schauordnung beftrafet. . 

Art. 23. Sollte auch ein Meiſter ein Stück Tuch, ohne ſein 
Meiſterzeichen daran gehangen zu haben, zur Walke ſchicken, derſelbe ſoll 
jedesmal in einen Taler Strafe, halb der Kämmerei zum beſten und 
halb dem Handwerke, verfallen ſein, übrigens, wie bereits vielfältig in 
vorſtehenden Articuln angezeiget, wird das Gewerk der Tuchmacher 
aufs nachdrücklichſte auf die Königl. Preuß. Tuch- und Zeugmader- 
auch Schauordnung vor- und dasſelbe dahingewieſen, ſich darnach in 
allen Stücken aufs genauſte zu achten oder der darin bemerkten Be— 
ſtrafung ohnfehlbar zu gewärtigen. 

Daß wir beſagten alleruntertänigſten Bitten gemeldeter Tuch— 
macher⸗Innung der Stadt Luckenwalde in Gnaden Raum und Statt 
gegeben, tun auch ſolches hierdurch und in Kraft dieſes konfirmiren, 
approbiren und ratifiziren, aus landesfürſtlicher Hoheit und Macht 
mehrgemeldete Innungsarticul vorſtehendermaßen, nach allen ihren 
Punkten, Clauſulen und Inhalt, alfo und dergeſtalt, daß die Tud- 
macher⸗Innung zu Luckenwalde ſich allemal nach denenſelben verhalten 
und darnach verfahren, auch dabei jederzeit geſchützet und gehandhabet 
werden fol, wie ſolches zum gemeinſamen Nutzen der Stadt Luden- 
walde geſchehen kann oder mag. Wir befehlen auch unſerer Magde⸗ 
burgiſchen Regierung Kriegs- und Domänenkammer, Commissario loci 
und Beambten hiermit in Gnaden, dieſelbe jedesmal gegen alle un= 
befugte Eingriffe und was ſonſten der Tuchmacher-Innung mider- 
rechtlich gegen dieſes Privilegium zum Schaden gereichen kann, kräftig 
zu ſchützen und zu mainteniren, auch dahin beförderlich zu fein, ba- 
mit dieſelbe den Effekt dieſes Unſeres allergnädigſten Privilegii würk⸗ 
lich genießen mögen, jedoch Uns und jedermänniglich an ſeinem habenden 
Rechte ohne Schaden, wie Wir Uns auch vorhalten, dieſes Privilegium 
zu vermehren, zu mindern, oder nachdem es des Publici Wohlſein er⸗ 
fordert, gar aufzuheben. 

Urkundlich unter Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und bei⸗ 
gedrücktem Inſiegel ſo gegeben. 
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Anlage 6 


Zahl der Meiſter, Geſellen und Lehrlinge bei den Tue 
macher- und EE d 

Suémader 2) Seugmader *) 

Ssabe zen. tee ee Le E 

Meifter Geſellen Lehrlinge 


— — — 


1743 34 en = Es — — 
1748 47 21 3 e SS SS 
1753 50 26 6 Gg Ge = 
1754 51 26 9 = = 2 
1755 53 206 7 = Su tt 
1756 55 21 6 = 5 
1758 56 | 19 7 — == | = 
1759 59 18 8 — ENE 
1760 en 17 8 SS „ 
1761 63 10 16 = „ 
1762 66 | 7 21 a = | E 
1763 78 28 25 = = = 
1764 82 24 29 = DS ee 
1765 86 26 28 = Fe 
1766 84 26 20 = =, a 
1767 84 27 21 = — — 
1768 83 | 29 2) = _ — 
1782 — — SE? 11 Fr 
1785 11 — = 20 E 26 Gë 
1792 = | — = 22 285) = 
1795 151 — = 2 Se as 
1798 176 660) = = ge 2 s 
1801 168 | 18 11 20 10 4 
1306 196 ' 89% 46 (?) 29 21 | 6 
1809 201 90 (2) 42 (?) 23 15 , 1 
1811 207 — e ae = = 
1840 151(?) — = 21 - — 
1847 — Kee? — 19 l — i — 
1848 z — = 274) — = 
1849 2a — = 31 ei = 

Eingeſchrieben ı — 
1850 = = 38 J = ` e 
1851 | — 16 34: À gs ae 
1852 183 — en = = 
1857 e — 23 48 = = 
1864 = — 30 48 = Ge 
1865 = — = 5 ae er 
1866 240 — ees — Sa = 
1870 = — = 8l ai. — == 
1875 140 — == 32 | = = 
1886 = — = 43 = = 
1898 87 = er = Se ER 
1299 78 Gs = 21 Së, A 


1) Die Zahlen Tonnen keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit und Genauigkeit 
erheben. — Als Meiſter ſind zuweilen nur die arbeitenden, zuweilen alle noch 
u aufgeführt. 

Seier dg nach den Protofoll-, Meiſter⸗, Eins und Losſchreibe⸗ 
büdern, ewerbetabellen und anderen Alten. 
Nach den Berichten der Fabrikenkommiſſare, 0 Meifter- und Auflage- 
bern der Inming. 4) Tatſächlich 17. Sefellen und Lehrlinge. 
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Anlage 7 
Zahl der in den Luckenwalder Tuchfabriken gehenden 
| Spindeln) 
1837 1140 
1840 1580 
1843 4670 
1846 4340 
1849 6741 
1852 8262 
1855 10 431 
1856 10551 
1861 13 668 
Anlage 8 


Gehende Webſtühle für ſpaniſches Tuch, mittleres und 
ordinäres Tuch, wollene Zeuge vim, ?) 


Jahr Webſtühle 
1810 145 
1811 143 
1812 141 
1813 148 
1814 156 
1816 177 
1828 253 
1831 307 
1837 192 
1840 255 
1843 364 
1849 527 
1852 505 
1855 620 
1858 3) 442 
1864 1086 


1) Zuſammengeſtellt nach den bei den Akten des Luckenwalder Magiſtrats 
befindlichen Gewerbetabellen. — Es ſei bemerkt, daß die Spinnerei der be⸗ 
deutendſten Fabrik von Buſſe & Sohn ſich in Lindenberg bei Luckenwalde be⸗ 
fand. Ihre Spindeln find daher in der obigen Aufſtellung nicht enthalten. — 
= etften Spinnmaſchinen feinen 1815 in Luckenwalde benutzt worden 
zu ſein. 

2) Zuſammengeſtellt nach den Gewerbetabellen der Stadt Luckenwalde. 
Nach Schmoller (Kleingewerbe, S. 502) ſind die Statiſtiken von 1846 an wert⸗ 
los, weil zuerſt immer die in und für Fabriken arbeitenden Stühle gezählt 
wurden, ſpäter nur die in Fabriken arbeitenden Stühle. 

Se 3) In dieſem Jahre werden zum erften Male die mechaniſchen Webſtühle 
erwähnt. In der Tuchfabrik von Buſſe & Sohn arbeiten 70 Hand: und 20 
mechaniſche Webſtühle. | : 
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Anlage 9 
Zahl der fabrisierten Stücke Tuch, Kaſchmir und Flanel» 


— 


Jahr Duſſe & Sohn | Liepe & Buſſe | Tuchmacher⸗ Zeugmacher⸗ 


(Tuchmacher) (Tuchmacher) gewerk gewerk 
1777 — — 1800—2000 — 
1805 97⁴ — 4072 | -— 
1810 983 — 3120 | —- 
1811 1035 — 2220 — 
1812 1299 — 2165 — 
1813 1016 = 1670 — 
1814 1254 — 2675 — 
1815 1199 — , 22722 — 
1816 1521 — 2237 — 
1817 1235 — 1220 | = 
1818 763 — 1394 | —- 
1819 662 — | 931 | = 
1820 701 = | 931 | pe 
1821 725 — 1245 | — 
1822 711 264 | 839 | — 
1823 814 | 268 | 970 — 
1824 957 | 267 | 897 = 
1826 1004 170 18668 | — 
1827 4333 | 190 1333 | — 
1828 3358 | 180 | 1328 — 
1829 3718 247 2042 — 
1830 2723 350 184: = 
1831 2568 376 | 1481 — 
1832 fehlt 258 1740 | — 
1833 2433 364 1547 — 
1834 1995 305 1539'/2 — 
1835 2825 377 1833 — 
1836 2508/2 158 2316 | = 
1837 2642 — 2527 | — 
1838 213712 | — 2641 — 
1839 2112 | = 2470 | = 
1840 2545 | = 2860 | = 
1841 2710 | = 2865 | — 
1842 2937 ee 3325 | — 
1843 3325 — 4105 | = 
1844 3009 | — 4906 — 
1845 2608 | = 5466 | — 
1846 2918 | — 5799 | — 
1847 3185 | — 6524 | — 
1848 2980 | — 4064 | — 
1849 3375 — 6524 | — 
1850 3630 — 8799 — 
1851 2960 | — 92514 | — 


1) Zuſammengeſtellt nach den 1810 beginnenden Mitteilungen des Luden- 
walder Magiftrats an die Regierung — Die iz der Fabriken von Buſſe 
& Sohn find feit 1805, die von Liepe & Buſſe feit 1822 nicht in denen des 
Tuchmachergewerls enthalten. 
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Jahr Tannenbaum, Pariſer & Co. Zeugmacher⸗ Tuchmacher 
(früher Buſſe & Sohn) !) gewerk !) gewert?) ` 

| — | 10 284 

750 11 302 

620 11 097 

675 11 008 

1050 15 601 

930 16 747 

1000 17 000 

1250 16 830 

1320 17 998 

1900 19 500 

2070 20 000 

2550 21 000 

2 2450 23 000 

2450 24 000 

2350 12 000 

2500 13 000 

2370 12 700 
2160 13 900 


Anlage 10 


Etabliſſementsplan für die Geraer Kolonie in einer Bor- 


ſtadt von Belitz vom 1. März 1781) 


Taler Sgr. 


18 maffive Fabrikantenhäuſer, nach denen von dem 
Oberbaudepartement revidirten Anſchlägen à 


Pf. 


850 Taler 2 gr. í 13141 12 — 
1 maſſives Haus für den Färber und Appreteur, de | 
den Färberei⸗ und Appreturgimmern . . 2500 — — 
Für einen zu etablierenden Kaufmann 
1) ein maſſives Wohnhaus 2400 — — 
2) zum Handelungsfonds, um 
denen Fabrikanten ihre ge⸗ 
fertigten Waren abzunehmen 3000 — — 5400 — — 
24 Spinnerhäuſer à 232 Taler 2 gr . . 5570 — — 
Zu denen Appreturgerätſchaften inkl. der großen Preſſe 1200 — — 
Zu denen Färbergerätſchaften inkl. eines großen Keſſels 300 — — 
Zu einem Wollmagazin, um die ee daraus 
zu verlegen. . + + 8000 — — 
72 Weberſtühle mit Zubehör à 20 Taler. . . 1440 — -— 
Zum Übertrag 32551 12 — 


1) Länge ungefähr 34 Ellen. 
2) Länge ungefähr 25—30 Ellen. 
3) Länge ungefänr 30—35 Ellen. 


2 Geh. St. A. Generaldirektorium, Fabrikendepartement Titel 241 Nr. 164 
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p Taler Sgr. Pi. 

Übertrag 32551 12 — 

18 Zwirnmühlen à 40 Taler . SN 720 — — 

36 Spinnräder und Haſpel für die Fabrikanten! a 4 Taler 144 — — 
48 Spinnräder und Haſpel für die SE 

a 4 Taler N f 192 — — 

24 Paar Wollkämme a 11/2 Taler N 36 — — 
Reiſegelder und Diäten für die zum Engagement der 

Geraer Fabrikanten abgeſchickten Kommiſſarien. 1000 — — 
Transportkoſten für 200 Seelen aus dem Vogtlande 


nach Halle a 2 Taler. 400 — — 
Meilen: und Zehrungsgelder für diefelben auf: 26 Meilen 

à 2 gr und Meile.. 433 8 — 
Zu Douceurd und Werbegelder und für die an- 

ziehende Koloniſten . 1200 — — 


An Subiiſtenzgelder für die ankommende Koloniſten 
bis ſolche in Arbeit geſetzet werden können, auf 
Hausmiete, bis ſie die für le N SR 
beziehen können .. . . 2577 4 — 


e . . « 39254 — — 


Anlage 11 


. r den Werk- und Schaumeiſter Bodinus 
udenwalde vom 26. März 1782) 


Sp, Seine Königl. Majeſtät von Preußen, unfer allergnäbdigiter 
Herr, reſolviert haben, daß der Geraer Meiſter Johann Friedrich 
Bodinus bis zur Ausmittelung eines ſicheren Verlegers zum Wert: 
und Schaumeiſter bei der zu Luckenwalde nach Geraer Art angelegten 
Wollen-Zeug-Fabrik angeſetzet werden ſoll, derſelbe auch bereits in 
dieſer Qualität unterm 11. dieſes verpflichtet und mit dem abſchriftlich 
anliegenden Eide?) in Gegenwart aller bis jetzt zu Luckenwalde eta— 
blirten Geraer und Ronneburger Meiſter beleget worden, fo wird der- 
ſelbe in Anſehung der ihm obliegenden Verrichtungen ausdrücklich dahin 
hiermit noch beſonders inſtruiret und angewieſen, daß er 
1. Alles dasjenige, was ihm von ſeinen Vorgeſetzten, beſonders von 
dem Fabriken-Commiſſario Kober aufgetragen werden wird, inſoweit es 
das Wohl der Fabrik betrifft, auf das pünktlichſte geloben und darunter 
nach ſeinem beſten Wiſſen und Gewiſſen verfahren muß. 
2. Lieget demſelben vorzüglich das Sortiren der Garne ob, welches 
beſonders alsdann in Anwendung zu bringen iſt, wenn Zeuge nach 
den davon vorgezeigten Proben verfertiget werden ſollen, indem ihm, 
als einem Werks-Verſtändigen, bei Unterſuchung der Probe gleich auf- 


St 1) Geh. St. A. Generaldirektorium, Fabrikendepartement Titel 241, Nr. 164, 
ol. 9. y 
2) Nicht abgedruckt. d 
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fallen muß, welche Sorte von Garn zur Kette und welche zum Ein— 
ſchlag genommen worden. | 

3. Muß derſelbe die Waren, fo bet den Fabrikanten für Königliche 
Rechnung beſtellet werden, oft und fleißig nachſehen, mithin pflicht⸗ 
mäßig datür ſorgen, daß diejenige Garne, ſo dazu aus dem Magazin 
verabfolget werden, auch verarbeitet und keineswegs ausgetauſchet 
werden, widrigenfalls er ſolches anzuzeigen hat, damit der Kontra— 
venient beſtrafet werden kann. 

4. Die fertige Waren muß er im Beiſein des Fabrifen-Commiffarii 
Kober auf dem Stuhl beſichtigen oder ſchauen, mit einem Schaublei 
verſehen alsdann aber zur Luckenwaldſchen Niederlage abliefern. 

5. Wenn ſich Fehler bei der Schau finden, ſo iſt der Bodinus 
ſchuldig und gehalten, ſolche pflichtgemäß dem Fabriken-Commiſſario 
anzuzeigen, damit dieſer nach Proportion des Verſehens oder des fehlen- 
den Garngewichts vom Arbeitslohn ſoviel abziehen laſſen oder, wenn 
die Ware nicht probemäßig, ſolche dem Fabrikanten zurückgeben kann, 
indem ein jeder Meiſter probemäßige Ware liefern oder ſolche für ſeine 
Rechnung behalten muß. 

6. Da auch der Werk- und Schaumeiſter Bodinus die Färberei der 
zu den geſtreiften Camelots erforderlichen Garne übernommen hat und 
ihm zu dem Ende nächſtens ein zinnerner Keſſel von 50 bis 60 Quart 
von hieraus übermacht werden wird ſo muß derſelbe auch ſeinem 
Engagement gemäß für dieſe Färberei und daß ſolche jedesmal probe— 
mäßig geſchehe, haften. Übrigens ſoll 

7. Der Bodinus für diefe feine Verrichtungen als Werk- und Shau- 
meiſter, ſolange hierunter nicht ein anderes verordnet werden wird, 
für jedes Stück geſtreifte Camelots einen Groſchen feds Pfennig, fiir 
jedes Stück mittelſchwere Waren, als ordinäre Serges de Berry, glatte 
Calamanc zwei Groſchen und für jedes Stück feine und ſchwere Waren, 
als feine Serge de Berry, geſtreifte Camaſchen und dergleichen drei 
Groſchen aus der Luckenwaldſchen Fabrikations-Kaſſe zu genießen haben, 
ſo ihm von dem Bürgermeiſter Neubauer auf jedesmalige Anweiſung 
des Fabriken⸗Commiſſarii Kober ausgezahlet werden wird. 

v. Heinitz. v. Werder. 


Anlage 12 


Inſtruktion für den 555 Kober 
vom 26. März 1782!) 


Nachdem Seine Königl. Majeſtät von Preußen, 7. aller= 
gnädigſter Herr, refolviret haben, das dem Fabriken-Commiſſario Kober 
die ſpezielle Aufſicht über die zu Luckenwalde nach Geraer Art an- 
gelegte Wollen-Zeug⸗Fabrik und über die dazu gehörige Spinnereien 
bis zur Ausmittelung eines ſicheren Verlegers übertragen werden ſoll, 


1) Geh. SS Generaldirektorium, Fabrikendepartement, Titel 241, 
Nr. 164, Bd. 
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fo wird derſelbe wegen Deler feiner Verrichtungen ausdrücklich dahin 
inſtruiret, daß er 

1. Von den Fabrikanten für Königl. Rechnung keine andere Ware 
verfertigen läſſet, als wozu ihm von hier aus die Proben werden zu— 
gefertiget werden, inmaßen es nicht gleichviel iſt, was für Articul von 
Waren gemacht werden, da nicht alle furrent find, und vorzüglich nur 
ſolche verfertiget werden ſollen, die auswärts Abſatz haben. 

2. Muß derſelbe darauf ſehen und genau darauf halten, daß die 
Fabrikanten die Waren nach den kommunizirten Probe-Karten oer: 
fertigen, widrigenfalls folde nicht angenommen, ſondern ihnen zurück— 
gegeben werden müſſen, um fie fur ihre eigene Rechnung abzuſetzen. 
Und da 

3. Der Geraer Meiſter Bodinus als Werk- und Schau -Meiſter 
bei dieſer Fabrik angenommen und bereits in Eid und Pflicht ge— 
nommen ijt, fo muß terjelbe, da er von den Anordnungen des Fabriken- 
Commiſſarii Kober abhängt, zum Sortieren der Garne und zu Zug, 
übung ſeiner ſonſtigen ihm obliegenden Verrichtungen, wie ſolche in der 
abſchriftlich hierbeigefügten, ihm unterm heutigen Dato erteilten In- 
ftruftion enthalten find, nachdrücklich angehalten und ihm dagegen auch 
die für ihn feſtgeſetzten Gebühren für. ein jedes Stück Ware aus der 
Fabrikations-Kaſſe angewieſen werden. 

4. Was das Weber-Lohn und die Zurichtungs-Koſten, ſowohl 
für die bis jetzt verfertigten Waren als für diejenigen, welche von nun 
an auf jedesmalige Beſtellung verfertiget werden ſollen, anbetrifft, ſo 
ſind ſolche dergeſtalt reguliret, wie die abſchriſtlich hiebei gefügte beide 
Nachweiſungen bejagen !), wonach alfo der Fabriken-Commiſſarius Kober 
fih ganz genau zu achten, die feſtgeſetzten Preiſe keineswegs zu über- 
ſchreiten, vielmehr darauf zu raffiniren hat, wie ſolche mit Konſervation 
der Fabrikanten noch um etwas herunterzuſetzen, indem das denenſelben 
für jetzt bewilligte Arbeits- und Zurichtungslohn noch die Geraiſchen 
Sätze überſteiget. 

5. Wenn von hieraus Beſtellungen an Waren gemacht werden, 
fo geſchiehet ſolches bei dem Fabriken-Commiſſario Kober, welcher 
ſchuldig und gehalten iſt, mit Zuziehung des Werkmeiſters Bodinus 
das dazu nach der überſchickten Probe erforderliche Geſpinſt in quali 
et quanto auszumitteln, ſodann die Articul von Waren unter den vor- 
handenen Meiſtern nach ihren Fähigkeiten zu repartiren und hier- 
nächſt für die Tüchtigkeit und probemäßige Ablieferung derſelben zu 
ſorgen. 

6. Wenn ein Stück Ware fertig, ſo muß der Fabrikant ſolches 
dem Werkmeiſter und dieſer hinwiederum dem Fabriken-Commiſſario 
anzeigen, da denn beide ſchuldig und gehalten ſind, die Waren, wenn 
ſie noch auf dem Stuhl ſind, zu beſichtigen oder die ſogenannte Schau 
darüber zu halten, und wenn ſie ſolche gut und probemäßig gefunden, 
mit dem Schauſtempel zu verſehen, auch dann ſofort das Fabriken- 
Blei anzuſchlagen, zu welchem Ende dem bemeldeten Kober mit dem 


1) Nicht abgedruckt. 
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forderſamſten die dazu erforderliche beide Stempel nach Luckenwalde 
übermacht werden ſollen. 

Sobald nun ſolchergeſtalt ein Meiſter ein Stück Ware abgeliefert 
hat, fo gibt der Fabriken-Commiſſarius Kober demſelben eine An- 
weiſung über das verdiente Arbeitslohn, die feſtgeſetzte Zurichtungs— 
fojten und das dem Werkmeiſter Bodinus bewilligte Douceur duf den 
Bürgermeiſter Neubauer, welcher die Fabrikationskaſſe führet und ſeine 
Anweiſungen von dieſer Art zu honoriren angewieſen worden. 

8. Die für Königl. Rechnung beſtellte und fertig gewordene 
Waren liefert der Fabriken-Commiſſarius Kober alle Woche oder 
ſpäteſtens alle 14 Tage zur Hauptniederlage in Berlin an den Kauf: 
mann Kober ab; jedem Stück Ware muß derſelbe eine genaue Nad- 
weiſung beifügen, wieviel Pfund Garn zur Kette und zum Einſchlag 
verbraucht worden, was das Garn koſtet und was an Arbeitslohn und 
Zurichtungskoſten ingleichen an den Werkmeiſter zu bezahlen geweſen, 
mithin wie hoch das Werk roh vom Stuhle zu ſtehen komme; wie er 
denn auch monatlich eine Nachweiſung von den im abgewichenen Monate 
verfertigten und zur Hauptniederlage abgelieferten Waren nach dem 
hierbei kommenden Schemate !) in duplo anzufertigen und ein Erem- 
plar davon an das General-Direktorium, das zweite an die Kur- 
märkiſche Kammer einzuſenden hat. 

9. Da zu den geſtreiften Camelots, als zu demjenigen Articul 
von Waren, der am häufigſten und beſten abzuſetzen, bekanntermaßen 
das Garn gefärbet werden muß, der zu Luckenwalde etablirte Färber 
Born aber mit dieſer Fabrik aus bewegenden Urſachen gar nicht 
meliret werden ſoll, ſo hat der Werk- und Schaumeiſter Bodinus ſich 
anheiſchig gemacht, dieſe Garnfärberei auf ſich zu nehmen und für die 
probemäßige Ablieferung zu ſtehen. Und da derſelbe zu dieſer Garn⸗ 
Färberei ſich noch einen zinnenen Keſſel von 40—60 Quart ausgebeten 
hat, ſo ſoll ſolcher nächſtens überſchicket werden, damit mit Verferti⸗ 
gung der geſtreiften Camelots nach den zu kommunizirenden Proben 
unverzüglich der Anfang gemacht werden kann. 

Was die Färbekoſten für das Garn betrifft, ſo ſind ſolche zwar 
vorläufig mit dem Bodinus reguliret, wie ſolches aus dem ad § 4 
allegirten Aufſatz hervorgeht. Da aber dieſe Sätze beſonders in ge⸗ 
ringen Farben noch immer etwas zu hoch ſind, ſo muß der Fabriken⸗ 
Commiſſarius Kober auf deren Ermäßigung bedacht ſein. 

10. Da auch unter denen Meiſtern ſich welche befinden, welche 
gern für eigene Rechnung arbeiten wollen, ſo kann ihnen ſolches zwar 
nachgelaſſen, ja ſelbſt, wenn ſie es verlangen, dazu ein Vorſchuß von 
Garn oder Wolle bis zu 24 € gegeben werden, jedoch verſteht es ſich 
dabei von ſelbſt, daß ſie alsdann keinen Stuhl für Kgl. Rechnung be⸗ 
ziehen können, indem ſchlechterdings nicht nachgegeben werden muß, daß 
ein Fabrikant mit einem Stuhl für Königliche, mit dem 2ten und Zten 
aber für ſeine eigene Rechnung arbeite, wovon die Urſachen einleuchtend 
genug ſind. 


1) Nicht abgedruckt. 
29 * 
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11. Wenn ein Fabrikant den aus dem Woll- und Garnmagazin 
erhaltenen Vorſchuß bezahlet, ſo kann ihm alsdann, eher aber nicht, 
ein neuer Vorſchuß verabfolget werden, welcher aber nie über 24 dé 
ſein muß. 

12. Wenn ein Fabrikant nur mit einem Stuhle arbeitet, mit 
dem 2ten aber aus Mangel der Beſtellung oder wenn es ihm an Platz 
fehlet, feiern muß, ſo erhält er dieſerhalb aus der Fabrikationskaſſe 
täglich 4 gr an Subſtiſtenz-Geldern; indeſſen muß der Fabriken⸗ 
Commiſſarius Kober ſorgfältig darauf bedacht ſein, daß dergleichen 
Ausgaben, ſo der Fabrikationskaſſe zur Laſt fallen und den Fabri— 
kanten nur zum Müßiggang gewöhnen, ſoviel als immer möglich ver— 
mieden werden. 

13. Damit man auch im Stande ſein möge, von hier aus den 
Zuſtand der Fabrik beurteilen zu können, ſo erhält der Kober hierbei 
ein Schema von einem. monatlich dieſerhalb anzufertigenden Extrakt, 
wovon er das eine Exemplar ebenfalls an das Generaldirektorium, 
und das 2te an die Kurmärkiſche Kammer einzuſenden habe. Was 
hiernächſt 

14. Das zu dieſer Fabrik erforderliche Geſpinſt betrifft, ſo über— 
nimmt der Fabriken-Commiſſarius Kober ſowohl das Woll- und Garn— 
magazin, als die Aufſicht über die zu dieſem Behufe anzulegende 
Spinnereien in Zoſſen, Mittenwalde, Trebbin und Belitz. 

15. Und damit es vor der Hand und big diefe Spinnereien ein- 
gerichtet und im Gange der Fabrik nicht an dem erforderlichen Garne 
fehlen möge, fo ſoll ſolches bis dahin von hier aus furniret werden. 

16. Um das Garn- und Wollmagazin allemal überſehen und 
von dem Zuſtand desſelben jedesmal richtig urteilen zu können, hat 
der Kober nach beikommenden Schemate!) monatlich einen Extrakt in 
duplo anzufertigen und die Richtigkeit desſelben von dem Magiſtrat 
zu Luckenwalde atteſtiren zu laſſen, alsdann aber das eine Exemplar 
an das Generaldirektorium, das andere aber an die Kurmärkiſche 
Kammer einzuſenden. 

17. In Anſehung der Spinnereien wird ein beſonderes Regle— 
ment angefertiget und ſolches nächſtens zur Achtung dem Fabriken— 
Commiſſario Kober zugefertiget werden. 

18. Gleichwie nun Seine Königl. Majeſtät nicht zweifeln, viel- 
mehr zu dem Dienſteifer und savoir faire des Kobers das Zutrauen 
haben, er werde ſich bei der ihm über dieſe Fabrik übertragenen Auf— 
ſicht ſo nehmen, daß das Beſte derſelben überall beäuget, der End— 
zweck erreichet, alles Nachteilige aber von derſelben abgewendet werde, 
alſo haben Höchſtdieſelben auch allergnädigſt refolviret, daß ihm für 
dieſe Aufſicht und die damit verbundene extraordinaire Arbeit monat— 
lich ein Gehalt von zwölf Talern und 16 gr zu Schreibmaterialien 
aus der Fabrikationskaſſe bewilliget und ausgezahlet werden folle. 
von Heinitz. von Werder. 


e- — — 


1) Nicht abgedruckt. 
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Anlage 13 
Konzeſſion für Thomas de Vins vom 2. Oktober 1782) 


Demnach Se. Königl. Majeſtät von Preußen, unſer allergnädigſter Herr, 
befohlen, daß ſtatt der bisherigen Adminiſtration zum Verlag der bei 
Luckenwalde nach Geraer Art angelegten Zeugfabrik ein ſolider, der 
Fabrikation und Handlung nach auswärtigen Landen vollkommen fun- 
diger und rechtſchaffener Kaufmann ausgemittelt werden ſoll und dann 
als ein ſolcher der aus Frankfurt am Main gebürtige in einem guten 
Ruf ſtehende Kaufmann Thomas de Vins in Vorſchlag gekommen, 
ſelbiger auch auf erſtatteten Bericht dero General-Directorii als Verleger 
der Fabrik agreiret worden: 

Als wollen und befehlen Se. Kgl. Maj. hiermit und in Kraft 
dieſes allergnädigſt, daß dem Thomas de Vins das Geraer Yabrif- . 
Etabliſſement bei Luckenwalde auf folgende Bedingungen überlaſſen und 
übertragen werden ſolle: 

1. Der Entrepeneur iſt verbunden, von denen bei Luckenwalde 
anzuſetzenden 18 Geraer und Ronneburger Zeugmacher-Meiſtern die 
von der Adminiſtration bisher verlegte 9 Meiſter einen jeden derſelben, 
wenn ſie es verlangen, auf drei Stühlen, die übrige aber, wenn ſie 
ſich nicht ſelbſt verlegen wollen, einen jeden mit zwei Stühlen im be⸗ 
ſtändigen Verlag zu unterhalten, damit ſolche niemals gegründete Ver⸗ 
anlaſſung haben, über Mangel der Arbeit oder daß ſie feirig, zu 
klagen; wobei jedoch dem Entrepeneur freiſteht, zu denjenigen Häuſern, 
ſo noch unbeſetzt ſind, die ausländiſche Meiſter in Vorſchlag zu 
bringen. 

2. Iſt der Entrepreneur ſchuldig, den Debit der verfertigten Waren 
ſoviel als möglich außer Landes und beſonders nach der Schweiz und 
Italien zu pouſſiren, auch die Fabrik in der Folge zu vergrößern. 

3. Dem Entrepreneur wird zu Luckenwalde ein geräumiges Wohn⸗ 
haus nebſt Gelak zum Woll- und Garn-Magazin, zum Warenlager, 
zur Färberei, zur Preſſe, Appretur und Wäſche der Waren, ingleichen 
die nötigen Behältniſſe zu den Fabriken⸗Bedürfniſſen und Wohnungen 
für die Arbeiter nach einem dem Entrepreneur vorgelegten, von ihm 
genehmigten Plan auf Königl. Koſten erbauet und ihm zugleich ein 
Garten von zwei Morgen Landes mit angewieſen, bis dahin aber, daß 
alles fertig, zu Luckenwalde ein freies Unterkommen gegeben. l 

4. Wenn über der jetzigen Anzahl von 18 Fabrikanten⸗ und 
24 Spinnerhäuſer in der Folge etwa noch mehr zu erbauen nötig, ſo 
werden ſolche auf Königliche Koſten erbauet, und denen darin an⸗ 
zuſetzenden Webern und Spinnern eben die Hülfe bewilliget werden, 
die die ſchon vorhandenen erhalten. 

5. Die Spinnereien, welche zu Trebbin und Zoſſen anzulegen 


— 


1) Geh. St. A. General: Direktorium Fabriken ⸗ Departement, Titel 241, 
Nr. 119, vol. 1. Die vom König am 17. Oktober unterzeichnete gleichlautende 
Urkunde befindet ſich bei den Akten des Luckenwalder Magiſtrats. 
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nötig ſein dürſten, werden Se. Kgl. Maj. auf dero Koſten einrichten 
laſſen, wenn der Entrepreneur ſolches verlangt. 

6. Dem Entrepreneur ſtehet frei, ſolange noch nicht hinlängliches 
feines Geſpinſt zu ſeiner Fabrik im Lande vorhanden, ſich ſolches, von 
wo er will, kommen zu laſſen. 

7. Zur Einrichtung der Fabrik wird dem Entrepreneur auf jeden 
der 36 jetzt gleich mit Wollenzeugen zu beſchäftigenden Stühlen ein 
in der Fabrik zinsfrei roulirender Fonds von 500 Talern bewilliget, 
von welchem die Hälfte ſogleich nach der Uebergabe der Fabrik, die 
andere Hälfte aber auf Oſtern 1783 zu bezahlen. 

8. Der Entrepreneur erhält die Acciſe- und Zollfreiheit auf die 
zur Fabrik erforderliche rohe Materialien und Geſpinſte auf jährlich 
nachzuſuchende Freipäſſe, nicht weniger auf die daraus zu werdende 
Fabriken⸗Waren, wenn ſolche mit dem daſelbſt gebräuchlichen Fabrik- und 
Akziſe⸗Stempel gezeichnet und des Entrepreneurs Zertifikat begleitet 
ſind, ſowohl in ſämtlichen Königl. Landen und Staaten, als auch nach 
auswärtigen Orten und Meſſen. 

9. Dem Entrepreneur ſtehet frei, zu Luckenwalde eine jede Art 
Ware anfertigen zu dürfen, die ganz Seiden- und ganz Baumwollen⸗ 
Waren allein, ingleichen diejenige ausgenommen, worüber ſpeziale 
Privilegia für irgend jemanden erteilet worden. 

10. Diejenigen wollene Garne und Wolle, die der jetzigen Admi- 
niſtration gehören, ingleichen 

11. die vorhandene fertige und rohe Waren, ſowohl was auf 
dem Lager als auf den Stühlen befindlich, übernimmt der Entrepreneur 
nach vorheriger Beſichtigung für die erweisliche Koſten und Preiſe, da 
denn der Betrag von dem in § 7 beſtimmten Fonds abgehet. 

11. Dem Entrepreneur ſtehet nach Befinden der Umſtände frei, 
die dortige Zeugmacher, ſie mögen bereits etabliret ſein oder noch 
angeſetzt werden, wenn ſie ihr Metier nicht verſtehen, die Arbeit vor— 
ſätzlich negligiren oder verderben, Meutereien, Aufwiegeleien oder Be- 
trügereien begehen, Aufläufe oder Rebellionen erregen, ſobald ſie des 
bei einer von dem Juſtizamt Zinna anzuſtellenden ſummariſchen Unter: 
ſuchung überführet werden, zu dimittiren und dagegen andere aus- 
ländiſche geſchickte und fleißige Ouvriers anzunehmen, ohne ſich an 
einige anmaßliche Innungs- und Gewerks-Privilegien zu kehren. 

13. Der Entrepreneur iſt ſowohl in Anſehung ſeiner Perſon als 
des Betriebes der Fabrik, was die Gerichtsbarkeit in personalibus an= 
langet, ſonſt niemand als dem Kammergericht, der Kurmärkiſchen 
Kammer und denen dieſen Gerichtshöfen vorgeſetzten höheren Collegiis, 
in realibus aber der Grund-Obrigkeit des Orts unterworfen. 

14. Der Entrepreneur unterwirft ſich der Unterſuchung ſeiner 
Fabrik durch denjenigen, der von dem General-Directorio dazu autori⸗ 
ſiret werden wird, fo oft als es dasſelbe wird nötig finden; dagegen 
aber iſt der Entrepreneur nicht verbunden, für die Sicherheit des Fonds 
eine beſondere Kaution zu beſtellen. Endlich 

15. Wird bewilliget, daß der Entrepreneur die ihm übergeben 
werdende Grundſtücke zur Benutzung bei der Fabrik frei von allen Ans 
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ſprüchen und Oneribus beſitze, und falls derſelbe die Fabrik 10 Jahre 
hindurch beſtändig mit wenigſtens 30 bis 36 Stühlen in wollenen 
Zeugen wird beſchäftiget haben, ſo ſoll dem Entrepreneur, deſſen Kindern 
und Nachkommen der ganze Fonds an barem Gelde, Gebäuden und 
Utenſilien erb- und eigentümlich geſchenkt fein und ihm oder deffen 
Erben zu ſolcher Friſt eine förmliche Erbzinsverſchreibung und Schenkungs— 
brief auf Verlangen ausgefertiget werden. Sollte aber der Entrepreneur 
die Stühle binnen den erſten 5 Jahren vermehren, wird für 5 Stühle, 
die mehr gehalten werden, jedesmal ein Jahr von den benannten 
10 Jahren erlaſſen; jedoch verſtehet es ſich von ſelbſt, daß die Fabrik 
zu ewigen Zeiten mit 30 bis 36 Stühlen beſchäftiget werden muß. 
16. Übrigens wird der Entrepeneur von allen Chargen und 
Stempelgebühren für dieſe Konzeſſion hiermit befreiet, und S. Kgl. Maj. 
befehlen hierdurch allergnädigſt deren General-Directorio, Kurmärk. 
Kriegs- und Domainen-Kammer und dem Amte Zinna, wie nicht 
weniger deren General-Acciſe und Zoll-Adminiſtration, den Entre⸗ 
preneur Thomas de Vins, ſolange er ſich dieſer Konzeſſion gemäß ver= 
hält, bei dem Inhalt derſelben und denen ihm bewilligten Vergünſti⸗ 
gungen kräftigſt zu ſchützen und zu mainteniren, auch die etablirte Kolo— 
niſten zu ihrem ferneren Verlage an ihn zu weiſen und denenſelben 
aufzugeben, ihm in allen billigen, die Fabrikation angehenden Dingen 
als ihren vorgeſetzten Fabriken⸗Entrepreneur alle gebührende Achtung 
und Gehorſam zu erweiſen. 
von Werder. ` 


Anlage 14 


Preistabelle für Berlin, Luckenwalde und Gera 
vom 2. Februar 1782!) 
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Benennung der Viktualien Berlin [Luckenwalde 


Zr.) Gr. Pf. Tir. Gr. Pf. Tir. Gr. Pf. 
| | i 


111 Klafter Kiefernholz incl. Fuhrlohn 
die Klobe zu Berlin und Lugen- 
walde 3 Fuß, zu Gera 2½ Fuß 

2 Ein Scheffel Roggen, Dresdner Maß, 

hält 2 Scheffel allbier . . . . . 
Ein 3 Gr. Brot, fo in Gera 11 ., in 
Luckenwalde 6 # 15 Lot, in 
Berlin 4 30 Lot wiegt 
Ein Quart Kornbranntwein . 
Ein Quart Bier auf dem Lande, ſo 
ohne Abgaben hereingebracht mwer- 
den ann à La 


Zum Übertrag 


e 1) Geh. St. A. General - Direktoriun, Fabrifen- Departement, Titel 241, 
r. 164. 
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Benennung der Vittualien 


Übertrag 
Ein Quart Stadt⸗Bie er 
Ein dé Butter 
Eine Mandel Eier 
Ein Lot Kaſſee 
Ein dé Suder . . . . . . . . . a 
Ein Quart Milch 
Eine Mandel Käſe 
Ein Hering 
Eine Metze Erbſen 
Eine Metze Linſen 
Eine Metze Weizenmehl 
Eine Metze Graupen (mittlerer Sorte) 
Eine Metze Erdtoffeln 
Ein dé Spee ccc 
Eine Metze Salz. 
Eine Kanne Rüben⸗G . . . . . . 
Ein dë Hinbileifd . .. 
Ein Ed Rubfleifd . . . . . . . . 
Ein dé Schweinefleiſch 
Ein dë Kalbfleiſch 
Ein € Hammelfleiſch 
Ein dé Tobat 
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IV 


Die äußere Entſtehungsgeſchichte des „Antimachiavel“ 
Friedrichs des Großen 


Von 


W. von nn 


Daß Friedrich der Große feinen „Antimachiavel“, die Widerlegung 
von Machiavels „Buch vom Fürſten“, in der letzten Periode ſeiner 
Kronprinzenzeit zu Rheinsberg verfaßt hat, iſt bekannt; nicht mit 
gleicher Beſtimmtheit läßt ſich der genaue Zeitpunkt angeben, in welchem 
er den Plan zu dieſem Werke gefaßt hat, noch auch die Geſamtheit 
der Einflüſſe, die dabei wirkſam geweſen ſind. Es wird ſich an ſpäterer 
Stelle Gelegenheit bieten, auf dieſe beiden miteinander in engem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehenden Fragen des näheren einzugehen; doch ſei ſchon 
hier vorgreifend bemerkt, daß dem brieflichen Gedankenaustauſch, den 
Friedrich ſeit dem Sommer 1736 mit Voltaire unterhielt — der 
Dichter lebte damals bei feiner Freundin, der Marquife du Chätelet, 
auf deren Schloſſe zu Cirey in der Champagne, von wo er im November 


1) Dieſe Abhandlung aus dem Nachlaß des 1915 geftorbenen Verfaſſers 
bildet einen Teil einer umſaſſend angelegten Unter ſuchung über den „Auti« 
machiavel“, in der er nicht nur die Geſchichte dieſes Werkes, Entſtehung, Hand⸗ 
ſchriften, deren Verhältnis untereinander, den Einfluß fremder Denker und 
Schriften auf Friedrich zu ſchildern und einen Überblick über die geſamte big- 
herige einſchlägige Literatur, auch auf ſtaatswiſſenſchaftlichem Gebiete zu geben, 
ſondern auch darüber hinaus ein Bild der geiſtigen Entwicklung des Prinzen 
und ſeiner ſtaatsphiloſophiſchen Anſchauungen zu entwerfen beabſichtigte. Nur 
die Darſtellung der Entſtehungsgeſchichte liegt vollendet vor, bis auf den letzten 
Abſatz, der nach einem 1910 im Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg 
von dem Verfaſſer gehaltenen Vortrage (vgl. Forſchungen, Bd. 23, Sitzungs⸗ 
berichte, S. 29) ergänzt werden konnte. 
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1739 auf längere Zeit nach Brüfjel ging — unter jenen Einflüſſen 
ohne Zweifel eine hervorragende Stelle zuzuſchreiben iſt. 

Der Briefwechſel zwiſchen beiden, der jetzt, von Koſer und 
Hans Droyſen neu herausgegeben, annähernd vollſtändig vorliegt !), 
iſt es denn auch, dem wir die weitaus zahlreichſten und wichtigſten 
Nachrichten über die Geſchichte des „Antimachiavel“, zu feiner Ent: 
ſtehung und ſeiner Drucklegung verdanken. Neben ihm kommt eine wenig 
erhebliche Zahl von Briefen Friedrichs an die Marquiſe du Châtelet, 
ſowie an ſeine Freunde Algarotti und Suhm in Betracht, ferner ver— 
ſchiedene Schreiben Voltaires, namentlich an den Verlagsbuchhändler 
Jan van Düren im Haag (von letzterem publiziert in der dritten der 
von ihm veranſtalteten Ausgaben des „Antimachiavel“), endlich ander— 
weitige Quellen verſchiedener Art, die ſeinerzeit im einzelnen anzuführen 
ſein werden. Die Hauptmaſſe des Quellenmaterials hat vor einigen 
Jahren H. Droyſen im zweiten Teile feiner „Beiträge zu einer 
Bibliographie der proſaiſchen Schriften Friedrichs des Großen“ ?) über: 
ſichtlich zuſammengeſtellt und damit ebenſo ſehr, wie durch die vor— 
erwähnte Publikation, in dankenswerter Weiſe der ſpäteren Forſchung 
die Wege geebnet. 

Eine erſte Außerung Friedrichs gegenüber Voltaire, die den 
Florentiner Staatsmann zum Gegenſtand hat, findet ſich in dem Briefe 
des erſteren vom März 1738 3). Indem er dem berühmten Schrift⸗ 
ſteller für die Überfendung der „Histoire du siècle de Louis“ (XIV.) 
dankt — es handelte fih um das Manuſfkript der beiden erſten Kapitel 
des Werkes, das erſt ſpäter weitergeführt wurde —, ſpricht er doch 
ſein Befremden darüber aus, daß Voltaire in dieſer Schrift Machiavel, 
der nach Friedrichs Ausdruck „ein unehrenhafter Menſch“ war, unter 
die großen Männer ſeiner Zeit eingereiht habe. Der alſo Getadelte 
ließ ſich denn auch, unter Loberhebungen der „tugendhaften Entrüſtung“ 
des Prinzen, dazu bewegen, Machiavels Namen an jener Stelle zu 
ſtreichen, worüber Friedrich in einem weiteren Briefe vom Juni 1738 
feine lebhafte Befriedigung zu erkennen gibt )). 

Während der nächſten neun Monate begegnet uns, falls ich nichts 


— — — —— — 


1) Brieſwechſel Friedrichs des Großen mit Voltaire (Rublifationen aus 
den Königl. Preuß. Staatsarchiven, Bd. 81, 82 und 86). Leipzig 1908, 1909 
und 1911. . 

2) Programm des Königſtädtiſchen Gymnaſiums, Berlin 190405: vgl. 
Teil II, S. 14 ff. i l 

3) An Voltaire, 31. März 1738: Bd. I, S. 168. 

4) An Voltaire, 17. Juni 1738: Bd. I, S. 185. 
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überſehen habe, weder in der Korreſpondenz des Kronprinzen mit 
Voltaire oder anderen, noch in den ſonſtigen ſchriftlichen Außerungen 
von ihm, die auf uns gelangt ſind, Machiavels Name. Wohl aber 
ſtoßen wir in dieſer, wie zum Teil ſchon in früherer Zeit!), in ſeinen 
Briefen und ſeinen poetiſchen und Proſaſchöpfungen nicht ſelten auf 
Betrachtungen ethiſcher, philoſophiſcher und politiſch-hiſtoriſcher Art, 
wie ſie ſpäter im „Antimachiavel“ wiederkehren. Unter anderem iſt 
das der Fall in einem an Voltaire gerichteten Schreiben vom 8. Januar 
17392), und hier findet fih in unmittelbarem Anſchluß an die An- 
kündigung eines anderweitigen wiſſenſchaftlichen Vorhabens des Brief- 
ſchreibers die geheimnisvolle Andeutung: „Auch bereite ich mich vor 
auf ein ſehr ſchwieriges und ſehr gewagtes Unternehmen, doch ſollen 
Sie davon erſt Mitteilung erhalten, nachdem ich meine Kräfte erprobt 
habe.“ 

Sollten dieſe Worte, wie wenigſtens ich vermuten möchte, als ein 
erſtes noch unſicheres Auftreten der „Antimachiavel“-Idee aufzufaſſen 
ſein, ſo ſcheint die „Kraftprobe“, von der Friedrich ſpricht, im Laufe 
der folgenden Monate ſtattgefunden zu haben. Worin ſie beſtand, iſt 
freilich ſchwer zu ſagen; eine kleinere literariſche Schöpfung, die etwa 
als Vorarbeit für den „Antimachiavel“ angeſehen werden könnte, ift 
aus dieſer Zeit nicht erhalten. Vielleicht hat der Kronprinz jetzt erſt 
den „Principe“ des Machiavel gründlicher ſtudiert, natürlich nicht in 
der Urſprache, die er nicht beherrſchte, ſondern in einer franzöſiſchen 
Überfegung, und zwar, wie wir durch Preuß?) wiſſen, in derjenigen, 
welche im Jahre 1696 bei Henri Desbordes in Amſterdam erſchienen 
iſt. Daß nachher den bei Friedrichs Lebzeiten gedruckten Ausgaben 
des „Antimachiavel“ nicht dieſe Übertragung, ſondern die von Amelot 
de la Houſſaye, die damals anſcheinend für die beſte galt, zur Seite 
abgedruckt wurde, iſt veranlaßt worden durch Voltaire, der dabei nicht 
beachtete, daß infolge dieſer Maßnahme die von Friedrich im „Anti⸗ 
machiavel“ beigebrachten Zitate aus dem „Principe“ im Wortlaut durchweg 
mehr oder weniger abweichen von der daneben ſtehenden Verſion. 


1) Bal. Kofer in der Einleitung zum „Briefwechſel Friedrichs des Großen 
mit Grumbkow und Maupertuis“ (Publikationen aus den Königl. Preuß. Staats⸗ 
archiven, Bd. 72. Leipzig 1898), S. XXIV. 

2) Vgl. Bd. 1, S. 235. | | j 

3) Bgl. J. D. E. Preuß, Friedrich der Große, Bd. 3, S. 569 (Berlin 
1833), und „Oeuvres de Frédéric le Grand“ (zitiert: Oeuvres) Bd. 8, Aver- 
tissement, S. XIV (Berlin 1848); danach iſt zu berichtigen: „Friedrich der 
Große“, Bd. 1, S. 462. 

4) Vgl. z. B. Kapitel III des Antimachiavel. 
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Zweiundeinhalb Monate nach jener verſteckten Andeutung, am 
22. März 1739 tritt endlich, abermals in einem Briefe Friedrichs an 
Voltaire !), das Projekt, den „Antimachiavel“ zu ſchreiben, in voller 
Beſtimmtheit hervor: „Ich ſinne,“ meldet der Prinz, „auf einer Arbeit 
über den Fürsten des Machiavel. All das geht mir noch im Kopfe 
um, und es wird des Beiſtandes einer Gottheit bedürfen, um das 
Chaos zu entwirren.“ Es ſei hier bemerkt, daß Friedrich während der 
erſten acht bis neun Monate, in denen er am „Antimachiavel“ arbeitete, 
niemals dieſen Namen angewendet, ſondern ſeine Arbeit entweder 
ſchlechthin als ſolche (ouvrage), oder als „Widerlegung Machiavels“, 
oder auch kurzweg als „Machiavel“ bezeichnet hat. Den Namen „Anti⸗ 
machiavel“, mit dem in den literariſchen Kreiſen jener Tage herkömm⸗ 
licherweiſe bereits einige ältere, gegen den „Principe“ gerichtete Schriften 
belegt wurden, obwohl ihr eigentlicher Titel anders lautete, gebraucht 
Friedrich erſt in einem Briefe vom Dezember 1739, hat aber auch 
ſpäter noch mehrfach die unbeſtimmteren Benennungen der früheren 
Monate angewendet. Daß die erſten und infolge deſſen auch die 
ſpäteren Ausgaben des Werkes den knappen, allerdings durch Unter⸗ 
titel erweiterten Namen „Antimachiavel“ führen, geht unmittelbar auf 
Voltaires Anordnungen zurück, die in dieſem Falle aber wohl ganz 
Friedrichs Intentionen entſprachen. Erſt in neuerer Zeit hat Preuß, 
als er in dem 8. Bande der „Oeuvres de Frédéric le Grand“ neben 
dem ſchon früher im Druck verbreiteten „Antimachiavel“, dem, wie wir 
weiterhin näher darlegen werden, ein von Voltaire überarbeitetes 
Manuſkript Friedrichs zu Grunde lag, zum erſtenmal einen vollſtändigen 
Abdruck der rein fridericianiſchen Niederſchrift darbot?), dieſer letzteren 
der leichteren Unterſcheidung halber den etwas umſtändlichen Titel 
„Refutation du Prince de Machiavel“ gegeben, der meines Wiſſens 
von dem Verfaſſer felber in dieſer Vollſtändigkeit nie gebraucht 
worden iſt. 

Von Voltaire aufs lebhafteſte in ſeinem Vorhaben beſtärkt, ging 
der Kronprinz mit Eifer ans Werk. Um die Mitte des Mai 1739 
berichtete er nach Cirey: „Ich arbeite an den Anmerkungen zu Machias 
vels Fürsten und habe ſchon meine Schrift angefangen, die feine Grund- 


1) Vgl. Bd. I, S. 261. 

2) Teilweiſe war ſie bereits 1834 von Friedländer publiziert („Anti- 
macchiavel ou Examen du Prince de Macchiavel, corrigé pour la plus 
grande partie d'après le manuscrit original de Frédéric JI, avec une in- 
troduction et des notes historiques“. Hamburg 1334), wonach Oeuvres, 
Bb. 8, Avertissement, S. XV, zu berichtigen ift. 
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ſätze gänzlich widerlegen wird als unvereinbar mit der Tugend ſowohl 
als mit den wahren Jatereſſen der Fürſten“ !). Doch mußte er bald 
die Erfahrung machen, daß die Aufgabe, die er ſich geſtellt, zu ihrer 
Löſung umfaſſendere Vorarbeiten erforderte, als er anfänglich geglaubt 
hatte. In der etwas altklugen Tonart, die ſich nicht ſelten in ſeinen 
Jugendbriefen findet, teilt er Ende Juni dem Freunde mit: „Ich 
glaubte, mit meiner Gegenſchrift gegen Machiavel ziemlich raſch fort— 
ſchreiten zu können, habe aber gefunden, daß junge Leute einen etwas 
allzu warmen Kopf haben. Um alles kennen zu lernen, was man über 
Machiavel geſchrieben hat, habe ich eine Unmenge von Büchern leſen 
müſſen und gebrauche einige Zeit, um das alles zu verdauen.“ ?) Auch 
hinderten ihn in den nächſten Monaten eine Reiſe nach Oſtpreußen 
und andere Abhaltungen an ſtetiger Arbeit; erſt im Herbſt konnte er 
ſich wieder mit größerer Ruhe ſeiner Abhandlung widmen. Indem er 
nun zur Ausarbeitung des Ganzen ſchritt, ſchloß er ſich in der äußeren 
Formgebung eng an Machiavels „Principe“ an, daher auch feine 
Schrift, gleich der des Florentiners, in 26 Kapitel zerfällt. Am 
10. Oktober 1739 konnte er an Voltaire melden, daß einige Kapitel 
fertig ſeien; „doch warte ich, bis alle vollendet ſind, um ſie ſodann zu 
corrigieren“ 3). Denn allerdings war es ihm um ein Werk zu tun, 
das der öffentlichen Kritik ſtandzuhalten vermochte. Daß er von An- 
beginn an nicht bloß für ſich und einen kleinen Kreis näherer Ver— 
trauter, ſondern für das Publikum gearbeitet hat, läßt ſchon der ganze 
Charakter der Schrift vermuten, die ſich an die Fürſten insgeſamt und 
noch darüber hinaus an die Gebildeten ſchlechthin wendet, einen 
„Katechismus der Könige“, ja einen allgemeingültigen bürgerlid- 
politiſchen Moralkodex aufzuſtellen beanſprucht. So fegt denn auch 
Voltaire in einem aus Paris vom 18. Oktober datierten Briefe an 
Friedrich“) die Veröffentlichung als ſelbſtverſtändlich voraus, wenn er 
ſchreibt: „Geſegnet ſei der Tag, da Eurer Hoheit liebenswürdige Hände 
das Werk vollendet haben werden, von dem das Glück der Menſchen 
abhängen wird, und das der Katechismus der Könige werden muß.“ 
Und am 27. Oktober 1739, alſo ſicherlich noch vor Empfang des 
Voltaireſchen Brieſes, ſpricht Friedrich ſelbſt, nun ſchon in der Vor— 
ausſicht eines nahen Abſchluſſes ſeiner Arbeit, ſich rückhaltlos im 
gleichen Sinne gegen die Marquiſe du Chätelet aus: „Ich hoffe, den 


1) An Voltaire, 16. Mai 1739: Bd. I, S. 271. 

2) An Voltaire, 26. Juni 1739 (vgl. Bd. I, S. 277). 
3) Bal. Bd. I, S. 304. 

4) Vgl. Bd. I. S. 307. 
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Machiavel in 14 Tagen zu beenden. Ich möchte dem Publikum nicht 
gern ein ungeſtaltetes und ſchlecht verdautes Werk vor die Augen 
bringen. Ich ſchreibe viel und ſtreiche noch mehr aus. Es iſt noch 
eine unfertige Tonmaſſe, der Form und Schliff erſt zu geben find, in- 
deſſen fende ich Ihnen die Einleitung (l' Avant- propos), um Ihnen 
ein Urteil darüber zu verſchaffen, in welchem Geiſt die Schrift verfaßt 
it... Ich will fie Kapitel für Kapitel an Herrn von Voltaire ſenden; 
Ihr Urteil und Ihr Geſchmack folen mir für den des Publikums 
gelten (me tiendra lieu de celui du public); ich bitte Sie freund» 
ſchaftlich, mir Ihre Anſichten nicht zu verhehlen.““) Schon jetzt hatte 
er auch Zeit und Ort der Veröffentlichung ins Auge gefaßt, wie ein 
nur um zwei Tage jüngerer Brief an den zur Zeit in London meilen- 
den Algarotti erkennen läßt. „Ich denke, meinen Fürſten des Machia⸗ 
vel,“ ſchreibt Friedrich hier am 29. Oktober?), „in drei Wochen ab⸗ 
zuſchließen; ſollten Sie dann noch in London ſein, ſo werde ich Sie 
bitten, für die Drucklegung zu ſorgen.“ Es kann danach doch nur als 
eine Art feiner Schmeichelei angeſehen werden, wenn Voltaire noch am 
28. Dezember 17398), nachdem er alfo ohne Zweifel längſt von 
Friedrichs Briefe an die Marquiſe Kenntnis genommen hatte, in einem 
Gratulationsbriefe zum Jahreswechſel, da er dem Prinzen ſelber, der 
bereits alles beſitze, nichts zu wünſchen vermöge, zu Gunſten des Publi— 
kums den Wunſch ausſpricht, daß es den „Antimachiavel“ zu ſehen be: 
komme, und nach der Verſicherung, daß er die ihm zugeſandten Teile 
der Schrift verſchlungen habe, emphatiſch fortfährt: „Gnädiger Herr, 
um des Heiles der Welt willen muß das Werk erſcheinen; man muß 
das Gegengift (gegen Machiavels Lehren) von königlicher Hand dar— 
gereicht ſehen.“ Wir werden uns durch dieſe rhetoriſchen Wendungen 
nicht irre führen laſſen; nicht erſt Voltaires Drängen, ſondern der 
ſelbſtändige, von keinem Dritten hervorgerufene Entſchluß Friedrichs 
hat die Veröffentlichung des „Antimachiavel“, der erſten größeren 
Schrift ſeines Verfaſſers, veranlaßt; gleich andern Schriftſtellern wollte 
auch Friedrich nicht nur ſchreiben, ſondern auch geleſen ſein. 
Allerdings ſollte die Veröffentlichung nicht unter dem Namen des 
Autors erfolgen; das verboten einerſeits ſeine Lebensſtellung, andrer⸗ 
ſeits manche Partien der Arbeit, die geeignet waren, bei auswärtigen 
Höfen und Regierungen, vor allem bei Kardinal Fleury, dem damaligen 


— 


1) Bal. Oeuvres, Bd. 17, S. 32f. 
2) Vgl. Oeuvres, Bd. 18 S. 5. 
3) Vgl. Bd. J. S. 315 f. 
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Leiter der franzöſiſchen Politik, Anſtoß zu erregen, und zu deren Aus— 
merzung ſich Friedrich doch nicht entſchließen konnte. „Ich ſpreche zu 
offen,“ ſchreibt er etwas ſpäter, am 3. Februar 1740 an Voltaire !), 
„von allen großen Fürſten, um zuzulaſſen, daß der Antimachiavel unter 
meinem Namen erſcheine. Ich habe daher beſchloſſen, ihn anonym aus— 
gehen zu laſſen.“ Indeſſen hält er es für möglich, daß ſeine Urheber— 
ſchaft doch nicht ganz unbekannt bleiben würde; um ſo mehr lag ihm 
daran, dem Werke eine möglichſt vollendete Form zu geben, wozu der 
Klaſſiker unter den damaligen Schriftſtellern Frankreichs ihm ſeinen 
Beiſtand gewähren ſollke. In faſt naiver Weiſe motiviert er mit 
dieſem perſönlichen Geſichtspunkte am 6. November 1739 eine erneute 
Bitte an Voltaire?) um recht ſcharfe Kritik: „Obwohl ich meinen 
Namen nicht auf das Werk ſetzen will, möchte ich doch, daß das 
Publikum, wenn es den Autor erraten ſollte, mir keinen Vorwurf 
machen kann. In Anbetracht deſſen bitte ich Sie um den Freund— 
ſchaftsdienſt, mir offen zu ſagen, was verbeſſert werden muß. Sie 
werden empfinden, daß Nachſicht von Ihrer Seite mir in dieſem Falle 
großen Schaden bringen würde.“ | 
Inzwiſchen war die Arbeit in ber erſten Redaktion zum Abſchluß 
gelangt; ſchon in dem ſoeben citierten Briefe vom 6. November 1739 
konnte der Kronprinz berichten: „Die Widerlegung Machiavels, für die 
Sie ſich intereſſieren, iſt vollendet.“ Nach der erſt 8 Tage zuvor gegen 
Algarotti geäußerten Abſicht hätte der Druck nun alsbald beginnen 
ſollen, aber wiederum zeigte ſich, daß der Autor in ſeinem ungeduldigen 
Optimismus die zur völligen Beendigung des Werkes notwendige Friſt 
ſtark unterſchätzt hatte. Geraume Zeit erforderte nicht nur die ſehr 
genaue Revifion, die er nunmehr ſelber ſeiner Schrift angedeihen ließ ?), 
ſondern ebenſo die daneben hergehende Begutachtung durch den ſo 
weit entfernt wohnenden franzöſiſchen Kritiker, dem überdies die ein⸗ 
zelnen Teile erſt nach und nach, je nachdem die Überarbeitung fortſchritt, 
vom Verfaſſer zugeſandt wurden. Der Avant-propos allerdings war, 
wie wir ſahen, bereits im Oktober 1739 nach Cirey abgegangen; ihm 
folgten am 6. November 5 Kapitel des Textes, die anſcheinend eben⸗ 
falls noch der erſten Redaction angehörten, da ſie Friedrich als „noch 


D Vgl. Bd. 1, S. 326. 

2) Vgl. Bd. I, S. 310. 

3) „Ich beginne jetzt,“ heißt es in dem nämlichen Schreiben, „ſie vom 
erſten Kapitel an aufs neue vorzunehmen, um Korrekturen anzubringen und das. 
Werk womöglich würdig zu machen, auf die Nachwelt überzugehen.“ 
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unpolierte Marmorblöcke“ bezeihnet!). Welche es gewefen find, ver- 
mögen wir nicht fider anzugeben, nur zeigt ſich, daß es nicht die 
5 erſten des Buches waren und daß ſich das 20. unter ihnen befand ). 
Aus der ſchon von Friedrich ſelber revidierten Niederſchrift erhielt 
Voltaire im Dezember die 12 erſten Kapitel des Werkes, 5 weitere 
im Laufe des Januars 1740; der noch ausſtehende Reſt, nämlich die 
Kapitel 22 und 24 bis 26 gelangten am 20. Februar 1740 in ſeine 
Hände ), Mit Ausnahme des Avant-Propos ſcheinen alle diefe Stücke 
nicht Autographen Friedrichs, ſondern Abſchriften von Schreiberhand 
geweſen zu ſein. Friedrich ſelber bemerkt' in einem Briefe vom 
10. Januar 17404): „Die Kapitel aus dem Machiavel find von einem 
meiner Secretaire, namens Gaillard, abgeſchrieben“; daß auch die im 
Dezember überſandten 12 Kapitel von Gaillards Hand herrührten, 
bezeugt Droyfen ); leider ift die große Mehrzahl von ihnen der 
wiſſenſchaftlichen Forſchung niemals zugänglich geworden und zur Zeit 
anſcheinend unauffindbar. Nur der „Avant-Propos“ von Friedrichs 
eigener Hand iſt neuerdings in der handſchriftlichen Abteilung der 
Bibliothèque nationale zu Paris zu Tage getreten und mit den von 
Voltaire hinzugefügten Correcturen von Droyſen publiciert worden“); 
ferner enthält die kaiſerliche Privatbibliothek in der Eremitage zu Sankt 
Petersburg die erſten 5 Kapitel des Buches aus Voiltaires hand— 
ſchriftlichem Nachlaß, doch bedaure ich, vom Wortlaut dieſer bisher 
unveröffentlichten Partien noch keine Kenntnis zu beſitzen. 

Zur detaillierten Analyſe des von Friedrich an Voltaire über- 
ſandten Textes und der von dieſem daran vorgenommenen Korrekturen 
ſehe ich mich daher, abgeſehen vom Avant-propos, zur Zeit außer 
Stande, auch bleibt die Löſung dieſer Aufgabe, ſoweit ſie anders mir 
ſpäter möglich ſein wird, dem letzten Abſchnitt dieſer Arbeit vor— 
behalten. An dieſer Stelle, wo wir es vornehmlich mit der äußeren 
Entſtehungsgeſchichte des „Antimachiavel“ zu tun haben, gilt es, eine 
allgemeine Überſicht zu gewinnen über die Art, wie Voltaire ſich mit 
der Forderung ſeines erlauchten Freundes abgefunden hat, und dazu 
bieten einerſeits ſeine Briefe vom Ende des Jahres 1739 und von 

1) Vgl. Bd. I, S. 310. 

2) Val. Droyſens Anmerkungen: Bd. I, S. 311 f. 

3) Vgl. Bd. I, S. 313 u. 315 f., 317, 325, 327. 

4) gl. Bd. Le 322. 

5) Gal. Beiträge, Teil II, S. 14. 

6) In ſeinen „Beiträgen zur Textkritik einiger Werke Friedrichs des Großen“ 
(Zeitſchrift für franzöſiſche Sprache und Literatur, Bd. 30, S. 118 fl.). 
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1740, andererſeits eine Vergleichung der von ihm überarbeiteten Aus- 
gaben des „Antimachiavel“ mit dem von Preuß edierten Original- 
Manuſfkript Friedrichs hinreichende Grundlagen dar. Als Antwort 
auf Friedrichs Bitte um eine ſtrenge Kritik ſchreibt der Dichter in 
dem ſchon angeführten Briefe aus Brüſſel vom 28. Dezember 1739: 
„Wenn Ew. Königliche Hoheit meine Bitte huldvoll genehmigen und 
Ihren Schatz dem Publikum geben, ſo wollen Sie mir gnädigſt ge— 
ſtatten, das Vorwort dazu zu ſchreiben und Ihr Herausgeber zu ſein“ — 
eine Bitte, die ſchon darum nahe lag, weil Friedrich ſeinerſeits, wie 
er an Voltaire mitgeteilt hatte, damals den Plan hegte, die von ihm 
ſo außerordentlich bewunderte „Henriade“ in einer Prachtausgabe mit 
ſilbernen Lettern unter Beifügung einer von ihm ſelbſt verfaßten Vor— 
rede in London neu drucken zu laſſen. Vielleicht ſtammt die Idee, 
Voltaire zum Herausgeber des „Antimachiavel“ zu wählen, urſprünglich 
fogar von Friedrich ſelber her, der bereits zu Anfang Dezember 1739), 
indem er ihm die erſten 12 Kapitel des „Antimachiavel“ zujandte, 
gebeten hatte: „Sie müſſen der vermeintliche Vater (le père putatif) 
dieſer Kinder ſein und ihrer Erziehung die Korrektheit hinzufügen. 
welche die franzöſiſche Sprache verlangt, damit ſie ſich dem Publikum 
zeigen können“. Die Wendung „pere putatif“ ſcheint doch darauf 
hinzuweiſen, daß Friedrich den Wunſch hegte, Voltaire möge auch 
öffentlich vor dem literariſch intereſſierten Publikum mit SEN erlaudten 
Namen dem Werke Beiſtand leiſten. 

Der weitere Text des Voltaireſchen Briefes vom 28. Dezember 
zeigt, daß er ſchon damals wie 11 Jahre ſpäter zu Berlin, als Friedrich 
ihm eine analoge Aufgabe ſtellte, es mit den Pflichten des Kritikers 
auch einem Fürſten gegenüber unter Umſtänden durchaus ernſt zu 
nehmen und, bei aller Verbindlichkeit und Schmeichelei in der 
Form, ſachlich doch mit anerkennenswerter Offenheit ſeiner Mei⸗ 
nung Ausdruck zu geben wußte. „Sie wollen, gnädiger Herr, mir 
die Bemerkung verſtatten, daß nach den Wahrnehmungen Frau von 
Chatelets, die, wie ich hinzufügen darf, auch die meinigen find, an 
dieſem ſchönen Baume einige Zweige ſich finden, die man ohne Nachteil 
für ihn entfernen könnte. Der Eifer gegen den Lehrmeiſter der 
Uſurpation und Tyrannei hat Ihre edle Seele verzehrt und Sie mit- 
unter zur Hitze verführt. Man ſagt, daß Gott, unendlich in ſeiner 
Güte, auch die Laſter unendlich haßt; indeſſen nachdem man Machiavel 
einige rechtſchaffene Injurien geſagt hat, könnte man ſich weiterhin 


1) Am 4. Dezember 1739 (Bd. I, S. 313). | 
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wohl mit fadliden Gründen begnügen” (quand on a dit à Machi- 
avel honnêtement d'injures, on pourrait, après cela, s'en tenir 
aux raisons). Man erkennt ſchon hier ben Schildhalter der literariſchen 
bienséance, der ſpäter als Zenſor der Satiren Friedrichs ſich mehr 
als einmal zu dem Ausruf gedrungen fühlte: „Nicht foviel Injurien!“) 
Friedrich ſeinerſeits zeigte gegenüber jener Kritik keine Empfindlichkeit, 
antwortete vielmehr am 3. Februar 1740), er ſei entſchloſſen, alles, 
was Voltaire der Veröffentlichung für unwert erachte, nochmals durch— 
zuſehen und zu corrigieren: „Räumen Sie alſo auf mit allen Injurien, 
die Ihnen überflüſſig erſcheinen, und laſſen Sie mir keine Verſtöße 
gegen die Reinheit der Sprache durchgehen.“ Infolgedeſſen brachte 
Voltaire nun, am 23. Februar 17408), in beſtimmterer Weiſe 
Kürzungen von keineswegs geringem Umfange, ſowie einige ſachliche 
Abänderungen in Vorſchlag: mehrere Kapitel ſeien zu lang und müßten 
mehr kondenſiert werden; die am Eingange der meiſten Kapitel be⸗ 
findliche Wiedergabe deſſen, was im korreſpondierenden Kapitel von 
Machiavel ſtehe, ſei überflüſſig, wenn der Text zur Seite gedruckt 
werden ſolle; Friedrich beſtreite mitunter Dinge, die Machiavel nicht 
geſagt habe. Andererſeits bringt Voltaire die Hinzufügung einiger 
hiſtoriſcher Beiſpiele in Vorſchlag, die ſeiner Anſicht nach geeignet ſeien, 
Machiavels Behauptungen zu entkräften vim, — 

Wie man ſieht, iſt der Kritiker hier, vielleicht ohne ſich ſelber 
ganz klar darüber zu ſein, ſchon in die Region eines Mitarbeiters hinüber⸗ 
geraten; doch wohl nicht ganz im Sinne des Kronprinzen, der wohl 
formale, vor allem ſprachliche, aber kaum ſachliche Beihilfe gewünſcht 
hatte. Allerdings handelte es ſich ja in Voltaires Brief zunächſt nur um 
bloße Vorſchläge, deren Annahme oder Ablehnung der Verfaſſer des 
Werkes ſeiner eigenen Entſcheidung vorbehielt. Auch hat Friedrich, 
nachdem er bereits bis Anfang Februar 1740) die zweite Redaktion 
beendet und die letzten Stücke derſelben (abſchriftlich) an Voltaire ge⸗ 
ſandt hatte, noch weiter an ſeiner Schrift gearbeitet. Es ergibt ſich 
das aus einer kurzen brieflichen Mitteilung des Prinzen an den Dichter 
vom 23. März 171405) (Ich ändere gegenwärtig einige Kapitel aus 


1) Bal. Koſer, Voltaire als Kritiker der Oeuvres du philosophe de 
Sanssouci (Hohenzollern: Jahrbuch 1906, S. 181). 

2) Bal. Bd. 1, S. 326 f. 

3) Bul Bd. I, S. 328. 

4) Bgl das Schreiben Friedrichs nom 3. Februar 1740 (Bd. I, S. 326) 
und Droyſen, Beiträge, Teil II, S. 14. 

5) Vgl. Bd. I, S. 346. 


163] Die äußere Entſtehungsgeſchichte d., Antimachiavel“ Friedrichs d. Großen 467 


dem „Machiavel“) und vor allem aus der intereſſanten Tatſache, 
daß die jüngſten Redaktionen der einzelnen Kapitel, wie ſie uns heute 
in der „Réfutation“ des 8. Bandes der „Oeuvres“ gedruckt vorliegen, 
die Einwirkung zwar nicht aller aber doch einzelner der vorhin wieder- 
gegebenen Ratſchläge Voltaires vom 23. Februar 1740 ſogleich er⸗ 
kennen laſſen. Insbeſondere findet ſich hier nicht mehr im Eingang 
jedes Kapitels ein résumé über den Inhalt des entſprechenden Ab— 
ſchnittes im „Principe“, während allerdings andere Abänderungs— 
vorſchläge Voltaires von mehr ſachlicher Art teils garnicht, teils nur 
unvollſtändig Berückſichtigung erfahren haben; auch die Injurien gegen 
Machiavels verderbte Moral ſind in einer Fülle und Kraft erhalten 
geblieben, die den ſonſt, wie man weiß, nicht ſehr orthodoxen Autor 
wenigſtens auf dieſem Gebiete dem eifrigſten Zionswächter älterer 
Zeiten würdig an die Seite ſtellen. 

Bis gegen Ende März 1740 beſtand alſo bei Friedrich die Abſicht, 
die letzte Abrundung ſeiner Schrift ſelber durchzuführen. Indeſſen 
die äußere und vor allem die innere Unruhe, welche die tötliche Er- 
krankung feines Vaters in den ſpäteren Winter- und den Frühlings- 
monaten dieſes Jahres je länger in um ſo höherem Grade über ihn 
brachte, ließen ihn nicht zu ungeſtörter Arbeit gelangen. Schon im 
März klagte er wiederholt in ſeinen Briefen, daß bei der jetzigen 
Kriſis ihm die Sammlung zu intenſiver Beſchäftigung mit dem „Anti⸗ 
machiavel“ fehle !), und in der zweiten Hälfte des April entſchied er 
ſich ſchließlich dahin, mit der Herausgabe des Buches auch die endgültige 
Ausfeilung ſeines' Inhaltes ganz in die Hände des erprobten Kritikers 
zu legen. „Ich überlaſſe Ihnen“, ſchrieb er am 26. April nach Brüſſel !?), 
„meine Arbeit, überzeugt, daß ſie ſich unter Ihren Händen verſchönern 
wird; es bedurfte Ihres Schmelztiegels, um das Gold von den Schlacken 
zu ſondern“. Dementſprechend widerrief er einige Wochen ſpäter in 
einem Briefe an Algarotti, der noch immer in London weilte, den 
Eventualauftrag, den er jenem im Oktober des vorhergehenden Jahres 
erteilt hatte; er habe ſich entſchloſſen, ſein Buch in Holland drucken zu 
laſſen 5). 

Voltaire zögerte nicht, von der ihm erteilten Vollmacht Gebrauch 
zu machen, und zwar in einem Umfange, der denn doch erheblich über 
Friedrichs Abſichten hinausging, wie letzterer, nachdem er im Herbſt 


1) An Voltaire, 18. und 23. März 1740 (Bd. I, S. 334, 336). 
2) An Voltaire, 26. April 1740 (Bd. I, S. 344). 
8) An Algarotti, 19. Mai 1740; Oeuvres, Bd. 18, S. 14. 
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1740 die nun im Drud erſchienene Überarbeitung zu Geſicht bekommen 
hatte, dem Herausgeber unverhüllt ausſprach. Im vollen Umfange 
laſſen ſich allerdings, wie erwähnt, die einzelnen von Voltaire vor— 
genommenen Anderungen zur Zeit noch nicht überſehen, während andrer- 
ſeits ſicher iſt, daß ſie nicht ſo erheblich waren, als ein Tertvergleich 
der von Preuß — und teilweiſe jhon früher von Friedländer — dar— 
gebotenen „Refutation“ mit den älteren „Antimachiavel“- Ausgaben 
erſchließen laſſen mußte. Dies beweiſen ſowohl die von Friedrich nach 
Cirey geſandte Redaktion des Avant-propos, deren genauen Wortlaut 
wir ja durch Droyſens Edition kennen, als auch ein Teil der auf dem 
Berliner Geheimen Staatsarchiv befindlichen, vermutlich auch der in 
der Sammlung des Geheimen Juſtizrates Leſſing enthaltenen, von mir 
bisher noch nicht eingeſehenen eigenhändigen Niederſchriften Friedrichs 
zum „Antimachiavel“. Sowohl vom Avant-propos als von 11 Kapiteln 
des Fridericianiſchen Manukſripts haben ſich nämlich zwei Redaktionen 
erhalten, von 3 weiteren Kapiteln ſogar 3. Preuß in ſeiner Edition 
des eigenhändigen Manuſkripts hat nun von dieſen verſchiedenen Re: 
daktionen jedesmal diejenige ausgewählt, die nach ſeiner (zumeiſt oder 
durchweg wohl zutreffenden) Anſicht die jüngſte iſt, die anderen dagegen 
ganz unberüdjichtigt gelaſſen. Auch für den Avant-propos hat er, 
dem das Pariſer Autograph unbekannt war, nur das im Geheimen 
Staatsarchiv befindliche Manuſkript benutzen können. Vergleicht man 
nun die nicht zum Druck für die „Refutation“ der „Oeuvres“ be- 
nutzten Autographen einerſeits mit dieſem Drucke, andrerſeits mit den 
nach Voltaires Überarbeitung edierten Terten, ſo zeigt ſich, daß 
wenigſtens ein kleinerer Bruchteil von ihnen in Form und Inhalt den 
letzteren näher ſteht als dem gedruckten Tert der „Refutation“ , daß 
mithin die Divergenzen zwiſchen dieſem und dem der Voltaireſchen 
Ausgaben nicht durchweg auf Anderungen, die Voltaire an den ihm 
zugegangenen Manufſkripten vorgenommen, ſondern teilweiſe auf nad: 
trägliche Neubearbeitungen der zweiten, an Voltaire geſchickten Redak- 
tion durch Friedrich ſelber zurückgehen müſſen. So gleicht vor allem 
das umfangreiche letzte Kapitel im Autograph des Berliner Staats— 
archivs, ſoweit ich es eingeſehen habe, fait ganz genau dem Tenor in 
den Voltaireſchen Editionen, weicht dagegen gleich dieſen erheblich ab 
von dem Wortlaut der von Preuß gedruckten „Réfutation“, die auf 
ein Manuſkript der Leſſingſchen Sammlung zurückgeht; in beſchränkterem 
Maße trifft dasſelbe zu für den Avant-propos und für einige weitere 
Kapitel des Tertes. 

Bei alledem ſind, wie geſagt, die Abänderungen Voltaires doch 
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ſehr erheblich geweſen, weit größer, als er ſie dem Verfaſſer mitzuteilen 
wagte, dem er ſie vielmehr brieflich als unbedeutend hinzuſtellen ſuchte. 
Soweit wir ſie zur Zeit im einzelnen verfolgen können, bewegen ſie 
ſich vornehmlich in der Richtung der Ratſchläge, die der Kritiker zuvor 
dem Autor erteilt hatte, d. h. ſie ſuchen vor allem Wiederholungen 
und Längen zu beſeitigen und die oft deklamatoriſch und perſönlich 
zugeſpitzte Polemik Friedrichs durch eine mehr ſachlich gehaltene Polemik 
zu erſetzen. Von rein literariſchem Geſichtspunkt aus wird ſich hierfür 
immer mancherlei ſagen laſſen; in dieſer Beziehung hat Friedrichs 
Schrift unter Voltaires Händen ohne Zweifel erheblich gewonnen; auch 
werden wir bei der Beurteilung ſeines Verfahrens nicht vergeſſen dürſen, 
daß er als anerkannt erſter franzöſiſcher Schriftſteller ſeiner Zeit ſich 
wohl berechtigt glauben mochte, gegenüber der franzöſiſch geſchriebenen 
Arbeit eines Ausländers und literariſchen Anfängers, der ihm ſo weit— 
gehende Vollmachten erteilt hatte, etwas ſelbſtherrlich verfahren zu 
dürfen, zumal dies zweifellos nach ſciner Anſicht für Friedrichs lite— 
rariſches Anſehen nur vorteilhaft ſein konnte. 

Von Brüſſel aus, wo er ſeit dem Winter 1739/40 ſich aufhielt, 
ſchrieb Voltaire am 1. Juni 1740 an den Verleger Jan van Düren 
im Haag, mit dem er in Geſchäftsverbindung ſtand: „In meinen 
Händen befindet ſich ein merkwürdiges (singulier) Manuſcript, verfaßt 
don einem der angeſehenſten Männer Europas; es iſt eine Art Wider= 
legung des Fürsten von Machiavel, voll von intereſſanten Tatſachen 
und kühnen Reflexionen, welche die Neugier des Leſers ſtacheln und 
dem Buchhändler Gewinn bringen. Ich bin beauftragt, es ein wenig 
zu überarbeiten und es drucken zu laſſen“. Er bietet darauf van Düren 
die Übernahme des Verlages an und verlangt von ihm nur ſorgfältigen 
Druck und die Überſendung von je zwei Dutzend Exemplaren an einen 
deutſchen Hof, den er alsdann bezeichnen werde, beziehungsweiſe an 
ihn, Voltaire ſelber. Zur Seite der „Widerlegung“ ſolle der Text 
des „Prineipe“ in italieniſcher oder franzöſiſcher Sprache gedruckt 
werden; ein Vorwott werde er hinzufügen !). Unter demfelben Datum, 
alſo ehe noch van Dürens Antwort eingetroffen war, gab er Friedrich 
in kürzeſter Form Nachricht von feinem Schritte („j'écris aujourd’ 
hui à un libraire de Hollande“)?) und berichtete einige Tage ſpäter 
1) Voltaires Briefe an van Düren anläßlich der Herausgabe des „Anti⸗ 
machiavel“ find gedruckt in: „Antimachiavel ou Examen du Prince de 
Machiavel, gieme édition. A La Hoye chez Jean van Duren 1741“, 
Bd. II, S. 254 ff. 

2) Voltaire an Friedrich, 1. Juni 1740: Bd. I, S. 356. 
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von verfdiedenen Kürzungen, die er auf Grund ber ihm erteilten Er- 
laubnis an dem Manuſkript vorgenommen habe!). Nachdem dann die 
von ihm mit Ungeduld erwartete Antwort van Dürens, die natürlich 
bejahend lautete, eingetroffen war, ſandte er dieſem in der Zeit vom 
13. bis 27. Juni das von ihm überarbeitete Manuſkript bruchſtück⸗ 
weiſe, wie der allmähliche Fortſchritt der [Durchſicht es fertig ftellte] ?). 

Aber Friedrich, der inzwiſchen den Thron beſtiegen hatte, hielt 
die Veröffentlichung jetzt nicht mehr für opportun, da einige Stellen 
der Schrift geeignet waren, bei fremden Regierungen Anſtoß zu erregen; 
er bat umgehend und dringend, die ganze Auflage aufzukaufen! Jn- 
deſſen Voltaire konnte ſich zur Unterdrückung des Werkes nicht ent- 
ſchließen; anſtatt Friedrichs Auftrag zu befolgen, machte er ſich ſchleunigſt 
an eine erneute Überarbeitung unter Ausmerzung der etwa politiſch 
bedenklichen Stellen und publicierte in dieſer angeblich allein authen- 
tiſchen Form die Schrift im Herbſte 1740, nachdem kurz vorher auch 
der van Dürenſche Druck, nun von Voltaire verleugnet, die Preſſe ver- 
laſſen hatte. Doch ebenſowenig als dieſe letztere fand die doppelt um- 
gearbeitete Ausgabe Voltaires den Beifall Friedrichs, der vielmehr dem 
Dichter erklärte, er wolle beide Editionen deſavouieren und ſelber in 
Berlin eine neue veranſtalten. Aber es blieb bei dieſer Ankündigung; 
das eben jetzt beginnende Unternehmen auf Schleſien ließ den König 
nicht zur Ausführung kommen. So iſt es geſchehen, daß damals und 
noch bis tief ins 19. Jahrhundert hinein der „Antimachiavel“ nur in 
den von Voltaire bearbeiteteten Faſſungen der Offentlichkeit bekannt 
geworden iſt. Der von Friedrich allein herrührende Tert, auch er nur 
in den jüngſten Redaktionen der einzelnen Abſchnitte, iſt teilweiſe 
zuerſt 1843 von Friedländer, vollſtändig dann 1848 in der oben⸗ 
gedachten Akademie⸗Ausgabe der „Oeuvres“ von Preuß publiciert worden. 


1) Bat. Bd. I, S. 358 f. Voltaires Schreiben an Friedrich iit undatiert 
2) Vgl. „Examen“ uſw., Bd. II, S. 257—262. 
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Kleine Mitteilungen 
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Zu Bielfelds Lettres familières et autres 
Mitgeteilt von Hans Droyſen 


Die Briefe Bielfelds an den Prinzen Ferdinand von Preußen 
aus dem Jahre 1763, die im Königlichen Hausarchiv in Charlotten- 
burg aufbewahrt werden, enthalten einige Angaben, die für die Be— 
urteilung feiner „Lettres familières et autres“ nicht ohne Wert find. 

Nachdem Bielfeld dem Prinzen am 8. Mai die Zuſendung zweier 
Exemplare der Lettres angekündigt hatte, ſchrieb er ihm am 9. Juni: 
da Prinz Heinrich die Veröffentlichung ſeiner Briefe zu tadeln ſcheine, 
lege er ſein Rechtfertigungsſchreiben an dieſen bei: 

„Je prends Dieu pour témoin que mes yeux n’ont pas vu 
encore un exemplaire de ces babioles et par conséquent j’ignore, 
si quelque main malicieuse y a ajouté des traits qui ne se trouvent 
pas dans le manuscrit. 

Il y a près de dixhuit mois que j'ai envoyé le manuscrit 
en Hollande, pour gagner un couple de centaines de ducats, dont 
j'avais un besoin extrême dans ces temps malheureux. 

J’ai eu l’attention de ne mettre que des lettres initiales (zur 
Bezeichnung der erwähnten Perſonen) et astérisques pour ne com- 
mettre personne, 

Je me suis gardé soigneusement de ne rapporter ancune anec- 
dote importante et de ne pas faire les plus petites réflexions sur 
des affaires politiques, militaires, etc. ‘Toutes les petites historiettes, 
que je rapporte, sont des bagatelles, dont la plupart ont été in- 
sérées dans le temps dans les gazettes publiques et auxquelles je 
n'ai fait que prêter des ornements fort innocents et toujours en 
présentant les objets de côté où ils pouvaient faire le oe d’hon- 
neur aux acteurs. 

Je jure et proteste à V. A. R. sur tout ce qu il y a de plus 
sacré que je ne me souviens point d'avoir commis la moindre in- 
discrétion à son égard et si cela est, je lui en fais mes excuses les 
plus respectueuses et les plus sincères. Je ne pense pas que la 
description d’une fête ingénieuse et innocente ou un bon et ex- 
cellent mot rapporté puissent faire le moindre tort dans le public 
et par conséquence déplaire à V. A. R. 
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J'ai eu de tout temps beaucoup d’ennemis à la cour de Berlin, 
j'ai cru m'en faire des amis en louant et prônant en excellent tout 
ce qui se présentait sur mes pas. 

J'ai tâché d'être aussi vrai et aussi exact qu'il m'a été 
possible dans tout ce que j'ai raconté, mais il se peut tres bien 
que la vérité m'ait échappé par-ci par-là. Le départ par exemple 
de la Reine de Suede (26. Junt 1744) a été rapporté par la cour 
et la ville comme je l'ai écrit, alors mot pour mot. Je suis en 
désespoir que les circonstances ne soient pas exactement telles.“ ') 

Bielfelds Lettres waren die erjte Schilderung des Rheinsberger 
und Berliner Hofes von einem Augenzeugen, die im Druck veröffent- 
licht wurde; es iſt begreiflich, daß dieſe Schilderung in anſprechender 
Form einen großen Anklang beim Publikum fand: im November waren 
3000 Exemplare der franzöſiſchen Ausgabe verkauft und zwei deutſche 
Überſetzungen erſchienen. Ende Dezember wurde in Altenburg „unter 
den Augen Bielfelds“, der in Treben wohnte, eine neue deutſche Über- 
ſetzung vorbereitet: .j aurai soin,“ ſchreibt er dem Prinzen Ferdinand 
am 28. Dezember, „d'y faire entrer tous les adoucissements que 
V. A. R. desire même un “loge très délicat et très vrai du feu 
Roi que je travaillerai avec grand soin“ !). 

In dem Briefe vom 9. Juni ſchreibt Bielfeld, Prinz Heinrich 
habe ihm mitgeteilt, ſein Buch ſei in Berlin verboten und konfisziert; 
er müſſe fürchten, da dies Verbot nur vom Könige habe ausgehen 
können, daß auch dieſer mit ſeiner Veröffentlichung unzufrieden ſei. Er 
erfuhr dann, daß die Lettres nicht konfisziert waren, ſondern daß der 
Miniſter Hertzberg den Berliner Zeitungen verboten hatte, einen Auszug 
daraus zu bringen. Die Zenſurakten des Geh. Staatsarchivs ergeben 
darüber folgendes: 

Am 14. Mai berichtete der Generalfiskal Uhde an die Miniſter 
Finckenſtein und Hertzberg, er habe beim Durchblättern der Lettres be 
merkt, daß darin mit allzu vieler Freiheit von Sachen, die den könig— 
lichen Hof und ſelbſt S. K. M. angehen, geſchrieben und Umſtände er- 
wähnt werden, deren fernere Debitierung S. K. M. ungnädig vermerken 
würde; da die Buchführer auch ohne direkte Erlaubnis ſolche Sachen 
zu debitieren ſich nicht ſcheuten, ſo bitte er um Verhaltungsbefehle, 
worauf Finckenſtein am 27. antwortete, er habe die Piece noch nicht 
zu ſehen bekommen, da die Buchführer ſie verleugneten; er erſuche ihn, 
wenn er ein Exemplar erhalten habe, es ihm zur Durchſicht zu— 
zuſchicken. Am 30. Mai wird das Buch eingeſchickt und weiteres iſt, 

1) Eine kritiſche Durchmuſterung der Lettres wäre ſehr erwünſcht. Fir 
die Briefe der Rheinsberger Zeit mag einiges angeführt werden: Brief 6: 
„Rheinsberg 11. Auguſt“ laßt den Kronprinzen zu einer Zeit in Rheinsberg 
ſein, in der er tatſachlich noch mit dem Könige in Preußen war; Brief 8 „vor 
der Abreiſe“ aus Rheinsberg iſt datiert 30. Oktober, während der Kronprinz an 
ten König ſchon am 21. von der Durchreiſe Obergs und „eines gewiſſen“ Biel- 
feld aus Berlin nach Hamburg berichtet hatte. Wie wenig genau Bielfeld ſelbſt 
in ganz kleinen Dingen ijt, zeigt fein Bırträt von Jordan: Ses larges sourcils 
sont noires de meme que sa barbe; nach den Porträts hat Jordan gar keinen 
Bart getragen. 
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wie es ſcheint, nicht erfolgt. In den Berliner Zeitungen findet ſich 
allerdings keinerlei Anzeige der Briefe. 

In den Briefen ſpricht Bielfeld öfter von Jordan; er nennt ihn 
feinen treuen Freund, und bei der Schilderung ſeines Todes (24. Mai 
1745) bezeichnet er ihn als ſeinen beiten Freund, ſeinen Beſchützer, 
Führer, zweiten Vater. Daß ihn dies nicht abgehalten hat, ſpäterhin 
recht häßliche Dinge von dieſem herumzubringen, zeigen einige Briefe 
des Philoſophen Wolff in Halle an den Grafen Manteuffel, die hier 
mitgeteilt werden, da ſie auch in anderer Beziehung von Inter— 
eſſe ſind. 

Nach dem Erſcheinen des Bandes der Histoire de l' Académie 
Royale de Berlin, der des Königs Eloge auf Jordan enthielt, Früh— 
jahr 1748, ſchrieb der Philoſoph Wolff in Halle an den Grafen Man— 
teuffel am 9. März: „Von dem Jordan wird ſo viel gerühmet, daß 
ich mich nicht hineinfinden kann und wohl fragen möchte wie dort die 
Juden: Woher kommt ihm dieſe Weisheit?“ !), worauf Graf Man- 
teuffel umgehend am 11. aus Leipzig antwortete: „Je l’ai connu tres 
particuli¢rement et voici comment j'ai eu occasion de le connaître. 
Il y. a autour d'une douzaine d' années (1736) que S. M. le Roi 
de Prusse, alors Prince Royal, me chargea confidemment de lui 
chercher parmi les refugies francais un savant de bon sens qui 
voulüt bien se vouer à son service et qui put lui servir de lecteur 
et à l'entretenir de toute sorte de livres et de nouvelles littérai- 
res. Ne connaissant personne de ce caracttre-la, je chargeai trois 
ou quatre de mes amis dans la colonie de m'en trouver un et tous 
m' ayant proposé Jordan, qui serait charmé, disaient-ils, de renoncer 
au métier de la chaire où il réussissait très mal, et qui était grand 
littérateur et ayant lui même une assez belle bibliothèque et ayant 
écrit un livre sous le titre de Voyage littéraire, ne doutaut pas que 
cet homme ne füt le fait de mon commettant, je le fis inviter chez 
moi et aprés avoir trouvé en deux ou trois conversations qu'il avait 
une assez bonne connaissance de livres et qu'il parlait assez bien 
sur toute sorte de sujets littéraires, j'en fis rapport au Prince, qui 
m' ordonna de le Ini envoyer, afin qu'il püt l’entretenir lui même. 
Bref ils convinrent de leurs conditions; Jordan jeta le froc c. a. 
d. le petit coilet, le manteau et l'habit noir et le Prince le mena 
avec lui à Rheinsberg, lui fit bientôt oublier les idées de son 
premier état, l'initia peu à peu aux manières de la cour et aux 


1) Wolffs Abneigung gegen Jordan war fdon älteren Datums: er ſchrieb 
17. Juli 1739 an den Grafen Manteuffel: „Jordan hat im erſten Jahre, das 
ich nach Marburg gekommen war (1723), an mich geſchrieben und mit aller Macht 
behaupten wollen, daß mein Syſtema in der Metaphyſik kein anderes als das 
Spinozae wäre, und habe gar deutlich aus ſeinem Briefe abgenommen, daß er 
ein Spinoiziſt ſein will, ob er gleich Spinozae eigentliches Syſtema nicht ver⸗ 
ſtehet. Daher auch die Correſpondenz mit ihm abgebrochen, indem zur Genüge 
ſehe, daß er nicht im Stande war, ihm etwas anderes beibringen zu laſſen, als 
er ſich einmal in den Kopf geſetzet, und ich bedaure, daß er an einem triftigen 
Orte Gehör gefunden“. Ein Brief Jordans an Wolff liegt in der Ponikauiſchen 
Sammlung in der Univerſitätsbibliothek in Halle. . 


474 Kleine Mitteilungen [150 


plaisirs de la table et le. fit franc maçon, et étant parvenu en 1740 
au trône, il le combla successivement de plusieurs marques de 
faveur. Voilà son histoire; voici son véritable caractère: Il avait 
plus de mémoire que de jugement, il était naturellement léger, 
inquiet, envieux, fournois, présomptueux, satirique et sans religion. 
Son érudition était très superficielle et il n'avait bien lu que le 
Dictionnaire de Bayle et que des auteurs satiriques et libertins. 
Quant à d'autres livres il n’en connaissait guère que les titres et 
que ce qu'il en avait trouvé dans les journaux littéraires.“ Der 
Grund zu dieſer wenig freundlichen Charakteriſtik ift darin zu ſuchen, 
daß im Auguft 1736 Jordan eine Aufforderung des Kronprinzen er- 
hielt, ihm nach Rheinsberg zu folgen, aber nicht Graf Manteuffel, der 
gehofft hatte, dort feine Rolle als Mentor des jungen Prinzen fort- 
zuſetzen. Am 17. März antwortete Wolff: „Bielfeld, der in Halle ge- 
weſen !), habe erzählt, Jordan fet in Breslau?) wegen der ihm daſelbſt 
bekannten Umſtände unglücklich geweſen und die Scheu, welche vielleicht 
der Prieſterrock bei ihm noch übrig gelaſſen, hat gemacht, daß er ſeine 
Fatalität verhehlet. Nach dieſem hat er keine Mercurialia gebrauchen 
wollen, ſondern bloß mit Infuſis ſich zu helfen vermeinet, davon er 
wohl ganze Fäſſer ausgetrunken. Hierdurch hat es ſich alles in die 
viscera gezogen, daß ihm nicht mehr zu helſen geweſen, und daher hat 
darinnen die Krankheit keinen Namen bekommen, ob es gleich ſein im 
Leben vertrauter Freund öffentlich in einer Geſellſchaft mit Bedauern 
erzählet. 


— 


Aber den Anteil Friedrichs des Großen an der Begründung 
der Preußiſchen Bank (Reichsbank) 


Mitgeteilt von Melle Klinkenborg 


Als im Jahre 1846 der damalige Regierungsaſſeſſor, ſpätere 
Kabinettsrat Niebuhr die Geſchichte der Königlichen Bank, jetzigen 
Reichsbank, bearbeitete, ſtellte er mit großem Bedauern feſt, daß die 
Akten über die erſten Anfänge dieſes Inſtituts verloren feien $. 
Einen Teil dieſer Lücke vermochte 1878 auf Grund Breslauer Akten 
H. von Poſchinger in feinem Werke: Bankweſen und Bankpolitik 
in Preußen“) zu ergänzen: aber die wichtigſte Quelle blieb auch ihm 
verſchloſſen. Sie ift mir neuerdings von Herrn Landesdirektor v. Winter- 
feldt⸗Menkin mitgeteilt worden: es ſind die Handakten des Miniſters 
von Hagen, der bei Begründung der Bank in vorzüglicher Weiſe von 
Friedrich dem Großen herangezogen wurde. Eine Fülle von Schriftſtücken 


1) Bielfeld heiratete im Frühling 1748 eine Hallenſerin. 

2) Sommer 1741. , 

) Die Arbeit iſt ohne Nennung des Verfaſſers als Geſchichte der Königl. 
Bank in Berlin (Berlin 1854, Deckerſche Geheime Hofbuchhandlung) erſchienen. 
Dort finden ſich S. 21 Anm. die Angaben. 

4) Band J. Berlin 1878 (Springer), S. 57 Anm. 1. 
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mit eigenhändigen Randverfügungen und Billetten Friedrichs ſind 
darin enthalten: meiſt unter dem erſten Eindruck eines Berichtes oder 
einer Nachricht hingeworfen, zeigen ſie uns recht, welchen Anteil der 
große König an dem Werke genommen hat. Darauf vor allem beruht 
ihr Wert. 

Der Plan zur Vegründung der Bank iſt, was bisher nicht be— 
kannt war, von Friedrich ſelbſt ausgegangen. Im Winter 1762/68, 
als der Siebenjährige Krieg zu Ende ging und Friedrich bereits viele 
Projekte für das Retabliſſement ſeiner Provinzen, wie man ſich aus— 
drückte, für die Zeit des Friedens erwog, iſt ihm auch jener Plan 
gekommen. Er hat ihn zuerſt gegen Anton Maria Calzabigi in den 
letzten Dezembertagen 1762 in Leipzig ausgeſprochen, weil er glaubte, 
daß dieſer italieniſche Abenteurer, der ihm durch den preußiſchen Ge— 
ſandten in London, Dodo Frhrn. zu Jnn- und Knyphauſen, eine Dent- 
ſchrift über Errichtung einer Lotterie in Preußen überreicht hatte, und 
den er deswegen hatte kommen laſſen, ihm förderlich ſein könnte. In 
der Tat beſaß ja auch Calzabigi, der bereits mit dem bekannten Cafa- 
nova in Frankreich eine Lotterie errichtet hatte und auch anderweitig, 
allerdings nicht mit Glück, Finanzinſtitute begründet hatte, zweifellos 
nicht unerhebliche Kenntniſſe auf dem Gebiete des Kreditweſens !). 

Als der Friede 1763 geſchloſſen wurde, trat der Plan der Bank— 
begründung gegen andere größere Aufgaben zunächſt in den Hinter— 
grund. Er wurde erſt im September 1764 wieder aufgenommen, als 
Calzabigi, den König an die Leipziger Unterhaltung erinnernd, einen 
umfaſſenden Entwurf zur Errichtung einer Aktienbank mit einem Grund— 
kapital von nicht weniger als 25 Millionen Taler nach engliſchem Muſter 
vorlegte. Alle Pläne, die Friedrich in Bezug auf Handel, Münzreorgani⸗ 
fation und Kreditweſen hegte, wurden in dieſem Entwurfe einheitlich zu- 
ſammengefaßt, indem die Schöpfung eines Inſtituts vorgeſchlagen wurde, 
das außer den eigentlichen Bankgeſchäften die Münze, den geſamten aus⸗ 
wärtigen Holzhandel, den ſchleſiſchen Leinwandhandel, den Handel nach 
Rußland, Polen, dem Mittelmeer, China und den nordiſchen Ländern, eine 
Aſſekuranzkompagnie uſw. umfaſſen ſollte. Die einzelnen Zweige dieſer 
Unternehmungen ſollten nach und nach ins Leben gerufen werden und 
dafür außer dem Aktienkapital noch 12 Millionen Bankozettel verwandt 
werden. Calzabigi hoffte einen Gewinn von 16 Prozent erzielen zu 
können, der unter die Aktionäre verteilt werden ſolle. Der Miniſter 
von Hagen und Calzabigi waren als Direktoren in Ausſicht ge- 
nommen ). 


D Über Calzabigi vgl. Aleſſandro d' Ancona, Friedrich der Große 
und die Italiener (deutſch von Albert Schnell) S. 159; Otto Warſchauer, 
Zahlenlotterie in Preußen, S. 8 ff.; Melle Klinkenborg, Unterſuchungen zur 
Geſchichte der Staatsverträge Friedrichs des Großen in den Forſchungen zur 
brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, Bd. 17, S. 488. Über ſeine Be⸗ 
rufung: Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen, Bd. 22, S. 239, 392, 
408 und 427. 

2) Einen ſpäteren Plan Calzabigis vom 15. Februar 1765 (nicht 15. Januar 
1765) druckt Niebuhr im Auszuge ab S. 183. 
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Wie ſtellte ſich nun Friedrich zu dieſem rieſenhaften Unternehmen? 
Niebuhr und Poſchinger nahmen beide an, daß es den vollen Beifall 
des Königs fand; daß die Freude an dem glänzenden Plan es erkläre, 
daß er ihn nicht tiefer geprüft habe; daß vielleicht auch ein un— 
begründetes Mißtrauen in ſeine eigene Einſicht ihn davon abgehalten 
habe, wie er es manchmal in ſeinem Leben Männern von Fach gegen— 
über gezeigt habe. Die Anſicht trifft nicht zu; im Gegenteil, niemand 
hat den Plan ſchärfer kritiſiert als der König ſelbſt, niemand dem 
Calzabigi gröber die Wahrheit über die in ihm enthaltenen Unmöglich— 
keiten geſagt. 

In ſeiner Denkſchrift hatte Calzabigi hervorgehoben, daß der Mi— 
niſter von Hagen ihm die königliche Zufriedenheit über die Entwicklung 
der Lotterie ausgeſprochen habe. Sofort lehnt der König dieſe captatio 
benevolentiae ab und betont, daß dieſes Unternehmen nicht den zehnten 
Teil des Gewinnes einbringe, den Calzabigi in Ausficht geſtellt habe. 
Darauf geht Friedrich auf die Einzelheiten des Planes ſelbſt ein; 
einige charakteriſtiſche Bemerkungen feien daraus mitgeteilt. Calzabigi 
hatte eine umfangreiche Geſchichte und Erläuterung des Bankweſens 
gegeben und darauf hingewieſen, daß er für ſeine Schöpfung die 
engliſche Bank in London als Muſter genommen habe. Der König 
weiſt demgegenüber auf die Verſchiedenheiten der Verhältniſſe in Eng— 
land und Preußen hin, daß die Bank, die man errichten wolle, ſeinem 
Staate angemeſſen ſein müſſe; daß man daher nicht damit beginnen 
dürfe, die Zahlen auf dem Papiere zu häufen, ſondern abzuwägen. 
(Il faut cependant que la banque qu'on propose soit proportionnée 
au pays, dans lequel on la vent établir et qu'on ne commence par 
entasser les chiffres sur le papier, mais par calculer exactement 
quel est le nombre numéraire des espèces .. ..) Ohne auf die 
Arten der Bankgeſchäfte weiter einzugehen, betont er ſodann, daß ſein 
Hauptzweck ſei, die kaufmänniſchen Unternehmungen zu beſchleunigen 
(d’aceellörer les operations des négociants), 

Dem großen Nutzen, den Calzabigi für Preußen aus der Bank 
herausſchlagen will, ſetzt Friedrich die nüchterne Bemerkung entgegen, 
daß man nur den Gewinn, der ſich aus dem Wechſel ergebe, der bis— 
her auswärtigen Häuſern zugefallen ſei, haben wolle. (Le bien solide 
que les états du roi peuvent faire par cette banque est de gagner 
ce qu'ils ont perdu jusqu'ici par le change et attirer à Berlin le 
gain, que les marchands des autres places ont fait sur nous.) 

Mit großem Sarkasmus ſpricht er fih ſodann über die ungeheuren 
Kapitalien aus, mit denen Calzabigi ſeine Bank ausſtatten will. Wir 
kommen nun auf das Grundvermögen der Bank, ſo ſchreibt er, und 
freuen uns herzlich über die große Anzahl der Millionen, über die 
Calzabigi verfügt. (Nous venons a présent au fond de la banque 
et nous nous réjouissons cordialement du grand nombre des 
millions que M" Calzabigi a à sa disposition). Er führt die ganze 
Unwahrſcheinlichkeit aus, daß diefe Summen bei dem Phlegma und der 
Schwerfälligkeit der Deutſchen (le flegme et pesanteur des allemands 
sans imagination et doués de ce simple bon sens qui court par les 
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rues), mit der die italieniſche Weisheit (In sagacité italienne) nicht 
gerechnet habe, aufgebracht werden können, ſondern er fragt ſich auch 
verwundert, wofür denn Calzabigi die für damalige Zeiten ungeheure 
Summe verwenden will. Er rechnet, daß, ſelbſt wenn man alle geplanten 
Unternehmungen gleichzeitig ins Werk ſetzen wolle, doch kaum 9 Millionen 
Taler dafür verwandt werden könnten. 

Er betont dann noch im allgemeinen, daß die wirkliche Handels- 
kraft eines Staates darin liege, möglichſt viele einheimiſche Produkte 
im Auslande abzuſetzen (Mais on prie Monsieur de Calzabigi de con- 
sidérer, que la véritable force du commerce d'un état consiste dans 
la grande quantité des denrées qu'il peut exporter chez l'étranger). 

Welcher Wertſchätzung Calzabigi fih als Perſönlichkeit bei dem 
König erfreute, dafür iſt eine Bemerkung über die feindſelige Stimmung 
Calzabigis gegen die Juden bezeichnend. Der König kann ſich nicht 
denken, wo ſie herrühre; vielleicht dürfe man dabei an das Sprichwort 
erinnern, daß es keine größeren Feinde gebe als die Diebe auf dem 
Markte. Indes wolle er nicht auf Einzelheiten eingehen, ſondern nur 
betonen, daß die Juden wegen ihres Fleißes in der Induſtrie un— 
entbehrlich ſeien. (On ne répond point sur l’inimitié que Monsieur 
Calzabigi peut avoir contre les juifs. On pourrait lui eiter un 
proverbe qu'il n'y a pas de plus grands ennemis que les latrons 
en foire. Mais sans entrer dans ce détail, qu'on ignore parfaite- 
ment, on prie M" Calzabigi de vouloir considérer que les juifs étant 
infiniment plus industrieux que les chrétiens on était fort heureux 
de s’en servir pour établir par ceux des certaines branches de 
commerce.) 

In der nüchternſten Weife hat der König auch alle übrigen Punkte 
des Calzabigiſchen Projekts zergliedert. Wenn er trotzdem deffen Mus- 
führung befohlen hat, ſo geſchah es wohl aus der Erwägung, zu ſehen, 
was erreicht werden könne. Den entſprechenden Auftrag erhielt der 
Miniſter von Hagen am 17. Oktober 1764 mit der Weiſung, daß er 
mit „Überſteigung aller Oppoſition und Schwierigkeit“ die Bank ins 
Leben zu rufen habe. Dieſe hier vorausgeſehene Oppoſition trat auch, 
ſofort nach der Bekanntmachung des Planes, in voller Schärfe bei den 
Kaufleuten, namentlich den ſchleſiſchen Leinwandhändlern, hervor, da 
ſie ja, wenn die Bank mit den ausgedehnten Rechten und Monopolen 
gegründet wurde, ſich außer ſtande ſahen, einen großen Teil ihrer Ge- 
ſchäfte weiter zu betreiben. Sie hielten ſich dementſprechend von der 
Zeichnung von Aktien fern und erreichten dadurch das Aufgeben des 
koloſſalen Unternehmens. Von dem Mißerfolg und der dadurch beim 
Könige hervorgerufenen en geben nun unſere Akten ein inter⸗ 
eſſantes Bild. 

Unmittelbar nachdem Hagen den königlichen Auftrag erhalten hatte, 
wurde unter ſeiner Leitung eine Bankkommiſſion eingeſetzt, die am 
17. Oktober die Subſkription zu dem Geſchäftskapital eröffnete. Am 
2. November bereits mußte Hagen über den Mißerfolg berichten, der 
noch größer geweſen wäre, wenn ſich nicht namentlich hohe Staatz- 
beamte an der Subſkription mit erheblichen Kapitalien beteiligt hätten. 
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Es waren bis dahin im ganzen erſt 1632 Aktien zu 250 Talern mit 
einem Kapital von 408 000 Taler gezeichnet worden. Die königliche 
Randverfügung auf dieſen Bericht lautet wörtlich: ich beßorge, das 
wihr nicht Sonderlich mit der Sache reüſiren werden, dan, wan wihr 
auch das dobelte von Inseriptions Krigen, ſo iſt es bei weittem nicht 
hinlänglich, die Banke zu eröfnen; ſage er nuhr dem Calsabichi, er 
Mögte nuhnmehro ſeinen Millionen herbeiſchafen, nuhn iſt es Zeit. 

Es wurden darauf die verzweifeltſten Anſtrengungen gemacht, um 
Subſkriptionen herbeizuführen. Der Miniſter von Hagen hielt Privat- 
fonferenzen mit den Kaufleuten aus Berlin ab, ließ ſich dann die be— 
deutendſten Unternehmer aus den Provinzen kommen und ſuchte auf 
alle nur mögliche Art auswärtige Häuſer zu Zeichnungen zu ver— 
anlaſſen. Gerade hierfür wurde eine neue Bekanntmachung von Calza— 
bigi ausgearbeitet, die am 10. November dem König zur Genehmigung 
vorgelegt wurde. Er genehmigte fie, indem er auf Hagens Immediat— 
bericht verfügte: gantz guht, dan, was ich davon geleſen habe, kan 
keiner puissance ombrage geben und dem publico gibt es eine vague 
Idée, aber weillen keiner fein geldt hazardiret, ohne dan dividende zu 
calculiren, fo düncht mihr, müßte Calsabichi den Punct dem publieo 
ſuchen avantageuszer vohr zu Stellen. 

Über dieſ je Sache ſprach er ſich dann in einer Note zu der Bes 
kanntmachung noch ausführlicher aus: L’article du dividende doit 
être selon moi exposé d'une manière plus agréable au public. 
Vous vous contentez de dire qu'on payera un dividende. Cela 
est trop vague et personne pourvu qu'il soit sensé ne placera son 
argent à quelque 100/m: lieux de chez lui sans s'informer de ce 
qu'il lui rapporte. Il faudrait au moins faire envisager un divi- 
dende avantageux sans quoi Monsieur Calsabichi — tout Calsabichi 
que vous êtes — on se moquera de vous et vous demeurerez dans 
votre boutique sans chalands. 

Demgemäß wurde dann auch die Bekanntmachung umgeändert und 
unterm 13. November 1763 veröffentlicht!). Der Erfolg war gering. 
Als Hagen dem König unterm 20. November berichtete, daß bisher 
2490 Aktien mit einem Kapital von 622 500 Talern gezeichnet ſeien, 
bemerkte der König, daß man Calzabigi daran erinnern ſollte, wie 
weit 600 000 von 25 000 000 entfernt feien, und daß eingebildete 
Reichtümer nicht wirklich feien. (Monsieur Calsabichi aura la bonté. 
de se souvenir qu'il y a loin de 600 000 à 25 millions et il con- 
clura de là que richesses idéelles ne sont pas richesses réelles.) 

Trotz aller Mittel, die namentlich Calzabigi anwandte, gelang es 
nicht, die Zeichnungen auf die Bankaktien in beſſeren Fluß zu bringen, 
jo daß der König allmählich einſah, daß die Sache im ganzen nicht. 
durchführbar ſei. Das deutlichſte Zeichen dafür iſt, daß er genehmigte, 
daß einzelne Teile der Geſchäfte, die Calzabigi alle in ſeinen Plan ge— 
zogen hatte, anderweitig verwirklicht wurden: ſo die Gründung einer 
bejonderen Aſſekuranzkammer am 17. Januar 1765. Aber anderſeits 
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gab er ben Calzabigiſchen Plan doch noch nicht vollitändig auf. So 
fuhr er den Miniſter von Hagen, als er das von Calzabigi entworfene 
Statut vom 15. Februar 1765 dem König am 22. Februar 1765 vor- 
legte!) und deſſen Prüfung durch das Etatsminiſterium beantragte, in 
einer Randverfügung hart an: „die Etatsminiſtre wiſen den Teufel 
davon, bin ich nicht Miniſter genug“. Gleichzeitig ermahnte er den 
Miniſter, die königlichen Aufträge auszuführen und fih nicht durd 
Leute betäuben zu laffen, die ihm die Ohren voll Bosheiten ſchreien. 
(Faites ce que je vous dis et ne vous laissez pas abassourdir par 
des gens qui vous rabattent les oreilles de sotisses.) 

Aus dieſer Randverfügung erfieht man bereits, daß der König. 
dem Miniſter von Hagen nicht die Energie zutraut, den Widerſtand 
der Kaufleute gegen die Bank zu überwinden. Noch viel mehr erhellt 
dies aus einem Billet, das der Miniſter am 26. Februar 1765 vom 
König erhielt, indem er ihn aufforderte, fidh nicht von der Ausführung. 
abhalten zu laſſen, alle Konferenzen mit den Kaufleuten aufzugeben, und 
die Sache zu beenden. Das Schreiben lautet: Vous vous laissez. 
entierement detourner de notre projet; vous manquez le principal 
point de vue et de la façon, dont on s’y prend, mes intentions ne 
réussiront jamais; le plan méme de la banque de Calsabichi est 
bon et il n'y faut rien changer, d' autant plus que celle d' Angle 
terre est fondée sur les mêmes principes. Pour le commerce de 
bois il faut nécessairement qu'il se fasse par la banque seule et. 
ceux, qui s’y sont interessés jusqu'à présent, peuvent y prendre 
une égale part en s'agrégant à la banque. Cela est indispen-- 
sable, parce que sans cela je manque mon but et il arrivera que 
ceux, qui continueront à faire le commerce du bois, en vendront. 
aux Hambourgeois ou autres égallement. Pour ce qui est du lom- 
bard, je n’en sais point d'établir jusqu'à présent et celui de la 
banque empêchera les usures des marchands et des juifs. C'est. 
là le but. Finissez toutes ces conférences avec vos ignorants 
marchands de Berlin, qui n'y entendent goutte, et dans une dizaine 
de jours je ferai un tour à Berlin, où j'apporterai le projet de la 
banque approuvée après quoi sans consulter ces gens (que nous. 
ne mettrez jamais d'accord). Il faut procéder à l’éxécution de 
la chose; c'est la seule façon d'exécuter notre entreprise et de la. 
mettre à une heureuse fin et non pas en voulant réunir ces ani- 
maux qui n’ont pas le sens commun ct dont l'intérêt particulier 
des uns s'oppose à l'intérêt général. 

Dieſes Billet ijt das letzte Schreiben, das der König in Deler 
Angelegenheit zunächſt an den Miniſter von Hagen richtete. Friedrich 
ſah wohl ein, daß er auf dem bisher eingeſchlagenen Weg ſeinen Zweck 
nicht erreichen würde, und daß Hagen und Calzabigi nicht die Männer 
ſeien, um jenes an ſich großartige Projekt vollſtändig oder in ab- 
geänderter Weiſe durchzuführen. Als ihm daher von anderer Seite 
beſſere und praktiſchere Vorſchläge für Begründung einer Bank gemacht 
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wurden, ergriff er fie mit aller Energie und febte fie in die Tat um. 
Erſt als ihr Zuſtandekommen geſichert war, benachrichtigte er am 5. Mai 
1765 den Miniſter von Hagen davon und eröffnete ihm: „Die ganze 
Sache von der Bank iſt dergeſtalt geändert, daß die Subſkriptiones 
der Particuliers nicht dabei gebraucht werden.“ !) 


Nochmals: Bernadotte vor Großbeeren 
Eine Erwiderung von Rudolf v. Friederich!) 


In dem Aufſatze: „Bernadotte vor Großbeeren“ in der erſten Hälfte 
des 29. Bandes dieſer Zeitſchrift unterzieht Dr. Bernhard Schmeidler 
die in meiner „Geſchichte des Herbſtfeldzuges 1813“ gegebene Dar— 
ſtellung der Ereigniſſe bei der Nordarmee in den Tagen vom 20. bis 
23. Auguſt einer kritiſchen Unterſuchung. Er kommt hierbei zu völlig 
abweichenden Ergebniſſen, deren Schlußurteil dahin lautet, daß meine 
Darſtellung von Unrichtigkeiten durchſetzt und einſeitig zu Gunſten des 
Kronprinzen von Schweden und zu Ungunſten der preußiſchen Führer 
gefärbt ſei. Im beſonderen iſt es die von mir aufgeſtellte Behauptung, 
daß die in allen älteren Werken über die Geſchichte der Befreiungs- 
kriege enthaltene Schilderung der Vorgänge zu Philippsthal am 22. Auguſt 
nichts weiter als eine patriotiſche Legende ſei, die ſeinen Widerſpruch 
erregt. Im weiteren beſchuldigt er mich, bei der Schilderung ber Bors 
gänge vor der Schlacht bei Großbeeren einen der wichtigſten Befehle 
des Kronprinzen unerwähnt gelaſſen und hierdurch ein völlig falſches 
Bild dieſer Vorgänge gegeben zu haben. Beide Punkte ſucht er zu be— 
richtigen. Obwohl allen Kontroverſen abhold, möchte ich doch diefe 
„Berichtigungen“ nicht unerwidert laſſen, da es mir aus wiſſenſchaft— 
lichen Gründen leid wäre, wenn die Behauptungen Schmeidlers Ver— 
breitung und Glauben fänden. Im nachfolgenden werde ich daher die 
Gründe, die mich veranlaßten, die Erzählung über den Philippsthaler 
Kriegsrat als Legende zu erklären, etwas ausführlicher als es mir in 
der Geſchichte des Herbſtfeldzuges möglich war, darlegen, und auch zu 
den übrigen Behauptungen Schmeidlers, ſoweit es mir der zur Ver— 


Für den 22. Auguſt 1813 hatte der Kronprinz von Schweden 
die kommandierenden Generale der Nordarmee zu einer Beſprechung 
nach Philippsthal befohlen. Außer Bülow, Wintzingerode und 
Stedingk war nur noch General Adlerkreutz, der Chef des ſchwediſchen 
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2) Wir nehmen die Ausführungen des Herrn Generalleutnants v. Friederich 
gern auf, behalten aber Herrn Prof. Dr. Schmeidler ein Schlußwort vor. 
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Generalſtabs, zugegen. Dem Umſtand, daß nicht einmal die Chefs der 
preußiſchen und ruſſiſchen Generalſtäbe v. Boyen und v. Rönne zu⸗ 
gegen waren, iſt es wohl in erſter Linie zuzuſchreiben, daß der Nach⸗ 
welt der Verlauf dieſer Beſprechung gänzlich unbekannt geblieben iſt, 
daß kein Kriegsjournal von ihm ſpricht, daß ſich weder im Berliner 
noch im Stockholmer Kriegsarchiv ein auf ihn bezügliches offizielles 
Aktenſtück befindet und daß wir von ihm einzig und allein das End⸗ 
ergebnis kennen: den Armeebefehl für den 22. Auguſt. 

Im Jahre 1853 erſchien Varnhagen v. Enſes Leben des Generals 
Bülow v. Dennewitz. Es war das erſte Buch, das über den Kriegsrat 
von Philippsthal eingehendere Mitteilungen brachte. Nach ihm hätte 
der Kronprinz den Generalen zwar wiederholt erklärt, zum Schutze 
Berlins eine Schlacht liefern zu wollen, ſeine weiteren Reden hätten 
jedoch den Ernſt dieſes Vorſatzes bezweifeln laſſen. Er hätte Bedenk— 
lichkeiten aller Art, ſogar Mißtrauen in die Leiſtungen der Truppen 
geäußert und von der Möglichkeit eines Anmarſches Napoleons ge— 
ſprochen !), in welchem Falle es nötig fein würde, den Rückzug an- 
zutreten und eine Stellung nördlich von Berlin einzunehmen. Bülow 
habe ihm lebhaft widerſprochen, und dies habe zur Folge gehabt, daß 
der Kronprinz nunmehr Befehle zur Annahme einer Schlacht gegeben. 
Bülows Zutrauen zu dem Oberkommandierenden aber ſei durch deſſen 
ganzes Gebaren tief erſchüttert geweſen. Unwillig habe er beim Weg⸗ 
reiten ausgerufen: „Den habe ich weg! Das iſt nicht der Mann, den 
wir brauchen! Mich bekommt er gutwillig nicht dazu, daß ich über 
ſeine Brücke bei Moabit zurückgehe! Unſere Knochen ſollen vor Berlin 
bleichen, nicht rückwärts.“ 
| Die Unzuverläſſigkeit der zahlreichen Varnhagenſchen Geſchichtswerke 
und Biographien ift leider in fo vielen Fällen erwieſen, daß eine ernjte 
hafte Geſchichtſchreibung Bedenken tragen muß, ſeine Angaben ohne weiteres 
als glaubwürdige Unterlage für eine wiſſenſchaftliche Darſtellung zu be- 
nutzen. Auch fein Leben Biilows ift niht mehr als eine ſehr fubjeftiv 
gefärbte Zuſammenſtellung unterhaltender Anekdoten und patriotiſcher 
Geſchichtchen. Stände daher feine Erzählung der Philippsthaler Bor- 
gänge allein, ſo würde ihr keinerlei Bedeutung beizulegen ſein. Aber 
ſie fand im Jahre 1859 eine Beſtätigung von durchaus beachtenswerter 
Seite. Im Jahre 1847 hatte die Kriegsgeſchichtliche Abteilung des 
Großen Generalſtabes die Geſchichte der Schleſiſchen Armee beendet und 
die der Nordarmee in Angriff genommen. Wie dies von ſeiten des 
Generalſtabes heute noch bei den Arbeiten über den Krieg 1870/71 og: 
ſchieht, ſuchte man auch damals in allen den Fällen, in denen die 
Kriegsakten verſagten, Lücken aufwieſen oder Zweifel zuließen, durch 
Vernehmung der noch lebenden Mitkämpfer eine unanfechtbar richtige 
Kenntnis der Tatſachen herbeizuführen. Zu den hierbei in Betracht 
kommenden Perſonen gehörte auch der General v. Weyrach. Er war im 
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Jahre 1813 Adjutant im Stabe Bülows geweſen und ſchien ſomit zur 
Aufklärung der Vorgänge in Philippsthal ganz beſonders befähigt. Da 
ein ſchriftlicher Bericht von ihm unter den Akten des Generalſtabes 
ſich nicht vorfindet, ſo iſt anzunehmen, daß er ſeine Ausſagen mündlich 
gemacht hat. Wem er ſie gemacht, ob ſie wörtlich oder nur auszüglich 
in die Geſchichte der Nordarmee übernommen wurden, ob ſie in irgend— 
welcher Abhängigkeit von der Erzählung Varnhagens ſtehen und manches 
andere, was für die Beurteilung ihres Wertes als geſchichtliche Quelle 
zu wiſſen äußerſt wünſchenswert wäre, läßt ſich heute nicht mehr feft- 
ſtellen. | 

Vergleichen wir die Ausſagen Weyrachs mit der Erzählung Barn- 
hagens, ſo finden wir einige nicht unwichtige Verſchiedenheiten. Von 
den ſtolzen Worten Bülows: „Unſere Knochen ſollen vor Berlin bleichen, 
nicht rückwärts“, weiß Weyrach nichts. Die ganze Unterredung ver- 
läuft nach ihm, nicht wie bei Varnhagen, in der Weiſe eines ruhigen, 
ſachlichen Meinungsaustauſches, ſondern, von ſeiten Bülows wenigſtens, 
in leidenſchaftlich-erregtem Tone. Der Rückzug hinter die Spree wird 
vom Kronprinzen nicht als eine Möglichkeit, ſondern als bereits feſt— 
ſtehender Entſchluß ausgeſprochen. Wie bei Varnhagen wird dieſer 
Entſchluß mit Mißtrauen in die Zuverläſſigkeit der Truppen begründet. 
Wintzingerode und Stedingk hätten hierzu geſchwiegen, Bülow aber . 
habe mit energiſchen Worten die Verteidigung der Truppen der Nord— 
armee übernommen und ſie als die beſten der Welt bezeichnet. Mit 
aller Beſtimmtheit habe er zum Schluſſe erklärt, er werde keinenfalls 
über die Spree folgen, bevor nicht zum Schutze Berlins eine Schlacht 
geſchlagen worden wäre. 

Es iſt begreiflich, daß der Ausſage eines ſo hochgeſtellten Mannes 
wie General v. Weyrach die größte Bedeutung beigelegt und daß ſie 
für die Darſtellung in der vom Generalſtabe im Jahre 1859 heraus— 
gegebenen Geſchichte der Nordarmee entſcheidend wurde. In Verbindung 
gebracht mit der Varnhagenſchen Erzählung entſtand daraus jene all— 
gemein bekannte hochdramatiſche Schilderung des Kriegsrats, die aus 
der Geſchichte der Nordarmee in alle ſpäteren Geſchichtswerke über- 
gegangen ift und die als charakteriſtiſcher Ausdruck des ſtolzen Preußen— 
tums jener großen Zeit betrachtet und bewundert, bis in unſere Tage 
feſt geglaubt wurde. 

Und dennoch gibt es zahlreiche Gründe, welche die Glaubwürdig— 
keit dieſer Erzählung erſchüttern. Die heutige Methode der Geſchicht— 
ſchreibung iſt viel zu kritiſch, als daß ſie unbeachtet hätten bleiben 
können. Daß Weyrach wiſſentlich etwas Unwahres erzählt habe, iſt 
ſelbſtverſtändlich völlig ausgeſchloſſen. Aber der General war zur Zeit 
ſeiner Vernehmung bereits 82 Jahre alt, die geſchilderten Ereigniſſe 
lagen nicht weniger als 46 Jahre hinter ihm. Er war auch nicht, wie 
Dr. Schmeidler behauptet, bei dem Kriegsrat zugegen geweſen, ſondern 
konnte ſeinen Verlauf nur aus fremdem Munde erfahren haben. Daß 
er ſeine Kenntnis von Bülow ſelbſt erhalten habe, iſt zwar nicht 
geradezu unmöglich, aber bei dem Untergebenen gegenüber ſehr zurück— 
haltenden Weſen Bülows zum mindeſten ſehr unwahrſcheinlich. Auf 
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jeden Fall wäre es jehr wunderbar, wenn Bülow den militäriſch immer= 
hin ſehr peinlichen Zwiſchenfall mit dem Oberkommandierenden dem in 
einer untergeordneten Stellung ſeines Stabes befindlichen Kapitän 
Weyrach erzählt, den ihm perſönlich und dienſtlich ſehr viel näher— 
ſtehenden Generalſtabsoffizieren ſeines Korps, Boyen und Reiche, aber 
verſchwiegen haben ſollte. Beſonders Boyen gegenüber, der als Chef 
des Stabes ſein Vertrauter und zugleich, ſoweit dies die Rang- und 
Altersverhältniſſe zuließen, ſein Freund war, iſt dies nicht anzunehmen. 
Boyen ſowohl wie Reiche haben Memoiren hinterlaſſen, von denen die— 
jenigen Boyens wenigſtens für die Geſchichte jener Zeit von größter 
Wichtigkeit ſind; beide aber haben in ihnen die Vorgänge in Philipps— 
thal mit keiner Silbe erwähnt. Sie würden dies ſicher getan haben, 
wenn ihnen auch nur das geringſte über ſie bekannt geweſen wäre. 
Ja, noch mehr! Auch Reiche hatte zu jenen von der Kriegsgeſchicht— 
lichen Abteilung des Generalſtabes zur Berichterſtattung aufgeforderten 
Offizieren gehört, und ſein bereits am 28. Auguſt 1848, alſo 11 Jahre 
vor Weyrachs Vernehmung abgeſtatteter Bericht liegt noch heute im 
Kriegsarchiv vor. Er ſagt in demſelben bezüglich des 22. Auguſt: 
„Der Kronprinz von Schweden beſchloß hierauf in einer zu Philipps⸗ 
thal mit den kommandierenden Generalen der verſchiedenen Armeekorps 
der von ihm befehligten Nordarmee abgehaltenen Konferenz, zur Be— 
hauptung Berlins eine Schlacht in der Ebene zwiſchen dieſer und der 
beſagten Überſchwemmungslinie anzunehmen. Für den äußerſten Fall 
war eine Stellung auf dem Templower Berg zwiſchen der Haſenhaide 
und dem Dorfe Schöneberg eingerichtet und mit Verſchanzungen ver— 
ſehen.“ Obwohl Reiche wußte, daß ſein Bericht auf die geſchichtliche 
Darſtellung des Generalſtabes von großem Einfluſſe ſein würde, daß 
fomit die größte Genauigkeit und Ausführlichkeit in den Angaben ge= 
boten war, ſagt er kein Wort von der Abſicht eines Rückzuges hinter 
die Spree, weiß nichts von einer erregten Debatte, auch nichts von 
jener klaſſiſchen Rede Bülows. i 

Iſt dies alles ſchon völlig ausreichend, um die Glaubwürdigkeit 
der Darſtellung des greiſen Veteranen in Frage zu ſtellen, ſo zeigt die 
nähere Betrachtung dieſer Darſtellung ſelbſt, daß der Verlauf der Bes 
ſprechung in der geſchilderten Weiſe unmöglich zutreffend ſein kann. 
Über die Perſönlichkeit des Kronprinzen und feine Umgangsformen be⸗ 
figen wir von den verſchiedenſten Seiten die eingehendſten Schilde⸗ 
rungen. Nach ihnen war Bernadotte ein im Grunde ſeines Weſens 
wohlwollender, im perſönlichen Verkehr äußerſt höflicher und liebens⸗ 
würdiger Mann, zugleich aber hochgradig eitel, von der Bedeutung 
feiner Perſon ſehr durchdrungen, ſtolz auf feine militäriſche Vergangen- 
heit und auf den Titel Marſchall des Kaiſerreichs, noch ſtolzer auf 
feine Stellung als Kronprinz von Schweden. Übereinſtimmend wird 
auch berichtet, daß eine Verletzung ſeiner Eitelkeit nicht nur ſeinen 
höchſten Unwillen zu erregen, ſondern ſogar einen heftigen Ausbruch 
ſeines ſüdfranzöſiſchen Temperaments hervorzurufen imſtande war. Nach 
der Varnhagen⸗-Weyrachſchen Schilderung begründete der Kronprinz den 
Entſchluß eines Rückzuges hinter die Spree mit der Unzuverläſſigkeit 
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der Truppen. Eine ſolche Begründung war offenbar eine ſchwere 
Beleidigung nicht nur der Truppen, ſondern auch der Führer, im 
weiteren Sinne ſogar der alliierten Mächte und ihrer Monarchen. Sich 
in dieſer Weiſe auszuſprechen, lag nach allem, was wir wiſſen, nicht im 
Charakter Bernadottes, es wäre auch im höchſten Grad unpolitiſch und 
unklug geweſen. Aber auch Bülows Rede iſt in der Weyrachſchen Faſſung 
nicht möglich. Sie verſtößt gegen alle Geſetze militäriſcher Diſziplin, 
ſie kommt einer förmlichen Gehorſamsverweigerung gleich und hätte 
den Kronprinzen berechtigt, den unbotmäßigen Sprecher ſofort verhaften 
und vor ein Kriegsgericht ſtellen zu laſſen. Ein Davout, ein Soult, 
ein Vandamme würden dies ſicherlich ſofort getan haben. Eine ſolche 
Sprache konnte Bülow auch aus politiſchen Gründen nicht wagen einem 
Manne gegenüber, welcher der Verbündete ſeines Königs und der hoch— 
geſchätzte Freund des Zaren war, der damals allgemein als eine der 
wichtigſten Stützen der Allianz angeſehen wurde. Ganz unmöglich aber 
erſcheint es, daß der ungemein empfindliche Kronprinz eine ſolche 
Achtungsverletzung eines Untergebenen vor verſammelten Generalen 
ſchweigend geduldet und ſie ſogar mit einer im wohlwollenden Tone 
geführten Fortſetzung des Geſpräches beantwortet hätte. Sicherlich 
wäre ſeine ſüdliche Heftigkeit zum Ausbruch gekommen, es wäre eine 
Skandalſzene entſtanden, von der die Armee und damit auch die Nach— 
welt zweifellos Kunde erhalten hätten. Alſo auch aus dieſen rein 
außerlichen Gründen iſt die Schilderung Varnhagen-Weyrachs im höchſten 
Grade unwahrſcheinlich. Geradezu unmöglich aber erſcheint ſie, wenn 
wir die politiſchen, militäriſchen und perſönlichen Verhältniſſe des Kron— 
prinzen zu jener Zeit in Betracht ziehen. 

| Die politiſchen Ziele, die Bernadotte durch ſeinen Anſchluß an die 
Verbündeten zu erreichen ſtrebte, ſind bekannt. Vielleicht gerade des— 
halb, weil ſie unleugbar kühn und großzügig waren, fanden ſie bei der 
Maſſe des ſchwediſchen Volkes kein Verſtändnis. Der Verluſt Finn— 
lands lag noch zu nahe, als daß man nicht mit Groll auf den alten 
Erbfeind Rußland geblickt hätte, mit Sympathien für Napoleon und 
Frankreich erfüllt geweſen wäre. Nur blendende Erfolge, wenn möglich 
ohne Einſatz ſchwediſchen Blutes, konnten deshalb die Politik Berna- 
dottes in den Augen des Volles rechtfertigen. Er mußte ſiegen, oder 
ſeine Laufbahn in Schweden war beendet; er kämpfte in Deutſchland 
alſo um ſeine Zukunft. Auch ſein Verhältnis zu den Verbündeten 
duldete nicht auf die Dauer ein rein paſſives Verhalten, ein prinzipielles 
Vermeiden jeder Schlacht. Ein kampfloſes Zurückweichen hinter die 
Spree und eine Preisgabe Berlins würden Bernadotte nur dann ver— 
ziehen worden ſein, wenn etwa Napoleon ſelbſt mit überlegenen Kräften 
ſich gegen ihn gewandt hätte: in jedem andern Falle würde er durch 
ein derart ſchwächliches Verhalten die ſchwerſten Konflikte mit den Ver— 
bündeten hervorgerufen haben. Er wäre Gefahr gelaufen, daß die 
kampfbegierigen Truppen Bülows und Tauentziens, die den Kern ſeines 
Heeres bildeten, ihm den Gehorſam verweigert, daß die Monarchen 
von Rußland und Preußen ihm das Oberkommando über die Nord— 
armee entzogen und die Engländer die Weiterzahlung der Subſidiengelder 


181] Kleine Mitteilungen 485 


eingeſtellt hätten. Ohne Unterſtützung der ruſſiſchen und preußiſchen 
Truppen aber war er nicht einmal imſtande, ſich gegen Davout zu be— 
haupten, noch viel weniger Norwegen zu erobern; ohne engliſches Geld 
vermochte er nicht einmal ſeine kleine ſchwediſche Armee unter den Waffen 
zu halten. Alles dies lag viel zu klar zutage, als daß wir bei Berna— 
dotte eine andere Auffaſſung der Lage anzunehmen berechtigt ſind. 
„Seit langem,“ ſo ſchreibt er am 18. Auguſt von Charlottenburg aus 
an ſeinen Adoptivvater König Karl XIII., „iſt es für mich kein 
Zweifel, daß Napoleons Abſicht iſt, auf Berlin zu gehen. Ich ver— 
ſammele etwa 80000 Mann vorwärts dieſer Hauptſtadt, um ſie nicht 
in ſeine Gewalt fallen zu laſſen. Die moraliſche und politiſche An— 
ſicht, die ſich mit der Erhaltung dieſes Platzes verbindet, hat mich 
hierzu beſtimmt.“ 

Aber auch vom rein militäriſchen Standpunkte betrachtet gab es 
für den Kronprinzen keinen Grund, einen Rückzug hinter die Spree 
anzutreten. Allerdings hatte er bei Beginn des Feldzuges die Abſicht 
gehabt, den Schauplatz ſeiner kriegeriſchen Tätigkeit in das Gelände 
nördlich der Havel und der Spree zu verlegen und dort einen ſchritt— 
weiſen Verteidigungskampf zu führen. Allein dieſer Entſchluß war 
hervorgegangen aus dem pſychologiſchen Druck der Beſorgnis, ſeinem 
noch immer furchtbaren ehemaligen Herrn und Meiſter in offener Feld- 
ſchlacht entgegentreten zu müſſen. Daß er ſich einer ſolchen Begeg— 
nung zu entziehen ſtrebte, war, von ſeinem Standpunkte betrachtet, 
ſehr begreiflich, denn mit dem Kaiſer war nicht nur die Überlegenheit 
des Feldherrngenies, ſondern auch ſtets die Elite der franzöſiſchen 
Armee: die Garde. Ihnen fühlte ſich der Kronprinz nicht gewachſen, 
und ihnen gegenüber hätte er auch wohl keinen Augenblick gezögert, 
Berlin aufzugeben und ſich, wenn nötig, bis nach Rügen zurückzuziehen. 
Ganz anders aber lagen die Verhältniſſe jetzt am 22. Auguſt: der 
Kaiſer weilte, wie der Kronprinz genau wußte, ſeit dem 17. Juni in 
Schleſien; die anrückende Armée de Berlin war der Nordarmee an 
Stärke höchſtens gleich, keinesfalls überlegen, ihr Führer, Marſchall 
Oudinot, von allen Generalen Napoleons ſicherlich derjenige, den Berna— 
dotte am wenigſten zu fürchten brauchte. Auch die taktiſche Lage war 
günſtig, denn die Nordarmee war vereinigt, der Feind konnte dagegen 
die vorliegende Waldzone nur in getrennt marſchierenden Kolonnen 
durchſchreiten, lief ſomit Gefahr, vereinzelt geſchlagen zu werden; ſelbſt 
ein wider Erwarten nötig werdender Rückzug war geſichert und gefahr⸗ 
los. Daß der Kronprinz die Situation in dieſem Sinne auffaßte, 
beweiſt ſein Armeebefehl für den 22., in dem er die Vereinigung der 
Armee bei Saarmund befiehlt und ihre Bereitſchaft zur Schlacht anz 
ordnet, beweiſt auch fein Schreiben an Blücher, das er in der Morgen- 
frühe des 22. abſendet und das mit den Worten ſchließt: „Je marche 
pour livrer bataille“. | 

So feben mir, daß eine lange Reihe von Gründen gegen die 
Glaubwürdigkeit der Weyrach⸗Varnhagenſchen Darſtellung fpridt und 
daß es alſo nur eine logiſche Schlußfolgerung war, wenn ich in meiner 
Geſchichte des Herbſtfeldzuges 1813 die ganze Erzählung von den Bors 
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gängen in Philippsthal als eine jener patriotiſchen Legenden bezeichnete, 
wie ſie in und nach jedem großen Kriege erfahrungsgemäß aufzutauchen 
pflegen. Daß Bülow die Worte: „Unſere Knochen ſollen ſüdlich 
vor Berlin bleichen, nicht rückwärts“ bei irgendeiner Gelegenheit ein- 
mal geſprochen haben mag, habe ich nie beſtritten; ein auf Wunſch 
des Berliner Magiſtrats von mir eingereichtes Gutachten iſt ſogar die 
Urſache geweſen, daß dieſe die Denkweiſe der preußiſchen Truppen zu 
jener Zeit ſehr richtig widerſpiegelnden Worte als Inſchrift auf das 
Denkmal von Großbeeren geſetzt wurden; aber am 22. Auguſt können 
ſie nicht geſprochen worden ſein, da ſie mit der damaligen Lage des 
Kronprinzen und der Nordarmee nicht in Übereinſtimmung zu bringen 
ſind. In Philippsthal wurde offenbar nur die allgemeine Kriegslage 
auf Grund der beim Oberkommando eingelaufenen Meldungen und die 
Möglichkeit einer Schlacht beſprochen. Der Kronprinz hat wahrſcheinlich 
ruhig und ſachlich Bedenken, vielleicht auch Zweifel in die Leiſtungs— 
fähigkeit der bisher noch ungeprüften Landwehren ausgeſprochen, Bülow 
hat ihn, ſeinem nervöſen Temperament entſprechend, in dieſer Beziehung 
mit lebhaften Worten beruhigt, und ſchließlich hat man ſich über die 
Annahme einer Schlacht und über die Art und Weiſe ihrer Durch— 
führung geeinigt ). Es liegt kein Grund vor, einen anderen Verlauf 
der Beſprechung anzunehmen. 


Auch die von Dr. Schmeidler angeführten Gründe können dieſe 
Anſicht nicht erſchüttern. Da auch er Varnhagen nicht als einen un— 
verdächtigen Zeugen zu bezeichnen wagt, ſo bleibt für ihn einzig und 
allein Weyrach als einwandfreie Quelle übrig. Aber Dr. Schmeidler 
vergißt das hohe, einen Gedächtnisfehler ſehr wohl begreiflich machende 
Alter des Generals und iſt der irrigen Anſicht, daß dieſer bei den ge— 
ſchilderten Vorgängen zugegen geweſen wäre. Dem befremdlichen Um— 
ſtande, daß Boyen und Reiche in ihren Memoiren die Vorgänge in 
Philippsthal mit keiner Silbe berühren, legt Dr. Schmeidler merk— 
würdigerweiſe keine Wichtigkeit bei; auch daß Reiche in ſeinem Bericht vom 
28. Auguft 1848 den Vorgang nicht erwähnt, ift für ihn bedeutungs— 
los, wohl deshalb, weil er nicht weiß, von wem und zu welchem Zweck 
dieſer Bericht von ihm eingefordert worden war. Geradezu wunderlich 
aber erſcheint es, daß er bei Reiche das 35 Jahre weite Zurückliegen 
des Vorganges als Entſchuldigung des Nichterwähnens gelten zu laffen 
geneigt iſt, während er bei Weyrach noch nach 46 Jahren ein un— 


1) Geradezu unbegreiflich iſt es mir, wie Dr. Schmeidler aus dieſen Sätzen, 
die fait gleichlautend in meiner Geſchichte des Herbſtſeldzuges ftehen, den Schluß 
ziehen kann, daß ich damit drei Viertel der Weyrach Varnhagenſchen Erzählung 
als richtig anerkenne und nur den einen Punkt des poſitiven Rückzugsvorſchlags 
Bernadottes ausnehme. Gerade dieſer Punkt ut doch der einzig entſcheidende, 
da mit ſeiner Annahme oder Verwerfung die ganze Erzählung ſteht und fällt. Im 
ubrigen macht meine Darſtellung aus dem hochdramatiſchen Vorgang, in deffen 
Mittelpunkt Bulow ftebt, eine in ruhigem ſachlichen Tone verlaufene Beſprechung 
der Kriegslage, deren Leiter der Kronprinz iſt. Iſt dies kein Unterſchied und 
heißt dies drei Viertel der Weyrach-Varnhagenſchen Erzählung als richtig ane 
erkennen? 
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getrübtes Gedächtnis vorausſetzt. Die aus militäriſch-politiſchen und 
militäriſch⸗disziplinaren Gründen innere Unglaubwürdigkeit der ganzen 
Erzählung iſt Dr. Schmeidler nicht aufgefallen und die politiſche Lage 
Bernadottes, die vom geſchichtswiſſenſchaftlichen Standpunkt aus be— 
trachtet wohl das wichtigſte Argument gegen die Erzählung Weyrachs 
bildet, würdigt er keines Wortes. Das ſind allerdings Gegenſätze in der 
Auffaſſung der fraglichen Vorgänge, in der Bewertung der Quellen 
und mehr noch in der ganzen wiſſenſchaftlichen Behandlung dieſer 
Streitfrage, die unüberbrückbar ſind. Ich muß es daher den Leſern 
dieſer Zeitſchrift überlaſſen, zu entſcheiden, auf welcher Seite die ſtärkere 
Beweiskraft der Gründe zu ſinden iſt. 


Die Philippsthaler Vorgänge bilden den Ausgangs- und Kern— 
punkt der Schmeidlerſchen Unterſuchung. Bei der Widerlegung ihrer 
Ergebniſſe war eine gewiſſe Breite ſelbſt auf die Gefahr hin der 
Wiederholung von Längſtbekanntem für mich unvermeidlich. Um ſo 
kürzer kann ich mich bei der Beſprechung des zweiten Teiles des 
Schmeidlerſchen Aufſatzes faſſen. 

Der Verfaſſer verſucht hier für ſeine Behauptung, daß der Kron— 
prinz niemals die Abſicht gehabt habe, ſüdlich von Berlin eine Schlacht 
zu ſchlagen, ſondern vielmehr von vornherein entſchloſſen geweſen wäre, 
ſich über die Spree zurückzuziehen, neue Beweiſe ausfindig zu machen. 
Glaubhafte militäriſche oder politiſche Gründe für dieſe Abſicht an— 
zuführen macht er nicht den Verſuch, dürfte er auch kaum anzuführen 
imſtande ſein. Er ſucht ſeine Beweiſe hauptſächlich in der Analyſe der 
kronprinzlichen Befehle, hinter deren Wortlaut er nach bekannten Bor- 
bildern ſtets einen Doppelſinn und die Abſicht wittert, durch ſchöne 
Worte anderszielende Pläne zu verbergen. Selbſt ganz harmlose Auße⸗ 
rungen ſind ihm daher verdächtig, überall glaubt er eine Beſtätigung 
ſeiner Annahme nachweiſen zu können. Wenn der Kronprinz an 
Blücher ſchreibt: „Die Armee des Herzogs von Reggio wird auf 
80 000 Mann geſchätzt, ich werde höchſtens eine gleiche Zahl verſammeln 
können“, ſo ſind ihm dieſe Worte ſchon der Beweis für die Unluſt 
Bernadottes zur Annahme einer Schlacht und für deſſen Neigung zum 
Ausweichen. Wenn der Kronprinz in ſeinem Befehl vom 21. Auguſt 
Anweiſungen für einen eventuell nötig werdenden Rückzug erteilt, ſo 
erblickt er in ihnen den unzweideutigen Ausdruck eines mangelnden 
Angriffswillens ). Wenn der Kronprinz aus irgendwelchen Gründen 
eine Truppenverſchiebung vornimmt oder infolge neueingegangener Mel- 
dungen über den Feind ſeine urſprünglichen Abſichken andere, ſo er⸗ 


1) Der Verſaſſer weiß offenbar nicht, daß E über den aus zu 
dem Befehlsſchema des 19. Jahrhunderts gehörten und ſelbſt bei den großen 
Offen ſivoperationen der Jahre 1866 und 1870,71 nicht fehlten. Auch heute dürfen 
ſie, wo es nur einigermaßen nötig erſcheint, nicht weggelaſſen werden, nur werden 
fie aus pſychologiſchen Gründen nicht mehr in den allgemeinen Operationsbefehl 
aufgenommen, ſondern auf ein beſonderes Blakt geſchrieben und nur den nächſten 
Stellen vertraulich mitgeteilt. 
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ſcheint ihm dies als genügender Grund, ihn des Wankelmuts zu be— 
zichtigen und die Ernſthaftigkeit ſeiner früheren Abſichten in Zweifel 
zu ziehen. Wenn der Kronprinz am 23. aus taktiſch völlig begreif- 
lichen Gründen es ablehnt, den augenſcheinlich ſchon ganz bedeutend 
überlegenen Bülow noch durch weitere Truppen zu unterſtützen, ſo 
folgert er ſofort daraus, daß der Kronprinz eine Schlacht überhaupt 
nicht liefern wollte. Wie weit die Voreingenommenheit Schmeidlers 
und ſeine Einſeitigkeit in der Beurteilung dieſer Vorgänge führt, be— 
weiſt die geradezu ungeheuerliche, durch nichts geſtützte Verdächtigung 
des Kronprinzen, daß er den Schlachtbefehl vom Abend des 22. Auguſt 
nur als „Finte“ gegeben habe, „beſtimmt, Bülow von der Heiners— 
dorfer Straße wegzubringen und nachher, wenn der Feind ſie ein— 
geſchlagen hätte, ihm doch den Marſch auf Berlin freizugeben“. 

In Konſequenz dieſer eigenartigen hiſtoriſchen Methode ſchildert 
Dr. Schmeidler dann die militäriſch und geſchichtlich längſt völlig klar— 
gelegten Vorgänge vor dem Gefecht bei Großbeeren gänzlich abweichend 
von allen neueren Geſchichtsſchreibern, indem er auf die alte, längſt ab— 
getane Behauptung zurückkommt, der Kronprinz habe am Nachmittag 
des 23., alſo unmittelbar vor Beginn des Gefechts, den Befehl an 
Bülow zum Abmarſch nach Tempelhof wiederholt, dieſer aber habe auf 
Reiches Rat den Befehl nicht ausgeführt und ſomit gegen den Willen 
des Oberkommandierenden den Kampf mit Reynier aufgenommen. Er 
ſtützt ſich hierbei nicht etwa auf neuentdeckte Quellen, ſondern aus— 
ſchließlich auf die altbekannten Memoiren Reiches und auf eine kurze 
Bemerkung bei Friccius, obwohl er als Hiſtoriker wiſſen müßte, daß die 
Memoiren von Reiche ein Werk ſind, das nur mit äußerſter Vorſicht 
zu gebrauchen, und obwohl er ſehr wohl weiß, daß Friccius nur den 
ſogenannten Armeeklatſch zu berichten in der Lage iſt. Von einem 
Hiſtoriker, der über die Befreiungskriege ſchreibt, dürfte man erwarten, 
daß er hierbei die ſeinen Angaben völlig widerſprechenden Akten des 
Berliner und Stockholmer Kriegsarchivs!) nicht völlig ignorierte, daß 
er wüßte, daß ſeine Angaben auch in kraſſem Widerſpruch mit den 
offiziellen Berichten Bülows ſtehen. Er müßte auch wiſſen, daß die 
Behauptungen Reiches ſchon im Jahre 1872 von Pallmann ſchlagend 
widerlegt, daß ſie von Quiſtorp in der zweiten Bearbeitung der Ge— 
ſchichte der Nordarmee als gänzlich unhaltbar fallen gelaſſen, daß ſie 
auch von Wiehr, als einer ernſthaften Widerlegung unwert, nur 
ganz flüchtig erwähnt und aus dem gleichen Grunde wohl auch von 
Ulmann, dem neueſten Geſchichtſchreiber der Befreiungskriege, unbeachtet 
gelaſſen wurden. 

Dies alles zuſammengehalten dürfte meinen Standpunkt den 
Schmeidlerſchen „Berichtigungen“ gegenüber völlig klar legen. Nicht 
„Aufklärung“ bringen nach meiner Anſicht die Ausführungen Schmeid⸗ 
lers, ſondern nur eine Wiederholung alter, von der geſchichtlichen 
Forſchung längſt widerlegter, von allen wirklichen Kennern der Ge⸗ 


— — — —— 


1) Mitgeteilt in meiner Geſchichte des Herbſtfeldzuges 1813, außerdem auch 
in der Geſchichte der Nordarmee, bei Pallmann, Wiehr, Swederus u. a. 
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ſchichte der Befreiungskriege feit langem in die Rumpelkammer der Ber- 
geſſenheit geworfene Irrtümer; der ganze Aufſatz iſt nicht „von Irr— 
tümern durchſetzt“, ſondern von der erſten bis zur letzten Zeile ein 
fortlaufender Irrtum, den ſchlagend zu widerlegen mir eine Leichtigkeit 
wäre, wenn mir hierzu nur geniigen Beit und genügender Raum zur 
Verfügung ſtände. 

Zum Schluſſe noch eine rein perſönliche Bemerkung. Obwohl 
Dr. Schmeidler in der Einleitung ſeines Aufſatzes erwähnt, daß die 
Perſon des Kronprinzen von Schweden in meiner Geſchichte des Herbſt— 
feldzugs nicht gerade günſtig beurteilt wird, geht doch durch ſeine 
ganzen Darlegungen der ſtille Vorwurf, daß ich, durch gewiſſe Sym— 
pathien für den Führer der Nordarmee bewogen, jede Gelegenheit be— 
nutze, den Kronprinzen zu „verherrlichen“ (ſ. Seite 170 Anm. 5), die 
preußiſchen Führer dagegen zu tadeln und herabzuſetzen (ſ. Seite 172). 
Das Andenken Bülows, Boyens und Reiches gegen meine unbegrün— 
deten Anſchuldigungen zu verteidigen, iſt ja die edle und patriotiſche 
Aufgabe, die ſich der Verfaſſer bei ſeinen Unterſuchungen geſtellt hat 
(S. 161). Gegen dieſe völlig unbegründete Verdächtigung meiner 
wiſſenſchaftlichen Tätigkeit bin ich gezwungen, auf das energiſchſte Ver— 
wahrung einzulegen. Den Vorwurf, preußiſche Generale grundlos an- 
zugreifen und ihre Leiſtungen zu Gunſten eines ausländiſchen Führers 
zu verkleinern, kann gegen mich nur jemand erheben, der die ſieben 
Bände, die ich über die Befreiungskriege veröffentlicht habe, nur flüchtig 
oder nur ſtückweiſe geleſen hat. Wenn ich tatſächlich die Tätigkeit einiger 
preußiſchen Führer etwas anders und vielleicht auch ungünſtiger geſchil— 
dert habe wie die Mehrzahl der älteren Geſchichtswerke, wenn ich tat⸗ 
ſächlich die Handlungsweiſe des Kronprinzen von Schweden und hie 
und da auch die der öſterreichiſchen und franzöſiſchen Generale milder 
beurteilt habe, als dies von den leidenſchaftlicher und parteiiſcher ur- 
teilenden preußiſchen Schriftſtellern zu Anfang und Mitte des vorigen 
Jahrhunderts geſchah, wenn meine Kritik, einerlei ob günſtig oder un- 
günſtig, weder vor der Nationalität, noch vor Rang und Würden Halt 
machte und nicht zögerte, auch die ſchönklingendſten patriotiſchen Er⸗ 
zählungen als Legenden zu erklären, wenn ſie mir nicht hiſtoriſch ver⸗ 
bürgt erſchienen, ſo geſchah dies alles einzig und allein aus dem Grunde, 
eine möglichſt wahrheitsgetreue Schilderung jener gewaltigen Kämpfe 
zu ſchaffen, die für mich zu den glänzendſten Ruhmesblättern in der Ge⸗ 
ſchichte Preußens und der preußiſchen Armee gehören. In dieſer Art 
der wiſſenſchaftlichen Betätigung werde ich mich auch fernerhin nicht 
irre machen laſſen, am wenigſten durch jo mangelhaft begründete An⸗ 
griffe, wie ſie der Schmeidlerſche Aufſatz „Bernadotte vor ee 
gegen mich enthält. 


ne TEE 
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Aus Joſua Hafenclevers Tagebüchern 


Aufzeichnungen über ſeine Beziehungen vornehmlich zu Mitgliedern 
der preußiſchen Konigsfamilie 


Mitgeteilt von Adolf Haſenclever 


In Bd. 38, Jahrgang 1905, S. 1—59, der Zeitſchrift des 
Bergiſchen Geſchichtsvereins veröffentlichte ich unter dem Titel „Joſua 
Haſenclever aus Remſcheid-Ehringhauſen und ſeine Beziehungen zu 
Friedrich Wilhelm IV. als Kronprinz und König“ einzelne Abſchnitte 
aus den handſchriftlichen ) autobiographiſchen Aufzeichnungen meines 
Urgroßvaters. Ich ſtellte damals feſt, daß dieſe Erinnerungen 
„teilweiſe nach dem Gedächtnis, teilweiſe auf Grund gleichzeitiger Auf— 
zeichnungen und, wie es ſcheint, wieder eingeforderter Correspondenzen“ 
abgefaßt worden ſind. Während zahlreiche Briefe von und an Joſua 
Haſenclever?) mir damals bereits vorlagen, iſt es mir erſt kürzlich 
geglückt, einen Teil ſeiner Tagebücher wiederaufzufinden. Ihrem 
weſentlichen Inhalt nach enthalten ſie vornehmlich familiengeſchichtliches 
Material und eignen ſich deshalb nicht zur vollſtändigen Wiedergabe; 
aber einzelne Abſchnitte haben doch Bedeutung für weitere Kreiſe 
wegen ihrer Mitteilungen zur Zeitgeſchichte, beſonders die Teile, in 
denen über Joſua H.'s Beziehungen zu Mitgliedern der preußiſchen 
Königsfamilie, insbeſondere zu König Friedrich Wilhelm IV. ſowie 
zum Prinzen und zur Prinzeſſin von Preußen, berichtet wird. Es 
bedarf deshalb keiner weiteren Rechtfertigung, wenn ich dieſe Auf— 
zeichnungen, zugleich als Ergänzung meiner früheren Veröffentlichung, 
hier weiteren Kreiſen zugänglich mache. 


1) Seitdem ſind dieſe geſamten Aufzeichnungen unter dem Titel: „Joſua 

Haſenclever: Erinnerungen aus meinem Leben“, o. O. u. o. J., 110 S., 8°, als 
Manuſkript gedruckt worden. Eine kurze biographiſche Skizze Joſua H.s habe 
ich meiner Veröffentlichung in der Zeitſchr. des Berg. Geſch. Vereins a. a. O. 
S. 2—1? vorangeſchickt. 
: 2) Von dieſen Briefen habe ich folgende Serien veröffentlicht: 1. Briefe 
von Ernſt Moritz Arndt an Joſua Haſenclever und deſſen Angehörige aus den 
Jahren 1314—1860 in: Beilage zur Allgemeinen Zeitung München, Jahrgang 
1905, Nr. 175 u. 176 (1. u. 3. Auguſt), forte Jahrgang 1906, Nr. 64 (18. März). 
— II. Briefwechſel mit dem Staatsrat Georg Heinrich Ludwig Nicolovius (1814 
dis 1838) in: Zeitſchr. des Bergiſchen Geſchichtsvereins, Bd. 39 (1906), S. 1 
bis 102. — III. Zwei Briefe des Schulrats Friedrich Kohlrauſch. 1818 u. 1837 
in: Düſſeldorſer Jahrbuch, Bd. 27 (1915), S. 296—500. — IV. Ein Briefwedfel 
init Auguſt von der Heydt und dem Landrat von Vinde, dem ſpäteren Abs 
geordneten, aus dem Mai 1844 unter dem Titel: „Ein Ehrenhandel zwiſchen 
Auguſt von der Heydt und Landrat Georg von Binde (1844) in: Monatsſchrift 
des Vergiſchen Geſchichtsvereins, Bd. 23 (1916), S. 7 —14. — V. „Drei Briefe 
des Oberconſiſtorialpiaſidenten J. F. Jacobi aus den Jahren 1811 und 1812 
an . .. Joſua Haſenclever“ in: Monatshefte für Rheiniſche Kirchen-Geſchichte 
35. X (1916) S. 81-91. — VI. , Neue Mitteilungen zur Geſchichte der Rheiniſch— 
MWeſtindiſchen Kompagnie“ in: Zeitſchtift des bergiſchen Geſchichtsvereins Bd. 49 
(1916), S. 108- 112. — 
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Homburg, 19. Auguft 1843. 


Unterredung mit Prinz Wilhelm von Preußen. 


Sonnabend, den 19ten, machte ich dem Prinzen Wilhelm von 
Preußen!) und ſeiner Gemahlin im Schloß hier meine Aufwartung 
und wurde ſehr freundlich aufgenommen. Er meinte, Feſtmahle ließen 
ſich nicht verbieten, der Rheiniſche und der Preußiſche Landtag habe 
etwas viel geſprochen ?), aber er ſchien doch nicht unzufrieden damit zu 
ſeyn. — Sie unterhielt ſich viel mit mir, unter andern auch über 
Familienverhältniſſe, und frug ob Ko.) verlobt fei. 


Homburg, Juli 1844. 


Unterredung mit dem Prinzen von Preußen. 


Heute Nachmittag, den 20ten, habe ich eine äußerſt intereſſante 
Unterhaltung von einer Stunde mit dem Prinzen von Preußen gehabt“); 
er ſprach ſehr ruhig und höchſt verſtändig über unſere Rheiniſchen 
Verhältniſſe, über Staats-Grundſätze im Allgemeinen und namentlich 
über die Pflicht Preußens, die es immer nur zu allen Zeiten befolgt 
habe, ſtets fortzuſchreiten, aber nicht zu raſch. Er gab zu, daß es 
höchſt ſchwierig ſei, für die Befugniſſe der Landtage die richtige Grenze 
zu ziehen; nur aus der Praxis könne ſich dies ergeben. Der König 
fliege wie ein Adler immer in den Wolken; er dagegen möge ſich einen 
ledernen Praktiker nennen, der mit vielen bemüht ſei, Furchen hier auf 
der Erde zu ziehn. Er ſei der erſte Untertan — was folge daraus? 
daß er der erſte Ratgeber des Königs ſei, aber auch die erſte Pflicht 
habe, zu gehorchen, oder, wenn dies nicht ginge, ſich zurückzuziehen, 
3. B. wenn Acte vorfielen, die, er wolle nicht von feinen Anſprüchen 
reden, aber die den Rechten ſeines Sohnes zuwider wären. Jeder 
betrachte ihn als den Hauptmann der Oppoſition; das ſei er nur in 
dem Sinne, um das zu raſche Fortſchreiten zu hemmen: viele ſagten 
darum, es ſei nicht möglich, daß ſie beide zuſammen harmonierten: das 
ginge vortrefflich! Er habe zwei Provinzen vertreten müſſen, Preußen 
und die Rheinprovinz, weil der König ſo ſehr gekränkt und gereizt 
geweſen ſei. Erſt dann ſeien Revolutionen gefährlich, wenn man ſie 
fürchte (ein ſehr wahres Wort). 

Ich habe mich ſehr freimütig über die Stimmung in der Rhein- 
Provinz ausgeſprochen und ſie gehörig, wo es mir recht ſchien, in 
Schutz genommen, wobei er mir ſehr oft Recht gab, aber auch bemerkte, 
daß ſie faſt alle diejenigen kennten, denen nicht zu trauen ſei; da ich 


1) Prinz Wilhelm der A., Bruder Friedrich Wilhelms III. 

2) Mhnlich urteilt L. Camphauſen: „Die Sucht zu ſchwatzen geht ins 
„ (A. Caspary, Ludolf Camphauſens Leben. Stuttgart 1902, 
S. 74). | | 


3) Wer Hier gemeint ift, weiß ich nicht. | | 
4) Schon Tags zuvor hatte er den Prinzen geſprochen: „Abends ſprach ich 
den Prinzen von Preußen im Kurfaal, der Tags vorher mit feiner Gemahlin 
angekommen war.“ N 
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nicht das geringſte zu ſuchen, ſondern nur zu hören, aber auch meine 
Anſichten zu bekennen hatte, ſo war es eine um ſo bedeutendere und 
intereſſantere Unterhaltung. 


Ich gab ihm gerne zu, daß in der Rheinprovinz im allgemeinen 
keine revolutionären Geſinnungen herrſchten, wohl aber ſprach ich von 
Unzufriedenheit — auch dies wolle er nicht zugeben — ſondern nur 
Mißbehagen; ich ſagte: Ja, doch hangen die Rheinländer zu ſehr an 
ihren Rechts-Inſtitutionen, als daß nicht die höchſte Unzufriedenheit 
eintreten würde, wenn ſie befürchten müßten, dieſe zu verlieren; ſie 
ſind entſchieden deutſch geſinnt, und darum hat ſie der Vorwurf des 
Königs im Landtags-Abſchied fo ſehr gekränkt !), ebenſo die Cabinetts- 
Ordre, worin er ſeinen Beamten verbietet, an Feſtmahlen teil— 
zunehmen, — ſo ſehr ich auch mit dem König übereinſtimme, daß er 
ſich gegen alle Demonſtrationen, wie ſie vorgefallen ſind, erklärt hat. 
Ich ſagte ihm: wie iſt es möglich, bei einer Geſellſchaft von 
3—400 Perſonen die Garantie zu übernehmen, daß nichts Ungebühr— 
liches vorfalle, wenn die Köpfe von Champagner oder Reden echauffirt 
ſind? Lege man aber nicht zu viel Wert darauf, oder ſei man nicht 
allzu empfindlich, und dies ſchien mir in Berlin der Fall zu ſein, ſo 
habe es auch nicht viel zu bedeuten. Er entgegnete: es mag ſein; 
wenn man aber die Umtriebe ſtets gehen läßt, immer weiter und 
weiter, dann können ſie allerdings gefährlich werden, und wir kennen 
genau die einzeln wenigen Perſonen, die eine Umwälzung wünſchen 
und herbeiführen möchten: vor ſolchen muß man ſich hüten und ihnen 
entgegenwirken. Er habe von Mirbach 1838 geſagt: wenn Sie die 
Stütze des Throns ſein wollen, ſo werde ich der erſte ſein, der 
Ihre Inſtitutionen unterſchreiben wird: und was iſt daraus ge— 
worden? das habe er ihn 1842 gefragt und ihn an jenes Wort ers 
innert. 


über Lotz waren wir ganz einverſtanden. Auch ſprach er von der 
etwas allzu ſchnellen Berufung der Gebrüder Grimm, Dahlmann und 
andern; er nannte ſelbſt Arndt; doch nur in Beziehung auf das zu 
raide Fortſchreiten des Königs; ich machte ihn aufmerkſam auf das 
lezte Buch von Dahlmann: Die Revolution Englands, und wie darin 
ſtande, daß unſere politiſche Kinderwelt die Preßfreiheit auf dem Weih— 
nachtstiſch finden möchte — was ihm geſiel; auch ergötzte ihn die 
Anekdote, die vom König erzählt wird, der der Königin von England 
ſolle geſagt haben: bei der Huldigung hätten ihn die Berliner wohl 
aus lauter Liebe aufeſſen mögen, und nachher habe es ihnen leid ge— 


1) Bezieht fih wahrſcheinlich auf folgenden Paſſus des Landtagsabſchiedes: 
„Bei den Beratungen unjcrer getreuen Stände über den Entwurf eines Etraf. 
gejegbuds haben Wir den Mangel unbefangener und vorurteilsfreier Prüfung 
desſelben mit Mißfallen wahrgenommen ... Den Antrag aber: einen neuen, 
auf die franzöſiſche Geſetzgebung gegründeten Straſgeſetz⸗Entwurf ausarbeiten zu 
laſſen, weiſen Wir um ſo entſchiedener zurück, da wir es Uns zu einer Haupt⸗ 
. geſtellt haben, deutſches Weſen und deutſchen Sinn in jeder Richtung 
zu ſtärken.“ 
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tan, daß es nicht geſchehen fet. Von der neu zu erſcheinenden Zeitung!) 
von Bercht wußte er noch nichts: ich machte ihn aufmerkſam, daß es 
mir nicht ſchwer zu ſein ſchien, die Preſſe zu verbeſſern, wenn ſie mehr 
junge geiſtreiche Talente benutzten, mit Gehältern von 4—500 Talern, 
ohne irgend eine Vorſchrift oder Bedingung, daß ſie ſo oder ſo ſchreiben 
müßten. Arnim?) habe ihm geſagt: er wiſſe keine zu finden; ich ent- 
gegnete: ich will wohl glauben, daß dies Arnim ſchwer fallen wird. 


201. Juli 1844. 


Der Sohn des Prinzen von Preußen — in der Familie, wie 
mir Gräfin Solms ſagte, Fritz genannt — ſoll geſagt haben: „Unter 
dieſem König bekommen wir noch keine Konſtitution — unter ſeinem 


Nachfolger auch nicht; was es ſpäter giebt, weiß man nicht.“?) 

Mit dem Prinzen und der Prinzeſſin habe ich noch mehrere Unter— 
redungen gehabt und mich am Mittwoch“) Morgen am Brunnen von 
ihnen beurlaubt; beide waren ſehr freundlich gegen mich; ſie iſt eine 
geiſtreiche Frau von vielem Gemüt, die immer mehr gefällt, je näher 
man ſie kennen lernt. Der Prinz neckte mich und ſagte zum Prinzen 
Carl von Heſſen: „Das iſt Herr H., der den bekannten Toaſt in 
Düſſeldorf ausgebracht hat“; ich erwiederte: „E. K. H. äußern ſich 
mit ſo viel Heiterkeit darüber, daß ich faſt glauben muß, es ſei ein 
wohlgefälliger Toaſt geweſen.“ 5) | 


Homburg. Juli 1845. 
Unterredung mit Prinz Wilhelm vor Preußen. 


Montag, den 14ten, machte ich dem Prinzen Wilhelm auf dem 
Schloß meine Aufwartung und wurde ſehr freundlich von ihm emp- 
fangen; er war ſehr heiter, da ſeine Gemahlin, die bedenklich krank 
geweſen, außer Gefahr iſt; ſprach viel von ſeinen Kindern und ſagte, 
daß er ein paar brave Jungens habe u. ſ. w. 

Mit Schoenlein“) hatte ich ein kurzes, aber angenehmes tête a 


1) Der „Rheiniſche Beobachter“; vgl. K. Buchheim, Die Stellung der 
Kölniſchen Zeitung im vormärzlichen rheiniſchen Liberalismus (Leipziger Diſſer⸗ 
tation, 1913), S. 103: „So hatte man in Köln auch ein ſolches Regierungsblatt, den 
„Rheiniſchen Beobachter“ ins Leben gerufen (1. Oktober 1844), nachdem die Mol. 
niſche Zeitung‘ es vorgezogen hatte, dieſe ihr von Hermes und Saint-Paul einft 
zugedachte Rolle nicht zu übernehmen. Der „Rheiniſche Beobachter“ war nicht 
nur konſervativ, ſondern in der katholiſchen Umgebung Kölns auch noch pro— 
teſtantiſch-orthodox. Er brachte es zu gar keinem Einfluß und foftete dem König, 
der ihm Subvention zahlte, ſehr viel Geld.“ Über den Herausgeber, Profeſſor 
Bercht, val. den Artikel in der Allg. Teich. Biographie, Bd. IL (1875), S. 352. 
— Zur Geſchichte des „Rheiniſchen Beobachters“ vgl. J. Hanſen, Meviſſen, 
Bd. I, S. 360 f., auch S. 361 Anm. 1. 

2) Graf Arnim-Boytzenburg, feit 1842 Miniſter des Innern. 

3) Da der Prinz damals erſt 12 Jahre alt war, haben wir es wohl mehr 
mit der Außerung von Zukunftshoffnungen in ganz beſtimmten politiſchen Kreiſen 
zu tun, als mit einem wirklichen Programm des Prinzen. | 

4) 24. Juli. 

5) Eine Anſpielung, deren Sinn ich nicht verſtehe. 

6) Der bekannte Berliner Arzt. 
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tête; feine Reife hierher war ihm ungelegen gekommen, da er feine 
Vorleſungen hatte einjtellen müſſen, und er aud in den Sommer: 
Monaten von den vornehmen Reiſenden in Berlin viel confultirt wird; 
auf meine Bemerkung, daß er doch entſchädigt würde, fagte er: „Ja, 
wie jeder andere Beſenbinder, mit 1 Louisd'or täglich.“ 


Unterredungen mit der Prinzeſſin und dem Prinzen von Prenken. 

Mittwoch, den 16ten (Juli) hatte mich die Prinzeſſin von Preußen 
zu ſich beſchieden, und ich hatte in Gegenwart von Madame Deichmann 
eine lange Unterredung mit ihr über Familien-, politiſche, literariſche, 
confeſſionelle und commercielle Angelegenheiten; ſie iſt ſehr unter— 
richtet; ich habe ihr das Leben von Paul Gerhardt geſchenkt. 

Den 25ten heute, am Tage vor unſerer Abreiſe, habe ich mit der 
Prinzeſſin noch eine lange Unterredung am Brunnen gehabt; fie ift 
eine geiſtreiche gemütvolle Frau; der Paul Gerhard ſchien ihr Freude 
zu machen, jo weit fie bis jetzt darin geleſen hat; die damaligen Gegen- 
ſätze der lutheriſchen und reformierten Kirche waren ihr unbekannt; ich 
deutete ihr an, daß ich etwas in der Verlegenheit geweſen, ihr das 
Buch geſchenkt zu haben, weil über den großen Kurfürſten hin und 
wieder ein ſtrenges Urteil gefällt worden, worüber ſie ſich aber ſchön 
äußerte, daß man die Geſchichte nach ihrem Wert und ihrer Wahrheit 
kennen lernen müßte u. ſ. w. 


Abends, den 25ten Freitag. 


Ich habe eine Unterredung!) mit dem Prinzen von Preußen ge: 
habt, worin er ſich mit der größten Offenheit und mit wohlwollendem 
Vertrauen folgendermaßen gegen mich äußerte; ich laſſe dabei die 
Zwiſchenreden fort, um ſeine Gedanken nicht zu unterbrechen; er ſagte: 

Mit dem Landtag bin ich zufrieden, aber nicht mit dem Land— 
kags-Marſchall?), da er ſich nicht hätte verbindlich machen folen, die 
Conſtitutionsfrage vor den König zu bringen?), weil darüber ſchon 
abgeſtimmt und ſie verworfen war. — Ich bin damit einverſtanden, 
daß Reichsſtände geſchaffen werden, aber nur um ihnen die Frage 
wegen Anleihen und Steuer-Erhöhung oder Steuer-Veränderung vor: 


1) Vgl. Joſua H.s recht ſummariſchen Bericht über dieſe Unterredung in: 
Zeitſchrift ne Bergiſchen Geſchichtsvereins, Bd. 38 (1905), S. 51. — Über des 
Prinzen Stellung zur Verfaſſunasfrage vgl. E. Marcks, Kaiſer Wilhelm I. 
2. Aufl. (Leipzig 1897), S. 57—62. — Eine kurze Inhaltsangabe dieſer Unters 
redung bei Varnhagen von Enſe, Tagebücher, Bd. II (Leipzig 1861), S. 330 f. 

2) Fürſt von Solms Lich. 

3) Zur Sache vgl. A. Caspary, Ludolf Camphauſens Leben (Stuttgart- 
Berlin 1902), S. 95 f. — Joſua H. berichtet in feinem Tagebuch über dieſe Ber» 
handlungen: „Montag, den 10ten (März), murde die Frage wegen der Reichs— 
ftände verhandelt und beſchloſſen, keine Adreſſe desfalls an den König zu richten. 
aber den Landtags Marſchall zu bitten, demſelben die Wünſche der Provinz in 
dieſer Beziehung perſonlich vorzutragen. Die oyna dauerte von 11 Uhr bis 4, 

dann von 6 bid Vell Uhr Abends. Die Detatten waren ſehr lebhaft. 
Mohr [aus Trier] erlaubte fit einen gehäſſigen Ausfall auf unfern König, wor 
über er von Freiherrn von Los ſehr derb zurechtgewieſen wurde. Ich habe 
gegen die Adreſſe geſtimmt und meine Grunde motivirt.“ 
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zulegen, woraus fih von felbit ergiebt, daß fie nicht zu beſtimmten 
Perioden, ſondern nur wenn Veranlaſſung dazu iſt, zuſammenberufen 
zu werden brauchen; weiter gehe ich nicht — jetzt 1845 nicht — im 
Jahr 1855 vielleicht doch; ich halte es für den Staat höchſt gefährlich, 
wenn den Ständen das votum decisivum, d. h. das Bewilligungs— 
Recht der Finanzen und der allgemeinen Geſetzgebung verliehen werden 
ſollte; glauben Sie nicht, daß ich ein Obſcurant ſei, der den Fort— 
ſchritt nicht wolle; ich erkenne zu ſehr, daß Preußens Größe und Macht 
zu innig damit zuſammenhängt, aber nur kein zu raſcher, der den 
Staat gewiß ins Unglück bringen würde, ſowohl innerlich als in ſeinen 
Verhältniſſen gegen die ubrigen Staaten. In jenen Verſammlungen 
müſſen notwendig Regierungs-Vevollmächtigte ſitzen, die die Provinzial— 
Stände, fo wünſchenswert es auch fein möchte, verſteht fih ohne Votum, 
nie in ſich aufnehmen werden. In dieſem Augenblick wird in Berlin 
an einem Verfaſſungswerk gearbeitet, ich bin Präſident der Commiſſion; 
der König hat aber auch noch für gut gefunden, eine beſondere zu er— 
nennen und andere Männer ſeines Vertrauens dabei zu Rate zu ziehn 
— das nehme ich ihm gar nicht übel; will er aber weiter gehen und 
eine Verfaſſung geben, die nach meiner feſteſten Überzeugung zum Un: 
glück des Staats gereicht, ſo muß und werde ich mich unterwerfen, aber 
im Archiv einen Proteſt niederlegen, der meine und die Rechte meines 
Sohnes wahrt. Ob ich davon Gebrauch machen werde, wenn der Zorn 
Gottes die Krone auf mein Haupt ſetzt, iſt eine andere Frage — es 
kommt darauf an, wie dann die Umſtände und Verhältniſſe ſind — 
aber Sie werden mir zugeben, daß ich jetzt nichts bewilligen kann, was 
gegen meine tiefſte und innigſte Überzeugung iſt. 

: Ew. K. H. haben von Unglück geſprochen; wäre es nicht 
das größte für den Staat, wenn dies geſchähe, und wenn der König 
und Sie nicht einig blieben? ich beſchwöre Sie um Gottes willen, 
ſorgen Sie, daß das nicht geſchieht, und daß keine Zwiſchenträger das 
gute Einverſtändnis ſtören! 

Er: ich verſtehe Sie; es wäre ein Unglück, aber glauben Sie 
nicht, daß ich mich leicht leiten ließe oder gegen den König einnehmen; 
als Menſchen wird zwiſchen ihm und mir nie ein Mißverſtändnis 
kommen, aber in den Regierungsgrundſätzen, das iſt eine andere Frage. 

Ich: Gott wolle geben, daß Sie auch hierin einig bleiben — 
verſuchen Sie es, dem König klar und einfach Ihre Anſichten mit- 
zuteilen — er hört auf Andere und er kann Widerſpruch ertragen (ich 
erzählte ihm meine Unterredung!) mit ihm wegen der Städteordnung 
im Jahr 1831). Gut, ſagte er, das ſind einzelne Maßregeln, aber 
hier handelt es ſich um das Wohl oder Wehe des ganzen Staats — 
ich habe ein paar Memoiren über die Verfaſſungsfrage geſchrieben und 
ſie dem König übergeben, ich habe ſie vorher einigen Leuten meiner 
Farbe (ich gebrauche dieſen Ausdruck ungern, aber Sie verſtehn mich) 
Be und mit Erſtaunen haben fie geſagt: Alſo Sie wollen uns 


i 1) Ref. EH 9.8 en in: Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins 
Bd. 38 (1905), S. 29-3 
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auch verlajjen? ich wiederhole nochmals, ich will den Fortſchritt, aber 
den ruhigen gemäßigten und keinen, wobei die Eriſtenz des Staats 
aufm Spiel ſteht. 

Ich: Aber K. H. iſt das dann in England der Fall? und iſt die 
Macht und Gewalt ſeiner Könige nicht groß? 

Er: vollkommen einverſtanden, aber uns fehlen die dortigen Ele— 
mente und namentlich bei einem Zwei⸗ Rammer - Syjtem die dortige 
Ariſtokratie. 

Die Unterredung dauerte ohne Unterbrechung / Stunden; er 
ſprach noch auf meine Veranlaſſung über ſeine Antwort an die Crefelder 
Handelskammer !), wovon er nicht geglaubt habe, daß fie fie würde 
drucken laſſen, und daß davon, wie er ſehe, ſo viel Aufhebens gemacht 
werde; er ſei allerdings für Schutz einzelner Induſtrie-Zweige, die es 
nötig hätten, nicht aber für ſolchen allgemeinen Schutz, der das ganze 
Syſtem verändere; in dieſem Sinne habe er an die Aachener Kammer 
geſchrieben, und dieſe würde ſich wohl hüten, es drucken zu laſſen. 

Wieder auf die Verfaſſungsfrage zurückkommend: ja, ich weiß, 
daß man ſich damit beſchäftigt, und daß etwas in Berlin geſchieht; 
was aber, weiß ich nicht, denn man läßt mich im Dunkeln. 

Er entließ mich mit großem Wohlwollen und den Worten: ich 
habe Ihnen ſo viel geſagt, was unter uns bleiben muß, aber meine 
Grundſätze brauchen kein Geheimnis zu bleiben: gewiß, ich bin kein 
Obscurant, das glauben Sie nur. : 

Ich: K. H., das kann ich beteuern, daß Sie von Keinem ver- 
kannt werden, ſondern in hohem Grade geachtet, der Sie kennt, aber 
dieſes Glück mag freilich zu wenigen zu teil geworden . 


Homburg. Juli 1846. 


Unterredung mit der Prinzeſſin von Preußen. 

Der Hauptzweck meiner Reiſe war, die Prinzeſſin von Preußen 
zu ſprechen, die mich dann auch äußerſt wohlwollend und freundlich 
Sontag Mittag und Abend bei ſich empfing und ſich ſehr ausführlich 
über politiſche Dinge und Perſonen ausſprach: fie ſieht trübe und be- 
ſorgt in die Zukunft, glaubte, daß die Verfaſſungsfrage bald erledigt 
werden würde, hoffte aber nicht viel davon. Der Prinz ſei dringend 
von der Kaiſerin von Rußland, die ihn ſehr liebte, eingeladen worden, 
und der König habe dann befohlen, daß er nach Petersburg gehen 
ſolle; ſeit Mai habe ſie ihn nicht geſehen. — Alex. Humboldt rühmte 
ſie ſehr als Mann von Gemüth und ihren treuen Freund, deren ſie 
wenige . namentlich ſeit Bülow?) todt ſei — auch den Grafen 


1) Über dieſe Antwort des Prinzen äußerte fih „Herr von Blittersdorf, 
Badiſcher Geſandter am Bundestage, ein feiner, unterrichteter, durchaus konſer⸗ 
patio geſinnter Mann?“ zu Joſua O., „daß er die Antwort des Prinzen von 
Preußen .... nur aus zwei Gründen erklaren könne, entweder daß er mit dem 
Köni ze einverſtanden jet, oder daß er fid habe populär machen wollen“ (Tage: 
buch. 0. Juli 1815). 

2) Heinrich v. Bülow, preußiſcher Miniſter des Auswärtigen; geſt. 6. Dee 
bruar 1816. 
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Albert von Pourtalès 1), den ich hier aufgeſucht habe. Er ſcheint ein 
ſehr verſtändiger junger Mann zu ſeyn. — Chambellan du Roi 
(Kammerherr) im Dep.t der Ausw. Angelegenheiten. Ich ſprach lange 
mit der Prinzeſſin auch noch Sonntag und Montag am Brunnen, wo 
ich ihr Kyllmann ?) vorſtellte. Als Beweis ihrer Freundſchaft — wie 
ſie ſich ausdrückte — ſchenkte ſie mir ein kleines Taſchenbuch. Ihre 
Begleiterin war La Comteſſe Hacke, Dame d’honneur de S. A. R. 
Madame la Princesse de Prusse, ein einfaches wohlwollendes Mädchen, 


welches mir viel von ihren eben nicht beneidenswerten Verhältniſſen 
erzählte. 


Coblenz, September 1847. 


Begegnung mit König Friedrich Wilhelm IV. 

Auf die Nachricht, daß S. M. der König in die Rheinprovinz 
kommen würde, fuhr id)... den 17. nach Cöln, Nachmittags nach 
Bonn und Friesdorf, den 18. nach Coblenz, wo wir den Abend ſehr 
vergnügt bei Bardeleben zubrachten. Sonntags, den 19., madte id) 
mehrere Beſuche und war Abends 8 Uhr im Schloß beim Empfang 
des Königs, der an dieſem Tage mit dem Dampfſchiff Blücher von 
Trier gekommen war. Er Go mich ſehr freundlich und war wohl- 
wollend mie immer. 

Dienstag, den 21ten, war id zur Tafel im Königlichen Schloß 
befohlen und fuhr um 4 Uhr mit dem König und dem ganzen Ge— 
folge auf dem Dampfſchiff Schiller der Kölniſchen Geſellſchaft (die ſich, 
beiläufig gejagt, 100 Fd'or dafür hat bezahlen laſſen) von Coblenz 
nach Bonn; unterwegens hielten wir in Remagen und beſahen die 
ſchöne Kirche des Grafen Fürſtenberg auf dem Appolinarisberg. Um 
u Uhr waren wir in Bonn, und hatte ich noch nie Gelegenheit gehabt, 
ſo lange und ſo viel mich mit dem theuren König über mancherlei 
Gegenſtände zu unterhalten, wie auf dieſer Reiſe. Er war überaus 
freundlich gegen mich und dankte mir mehrmals, daß ich gekommen 
War Mit Bodelihwingh®) habe ich mich viel über den Land- 
tag und einzelne Landtagsmitglieder unterhalten, ihm auch unſere 
Eiſenbahn durchs untere Wuppertal ſehr empfohlen. Er hatte durch— 
aus nichts dagegen, glaubte nur, daß ſie viel zu teuer und wir für 
den Bau nicht das nötige Geld bekommen würden, worin ich ihm 
leider, was das letztere betrifft, Recht geben mußte. Auch dem König 
habe ich die Notwendigkeit des Baus auseinandergeſetzt und ihn dafür 
zu ſtimmen geſucht; hauptſächlich dadurch, daß wir die Kohlen gewiß 
um ein Drittel und die Frachten der Zu- und Abfuhr nach dem Rhein 
um die Hälfte wohlfeiler bekommen würden. Bodelſchwingh zweifelte 
deshalb an dem großen orten der. Bahn, weil fie nur 3—4 Meilen 


1) Preußiſcher Diplomat, der Schwiegerſohn v. Bethmann⸗Hollwegs; geb. 
nel 1861; vgl. über ihn Allgem. Dtſch. Biogr. Bd. XXVI (1888), S. 492 
is 


2) Land tagsabgeordneter. 


3) Ernſt v. Bodelſchwingh, geb. 1794, damals, feit 1845, Miniſter des 
nern; geſt. 1854. 


zərf dungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 32 
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lang jei — er habe aber nicht an der Möglichkeit der Ausführung 
gezweifelt, wenn ſie 1 Million Taler p. Meile koſten ſolle, weil ſich 
mit einer ſolchen enormen Summe ſchon viele Schwierigkeiten über⸗ 
winden ließen. Ich ſagte ihm, daß wir ihm ſ. Z. den Beweis für 
meine obige Behauptung liefern würden, und er war nicht dagegen, 
uns die Conceſſion zu erteilen, fürchtete aber immer, daß wir dads 
Geld nicht würden ſchaffen können, welches dann auch mir im jetzigen 
Zeitpunkt ſehr ſchwer zu ſein ſcheint. Wir müſſen daher ſehen, was 
es ſpäter gibt, es iſt jedenfalls gut, daß weder der König, der mir 
mit freundlicher Aufmerkſamkeit zuhörte, noch auch Bodelſchwingh fih 
dagegen erklärt haben. 

Brühl. Auguſt 1848). 

Unterredung mit König Friedrich Wilhelm IV. 

Sonntag, den 13., fuhr ich nicht wegen dem Dombaufeſt, jo 
glänzend dies 600 jährige auch gefeiert werden ſollte, ſondern wegen 
ınferm teuern Könige nach Cöln, von dem man erſt ſeit ein paar 
Tagen mit Gewißheit wußte, daß er kommen werde. Sehr, ſehr viele 
gab es, die dies nicht wünſchten, ja die es für bedenklich hielten, wegen 
der größeren Ehren, die man dem Reichsverweſer erweiſen und den 
Demonſtrationen, womit man in dem früher ſo wühleriſchen Cöln den 
König vielleicht empfangen würde, aber die Stadt hat ſich herrlich be⸗ 
währt, der Empfang iſt ſo glänzend, ſo erhebend geweſen, wie ich ihn 
früher, und ſo oft der König am Rhein war, nicht erlebt habe. Es iſt 
nicht die mindeſte Störung, ja durchaus keine Unordnung vorgefallen, 
und doch ſollen an 30000 Fremde dort geweſen fein. Ich will mich 
auf keine Beſchreibung der Feſtivitäten einlaſſen, ſondern nur auf⸗ 
zeichnen, was ich erlebt habe. | 


Montag, den 14ten, war von Morgen an die ganze Stadt in Be- 
wegung, und durch Kränze, Laubgewinde, ſchwarz⸗rot⸗goldne und ſchwarz 
und weiße Fahnen auf's feſtlichſte geſchmückt, leider war das Wetter 
nicht durchaus günſtig, da mitunter an dieſem und dem folgenden Tage 
einzelne ſtarke Regengüſſe fielen, doch hinderte das die allgemeine 
freudige Bewegung nicht. Man war geſpannt auf den Empfang des 
Königs und konnte ſich noch immer einiger Beſorgniſſe nicht erwehren. 
Der König kam gegen 6 Uhr an das Rheinufer von Deutz, fuhr über 
und wurde nun vom Volk mit ungeheurem Jubel und vom Erzherzog 
auf's allerherzlichſte mit Umarmung empfangen. Ich war mit ſämt⸗ 
lichen Authoritäten und vielen andern, die ſich eingefunden hatten, im 
Regierungsgebäude, und als er dort um 7 Uhr erſchien, auf dem 
ganzen Zuge und hier mit anhaltendem nicht enden wollenden Hurrah 
war begleitet und begrüßt worden, reichte er mir gleich beim Eingang 
die Hand, ſprach einige freundliche Worte und dankte mir, daß ich ge⸗ 
kommen ſei; ich ſuchte Herr meiner Gefühle zu werden, wenn es auch 


1) Vgl. zur Ergänzung Joſua H.s im April 1851 niedergeſchriebenen Be- 
richt in: Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins Bod. 38 (1905), S. 53—556. 
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niht ganz gelang. Wir gingen die Treppe hinauf, und oben war 
nun die gewöhnliche Cour. 

Etwa nach einer halben Stunde kam der Reichsverweſer, der von 
dem Augenblick an des Königs Gaſt war und auch Abends mit ihm 
nach Brühl fuhr; Prinz Wilhelm, Prinz Carl und Prinz Friedrich, 
mit denen ich mich abwechſelnd namentlich des andern Tags in Brühl 
viel unterhielt, hatten den König begleitet. Auch Erzherzog Johann, 
zu dem mich Prinz Wilhelm führte, erinnerte ſich freundlich unſerer 
früheren Bekanntſchaft !), und forderte mich auf, ihn zu beſuchen, wenn 
ich nach Frankfurt käme. Er ſagte, er habe einen ſchweren Poſten 
übernommen, hoffe aber, daß es gut gehen würde, namentlich auch in 
Wien, und er erwiederte, als ich ihm von den glänzenden Erfolgen 
Radetzkys und feinem Einzug in Mailand ſprach: „Nu, der hat feine 
Sachen gut gemacht.“ 

Dienſtag, der 15te, war für mich der Haupttag; da ich ſchon den 
Sonntag eine Einladung nach Brühl zum Mittags⸗Eſſen erhalten hatte, 
was vom Könige auf 7 Uhr beſtimmt worden war, da er die Zufage 
erteilt hatte, mit dem Reichsverweſer Mittags auf ein paar Stunden 
bei dem großen Feſtmahle auf dem Gürzenich zu erſcheinen. 

Ich fuhr ſchon um 5 Uhr nach Brühl, bat mir, als ich den 
König fab, eine kurze Privat-Audienz aus, worauf er erwiederte: 
„Herzlich gerne, kommen Sie nur gleich mit.“ Hier war ich nun eine 
halbe Stunde mit dem teuern ſo ſchwer geprüften Monarchen ganz 
allein. Meine Empfindungen will ich nicht ſchildern, ich war tief er- 
griffen und er nicht minder. Er war milde und freundlich, wie immer, 
aber ſehr ernſt — ich hatte ihm Anfangs die Nachricht mitgeteilt, daß 
an dieſem Tage die Angelegenheiten von Deichmann ſich geordnet 
hatten, daß nicht allein keiner das Mindeſte verlieren, ſondern auch der 
Familie Schaafhauſen noch ein bedeutendes übrig bleiben würde, was 
ihn ſehr freute. Dann bat ich ihn, des andern Tags ſeine Reiſe nach 
Elberfeld über Ehringhauſen zu machen, indem er recht bequem in 
4½ Stunden dorthin gelangen könne. Er ſagte, fo herzlich gerne ich 
dies täte, kann ich's doch nicht, weil ſchon beſchloſſen iſt, die Tour per 
Eiſenbahn über Düſſeldorf zu machen, aber, fügte er hinzu, weil ich 
nicht mit Ihnen reiſen kann, ſo reiſen Sie doch mit mir — was ich 
natürlich gerne zuſagte. 

Nun brachte ich das Geſpräch auf Auguſt von der Heydt und bat 
ihn, ihm ſeine übereilte Außerung auf einem der vorigen Landtage?) 


1) Vom September 1842 in Elberfeld; vgl. den Bericht Joſua H.s über 
en 2 gegnung in: Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins Bd. 38 (1905) 
. 4 


2) Die auf dem Vereinigten Landtage 1847 gefallene Außerung lautete: 
„So iſt z. B. eine evangeliſche Kirchenordnung und eine Agende zwangsweiſe 
eingeführt worden, worin zu beten vorgeſchrieben ift, daß der jedesmalige Landes 
here als Vorbild der chriſtlichen Kirche ferner erhalten bleiben möge, was mit 
chriſtlichen Grundſätzen ganz unvereinbar ift.” Zur Sache vgl. A. Bergen⸗ 
SC oe Auguft Freiherr von der Heydt (Leipzig 1908), S. 89 
u. S. ; 
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wegen der Agende zu verzeihen, indem er ihn gewiß nicht habe be: 
leidigen wollen und ihm und dem ganzen K. Hauſe jetzt von Herzen 
zugetan ſei. Der König war allerdings tief verletzt, da er eine Be— 
leidigung ſeines Vaters darin erblickte; inzwiſchen ſagte er: „Sie 
kommen ja Morgen mit nach Elberfeld, da wird's ſich wohl machen“; 
und es hat ſich gemacht; er ſprach zu ihm die verſöhnenden Worte: 
„Es tut mir leid, Herr von der Heydt, daß Ihre Worte ſind miß— 
verſtanden worden“. 

Als nun dieſe gewiſſermaßen äußeren Gegenſtände zwiſchen uns 
beſprochen waren, berührte ich feinen innern Seelen- und Gemüths⸗ 
zuſtand in Beziehung auf die Zeitverhältniſſe und auf die tiefen 
bittern Kränkungen, die er in den März-Tagen und auch noch oft 
ſeitdem hat erdulden müſſen, und bat ihn flehentlich, Mut und Gott- 
vertrauen nicht zu verlieren — ſo gewiß ich das Leben hätte, ſo gewiß 
wäre ich überzeugt, daß Gott ihn nicht verlaſſen, daß ſein Haus, daß 
Preußen nicht untergehen würde. Er war bewegt, ſein edles herrliches 
Gemüt zeigte ſich auf die unverhohlenſte Weiſe. „Mut habe ich, ſagte 
er, der wird mich nie verlaſſen, aber ich weiß nicht, ob ichs wert bin, 
daß Gott ferner mit mir ſein wird.“ 

Er ſprach noch mancherlei, und es war eine herzerhebende Stunde, 
die mir unvergeßlich bleiben wird, und die auch für den teuern König 
geſegnet ſein möge. Über das Treiben in Berlin war er im höchſten 
Grade empört, und er äußerte ſich ſehr bitter darüber — mit vollem 
Recht, wie mir ſcheint. Selbſt in der dortigen National-Verſammlung 
hat ſich bid jetzt noch kein einziges wahres Talent und kein einziger 
hervorragender Charakter Geltung zu verſchaffen gewußt. 

Ich durfte es dem Könige ſagen, und er nahm es freundlich auf, 
daß man bei ihm nur den einzigen Fehler wahrgenommen habe, daß 
er die Menſchen für ebenſo gut gehalten, als er ſelbſt ſei. Dem iſt 
allerdings ſo, und es mag durch ſein zu großes Vertrauen zu den 
Menſchen manches Übel entſtanden ſein; allein dieſe Schwachheit iſt auf 
der andern Seite die Quelle der ſchönſten Tugenden, und mein feſter 
Glaube iſt und bleibt, daß Gott ihn nicht verlaſſen und ſein Werk 
durch ihn herrlich hinausführen wird. 

Wir ſchieden auf die freundlichſte Weiſe, nachdem er noch vorher 
die Tür geöffnet und ſich erkundigt hatte, auf wann des andern Tags 
die Abreiſe beſtimmt ſei 1). 


1) Mitgeteilt ſei hier noch ein Urteil über Alexander v. Humboldt, mit dem 
Joſua H. bei dem an dieſe Unterredung ſich anſchließenden Feſtmahl in Brühl 
zuſammentraf: „Humboldt iſt 79 Jahr alt und noch immer ſehr geiſtes— 
friſch — er hört gut und feine Sprache iſt ſehr deutlich — er hoffe, den 3. Band 
des Kosmos in dieſem Jahre noch herauszugeben, und er habe auch — was mir 
intereſſant war — die Herausgabe der Briefe ſeines Bruders an eine Freundin 
veranlaßt, weil er geglaubt babe, demſelben, der als ttefiter Denker der Nation 
bekannt fei, auch dieſes Denkmal des Gemüts Itten zu müſſen. — Zeitungen 
leſe er nicht mehr, weil es ihm an Zeit fehle, obgleich es wichtig ſei, dasjenige, 
was er mit den Edelſten der Nation von jeher erſtrebt habe, nunmehr in Aus— 
ſicht zur Verwirklichung geſtellt zu ſehen. Dieſe Außerung war mir merk— 
wurdig.“ 
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„Mittwoch Morgen“ Fahrt von Cöln nach Elberfeld in 1 St. 
42 M., wo der Empfang faſt noch glänzender und impoſanter war 
wie in Cöln; auch ſah man bei einer deutſchen wohl 10 Preußiſche 
Fahnen — und ſo iſt dies geblieben durch die ganze Grafſchaft Mark, 
ſodaß die Reiſe des Königs ganz gegen die Abſicht der Wühler und 
Republikaner ein wahrer Triumphzug geweſen. 


Frankfurt a. M. Februar 1849. 


Unterredung mit Heinrich von Bagern. 


Sonntag, den 25., beſuchte ich Morgens den Präſidenten des 
Reichs⸗Miniſteriums, Heinrich von Gagern, und hatte mit ihm eine 
für mich höchſt intereſſante Unterredung. Er iſt eine ſehr noble 
Natur, wahr, offen und verſtändig; alles hing jetzt nach ſeiner Anſicht 
von der Feſtigkeit unſeres Königs ab — mit ihm würde die gute 
Sache ſtehen oder fallen. Er beſorge, Oſterreichs Politik und deſſen 
eigne ſchlimme Lage würde noch manchen Kampf verurſachen. Die 
Sache ſei ſehr ſchwierig — einen kranken Erzherzog — Spaltung und 
Ermattung in der Pauls-Kirche — Widerſtreben mancher Regierungen, 
wenn ſich da der König von Preußen nicht feſt an die deutſche Sache 
anſchließe, dann würden wir einer böſen Zeit entgegen gehen !). 


Bonn. März 1850. 


Beſuch bei Prinz Friedrich Wilhelm von Preußen. 


Freitag, den 1., fuhr ich um 10 Uhr nach Bonn, um dem Prinzen 
Friedrich Wilhelm von Preußen meine Aufwartung zu machen. Ich 
traf ihn nicht, wurde aber von dem Herrn Obriſtleutnant Fiſcher, ſeinem 
militäriſchen Begleiter, ſchriftlich zum Mittags Eſſen um 3 Uhr ein⸗ 
geladen; wir waren zu 7 Perſonen, nämlich der Prinz, ich, Fiſcher, 
Lieutenant v. Heinz, Profeſſor Curtius und noch 2 andere. Die 
Unterhaltung war ganz ungezwungen; der Prinz — geboren den 
18. Oktober 1831 — iſt ſehr wohlwollend, ſchlicht, einfach und macht 
einen angenehmen Eindruck; er gleicht mehr ſeiner Mutter wie ſeinem 
Vater, dem Prinzen von Preußen, und ſcheint mit großer Liebe an 
ſeinen Eltern und ſeiner Schweſter zu hangen. Er ſagte mir, daß er 
wenigſtens 2 Jahre auf der Univerſität zu bleiben gedenke. | 

Der Heldenmut feines Vaters, der Geiſt feines Königlichen Oheims 
und die Gnade des Allmächtigen Gottes wolle mit ihm ſein, damit er 


2) Seinen Geſamteindruck über die politiſche Lage auf Grund der Er⸗ 
fahrungen dieſes Frankfurter Aufenthaltes hat Joſua H. in folgenden Worten 
zuſammengefaßt: „. .. Der Total-Eindrud, den ich für die Erreichung der großen 
politiſchen Frage — die angeſtrebte Einheit Deutſchlands — gewonnen hatte, 
war ein höchſt betrübender und niederſchlagender; mit wenigen Hoffnungen war 
ich nach Frankfurt gegangen — mit keinen wieder gekommen. Aus der Pauls⸗ 
Kirche wird uns die Einheit nicht kommen; ich fürchte aber, was ich ſchon ſeit 
vielen Monaten getan, daß wir noch blutigen Kriegen entgegen gehen werden. 


` 


Gott gebe, daß ich mich irren möge!“ 
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dereinſt, wenn er auf den Thron feiner Väter berufen wird, den hohen 
ſchweren Beruf zum Segen ſeiner Völker erfüllen möge! 


Coblenz. Juli 1850. 


Unterredung mit der Prinzeſſin von Preußen. 


Mittwoch, den 3. Generalin von Bardeleben, bei derſelben Fräu— 
lein Fromman, welche der Prinzeſſin Unterricht im Malen und Zeichnen 
giebt, auch ihre Vorleſerin iſt. — 

Zum Mittags Eſſen um 4 Uhr bei der Prinzeſſin, im ganzen 
10 Perſonen: ſehr wohlwollende Aufnahme und intereſſante Unter- 
haltung mit ihr; ſie wußte genau, daß ich ihr 1836 in Coblenz war 
vorgeſtellt worden; über den Prinzen von Preußen 1), — Prinz Albert 
und Victoria; Steins Leben, aus welchem ſie ſich hat Auszüge machen 
laſſen. Bedauern, daß manche tüchtige Männer ihr Mandat für die 
erſte Kammer niedergelegt und andere es nicht angenommen haben. 
Ich erwiederte: das hat doch früher die vollkommene Billigung E. K. H. 
gehabt; ſie antwortete: Sie haben Recht; ich will Ihnen keinen Vor— 
wurf machen. — Nach Tiſch, wo ſie mich noch eine halbe Stunde allein 
bei ſich behielt, ließ ſie ihre Tochter Luiſe kommen, ein Mädchen von 
11 Jahren, das ſehr geſcheut ſein ſoll. 

Düſſeldorf. April 1851. 

Begegnung mit dem Prinzen und der Prinzeſſin von Preußen. 

Dienſtag Mittag, den 22., fuhr ich nach Düſſeldorf, um dem 
Prinzen und der Prinzeſſin von Preußen, die mit dem Prinzen Friedrich 
Wilhelm und der Prinzeſſin Luiſe gegen 6 Uhr von Coblenz ankamen, 
meine Aufwartung zu machen; die Empfangs-Cour war in der Reſi⸗ 
denz, dem ehemaligen Jägerhof .... und wie ich bemerkt wurde, vom 
Prinzen und namentlich der Prinzeſſin ſehr freundlich angeredet, ſo 
daß ſich letztere lange mit mir, unter andern auch, etwas bewegt, über 
die bevorſtehende Reiſe nach England?) unterhielt, gegen welche von 
ſeiten des Miniſteriums Einwendungen gemacht worden ſind, aus Be— 
ſorgnis, daß ihnen dort Gefahren von Seiten der Democraten drohen 
mochten ?); vielleicht haben auch Abmahnungen von Wien und Peters— 
burg Statt gefunden. Der Prinz äußerte: „ich bin nicht bange, ob— 
gleich viele von meinen Badiſchen Freunden dort ſein werden; wenn 
mich eine Kugel treffen ſoll, ſo kann es hier wie dort geſchehen. Ich 
ſtehe überall in Gottes Hand!“ Der wolle ihn beſchützen! Ich fuhr mit 
dem Oberpräſidenten v. Auerswald und dem General v. Bonin zurück 
und hatte mit erſterem eine höchſt intereſſante Unterredung unter 
4 Augen über die gegenwärtigen politiſchen und foctalen Verhältniſſe 
in Deutſchland, die allerdings noch eine trübe und ſtürmiſche Zukunft 


e v= — 


1) Der Prinz weilte in jenen Tagen in London anläßlich der Taufe des 
Prinzen Alfred. 

2) Sie reiſten nach London zur Eröffnung der Induſtrieausſtellung. 

3) Val. Fr. Nippold, Chriftian Carl Joſias Freiherr von Bunien’, 
Bd. III (Leipzig 1871, S. 184, 
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befürchten laſſen. Den Abend brachte ich mit Elberfelder Freunden 
im Gaſthof zum „Prinzen von Preußen“ zu. Daniel von der Heydt 
hatte als Präſident des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Gewerb-Vereins eine 
ihn ſehr befriedigende Audienz beim Prinzen gehabt, der mir freilich 
des andern Tags ſagte: „Was ſoll ich machen? wenn man den Bruder 
zum Handelsminiſter hat, ſo iſt man an der beſten Quelle.“ 


Köln. Auguſt 1851. 
Beſuch Friedrich Wilhelms IV. in Köln. 


Am Sonntag Morgen, den 17., wohnte der König dem Pro— 
teſtantiſchen Gottesdienſt bei, kam um 9 Uhr in den Dom, hielt dann 
Parade, ab und nachher war Cour im Regierungs-Gebäude, wo eine 
große Menge Militär- und ⸗Civilbehörden verſammelt waren. Der 
König ſprach ſehr ernſte ermahnende Worte zum Bürgermeiſter und 
Stadtrat wegen der ſchlechten Cölniſchen Preſſe, und wenn ſich ſolche 
nicht bald ändere, ſo würde er ſchon dafür ſorgen, da er die Macht 
und den Willen dazu habe !). Die Rede, die ich Wort für Wort mit 
angehört, machte natürlich einen tiefen Eindruck, und da der Könin 
in dem, was er ſagte, vollkommen Recht hatte, wenn auch vielleicht 
der Bürgermeiſter und der Stadtrat den Tadel nicht verdient hatten 
— was auch der Oberpräſident?) ſehr ſchön bemerkte SE fo werden 
die guten Folgen feiner Rüge nicht ausbleiben. 


Ehringhauſen, Oktober 1851. 
| Beſuch von Bethmann- Holweg. 


Am 29. bekam ich einen überraſchend äußerſt angenehmen Bejud). 
Mittags kam Herr von Bethmann-Hollweg und blieb bis den andern 
Morgen, wo ich ihn nach Lennep begleitete, und wir bei Arnold?) zu 
Meg ſpeiſten ). Er iſt einer der gediegenſten, chriſtlich frommſten 


1) Vgl. hiermit den Wortlaut = Anſprache bei H. v. Petersdorff, 
Kleiſt⸗Retzow SrA aig 1907), S. 206. l 

2) v. Kleift-Regom. — Joſua H.s Urteil über ihn, nach perſönlicher Be- 
gegnung in Coblenz, Auguſt 1851: „Er iſt ein durch und durch ehrenwerter 
Mann, aber wegen ſeiner ſtreng conſervativen Richtung mit Mißtrauen in der 
Provinz empfangen worden. Ich meinesteils hoffe das Beſte von ſeiner Ver⸗ 
waltung, denn die Mißſtimmung gegen ihn, die hauptſächlich durch die ‚Cölniſche 
Zeitung“ verbreitet worden, entbehrt aller und je Begründung.“ 

3) Arnold Hardt, Schwieger ſohn Joſua as 

4) Mit Vethmann-Hollweg war Joſua H. im September in Elberfeld ge- 
legentlich des Kirchentages zuſammengeétroffen: „Mit Bethmann⸗Hollweg habe ich 
mich viel unterhalten über deſſen Ablehnung, zur Wahl eines Abgeordneten für 
den wiederhergeſtellten Provinzial⸗Landtag zu erſcheinen. Ich konnte es nicht 
billigen, daß er ſich an der Wahl nicht hat beteiligen wollen, weil ich nach der 
Verfaſſung die Regierung für befugt halte, die Provinjial-Landtage zuſammen 
zu berufen, aber die Anſichten ſind darüber verſchieden; der eine bezieht ſich für 
635 Meinung auf einen Geſetzes⸗Paragraphen, der zweite, um ihn zu wider⸗ 
legen, auf einen andern. Jedenfalls iſt's aber höchſt traurig, daß diefe Ber- 
wirrung herrſcht, und daß ſolche edle vortreffliche Männer, wie Hollweg und 
viele Andere, die zu den conferoativften und patriotiſchſten gehören und treue 
Freunde des Königs und des Staats ſind, ſich in ihrem Gewiſſen nach gewiß 
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und interejjantejten Männer unferer Zeit, von großem Einfluß auf 
Kirche und Staat; ſein offner eklatanter Abfall 1) von der ſogenannten 
Kreuzzeitungs partei, mit der er bis vor kurzer Zeit Hand in Hand 
gegangen war, hat die größte Senſation gemacht und wird bedeutende 
politiſche Folgen haben, namentlich großen Einfluß auf die bevorftehen- 
den Kammer: Verhandlungen. 

Er hat dieſen Schritt nur nach der ernfteften Prüfung und nicht 
ohne ſchwere Opfer getan, da es galt, ſich von einem Freunde zu 
trennen, dem Präſidenten von Gerlach, mit dem er in religiöſer und 
politiſcher Beziehung bisher Hand in Hand gegangen, und den er ſeit 
30 Jahren zu ſeinen intimſten gezählt hat. Hollweg iſt ein ſo durch— 
aus ehrenwerter, fromm chriſtlich geſinnter Mann, daß ihm auch ſeine 
Gegner keine Nebenabſichten vorwerfen — nichts von Eitelkeit, Ehr⸗ 
geiz u. d. gl. Dabei ſo klar verſtändig und, wie die Welt ſagt, ſo 
gründlich juriſtiſch ausgebildet, daß er alſo die allerwichtigſten Gründe 
zu dieſer Trennung muß gehabt haben. Er hat ſie offen aus— 
geſprochen; — v. Gerlach, der als Menſch ganz dieſelben Eigenſchaften 
haben ſoll, die ſeinigen auch, und beide ſind ſich ſchnurſtracks entgegen 
in den Mitteln zum Ziel, nicht im Ziel ſelbſt, welches für beide 
Parteien dasfelbe iſt, nämlich Unabhängigkeit, Macht und Stärke des 
Vaterlandes und Rettung vor innern und äußern Gefahren. Gott 
wolle dem armen Vaterlande gnädig ſein! Er und nur Er allein 
weiß den rechten Weg, aus den großen Verwirrungen zu kommen. 
Es ſcheint, daß er ihn bis jetzt noch keinem Sterblichen gezeigt hat! 
Die Gegenwart aber ſolcher Männer wie Bethmann-Hollweg und 
Wichern?) kann nur den ernſt ſtrebenden und ſich ſelbſt redlich prüfen- 
den zu mancherlei Gutem wecken und ſtärken. 


Stolzenfels. Juni 1852. 


Begegnung mit der Königlichen Familie. 


Ankunft in Coblenz am 28. Juni; Pejuh bei Graf Stolberg, 
„der bei ſeiner Tochter, der Frau Oberpräſidentin wohnte... und 
uns unter andern erzählte, wie ſehr liebreich ſich die Kinder des ver⸗ 
ſtorbenen Prinzen Wilhelm, der Prinz Adalbert, die Königin von 
Baiern und die Erbprinzeſſin von Darmſtadt, bei der Teilung ſeiner 
Nachlaſſenſchaft benommen hätten“. 


Dienſtag, den 29., Dampferfahrt als Gaſt des Königs von Stolzen— 
fels nach Boppard zur Einweihung der dortigen proteſtantiſchen Kirche, 


reifer Überlegung verpflichtet fühlen, gegen die Regierung oder, beffer geſagt, 
gegen das Syſtem des jetzigen Miniſteriums “ Oppoſition zu machen. Wo das 
hinaus will, weiß Gott: von Menſchen ift für's erſte keine Hilfe zu ere 
warten.“ 

1) Über die damalige Sinneswandlung B.⸗H.8, die zur Begründung der 
fog. „Wochenblatt Partei” führte, vgl. Walter Schmidt, Die Partei Beth- 
mann Hollweg und die Reaction in Preußen (Berlin 1910) S. 54—64. 

2) Der Begründer des Rauhen Hauſes, der im September 1851 in Ehring— 
hauſen zu Beſuch geweilt hatte. 
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„welche der König der neu Ddafelbft gegründeten Gemeinde gebaut 
hat.“!) 

Am angenehmſten und längſten habe ich mid... auf der Hin⸗ 
und ⸗Herfahrt mit dem Prinzen und der Prinzeſſin, die noch immer 
trüb in die Zukunft ſieht, unterhalten... Der König ſprach von 
Hamburg, wie die Stadt ſehr blühend und reich geworden ſei. Dann 
von England, wie dort unter andern ſich nicht tief unter der Ober⸗ 
fläche der Erde die beſten Bauſteine fänden, ſodaß z. B. zwei Kirchen 
ganz in derſelben Art gebaut dort Th. 40 / m., hier aber das Dreifache 
koſteten. 

Der Prinz, mit dem ich, wie geſagt, während der Fahrt viel über 
die gegenwärtigen Zuſtände ſprach, war ſehr ungehalten über die kleinen 
deutſchen Fürſten, wozu er dann auch, nachdem er ſie vor einigen 
Jahren vom Untergang gerettet, alle Urſache hatte. Die Prinzeſſin 
fürchtete, daß von der Heydt in ſeinen Maßregeln doch allzu ſtreng und 
rückſichtslos verfahre, indem er unter andern, mie fie fagte, die Ober- 
bergämter aufgehoben und ſie mit ſeinem Miniſterium vereinigt habe; 
ich konnte nicht umhin, ihr zu bemerken, daß, erſteres in manchen 
Dingen zugegeben, er fih gerade im Bergwerksweſen und in Poft- 
angelegenheiten unleugbare Verdienſte erworben habe, was ihr zu ver- 
nehmen lieb war. — 


Es tft dies die letzte Begegnung geweſen, welche Joſua Hafen- 
clever mit Mitgliedern der preußiſchen Königsfamilie gehabt hat, da 
er bereits am 15. März des folgenden Jahres, beinahe 70 jährig, nach 
kurzer Krankheit in Ehringhauſen bei Remſcheid geſtorben iſt ). 


Zur kirchlichen Baulaſt in der Mark 
Mitgeteilt von Friedrich Holtze 


Im lehrreichen Aufſatze von Georg Arndt im letzten Halbbande 
der Forſchungen (S. 172—246) „Die kirchliche Baulaſt in der Mark 
Brandenburg in den rechtlichen Entſcheidungen“ ſind einige Punkte 
enthalten, die zu Mißverſtändniſſen Anlaß bieten können. Da nun 
ſolche leicht praktiſche Folgen haben können, ſei im folgenden kurz 
darauf hingewieſen: 

1. Nur das Kammergericht hat in zwei Urteilen 1870 und 1892 
auf dem Standpunkte geſtanden, daß Neubauten von ſtädtiſchen Kirchen 
infolge Vergrößerung der Gemeinden von den zur Wiederherſtellung 


1) Auch Bethmann⸗Hollweg nahm an dieſer Fahrt als Gaſt des Königs teil. 

2) Das ganz eigenhändige Beileidsſchreiben König Friedrich Wilhelms IV. 

an Joſuas Bruder David, d. d. Charlottenburg, 21. März 1853, habe ich in der 

Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins Bd. 38 (1905), S. 58 mitgeteilt. — 

aon Prinzen von Preußen liegt ein formelles Beileidsſchreiben an Joſuas Sohn 
alter vor. , 
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der Kirchen Verpflichteten geleiſtet werden müßten. In beiden Fällen 
hat das Obertribunal bzw. das Reichsgericht dieſe Ausdehnung gemip- 
billigt und die Pflicht auf Erweiterungsbauten beſchränkt. Jedenfalls 
lehnt auch das Obertribunal die Baupflicht bei einer „ganz neuen 
Kirche“ ab. Dieſe Frage iſt ſeit 1904, d. h. ſeit der reichsgerichtlichen 
Billigung der Auffaſſung des Kammergerichts, daß es in märkiſchen 
Städten bei Mangel einer Lokalobſervanz überhaupt keine erzwingbare 
Pflicht zur Reparatur oder Wiederherſtellung ſchadhafter oder bau- 
fälliger Kirchen gebe, bedeutungslos geworden (S. 193). 

2. Pfarrwohnungen in der Stadt werden wie Kirchgebäude be— 
handelt (Nr. 57); die in den Beilagen Nr. 15—17 mitgeteilten Ent- 
ſcheidungen beziehen ſich auf Landkirchen. Das maßgebende Urteil des 
Kammergerichts vom 7. Mai 1907, das der Magiſtrat zu Branden- 
burg hat abdrucken laſſen, verurteilte übrigens die Kirchengemeinde zur 
Rückzahlung von 9791 Mk., nicht nur von 1991 Mk., was hier zu 
erwähnen, da im letzteren Falle die unterliegende Gemeinde nicht das 
Recht gehabt hätte, die Reviſion einzulegen, aus ihrer Unterlaſſung, 
d. h. dem Verzichte auf die dritte Inſtanz, mithin keine Schlüſſe ge- 
zogen werden könnten. In dieſem Rechtsſtreite wurde übrigens auf 
Grund ſehr eingehender Beweisaufnahme feſtgeſtellt, daß in Branden⸗ 
burg — ebenſo wie in Berlin — die Stadtgemeinde tatſächlich niemals 
auf Grund einer rechtlichen Verpflichtung etwas zu Kirchen- oder 
Pfarrbauten beigetragen hat. Hierdurch gewinnt die Auffaſſung des 
Kammergerichts, daß im cap. 13 der Konſiſtorialordnung von 1573 
nur eine invitatio an Ortsobrigkeiten und Eingepfarrte enthalten ſei, 
bei fehlender Fabrika für ihre Kirchen zu ſorgen, eine weitere Unter- 
ſtützung. Daß die Pfarrbaulaſt auf dem Lande anders geregelt ſei, 
iſt dann in den Urteilen betreffend den Bau von Pfarrhäuſern in 
Pankow (Nr. 57 und 58) von allen Inſtanzen gleichmäßig angenommen 
worden. 

3. Zur größeren Überſichtlichkeit hätte es ſich empfohlen, die Nr. 51 
unmittelbar hinter Nr. 48 folgen zu laſſen und dann die zuſammen⸗ 
gehörenden Nr. 49, 50, 54 und 55 zu bringen; Nr. 52 war fort⸗ 
zulaſſen, da das hier mitgeteilte Urteil ſich nicht auf die Mark be— 
zieht: es gehörten dann Nr. 56 und 57 (Baulaſt in Städten) und 
Nr. 53 und 58 (Baulajt auf dem Lande) zuſammen. Vielleicht hätte 
noch darauf hingewieſen werden können, daß der Unterſchied in den 
Prozeſſen der Markus-Kirchengemeinde und der von St. Simeon 
(Nr. 49 und 50) lediglich darin zu finden, daß erſtere unter ftäbti- 
ſchem, letztere unter königlichem Patronat geſtanden. Die Berufung 
der letzteren gegen das ſie zur Rückzahlung verurteilende Erkenntnis 
wurde ebenfalls, wie der Vollſtändigkeit wegen zu erwähnen, vom 
Kammergericht durch Urteil vom 12. März 1903 zurückgewieſen. Die 
Gründe waren die gleichen wie die im mitgeteilten Urteile in Sachen 
der Markus- Kirchengemeinde (Nr. 54). 

4. Bezüglich der neumärkiſchen Kirchenſcheunen hätte auf die Aus: 
jubrungen von Buſch (Forſchungen Bd. 15, S. 337—338) verwieſen 
werden können. Jedenfalls wären hier genauere tatſächliche Angaben 
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willkommen geweſen. Der Unterſchied dürfte darin zu finden fein: 
Die von Alters vorhandene Kirchenſcheune iſt von den Baupflichtigen 
zu erhalten bzw. wiederherzuſtellen, dagegen beſteht keine Baupflicht, 
wenn bisher keine Kirchenſcheune vorhanden war. Mit Prozeſſen über 
Beſchaffung von Orgeln hat ſich das Kammergericht im letzten Jahr— 
zehnt zu beſchäftigen gehabt, wegen Mangels der Reviſionsſumme 
fehlen dagegen reichsgerichtliche Erkenntniſſe. Im übrigen kommt es 
in märkiſchen Städten vor, daß Kirchtürme nicht als pars ecelesiae 
behandelt werden, ſondern allgemeinen Zwecken dienen. In ſolchen 
Fällen liegt die Unterhaltung des Turmes mit Turmglocken und Turm- 
uhr der Stadtgemeinde ob. Näheres hierüber iſt im Urteile des 
Kammergerichts vom 12. März 1903 beigebracht worden (S. 196). 
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Neue Erſcheinungen 


I Zeitſchriftenſchau 
1. April bis 30. September 1916 


Brandenburgia. Monatsblatt der Geſellſchaft für Heimatkunde der 
Provinz Brandenburg. XXIV. Jahrgang. Berlin 1915/16. 


S. 161—180: W. u. C. H. Johl, über deutſchen Kriegsaberglauben. 

S. 181—191: Karl Wolfram, Blätter zur Heimatkunde des Kirchſpieles 
Nadel (Mark). [1. Die Heimatflur und ihre vorgeſchichtlichen Spuren.] 

S. 193—252: Fritz Funde, Regeſten der Biſchöfe von Lebus bis zum 
Jahre 1418. [Wichtige und ſorgfältige Arbeit.) 


— — — XXV. Jahrgang. Berlin 1916. 


S. 1-31: Rudolf Schmidt, Falkenberg in der Mark. Beiträge zur 
Chronik eines Barnimdorfes. 

S. 32—36: Otto Pniower, Mittelalterliche Zinnkannen aus der Mark 
Brandenburg. 


Jahrbuch für Brandenburgiſche Kirchengeſchichte. 13. Jahrgang. 
Berlin 1915. 

S. 1—36: Hans Schulze, Zur Geſchichte des Grundbeſitzes des Bis⸗ 
tums Brandenburg (Schluß). [Es wird der Grundbeſitz des Dom- 
kapitels behandelt.] 

S. 37—55: Hans Petri, Die Grenz: und Zufluchtskirchen im Kreiſe 
Sorau, N.⸗L. (Fortſetzung folgt). [Es handelt ſich um die Kirchen, 
welche von dem Grafen von Promnitz in ſeiner Herrſchaft Sorau den 
vor der ſeit 1668 einſetzenden Gegenreformation im Fürſtentum Sagan 

| vertriebenen Proteſtanten eingeräumt werden.)] 

S. 56—62: Guſtav Kawerau, Biſchof Matthias von Jagow und die 
Ordination evangeliſcher Geiſtlicher. [Auf Grund der Korreſpondenz 
des Fürſten Georg von Anhalt mit dem Biſchof wird wll vorfichtige 
Haltung in diefer Frage beleuchtet.] 

S. 62—87: Guſt ar Ad. Skalsky, Quellen und Belege zur Geſchichte 
der böhmiſchen Emigration nach Preußen. [Zweiter Teil. Die 
Rebellion auf der Opotſchnoer Herrſchaft in Böhmen. 1782. 

S. 88—-118: Walter Wendland, Gottfried Auguft Ludwig Hanſtein 
als patriotiſcher Prediger in Berlin. 
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S. 119—181: G. Arndt, Die kirchliche Baulaft in der Mark Branden- 
burg. (Fortſetzung folgt.) 

S. 182—185: Walter Wendland, Zur Einwirkung L. E. v. Borowskis 
auf Friedrich Wilhelm III. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. Berlin 1916. 


S. 18 (R. Sternfel d): Richard Wagner und Berlin. 

S. 24—26: Ignaz Holz, Unſerm lieben Freunde Dr. Beringuier. 

S. 30—33: Brunk, Berlin vor hundert Jahren. Aus einer ungedruckten 

Selbſtbiographie des Oberregierungsrats K. Trieſt (geb. 8. April 1798, 
geſt. 15. Auguſt 1889.) 

S. 33—34: Chr. Voigt, Potsdam im Zeichen des Krieges. 

S. 36: Franz Weinig, Eine Erinnerung an die alte Schuldhaft. [Rech⸗ 
nung für den Schuldgefangenen Köppen von 1824. 

. 37—39: Ludwig Schulz, Ein Bericht eines Zeitgenoſſen über den 
18. März 1848 in Berlin. [Brief des Seifenſiedermeiſters Auguſt 
Valið vom 20. März 1848 über den Barrikadenkampf.) 

. 43—46: (Ahrens,) Caſanova in Berlin. 

. 51—52: H. Schmitz, Der ältere deutſche Eiſenguß. 

60—63: Bernhard Hoeft, Die Keibelſche Seifenfabrik. 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Petsdams. Neue Folge 
Band V. Heft 10. Potsdam 1916. 


S. 3—12: M. Heinze, Die Gebrüder Adam und ihre Beziehungen zu 
Friedrich dem Großen. [Die bildhaueriſchen Schöpfungen der loth⸗ 
ringer Gebrüder für Friedrich d. Gr. betr.] 

S. 12—17: Hans Kania, Anmerkungen über Friedrich den Großen als 
Kunſtſammler [im Anſchluß an die Bildergalerie im Park von Sans- 
ſouci: „Sie iſt das ſichtbarſte Zeichen für den Kunſtſammler Friedrich, 
zugleich ein Merkſtein für die Entwicklung feines künſtleriſchen Emp- 
findens“]. 

. 17—25: Hans Kania, Der Pfingſtberg. [I. Der Oesfeldſche Wein- 
berg und der Pomonatempel. II. König Friedrich Wilhelm II. und 
der Plan eines gotiſchen Turmes auf dem Pfingſtberge. III. König 
Friedrich Wilhelm III. und der Oesfeldſche Weinberg. Die Luiſen⸗ 
legende. 

S. 26—52: Julius Haeckel, Potsdam, die Wilhelmſtadt. [Es wird die 

Bedeutung der Gründung Friedrich Wilhelms I. gefdildert.] 


Mitteilungen des Vereins für Heimatkunde des Kreiſes Lebus in 
Müncheberg. I. Heft. 1911. 

6—21: R. Heßler, Zur Vorgeſchichte von Beerfelde, Kreis Lebus. 

22—27: Kaemper, Beiträge zur Geſchichte der Armenpflege mit be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Reformationszeit. 

— II. Heft. 1912. 


S. 1—6: Zum 100. Geburtstage Franz Kuchenbachs. [Amtögerichtörat R. 
gründete den Verein. 
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7—20: R. Heszler, Ein vorgeſchichtliches Dorf bei Haſenfelde. 


S. 21—51: G. Mirow, Die Wappen und Siegel der Städte im Kreiſe 


S. 


Lebus. 
16—78: Der Kreis Lebus in der Literatur 1911. 


— III. Heft. 1913. 


S. 
S. 
S. 


u 


D. 


1—3: Das Muſeum für Heimatkunde des Kreiſes Lebus. 
4-34: R. Geszler, Das Steinzeitdorf bei Trebus i. M. 
35—44: G. Mirow, Die Bauerntracht in Neu⸗Hardenberg. 
16—78: Der Kreis Lebus in der Litteratur. 


— IV.— V. Heft. 1914 — 1915. 
S. 114: G. Mirow, Die Entwicklung der märkiſchen Vereine und Mufeen 


fe 


D. 


S. 


S. 
S. 


für Heimatkunde und ihr Verhältnis zur wiſſenſchaftlichen Geſchichts 
forſchung. [Ein ſehr inſtruktiver Aufſatz mit einem nach den Grün- 
dungsjahren geordneten Verzeichnis der Vereine.] 
15— 25: O. Walter, Götze, Mirow, Zur Technik der Vorzeit. 
26—70: Walther Thiele, Die Koloniſation des Landes Lebus im 
Mittelalter. 
71—83: E. Trebs, Die niederdeutſchen Mundarten des Landes Lebus. 
117—122: Der Kreis Lebus in der Literatur. 


Altpreußiſche Monatsſchrift. Band 52. Königsberg i. Pr. 1915/16. 


S. 


S. 


S. 


an M MG Q Q 


135 — 140: H. Mendthal, Ein Nachtrag zu dem Pommerelliſchen Ur- 
kundenbuch. [Exkommunikationsurkunde des Biſchofs Michael v. Cuja⸗ 
vien gegen den Biſchof Thetward v. Samland, undatiert.] 

141—158: E. Schnippel, Ein Landgerichtsurteil aus dem 14. Jahrh. 
[Landdingsurteil vom Jahre 1382 durch den Komtur zu Dfterode, 
Kuno v. Liebenftein.] 

159—198: Theodor Wotſchke, Johann Radomsti und Martin 
Quiatkowski, die beiden erſten Überſetzer der Augsburgiſchen Ronfeffion 
ins Polniſche. 


199 — 204: C. Krollmann, Zwei Lieder aus dem Ruſſenkriege in 


Livland um 1562. ° 


. 205—232 und S. 283—314: Siegfried Maire, Jean Lacarriere, 


der Schweizerinſpektor (Fortſetzung und Schluß). 


. 233—257, S. 331—347 und S. 515—539: L. Anderſon, Eduard 


Anderſons Kriegstagebuch 1815. 


. 258—268: Otto Schöndörffer, Kants geſammelte Schriften, Ata- 


demieausgabe, Bd. VIII. 


. 269—281: Arthur Warda, Der Anlaß zum Bruche der Freundſchaft 


zwiſchen Hippel und Scheffner. [Berichtigung zu dem im vorigen 
Bande veröffentlichten Aufſatz von Schneider über Hippels Schrift⸗ 
ſtellergeheimnis.] 


. 315-330: Ludwig Stieda, Elias Salomon. Ein Erinnerungsblatt. 


[an den Dichter des Studentenliedes ,Fiducit“]. 


. 352—372: Hermann Steinert, Die oſtdeutſche Störfiſcherei. 
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S. 373—377: Guſtav Sommerfeldt, Die katholiſche Kirche zu Königs- 
berg und der Großkaufmann Friedrich Franz Saturgus. 
S. 378—386: Oſtermeyer, Zur Geſchichte der Jackheimer evangeliſchen 
Kirche in Königsberg. 
S. 387—396: Wilhelm Moritz Pantenius, Briefe des Prinzen 
Auguſt Wilhelm von Preußen an den Sekretär der Akademie der 
Wiſſenſchaften C. E. Darget (1753 — 1756). 
S. 423—439: Carl v. Plehwe, Neueſte Forſchungen über Ernſt Moritz 
Arndt und feine Schüler. Im Anſchluß an das Buch von Müfebed.] 
S. 440—494: Herbert Straube, Die Bildhauerfamilie Döbel. (Erſter 
Teil.) [Es wird namentlich die Wirkſamkeit von Johann Michael und 
Johann Chriſtoph Döbel in Berlin und Preußen zur Zeit des Großen 
Kurfürſten geſchildert.] 
S. 540—.551: L. Stieda, Profeffor Karl Morgenſterns Tagebuch einer 
Reiſe von Danzig nach Dorpat. 1802. 

. 002—506: C. Krollmann, Zwei Urkunden zur freiwilligen Gerichts 
barkeit im Ordensſtaate Preußen [vor dem Dorfgericht zu Scharde— 
niten im Jahre 1413). 


Q 


Hiſtoriſche Monatsblätter für die Proving Poſen. Jahrgang XVII. 
Poſen 1916. 


S. 41—44: F. Schulz, Franzöſiſche Requiſitionen in Bromberg und Liefe- 
rungen an die Große Armee 1812. . 

S. 63—64: A. Kronthal, Zu dem Aufſatz über die Pofener Wappen und 
Stadtfarben in Nr. 1 u. 2 der Monatsblätter 1916. [Vgl. S. 276. 

S. 89—103: K. Kaſſel, Aus Preußens Sanitätsreform in Polen. [Nach 
Akten des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin.) 

S. 113-117: Gotthold Schulz⸗Labiſchin, Überſicht der Erſcheinungen 
auf dem Gebiete der Poſener Provinzialgeſchichte im Jahre 1915. 
Deutſche Literatur. 

. 121—127: Theodor Wotſchke, Aus Storchneſts Schreckenstagen 1656. 

133—134: R. Prümers, Ein Brief Alexanders v. Humboldt [von 

1850 an den Poſener Oberpräſidenten v. Beurmann für den Maler 
Joſef Kondratowiczl!. R 


G G 


Schriften des Vereins für die Geſchichte der Neumark. Heft 34. 
Landsberg a. W. 1916. 


S. 1—18: Weide, Georg Ulrichs Urfried. Ein [Urfehdebrief etwa 
von 1560. e 

S. 19—62: Neide, Landsberg, die Stadt und Paradies, das Kloſter. [Er- 
gänzung zu dem gleichnamigen Aufſatz in Heft 28. Es werden hier 
Familien und Perſonen der Geſandtſchaften der Stadt nach dem Kloſter 
von 1519 und 1595 geſchildert.] 

S. 63—93: Rehmann, Brentenhoff. Züge zu feinem Charakterbild. 

S. 95—138: Rehmann, Der Kampf um den Beſitztitel. Eine Epiſode 
aus dem Leben der Gräfin Lichtenow. [Es bezieht fih auf den Befit 
der Güter Lichtenow und Breitenwerder.) 
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Jahrbuch des Vereins für Heimatkunde. Cottbus. 1915. 


S. I—IV: Die erſten Jahre des Vereins für Heimatkunde zu Cottbus. 

S. 1—4, 9—12, 17—21, 33—38, 49—53, 57—62, 65—73: Fritz Schmidt, 
Cottbuſer Bier und Cottbufer Korn. [Die Geſchichte wird bis in das 
18. Jahrhundert auf Grundlage von ungedrucktem Material des Ge- 
heimen Staatsarchivs zu Berlin, des SH zu Cottbus und 
des Vereins felbft verfolgt.] 

S. 5—6: Th. Schulze, Das Grabgewölbe des Oberamtsregierungspräſi⸗ 
denten Alexander Jacob v. Goym in Schlabendorf (Kr. Luckau). 

. 12—16: Karl Eicke, Cottbuſer Neuſtadt. [Gründungsgeſchichte. 

. 16: Fritz Schmidt, Treue und Treue. [Bitte der Cottbuſer an 
König Friedrich Wilhelm III. vom 5. Juli 1807, ihre Stadt nicht ab⸗ 
zutreten.] 

S. 21—22: Knocha, Überfegung der Bibel in die Sprache der Nieder- 
lauſitzer Wenden. [Überſetzer Nicolaus Jakubica, Gottlieb Fabricius, 
Teſchner und Joh. Friedr. Fritze. 

S. 22—23: W. B., Aus der Geſchichte von Vetſchau. [Einige kultur: 
hiſtoriſche Notizen. 

S. 25—28: Franz Groger, Der ſächſiſche Kundſchafterdienſt gegen Peitz. 

S. 28: R., Gemeinde Burg-Kolonie. [Es wird der Rezeß von 1802 mit- 
geteilt; in dem die Gründung beftätigt wurde.] 

. 39: Beiträge zur Geſchichte von Schlabendorf (Kreis Luckau) im Dreißig⸗ 
jährigen Kriege. | 

. 45—48: Karl Eicke, Das Cottbuſer Bürgerhaus des Neuklaſſizismus 
und der Biedermeierzeit. 


Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens. Bd. 50. Breslau 
19 : 


Q Q 


Q 


Où 


S. 1—27: O. Meinardus, Die Stadt Breslau und der Große Kurfürſt. 
[Die Beziehungen des Kurfürſten zur Stadt Breslau ſind weſentlich 
kommerzieller Art geweſen. Der Aufſatz ſchildert hauptſächlich die Ver⸗ 
handlungen, die zu den Vergleichen des Jahres 1678 über die Oder- 
ſchifſahrt zwiſchen den Städten Breslau und Stettin und Breslau 

| und Frankfurt führten. 

S. 28 —56; A. Zum Winkel, Die Schlacht bei Liegnitz am 13. Mai 1634. 

S. 151—164: V. Loewe, König Friedrich I. von Preußen und das Fürſten⸗ 
tum Oels. [Herzog Chriſtian Ulrich von Oels erwählte im Jahre 1703 
den preußiſchen König zum Ehrenvormund ſeiner beiden Söhne. 
Namentlich im Intereſſe der bedrohten evangeliſchen Kirche hatte König 
Friedrich als Vormund wiederholt einzugreifen.] | 

S. 257—291: E. Breitbarth, Beiträge zur Einführung der Verwal⸗ 
tungsreſorm von 1808 bei den ſchleſiſchen Regierungen. [Aus. der 
auch als Diſſertation erſchienenen Arbeit ſeien die Ausführungen über 
die ergebnisloſen Verhandlungen in der Frage der ſtändiſchen Repräſen⸗ 
tanten hervorgehoben. Das harte Urteil über den Oberpräſidenten 
v. Maſſow ift nicht genügend begründet.] 

S. 295—326: Kardinal Georg Kopp, Fürſtbiſchof von Breslau. a) Sein 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 33 
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Leben und Wirken. Von F. X. Seppelt. b) Als Förderer der 

l Wiſſenſchaft. Von J. Jungnitz. | 

S. 329—353: H. Nentwig, Literatur zur ſchleſiſchen Geſchichte für das 
Jahr 1915. 


Schleſiſche Geſchichtsblätter. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte 
Schleſiens. Jahrgang 1916. 

S. 49—56: O. Meinardus, „Schleſiſche Menſchenfreſſer“, eine Ge⸗ 
ſchichtsfabel. [Die in Pierſons Preußiſcher Geſchichte enthaltene An⸗ 
gabe, in Schleſien wie in den meiſten deutſchen Landen habe während 
des Dreißigjährigen Krieges der Hunger zur Menſchenfreſſerei ge⸗ 
trieben, wird auf Grund eingehender literariſcher und archivaliſcher 
Nachforſchungen als Fabel erwieſen. Veranlaßt wurde die Unter⸗ 
ſuchung dadurch, daß die Londoner „Times“ die Pierſonſche Notiz 

ausgegraben und die übrige engliſche Preſſe fie übernommen hatte.) 


Oberſchlefiſche Heimat. Zeitſchrift des ee chen Geſchichtsvereins. 
Band 12. Oppeln 1916. 


S. 49--66: E. Schramek, Das Kollegiatſtift zum hl. Kreuz in Oppeln. 
Die Aufhebung des Kollegiatſtiftes im Jahre 1810. [Darſtellung der 
Säkulariſation auf Grund des Edikts vom 30. Oktober 1810 und 
Überſicht über die Neuordnung der kirchlichen Verhältniſſe.) 

S. 103—117: J. Chrzaszez, Hundertjähriges Jubiläum der Oppelner 
Königlichen Regierung 7. Mai 1916. |Scildert die Anfänge der 1816 
begründeten Regierung.] 


Baltiſche Studien. N. F. Band XIX. Stettin 1916. 


S. 59—236: Grotefend, Die Embleme der Siegel, Wappen und Helme 
zieren des, pommerſchen Adels. Unter Zugrundelegung der Werke 
J. T. Bagmihls und G. A. v. Mülverſtedts. 


Pommerſche Jahrbücher. 16. Band. Greifswald 1915. 


S. 7—14: Der Übergang Neu-Vorpommerns und Rügens an Preußen. 
[Abdruck der bezüglichen Erlaſſe von 1815.] 

S. 15—92: Günter Mehnert, Die Stadtverfaſſung Greifswalds, ver- 
glichen mit der Verſaſſung der Stadtgemeinden nach der Städte- 
ordnung von 1853. 

93 — 200: Johannes Raſſow, Verhandlungen über die Vereinigung 
des ehemaligen ſchwediſchen Vorpommerns und Rügens mit Preußen 
[nad Akten des Geh. Staatsarchivs in Berlin]. 

201—210: Heinrich Ulmann: Schwediſch⸗Pommern als Träger des 
Kaiſertums. Eine Phantaſie aus dem Jahre 1812 [betreffend die 
von Stein erwähnte Idee, daß der Kronprinz von Schweden als 
Herzog von Pommern ſich erboten habe, die Bürde der kaiſerlichen 
Krone auf ſich zu nehmen.] 


A 


Q 
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Geſchichtsblätter für Stadt und Sand Magdeburg. 49./50. Jahrgang. 
1914. Magdeburg 1916. 


S. 305—318: E. Neubauer, Die Programme der Schulen Magdeburgs 
vor 1810 (Schluß). 

S. 403—449: E. Neubauer, Magdeburgs Roland. [Anhang II, 1. Der 
Hirſch; 2. der Schildbaum; 3. der Pranger; 4. der Galgen.] 

S. 451—496: Friedrich Israel, Veröffentlichungen zur Geſchichte von 
Erzſtift und Herzogtum Magdeburg während der letzten Jahre. 

S. 497—500: Werner Deetjen, Zu Immermanns Aufenthalt in 
Magdeburg. 

S. 501—506: Friedrich Tilger, Nachrichten über die frühere Neuſtädter 
Kurrende. 

S. 506—507: Otto Heinemann, Die Anfänge eines Magdeburger 
Millionärs [Joh. Gottlob Nathufius]. 


Beiträge zur Geſchichte der Landes⸗ und Volkskunde der Altmark. 
Band IV. Stendal 1916. 


S. 1—21: Paul L. B. Kupka, Aus dem alten Inſelſchen Gutsarchive. 
S. 22 — 23: E. Wolleſen, Wo lag die von Kaifer Konrad errichtete Burg 
Werben? 

S. 24—27: E. Wolleſen, Stammen die v. Beneckendorf und v. Hinden⸗ 

burg aus der Altmark? 

S. 28—39 und 69—94: Paul L. B. Kupka, Vorgeſchichtliche Funde aus 

der Altmark. 

S. 94—98: E. Wolleſen, Über einige Werbener Siegel. 

S. 98—103: E. Wolleſen, Der Grabſtein eines Altmärkers in der Kirche 
des adligen Fräuleinſtifts Heiligengrabe [Stiftshauptmann Hans Erd⸗ 
mann v. Bertlom). 

. 107—108: K(lupka), Die Familie Sharden. 

. 109—116: Kupka, Rezenſion des Aufſatzes von P. J. Meier in den 
Forſchungen, 27. Band S. 371 ff. 


Zeitſchriſt des Vereins für Kirchengeſchichte in der Provinz Sachſen. 
Jahrgang 12. Magdeburg 1915. 
S. 138—167: K. Schapper, Zur Geſchichte des Altmärkiſch⸗Priegnitziſchen 
Geſangbuches (Fortſetzung und Schluß). 


Zeitſchrift des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen. Jahrgang 
1915. Hannover. 3 l 
S. 851—395: Friedrich Bertheau, Die Wanderungen des niederſächſi⸗ 
ſchen Adels nach Mecklenburg und Vorpommern (Fortſetzung und 
Schluß). [Die Ausführungen des II. Kapitels werden beendet und 
das III. Kapitel: Stellung der eingewanderten Geſchlechter im Kolonial⸗ 
gebiete gegeben.] 
Jahrbuch des Geſchichtsvereins für das Herzogtum Brannſchweig. 
13. Jahrg. Wolfenbüttel 1914. 


S. 84—129: Heinrich Gaus, Geſchichte der Braunſchweigiſchen Staats⸗ 
33 * 


Ge Q 


516 Neue Erſcheinungen [212 


poft bis 1806. [Darin u. a. ein Kapitel über die Poſtanlagen und 
Beziehungen zu den Nachbarſtaaten, das vielfach preußiſche Verhält⸗ 
niſſe berührt.] 


Mitteilungen des Vereins für Anhaltiſche Geſchichte und Altertums ⸗ 
kunde. Neue Folge. Heft 2. Deſſau 1914. 


S. 1— 200: Theodor Redenz, Die hiſtoriſche 1 der Landes: 
grenze zwiſchen dem Herzogtum Anhalt und der Provinz Sachſen, fo- 
weit die Grenze von der Fuhne gebildet wird (Saalkreis und Kreis 
Bitterfeld), von den älteſten Zeiten ab bis zur Gegenwart. 


Mitteilungen des Vereins für Geſchichte und Landeskunde von Odna · 
brüd. 39. Band. Osnabrück 1916. 


S. 316—339: Schirmeyer, Juſtus Gruners Anteil an der deutſchen Er- 
hebung. [Auf Grundlage des Buches von Paul Wentzcke.] 


Jahrbuch der Geſellſchaft für bildende Kunſt und vaterländiſche Alter- 
tümer zu Emden. 19. Band. Emden 1916. 


~ 


S. 1—68: Robert Heefing, Geſchichte des Emder Stopelredts. II. 
[In dieſem Teil beginnt die preußiſche Zeit 1744—1749, Fortſetzung 
folgt.] | 

S. 69—108: Max Koppe, Götz und Kaldreuth in Emden. [Der Dichter 

Johann Nicolaus Götz war Hauslehrer bei dem preußiſchen Gouverneur 

von Emden, Oberſt v. Kalckreuth.] 


Düſſeldorfer Jahrbuch. Band 27. Düſſeldorf 1915. 


S. 1— 144: Otto Kolshorn, Markgräfin Anna Sophia von Branden: 
burg und die Vorgeſchichte ihrer Vermählung 1609—1614. [Vgl. 
oben S. 279. 

. 179—287: Hans Fraenkel, Dampfſchiff und Eiſenbahn am Nieder⸗ 
rhein. Studien über ihre Anfänge, unter beſonderer Berückſichtigung 
Düſſeldorfs. [Es wird die Zeit von 1830—1550 behandelt.] 

296 — 300: Adolf Haſenclever, Zwei Briefe des Schulrats Friedrich 
Kohlrauſch an die Familie Haſenclever in Ehringhauſen bei Remſcheid 
laus dem Jahre 1818, Erwähnung von Steins Plan betr. Begründung 
der Monumenta Germaniae, und 1837]. 


Zeitſchrift für die Geſchichte des Oberrheins. Neue Folge. Band 31. 
Heidelberg 1916. 


S. 4.18450: Eberhard Gothein, Alfred Dove. Ein Nachruf. 


Rorrejpondengblatt des Geſamivereins der deutſchen Geſchichts⸗ und 
Altertumsvereine. 64. Jahrgang. Berlin 1916. 
S. 134 135: A. Kurz, Das Aheiniſch-Weſtfäliſche Wirtſchaftsarchid 
in Köln. 
S. 179—155: Rudolf Schmidt, Märkiſche Sühnekreuze. Ein Beitrag 
zur Steinkreuzforſchung. [Genaue Aufzählung der einzelnen Sühne— 
kreuze. 


G 


(9) 
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Deutſche Geſchichtsblätter. Band 17. Gotha 1916. 


S. 75—90: Alexander Brückner, Oſtdeutſchlands flavifde Namen- 
gebung. 

S. 91—100: Carl v. Obſtfelder, Ein geſchichtlicher Rechtsſtreit. [Prozeß 

| der Croſſener Fiſchmeiſter gegen den preußiſchen Fiskus über ihre 
Rechte.] 

S. 199 — 226: Heinrich Pudor, Zur Geſchichte der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Judengeſetzgebung bis 1730. [Ergänzt und berichtigt die 
Darſtellung des Freundſchen Buches: Die Emanzipation der Juden in 
Preußen. Zum Schluß wird Stellung zu dem Aufſatz von Priebatſch: 
Die Judenpolitik des fürſtlichen Abſolutismus im XVII. und XVIII. 
Jahrhundert in der Schäferfeſtſchrift genommen.] 


Hiſteriſche Zeitſchrift. 116. Band. München⸗Berlin 1916. 


S. 69 — 100: Friedrich Meinecke, Alfred Dove. [Eine ausführliche 
feinſinnige Analyſe des bedeutenden Gelehrten und Schriftftellers.] 

S. 231-270: Siegfried Kähler, Wilhelm und Alexander v. Humboldt 
in den Jahren der Napoleoniſchen Kriſe. [Die Stellung des Brüder⸗ 
paares in den Jahren 1795—1820 wird verfolgt, um den Gegenſatz, 
in dem es ſteht, zu erläutern.] 

S. 282—236: Hermann Kantorowicz, Alfred Doves ſchriftſtelleriſche 
Größe. 


Hiſtoriſche Vierteljahrſchrift. XVII. Jahrgang. Leipzig 1916. 

S. 498—507: Julius v. Pflugk⸗Harttung, Warſchau zur preußiſchen 
Zeit 1795—1806. Ein Kulturbild. Im Anſchluß an das Buch des 
Verſaſſers: Der Stadt- und Polizeipräſident v. Tilly und die Zus 
ſtände in Warſchau zur preußiſchen Zeit 1799 — 1806 auf Grund von 
Akten des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin.] 


Preuziſche Jahrbücher. 164. Band. Berlin 1916. 


S. 349—355: A. Wolfſtieg, Wer ift der Vater des Dreiklaſſenwahlrechts 
in Preußen? [Es wird nachzuweiſen geſucht, daß David Hanſemann 
als Vater des Dreiklaſſenwahlrechts anzuſprechen iſt, und daß das 
Rheiniihe Kommunalwahlrecht als Vorbild gedient hat.] 


Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Vollswirtſchaft 
im Dentichen Reihe. 40. Jahrgang. München⸗Leipzig 1916. 
Zweites Heft. | | 

S. 387—448: Erft von der Nahmer, Deutſche Koloniſationspläne und 
erfolge in der Türkei vor 1870. 

S. 463 — 474: G. Schmoller, Allerlei über Polens Vergangenheit und 
Gegenwart [darin Beurteilung der preußiſchen Politik betr- Polen in 
der Zeit 1790—1795.] 


Drittes Heft. | 
S. 1—26: Fr. Meinecke, Landwehr und Landfturm feit 1814. [Leiftungen 
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von Landwehr und Landfturm im heutigen Kriege. Epochen der Ge- 
ſchichte der preubifd-beutfden Feldarmee — Heerweſen und Staats: 
leben — Volkscharakter.] 


Vierteljahrſchrift für Sozial- und Wirtſchaftsgeſchichte. Band XIV. 
S. 1—87: W. Schwinkowski, Die Reichsmünzreformbeſtrebungen in den 
Jahren 1665—1670 und der Vertrag zu Zinna 1667 [mit beſonderer 
Berückſichtigung der kurbrandenburgiſchen Münzpolitik!. 


Zeitſchrift für Politik. Band IX. Berlin 1916. 


S. 426—470: Ernſt Kaeber, Die Stadt Berlin und der Staat. Eine 
hiſtoriſch⸗politiſche Betrachtung. [Die Beziehungen zwiſchen Staat und 
Stadt werden von Anfang an in großem überblick gegeben.] 


Zeitſchrift für hiſtoriſche Waffenkunde. Band VII. Leipzig 1916. 
S. 136—139: Bernhard Engel, Waffengeſchichtliche Studien aus dem 
Deutſchordensgebiet. [Fortſetzung XVI. Aus dem Artushof in 
Danzig. | 


Der deutſche Herold. Zeitſchriſt für Wappen=, Siegel- und Familien⸗ 
kunde. 47. Jahrgang. Berlin 1916. 
S. 57—59: Kade, Das Wappen» und Kriegswahrzeichen der Kreisſtadt 
Sorau, N.⸗L. 
S. 90— 91: Guſtav Sommerfeldt, Neues über die oſtpreußiſche Familie 
v. Knobloch. 
S. 103—104: Guſtav Sommerfeldt, Die Familie Reinhardt in Schleſien 
und Oſtpreußen. 


Vierteljahrſchrift für Wappen, Siegel nud Familienkunde. 44. Jahr- 
gang. Berlin 1916. 
S. 49—71: K. v. Flanß, Die von Schwichow in Pommern, auch Preußen 
und Poſen (Schluß). 


Familiengeſchichtliche Blätter. 14. Jahrgang. Leipzig 1916. 

S. 71—80: Käthe Frickewirth⸗ Art, Ordinationen evangeliſcher Geift- 
licher in Halle a. S. von 1637 bis 1714. [Nach Akten der Oberpfarr⸗ 
kirche U. L. Frauen zu Halle a. S.)] 

S. 114—115: Die Bürgermeiſter Cleves feit 1378. [Aus dem Bericht über 
die Verwaltung ... der Stadt Cleve 1903—1910 nach Feſtſtellungen 
Knippings, Scholtens, Lamers und Oppenhoffs.] 

S. 143—146: Erich Wentſcher, Shyne Wedemer [einer der älteſten Bes 
fiter von Neuendorf bei Brück in der Mark.] 


Meteorolsgiſche Zeitſchrift. Braunſchweig 1915. 


S. 207—215: Joſef Norbert Dörr, Über die Hörbarkeit von Kanonen⸗ 
donner, Exploſionen u. dgl. [Eine ganze Anzahl Schlachten wird 
daraufhin geprüft, z. B. Liegnitz 1760 ufw.] 
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Die Grenzboten. Zeitſchrift für Politik, Literatur und Kunſt. Hrsgb. 
von Georg Cleinow. 75. Jahrgang. Berlin 1916. 
Nr. 18: F. Friedrich, Treitſchke in engliſcher Beleuchtung. 
W. Müller, Das Judentum auf dem Wiener Kongreß. 
Nr. 20: J. Buß, Bismarck und die italieniſche Politik. 
Nr. 21: M. v. Bunſen, Wilhelm und Karoline v. nene in ihren 
Briefen. 
Nr. 24: C. Franke, Erinnerungen an Sachſens Beſetzung durch Preußen 
1866. | 
Nr. 28 und 30: G. W. Freytag, Aus dem Briefwedfel von Guftav 
Freytag mit Graf und Gräfin Baudiſſin. 
Nr. 29: K. Buchheim, Frankreich und die Gründung des norddeutſchen 
Bundes. Zum halbhundertjährigen Gedächtnis des Präliminarfriedens 
von Nikolsburg, 25. Juli 1866. 
Nr. 32: Wittſchewsky, Das Buch des Fürſten Bülow. 
C. Bornhak, Rudolf Gneiſt. Zum 100. Geburtstage am 
13. Auguſt 1916. | 
Nr. 34: J. v. Newald, Deutſchland und Öfterreih. Zur Halbjahrhundert⸗ 
feier des Prager Friedens am 23. Auguſt 1866. 
Nr. 37: K. Buchheim, Aus der politiſchen Vergangenheit der deutſchen 
Katholiken. 


Konſervative Monatsſchrift. 74. Jahrgang. Berlin 1915/16. 
Heft 9/10: W. Wieber, Die politiſchen Ideen in Heinrich von Kleiſts 
Hermannſchlacht in ihrem Zuſammenhang mit den Zeitanſchauungen. 
Heft 11: Graf v. Weſtarp, Dr. Oertel. | 
Heft 12: H. Weſterburg, Emanuel Geibel als Deutſcher. 


Deutſche Nundſchan. Hrsg. von Bruno Hake. 42. Jahrgang. 
Berlin 1915/16. | 
Heft 7: J. Krauter, Die Politik Oſterreichs im griechiſchen Freiheits⸗ 
kampf. [Vgl. Forſchungen Bd. XXIX, S. 283.] 
Heft 8—12: W. v. Einſiedel, Kriegstagebuch des Generalleutnants Hau- 
bold von Einſiedel, 1866 Hauptmann in der kgl. ſächſiſchen Leibgarde. 
Heft 9: A. Leitzmann, Autobiographiſche Fragmente von W. v. Humboldt. 
Heft 10: G. B. Volz, Die finanzielle Kriegsrüſtung Friedrichs des Großen. 
Heft 10—12: G. W. Freytag, Aus Guſtav Freytags Brieſwechſel mit 
Graf und Gräfin Baudiſſin. 


Deuiſche Revue. Eine Monatsſchrift. Hragb. von Richard Fleiſcher. 
41. Jahrgang. Stuttgart 1916. 


April: K. v. Schlözer, Jugendbriefe. 
Mai, Juni: J. Lulves, Bismarck und die römiſche Frage. 
Juli: W. Fraknoi, Andraſſy, Bismarck, Crispi im Jahre 1877. 
Auguft, September: W. Windelband, Aus dem Brieſwechſel Friedrich 
Eichhorns. [Mit ſeinem Vater 1809 und mit ſeiner Frau Amalie, 
J geb. Sad 1813.] 
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Velhagen & Klaſings Monatshefte. Hrsg. von Hanns v. Zobeltitz. 
30. Jahrgang. Bielefeld 1915 / 16. 


Heft 11: E. Heyck, Bilder aus dem alten Berlin. 
— 31. Jahrgang. Bielefeld 1916/17. 


Heft 1: M. Lenz. Das Zeitalter der franzöſiſchen Revolution und ihre 
Weltkriege im Vergleich zur Gegenwart. 


Der Türmer. Monatsſchrift für Gemüt und Geiſt. Herausgeg. von 
Frhr. J. P. E. v. Grotthuß. 18. Jahrgang. 1915/16. 
Heft 23: K. v. Strantz, Fürſt Bülows Deutſche Politik. 


Hochland. Monatsſchrift für alle Gebiete des Willens, der Literatur 

und Kunſt. Hrsg. von K. Muth. 13. Jahrgang. München 1915/16. 
Heft 8: M. Spahn, Bismarcks politiſches Erbe und der Krieg. 

Heft 12: M. Spahn, „Deutſche Politik“. [Anzeige des Werkes von Bülow. 


Oſterreichiſche Nundſchau. Hrsg. von Leopold Frhr. v. Chlu⸗ 
medy, Dr. Karl Gloſſy, Dr. Felix Frhr. v. Oppen⸗ 
heimer. Band 48. Wien 1916. 

Heft 5: P. Herre, Bismarck und Metternich. [Ein Vergleich und Schilde⸗ 
rung der perſönlichen Begegnungen im Jahr 1851.] 
Heft 6: ,“, Friedrich Wilhelm III. in den böhmiſchen Bädern. 

Ungariſche Nundſchau. Hrsg. von Dr. Guſtav Heinrich. 4. Jahr⸗ 
gang. München und Berlin 1915. 

3/4. Heft: W. Fraknoi, König Matthias und die Hohenzollern. 

Internationale Monatsſchrift für Wiſſenſchaft, Kunſt und Technik. 
10. Jahrgang. Leipzig 1915/16. 

Heft 1: M. Cornelius, England in Treitſchkes Darſtellung und Urteil. 
Heft 4: A. Bezzenberger, Die Kriegsnöte Oſtpreußens in früherer Zeit. 
Heft 7: K. Hampe, Treitſchke in London. 


Heft 8/9: F. Meinecke, Grundzüge unſerer nationalen Entwicklung bis 
zur Aufrichtung des neuen Reiches. 


Voſſiſche Zeitung. Sonntagsbeilage 1916. 
Nr. 21: G. Roloff, Preußen und die allgemeine Wehrpflicht. 
Nr. 38: A. Leitzmann, Wilhelm v. Humboldts Tagebücher. 
Mitanſche Zeitung. 1916. 


Nr. 154: O. Clemen, Erinnerungen an Goethe und Friedrich den Großen 
im Mitauer Muſeum. 
Nr. 171: ©. Clemen, Der Prinz von Preußen in Mitau 1780. 


Militär- Wochenblatt. 1916. 


Außer dem Abſchnitt „Aus der militäriſchen Fachpreſſe“ (val. „Forſchungen“ 
Bd. 27, 1) wird ſeit einiger Zeit im Militär-Wochenblatt auch eine 
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ſehr dankenswerte „Überſicht über die Militär⸗Literatur des vt und 
Auslandes“ als laufende Rubrik veröffentlicht. 


Nr. 56 ff.: Amtliche Mitteilungen des Gr. Hauptquartiers, des Admiral⸗ 
ſtabes der Marine, der öſterreichiſch⸗ungariſchen Heeresleitung und des 
öſterreichiſchen Flottenkommandos. Kriegstagebuch. Neueſte Ereig⸗ 
niſſe. — Der türkiſche Krieg mit den Dreiverbandsmächten. 

Nr. 56/57: v. Blume, Die vierte Kriegsanleihe und die bewaffnete Macht. 

Nr. 58: Einiges aus der Vergangenheit der ſchweren Artillerie. [Das von 
Friedrich d. Gr. für ſeine Schlachten herangezogene ſchwere Kaliber 
wurde ſeit Napoleon I. zur Erzielung größerer Beweglichkeit der Ope⸗ 
rationen aus dem Feldheere ausgeſchaltet; erſt die Kämpfe vor Plewna 
riefen die modernen „Haubitzen“ ins Leben, und bei uns war es dann 
beſonders Graf Schlieffen, der prophetiſch darauf hinwies, daß „der 
Zukunftskrieg Artilleriekämpfe von ungeahntem Umfange und großer 
Furchtbarkeit bringen werde, und daß bei ſonſt gleichem Verhältnis der 
Erfolg dem wirkſameren Geſchütz zuteil werden müſſe“.) 

Nr. 61/62: Die Märzſchlachten 1916 (W. T. B.) fa 

Nr. 62/63: Immanuel, Aus der Geſchichte des Stellungskrieges. 

N. 64—67: v. Blume, Die gegenwärtige Kriegslage. i 

Nr. 66/67: Die deutſche Taktik bei Verdun. 

Immanuel, Kückblick auf die Kämpfe im Oſten vom 18. bis 
28. März 1916. 


Nr. 68/69: Die Mißhandlung der neutralen Nordſeeſtaaten durch EN 
Nr. 70/71: Amerikas Antwort auf die deutſche Note. 
Die engliſche Bunkerkohlenſperre im Urteil der Neutralen. 


Nr. 72/73: Die geſtörte Frühjahrsoffenſive des Vierverbandes. 
Nr. 75—78: v. Blume, Die Kriegsereigniſſe der zweiten Hälfte des April. 
Immanuel, England und Irland. 
Die deutſchen U-Boote — Englands wirkliche Gefahr. [Nach der 
Londoner „Nation“. 

Nr. 77—80: Immanuel, Zum Jahrestag der Kämpfe von Gorlices 
Tarnow. 

Nr. 79/80: Deutſchlands Antwort auf die amerikaniſche Note. 

Nr. 82/83: Amerikas Antwortnote. 

Kut el Amara vor der übergabe. [Letzte Berichte des Generals 
Townshend.) 

Nr. 84: Der Krieg zu Lande im Monat April (W. T. B.) 

Die Mißerfolge der engliſchen Kriegführung zu Lande, zur See 
und in der Luft. 

Nr. 87: Zur Vorgeſchichte unſerer Armierungsbataillone. 

Nr. 88/89: Unter der Herrſchaft der ſchweren Artillerie. [Schreibt den in 
Nr. 58 erwähnten e Schlieffens dem bekannten Artillerie⸗ 
general Müller zu.) 

Nr. 90/91: Aus der kriegsgeſchichtlichen und militäriſchen Vergangenheit 
der Alandsinſeln. 

Nr. 92/93: v. Blume, Verdun. 

Immanuel, Die Feſtung im Rahmen des großen Rrieges. 
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98/99, 102/103, 109/110: Die Seeſchlacht am Skagerak [drei Artikel]. 
98—101: v. Blume, Die Kriegslage am Schluß des Monats Mai. 
100 / 101/106: Immanuel, Vom Balkankriegsſchauplatz. 

102—104: Die ruſſiſche Märzoffenſive 1916. 

109 / 110: F. Andreae, Ein Zeugnis für die Verwendung von Hand: 
granaten bei der Verteidigung von Danzig 1807. 

v. Blume, Die kriegeriſchen Ereigniſſe der erſten Hälfte des 
Juni [Schluß in Nr. 111]. 

112—115: v. Frieſen, Die Strategie Napoleons I. [Charakteriſtiſch 
für ſie ſei 1. die Verwendung der Maſſen (und daher Vereinigung der 
Truppen vor, nicht auf dem Schlachtfeld); 2. die Loslöſung vom bis⸗ 
herigen Magazinſyſtem und deffen Erſetzung durch das Requifittons- 
ſyſtem; 3. die ſtrategiſche Vorbereitung der großen Vernichtungsſchlachten.] 


. 1/2: Zum hundertjährigen Beſtehen des Militär-Woden- 


blatt. 


. 1—6: Die Seeſchlacht vor dem Skagerrak [amtliche Darftellung). 
. 1/2/2538 434455 —58: Immanuel, Vom Balkan-⸗Kriegsſchauplatz. 
. 9/10/11/19/27/28/32/38/55: Die Prophezeiungen unſerer Gegner vor 


Jahresfriſt. 


. 6—9: Der Krieg zu Lande in den Monaten Mai und Juni. 
. 89: v. Blume, Die Schlacht an der Somme. 
12/13/15: v. Blume, Feindliche Cffenfiven im Weſten, Süden und 


Oſten. 


. 15—17: Immanuel, Über die Dauer der Schlachten. 
. 16/17: Richtigſtellung des Jellicoe: Berichts (W. T. B.). 
. 18: Kriegskritik. [Warnung vor laienhaftem Abſprechen auf Grund 


der Außerung Bonapartes vom Jahre 1794: „Es gehört ſich nicht, 
daß diejenigen über die Richtigkeit der Operationen aburteilen, die 
nicht im Mittelpunkt der Maſchine ſtehen.“] 


. 19: Die engliſch⸗franzöſiſche Doppelkeiltaktik. 

. 20/21: Péronne. [ Kriegsgeſchichtliche Erinnerungen.] 

. 24: v. Blume, An der Schwelle des dritten Kriegsjahres. 

. 25: Kriegsſchiffsverluſte, Handelskriegserfolge, Völkerrechts verletzungen 


feit Kriegsbeginn (W. T. B.). 


. 26: Rückblick auf die Ereigniſſe in den Schutzgebieten während des 


zweiten Kriegsjahres (W. T. B.). 


. 3031: Immanuel, Frankreichs Heereserſatz und Bevölkerungsſorgen 


im Weltkriege. 

Urteile neutraler Sachverſtändiger [Stegemann, Oberſt Egli, Major 
Nörregard u. a.] über die engliſch⸗franzöſiſche Oſſenſive. Vgl. auch 
Nr. 33/34/40. 


. 32: Das Flugweſen im ſerbiſchen Feldzuge. 
. 33—36: v. Blume, Die bisherigen Ergebniſſe der ruſſiſchen Sommer. 


offenfive. 
3941-44: Die Schlacht an der Somme im Monat Juli (W. T. B.). 
40: v. Blume, Die Kriegslage im Weſten. 
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Nr. 4142: Die franzöſiſchen Verluſte. [Nach amtlichen franzöſiſchen An- 
gaben; ſie werden auf faſt 4 Millionen errechnet.] 
Nr. 46/47: v. Blume, Italiens und Rumäniens Vertragsbruch. 
Nr. 49/50: v. Blume, Die Kriegslage in Südweſtaſien und Agypten. 
Nr. 49 —52 55: Die ruſſiſche Sommeroffenſive 1916. 
Nr. 51/52: Zum 200 jährigen Beſtehen des preußiſchen Zeugoffizierkorps. 
Nr. 59/61: v. Blume, Die große Offenſive des Zehnſtaatenbundes. 
Nr. 60: Sternfeld, Der Verzicht auf Belfort. [Nach dem „Tag“.] 
Nr. 60,61: Die Dobrudſcha in der Kriegsgeſchichte. 


Jahrbücher für die deutſche Armee und Marine. Geleitet von Keim. 1916. 


Heft 535: Rhazen, Frankreichs Selbſtlob dicht vor dem Kriegsausbruch 
und feine Selbſtkritik nach 1 Kriegsjahren. 
Riensberg, Das franßjöſiſche Feſtungsnetz längs der deutſchen 
Grenze. 
Woelki, Kriegswiſſenſchaft. Durch- und Einbrüche der Front. 
Heft 536: E. Schultze, Die Irländer als Soldaten. 
Rhazen, Die Neujahrsſchlacht in Galizien und der Bukowina. 
[Schluß im Heft 537.] 
Heft 538: Rhazen, Die Cifenfive in Verduns Vorfeld, ihre Begleit⸗ und 
Folgeerſcheinungen. [Schluß in Heft 539.] 
v. Richter, Beitrag zum Verlauf des Salonikiunternehmens. 
Friedenswunſch eines Franzoſen. [Über das Buch von Ber- 
tourieux, La verite, Genf 1916. Schluß in Heft 539.) 
Heft 539: Woelki, Zur Feſtungsfrage. 
Heft 540: G. R., Verluſtphantaſien unſerer Gegner. IFeſtſtellung ihrer 
wahren Verluſte: „Das Weißbluten hat begonnen“.] 
Woelki, Ziele der Befeſtigung. 
v. Sommerfeld, Zur Aufklärung im Kriege. [Unſere Auf⸗ 
klärung vor der Schlacht bei Sedan.] 


I Bücher 
A. Beſprechungen 


Willy Hoppe, Kloſter Zinna. Ein Beitrag zur Geſchichte des oſt⸗ 
deutſchen Koloniallandes und des Ciſtercienſerordens. (Veröffent⸗ 
lichungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg.) 
München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1914. XIV, 275, S., 
mit 2 Karten. Mk. 7.—. 


Die Erforſchung des mittelalterlichen Ordensweſens iſt in neuerer 
Zeit durch eine Reihe eindringender Arbeiten allgemeinerer Art, teils 
ſyſtematiſch, teils ein größeres örtliches Gebiet umfaſſend, in Angriff ge⸗ 
nommen worden, die bald, wie Schreiber, von den grundlegenden Feſt⸗ 
ſtellungen Michael Tangls in ſeiner Ausgabe der päpſtlichen Kanzlei⸗ 
ordnungen ausgehen, bald, wie Brackmann, im Anſchluß an Paul Kehrs 
vielverſprechende Neubearbeitung der Regesta pontifieum Romanorum 
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or 
1 


bis 1198 erwachſen ſind. An guten Monographien über einzelne Klöſter, 
die den neueren Ergebniſſen der Forſchung und ihren Frageſtellungen 
Rechnung trügen, fehlt es dagegen ſehr. Das Buch von Hoppe iſt als ein 
vorbildlicher Anfang auf dieſem Gebiet mit großer Freude zu begrüßen. 
Mit voller Beherrſchung der allgemeinen und der beſonderen Literatur, 
ſowie des irgend erreichbaren ungedruckten Materials und umſichtiger 
Kritik hat der Verfaſſer dem ſpröden Stoffe abzugewinnen gewußt, was 
ihm nur irgend abzugewinnen war. Es iſt ihm gelungen, ein lebendiges 
Bild von dem Leben und Treiben wenigſtens vom 15. Jahrhundert an 
zu zeichnen und für die frühere Zeit trotz des fragmentariſchen Materials 
ein paar große Hauptzüge ſeſtzuhalten. 

Man kann nur bedauern, daß eben der Stoff nicht ergiebiger war. 
Denn erſtens „hat kein günſtiges Geſchick über den Quellen zur Geſchichte 
des Kloſters Zinna im Lande Jüterbog gewaltet“ — kein Kopiar, kein 
Nekrolog iſt auf uns gekommen —, und zweitens hat Zinna an Be— 
deutung nie an die wichtigeren Klöſter ſeines oder anderer Orden entfernt 
herangereicht und auch politiſch oder kulturell nur im engſten lokalen Kreiſe 
ſeine, als ſolche freilich nicht unweſentliche Rolle geſpielt. „Das Kloſter 
ijt ein magdeburgiſch⸗brandenburgiſches; über diefe Territorien hinaus 
erſtreckten ſich ſeine Intereſſen nur ganz vereinzelt.“ In die große Politik 
hat es fo gut wie nie eingegriffen, höchſtens in der erſten Hälfte des 
13. Jahrhunderts bei der Erwerbung des Barnims. 

Was ſeiner Geſchichte einen beſonderen Zug verleiht, iſt die Doppel⸗ 
ſtellung zwiſchen Magdeburg und der Mark. „Bis in die Zeiten des 
Großen Kurfürſten gehörte ſein Bezirk zum Erzſtift, aber es war doch 
nur eine Exklave geweſen“. Erſt Friedrich der Große hat den nördlichen 
Teil des Landes Jüterbog, in dem Zinna liegt, der Mark eng. angegliedert. 
Die heftige Rivalität zwiſchen dem Erzſtift und der Mark, die wiederholt 
in blutigen und langwierigen Kämpfen ausbrach, muß auch Zinna mehr 
als einmal ſtark berührt haben, auch wenn die Überlieferung darüber 
dürftig iſt. Von dem großen Erzbiſchof Wichmann von Magdeburg 1170 
bis 1171 gegründet, nach der ſchweren Erſchütterung durch den Wenden⸗ 
ſturm von 1179) bis 1226 langſam neu gebaut und mit der Erwerbung 
ausgedehnten Grundbeſitzes im Lande Jüterbog beſchäftigt, der erft mit 
dem Jahre 1317 im weſentlichen abgeſchloſſen war, hat das Kloſter bes 
reits vor 1237 in dem weit entfernten markgräflichen Barnim in der 
Strausberger Gegend öſtlich von Berlin feſten Fuß gefaßt und hier aus 


- 


1) Über dieſen Wendeneinfall befteht zwiſchen dem Vrrfaffer und mir eine 
Meinungsoerichtedenhrit. Wahrend er (Magdeburger Geſchichtsblätter 43, ©. 243 
A. 37) mit Cohn und Zickermann drei verſchiedene Wendenzüge, in die Lauſitz 
September 1178, gegen Jüterbog und Zinna November 1179 und wieder in die 
Lauſitz Frühjahr 1180, annimmt, beziehe ich (Neues Archiv der Geſellſchaft für 
ältere deutſche Geſchichtskunde 32, S. 125 f. und 38, S. 568 A. 1) mit Klemwin 
alle Nachrichten auf einen einzigen Raubzug vom September bis November 1179. 
Die Ausführungen von W. Biereye, Die Wendeneinfälle der Jahre 1178, 1179. 
1180 und die Herausforderung Heinrichs des Löwen zum Zweikampf durch Mart- 
araf Dietrich von Landsberg, der im Ergebnis mit mir übereinſtimmt, Hiſto⸗ 
ma Zeitſchrift 115 (3. Folge 19), S. 311 ff., haben die Frage nicht weſentlich 
gefordert. 


to 
12 
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dem Abbau des Kalkſteins nordweſtlich von Rüdersdorf oſſenbar reichen 
Gewinn gezogen. Während im 14. Jahrhundert zeitweilig die Gegner⸗ 
ſchaft zu den Wittelsbachern unverkennbar iſt, „erhält die zinnaiſche Ge⸗ 
ſchichte im 15. Jahrhundert einen kennzeichnenden Zug durch die enge 
Verbindung mit dem zollernſchen Hauſe“. Auch bei der Auflöſung nach 
einer längeren Zeit innerer Wirren und argen Verfalls unter dem 
reformationsfreundlichen Abt Heinrich Greve (1536/371539) und den 
katholiſchen Noten Mattheus Kagel (1539 — 1546) und Valerian (1547 bis 
1553) ging der Kurfürſt voran, indem er mindeſtens ſchon 1544 und feiter 
etwa 1546 ˙47 feine Hand auf die geſamte Verwaltung des zinnaiſchen Barnim- 
beſitzes legte, der ſeit 1571 als kurfürſtliche Domäne nachweisbar iſt. Zinna 
ſelber fiel mit dem Jüterboger Komplex dem Magdeburger Domkapitel zu 
und wurde ſchließlich auf dieſem Umwege 1680 ebenfalls kurfürſtlich. 
Der Verfaſſer beginnt mit einer Einleitung „Zur zinnaiſchen 
Quellenkunde“; beſondere Beachtung verdienen die über Sello hinaus: 
führenden Bemerkungen über das Zinnaer „Landbuch“, von dem wir den 
Barnimteil der 1471 urſprünglich lateiniſch abgeſaßten Aufzeichnung, ſo⸗ 
wie die erneute, zunächſt ebenfalls lateiniſche Aufzeichnung von 1480 in 
Übertragung und dazu ſpätere Erweiterungen beſitzen. Das „Fragment 
einer zinnaſchen Kloſterchronik“ bei Riedel D I S. 296 ff., eine Güter- 
geſchichte von 1170 bis 1397, kann die Einleitung zu dieſem Landbuch 
geweſen fein. Der Catalogus abbatum coenobii Zinnensis in den 
Sammlungen des Pfarrers Dionyfius (1552/53 — 1626) ijt ganz unzuver⸗ 
läſſig und ſchwerlich aus den nicht recht greifbaren und jedes falls wohl eben⸗ 
falls ſpäten Annales Jutrebocenses et coenobii Zinnensis entnommen. 
Das 1. Kapitel verfolgt den ,Grundbefig und feine Wandlungen, 
Zinnas Stellung in der politiſchen Geſchichte“ bis zum Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts, wo die Geſamtfläche des isttofterlandes „bei 39 Dörfern und 
etwas übrigem Boden 1768 ½ Hufen, d. h. die Hufe zu ungefähr 17 ha 
gerechnet, etwa 300,65 qkm“, etwas weniger als der heutige Flächenraum 
von Reuß ä. L. betrug. Da es an einer befriedigenden Zuſammenfaſſung 
der magdeburgiſch⸗brandenburgiſchen Politik trotz der zahlreichen Einzel- 
literatur noch immer fehlt, ſei die Überſicht der äußeren Vorgänge im 
14. Jahrhundert S. 47 ff. hervorgehoben. (Die inzwiſchen erſchienene Arbeit 
von Walter Ruhe, Die magdeburgiſch-brandenburgiſchen Lehnsbeziehungen 
im Mittelalter, Halle 1914, Forſchungen zur thüringiſch⸗ſächſiſchen Ge⸗ 
ſchichte, Heft VI, iſt nur ein Beitrag zur Ausfüllung dieſer Lücke.) 
Kapitel 2 „Binna als geiſtliches Inſtitut“ ſtellt zunächſt die Abts⸗ 
reihe feſt, die erſt von etwa 1400 an ziemlich vollſtändig wird, zählt die 
übrigen Kloſterglieder auf, unter denen kein einziger Adliger nachweisbar 
iſt, und verfolgt das geiſtige Leben im Kloſter. Der erſte Abt Nitzo wäre 
zweckmäßig hier noch einmal genannt worden, trotzdem er urkundlich und 
außer bei Dionyſius nicht bezeugt iſt; dagegen iſt der von Jung zu 1486 
aus „Urkunden“ genannte Johannes lieber aus dem Text zu ſtreichen, da 
beſtenfalls wohl nur eine Verwechſlung mit dem folgenden Jakobus vor- 
liegt. Danach werden Zinnas Stellung im Orden und ausführlicher 
feine Beziehungen zur Kurie und zum Diözefanbifchof geſchildert. 
Am ergiebigſten iſt das 3. Kapitel „Wirtſchaft und Verwaltung“ 
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(S. 130--178). Vor dem Erwerb aus zinſenden Dörfern trat der Eigene 
betrieb bald zurück. Bei der Koloniſierung, um den Wert ſeiner Lände⸗ 
reien zu heben, „walten germaniſatoriſche Abſichten kaum vor“, aber ſicher 
wurde Chriſtianiſierung erſtrebt, die durch das Anſetzen deutſcher Be⸗ 
wohner erleichtert wurde, wie umgekehrt das Chriſtentum die Eindeutſchung 
der Wenden förderte. Meiſt in günſtiger Vermögenslage, erwarb Zinna 
lieber beſtehende Dörfer, die einen ſicherern Ertrag verſprachen. In den 
Niederungen um Zinna muß zur Kloſterzeit die Viehwirtſchaft, nicht der 
Ackerbau, überwogen haben. Auch abſichtliches Wüſtlegen von Ortſchaſten 
mit Rückſicht auf die Rentabilität ſcheint vorzukommen. Hinſichtlich der 
Gerichtsbarkeit (Vogtei) glaubt der Verfaſſer S. 171 ff. gezeigt zu haben, 
„daß die Verhältniſſe in dem oſtdeutſchen Kolonialkloſter weſentlich anders 
lagen, als ſie Hirſch [Die Kloſterimmunität ſeit dem Inveſtiturſtreit. 
Weimar 1913] für im großen und ganzen ſüddeutſche Klöſter darſtellen 
zu können meint“. Mit dem 4. Kapitel „Die Reformationszeit, Verfall 
und Auflöſung“ kommt die Darftellung zum Abſchluß. Zinna war die 
„größte und beſtorganiſierte Grundherrſchaft' des Landes Jüterbog. Es 
wurzelte in der bürgerlich-bäuerliden Sphäre, konnte aber doch zuweilen 
den Vermittler zwiſchen Magdeburg und Brandenburg ſpielen. „Die 
religiöfen Werte, die es ſchuf, find im Hinblick auf die umwohnende Yaien- 
welt ſchon früh gering anzuſchlagen. Seelſorge tft nie der Hauptzweck 
des Ordens geweſen.“ 

48 meiſt ungebrudte Stücke vom 12. Jahrhundert bis 1549, aus dem 
Magdeburger und dem Berliner Staatsarchiv, ſowie dem Zerbſter und 
dem Jüterboger Stadtarchiv und den vatikaniſchen Regiſtern ſind, zum 
Teil als ausführliche Regeften, beigegeben. Am wichtigſten ift das Ur- 
kundenverzeichnis von 1539 mit 140 Nummern. Nr. 2 zeigt Erzbiſchof 
Günter von Magdeburg, deſſen Rücktritt man zum März 1279 anfegte,. 
noch am 25. April 1279 in ſeiner Würde. In Nr. 22 iſt am Schluß 
ro[gatus] zu ergänzen und das Komma vorher zu ſtreichen. Das „ave- 
runstig“ in Nr. 24 iſt wohl nicht, wie S. 98 A. 50 geſchieht, gleich 
„aver unstichtig“ zu erklären, ſondern wohl gleich „ave runstig”, 
„ave“ = ab und „runstig“ mit dem Stamm „rennen“ zuſammenhängend 
(vgl. die Nebenform „ronnen“ zu „rennen“ und „runne“ neben „ronne“ 
zu „renne-“ bei Lübben⸗Walther, Mitteln iederdeutſches Handwörterbuch): 
es bedeutet dann einfach „abtrünnig“, nicht „zum zweitenmal entlaufen“. 
Die beiden Karten veranſchaulichen vortrefflich die Entwicklung des 
Zinnaer Beſitzes im Lande Jüterbog und im Barnim. An Überſichtlich⸗ 
keit würden fie gewonnen haben, wenn der Maßſtab der zu Grunde ge: 
legten „Grundkarten“ etwa um die Hälfte verkleinert worden wäre. Auf 
der erſten Karte wäre die Einzeichnung der Grenze zwiſchen Magdeburg 
und der Mark erwünſcht geweſen. 

Bei liebevoller Verſenkung ins kleinſte und einzelne hält die wohl⸗ 
ausgereifte Arbeit immer den Blick für die allgemeinen Beziehungen der 
Ordens und Territorialgeſchichte, der wirtſchaftlichen und verwaltungs⸗ 
geſchichtlichen Fragen offen. Der Verfaſſer wäre der Mann, der uns eine 
vollbefriedigende Geſchichte des Erzbistums Magdeburg liefern könnte, die 
io ſehr fehlt, und der die Trümmer geſchichtlicher Überlieferung in den 
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Totenbüchern oder den Weihnotizen der Magdeburger Provinz zu bergen ver- 
möchte, deren Sammlung wir von den Monumenta Germaniae historica 
dringend erwarten. Für die märkiſche Geſchichtsforſchung liegt zunächſt 
eine wichtige und dankbare Aufgabe in der Herſtellung eines märkiſchen 
Kloſterbuches, eines kritiſchen Verzeichniſſes aller Klöſter und Stifter der 
Mark mit knappen Angaben über Gründung und weitere Schickſale (Um⸗ 
wandlung, Aufhebung) und über die gedruckten und ungedruckten Quellen 
ihrer Geſchichte, wie ſie ähnlich von Hoogeweg und Schmitz⸗Kallenberg für 
Hannover und Weſtfalen gelöſt worden iſt. Danach wäre weiter die 


kritiſche Bearbeitung der Reihen der Abte und ſonſtigen Vorſteher dieſer 


Stifter zu fordern. Wenn dieſe Aufgabe nicht energiſch von den einzelnen 
territorialen Geſchichtsvereinen angegriffen wird, fo haben wir wenig Aus- 
ſicht, je zu einer „Series abbatum, praepositorum, priorum Germaniae“ 
zu kommen, die allen berechtigten Anſprüchen genügt. 

Berlin. Adolf Hofmeister. 


Dr.-Ing. Ed. Jobſt Siedler, Regierungs⸗Baumeiſter, Märkiſcher Städte⸗ 
bau im Mittelalter, Beiträge zur Geſchichte der Entſtehung, Planung 
und baulichen Entwicklung der märkiſchen Städte. Berlin, Verlag 
Julius Springer, 1914. 4° 148 S. mit 1 Landkarte und 
207 Abbildungen. 


Die Mißſtände im Stadtbau der Gegenwart, die Vernichtung des 
künſtleriſchen Bildes der alten Städte und das Anwachſen bedeutungs- 
loſer neuer Stadtteile haben in den letzten Jahren das Augenmerk auf 
die Schönheit der alten Städte zurückgelenkt und ein umfangreiches 
Schrifttum hervorgerufen, das die Stadtpläne als Außerungen der Stabt- 
geſchichte betrachtet. Die auf Anregung und mit Unterſtützung des Ber⸗ 
liner Architektenvereins entſtandene Schrift Siedlers ſetzt ſich zur Auf⸗ 
gabe den Städtebau des Mittelalters in der Mark Brandenburg, etwa in 
dem Umfange derſelben verſtanden, den fie während der Siedlungstätig⸗ 
keit der askaniſchen Markgrafen erreicht hatte. Die Mark Brandenburg 
ſteht auf dem Übergange von den unregelmäßigen gewordenen Städten 
Weſtdeutſchlands zu den regelmäßigen gegründeten Städten Oftdeutſchlands. 
Der Verfaſſer betrachtet die Planung der Städte, die Beſtandteile und 
den Aufbau des Stadtplanes; ſeine ſachlich abwägende Darſtellung gehört 
zum Beſten, was zum Verſtändnis des mittelalterlichen Städtebaues ges 
ſchrieben wurde. Im zweiten Teile des Buches gibt er eine Erklärung. 
der Stadtpläne in alphabetiſcher Folge, ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit 
feiner Mitteilungen zu erheben. Nicht glücklich ift er in den Bezeich- 
nungen, die er für einzelne Bebauungsarten verwendet. Der Ausdruck 
„Turbinenplatz“ iſt ſchwer verſtändlich und ſchief gewählt, weil die vier⸗ 
eckigen Märkte mit den von ihren Umfaſſungsſeiten ausgehenden Straßen- 
zügen mit dem Bilde einer Turbine oder eines Waſſerrades kaum etwas 
gemein haben. 8 

Die beſondere Bedeutung des Buches liegt in der Sammlung der 
zahlreichen, meiſt neu gezeichneten Stadtpläne. Nur wäre zu wünſchen 
geweſen, daß ſie einheitlich ſo geſtellt worden wären, daß die Nordlinie 
aufwärts gerichtet iſt, und ſtatt die Pläne in den Text einzuſtreuen, hätte 
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es ſich beffer empfohlen, fie für fic) zuſammenzufaſſen und nach Land- 
ſchaften zu ordnen. 

An dieſer Stelle ſei auf eine andere treffliche Studie desselben Ver⸗ 
faſſers verwieſen. Im Zentralblatt der Bauverwaltung, 1915, Nr. 9 
und 11, gab er eine Erklärung der Stadtpläne von Naumburg, Merſeburg 
und Halle, die zu den älteſten ane des oſtdeutſchen Siede⸗ 
lungsgebietes gehören. J. Kohte. 


Veröffentlichungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 
Die Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg und der beiden 
erſten Könige von Preußen. Herausgegeben von Hermann 
von Caemmerer. Verlag von Duncker & Humblot, München und 
Leipzig 1915. 8“. XIV u. 87 u. 465 S. 


Am 14. September 1914 erlitt der hochverdiente Herausgeber dieſer 
Zeitſchrift, H. v. Caemmerer, bei Soiſſons im Kampfe für das Vaterland 
eine tötliche Verwundung, die ihn zwei Tage ſpäter dahinraffte. Das letzte 
Werk, mit dem er ſich beſchäftigt hatte, war eine Ausgabe der Teſtamente der 
Kurfürſten von Brandenburg aus dem Hauſe Hohenzollern und der beiden 
erſten Könige von Preußen; ſie iſt nunmehr ſozuſagen ſein eigenes wiſſen⸗ 
ſchaftliches Teſtament geworden. Zwar die Ausgabe als ſolche iſt voll⸗ 
endet: aber er wollte ihr eine ausführliche „Darſtellung“ beigeben, an 
deren Vollendung ihn der Kriegsausbruch verhindert hat. M. Klinken⸗ 
borg und G. B. Volz haben ſich das Verdienſt erworben, die Drucklegung, 
mit der der Autor ſelbſt noch begonnen hatte, nach deſſen Heldentode zum 
Abſchluſſe zu bringen. 

Die Ausgabe als ſolche iſt, wie geſagt, fertig geſtellt. Sie enthält 
in 43 Nummern die Teſtamente, letztwilligen Anordnungen ſonſtiger Art, 
Kodizille, Entwürfe und verwandte Dokumente von der „väterlichen Dis⸗ 
poſition Kurfürſt Friedrichs I.“ vom 7. Juni 1439 bis zur „Anordnung 
König Friedrich Wilhelms J. über ſein Leichenbegängnis“ vom 29. Mai 
1740, zum Teil bisher ungedruckt, mit den erforderlichen Mitteilungen 
über die Veſchaſſenheit der Urkunden und mit Erläuterungen über die 
näheren Umſtände ihres Entſtehens. Zum Schluß folgen mehrere Beilagen, 
zunächſt eine Mahnung Kurfürſt Friedrichs II. an ſeinen Nachfolger, die 
Neumark nicht in polniſche Hände kommen zu laſſen, vom Jahre 1467, 
alſo aus der ſchweren Zeit nach dem zweiten Thorner Frieden, da im 
Kampfe um Pommern-Stettin der Kurfürſt mit einem Zuſammenſtoße 
mit Polen rechnen mußte; aus der Stimmung dieſer Tage klingt es 
heraus, wenn der bedrängte Markgraf ſeinen Nachfolgern zuruft: „Und 
wes man fidh furder behelfen konde, das fulh (ant die Neumark bi Deut- 
ſchen landen und dem heilgen romiſchen reich und bi dem wirdigen Kur— 
fürſtenthumb der marg zu Brandburg, der es bei anſetzung der Pure in- 
geleibet, blibe und nicht in undeutſch gezunge gebracht wurde, des deucht 
ſin gnade gotlich, erlich und rechtlich.“ Weitere „Ermahnungen“ einzelner 
Herrſcher an ihre Nachkommen, fideikommiſſariſche Feſtſetzungen u. a. ge⸗ 
langen alsdann zum Ausdrucke: den Beſchluß machen die beiden privaten 
Teſtamente Friedrichs des Großen vom Januar 1752 und 1769; ſie 
wurden von Klinkenborg und Volz hinzugefügt, „das erſte mit den mert- 
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vollen Erläuterungen, mit denen Caemmerer die Mitteilung desſelben im 
Hohenzollern⸗Jahrbuch 1911 begleitet hatte“; ſie enthalten eine feinſinnige 
Charakteriſtik des Verhältniſſes dieſes Dokuments zum politiſchen Teſta⸗ 
mente vom ſelben Jahre 1752 und zum zweiten privaten Teſtamente 
von 1769. 

Der verewigte Autor gedachte, ſeiner Publikation einmal „eine be⸗ 
fondere editionstechniſche Einleitung“ und ſodann eine „Darſtellung“ 
vorauszuſchicken. Die erſtere iſt leider ganz ungeſchrieben geblieben. Das 
Bedauern darüber iſt um ſo größer, je reicher der Stoff iſt, den er darin 
zu behandeln vorhatte, nämlich nicht nur die Überlieferung der Urkunden 
und die Editionsgrundſätze; ſondern er wollte auch darin eine Reihe 
ſachlich ſehr wichtiger und intereſſanter Probleme unterſuchen, wie den 
Unterſchied von „väterlicher Dispoſition“, „letztem Willen“ oder „Seel⸗ 
gerät” und der römiſchen Formen bes Teſtaments und Kodizills; den 
Begriff der Autonomie des hohen Adels und des daraus fließenden Sonder⸗ 
privatrechts: den Begriff des fürſtlichen Privateigentums (Allod) im 
Gegenſatze zum Stammgut, das ſpäter als fideikommiſſariſch gebundener 
Hausbeſitz aufgeſaßt wird; die Grundſätze der Erbfolge im Allod; vormund⸗ 
ſchaſtliche Regierung, Mündigkeitstermin uſw.; Stellung zur Religion; 
Heerweſen uſw. Man ſieht aus dieſer Inhaltsangabe, welche Fülle all⸗ 
gemein- und rechtsgeſchichtlicher Belehrung zu erwarten ſtand, wenn es 
dem Verfaſſer vergönnt geweſen wäre, dieſe „Einleitung“ zu ſchreiben. 

Beſſer find wir daran mit der „Darſtellung“; fie ift etwa zur Hälfte 
fertig ausgearbeitet, nämlich die Kapitel 1—4 (Die Goldene Bulle und die 
Mark Brandenburg; Die Anfänge der hohenzollerſchen Hausverfaſſung und 
ihre Übertragung auf die Mark; Die dispositio Achillea; Joachim I. 
und Joachim II.), ſowie der Anfang des 5. Kapitels über den Geraiſchen 
Hausvertrag. In Kapitel 6—8 wollte v. Caemmerer das Teſtament des 
Großen Kurfürſten, das Edikt vom 13. Anguft 1713 und den „Sieg des 
Staatsgedankens“ behandeln, die erſt unter Friedrich II. eintretende ſcharſe 
und beſtimmte Scheidung von ſtaatlicher Sukzeſſion und privatrechtlicher 
Erbſolge (im Teſtament von 1752) und damit die endgültige innerliche 
überwindung des patrimonialen Staatsbegriffes. Von ihnen ſind nur 
kurze Skizzen des Gedankenganges erhalten, ebenſo von einer beſonderen 
Einleitung zu dieſer Darſtellung, die ſich mit den Landesteilungen in den 
deutſchen Territorien beſchäftigen ſollte. Zu weit geht m. E. v. Caemmerer, 
wenn er die Erwerbungspolitik der Fürſten als „bloße Verſorgungsvpolitik“ 
auffaßt; „man erwirbt Länder“, wie er ſagt, „um zu teilen, um jüngere 
Söhne abfinden zu können, nicht, wie man ſo oft meint, um „Staaten“ 
zu gründen“. Gewiß war die Fürſorge für die Ausſtattung der Kinder 
oft das treibende und ausſchlaggebende Motiv; aber der Anſicht, daß es 
falſch wäre, „Machtpolitik bei ihnen auch nur zu ſuchen“, kann ich mich 
doch nicht anſchließen. Unverkennbar iſt zum Ausgange des Mittelalters 
das Beſtreben der größeren Territorialitäten, ſich zu arrondieren und zu 
erweitern, die kleineren Genoſſen aufzuſaugen, beſtehende Lehnsabhängig⸗ 
keit in wirkliche Obmäßigkeit ſtaatlichen Charakters umzuwandeln; man 
denke z. B. an die Niederlande, Bayern, Böhmen (zumal in ſeinem Ver⸗ 
hältniſſe zu Schleſien). Und machtpolitiſche Beſtrebungen lagen doch den 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 34 


530 Neue Erſcheinungen [225 


Worten zugrunde, die Friedrich II. beim Ausbruche des Stettiner Erb- 
folgeftrettes an Markgraf Albrecht ſchrieb: ,befteen wir in diffen faden, 
ſo geet Brandenburg uber alle diſſe nyderlandt“. Durch das beſtehende 
Erbrecht ward nun freilich die Bildung und Erhaltung ſolch größerer 
territorialer Machtkomplexe, wenn auch ſonſt die Tendenz dazu wirkſam 
war, bedeutend erſchwert. 

Feine und treſſende Bemerkungen, glückliche cine wid- 
tige Ergebniſſe der Einzelforſchung, gründliche Revifion der beſtehenden 
Anſchauungen und tiefe Einſicht in die Zuſammenhänge des geſchichtlichen 
Werdens erheben das Werk, obwohl es ein Torſo geblieben iſt, zu einer 
der wertvollſten Erſcheinungen auf dem Gebiete der brandenburgiſchen Ge— 
ſchichte bis zum 16. Jahrhundert. Mit Recht betont v. Caemmerer, daß 
die Union von 1374 nicht die Einbeziehung der Mark in ein (uremburgi- 
ihes Fideikommiß, ſondern ihre Zugehörigkeit zu dem jeweils in Böhmen. 
regierenden Hauſe bedeutete, daß auf die Feſtſetzungen der Goldenen 
Bulle weder die Luxemburger noch auch die Zollern Rückſicht nahmen, dak 
auf die Teilung und Vererbung der Mark nach ihrem Übergange auf die 
Zollern die fränkiſche Tradition beſtimmend war. Von befonderer Wichtig⸗ 
keit iſt das Kapitel über die dispositio Achillea, der auch er den Charakter 
einer bleibenden Norm abſpricht; „ausgeſprochen und mit vollem Be⸗ 
wußtſein als Norm für alle Zukunft aufgerichtet“ iſt das Prinzip einer 
nur beſchränkten Teilbarkeit des Gebietes nicht durch die Achillea, fondern 
für die fränkiſchen Territorien durch den Regensburger Teilungsvertrag 
vom Juli 1541. Rankes Worte über die Regierung Joachims J.: „Es 
war gleichſam ein Umriß des künftigen preußiſchen Staates entworfen, 
freilich noch nicht in feſten Zügen und nur erſt in Anſprüchen von ferner 
Ausſicht“ wollen ſchwerlich, wie v. Caemmerer S. 80 meint, ein „Bild 
von dem Geiſte der damaligen Beſtrebungen geben“, ſondern lediglich ein 
tatſächliches Verhältnis feſtſtellen. 

Mit vollem Danke iſt es zu begrüßen, daß die Herausgeber das 
nachgelaſſene Werk von Caemmerers auch in dieſer leider nicht zum Ab- 
ſchluſſe gebrachten Geſtalt der Wiſſenſchaft zugänglich gemacht haben; es 
ſichert dem aus reicher und fruchtbarer Wirkſamkeit ſo jäh im Dienſte 
für das Vaterland entriſſenen Gelehrten ein ehrenvolles und unvergäng⸗ 
liches Andenken auf dem Felde der Forſchung zur brandenburgiſchen und. 
preußiſchen Geſchichte. 

Freiburg i. Br. R. Rachfahl, 


Geſchichte der brandenburgiſchen Finanzen in der Zeit von 1640 — 1697. 
Darſtellung und Akten. 2. Band: Die Zentralverwaltung des 
Heeres und der Kammern. Von Friedrich Wolters. München und 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1915. (A. u. d. T.: Urkunden und 
Aktenſtücke zur Geſchichte der inneren Politik des Kurfürſten Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg. J. Teil. 2. Bd.) 20.— Mk. 


Auch Sammelwerke ſind Wachstümer und haben inſolgedeſſen eine 
Entwicklung, die nicht ganz gradlinig und regelrecht verläuft, wie ein Bau 
nach feſtgeſetztem Plane, ſondern etwas pflanzenhaft und willkürlich, ie 
nach Wahl und Neigung der Mitarbeiter. Als der Unterzeichnete auf 
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Grund weit gediehener Vorarbeiten mit der Herausgabe des hier an- 
gezeigten Werkes betraut wurde, war ſeine Abſicht zunächſt, die eine Hälfte 
der brandenburgiſchen Finanzverwaltung, und zwar die Kammern als die 
ältere und geſchichtlichere zuerſt zu bearbeiten, und erſt nach ihrer Voll⸗ 
endung an die andere, die Kommiſſariate, zu gehen. In dem erſten Bande 
gelang es aber nur, die Behörden und das Etats- und Kaſſenweſen der 
Zentralkammerverwaltung, und von den Verwaltungen der Einzelgebiete 
die kurmärkiſche Amts und Kaſſenverwaltung und die kurmärkiſche 
Domänenausnutzung zu behandeln. Ehe ihn andere Aufgaben von dieſem 
Werke abriefen, war die Abſicht des Bearbeiters, hieran zunächſt die 
anderen Zweige der kurmärkiſchen Sachverwaltung, die Forſten, Zölle und 
Regalien anzuſchließen und dann in gleichem Sinn die Kammerverwal⸗ 
tungen der anderen Teilgebiete des Geſamtſtaates, beginnend mit der Neu⸗ 
mark, deren Domänenbewirtſchaftung, wie ein überaus wichtiger, durch ſeine 
Eingängigkeit und Genauigkeit geradezu goldwerter Domäneneſtat für 
Trin. 1697/98 erkennen läßt, beſonders genau und gut eingerichtet geweſen 
ſein muß, zu bearbeiten. Namentlich die Beleuchtung des kurmärkiſchen 
Zollweſens wäre von grundfaglider und alfo eigens verlockender Be- 
deutung geweſen, auch weil ſie in das Grenzgebiet von Geldweſen und 
Wirtſchaftsſtaatskunſt hinüberleitet, das fonft bei dieſen weſentlich ftaats- 
wirtſchaftlichen Dingen damals noch unbeleudtet bleibt. 

Der tatſächliche Fortgang des Werkes hat nun eine andere Richtung 
eingeſchlagen: die oſtpreußiſche Finanzverwaltung iſt einem eigenen Be⸗ 
arbeiter überwieſen worden, deſſen Werk noch der Vollendung harrt; für 
Cleve⸗Mark ift eine Verbindung der ſtände⸗ und verwaltungsgeſchichtlichen 
Akten bevorzugt worden, und eine ähnliche Zuſammenfaſſung mag auch für 
die andern Teilgebiete des Staates vorſchweben. So iſt denn der erſte 
Teil des Werkes, infofern er eine Geſamtdarſtellung der Kammerverwal⸗ 
tung des Geſamtſtaates und der Einzelgebiete enthalten ſollte, ein Torſo 
geblieben, auch die kurmärkiſche Teilverwaltung iſt nicht vollendet worden, 
fondern der freilich nunmehr lockendſte Teil der Aufgabe, die Sentral- 
verwaltung der Kommiſſariatshälfte in Angriff genommen. 

Wolters, dem als einem durch ſeine Forſchungen zur Staatslehre 
und Geſchichte der franzöſiſchen Revolution in dieſem Feld bewährten 
Forſcher die neue Aufgabe zufiel, hat im weſentlichen die gleichen Wege 
eingeſchlagen, wie ſie ſich für die Kammerverwaltung als notwendig her⸗ 
ausgeſtellt hatten. Doch hat er im einzelnen bedeutende Abweichungen 
vorgenommen: von ihnen iſt hier um ſo aufmerkſamer zu berichten, als 
ſie zugleich die innere Verſchiedenheit der beiden Verwaltungsentwicklungen 
deutlich erkennen laſſen. Die Kommiſſariate ſind, wie bekannt, die weſent⸗ 
lich moderneren und jüngeren Gebilde als die Amtskammern und ſo war 
hier verlockender und möglicher zugleich, die Entſtehung der Behördenform 
bis zu ihren Urſprüngen herab zu verfolgen. Und nach jeder Richtung 
iſt merkwürdig, was ſich hier ergibt: zur Geſchichte der Verwaltungs⸗ 
ordnungen als ſolcher vor allem eine neue Beſtätigung der Beobachtung, 
wie pflanzenhaft wachstumsähnlich ſie ſich vollzieht. Erſte Verſuche, kurz⸗ 
lebig und vergänglich genug, ſprießen hervor, wie die erſten Einzelexem⸗ 
plare einer neuen Pflanzengattung, dann wiederholen ſie ſich, werden be⸗ 

34 * 


Neue Erſcheinungen [228 


ftändiger, vergehen doch wieder, bid ſchließlich eine Bildung guftande 
kommt, die lebensfähig iſt und Dauer behält. Dann die Verbindung mit 
der allgemeinen Staatsgeſchichte des Gemeinweſens, dem ſie angehören. 
Des Grafen Adam Schwarzenberg Staatskunſt, ein ſeltſamer Vorläufer 
der Herſtellung einer unumſchränkten Staats- und Fürſtengewalt, bei der 
ſpäteren und noch ſehr neuen Überlieferung nicht ſehr beliebt um ſeiner 
kaiſerlich⸗katholiſchen Färbung willen und deshalb allzuſehr im Schatten 
geblieben, wird hier in einem wichtigen Punkt neu beleuchtet. Der von 
ihm geſchaſſene Kriegorat bedeutet einen Vorſtoß gegen die Macht der Stände; 
um ſeiner ungeſchickten kollegialiſchen Form willen doch nicht zugeſpitzt, 
nicht ſtoßkräftig genug. Die Regierung Friedrich Wilhelms ſetzt dann 
mit einem Fallenlaſſen dieſer wie mancher anderen abſolutiſtiſchen Ver— 
fude ein, charakteriſtiſch genug für die eine mild⸗friedfertige und minder 
entſchloſſene Seite in dem Weſen dieſes Herrſchers, die immer wieder in 
feiner Tätigkeit, vor allem in dem großen Werke feiner inneren Staats- 
kunſt, in dem Kampf mit den Ständen, ſich geltend gemacht hat, und die 
für ihn in der Abfolge der Herrſchergeſtalten feines Hauſes vielleicht die 
bezeichnendſte, die merkmalhafteſte iſt. 

Für den Übergang aus der Zeit der Keime und Vorläufer zu der 
Zeit der endgültigen Bildungen iſt, wie mich dünkt, aus den Gründen der 
allgemeinen Entwicklungsgeſchichte der inneren Staatsordnungen, nötig, 
einen Unterſchied ſchärſer und ſchroffer zu betonen, als es diefe Einzel- 
unterſuchung in Verfolgung der einzelnen aufeinanderfolgenden und not» 
wendig auch für den Blick heutiger Einzelbeobachtung unmerklich (meine 
ander überfließender Stufen des Wachstums dieſer Behörden tun konnte. 
Ich meine den grundſätzlichen Übergang von der Kollegial- zur Einzel 
beamtenform, der ſich hier vollzieht. Er ift wichtig, weil er nicht nur die 
Entwicklung der Kommiſſariate für ein halbes Jahrhundert bedingt, und, 
wie man doch ganz unparteiiſch wird urteilen dürfen, auf das glücklichſte 
gefördert hat, ſondern weil er dieſem ſelben Zeitraum in der Gefamt- 
geſchichte der brandenburgiſch-⸗preußiſchen Behördenordnungen den ente 
ſcheidenden Stempel, und verglichen mit aller früheren wie ſpäteren Gute 
wicklung, ein Sondergepräge aufgedrückt hat. So entſchloſſen wie damals 
iſt der Gedanke des Einzelbeamtentums früher nie durchgeſetzt worden in 
Brandenburg: die Geſamtentwicklung ſeines Behördenweſens ift feit Be- 
ginn der modernen Zeit hier, wie in der deutſchen Verwaltungsgeſchichte 
überwiegend, durch den entgegengeſetzten Formgedanken der Kollegialordnung 
beſtimmt. In Brandenburg mit einer ſolchen Folgerichtigkeit, daß in der 
wichtigſten der neuzeitlichen Schöpfungen des inneren Staatskörpers, im 
Geheimen Rat, es zu keiner dauernden Ausbildung von Präſidialgewalt 
und Reſſortteilung kam, der beiden Keim- und Vorformen, durch die ſich 
der Gedanke des Einzelbeamtentuns noch innerhalb des Kollegiums geltend 
machen kann. Von den fünfziger Jahren ab, d. h. mit dem Einſetzen der 
eigentlichen Anteilnahme des Kurfürſten Friedrich Wilhelm an dem Werk 
der inneren Staatslenkung fegt ein Zeitabſchnitt betonten Einzelbeamten⸗ 
tums bei den Behörden des Geſamtſtaats ein, der in der oberſten Stelle durch 
Waldecks tatladlide, Schwerins förmliche Inhaberſchaft des Amts eines 
oberſten Staatsbeamten, Canſteins und Gladebecks aufeinanderfolgende 
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Verwaltung eines Lenkeramts der gefamten Kammerverwaltung, am ent- 
ſcheidendſten aber durch die Ausbildung und Aufrechterhaltung eines ein- 
zigen oberſten Leiters der Kommiſſariatsverwaltung gekennzeichnet iſt. 

Daß dieſer Aufſtieg des ſehr hohen Einzelbeamten mit dem Aufftieg 
der Fürſtengewalt zu der entſcheidenden Stufe wirklicher Uneingeſchränkt⸗ 
heit zuſammenfällt, daß er in der am ſchärfſten ausgezackten Kurve der 
Kommiſſariatsverwaltung gebunden erſcheint an die Formung ihres ge- 
ſchmeidigſten und trefffiderften Werkzeuges, des ſtehenden Heeres, iſt natür⸗ 
lich kein Zufall. Und daß cr eingebettet gedacht werden muß in den 
breiteren Entwicklungsſtrom eines endgültigen Abebbens des ſpätmittel⸗ 
alterlichen Genoſſenſchaftsgedankens, der den erſten Abſchnitt der neueren 
Zeit bis gegen 1660 mit ihrem Überwiegen ſtändiſcher Bildungen das 
Staats leben nicht Deutſchlands allein noch beherrſcht hatte, und eines nun 
erſt ganz ſieghaften Vordringens des Perſönlichkeitsgedankens, der in dem 
Durchbruch der unumfdränfteg: Fürſten⸗ und Königs gewalt von eben 
dieſem Zeitpunkt ab in Deutſchland wie rings in Europa eine neue 
Entwicklungsſtrecke einleitet, ſoll hier nicht ausgeführt werden: denn der 
Gegenſatz, der in der Ebene der Verfaſſungs ordnung Stände und Fürſten 
gegeneinanderſtellt, iſt der gleiche, der in der Geſchichte der Behördengeſtal⸗ 
tung Kollegium und Einzelbeamten gegeneinander ausſpielt: der Wurzel⸗ 
unterſchied der Gedanken von Genoſſenſchaft und Führer, Körperſchaſt 
und Einzelnem iſt derſelbe. . 

Verwunderlicher und ganz in den Bereich der Schattierung, der 
Nuance hinabführend iſt das Ende dieſes Zeitabſchnittes eines über⸗ 
wiegenden Einzelbeamtentums. Deſſen aufſteigende Linie hatte gegipfelt 
in der Perſon eines nicht nur der Form nach — wie zuvor in der Ge⸗ 
ſtalt Schwerins —, ſondern der Sache nach höchſten und allgewaltigen 
Staatsbeamten, bricht aber nach deſſen Sturz 1697/98 völlig ab: die be⸗ 
zeichnende Form der nach Danckelmans jäher Entlaſſung von dem letzten 
Kurfürſten und erſten König vorgenommenen Anordnungen des Behörden⸗ 
körpers ift wieder die des Kollegiums. Während Friedrich III. in feinem 
letzten Willen von 1690 dem oberſten und höchſtbevorzugten ſeiner Diener 
für den Fall ſeines Todes und einer etwaigen Behinderung ſeines Bruders 
faſt die Vollmacht eines Regenten erteilt hatte (H. v. Caemmerer S. 293), 
riet er nunmehr in einer Ermahnung an ſeinen Nachfolger, die eine Art 
politiſchen Kodizills zu feinem letzten Willen darſtellte, dem zukünftigen 
Herrſcher feierlich, daß er ſich hüte, einen Miniſter allein zu Rat zu ziehen 
und keinem gar zu viel zu trauen, mit der Begründung, daß der nun⸗ 
mehr geſtürzte Oberpräſident „ſich eine ſolche Autorität angemaßet, daß 
man ihm mehr für alles gedankt dann mich“ (H. v. Caemmerer S. 430), 
ſetzte er an die Stelle des einen Mannes, den er nun einen Schelm 
nannte (Berner, Briefmedfel, S. 14), in feinem neuen Teſtament vom 
März 1698 ein Kollegium von Dreien als Staatsvormündern (Caemmerer 
S. 313), betraute er mit der Unterſuchung des Kammerweſens eine viel⸗ 
köpfige Generalkommiſſion, ſchob er danach ein Generaldomänendirektorium 
von vier Gleichberechtigten an die Stelle des einen, nun ebenfalls ge⸗ 
ſtürzten Hofkammerpräſidenten, und über den neuen, auf die Kurmark be⸗ 
ſchränkten Kammerpräſidenten. Und wenn der König auch in den letzten 
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zwei Jahren feiner Regierung wieder einen Einzelnen an die Spitze der 
Kammerverwaltung ſetzte, ſo hat er ſich doch nie getraut, dem von ihm ſo 
überwiegend begünſtigten Wartenberg, dem er ſogar wieder den Titel eines 
Erſten Staatsminiſters gab, eine überragende Stellung in dem Amts- 
körper des Staates einzuräumen, obwohl er ihm an tatſächlichem Einfluß 
auf alle Staatsgeſchäfte mehr als genug zugeſtanden zu haben ſcheint. 

In dem weiteren Zuſammenhang der Geſamtentwicklung des preußi« 
ſchen Beamtentums iſt noch wichtiger, als dieſe Stellungnahme des erſten 
Königs, der zuerſt aus Unſelbſtändigkeit einen allmächtigen erſten Miniſter 
und dann im Grunde aus einem von derſelben Schwäche eingegebenen 
Mißtrauen durchaus nur Kollegien an der Spitze des Staates ſehen wollte, 
dus Verhalten der beiden großen Staatslenker des 18. Jahrhunderts. 
Daß auch ſie in der Hauptſache durchaus die Form des Kollegiums be— 
vorzugten, daß insbeſondere der Schöpferiſchere von ihnen, daß Friedrich 
Wilhelm l. den fo unaebcuerlid. ſchwerfälligen und in zwei Geſchoſſen 
übereinander mehrköpſigen Bau des Generaldirektoriums an die Spitze 
der Finanz- und damit der inneren Verwaltung des Staates überhaupt 
ſetzte, ſchafft für jenes Ausnahmezeitalter, das nunmehr ſich auch gegen 
die Folgezeit abhebt, den rechten Hintergrund. Iſt es überhaupt erlaubt, 
für einen ſo zuſammengeſetzten, in ſeiner Entſtehung noch durchaus nicht 
aufgehellten Verlauf, der in dem Bilde des unumſchränkten Fürſten⸗ und 
Beamtenſtaates an fidh überraſchen muß, eine Haupturſache zu vermuten, 
ſo wird zu ihr am eheſten das Hinabreichen dieſer Entwicklungslinie bis 
in die Zeit des erſten Königs hinleiten. Sie führt auf einen rein ſeeliſchen 
und dennoch mehr als perſönlichen Grund. Was bei Friedrich J. aus 
ſchwächlichem, das ijt bei feinen beiden Nachfolgern aus ſtarkem Selbſt— 
gefühl des Herrſchers erfloſſen: der äußerſte Sieg des Perſönlichkeits— 
gedankens an der oberſten Spitze des Staates hat ihn in den höchſten 
— nicht in den mittleren und unterſten — Schichten des Behördenkörpers 
nicht aufkommen laſſen. 

Für die Geſchichte des Einzelbeamtentums in jenem dergeſtalt nach 
Vergangenheit wie Zukunft ſich abgrenzenden Zeitabſchnitt ſchafft die 
Wolters ſche Darſtellung nach allen Seiten eine Fülle von belehrendem 
Stoff. Denkwurdig erſcheint ihon an den Pforten dieſer Entwicklung das 
(Gebilde des Kriegsrats, das den Eindruck macht, als habe es dieſem noch 
ganz tief in den Anſchauungen der Kollegialform verſtrickten Zeitalter durch 
ein Zugeſtandnis an dieje den Übergang zum Einzelbeamtentum erleich— 
tern ſollen. Nur bleibt das Weſen dieſer Einrichtung auch jetzt noch 
dunkel. Wolters ijt der Meinung, ſicher auf Grund des fruchtloſen (Gr, 
gebniſſes von Nachforſchungen, daß fie die längſte Zeit hindurch, bis in 
die Anfänge des leuten Murfüriten, keine Behörde, ſondern nicht viel mehr 
als eine Kategorie von Trägern eines Titels geweſen fet: und er vere 
meidet es, dieſem ſchattenhaft verſchwimmenden Bilde auch für dieſe 
letzten Jahre feſtere Umriſſe zu geben. Das ijt vielleicht das Endergeb⸗ 
nis, über das auch ſpäterhin nicht hinaus zu gelangen ift; doch möchte 
andernfalls geboten fein, auch in Zukunft bei verwandten Forſchungen in 
den Alten dieſem ſchattenhaften Gebilde nachzuſpüren, ob nicht doch noch 
ein glücklicher Fund es ermöglicht, ihm zu feſterer Geſtalt zu verhelfen. 
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Und der Vergleich mit dem ähnlich lange Zeit im Dunkel gebliebenen 
und auch heute meines Wiſſens nicht völlig aufgehellten Geheimen Juſtiz⸗ 
rat und feiner Vorform, dem Geheimen Rat zu den Verhören, läßt doch 
auch andere Möglichkeiten zu. Dieſe Behörde iſt halb als Teil, halb als 
Anbau an das größere Gebiet des Geheimen Rates auch zu jener Zeit 
gegründet worden (Reſkript des Kurfürſten an den Geheimen Rat vom 
25. März 1658; Meinardus V, S. 402 f.) und im Bereich der Domänen: 
verwaltung ſind, erſichtlich aus ihrer Tätigkeit, ſtarke Konvolute von 
Akten aufgelaufen, zumeiſt die Abgabenmißſtände und ähnliche Beſchwerde⸗ 
faden der bäuerlichen Amtsuntertanen umſaſſend, die die Regiſtratur⸗ 


einteilung des Archivs ſchon durch ihre beſondere Anſammlung von den 


übrigen Geheimeratsſachen abgetrennt und als von beſonderer Herkunft 
herrührend halbwegs kenntlich gemacht hat. Und ſo wünſchenswert auch 
eine weſentlich ſichrere Aufklärung über das wirkliche Tätigſein und den 
Beſtand dieſer locker genug an den Geheimen Rat angegliederten Hilfs⸗ 
behörde wäre (als fie etwa bei Cosmar und Klaproth S. 194 f., Stölzel 
1, S. 374 ff., Iſaacſohn II, S. 219 ff. geſchaffen wird), hier findet fit 


. immerhin ein Zwiſchengebilde, das allenfalls ein Seitenſtück, wenn auch 


vielleicht noch mit Abweichungen, zu dem Kriegsrat dargeſtellt haben 
könnte. Deſſen Daſein als wirkliche Behörde läßt die von Wolters (S. 72) 
herausgehobene Stelle aus Danckelmanns erſter Rechtfertigungsſchrift (ab: 
gedruckt in meinem Finanzbande S. 599) immerhin vermuten, wenn es 
dort auch gemäß der Natur dieſes Aktenſtückes nach alles andere als klar 
und ſicher umſchrieben iſt. 

Zu einer freilich ſchnell vorübergehenden Zeit ſchien es, als ſolle der 
Gedanke des Einzelbeamten auf dem Gebiet der Finanzverwaltung zu 
einer äußerſten Aufgipfelung geſteigert werden: es wurden, worauf doch 
hier eigens hingewieſen ſei, die beiden Hälften dex Finanzverwaltung, 


Kammern und Kommiſſariate, im Geſamtſtaat unter einer Hand vereinigt. 
Bodo von Gladebeck, der im Juni 1675 zum Generalkriegskommiſſar er⸗ 


nannt worden war (Wolters S. 40:3), wurde im Mai 1678 als erfter Hoi: 
kammerpräſident an die Spitze der Kammerverwaltung geſtellt: grund- 
ſätzlich eine um ſo ſchärfere Heraustreibung des Einzelbeamtentums, als 
Gladebeck ſeinem Titel zum Trotz ebenſo wenig eine Hofkammer hinter 
und unter ſich hatte, wie ein Generalkriegskommiſſariat als collegium 
formatum. Doch war Gladebecks Hand viel zu ſchwach, um eine wirk⸗ 
liche Vereinigung beider, damals noch ſo weit von einander klaffenden 
Halbſchiede des brandenburgiſchen Finanzweſens, die eine Vorwegnahme 
des großen Werks von 1723 um ein halbes n hedeutet hätte, 
durchzuführen. 

Die Woltersſche Darſtellung verfolgt, hierin A5 von dem im 


. 1. Band der Finanzen eingeſchlagenen Weg, die Kommiſſariatsverwaltung 


in die Einzelgebiete, und damit in die mittlere und untere Inſtanz. Auch 
diefe Beſonderheit ift gegeben durch die beſondere, von der Rammervermal: 
tung gänzlich unterſchiedene Beſchaffenheit der Kommiſſariate. Während 
die Vereinheitlichung jener ſich mehr wie ein Eroberungsvorgang dar- 
Hellt, der die an fih völlig ausgebildeten Kammerperwaltungen der Einzel ⸗ 


gebiete Schritt für Schritt der neugeſchaffenen Hauptſtelle des Geſamtſtaats 
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unterwerfen und cinverleiben mußte, kat fih das Kommiſſariat wachs⸗ 


tumsartig über das Land verbreitet, indem es von dem Sitz der Regierung 


aus in die Einzelgebiete vordrang. So ſchuf es ſich ſeine Werkzeuge in den 
Gebietskommiſſariaten ſelbſt und hat fih als eine ganz neue Behörden: 


bildung vom Mittelpunkt her in den Teilgebieten in die alten ſtändiſchen 


oder halbſtändiſchen Ordnungen eingeſchoben. Die Folge dieſes gan; 
anderen Herganges war, daß dieſe nur als Werkzeuge der Hauptſtelle 
dienenden Behörden der mittleren Schicht von vornherein einförmiger und 
geſchmeidiger waren, zugleich aber auch, daß fie dem übrigen (Semeins 
weſen dieſer noch halb unabhängigen Teilgebiete ſchroffer und feindlicher 
gegenüberſtanden. So iſt denn von mancherlei Reibungen und Kämpfen 
mit den Ständen in dieſen alle außermärkiſchen Teile des Geſamtſtaats 
umfaſſenden Abſchnitten die Rede. 

Daß die Ausgliederung der Hauptbehörde in zahlreiche Gebiets- und 
Teilſtellen mit fo viel Kraft erfolgte, daß dieſe Werkzeuge ſelbſt in ihrer 
bedrohten und auf Kampf und Angriff geſtellten Tätigkeit ſo viel Erſolg 
davon trugen, wird man nicht zum wenigſten als einen Erfolg des Einzel⸗ 
beamtentums anſehen dürſen, deſſen Anwendung teils grundſätzlich, teils 
tatſächlich faſt ausnahmslos obſiegte. Dafür, daß dieſer Formgedanke durch⸗ 
drang, war der Grund für die mittlere Schicht, wie zu einem Teil für die 
Spitze des Behördenaufbaus, für das Generalkommiſſariat ſelbſt, die nahe 
Berührung und Verwandtſchaft mit den Heereseinrichtungen. Die ſchroſſere 
und ſtärkere Schlagkraft der immer und überall an den Einzelnen und 
feine Tüchtigkeit get undenen Befehlsgewalt übertrug fi auf ihren bürgerlich⸗ 
amtsmäßigen Abſenker. Wenn unter Daniel Ludolf Danckelman zu⸗ 
letzt an einigen Stellen das Kollegium nicht nur tatſächlich, ſondern ſchon 
faſt der Form nach an die Stelle des Einzelbeamten tritt, wie bei der 
Anordnung der preußiſchen Kriegskammer, ſo fehlt es nicht an Begleit⸗ 
erſcheinungen des Erſchlaſſens auch in der MWirkſamkeit der Behörde. In 
Cleve aber, wo nach dem Tode des beſonders entichloffenen Oberkommiſſars 
Ludwig unſichere Übergangszuſtände eintraten, war die der Form nach 
nicht völlig durchgeführte Lostrennung des Kommiſſariats von der Regie» 
rung doch immer uoch ein Zugeſtändnis an die Eiferſucht und Gegner- 
ſchaft der Stände. Innerhalb des ſchließlich kollegialiſch geordneten Kom⸗ 
miſſariats war immerhin noch die Leitung in der Hand eines Direktors. 

Von beſonderer Verdienſtlichkeit iſt, daß die Darſtellung, zum Sitz 
der Regierung und der Hauptſtelle zurücktehrend, hier noch einmal die Be⸗ 
trachtung der Tätigkeit des Generalkommiſſariats ſelbſt aufnimmt und 
ſein Verhältnis zu den übrigen Behörden der Geſamtſtaatsregierung auf⸗ 
nimmt. Manchen Sieg über die anderen Gewalten, über Kammergericht, 
Geheimen Rat und ſelbſt die Oberbefehlshaber des Heeres hat dieſe von 
wahrhaft kriegeriſchem Geiſt erfüllte Behörde davongetragen. Von un 
gewöhnlicher Bedeutung für die Geſchichte der nie ruhenden Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den beiden Grundrichtungen, zwiſchen Kolleg und Einzel: 
deamten, ift die kurze, aber auf ganz beſonders geſteigerter Durchforſchung 
der Einzelakten auf dieſes Geſamtverhalten hin ruhende Überſicht, die, 
Wolters von dem Verhältnis des Generalkommiſſars zum Geheimen Nat 
gibt. Hier wird ein in tauſend Einzelhandlurgen fih zerfpaltender Se- 
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ſamthergang geſchildert, der von ſchlechthin muſtergültiger Reinheit zu⸗ 
gleich einen allgemeinen — für die geſchichtliche Geſellſchaftslehre, wie für 
die auf entwicklungsmechaniſche Erkenntnis ausgehende Geſchichtslehre — 
verwendbaren Schulfall von langſamer Ausgliederung (Differenzierung 
im ſtrengen biologiſchen Sinne) darſtellt, der Einzelfall eines Hergangs 
alſo, den die Geſchichte der mittelalterliden und neuzeitlichen Behörden⸗ 
entwicklung ſeit der Ausgliederung der frühfranzöſiſchen curia regis im 
conseil du roi, Parlament und chambre des comptes in hundert 
wechſelnden immer neuen Formen. aufweiſt. 

Die zweite Hälfte der Darſtellung iſt in dieſem, wie in dem I. Bande, 
dem Etats⸗ und Kaſſenweſen gewidmet. Sie gibt eine der Natur der 
Sache nach zunächſt nur vorläufige Überſicht über Umfang und Urſprung 
der Einnahmen, eine noch kürzere der Ausgaben und eine Schilderung 
der Kaſſenbildung und der Entwicklung des Rechnungs⸗ und Anſchlags⸗ 
weſens. Gegenüber den ähnlichen Stoffmaſſen in der Geſchichte der 
Kammerverwaltung fällt hier dem vergleichenden Beobachter vorzüglich 
die Modernität der anderen, jüngeren Verwaltung ins Auge. Die Rech⸗ 
nungen der Hofrentei nehmen ſich neben denen der Generalkriegskaſſe noch am 
Ende des 17. Jahrhunderts wie ein Antiquitätenkabinett aus mit ihren 
Orbeden und Mühlſteingeldern, ihrem Zins vom Oderbruch: 14 Taler 
6 Groſchen und 8 Pfennige und ihrem Lampengeld: 2 Taler 16 Groſchen. 
Man ſollte meinen, die Dinge wären um ihres nackten Geldgepräges und 
ihrer kanzleimäßigen Nüchternheit willen trocken und wenig anziehend. Das 
Gegenteil iſt der Fall: man möchte Büchern wie dieſem einen viel weiteren 
Leſerkreis wünſchen, als ſie ihn herkömmlich zu haben pflegen: nur aus 
der Eingängigkeit und dem Farbenreize der Einzelſchilderung iſt nicht Ge⸗ 
ſchichte allein, nein auch das Leben ſelbſt in der vollſten Urſprünglichkeit 
zu erkennen. Wolters hätte in der das Wie des Rechnens und Ver⸗ 
anſchlagens in feinem Fortſchritt feſtſtellenden und nachprüfenden Unter- 
ſuchungen an manchen Stellen noch mehr ins einzelne gehen können, ohne 
befürchten zu brauchen, daß die Teilnahme des Leſers erlahme. Und es 
iſt ſeltſam, wie das ſcheinbar Untergeordnetſte, etwa die graphiſche Dar⸗ 
ſtellung von Etatstabellen, ſich mit dem allgemeinften, dem für eine ganze 
Regierungsweiſe, ja ein Staatsweſen Kennzeichnenden verbindet. So ift 
mir aus der Durchmuſterung der Jahrzehnte umfaſſenden Reihen der 
Generalfeldkriegskaſſen⸗ und Generalkriegskaſſenrechnungen im Geheimen 
Archiv des Kriegsminiſteriums noch erinnerlich, einen wie ſcharfen Ein⸗ 
druck ich von der in den Jahren und Jahrzehnten immer einförmiger 
werdenden Zahlenreihen hatte. Alle die kleinen und großen Unregelmäßig⸗ 
keiten, die ſie zuerſt viel bunter und wirrer erſcheinen laſſen, glätten ſich 
nach und nach, ſchließlich verſchwinden ſelbſt die unabgerundeten Zahlen 
und nur glatte Hunderter und Tauſender erſcheinen mit eiſerner Regel- 
mäßigkeit an der ſtets gleichen Stelle. 

Wolters hat an einer Stelle auf den Zuſammenhang, den ſelbſt noch 
die Geſtaltung der Schriftzüge mit dem innerſten Weſen der an den ein⸗ 


zelnen Jahrzehnten vorherrſchenden Regierungsweiſe und Rechtsanſchauung 


hat, hingewieſen. Er fußt da auf der gedankenreichen und bis in die 
letzte Folgerung durchgebildeten Geſamtanſchauung, die er in feiner Ab 
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handlung über die theoretiſche Begründung des Abſolutismus im 17. Jabr- 
hundert (Grundriß und Bauſteine zur Staats- und Geſchichtslehre, 1908) 
gegeben hat. Mit dem gleichen Recht muß das Auge aus dieſen ſtets 
fih ſäubernden, immer ſchlanker, immer ſicherer umriſſenen Zahlenſäulen 
das Bild des fortſchreitenden Staatsgedankens ableſen. Man könnte ein⸗ 
wenden, auf dergleichen Sinnfälligkeiten komme nicht viel an, aber man 
würde dann vergeſſen, daß dieſe Tafeln und Reihen Bild und Gleichnis 
von tauſend wohlerkannten Kämpfen entſchloſſener Männer ſind, die ihre 
ganze ſtarke Kraft einſetzen mußten, um die allgewaltigen Ordnungen 
durchzuſetzen, mit denen der neue Herrſcher Staat Trotz und Wirrſal ganzer 
deutſcher Stämme unter das Gebot ſeiner ſchlichtenden und reinigenden 
Zucht bog. 

Die neue Einzelform einer Miſchung von Schritt für Schritt mit 
den Akten belegter Darſtellung mit einer Ausleſe nur der wichtigſten 
Aktenſtücke im Wortlaut, die die zweite Reihe, die der inneren Politik, in 
den Urkunden und Aktenſtücken zur Geſchichte des Kurfürſten Friedrich 
Wilhelm von Brandenburg im Unterſchied zur älteren und zu den reinen 
Aktenabdrücken oder freien vom Aktengrund losgelöſten Darſtellungen 
anderer verwandter Veröſſentlichungen begründet hat, hat ſich in dieſem 
Teil auf das beſte bewährt. Die Darſtellung hat keine Mühe und Sorg: 
falt geſcheut, um eine Aktenmaſſe, die noch weſentlich breiter ſein muß, 
als ſie die zahlreichen Anmerkungen erkennen laſſen, in ihren Feſtſtellungen 
aufzuarbeiten. Und ſie läßt es nirgends fehlen an Befolgung der eigent⸗ 
lichen Loſung entwicklungsgeſchichtlicher Forſchungsweiſe, die für die ein- 
zelnſte Einzelforſchung wie die allgemeinſte Geſamtdarſtellung ganz gleich— 
mäßig gilt: des Vergleichens, des nie ermüdenden Vergleichens im Auf 
und Nieder der Zeiten in den ſtrengen Gleiſen eines begrifflich ſcharfen 
und folgerichtigen Sachgefüges. 

Mit Spannung wird man dem zweiten Teil der Darſtellung ent- 
gegenſehen. Denn in der Schilderung der kurmärkiſchen Verhältniſſe, die 
bisher völlig beiſeite gelaſſen ſind, wird man nicht nur einen wichtigen 
Teil, ſondern den Kern der Einzelausführung des Bildes zu ſehen haben. 
War doch in dem Brandenburg Friedrichs III., das dem Umfang nach doch 
ſchon das Preußen Friedrichs des Großen war, die Kurmark nicht nur 
die Hauptſtütze und der Sitz des Geſamtſtaats wie des Herrſchergeſchlechts, 
jondern im Grunde noch immer der Staat ſelbſt. Es gibt doch zu denken, 


daß dieſer Herrſcher in der Ermahnung an ſeinen Nachfolger dieſem nichts 


dringlicher an das Herz legt, als dab er den „Preußen“ etwas von ihrer 
Autorität abzuſchneiden bedacht ſein ſoll. Auch ihm gilt das Herzogtum 
Preußen, dem er doch ein Jahr nachher den Titel ſeiner neuen Krone 
entlieh, im Grunde noch als eine entlegene Kolonie ſeines Stammlandes, 
die in Botmäßigkeit zu halten ift. Kurt Breysig. 


Th. Bitterauf, Friedrich der Große. Nr. 246 der Sammlung „Aus 
„Natur und Geiſteswelt“. 2. Aufl. Leipzig u. Berlin 1914. 95 S. 


! 


Dieſe kleine, aus feds Vorträgen erwachſene Geſchichte Friedrichs 
des Großen gibt weder von der Perſönlichkeit, noch von dem Staat des 
Königs eine recht lebendige Vorſtellung. Immerhin iſt die Darſtellung von 
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Fehlern ziemlich frei. Nur kann König Friedrich kaum ärger verkannt 
werden, als wenn B. von ihm erzählt, er hätte 1740 eine Zeitlang daran 
gedacht, katholiſch zu werden, um die Kaiſerkrone zu gewinnen. Falſch 
iſt es, von anderm abgeſehen, das Scheitern des von England 1740/41 
gegen Preußen geplanten Bündniſſes mit Friedrichs Sieg bei Mollwitz 
zu erklären. Zweifellos griff der König 1744 auch zum Schutz des Wittels- 
bacher Kaifers wieder zu den Waffen, was B. beſtreitet. Dankenswert 
iſt die Heranziehung bayriſcher Quellen, wie Zeitungsberichte, Volkslieder 
und Briefe der Herzogin Maria Anna. Max Hein. 


E. P. Reimann, Das Tabaksmonopol Friedrichs des Großen. 1913. 


A. u. d. T.: Veröffentlichungen des Ver. f. Geſch. d. Mark Brandenburg. 


über die Beſteuerung des Tabaks in Preußen ſind wir ſeit Jahren 
durch Rödebeck, Stadelmann und Walter Schultze unterrichtet. Aber 
der erſtere hat ſeine reichhaltige Unterſuchung nicht zu Ende geführt, 
Stadelmann, obwohl in den Publikationen aus den preußiſchen Staats- 
archiven erſchienen, doch wohl mehr auf ein weiteres Publikum über die 
fachwiſſenſchaftlichen Kreiſe hinaus gerechnet, Schultze endlich der Regie 
überhaupt, nicht ſpeziell dem Tabak ſich gewidmet. So war eine eingehende, 
auf die Archive geſtützte Forſchung über die fiskaliſchen Schickſale des 
Tabaks eigentlich ſchon lange erwünſcht. In dieſem Augenblick iſt eine 
derartige Arbeit um fo willkommener, als die Finanznot vielleicht doch 
noch dazu drängen wird, den Tabak unter die Beſteuerung zu nehmen, 
die ſozuſagen für ihn wie geſchaffen und wegen ihrer hohen Erträge 
überaus verführeriſch iſt. Dem Verf. lagen freilich dieſe Gedanken vor 
drei Jahren völlig fern und ſeine Schrift iſt keineswegs tendenziös, von 
irgendeiner Vorliebe für das Tabaksmonopol geleitet, wenn man nicht den 
letzten Satz auf S. 326 ſo deuten will. Lediglich dem Bedürfniſſe zu 
forſchen und die Wahrheit zu ermitteln, iſt der Verf. dienſtbar geweſen. 
Das Buch bringt denn in der Tat ſehr viel Neues. Gerne läßt 
man ſich von dem aktenkundigen Verſaſſer über die Leidensgeſchichte der 
Tabaksbeſteuerung belehren. Nach einer kurzen chronologiſchen Einleitung 
und einer Schilderung der preußiſchen Tabaksverarbeitung bis 1765, er- 
zählt der Verf. zunächſt von dem kurzen Daſein der General-Tabaks-Pach⸗ 
tungs⸗Kompanie, um ſich dann ausführlicher dem Bericht über das Tabaks⸗ 
monopol unter Friedrich dem Großen zuzuwenden. Den Beſchluß bilden 
Betrachtungen über die Tabaksinduſtrie in den Jahren 1787—1797 nach 
Auflöſung der General Tabaks Adminiſtration und deren Wiederaufrich⸗ 
tung im Jahre 1797, die allerdings nur von vorübergehender Dauer war. ; 
Es tut einem förmlich weh, leſen zu müſſen, wie Kurzſichtigkeit und 
Unvernunſt den an ſich richtigen Gedanken nicht zur Reife hatten kommen 
laſſen. Der Verf. hat vollſtändig Recht, wenn er von dem fridrizianiſchen 
Monopol behauptet, daß es das beſtmögliche geweſen wäre. Von den 
folgenden Geſchlechtern weiter ausgeſtaltet, wäre es zu einer der jetzigen 
franzöſiſchen durchaus ebenbürtigen Einrichtung geworden. Gelang es 
doch, den Reinertrag bis zum Jahre 1786 auf 1286000 Tir. zu bringen, 
iim ganzen in 21 Jahren, von 1766—1786 19323000 Taler aus ber Be- 
ſteuerung des Tabaks aufzubtingen. Wie wohltätig wäre, zunächſt für 
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den preußiſchen Fiskus, fpäter für ganz Deutſchland, die hieraus cr- 
hellende wahrſcheinliche Steigerung der Einnahmen bei der ſo ſtark ſich 
vermehrenden Bevölkerung geweſen! Dabei konnten einleuchtende triftige 
Gründe dafür, mit dem Syſtem zu brechen, gar nicht geltend gemacht 
werden. Es ift nach Reimanns Ausführungen nicht zu bezweifeln, daß 
die Geſchichte der Aufhebung des Monopols ſchon vor des großen Königs 
Tode beginnt. Sie war beſchloſſene Sache in der Umgebung des Kron⸗ 
prinzen, angeregt von Wöllner. Werder, der dem Kronptinzen von Wöllner 
als Leiter des neuen Kurſes mit der charakteriſtiſchen Bemerkung emp⸗ 
fohlen wurde, daß er zwar keine Ahnung von Zoll-, Akziſe und Tabaks 
ſachen habe, allein fie eigentlich auch nicht brauche, wurde nur das ge- 
fügige Werkzeug. Nein doktrinär ift in dem königlichen Relfript, das die 
Aufhebung des Monopols ausſprach, vom 6. Januar 1787, bemerkt, daß 
alles möglichſt aus dem Wege geräumt werden müſſe, was nur irgend zur 
Einſchränkung foes Handels und Verkehrs gereichen könne, eine billige 
Freiheit aller Zweige des bürgerlichen Gewerbes angeſtrebt werden müſſe. 
Aus der Adminiftrativn feien ſowohl der „beträchtlichen Branche“ der 
Tabakfabrikation als der Kafſeebrennerei nachteilige Folgen erwachſen. 
Um dieſem verderblichen Übel, „worunter auch der ſo nützliche inländiſche 
Tabakbau ſo ſehr gelitten“, insbeſondere dem „Contrebandieren und 
Defraudieren“ abzuhelfen, wurde das Monopol aufgehoben. Mun erwäge 
dieſen Widerſinn: eine reichlichen Ertrag abwerfende Beſteuerung aufgeben, 
um der Ausbreitung des Tabakbaues im Inlande Vorſchub zu leiſten? 
Die Folgen waren ſehr ſchmerzliche. Die Steuereinnahmen gingen er- 
heblich zurück. Der Geſamtheit mußten neue, direkte Steuern auferlegt 
werden, die noch größeren Druck ausübten und bis auf den heutigen Tag 
nicht ohne fühlbare Härten durchführbar find; die lachenden Erben aber 
waren die Kaufleute und Fabrikanten. Aus der Beteuerung, die Freiheit 
begünſtigen zu wollen, wurde das „Monopol einiger mächtiger Groß- 
fabrikanten, ein jämmerliches Spinnerhandwerk und eine ebenſo wenig 
rentierende Kultur“. 

Bietet auf dieſe Weiſe Reimanns Buch eine Fülle von Belehrung, 
ſo iſt es doch in ſormaler Beziehung nicht glücklich geraten. Es gibt keine 
ordentliche Verarbeitung des Stoffes, ſondern iſt gleichſam eine ſyſte⸗ 
matiſche Aneinanderreihung von Aktenaus zügen. An ſich ijt es ja keines- 
wegs unberechtigt, beſonders merkwürdige Stellen aus den Akten wörtlich mit⸗ 


zuteilen, ja unter Umſtänden wird dieſe Methode ſehr wirkungsvoll ſein, 


aber dieſe Häufung wörtlicher Zitate, wie Reimann ſie bietet, iſt doch 
wohl unzuläſſig. Nicht nur büßt die Lesbarkeit ein, es wird dem Leſer 
auch die Arbeit zugemutet, die eigentlich der leiſten ſoll, der die Akten 
flubiert hat, nämlich ihren geiſtigen Inhalt auszuziehen. Statt der lang: 
atmigen wörtlichen Wiedergaben wäre ein Aktenanhang zweckmäßiger ge⸗ 
melen, der die wichtigſten und beſonders charakteriſtiſchen Befehle, Gut⸗ 
achten, Königl. Anordnungen uſw. zuſammengeſtellt hätte. Jetzt iſt im 
Grunde Stückwerk geliefert, indem man unter Umſtänden doch auf die 
Akten zurückgreifen muß, um ein einzelnes Reſkript kennen zu lernen, 
da der Verf. nur einen Teil desſelben, denjenigen, den er für den wich 
tigſten hielt, mitgeteilt hat. Auch im Gebrauch der Fremdworte iſt der 
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Verf. etwas verſchwenderiſch; ſelbſt wenn wir ihm zugute halten wollen, 
daß man 1912/13 nod nicht in dem Maße auf die Reinheit der deutſchen 
Sprache bedacht war als 1914—16. Indes Sätze wie die folgenden auf 
S. 116/17: „Der abſolute Herrſcher muß ſeine Autorität wahren gegen 
eine andere Macht im Staate, gegen ſeine Beamtenſchaft. Wir erkennen, 
daß die mechaniſche Auffaſſung vom Weſen des abſolutiſtiſchen Staates 
auch eine Abſtraktion iſt, wir erkennen die abſolute Relativität des relativ 
abſoluteſten Herrſchertums“ ſind nicht glücklich. 

Endlich iſt es auffällig, daß der Verf. ſich gar keine Mühe gibt, feſt⸗ 
zuſtellen, ob vorher oder gleichzeitig mit Preußen in anderen deutſchen 
Ländern mit der Beſteuerung des Tabaks ähnliche Verſuche angeſtellt wurden. 
Gewiß iſt Friedrich der Große durch das franzöſiſche Beiſpiel bewogen 
worden, ſeinen ſchwachen Finanzen durch eine höhere Beſteuerung des 
Tabaks helfen zu wollen. Aber er war nicht der erſte deutſche Herrſcher, 
der auf dieſem Wege anſtrebte, den Staatsſäckel beſſer zu füllen. Wer 
Reimanns Unterſuchung lieſt, muß auf den Gedanken kommen, daß Friedrich 
der Große beim Tabak bahnbrechend vorgegangen fei. Aber ogne die Ber- 
dienſte dieſes größten Herrſchers im geringſten verkleinern zu wollen, 
verlangt die hiſtoriſche Gerechtigkeit die Bemerkung, daß viele deutſche 
Länder (Bayern, Heſſen, Mecklenburg, Württemberg, Vayreuth uſw.) vor 
ihm denſelben Weg gewandert ſind, freilich mit dem gleichen Mißerfolg 
wie er. Es hätte doch wohl an irgendeiner Stelle, geſtützt auf die reiche 
vorhandene Literatur, geſagt werden können, daß Friedrich der Große in 
der Beſteuerung des Tabaks nur das Erde feiner Zeit antrat. 

Sieht man von dieſen Außerlichkeiten ab, die indes nicht mit Still: 
ſchweigen übergangen werden durften, ſo verdienen Fleiß und Scharfſinn 
des Verf. uneingeſchränktes Lob. Die Leiſtung bleibt eine erfreuliche, 
die über einen großen und wichtigen Teil des preußiſchen Wirtſchafts⸗ 
lebens dankenswerte Aufſchlüſſe gewährt. 

Wilhelm Stieda. 


Joachim Kühn, B. V. Ephraims Geheimſendung nach Paris 1790 91. 
Ein Beitrag zur Kabinettspolitik Friedrich Wilhelms II. Gießener 


Diſſertation, Gießen 1916. 57 S. 


Die eigentliche Abſicht dieſer ofterwähnten Sendung iſt durchaus nicht 
klar. Ihr äußerer Vorwand waren Verhandlungen, die Ephraim über den 
Abſchluß eines Handelsvertrags zwiſchen Preußen und Frankreich führen 
ſollte. Zweifellos ſind aber die Bemühungen des Agenten weit darüber 
hinausgegangen, er hat den Boden für ein politiſches Bündnis der beiden 
Staaten ebnen wollen. Noch war Frankreich der Bundesgenoſſe Oſter⸗ 
reichs; der Einfluß der ſtarken öſterreichiſchen Partei, an deren Spitze 
Marie Antoinette ſtand, war aber zu beſeitigen, bevor derartige Abſichten 
auf Erfolg rechnen konnten. Deshalb iſt es verſtändlich, daß damals ſo⸗ 
fort, nachdem einmal das eigentliche Ziel Ephraims erkannt war, auch die 
Beſchuldigung gegen ihn erhoben wurde, er ſuche die radikalen Revolu- 
tionäre gegen die Königin aufzuhetzen. Die neuere ſranzöſiſche Geſchicht⸗ 
ſchreibung, insbeſondere Sorel, hat dann noch weiter angenommen, daß 
Preußen gar nicht ernſthaft das Bündnis mit Frankreich gewollt, ſondern 
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nur antiöſterreichiſche Schritte in Paris zu provozieren geſucht habe, da- 
mit es ſich dann ſelbſt in Wien an die Stelle des bisherigen Bundes⸗ 
genoſſen ſchieben könne. Dieſe Hypotheſe lehnt Kühn wohl mit Recht 
ab. Preußen hat offenbar zunächſt wirklich auf ein Bündnis mit Frant- 
reich abgezielt, bis ihm dann mit Rückſicht auf ſeine allgemeine Lage eine 
Annäherung an Oſterreich vorteilhafter erſchien, jo daß Ephraim ab- 
berufen wurde. 

Weniger geglückt ſcheint mir dagegen der Beweis, daß die gegen den 
Agenten erhobenen Beſchuldigungen, er bete gegen die Königin, unbered)- 
tigt ſeien. Das von Kühn vorgebrachte Material iſt keineswegs unbedingt 
ſchlagend. Er ſelbſt meint, daß in Frankreich die alte Legende weiter 
ſortwuchern werde. Wie recht er mit dieſer Annahme hat, das zeigt die 
joeben in der „Revue hebdomadaire“ (Heft vom 9. September 1916) er: 
ſchienene Arbeit von Pouget de Saint-André: La Prusse et la Ré- 
volution francaise. Ihm ift ebenfalls Kühns weſentlichſtes Beweisſtück. 
das Ergebnis der polizeilichen Unterſuckung gegen Ephraim bekannt. Zu: 
treffend weiſt er aber darauf hin, daß dieſe Unterſuchung von politiſchen 
Rückſichtnahmen beeinträchtigt worden ſein muß. Die Kommiſſion hat 
offenbar ſelbſt nicht ganz bis auf den Boden des Geheimniſſes dringen 
wollen. Denn wie wäre es ſonſt zu erklären, daß die Korreſpondenz 
Ephraims mit Friedrich Wilhelm II. nicht durchgeſehen wurde, obwohl 
doch dem Agenten, wie aus der Tatſache ſeiner Verhaftung hervorgeht, 
die diplomatiſche Immunität nicht zugebilligt wurde? In dieſer Be— 
ziehung iſt alſo das letzte Wort über die Tätigkeit Ephraims noch nicht 
geſprochen. W. Windelband. 


Grn Oppliger, Neuenburg, die Schweiz und Preußen 1798 — 1806. 
Schweizer Studien zur Geſchichtswiſſenſchaft Bd. VII, Heft 3, S. 469 
bis 591. Zürich und Leipzig, Verlag Gebr. Lumann & Co., 1915. 
125 S. 


Das Ergebnis dieſer vornehmlich auf ungedrudtem Material be- 
ruhenden Studie beſteht, ſoweit die beſondere Geſchichte des preußiſchen 
Staates in Betracht kommt, in der Feſtſtellung der Tatſache, daß mit dem 
Beginn des Revolutionszeitalters für das ſeit dem Jahre 1707 dem 
preußiſchen Könige unterſtehende Ländchen Neuenburg eine neue kritiſche 
Epoche beginnt. Auch bereits für das 18. Jahrhundert galt freilich nur 
in der Theorie trotz der Neutralitätserklärung Neuenburgs das Wort Lud- 
wigs XIV., „daß das Verhältnis Frankreichs zu Neuenburg von den Be 
ziehungen abhänge, in denen Frankreich zu Preußen ſtehe“ (S. 8 = S. 474): 
in der Praxis jedoch ift das vom Schauplatz der großen Weltbegeben 
heiten weit abgelegene Ländchen faft für die ganze Dauer des 18. Jahr- 
hunderts von den gemalit gen Kriegsereigniſſen kaum berührt worden. Anders 
wurde es ſeit dem Ende des Jahrhunderts, und beſonders ſeitdem die 
Eidgenoſſenſchaft von den franzöſiſchen Revolutionsarmeen bedroht wurde: 
jetzt hieß es für König Friedrich Wilhelm III., im Intereſſe Neuenburgs 
bei den ſtreitenden Parteien ſich zu verwenden: aber hier verfagte, ſoweit 
das dynaſtiſche Intereſſe des Hohenzollern an ſeinem ſernen Beſitz in 
Frage kam, die preußiſche Politit nahezu vollſtändig. Als das bedeut 
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ſamſte Ergebnis dieſer Arbeit möchte ich deshalb den Nachweis hervor- 


heben, daß es fortan nicht mehr angeht, „im Sinne der traditionellen 


neuenburgiſchen Geſchichtsſchreibung die Veräußerung des Fürſtentums 
als eine letzte Wohltat des Königs darzuſtellen, der dieſe Verfügung im 
ausſchließlichen Intereſſe feiner Provinz tut“ (S. 119 = 585). Vielmehr 
ſind bei dieſer zu Beginn des Jahres 1806 erfolgten Abtretung ganz kühle real⸗ 
politiihe Erwägungen und Berechnungen maßgebend geweſen; es beſtand für 
Preußen die Möglichkeit, das durch franzöſiſche Truppen beſetzte Hannover 
zur Abrundung ſeines niederdeutſchen Beſitzes von Frankreich zu erwerben: 
als Kaiſer Napoleon I. als Entgelt auch Neuenburg forderte, hat man in 
Berlin ohne langes Zaudern in die, wie der Verf. mit Recht betont, be: 
reits feit 1801 grundſätzlich anerkannte Abtretung gewilligt; wie Harden- 
berg richtig bemerkte: „Neuenburg ſei an und für ſich intereſſant, aber 
für die Monarchie kein Vorteil“. Man begreift es, daß bei folder Be- 
urteilung der Frage durch die maßgebenden Perſönlichkeiten in Berlin die 
Anhänglichkeit einzelner Kreiſe der Neuenburger Bevölkerung nicht in Be- 
tracht kommen konnte: ſie hatten ſich dem höheren Staatsintereſſe zu 
fügen, höchſtens daß für ſie in der Abtretungsurkunde einige begünſtigende 
Beſtimmungen durchgeſetzt wurden. Leider hat der Verf. für die Dar⸗ 
ſtellung der Vorgänge und Stimmungen in Berlin kein neues handſchrift⸗ 
liches Material auf Grund der preußiſchen Staatsakten herangezogen; 
vielleicht hätte ſich das Bild dadurch im einzelnen noch farbenreicher ge⸗ 


ſtalten laſſen, wenn auch hervorgehoben werden muß, daß die leitenden 


Geſichtspunkte der damaligen preußiſchen Politik in ihren treibenden, aber 
auch in ihren hemmenden Kräften richtig herausgearbeitet ſind. 

Hie und da begegnet man nicht rein deutſchen Wendungen; S. 41 
S. 507: ein Wort „verunmöglichen“ haben wir nicht in unſerem Sprach⸗ 
ſchatz; S. 122 — 588, Zeile 7 von oben wirkt der Ausdruck „bemühend“ 
unklar; „niederdrückend“ hätte den Sinn richtiger wiedergegeben. 

Halle a. 8. Adolf Hasenclever. 


Dr. Rihard Haedecke, Die Schlacht bei Dennewitz, ein Sieg Berna- 
dottes. Studie zur Vorgeſchichte des 6. September 1813. Berlin, 
Schall & Rentel, 1916. 48 S. 


Der Verfaſſer ſagt, das Verhalten Bernadottes vor (2) Dennewitz 
fei eine vielumſtrittene Frage: Ihm „Icheinen in der Behandlung des vor- 
handenen Materials Widerſprüche zu beſtehen, deren Aufklärung wohl 


eine nochmalige Betrachtung rechtfertigen“. Man kann ſolche Gründlich⸗ 


keit nur aufrichtig begrüßen, muß aber als erſte Bedingung völlige 
Unbefangenheit des Urteils verlangen. Leider aber fehlt dieſe dem Ver⸗ 
faſſer; an ihre Stelle ſetzt er Voreingenommenheit. Er prüft die Sache 
nicht aus ſich heraus, ſondern handhabt Auffaſſung und Kritik nach dem 
Satze: Bernadotte habe die Defenfiv-Offenfive, dieſes gewaltigſte Mittel 
der Kriegskunſt, „in glänzendſter Weiſe durchgeführt“. Alles, was dem 
entgegenſteht, wird fortbewieſen oder fortgelaſſen. 

Schon der erſte Satz des Buches iſt bezeichnend: „Die Schlacht bei 
Großbeeren war geſchlagen und durch Bülows Voreiligkeit ein größerer 
Sieg über die Franzoſen verſcherzt“. Seine perſönliche Meinung ſtellt 
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Haedeke als offenlundige Wahrheit hin. Doch die Sache liegt keineswegs 
ſo einfach, und andere Forſcher urteilen weſentlich anders. In gleich 
ſubjektiver Weiſe wird durch das ganze Buch verfahren. Das Haupt- 
kapitel iſt das dritte: „Pozzo di Borgo als Zeuge von Dennewitz“. Statt 
Pozzos Bericht an fih zu würdigen, wird alsbald gegen den Ber: 
ſaſſer und ſein Werk Stimmung gemacht. So heißt es: „An und für 
ſich iſt es ja nun eine bekannte Tatſache, daß ſelbſt Augenzeugen uns 
vielfach als ſtarke Fehlerquellen zu gelten haben.“ Die Frage nach der 
Subjektivität Pozzos wird ohne Umſtände mit ja beantwortet und durch 
blicken laſſen, daß ſeine Angaben unrichtig ſeien. Um jenes zu beweiſen, 
wird das erſte Zuſammentreffen des ruſſiſchen Diplomaten mit dem 
ſchwediſchen Kronprinzen ins Feld geführt. Nach demſelben urteilte Pozzo 
in einem vertraulichen Briefe gegenüber Neſſelrode: er wolle dem Kron⸗ 
prinzen entſcheidende Fähigkeiten nicht beſtreiten; die Geſpräche mit ihm 
feien immer lebhaft und unmethodiſch; er ſpreche beredt, aber ordnungs-; 
los; bei jedem Wort breche feine Eigenliebe hervor. Haedecke meint: „Ein 
geradezu ungünſtiges Urteil iſt das wohl nicht zu nennen“. Ebenſo gut 
läßt ſich natürlich ſagen: man erkennt aus Pozzos Worten den Scharf⸗ 
ſinn des geſchulten Diplomaten, er urteilt, wie er beobachtet hat; und 
feine Beobachtung ſteht wahrlich nicht allein. Selbſt die feinfinnige 
Fürſtin Luiſe Radziwill ſagt, daß Bernadotte ununterbrochen ſchwatzte. 

Während des Herbſtfeldzuges wurde Pozzo von Alexander als ruſſiſcher 
Bevollmächtigter dem Hauptquartiere des Kronprinzen zugeteilt. Bei den 
nahen Geheimbeziehungen des Kaiſers zu dieſem darf als ſicher an- 
genommen werden, daß der Geſandte genehm war, und der Zar ihn geeignet 
für die Stellung hielt. Sein Amt nötigte zur Objektivität, ja ſo lange es 
ging, zu günftiger Beurteilung, weil eine ſolche feinem Auftraggeber zu- 
fagen mußte, das Gegenteil aber leicht Verſtimmung und Abberufung be- 
wirken konnte. Pozzo ſagt deshalb auch ſelber am 7. September: Bisher 


habe er ſich zur Pflicht gemacht, das militäriſche Verhalten des Kron- 


prinzen günſtig hinzuſtellen. Die Klagen über ſeine Untätigkeit wären 
ihm übertrieben erſchienen und die Erfolge, welche er vernachläſſigt haben 
ſolle, ſchwer zu erzielen geweſen. Und in zweifelhaften Fällen verlange 
die Billigkeit, zu Gunften des Betreſſenden zu urteilen. Dieſer Stand- 
punkt muß für den Geſandten geradezu als gegeben gelten. Doch Haedecke 
weiß das S. 33 beſſer, ihm ſind jene Worte nur trügeriſche Wendungen, 
voll des geheimen Bemühens, „Alexander vom Kronprinzen abzubringen“. 
„Dieſe Ausführungen nun ſcheinen ſchon ein hinreichender Grund, um 
Pozzos Mitteilungen die Autorität zu nehmen.“ Man lieſt und ftaunt, 
denn der „hinreichende Grund“ iſt nichts als ein Gebilde von Haedeckes 
Voreingenommenheit. So entſteht alsbald „ein unangenehmes Verhältnis, 
eine Spannung zu dem Oberfeldherrn“. Als einziger Beweis wird eine 
Außerung Pozzos bei Großbeeren angeführt, die er gemacht haben foll, 
wohlbemerlt foll 

Da dies nun mit dem beſten Willen nicht genügt, muß etwas 
anderes berhalten: die Tatſache, daß Pozzo feit der Schlacht bei Denne ⸗ 
witz ungünſtig über den Kronprinzen urteilt und zwar aus zwei Gründen: 
1. weil er ſich bei Dennewitz unfähig bewieſen habe, und 2. weil er nach 
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dem franzöſiſchen Throne ſtrebe. In beiden Fällen kommt aber unſeres 
Erachtens kein perſönlicher Gegner zu Worte, ſondern der gute Beobachter, 
der pflichtgemäß mitteilt, was er hört und ſieht. Bernadotte machte gar 
kein Hehl aus ſeinen Thronanſprüchen, wie z. B. ſchon im Juli die Luiſe 
Radziwill berichtet. Daß Pozzo ſolche Pläne nach der Schlacht bei Denne⸗ 
witz nicht billigt, je länger, deſto weniger, kann wahrlich nicht wunder 
nehmen, hat aber doch mit ſeinem älteren Bericht über die Schlacht bei 
Dennewitz nichts zu tun, um ſo weniger, als er nicht Meinungen, ſondern 
ganz beſtimmte Tatſachen anführt. Haedecke urteilt allerdings ohne jeden 
Beweis zu 1816: „So ſah es alſo in Pozzos Herzen aus, doch wohl auch 
ſchon damals, als er in das Hauptquartier der Nordarmee kam“. 

Nachdem der Leſer genügend gegen Pozzos Schlachtangaben be— 
arbeitet iſt, nach dem Satze, daß die angeführten Angaben, welche er 
ſeinem Kaiſer gegenüber tat, ſchon ein hinreichender Grund zu ſein 
ſcheinen, um Pozzos Mitteilungen die Autorität zu nehmen, wird der 
Bericht, oder richtiger nicht dieſer, ſondern es werden vier Hauptbeſchul⸗ 
digungen desſelben vorgenommen, um ſie in der ſattſam gekennzeichneten, 
durchaus perſönlichen Art zu widerlegen. Leider mangelt es hier an 
Raum, um auf Haededes „Beweisführung“ näher einzugehen. Wir be- 
merken nur, daß die Fürſtin Radziwill ſchon am 12. Auguft, alfo vier 
Wochen vor der Schlacht bei Dennewitz wußte: die Engländer in Berlin 
hätten wenig Zutrauen zu Bernadotte. Sie glaubten an ſeinen Haß gegen 
Napoleon, aber ſie meinten, daß er ihn nur in dem Falle angreifen würde, 
wo man deſſen Schickſal von dem Frankreichs trennen könne. Die doch 
ganz objektiven Engländer erkannten alfo damals ſchon, was bald auch 
andere meinten und ſich aus den Tatſachen ergibt. Um Bernadottes Ver⸗ 
halten bei Dennewitz zu rechtfertigen, beruft Haedecke ſich u. a. auf keinen 
geringeren als auf Gneiſenau, der es bei Belle-Alliance nicht anders ge- 
macht habe. Schon lange befand ſich hier Blüchers Armee in unmittelbarer 
Nähe, aber erſt als ſich die kämpfenden Parteien bis zum äußerſten ab- 
gemüht, griff er erfolgreich in den Kampf ein. Dazu muß demerkt 
weroen, daß fih nicht Blüchers Armee in unmittelbarer Nähe des Schlacht 
feldes befand, ſondern nur zwei marſchmüde Brigaden, daß er ſich nicht 
beide Parteien bis zum äußerſten abmühen ließ, um erſt dann einzugreifen, 
ſondern daß er jene beiden Brigaden gegen ſeinen Wunſch auf dringende 
Hilferufe Wellingtons viel zu früh anſetzte, und er dadurch das erfolgloſe 
Ringen bei Plancenoit einleitete, das erſt gewonnen wurde, als Wellington 
bereits im Rücken der Verteidiger ſtand. Man mag hieraus erleben, wie 
es mit Haededes Beweisführung beſtellt ift. 

Läßt man Großbeeren und Dennewitz beiſeite, ſo bleibt nicht weg⸗ 
zuleugnen, daß Bernadotte Blücher nach dem Elbübergange ſchmählich 
im Stiche ließ und alles tat, um möglichſt ſpät nach Leipzig zu kommen. 
Solche wuchtigen Tatſachen werfen auch ihr Licht auf Großbeeren und 
Dennewitz und zeigen die preußiſche, nicht aber die Kriegführung Berna⸗ 
dottes in glänzendem Lichte. 

Das Buch trägt den Titel: „Die Schlacht bei Dennewitz — ein 
Sieg Bernadottes“. Erſtaunt vergegenwärtigt man ſich eine Schlacht, in 


Forſchungen j. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 35 
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der außer einer ſchwediſchen Batterie allein Preußen fochten, die durch 
hingebende Tapferkeit und Bülows Führung fo gut wie gewonnen war, 
als geringe Teile ſchwediſch-ruſſiſcher Truppen eingriffen und erft am 
Spätnachmittage Bernadotte ſelber überhaupt auf dem Kampfplatze er: 
ſchien: das iſt „ein Sieg Bernadottes“! J. v. Pflugk-Harttung. 


Adolf Haſenclever, Die Orientaliſche Frage in den Jahren 1838 bis 
1841. Urſprung des Meerengenvertrages vom 13. Juli 1841. Leipzig, 
K. F. Koehler, 1914. VIII, 320 S. 


Seinem in den Forſchungen Bd. 25 veröffentlichten Aufſatz über 
„König Friedrich Wilhelm IV. und die Londoner Konvention vom 15. Juli 
1840“ läßt der Verf. nunmehr eine umfangreiche, auf Materialien des 
Berliner und Wiener Staatsarchivs beruhende Unterſuchung über die 
diplomatiſchen Verhandlungen gelegentlich jener orientaliſchen Kriſis 
folgen, die „das Zentrum des europäiſchen Kontinents an den Rand 
eines Weltkrieges gebracht hat“. Eben dieſer bekannte Zuſammenhang 
zwiſchen den Vorgängen in der Levante und dem Kriegsgeſchrei am Rhein 
(Beckers Lied!), das Preußen in erſter Linie auf den Plan rief, läßt eine 
Anzeige des Buches an dieſer Stelle gerechtfertigt erſcheinen, obwohl dem 
Staate Friedrich Wilhelms III. und IV. bei dem höchſt dramatiſchen 
Spiele der Diplomaten keine Protagoniſtenrolle zugefallen iſt. Wenn man 
an der Hand der Haſencleverſchen Monographie, die trotz einiger non 
liquet in untergeordneten Punkten die einzelnen Phaſen bis zu einem 
dem Werte der Sache entſprechenden Grade aufgebellt hat, die Verhand- 
lungen jener vier Jahre verfolgt, ſo gewinnt man den in ihrem Verlauf 
ſich immer mehr verſtärkenden Eindruck, daß in dem europäiſchen Konzert 
England den Ton angibt und hier wiederum der „foreign secretary“ 
Lord Palmerſton. 

Am Ende ſteht der in unſeren Tagen wieder ſo akut gewordene 
Meerengenvertrag vom 13. Juli 1841, durch den der Sultan verpflichtet 
wurde, Bosporus und Dardanellen in Friedenszeiten für fremde Kriegs 
(giffe geſperrt zu halten. Das bedeutete die Aufhebung des Vertrages 
von Hunfiar-Steleffi, der 1833 Rußland gegen Zuſicherung feiner Hilfe 
für die Pforte auf acht Jahre die Meerengen öffnete, während ſie jeder 
anderen Macht verſchloſſen bleiben ſollten. Durch den Meerengenvertrag 
war Englands Weg nach Indien vor einem ruſſiſchen Flankenangriff gedeckt. 

Bevor man aber zu dieſem Ergebnis gelangte, war der eigentliche 
orientaliſche Konflikt zwiſchen dem Großherren und Mehemed Ali ſchon 
beigelegt, der Expanſion des türkiſchen Vaſallen in Arabien und Vorder⸗ 
aſien ein Riegel vorgeſchoben und durch die trotz Zugeſtändniſſen im ein- 
zelnen erfolgte Demütigung des Schützlings der Protektor Frankreich auf 
das empfſindlichſte getroffen. R 

An dieſer Stelle, wo fpäter der Schlußſtein in das Gewölbe des 
engliſchen empire eingeſenkt werden ſollte, mußte die Bildung eines 
Kräftezentrums, noch dazu unter dem Schutze Frankreichs, auf jeden Fall 
verhütet werden. 

Es ift, wie Haſenclever mit Recht hervorhebt, eine „Zukunftspolitik“. 
die hier gegen Rußland und Frankreich getrieben wird, im Sinne und 
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zugunſten eines dereinſtigen greater Britain lange vor den Tagen Dilkes 


und John Robert Seeleys. 

Und dabei zeigt ſich nun Palmerſton als ein Realpolitiker großen 
Stiles. Er hat, von wenigen ſchwachen Augenblicken abgeſehen, die Zügel 
vom Anfang bis zum Ende in der Hand. Er als Whig zögert keinen 
Augenblick, gegen das liberale Frankreich den Bund mit dem Selbſtherrſcher 
Nikolaus einzugehen, den Genoſſen der entente cordiale im Stich zu 
laſſen und ins Lager der Oſtmächte überzugehen, da es der große End⸗ 
zweck fo gebietet. Er hütet fidh aber, den Bogen zu überſpannen und da- 
mit eine Annäherung zwiſchen Frankreich und Rußland zu fördern, die 
damals nicht zu den politiſchen Unmöglichkeiten gehörte (S. 97) 

Formell bleibt das Bündnis mit dem Julikönigtum während der 
ganzen Zeit unangetaſtet, und doch werden die Staatsmänner des Bürger⸗ 
königs — ein Thiers, ein Guizot — von dem Engländer nach allen Regeln 
der diplomatiſchen Kunſt betrogen und Frankreich in eine alles weniger als 
„glänzende“ Iſolierung gerückt. Die Sicherheit, mit der Palmerſton ſeinen 
Weg geht, iſt um ſo erſtaunlicher, als er im eigenen Lande keineswegs 
den geſchloſſenen Rückhalt für ſein Programm findet. Es iſt ein be⸗ 
ſonderer Vorzug der Forſchungen Haſenclevers, den geheimen und offenen 
Widerſtänden, denen der kühne Miniſter bei feinen Kabinetts kollegen, bei 
der Oppoſttion und ſelbſt bei der jungen Königin Viktoria begegnete, nach⸗ 
gegangen zu ſein und ihren Einfluß aufgezeigt zu haben. 

Die großen Figuren bei Palmerſtons Schachzügen ſind Rußland und 
Frankreich, denen gegenüber die beiden deutſchen Vormächte weniger be⸗ 
deuten. Metternich, der in dieſer Periode ſtark zurücktritt, verficht den 
Grundſatz einer Wahrung der ſouveränen Rechte des Sultans, die Auf⸗ 
rechterhaltung des status quo, a priori gegen den Revolutionär und 
Rebellen Mehemed Ali. Er will es aber auch in keiner Weiſe mit deſſen 
Gönner Frankreich verderben und empfindet daher die Ausſchließung 
dieſer Macht von der Londoner Konvention vom 15. Juli 1840 (die dem 
Vizekönig neben dem erblichen Beſitz von Agypten auch Teile von Syrien 
auf Lebenszeit suficherte) als ungehörig und peinlich. Preußen folgte Oſterreich 
in der Regel wie (nach jenem von Holland gegenüber England einſt geprägten 
Worte) die Schaluppe dem Kriegsſchiff. „Alles, was wir wünſchen,“ ſagte 
fein Geſandter in London, Bülow, einmal zu Guizot, „ift, zu verhindern, 
daß Frankreich ſich in dieſer Frage (der Londoner Konvention) von den 
anderen Mächten trennt“ (S. 115). Mit diefer „faſt einzigen“ Inſtruktion aber 
hatte ſich ſein Staat in der orientaliſchen Frage engagiert: auf ihr „be⸗ 
ruhte die Mitunterzeichnung des Meerengenvertrages und darauf die Hin⸗ 
zuziehung Preußens zu den Beratungen des Pariſer Kongreſſes vom 
Jahre 1856 und der Pontuskonferenz vom Jahre 1871“. 

Zu wiederholten Malen (S. 239, 277, 294, 304) haben die Preußen 
und Oſterreicher vermittelnd und verſtändigend einzugreifen verſucht, und 
als vermittelnde Faktoren waren ſie auch in die Rechnung der britiſchen 
Staats kunſt eingeſtellt, einmal um das an fih kompromittierende Zuſammen⸗ 
gehen des freien Englands mit dem autokratiſchen Zaren durch ihre Mit- 
wirkung zu mildern (S. 226, 279), andererſeits um bei einer etwaigen Ent⸗ 
ladung galliſcher Kriegsleidenſchaft als bequemer Puffer zu dienen (S. 71), 
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wie das die Ereigniſſe im Jahre 1840 deutlich vor Augen führten. Die 
Methode der „Kontinentaldegen“ war ſchon damals bekannt und beliebt. 
Am Schluß ſei die Vermutung ausgeſprochen, daß auf S. 298 das 
Urteil über „türkiſche Mißwirtſchaft“ wohl nur infolge eines Druckverſehens 
in das Tempus der Gegenwart geraten iſt. 
Charlottenburg. Heinrich Otto Meisner. 


Veröffentlichungen des Archivs für Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Wirtſchafts⸗ 
geſchichte Bd. 3—6: Mathieu Schwann, Ludolf Camphauſen als 
Wirtſchaftspolitiker; Ludolf Camphauſens Denkſchriften, wirtſchaft— 
liche Arbeiten und Briefe; Ludolf Camphauſen als Mitglied und 
Vorſitzender der Kölner Handelskammer. Eſſen, G. D. Baedeker, 
1915. XIII u. 486 S.; XII u. 498 S.; XII u. 556 S. 
Preis geb. 24 Mk. 


Der Hiſtoriker der Kölner Handelskammer verdient zunächſt alle An⸗ 
erkennung für die Zurückhaltung, mit der er die vorliegende Veröffent ; 
lichung eingerichtet hat. Ga ift beffer, über zwei Bande (ohnehin feltner) 
wirtſchaftspraktiſcher Privatarbeiten (ein Band allein Handelskammer— 
berichte) ohne andere als äußerliche editoriſche Bemühung und mit gutem 
Regiſter herauszugeben, als die unendlichen Möglichkeiten ihrer Benutzbar 
keit durch feſte Verarbeitung in ein hiſtoriographiſches Schema von vorn— 
herein einzuengen. Die erſte Hälfte des 19. Jahrhunderts, die Entwick— 
lungszeit wirtſchaftstheoretiſcher wie wirtſchaftspolitiſcher Geſtaltung in 
Deutſchland, wird zu ihrem Verſtändnis einmal viele Bände ſolchen Roh: 
ftoffs bedürfen. Und wiederum ait es nützlicher, aus einer Biographie 
einen ſachlichen Ausſchnitt voll ſtets wenigſtens erſtrebter Beziehung auf 
ſachliche Entwicklungslinien der Dinge und Gedanken zu geben, als jedes 
techniſche Konkretum in dem gleichgültigen Mittel „perſönlicher“ Schilde— 
rung bis zur Unbrauchbarkeit zu verwäſſern. Der Verfaſſer macht im 
Vorwort zum dritten Band ſelbſt darauf aufmerkſam, wie unmittelbar die 
Beſtrebungen dieſes ſo oſt gegen ſeine Zeit gerichteten Vorkämpfers für 
eine weitausgretfende deutſche Handelspolitik in dem jüngſten Zeitalter 
neudeutſcher Wirtſchaftsideale widerhallen. 

Nicht die Abſicht des Schwannſchen Werks alſo, ſondern höchſtens 
ihre Ausführung kann dafür verantwortlich gemacht werden, wenn feine 
Darſtellung gerade den ſachlich unvoreingenommenen Hiſtoriker häufig un— 
befriedigt läßt. Trotz der ganz verſchiedenen Aufgabe berührt ſie in Form 
und Inhalt fait benjo panegyriſch wie das bekannte Lebensbild von 
Anna Caſpary. Bloß ift diefe panegyriſche Stimmung gleichſam mittel- 
bar (wenigſtens überwiegend) nicht fo ſehr der Ausdruck der Kritikloſig— 
keit, wie beſtimmter einſeitiger, gerade mit Camphauſens Wirken weſentlich 
übereinſtinmmender Maßſtäbe. Ton und Überzeugung des Verfaſſers find 
im großen ganzen die der altliberalen, wo nicht freihändleriſchen, ſo doch 
durch und durch individualiſtiſchen Wirtſchaftsſchule, die nur leider bei 
dem Hiſtoriker des 20. Jahrhunderts ſo viel fadenſcheiniger und phraſen⸗ 
hafter geworden ſind als bei jenen ehrwürdig unſchuldigen Pfadfindern 
zur wiriſchaftlichen Macht und Erkenntnis. Dieſe wirtſchaftsliberale 
Brille ſcheint mir denn auch die Betrachtung der beiden großen Hälften 
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von Camphauſens vorachtundvierziger Tätigkeit, der Förderung der Rhein- 
feeverbindung und des Kampfes gegen den im Schutzzoll beginnenden 
Staatsſozialismus, mehr oder weniger zu trüben. Beide Male iſt m. E. 
das Mißtrauen des Rheinländers gegen die preußiſche Bureaukratie, das 
in Camphauſen wie in den meiſten feiner Zeitgenoſſen natürlich und bes 
rechtigt war, auch vom Verfaſſer allzu unmittelbar zum Leitfaden der Be— 
urteilung gemacht. Die Vorſicht der Regierung bei den Konzeffionsver- 
handlungen mit der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft wurde durch die 
ſpätere deutſche Eiſenbahngeſchichte doch weit mehr gerechtfertigt, als es 
die Ungeduld der Geſellſchafter einſah und auch als Schwann (I, S. 120) 
unter kurzer Berufung auf neuere Fachliteratur zugeben möchte. Und 
wenn ſchon im Traſſierungsſtreit zwiſchen Köln und Aachen, Camphauſen 
und Hanſemann, die ausſchließliche Verurteilung des Aachener „Lokal- 
patriotismus“ ſchwer nachzuprüfen ift, fo genügen in der Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Kölner Dampfſchleppſchiffahrt doch ſchon Schwanns eigene 
Angaben (I, S. 177 f.), um die fogar aktienrechtlich bedenkliche Parteilichkeit 
Camphauſens für die Kölner Handelsintereſſen trotz ſeinem gekünſtelten 
Rettungsverſuch außer Zweifel zu ſetzen. Der Camphauſens ganze Kölner 
Tätigkeit durchziehende, offenbar auch ſtark perſönliche Gegenſatz zum 
Bankkapital müßte erſt auf Grund anderen als des von ihm abſtammen⸗ 
den Materials (vielleicht bieten die Oppenheimſchen Archive doch manches 
zur Nechtfertigung ihrer „zu ideellen“ Selbſteinſchätzung [I. S. 520 eins 
gehender unterſucht werden, um ihm die von Schwann ihm verliehene 
Rolle als ſozialpolitiſcher Erzieher des privatwirtſchaftlichen Eigennutzes 
hiſtoriſch zuzuerkennen. 

Auch in der Behandlung von Camphauſens Stellung zur Schuß» 
zollfrage könnten nüchterne Beurteiler wohl den unzuläſſigen, wenn auch 
nicht ungeſchickten Verſuch ſehen, eine Reihe zunächſt rein taktiſcher Ein⸗ 
ſchränkungen und Vorbehalte des Freihändlers, wie die Empfehlung des 
Prämienſyſtems und namentlich die denkwürdige Betonung der ſozialen 
Frage (I, S. 210), zu einer theoretiſchen „Vermittelung“ zwiſchen Man⸗ 
cheſtertum und Protektionismus umzudeuten. Die unendliche Bitterkeit 
und Schärfe der vertraulichen Außerungen über Liſt und den abtrünnigen 
Handelsamtspräſidenten Rönne beweiſen zur Genüge die tiefe Verflochten⸗ 
heit von Camphauſens Denken in den epochalen Zwieſpalt des vorigen 
Jahrhunderts, der über den Streit der Handelspolitiker weit hinaus (z. B. 
auch bei der Reform des preußiſchen Bankweſens von 1846) das Ganze 
der ſinkenden individualiſtiſchen Weltordnung dem Ganzen einer werden— 
den, mehr oder weniger ſtaatsſozialiſtiſchen unverſöhnlich entgegenſtellte. 
Daß im Feudalſtaat Preußen wie im übrigen Mitteleuropa auch der In⸗ 
dividualismus großenteils noch erſt notwendige Gegenwartsforderung war 
und die neue Sozialpolitik dadurch in ebenſo bequeme wie verdächtige 
Nachbarſchaft zur abſolutiſtiſchen Reaktion geriet, hat dann wirtſchaftlich 
wie politiſch das Unglück und die Größe der achtundvierziger Revolution 
zugleich gemacht. Carl Brinkmann. 
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Dr. Carl Sabbad +, Lothar Bucher bis zum Ende feines Londoner 
Exils (1817—1861). Mit einem Nachruf von Hermann Oncken. 
Heidelberger Abhandlungen zur mittleren und neueren Geſchichte. 
Heft 47. Heidelberg, Carl Winters Univerſitätsbuchhandlung, 1915. 
XII u. 152 S. 


Es ijt die Arbeit eines im Weltkriege, beim Sturm auf Rowo: 
georgiewsk am 19. Auguft 1915 Gefallenen, welche ich hier anzuzeigen 
habe; Hermann Oncken iſt es geweſen, welcher die erſte Anregung zu 
dieſer Studie gegeben hat, und dem die traurige Pflicht oblag, die Arbeit 
ſeines Schülers zugleich mit einem warm empfundenen Nachruf der wiſſen— 
ſchaftlichen Welt vorzulegen. — 

Wer ſich mit Bismarcks politiſcher Wirkſamkeit beſchäftigt hat, dem 
iſt, wenn auch nicht die eigenartige Perſönlichkeit, ſo doch der Name Lothar 
Buchers wohlvertraut; was wir bisher über die äußeren Lebensſchickſale 
dieſes ſo durchaus beſcheiden im Hintergrund wirkenden Mitarbeiters des 
Reichsgründers wußten, verdankten wir im weſentlichen Poſchingers Ber, 
öffentlichung: „Ein Achtundvierziger“, deren Mängel der Verf. mit Recht 
lebhaft betont. 

Zaddach hat es nunmehr übernommen, die innere Entwicklung Lothar 
Buchers bis zu ſeiner Rückkehr aus der Verbannung in England im 
Jahre 1861 zu ſchildern, uns, wie H. Oncken die Aufgabe umſchrieben 
hat, „den Umbildungsprozeß des vormärzlichen Liberalismus zu anderem 
und ſtaatlicherem politiſchem Denken zu erläutern“ (pag. VII f.), uns be- 
greiflich zu machen, wie der Demokrat und Revolutionär von 1848 ein 
halbes Menſchenalter ſpäter der Mitarbeiter des preußiſchen Miniſters 
v. Vismarck werden konnte. 


Als die bedeutendſten Abſchnitte dieſes in jeder Beziehung aus— 
gezeichneten Buches möchte ich diejenigen über Buchers Leben als Aſſeſſor 
in Stolp in den Jahren vor der Revolution und über ſeinen Aufenthalt 
in England bezeichnen. Wie ſehr unſere Kenntnis über die Bewegung 
von 1848 noch im argen liegt, tritt deutlich zutage aus des Verf. 
Schilderung der pommerſchen Zuſtände in den 40er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts. Klar erkennt man, wie die Regierungsgewalt gegenüber 
den unzufriedenen Elementen der Bevölkerung in bedenklichſter Weiſe 
verſagt, wie man in den leitenden Kreiſen hin und herſchwankt „von der 
Anerkennung einer Revolution bis zur Verurteilung einer Revolte“ (S. 58); 
Zuftärde treten uns entgegen, wie ſie dem Kenner der Vorgeſchichte der 
großen franzöſiſchen Revolution wohl vertraut find; freilich auch hier 
deutet ſich die ſchließliche Entwicklung der Dinge, im Gegenſatz zu der⸗ 
jenigen in Frankreich im Jahre 1789, bereits an: das Heer, die bewaffnete 
Macht, bleibt feft und treu; fie iſt es, welche immer wieder, wenn die 
Wogen der Unzufriedenheit zu hoch gehen, mit leichter Mühe, meiſt ledig⸗ 
lich durch ihr Erſcheinen ohne Anwendung von Gewalt, wenigſtens ohne 
Blutvergießen, Ruhe und Ordnung herſtellt. Wenn der Verf. bei der 
Schilderung dieſer Zuſtände zu ſchönen neuen Ergebniſſen gelangt iſt, ſo 
verdankt er das einer ausgiebigen Heranziehung der lokalen und pro— 
vinzialen Zeitungs- und Zeitſchriftenliteratur; abermals ein Beweis, wie 
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wichtig das eifrige, wenn auch oft entſagungsreiche Studium dieſer Quellen- 
gattung nicht nur für unſer Wiſſen über Begebenheiten und Zuſtände 
an ſich, ſondern auch für unſere Erkenntnis der Perſönlichkeiten 
werden kann. 

Das entſcheidende Ereignis für Bucher wurde feine Wahl zum Ab 
geordneten nach Berlin im Jahre 1848 und ſeine dortige Wirkſamkeit: 
nicht als zielbewußter grundſätzlicher Gegner der Regierung iſt er dorthin 
gegangen, ſo ſcharfe und in vielen Fällen berechtigte Kritik er auch an 
manchen Maßnahmen üben zu müſſen glaubte, ſondern durch die ſchwäch— 


liche und ſchwankende Haltung Friedrich Wiihelms IV. und feiner Rat- 


geber iſt der erſt Einunddreißigjährige immer mehr in die Oppoſition 
gedrängt worden. Das Ergebnis war, daß ihm ſchließlich wegen ſeiner 
Bemühungen, einen Beſchluß auf Steuerverweigerung herbeizuführen, un: 
mittelbar nach der Auflöſung der Kammer der Prozeß gemacht wurde, 
und daß er, als ſeine Verurteilung außer Zweifel ſtand, einen Tag vor 
der Urteilsfällung freiwillig nach England in die Verbannung ging: im 
Preußen der Reaktion war für einen Mann wie Lothar Bucher kein 
Platz mehr. 

Zehn Jahre hat der politiſche Flüchtling auf Englands gaſtlichem 
Boden geweilt; vor äußerer Not war er geſchützt durch ſeine ſchriftſtelle⸗ 
riſche Tätigkeit, vornehmlich als Korreſpondent der in Berlin erfdeinen- 
den „Nationalzeitung“: ſeine Berichte in dieſer Zeitung, ſowie ſein im 
Jahre 1854 erſchienenes Buch: „Der Parlamentarismus, wie er ift” find. 
unſere vornehmſten Quellen für feine fo hochbedeutſame innere Entwick— 
lung während dieſes engliſchen Aufenthaltes. 

Soweit wir bei dem lückenhaften Material erkennen können, hatte 
ſich Bucher mit Fragen der auswärtigen Politik bisher praktiſch kaum 
beſchäftigt: wie ſollte ſich ihm dazu auch in Stolp, dem kleinen Städtchen 
Hinterpommerns mit feinem engumgrenzten politiſchen Horizont, Ge- 
legenheit bieten? Während ſeiner Tätigkeit als Abgeordneter in Berlin 
wird er gewiß manches über auswärtige Dinge gehört haben, aber 
zu praktiſcher Beſchäftigung mit dieſen verwickelten Fragen fehlte dem 
oppoſitionellen Deputierten jegliche Möglichkeit. Erſt das Leben in Eng⸗ 
land, in London, hat auch auf dieſem Gebiete ſeinen Blick geweitet, und 
es find zwei Männer, welche fein Denken aufs Tieffte beeinflußt haben: 
mittelbar Lord Palmerſton durch die Art und Weiſe, wie er die Politik 
ſeines Landes leitete, unmittelbar der engliſche Publiziſt David Urquahrt 
durch die Scharfe Kritik, welche er an Palmerſtons Geſchäfts führung übte; 
aber auch hier hat ſich Bucher ſeine ſelbſtändige Auffaſſung ſchließlich doch 
bewahrt: er hat gelernt, das Weſen des britiſchen Parlamentarismus und 
britiſchen Regierungsſyſtems zu durchſchauen, über den hohlen Phraſen 
von Völkerfreiheit und chriſtlicher Humanität die brutale Intereſſenpolitik 
Englands zu erkennen; „die auswärtige Politik Englands wird von nichts 
anderem diktiert als von dem Vorteil, oder dem, was die Regierung für 
ihren Vorteil hält. Und das iſt vollkommen in der Ordnung; die Poli⸗ 
tiker, die von Uneigennützigkeit, Weltbeglückung und dergleichen reden, ſind 
entweder konfuſe Köpfe oder Heuchler“ (S. 115); wie H. Oncken in ſeinem 
Nachruf betont: „eine Reduzierung der engliſchen Politik auf ihre wahr⸗ 
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haft treibenden Kräfte und ihren innerften Charakter. Die gedankliche 
Emanzipation der Deutſchen von engliſchen politiſchen Vorbildern ſetzt an 
dieſer Stelle ein, der Weg wurde betreten, .... den wir jetzt mit poli- 
tiſcher Tat bis zu Ende gegangen find“ (pag. ALL 

Wer dieſes letzte Kapitel von Zaddachs ſchönem Buch mit ſeinen in 
dankenswerteſter Weiſe zahlreich eingeſtreuten Zitaten aus Buchers gleich 
zeitigen Arbeiten lieſt, wird immer wieder an die Gegenwart mit ihren 
gewaltigen Erlebniſſen und Erfahrungen erinnert. Das Kepitel iſt vor 
dem Kriege geſchrieben, aber doch aus der Stimmung heraus, welche weite 
Kreiſe unſeres Volkes immer mehr zu der nicht leicht und leichtherzig zu 
gewinnenden und gewonnenen Überzeugung gedrängt hat, daß auf die 
Dauer eine gewaltſame Auseinanderſetzung mit England unvermeidlich 
ſei. Gewiß, wäre das Kapitel nach dem Kriege geſchrieben worden, ſo 
würde, wie der Verf. ſelbſt betont hat, manches ſicher noch ſchärfer her— 
ausgearbeitet worden ſein, aber die Grundlinien von Buchers Entwicklung 
während ſeines Aufenthalts in England — und das lediglich war der 
Zweck der Studie — ſind richtig gezogen: es war kein ſchroffer Bruch mit 
der Vergangenheit, ſondern eine logiſche Fortentwicklung, das Ergebnis der 
während der Verbannung in England geſammelten Erfahrungen, wenn der 
Demokrat von 1848 der Mitarbeiter des Konfliktsminiſters Bismarck ge» 
worden iſt: was der Verf. für einen einzelnen Fall, für die Epoche des 
Krimkrieges, einmal hervorhebt, das gilt für die Wertung dieſes ge— 
ſamten Zeitraumes: „Die auswärtige Politik hatte ihm zur Klarheit ver— 
holfen: man möchte fagen, die Erkenntnis war ihm auf Rankeſchem 
Wege gekommen“ (S. 118). 

Nur einzelne Punkte habe ich aus dieſem gereiften Werke eines 
unferer Wiſſenſchaft zu früh Entriſſenen hervorgehoben. Wer, wenn die 
Quellen für das Kapitel: „Bucher bei Bismarck“ einſt reicher erſchloſſen 
ſind, ſich mit dem Geſamtwirken dieſes merkwürdigen Mannes beſchäftigt, 
wird ſtets auf dieſe Schilderung von Lothar Buchers Jugendentwicklung 
zurückgreiſen müſſen. Wir werden hoffen dürfen, daß mit der Zeit noch 
manches neue Licht auch auf Buchers Jugend- und Verbannungszeit fällt; 
aber nicht minder beſtimmt wird man behaupten dürfen, daß manches im 
Leben des reifen Mannes erft begreiflich wird durch Zaddachs verſtändnis— 
volles Sich-Verſenken in die Perſönlichkeit dieſes eigenartigen Mannes. 

Halle a. 8. Adolf Hasenelever. 


Wilhelm Rittinghaus, Die Kuuft der Geſchichtſchreibung Heinrich 
von Treitſchkes. (Beiträge zur Kultur- und Univerſalgeſchichte, her- 
ausg. von Karl Lamprecht. 29. Heft. Leipzig, Voigtländer, 
1914. 134 S. 4,50 Mk.) 


Treitſchkes menſchliche und hiſtoriſche Eigenart iſt ſo ausgeprägt, daß 
ein Buch über ihn kaum Überraſchung bringen wird. Es kann nur die 
Linien des uns allen vertrauten Bildes ſchärfer ziehen, oder umgekehrt auf 
Abſchattungen hinweiſen, die den bisherigen Betrachtern entgangen ſind. 

Von N. gilt im weſentlichen das erſtere. Als kennzeichnend für den 
Menſchen Treitſchke erſcheint ihm „die Freude am Kampf', als Treitſchkes 
Stil „der des Dramatikers“. (Intereſſant iſt der Nachweis des ungemein 
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dramatiſchen Aufbaus in Treitſchkes Gedichten. S. 15 ff.) Es wird nun 
dargelegt und an zahlreichen Beiſpielen aus der „Deutſchen Geſchichte“ 
erläutert, wie dieſe menſchliche und ſchriftſtelleriſche Eigenart die Dar⸗ 
ſtellungstechnik von Treitſchkes Hauptwerk, — die Einfühlung, die Maffen- 
rythmik, den Aufbau der Stimmung — beſtimmt hat. Als Grundcharakter 
von Treitſchkes Darſtellung ergibt fih dabei, was R. vielleicht nicht ganz 
glücklich (S. 71) „Verzuſtändlichung“ der geſchichtlichen Vorgänge nennt. 
Treitſchke ſtelle feinen ganzen Stoff nicht ein auf große Entwicklungs- 
tendenzen, ſondern auf Situationen; er gebe Querſchnitte, packende Einzel 
ſzenen, nicht den ſtetigen Fluß der Dinge; ſein Pathos ſei nicht das 
Pathos der Diſtanz, das dem großen Epos eigen ſei, nicht das Pathos 
der Dinge, ſondern „das Hineinrufen des Geſchichtſchreibers“, das Pathos 
der nahen Diſtanz, ein „Spritzwogenpathos“ (S. 108). 

Was von dieſer Haupttheſe, das gilt auch von vielen Einzelfeſtſtellungen 
R.s: man wird fie nicht ohne Einſchränkung hinnehmen, aber anregend 
zum Nachdenken über die noch wenig im Zuſammenhang erforſchten 
Probleme der geſchichtlichen Darſtellung im allgemeinen und der Treitſchkes 
im beſonderen ſind ſie durchweg. Nur zwei Bedenken ſeien hier heraus— 
gehoben. Der epiſche Seil, der des gelaſſenen Erzählers, ſchwebt R. doch 
wohl zu ſehr als der normale für den Hiſtoriker überhaupt vor: die welt: 
geſchichtliche Erſchütterung, in deren Mitte wir leben, zeigt, daß die 
hiſtoriſche Wirklichkeit zu ihrer kongenialen Wiedergabe mit dieſem Stil 
allein nicht auskommt. Sodann ſcheint mir R. der bewußten ftiliftifchen 
Selbſterziehung Treitſchkes, der Entwicklung, wie v. Petersdorff es genannt 
hat, „vom deutſchen Demoſthenes zu einer Art deutſchen Thucydides’ nicht 
ganz gerecht zu werden. 

Berlin. Wilhelm Herse. 


Dr. Otto ſtolshorn, Unſer Mackenſen. Ein Lebens- und Charakter⸗ 
bild. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1916. 112 S. 


Da die Abfaſſung einer gründlichen Biographie Mackenſens, ver- 
bunden mit einer unparteiiſchen Würdigung ſeiner militäriſchen Bedeutung, 
bis auf weiteres ausgeſchloſſen iſt, mochte es verlockend erſcheinen, wenig⸗ 
ſtens in Form eines kürzeren Lebensabriſſes die Perſönlichkeit des jetzt 
ſo viel genannten Feldherrn dem deutſchen Volke näher zu bringen. 
Dieſem Anreiz verdankt außer andern Schriften (von H. Sommer, Liſſa 
1915 und W. Renner, Berlin 1915) auch die vorliegende ihre Entſtehung. 
Der Verf. ſchildert zunächſt die bürgerlichen Vorfahren ſeines Helden, von 
denen er eiſerne Geſundheit, ſchriftſtelleriſche Begabung, feſtes Gott- 
vertrauen, Pflichttreue auch im Kleinen, Fähigkeit der Organiſation, Ein- 
fachheit und Anſpruchsloſigkeit, Mut, Unerſchrockenheit und Vaterland?» 
liebe geerbt habe. Dann die harte Schulzeit in Torgau und Halle, die 
Beteiligung am Kriege von 1870/71 als einjähriger Huſar, das Studium 
der Landwirtſchaft in Halle und endlich ſeine militäriſche Laufbahn: hier 
habe er es dank ſeiner Begabung und zähen Energie ohne alle „Konnexionen“ 
vom einfachen Huſarenleutnant zum Generalftabsoffizier, dann, obwohl 
nicht eigentlicher „Höfling“, zum Flügeladjutanten und Chef der Leib- 
huſaren, kommandierenden General des 17. Armeekorps, und im jetzigen 
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eltkriege nach Lodz-Lowicz zum Generaloberſten und nach der Eroberung 
von Lemberg zum Generalfeldmarſchall gebracht. Die mit patriotiſchem 
Schwung geſchriebene, durch hübſche Bilder verzierte Schrift wird nament⸗ 
lich der deutſchen Jugend warm empfohlen werden können. 
| O. Herrmann. 


K. Th. Heigel, Politiſche Hauptſtrömungen in Europa im 19. Jahr: 
hundert. Dritte verbeſſerte und vermehrte Auflage. (Aus Natur 
und Geiſteswelt. 129. Bändchen.) B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 
1915. Mk. 1,25. 


Paul Joachimſen, Vom deutſchen Volk zum deutſchen Staat. Eine 
Geſchichte des deutſchen Nationalbewußtſeins. (Ebenda. 511. Bändchen.) 
B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 1916. Mk. 1,25. 


Valerian Torning, Die Baltiſchen Provinzen. (Ebenda. 542. Bändchen.) 
B. G. Teubner, Leipzig-Berlin 1916. Mk. 1,25. 


Es iſt ein erfreuliches Zeichen, daß das kleine Büchlein von Heigel 
bereits ſeine dritte Auflage erleben konnte, denn es zeigt, daß weite Kreiſe 
für die gute Überſicht, die es über die Politik des 19. Jahrhunderts gibt, 
Intereſſe gewonnen haben. Sein Vorzug beſteht darin, daß es eine kurze 
pragmatiſche Geſchichte in formvollendeter Darſtellung, die man gerade 
an Heigels Eſſays ſo ſehr ſchätzt, bietet. Die dritte Auflage, welche der 
Verfaſſer noch kurz vor feinem Tode vollendete, hat weſentliche Umarbei— 
tungen erfahren, über die er in feiner Vorrede in der unbefangenſten Art 
plaudert. Sie beziehen ſich namentlich auf eine Reviſion der Beurteilung 
mancher Ereigniſſe: der Krieg hat fie veranlaßt. Zu loben ift, daß Heigel 
ſich dabei vor jeder Einſeitigkeit gehütet hat. 

Die Arbeit Joachimſens darf als vorzüglich bezeichnet werden, denn 
ſie iſt mit Beherrſchung der geſamten Probleme geſchrieben worden und 
nimmt zu ihnen überall felbftandig Stellung. Ausgezeichnet iſt, worauf 
an dieſer Stelle beſonders hingewieſen werden darf, die Schilderung des 
preußiſchen Staates in dem Kapitel über die Begründung des deutſchen 
Machtſtaats gegeben. Dabei fei eine kleine Berichtigung bemerkt. Rur- 
fürſt Johann Sigismund iſt nicht aus politiſchen, fundern, wie Koſer aus— 
ſührlich nachgewieſen hat, aus religiöſen Gründen zum Kalvinismus Ober, 
getreten. Sehr richtig ſchreibt aber J., daß dieſer Schritt unter dem 
Großen Kurfürſten erſt ſeine Bedeutung erhielt. Die Schrift ſei jedem, 
der ſich über die Entwicklung des deutſchen Nationalbewußtſeins unter- 
richten will, aufs warmſte empfohlen. 

Die Schrift von Tornius, Über die baltiſchen Provinzen, beriid: 
ſichtigt alle Seiten ihres Weſens: Land und Leute, Geſchichte, Verfaſſung 
und Verwaltung, Wirtſchaſtsleben, geiſtige Kultur. Es ift natürlich, dab 
der Verfaſſer ſich bei der Reichhaltigkeit und dem Umfang des Stoffes 
auf die wichtigſten Fragen beſchränken mußte. Aber eben dadurch iſt 
es ihm möglich geworden, doch ein klares Bild der Verhältniſſe zu bieten. 
Das Büchlein iſt daher vorzüglich geeignet, ſeinen Zweck zu erfüllen, 
nämlich weite Kreiſe der Gebildeten über das Baltikum zu unterrichten. 

M. Klinkenborg. 
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Pommern im Jahre 1813. Ein Beitrag zur Geſchichte der Befreiungs⸗ 
kriege in einzelnen Bildern von Prof. Dr. Hermann Klaje. 1. Teil. 
Kolberg 1914. 2. Teil ebenda 1915. Kommiſſionsverlag von 
Dietz & Marerath (Sonderabdruck der Beilage zum Jahresbericht des 
Kolberger Gymnaſiums für Oſtern 1914 bzw. 1915). X u. 126, 
bzw. IV u. 111 S., je 1,50 Mk. 


Die Zeit der Befreiungskriege, die uns durch die Jahrhundertfeiern 
des Jahres 1913 ſo nahe gerückt erſchien, iſt durch die gewaltigen Er⸗ 
eigniſſe, in deren Mitte wir noch immer ſtehen, in weite Ferne verſunken. 
Und doch bietet die Geſchichte jener erſten Heldenzeit unſeres Volkes mehr 
Vergleichspunkte zur Gegenwart, als man zunächſt annehmen möchte. 


Klajes Bilder aus dem Pommern der Befreiungskriege beruhen auf 
breiter archivaliſcher Grundlage und fleißiger Aktenbenutzung. Der erſte 
Abſchnitt des erſten Teils behandelt das Pommerſche National- 
Kavallerie⸗Regiment. Auch in dieſer Provinz tauchte ebenſo wie 
in Oſtpreußen und Schleſien der Gedanke auf, eine Reitertruppe zu ers 
richten und dem Könige zur Befreiung des Vaterlandes zur Verfügung 
zu ſtellen. Die Ausführung des Planes erfreute ſich der beſonderen Für⸗ 
ſorge des Stargarder Regierungspräſidenten v. Ingersleben. Große 
Schwierigkeiten machte die Deckung der Koſten, da man von der Trag- 
weite des Unternehmens anfangs keine rechte Vorſtellung gehabt und die 
gleichzeitige ſtarke Belaſtung durch die Errichtung der Landwehr nicht in 
Rechnung geſtellt hatte. Leider bleibt Kl. in dieſem geſchichtlich wichtigſten 
Kapitel der Arbeit zu ſehr in den Akten ſtecken und erhebt ſich nur ſelten 
zu freierer Darſtellung und weiteren Ausblicken. — Der folgende Abſchnitt 
über die pommerſchen Paſtoren, die ſich durch rege Sammeltätigkeit, durch 
eigene Beiträge, z. B. aus dem Vertrieb gedruckter Predigten, und beſonders 
durch die Ausrüſtung ihrer Söhne hervortaten, iſt mit ſichtlicher Liebe ge- 
ſchrieben. Hier bildet die Hauptquelle das fog. Nationaldenkmal (vgl. 
Forſchungen 26 [1913], Sitzungsberichte 20 f.) Hoffentlich entſchließt ſich 
Kl. noch dazu, deffen pommerſchen Anteil im Zuſammenhänge heraus: 
zugeben, wie es für Weſtfalen von dem Unterzeichneten (Weſtfalens Opfer 
in den Befreiungskriegen 1813—1815, Münſter i. W. 1913) geſchehen ift 
und für die Provinzen Brandenburg, Sachſen, Poſen vorbereitet wird. — 
Im letzten Abſchnitt des erſten Teils behandelt Kl. mit erfreulicher Sach- 
lichkeit die pommerſchen Juden. Im ganzen beftätigen feine Augs 
führungen die Richtigkeit von Treitſchkes Urteil (Deutſche Geſchichte II, 417): 
„Auch in dem Befreiungskriege zeigte nur ein Teil der Juden patriotiſchen 
Eifer. Die Söhne jener gebildeten Häuſer, die ſich ſchon ganz als Deutſche 
fühlten, taten eyrenhaft ihre Soldatenpflicht; aber viele andere wurden 
durch Körperſchwäche und tiefeingewurzelte Waffenſcheu dem Heere fern⸗ 
gehalten, manchen erſchreckte auch der ſtreng chriſtliche Geiſt der große 
Bewegung.“ : 

Der zweite Teil zeichnet fih durch die Geſchloſſenheit feines In⸗ 
haltes aus, er iſt ganz den pommerſchen Freiwilligen Jägern ge⸗ 
widmet. Hier erzielt Kl. ſehr anziehende, lebendige Schilderungen da⸗ 
durch, daß er die Beteiligten nach Möglichkeit ſelbſt zu Worte kommen 
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läßt und auf Grund ausgebreiteter Kenntnis der einſchlägigen Literatur 
Kriegserinnerungen, Tagebücher und Briefe ausgiebig verwertet !). Außer 
den pommerſchen Truppenteilen werden auch die Leibhuſarenregimenter 
und das Garde-Jägerbataillon herangezogen. Im allgemeinen ſchließt Kl. 
fih eng an Ulmanns bekannten Auſſatz an. Im einzelnen gliedert er feinen 
Stoff folgendermaßen: die Errichtung der Detachements, von denen er feit- 
Dellt, daß fie, beſonders die berittenen, nicht ganz unbettächtlich mit freis 
willigen Kantoniſten, gedienten und ungedienten, durchſetzt waren (S. 8) und 
daß die berühmten Regimenter mit glänzenden Uniſormen für ihre Jäger— 
abteilungen leicht das beſte Freiwilligenmaterial zuſammenbrachten, während 
die anderen nehmen mußten, was übrig blieb (S. 37); die Offiziere, unter 
denen jo prächtige Charakterköpfe waren wie Major v. Zaſtrow und Kapitän 
v. Voltenftern; die Jäger ſelbſt, deren kameradſchaftliches Verhältnis bei den 
großen Standesunterſchieden nicht immer gut war: bei der Kavallerie waren 
die breiten Volks ſchichten im ganzen ſpärlicher vertreten als bei der In— 
tanterie, beſonders die Stadt Stettin ſtellte viele Freiwillige aus den ärmeren 
Klaſſen (S. 69); der Erſatz, der nach Kl. nicht, wie Umann gemeint bat, 
an Güte dem Angebot der erſten Wochen nachſtand, vielmehr eine gleich— 
artigere, beſſer zuſammenpaſſende Maſſe darſtellte (S. 90); ſpätere Nöte, 
verurſacht durch Mangel an Geld für den Erſatz der Ausrüſtungen und 
Pferde ſowie für den Lebensunterhalt: der Ausgang: die Jägerabteilungen 
litten ſehr darunter, daß infolge der ſtarken Offiziersverluſte fortdauernd 
gerade ihre beiten Kräfte ihnen entzogen und als Offiziere in andere 
Truppenteile verſetzt wurden. So machte Hippel, deſſen nüchternes, aber 
zutreſſendes Urteil Kl. anführt (S. 108 f.), ſchon im November 1813 Bore 
ſchläge zur Aufhebung der ganzen Einrichtung, denen glücklicherweiſe da— 
mals noch nicht ſtattgegeben wurde. — Die Liſten über die Jäger— 
abteilungen befinden ſich bereits am Schluß des erſten Teils zuſammen 
mit denen über das National-Kavallerie-Regiment. 

Hoffentlich Liefert Klaje auch die in Ausſicht geſtellten Kapitel über 
Landwehr und Landſturm noch nach. Seine Bilder aus Pommern find 
auf landſchaftlicher Grundlage beruhende, ſehr ſchätzenswerte Beiträge zur 
Geſchichte der Befreiungskriege. 

Berlin. Ernst Müller. 


Oſtpreußiſche Kriegshefte, auf Grund amtlicher und privater Berichte 
herausgegeben von A. Brackmann. Folge I, Heft 2—4: Die 
Flüchtlingsbewegung und Flüchtlingsfürſorge; Die zweite Beſetzung 


1) Der von Kl. als Anonymus mehrfach angeführte Verfaſſer der „Er— 
innerungen aus den Jahren 1813 und 1814. Aus dem Tagebuche eines Frei— 
willigen. Zwei Abteilungen. Leipzig 1820“ war der als Erzähler unter dem 
Decknamen Paul Hellmuth bekannte Theologe Heinrich Fiſcher, geb. 1791 
zu Königsberg in der Neumark, geſt. 1855 als Prediger in Schönberg Mecklen— 
burg Strelitz), val. Goedeke, Grundriß zur Geſchichte der deutſchen Dichtung, 
2. Aufl., 10(1913)315. Er war in der Tat Freiwilliger Jäger im 1. Pommer» 
ſchen Infanterie-Regiment, und der von Kl. (S. 43) mit Recht in Schutz ge: 
nommene Regimentskommandeur des anſpruchsvollen „Bibelhuſaren“ war Obcrit- 
leutnant v. Schon, wohl derſelbe, der 1818 als Generalmajor und Kommandant 
von Graudenz ſtarb. 
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Oſtpreußens und die Wirkung des Krieges auf Landwirtſchaft und 
Handel der Provinz; Der Wiederaufbau der Provinz. Berlin, 
S. Fiſcher, 1915—1916. 8. 119, 112 u. 136 S., je 1 Mk. 


Bei gleich guter Ausstattung und entſprechend gediegener Redaktions- 
führung, wie es im Heft 1 der Fall war, finden ſich in dieſen drei Heften, 
die den Schluß der Folge 1 bilden, 18 neue Artikel geboten; zunächſt je 
einer von Profeſſor Brackmann: Aus der Fluchtbewegung bis Ende 
Dezember 1914: Aus der Zeit des zweiten Ruſſeneinfalls, November 1914 
bis Mai 1915, und Königliche und amtliche Kundgebungen zum Wieder— 
aufbau der Provinz (Heft 2, S. 71—27: 3, S. 7—24; 4, S. 7—51). Daß 
hier in Heft 2 und 3 die „Flüchtlingserinnerungen“, wie ſchon in Brad» 
manns früheren Artikeln, die größte Rolle ſpielen, ergibt ſich aus der 
Sachlage. Doch greift Heft 2 teilweiſe auch auf die „Kundgebungen“ 
ſchon über, inſofern z. B. 2, S. 17—19 der durch den damaligen Ober- 
präſidenten von Batocki beim zweiten Einbruch der Ruſſen ergangene Auf- 
ruf an die Bevölkerung der am meiſten bedrohten Teile der Provinz im 
Wortlaut beigebracht wird. Auch verwertet Brackmann eingehend den 
vom Landtagsabgeordneten Paul Fuhrmann über ſeine Beſichtigungsreiſe 
(Auguſt 1915) erſtatteten Bericht, der neueſtens noch genauer durch dieſen 
ſelbſt im Jahrgang 3 der Zeitſchrift „Oſtmärkiſche Kultur“ mitgeteilt 
wurde, und hat 3, S. 19 und 23 in Angaben über die „Verſchleppten“ 
auch des Lötzener Gymnaſialprofeſſors K. E. Schmidt gedacht. Zu be- 
merken ift hierbei freilich, daß Schmidts ausführlichere und genaue, bg: 
mals dem Profeſſor Brackmann noch nicht bekannten Nachrichten in jenes 
Buch „Von Maſuren nach Sibirien, ein Jahr in ruſſiſcher Kriegs- 
gefangenſchaft“ (Schwerin, Verlag von F. Bahn, 1916. 8. 88 S.) en. 
halten ſind. Der Artikel des Landesrats Meyer, Staatliche und private 
Flüchtlingsfürſorge (2, S. 28 —50), ſchildert die Unterbringung der Ge- 
flüchteten, Auguſt 1914 bis April 1915, an beſtimmten, für ſie geeigneten 
Sammelorten, teils in Oſtpreußen, teils in den entfernteren Provinzen, 
dazu auch das Wirken der Behörden für deren Unterhalt, ſo beſonders 
des Landeshauptmanns zu Königsberg, jetzigen Oberpräſidenten F. v. Berg, 
als Flüchtlingskommiſſars für ganz Oſtpreußen in den Anſangsmonaten 
des Krieges. — In H. Schöttlers noch nicht abgeſchloſſenem Aufſatz: 
Aus der Liebesarbeit der evangeliſchen Kirche Oſtpreußens (2, S. 51—77) 
wird u. a. Superintendent J. Skierlo erwähnt, den die Ruſſen 1915 aus 
Johannisburg wegführten, und der am 3. Februar 1916 in der ſibiriſchen 
Gefangenſchaft geftorben ift. Zurükgekehrt aus Sibirien ift dagegen u. a. 
der Lycker Pfarrer Brehm, worüber Band II (Königsberg 1916) von 
A. Nietzkis „Was wir beim Einfall der Ruſſen erlebten“, Artikel Lyck, 
berichtet. Die Ausſtattung bei Schöttler mit den ſo wünſchenswerten 
ſtatiſtiſchen Detailangaben iſt übrigens gegenüber den in ſeinem Referat ſich 
vordrängenden ſonſtigen Einzelheiten unbedeutend. Vollſtändigeres in dieſer 
Hinſicht haben des Domherrn G. Matern und des Rabbiners Vogelſtein 
ſich anſchließende Artikel (2, S. 78--109) über die entſprechende Fürſorge⸗ 
betätigung der katholiſchen und der jüdiſchen Kultusgemeinden geleiſtet. 
Sie behandeln auch ſchon den ganzen Zeitraum bis zum Sommer 1915. 
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Weiter 2, S. 110 ff. erzählt der Bürgermeiſter May aus Domnau feine 
Erlebniſſe vom Auguft 1914, und Profeffor A. Scheffler aus Lyd etliches 
von Vorfällen in diefer beſonders am 10. bis 13. September 1914 äußerſt 
hart betroffenen Stadt. — Heft 3, S. 25—34 folgi des Memeler Ober⸗ 
bürgermeiſters A. Altenberg Mitteilung über die auf 18. bis 21. Mär; 
1915 ſich beſchränkende Beſetzung Memels durch die Ruſſen: S. 35—41 
zum Teil ergänzend M. Hoffmann, Auf der Flucht aus Memel; S. 42 
bis 74 J. Hanſen, Die Landwirtſchaft der Provinz Oſtpreußen unter 
dem Einfluß des Krieges. Auch die Ausſichten auf Erneuerung der Vieh— 
und Pferdezucht werden hier beſprochen unter Verwertung von Aufzeich⸗ 
nungen der Königsberger Landwirtſchaftskammer: S. 75-93 F. Simon, 
Der oſtpreußiſche Handel während des Krieges, Auguſt 1914 bis Oktober 
1915, u. o. Bericht des Vorſteheramts der Königsberger Kaufmannſchaft 
an den Handelsminiſter vom 7. September 1914: S. 94—112: 6. G. 
Winkel, Das oſtpreußiſche Notgeld, mit fakſimilierten Abbildungen einiger 
von den Städten Oſtpreußens ausgegebenen Kriegsgutſcheine. — 4, S. 52 
bis 90 nennt ſich: Aus der Tätigkeit der Verwaltungsbehörden der Pro— 
vinz während des Krieges. Die Schilderung iſt derart, daß 1. F. v. Bülow 
das Wirken des Oberpräſidiums zu Königsberg behandelt, 2. Graf Lambs⸗ 
dorff der Regierung zu Gumbinnen, wo insbeſondere den Domänen und 
Forſten je ein eigener Abſchnitt (S. 77—80) gewidmet wird, und von Poſer 
das Wirken des Landratsamts zu Ortelsburg. Über „Oſtpreußenhilfe“ 
(mit ſpezieller Berückſichtigung zugleich der Kriegspatenſchaften, die im 
einzelnen aufgeführt werden), handelt 4, S. 91—114 Regierungsrat 
Saenger, einer der Helfer des Polizeipräſidenten Freiherrn von Lüding⸗ 
hauſen zu Berlin⸗Schöneberg. — Eine mit drei Abbildungen verſehene 
Betrachtung Frick's hat es mit Stallupönens Wiederaufbau zu tun, S. 115 
bis 122; Hauptmann Kruchen, Die ruſſiſchen Kriegsgefangenen beim 
Wiederaufbau der Provinz, beſonders mit den zwiſchen Gumbinnen und 
der Grenze befindlichen vier Konzentrationslagern der dortigen Gefangenen. 
die als Arbeiter und Handwerker vorzugsweiſe angelernt und verwendet 
werden, S. 123—136 (neueſtens werden übrigens franzöſiſche Gefangene 
vielfach nach Oſtpreußen geſchickt anſtelle der ruſſiſchen). — Folge II der 
„Oſipreußenhefte“, die 1917 erſcheint, wird neben Ergänzungsbeiträgen 
hauptſächlich die Veröſſentlichungen der Provinzialkommiſſion für 
oſtpreußiſche Kriegsgeſchichte bringen, über deren 1915 durch den 
früheren Oberpräſidenten A. von Batodi erfolgte Einſetzung a. a. O. I, 4. 
S. 65 F. von Bülow ſchon einiges geſagt hat. Die Ortsausſchüſſe und 
Kreiskommiſſionen haben ſeitdem das von ihnen bereitgeſtellte Material 
meiſt ſchon an die Zentralſtelle, deren wiſſenſchaftlicher Leiter Profeſſor 
Brackmann zu Königsberg iſt, eingeſchickt. 
Königsberg i. Pr. Dr. Gustav Sommerfeldt. 


Johannes Ziekurſch, Onudert Jahre ſchleſiſcher Agrargeſchichte. Vom 
Hubertusburger Frieden bis zum Abſchluß der Bauernbefreiung. 
443 Seiten. (Darſtellungen und Quellen zur ſchleſiſchen Geſchichte. 
Herausgegeben vom Verein für Geſchichte Schleſiens. 20. Band.) 
Breslau 1915. 
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Seinen Forſchungen über die ſchleſiſchen Städte in altpreußiſcher Zeit 
läßt der Verfaſſer nun als Seitenſtück die über die ländlichen Verhält- 
niſſe folgen. Aber wenn in der Entwicklung der Städte die Einführung 
der Städteordnung einen Abſchluß bedeutet, jo hat die Überwindung der 
alten Agrarverfaſſung bis 1850 gedauert. Dies bedingt den größeren 
Umfang der Arbeit. Im Unterſchied von älteren Darſtellungen beruht 
dieſe Agrargeſchichte auf ausgebreiteten Einzelunterſuchungen die einen 
tieferen Einblick in die abweichenden Formen der ländlichen Verfaſſung 
geſtatten. Die Unterſuchungen im dritten Kapitel werden dauernde Gel- 
tung behalten. Dem Verfaſſer iſt es gelungen, vier Typen feſtzuſtellen 
1. Der Grenzſtreifen, die Kreiſe längs des Gebirges, von Löwenberg, 
Hirſchberg, Haynau, Bolkenhain, Schweidnitz, Reichenbach, Neurode, Glatz, 
Neiße bis Leobſchütz. Dichte Bevölkerung, große Dörfer, dieſe mehr als 
im übrigen Schleſien in öffentlichem Beſitz und ohne Herrenhof ſind für 
dieſe Gegenden charakteriſtiſch. Hier überwiegt die Grundherrſchaft, und 
dementſprechend treten für den Grundherrn die Fronden vor Zinſen aller 
zurück. Der Grenzſtreifen iſt das Land der Weber, die daneben noch als 
Händler oder Freigärtner kleine Landwirte ſind. Wo Fronden verlangt 
wurden, waren ſie beträchtlich; der Gärtner hier hat nur Anſpruch auf 
die Hebe, nicht auf die Mandel. 2. Polniſchſchleſien: Ganz Oberſchleſien, 
außer den zum Grenzſtreifen gehörenden ſüdlichen Teil und die Kreiſe 
Namslau und Wartenberg. Kleine Dörfer, überwiegend in Privatbeſitz. 
Die wirtſchaftlich rückſtändige Bevölkerung leidet unter ſchlechtem Beſitz⸗ 
recht und ungemeffenen Fronden. Die herrſchaftlichen Dörfer find hier 
dürftige Siedelungen von Waldarbeitern. Wie für den Grenzſtreifen der 
Häusler, iſt hier typiſch der Robotgärtner, der dem Bauern in der Größe 
ſeines Beſitzes nahe ſteht. Nirgends war die Volksvermehrung ſo ſtark, 
und der Überſchuß kam dem Grundbeſitz in ſeinen wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungen zugute. 3. Mittelſchleſien: der übrige Teil des Regierungs- 
bezirks Breslau, doch ohne den Kreis Guhrau. Hier herrſcht unbeſchränkter 
Geſindezwangsdienſt wie im polniſchen Schleſien; das Beſitzrecht iſt gut 
wie im Grenzſtreifen und in Nordſchleſien, aber ſonſt trägt dieſer Bezirk 
den Charakter eines Übergangsgebietes. Sehr viel Dörfer, viele in öffent- 
lichem Beſitz. Hier liegt faſt die Hälfte des ſchleſiſchen Kirchengutes. Der 
ſoziale Aufbau der Bevölkerung erinnert an den des Grenzſtreifens, aber 
hier in Mittelſchleſien überwiegt die Gutsherrſchaft mit ihren Mandel und 
Hebe genießenden Dreſchgärtnern, neben denen ſich aber auch viele Robot- 
gärtner finden. 4. Nordſchleſien — für das wohl Weſtſchleſien der paſſendere 
Namen zu ſein ſcheint, denn Striegau und Jauer liegen doch kaum in 
Nordſchleſien — hat die wenigſten herrenhofloſen Dörfer, und iſt der Teil 
der Provinz, in dem die reine Gutsherrſchaft und der Gutsbetrieb mit 
Hilfe der Dreſchgärtner am meiſten ausgebildet iſt. Kleine Güter, daher 
mäßige Fronden, dafür Geſinde auf den Herrenhöfen, das ſeine Stellung 
ſchon als lebenslänglichen Beruf auffaßt. 

Dieſe ausführliche Darſtellung mag eine Probe deſſen ſein, was für 
die Kenntnis ſchleſiſcher Agrarzuſtände der Verfaſſer herauszuholen vers 
ſtanden hat. Eingehend wird der ſchleſiſche Adel in feiner Bedeutung für 
die Kultur beſprochen. Bedeutungsvoll auch für die Gegenwart iſt der 
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Hinweis auf die gewaltige Menge von Energie, die durch den Oubertus- 
burger Frieden frei wurde und nun in der Wirtſchaft Betätigung ſuchte. 
Dabei ſtieß ſich die Unternehmungsluſt überall an die Schranken der über⸗ 
kommenen Agrarverfaſſung und der neueren fridericianiſchen Anſichten 
über Bauernſchutz. Daß die Kabinettsorders und Verfügungen des großen 
Königs nicht immer den Erfolg hatten, den er erwartete und den man 
ihm vortäuſchte, hat ſich auch hier bewieſen. Nun war aber der Miniſter 
für Schleſien, Graf Schlabrendorff, ein Mann, dem es heiliger Ernſt war, 
und der als ftarrer Doftrindr an feine ſozialreformatoriſche Pläne heran- 
ging ohne Rückſicht darauf, daß unmittelbar nach dem Kriege man dem 
Adel die Herſtellung eingegangener Bauernſtellen ohne jede Ausnahme 
nicht gut zumuten durfte. Schlabrendorff fiel durch die Mißgunſt des 
Adels. Sein Nachfolger, Graf Hoym, verſtand es ausgezeichnet, ſowohl 
deſſen Intereſſe zu dienen als auf die Gedanken des Königs einzugehen; 
zugleich aber eriolgte die Gründung der Schleſiſchen Landſchaft durch den 
ſpäteren Großkanzler Graſen Carmer. Die Bedeutung dieſes Kredit— 
inſtituts auch für das Verhältnis von Gutsherren und Untertanen blieb 
den Zeitgenoſſen nicht verborgen, iſt aber von der ſpäteren Forſchung 
kaum beachtet worden, obgleich ſchon Haxthauſen in ſeiner Darſtellung 
der Agrarverfaſſung von Dit: nnd Weſtpreußen auf die Bedeutung einer 
gleichen Gründung für die Mobiliſierung des Grundbeſitzes hingewieſen 
hat. Bei dem nun geregelten Hypothekenweſen gingen die Güter zu 
immer ſteigenden Preiſen von Hand zu Hand; bürgerliche Elemente drängten 
ſich ein, völlig frei von jedem überkommenen patriarchaliſchen Empfinden, 
und die Folge war ein Anziehen der Arbeitsleiſtungen der Untertanen, 
die zu chroniſchen Unruhen und Aufſtänden führten, deren Schilderung 
einen breiten Raum einnimmt. Gewiß tft es von Nutzen, auf fie bin: 
zuweiſen, ſie beeinflußten die Stimmung der herrſchenden Klaſſen und 
machten, abgeſehen von wenigen Ausnahmen, ſie jeder Reform abgeneigt. 
Um die Unzufriedenheit abzuſtellen, begann nun die Regulierung der Ur— 
barien. Wie die Wirkung dieſer wohlmeinenden Maßregel durch die 
Machenſchaften des Adels hintertrieben wurde, mag man im einzelnen 
nachleſen. Wie ein roter Faden geht durch die Darſtellung der Nachweis, 


wie auch ſpäter der Adel verſtand, alle Reformen fo abzulenken, daß feine 


Stellung ungeſchwächt blieb. Allerdings das Oktoberedikt von 1807 wirkte 
zunächſt fo verbluffend, daß man hofite, es einſtweilen unterſchlagen und 
ſeine endgültige Aufhebung durchſetzen zu können. Dann aber begann 
jene Gegenarbeit, die die Regulierung möglichſt einſchränkt, beſonders die 
der oberſchleſiſchen Robotgärtner, während andere Milderungen durch die 
Eigenheiten der Grundherrſchaft im Grenzſtreifen notwendig waren, die 
den Verfaſſern des Edikts unbekannt blieben. So retteten fit Hand- 
werkszinſen und Laudemien noch in eine neue Zeit hinüber. Ein Irrtum 
Knapps in feiner Geſchichte der Bauernbefreiung wird S. 346, 347 out, 
geklärt. Er hatte angenommen, daß die nichtregulierbaren Stellen in 
Erbpachtſtellen verwandelt ſeien. Sie ſind aber ohne Vermittlung der 
Behörden in freies Eigentum verwandelt worden. Der Abſchluß durch 
die Reformgeſetze der Revolutionszeit wird wie die Agrargeſchichte der 
Gegenwart nur kurz zuſammengefaßt und erweckt oft den Wunſch, nop 
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mehr zu erfahren, fo über die bedenklichen Elemente in der preußiſchen 
Beamtenſchaft, denen die Durchführung der Ablöſungsverfahren an⸗ 
vertraut war, und die erſt nach 1850 beſſeren Platz machte. Über die 
Anfänge dieſes Beamtenſtandes findet fih manches in den von mir in den 
Schriften des Vereins für die Geſchichte der Neumark 1915 veröffent- 
lichten Briefen aus der Zeit von 1811—1813. So S. 83. Auch der 
Plan, Aktiengeſellſchaften zur Dismembration von Rittergütern zu bilden, 
in der Art der jetzigen Landbank (S. 362), lohnt vielleicht nähere Unter⸗ 
ſuchung. 

Aus dem überreichen Inhalt konnte hier nur weniges hervorgehoben 
werden. Nirgends bleibt die Darſtellung beſchränkt auf die Entwicklung 
der Geſetzgebung, überall iſt das pulſierende Leben der Gegenſtand der 
Darſtellung. Sie erfordert langes, liebevolles Eingehen auf das einzelne; 
aber dieſe Hingabe hat den ſchönſten Erfolg gezeitigt, wenn auch widrige 
Umſtände, die im Vorwort erwähnt ſind, die letzte Feilung da und dort 
verhindert haben. So wäre die Dispoſition des erſten Kapitels wohl 
nicht ungeändert geblieben, aber die etwas krauſe Anordnung wird ſchnell 
vergeſſen über dem reichen Inhalt. Statiſtiſche Unterſuchungen begleiten 
überall die Darſtellung, umfangreichere ſind in den Anhang verwieſen. 
Hier ſei beſonders verwieſen auf die kritiſchen Unterſuchungen der ſchleſi⸗ 
ſchen Agrarſtatiſtik im 18. Jahrhundert und auf die über die Statiſtik 
der Bauernbefreiung. Selbſt hier in der Mitte des 19. Jahrhunderts 
hält die amtliche Statiſtik, wie ſie auch in Meitzens vielbenutztem Werk 
„Der Boden und die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe des preußiſchen 
Staates“ (Bd. V, Berlin 1865) verwertet ſind, der kritiſchen Nachprüfung 
nicht ſtand. Arthur Kern. 


Ulrich Stutz, Die katholiſche Kirche und ihr Recht in den preußiſchen 
Nheinlanden. Bonn 1915, A. Marcus & E. Webers Verlag 
(Dr. jur. Albert Ahn). IV, 36 S. 1,20 Mk. 


Die große Zeit, in der wir jetzt leben, hat die Geſchichte der Ber- 
gangenheit ſelbſt dort verblaſſen gemacht, wo man gerade in dieſen Jahren 
fo viel Grund zu Erinnerungen gehabt hätte. Die geplanten Jubiläums- 
feiern jener deutſchen Territorien, die in dieſen Jahren ein Jahrhundert 
ihrer neueſten und vielſach zugleich bedeutendſten Geſchichte zurückgelegt 
haben, ſind den ernſten Gedenktagen gewichen für die Taten unſerer 
Tapfern im Felde. Auch die Literatur iſt faſt völlig ausgeblieben; nur 
wenige in der Entſtehung begriffene Werke haben abgeſchloſſen werden 
können. Für unſer Rheinland iſt neben der Schrift, die Bachem im Namen 
ſeiner Freunde herausgegeben hat, auch dieſer Teildruck von Stutz er⸗ 
ſchienen, der zur Jubiläumsſchrift, die J. Hanſen in Köln herauszugeben 
beabſichtigt, gehört. Aus dieſer Stellung heraus iſt dies Schriftchen 
denn auch allein zu beurteilen. Als ſelbſtändige Schrift hätte man ſich 
mit dieſer äußerſt ſorgſältig gearbeiteten Skizze von Stutz nicht gerne 
begnügt, deswegen, weil eben gerade die Skizze ahnen läßt, wie viel mehr 
die volle, uneingeſchränkte unbeſchnittene Arbeit zu geben vermocht 
hätte. So aber müſſen wir uns begnügen, in ſtreng ſachlichem Aufbau 

die Entſtehung der neuen rheiniſchen katholiſchen Kirchenordnung — denn 
TForſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XXIX. 2. 36 
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das will der etwas unklare Titel befagen — zu erfahren. Und felbft da- 
bei gilt noch eine Einſchränkung, infofern als die kirchlichen Organiſations⸗ 
und Rechtsverhältniſſe in ihrer hiſtoriſchen Entwicklung in Köln die 
eigentliche Darſtellung bilden, das Bistum Trier anfänglich in kurzer 
Pararallele, ſpäter aber immer ſporadiſcher in der Bearbeitung erſcheint. 
So gibt das Schriftchen die Grundlegung der neuen kirchlichen Rechts⸗ 
verhältniſſe durch die päpſtliche Bulle vom 16. Juli 1821 De salute 
animarum und ihre Durchführung durch Graf Spiegel in verhdltnis- 
mäßig ausführlicher Darſtellung, den Ausbau dieſes Fundamentes und 
das Aufblühen der neuen Kirche unter dem Epiſkopat von Geißels, den 
Rückſchlag unter Melchers, als in dem heftig entbrannten Kampf zwiſchen 
Staat und Kirche dieſe fait zu unterliegen drohte, und ſchließlich die Be⸗ 
ruhigung und Wiederbelebung der ſchwergeprüften unter Krementz. Da⸗ 
mit betrachtete der Verfaſſer ſeine Aufgabe für erſchöpft, für den Reſt ſich 
mit kurzen Hinweiſen auf das Allerwichtigſte begnügend, da in den letzten 
Jahrzehnten ein faſt völliger Stillſtand in provinzieller und diözeſaner 
Rechtsbildung eingetreten fet. 

Die Aufgabe war alfo von vornherein ganz eng gefaßt und ab- 
gegrenzt und ift fo auch gelöſt worden. Man darf alfo keine Stellung- 
nahme des Juriſten, die man vielleicht gerne erwarten möchte, zu den 
bekannten verſchiedenen Konflikten ſuchen, keine Kritik, keine Werturteile, 
keine Berührung der, wie es doch faſt fdetnen möchte, unvermeidlichen 
parteipolitiſchen Probleme, ſondern lediglich ein hiſtoriſch-genetiſches Referat 
über die Rechtslage der katholiſchen Kirche im Rheinland, die in Köln 
ihren Mittelpunkt hat. Was der Verfaſſer aber gibt, iſt mit einer hin⸗ 
gebenden Liebe und mit einem bei einem Nichtkatholiken doppelt über⸗ 
raſchenden Eindringen und Verſtändnis der katholiſchen kirchlichen Ber. 
hältniſſe geſchrieben, die nicht allein tieſes Wiſſen, ſondern ganz gewiß 
auch enge perſönliche Fühlungnahme mit katholiſchen Kreiſen verrät und 
deshalb die Wahl, die für die Bearbeitung dieſes Kapitels getroffen wurde, 
als beſonders glücklich erſcheinen läßt. Man möchte hoffen, daß die ganze 
Jubiläumsſchriſt, die ſich mit dieſer Arbeit fo prächtig vorangezeigt bat, 
in Bälde erſcheine. R. A. Heller. 


Hans Heinrich Hobbing, Die Begründung der Erſtgeburtsnachfolge im 
oſtfrieſiſchen Grafenhauſe der Cirkſena. (Abhandlungen und Bor- 
träge zur Geſchichte Oſtfrieslands, herausgegeben von F. Wachter. 
Heft XIX.) Aurich, D. Friemann, 1915. Mk. 1,50. 


Die vorliegende Arbeit iſt die Doktordiſſertation eines Oftfriefen, 
der am 20. November 1914 den Heldentod bei einem Sturmangriff auf 
Rudniki in Ruſſiſch⸗Polen ſtarb. Der Verfaſſer beherrſcht die gedruckte 
Literatur, hat das ungedruckte Material des Auricher Staatsarchivs heran⸗ 
gezogen, zeigt klares Urteil und Verſtändnis für die behandelten Fragen 
und gibt, wenn auch in etwas breiter Form, eine gute Darſtellung. Er 
geht von den Bemühungen Edgards des Großen um die Regelung der 
Erbfolge aus und ſucht dabei insbeſondere nachzuweiſen, daß die von 
ihm erlaſſene Primogeniturordnung nicht aus dem angegebenen Jahre 
1512 ſtammen Tann. Die Ausführungen haben mich nicht überzeugt; ein 
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ſtrikter Beweis wird auch ſchwerlich geführt werden können. Er ſchildert 
ſodann ſehr ausführlich die weitere Entwicklung bis zur kaiſerlichen Bee 
ſtätigung des Erſtgeburtsrechtes für Oſtfries land im Jahre 1595. 
Erwähnt ſei hier, daß auf S. 20—22 eines Heiratsprojektes des 
Grafen Johann von Oſtfriesland mit einer Tochter des Kurfürſten 
Joachim II. von Brandenburg aus dem Jahre 1561 gedacht wird. 
M. Kl. 


B. Eingeſandte Bücher (ſoweit noch nicht beſprochen) 


Jecht, R., Der Oberlauſitzer Huſſitenkrieg und das Land der Sechsſtädte unter 
Kaiſer Sigmund. II. Im Selbſtverlag der Oberlauſitzer Geſellſchaft der 
Wiſſenſchaften und in Kommiſſion der Buchhandlung von Herm. Tzſchaſchel 
[Görlitz], 1916. : 


Kania, Hans, Graf Schlieffen, der Chef des Großen Generalſtabes, als Vor 
arbeiter des Großen Krieges. Potsdam, Max Jaeckel, 1915. 


Mayer, Eduard Wilhelm, Das Retabliffement Oft- und Weſtpreußens unter der 
Mitwirkung und Leitung Theodors von Schön. [Schriften des Inſtituts für 
oſtdeutſche Wirtſchaft in Königsberg i. Pr. 1. Heft.] Jena, Guſtav Fiſcher. 
Mk. 3.60. | 

Stefemer, Walter, Das Marienburger Amterbuch. [Mit Unterftügung des Ver⸗ 
eins für die Herſtellung und Ausſchmückung der Marienburg.] Danzig 
A. W. Kafemann. Mk. 8.—. | 


Zum Abiding 
der Angelegenheit Feſter gegen Rieß 


Im Anſchluß an ein Schreiben des Herrn Geheimen Regierungs⸗ 
rats Prof. Pr. Feſter an Herrn Geheimen Regierungsrat Prof. 
Dr. Hintze teile ich den Wortlaut der ſeinerzeit brieflich von Herrn 
Feſter geforderten Redaktionserklärung mit: „es ſei ihr (der Redaktion) 
nicht gegenwärtig geweſen, daß „Die Geneſis der Emſer Depeſche“ ein 
ſcharfes Urteil über den Aufſatz von Rieß im Jahrgang 1913 ent⸗ 
hält, ſonſt hätte ſie nach dem Grundſatze, daß der Kläger nicht Richter 
ſein könne, Herrn Rieß nicht die Beſprechung übertragen, ſondern 
ihm Gelegenheit zu einer Erwiderung gegeben.“ 


Klinkenborg. 
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Breisanigaben der Rubenow⸗Stiftung 


Die Wirkſamkeit des Oberpräſidenten J. A. Sack von Pommern 


(1816—1831) fol mit beſonderer Berückſichtigung der Organiſation 
der Verwaltung und der Entwicklung der Hilfsquellen der Provinz 
ergründet und dargeſtellt werden. 


. Die Univerſität Greifswald im Jahrhundert der Aufklärung. 
Die kirchenpolitiſchen und kirchenrechtlichen Anſchauungen des 


Petrus Damiani zur Zeit König Heinrichs III. und IV. ſollen, 
beſonders im Zuſammenhange mit den auguſtiniſchen und eschato— 
logiſchen Zeitanſchauungen, aus ſeinen Schriften in ihren Wand— 
lungen dargeſtellt werden. 

Die Entwicklung des Rechtsſubjektbegriffs. 

Die Unterſuchung kann ſich auf die Geſchichte dieſes Begriffes im rômi- 


ſchen, gemeinen oder deutſchen Recht beſchränken, ſoll andrerſeits aber prüfen, 
ob und inwieweit auf deſſen Geſtaltung ſoziale und wirtſchaftliche Verhältniſſe 
ſowie philoſophiſche Anſchauungen von Einfluß geweſen ſind. 


Die Bewerbungsſchriften ſind in deutſcher Sprache abzufaſſen. Sie dürfen 


den Namen des Verfaſſers nicht enthalten, ſondern ſind mit einem Wahlſpruche 
zu verſehen. Der Name des Verfaſſers iſt in einem verfiegelten Zettel zu ver- 
zeichnen, der außen denſelben Wahlſpruch trägt. 


Die Einſendung der Bewerbungsſchriften muß ſpäteſtens bis zum 1. März 


1921 an uns geſchehen. Die Zuerkennung der Preiſe erfolgt am 17. Oktober 1921. 


Als Preis für jede der vier Aufgaben haben wir 1500 Mark feſtgeſetzt. 
Greifswald, im Dezember 1916. 


Rektor und Senat 
hieſiger Königlicher Aniverſität. 
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Sikung vom 13. Pklober 1915. 


Der Vorſitzende, Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu, gedachte des 
auf dem Felde der Ehre gefallenen Berein&mitglieds Dr. Bruno 
Henning. Der Verewigte hat in den Vereinspublikationen eine 
wertvolle Arbeit über die päpſtlichen Privilegien von 1447 für Kur⸗ 
fürſt Friedrich II. veröffentlicht. Er hat dabei in ſcharfſinniger und 
ſorgfältiger diplomatiſcher Unterſuchung die verwickelte Chronologie 
dieſer Privilegien richtiggeſtellt, ihre Bedeutung und Tragweite be⸗ 
ſtimmt und ſchließlich die Begründung und den Ausbau des landes⸗ 
herrlichen Kirchenregiments in der Mark unter Kurfürſt Friedrich II. 
und ſeinen nächſten Nachfolgern dargeſtellt und damit einen wichtigen 
Beitrag zur Geſchichte der Entſtehung des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments in Deutſchland überhaupt gegeben. Einige Jahre ſpäter 
veröffentlichte er eine Biographie der Prinzeſſin Eliſa Radziwill, deren 
„Leben in Lieb und Leid“ er in höchſt anſprechender Weiſe ſchilderte. 
Es war ihm geglückt, dafür zwei neue reiche Quellen zu erſchließen: 
den Briefwechſel der Prinzeſſin mit ihrer Freundin Lulu von Kleiſt 
und den Briefwechſel ihrer Mutter Luiſe Radziwill mit der Pringeffin 
Wilhelm (Marianne) von Preußen. So konnte er namentlich über 
die Beziehungen zu Prinz (Kaiſer) Wilhelm neues Licht verbreiten. — 
Von Hennings glücklichem Forſcherfleiß, ſeiner methodiſchen Sorgfalt 
und nicht geringen Darſtellungsgabe durfte man noch ſchöne und reife 
Früchte erwarten — Hoffnungen, die nun leider mit ihm begraben find. 

Herr Prof. Hintze gedachte dann der bevorſtehenden Feier zur 
Erinnerung an das 500 jährige Beſtehen der Hohenzollernherrſchaft 
im Brandenburg-Preußiſchen Staate. Er verſuchte in knapper Zu⸗ 
ſammenfaſſung eine Würdigung der Leiſtungen des Herrſcherhauſes, 
das den Preußiſchen Staat geſchaffen und das Deutſche Reich ge⸗ 
gründet hat. Dabei wurde namentlich die nationale Bedeutung der 
preußiſchen Machtpolitik erörtert und der Sinn des „Militarismus“, 
der den Hohenzollernſtaat charakteriſiert, ins rechte Licht geſetzt. Die 
Ausführungen ſchloſſen mit einem Hinweis auf das eigenartige, dem 
proteſtantiſchen Geiſt entſproſſene Ethos des Preußiſchen Staates und 
auf den Kulturwert ſeiner Leiſtungen für Wohlfahrt und Geſittung. 

Darauf ſprach Herr Prof. Dr. Volz über die Beziehungen Fried⸗ 
richs des Großen zu den Osmanen. Anknüpfend an die Ausführungen 
des Königs in der Staatenüberſicht in der „Histoire de mon temps“ 
von 1746 und im Politiſchen Teſtament von 1752 ſchilderte er im 
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allgemeinen Friedrichs Anſicht von der Türkei. Ihren Höhepunkt 
erreichte ſeine Politik während des Siebenjährigen Krieges. Aber 
alle ſeine Bemühungen, ein Bündnis mit der Pforte zu ſchließen, 
ſcheiterten, einmal weil die Türken dem preußiſchen Kriegsglück nicht 
trauten, zweitens infolge ſeiner Allianz mit Zar Peter III. Ebenſo 
vereitelte das Bündnis, das er mit Katharina II. 1764 ſchloß, den 
Erfolg der nach dem Hubertusburger Friedeneſchluß mit der Pforte 
neu aufgenommenen Verhandlungen. Umſonſt verſuchte auch der 
König ſeit dem ruſſiſch⸗türkiſchen Kriege eine Verſtändigung, ja ein 
Bündnis zwiſchen den beiden bisherigen Gegnern herbeizuführen. Er 
täuſchte ſich über die Ziele Katharinas II., und ſo mußte auch der 
1779 von der Pforte angeregte und von ihm mit Eifer aufgenommene 
Plan eines Dreibundes zwiſchen Rußland, Preußen und der Türkei 
mit einem Mißerfolg enden. Schon ſeit Mitte der ſechziger Jahre hatte 
ſich Friedrichs Verhältnis zu den Türken abgekühlt, und vor wie nach 
1779 lehnte er mit Rückſicht auf Rußland den Abſchluß jedes Bünd⸗ 
niſſes ab. Erſt die Kriege des Jahres 1783, die Beſorgnis eines 
neuen Krieges mit Oflerreih und Rußland ließ ihn wieder an eine 
Allianz mit den Osmanen denken, doch wollte er ſie nur unter der 
Bedingung eingehen, daß die Allianzverhandlungen, in denen er damals 
mit Frankreich ſtand, zum Abſchluß führten. Aber weder das Bünd— 
nis mit dem Verſailler Hofe noch mit der Pforte kam zuſtande. Und 
ſo beſchränkte ſich der König ſortan darauf, den Türken Waffenbereit⸗ 
ſchaft gegen die Kaiſerhöfe zu predigen, gleichzeitig vor offenem Kampfe 
warnend, da ſie dieſem ohne fremde Hilfe nicht gewachſen waren. 
So wenig er ſelber in die orientaliſchen Wirren verſtrickt werden 
wollte, ſah er deren Fortdauer nicht ungern, da Preußen ſo lange vor 
neuen Anſchlägen der Kaiſermächte gefichert blieb. Die Politik, die 
Friedrich in Konſtantinopel verfolgte, läßt fih kurz dahin charakteri- 
fieren: Er erblickte in den Osmanen ein Werkzeug gegen Hſterreich 
und auch, ſolange es im feindlichen Lager ſtand, gegen Rußland. 
Aber er war doch nicht geſonnen, ſein politiſches Syſtem auf eine 
Allianz mit der Pforte zu begründen. 


Sihung vom 10. November 1915. 


Herr Baurat Kohte widmete dem am 8. September 1915 Der, 
ſtorbenen Profeſſor Dr. Georg Galland einige Worte der Erinne⸗ 
rung. Am 19. Januar 1857 in Poſen geboren, an der Bauakademie 
und der Univerſität in Berlin gebildet, wurde Galland Privatdozent 
für Kunſtgeſchichte an den Techniſchen Hochſchulen in Hannover und 
Charlottenburg und 1905 Dozent an der Akademiſchen Hochſchule für 
bildende Künſte in Charlottenburg. Sein Lieblingsgebiet war die 
holländische Baus und Bildhauerkunſt des 16. und 17. Jahrhunderts, 
deren Geſchichte er in einer umfangreichen Darſtellung 1890 behandelte. 
Da Holland zu jener Zeit zahlreiche Künſtler nach Deutſchland ent— 
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ſandte, ſo lag es für Galland nahe, den künſtleriſchen Beziehungen 
nachzugehen, die zwiſchen Holland und Brandenburg, namentlich zur 
Zeit des Großen Kurfürſten, beſtanden, und damit betrat er das 
Arbeitsgebiet unſeres Vereins, dem er ſich 1892 als Mitglied anſchloß 
und in deſſen Sitzungen er über ſeine Forſchungen mehrmals berichtete. 
Unter dem Titel: „Der Große Kurfürſt und Moritz von Naſſau“ 
veröffentlichte er 1893 mehrere Abhandlungen, in denen er die Be— 
deutung der Holländer für die Kunſtpflege in Brandenburg würdigte, 
die in dem Fürſten Moritz, Statthalter von Kleve, einen einflußreichen 
Förderer hatten; ſehr zu ſchätzen iſt die Zuſammenſtellung von Berliner 
Künſtlern, die der Verfaſſer als Neubearbeitung der Nachrichten 
Nicolais am Schluſſe beigegeben hat. Das Buch iſt angezeigt in den 
Brandenburgiſch-Preußiſchen Forſchungen Bd. VI S. 317. Seine in 
verſchiedenen Zeitſchriften erſchienenen Aufſätze zur brandenburgiſchen 
Kunſt⸗ und Kulturgeſchichte im 17. und 18. Jahrhundert faßte Galland 
1911 in Buchgeſtalt zuſammen unter dem Titel: „Hohenzollern und 
Oranien“. Bemerkenswert ſind die Aufſätze über die Baumeiſter 
Memhard und Ryckwaert ſowie über das Sparrſche Grabmal in der 
Marienkirche in Berlin, als deſſen Bildhauer er auf Grund der Amſter⸗ 
damer Stadtbücher Artur Quellinus, den Meiſter der Bildwerke des 
Amſterdamer Rathauſes, nachweiſt, die bis dahin angezweifelte Nach- 
richt Nicolais beſtätigend. Die neuere Angelegenheiten behandelnden 
Aufſätze, die Galland 1910 unter dem Titel „Nationale Kunſt“ neu 
drucken ließ, enthalten manche Beiträge zur Geſchichte der Berliner 
Kunſt des 19. Jahrhunderts. Wenig bekannt geworden iſt ſeine letzte, 
1912 erſchienene Veröffentlichung: „Eine Dürer⸗Erinnerung aus dem 
romantiſchen Berlin“, in welcher er das am 18. April 1828 gefeierte 
Dürer⸗Feſt an der Hand der Sammlungen der Kunſtakademie beſchreibt. 
Nachdem in Nürnberg in Erinnerung an den 300 jährigen Todestag 
Dürers das von Rauch geſchaffene Standbild enthüllt worden war, 
fand auch in Berlin unter Schadows Leitung eine würdige Feier Bett, 
zu welcher Schinkel, Wichmann, Tieck u. a. einen bedeutſamen Feſt⸗ 
ſchmuck im Saale der neuen Singakademie ſchufen, Levezow eine Feſt⸗ 
dichtung verfaßte und der junge Mendelsſohn⸗Bartholdy diefe vertonte. 

Gallands Schriften zur Kunſtpflege in Brandenburg - Preußen 
beſchränken fih auf einzelne beſonders gewählte Themata. Gewiſſen⸗ 
haft und eindringend bearbeitet, dürfen ſie dauernden Wert beanſpruchen 
und werden ſie das Andenken ihres Verfaſſers auch in unſerem Verein 
bleibend erhalten. 

Darauf ſprach Herr Archivrat Dr. Müfebed über „Preußiſche 
Reformgedanken unmittelbar vor der Kataſtrophe 1806/07“ im An- 
ſchluſſe an bisher unbekannte Aufzeichnungen Altenſteins über die dem 
König vorzuſchlagende Veränderung in der Verfaſſung aus den letzten 
Septembertagen 1806. Sie wurden in Zuſammenhang mit der großen 
Steinſchen Denkſchriſt. vom 27. April 1806 gebracht. Während Stein 
in enger Anlehnung an den alten brandenburg⸗preußiſchen Geheimen 
Staatsrat an die Spitze der neuen Verwaltungsorganiſation eine 
Miniſterialkonferenz, einen reorganifierten, aus den fünf Fachminiſtern 
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beſtehenden Geheimen Staatsrat, alſo eine durchaus kollegiale Be⸗ 
hörde ſtellen will, die ihre Beſchlüſſe in den gemeinſamen Sitzungen faßt, 
im letzten Grunde die Regierungstätigkeit des Königs aufheben, alſo 
die abfolute Monarchie beſchränken fol, legen Altenſtein⸗Hardenberg in 
Anlehnung an das franzöſiſche Syſtem allen Nachdruck auf die Selb⸗ 
ſtändigkeit der fünf Fachminiſterien, deren Chefs allein, nicht in 
den Sitzungen dem Könige die ihm vorbehaltenen Sachen vortragen, 
nur in ganz beſonderen Fällen ſich zu einem Geheimen Staatsrat 
verſammeln. Die fünf Fachminiſter waren dazu beſtimmt, dem Herr⸗ 
ſcher die Regierungstätigkeit zu erleichtern, in ihrer bureaukratiſchen 
Form das abſolute Syſtem zu ſtützen. Während des Krieges ſollte 
nach Aufhebung der bisherigen Kabinettsregierung den König ein 
Miniſter der inneren und ein Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten ins Feld begleiten, als Zwiſchenbehörde gewiſſermaßen zu der 
neuen Organiſation überleiten. Die Denkſchrift Altenſteins war ges 
dacht als ein Gegenentwurf zu der Denkſchrift Steins, der fie ſeiner⸗ 
ſeits am 6. Oktober mit kritiſchen Bemerkungen verſah. Zur Kennt⸗ 
nis des Königs gelangte ſie ebenſowenig wie die Steins. An der 
Diskuſſion beteiligten ſich die Herrn Geh. Archivrat Dr. Bailleu und 
Geheimrat Profeſſor Dr. Hintze. Die Darlegungen werden nebſt den 
Schriftſtücken in den „Forſchungen“ veröffentlicht werden. 


Sikung vom 8. Dezember 1915. 


Herr Archivar Dr. Klinkenborg hielt einen Nachruf auf unſer 
am 1. November d. J. verſtorbenes Mitglied Prof. Dr. Wilhelm 
v. Sommerfeld. Als Sohn des Regierungspräſidenten Hugo v. Sommer: 
feld am 14. September 1868 zu Stettin geboren, erhielt er feine 
Gymnaſialbildung auf der Kloſterſchule zu Roßleben. Nachdem er mit 
18 Jahren das Abiturientenexamen beſtanden hatte, beſuchte er die 
Univerſitäten Lauſanne, Genf, Göttingen, Leipzig und Berlin. Als 
Lehrer verehrte er namentlich G. v. Schmoller. Im Jahre 1894 
erlangte er an der Berliner Univerfität die Doktorwürde; zehn Jahre 
darauf habilitierte er ſich hier als Privatdozent und erhielt ſpäter den 
Profeſſorentitel. Sein Arbeitsgebiet betraf vornehmlich die oſtdeutſche, 
beſonders märkiſche Geſchichte. Seine Diſſertation, von der er zuerſt 
einen Teil unter dem Titel: „Die Beziehungen zwiſchen den Deutſchen 
und den pommerſchen Slawen bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts“ 
veröffentlichte, ließ er ſpäter vollſtändig mit dem abgeänderten Titel: 
„Geſchichte der Germaniſierung des Herzogtums Pommern oder Slavien 
bis zum Ablauf des 13. Jahrhunderts“ in Schmollers ſtaats- und 
ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen (1896) erſcheinen. Nach Abſchluß 
dieſer Studien wandte er fih ausſchließlich der märkiſchen Geſchichte 
zu. Er ſtellte ſich dabei als Aufgabe, eine Verfaſſungs⸗ und Stände⸗ 
geſchichte der Mark Brandenburg im Mittelalter zu bearbeiten. Leider 
iſt es nur zum Abſchluß des erſten Teiles, der die älteſten Zeiten und 


Sitzungsberichte. 7 


einige Kapitel aus der Zeit der Askanier umfaßt, gekommen. Er 
bildet unter dem Titel: „Beiträge zur Verfaſſungs-⸗ und Stände- 
geſchichte der Mark Brandenburg im Mittelalter“ einen Band unſerer 
Veröffentlichungen. Einen weiteren Beitrag zur Verfaſſungsgeſchichte 
unſerer Provinz lieferte Sommerfeld in der Delbrück⸗Feſtſchrift 1909: 
„Zur Geſchichte des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche in der 
Mark Brandenburg während des Mittelalters und der Reformationszeit“. 

Sommerfeld war ein eifriges Mitglied unſeres Vereins; er hielt 
dort im ganzen fünf Vorträge, welche zum größten Teil ſeinem eigent⸗ 
lichen Arbeitsgebiet entnommen waren; er erſchien regelmäßig zu 
unſeren Sitzungen und blieb ſehr ungern fort, als die böſe Krankheit, 
die ſein Ende herbeiführen ſollte, ihn ſchwer darniederſchlug. 

Sodann ſprach Herr Dr. Arnheim über „Friedrich Wil⸗ 
helm I, Friedrich d. Gr. und die Berliner Droſchken⸗ 
kutſcher“. Die Entſtehung des Berliner Droſchkenweſens iſt dem 
aus der preußiſchen Hofgeſchichte des 18. Jahrhunderts wohlbekannten 
Freiherrn Karl Ludwig v. Pöllnitz zu verdanken, der Ende 1739, 
in einer Sitzung des Tabakskollegiums, Friedrich Wilhelm I. für 
eine Nachahmung des Londoner und Pariſer Fiakerweſens zu gewinnen 
wußte. Am Weihnachtsmorgen begann in der Hauptſtadt, zunächſt 
probeweiſe, ein öffentlicher Droſchkenbetrieb. Die mit finanzieller 
Unterſtützung des Königs Mitte Januar 1740 gegründete Berliniſche 
Privilegierte Fiakergeſellſchaft, deren fünfzehn, mit großen weißen 
Nummern verſehene Droſchken an fünf Halteplätzen dem Publikum 
für Fahrten inner- und außerhalb „des Walles“, für Stunden⸗ 
fahrten uſw. nach einem beſtimmten Tarif zur Verfügung ſtanden, 
hatte anfangs mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die Fahr- 
gäſte beſtanden faſt nur aus Mitgliedern der Hofgeſellſchaft, während 
die Berliner Bürger von der neuen Einrichtung nichts wiſſen wollten 
und über die nach den damaligen Preisverhältniſſen allerdings un⸗ 
gewöhnlich hohe Taxe laut ſchimpften. Die Herabſetzung des Tarifs 
und andere Maßregeln nützten wenig. Erſt nach der Thronbeſteigung 
Friedrichs des Großen trat eine Beſſerung ein, ſo daß die Zahl der 
Fiaker 1744 auf 20 vermehrt werden konnte. Beſonders kamen den 
Droſchkenkutſchern die ſeit Herbſt 1743 im neuen Opernhauſe während 
der Karnevalszeit (Dezember und Januar) allwöchentlich ſtattfindenden 
Redoutenbälle zugute. Sie eröffneten ihnen nicht nur eine neue, 
reichlich fließende Einnahmequelle, ſondern verſchafften ihnen bald ſogar 
die Ehre, Friedrich den Großen öfters in Höchſteigener Perſon zu ihren 
Kunden zählen zu dürfen. Aus ungedruckten Quelle: im Charlotten⸗ 
burger Königl. Hausarchiv erhellt u. a., daß der Monarch am 
Silveſterabend 1748 für die Fahrt vom Schloſſe zur Opernredoute 
fih einer Droſchke bediente, daß er Januar 1751 an zwei Redouten⸗ 
abenden einen Fiaker (einmal: den Fiaquer Nr. 21“) ſtundenweiſe 
mietete, und daß er aus Sparſamkeitsrückfichten für den ganzen Karneval 
1751/52 eine Art Droſchkenabonnement beim Fiakerbeſitzer Peter 
Walther nahm, der infolgedeſſen für ſeinen Landesherrn jedesmal den 
tarifmäßigen Fahrpreis von 16 auf 12 Groſchen ermäßigte. Das 
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Beiſpiel des Königs, der auf ſolche Weiſe die Berliner Droſchken 
gleichſam „hoffähig“ gemacht hatte, ward nunmehr von den übrigen 
Mitgliedern des Herrſcherhauſes und von den Spitzen der Hofgeſell⸗ 
ſchaft fleißig nachgeahmt. Die Zahl der Fiaker ſtieg 1769 auf 36. 
Der bald nachher eintretende Niedergang des Droſchkenweſens hatte 
verſchiedene Urſachen. Vor allem wurde das Betragen der Kutſcher 
„ein ſo ungeſittetes und ruchloſes“, daß „Perſonen höheren Standes 
und Frauenzimmer“ ſich eines Fiakers nicht mehr zu bedienen wagten. 
1784 gab es nur noch 7 „beſpannte Fiaker“ „in ziemlich gutem 
Stande“. Im Jahre 1794, alſo kurze Zeit nach dem Tode des großen 
Königs, hörte die Berliner Droſchkeneinrichtung bis auf weiteres volf- 
ſtändig auf. 

Die Mitteilungen des Redners werden demnächſt im „Hohen— 
zollern⸗Jahrbuch“ für 1915 erſcheinen. 

Sodann ſprach Herr Archivar Dr. Klinkenborg über die An- 
jange der Organiſation des Geheimen Staatsarchivs zu Berlin. Er 
führte aus, daß die erſten Anregungen hierzu vom Kurfürſten Joachim 
Friedrich unmittelbar nach ſeinem Regierungsantritt 1598 ausgingen, 
indem er ſeinen vertrauten Sekretär Erasmus Langenhain mit der 
Unterſuchung des Archivs beauftragte. Langenhain ordnete und re— 
pertoriſierte die Urkunden, während fein Gehilfe und ſpäterer Had: 
jolger, der bekannte Hiſtoriker Johann Cernitius dies mit den Akten 
tat. Aber beide haben ſich darauf beſchränkt, den vorhandenen Be— 
ſtand zu verzeichnen, dagegen nicht Fürſorge getroffen, daß der jährliche 
Zuwachs an Archivalien zugleich in ihn eingegliedert werden konnte. 
Dies aber war das eigentliche Problem für das Archiv. Es gelant 
zu haben, iſt das Verdienſt des im Jahre 1639 zum Nachfolger von 
Cernitius ernannten Chriſtoph Schönbeck. Er hat in den Jahren 
1639—1662 das geſamte Archiv nach jenem Geſichtspunkte umgeordnet, 
indem er die Urkunden und Dokumente in 11 Repofituren einordnete, 
während die. Akten in 68 untergebracht wurden. Die Anlage erwies 
ſich als ſo glücklich, daß die Aktenrepoſituren für den Zuwachs bis 
zum Ende des alten Staates (1806) fortgeführt werden konnten und 
noch heute als Grundſtock des Geheimen Staatsarchivs erhalten find. 
Dagegen haben ſich für die Urkundenrepoſituren im Verlauf der ſpäteren 
Zeit weſentliche Umarbeitungen ergeben, ſo daß ſie ſchließlich einer 
Neuordnung unterworfen worden ſind. 


Sißung vom 12. Januar 1916. 


Herr Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. Hintze teilte als Bor: 
ſitzender mit, daß unſer Mitglied Herr Archivar Dr. Salzer in Serbien 
den Heldentod erlitten habe, und daß Herr Geheimrat Dr. Bailleu 
ihm in der nächſten Sitzung einen Nachruf halten würde. Darauf 
erſtattete der Schriftführer Herr Archivrat Dr. Klinkenborg den 
üblichen Jahresbericht. Die Sitzungen ſind, wie die Protokolle zeigen, 
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regelmäßig gehalten worden. Die Forſchungen konnten weitererſcheinen. 
Die Veröffentlichungen ſind um zwei Bände vermehrt worden, nämlich 
v. Caemmerer, Die Teſtamente der Kurfürſten von Brandenburg und 
der beiden erſten Könige von Preußen, ſowie Friedensburg, Kur⸗ 
märkiſche Ständeakten aus der Regierungszeit Kurfürſt Joachims II., 
Band II. Durch den Tod verlor der Verein zwei Patrone, den Fidei⸗ 
kommißherrn Hans v. Arnim auf Neuenſund und den Grafen Wil⸗ 
helm Heinrich von Redern auf Görlsdorf, ſowie fünf Mitglieder, die 
Profeſſoren Dr. Galland und Dr. v. Sommerfeld, ſowie den Ober- 
lehrer Dr. Hennig, Dr. Schapper und den Archivar Dr. Salzer. Aus 
dem Arbeitsausſchuß ſchied Prof. Dr. Bolte aus. Es wurden in ihn 
als Mitglieder der Herr Generaldirektor der Staatsarchive, Geh. Ober- 
regierungsrat Dr. P. Kehr und der Herr Geheime Juſtizrat Prof. 
Dr. Heymann gewählt. 

Sodann verlas der Rentmeiſter Herr Geh. Archivrat Dr. Kobl- 
mann den Kaſſenbericht, wonach das Jahr 1915 mit einem erheblichen 
Fehlbetrag apſchließt. 

Darauf begann der wiſſenſchaftliche Teil der Sitzung. Herr Prof. 
Dr. Volz ſprach über das „Rheinsberger Protokoll“ vom 29. Oktober 
1740 im Zuſammenhang mit dem Urſprung des Erſten Schleſiſchen 
Krieges. Auf die Nachricht vom Tode Kaiſer Karls VI. berief König 
Friedrich den Miniſter Graf Podewils und den Feldmarſchall Graf 
Schwerin nach Rheinsberg. In einer Konferenz vom 28. Oktober 
teilte er ihnen ſeinen Entſchluß mit, die Gelegenheit zur Erwerbung 
Schleſiens zu benutzen. Die erwähnte, von Podewils aufgeſetzte Denk⸗ 
ſchrift vom 29. Oktober gilt als Protokoll dieſer Konferenz. Sie ent⸗ 
hält ein Gutachten beider Berater über die verſchiedenen Wege, die 
eingeſchlagen werden könnten, um jenes Ziel zu erreichen. Der Vor— 
tragende wies auf die Schwierigkeiten hin, welche die Interpretation 
dieſes Dokuments bisher der Forſchung bot, und indem er den Geſamt⸗ 
verlauf der nach Podewils' Rückkehr nach Berlin ſchriftlich fortgeſetzten 
Verhandlung darlegte und den Angaben jener Denkſchrift gegenüber⸗ 
ſtellte, gelangte er zu dem Ergebnis, daß man es bei ihr gar nicht mit 
einem „Protokoll“ noch auch überhaupt mit einem hiſtoriſchen Beweisſtück 
zu tun habe. Mit verſchiedenen inneren und äußeren Gründen ſuchte 
er nachzuweiſen, daß jenes Dokument vielmehr als Rechtfertigungs⸗ 
ſchrift aufzufaſſen ſei, in der Podewils abſichtlich den Sachverhalt 
verſchleierte, um, falls das Unternehmen auf Schleſien mißlang, von 
dem König das Odium eines Offenſivkrieges abzuwälzen. An der ſich 
anſchließenden Diskuſſion beteiligten ſich u. a. die Herren Geh. Rat 
Prof. Dr. Hintze und Prof. Dr. Droyſen. Der Vortrag wird in den 
„Forſchungen“ zum Abdruck gelangen. 

Zum Schluſſe machte Herr Geheimer Regierungsrat Prof. Dr. 
Hintze Mitteilungen aus dem Teſtamente Friedrichs des Großen 
vom Jahre 1768, insbeſondere über die Anſicht des Königs über die 
militäriſche Lage ſeines Staates. 
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Sihung vom 9. Februar 1916. 


Der Vorſitzende Herr Geheimrat Dr. Bailleu hielt zunächſt 
einen Nachruf auf unſer verſtorbenes Mitglied Archivar Dr. Ernſt 
Salzer. Geboren am 18. Februar 1876, auf dem Gymnaſium ſeiner 
Vaterſtadt. Worms vorgebildet, beſuchte er von 1894—1899 die Uni⸗ 
verſitäten Heidelberg, Straßburg und Berlin. Er hörte Vorleſungen 
über Geſchichte und Nationalökonomie, daneben auch über Philoſophie, 
Philologie und Rechtswiſſenſchaft und beteiligte fit an den Seminar: 
übungen bei Breßlau, Hans Delbrück, Schmoller und Scheffer-Boichorft. 
Von letzterem erhielt er die Anregung zu einer Arbeit über die An: 
fänge der Signorie in Oberitalien, die zuerſt 1899 als Berliner 
Diſſertation, im nächſten Jahre als Buch in der Eberingſchen Samm⸗ 
lung erſchien und deren Ergebniſſe die Anerkennung Hegels fanden 
(vergl. Hiſtor. Zeitſchr. Bd. 85). Nach der Doktorpromotion an der 
Univerſität Berlin ging Salzer nochmals nach Heidelberg, wo er unter 
Erdmannsdörffers Leitung ſich mehr der neueren Geſchichte zuwandte und 
eine Unterſuchung über Pufendorfs Darſtellung des Übertritts des 
Großen Kurfürſten von der ſchwediſchen auf die polniſche Seite bes 
arbeitete, die jedoch erſt vier Jahre ſpäter im Druck erſchien. Im 
Frühjahr 1900 trat er in die preußiſche Archivverwaltung ein und 
wurde als Volontär in Berlin, Stettin und Marburg beſchäftigt, wo 
er wieder Univerfitätsvorleſungen beſuchte und am 12. Juli 1902 
das Archiveramen mit dem Prädikat „gut“ beſtand. Nach mehr⸗ 
monatiger Tätigkeit am Stadtarchiv in Köln, wurde er im Früh⸗ 
jahr 1903 an das Preußiſche Hiſtoriſche Inſtitut nach Rom geſandt, 
für deſſen Unternehmungen er hauptſächlich im Staatsarchiv zu Neapel 
arbeitete. Bereits im Herbſt desſelben Jahres nach Deutſchland zurück⸗ 
berufen, war Salzer ſeit Michaelis 1903 Hilfsarbeiter am Staats— 
archiv in Danzig, dann ſeit 1. Oktober 1904 am Geh. Staatsarchiv 
zu Berlin, dem er mit einer kurzen Unterbrechung durch eine Verſetzung 
nach Stettin (1908), zuerſt als Archivaffiftent, feit 1911 als Archivar 
angehört hat. Neben einer erfolgreichen amtlichen Wirkſamkeit ent⸗ 
faltete Salzer in dieſen Jahren eine überaus rege und fruchtbare 
wiſſenſchaftliche Tätigkeit. Mehr und mehr fühlte er ſich dabei zur 
neueren und neueſten Geſchichte hingezogen und innerhalb dieſer Epoche 
zu der Beſchäftigung mit hervorragenden Perſönlichkeiten. So erörterte 
er („Nord und Süd“, 1906) „Bismarcks Anſchauungen über Bünd- 
niſſe“, ein Problem, das ihn in ähnlicher Weiſe ſchon bei ſeiner 
Pufendorfarbeit beſchäftigt hatte, mit dem Ergebnis, daß der große 
Kanzler ebenſo wie der Große Kurfürſt und der große König der 
Anſicht huldigten: Allianzen find gut, aber eigene Kräfte find beſſer. 
Auch mit dem dritten Reichskanzler, Fürſt Hohenlohe, hat er im 
Anſchluß an deffen Denkwürdigkeiten in zwei Abhandlungen fih Be, 
ſchäftigt (1907 und 1908). Insbeſondere aber waren es Julius Stahl 
und Friedrich Gentz, deren eigenartige Perſönlichkeiten ſein Intereſſe 
feficlten, und denen er eingehende und ergebnisreiche Forſchungen 
widmete. Zur Geſchichte Stahls veröffentlichte er 1911 die hübſche 
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und gehaltvolle Studie über Stahl und Rotenhan (Hiftor. Viertel⸗ 
jahrsſchrift) und einige wichtige Briefe Stahls an feinen Freund den 
Theologen G. F. Pfeiffer (Deutſche Rundſchau, 1914), Studien, in 
denen er — ähnlich übrigens wie Treitſchke im 5. Bande ſeiner 
Deutſchen Geſchichte — das Weſen und beſonders die gemäßigten 
Anſchauungen Stahls in ihrem ſtaatsrechtlichen und hiſtoriſchen Unter⸗ 
bau im Gegenſatz zu dem ſtarren Doktrinarismus der Gerlachs treffend 
gewürdigt hat. Umfangreicher find feine Publikationen über Friedrich. 
Gentz. Salzer übernahm es, im Jahre 1900 die von den früh ver⸗ 
ſtorbenen Gebrüder Wittichen (Paul und Karl) im Auftrage der 
Wedekindſtiftung begonnene Veröffentlichung des Brieſwechſels von 
Gentz zu Ende zu führen. So gab er im nächſten Jahre den noch 
von ſeinem Freunde Karl Wittichen bearbeiteten zweiten Band dieſer 
Publikation heraus, zu dem er ſelbſt eine Abhandlung über die Be⸗ 
ziehungen von Gentz zu Adam Müller beiſteuerte, und 1913 in zwei 
Abteilungen den dritten Band, eine techniſch vortreffliche Edition, deren 
Grundlagen wohl Karl Wittichen ſchon vorberitet hatte, deren glück— 
liche Vollendung aber das Werk Ernſt Salzers iſt. Von ſeinen 
ſonſtigen Veröffentlichungen ſeien erwähnt die neue Ausgabe der „Denk⸗ 
würdigkeiten des Generals von Eiſenhart“ (1910), die für das Leben 
Blüchers beſonders wertvoll find. In den Vorſtudien zur Gentz⸗ 
Biographie fand ihn 1914 der Ausbruch des Weltkrieges, deſſen 
Wechſelfällen er mit leidenſchaftlichem Intereſſe folgte. Trotz feiner 
39 Jahre und ſeiner nicht eben kräftigen Geſundheit trat er im Mai 
1915 bei einem heſſiſchen Artillerie-Regiment als Freiwilliger ein, 
wurde zunächſt in Darmſtadt ausgebildet und zu Ende des Sommers 
mit feiner Batterie auf den ſüdöſtlichen Kriegsſchauplatz geſandt. Bei 
dem ſiegreichen Vormarſch in Serbien, in der Nähe von Kruševac, 
wurde er am 10. November v. J. von dem Sprengſtück einer Granate 
am Kopf getroffen und ſofort getötet. Sein Batteriechef rühmte in 
einem Schreiben an den Bruder Salzers beſonders die Energie, mit 
der der Gefallene die Anſtrengungen des ſerbiſchen Gebirgskrieges er⸗ 
tragen habe, die für ihn bei ſeinem Alter und bei ſeiner ſchwächlichen 
Körperbeſchaffenheit mehr bedeuteten als für jeden anderen der Batterie. 

Salzer zeigt in ſeinen erſten wie in ſeinen letzten Veröffent⸗ 
lichungen die gleiche Sorgfalt und Sauberkeit der Arbeitsweiſe, wie 
er ſie eben in guter Schule, namentlich bei Scheffer⸗Boichorſt, gelernt 
hatte, in der geiſtigen Erfaſſung und Durchdringung des Stoffes aber 
und namentlich in der Formgebung eine ſtetig aufwärts führende Ent⸗ 
wicklung, die es um ſo mehr bedauern läßt, daß es ihm nicht ver⸗ 
gönnt war, ſeine Arbeiten über Gentz und Stahl biographiſch zum 
Abſchluß zu bringen. 

Sodann teilte Herr Prof. Dr. Tſchirch aus Brandenburg a. H. 
aus den Akten des Königl. Geheimen Staatsarchivs einen Plan zur 
Errichtung eines Muſeums preußiſcher Altertümer mit, 
den A. v. Kotzebue im November 1803 von Paris aus an das 
preußiſche Kabinett ſandte. Der Entwurf iſt in ſachlicher und perſön⸗ 
licher Rüdficht ſeſſelnd. Er ift unter dem Eindrucke des Pariſer 
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nationalen Altertumsmuſeums entſtanden, das, eine Schöpfung der 
Revolutionszeit und des verdienſtvollen Lenoir, 1816 wieder aufgelöſt 
worden iſt und in kleinerem Rahmen im Musée Cluny wieder auf⸗ 
lebte. Der Plan Kotzebues ift bis heute nicht vollkommen durch⸗— 
geführt, vielmehr in einer ganzen Reihe von Sammlungen der Verwirk⸗ 
lichung nahegebracht worden. 

Perſönlich erregt der Plan Teilnahme, weil er den merkwürdigen 
Beziehungen des Dichters zum preußiſchen Hofe entſpringt, die der 
Vortragende in ihren einzelnen Abwandlungen von 1801 bis zu 
Kotzebues Tode vorführte. Beſonders merkwürdig iſt es, daß Kotzebue 
1802 antike Burlesken nach Art Offenbachs am preußiſchen Hofe durch 
Prinzen und Prinzeſſinnen zur Aufführung brachte. 

Zum Schluſſe legte Herr Baurat Kohte einen in der „Denkmal⸗ 
pflege“ erſchienenen Aufſatz vor, in welchem er Entwicklung und Beſtand 
der Kunſtdenkmäler im ehemals ruſſiſchen Polen behandelt. Für das 
Arbeitsgebiet des Vereins kommt beſonders der Zeitraum in Betracht, 
während dem, von 1793 bis 1807, Teile des Landes unter den Namen 
Neuoſtpreußen und Südpreußen mit dem preußiſchen Staate vereinigt 
waren. Auf feine in der Sitzung vom 10. März 1915 gegebenen 
Mitteilungen Bezug nehmend, nannte der Vortragende als Werke der 
Berliner Bauſchule die Verwaltungsgebäude von Kaliſch und das 
Schloß Chronſtow bei Koniecpol. Nachdem durch den nach Warſchau 
berufenen Geheimen Archivrat Warſchauer aus Danzig ein großer Teil 
der Schriftbeſtände der preußiſchen Verwaltung dort wiedergefunden 
worden iſt, ſtehen neue Aufſchlüſſe über jene Zeit zu erwarten. 


Sikung vom 8. März 1916. 


Zunächſt erörterte Herr Archivrat Dr. Klinkenborg die alte 
Streitfrage nach dem Orte des Übertritts Joachims II. zur proteſtan⸗ 
tiſchen Kirche am 1. November 1539. Im Anſchluß an den Auſſatz 
von Groß: Zeit und Ort der erſten evangeliſchen Abendmahlsfeier 
Kurfürſt Joachims II. im Jahrbuch für brandenburgiſche Kirchen⸗ 
geſchichte (1908) betonte der Vortragende, daß die Gründe, welche 
Steinmüller in feinem Buche: „Die Einführung der Reformation in 
die Kurmark Brandenburg“ zu feiner Stellungnahme für Berlin ver- 
anlaßt haben, nicht entſcheidend ſeien; daß die größere Wahrſcheinlich⸗ 
keit vielmehr für Spandau ſpreche, zumal wenn man die Art und 
Weiſe, in der damals die Abendmahlsfeier ſtattgefunden haben dürfte, 
berückſichtige. 

An der anſchließenden Diskuſſion beteiligten ſich die Herren Prof. 
Dr. Tſchirch und Droyſen. 

Den zweiten Teil des Abends füllte eine Mitteilung des Herrn 
Baurats Kohte über die Lützower Kirche in Charlottenburg. Das 
Dorf Lützow, noch bis in die neueſte Zeit Lütze oder Liezen geſchrieben, 
wurde 1239 dem Benediktiner⸗-Nonnenkloſter in Spandau bei deſſen 
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Gründung überwieſen (Krabbo, Regeften Nr. 655); die breite gerade 
Dorfſtraße, das Kennzeichen der deutſchen Beſiedelung, iſt in dem 
heutigen gleichnamigen Plage noch erkennbar. Da bei der geringen 
Hufenzahl die Straße nur eine mäßige Länge hatte, ſo war die Kirche 
ſehr geſchickt auf das Oſtende des Dorfangers geſetzt. Über ihre Ent⸗ 
ſtehung iſt nichts überliefert; erſt bei Einführung der Reformation 
wird fie als Tochterkirche von Wilmersdorf genannt. Der mittel⸗ 
alterliche Beſtand war im weſentlichen erhalten geblieben, ſo daß der 
Konſervator der Kunſtdenkmäler v. Quaſt 1844 empfahl, die damals 
zu treffenden Maßnahmen ou! eine ſchlichte Wiederherſtellung zu be⸗ 
ſchränken. König Friedrich Wilhelm IV. entſchied ſich hingegen für 
einen Erneuerungsbau, der nach einem Entwurfe Stülers 1848 bis 
50 ausgeführt wurde und in ſeiner Formenſprache der Auffaſſung der 
Schloßbauten in Babelsberg und Stolzenfels folgte. 1909 wurde dic 
Kirche abgebrochen, um einem größeren Neubau Platz zu machen. Dem 
vom Standpunkte der Denkmalspflege gemachten Vorſchlage, ſie zu er⸗ 
halten und mit dem Neubau zu verbinden, wurde keine Folge gegeben, 
da die Kirchengemeinde einen einheitlichen Neubau wünſchte. So wurde 
das Bauwerk, das ſich mit dem Baumbeſtande des ehemaligen Fried⸗ 
hofs zu einem reizvollen Bilde verband, vernichtet, ohne daß jedoch 
etwas Gleichwertiges oder Beſſeres an die Stelle des Alten trat. Für 
Anfertigung von Aufnahmen des Bauwerks wurde ſeitens des Bors 
tragenden geſorgt; insbeſondere wurden die Einzelheiten des um die 
Mitte oder in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts entſtandenen 
Ziegelbaues beim Abbruch feſtgeſtellt. 

Herr Profeſſor Droyjen beſtätigte aus eigener Erinnerung, welch 
gefälliges Bild die Kirche und der Platz in den 60 er Jahren dar⸗ 
boten, als die umgebenden Häuſer das Gepräge der Zeit 1 
Wilhelms IV. noch unverändert bewahrt hatten. 


Dettes ; ; 


Sifung vom 12, April 1916. Le 


Herr Prof. Dr. Bola ſprach über einen im Jahre 1776 ent⸗ 
ſtandenen Plan einer Mitregentſchaft des Prinzen Heinrich, des 
Bruders Friedrichs des Großen, nach dem Regierungsantritt Friedrich 
Wilhelms II. Zunächſt erläuterte der Vortragende, an der Hand 
des politiſchen Teſtaments von 1752, die allgemeinen Anſchauungen 
des Königs Über eine vormundſchaſtliche Regierung und warf einen 
Rückblick auf die Anordnungen, die Friedrich vor Beginn und während 
des Siebenjährigen Krieges für einen ſolchen Fall getroffen hatte. 
Danach war ſchon damals Prinz Heinrich als Vormund mit un⸗ 
umſchränkter Vollmacht für ſeinen minderjährigen Neffen auserſehen. 
Bei dem Plane der Mitregentſchaft, der im Februar 1776 zwiſchen 
dem Konig und feinem Bruder erörtert wurde, handelte es ſich nicht 
um eine Joie Einſetzung des Prinzen zum Regenten, vielmehr 
nur um ein bereinkommen, nach dem Friedrich ſeinen Bruder in alle 
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Staatsangelegenheiten einweihen und damit inſtand ſetzen wollte, 
auf Grund ſeiner Sachkenntnis die Regierungsgeſchäfte zu leiten. Die 
beſonderen Umſtände, die zur Entſtehung dieſes Planes führten, liegen 
begründet einmal in dem perſönlichen Verhältnis zwiſchen Oheim und 
Neffe, in der Überzeugung Friedrichs, daß der Thronfolger dem ihm 
dereinſt zufallenden Herrſcheramt nicht gewachſen ſei, ſodann in der 
ſchweren Krankheit, die den König während des Winters 1775/76 
heimgeſucht und in dem Glauben beſtärkt hatte, daß ſeine Erdentage 
gezählt ſeien. Schließlich und ausſchlaggebend kommt die Nachricht 
in Betracht, die ihm auf geheimem Wege von der Abſicht der Öfter- 
reicher zugegangen war, ſofort nach ſeinem Tode Preußen mit Krieg 
zu überziehen. Wenn auch nicht in urſächlichem, ſo doch in geiſtigem 
Zuſammenhange ſteht mit dieſem Regentſchaftsplane die nachweislich 
etwas ſpäter, im April 1776 verfaßte Denkſchrift König Friedrichs, 
das „Exposé du gouvernement prussien“, das fic) als drittes in der 
Reihe ſeiner politiſchen Teſtamente kennzeichnet. Mit einem kurzen 
Überblick über die drei Teſtamente von 1752, 1768 und 1776 ſchloß 
der Vortragende ſeine Ausführungen. Sie werden im „Hohenzollern⸗ 
Jahrbuch“ veröffentlicht werden. 

Herr Geh. Archivrat Dr. Bailleu ſprach im Anſchluß an die 
im Austauſch eingegangenen Zeitſchriften über den von dem Verein 
für Geſchichte von Oft- und Weſtpreußen herausgegebenen Briefwechſel 
von J. G. Scheffner, deſſen erſter Band vorliegt. Er erwähnte ins⸗ 
beſondere ein ausführliches Schreiben Scheffners an den Prinzen- 
erzieher Delbrück aus dem Oktober 1807, das über König Friedrich 
Wilhelm III. ſehr hart urteilt, während von Königin Luiſe darin in 
Worten wärmſter Anerkennung geſprochen wird. 

Endlich wies Herr Prof. Dr. Droyſen auf die Eintragungen 
in das Minutenbuch vom 31. Mai 1740, dem Todestag Friedrich 
Wilhelms I., hin. Es ergibt ſich, daß von den zur Unterſchrift vor- 

elegten Schriftſtücken der König noch zwei Kabinettsorders ſelbſt unter⸗ 
Sin hat, die Privatbriefe zurückgelegt worden find, die letzten 

der Kronprinz auf Befehl des Könias unterzeichnet hat. Eine 
im Geh. Staatsarchiv befindliche Kabinettsorder hat die Unterſchrift: 
Auf Sr. Königl. Majeſtät allergnädigſten Befehl von dem Kronprinzen 
unterſchrieben. Friedrich. Der Vortragende wies auf dieſen kleinen, 
aber für den König bezeichnenden Zug hin, wie er erft alle Regierungs- 
geschäfte erledigte, ehe er zugunſten ſeines Sohnes abdankte. 


Sikung vom 10. Mai 1916, 


Herr Geh. Regierungsrat Prof. Dr. Hintze ſetzte ſeine Mit⸗ 
teilungen und Erläuterungen des politiſchen Teſtamentes Friedrichs des 
Großen vom Jahre 1768 fort. Er beſprach insbeſondere die wechſeln⸗ 
den Anfichten des Königs über die Machtverhältniſſe der Großmächte 
und die möglichen Beziehungen Preußens zu ſeinen Nachbarn, nament⸗ 
lich unter Berückſichtigung der militäriſchen Geſichtspunkte. 
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Sodann wies Herr Proſeſſor Droyſen darauf hin, daß die 
einzige Schilderung des Rheinsberger Hofes von 1736 — 1740 durch 
einen Augenzeugen, die in Bielfeld's Lettres familières et autres 
vorliegt, infolge der viel ſpäteren Abfaſſungszeit (Sommer 1761) und 
der für die Darſtellung gewählten Form nur einen ſehr bedingten 
Wert hat, daß dagegen die Briefe des Kronprinzen ſelbſt und die 
Antworten der Königin auf ſeine nicht mehr vorliegenden ſehr zahl⸗ 
reichen Briefe uns das Leben und Treiben in Rheinsberg und vor 
allem den Kronprinzen ſelbſt viel unmittelbarer vorführen, daß die 
Grundſtimmung, die aus allen ſeinen Briefen hervortritt, die der 
„tranquillité und repos“, die er endlich hier in feinem „Sansſouci“ 
gefunden hat, iſt, daß dieſer Aufenthalt, den er noch im Mai 1740 
für längere Zeit zu genießen hoffte, ein unerwartetes Ende durch die 
Stafette fand, die in der Nacht vom 27./28. Mai aus Potsdam in 
Rheinsberg eintraf und ihn zum ſterbenden Vater rief. 


Sihung vom 14. Juni 1916. 


Stadtarchivar Dr. Kaeber fprad über die geijtigen Grundlagen 
des politiſchen Katholizismus in Deutſchland. Wie alle Studien zur 
modernen Parteigeſchichte müſſen auch die zur Geſchichte der Zentrums⸗ 
partei davon ausgehen, die geiſtigen Strömungen und Beſtrebungen 
zu verfolgen, welche die eine Baſis bilden zur Entwicklung einer 
Partei im parlamentarifchen Sinne. Gerade beim Zentrum iſt hier⸗ 
auf beſonderer Nachdruck zu legen, da ihm eine breite, in der ſozialen 
Gliederung des Volkes beruhende Grundlage fehlt, wie ſie die Kon⸗ 
ſervativen im Gutsbefitzer⸗ und Bauernſtand, die Sozialdemokraten 
in der Arbeiterſchaft, die liberalen Parteien im ſtädtiſchen Bürger⸗ 
tum befitzen. | 

Die katholiſche Aufklärung endet nach hervorragenden geiſtigen 
Leiſtungen in einer Zerſetzung aller poſitiven Dogmatik und in Unter⸗ 
werfung der zur vernünftigen Anſtalt gewordenen Kirche unter dem 
aufgeklärten Abſolutismus. Dieſe Entwicklung erreicht ihren Höhe⸗ 
punkt in der franzöſiſchen Revolution, zu deren Wirkungen auf 
Deutſchland der Untergang der geiſtigen Fürſtentümer gehört. Eben 
dieſe Vernichtung ihrer bisherigen Machtgrundlage aber bringt die 
deutſchen Biſchöfe, freilich ſehr allmählich, dazu, den verlorenen Halt 
durch Anſchluß an Rom zu erſetzen. Parallel damit geht eine innere 
Wandlung, die vielfach unmittelbare Reaktion gegen die unerwarteten 
Ausſchreitungen der Aufklärung in der großen Revolution bedeutet. 
Beifpiel für dieſe Entwicklung iſt der Weihbiſchof Zirkel von Würz⸗ 
burg, der vom Kantianer zum Verteidiger des Mönchtums und der 
internationalen Einheit der Kirche wird. 

Eine zweite Gruppe unter den Vorbereitern der katholiſchen 
Wiedergeburt des 19. Jahrhunderts bilden die altkirchlichen Kreiſe, 
die der Aufklärung ſtets freundlich gegenübergeſtanden SE durch 


16 Sitzungsberichte. 


die Verfolgungen der Revolutionszeit fih mit neuem Kampfeseifer 
erfüllten und als Märtyrer ihres Glaubens in den Augen des noch 
kirchentreuen ſüdweſtdeutſchen Landvolkes erſchienen. Sie find bie: 
jenigen, deren Schüler die Kerntruppen des neu erwachenden Ultramon⸗ 
tanismus werden, die zugleich deſſen erſte Organiſation und durch 
ihre Zeitſchrift „Der Katholik“ ein wirkſames literariſches Organ für 
ihre Kämpfe gegen den Indifferentismus, gegen die nationalkirchlichen 
Ideen der Weſſenbergianer und gegen das Kirchenregiment des auf⸗ 
geklärten Staates ſchaffen. Die Männer, die für dieſen Kreis typiſche 
Vertreter find, der Mainzer Biſchof Colmar und fein Seminardirektor 
Liebermann, die ſpäteren Biſchöfe von Straßburg und Speyer, Raf 
und Weiß, ſtehen in engem Zuſammenhang mit dem weſteuropäiſchen 
Ultramontanismus Frankreichs und Belgiens, ihr Organ, „Der 
Katholik“, ift der eifrigſte Verbreiter der Ideen de Maiſtres, Bonnalds 
und Lamennais'. 

Die dritte Quelle des erſt ſchwachen, ſeit 1848 mächtig an⸗ 
ſchwellenden Stromes, der das Schiff der Kirche aus der Gebunden⸗ 
heit des 18. Jahrhunderts zur Freiheit und alsbald zum Kampf um 
die Herrſchaft führt, iſt die Romantik. Urſprünglich wohl religiös, aber 
keineswegs katholiſch oder gar ſtreng kirchlich gerichtet, biegt fie in 
ihrem einen Zweige zum mittelalterlichen Kurialismus um, ähnlich 
wie ſie politiſch zur Vorkämpferin ſtändiſcher Gebundenheit wird. Für 
die Kirche bedeutet dieſer Zuzug weit mehr als den Gewinn einzelner 
Konvertiten oder nach jugendlichen Verirrungen Zurückgekehrter; er 
bedeutet ihren Bund mit führenden geiſtigen Kräften der Zeit, eine 
Erneuerung der katholiſchen Theologie, eine Neubelebung der innigen, 
mehr gemütvollen als dogmenſtarren Liebe zur Kirche. Die Programm⸗ 
ſchrift dieſes romantiſchen Katholizismus war Chateaubriands „Genie 
du Christianisme“, die in Deutſchland nicht minder ſtark wirkte wie 
in Frankreich. Das charakteriſtiſchſte deutſche Erzeugnis dieſer Rih- 
tung iſt des Konvertiten Friedrich Leopold Stolbergs neunzehnbändige 
„Geſchichte der Religion Jeſu Chriſti“. 
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— A Beachtung der inneren Seiten des Amſchlags wird gebeten. 


Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 
Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 
die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußziſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 
abgeſchloſſene „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde“ 
Erſatz bieten. 

Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 
verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte“ vom 1. Oktober 1914 ab Herrn Dr. Klinkenborg, 
Archivrat am Geheimen Staatsarchiv (Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40), 
welchem Seine Exzellenz Herr Profeſſor Dr. v. Schmoller und Herr Profeſſor 
Dr. Hintze als Vertreter des Vereins erforderlichenfalls ihren Beirat leihen. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preubifden Geſchichte“ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zwanzig 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be⸗ 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück⸗ 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


preisermäßigung. 


Den , Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus⸗ 
nahme von Band 1 und 2. die vergriffen ſind, und von Band 10 und 12, 
die nur noch in wenigen Exemplaren vorhanden ſind und etwas höher zu 
ſtehen kommen) zum Preiſe von 1 M. für den Band bei dem Vereinsmit⸗ 
glied Herrn Geheimen Archivrat Dr. Bailleu (Berlin, Geh. Staatsarchiv) zu 
haben ſind. 

Zugleich hat die Verlagsbuchhandlung von Duncker & Humblot für 
die Mitglieder des Vereins bis auf Widerruf folgende Preisermäßigung 
beim Bezug der bisher erſchienenen Bände der „Forſchungen zur Branden⸗ 
burgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ eintreten tajien; Es wird geliefert 
(exkl. Portovergütung): 

Band I—XII zufammen für 48 M. (ftatt 144 M). 

Jeder dieſer Bände (zwei Hefte umfaſſend) einzeln für 5 M. — Der 

Bezug kann durch eine Sortimentsbuchhandlung geſchehen. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausſchließlich an den Bibliothekar, Herrn Prof. Dr. Hofmeiſter, 
Hiſtoriſches Seminar der Univerſität, Berlin W 56, Schinkelplatz 6, zu 
ſenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt find, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Archivrat 
Dr. Klinkenborg, Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40, erbeten. 


Verlag von Dunder & Humblot, München und Leipzig. 


Mantes Meiſterwerke. 

Klaſſiker⸗Ausgabe in 10 Bänden. 
Deutſche Geſchichte. 
Die römiſchen Päpſte. 


Wallenſtein. 
Kleinere Schriften. 


Seit Goethes, Hegels und Schleiermachers Tode hat es teine Heroen; 
leiſtungen ſittlicher und zugleich univerſal gerichteter Geiſteskultur mebr bei 
uns gegeben — mit einer Ausnahme vielleicht: dem Feuerfunken, den uns 
Ranke durch die Verkündung des objektiven geſchichtlichen Forſchungsziels aus 
der oberen Welt herabholte. ... Erft jetzt deit Ranke) können wir die Ge- 
ſchichte zum Verſtändnis der begenwärtigen Probleme bis in ihre Tiefen 
gebrauchen.” Paul Nohrbach, Weltpolitiſches Wanderbuch 1916. 


„. . . Jetzt ift die Zeit, Geſchichtswerke zu leſen! Afo vor allen andern 
Ranke! Druck und Ausſtattung ſind überaus ſauber und wohltuend.“ 
, Prof. Dr. theol. Rade, Marburg. 


. Braucht zum Rubme des Fürſten unter den Geſchichtſchreibern auch 
nur E Wort gefagt zu werden? nie prächtigen Bände werden jeder 
Bücherei zur Zierde gereichen.“ Neue Freie Preſſe. 


Wohlfeile Ausgabe: 


In! 10 Pappbänden 36 Mark. In 10 Leinenbänden 46 Mark. 


Vorzugs⸗ Ausgabe: 
Auf Hadernpapier in 200 numerierten Exemplaren. Kart. in Buntpapier 
100 Mark. In Halbfranzbänden 240 Mark, in Maroquin 300 Matt. 


Die Herſtellung dieſer Vorzugsausgabe geſchah unter 
der Leitung von Hans von Weber in München. 


Ausführliche Proſpekte mit Nantes farbigem Bild koſtenfrei. 


Verlag von Duncker & Humblot, München und Leipzig. 
Totes und lebendes Völkerrecht. 


Von Profeſſor Dr. Paul Eltzbacher, 
Nektor der Handels hochſchule Berlin. 
Preis 1 M. 20 Pf. 

Dieſe fachlich und leidenſchaftslos angeftellte Unterfuchung führt den Nad- 
weis, daß br völke rrechlichen Vereinbarungen vor dem ei du uft 1914 durch 
dieſen Krieg außer Kraft geſetzt find. Die zahlreichen, von allen Beteiligten 
begangenen Völkerrechts verletzungen, Gefangennahme der webrfähigen t. 
kämpfer, Nichtbezahlung der `~ uslandsforderungen, Abſperrung vom Welt. 
verkehr, Sperrung des feindlichen Handels durch Minen, Verſenkung von 
bewaffneten und unbewaffneten feindlichen Handelsſchiffen ohne beſondere An- 
kündigung, Abwerfen von Bomben auf bewehrte und unbewehrte Städte, find 
. einer neuen Kriegfüprung. eer Krieg hat den Grundfag, 

daß Krieg nur gegen das feindliche Heer geführt wird, unwiderruflich befeitigt 
Lund iſt von einem Kampf der Heere zu einem Kampf der beiderſeitigen Volks. 
e ganzen körperlichen, wirtſchaftlichen und ſeeliſchen Kräfte der Völker 
eworden. 
S Das neue Völkerrecht, der Kampf gegen das feindliche Volk, ag uns. 
von nun au, welche Kriegsmittel wir anwenden dürfen; die Staatsklugheit 
wird uns ſagen, inwieweit es für uns zweckmäßig iſt, ſie anzuwenden. 


Aland. 


Schwediſche Stimmen über die militärpolitiſche 
Bedeutung der finniſchen Inſelgruppe. 
Aberſetzt und eingeleitet von Wilhelm Habermann. 
Preis 2 Mark. 


Rußland hat entgegen dem Friedensvertrag von 1856 die Aland. Inſeln, 
die bekannte Brücke zwiſchen Finnland und Schweden, zu befeſtigen begonnen 
und feine militäriſche Macht in bedrohlichſte Nähe der ſchwediſchen Hauptſtadt 
gebracht. Wie man in denjenigen Teilen des ſchwediſchen Volkes, die ſeiner 
nationalen Selbſtändigkeit bewußt und für die Gefahren, die dieſer Selb ändig · 
keit drohen, nicht blind find, über das Vorgehen Rußlands und die Schritte, 
die zum Schutze der gefährdeten Freiheit Schwedens erforderlich find, denkt, 
zeigen die Äußerungen ſchwediſcher Politiker, die im März und April 1916 
zum größten Teil an leitender Stelle in der Stockholmer Zeitung Aftonbladet” 
und in einer ſchwediſchen Buchausgabe erſchienen find. 


Die Möglichkeit eines Weltrechts. 
Von Ernſt Zitelmann, 
Geb. Juſtizrat, o. Profeffor der Rechts wiſſenſchaft an der Univerfität Bonn. 


Anveränderter Abdruck der 1888 erſchienenen Abhandlung nebſt einem Vor⸗ 
und einem Nachwort von 1916. 


Preis 1 Mark 20 Pf. 


Die rechtliche Annäherung He dem con Reich und feinen Ver- 
bündeten, für Die diefe Abhandlung ſchon im Jahre 1888 eintrat, darf heute auf 
ein größeres und raſcheres Ergebnis hoffen, als felbft Kühnheit vor 28 Jahren 
erwarten durfte. 

Die Anterſuchung, die den rein wiſſenſchaftlichen Zweck verfolgt, feſtzuſtellen, 
wie weit ein gemeinſames Recht zwiſchen den verſchiedenen Staaten möglich 
und wünſchenswert fet, ift der erfte wiſſenſchaftliche Verſuch über die Rehte- 
vereinheitlichung überhaupt, über ihre begrifflichen Grundlagen, ihre Möglichkeit 
und ihren Wert. Sie tritt als notwendige Ergänzung neben die im Mittel- 
punkt des Intereſſes ſtebende Erörterung der Frage der wirtſchaftlichen 
Annäherung der Zentralmächte. 

Ein neues Nachwort mit literariſchen und kritiſchen Zuſätzen macht die 
Schrift zu einem wertvollen Beitrag zur Löſung der mitteleuropäiſchen Frage. 


— 


DPiererſche Sofbubbruderet Stephan Geibel & Co, in Altenburg. 
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Am Beachtung der inneren Seiten des Amſchlags wird gebeten. 


Als „Neue Folge“ der in zwanzig Bänden vorliegenden „Märkiſchen 
Forſchungen“ des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg wollen 
die „Forſchungen zur Brandenburgifden und Prenßiſchen Geſchichte“ 
in dem erweiterten Rahmen zugleich für die mit dem Jahrgang 1883 
abgeſchloſſene „Zeitſchrift für Preußiſche Geſchichte und Landeskunde 
Erſatz bieten. 

Der „Verein für Geſchichte der Mark Brandenburg“ übertrug die 
verantwortliche Redaktion der „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und 
Preußiſchen Geſchichte“ vom 1. Oktober 1914 ab Herrn Dr. Klinkenborg, 
Archivrat am Geheimen Staatsarchiv (Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40), 
welchem Seine Exzellenz Herr Profeſſor Dr. v. Schmoller und Herr Profeſſor 
Dr. Hintze als Vertreter des Vereins erforderlichenfalls ihren Beirat leihen. 

Die „Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ 
gelangen zweimal jährlich in je einem Halbband von ungefähr zwanzig 
Bogen zur Ausgabe. Die Mitteilungen über „Neue Erſcheinungen“ am 
Schluß jedes Halbbandes werden in der Form von Anzeigen oder Be: 
ſprechungen die einſchlägigen wiſſenſchaftlichen Erzeugniſſe der nächſtzurück— 
liegenden Monate in möglichſter Vollſtändigkeit zu verzeichnen ſtreben. 


Preisermäßigung. 


- Den Mitgliedern des Vereins für die Geſchichte der Mark Branden: 
burg zeigen wir noch an, daß die „Märkiſchen Forſchungen“ (mit Aus- 
nahme von Band 1 und 2, die vergriffen ſind, und von Band 10 und 12, 
die nur noch in wenigen Exemplaren vorhanden ſind und etwas höher zu 
ſtehen kommen) zum Preiſe von 1 M. für den Band bei dem Vereinsmit⸗ 
glied Herrn Geheimen Archivrat Dr. Bailleu (Berlin, Geh. Staatsarchiv) zu 
haben ſind. 

Zugleich hat die Verlagsbuchhandlung von Duncker & Humblot für 
die Mitglieder des Vereins bis auf Widerruf folgende Preisermäßigung 
beim Bezug der bisher erſchienenen Bände der „Forſchungen zur Branben- 
bumifden und Preußiſchen Geſchichte“ eintreten laffen. Es wird geliefert 
(exkl. Portovergütung): 

Band I—XII zuſammen für 48 M. (ſtatt 144 M.). 

Jeder dieſer Bände (zwei Hefte umfajjend) einzeln für 5 M. — Der 

Bezug kann durch eine Sortimentsbuchhandlung geſchehen. 


Alle dem Verein im Tauſchverkehr zugehenden Schriften bitten wir 
hinfort ausſchließlich an den Bibliothekar, Herrn Prof. Dr. Hofmeiſter, 
Hiſtoriſches Seminar der Univerfitat, Berlin W 56, Schinkelplatz 6, zu 
ſenden. 

Sendungen und Zuſchriften, die für die Redaktion der „Forſchungen“ 
beſtimmt ſind, werden ausſchließlich an die Adreſſe des Herrn Archivrat 
Dr. Klinkenborg, Berlin-Steglitz, Arndtſtr. 40, erbeten. 


Verlag von Duncker & Humblot in München und Leipzig 


Rankes Meiſterwerke 


Klaſſiker-Ausgabe in 10 Bänden 


Deutſche Geſchichte / Die rômifhen Päpſte / Wallenſtein / 
Kleinere Schriften 


Wohlfeile Ausgabe in 10 modernen Pappbänden 36 M.; in 10 Leinen. 
bänden 46 M. / Vorzugs Ausgabe in 10 Bänden kartoniert der 
Band 10 M.; Halbfranz je 24 M.; Ganzleder je 30 M. 


Ausführlicher Proſpekt von jeder Buchhandlung oder unmittelbar vom 
Verlag zu beziehen. 


„Man kann nach Temperament und Geſchmack dieſen oder jenen anderen 
großen deutſchen Geſchichtſchreiber lieber leſen als Ranke, aber ſobald man 
ernſthaft zu werten hat, wird man in Rante doh den eigentlichen Meiſter 
feben. . .. Die tiefe innerlich lebendige Ruhe feines Betrachtens, das vor- 
nehme Abwägen, die Fähigkeit, auch beim Verſenken ins einzelne das Gefühl 
des großen durchgehenden Zuges einer Entwicklung zu erhalten, die Durch⸗ 
drängtheit mit Ewigkeit — all das Weite, Klare, Sorgſame, Deutſche ſeines 
Weſens ſtrömt aus feinen Werken auf den Lefer über.. Darum wünſchen 
wir, daß die neue Volksausgabe von Ranke recht weite Verbreitung finde.“ 

Kunſtwart 1916. 


„. . . Jetzt ift die Zeit, Geſchichtswerke zu leſen! Afo vor allen anderen 
Ranke! Druck und Ausſtattung ſind überaus ſauber und wohltuend.“ 
Prof. D. theol. Rade, Marburg, in der „Chriſtl. Welt.“ 


„. . . Braucht zum Ruhme des Fürſten unter den Geſchichtſchreibern 
auch nur ein Wort geſagt zu werden? Dieſe prächtigen Bände werden jeder 
Bücherei zur Zierde gereichen.“ Neue Freie Preſſe. 


Rankes Weltgeſchichte 


Neue Textausgabe in 4 Bänden / Aber 3000 Seiten Lex. 8° 


Preis der 4 Bände: 
in Leinen 28 M.; in Halbleder 36 M.; broſchiert 20 M. 


„Es war eine letzte literariſche Großtat“, ſagt Rankes Biograph Alfred 
Dove, „der würdigſte und ngtürlichſte Abſchluß gerade feiner Hiſtoriographie, 
wenn Rante es unternahm, auf Grund feiner Hefte, feiner Studien überhaupt, 
- zugleich jedoch mit Rückſicht auf die geſamte neueſte Forſchung anderer und 
vor allem in ſteter friſcheſter Berührung mit den Quellen ſelbſt, jene Mär der 
Weltgeſchichte, die er ſchon als Jüngling aufzufinden getrachtet, mit dem be⸗ 
ſchaulichen Anteil reiffter Lebensweisheit zu erzählen.“ 


Proſpekt mit ausführlichem Inhaltsverzeichnis koſtenfrei. 


Verlag von Duncker & Humblot, München und Leipzig. 


Werner Sombart 
Der moderne 


Kapitalismus 


Hiſtoriſch⸗ſyſtematiſche Darftellung des geſamteuropäiſchen 
Wirtſchaftslebens von ſeinen Anfängen bis zur Gegenwart 


Zweite, neugearbeitete Auflage 
Erſter Band. Gr. 8“. XXVI, 919 S. 


Ein halbes Menſchenalter nach dem Erſcheinen der erſten Auflage dieſes 
feit JO Jahren vergriffenen, viel gepriefenen und viel befehdeten Werkes, 
dus den nachhaltigſten Einfluß auf die Nationalòôfonomie der letzten 
JS Jahre ausgeübt hat, liegt nunmehr der erfte, faft tauſend Seiten - 
ſtarke Band der zweiten Auflage vor. / Von dem früberen Text iſt 
kaum ein Jehntel wieder verwendet. Das neue Werk verſucht ein Bild 
von der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung der curopäifhen Volker 
von ibren Anfangen bis zur Gegenwart zu geben, in den unermeßlichen 
Reichtum der Ein zelerſcheinungen einzuführen und durch ſyſtematiſche 
Strenge den Überblick in jedem Stadium der Darſtellung zu bewahren. 
Es it ein machtiges gelehrtes Werk, mit dem ganzen Nüftzeug der 
modernen Geiſteswiſſenſchaften gearbeitet, und gleichzeitig das grof: 
zuͤgigſte Kompendium und Lehrbuch der Nationale fonomie nach dem 
heutigen Stand der Wiſſenſchaft. / Der erſte Band enthält neben 
einer begrifflich grundlegenden Einleitung die Darftellung der vor. 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft und der hiſtoriſchen Grundlagen des modernen 
Kapitalismus, wahrend der ganze, umfangreiche zweite, völlig neu- 
geſchriebene Band, der ſich im Druck befindet und im Jahre 1917 er⸗ 
ſcheinen wird, der Darſtellung des Wirtſchaftslebens im Zeitalter 
des FrubFapitalismus gewidmet yt. Ein dritter, fpater 
erſcheinender Band ſoll dann die Vollendung, das 
Jeitalter des Hochkapitalismus, ſchildern. 
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